NUN 














+ 
d ’ vun 
— »⸗ . - [2 
ur “ 
. — — 
wi * 

⸗⸗ 

IL 

so 
. * 





EuropüiſcherGeſchichtskalender. 


Fünfter Jahrgang. 1864. 


Herausgegeben 


H. Shulthess. 


Motto: farta loquuntur. 


x 
aa ar ste, AS. N en Nenn 
URDEEHEST TI 


Nördlingen. 
Trud und Terlag der & 9 Beck'ſchen Buchhandlung. 


1865 


I. 
Ehronik 
ber 
wichtigften Ereignifie 


im 


europäiſchen Staatenfpfleme 
(BDeutfch -dänifcher Arieg. Londoner Eonferenz) 


im 


Jahre 1864. 





Digitized by Google 


1. Jan. (Italien). Der König Spricht beim Neujahrsempfang fein Bebauern aus, 


— 
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daß das Jahr 1863 Feine günjtige Gelegenheit für die Erlöfung Italiens ge: 
boten babe, meint aber, daß am Horizonte das Jahres 1864 europäiiche Ver: 
widelungen von allerdings noch unbejtimmter Gejtalt fich zeigten, bie Teicht 
bie erwünichte Gelegenheit bieten fünnten. 

,„ (Deutfhland. — Bundestag). Die Bundesverfammlung lehnt ben An- 
trag Deiterreihs, den Herzog Friedrich aus Holjtein zu entfernen, mit 9 
gegen 7 (reſp. mit 10 gegen 6) Stimmen ab. 

» (Deutihland — Holjtein). Der Ausihuß des Landescomite fordert 
zu Bildung von Schleswig:Holjtein-Vereinen im ganzen Rande auf. 

„ Merico). Die Regentichaft entjegt die in Folge des Ercommunications- 
becretes des Erzbiſchofs Labajtida wibderjpenjtigen Richter ihrer Stellen und 
trifit neue Ernennungen, 

.„ (Franfreid). Entdeckung des Complotts Grecco und Gen. gegen das 
Leben des Kaiſers. 

» (Deutihland. — Bayern) geftattet neuen Schleswig-Holftein-Bereinen 
die Sammlung von Beiträgen nur unter der ausdrüdlichen Bedingung, baß 
diejelben nicht an den 36er Ausſchuß in Frankfurt abgeliefert werden dürfen. 

» (Deutihland, — Sachſen). Entſchiedene Antwort Beuſts auf eine 
grobe Note des engliihen Gejandten bezüglid Schleswig-Holſtein. 

«e (Zürktei. — Donaufürftentbümer). Fürft Couza genehmigt bas Säcu- 
larifationsdecret der Nationalverfammlung bezüglich der griechiſchen Klöfter. 
Die öffentlihe Meinung erflärt fih dafür und die rumänifche Geiftlichfeit 
leiftet der Bewegung Vorſchub. 

.» (Deutihland — Holftein). Sämmtlide Städte des Landes ohne 
Ausnahme haben nah und nah Hulbdigungsdeputationen an den Herzog 
Friedrich nach Kiel geſendet. 

» (Branfreih) erfärt in einer Circulardepeſche an bie deutſchen Regierungen 
den Londoner Vertrag von 1852 für ein ohnmächtiges Werf. 

» (Deutihland. — Holftein). Die Bundescommifjäre bejeitigen bie bis— 
berige — Regierung in Plön und ſetzen eine herzogliche Landesregierung 
in Kiel ein. 

» (Türkei). Die Pforte proteſtirt gegen das Kloſter-Säculariſationsdecret 
Couza's und wird darin von England, Dejterreih, Preußen und Rußland 
unterftüßt. 

-» (Deutfhland. — Hannover). Gine große Landesverfammlung in 
Hannover beichliekt eine Abrejje an ben König für Schleswig:Holftein. Der 
König lehnt es ab, die damit beauftragte Deputation zu empfangen. Das 
Miniſterium verbietet die Verbindung der Schleswig: Holjtein : Vereine bes 
Landes unter fich oder mit dem 36er Ausihuß in Frankfurt. 


- „ Grankreich). Thiers eröffnet die Adreßdebatte im gejeßgebenben Körper 


mit einer glänzenden Rebe, 

CGeſterreich). Die Regierung verlangt vom ir die Bewilligung 

eines außerordentlihen Credites von 10 Mill. ©. für bie Ausführung ber 

Bumbdeserecution in Holftein. 
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12. Jan. (Italien). Die Deputirtenfammer befchließt mit 150 gegen 46 Stimmer: 
die Verlängerung des Brigantengefepes bis Ende April und votirt ein Dar: 
lehen von 1 Mill. 2. für Heritellung von Landjtrapen in ber von den Bri— 
ganten vorzüglich heimgefuchten Provinz Bajilicata. 

„nr (Belgien). In Brügge unterliegen bei den Wahlen zum Repräfentanten= 
Haus die Megierungscandidaten ber clericalen Partei. Die Majorität Der 
minifteriellen ‘Partei im Repräſ.-Haus ift dadurch eine zweifelbafte geworden 
und das Minifterrum bietet deshalb dem König feine Entlafjung an. Lange 
Miniſtercriſis. | 

13. „ (Preußen). Das Abg.-Haus verweigert neuerdings mit 280 gegen 35 Stim: 
men bie im Budget für 1864 von ber Regierung angejegten Summen für 
bie Armeereorgantfation. 

14. „ (Deutfchland. — Bundestag). Der öfterreichifchpreußifche Antrag bez. 
Schleswig wird mit 11 gegen 5 Stimmen abgelehnt; ber Antrag Heſſen- 
Darmftadts bleibt in dev Minderheit. Dejterreich und Preußen erflären, die 
Angelegenheit nunmehr allein ohne den Bund in die Hände nehmen zu wollen... 
— “ Bayerns. 

„(Frankreich). Adreßdebatte des geſetzgebenden Körpers. Thiers vertheidigt 
das Amendement der Oppoſition bezüglich der offiziellen Candidaturen. Es 
wird mit 198 gegen 44 Stimmen verworfen. 

15. „ GDeſterreich). Interpellation Rechbauers im Abg.-Hauſe bezüglich der 
undeutſchen Politik der Regierung gegenüber Dänemark. 

„(Deutſchland. — Baden). Die Regierung beſchließt, alle Maßregeln, 

welche einer Mobiliſirung des geſammten badiſchen Armeecorps vorhergehen 

müſſen, ſofort eintreten zu laſſen. 

(Italien). Garibaldi ſetzt durch ein Manifeſt ein Central-Actions-Comité 
ein. Die Regierung belegt alle Blätter, die dasſelbe bringen, mit Beſchlag 
und erläßt ein Gircular an bie Präfecten gegen bie Umtriebe der Actionspartei. 
— „ (Rußland). Entlafjung des legten Gouverneurs polnischer Nationalität 

im Königr. Polen. Dasjelbe ift in ben Spiken der Verwaltung nummebr 
wieder vollſtändig ruſſificirt. 

16. „ (Defterreih und Preußen) richten an Dänemark die Sommation, bie 

Berfafjung für Dänemarf-Schleswig v. 18. Nov. 1863 binnen 48 Stunden | 

wieber aufzuheben. 

(Rupland). Die Regierung beginnt in Polen Loyalitätsadreffen einzu= 
ziehen, zuerft von den Juden und Kaufleuten, dann von den Beamteten, 
endlich von ben Abelscorporationen, 

18. „ (Danemark) lehnt das Verlangen Defterreihs und Preußens, bie neue 
Berfaffung für Dänemark-Schleswig ſofort außer Kraft zu fegen, einfach ab 
und kann ſich noch nicht dazu entjchließen, Defterreih und Preußen, wie 
England dringend wünfchte, wenigitens zu erklären, daß es bereit fei, den 
Reichsrath ſofort einzuberufen, um die Verfaffung v. 18. Nov. in conftitutio- 
neller Weife abzujchaffen. 

„ (England) ſchlägt Tranfreih und den übrigen Theilnehmern bes Londoner 
Bertrags gemeinjame Schritte bebufs Sicherung der Antegrität ber bänifchen 
Monarchie und zwar eventuell auch durch materielle Unterftügung Dänemarks vor. 

18/20. Jan. (England) verlangt zuerft von Defterreih und dann von Preußen 
bie förmlihe Erflärung, daß fie an dem Princip der Integriät der däniſchen 
Monardie fejthalten. 

18. Jan. (Italien). Die Regierung legt dem Parlament einen Gefeßesentwurf 
bezüglich Unterdrüdung ber geiftl. Körperichaften u. Aufhebung des Zehntens vor. 

19. „ (Deutſchland. — Bundestag). Berubigende Erklärung Dejterreichs 
und Preußens, 

»  » (Preußen). Das Abg.- Haus verwirft ben Negierungsantrag auf Abän: 
berung des Art. 99 der Verfaſſung (Beichränfung des Bubdgetbewilligungs: 
vechtes) mit allen gegen bie Stimmen ber feubalen Fraction, 
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19. Jan. (Deutfhland. — Württemberg). Die II. Kammer bejchließt ein: 
. fimmig, die Regierung dringend zu erfuchen: 1) dem beutichen Bunde zu 
Sicherung ber Rechte der Herzogthümer Schleswig=Holitein diejenige Truppen 
zabl, welche jofort ausgerüftet werben kann, zur augenblidlihen Verfügung 
zu ſtellen; 2) für die Mobilmahung bes württ. Gontingentes alles Erfor: 
berliche jegt chen in der Weife vorzufehren, daß basjelbe auf die erjte Auf: 
forberung der Bundesverfammlung auszumarjchiren im Stande iſt; 3) durch 
einen jelbjtändigen dringenden Antrag am Bunde bdiefelben Maßnahmen von 

Seite ber bundesgetreuen deutſchen Staaten herbeizuführen. 

« . (Deutjhland — Naffau). Die Regierung jchreitet im Folge bes ihr 
ungünjtiigen Rejultats der Yandtagswahlen gegen die ihr mipliebigen Beamten 
mit Berfegungen und Dienftentlafjungen ein und belohnt ihre Anhänger 
burch Beförderungen. 

19— 21. Zan. (Preußen). Miflungener Verſuch, den Oberbefehlshaber ber Bundes⸗ 
truppen in Holftein zu bewegen, fi ohne Weiteres unter den Oberbefehl 
bes Höchſtcommandirenden der alliirten Preußen und Defterreicher zu ftellen. 
Preußiſche Truppen rüden ohne vorhergegangene Genehmigung und troß 
Proieftes in Hamburg, Lübel, Oldenburg und Holjtein ein. Die Bundes— 
truppen räumen Kiel und concentriren fi feitwärts der Durdzuglinien ber 
öjterr. und preuß. Truppen. 

20. Jan, (Deutfhland). In den verjchiedenen deutichen Staaten finden in Folge 
ber Vorgänge v. 14. d. M. am Bunde zahlreihe Volfsverfammlungen ftatt, 
welde fih energijh gegen die Handlungsweiſe Dejterreihs und Preußens 
ausſprechen und von ihren Regierungen theils bie felbjtändige Anerkennung 
des Herzogs Friedrich theils militäriiche Maßregeln zum Schutze Deutſchlands 
gegen Bergewaltigung von Seite der „Vormächte“ verlangen. 

21. „ Mußland). Ein faiferl. Ukas verordnet die Ginführung von Kreis: und 
FProvinzialvertretungen in ganz Rußland, mit Ausnahme ber wejtlihen und 
der baltiſchen Gouvernements, Arhangels, Aſtrachaus und Beffarabiens. 

Murawiew beginnt eine Reihe von Decreten zu erlaffen, welche auf voll: 
ftändige Unterdrüdung der polnifhen Sprade in den Gouvernements von 
Litthauen abzielen. 

-  - (Deutfhland. — Bayern) Iadet bie Mittel: und Kleinftaaten zu einer 
Eonferenz behufs Berathung ber Lage gegenüber- ben beiden Großmädten ein. 

21—22. Ian. (Deutfchland, — Bundestag). Die Bundesverfammlung läßt fi) 
zu neuen njtructionen an bie Bunbdescommifjäre herbei: dem Durchmarſch 
ber Oeſterreicher und Preußen durch Holftein foll kein Hinderniß in ben 
Weg gelegt werben; bie Entlafjung ber bisherigen öfterr. und preuß. Reſerve— 
truppen in Holftein wirb bewilligt. 

e - Jan. (Preußen). Debatte bes Abg.-Haufes über bie 12 Mill. Anleihe. Die 
Bewilligung der Anleihe wird mit 250 gegen 51 Stimmen verworfen unb 
eine Rejolution genehmigt, die ſich energijch gegen bie bisher von ber Re: 
gierung in ber deutſch-däniſchen Streitfrage befolgte Politik ausiprict. ’ 

22. Jan. (Deutfhland. — Sachſen). Die II. Kammer beſchließt einftimmig, 
von ber Regierung bie jelbftändige Anerkennung bes Herzogs Friedrich, jo 
wie die fofortige Verftärfung der Bundestruppen in Holjtein zu verlangen. 

23. „ (Preußen). Das Herrenhaus verwirft das Budget für 1864, wie ed aus 
ben Berathungen des Abg.-Haufes hervorgegangen iſt und ftellt ben urfprüng- 
lichen Regierungsantrag wieder ber. 

25. „ (Preußen). Das Abg.Haus Ichnt die von ber Regierung vorgefhlagene 
Militärnovelle (mit dreijähriger Dienftzeit) mit 263 gegen 34 Stimmen ab 
und erklärt den Beſchluß des Herrenhaufes v. 23. d. M. für null und nichtig. 
Gin fgl. Decret erklärt die Seſſion des Landtags für gefhloffen. 

» » (Deitrreid). Der große Finanzausfhuß des Abg.-Hauſes beſchließt, beim 
Haufe darauf anzutragen, ftatt ber von ber Negierung geforderten 10 Mil. 
Anleihe nur fo viel zu bewilligen, als wirklich für bie Yunbeserecution in 
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Holftein erfordert wird, und fich zugleich durch eine Nefolution gegen bie 
Politik ber Negierung in ber deutſch-däniſchen Frage zu erklären, 

25. Jan. (Dänemarf) erklärt endli feine Geneigtheit, dem Reichsrath bie Ab— 
Ihaffung dev Verfaffung v. 18. Nov. vorzufchlagen. 

26. „ (Frankreich). Adreßdebatte des geſetzgeb. Körpers. Thiers vertheidigt 
bas Amenbement ber Oppofition bezüglich Mlerico. Dasjelbe wird mit 201 
gegen 47 Stimmen abgelehnt. 

28. Jan. — 1. Febr. (Defterreih). Debatte des Abg.sHaufes über ben 10 Mill. 
Credit. Der Credit wird nad) dem Antrage des Finanzausſchuſſes nur theil— 
weije bewilligt, die vorgefchlagene Refolution gegen bie Politif der Regierung 
in ber beutjchebänifchen Frage wird dagegen mit 103 gegen 59 Stimmen 
verworfen. 

„ » (BDeutihland. — Holftein). Die Bundescommiffäre regen am Bunbe 
empfehlenb bie Einberufung der boljteinifchen Stände an. 

29. „ (England). Die Ganalflotte wird von ber Regierung Angefihte der 
deutſch-däniſchen Verwickelung beimbeorbert. 

30. „ (Deutſch⸗daniſcher Krieg). Die alliirte öſterr-preußiſche Armee unter 
dem Oberbefehl bes preuf. Feldmarſchalls Wrangel ift in Holftein längs ber 
ſchleswig'ſchen Gränze aufgeitellt. Wrangel fordert ben däniſchen Obergeneral 
be Meza auf, Schleswig zu räumen. Die Forderung wird abgelehnt. 

„  » (Brankreich) lehnt den Antrag Englands auf eine eventuell auch materielle 

Unterftüßung Dänemarks und einen Krieg gegen Deutfchland unumwunden ab. 

(Rupland). Beriht Murawiews über ben Plan, einen großen Theil 
ber polnischen Bevölkerung Litthauens in das Innere Rußlands zu verfeßen 
und durch ruſſiſche Golonifationen zu erjeken. 

31. „ (Defterreih und Preußen). Gleichlautende Gıflärung an England 
über ihre Stellung zum Londoner Vertrage v. 8. Mai 1852. (ſ. Deutſchland.) 


— 


. Febr. (Deutſch⸗däniſcher Krieg). Proclamation Wrangels an die Schleswiger. 
Die Preußen und Defterreiher vüden über die Eider in Schleswig ein. 
Herzog Friedrich wird in den erjten Ortjchaften jenfeits der Gränze jofort als 
Landesherr proclamitt. 


2. „ (Deutidland. — Schleswig). Herzog Friedrich empfängt in Kiel bie 
erite Huldigungsbeputation aus Schleswig. 

5 (Deutfhedänifher Krieg). Gefecht der Preußen bei Miffunde. 

3. (Deutfh:däanifcher Krieg). Die Defterreiher erftürmen Jagel und ben 


Königsberg und dringen bis zum Danewerf vor. 

„ (Deutjhland. — Holftein). Mißlungener Verſuch Wrangels ohne 
Weiteres bie Telegrapbenftation in Rendsburg und diejenigen an der Ver— 
binbungslinie mit Preußen zu bejeken. 

„» „ (Deutihland. — Zollverein) Wiedereröffnung der vor Weihnachten 
v. J. vertagten Zollconferenz in Berlin. Nachdem die Tariffrage zu allfei- 
tiger Befriedigung erledigt ift, foll nunmehr die ftreitige Frage des franzöf. 
Hanbelsvertrags in Angriff genommen werben. 

„ (England). Eröffnung bes Parlaments. Die Thronrede ſpricht fich bezüg: 
lih der deutſch-däniſchen Verwidelung ſehr gemäßigt aus, 

„ (Deutjdland. — 5— Der Bericht v. d. Pfordtens an die 
enge Ausihüffe bezüglich der Erbfolgefrage in Holftein Liegt enblich 
gebrudt vor. 

„ (Deutfch:banifher Krieg). Tie Dünen räumen in ber Nacht auf ben 
6. Friedrichstadt, das Danewerf und die Vefeftigungen an ber Schlei und 
Eye ben Rüdzug über Flensburg hinter die Düppelftellung. 

„ (Deutiäland. — Holftein). Wrangel Iehnt die Forderung bes Bunbes: 
— in Holſtein, ihm die 6 zu Holſiein gehörigen Dörfer jenſeits der 

ider auszuliefern, ab. 

u (Deutfch: banifiher Krieg). Die Alltirten beſetzen Schleswig, wo bie 
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Berölferung jofort ben Herzog Friedrich als Landesherr prockamitt. Die 
Treufen jegen unter bem Prinzen Friedrich Karl über bie Schlei. Die 
Deiterreicher verfolgen bie abziehenden Dänen: blutiges Gefecht bei Oeverſee 
mit der bänijchen Nachhut. 

6. Febr. (Danemarf). Furchtbare Aufregung in Kopenhagen: die königliche Fa- 

milie ift periönlichen Beleidigungen ausgefeßt. Die Regierung verlangt bie 

Hilfe Englands, Frankreichs, Rußlands und Schwedens. Das Geſuch ift bei 

ben brei erfieren Mächten auf ihre Garantie Schleswige vom J. 1720 

unterftügt. 

(Deutſch-däniſcher Krieg) Die Preußen rüden in Flensburg ein. 
Herzog Friedrich wird aud bier von der Benölferung als Yanbesherr procla: 
mirt. Broclamation Wrangels. 

8 „ (Deusihedbänifher Krieg) Cine Proclamation bes preuß. Civil— 
commifjärs Frhrn. v. Zedlitz unterfagt ben Schleswigern alle und jede poli- 
tiſchen Demonftrationen, namentlih in ber Erbfolgeirage; bie däniſchen unb 
däntsch-gefinnten Beamten jollen gegen ben Willen ber Bevölkerung geſchützt 
werben, ſofern jie ih den Givilcommifjären ber Allüirten unbedingt unter: 
werfen. 

9. „ (Deutfchland. — Holſtein). Wrangel verlangt von den Bunbdescommif- 
jären die Bejegung von Kiel, Altona und Neumünfter durch preußiſche Trup: 
pen. Die Bundescommifjäre lehnen die Zumuthung ab. 

»„ (Deutjdh:bänifher Krieg. — Schleswig) Herzog Friedrich wirb 
in Apenrade von der Bevölkerung als Landesherr prockamirt. 

tl. „ (Deutfhedänifher Krieg). Die DOefterreicher rücden nad Norden vor, 
um ben Meft bes jchleswig’schen Feſtlandes bis an bie jütifche Gränze zu 
beiegen; die Preußen nehmen Stellung gegen bie Düppeler Schanzen, Prinz 
Friedrih Karl jchlägt fein Hauptquartier in Gravenftein auf. 

Il. „ (Deutihland — Bundestag) Der bayr. Gefandte v. d. Pfordten 
legt der Bundesverfammlung den eriten Theil feines Berichtes und Antrags 
Namens ber Majorität der vereinigten Ausihüfle vor. Gegenantrag von 
Deiterreihb und Preußen. Die Berfammlung beichlieft mit 10 Stimmen, 
in 14 Tagen darüber abzuftimmen. 

12. „ (Dänemark). Eine bänifche Circulardepeſche kündigt troß ber Räumung 
bes Tanewerfs eine un Fortſetzung bes Krieges an. 

ODeutſchland. — Holftein). Gin preuf. Bataillon rückt trotz bes Pro: 

teites der Bundescommijjäre in Altona ein. Auch Kiel und Neumünfter wer: 
ben in ben folgenden Tagen von ben Preußen befegt. Die Bundesautoritäten 
und bie Bevölferungen weichen der Gewalt. Für Neumünſter und Kiel wer: 
ben von Wrangel preußiſche Stadbtceommandanten ernannt. 

(Deutih-dbän. Krieg. — Schleswig) Die Mitglieder der deutſchen 
Majerität der früheren Ständeverfammlung treten in Schleswig zufammen und 
beihließen, eine Deputation von 12 Mitgliedern nad) Berlin und Wien zu 
ſchicken um Anerfennung ber Landesrechte und des Herzogs Friebridh. 

„ (Deutihland. — Bundestag). Außerordentliche Sitzung der Bunbesver: 
fammlung. Anzeige Hake's über ben Gonflict mit Wrangel. Erflärungen 
Defterreihs und Preußens. Sachſen jtellt ben Antrag, zu Aufrechthaltung 
der Bundesautorität eine genügende Truppenzahl nah Holftein zu jchiden. 

13. „ (Breufßen). Gen. v. Mantenffel trifit in außerordentlicher Miffton in 
Dresden ein (Differenzen bezüglich Holftein). 

-»  - (Beutidebänifher Krieg. — Schleswig). Herzog Friedrich wirb 

auch in Habersleben, ber legten Stabt bes Herzogthums im Norben, von ber 

Bevölkerung als Lanbesherr proclamirt. 
„ (Dünemarf) belegt bie oͤſterreichiſchen, preußifchen und beutfchen Schiffe 

in bänifchen Häfen mit Beſchlag und erläßt eine Blofabeorbnung behufs 

PBlofirung der deutſchen Seehäfen in ber Norb: und Dftfe. 

14. „ (Defterreih und Preußen) richten identifche Noten an bie Regierungen 
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ber Mittel und Kleinftaaten gegen bie Anträge ber Majorität bes Aus— 
ſchuſſes der Bundesverfammlung v. 11. Febr. 

15. Febr. (Defterreih). Schluß der Sefjion des Reichsrathes. Thronrede des 
Kaijers. Ein kaiſerl. Patent ruft die Landtage ber Monarchie, mit Ausnahme 
Galiziens, Ungarns, Groatiens und PVeneziens auf den 2. März zuſammen. 

17. „ (Deutfh:dän. Krieg — Schleswig). Die öfterr.:preup. Eivilcom = 
mifjäre erfüren die Verfaſſung v. 18. Nov. 1863 außer Kraft. 

18. „ (Deutſch-dän. Krieg. — Schleswig) Die öfterr..preuß. Civilcom- 

mifjäre erklären bie däniſchen Sprachreſcripte aufer Kraft. 

» (Preußen). Gen. v. Meanteuffel gebt im befonderer Mifjion nah Hartz 

nover (Differenzen bez. Holjtein). 

„—19. Febr. (Deutfchland). Minifterconferenz in Würzburg. Es nehmen Theil : 
Bayern, Württemberg, Baben, Sachſen, Hefien:Darmitabt, Naffau, Braun— 
Ihweig, Weimar und Coburg-Gotha. Hannover und Kurheſſen haben abge= 
lehnt. Die Gonferenz beichliegt mehrfache Anträge am Bunde. 

19. Febr. (Defterreih). Eine öjterr. Flotte (8 fchwere Kriegsichifie) Iiuft von Pola 
aus, um djterreichiiche und beutiche Schiffe zunächſt in der Nordſee zu hüten. 

u: (Deutfch-dänifcher Krieg). Die Preufen bejegen Kolding in Jütland. 
Remonftrationen Englands. Die Preußen erhalten Befehl Kolding bejegt zu 
erhalten, aber vorerjt nicht barüber hinauszugeben. 

„»  „ (England) Ichnt das Hülfegefuh Dänemarks v. 6. Febr. ab. 

22. „ (Preußen) Gen. v. Manteufjel gebt in befonderer Sendung nad Wien 
ab ne über bas weitere Vorrüden ber Alliirten in Jütland). 

23. „ (England). England macht zunächſt Preußen, Defterreih und Dünemarf 
ben förmlichen Vorjchlag einer Gonferenz ber Londoner Vertragsmädte und 
bes beutjchen Bundes in London ohne Waffenftillftand und ohne Eonferenzbafis. 

24. „ (Defterreih). Ein kaiſerl. Manifeft verhängt ben Belagerungszuftand 
über Galizien. 

25. „, (Deutfhland. — Bundestag). Abftimmung über bie Ausihußanträge 
in ber holſteiniſchen Erbfolgefrage: die erneuerte Erklärung gegen bie Sültigfeit 
bes Londoner Vertrags wird nad dem Verlangen von Defterreih und Preußen 
verworfen, ber Reit angenommen. Sachſen und Württemberg beantragen die 
Einberufung ber boljteinifchen Stände. Erklärung und Antrag Oeſterreichs 
und Preußens auf Auslieferung Holfteins an die Alliirten. 

»  n (Deutih:danifcher Krieg). Tefterreich und Preußen geben auf ben 
englifhen Gonferenzvorichlag ein, Dänemark fpricht dagegen den Wunſch aus, 
nicht fofort darauf antworten zu müſſen, ba es fich augenblidlich der öfjent- 
lihen Meinung gegenüber genötbigt ſähe, benfelben abzulehnen. 

„ 0 (Deutfhsbän. Krieg — Schleswig) 700 Männer aus Angeln 
huldigen dem Herzog Friedrich in Kiel. 

26. „ (Deutfhedän. Krieg. — Schleswig) Eine Monftre-Deputation von 
faft 1500 Männern aus allen Theilen bes Landes kommt nah Kiel, um 
bem Herzog Friedrich zu huldigen. 

— „ (Deutjhedän. Krieg. — Schleswig). Das Danewerf und bie bänt- 
ſchen un von Friedrichſtadt werben unter ber Theilnahme und ben 
Jubel ber Bevölkerung demolirt. 


2. März. (Nupland). Kaiferl. Ukas bezügl. Bauernemancipation im Kor. Polen. 

3. „ (Deutfchland. — Bundestag). Der öfterr.=preuß. Antrag v. 25. Fehr. 
wird an bie Ausfchüffe verwiefen. Die Würzburger-Gonferenzitaaten beginnen 
augeinanderzugeben: Anträge von Bayern, Darmftabt x. Bayern ftellt ben 
ihm von ber Würzburger Gonferenz zugetheilten Antrag bez. Entfcheidung ber 
Erbfolgefrage vorerft noch nicht. 

Page (Merico). Erzh. Mar verftänbigt fih in Paris definitiv mit dem Kaiſer 
Napoleon über bie Annahme ber mericanifchen Kaiferkrone. 

7. » Preußen). Gen, v. Manteuffel verläßt Wien wieder, nachdem er eine 


” 


+ 
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Verſtändigung mit Defterreich bezüglich weiteren VBorrüdens der Alliirten in 
Sätland zu Stande gebradt. Defterreih und Preußen notifiziren biejen 
Entſchluß den Londoner Bertragsmädhten. 


8, März. (Deutfch-dänifher Krieg). Die Alliirten rüden in Jütland ein. Die 


17. 


18. 


preuß. Gardediviſion nimmt Stellung vor Friedericia; Gefecht ber Oeſter— 
reiber bei Beile. 

.„ (England). Graf Ruſſel erflärt im Oberhaufe, ber Ganalflotte fei be: 
iohlen, jich in ben heimiſchen Kriegshäfen zufammen zu finden, um ſogleich 
über jie verfügen zu können. 

. (Deutihland — Franffurt). Die Bürgerfchaft entjcheibet fich bei Be: 
rathung des Berfafjungsrevifionsentwurfs mit 37 gegen 28 Stimmen für bie 
Lebenslänglichleit der Mitglieder des Senats. 

. (Deutfhland. — Bayern). König Marimilian I. 7. Der faum voll: 
jährig gewordene Kronprinz folgt ihm als König Ludwig I. 

» (Deutfhland. — Coburg-Gotha). Beſuch bes Herzogs am Hofe ber 
QTuilerien im Intereſſe der fchlesw.sholftein. Sache. 

» (Deutfdland. — Bundestag). Banern nimmt ben Antrag v. d. Pfordten 
zweite Hälfte (Erbfolgefrage) als felbftändigen Antrag auf, vermag es aber 
nicht zu einer Abjtimmung zu bringen. 

-»„ (Dänemark) Ablauf der von England der bänifhen Regierung bezüg: 
lih einer Antwort auf feinen Gonferenzvorjchlag gefekten Frift. 

- (Holland). Die II. Kammer genehmigt ben Befegesentwurf, ber das Co— 
lonialbubget fortan in den Kreis feiner Befugniffe zieht. Die I. Kammer 
ſtimmt bei und ber König fanctionirt das Geſetz. 

.„ (Deutfh:dan. Krieg). Die Defterreicher ziehen in Aarhuus (Jütland) 
einz bie Dänen baben ſich in aller File bis über das Lymfjord zurüdgezogen. 

.„ (Deutfh:dan, Krieg). Tas Gros ber alliirten Operationsarmee in Jüts 
land wird wieder gegen Beile zurüdverlegt. 

(Teutijhedän Krieg. — Schleswig-Holitein) In Folge einer 
Verftändigung der Givilcommifjäre für Schleswig und für Holftein wird bie 
Zellgränge zwifchen ben Herzogthümern aufgehoben. 

„ (Norwegen). Gröffnung einer auferorbdentlihen Sitzung des Storthings. 
Thronrede bes Könige. Gine Fal. Propofition verlangt die Genehmigung zu 
Verwendung der norwegiihen Streitkräfte behufs allfälliger Unterftügung 
Tänemarfs. 

.„ (Ber. Staaten). General Grant wird an Halleds Stelle zum Ober: 
general der Unionsarmee ernannt. 

. (Deutfh:dan. Krieg). Erſtes rühmliches Seegefecht ber preuß. Marine 
gegen die Dänen vor Stralfund. 

.„ (Danemar?) nimmt endlih den englifchen Conferenzvorſchlag an, aber nur 
auf ber Baſis von 18%, England faßt die Bedingung als nicht abſolut ge: 
meint auf und ſieht davon ab. 

(Griechenland). Sturz bes Miniſteriums Bulgaris. Bildung eines 
Miniſteriums Canaris. 


—20. März (Deutſchland. — Zollverein) Reſultatloſe Conferenz zwi: 


ſchen preußiſchen und öſterreichiſchen Bevollmächtigten in Prag. 


19. März. (Italien). Die Regierung ſetzt in ber Deputirtenkammer trotz heftigen 
| 


W. 


Widerſtandes die Annahme des ſog. Steuerausgleichungsgeſetzes mit 194 gegen 
123 Stimmen buch und ernennt 23 neue Senatoren, um dem Gefete auch 
im Senat bie Annahme zu jichern. 

» (Brankreih) ſchlägt England vor, die Wünfche der Bevölkerung ber Her: 
zogthümer zur Grundlage einer neuen Löſung ber deutſch-däniſchen Streit: 
frage zu machen. 


„—2i. Därz. (Deutfch:dan. Krieg). Tas Bombarbement von Friedericia (Jüts 


land) wird von ben Alliirten begonnen, aber alsbald wieder eingeſtellt. 
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21. März. (Frankreich). Die Regierung erleidet eine neue Wahlniederlage in Paris. 
Garnot und Garnier:-Pages werden mit großen Mebrheiten zu Mitgliedern 
des geſetzgeb. Körpers gewählt, beide ehemal. Mitglieder ber provijorifchen 
— von 1848. 

» » (Stalien) Garibaldi verläßt Caprera, um über Malta nad England 


zu geben. 

„»n (Spanien). Der Senat erflärt ſich nach dem Vorfchlage des Minifteriums 
mit 81 16 Stimmen für die Aufhebung der tem seninherangen 
von 1858 und für die vollftändige Wiederherftellung der Verfaffung von 1845. 
Der Congreß tritt dem Beichluffe mit 187 gegen 17 Stimmen bei. 

24. „ (Deutihland. — Zollverein). Die Berliner Zollconferenz kann fich über 
ben franz. Handelövertrag nicht einigen und vertagt ſich vorerſt über Oſtern. 

so dr anfreidh). Aufruhr in Algier. 

(England) ladet den deutſchen Bund zur Theilnahme an einer Eonferenz 
in London behufs Wiederheritelung des riedenszuftandes im Norden ohne 
vorläufigen Waffenftilljtand und ohne Unterhandlungsbajis ein. 

”» » (Merico). Vidaurri räumt Monterey vor dem anrüdenden Juariftifchen 
General Ortega. 

27. „ (Rom). Aulminante Rede des Papftes im Gonfiftorium gegen Rußland 

wenn feiner Behandlung Rolens. 

„ (Deutfohland). Djfterverfammlungen in ganz Deutſchland. NRefolutionen 

bes 36er Ausichufjes. 

»  » (Rom). Der Papſt autorifirt ein neues Anleben von 50 Mill. Fr. zu 5%. 

29. „ (Griedbenland). Das mobifizirte Protofoll dev Konferenz der fünf 
Großmächte bez. der Abtretung ber Joniſchen Inſeln wird nunmehr aud von 
bem Vertreter Griechenlands acceptirt. 

30. „» (Morwegen). Ter Storthing genehmigt mit 109 gegen 2 Stimmen bas 
Begehren der Fgl. Propofition v. 15. d. M., Tnüpft jedoch die Theilnahme 
Norwegens am Kriege mit 69 gegen 42 Stimmen (welche eine Allianz mit 
England und Frankreich verlangen) au die Bedingung einer garantivenden 
Allianz überhaupt und erklärt fih mit 57 gegen 54 Stimmen gegen eine 
politiihe Verbindung der drei ſcandinaviſchen Reiche. 

— „ (Breußen). Gin Theil der Preſſe beginnt für Annerion ber Herzogthümer 
an Preupen zu agitiren. 


[3 


— April. (Deutfhland. — Hannover). Enthüllungen des engliſchen Blaubuches 
über die geheime PRolitif Hannovers in der Schleswig-Holſtein'ſchen Trage. 

„ (Zürlei. — Donaufürftentbümer). Der Fürſt Gouza legt der Na: 
tionalverfammlung einen neuen Gefegesentwurf bezüglich Gmanctpation ber 
Bauern vor. 

„ (Deutfchland. — Medlenburg). Tie Regierung von Medlenburg:Schwerin 
publicirt das dem Pandtage vorgelegte Gefeß wegen Beftrafung für Dienit: 
vergeben der Gutsleute auf ben ritterfchaftlichen Gütern (das fog. Prügelgeſetz), 
obgleich dasjelbe nur von ber Ritterjchaft angenommen, von der Yandjchaft 
dagegen abgelehnt worden war. 

i (Deutfchland. — Hamburg). Die Mündung ber Elbe wird von däniſchen 
Kriegsſchifſen blofirt. j 

„» » (Merico). Präſident Juarez feßt ſich, nachdem Vidaurri bat weichen 
müfjen, in Monterey feit und ift nun wieder Kerr ber Staaten Goahuila 
und Neu-Leon. 

4. „ (Deutfhland. — Holftein). Vierzig Mitglieder der Stänbeverfammlung 
beſchließen in Kiel eine feierliche Nechtsverwahrung gegenüber ber bevorſtehen— 
ben Londoner Gonferenz. Das Gonjiftorium ber Univerfität Kiel, das Ober— 
gericht des Landes, die Geiftlichkeit, die Pehrerichaft, eine große Anzahl Gute: 
befiger, Abgeordnete der Städte ſchließen ſich in befonderen Berfammlungen 
dem Beſchluſſe der Ständemitglieder an. 


— 
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4. pril. (England). Hr. Stansfeld fieht fih aus Rückſichten für den Kaifer 


m 


m 
22 
— 


ber Franzoſen genöthigt, von feiner Stelle als einer der Lords der Admiralität 
surüdzutreten. 

» (Ber. Staaten). Der Gongreß erklärt einitimmig, nicht anzuerfennen, 
bat die Monarchie auf den Ruinen amerifaniicher Mepublifen unter Mit: 
wirtung europäifcher Mächte begründet werben könne. Der Senat tritt indeß 
ben Beſchluſſe einftweilen nicht bei. 

- (Deutid -danifcher Krieg. — Schleswig). 300 Notable kommen in 
Schleswig zuſammen und wählen 40 Delegirte, um gemeinfam mit ben 
Mitgliedern der boliteiniihen Stände die Landesrechte gegenüber der Londoner 
Conferenz zu wahren. = 

„ (Griehenland). Die Nat. Verjammlung genehmigt ben Beitritt zum 
Protofol der Großmächte, betreffend bie Vereinigung der Joniſchen Inſeln. 

. (Oefterrelh). Der Kaiſer trifft, nachdem die eingetretene Differenz zwi⸗ 
fihen ibm und dem Erzherzog Mar beigelegt ift, mit den Miniftern Rechberg 
und Schmerling und ben drei Hofkanzler-Stellvertretern in Miramare em 
und vollzieht die Staatsacte mit dem Erzherzog Mar wegen Annahme ber meri: 
canifchen Kaiferfrone, u j 

- (Merieo). Empfang der mericaniſchen Deputation durch den Erzherzog 
Mar in Miramare: Annahme der merican. Kaiferfrone. Vertrag bes neuen 
Kaifers mit Frankreich und Abſchluß einer Anleihe von 305 Mill. Fr. 

-„ (Deutfhland. — Naffau). Die I. Kammer beſchließt eine Antworts— 
adreſſe auf bie Thronrede, in der fie fich für den Handelevertrag mit Frankreich 
ausfpriht und die Unzufriedenheit des Yandes mit dem bejtehenden Regierungs: 
ſyſtem conjtatirt. Der Herzog lehnt es ab, die Adreſſe entgegen zu nehmen. 

- (England) Garibaldi in England, Grofartiger Einzug besfelben in 
Sonden. Die englifche Artitocratie erweist ihm die ausgeſuchteſten Ehren. 
Der Prinz von Wales befucht ihn. 

- (Deutihland. — Baden). Eine vom Erzbifchof von Freiburg einberufene 
Verſammlung von Delegirten ſämmlicher katbol. Landeapitel kündigt ber bead: 
fichtigten Schulteform energifchen Widerſtand an. 

» (Deutfhland. — Bundestag). Die Yundesverfammlung befchließt auf 
ben Antrag des Ausſchuſſes, die Yondoner Gonferenz durdy einen Bevoll- 
mächtigten mit einer ganz allgemein gehaltenen re zu bejhiden und 
wählt dazu den ſächſiſchen Staatsminijter v. Beuſt. Yayern bleibt mit feinen 
GSegenanträgen wie bei ber Wahl des Gefandten mit wenigen Stimmen in 
ber Minderheit. 

-„ (Zürkei, — Tunis). Aufſtand der arabifhen Stämme des Südens gegen ben 
Bey. Sie verlangen die Bejeitigung der Gonftitution, die Wiederherabjegnng 
ber Kopffteuer und die Entlafjung der Miniſter. 

» (Merico). Kaifer Mar fchifft fih in Trieft nach Merico ein. Er geht 
zuerit nah Rom, um ben Segen bes Papſtes einzuholen. 

-» (Schweiz). Der Bunbdesrath entzieht Mazzini neuerdings das Afylrecht. 

(Spanien). Differenz zwijchen der Regierung von Peru und dem fpant: 
ſchen „Gommiffär* Mazarredo. Eine ſpaniſche Flotille befegt in Folge davon 
die Chinchas = Inieln. 

- (Rufland). Der Finnische Landtag wird durch eine Faiferl. Botſchaft in 
ruffiiher Sprache geſchloſſen. 

» (Deutfhland. — Zollverein). Defterreich richtet, nachdem die Be: 
ſprechung mit Preußen in Prag zu keinem befriedigenden Reſultate geführt 
bat, eine energiſche Depeſche an Bayern und die mit dieſem werbündeten Zoll: 
vereinsregierungen, um eine endliche Entſcheidung über feine Vorfchläge vom 
19. Juli 1862 zu veranlaffen. 

„ Deutihland. — Holftein). 250 Beamtete, welche dem Könige Chriftian 
im vorigen Jahre gehuldigt hatten, beſchließen auf einer Verfammlung in 
Neumünſter, ihre Huldigung zurüdzunehmen, 
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17. April. (Rußlhand). Der Erzbiihof Felinsfi von Warſchau wirb befinitiv feines 


Amtes enthoben. 


„ (TZürfei. — Donaufürftentbümer). In Folge ber brobenden Hal— 


tung Rußlands und Oeſterreichs macht der Fürft endlih ber Anfammlung 

polnifcher Flüchtlinge in Roman ein Enbe. 

17. Febr. Die Preußen vor Düppel fhlagen eine Brüde über den Eckenſund 
und bejegen die Halbinfel Broader. 

22, „ Eine allgemeine Recognoscirung auf ber ganzen Linie ergibt, daß 
die Düppeler Berfhanzungen nicht ohne ſchweres Belagerungsgeſchütz 
genommen werden können. 

13. er Die Batterien bei Gammelmarf eröffnen ihr Feuer gegen bie 

nen, 

17. „» Die Dänen machen den mißlungenen Verfuch eines Ausfalles. Die 
Preußen bejegen vielmehr definitiv die Dörfer Düppel und Radebüll 
und drängen die Dänen vollftändig hinter ihre Schanzen zurüd. 

28129. März. Gröffnung der erften Parallele gegen die Dänen. 

2. — Beginn ber Beſchießung der Düppeler Verſchanzungen durch bie 
reußen. 

10/11. April. Eröffnung ber zweiten Parallele gegen bie Dänen. 

13/14. „ Eröffnung der dritten Parallele gegen die Dünen. 


18. April. (Deutfch «dan. Krieg). Die Preufen erftürmen unter dem Befehle bes 


19. 


= 


24. 
23. 


Prinzen Friedrich Karl die Düppeler Schanzen mit einem Verluſt von circa 
1200 Mann an Todten und Verwunbdeten. Die Dänen verlieren ca. 1500 
Mann an Todten und Verwundeten und ca. 4000 Mann an Gefangenen 
und ziehen ſich auf die Inſel Alfen zurüd. — Wrangel erhält von Berlin 
ben Befehl, den größeren Theil ber preuß. Truppen und des Belagerungs: 
geſchützes zur Beſetzung Zütlands und zur Belagerung ber Feftung Friedericia 
zu verwenden, 

„ (Beutfhland. — Naffau). Die II. Kammer beſchließt eine Antworts- 
adrefje auf die Thronrede in demſelben Sinne wie die I. Kammer. Der 
Herzog lehnt die Entgegennahme berfelben ebenialls ab. 

„ (Deutijhland. — Sadien) Die Mitglieder der II. Kammer unter: 
zeichnen zuerjt ben vom 36er Ausihuß in frankfurt angeregten Proteſt 
beuticher Yandtagsabgeorbneter gegenüber ber Londoner Gonferenz. 

„» (BDeutih:dan. Krieg). Die Alliitten rüden von Veile aus wieder in 
Sütlanb vor. 


„ (Kondoner Eonferenz). Vorläufige Gröffnung der Londoner Gonferenzen, 


obgleidy der Bevollmächtigte des deutſchen Bundes nody nicht eingetroffen ift. 
Dejterreih und Preußen nehmen darum an ber Situng feinen Theil. 
(Preußen) Der König befucht feine Armee in Schleswig. 
(Deutſchland. — Baden). Debatte ber II. Kammer über die Schul: 
frage. Energiſche Erflärung des Minifters Lamey gegen bie ultramontanen 
Umtriebe in biejer frage. 

„ (Deiterreid). Graf Forgah wird als ungariicher Hoffanzler durch den 
Grafen Hermann Zichy im Sinne einer endlihen Durchführung ber Februar: 
verfajjung erſetzt. 

» (England). Garibaldi verläßt England ziemlich unerwartet wieder. Es 
wird allgemein geglaubt, daß bie englifhe Regierung die Abbrehung feines 
Aufenthalts aus Nüdjichten für den Kailer der Franzoſen veranlapt habe, 

„ (Rußland). Aufbören der Kirchentrauer in Warjchau. 

„ (Xondoner Eonferenz). Gröfinungsfißung. 

Bevollmädtigte: Defterreich: Graf Apponyi, v. Biegeleben; Pre u: 
Ben: Graf Bernitorff, v. Balan; Dänemark: v. Cuaabe, v. Bille, v. Krieger; 
England: Graf Ruffel, Graf Glarendon; Frankreich: Prinz Latour 
d’Auvergne; Rußland: v. Brunnow; Schweden: Graf Wachtmeifter ; 
beutfher Bund: v. Beuft. 
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. April. (Zürkei, — Donaufürftentbümer). Die Nat-Berfammlung, un: 


‚zufrieden über ben Entwurf des Bauernemancipationsgejeßes, ertheilt dem 
Minifterium Gogalnitihano ein Miftrauensvotum. Das Minijterium bietet 
jeine Entlafjung an. Der Fürſt verweigert jie, läßt der Nat.Verſammlung 
ein neues Wahlgeſetz vorlegen und prorogirt fie bis zum 14. Mai, 

„ Gürlei. — Tunis). Der Bey ermäßigt die Kopfiteuer wieder auf bie 


Hälfte, 

» (Briebenland) Sturz des Minifteriums Ganaris; Bildung eines Mi- 
nifteriums Balbis. Aufregung gegen ben dänijchen Grafen Sponned, 

» (Stalien). Die Dep.Kammer genehmigt bie Verlängerung bes Briganten: 
gefeges bis zum 31. Dec. 1864. 

„ (Deutfh:dan. Krieg). Fin Erlaß Wrangel’8 legt Jütland zum Erfag 
für bie von Dänemark zur See genommenen preuß. und deutſchen Schifje 
eine Gontribution von 650,000 Thlrn. auf. 

J A erh Krieg). Tie Dinen räumen bie Feftung Friedericia in 

uftland. 

-» (Deutfhland. — Naſſau). Die II. Kammer befhließt, einen Antrag 
auf Wiederberftelung ber Verfafjung von 1848 in Erwägung zu ziehen. Die 
Regierung fahndet mit allen Mitteln der Polizei auf Petitionen für Wieder— 
beritellung jener Verfaſſung und für Abjchaffung der feubalen Jagdgeſetze und 
verbietet die ihr mißliebigen Zeitungen. 

»„ (Belgien). Der König nimmt endlid die Demifjion des Minifteriums 
an. Unterbandlungen mit ber clericalen Partei. Programm ihrer Fü rer. 

Ceutſch-dan. Krieg). Die Alliirten haben ganz Jütland bis zum Limfjord 


eccupitt. 

.» (Deutfhland. — Zollverein). Bayern Ichnt die Theilnahme an ber 
Berliner Zollconferenz, die am 2, Mai wieder eröffnet werben ſoll, ab. 

„ (Deutfhland, — Hannover). Beſchluß der II. Kammer gegen den Minifter 
bes Auswärtigen, Grafen Platen, in Folge ber Enthüllungen bes englifchen 
Blaubuches. Die I. Kammer tritt dem Beſchluſſe nicht bei. 


Mai. (Rußland). Maſſenhafte Auswanderung ber Qicherfeffen nach ber 
Türfei. Xraurige Yage berjelben. 

„ (England). Die Ganalflotte wirft in den Themfedünen Anker. Sämmt⸗ 
liche Beurlaubte derjelben find telegraphijch einberufen. 

„ (Zürfei. — Tunis). Der Bey fhafft die Eonftitution wieder ab. 

„ (Deutfhland, — Zollverein). Wiedereröffnung der Berliner Zollconferenz. 
Bayern, Württemberg, Heffen-Darmjtadt und Nafjau fehlen; Kurheffen und 
Hannover erflären, daß fie nur bei Beihidung der Gonferenz von Geite 
aller Zollvereins-Regierungen an den weiteren Verhandlungen Theil nehmen 
fönnten. 

-» (Deutjhland. — Bundestag). Defterreih und Preußen vermögen ihre 
Anträge auf Bejegung der ſchleswig'ſchen Inſel Fehmarn durch Bunbdestruppen 
und bezüglich der weiteren Inſtructionsertheilungen an Hrn. v. Beuft im 
Ausſchuſſe nicht durchzuſetzen und lajjen jie vorerft fallen. 

„ (2ondoner Eonferenz). Zweite Situng: Berathung der Waffenftillftands- 
frage. Dänemarf will jich zu einer Aufhebung ber Blofade der beutjchen 
Häten nicht herbeilaffen, während die beutichen Bevollmächtigten darauf be: 
jteben, wenn fie zu einer Waffenruhe bie Hand bieten jollen. 

„ (Ber. Staaten). Gen. Grant geht mit ber ganzen Potomacarmee über 
den Rapidan. Gen. Butler rüdt im Süben von Richmond am Jamesfluß vor. 

„ (FSranfreid). Beginn der allg. Discufjion bes gejeßgeb, Körpers über 
das Budget. Rede des Hrn. Thiers über die Finanzwirthichaft bes Kaijer: 
reiche. 

„ (Deiterreidh). Die Regierung geftattet dem Kaifer von Merico die An- 
werbung von 6000 Mann öjterr. Freimilliger. 
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6.—12. Mai. (Ver. Staaten). Schlacht zwifchen den Armeen von Grant un 
Lee in ber Wilderneß. Lee zieht fih nach Opotiylvania zurüd. 

8. Mai. (Deutfchland). Der 36er Ausihuß übermacht Hrn. v. Beuft in Pond: 

einen von ungefähr 14L0 Mitgliedern deutſcher Ständeverfammlungen unte 

zeichneten Proteft gegen jede willführliche Entſcheidung der Schleswig-Holftein 
ſchen Frage durd die Londoner Gonferenz. 

„ (Deutfhland. — Schleswig : Holitein). 20,000 Männer aus HoTftei 
und Schleswig erflären ſich auf einer großen Landsgemeinde in Rendsbunr 
für bie vollftändige Trennung von Dänemark, für Anerkennung des Herzog 
Friedrich und für die Forderung, daß ben Bertretern bes Landes Gelegenbei 
gegeben werde, für das Recht desjelben feierlich Zeugniß abzulegen, mit Der 
Beifügen, fie „jeien entichloffen, für ihr Recht, für das fie ſchon einmal i: 
Waffen gejtanden, das letzte einzuſetzen.“ 

9: z.i eutich- an. Krieg). Rühmliches Seegefecht der erften Abtheilung bei 

öſterr. Nordſeegeſchwaders bei Helgoland gegen die Dünen, 

(Londoner Eonferenz). Zweite Sigung: die Gonferenz einigt ſich übe 
eine Waffenrube auf die Dauer eines Monats vom 12. Mai an gerechne: 
auf ber Grundlage des uti possidetis, Dänemark muß einräumen, daß au! 
jo lange auch feine Blofade ber deutſchen Seehäfen aufgehoben werde, 

10. „ (Deutfchland. — Zollverein). Die IL. Kammer von Sachſen ermächtig! 
bie Regierung zu einem Abkommen mit Preußen in der Zollvereinsfrage auj 
Grundlage bes Handelsvertrags mit Frankreich. Die I. Kammer tritt dem 
Beichlufje einftimmig bei. 

11. „ (England). Das Unterhaus verwirft die von Baines beantragte zweite 

Lejung ber Reformbill, welche die 6 Pfund Miether zum Wahlreht zulajfen 

will, mit 272 gegen 216 Stimmen. Minifter Gladftone erklärt ſich ent— 

ſchieden für die Reform. 

(Preußen). Adreſſe Arnim=Boypenburg an ben König für vollftändige 
Trennung ber Herzogtbümer von Dänemark als eigener Staat oder durch 
Annerion an Preußen. 

(Defterreih). Ein vom Finanzminifterium verfuchtes Anlehen von TO Mil. 
mißlingt. 

(Deutfhland. — Baden). Einläßliche Debatte der II. Kammer über 
die allgem. Wehrpflicht. Die Kammer geht über bie diepfälligen Petitionen 
gegen blos 2 Stimmen zur motivirten Tagesordnung über. 

Türkei. — Tunie) Ankunft eines türkiſchen Geſchwaders vor Tunis. 
Auch Frankreich, England und Italien haben jtarfe Flottenabtheilungen babin 
geſchickt. Differenzen zwijchen dem engliſchen und dem franzöfifchen Conſul. 
12. „ (Rondoner Eonferenz). Bierte Sigung. 

Erflärung Preußens „Bevor die Bevollmächtigten Oeſterreichs 
und Preußens in eine Discufjion über die Bedingungen einer Wieberber: 
ftellung des Friedens mit Dänemark eintreten fönnen, glauben fie bemerfen 
zu müſſen, daß fie das Feld ber Discufjion für vollfommen frei von jeder 
Beihränfung, bie aus Engagements, welche vor dem Kriege zwijchen ihren 
Regierungen und Dänemark beitanden haben mögen, hervorgehen fönnten, be 
trachten und daß die Grundlage, auf welcher neue Gombinationen gefunden 
werben können, nach ihrer Anficht die Hauptaufgabe der zu eröffnenden Unters 
bandlungen fein wird. Indem daher die deutichen Mächte für fich eine volle 

reiheit der Discufjion und die Möglichkeit, Vorſchläge zu machen, welde fie 
ür geignet halten, einen foliden und dauerhaften Friedenszuſtand berzuitellen, 
in Anjprud nehmen, find fie Feineswegs gemeint, irgend eine Gombination 
auszufhließen, die zu biefem Ziele führen könnte, ohne erworbene Rechte zu 
beeinträchtigen.“ 

(Deutfhland. — Nafjau). Die II Kammer beichließt mit allen gegen 
6 Stimmen, bie Regierung aufzuforbern, bie Verhandlungen mit Breuben 
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bezügfich Erneuerung ber Zollvereinsverträge fofort wieder aufzunehmen und 
zwar im Sinne des Handelsvertrags mit Franfreich. 


13. Mai. (Deutfhland. — Anhalt). Eonflict des Herzogs mit dem Landtage. 


14. 


18. 


24. 


Der Herzog will bie Stände im gegebenen Falle nur als berathende gelten 
lafjen und ihres Beiraths unter Umftänden entbehren. 

»„ (Deutfhland. — Holftein). Bejuch des Herzogs Friedrich beim Kron: 
prinzen von Preußen in Hamburg. Auf der Rüdreife wird ber Herzog in 
Altona feierlih als Landesherr empfangen und eine weitere offizielle Be: 
grüßung von Seite ber Behörden nur durch das Dazwijchentreten der Bun: 
descommifjäre verbindert. 

„ (Zuürkei. — Donaufürftenthümer). Staatsftreih des Fürften Couza: 
Wiedereröffnung der Nat.:Verfammlung; die Regierung verlangt die Votirung 
des Budgets und des neuen Wahlgeſetzes; die Kammer weigert fih mit dem 
gegenwärtigen Minijterium in Unterbandfung zu treten. Die Nat.:Verfamm: 
lung wird gewaltſam aufgelöst und das Wahlgeſetz ber allgemeinen Abſtim— 
mung unterzogen. 

„ (Preußen) jagt fih im einer Dep. Bismarks an ben preuß. Gefandten in 
London entichieden und unumwunden vom Londoner Vertrage los. (f. Dtiſchld.) 

(Deutihland. — Medlenburg). Die Regierung von Medlenburg- 
Schwerin publicirt eine „revidirte Verordnung über Wilddieberei und Jagd— 
frevel” auf die bloße Genehmigung dev Ritterfchaft bin, obgleich das Getep 
von ber Landſchaft auf allen drei lekten Lanbdtagen verworfen worben war. 

„ (Kondoner Eonjerenz). Fünfte Sigung. 

Preußen präcijitt, was die beutichen Bevollmächtigten unter einer 
joliden und dauerhaften Pacificirung verſtehen: „Es ift dieß eine Pacification, 
welde ben Herzogthümern abjolute Garantien böte gegen bie Wieberfehr 
jeder fremden Bedrückung, die jo in Zufunft jede Urſache von Streitigkeiten, 
von Revolution und Krieg ausjchlöffe und damit Deutjchland diejenige Sicher: 
beit im Norden gewährte, berem es bedarf, um nicht periodijch in denjenigen 
Zujtand zu fallen, ber ben gegenwärtigen Krieg herbeigeführt hat. Diele 
Garantien fönnen nur in einer volljtändigen politifchen Unabhängigfeit der 
unter fih durch gemeinfame Inſtitutionen eng verbundenen Herzogthümer 
gefunden werben.” Dänemark erflärt den Vorſchlag der deutjhen Mächte 
für unannehmbar und weigert jih, ihn auch nur ad referendum zu nehmen, 

„ (Breußen). Wrangel wird in ben Grafenftand erhoben und im Ober: 
befehl der alliirten Armeen in Schleswig durch den Prinzen Friedrich Karl 
erjegt. — Unter dem Vorſitze des gew. Minijters v. d. Heybt und ber leb⸗ 
haften Unterftügung ber Regierung tritt in Berlin ein Comit6 zu Gründung 
einer Actiengejellichaft für den Bau des Schleswig-Holftein-Canald zu Ver: 
bindung ber Djtjee mit der Nordjee zufammen. 

„ (Schweden: Norwegen). Bildung eines ſchwediſch-norwegiſchen Geſchwaders 
bei Gothenburg unter dem Herzog von Ojtgothland. 

» (Belgien). Der König lehnt das Programım ber clericalen Minifters 
candidaten ab. Das Minijterium zieht fein Entlaffungsgefuh zurüd. 

„ (Deutjdland. — Zollverein). Bayern ſchickt Unterhändler in Sachen 
ber Zollvereinsfrage nach Wien und ladet die ihm näher verbündeten Zoll- 
vereinsregierungen zu einer neuen Sonberconferenz nah München ein. 

» (Sranfreid). Marſchall Pellifjier, General:&ouverneur von Algerien, T. 

(Deiterreih). Eröffnung der erjten Generalfynode der evangel. Kitche 
augsburg. und belvet. Befenntniffes in Wien. 

„Cürkei. — Dornaufürftentbümer). Allgemeine Volksabſtimmung über 
das neue Wahlgefeß zur Nat.-Verfammlung: es wird mit großer Mehrheit 
angenommen. 754,148 Stimmberectigte, 682,621 Ja, 1307 Nein, 

„ Portugal). Die II. Kammer nimmt mit großer Mehrheit den Gefehes- 
entwurf an, durch welchen bie Erblichfeit der Pairswürde abgefchafft wird. 
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24. Mai. (Ber, Staaten). Gen. Grant zwingt Gen. Lee buch Manövriren, fich 
zwifchen ben North: und South-Anna-Fluß — 

25 „ (Cürkei. — Donaufürſtenthümer). Die Conferenz der Großmächte 
zu Conſtantinopel beſchließt, eine gemiſchte Commiſſion zu ernennen für die 
ee der Moldau: Waladijchen Klojtergüter, bis die Gigenthumsfrage 

elöst jei. 

26. . (Verein. Staaten). Beſchwichtigende Erllärung Sewards bezügl. einer 
Aeuperung des franzöf. Moniteurs über den Beihluß des Repräf.:Haufes 
vom 4. Mai in Betreff Mericos. 

27. Deutihland. — Naffau) Die I. Kammer erflärt fih mit allen gegen 
3 Stimmen für Reconftruitung des Zollvereins mit Preußen, gegen eine 
Zolleinigung mit Defterreih, gegen einen Zollfonderbund und gegen eine 
ausnahmsweiſe Begünftigung Oeſterreichs. 

28. „ (Kondoner Eonferenz). Sechste Sitzung. Die deutſchen Bevollmächtigten 
verlangen bie befinitive Irennung ber Herzogthümer von Dänemarf als 
jelbjtändigen Staates unter dem Herzog riedrih von Auguftenburg. Eng— 
land jtellt dem Verlangen den Antrag auf Theilung Schleswigs entgegen, ſo 
daß ber nördliche und mittlere Theil bderjelben bis zur Schlei in Dünemarf 
einverleibt würde, Holftein dagegen, Yauenburg und das jüdlihite Schleswig 
an Deutjchland fielen unter der Bedingung, daß es weder Nendsburg zu einer 
Bunbdesfeftung noch Kiel zum Bundeshafen erkläre. 

Vorſchlag Defterreihs und Preußens, dem fi der Bevollmäch— 
tigte bes beutjhen Bundes anfhließt: „Nachdem bie in ber legten Con— 
ferenzfigung von Oeſterreich und Preußen gejtellten Forderungen von ben 
bäniihen Hrn. Bevollmädtigten als vollftändig unannehmbar, ſelbſt in ber 
Vorausfegung, daß die Entſcheidung des Bundes die Erbfolgerehte S. Mai. 
bes Königs von Dänemark auf die Herzogthümer zulafje, erlärt worben find, 
haben die Bevollmächtigten der deutſchen Mächte die Weifung erhalten, im 
Einverjtändnifje mit dem DBertreter des beutjchen Bundes bie vollftändige 
Trennung ber Herzogthümer Schleswig und Holſtein von bem Königreiche 
Dänemark und ihre Vereinigung zu einem Staat unter ber Souveränität 
bes Erbprinzen von Schleswig=:Holjtein-Sonderburg:Auguftehburg — der in 
ben Augen Deutſchlands nicht nur die meiiten Eröfolgerechte auf die Herzog: 
thümer geltend zu machen vermag, und bejjen Anerkennung’ von Seiten bes 
deutjchen Bundes folgeweiſe gefichert ericheint, jondern welder auch unzweis 
felhaft die Stimmen einer ungeheuren Majorität der Bevölferung biejer Her: 
zogthümer in fich vereinigen wird — zu verlangen.“ ’ 

Antrag von England: „Die Bevollmächtigten Großbritaniens haben 
mit lebhaften Bedauern gejeben, daß bie lebte Gonferenzfißung nicht bas 
Refultat gehabt hat, die Grundlagen eines Einverftändniffes zwiſchen Deutſch— 
land und Dänemark aufzurichten. Unferer Anficht nach dürfte man die Ele— 
mente eines fejten und dauerhaften Friedens weder in den Engagements von 
1851 —52 finden, welche feine anderen Früchte getragen baben; als Zerwürf: 
niffe und Wirren, noch in der Analyſe eines unklaren und complicirien 
Rechtes; aber ohne die Grundlagen eines feiten und bauerbaften Friedens 
aufitellen zu können, find die neutralen Mächte nicht befugt, dem feierlichen 
Vertrage zu entjagen, in welchem fie die Integrität der dänifchen Monarchie 
anerfannt haben, und eben jo wenig können fie zu einem neuen Arrangement 
mitwirken, welches für Deutjchland ungenügend ober für Dänemark demüthi— 
gend wäre. Die Glemente eines feiten und dauerhaften Friedens müfjen mit: 
hin anberswo geſucht werden. Geit langen Jahren begen bie Deutjchen 
innerhalb des deutſchen Bundes eine lebhafte Sympathie für ihre Brüder, 
weldye Unterthanen des Königs von Dänemark find; bie Dänen ihrerjeits 
lieben ihre Unabhängigfeit und wünſchen ihre alte Monarchie zu erhalten. 
Dieje beiderjeitigen Gefühle haben Anjprudy auf die Achtung Europa’s. Zur 
Verhütung eines Fünftigen Kampfes und zur Befriebigung Deutjchlands 
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müßte man unjerer Anficht nach Holjtein, Lauenburg und ben jüblichen Theil 
von Schleswig ganz von Dänemark abtrennen. Um ein fo großes Opfer 
von Seiten Dänemarks zu motiviren und um die Unabhängigkeit der däniſchen 
Monarchie aufrecht zu erhalten, es iſt unjerer Anficht nach wünjchenswertb, daß 
bie Grenzlinie nicht weiter nördlich als die Schleimündung und das Danewerf 
gezogen werde. Ebenſo erfordert die Sicherheit Dänemarks, daß der Deutſche 
Bund auf dem von Dänemark abgetretenen Gebiet weder Feſtungen erbaue 
noch beibehalte, noch befejtigte Häfen anlege. Ein billiges Abkommen bezüg: 
lich ber Staatsjchuld und der Verzicht Dejterreihs, Preußens und bes 
Deutjhen Bundes auf jedes Einmijhungsrecht in die inneren Angelegenheiten 
Dänemarl3 würden die Beziehungen zwiſchen Deutichland und Dänemark 
vollends jreundichaftlih zu gejtalten geeignet jein. Noch bleibt eine Frage, 
welche nicht Gegenjtand des Friedensvertrages jein kann, welche aber für 
England ein Intereſſe hat und nicht mit Stillihweigen übergangen werden 
darf. Nacd der Meinung des Bevollmächtigten Großbritaniens ift es ſelbſt— 
verjtändlih, dag das Fünftige Gefhid des mit dem Herzogthum Holjtein zu 
vereinigenden jüblichen Theiles des Herzogthums Schleswig nicht ohne bejjen 
Zujtimmung fejtgeftellt werde. Wenn der König von Dänemarf in das 
Zerritorialopfer willigt, welches man im Namen des Friedens ihm anjinnt, 
jo wäre es eine Forderung der Gerechtigkeit, daß die Unabhängigfeit feines 
Königreihe von den europäiſchen Großmächten garantirt würde.“ 

Dänemarf erklärt den Antrag der deutſchen Mächte für noch unzuläj- 
jiger als den in ber legten Sigung von ihmen gemachten. Den englijchen 
Vorſchlag nimmt es ad referendum, ijt dagegen nidyt zu bewegen, ihn 
wenigjiens „im Princip“ ſchon jegt anzunehmen. 

Die deutſchen Mächte nehmen den Vorſchlag Englands im Princip 
an, indem fie erklären, daß Lauenburg allenfalls das Dbject eined Aus: 
taujches gegen einen Theil bes nördlichen Schleswigs bilden könnte, 

Die neutralen Mächte erklären ji für den Vorſchlag Englands und 
verlangen — Rußland ausgenommen — ausdrüdlic für die an Deutjchland 
abzutretenden Theile der bisherigen däniſchen Monardie, baß die Stimme 
ber Bevölferungen gehört werden jolle, 

29. Mai. (Ber, Staaten). Grant zwingt Gen. Lee duch Manöver ſich an den 
Ebicahominy zurüdzuziehen. 

-»  - Merico). Ankunft des neuen Kaijerpaars in Vera Cruz. 

3. „ (Deutjhland. — Zollverein) Abſchluß eines neuen Bertragsent- 
wurfs zwijchen Dejterreih und den bayrijchen Bevollmächtigten in Wien. 

e » (Ber. Staaten). Die Eleveland:Eonvention jtellt Fremont als Präfidents 
Ichaftscandidaten auf. 

— „ (Deutfhland — Medlenburg: Schwerin) Die Regierung fieht 
fih der allgemeinen Mipbilligung ber öffentlichen Meinung in ganz Deutjch- 
land gegenüber genöthigt, das von ihr erlafjene Prügelgeſetz v. 2. April durch 
eine eigene Girculardepejche zu rechtfertigen. 

— (Rußland). In Litthauen erfolgen unter Begünſtigung der Regierung 


zahlreiche Uebertritte von der kathol. zur griechiſchen Religion. 


1. Juni. (Deutſchland. — Holſtein). Beſuch des Herzogs Friedrich in 
Berlin. Angebliche Zumuthungen Preußens an den Herzog, angebliche Ab- 
lebnung besjelben. 

j en and). Griechifhe Truppen nehmen von den Joniſchen Inſeln 

ejiß. 

2. „ (Kondoner Eonferenz). Siebente Sitzung. Dänemark erklärt feine 
Zuftimmung zu bem Vorſchlage Englands, aber nur unter allen möglichen 
Rejerven. Preußen jchlägt die Theilungslinie Apenrade-Tondern vor; Dä- 
nemark erklärt fie für unannehmbar. Preußen fchlägt eventuell eine Thei— 
Iungslinie ZlensburgsHoyer vor; Dänemark erflärt jedoch auch diefe Linie 
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für unannehmbar. — Rußland erflärt auf feine Anſprüche an Holftein zu 
Gunſten des Großberzogs von Dldenburg verzichten zu wollen. 


. Juni. (Deutfhland. — Bundestag). Die Yundesverfammtlung genehmigt 


die am 28. Mai in ber Londoner Gonferenz von ihrem Vertreter in Ver— 
einigung mit Oefterreich und Preußen abgegebene Erflärung (für den Auguften: 
burger) mit 15 gegen 1 Stimme (Luremburg). 

„ (Rupland). Gin Telegramm des Großfürſten Michael meldet dem Kaifer 
das Ende des Krieges im Kaufafus und die völlige Durdführung dev ruf: 
ſiſchen Herrichaft. 

„ (Deutfhland). Der geihäftsleitende Ausſchuß des 36er Comité in Frankfurt 
ruft die ſchleswig-holſt. Ausichüffe und Comités in ganz Deutſchland zu 
energiichen Kundbgebungen gegen jede Theilung Schleswigs auf. 

„ (Deutfohland. — Zollverein). Der geſeßgeb. Körper von Frankfurt be: 
Ichließt nach dem Antrage des Senates den Beitritt Frankfurts zu dem neuen 
Zollverein mit Preußen und Sadjien. 

» Ber. Staaten). Grant verjucht ben Uebergang über den Chicahominy 
zu erzwingen, wird aber von Lee mil großem Berlufte zurückgeſchlagen. 

» (Türkei. — Donaufürftentbümer). Fürft Couza geht mit großem 
Gefolge nah Eonftantinopel, wo er vom Sultan Änferft gnädig empfangen wird. 

„ (Deutfhedänifher Krieg — Schleswig) Eine zahlreihe Volks— 
verfammlung in Böghoved bei Habersleben erflärt fih gegen eine Trennung 
vom übrigen Schleswig und gegen eine Ginverleibung in Dänemarf. 

— (Deutiälan, — Holftein). Herzog Friedrich ftattet dem König von 
Sachſen in Dresden einen Beſuch ab, verzichtet dagegen auf den projectirten 
Beſuch in Wien und kehrt über Berlin, wo er beim Kronprinzen abiteigt, 
nah Holftein zurüd. 

v„ (Preußen) Beſuch des Königs in Stettin. Flottenrevue in Swinemünbe. 

(Defterreih). Der neue Hoffanzler von Ungarn erklärt fich bei Gelegen: 
beit bes Bürgermeifters:Banketts in Wien offen für die Februarverfaflung. 

„ (Deutfchland. — Hannover). Nach dem Vorgange Defterreihs und 
Preußens erflärt fih nunmehr auch die bannover’fche Regierung den Kam- 
mern und dem von ihnen ventilirten Mißtrauensvotum gegenüber für eine 
Löſung der ſchleswig-holſteiniſchen Frage im Sinne der nationalen Forderungen. 

„ (Schweiz). Der Bundesrath ladet auf den Auguft ſämmtliche Regierungen 
zu Beihidung eines internationalen Gongrefjes bezüglich Behandlung der im 
Kriege Berwundeten nach Genf ein, 

,„ (Sriehenland). Ankunft des Königs in Gorfu. 

(Ber. Staaten). Die Baltimore-Gonvention ftellt Lincoln als Präfident- 
ſchaftscandidaten auf und erflärt ſich für vollftändige Abfchaffung der Sklaverei. 

„ (Türkei. — Tunis). Der verhaßte Schakmeifter räumt das Land und 
Ichifft fi mit feinen Schäßen nah Europa ein; ber noch mebr verhaßte 
Khasnadar bleibt. 

„ (Kondoner Eonferenz). Neunte Sipung: Verlängerung der Wafjenrube um 
14 Tage. Dänemark bat jelbft dazu nur widerftrebend bewogen werben fönnen. 

„Grankreich) lehnt in einer Dep. an die englijche Regierung einen Krieg 

egen Deutjchland nochmals ab, indem es erflärt, daß eine bloße Demonſtration 
fir ben von England beabfichtigten Zweck zweifelsohne nicht genügen würde. 

» (Sranfreih). Renan wird feiner Stelle als Profeffor am Collöge de 
France förmlich entjegt, nachdem er eine Verſetzung an bie faiferl. Bibliothek 
abgelehnt hatte. 

„ (er. Staaten). Lincoln nimmt bie ihm von ber Baltimore-Gonvention 
angebotene Präfidentichaftscandidatur an und erflärt, daß er mit dem vor: 
geidhlagenen Amendement zur Gonftitution, welches bie Abſchaffung der 
Sclaverei bezwede, einverjtanden jei. 

» (Mexico). Einzug des neuen Kaiferpaars in bie Hauptftabt. 

„ (Kondoner Gonferen). England regt unter ben Mitgliedern ber Conferen; 
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eine mittlere Theilungslinie in Schleswig, Gelting-Bredjtebt, an, findet aber 
damit weber bei Dänemark noch bei ben deutjchen Mächten Anklang. 

13. Juni. (Ber. Staaten). Das Repräfentantenhaus hebt das Geſetz bezüglich 
flüchtiger Sclaven mit 84 gegen 58 Stimmen auf. 

14. „ (Deutihland). Die gejchäftsleitende Commifjion bes 36er Ausichuffes 
erklärt fich neuerdings gegen jede Vermengung ber Bundesreformfrage mit ber 
Ichleswig-holfteinifchen Angelegenheit. 

„ (Deutfh:danifcher Krieg). Der däniſche Gapitän Hammer Tandet auf 
Sylt (ſchleswig'ſche Weitfeeinjeln) und führt eine Anzahl beutfch gefinnter 
Einwohner nady Kopenhagen ab. 

-»  # (Deutihland. — Lauenburg). Der Landtag verwahrt fich gegen eine 
Einwerleibung bes Landes wider die Rechte besfelben. 

» Deutfhland. — Schleswig-Holfteim). Einzelne Organe ber öffent: 
fihen Meinung in Holftein und Schleswig fangen an, ſich für eine nähere 
Anlehnung des Landes an Preußen auszujprechen. 

=. (Schweden. — Norwegen). Die jchwebifchenorwegifche Escadre beginnt 
jih wieder aufzulöfen, ihr Kommandant, Prinz Dscar, geht zu feiner Fa— 
milie nah Scyonen. 

= * (Ber. Staaten). Grant geht in 3 Corps über den Jamesfluß und con= 
centrirt fich bei Bermuda Hundred. 


16.—18. Juni, (Defterreih und Rußland). Zufammenfunft der beiden von 
ibren erjien Miniftern, Fürſt Gortſchakoff und Graf Rechberg, begleiteten 
Kaijer in Kijjingen. 

»  » Juni. (Ber. Staaten). Eine von Grant verfuchte Ueberrumpelung von 
Petersburg mißlingt. Grant verſchanzt ſich vor der Stadt. 

18. Juni (Londoner Eonferenz). Zehnte Sigung: Verhandlungen über bie 
Frage einer Confultation der Bevölferung. 

Preußen erklärt: „Wir haben ſchon wiederbolt darauf hingewieſen, daß 
die Eonferenz, um die Informationen zu bejigen, beven fie bedarf, über die 
Wünſche der Bevölkerung des Landes, deſſen Zukunft den Gegenjtand ihrer 
Beratbungen bildet, aufgeklärt jein jollte. Geleitet von dieſer Weberzeugung 
und im Auftrage unferer Regierung verlangen wir, daß bie Bewohner 
Schleswigs bezüglich der Dispofitionen, bie ihrethalb getroffen werden jollen, 
conjultirt. und daß weder über das Schickſal eines Theils noch über das— 
jenige der Gejammtheit diejer Bevölterungen entichieden werde, ohne daß 
vorher ihre Wünſche loyal conftatirt wären. Wir find ermächtigt, die Art ber 
Ausführung und die Ausdehnung ber diefem von uns vorgejchlagenen Princip 
zu gebenden Anwendung zu biscutiren.“ Defterreic tritt dem Vorſchlage 
nur in jo fern bei, als es „die Zuflimmung beider Herzogthümer zur Abs 
tretung eines Theils von Schleswig durch das Drgan ihres Souveräng und 
ihrer verfafjungsmäfigen Vertreter“ verlangt; dagegen fpricht es fich gegen 
eine allfällige Befragung der Bevölkerung nad) Gemeinden oder Dijtricten 
aus. Dänemark, England, Rußland und Schweden erflären fi 
gegen ben Borjchlag Preußens, Frankreich will das Princip einer Befragung 
ber Bevölkerung nur auf die gemifchten Bezirke anwenden, ber Vertreter bes 
dbeutfhen Bundes allein tritt auf die Seite Preußens. 

Legter Vorſchlag Englands „an eine befreundete Macht zu appelliren, 
damit fie eine Grenzlinie bezeichne, welche weder ſüdlich ber buch Dänemark, 
noch nördlich der durch die deutſchen Mächte zugeftandenen. Theilungslinie 
durchginge.“ 

, (pPreußen). Audienz einer ſchleswig'ſchen Deputation bei Bismark. Aeußer⸗ 
ungen desſelben über die Theilungslinie. 

„ (Belgien). Die Repräſentantenkammer verwirft nach dreiwöchiger Debatte 
über die Miniſterkriſis ein von Nothomb beantragtes Mißtrauensvotum gegen 
das liberale Miniſterium mit 57 gegen 56 Stimmen. 
ge 
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49. Juni. (Deutfhland. — Oldenburg). Beſuch bes Großherzogs beim Kaijer 
von Rußland in Kifjingen. Der Kaijer beftätigt in einem Schreiben an den 
Großherzog bie von feinem Bevollmächtigten an der Londoner Gonferenz aus: 
gejprochene Verzichtleiftung auf feine Anſprüche an Holftein zu Gunſten des 
Großherzogs. 

„ (Deutihland — Württemberg). Eine zahlreich beſuchte Landes: 
verfammlung in Stuttgart ſpricht fih für Erhaltung bes Zollvereins im 
Sinne einer Verftändigung mit Preußen aus. Cine Gegenbemonijtration 
fommt bereits nicht mehr zu Stande. 

(Schweiz). Gndliher Abſchluß des Handelsvertrages mit Frankreich. 

(Türkei. — Donaufürſtenthümer). Fürſt Couza hat in Gonjtantinopel 
feine Abfichten weſentlich erreicht: ein von ben Bertretern ber garantirenbden 
Mächte unterzeichnetes Protokoll mit der Pforte genehmigt mit einigen Mobi: 
ficationen das von Gouza promulgirte Zujapftatut und das vom Wolf geneb- 
migte Wahlgeſetz. 

„ Ber. Staaten). Der conföberirte Kaper Alabama wird von ber Unions: 
corvette Kearfage im Angefichte des Hafens von Cherbourg in Grund gebohrt. 

20. „ (Deutfhland. — Zollverein). Gröffnung ber Münchener Sonber: 
Eonferenz. Hannover findet jich endlich noch ein, Kurheſſen betbeiligt fich 
bereits nicht mehr daran. 

„ (Dänemark). Differenz zwifchen dem König Chriftian und bem Mini: 
fterium Monrad. Das Minifterium bietet jeine Entlaffung am: Beilegung 
ber Differenz. 

21. „ (Deutfhedänifher Krieg. — Schleswig). ine zweite zahlreiche 
Bolksverfammlung fpricht fih in Lygumkloſter ebenfalls gegen jebe Theilung 
bes Landes und Einverleibung von Nordſchleswig in Dänemark aus. 

„ (Italien). Der Senat genehmigt den Gefepesentwurf bezüglih Aus: 
gleihung der Grundſteuer mit 96 gegen 55 Stimmen. 

»„ (Deutfhland — Schleswig:Holftein). Rundreiſe des Herzogs 
Friedrih in Dithmarſchen. Er ergreift die Gelegenheit ſich öffentlich gegen 
ben ihm vorgemworfenen Particularismus und für die Gewährung aller be: 
techtigten Erwartungen Deutjchlands und Preußens auszufprecen. 

„ (Deutfhland. — Zollverein) Die Münchener Sonder » Gonferenz 
bejeitigt die bayrijch = öjterreichifche Punctation und erjegt fie durch einen Ent: 
wurf Heſſen-Darmſtadts, der von ben öjterr. Bevollmächtigten ad referendum 
genommen wird. Inzwiſchen vertagt fid bie Gonferenz. 

„ (Xondoner Eonferenz). Elite Sikung: Defterreih und Preußen erklären, 
den Vorſchlag Englands anzunehmen, aber nur im Sinn einer Mediation, 
Dänemark lehnt ihn dagegen gänzlich ab. 

„ (BDefterreich und Preußen). Der Kaifer von Defterreich befucht den König 
von Preußen in Karlsbad, 

(Deutfhland. — Bundestag). Oldenburg meldet feine Anfprüde auf 
Erbfolge in Schleswig -Holjtein an. 

24, „ (Schweden). Difjerenz zwifchen dem König und dem Minifterium in 
Folge der Bemühungen des Königs für eine fcandinavifhe Union. Das 
Minifterium bietet feine Entlafjung an, Die Differenz wird beigelegt. 

„ (Spanien) lehnt die Ausgleihungsvorjchläge Peru's ab und verweigert 
bie Herausgabe ber Chinchas-Inſeln, bevor e8 von Peru volljtändige Genug: 
tbuung werde erhalten haben. 

25. „ (Xondoner Eonferenz). Lette Sikung. Die Gonferenz gebt rejultatlos 
auseinander. 

„ (Dänemarf) Gröffnung bes Neichsratbes durch kgl. Botſchaft. Die 
Majorität beider Thinge legt in ben Präfibentenwahlen ihre eiderbäniiche Ge: 
finnung an ben Tag. 

„ (Deutfhland). Außer ber Deligirtenverfammlung ber fchlesw. = bolft. Ver: 
eine und ber beiden Bolksverfammlungen im nörblichiten Theil von Schleswig 
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haben fich gegen eine Theilung Schleswigs in ganz Deutichland gegen 350 
Yanbes=, Bezirks- oder Ortsausihüffe und öffentliche Verfammlungen ausge: 
ſprochen und ebenjo bie Fandtage von Baden (1. K.), Braunfchweig, Bremen, 
Frankfurt, — (J. u. 1. K.), Koburg, Kurheſſen, Heſſen-Darmſtadt 
(1. & Naſſau (Mitgl. der I. u. II. K.), Sachſen (I. u. U. K.). 

25. Juni. (Deutſchland. — Württemberg). König Wilhelm I. F. Der Kron— 

prinz folgt ihm als König Karl 1. 

(Deutjhland. — Naſſau). Im Folge ber äußerſten Anftrengungen ber 
Regierung fiegt diefelbe in ber Landtagswahl zu Rüdesheim mit 67 gegen 
64 Stimmen über ben bisherigen Abg. Braun, den Gandidaten ber Fort: 
ſchrittspartei. 

„ _(Deutihland. — Hannover). Die II. Kammer ſpricht ſich trotz bes 
Widerjtandes ber Mintjter mit 45 gegen 37 Stimmen für Aufhebung ober 
Abänderung ber Domänenausiheidung aus. 

« »„ (Stalien). Die Dep.Kammer nimmt das Nusgabebudget für 1864 mit 
142 gegen 60 Stimmen an. 

»  » (England). Die Regierung legt beiden Häufern des Parlaments bie 
Protofolle der Londoner Gonferenz vor und erklärt ſich für Aufrechthaltung 
der Neutralität in dem wieber ausgebrochenen Kriege zwilchen Deutjchland 
und TDänemarf. 

28 „ (England). Disraeli fündigt im Unterhaufe ein Mißtrauensvotum gegen 
das Minijterium an. Kinglafe jet demjelben ein Amendement entgegen. 

- » (Deutfhland. — Zollverein). Tie neuen Zollvereinsverträge werben in 
Berlin zwiſchen Preußen, Sahjen, Baden, Kurbejien, den thüringiſchen 
Staaten, Braunihweig und Frankfurt vollzogen. Mit Hannover und Olden— 

burg jchweben die Unterhandlungen noch. 

(Deutfchlant. — Baden). Die I. Kammer nimmt das ihr von ber 
Regierung vorgelegte Geſetz betr. Zuſammenſetzung der Schulauffichtsbehörben 
nad dreitägiger Debatte mit aller! gegen 2 Stimmen an. 

23. . (Deutfd -danifher Krieg). Tie Freußen fepen unter Gen. Herwarth 
v. Bittenfeld vom Sundewitt nah Alfen über und erobern bie Inſel. 
3000 Dänen und zahlreihes Kriegsmaterial fallen in ihre Hände. Der Reft 
der dbänifhen Armee wird auf die Halbinfel Kefenis gedrängt, von wo er 
fih zu Schiffe rettet. 

30. „ (Holland). Erneuerungswahlen der Hälfte zweiter und eines Drittheils 
erjter Kammer. Das Reſultat ergibt eine Verſtärkung ber liberalen und 
minifteriellen Partei. 

» « (Belgien). Antrag bes Abg. Orts. 

—  „ (Deutidland. — Baden). Ngitation für und wider Schenfel als Vor: 
ftand des Predigerjeminars wegen feines Buches „Characterbild Jeſu.“ 


4 4 


y. 
2i. 


1. Zufi. (Belgien). Stürmifhe Situng ber Repräfentantenfammer. Die Mit: 
glieder der Rechten greifen ben Antrag Orts mit Leibenihaft an und ver: 
lafien ſämmtlich den Situngsfaal, fo daß bie Kammer nicht mehr befchluß: 
fäbig ift. 

2. „ (England). Die Morning: Roft veröffentlicht eine Reihe biplomatijcher 
Actenftüde, welche bie MWiederherjtellung ber nordifhen Allianz erweijen 
follen. Diefelben werden von Berlin, Wien und St. Petersburg aus offiziell 
für durchaus erfunden erflärt. 

3.—16. Juli. (Ber. Staaten). Einfall ber Südftaatlihen in Pennfylvanien und 
Maryland. 

4—9. Juli. (England). Debatten bes Unterhaufes iiber bie deutſch-däniſche Streit: 
frage. Disraeli trägt auf ein Miftrauenspotum gegen das Minijterium an, 
Kinglafe ftellt demjelben ein Amendement auf entjchiebene Billigung ber Neutra: 
lität Englands in biefer frage entgegen. Sieg bes Minifteriums mit 313 
gegen 295 Stimmen. — Dagegen wird im Oberhaufe ein von Lord Malmes: 
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bury vorgejchlagenes Miftrauenspotum mit 177 gegen 168 Stimmen an: 
genommen. an 

5. Zuli. (Frankreich). Der Kaifer beglückwünſcht ben General Deligny für bie 
Unterdrüdfung der Anfurrection in Algier. 

„» » (Deutfdhedänifher Krieg. — Schleswig). Der Auguftenburger wird 
auch auf der’ Anfel Aljen von ber Bevölferung als Landesherr proclamirt. 

„—12. Juli. (Belgien). Die Seceflion der Glericalen verhindert wiederholt bie 
Abhaltung einer Sitzung ber Nepräjentantenfammer. Dur ben Tod eines 
Mitgliedes ihrer Partei verliert bie liberale Partei definitiv bie bisherige 
abjolute Majorität der Stimmen. 

7. Zuli. (Deutihland. — Bundestag) Die Bundesverfammlung forbert 
ben Großh. v. Oldenburg auf, die Eingabe ber Rechtsbegrünbung feiner Ans 
ſprüche auf SchleswigsHolftein zu beichleunigen. 

„"_ » (Preußen). Beginn des großen Polenprocefjes vor dem Staatsgerichtehof 
in Berlin. 

8 „ (Dänemarf). Das Minifterium Monradb gibt in Folge einer birecten 
Aufforderung des Königs feine Entlafjung ein. Hr. Bluhme und Graf Moltte, 
frühere Gefammtftaatsmänner, erhalten den Auftrag, ein neues Gabinet zu 
bilden. 

10. „ (Deutfh:danifcher Krieg). Die Alliirten fegen über ben Lymfjord und 
bejegen ganz Jütland. 

11. „ (Schweden). In Folge ber nunmehrigen Haltung Englands gegemüber 
bem deutſch-däniſchen Kriege befchlieft die ſchwediſche Regierung, die zufammen 
gezogenen Streitkräfte zu Waſſer und zu Pande wieber aufzulöfen. 

12. „ (Deutfch-danifcher Krieg). Dänemark fucht bei Tefterreih und Preußen 
directe um Wafjenrube und Einleitung von ricdensumterhandlungen nad). 

"»  » (Deutfhland. — Zollverein). Die Vorſchläge Heſſen-Darmſtadts auf 
ber Münchener Sonbderconferenz werden von DOejterreich angenommen. Feſt— 
ftellung einer Runctation. Schluß ber Gonferen;. 

13. „ (Deutfh:dbanifcher Krieg). Tie Alliirten befeken Sylt und bie übrigen 
Weſtſee-Inſeln Schleswigs. Der däniſche Gapitän Hammer ergibt fich in 
Folge davon mit feiner Flotille. 

„ (Belgien). Auflöfung der Kammern und Anorbnung von Neuwablen. 

(Teutfhland. — Bayern), Die Fabrif: und Handelsräthe der be 
beutenbiten Städte des Landes fprechen fih nah und nad übereinjtimmend 
aufs dringendjte für den Eintritt in den neuen Zollverein auf Grundlage 
bes Hanbelsvertrages mit Frankreich aus. 

15/16. Juli. (Deutſch- däniſcher Krieg). Die Alliirten bewilligen Dänemark. eine 
Waflenruhe vom 20. bis zum 31. Juli und erflären fich bereit, mit dem: 
jelben Unterhandlungen zum Abſchluß eines Friedens einzuleiten. 

19. Juli. (Deutfhland — Dldenburg). Eine Landesverfammlung ber fchles: 
wigsbolftein’schen Ausichüffe erklärt fi) gegen die vom Großherzog erhobenen 
Anſprüche auf die Herzogthümer. 

»„  » Beutfhland. — Baden). Hirtenbrief des Erzbiſchofs von Freiburg gegen 
das Geſetz vom 28. Juni bezüglich der Ortsſchulbehörden. 

»  » (Ber. Staaten). Der Unionsgeneral Sherman ift von Teneffee aus bis 
vor Atlanta in Georgien vorgerüdt. 

» „ (Ehbina) Nanfing wird von ben Kaiferlichen wieber genommen. 

21. „ (Deutfhland. — Bundestag). Der Forderung Defterreihs unb 
Preußens entjpredend wird von ber Bundesverfammlung auch ber Grbprinz 
von Auguftenburg aufgefordert, die Rechtsbegründung —* Anſprüche auf 
Schleswig-Holſtein einzugeben. 

-„ (Deutfhland. — Holſtein). Der Obercommanbant ber Alliirten in 
Schleswig zeigt dem Bunbesgeneral Hade an, er babe Befehl, ſich zum Herrn 
von Rendsburg zu machen. Hade erwibert, da er augenblidlih nur über 
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4 Compagnien verfüge, jo müfje er ber Uebermacht weihen. Die Bundes— 
truppen räumen alsbald die Stadt. Es ziehen 6000 Preußen ein. 

23. Juli. (Frankreich). Ein Decret des Kaijers enticheidet den bisherigen Con— 
= zwijhen ber Militär= und Givilgewalt in Algerien zu Gumften ber 
eriteren. 

26. „ (Deutfd:dbanifcher Krieg). Beginn der Friedensunterhandlungen in Wien. 
Der deutihe Bund wird dabei gänzlich bei Seite gelafjen. 

29. „ (England) Schluß ber Rarlamentsjefjion. Thronrede im Namen ber 
Königin. 

30. „ (Rom). Encyclica bes Papftes an die Grabiichöfe und Biſchöfe Polens. 

«- » (Ber Staaten) Grant verfudt umfonft, Petersburg durh Sturm zu 


nebmen. 

— „ (Deutfhland). Auf die Aufforderung des 36er Ausſchuſſes in Frankfurt 
ſprechen ſich zablreihe Volksverſammlungen in ganz Deutichland energifch 
gegen die Anjprüche des Ad) von Oldenburg auf Schleswig=Holftein aus. 

—  „ (Deutfhland, — Schleswig :Holftein). Die ſchleswig-holſtein'ſchen Ver: 
eine weilen in beiden Herzogthümern die Prätentionen des Großh. dv. Olden— 
burg zurüd und erklären, ef an Herzog Friedrich halten zu wollen. 


— Aug. (Deutſchland. — Schledwig: Holftein). Agitation für und wider einen 
mebr ober weniger engen Anſchluß an Preußen. Meinungsäußerungen ber 
Prälaten und Ritterſchaft, dev größeren Grundbefiger, der Delegirten ber 
Scleswig-Holjtein:Vereine, bes Städtetages und einer Reihe von Bauerntagen, 

I. „ (Deutfh:danifher Krieg). Schluß der Friedensunterhandlungen iq Wien. 

Abſchluß von Friedenspräliminarien und eines dDreimonatlichen Wafjenitillitandes. 

» AFranfreih). Ter Moniteur verfündet den Schiedsjpruc des Kaiſers in 

der Suezcanalfrage zwifchen der Compagnie und dem Bicefönig von Aegypten. 

4. „ (Deutfhland — Bundestag). Der heififhe Prinz Friedrih Wilhelm 
erhebt am Bunde unter Pezugnahme auf jein Grbfolgereht in Dänemark 
Anſpruch auf Yauenburg. 

5. Aug. (Italien). Ein fgl. Decret dehnt die Anwendung des fol. Placets auf 
diejenigen Handlungen der Biſchöſe aus, weldhe Ernennungen von Oekonomen, 
Pfarrern und geiftl. Vicaren oder Berfügungen über die geiftlichen Güter enthalten, 

-  - (Rusland). Das Haupt der bisherigen geheimen polniſchen National: 
regierung und vier Abtheilungsvorjtände derjelben werden zu Warſchau auf 
dem Glacis ber Gitadelle gehängt; 16 andere bei jener Regierung betbeiligte 
Perſonen werden zur Deportation nah Sibirien begnabigt. 

-»  » Ber. Staaten). Der Unions-Admiral Ferragut paflirt Fort Morgate, 
zwingt * Powell zur Uebergabe, macht die —— Panzerſchiffe 
er ähig und nähert fih Mobile (Alabama). 

8. „ (England). Die Grundfteinlegung zu einem O'Connel-Denkmal in Dublin 

ibt zu faft vierzehntägigen Nubeftörungen zwifchen Orangiſten und Katholiken 
in Belfaſt Beranlafjung. 

8.—21. Aug. (Schweiz). Internationaler Congreß zu Genf behufs Organifation 
bes Sanitätsbienftes in Kriegszeiten. 

10. Aug. (Deutfhland, — Schleswig: Holftein). Baron v. Scheel-Pleſſen wird 
telegrapbiih nah Wien berufen, um als Vertrauensmann bie Bevollmächtigten 
ber Alliirten bei ben Kriedensunterhandlungen zu unterjtügen. Die öffentliche 
Meinung in beiden Herzogthümern ertheilt ihm dagegen in einer Reihe von 
Verfammlungsbejhlüffen ein entjchiedenes Miktrauensvotum. 

11. „ (Deutfäland. — Baden). Erlaß bes Minifteriums des Innern gegen 
ben Hirtenbrief des Erzbijchofs von Freiburg v. 19. Juli. 

= r (Griechenland). Die Nat.:Berfammlung beginnt die Revifion ber Berfaffung. 

12. „ (Belgien). Das Refultat ber Kammerwahlen ergibt einen Sieg ber 
liberalen Partei, die von 59 auf 64 Stimmen gejtiegen ift, während bie 
katholiſche Partei von 57 auf 52 ſinkt. 
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13. Aug. (Spanien). General Prim, eines- der Häupter ber Progreffiftenpartei; 
wird nach Oviebo verbannt. 

15. „ (Dänemark). Der Gonfeilpräfident verlieft im Reichsrath eine Era 
färung des Gefammtminifteriums, daß in Anbetracht dev Abtretung Schles— 
wigs das Grundgefeg v. 18. Nov. 1863 wegfallen werde. 

16. „ (Deutfchland. — Sachſen). Die II. Kammer geht mit 58 gegen 16 
Stimmen bezüglich der Petitionen um Wiederherftellung des Wahlgeſetzes 
von 1848 zur Tagesordnung über und anerfennt mit 42 und 32 Stimmen 
die Rechtsbeftäindigfeit der gegenwärtigen Ständeverſammlung. | 

»„ (Franfreih). Der König von Spanien befucht die kaiſerl. Kamilie in 
St. Cloud und wird mit großem Geremoniell empfangen. 

17. „ (Deutfhland — Helfen: Darmjtadt). In Uebereinftiimmung mit 

der 11. Kammer und mit ihren eigenen früheren Beichlüffen jpricht fi Die 

I. Kammer nochmals für den Beitritt zum neuen Zollverein aus. 

(Deutfhland. — Baden) Der evang. DOberfirhenratb lehnt Das 

Begehren um Entfernung Schenfels als Borfland bed Predigerfeminars ab 

und wahrt die (freiheit der theologifchen Forſchung. 

18. „ (Ber. Staaten). Durch eine gejhidte Tiverfion am James Niver ge— 
lingt es Gen. Grant endlich, jich definitiv an ber Weldon-Eiſenbahn jüdlich 
von Petersburg feitzufegen. 

19., 21., 25. Aug. (Ber. Staaten). Lee judht umfonft in drei Schladten, fich 
ber Weldon - Eifenbahn wieder zu bemächtigen. 

19., 21., 25. Aug. (Mexico). Einzug des franz. Generals Caſtagny in Monterey. 
Flucht des republicaniichen Präfidenten Juarez. 

20.— 25. Aug. (Preußen). Bejuch des Königs von Preußen in Wien. 

22. Aug. (Dänemark). Bille drobt im Volfsthing des Reichsraths mit einem 

Miftrauenspotum gegen das Minijterium. Der Finanzminifter erflärt, ber 

Reichsrath ſei nicht der Ausdrud ber gegenwärtigen Volksjtimmung und bad 

Minijterium würde daher in jenem Fall eine Auflöjung beantragen. 

(Schweiz). Blutiger Gonflict zwiichen ben ndependenten und den Ra: 
bicalen in Genf. Der Bundesrath läßt die Stadt fofort durch eidgenöffifche 

Truppen befeken. 

23. „ (Peru). Girculardepeihe ber peruanifchen Regierung in Antwort auf bie 
Mittheilung der ſpaniſchen Regierung v. 24. Juni. 

24. „ (Schweiz). Der Gr. Ratb von Genf beichliekt faſt einftimmig, bie zwi— 
ſchen ben Parteien jtreitige Krage dem Entſcheid des Bunbesrathes zu über: 
laſſen. 

25. „ (Deutfch-banifcher Krieg). Beginn der Unterhandlungen über einen 
definitiven Frieden in Wien. Der beutihe Bund wird wiederum gänzlich bei 
Seite gelafien. 

26. „ (Türkei. — Donaufürftentbümer). Fürſt Gouza erläßt ein Ruralgeiek, 
das bie Frohnden gegen Entſchädigung aufbebt und mit dem 24. April 1865 
in Kraft treten fell. 

27. „ (Breußen). Der König befucht auf feiner NRüdreife von Wien ben König 
von Bayern in Hobenfhwangan. 

„»  „ (Zürfei. — Tunis). Die infurgirten Stämme fangen an, ſich dem 
Bey wieder zu unterwerfen. 

28. „ (Italien) anerkennt den neuen Kaifer von Merico. 

29. „ (Belgien). weiter kathol. Gongreß in Mecheln. 

» » (Ber. Staaten). Die National:Gonvention der bemocratifhen Partei zu 
Chicago bezeichnet M'Clellan als ihren Präfidentichaftscandidaten. 


n n 


” ” 


1. Sept. (Deutfhland. — Schleswig:Holftein). Sechszehn beutfche Rechts: 
facultäten haben ſich gutachtlich für bie rechtliche Begründung ber Anfprüce 
des Auguftenburgers ausgeſprochen. 
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1. Sept. (Dänemark). Vertagung des Reichsraths durch eine kurze Fol. Botſchaft. 

..„ (Ber. Staaten). Der füdftaatliche General Hood wird bei Znesboro vom 
Unionsgeneral Sherman geichlagen und räumt Atlanta. 

2. „ (Schweiz) Ter Bundesrath enticheidet den Streit in Genf zu Gunjten 
ber Anbependenten. James Fazy, durch den eidg. Unterfuchungsrichter vor: 
geladen, verläßt Genf und geht nach Ferney; er wirb von ber franz. Re: 
gierung internirt. | 

> „ (Spanien) anerfennt das neue Kaiſerthum Merico. 

3/9. Sept. (Belgien). Beide Kammern genehmigen bie nothwendigen Grebite 
für den Ausbau ber Befeitigung von Antwerpen. 

>. Sept. (Kranfreidh). Gen. Bazaine, der Oberbefehlshaber ber franz. Streit: 
fräfte in Merico, wird zum Marihall von Frankreich ernamnt. 

>—10. Sept. (Japan). Cine combinirte Escadre von engliihen, franzöfiichen 
und bolländiihen Kriegsichiffen foreirt die Straße von Simonojefi gegen ben 
Fürſten von Negato. 

6. Sept. (Franfreid). Die Kaiferin Eugenie gebt in die Bäder von Schwal: 
bach und empfängt bafelbit die Bejuche des Königs von Preußen und bes 
Kaifers von Rußland. 

» (Zürfei), Ein Protofoll der Bevollmächtigten der d Großmächte beftätigt 
Daud Paſcha neuerdings auf 5 Jahre als Gouverneur des Libanon. Italien 
protejtirt gegen feine Auejchliekung von diefem Act. 

» (Deutfhland. — Heffen:Darmftadt). Die HM. Kammer beichließt eine 
ſtimmig, bie Regierung bringendft um alsbaldigen Beitritt zum neuen Zoll: 
verein, jedenfalls aber zum Eintritt vor dem 1. Oct. zu erſuchen. 

- u (Franfreid) Marihall Mac Mahon wird zum Generalgouverneur von 

Algerien ernannt. 

2. „ Grranfreid). Eine Tep. Drouyn’s de l'Huys an den franz. Gefandten 

irn Rom bereitet den beil. Stuhl auf die in Unterhandlung befindliche Con— 

pention mit alien zu Räumung Roms durch die Franzoſen vor. 
(England). Die Kriegsichiffe beider kriegführenden Parteien in ben Ber. 

Staaten werben auf Befehl der Königin aus allen engliichen Häfen ausgeſchloſſen. 

» = (Deutfhland. — Zollverein). Heſſen-Darmfſiadt erflärt feinen Beitritt 
zum neuen Zollverein. 

„ (Breußen). Tie Regierung bat nunmehr auch die Neorganifation ber 
Artillerie als Schluß der Armeereorganifation wejentlich durchgeführt. 

”»  n» BPortugal). Die Neuwahlen zu ben Gortes ergeben eine Berftärfung 

der Majorität für das im wejentlichen liberale Miniiterium. 

-  » (&panien). Entlaſſung des Minijteriums Mon. Narvaez bildet ein neues 
Minifterium, das die Cortes auflöst und Neuwahlen anorbnet. 

„ (Reru). Beſchluß des Gongreffes bezüglich des Streits mit Spanien nad) 
einer Berhandlung von 20 Tagen. 

„ (Branfreih und Stalien). Abſchluß einer Gonvention zwiſchen Franf: 
reih und Stalien. Frankreich verpflichtet fih, Rom binnen zwei Jahren zu 
räumen, Italien dagegen, jeine Hauptitabt nach Florenz zu verlegen. 

»„ (Deutjhlanbd). Generalverfammlung der fath. Vereine Deutfchlands in 
Würzburg. 

„ (Sriedenland), Die Nat.:Berfammlung beſchließt in Revifion der Ber: 
faffung mit großer Mehrheit die Abjchaffung bes Senats. 

.»  » (Ber. Staaten). Sieg bes Unionsgenerals Sheridan am Opequan im 
Shenandoabthal über ben Mbftaatfichen General Early. 

20.—22. Sept. (Italien). Blutige Unruhen in Turin. Das Parlament wird 

auf ben 5. Oct. einberufen. 

21. Sept. (Ber. Staaten). Zweiter Sieg Sheribans über Garly bei Fishers Hill. 

22. „ (Deutfäland. — Zollverein) Naſſauiſche und württemb. Beauf: 
tragte treffen in München ein. Gin längerer Widerftand gegen Preußen wird 
als unmöglich erkannt. 
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23. Sept. (Italien). Das Minifterium Minghettis Peruzzi wird entlaffen und 
Gen. Yamarmora mit Bildung eines neuen Gabinets betraut, Die Ginke: 
rufung ber Kammern wird auf den 24. Oct. verſchoben. 

„» " (Zürlei. — Zunid). Die Ordnung wird als wiebderhergeftellt betrachtet. 
Die türkiſche und ebenjo die englifche, franzöfifche und italienijche Flotte ver: 
lajjen die Rhede wieder. 

24. „ (Deutfhland. — Württemberg). Entlafjung des Minijteriums Linden; 
Bildung des Minijteriums Varnbüler. 

24.128. Sept. (Schweiz). Beide Räthe der Bundesverfammlung genehmigen mit 
gropen Mehrheiten den Handelsvertrag mit Frankreich, obgleich die beſtehen— 
ben Rechte der Kantone bezüglich der Niederlafjungsverhältniffe durch den: 
jelben beeinträchtigt werden. 

26. „ (Deutfhland, — Zollverein). Naſſau zeigt feinen Beitritt zum neuen 
Zollverein an. 

„ » (Holland). Die I, Kammer fpridht ſich in ihrer Antwortsadrejje auf 
die Thronrede neuerdings für entſchiedene Durchführung der begonnenen Go: 
lonialveform aus. 

„» „ (Merico) Die Franzofen ziehen in Matamoros ein. Juarez wendet 
fih nah Chihuahua. 

26./29. Sept. (Schweiz). Beide Räthe der Bundesverfammlung genehmigen ein: 
ſtimmig das Verfahren des Bundesrathes in den Genfer Wirren, 

27. Sept. (Deutſch-däniſcher Krieg) Der Militärgouverneur der Allürten 
in Jütland erläßt gejchärfte Verordnungen, um einen Drud auf Dänemarf 
auszuüben und den längeren Widerjtand der däniichen Bevollmächtigten in 
Wien gegen die überaus mäßigen Forderungen der Alliirten zu beugen. 

» » (Spanien). Die Königin Ghriftine kehrt nach Spanien zurüd, 

„ 0» (Deutfhland — Zollverein). Eröffnung ber neuen Berliner Zoll: 
conferenz. 

28. „ (Rom). Der Garbinal Generalvicar von Rom ordnet „in dieſem ernjten 

Augenblid* auf Befehl des Papſtes einen Bupact an. 

»„ (Dänemark). Verlobung der Prinzeſſin Dagmar mit dem Großfürſten 

Thronfolger von Rußland. 

29. „ (Rom). Grofariige Demonjtration zu Gunften ber franzöj.»ital. Con— 
vention vom 15. Sept. 

30. „ (Deutichland. — Zollverein). Dritte Sitzung ber Berliner Zollconferen;. 
Alle bisher den Zollverein bildenden Staaten, auch Bayern und Württemberg, 
haben nunmehr erflärt dem neuen Zollverein beitreten zu wollen und find zu 
dieſem Behufe auf der Konferenz vertreten, 

— „ (Griechenland). König Georg wird von Tefterreih anerkannt. 

— „ (England). Beluh des Prinzen von Wales am Hofe feines Schwieger: 
vaters in Kopenhagen. 

— „ (Preußen). Zahlreiche Preßprocefje und bisciplinarifche Unterfuhungen 
gegen liberale Richter und Anwälte wegen Betheiligung an ben Wahlen 
jollen bie Oppofition mehr und mehr einſchüchtern. 


1. Oct. (Deutihland. — Zollverein). Eine neue Beiprehung zwifchen öfterr. 
und preuß. Bevollmächtigten zu Prag führt wieder zu feinem Refultate. 

» » (Deutfhland. — Baben). Die neue liberale Verwaltungsreform tritt 
mit biefem Tage ins Leben. 

3. „ (Dänemarf). Die Partei der Bauernfreunde bringt in beiden Things bes 
Reihstages einen Adreßentwurf für Wiederherſtellung ber urjprünglicden 
Berfafjung von 1849 ein. 

4. „ (Defterreid). Graf Andraſſy wird als judex curia von Ungarn ent: 
lafien und buch Graf Töröf erſetzt. 

»„ » Deutihland — Frankfurt). Die Bürger genehmigen in allgemeiner 
Abftimmung bie Gleihjtelung der Israeliten und ber Lanbbewohner. 
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4. Det. (Frankreich). Die Kaiferin Eugenie bejucht auf ber Rüdkehr von Schwal- 
bad das preußiihe Königspaar in Baden-Baden. Darmſtadt, wo ſich die 
ruſſiſche Kaiſerin befindet, wird dabei abſichtlich und auffallend umgangen. 

>» „GEPreußen). Vorfälle in Glogau. Die öffentliche Meinung erklärt ſich 
bei dieſer Gelegenheit neuerdings laut gegen die Militärgerichtsbarleit. Die 
Regierung findet jedoch nicht für angemeſſen, der öffentlichen Meinung irgend 
eine Goncejlion zu machen. 

-» . (Deutfhland. — Bayern). ntlajjung des bisherigen Minifters bee 
Auswärtigen und des Handels, Frhrn. v. Schrend. : 

» 0. (Deutihland. — Baden). Tie Wahlen zu ben Ortsſchulräthen find 
in Folge der Einwirfung des Glerus an vielen, meijt kathol. Orten nicht zu 
Stande gefommen. Tas Viinifterium ordnet neue Wahlen an und verfügt, 
Dad, wenn jie wieder nicht zu Stande kommen jollten, die Ernennungen 
durch die Regierung erfolgen würden, 

„ (Griedenland). Preußen hat den König Georg anerfannt. 

(Deutihland, — Bundestag). Oeſterreich und Preußen verlangen 
von ber Bundesverſammlung, daß den Givilcommifjären in Holſtein eröffnet 
werde, ber gejchehene Abſchluß von Telegraphenverträgen mit Hamburg und 
Lübeck fei eine Ueberfchreitung ihrer bloß adminiftrativen Beingniffe, welche 
eine formelle Ungültigkeit implicire. 

EGpanien). Admiral Pinzon wird aus den Gewäſſern von Peru abbe— 

rufen und dur Admiral Pareja erjegt, ber neue Inſtructionen, eine Art 

Ultimatum an Peru, erhält, 

7. Grankreich). Großer Wechjel in den Geſandtſchaftspoſten. Benedetti 
— wird zum Geſandten in Berlin ernannt. 

10. „ (Italien). Toaſtrede des Marcheſe Pepoli, eines ber beiden Unterzeichner 

ber Gonvention vom 15. Sept. im Namen Staliens, in Mailand. 

»  - (England, — Canada). Gin Congreß von Regierungsmitgliebern ber 
verjchiedenen Golonien Englands in Nordamerika verjtändigt fi in Quebec 
einmüthig über die Errichtung einer Föderation nad) Art der Ver. Staaten. 


Du 


11. „ (Deutjdland — Naſſau). Tie Regierung genebmigt troß eines aus: 

R drüdlihen Beichlufjes des Landtags den Berfauf des Kloſters Marienjtadt 
an eine geiftl. Corporation. 

12. „ (Deutichland. — Zollverein). Unterzeichnung des Vertrags, durch wel: 


ben Bayern, Württemberg, Hellen: Darmjtadt und Naſſau dem neuen Zoll: 
verein auf Grundlage des jranzöj. Handelävertrages und bevor mit Oeſterreich 
über Erneuerung des Februarvertrags ein Abkommen getrojjen wäre, beitreten. 

» . (Zürklei. — QLunis). Die Aufitändifchen werden von den Truppen bes 

Bey bei Gala Shira gefchlagen. 

15. „ (Brafilien). Vermählung der Frinzefjin fabelle mit dem Grafen v. En. 

16. „ (Dejterreidh). Inſurrectlonsverſuch in Friaul, 

ö ae 1alanb). Berfammlung bes 36er Ausichufles in Weimar. Be: 

üſſe. 

. „E”chweiz). Die Partei ber Independenten in Genf behauptet bei ber 
Wahl eines Mitgliedes des Nationalvaths das errungene Uebergewicht über 
bie Radicalen. 

18. „ (Deutfhland. — Kurbeffen). Die Ständbeverfammlung beſchließt fait 
einftimmig, in die Berathung des Budgets einzutreten und verwirft den An: 
trag auf eine eventuelle Verweigerung des Bubgetabfchluffes. 

» 0. (Ber. Staaten). Sieg bes Bundesgenerals Sheridan bei Strasburg in 
Shenanboahthale über ben Sübbunbsgeneral Longfireet. 

„ (Rom). Der Papft verlangt in einem Schreiben an den Kaifer Mar 

als Grundlagen für ein Goncordbat mit Merico den Ausfchluß aller andern 

Eulte neben dem fatholifchen und die Peitung bes gelammten, höhern ſowohl 

als niebern, Unterrichts durch die Organe ber Kirche. 

19. „ (England — Canada). Raubzug conföderirter Freibeuter nach St. Albans 
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im Gebiete der Verein. Staaten. Große Grbitterung in ben Nordſtaaten 
gegen Canda und gegen England. 

19, Oct. (Griechenland). Der König richtet an die Nat.Verſammlung eine Fa: 
tegorifche Botſchaft, durch welche dem Abihluß ber Verhandlungen über 
bie Verfaffung ein Termin gefeßt und die Greirung eines Staatsraths ftatt 
bes aufgehobenen Senats gefordert wird, widrigenfalls ber König ſich bie 
Freiheit feiner Action vorbehält. 

21. „ (BZtalien). Ginleitungen zu einer fehr weientlihen Rebuction ber Armee 
und der Flotte. 

21. „ Griechenland). In Folge ber Fol. Botſchaft v. 19. d. M. beichleunigt 
die Nat.:Verfammlung ihre Verfaffungsarbeiten und genehmigt die geforderte 
Einfegung eines Staatsraths mit 136 gegen 124 Stimmen. 

22. „ (Defterreih). Ein kaiferl. Decret beruft nur den weiteren Reichsrath auf ben 
12, Nov. ein. — Ernennung zahlreicher neuer Gomitatsvorftände für Ungarn. 

23. „ (Deutfdland. — Lauenburg). Der feubale Landtag erflärt fih mit 14 
gegen 4 Stimmen für einen Anſchluß an Preußen unter Bedingungen und 
wählt eine Deputation nad Berlin. 

„  » (Ber. Staaten). Das Volk des Staates Maryland nimmt in ber Urab: 
ftimmung bie neue Staatsverfafjung an, welche die Schaverei unbedingt und 
ohne Entfhädigung für die Eigenthümer abjchafft. 

24, „ (Deutfhland). Der Ausſchuß des großbeutichen Reformvereins beichlieft 
bei der Lage ber Dinge in Deutfchland auf eine Generalverfammlung” des 
Bereins gänzlich zu verzichten und erläßt deßhalb eine Anſprache an bie 
Mitglieder des Vereins. . 

» " (Italien). Zufammentritt des Parlaments. Das Minifterium legt dem— 
jelben einen Gefegesentwurf für die Verlegung der Hauptſtadt nach Florenz 
por. Mittheilung der Convention mit Franfreih vom 15. Sept. und bex 
diplomatijchen Gorrejpondenz barüber. 

25. „ (Dänemarf). Das Kolfetbing bes Reichstages verwirft mit 44 gegen 
44 Stimmen die von der Partei der Bauernfreunde vorgejchlagene Adreſſe, 
in der bie Wiederherftellung der Verfafjung von 1849 betont wird. . 

26. „ (Deutſchland. — Hamburg). Die Bürgerfchaft fügt fich endlich dem 
Willen des Senats bezüglich ber Bürgerrechtserwerbung unb genehmigt bie 
brei Gefete über Staatsangehörigfeit und Bürgerredht, über Gewerbefreibeit 
und über Entihädigung wegen Aufhebung der Realvechte. 

27. „ (Defterreih). Entlaffung bes Grafen Rechberg als Minifter des Aus: 
wärtigen. Gr wird durch den FML. Grafen Mensborfj - Rouilly erjegt. 

»  „ Deutfhland. — Kurheſſen). Die Ständeverfammlung beichließt ein- 
ftimmig die Niederſetzung eines Ausfchuffes, um wegen ber totalen Geſetz— 
gebungsftodung geeignete Vorſchläge einzubringen. 

28. „ (Frankreich). Beſuch des Kaifers Napoleon bei den ruſſiſchen Majeftäten 
in Nizza. Kalte Begegnung. Em 

30. „ (Deutf-danifcher Krieg). Friedensſchluß zwifchen Dejterreich : Preußen 
und Dänemark zu Wien: Die Herzogthümer werben durch benjelben an 
Defterreih und Preußen abgetreten und bie Kriegsfoften ausſchließlich auf die 
Herzogthümer gewälzt, die überdieß auch noch einen für Dänemark ſehr 
günftig berechneten Theil der däniſchen Staatsjhuld zu übernehmen haben. 

— ,„ (Deutfäland — Baden). Durhführung des neuen Schulauffichts- 
geſetzes. In 95 kath. Gemeinden, die bebarrlih nicht wählten, muß bie 
Regierung die Ernennung ber neuen Schulaufjichtsbehörben treffen. 

» (England). Die jserienreben ber Minifter, wie biejenigen ber hervor: 
ragenbjten Führer beider Parteien ſprechen ſich übereinftimmend für die Po— 
litik der Nicht-Einmiſchung, wo bie Intereſſen bes Landes nicht directe bes 
rührt fein, aus. 
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4. Nov. (Deutfhland). Die Generalverfammlung des Nationalvereins beſchließt, 
bie Frage einer deutjchen Gentralgewalt (Oberhauptsfrage) dem Entſcheid bes 
Parlaments vorzubebalten und jpricht fich für einen bloß maritimen Anſchluß 
ber. Herzogthümer an Preußen aus. 

- » (Beutidland. — Bayern) Conflict zwiſchen dem Kultusminifter und 

dem Biſchof von Speyer. 

-»- » England) anerfennt das neue Kaiſerthum Merico. 

».e (Spanien) anerkennt das neue Kaiſerthum Merico. 

2. tDeutfchland. — Naſſau). Der Landtag wird vom Herzog „wegen bet 

“ 2,,.von- ihm angenommenen Haltung“ aufgelöst und Neuwahlen angeorbnet. 
Die Fortichrittspartei hält zahlreiche Berfammlungen zu Beiprechung ber Wahlen, 

. aber außer Landes auf preußiihem und darmitädtiichem Gebiete; ber gou— 
vernementalen und clericalen Partei find dagegen Wahlverfammlungen geitattet. 

4. --, (Italien). Der Finanzminifter Sella legt dem Parlament die verzweifelte 

Finanzlage des Landes dar und verlangt die Genehmigung einer Reibe ſchwerer 

. * Stenererhöhungen jo wie bie Borausbezahlung der Grumdfteuer für 1865, 
.r. um dem drohenden Staatsbanferott zu entgehen. 

.7.—19. Nov. (Italien). Debatien der Deputirtenfammer über die Verlegung ber 

Hauptſtadt nach Florenz. Der Vorſchlag wird ſchließlich mit 317 gegen 70 

“.,, Stimmen, angehommen. Die Erflärungen der Minifter wie die Reben ber 

„Deputirten beweiſen übereinftimmend, daß Italien dur die Annahme ber 
Gonvention v. 15. Sept. feineswegs auf Rom verzichtet. 

T. Red. (Ver. Staaten). Eröffnung des Gongrefjes des Südbundes in Richmond. 

. % Botichaft des Präfidenten Jefferſon Tavis. Der Gongreß lehnt bie vorge: 

. 7 hlagene Bewaffnung der Neger ab. 

8. — ‚Ein- faif. Ufas hebt den größten Theil der kath. Klöfter in 

j en duft. ° "... 
aa (Ber. Staaten):-. Lincoln wird mit 213 von 234 Stimmen neuerbings 
> auf 4 Jahre zum Präſidenten der Union gewählt. Vollſtändige Niederlage 
„ber democktatiſchen Partei. Drei Viertheile des neuen Repräſentantenhauſes 
und die weit überwiegende Mehrheit des neuen Senates gebören ber republi- 
caniſchen Pattei an. ' 

; ,. Türkei. — Donaufürftentbümer). Die Generalrathswahlen find 

, * volftändig im Sinne der Regierung ausgefallen. 

2 Geſterreich). Der Finanzminiſter ſchreibt ein Steueranlehen von 25 Mill. 

zu ſehr drückenden Bedingungen für ben Staat aus, 

gsi, Nov. (Dänemark). Das Volfsthing des Reichsrathes genehmigt den Wiener 

". Friedensvertrag mit 70 gegen 21 Stimmen, das Landsthing mit 55 gegen 
4 Stimmen 
11. Nov. (Deiterreih). Die Regierung verfünbet ben Kriegszuftand gegen ben 
- "italienischen Aufftandsverfud in Friaul und bietet zur Verfolgung ber Infur: 
genten freiwillige Schügen aus Tyrol auf. 
12/44. Nov. (Deutſch-däniſcher Krieg) Auswechslung der Ratificationen des 
“2 Wiener’ Friedens. zwiſchen Dänemark, Preußen und Defterreich. 
12. Nov. (Griechenland). Eine kgl. Botſchaft verlangt von ber Nationalver: 
, jammlung die Modification, von zwei Bejtimmungen ber neuen Verjaffung. 
"Die Berfammlung  entjpricht den Wünfchen des Königs nur bezüglich bes 
einen, minder wichtigen Buntes. 
„  ». (Ber. Staaten). Der Unionsgeneral Sherman beginnt mit feiner Armee 
von Atlanta aus jeinen Zug durch Georgien. 
13. „ (Deutidland — Schleswig-Holftein). Die öſterr. Trup be: 
innen ihren Rüdmari aus den Herzogthümern, die preußifchen Truppen 
— langſam nach. 

14. „ (Defterreid). Eröffnung des Reichsraths. Thronrede des Kaiſers. Die 
öffentliche Meinung jpricht ſich jehr umbefriebigt über diefelbe aus. 
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14. Now: (Peru). u Folge ber Streitigkeiten zwiſchen Spanien unb * trift 

in Lima ein Gongreß von Bevollmächtigten der verſchiedenen ſioemerttniccheꝛi 
Staaten zuſammen unter dem Vorſitze Perus. 
„0 (Schweiz). Die Partei der Independenten im Gent behanipiet in „den 
Großrathswahlen ihr bisheriges Uebergewicht. 
16. „ (Italien). Die Regierung erflärt ſich offiziell gegen .den Infınveitionsz. 
verſuch in Friaul; ihre Truppen zerſprengen eine ‚aahlreige, Vande, die dabta 
ziehen will. F 

17. Italien). Der Finanzminiſter erklärt, daß bis: Jum 25, dv. M. von. der 
Depuirlentammer finanzielle Vorkehrungen getroffen fein. wößten, weil lort die” 
Staatsmaſchine nicht fortarbeiten könnte. 

19., Oeutſchland. — Mecklenburg). Der Landtag nhiu einen, Any 

auf Beitritt zum Zollverein ab, ohne nur die Motivirung - hören zu wollen, 

20, „ Deutihland). Yebhafte Unterhandlungen zwiſchen Oeſter reich mb Preußen 
über Beendigung der Bundeserecutlon in Holſtein und- Lauenburg. Preußen 
verlangt bie vollſtändige Räumung derſelben durch bie Yundestrirpped, Deſter 
reich dagegen wäre geneigt, dem Bunde eine Mirbeſchung bie‘ zum‘ wietrage 
der Erbfo gefrage zuzugeſiehen. 

„ (Italien). Die Deputirtenlammer nimmt bie Sinvigoortagen Sen N "mit . 
157 gegen 77 Stimmen an. 

Be a (Deiterreid). Das Herrenhaus beſchließt eine "Aibeornsabifke, sit D= 

diglich ein Wiederhall der Thronrede iſt. | 

23. „ (Italien). Der Jujtizminifter legt dem Panlament ‚nach Auidäenes 

bes früheren Gefeßesentwurjs einen neuen bebufs‘ Aufhebung -aller - | 
Einziehung aller geiftlihen Güter und Beſoldung des ‚ggjammten © rnedud 
den Staat vor. 

„ n (Spanien). Die Corteswahlen find übenejegend gu Sune 2 Dini 
fteriums Narvaez ausgefallen. 

„ . Deutjhland — Medlenburg) Die Kitterchaft ůůtſchlier m. bei 
öffentlihen Meinung gegenüber, die härteſten Beſunnnungen. bes jog. Prügel⸗ 
gejeges etwas zu mildern; die Landſchaſt ee). Bi ſich neuerdings 
gegen das * überhaupt. 

» „GEGriechenland). Die Oppoſition erllart unter. ronfn ihren Astritt 
aus der Nat.-Berfammlung. 

24. „ (Preußen). Nachdem bie öfterreichifcen Truppen Holen”, Bägjis? wu: 
ftändig geräumt haben; erhalten die preuß. Truppen Gonsyeorbre.. VBonu den 
bereit abgezogenen preuß, Truppen erhält die. 13. Diviſion Beichl; ſich bei 
Minden (Drohung gegen Hannover), bie 6. Tivifion, ſich bei Berlin Wroh⸗ 
ung gegen Sachſen) zu concentriren. 

(P reußen). Die Stadverordnetenwahlen ſind faſi in allen ‚Stiöten der 
Monardie im Sinne der liberalen Oppoſition ausgefallen; ebenfſo —8 eine 
Reihe von Erſatzwahlen zum Abgeordnetenhauſe. 

„Oeſterreich). Die Regierung erllaͤrt auf deſche hene Interpellaudn be 
fie vorerft nicht die Abficht habe, dem Reichsrath ein Minmiſterver gumorgich· 
keits — vorzulegen. 

eutſchland. — Kurheſſen). "Die Ständeverfammilung beſchließt ht ge⸗ 


DD 
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— Sitzung einſtimmig, dem Kurfürſten .in-einer Adreſſe die nach „allen 
Seiten der Geſetzgebung troſtloſe Lage des Landes "darzulegen. Der Kurfürft 
verweigert die perjönliche Entgegennahme ber Adreſſe. 

„ » (Italien). Der Senat nimmt bie Sinahjvorlagen Sela’s mit 108 gegen 


27 Stimmen an. . 

25. „ (Defterreih). Die Regierung erllärt, dap- fie über die Verhãngung des 
Belagerungszuſtandes in Galizien nur aus freiem Willen Auskunft ertheilen 
werde, aber feine verfaſſungsmäßige Verpflichtung ‚dazu anerkenne. 

Br (Deutihland, — Baden). Das erzbiſchöfliche Orbinariat in Freiburg 
unterfagt bem Glerus alle Beziehungen zu den neuen Ortoſchulbehörden. 
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35. Nov. (Dänemark). Das Landething des Reichsrathes fpricht ſich für das Fort: 


beftehen des Reichsrathes neben dem däniſchen Reichstage aus. 

(Peru). Der peruaniiche Congreß verlangt durch eine Deputation vom 
Fräfidenten Pezet, daß er die Spanier durch die im Hafen von Gallao liegende 
peruanijche Flotte angreifen laſſe oder feine Würde niederlege. Der Präfident 
verfpricht dieß Bis zum 28. Nov., gebt fofort nah Gallao und läßt durch 
einen Kriegsrath erflären, daß die peruanifche Flotte außer Stande fei, fich 
mit der ſpaniſchen zu mefjen. 

(Deutſch-däniſcher Krieg). Jütland iſt von den Alliirten wieder voll: 
fändig geräumt. 

(Preußen) Die preuß. Preſſe erhebt hohenzollern'ſche Erbanſprüche auf 
die Herzogtbümer Schleswig und Holftein. 

(Deutihland. — Bayern), Die vom Biſchof von Speyer eigen: 
mächtig errichtete theologiſche Lehranftalt wird von der Regierung polizeilich 
sefclof en. 

(Deutihland). Preußiſche Truppen, die auf dem Rückzuge aus Schles— 
wig bereit8 in Hamburg angefommen waren, fehren wieder um und nad 
Altona zurüd. 

(Deutſchland). In Folge einer Verfiindigung zwiſchen Dejterreih und 
Preußen einerfeits, Hannover und Sachſen anderjeits rüden 1 Bataillon Han 
noveraner und 2 Kompagnien Sachſen momentan wieder. in Rendsburg ein. 

(Deutſchland). Ter Bundesgeneral Hade in Holftein meldet der Bundes— 
verjammlung telegrapbiich, daß die Preußen die Etappenſtraßen bejeßten und 
fih um Altona concentrirten; er verlangt deßhalb Verbaltungsbefehle, 

(Rupland). Ein Faiferlicher Ulas hebt die Peibeigenfchaft auch in Trans: 
fautufien auf. 

(Peru). Der ſüdamerikaniſche Congreß in Lima erflärt, in Folge der Er: 
Färung des peruanifchen Kriegsraths vom 25. d. M., dem peruanijchen Con— 
greß, daß, wenn Peru die Spanier angreife, es auf eine Unterjtüßung der 
übrigen jüdamerifanijchen Staaten nicht rechnen dürfe, 

(Deutfhland). Preußen verlangt von Hannover und Sachen die Räu— 
mung der Herzogthümer buch die Bundestruppen ohne Bundesbeihluß und 
als einfahe Folge der Bundeserecutionsordnung. Hannover gibt alsbald 
nad, Sachſen weigert fih dagegen ohne Bunbdesbeihluß feine Truppen zus 
rüdzurufen und jet den Drohungen Preußens die jofortige Einberufung aller 
Beurlaubten unter die Fahne und anderweitige Kriegsvorbereitungen entgegen. 

Preußen und Dejterreich legen der Bundesverfjammlung ben 
Sgriedensvertrag mit Dänemarf vor. Preußen erflärt, daß es die Grecution 
in Holftein für beendigt aniehe und zu einer Erledigung ber Grbfolgefrage 
die Hand nicht bieten werde, jo lange bie Bundestruppen Holftein nicht ges 
räumt hätten. Sachſen verlangt einen Bundesbeſchluß, ob die Erecution 
als erledigt zu betrachten fei. Auf den Antrag Bayerns bejchließt die Bundes: 
verfammlung mit 8 gegen 7 Stimmen, dem Bunbdesgeneral Hade in Holftein 
die Inſtruktion zu ertheilen, daß er vorerjt die von ihm befegten Stellungen 
inne behalten jolle. 

(Dänemarf). Der König tritt eine Rundreiſe in dem joeben von den 
Alliirten wieder geräumten Jütland an, 


29. Oct. bis 6. Dec. (Defterreih). Das Abg.:Haus unterzieht die Politik ber 


Regierung und bie Lage des Landes in jechstägiger Debatte iiber die Antworts— 
abrejje einer ebenfo einläßlichen als freimüthigen Kritif und genehmigt ſchließ— 
lich den Entwurf feines Ausfchuffes mit großer Mehrheit gegen etwa 40 ©t. 


29, Oct. bis 9. Dec. (Btalien). Senatsdebatte über die Verlegung der Haupt: 


ſtadt. Der Senat tritt ſchließlich dem Antrage ber Regierung mit 134 gegen 
37 Stimmen bei. 
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1. Dec. (Deutfhland. — Bundestag). Tejterreih und Preußen bringen 


3. 


m 


— 


= 
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ben gemeinjamen Antrag ein, die Bundeserection in Holjtein als beendigt zu 
erklären. Bayerns Antrag, dbenjelben an die Ausſchüſſe zu verweifen, wird 
von ber Mebrbeit abgelehnt und vielmehr beſchloſſen, ſchon im den nächjten 
Tagen zur Abjlimmung zu jchreiten. 

Hannover befiehlt, ohne einen Bundesbeihluß abzuwarten, daß ſämmt— 
liche disponible Waggons der bannov. Eijenbahn bis zum 6, d. M. nad 
Harburg gejchafit werden follen, um die hannoverſchen Bundesiruppen aus 
Holjtein nah Haufe zu führen, 

Beginn der Unterhandlungen zwiſchen Preußen und Frankreich über Mo: 
bificirung des Hanbeldvertrages. 

(Dejterreih). Der Belagerungszuftand in Friaul wird wieder aufge 
hoben. Die zahlreihen Gefangenen werden bem Kriegsgerichte überwiejen ; 
die Hauptanführer find nad Italien entfonmen. 

„ (Defterreid). Eine öfterr. Girculardepeihe an die deutſchen Regierungen 
erflärt, das Aufhören der Mitbefegung Holfteins durch Bundestruppen beein: 
trächtige nicht die Geltung des vollen Rechtes des Bundes auf competenz: 
mäßige Entiheidung in der Grbfolgefrage und räth Bayern und Sachſen 
dringend ab, in ben bevorjtehenden Bundesbeſchluß irgend einen Vorbehalt 
bezüglich des Nechtes auf weitere Belegung Holfteins durch Bunbdestruppen 


bringen zu wollen. 

. (Beuttäland. — Kurheſſen). Der Kurfürft antwortet der Stände: 

verjammlung jehr ungnädig auf ihre Adrefje v. 24. v. M., bie er als einen 

Eingriff in Rs Rechte betradhtet. Der Stadtrath und der Bürgerausſchuß 

ber Refibenz votiren dagegen ber Ständeverfammlung einjtimmig eine Dank— 

und Vertrauensadreſſe und eine Reihe anderer Städte des Landes ſchließt 
fi) der Reſidenz an. 

Deutihland. — Lauenburg) in preußiiches Garderegiment bejegt 
das Herzogthum ee 

(Deutihland. — Holſtein). Gonflict zwijchen ben Bundescommifjären 
und der von ihnen eingejegten berzoglihen Landesregierung über Abführung 
boljteinifcher Gafjenüberjhüffe an bie Regierungen von Sadjen u. Hannover. 
„ (Deutfhland. — Bayern). v. d. Pfordten wird wieder zum Minifter 
des Auswärtigen, Frhr. v. Schrend wieder zum Bunbdestagsgejandten ernannt. 

( Deutſchland. — Bundestag). Tie Bundesverfammlung fügt fich mit 
9 gegen 6 Stimmen dem öfterr.preuß. Antrag und erklärt die Bundesereku— 
tion in Holftein für beendigt. Votum Sachſens und Bayerns. 

„ (Defterreich) ſchlägt Preußen vor, den Herzog von Auguſtenburg provijo- 

rifh an die Spike der Herzogthümer zu jtelen und die übrigen Erbaniprecher 

an ein Aufträgalgericht zu weijen. 

(Deutfhland. — Sachſen) entläßt die am 29. v. M. aufgebotenen Trup- 
pen wieber und befiehlt dem Gen. Hade und dem Givilcommiffär v, Könne— 
ritz, Holjtein zu räumen. 

„ (BDeutfhland. — Holftein). Die bannoverfchen Bundestruppen beginnen 
olftein zu räumen. — Die Bundescommijjäre übergeben Holftein und Pauen- 
urg den öfterr.:preuß. Givilcommifjären. Diefe verlangen von allen Beam: 

teten eine Anerfennungs: und Gehorjamserflärung. 

„ (Preußen). Der König zieht an der Spike der aus Schleswig-Holitein 
zurüdgefehrten Truppen in Berlin ein. Rebe des Oberbürgermeifters von 
Berlin. Die ganze Stadt illuminirt zur Feier bes Tages. Die Stabtver: 
orbnetenverfammlung jcheint aus ibrer jhmollenden Stellung zum königlichen 
Haufe beraustreten zu wollen. Der König jpricht in einem Armeebefehl feine 

reube darüber aus, baß fi bie von ihm gegebene Armee-Reorganijation 
ewährt habe. 

» (Ztalien). Der Kronprinz Humbert wird zum Gommanbanten ber Mi: 
ltärdivifion von Neapel ernannt und nimmt feinen Wohnſitz daſelbſt. 
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8, Dec. (Rußland) macht ein neues Yotterieanlehen von 100 Mil. SR. Be: 


e 


17. 


I, 


14, 


” 


dentlicher Zuſtand der Baluta und der Staatsfinanzen. 

.„ (Zürtei. — Donaufürftentbümer). Die Wahlen zur neuen Nat. 
Berfammlung fallen nady den Wünſchen des Kürjten Couza aus; die Partei 
der Bojaren ſieht ſich von derjelben gänzlich ausgeſchloſſen. 

„ (Nom). Der Papit richtet eine Encyclica an ſämmiliche Biſchöfe der Fat. 
Ghriftenheit gegen die „moderne Givilifation“ und verdammt 80 bejtimmte 
Säte ald Lehrmeinungen oder Ansflüfje derſelben. 

„ (Deutihland — Holjtein). Aud, die fächjiichen Bundestruppen be: 
ginnen ihren Rüdzug aus Holitein und zwar mit Vermeidung des preußifchen 
Gebietes über Kaſſel, Koburg und Hof. 

„ (Stalien). Der Senat genehmigt die Verlegung der Hauptſtadt nad) Flo: 
ven; mit 134 gegen 47 Stimmen. 

„ (Ber. Staaten). Präfident Yincoln erklärt ſich in feiner Botſchaft an den 
Eongrep für energiiche Fortſetzung des Krieges bis zum endlichen Siege über 
die Sonföderation der Südjtaaten und empfiehlt demſelben neuerdings das Amen- 
bement zur Gonftitution, das die Abjchafiung der Sclaverei in ſämmtlichen 
Staaten der Union bezwedt. 

» Adtalien). Der Senat votirt den Gejepesentwurf bezüglich Entihädigung 
von Turin und Berlegung des Gajlationshofes von Vlailand nad Turin. 

„ DTeutihland — Holjtein). Die Univerjität Kiel vemonjtrirt gegen 
die von ben öjterr,zpreup. Givilcommijjären geforderte Gehorſamkeit-Erklärung 
und wahrt die Erbrechte des Augujtenburgers. Die Givilcommifjüre räumen 
das Zugeſtändniß ein. 

„ (Deutfhland. — Holftein). Das Poſtweſen und die Telegraphenverwals 
tung werden von den Givilcommifjjären aus dem bisherigen Gejchäftsfreife 
der Yandesregierung ausgejchieden und unter preußiſche Chefs gejtellt. 

-» (Italien). Der König unterzeichnet das Geſetz zu Verlegung der Haupt: 
jtadt nach Florenz. Bon diefem Tage an beginnt die mit Frankreich durch 
die Konvention v. 15. Sept. jtipulirte zweijährige Frift zur Räumung Roms 
durch die Franzoſen. 

(Preußen). Eine Depeſche Bismarcks an Oeſterreich erklärt, daß Preußen 
eine Entſcheidung der ſchleswig-holſteiniſchen Erbfolgefrage ablehne, bevor ſeine 
zukünftige Stellung in den Herzogthümern feſtgeſtellt ſei und regt bei Oeſter— 
reich die Annexion der Herzogthümer an Preußen an. 

(Preußen) erklärt in einer Depeſche an die in der Bundesverſammlung v. 
5. d. M. in der Minderheit gebliebenen Regierungen, beſonders an Sachſen 
und Bayern, daß es ſich einem Mehrheitsbeſchluſſe über die Competenz des 
Bundes hinaus nicht unterzogen hätte und nie unterziehen werde. 

„ (Deiterreidh). Das Abg.Haus genehmigt die Fortdauer der Steuer— 
erhöhungen jtatt auf 6, wie die Regierung gefordert hatte, nur auf 3 Monate, 
gibt dagegen in der Rogawski'ſchen Frage der Regierung principiell nad). 

„ (Ber. Staaten). Der Unionsgeneral Sherman ift auf feinem Zuge von 
Atlanta durch ganz Georgien bei Savannah angelangt, nimmt das ort 
M'Alliſter und bietet der Unionsflotte die Hand. 

„ (Deutfhland. — Zollverein). Uebereinkunft zwiichen Preußen und Frank: 
reich über die im Hanbelsvertrag anzubringenden Modificationen, Die von 
Defterreih und den ihm früher näher verbündeten Zollvereinsjtaaten gefor— 
berte Modification des Art. 31 befindet fich nicht darunter. 

„ (Sranfreid. — Algier), Beendigung der Operationen gegen bie auf- 
ftändifchen Araber im Süden. General Juſſuf kehrt nach Algier zurück. 

„ (Italien). Die Deputirtentammer verlängert das ſog. Brigantengejeß 
neuerdings bis Ende des %. 1865. : 

„ (Deutjhland. — Zollverein). Preußen nimmt nunmehr bie Unter: 
bandlungen mit DOefterreich bezüglich den Abjchluß eines Handelsvertrages 
zwijchen Defterreich und dem Zollverein wieder auf. 
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45 Dec. (Oeſter reich). Der Finanzausſchuß des Abg.-Hanfes jtellt das Gebahrungs: 
beficit für 1865 vorläufig auf 224 Mill. feſt und bejchließt, das Budget miürſſe 
wenigjtens um diefe Summe duch Erſparungen berabgejegt werden. 

45. u. 16. Dec. (Ber. Staaten). Der Unionsgeneral Thomas jchlägt den im 
Teneſſee eingefallenen General Hood umd zwingt ihn unter großen Berlujten 
zum Rückzuge. 

17. „ (Italien). Die Deputirtenfammer genehmigt das proviſoriſche Budget 
für 1865 nach dem Verlangen der Regierung, die ihrerſeits für das definitive 
Budget eine Erſparniß von 60 Mill. im Heerweſen verſpricht. 

18. „ (Deutihland. — Bayern) weist die Anſchuldigungen und Drohungen 
ber preuß. Depeſche v. 13. d. M. nahdrüdlich zurück. 

„ + Türkei. — Donaufürftenthümer).  Gröffnung beider Kammern. 
Thronrede des Fürſten Gouza. 

19. „ (Stalien). Der Gafjationshof von Neapel weist das Geſuch der zum 
Tode verurtheilten Briganten Brüder Ya Sala (Aunis-Angelegenbeit) ab. 
Der König begnabigt diejelben, 

21. „ (Deiterreih). Defterreich beharrt im jeinen Antivorten auf die preußiſche 
Depeiche v. 13. d. M. auf feinem Vorjchlage bezüglich der jchleswig:boljtein: 
ſchen GErbfolgefrage und weist die Forderung einer Annerion der Herzogtbümer 
an Preußen ab, außer wenn Oeſterreich dafiir bezüglich feines deutjchen Ge: 
bietes ein Aequivalent erbielte. 

„ Deutfhland, — Naſſau). Landtagswahlen zur II. Kammer. Die Op— 
pofition erringt wiederum die Majorität. 

v» (Stalien). Die Regierung genebmigt die Statuten einer Actiengefellichaft 
behufs Verkaufs der Staatsdomänen. Die Gejellfchaft bezahlt dem Staat 
fofort 50 Mill. Fr. und bald darauf weitere 150 Mill. Vorſchüſſe. 

(Dänemark). Beide Thinge des Reichsraths verjtändigen fich über einige 

Mobificationen der Berfafjung vom 18. Nov. 1863 nad ben zorderungen der 

Re — . 

”" # (Ber. Staaten). Der Unionsgeneral Sherman bejekt Savannah in Georgien. 
» » Merico). Kaifer Marimilian ſchlägt dem Nuntius den Abſchluß eines 

Goncordats mit dem päpftlichen Stuble auf weſentlich liberalen Grundlagen vor. 

22. „ (Spanien). Gröffnung dev Gortes. Thronrede der Königin, 

„ # Breußen). Die Stabtverordnetenverfammlung von Berlin lehnt den An: 
trag, ihren Beſchluß v. 18. Juni 1865 wieder aufzuheben, mit 54 gegen 
26 Stimmen ab. 

(Italien). Gin königl. Decret erflärt bie Säcularifation der Klöſter, Se— 
minare und anderer für die Staatsverwaltung nöthiger Gebäude in Florenz 
als durch das öffentliche Wohl geboten. Zwölf der größten Klöjter von Flo— 
venz werden in Folge des Decretes aufgehoben. 

"» u» (Rreußen). Urtbeil des Staatsgerichtshofes in Berlin im großen Rolen- 
proceffe. Derjelbe entipricht weder den Anträgen ber Staatsanwaltſchaft noch 
den großartigen Zurichtungen und der langen Dauer der Verhandlungen. 
Der größere Theil der Angeklagten bat ſchon während der Berhandlungen vom 
Gerichtshof in Freiheit gejeßt werden müſſen. 

24. „ (Italien). Kardinal Andrea macht dem Kronprinzen Humbert in Neapel 
einen Beſuch und nimmt ofjen eine oppofitionelle Stellung gegen die römijche 
Politik an. 

„Grankreich). Ein faiferl. Decret ernennt den Prinzen Napoleon zum 
m und Vicepräfidenten des geh. Rathes. 

„ (Deutfchland. — Württemberg). Cine Fünigl. Verordmung bebt die in 
Folge dev Bundesbefchlüfje erlaffenen Verordnungen von 1855 und 1856 be- 
züglich des Vereins: und Preßweſens wieder auf. 

25 „ (Deutihland. — Sachſen) weist die Anjhuldigungen und Drobungen 

ber preuß. Depeſche v. 13. d. M. nicht weniger nachdrücklich als Bayern zurüd. 

"» » (Ber. Staaten). Miplungener Verfucd einer großen nordftaatlicen Gr: 
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pebition unter Admiral Porter und General Butler gegen Wilmington in 
Rord:Garolina. 


b. Dee. (Rom). Der Papft verleiht den geweihten Hut und Degen diesmal nicht 


einem fath. Fürften, jondern feiner Armee, 
„ (Deiterreid). Der Staatsminijter theilt dem Herrenhaufe mit, baß ber 
Kaijer jeme Antwortsadrejje „wohlgefällig“ zur Kenntniß genommen habe. 
„ (Merieo). Kaifer Marimilian anerkennt im Wefentlihen die von ber 
republifaniichen Regierung vollzogenen Verkäufe von Kicchengütern. 


. „ (Defterreid). Der Kaifer lehnt die Entgegennahme ber Scheel-Pleſſen⸗ 


hen Adrejje aus Holjtein (für Annerion an Preußen) ab. 

(Deutihland — Württemberg). MWiederzufammentritt bes Lanb- 
tage. Der Abg. Feper trägt auf Einführung des allgemeinen Wehrſyſtems 
an und die II. Kammer beſchließt mit 583 gegen 22 Stimmen bie Drudlegung 
des Antrags. 

» (Deutihland. — Naſſau). Auch die Wahlen der Großgrundbefißer 
und der Hödhitbejteuerten zur I. Kammer fallen in ber Mehrheit wieder gegen 
die Regierung aus, 


- „ (Deutfchland. — SHolftein). Die ſämmtlichen größeren Blätter des Landes 


und eine lange Reihe von Verfammlungen haben fich energifch gegen bie 
Scheel-Pleſſenſche Adreſſe ausgefproden. — Der Jahrestag ber Ankunft bes 
Herzogs Friedrich wird faft überall im Lande von ber Bevölkerung feftlich 
begangen. 

„» (Deutihland. — Najjau) Die Regierung verbietet bie heſſiſche Landes⸗ 
zeitung und das Nafjauer Bürgerblatt und verwarnt die Köln. Zeitung und 
das Frankf. Journal. 

„» (Breußen). Differenzen mit dem Domkapitel von Köln. Der Regierungs: 
commijjär erflärt, daf die Regierung fäümmtliche von der Mehrheit des Dom- 
capitels für den erzbifchöflichen Stuhl worgeichlagene fünf Gandidaten ablehne. 

„ (Rom). Gorrejpondenz zwiichen dem franz. General Miontebello und dem 
päpſtl. Profriegsminifter Merode: der franz. General erflärt ſich bereit, das 
päpftliche Offizierscorps am Neujahrstag zu empfangen, Merode Iehnt bie 
Einladung in verlegender Weile ab. 

» (Schweiz) Tas eidg. Afjifengericht in Genf ſpricht ſämmtliche ber Ur: 
beberichaft des blutigen Gonflictes vom 22. Aug. Angeklagte frei. 


3. „ (Spanien). Ein Kriegsrath von Generalen zieht die Frage der Auf: 


gebung St. Domingo’s in Erwägung. 

» (Deutjhland. — Hannover) agitirt in Wien und Berlin gegen ben 
Herzog von Auguftenburg und für den Großherzog von Oldenburg. Die 
öffiziöje Prefje Spricht fich jehr unumwunden gegen bie bisherige Politik ber 
Mittelftanten in ber ſchleswig-holſteinſchen Frage und für bie Politif der 
beiden Bormächte aus. 

„ (Stalien). Die von den beiden Kammern beſchloſſene Borausbezahlun 
der Grundſteuer für 1865 ift nad) offiziöfen Angaben zu % Theilen wirkli 
durch die Steuerzahlenden jelbft, theils durch Gemeindeverwaltungen ꝛc. wirt: 
lidy einbezahlt worden. 

» (Griedenland). Der König ernennt den General Kalergis in Paris zu 
feinem Oberjtallmeifter. Das Minifterium verfucht dagegen zu opponiten, 
wird aber bejchwichtigt. 


II. 


Dentichland 


und 


die beiden dentſchen Großmächte. 
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I. 
Deutſchland. 


Gemeinſame Angelegenheiten. — Mittel- und Kleinſtaaten. 


31. Dec. 1863. (Oeſterreich und Preußen) richten eine gleichlautende 
ſehr dringende Circulardepeſche an die deutſchen Regierungen gegen 
den Beſtand und die Wirkſamkeit des 3ber Ausſchuſſes in Frankfurt: 

„Die Vorgänge, welche am 21. d. M. in Frankfurt a. M. ſtattgefunden, 
haben bie ernſte Aufmerkſamkeit ber königl. preuß. wie der kaiſerlich öſterr. 
Regierung auf ſich ziehen müſſen. Sie bilden den Schlußſtein einer Reihe 
von Beſtrebungen, welche ſeit längerer Zeit Deutſchland in Aufregung er— 
halten, und welche jetzt in der ſchleswig-holſteiniſchen Angelegenheit und in 
dem Verſuche, die Leitung derſelben den Regierungen aus der Hand zu win— 
ben, einen willkommenen Vorwand und ein wirlames Mittel für ihre Agi- 
tation zu finden glauben. So lange letztere nur vereinzelt und ohne andern 
als moraliihen Zuſammenhang auftrat, konnte fie minder gefährlich erfcheinen. 
Es iſt aber jet der Verſuch gemacht worden, ihr einen Mittelpunkt und eine 
Organifation zu geben und ihr zugleid materielle Mittel zu Gebote zu 
ftellen, welche ihr eine ganz andere Bedeutung verleihen. Auf dem legten 
jog. Abgeordnetentage in Frankfurt a. M. bat man fidy nicht auf aufreizenbe 
Reben und auf die offen ausgeiprochene Abficht beſchränkt, duch Feine ge: 
jegliche Schranke ſich binden zu laſſen, fondern man bat fich, auch gegen ben 
MWiderfprudy weniger befonnener Glemente verleiten laffen, einen permanenten 
Ausihuß nieberzufegen, welcher fi) zum amtlichen Organ des Willens ber 
Deutſchen erklärt, und als foldhes dazu beitimmt ift, einen Mittelpunft für 
die Thätigfeit der Vereine zu bilden, diefe in fortwährendem Zufammenhange 
zu erhalten und über die Mittel, welche die Geſammtheit berjelben barbietet, 
einheitlich zu verfügen. Zugleich fchreitet die Herftellung von Vereinen, welche 
mebr oder weniger ausbrüdlich politiiche Zwecke verfolgen, überall fort, und 
es werden in ber Wendung, welde man den QTurner: und Wehrvereinen gibt, 
und in der Bildung von Freiſchaaren, welche angeblich bie, an ſich fehr aus: 
reichenden militärifhen Kräfte des Bundes unterſtützen jollen, die Ginleitungen 
getroffen , um organifirte materielle Kräfte in Bereitſchaft zu haben, welche 
in einem günftigen Augenblide für revolutionäre Zwecke verwendbar find. 
Deutfchland ift auf dieſe Weife von einem Neke revolutionärer Ele: 
mente durchzogen, weldye vorläufig duch den moraliſchen Drud, ben 


40 


Deutſchland. 


fie auf die Entſchließungen der Regierungen üben, die beſtehende gejes- 
lie Ordnung zu erfhüttern jtreben, und die nächte Zufunft mit 
ernftlichen Gefahren bedrohen, wenn bie Regierungen nicht bei Zeiten der 
weiteren Entwidlung mit Energie entgegentreten. Wir find 
der Anficht, daß die bejtehenden geſetzlichen Vorjchriften in den deutſchen 
Aunbesländern den Regierungen biezu hinreichende und wirkſame Mittel an 
die Hand geben. Die Grundzüge, welche in dem Bundesbeſchluſſe vom 
13. Juli 1854 in Bezug auf die Behandlung und die Regelung des Ber: 
einsweiens aufgeftellt worden find, reihen dazu aus, wenn fie überall mit 
Ernſt und Gnergie in Anwendung gebradyt werden. Ich erinnere bejonders 
an den $ 4 desfelben, durch welchen jede Verbindung der Vereine 
untereinander als unftatihaft erklärt ift. 

„Der unverfennbare Zweck des in Frankfurt einen permanenten Sit haben: 
den Ausſchuſſes der Sechsunddreißig ſteht in directem Widerfpruche mit dieſer 
Beftimmung. Nicht minder find die Vereine, welche die Bildung von be: 
waffneten Rreifchaaren bezwecken, unzweifelhaft als ſolche zu betrachten, welche 
die öffentliche Ruhe und Sicherheit gefährden, und weldye nach $ 1 berjelben 
Grundzüge in feinem deutſchen Bundeslande geduldet werden follen. Wir 
erachten uns ſelbſt und jede bdeutiche Bundesregierung für verpflichtet , dieſe 
Beftimmungen im gegenwärtigen Augenblide in Anwendung zu bringen. Die 
Fortdauer des permanenten Ausſchuſſes am Sitze des Bundes: 
tages jelbft in der Gigenfchaft eines Gentralausfchuffes für ganz Deutfchland 
fann aber ebenfowenig geduldet werden, wie etwa feine Wieder: 
berftellung an einem andern Orte oder unter einem andern Namen. Die 
Bildung von Freifchaaren werden wir auf umferem Gebiete nicht zugeben und 
eben fo wenig ihnen den Durchgang durch dasſelbe geitatten. Es liegt im 
dringenden Intereſſe der deutſchen Sadye, welde der Bund in Holftein in 
feine eigene Hand genommen bat, daß dieſes Yand nicht durch ben 
Einfluß fremder vevolutionärer Elemente zum Brennpunfte 
ber Befirebungen ber Umfturzpartei gemadt werde, Jeder Ber: 
fuch der Bildung organijirter Streitträfte unter dem Namen und zur Ber: 
fügung einer nicht anerfannten und zur Militärhoheit nicht berechtigten Au— 
torität, würde dem Bundesrechte und den Bundesjweden nicht minder 
als den völferredhtlihen Grundſätzen widerjprechen, und kann daher auf dem 
Territorium des beutichen Bundes nicht zugelaffen werden, Ich babe mich 
in Vorftebendem über die Grundſätze ausgeiprochen, zu deren Belolgung die 
königl. Regierung gegenüber der gegenwärtigen Agitation in Deutichland 
entichloffen ift. Wir bofjen zwar, daß die deutihen Regierungen, in richtiger 
Würdigung des Ernſtes der Yage, die nachdrückliche Aufrechthaltung ihrer 
Autorität durch das eigene Anterefle für geboten erachten werden. Jedoch 
Ihöpfen wir das Recht, auf dieje Nothwendigkeit ausdrüdlidy aufmerkſam zu 
machen, aus ber Thatjache, daß in feinem Theile des Bundesgebiets die 
öffentliche Ruhe geitört oder bedroht werden kann, ohne daß dadurch die an- 
bern Glieder und die Gejammtbeit des Bundes zur Wahrung ihrer eigenen 
und ber gemeinfamen Sicherheit verpflichtet und berechtigt würden. Ew. ıc. 
erfuche ih, ſich im Sinne diefer Bemerkungen gegen bie bortige Regierung 
zwar nur mündlich und vertraulich, jedoch mit allem Nachdruck auszu: 
Iprechen, und ich bemerfe nur noch, daß vollkommen gleichlautende Inftructionen 
auch Ihrem öſterreichiſchen (preußiichen) Gollegen zugeben.“ 


2. Ian. (Bundestag) Die Bundesverfammlung lehnt den Antrag 


Defterreihs, an den Herzog Friebrid das beftimmte Erfuchen zu 
ftellen, SHolftein fofort zu verlaffen, mit 9 gegen 7 Stimmen 
(Defterreih, Preußen, Kurheffen, Medlenburg, Luxemburg, die 16. 
Curie und Sachſen) oder (ohne Sachſen) eigentlih mit 10 gegen 
6 Stimmen ab. 
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. Jan. (Holſtein). Der Ausſchuß des Landescomité fordert zu Grün— 


dung von Schleswig-Holſtein-Vereinen im ganzen Lande auf, da 
„die Lage des Landes dringend die Heranziehung aller Kräfte zu 
der politiſchen Arbeit für die Selbſtändigkeit und Freiheit desſelben 
erfordert.‘ 


- „» (Bayern). Eine Entihliegung des Minifteriums des Innern 


gejtattet den Schleswig: Holftein= Verein in Ansbach nur unter ber 
ausdrücklichen Bedingung, daß die gejammelten Gelder nicht an den 
Zber Ausſchuß in Frankfurt abgeliefert werden bürfen. Später 
geihieht dasjelbe gegenüber mehreren anderen neu gegründeten 
Schleswig-Holftein:Vereinen. 

» (Sadjen). Die Schl.H.Vereine des Landes organifiren ſich in 
Yeipzig und beftellen den Leipziger Ausſchuß als Vorort in Sachſen. 


.„ (Holitein). Die gejeglichen Landesvertretungen beider Dithmar': 


hen ridhten eine Adreffe an den Bund für ben Herzog Friedrich. 


„ (Breußen). Hr. v. Bismard wiederholt in der Anleihe-Commiſſion 
des Abgeorbnetenhaufes jeine Behauptung, daß die Vereinbarungen 
von 18°%, Preußen allein das Recht geben, fih um Schleswig zu 
befümmern und daß der Schuß für die Deutihen Schleswigs davon 
abbänge, daß Preußen diefe Vereinbarungen aufrecht erhalte. Er 
beitreitet die Gompetenz des deutſchen Bundes; politiiche Fragen 
jeten feine Redtsfragen, nur Machtfragen; Preußen könne ji) nicht 
majorifiren laffen, etwa durch eine Majorität, die ein paar Millionen 
repräfentire; die deutihen Großmächte jeien das Glashaus, das ben 
deutſchen Bund vor europäiſchem Zugwind ſchütze ac. 
„(Sachſen). Miniſter von Beuſt entſchuldigt in der II. Kammer 
das Votum Sahjens vom 2. d. M. am Bunde. 
Entſchiedene Antwort Beufts auf eine grobe Note des englijchen 
Sejandten in Dresden von demſelben Tage: 
ur . Sie werden bie Nothwendigfeit nicht verfennen, in welcher ich 
mich befinde, diejenigen Stellen zu bezeichnen, deren verlekende Sprache nur 
der Flüchtigkeit (lEgerete) der Behauptungen gleichkommt, welche fich 
jogar nicht jcheuen die Ehre unferer Fahnen anzugreifen Sie 
lagen, daß nach Anficht der englifchen Regierung das Benehmen der deutjchen 
Truppen nicht nur den Beſchluß des Bundestags, ſondern auch die Gerechtig— 
feit verlegt bat, und bat Bayern, Sachſen und Württemberg gemeinfchaftlic 
dafür verantwortlich gemacht werden müſſen. Es ijt das erte Mal, daß id) 
von einem jolhen Benehmen unjerer Truppen in Holftein ſprechen höre. Ich 
würde verjucht fein, von Ihnen die Angabe von Thatſachen zur Unterftügung 
einer fo geiwwagten Behauptung zu verlangen. Wenn ich darauf verzichte, fo 
geihieht es, weil das Benehmen dev Bundestruppen in einem Bundeslande, 
in welchem fie fih in Folge eines Beſchluſſes des Bundestags befinden, ein 
Gegenſtand ift, ber eine fremde Regierung burhaus nichts an— 
gebt (est un sujet qui ne concerne en rien un gouvernement 6tranger), 
Dafür die Regierungen von Bayern und Württemberg, die nicht einmal 
Truppen dorthin geihidt haben, verantwortlich machen zu wollen, ift ein 
Beweis mehr von der Unwiſſenheit (l’ignorance) über die Dinge, welche 
in Deutfchland vorgehen, Sie jagen mir endlich, daß, wenn bie Truppen 
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bes Bundes in Schleswig einfallen würden, bevor bie Mächte, welhe Den 
Londoner Vertrag unterzeichnet haben, ihre Meinung über dieſe Angelegenbeit 
hätten Fund thun können, die ernjteiten Folgen daraus entitehen könnten. 
Der Bundestag, Sie wilfen es, jteht im Begriff fi über die Anträge auszu- 
jprechen, welche ihm in Bezug auf das Herzogthum Schleswig gemacht wor- 
ben find. Die Warnung (l’avertissement), welhe bie Regierung Ihrer 
Majeftät uns zukommen Tafjen will, ift wohl geeignet, die Aufmerffamfeit 
ber Regierung des Königs auf fih zu lenken. Letztere wird jih ber ernit- 
bafteften Prüfung berfelben nicht entziehen. Sie werben mir aber geftatten, 
Ahnen bemerflich zu machen, daß fein wirffameres Mittel als die Andro b- 
ung von Gewalt gedacht werden kann, um eine Regierung, welde mit 
Eifer auf ihre Ehre und Würde hält, zu veranlafjen, ven Folgen einer 
vom Pflichtgefühl dictirten Entjheidung ruhig bie Stirn zu 
bieten (pour lui faire braver les consdquences d’une decision dietee 
par le sentiment du devoir).“ 


6. Kan. (Holftein). Die einzig bisher noch zurüdgebliebene Stadt des 


A 


Landes, Heiligenhafen, ſendet eine Huldigungsbeputation an Den 
Herzog Friedrid nad) Kiel. 

(Bundestag). Die Bundescommiffäre in Holſtein berichten, 
daß die Anweſenheit des Herzogs Friedrich im Lande noch zu feinen 
befondern Berlegenheiten Anlaß gegeben habe. 

(Bayern). Die Generalverfammlung des großbeutfhen Vereins 
von München beichließt, auf eine ausbrüdlihe Billigung des Be: 
nehmens der HH. v. Yerchenfeld und Gen. in ber Abgeordneten: 
verfammlung in Frankfurt und auf eine ausbrüdlide Mißbilligung 
des dafelbft eingefeßten 36er Ausſchuſſes zu verzichten. Einläßliche 
Mittheilung des Prof. Pözl über die Vorgänge in Frankfurt und 
die Stellung der Großdeutſchen zu benfelben. 

„ (Kurbejien) Stadtrath und Bürgerausfhuß von Kaflel be: 
ſchließen einftimmig, eine Adrefje in der fchleswig-holfteiniihen An- 
gelegenheit an den Kurfürften zu richten, bevor zu Berufung einer 
allgemeinen Landesverſammlung gegriffen werde. Der Kurfürft ant- 
wortet ausweichend, einzelne Regierungen bürften nicht vorgreifen, 
das führe zu Unordnungen, es fei lediglih die Sache des Bundes: 
tags, über die Anfprüde des Herzogs Friedrih Entſcheidung zu 
treffen ac. 

„ (Sadfen). Die I. Kammer tritt einftimmig ben Beichlüffen 
der IT. Kammer v. 15. Dec. v. J. bezüglich der jchleswig-holfteinifchen 
Trage bei mit dem Zujaße, daß „ſobald es die Verhältniſſe geftatten, 
die verfaflungsmäßigen Stände der betheiligten Länder über Die 
Thronfolge gehört werden möchten.‘ 

(Liechtenſtein). Der Landtag bejchließt eine Adreffe an den 
Fürſten zu erlaffen, worin die Anerkennung des Herzogs Friedrich 
gewünjcht wird. 

„ (Württemberg). Die I. Kammer genehmigt einftimmig Die 
Ausihußanträge Für fchleunige Anerkennung des Herzogs Friedrich, 
für die Bejekung Schleswigs durch deutſche Truppen und gegen die 


„ 


” 
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Entſcheidung einer europätfchen Gonferenz; mit 74 gegen 1 Stimme 
werden ber Regierung überdieß alle Mittel angeboten für den Yall 
einer Mobilmahung des württ. Truppencorps. 


8. Ian. (Reuß j. L.). Der Landtag ermächtigt einftimmig bie Regierung, 


n 


ſich bei dem fchleswig-holftein’ichen Anlehen mit 50,000 Thlen. zu 
beiheiligen. 

„ (Holftein). Eine Befanntmahung der Bundescommiffäre hebt 
die bisherige Regierung in Plön völlig auf und überträgt die Re: 
gierung einer aus einem Präfidenten und 5 Mitgliedern bejtehenden 
Behörde unter dem Namen „herzogl. Landesregierung in Kiel.“ 

„ (Defterreidh). Depefche an Bayern gegen die von den Mittel: 
ftaaten und der öffentlihen Meinung Deutichlands in ber ſchleswig— 
Boljteinifhen Frage eingenommenen Stellung: 

„ . . . Ein Beſchluß, wie ihn die Minorität am Bunde am 7. Dezember 
beantragte, hätte uns daber feineswegs als in der Verfaſſung bes Bundes be— 
gründet, vielmehr nur als derſelben entichieden widerftreitend erjcheinen können. 
Anfnüpfend an diefe Betrachtung fühlen wir uns in unſerem Gewiffen ale 
deutiche Macht und als aufrichtiger Verbündeter Bayerns und der übrigen 
beutjchen Staaten aufgefordert, uns über den an Defterreih und a 
erhobenen Anſpruch, daß diefe Mächte jih in Frankfurt überfiimmen 
laſſen follten, Elar und beftimmt gegen die FE. bayerifche Regierung aus: 
zufprechen. Tie Bundesgejege gewähren feinem Mitgliede des Bundes ein 
Veto, und Se. Mai. der Kaifer haben erklärt, aud in einem veformirten 
Bunde ein ſolches nicht begehren, jondern die verfaſſungsmäßigen Mebrheits: 
beichlüfje, jelbjt in Kragen des Krieges und Friedens, anerkennen zu wollen. 
Unjer allergn. Monardy ündert nichts an diefer Erklärung. Aber diefelbe 
feßt den Bund voraus, wie ihn die beitchenden Grundverträge conftituirt ha— 
ben, oder wie ihn die Reformvorichläge des Kailers für die Zukunft conſti— 
tuiren würden. Einen Bund dagegen, welcher ohne Rüdficht auf Geſetz und 
Berfaflung nah politiiher Convenienz beliebige Beſchlüſſe faßt, Fonnten 
Se. Maj. der Kailer nicht vor Augen haben. Niemand ift mehr als gerade 
bie FE, bayerifche Regierung berufen, dieſen Unterſchied richtig zu würdigen, 
Wir fünnen uns es nicht verjagen, in dieſer Hinficht am fie eine frage zu 
richten. Angenommen, daß in einer Angelegenheit, welche das Königreich 
Bayern anginge, der Bund feine Befugnifje überfchritte, etwa im Die ver: 
fafjungsmäßige Unabhängigkeit Bayerns eingriffe, unter dem Drude einer auf: 
geregten öffentlichen Meinung von einem competenzwidrigen Belchluffe zum 
andern ſich hinreißen ließe, — würde dann die k. bayerijche Regierung fich 
für verpflichtet halten, dieſe Beichlüffe anzuerfennen, jih ohne Widerrede 
majorifiren zu laſſen? Die k. Regierung wird biefe Frage ohne Zweifel 
verneinen, wie fie fie ftets verneint bat, — jie wird aber eben deshalb ſich 
auch eingeſtehen müſſen, daß das Majorifirungsreht des Bundes 
feine geleglihen Grenzen babe und daß der Bund biefe Grenzen 
namentlich dann mit einiger Vorſicht werde einhalten müſſen, wenn 
es jih darum handelt, Dejterreih und Preußen zu überftinmen 
und dieſe Mächte in Widerfpruch mit Verbindlichkeiten zu jegen, in welche fie 
ſich ald Mitglieder der europäiſchen Völkerfamilie eingelaffen haben. 

„Das kaiſerl. Gabinet glaubt ſich der Pflicht, die Wahrheiten rechtzeitig 
und mit Feſtigkeit auszufprechen, um fo weniger entziehen zu bürfen, als es 
bie Gefahr, daß eineMehrheit am Bunde zu Beihlüffjen über: 
geben Fönnte, bie in der Bundesverfafiung ihre Redtferti: 
gung nicht fänden, ja den grundgejegliden Gharafter bes 
Bundes verläugnen würden, jeit den gleichlautenden Noten Deiter: 
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reichs und Preußens vom 5. Dezember nicht verſchwunden, ſondern noch erhöht 
ſieht. Es iſt dies in einer doppelten Beziehung der Fall, in Beziehung auf 
die Behandlung der Erbfolgefrage nämlich, und auf die Even— 
tualität einer militäriſchen Beſetzung des Herzogtbums 
Schleswig. 

„Der deutſche Bund ſteht, was den erſteren Punkt betrifft, dem Londoner 
Vertrage vollkommen frei gegenüber, er iſt nicht durch dieſen Vertrag gebun— 
den, und in unſeren Augen iſt nichts überflüſſiger, als daß er ſich dieſe Frei— 
heit erſt ausdrücklich wahre. Nie mand verlangt vom Bunde, daß er 
dem Londoner Vertrag beitrete, Niemand verkennt, daß der Bund in ber Erb— 
folgefrage ganz fo felbjtändig zu handeln babe, als ob diefer Vertrag niemals 
gejhloffen worden wäre. Defterreih und Preußen, obwohl indivibuell an 
demſelben feithaltend, haben nicht gezögert, dies anzuerkennen. Nidt am 
Bunde ift es aljo, diefe Mächte an ihre Bundespflicht zu erinnern, wohl aber 
fönnen und müffen dieſe Mächte vom Bunde verlangen, daß 
er in der Erbfolgefrage nicht nach Willfür und um politischer Bortheile willen, 
fondern nach Recht, Geſetz und Verfaſſung, namentlih alſo niht obne 
Beadhtung der Schranken feiner Competenz verfahre König 
Chriſtian IX. hat den Thron nicht Fraft des Londoner Vertrages, ſondern 
fraft bes von feinem Vorfahren in der Regierung, dem König Friedrich VII. 
in feiner Gigenjchaft als Herzog von Holitein und deutjcher Bundesfürji eben 
jo gut wie in feiner Gigenfchaft als König von Dänemark, erlafienen und 
von ben beutichen wie von dem däniſchen Miniftern contrafignirten Thron: 
folgegejeßes vom 31. Juli 1853 bejtiegen. Der Bund bat gegen dieſes 
Geſetz niemals proteftirt, er hat fogar ausdrüdlich durch jeinen Beſchluß vom 
29. Juli 1852, alſo zu einer Zeit, wo der Yondoner Vertrag bereits gefchlofjen 
war, die fol. dänische Befanntmahung vom 23. Januar berfefben Jahres ge: 
nehmigt, worin die Abficht im voraus verfündigt war, mit dem Beiſtande 
der Gropmächte die Erhaltung der däniſchen Monarchie in ihrem feitherigen 
Beitande ficherzuftellen. Es Tann dies den Bund zwar unftreitig nicht hin— 
bern, auch jeßt noch feine verfaffungsmäßige Autorität gegenüber jenem Thron: 
folgegejete, joweit e8 ih auf Holſtein und Pauenburg bezieht, geltend zu 
machen und berechtigten Reclamationen gegen bafjelbe, Folge zu ver: 
ihaffen. Aber jene Autorität erſtreckt ficy nicht weiter, als fie aud gegenüber 
einer von dem Souverän irgend eines andern Bundeslandes errichteten neuen 
Succeffionsordnung fih eritreden würde, und dieſe Reclamationen 
fönnen nicht anders als in den Kormen eines georbneten Ber: 
fahbrens und nach regelmäßigem Gebör aller Betheiligten er— 
ledbigt werden. Dies iſt nach unferer Ueberzeugung in recht: 
liher Hinficht das Verbältniß dbesBundes zur Erbfolgefrage, 
beren politiiche Tragweite wir an diefer Stelle nicht erörtern wollen. 

„Nichts bedauern wir endlich ernftlicher, als dap man in Frankfurt dem 
Antrage Defterreihd und Preußens, durch militärische Befegung SchlIes: 
wigs die Ancorporation diefes Landes in Dänemark verhindern und dadurch 
rechtzeitig ein jicheres Pfand für die Wahrung der Rechte Deutichlands zu 
ergreifen, theils ein zweifelndes Zögern, theils einen anderen Antrag entgegen 
ftellen zu wollen jcheint, den wir nicht mebr als übereinjtimmend mit ben 
Grundgejegen des Bundes anzuerkennen vermöchten. Der Vorſchlag Oeſter— 
reihs und Preußens gebt bis an die äuferfte Grenze, deſſen, 
was mit bem befenfivenG&barafter der Rundesinftitution ver: 
einbar ift. Der Vorſchlag der großb. heſſiſchen Regierung dagegen über: 
fchreitet diefe Grenze. Der Art. 2 der Bunbesakte, die Art. 35 und 37 ber 
Wiener Schlußakte erlauben nicht, daß der Bund ein nicht deutſches Land 
aus dem Grunde militärifch bejege, weil ein Fürſt, der als Bunbesfürft noch 
nicht einmal anerfannt ijt, möglicher Weife künftig den Bund um Vertretung 
feiner Anſprüche auf diejes Land angeben könnte. Als Se. Maj. der Kaijer 
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vorjhlugen, das Kriegsrecht des Bundes auf die Fälle auszubehnen, in 
welchen das europäifche Gleichgewicht bedroht wäre, erflärten die Mit- 
fürften Sr. Mai. ſich gegen dieſen Rorihlag, weil derſelbe geeignet 
jei, den Bund in politiiche Verwicklungen hineinzuzieben. Und dody ijt der 
Zwed der Erhaltung des Gleihgewichtes ein Zwed der Sicherheit und ber 
Bertheidigung. Jetzt aber joll der Bund beredtigt fein, ohne Weiteres of: 
fenſiv vorzugehen, um einem Prätendenten die Erbfolge in einem nicht zum 
Bunde gehörenden Lande zu fihern! Und man ſchwankt in Frankfurt zwijchen 
einer auf dem Standpunfte der Bundesverfaflung in ſo bohem Grade gewagt 
eriheinenden Mapregel und dem Antrage, welchen die beiden mächtigften 
Bundesglieder geſtellt haben, um ſich ihren Bundesgenoſſen zu nähern, um 
den Boden für eine gemeinſame Action Deutſchlands raſch wieder zu gewinnen, 
um dafür zu ſorgen, daß Deutſchland in die bevorſtehenden europäiſchen Ver— 
handlungen ſtark und mit jedem möglichen thatſächlichen Vortheil der Stellung 
eintrete! Wäre jener öſterreichiſch-preußiſche Antrag mit demſelben Eifer, den 
man für andere Programme zeigt, angenommen worden, jo wären unfere 
Truppen jchon auf dem Marjche nad dev Eider, Ober will man fih etwa 
mit ber tbatjählihen wenngleih bundesbejhlußmwidrigen Oe— 
cupation Holjteins begnügen? Will man den Prinzen Friedrich, während 
jeine Sache noch anbängig it und ſein Griceinen in Holſtein Defterreichs 
und Preußens Berbalten in zweidentiges Licht jtelli, unter dem Schuße der 
Bundestruppen jeine Fünftige Regierung organijiren lafjen, auf die Gefahr 
bin, daß Guropa, wenn es jeine Berathungen eröffnet, Holjtein im Befike 
Deutſchlands, Schleswig im Befite Dänemarks finde ? Oejterreich und Preußen 
fönnen die Verantwortlichfeit weder für eine ſolche Enthaltung, noch für eine 
verdbedte Eroberung Schleswigs übernehmen, und da fie in ihrer eigenen 
freien Action als Großmächte das vollfommen ausreichende Mittel befigen, bie 
Rechte Deutihlands in dieſer Sache, die vor Allem auch ihre eigenen find, zur 
Geltung zu bringen, jo wird ihnen, wie wir fajt ſchon beforgen müffen, zuletzt 
feine Wahl bleiben, alsan die Stelle von Bundesbejhlüjjen, die auf 
jih warten lafien oder diefeinenverfajlungsmäßigenGbarat: 
ter an ſich tragen, ihreigenes unabhängiges Handelnzuſetzen. 

„So lange als möglich werden wir indeſſen an der Hoffnung fejthalten, 
daß unjere Sprache, welche, weil ernjt umd freimäthig, darum nicht weniger 
freundjhaftlic gemeint it, noch zu rechter Zeit bei unjeren Verbündeten Ges 
bör finden und jie beivegen werde, die Dinge in Deutſchland nicht zum Bruce 
zu treiben, zunädit aber ohne ferneres Zögern den öſterreichiſch-preußiſchen 
Antrag vom 28, Dezember zum Beſchluſſe zu erheben, Wir hoffen dies vor 
Allem von dem Münchener Gabinette, dejjen Weisheit und Bejonnenheit ſich 
in jo vielen früheren Berwidelungen bewährt bat, und beffen Einfluß bin: 
reichen würde, um auch unjere übrigen Bundesgenojjen zum Wieberan: 
ſchluß an Defterreih und Preußen zu bejtimmen und bie ent— 
Handene Gefahr einer Sprengung ber Solidarität Deutſch— 
lands in der Shwebenden Frage zu bejeitigen. Wir wollen nicht 
Ihließen, ohne die Ueberzeugung auszudrüden, daß dieje Frage ihre Löſung 
entweber mit Ehre und Gewinn, oder mit Schmad und Verluſt für Deutſch⸗ 
land finden wird, je nachdem Deutichland die Grenzen dev Gejeglichfeit ein— 
halten wird oder" nicht,“ 


0. Jan. (Hannover). Große Landesverfammlung in Hannover, 
R. dv. Bennigfen wird zum Präfidenten gewählt und einjtimmig eine 
Rejolution und eine Adreſſe an den König für Schleswig-Holjtein 
und Anerfennung des Herzogs Friedrih angenommen. Der König 
lehnt e8 ab, die Adrefje aus den Händen ber bazu gewählten De: 
putafion entgegenzunehmen. Der Minifter v. Hammerſtein erflärt 
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berjelben jeinerfeits, der König wolle der Bundesentſcheidung nicht 
durch irgend welche Erklärung vorgreifen, verweigert dagegen eine 
pofitive Erklärung über die Abfichten des Könige. 

141. San. (Bundestag). Defterreih und Preußen erneuern dringend 
ihren Antrag v. 28. Dec. v. J. bezüglich Jnpfandnahme von Schles: 
wig auf Grund der Vereinbarungen von 18°%,. Die Bundesver— 
ſammlung bejchliegt, die Abjtimmung darüber demnädjt vorzunehmen. 

„ » (Defterreid). Die Regierung verlangt vom Reichsrath die 
Pewilligung eines außerordentlidhen Gredites von 10 Mill. zu Defung 
der Erecutionstoften in Holſtein Mühlfeld und Gen. interpelliren 
den Grafen Rechberg über die Politik der Negierung in der jchles: 
wig-holjtein’schen Frage. 

„ n (Dldenburg). Der Landtag beichließt, die Regierung zu er: 
ſuchen, ſich bei dem ſchleswig-holſtein'ſchen Anlehen mit 100,000 Thlrn. 
zu betheiligen. 

11—12. Jan. (Bayern). Oeſterr. Quartiermacher finden ſich in Nürn— 
berg ein. Die dortige Preſſe erklärt ſich ſofort energiſch gegen einen 
allfälligen Durchmarſch öſterreichiſcher Truppen ohne einen Bundes— 
beſchluß. 

12. Yan. (Hannover). Gin Erlaß des Miniſteriums verbietet die Ber: 
bindung der jchleswigsholjteiniichen Vereine des Yandes unter ſich 
und mit dem 36er Ausſchuß in Frankfurt. 

13. „ (Holftein). SO holſteiniſche Prediger beſchließen in einer Ber: 
fammlung zu Neumünjter eine Gingabe an die Bundesverfammlung 
und eine Teputation an den Herzog Friedrich, 

„ » (Bremen) Die Bürgerfchaft erflärt ſich gelegentlih des Bre— 
miſchen Beitrags zu den Koften der Bundeserecution für jchleunige 
Anerkennung des Herzogs Friedrid und gegen eine Einmiſchung des 
Auslandes. Der Senat erflärt fih damit einverjtanden. 

14. „ (Bundestag). Der öfterr.preußiiche Antrag vom 28. Der. 
v. J. wird von der Bundesverfammlung mit 11 gegen 5 Stimmen 
(Oeſterreich, Preußen, Kurheſſen, Medlenburg und 16. Curie) ab- 
gelehnt. 

Defterreih und Preußen erflären darauf: „Angefihts ber eben 
erfolgten Ablehnung ihres gemeinfamen Antrages müſſen die allech. Regie: 
rungen von Oeſterreich und Preußen lebhaft bedanern, daß die geboffte Ver: 
ftändigung über die von ihnen zur unverweilten Sicherung der Rechte des 
dbeutihen Bundes in Bezug auf Schleswig vorgefchlagenen Maßregeln 
nicht erzielt worden find. Unter jolchen Umjtänden glauben die beiden Regierun: 
gen in der ihnen, durch ihre Dazwijchenfunft bei Herbeiführung der jene Rechte 
fejtitellenden Stipulationen von 18°%, erwachienden bejonderen Stellung, 
jowie wegen der großen Dringlichkeit der Sache, fich der Pflicht nicht ent: 
ziehen zu dürfen, die Geltendmadung jener Rechte in ihre eigenen 
Hände zu nehmen und ihrerjeits zur Ausführung der in ihrem Haupt: 
antrage vom 28. v. M. und Jahres bezeichneten Maßregeln zu fchreiten. 


Durch Abgabe vorfiehender Erklärung fommen die Gejandten dem Auftrage 
ihrer allerb. Regierungen nad.“ 
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Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Heflen:Darmitabt, bie 
Mehrzahl der fähfiihen Häufer (Weimar, Meiningen, Coburg-Ootha) 
die 13. und 15. Curie proteftiven dagegen. Der Antrag von Heffen: 
Darmjtadt (v. 28. Dec. v. %.) bleibt in der Minderheit, 


15. Jan. (Dejterreid). m Folge der Borgänge am Bunde inter: 


» 


16. 


18. 


19. 


pellirt der Abg. Rechbauer den Obmann des Finanzausfchuffes, indem 
er ſich fehr entjchieden gegen die Haltung des Minifteriumg des 
Aeußern ausſpricht. 

„GBaden). Die Regierung beſchließt in Vorausſicht möglicher 
Eventualitäten, alle Mafregeln, die einer Mobilijirung des badifchen 
Armeecorps vorhergehen, fofort eintreten zu laſſen. 

»„ (Defterreid und Preußen), Sommation an Dänemark 
(f. Allg. Ehronif). 

» (Bayern). Das Collegium der Gemeindebevollmädhtigten von 
Nürnberg protejtirt gegen einen allfälligen Durchmarſch öfterreichifcher 
Truppen nad Schleswig. 

„ (Frankfurt). Publication des neuen auf dem Princip der Ge: 
werbefreiheit beruhenden ewerbegejeßes, das mit dem 1. Mai in 
Kraft treten joll. 

„ (Kurdejjen). Der bleibende landſtändiſche Ausſchuß verlangt 
in einer Adreſſe an das Miniſterium die ſchleunige Wiedereinberufung 
der Ständeverfammlung. Das Minifteriun antwortet ablehnend. 

„ Dänemark lehnt die Sommation Oeſterreichs und Preußens ab. 
Dieje haben für dieſen vorausgejehenen Fall ihre Maßregeln bereits 
getroffen und ſich darüber verjtindigt, daß der Oberbefehl über bie 
gejammten öſterreichiſchen und preußiichen Gtreitfräfte dem preußi: 
fhen Feldmarſchall Wrangel übertragen werden folle. Mit Rüd: 
fiht auf die Stimmung in Deutjchland verzichtet Dejterreich darauf, 
feine Truppen ihren Weg durd Deutjchland nehmen zu lafjen und 
wird fie über Breslau zu dirigiren. 


u (Dejterreid). Erklärung Rechbergs in der Finanzjection des 


Abg.Hauſes des Reichsraths über das Vorgehen Defterreihs und 
Preußens in Schleswig. 

„ (Didenburg). Der Landtag verwirft einen zweidentigen An: 
trag für Schleswig-Holftein mit 26 gegen 23 Stimmen und jpridht 
fi) mit 48 gegen 4 Stimmen für fofortige Anertennung des Her: 
zogs Friedrih und für Betheiligung an dem jchleswig-holfteinischen 
Anlehen aus. 

„» (Bundestag). Defterreih und Preußen geben die gemeinjame 
Grflärung ab, 

„DaB ihre allerh, Regierungen, indem fie nad) der Ablehnung ihres am 
11. d. M. erneuten gemeinfchaftlihen Antrages vom 28. v. M. und Jahres 
die Entſchließung fundgaben, nunmehr ihrerjeits ungeſäumt zu ber Ausführung 
der von ihnen für die Sicherung der Rechte des deutſchen Bundes 
in Bezug auf Schleswig für nöthig und unaufſchieblich erachteten Maßnahmen 
zu ſchreiten, davon ausgingen, daß hierdurch die jernere Ausführung der Ans 
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ordnungen nicht beirrt werde, welche Seitens der hohen Bundesverſammlung 
durch die Beſchlüſſe vom 7. und 14. v. M. u. J. im Betreff der executions 
mäßigen Beſetzung und Verwaltung von Bundeswegen für die Herzogthümer 
Holjtein und Lauenburg getroffen worden find. Defterreih und Preußen 
baben, bei der nicht zu vermeidenden Betretung Holjteins durch ihre nach Schles: 
wig bejtimmten Truppen, eine Beeinträchtigung jener Anordnungen nicht 
bezwedt. Aber die beiden Regierungen überlajjen ſich biebei allerdings 
der zuverfihtlichen Hoffnung, daß ihrem die Wahrung der Intereſſen Deutſch— 
lands jowie derjenigen Schleswigs bezwedenden Borgeben das bereitwil- 
lige und bundesfreundlicdhe Entgegenfonmen derjenigen ibrer hoben deutſchen 
Verbündeten, deren Bundesgebiete biedurch berührt werden, und der Bundes: 
verwaltung in Holjtein und Yauenburg nicht fehlen werde.“ 


19. Yan. (Preußen). Girculardepejche Bismards an die deutihen Re: 


gierungen über die Politik Preußens in der fchlestwig-boljteinifchen 
Frage (vom Minijterpräfidenten in der Sitzung des Abg.Hauſes 
vom 21. verlefen, ihrem Wortlaut nad bisher nicht veröffentlicht). 

Sie hebt (mad den Berichten der preuß. Blätter) zuerjt hervor, daR der 
Entſchluß, Schleswig zu occupiren, feineswegs im Gegenſatz zu irgend einem 
pofitiven Bundesbeſchluß jtebe, da der Beichluß vom 14, rein negativ ſei. 
Diefer Beſchluß könne daher nur die Folge haben, daf die beiden Großmächte 
bei ihrer Action nicht als Beauftragte des Bundes handelt und daher Feinen 
Grund abgeben, diefer Action Hindernijje oder Schwierigkeiten bei dem Durch— 
marſch durch Holftein in den Weg zu legen. Es jdheine überhaupt die Wei— 
gerung, ſich der Action Preußens und Dejterreihs anzujchliegen, auf einem 
Mißverſtändniß zu beruhen. Ganz ungerechtfertigt jei der Vorwurf, daß 
Preußen beabjichtige, den Zuſtänden in Schleswig und Holjiein eine längere 
Dauer zu fichern, wie jich denn auch an diefen Irrthum dev Glaube knüpfe, 
daß entweder bloß die Fortdauer dieſer Zuſtände möglich jei oder der Erb— 
prinz von NAuguftenburg zum Herzog eingejeßt werden müſſe. Ohne die leg: 
tere Frage erörtern zu wollen, jei docy darauf aufmerkjan zu maden, das 
die preußiſche Regierung Rückſicht auf die Verträge und die internationalen 
Beziehungen nehmen müſſe. Ueberdieß habe der Bund in der Grbfolgefrage 
nod feine Enticheidung getroffen, und es jei zu wiünjchen, dar die Prüfung 
mit größter Gründlichkeit vor fich geben möge. Auch jei wohl zu erwägen, 
daß, wenn die Erbfolgeirage nur für Holjtein ohne Scyleswig entjchieden werde, 
die ganze Sache der Herzogthümer in eine nachtheilige Yage gerathen würde. 
Man dürfe nicht vergejien, daß der Bund feinen Groberungsfrieg gegen Dä— 
nemark führen könne und daß deshalb die Ordnung der Verhältniffe mit der 
größten Vorficht in die Hand zu nehmen jei. Was die zufünftige Ordnung 
betrifft, jo wird zunächit conftatirt, daß die von Dänemark 18%, gemachten 
Verſprechungen die Rechte der Herzogthümer in feiner Weiſe gefichert hätten, 
daß eine Fortdauer ber in Folge deſſen eingetretenen AZuftände unmöglich ſei 
und Deutihland darauf dringen müſſe, daß jtatt berjelben eine vollfonmene 
Sicherſtellung der Rechte der Herzogthümer und ber deutichen Bewohner der— 
jelben eintrete. Es werden dann die Combinationen befprodhen, um dieje 
Sicherſtellung herbeizuführen. ine derjelben gehe dahin, daß die Frage nur 
mit Aufhebung der Zujammengehörigkeit der Herzogthümer zu löfen jei. Einer 
jolden Löſung jei für den Fall, daß die Gründung einer neuen Dynaftie nicht 
angänglich wäre, jedenfalls die Herftellung einer neuen Perfonalunion 
zwiſchen den Herzogtbümern und Dänemark vorzuziehen, zugleich 
mit der Erhebung Rendsburgs zur Bundesfeftung und ander: 
weitigen nöthbigen Garantien. Cine ſolche Stellung der Herzogthümer 
werde allerdings die Zuftimmung der andern europäiichen Mächte erlangen 
müfjen, wie es denn auch für die Herzogthümer ſelbſt wünſchenswerth jei, daß 
ihre Stellung die Sanction Europa’s erlange. Jedenfalls jei das von den 
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beiben deutſchen Großmächten Erzielte, nämlich entweder Aufhebung ber No: 
vemberverfafjung oder Occupation Schleswigs, eine beffere Grundlage für 
Berbandlungen, als das Verweilen in Holjtein und die Nicht-Dccupation 
Schleswigs. Man dürfe fi alfo der Hoffnung bingeben, baß bie beutichen 
Regierungen der Politik der beiden Großmächte zujtimmen würden. 


19. Jar. (Dejterreih). Schmerling erklärt in der Finanzcommiſſion des 


20. 


„ 


Abg.-Haufes bei Gelegenheit des 10 Mil. Erebites, daß die Anleihe 
in Folge der jchleswigichen Erpedition vorausfichtlich werde erhöht 
werben müjlen. 


„ (Hamburg). Couriere des preußifchen Regierung zeigen dem 
Senat einfad an, daß am folgenden Tage ein preußifches Corps 
in die Stadt einrüden und Quartier machen werde. 

„ Holftein). Preußen muthet dem Commandanten der Bundes: 
truppen in Holjtein, Gen. Hake zu, fi, „um mögliche Collifionen 
zu vermeiden“, ohne Weiteres unter das Obercommando des Feld— 
marjhalls Wrangel zu jtellen. Hafe lehnt die Zumuthung jofort 
und entſchieden von der Hand. 

„ Dafjau). Verſetzungen, Dienftentlaffungen und Beförderungen 
als Antwort der Regierung auf die gegen fie ausgefallenen Land: 
tagswahlen. 


„ (Holjtein). Die fähfifhen Bundestruppen räumen Kiel und 
eoncentriren fi im weitlichen Theile des Landes, um ben öiterr.- 
preuß. Truppen den Durchmarſch gegen Schleswig zu ermöglichen. 
„ Bayern). Cine zahlreiche Volksverfammlung in Münden be: 
ihließt eine Adreſſe an den König: 

„++. Wir fühlen uns gedrungen, in biefem fir alle Znkunft verhäng— 
nigvollen Augenblid unferem König ben Eid ber Treue zu erneuen, indem 
wir ihm jagen, daß wir mit Gut und Blut zu ihm ftehen, wenn er zur 
Abwehr der angebrohten Demüthigung und zur endlichen Einjegung bes 
Herzogs von Auguftenburg in alle jeine Rechte, die gefammte Kraft unferes 
Bolfes aufbietet. Ein Sturm der Begeifterung wird duch bie beutjchen 
Länder wehen, wenn Ew. Majejtät in Gemeinfchaft mit Jhren_ erlauchten 
Bundesgenofien eine Truppenmacht nah ben Herzogthümern fenden, bie 
jede verrätherifchen Sondergelüfte, jeden bundesbrücyhigen Frevel niederzuhalten 
vermag, und zugleich geruhen, zur Gewährung nachhaltiger Mittel für biefe 
beilige Sache, die beiden Kammern des Landtags einzuberufen. Noch 
fönnen wir nicht glauben, daß e8 zum Aeußerſten komme, daß Deutjche gegen 
Deutiche das Schwert ziehen follen. Noch hoffen wir, daß in der elften Stunde 
die beutjchen Großmächte vor dem Fluche bes Bürgerkrieges zurücichreden werben, 
aber es drängt uns heute, in die Schale der Entſcheidung auch das bayerijche 
Schwert zu werfen, und darum befhwören wir Ew. Majeftät in dem jchleus 
nigen Heeresaufgebote zum Schuße bes geführbeten Rechtes auf Opferwilligfeit 
auch bes Legten in Ihrem Volke zu zählen und feft zu vertrauen, daß wir 
ung in ber Stunde der Entſcheidung unferes Fürften werth zeigen werben. 


„ Bürttemberg). Die II. Kammer bejhließt einftinmig: 


„bie Regierung dringend zu erſuchen 1) dem beutjchen Bunde zu Side: 
rung ber Rechte der Herzogthümer Schleswig-Holjtein diejenige Truppenzahl, 
welche ſofort ausgerüſiet werden kann, zur augenblicklichen Verfügung zu ſtellen; 
2) für die Mobilmahung bes württ. Contingents alles Erforderliche jetzt ſchon 
in ber Weiſe anzubahnen, baß dafjelbe auf die erjte ——— Bundes⸗ 
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verſammlung auszumarſchiren im Stande iſt; 3) durch einen ſelbſtändigen 
dringenden Antrag am Bunde dieſelben Maßnahmen von Seite der bundes— 
treuen deutſchen Staaten herbeizuführen.“ 


21. Jan. (Preußen). Die preuß. Truppen rücken auf ihrem Marſch gegen 


„ 


" 


22. 


„ 


„ 


„ 


„ 


„ 


Schleswig in Hamburg, Lübeck, Oldenburg und Holftein ein, ohne 
vorher die Einwilligung der betreffenden Regierungen oder der Bun— 
descommiſſäre nachzufuchen. Die Bundescommiſſäre protejtiren, Hamburg 
und Lübeck bejchweren ſich darüber in Berlin, Oldenburg am Bunde. 

(Bundestag). Die verein. Ausſchüſſe beauftragen einjtweilen 
wegen Dringlichkeit der Sade die Bundescommiffäre in Holſtein, 
dem Durchmarſch der öjterr.zpreuß. Truppen feinerlei Hindernig ent: 
gegen zu jtellen. 

(Bayern) ladet die Mittelftaaten und einen Theil der Klein— 
ftaaten zu einer Gonferenz über die Page der ſchleswig-holſt. Frage 
nad) einem noch näher zu bejtimmenden Orte ein. 

(Bundestag). Die Bundesverfammlung genehmigt die vom 
Bundesgeneral Hafe in Holjtein erfolgte Ablehnung der ihm von 
Seite der preußifchen Regierung gemachten Zumuthung, ſich ohne 
Weiteres unter das Obercommando des Feldmarſchalls Wrangel zu 
ſtellen. Oeſterreich und Preußen wiederholen ihre berubigenden 
Erklärungen vom 19. d. M. Die Bundesverfammlung genehmigt 
die Vereinigung der bisherigen öſterreichiſchen und preußiſchen Re: 
fervetruppen in Holjtein mit der öjterr.-preuß. Armee gegen Däne— 
mark „wogegen jelbjtverjtändlid der Antrag auf Berufung ander: 
weiter KRejerven für den Bedürfnißfall vorbehalten bleibt” und er: 
theilt den Bundescommifjären in Holjtein neue Anjtructionen: 

„Wenn die hohe Bundesverſammlung zur Zeit nicht für angemejjen er: 
achtet hat, zu Maßnahmen in Bezug auf das Herzogthum Schleswig zu 
jchreiten, jo kann fie ſich doch im Hinblid auf Art. XLVI der Wiener Schluß: 
acte nicht veranlaßt jehen, denjenigen Entjchliegungen entgegenzutreten, 
welche die höchſten Regierungen von Dejterreih und Preußen in ihrer Eigen: 
ihaft als europäifhe Drähte in Bezug auf das nicht zum Bunde gehörige 
Herzogthum Schleswig faljen zu müfjen glauben, vorausgejeßt, daß ſie 
ben Rechten des Bundes und dem Vollzuge dev Bundesbeſchlüſſe und Anord— 
nungen defjelben in Bezug auf die Herzogthümer Holftein und Lauenburg 
in feiner Weife zu nahe treten. Dieje VBorausfegung findet in der 
Erklärung der beiden höchſten Regierungen vom 19. d.M. ihre Anerkennung 
und die Garantie ihrer Einhaltung bei der nicht zu vermeidenden Betretung 
Holjteins durch die nad Schleswig beftinimten öfterreihiihen und preußijchen 
Truppen. Es wird daher bei dem Durchmarſch der genannten Truppen 
weder bie in Jbren Händen rubende Regierungsgemwalt nod bie bis- 
berige rechtliche und thatjähhliheStellung des commandirenden Generallieutenants 
v. Hafe und der ihm umtergebenen Bundestruppen irgend eine Beein— 
trächtigung oder Hemmung erleiden. Gbenfo ijt es seföftveränbti, daß eine 
bleibende Beſetzung boljteinifher Gebiete den Bunbestrup: 
pen allein vorbehalten bleibt... * 

(Preußen). Bweitägige Debatte des Abg.Hauſes über die An- 
leihe. Diejelbe wird mit 275 gegen 51 Stimmen (der feudalen 
und bes größern Theils der katholiſchen Fraction) verworfen und 
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nach dem Antrage von Schulte-Deligih mit großer Mehrheit die 
Erklärung beichlojfen: 

„In Erwägung, daß Preußen gemeinfam mit Defterreih am Bunde er- 
flärte, es werde ji) dem Bundesbeichluffe vom 14. d8. widerſetzen, die 
ſchleswig-holſteiniſche Sache in die eigene Hand nehmen und die Bejeßung 
Schleswigs als europäiſche Großmacht ausführen, in Erwägung, daß Preußen 
damit von Deutichland abfällt und jeine Großmachtſtellung mißbraudt; 
in Erwägung, daß diefe preußifch-öfterreichiiche Rolitif fein anderes Ergebniß 
baben fann, als die Herzogtbümer abermals Dänemark zu überliefern; 
in Erwägung, daß die angedrohte Vergewaltigung dein wohlberechtigten Wiber: 
ftand der übrigen deutjhen Staaten und damit den Bürgerkrieg in Deutjch- 
land berausfordert, — erflärt das Haus der Abgeordneten, daß es 
mit allen ibm zu Gebote ſtehenden gejeglidhen Mitteln diejer 
PBolitif entgegengetreten werde.” 

22.Xan. (Sachſen). Die UI. Kammer bejchließt einftimmig, die Regie: 
rung zu erſuchen: 

„1) im Verein mit den bundestreuen Regierungen das Anfehen und bie 
Autorität des deutihen Bundes gegen bundeswidrige Unternehmungen ener: 
giſch zu vertheidigen, 2) für die jorortige Anerkennung des Herzogs Friedrich 
von Schleswig-Holſtein beim deutjchen Bunde Fräftigit einzutreten; 3) für den 
Fall, daß eine fofortige Abıtimmung über die Erbfolgefrage vom Bunde nicht 
zu erlangen jein jollte, im Verein mit den gleichgefinnten beutichen Regie: 
rungen eine Erklärung am Bunde abzugeben, worin das Grbfolgerecht des 
Herzogs anerfannt und jobald die Majorität fich dafür herausgeftellt hat, auf 
jofortige Zulaffung eines Bevollmächtigten desjelben beim Bundestag ange: 
tragen wird; 4) daß fie im Verein mit bundestreuen Regierungen ſowohl auf 
eine jofortige Berjtärfung der Bundestruppen in Holjtein als auch jobald wie 
thunlich auf die Beſetzung Schleswigs durch Truppen bundestreuer beutjcher 
Regierungen binwirfe.* 

„nr (CHolitein). Die große aus fajt 500 Mitgliedern bejtehende 
Sandesdeputation aus Holjtein trifft in Frankfurt ein und übergibt 
dem Bundestag ein Gefuh um Anerkennung des Herzogs Friedrich. 

Den einrüdenden preuß. und öjterr. Truppen wird in den meiften 
Drten pafliver MWiderftand entgegengefeßt,, indem bie Cinquartirung 
verweigert wird, Die neue Landesregierung in Kiel erläßt daher eine 
Verordnung, nad welcher allen Requifitionen der preuß. und öſterr. 
Truppencommanbanten Folge zu leiten ift. 

„nr Bayern), Moreffe einer zahlreihen Volksverfammlung in Auge: 
burg an den König: 


„In ber fchleunigiten Anerkennung bes Herzogs Friedrich von Schleswig: 
Holitein und ber Einjegung besjelben in jeine Rechte, welche zugleich bie 
Rechte ber deutſchen Herzogthümer find, in dem thatfräftigen Eingreifen ber 
Wehrfraft der bunbestreuen Regierungen können wir allein die wirkſame Ver: 
eitlung von Mediatijirungsgelüjten, die Abwendung der Unterjochung und 
Zerreißung Deutichlands finden. Verfammeln Ew. f. Majeftät die Vertreter 
bes Landes um ſich; diejelben werden Zeugniß geben, wir find deſſen über- 
zeugt, einftimmiges Zeugniß dafür ablegen, daß Ahr ganzes Wolf bereit ift 
alle und jede Opfer für die Freiheit und Selbftändigfeit des Vaterlandes, 
für die gefährdeten Nechte und die jo fchnöde verfannten Sntereffen desſelben 
zu bringen. Wenn Ew. f. Majeftät im Verein mit Ihren bunbestreuen Mit- 
fürften, wenn das bayerijche Volt, eins mit den Bevölferungen der bunbes- 
treuen Staaten den entjchiebenen Willen zeigen, bem Bunbesbruh und bem 
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undeutſchen verrät heriſchen Sonderſtreben mit aller Gewalt ſich entgegen— 
zuſetzen, fo iſt wohl, wir hoffen es zu Gott, das äußerſte noch abzuwenden.“ 


24. Jan. Der 36er Ausſchuß der Abgeorpnetenverfammlung vom 21. 
Dec. tritt in Frankfurt zufammen und beſchließt eine Anſprache an 
das deutiche Volk zu richten: 


„Zwei Mächte, bie ben Anſpruch verwirkt haben, die Großmächte Deutſch— 
lands zu heißen, find in offener Widerſetzung begriffen gegen das Recht bes 
Bundes, der Bundesjtanten und der Nation. Eigenmädtig haben fie ihre 
Truppen in das Yundesland Holftein gefendet. Gewaltthätig find jie 
über die Grenzen eines felbitftändigen Staates vorgedrungen, ohne Bundes- 
genchmigung verfolgen fie ihren Weg, unter dem Vorwand, die Erfüllung 
jener Verträge von 1851—52 zu erzwingen, die im Namen bed Bundes ge: 
ſchloſſen find. 

„Und biefer Nechtsbruch wird vollbracht, nicht etwa in ungemefjenem Eifer 
für eine gute Sache, fondern im Dienfte der verwerflichften Politif; die Ver— 
träge, ein Dedmantel früherer Schmadh, nichtig von Anbeginn, überdies von 
Dänemark vielfach gebrochen, find durch den Tod Friedrich VII. und durch 
das Aufleben der Auguftenburgifchen Erbfolge inhaltslos geworden. 12 
Sabre lang ließ man fie mit Füßen treten. Jetzt, wo ihr Voll— 
zug der Sache der Herzogtbümer tödtlich wäre, ſetzt man Heere 
in Bewegung, um dieſen Vollzug zu erzwingen. Preußen und 
Defterreih, indem fie von dem bänifchen König die Ausführung der Verträge 
fordern, welche fein Vorfahr als Herzog von SchleswigsHolftein geſchloſſen Hat, 
erfennen auch ihn in biefer Eigenfchaft an, ftellen fich auf den rechtlofen Boden 
bes Yondoner Protokolls, ergreifen Partei für die Feinde der Herzogtbümer und 
Deutjchlands, 

„Eine Anzahl deutſcher Negierungen hat gegen ben gewaltfamen Bruch ber 
Bundesordnung Protejt erhoben. Das Volt und die Herzogtbümer, die ganze 
entrüftete Nation ſchließt fich ihrem Protejte an, Wenn die 500 Abgeordneten 
heute abermals verfammelt wären, nicht die Stimme eines Einzigen würde 
fich ausschließen von dieſem Protefte, von dieſem Verdammungsurtheil. Mit 
bem nadten Proteſte aber ift nichts gethan. Die Regierungen, Die 
das Bewußtfein ihrer Pflicht und ihres Rechtes gewahrt haben, müſſen han— 
dein und helfen. Sie müjjen handeln, wenn nicht der Glaube an die 
oft gerühmte Bedeutung ber Mitteljtaaten bis an die Wurzel vertilgt , Die 
monarchiſche Staatsordnung in ihrer Grundlage erfchüttert, das Volf unauf— 
baltjam früher oder jpäter auf die Bahn der Selbjthülfe gedrängt werden 
jol. So fed und rüdfichtslos das Verfahren der Gegner, fo kühn und ener— 
giſch muß das ihrige fein. Auf ihrer Seite fteht das gute Recht, ſteht der 
Mille der Nation. Sie fümpfen um bie höchſten Preiſe, um die Freiheit von 
öfterreichifcher und preußilcher Kinechtichaft, um die Rettung ihres Dafeins. 
Die Gegner, umringt von innern und äußern Feinden, pochen mehr auf ben 
Schein als auf den Befiß ihrer Uebermacht; fie find nur ftarf, wenn 
das übrige Deutihland rath- und muthlos zurüdweidt. 

‚Biel zu lange ſchon wartet Deutichland auf den erjten Schritt, auf die A n- 
erfennungdes Herzogs, ben das eigene Volk einmüthig mit lauter Stimme 
anerkannt hat. Keine Ausflucht, Feine Kormfrage dürfte in einem Augenblid 
von jo verhängnißvoller Bedeutung biejen —** der Regierungen, für 
ſich oder am Bunde länger aufhalten. Mit Scham und Erbitterung fiebt 
das beutjche Volf die Truppen DOefterreihs und Preußens vordringen, ftebt 
wie die Behörden einer freien Stadt die fchnödefte Mißhandlung demüthig 
a, und wie die höchite Behörde bes Bundes ſich vor vollendeter That: 
ache beugt, deren Vollendung zu hindern bie beiligjte Pflicht war. 

„Keine Regierung wird Kein Anſpruch haben auf bie Achtung und 
bas Vertrauen des Volkes, bie nicht der Sache ber Herzogthümer d. b. ber 
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Sache Deutihlands ihre ganze Wehrfraft ohne Rückhalt zur Ver— 
fügung jtellt. 

„Dies ift das Begehren, das wir auszufprechen haben nicht aus eigener 
Willkür, Sondern, wir willen e8, im Namen der Nation, ein ernftes und 
großes Begehren, nicht aus Teichtfertiger Laune entſprungen, ſondern bie Frucht 
ber tiefen Ueberzeugung, daß für Deutfchland die Stunde gekom— 
men ift, wo nur ber Entjhluß, ebrenvoll Alles zu wagen, bie 
Gefahr abwendet, ſchmachvoll Alles zu verlieren. Das deutfche 
Volk ift erfüllt von diefer Ueberzeugung; iſt es auch erfüllt von ber That— 
fraft? Entſchloſſen ift es feinerjeits bereit, nicht nur zu proteftiren, fondern 
auch zu handeln? Alle Landesvertretungen, alle (Gemeinden und Genoſſen— 
ſchaften ruft die gleiche Pflicht; fie ruft jeden einzelnen Mann in jedem beut: 
ſchen Land, fie ruft mit lautejter Stimme bie Bevölferungen jener mächtigiten 
Staaten, bie man verdammen will, das Werkzeug jenes Verrathes zu fein, 
bie Werkzeuge Preußens und Dejterreihs im Dienſte der unwürdigiten Politik. 
Sollen euere Söhne ihr Blut vergiefen? Soll die Steuer und Schuldenlaft, 
die euch bedrüdt, von neuem anjchwellen? Nicht mit unjerem Gut und Blut 
fol die Schande ber Nation eingetaufcht werden. Deutſche in allen Läüns 
bern! buldet es nicht, daß der böfe Willen bes Einen und bie 
Shwähe bes Andern namenlojes Unheil über Deutſchland 
bringt! Laßt nicht ab, bie guten Regierungen zu ftügen, die jchwachen zu 
ſpornen, bie ſchlechten jchonungslos zu befämpfen. Weijt die Fleinmüthigen 
Einflüfterungen von euch, es fei doch Alles vergeblich ; ihr Habt noch nicht 
Alles gethan. Wir ſprechen nicht von gewaltjamem Umfturz als einzigem 
Rettungsmittel, dem letzten und äußerſten, zu welchem ein Volk nur greifen 
darf, wenn es alle gejetlichen Mittel bis auf die Neige erichöpft hat. Handelt 
in ber Ausübung eures gefeglichen Rechtes, ftatt revolutionär zu ſprechen. 
Macht die PRolitif, das Geſchäft eurer Mußeſtunden, zur täglichen Berufsarbeit, 
verbreitet bie Bewegung über Stabt und Land, über alle Klaffen ber Gejell: 
ſchaft, erneuert raftlos euere Forderung, bejtürmt die jaumfeligen Fürften, er— 
brüdt mit euren Anklagen bie pflichtvergeffenen Minijter. Die jchlechtgefinnten 
Regierungen fuchen das Geld zur Ausführung ihrer Pläne, verweigern ihren 
ftandhaften Landesvertretungen was fie begehren. Laffet Feinen Zweifel barüber, 
daß eine Anleihe zu folhem Zwecke niemals bie Anerfennung des Landes er- 
halten und ben Helfershelfern bei folhen Geſchäften ftatt Kapital und Zins, 
bie ein folches Gefhäft machen, die öffentliche Verachtung zu Theil werde. 
Steuert von euerem NReihthum und euerer Armuth zur Unterftügung ber 
Herzogthümer. Gebt ihnen, wenn bie Zeit gefommen ijt, Waffen und Männer, 
welche fie bedürfen. Laßt euch nicht entmuthigen durch das erſte Miflingen, 
nicht irre führen durch diplomatische Winkelzüge, nicht einjchläfern durch ben 
zögernden Verlauf ber Dinge. Diefes find die Pflichten, die ung das Vater: 
land auferlegt. Thue Jeder bas Seine mannhaft und beharrlich!“ 


25. Jan. (Preußen). Eine k. Botſchaft verfügt den Schluß ber Seffton 
bes Landtags. Schlußrede des Minifterpräfidenten von Bismard im 
Namen des Königs (f. Preußen). 


„ » (Defterreih). Der große Finanzausſchuß des Abgeordnetenhauſes 
beichließt, darauf anzutragen, der Regierung ftatt der geforderten 10 
Mill. bloß fl. 5,343,950 als Matricularbeitrag für bie Bunbdesere: 
cution -in Holftein zu bewilligen und zwar mit bem Zufaß, daß biefer 
Betrag zu „keinem andern Zwede verwendet werben dürfe“. Auf 
den Antrag bes Abgeordneten Herbft wird überbies mit 18 gegen 
16 Stimmen befhloffen, dem Haufe folgende Erflärung vorzufchlagen: 
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„Das Haus der Abg. vermag den Vorgang der kaiſerl. Regierung in Be— 
zug auf die Occupation Schleswigs als einen den wahren Intereſſen Oeſter— 
reichs entiprechenden und den allgemeinen Frieden fichernden nicht anzuer— 
fennen und fühlt fih daher zu dem Ausjpruch verpflichtet, daß es jede Ber: 
antwortung für die Folgen dieſes Schrittes von ſich ablehne.” 

25 Ian. (Holftein). Einzug der preuß. Truppen in Kiel. Die preuß. 
Fahne tritt an die Stelle der Bunbesfahne. Die bisherige Bürger: 
wache vor der Wohnung des Herzogs Friedrich muß zurüdgezogen 
werben. 

Die theologiſche Facultät und die Geiftlichkeit Kiels erlaffen eine 
öffentliche Erklärung gegen die Berliner Kreuzzeitung und forbern 

„die Gleichgefinnten in ganz TDeutichland bin auf, insbejondere die Ver: 
treter der Theologie und die geiftlichen Brüder, gegen diefen Mißbrauch des 
Kreuzes Chrifti mit ihneh Zeugniß abzulegen und jich demgemäß vor Gottes 
Angefiht und vor dem deutſchen Volfe durch Anſchluß an dieſe Erflärung 
ober ſonſt jobald als thunlich öffentlich auszufprechen. “ 

»„ » (Rauenburg) Moreffe an die Bundes: Commifläre mit mehr 
als 1200 Unterjchriften für Trennung von Dänemark: 

v...Mit dem Tode unferes bisherigen Yandesherrn, Königs Friedrich VII. 
von Dänemark iſt auch an unfer Land die ernfte frage getreten, wer den er: 
ledigten Herzogsthron zu befteigen haben werde. Die rechtliche Unver: 
bindlichfeit des auf dem Londoner Tractate berubenden däniſchen Thron: 
folgegejeges vom 31. Juli 1853 für Lauenburg, als einem felbjtindigen 
deutſchen Bundesjtaat, kann nicht zweifelhaft jein. Das Laud erwartet 
mit Vertrauen die allein zu Recht bejtehbende Entiheidung von 
ber hoben dbeutfhen Bundesverfammlung. . . Wir fteben unter 
allen Umftänden zu Deutfhland und verwerfen den undeut:- 
[hen und unberedhtigten Beſchluß der Ritter: und Landſchaft 
mit vofler Entſchiedenheit. Das Pand bat Feine Vertretung, die im 
Stande wäre, die wahre NRectsüberzeugung feiner Bewohner Fund zu geben. 
Ein Theil durch ihren Grundbeitt einflupreiher Männer im Lande tt — 
Intereſſen geradezu fremd. Wir beklagen es, daß wir außerdem auch in den 
Kreiſen, die vermöge ihrer amtlichen Stellung auf die Haltung der Bevölke— 
rung Einfluß zu üben berufen ſind, des in dieſer ernſten Zeit ſo nothwen— 
digen Schutzes großentheils entbehren. . . Wir erblicken in der Wiederver— 
einigung mit der Krone Dänemark feine Garantie der Selbſtändigkeit unſeres 
Landes, jondern nur bie unerjchöpfliche Quelle ftetS neuer Verwirrungen. Hat 
unfer Land auch dem unmittelbaren Drude der unferen Intereſſen geradezu 
feindlichen dänischen Regierung ferner geftanden und Dank unjerer Verfaſſung 
bisher trogen fünnen, jo haben uns bie bittern Grfahrungen unjerer Stam: 
mesgenofjen doch die Ueberzeugung zur ewidentejten Klarheit gebracht, daß, 
wenn jet Deutfchland nicht unfere volle Selbftändigfeit wahrt, aud uns eine 
Zeit bevorjtebt, da wir es jchmerzlich bereuen müßten, die Rechte unjeres 
Landes nicht mit allen unferen Kräften aufrecht erhalten zu haben. Deutſch— 
land wird entjheiden! Wir jteben zu ibm.“ 

26. „ (Bundestag). Antrag von Weimar, Meiningen und Coburg- 
Gotha wegen ihrer Erbanjprüde auf Lauenburg. 

28. „ (Bundestag). Kurheffen trägt auf befchleunigte Entſcheidung 
in ber Erbfolgefrage an. — Die Bundescommiffäre fragen empfeh: 
lend an wegen Cinberufung der holfteinifhen Stände. 

„. „ — 1. Febr. (Defterreidh). Debatte des Abgeordnetenhauſes 


über ben Zehn: Millionen: Credit. Abg. Tinti und 80 Mitgliever 
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der minifteriellen Partei beantragen, über die Refolution Herbft zur 
Tagesordnung überzugeben. Reden bes Grafen Rechberg und des 
Hrn. v. Schmerling. Bei der Abjtimmung werden die Anträge bes 
Ausihuffes angenommen, die Rejolution Herbit dagegen wird mit 
103 gegen 59 Stimmen verivorfen. 


29. Jan. (Holjtein). Deputirte von ca. 50 neugebildeten Schleswig-Hol- 
ftein-Bereinen nehmen in Kiel ein Geſammtſtatut an. 


„ (Defterreih und Preußen). Gleichlautende Antwort auf das 
von England geftellte Begehren einer förmlichen Erklärung, daß fie 
an dem Principe der Integrität der däniſchen Monardie feithalten: 

„Die kgl. (kaiſ.) Regierung bat, indem fie_die Rechte, zu deren Geltend: 
machung gegen Dänemark fie in Gemeinſchaſt mit Oeſterreich (Preußen) ſchreitet, auf 
die Stipulationen von 1851—52 baſirt, durch eben dieſen Act das PBrincip 
ber Antegrität der däniſchen Monarchie anerlfannt, wie dasjelbe 
durch das Abkommen von 1851—52 fejtgefeßt it. Indem die fol. (faif.) Re: 
gierung zur Occupation Schleswigs Ichreitet, ijt fie nicht gejonnen, biefes 
Rrincip zu verlafjen. Wennjfiejedoh in Folge von Verwidlungen, bie 
durch das Beharren der dänischen Regierung bei ihrer Weigerung, ihre Ver: 
iprechungen von 1852 zu erfüllen, herbeigeführt werden könnten, oder in Folge 
der bewalfneten ntervention anderer Mächte ſich genöthigt ſehen ſollte, 
Combinationen zu entſagen, die nicht länger ein Ergebniß liefern würden, 
das im Verhältniß zu den Opfern jtände, welche die Greigniffe den beutfchen 
Mächten auferlegen möchten, jo könnten Feine definitiven Arrangements 
ohbneMitwirfung derMächte, bie den Londoner Vertrag unter: 
zeichneten, getroffen werben. Die britiſche Regierung würde die kgl. (kaiſ.) 
Regierung dann bereit finden, mit ihr zu einer Verſtändigung über die end— 
giltige Löſung der däniſch-deutſchen Frage zu gelangen.“ 


„ „GBaden). Im Folge einer Verſammlung von Mitgliedern der 
demokratiſchen Partei aus Baden, Bayern, Heflen, Naffau und Rhein: 
preußen richten die badiſchen Theilnehmer eine ‘Petition an die ba— 
diſche Regierung, den Ständen eine alsbaldige Vorlage zu machen 
zur Organifation eines dem ſchon bejtehenden Armcecorps als Re: 
ferve dienenden Volksheeres. 

„nr (Kurbefien). 165 Delegirte der verſchiedenen Schleswig-Hol— 
ftein-Vereine des Landes richten eine Adreſſe an den Kurfürften für 
entjchiedenes Auftreten in ber ſchleswig-holſteiniſchen Frage. 


31. 


1. Febr. (Deutſch-däniſcher Krieg). Die Preußen und Defterreicher 
rüden in Schleswig ein. Die Preußen bejegen Edernfürbe. 

„ „ (Schleswig). Herzog Friedrich wird fofort nad dem Finrüden 
der Alliirten in Gottorp und in Gdernförde von der Bevölkerung 
als Landesherr prockamirt. 

» » (Baden). Staatsrat) Matthy übernimmt das Handelsminifterium. 

2. „ (Schleswig). Herzog Friedrich empfängt bie erſte Huldigungs- 
deputation aus dem Schleswigſchen. 

3. „ (Zollverein). Wiedereröffnung der Ende Dec. v. J. vertagten 
Zollvereins-Conferenz in Berlin, 
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3. Fehr. (Deutfhebänifher Krieg). Die Defterreiher erftürmen 


Jagel und den Königsberg und bringen fiegreih bi zum Dane 
werk vor. 

„ (Schleswig). Preußen ernennt den Frhrn. v. Zeblig, früheren 
Polizeipräfidenten von Berlin, Defterreih ben Grafen Rebertera zu 
Givilcommiffären für das Herzogthum Schleswig. 

„ (Holftein). Ein preuß. Telegraphenbeamter nimmt auf Befehl 
Wrangels von der Telegraphenftation Rendsburg Beſitz und verlangt 
fämmtliche Stationen an der Bahn. Der Bunbdesgeneral Hafe gibt 
dem bolfteiniihen Beamteten 12 Mann zum Schuß; die Bejeßung 
weiterer Stationen unterbleibt darauf. 

„ (Württemberg). Der Finanzminifter verlangt von ber II. Kam— 
mer 750,000 fl. für Kriegsbereitſchaft. 

„ (Bundestag). Der Beriht von db. Pfordten als Referenten 
der vereinigten Ausſchüſſe über die holſteiniſche Erbfolgefrage Tiegt 
in feinem erjten Theile endlich gebrudt vor. 

„ (Holftein). Das Gonfiftorium der Univerfität Kiel beichließt, 
dem König von Preußen eine Adreſſe um Anerkennung bes Herzogs 
Friedrich durch eine Deputation überreihen zu laffen. 

„ (Deutfhedänifher Krieg). Die Dänen räumen bas Dane: 
werk und bewerfftelligen ihren Rüdzug hinter die Düppler Schanzen 
und nad) der Inſel Alfen. 

„ (Holftein). Wrangel lehnt die Forderung Hake's, ihm bie 6 zu 
Holjtein gehörigen und nun von ben Alliirten bejegten Dörfer aus- 
äuliefern, ab. 

„ (Sadjen). Die I Kammer tritt den Beichlüffen der II. Kam- 
mer vom 22. Jan, bei. 


.„ (Deutfhedänifdher Krieg). Die Defterreicher befegen Schles— 


wig und breden alsbald zur DVerfolgung ber abziehenden Dänen 
auf. Gefecht bei Deverfee. 


„ (Schleswig). Herzog Friebrih wirb in ber Stadt Schleswig 
jofort als Landesherr proclamirt. 


. „ (Schleswig) Die Preußen und Defterreiher rüden in Flens— 


burg ein. Kine Proclamation Wrangels zeigt den Schleswigern 
die Einfeßung der öſterreichiſch-preußiſchen Civilcommiſſäre an: 

„... Jeder Beamte, ber jidy diefer Autorität nicht ohne Weiteres unter: 
werfen follte, hat feine fofortige Entfernung aus dem Amte zu gemwärtigen. 
Die deutſche Sprache ift fortan die Gefchäftsiprahe. Politifde Demon: 
ftrationen, welde irgend einer anderen Richtung als berjenigen gelten, 
weldhe die zur Kriegsführung verbundenen Regierungen ber beiden beutfchen 
Großmächte gemeinihaftlich verfolgen, und Verſuche, irgend einer an: 
beren Autorität Eingang zu verfhaffen, unterfage ich ausbrüdklich, 
und bemerfe, daß, wenn ſolche dennoch vorkommen follten, die Urheber und 
Theilnehmer berjelben nahbrüdlichit beitraft werben follten. Die Betheiligung 
von Beamten an folhen Demonjtrationen und Verſuchen wird, neben anber: 
mweitigen gefeglihen Strafen, bie fofortige Entfernung aus dem Amte zur 
Folge haben.“ 


” 


9. 
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Herzog Friedrich wird an demſelben Tage in Flensburg von der 
Bevölkerung als Landesherr proclamirt. 


Febr. (Heſſen-Darmſtadt). Landesverſammlung in Darmſtadt. Re: 


ſo lutionen für ſofortige Anerkennung bes Herzogs Friedrich und 
für die 

„Nothwendigkeit, daß die bundestreuen Regierungen zur Erleichterung bes 
gemeinſamen Handelns unter den jetzigen bedrohten Verhältniſſen einen enge— 
ren politiſch-militäriſchen Verband unter ſich herſtellen und alle Vorbereitungen 
treffen, um ihre Selbſtändigkeit, um Deutſchlands Recht und Ehre ſelbſt mit 
den Wafſen wahren zu können. Das heſſiſche Volk wird jedes Opfer bringen, 
um die Regierung Sr. k. Hoh. hierbei zu unterſtützen.“ 
„ESchleswig). Erſte Bekanntmachung des preußiſchen Civil: 
Commiſſärs v. Zedlitz 

. Ter während ber Dauer ber Beſetzung des Herzogthums Schleswig 

mit der oberften Autorität im Lande betraute Oberbefehlshaber ber verbündeten 
Armeen bat durch feine Bekanntmachung vom 7. d. M. bereits ſämmtliche 
im Lande angeftellte Beamte beftätigt, unter ber Vorausſetzung, daß bie: 
jelben fich der Autorität besfelben und der Givilcommifjäre unbedingt unter: 
werfen und daß nicht buch ganz bejondere Umjtände deren Entfer: 
nung nothwendig gemadht wird. Alle Beamten, welche biefe Verpflichtung 
einzugeben bereit find, haben, jo lange jie berfelben treu bleiben und nicht 
fonft durch bienftliches oder auferdienftliches Verhalten zu ihrer Entfernung 
aus dem Amte Anlaß geben, auf Shut und Unterftüßung in ihrer 
Amtsführung durchaus zu rechnen, und es iſt Vorfehrung getroffen, daß Be: 
brobungen der Beamten buch irregeleitete Maſſen, durch welche jene 
an einzelnen Orten zum Verlaſſen ihrer Aemter veranlaßt worden find, ſich 
nicht wiederholen. Gegen die ftrafbaren Urheber und Theilnehmer folder Er: 
ceſſe wird unnachſichtlich mit allen zu Gebote ftehenden Mitteln eingefchritten 
werben. Die Gleichzeitigfeit der mit firafbaren Ausfchreitungen ver— 
bundenen politifgen Kundgebungen am mehreren Orten bes fübd- 
lichen Theiles bes Herzogtums Schleswig und bie Gemeinjamfeit ber Rich— 
tung, in welcher biefelben erfolgt find, erhöht die Nothwendigfeit folgender, 
bei der augenblidlihen Yage der Dinge in militärifcher und politifcher Be— 
ziehung gebotenen Anordnungen: 1) Politiſche Vereine, umd imsbejon- 
bere ſolche, welche unter einander oder mit auswärtigen Vereinen in Verbin— 
bung fteben, find nicht zu bulden. 2) Deffentlihe Demonftratios 
nen und Kunbgebungen politijcher Art, von welcher Partei fie auch ausgehen 
mögen, find unbedingt zu verhindern. Insbeſondere barf unter 
feinerBedingung der Entſcheidung ber Succeflionsfragethat: 
ſächlich irgendwie vorgegriffen werden.“ 

Lehrer Hanſen in Flensburg erklärt Wrangel mit Entſchloſſen— 
heit, die däniſchen Beamten „müßten“ fort. 


„ (Hamburg). Der Senat verlangt von der Bürgerſchaft dring⸗ 
ih, die für Kriegsrüftungen bewilligte 1 Mil. MB. auf 2 Mill. 
zu erhöhen. 

» (Bundestag). Die vereinigten Ausſchüſſe „Tehen ſich veran- 
laßt den Bundes-Commiſſären in Holftein dringend zu empfehlen, 
ben Bebürfniffen ber in Schleswig operirenden alliirtten Armee und 
der borthin nachrüdenden Truppen in Bezug auf Transportmittel ıc. 
nad) Möglichkeit zu entſprechen.“ 


» » (Holftein). Wrangel erklärt dem YBunbesgeneral Hake, daß es 
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der dem Ausſchuß der Abgeordneten durch ſein Mandat angewieſen iſt — dem 
Wege der friedlichen Agitation — ſei nichts zu erreichen. Wir antworten mit 
dem Aufruf vom 24. Januar: dieſe Behauptung wird begründet ſein von 
dem Augenblick an, wo alle Mittel der friedlichen Agitation bis zum letzten 
erſchöpft ſind; zur Stunde ſind ſie es noch nicht. Im Süden wie im Nor— 
den, in Bayern und Württemberg wie in Preußen und anderwärts iſt noch 
keineswegs alles geſchehen, was geſchehen konnte, um die ri und ihre 
Natbgeber nicht allein von der Einmüthigkeit, ſondern auch von ber uner: 
Ihütterlihen Energie des Volfswillens zu überzeugen. Die Prefje, die Ver: 
eine, die Yandesvertretungen haben vielfach ihre Schuldigfeit nur halb ge: 
than. Die Ahnung einer gewaltfamen Kataftrophe, die über furz oder lang 
aus ber Preisgebung ber Herzogthümer fi entwideln würde, gewinnt in 
immer weiteren Kreifen Verbreitung; fie ift noch neuerlih von dem Führer 
ber confervativen Partei in Bayern mit rüdhaltlofer Schärfe ausge- 
Iprochen worden. Wenn aber ber gewaltſame Umfturz ber bejtehenden Staats: 
ordnung von jedem gefitteten Wolf als ein fchiweres Uebel empfunden wird, 
und die Theilnahbme an revolutionären Entwürfen für jeben gewijjenhaften 
Mann ber jchwerjte Entichluß feines politifchen Lebens ift, jo muß ed unjere 
Aufgabe bis zum legten Augenblid fein, die verblendeten Regierungen und 
Dynaftien von bem Abgrund zurüdzuhalten, dem fie entgegengeben. Erſt 
wenn bie äußerſte Anftrengung ber geregelten Vollkskraft fruchtlos geblieben 
ift, tritt die Revolution in ihre Rechte ein; dann erji befitt fie auch die Kraft, 
ihre Gegner unwiderſtehlich nieberzumerfen.“ 


12. Febr. (Holftein). Altona wird von einem Bataillon Preußen troß 


„ 


13. 


” 


bes Proteftes der Bundescommifläre bejett. ine telegraphiiche De: 
peihe aus Frankfurt weist die Bundescommiffäre an, „das preu— 
ßiſche Militär aufzunehmen”; die Bürger: fügen fih ben Einquar— 
tirungsbefehlen. Die Hauptwache bleibt in den Händen ber Bundes: 
truppen. 


„ (Schleswig). Die beutihen Abgeorbnneten der ſchleswig'ſchen 
Ständeverfammlung fommen in Schleswig zufammen und beſchließen, 
eine Deputation von 12 Mitgliedern an ben König von Preußen 
und an ben Sailer von Defterreih zu jenden, um für bie Aner: 
fennung ber Landesrechte und bes Herzogs Friedrich zu wirken. 


»„ (Bundestag). Der Conflict in Holftein zwiſchen Wrangel und 
den Bunbesautoritäten liegt der Bunbesverfammlung vor. Deiter: 
reih und Preußen erklären, „es handle fidy im Wefentlihen um eine 
Zruppenregulirung auf einigen Punkten ber Hauptverbindbungslinien 
ber Armee” und wünfchen bezügliche Weifungen der Bundesverfamm- 
lung an General Hafe „Behufs Regulirung ber Frage” Sachſen 
protejtirt „gegen bie wider feierlihe Zufage, ohne Zuftimmung bes 
Bundes ergriffene Mafregel“ und beantragt „die Bundesverfammlung 
wolle dagegen reclamiren, Erfüllung ber gemachten Zufagen ver: 
langen, und alle, zur Sicherftelung ihres Anfehens erforberlichen 
Maßnahmen ergreifen, insbejondere die, in beim Bundesbeſchluß vom 
22. Yan. d. %. vorbehaltene Berufung andermweitiger Rejerven 
und zwar aus Truppen des 7. und 8. Bundes:Armeecorps bewirken.‘ 


» (Preußen). General v. Manteuffel geht in aufßerorbentlicher 
Miflion nah Dresden. — Der König empfängt die Deputation 


Deutſchland. 59 


einem Entgegenkommen von ihrer Seite es wahrlich nicht haben feh— 
len laſſen“ und verlangen im Falle von Mißtrauen von Seite der 
Bundesverſammlung lieber ihre Entlaſſung von einem Auftrage, der 
„ton gewiſſer Seite her unausgeſetzt die gehäſſigſte und verdächti— 
gendſte Kritik erfahre.“ 

tl. Febt. (36er Ausſchuß). Umlaufſchreiben der geſchäftsleitenden 
Commiſſion des 36er Ausſchuſſes an die ſchleswig-holſteiniſchen Ver— 
eine und Comité's: 

Man kann ſich zunächſt ber Wahrnehmung eines wachſenden 
Pefſimism us nicht verſchließen, welcher ana der heutigen Lage am 
Sieg der nationalen Bewegung verzweifelt. Dieler Bejlimismus jagt ſich: die 
Sapenette der Großmächte enticheiden in Schleswig und werben in Holftein 
enticheidben ; bie bundestreuen Regierungen wagen feine Politik, die irgend 
Erfolg verbieße, und denjenigen, die den Muth haben, fehlt es an ber aus: 
reichenden Macht; die Refolntionen und Adrefjen der Bevölferungen richten 
nichts aus. Wozu hilft es nun, diefe wirfungslofen Demonftrationen ins Un: 
enbliche fortzujegen, Gelder zu fammeln, die den Weg aller unferer trüben 
Erfahrungen geben werden, ein ſchleswig-holſteiniſches Heer auszurüften, das 
nichts zu thun haben wird, und eine Freiwilligenbewegung im Fluß zu er: 
balten, die an der Macht ber Verbältnifje jcheitern, oder im beiten Falle über: 
füffig fein wird? Dieje Anficht breitet fich aus, je mebr die jog. „Macht der 
Thatſachen“ im Norden fortfchreitet. Sie vecrutirt ſich aus allen Schichten, 
laugt ihre Nahrung aus guten und fchlechten Motiven, und man kann jagen, 
daß ſie zwei politiiche Grundbeſtimmungen repräſentirt: in dem einen alle 
beginnt und endet fie mit der reinen, trägen, feigen Negation, im andern 
bat fie noch einen Schlußſatz und erblict i in der Jufunft die einzige Rettung — 
die Kevolution. Geftatten Sie uns, diefer Anjicht gegenüber unfere eigene 
auszufprehen. 68 berubt auf einer jeltfamen Berfennung der Ihatfachen, 
wenn man glaubt, die Bewegung in Deutichland jei bis heute ohne Er— 
tolg geweſen. Im Gegentheil, die Erfolge liegen Far zu Tage, wenn auch 
das Endziel noch lange nicht erreicht ift. Bon den deutſchen Regierungen, 
welche man die guigejinnten nennt, weil jie mit mehr oder weniger, die meijten 
allerdings mit höchſt unzulänglicher Energie auf die Seite des Rechts und 
der Iegitimen Grbfolge in ben Herzogthümern getreten find, hat ein quter Theil 
diefe Gefinnung erjt aus den Kıumdgebungen der öffentlichen Meinung ges 
ſchöpft. Ja Deiterreih und Preußen, diefe der nationalen Ehrenſache feind: 
lien, auf ihren principiellen Gegenjaß gegen die nationale Strömung po— 
enden Mächte, find dennoch von derjelben öffentliden Meinung 
nad Schleswig getrieben worden. Wir ftügen uns auf das Zeugniß 
des englifchen Minifters, der in ber Oberhausjigung vom 4. Febr. öffentlich, 
erflären konnte: „in allen Depeichen der beiden Mächte werde bie Vorftellung 
betont, daß, wenn fie nibt nah Schleswig zögen, jold eine 
Aufregung in Deutſchlandentſtehen undfold einFreiwilligen— 
heer nach Holſtein aufbrechen würde, daß fie der Gefahr eines 
Bürgerkrieges ausgeſetzt wären.“ Und was diefe Mächte auch jonit 
noch im Schilde führen mögen, gleichwiel mit welchem Programm fie über 
die Eider gegangen find, — das vergofjene Blut und die dem Krieg darge— 
brachten Opfer machen es ihnen von Tag zu Tag fchiwerer, ihr Programm 
gegenüber dem der Nation zn halten. Die öffentliche Meinung alfo hat es 
babin gebracht, daß die Truppen Defterreihs und Preußens am Danewerk 
und an ber Schlei getampft und geblutet und ihre Wafienehre eingelegt haben, 
daß bie Schleswiger von Ort zu Ort, von Landfchaft zu Landichaft ihren 
Herzog Friedrich proclamiren fünnen: die öffentlihe Meinung darf angefichts 
bieier Erfolge in ihrem Streben, vollends bis ans Ziel durchzudringen, nicht 
raften und nicht ruhen. Man ſagt uns von manchen Seiten: auf dem Wege, 
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Entgegennahme ab und läßt die Deputation auf den conftitutionellen 
"Weg verweijen: 


„. .. Die Freude über den Erfolg deutjcher Waffen it Feine ungetrübte. 
Defterreih und Preußen baben ſich tbatjähli vom deutjchen 
Bunde losgejagt, jie fümpfen als Dejterreiher und Preußen, 
nicht als Deutſche; alle anderen deutichen Stämme find von diefem Kampfe 
ausgejhlofjen, und die dereinjtigen Sieger werden, jo müſſen wir fürch— 
ten, allein endgiltig über das Schidjal Schleswig-Holjteins 
entfcheiden, und der deutihe Bund wird rath- und machtlos 
zu geboren haben. Welches Schidjal Oefterreid) und Preußen für 
Schleswig-Holftein bejtimmt, noch weiß man es nicht. Aber die den jremden 
Mächten wiederholt gegebenen AZuficherungen, die Integrität des däniſchen 
Reichs zu bewahren, einzelne Gridheinungen wie 3. B. das in dieſen Tagen 
erfolgte Befegen verjchiedener Punkte in Holjtein trog der Protejtation der 
Bundesautoritäten, das Verbot, daß Schleswigs Velk feinen Fürften procla> 
mire, die Entfernung deuticher Farben, und der dem däniſchen Beamten in 
unbegreifliher Weije zugejicherte Schuß, jo daß diejelben gegen den Willen 
ber Revölferung und von folcher als die eigentlichen Unterdrüder auf das 
beftigfte gebaßt, in ihren Aemtern verbleiben, laſſen dringend bejorgen, daß, 
wenn Oejterreich und Preußen nicht jhon im Geheimen über das Schidial 
Schleswig-Holſteins ſich geeinigt, jo doch für alle Eventualitäten fich ofjene 
Hand behalten und faum geneigt fein werden, ein ungetheiltes Schleswig: 
Holftein dem allein Tegitimen Fürjten zu übergeben, den des Wolfes Stim: 
mung in Holjtein wie in Schleswig ſich erwählt. Und deshalb find Alle, 
welche es mit Deutjchland und mit Schleswig-Holſtein treu und ehrlich mei— 
nen, tief befümmert, weil der Zwed, für den jeßt deutiche Krieger ihr Blut 
vergießen, in unbeimliches Dunkel gehültt iſt. Aber Eines ift jhon jegt 
gewiß. Die Autorität des deutjhen Bundes iſt vernichtet, 
Defterreih und Preußen handeln für ſich, mißachtend Die 
Beihlüfje des Bundes. Sie wollen zeigen, daß fie die Mächtigeren 
jind, daß die anderen deutſchen Staaten feinen Willen, und wenn auch, doch 
feine Kraft ihm durchzufegen haben. Dejterreih und Preufen find, 
gelingt ihr Plan, fortan Deutjhland; ihr Gebot, ihr Wille 
entfheidet; das übrige Deutjchland bildet mit feinen Fürſten 
und fteebenden Heeren ein Bajallentbum, das auf Betebl zu 
Haufe bleibt, in den Krieg zieht und wieder beimfehrt, wie 
man es eben braucht, und widerſetzt es fich, jo theilt man es. In die: 
fer Weije verſtehen Dejterreidh und Preußen, verjtehen Bismard und Rechberg 
Deutſchlands Einheit. Und Angejichts Diejer Gefahren, was tbut der Bund, 
was thbun die bundesgetreuen Staaten, was beren Fürſten? 
Seit Monaten feine That. Wie der Furchtſame inmitten des brennenden 
Schiſſes niht wagt, fein Leben zu retten duch einen fühnen Sprung in 
die tobenden Fluthen des Meeres, um das nahe Ufer zu erreichen, und jam: 
mervoll untergeht, jo gelähmt fcheinen die bunbestreuen Staaten, daß jie 
zaudern, bis alle Hoffnung auf Erfolg zu Ende iſt. Nicht das 
Beifpiel des raſchen und entichlofjenen Handelns, das ihnen Dejterreih und 
Preußen gegeben, nicht die Vorftellungen und Bitten ihrer Völker, tbatkräftig 
einzujchreiten in bem Kampf gegen Dänemark, nicht das Vertrauen auf ihre 
ftolzen und jchönen Heere, welche vor Begierde brennen, endlich einmal wirf: 
liche und ehrenvolle Dienfte dem Vaterland leiften zu fönnen, nicht bie 
Grfahrung, daß Defterreih und Preußen überall da, wenigjtens jcheinbar, 
nachgegeben, wo fie auf einen thatkräftigen Widerftand zu ſtoßen noch befürd; 
teten, nicht bie Lehre der Geſchichte, daß bis in die neueſten Zeiten berab 
Fürſtengeſchlechter jpurlos verſchwunden find, nicht bie Furcht, dem eignen 
Bolt fi zu entfremden — Nichts war im Stande, dem beutjchen Bunde 
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und ben bunbdestreuen Kürften jo viel Muth einzuflößen, nur einen Theil 
ihrer Heere nad Holſtein zu werfen, un mit einer ebenbürtigen Macht Oefter: 
teih und Preußen gegenüber zu jteben, damit die nur dort jtehenden Bundes 
erecutiondtruppen ihre Aufgabe erfüllen, die Rechte dev Herzogthümer ſchützen 
und Uebergriffen der beiden Großmächte wirkſam entgegentreten können. Man 
iſt nicht im Stande, die Grbjolgefrage zur Entſcheidung zu bringen, 
weil nad der Entiheidung gehandelt werden müßte und jtatt deffen man 
fich Lieber die täglich eintretenden Greignifje als fait accompli gefallen läßt. 
Und wenn die eignen Souveränetätsrechte, an weldhen dem Wolfe gegenüber 
bis auf das kleinſte fejtgebhalten wird, in Kolge ber drohenden Stellung ber 
Sropmächte aufgegeben werden, find nicht auch Nechte des Volkes geführdet, 
die daſſelbe nicht aufgegeben haben will? Aber die Stimme des Volkes ift 
nit beachtet, troß wiederholter Bitten Fein Landtag zujanımenberufen 
worden, um die Vertreter des Bolfes zu bören. Königliche Majeftät! Ge: 
ruben Sich Alferhöchitdiefelben die Vegeifterung in das Gedächtniß zurüd zu 
rufen, welche das ganze Pand bewegte, als Allerhöchitdiefelben mitten im Win- 
ter, perjönliche Gefahr nicht achtend, von Rom in Ihr getreues Yand zurüd: 
geeilt, als Sie bie Füniglihen Worte jprachen, mit und durch den Bund 
mit allen Kräften für die gerechte Sache Schleswig-Holſteins einzuftehen, er: 
innern ſich Ew. Majeſtät dev Begeifterung jener Männer, welche aus Holjtein 
in die fönigliche Rejidenz gelommen waren, um nach ihrer Rückkehr allent: 
halben zu verfünden, daß fie in Bayerns König einen echten deutſchen Fürſten 
gefunden, ber ihre Sache nicht verlajjen wird und Ew. Majeftit werden es 
begreiflic finden, wenn das Volf die Räthe der Krone anflagt, daß 
fie zögern, den Willen Ew. Majeftät durch rafches Handeln im Vollzug zu 
jegen. Wer mit und durch den Bund zu handeln gelobt bat, 
der wird aud für den Bund eintreten müſſſen, wenn fremde 
Gewalt jeine Beſchlüſſe mißadtet, ihnen entgegenbandelt 
oder jeine Wirfjamfeit überbaupt labm legen will, Man kann 
mit ober dur ein Organ nur dann handeln, wenn bajjelbe in lebens— 
fähiger Weiſe eriftirt. In dem Momente, wo die bunbdestreuen Regie— 
rungen dulden, daß die Großmächte die Beſchlüſſe des Bundes mißachten, hat 
derjelbe aufgebört zu eriftiren und dev Wille der Großmächte entſcheidet allein. 
Dieje Gefahr zu bejeitigen, gibt es nur Ein Mittel. Und die 
Macht, welche unjern Regierungen zur Seite ftebt, ift eine nicht geringe; fie 
bejtebt in wohlgerüjteten Armeen, welche nur des Winfes harren, in 
dem Bolfe, das Schleswig-Holjlein für Deutſchland gerettet wifjen will, 
und vor allem in der Gerechtigkeit der Sache, welche Muth, Zuverſicht und 
Vertrauen gibt. Noch bat das Rolf das PVertrauen nicht ganz verloren, 
noch glaubt es, wie es jelbjt bereit ift, für feine Ehre und GSelbftändigfeit 
alle Güter des Lebens einzujegen, ein gleicher Muth werde feine Fürften und 
Regierungen bejeelen, weldye mehr noch als die Völker zu verlieren im Be: 
griffe fichen. Wir bitten daher Ew. Meajeftät alleruntertbänigjt, aller: 
ſchleunigſt bei, durch und für den Bund diejenigen Schritte zu thun, wo: 
durch eine Achtung gebietende, für alle Gventualitäten gerüjtete 
Bundesmacht aufgejtclt und die im Holſtein bloßgeltellte Bundesarmee 
verftärft werde, um im entjcheidenden Momente tbatfräjtig für die 
Rechte Schleswig-Holjteins, nötbigenfalls ſelbſt gegen Dejfterreid 
und Breußen, einzuftehen und zu erwirfen, daß das vereinte Schleswig: 
Holftein feinem legitimen Fürſten übergeben werde.” 


17. Febr. (Heſſen-Darmſtadt). Die I. Kammer beſchließt mit allen 
gegen 4 Stimmen 


„unter dem Ausdrud ihrer freudigen Bewunderung bes Heldenmuths ber 
beutihen Truppen, durch welche mit unermwarteter Schnelligkeit ber größte 
Theil des Herzogthums Schleswig von bem dänischen Drud befreit morben 
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iſt, die Erwartung auszuſprechen, die großherzogliche Regierung werde wie 
bisher auch fernerhin dahin wirken, daß durch Regelung dev Erbfolge in 
Scleswig-Holftein die Rechte dieſer deutſchen Lande und das Intereſſe Deutſch⸗ 
lands gewahrt werbe, und zu dieſem Behuf darauf bringen, daß die hohe 
Bundesverfammlung über die Erbfolgefrage Entſcheidung treffe und den Wer: 
treter des als rechtmäßig anerkannten Herzogs von Holjtein ald Bundbestags- 
gefandten zulaffe, ferner die feite Zuverficht auszuiprechen, daß nichtd geeigneter 
fein fünne, das volle Ginverftändniß zwiſchen ben deutſchen Großmächten und 
den übrigen Mitgliedern bes Bundes herbeizuführen, ald die dem Recht und 
Fundament aller Staaten entjprehende Drönung der obengenannten Erb= 
folgeangelegenbeit.“ 

18. Fehr. (Bundestag). Die Bundesverfammlung beſchließt, in Erwi— 

derung auf den däniſchen Embargo auf alle deutihen Schiffe ohne 

Unterfhied der Flagge auch auf alle däniihen Schiffe in deutſchen 

Häfen Embargo legen zu lafjen. 

(Schleswig). Die Eivilcommifjäre erklären bie däniſchen Sprach 
referipte für aufgehoben. 

„» » (Preußen). General v. Manteuffel geht in außerordentlicher 

Miflion nah Hannover ab. 

(Hannover). Eröffnung des Landtags. Die Thronrede wird 
durch den SKriegsminifter verlefen. Tiſchrede des Könige. Die 
II. Kammer wählt zu Präfidentihaftscandidaten Graf Bennigjen 
mit 77 gegen 8, Landrath Neubourg mit 53 gegen 29 und R. 
dv. Bennigjen mit 35 gegen 26 Stimmen. 

18./19. Febr. Meinifterconferenz in Würzburg zwiſchen Vertretern von 
Bayern, Württemberg, Sachſen, Baden, Heſſen-Darmſtadt, Naffau, 
Braunfchweig, Weimar und Coburg-Gotha. — Kurheſſen und Dan: 
nover haben die Theilnahme abgelehnt. 

Es wird beſchloſſen, den pojitiven Ausjprud) des Bundes in Der 
Succeffionsfrage jo dringend wie möglid zu bejchleunigen und ferner 
am Bunde auf Einberufung der boljteiniihen Stände und Verſtär— 
fung der Bundestruppen in Holjtein durch weitere Bundestruppen, 
welche unter den Bunbesgeneral zu jtellen feien, anzutragen. 

18—20. Febr. Anhalt). DBeihluß der Mehrheit des Landtags bez. 
Generalſyndicus, Proteft der ritterfchaftlichen Abgeordneten; Wer: 
mittlung. 

19. Febr. GKurheſſen). Da Kurheſſen die Beſchickung der Würzburger 
Conferenz abgelehnt hat, jo beſchließt der jchleswig:holfteiniihe Aus— 
ſchuß von Kaffel, eine neue, ernjte Adrejje an das Minifterium zu 
richten: 

„+. Dir wollen darüber ſchweigen, daß bie kurfürſtliche Regierung die 

Einladung zu der Würzburger Conferenz in letzter Stunde ablehnend beantwortet 

hat, obgleich gerade dieſe Berathung dem Recht der Herzogthümer und ihres recht⸗ 

mäßigen Regenten zu dienen beſtimmt war, und von deutſchen Regierungen beſchickt 
worben ift, benen bie Anerkennung niemals verjagt werden wird, daß fie vor allen 
andern dur ihr mutbiges Eintreten für bie gerechte Sache ber Herzogthümer 
die größten Verdienfte um Deutichlands Recht und Ehre ſich erworben haben. 

Aber unterlaffen wollen wir es nicht, noch einmal mahnend unfere Stimme 

zu erheben und hohem Minifterium zuzurufen: die Zeit ift eine ſehr ernſte, 


"„ " 


" " 


Deuiſchland. 65 


und die ſchleswig⸗ holſteiniſche Sache von — vielleicht doch noch nicht 
voljtändig gewürdigter Bedeutung! Die Folgen, wenn wider Treu und Glau— 
ben die Entſcheidung dieſer Sache durch die Mitſchuld Kurheſſens noch länger 
verſchleppt oder gar gegen Recht und Gerechtigkeit entſchieden werden ſollte, 
werden ſchwer und unausbleiblich ſein!“ 


19. Febr. (Schleswig). Die Civilcommiſſäre heben das bisherige Ver— 


N, 


bot der ſchleswig-holſteiniſchen Farben auf. 

» (Holftein). Der dänifhe Münzfuß wird von den Bundescom- 
mifjären bejeitigt und der alte Münzfuß wieder bergeftellt. 

„ (Schleswig). Die Givilcommifjäre ftellen für die Beamteten 
die Forderung des DBienniums an der Univerfität Kiel wieder her. 
„ (Hannover) R. v. Bennigien trägt in der II. Kammer auf 
einen gemeinjamen Ausihuß beider Kammern von je 7 Mitgliedern 
an, zu jchleuniger Berathung und Berichterftattung über eine ange: 
mefjene Adrefje der Ständeverjanmlung zu Wahrung und Durch— 
führung der bedrohten Rechte der Herzogthümer und ihres recht: 
mäßigen Herzogs Friedrich VII. — R. v. Bennigjen wird einjtim: 
mig zum erjten Generaljyndicus gewählt. 

„ (Hefien:Darmftadt). Die II. Kammer beichliegt eine einfei: 
tige Adreſſe an den Großherzog zu erlaffen, joweit die von ihr ge: 
faßten Beichlüffe fich mit derjenigen ber I. Kammer nicht vereinigen 
ließen. 

„ (Hamburg). Der Senat legt doch endlich Beſchlag auf bie 
däniſche Poſt- und Telegraphenvermaltung. 

„ (Deutfhedänifher Krieg). England fchlägt neuerdings den 
Zufammentritt einer Gonferenz zu Wiederherſtellung des Friedens 
und zwar ohne zum Voraus beftimmte Conferengbafis vor. Dejterreich 
und Preußen erklären fi) im allgemeinen dazu bereit, Dänemark 
nimmt dagegen Anftand, auf den Vorſchlag einzugehen. 

„ (6er Ausſchuß). Die gejchäftsleitende Commifjion ruft zu 
Unterftügung ber vom Kriege am meiften nothleidvenden Gegenden 
Schleswigs auf. 

» (Heffen:Darmftadt). Die I. Kammer lehnt den ganzen Ge: 
jegentwurf bezüglich der religiöfen Erziehung der Kinder ab, indem 
bei Art. 1 der Regierungsentwurf, der Ausihußantrag und ein An: 
trag Moufangs ſämmtlich verworfen werben. 

„ Medlenburg). Die Regierung verbietet die Schrift: Der 
Vernichtungskampf wider die Bauern in Medlenburg — zur Ge: 
(dichte des Junkerthums in Deutichland und zum Verſtändniß feiner 
Bolitit v. Moriz Wiggers. 

» (Breußen). Gen. v. Manteuffel geht in bejonderer Miflion 
nah Wien, um ſich mit Defterreich über ein weiteres Einrüden in 
Jütland zu verftändigen. 


»„ (Preußen). Der König v. Preußen empfängt die Deputation 
der ſchleswigſchen Ständemitglieber für vollftändige Trennung von 
d 
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Dänemark, für Anerkennung der alten Erbfolge und für die alte 
Vereinigung mit Holſtein. Unbeſtimmte Antwort des Königs. 


23. Febr. (Hannover). Die U. Kammer nimmt den Antrag Bennigſens 


mit allen gegen die Stimmen der drei Minijter an. 

„ (Dldenburg). Der Yandtag lehnt die Regierungsvorlage, Die 
Zahl der Abgeordneten von 49 auf 37 Mitglieder (auf 8000 jtatt 
auf 6000 Seelen 1 Mitglied) herabzujeßen, ab, obwohl der frühere 
Landtag einen dahin zielenden Beſchluß gefaßt hatte, 

„ (Schleswig). Der Idſtädter Löwe wird in Flensburg bejeitigt. 
„ (Bremen). Die Bürgerſchaft beſchießt faſt einjtinmig, 

„den Senat zu erſuchen, im Verein mit ben Senaten ber übrigen freien 

Städte und womöglih mit andern gleichgeſinnten Bundesregierungen fehlen: 
nigft den bringlichen Antrag im die Bundesverfammlung zu bringen: daß über 
die bolfteinijche Erbfolgefrage innerhalb einer bejtimmten kurzen Friſt die Ab: 
ſtimmung vorzunehmen, der bejtebende Ausihuß demnach aufzufordern.jei, un: 
geläumt den Bericht über biefelbe zu erjtatten“, 
„ (Bundestag). Abjtimmung über die Anträge der vereinigten 
Ausihüffe bezüglich der jchleswigsholfteiniichen Frage vom 11. Febr. 
Die beiden erſten Punfte des Majoritätsantrages (v. d. Pfordten) 
bleiben mit jieben Stimmen in der Minderheit (es ſtimmen dafür 
Bayern, Württemberg, Sachſen, Baden, die Ernejtiniichen Häufer 
und die 13. Curie (Braunſchweig-Naſſau), dagegen werden bie An: 
träge 3 und 4 mit 9 Stimmen (indem zu den obigen noch Han: 
nover und Kurheſſen treten) angenommen, Die beil und 2 in ver 
Minderheit gebliebenen (die jog. Würzburger) geben zugleih mit 
ihrer Abjtimmung die Erklärung ab: daß fie binnen 8 Tagen bie 
Eritattung des zweiten Theiles des Ausſchußvortrags erwarteten, even- 
tuell weitere Anträge ftellen würden. 

Sachſen und Württemberg tragen auf Ginberufung der Bol: 
jteinifhen Stände an und verlangen Abjtimmung in S Tagen. Es 
ergeben fi S Stimmen bafür, 8 Stimmen dagegen, worauf Ab— 
ftimmung in 14 Tagen beſchloſſen wird. 

Deiterreih und Preußen geben eine „Erklärung und Antrag” ab, 
durdy den fie den Dberbefehl auch über die Bundestruppen in Hol— 
jtein für den Oberbefehlshaber der vereinigten öſterreichiſch-preußiſchen 
Streitkräfte und die Beitellung zweier weiterer Bundescommifjäre in 
Holftein durch Dejterreih und Preußen verlangen. Der Antrag 
wird auf die vor Ausführung der Erecution in Holftein unter den 
4 Erecutionsregierungen getroffenen und von der Bundesverfjammlung 
genehmigten VBerabredungen gejtüßt: 

„Die unmittelbare Ausführung der Grecution bat ohne Widerftand in 
Holftein ftattgefunden, jo daß es möglich geweſen ift, die (öjterr. und preuß.) 
Truppen, welche damals die erſten Reſerven bildeten, aus Holftein berauszu- 
ziehen und mit den andern Heeresabtheilungen von Dejterreih und Preußen 
in das Herzogthbum Schleswig einrüden zu lafjen. Die ſeitdem eingetretenen 
Ereignifje, welche mit ber Aufbringung deutjcher Schiffe durch däniſche Kreu— 
zer vom däniſcher Seite die Geftalt voller Kriegsführung angenommen haben, 
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laſſen ebenſowohl die Executionstruppen in Holſtein als das Heer ber Ver: 
- bündeten in Schleswig als bedroht erſcheinen und fchon jetzt werben erftere 
gegen Angriffe von-Norden ber nur durch die Occupation des Herzogthums 
Schleswigs durch öfterreichifche und preußifche Truppen gedeckt. Inſofern da— 
durch, wie dies auch durch den k. ſächſiſchen Antrag vom 13. Februar d. 2. 
anerfannt wird, das Bedürfniß einer verftärkten Beſetzung Holjteins hervor: 
tritt, find zu diefem Zwecke, den obengebachten Bunbesbefehfüflen gemäß, zu: 
nächſt Defterreih und Preußen berufen, das Grecutionscorps unter’ 
Senerallieutenant v. Halte wieder auf die erforderliche Stärke zu bringen, 
alfo die erwähnten, von ihnen bisponibel gehaltenen erften Nejerven von je 
5000 Mann in Holjtein aufzuftellen. Es ijt aber damit zugleich ber weiter 
vorgejebene Fall eingetreten, daß die von Tefterreih and Preußen bereit ges 
baltenen „überlegenen Streitfräfte”, die zur Dedung der Grecutionsaufftellung 
im Norden ſich in Nctivität befinden, zu demjenigen Zufammenwirfen mit 
ben übrigen Bunbdeserecutionstruppen berufen find, welches nad Mafgabe 
der getroffenen Verabredungen der gemeinfame und einheitlihe Ober- 
befehl bedingt, über den Defterreid) und Preußen ich verftändigt hatten. 
Tie Gefandten von Oefterreih und Preußen find angewieſen, noch bejonders 
hervorzuheben, wie dringend nothiwendig vom bloß militärifchen Gefihtspunfte 
aus dieſe Einheit des militärischen Oberbefehls für die in ben beiden Herzog- 
thümern Holftein und Schleswig aufgeftellten Truppen ift. Der Schuß gegen 
feindliche Angriffe, das dazu nöthige Ineinandergreifen der ftrategifchen Ope: 
tationen und ber Erfolg des offenjiven, wie defenjiven Kampfes 
gegen ben gemeinjamen Geguer fünnen nur durch die einheitliche Lei— 
tung gejichert werden. Die Regierungen von Oejterreih und Preußen finden 
diefe Maßregel im den bereitd von der bh. Bunbdesverfammlung genehmigten 
Berabrebungen, deren Vorausſetzungen jet eingetroffen find, begründet. Sie 
wünjchen aber um fo mehr eine nohmalige Gutheißung derfelben durch 
bie b. Bunbdesverfammlung, als dadurch zugleich allen weiteren Irrungen 
und Mißverſtändniſſen, wie fie bei neuerlichen Vorgängen in Altona 
Hattgefunden haben, vorgebeugt und das ganze Berhältniß dauernd 
regulirt werben würde. Sie ſehen es zugleich als ſelbſtverſtändlich 
an, — wie dies jchon in dem Ausjchußvortrage vom 19. Sept. v. J. ausge: 
Iprohen ift —, daß nunmehr auch die Regierungen von Dejterreih und 
Treußen je einen Givilcommiffär ernennen, welche in Gemeinjchaft mit 
dem f. jächfiichen und dem f. bannöverifchen Commijjarius die Verwaltung 
des Herzogtbums Holftein zu leiten und in ben gemeinfamen Angelegenheiten 
die Beziehungen zur Berwaltung Schleswigs zu vermitteln haben 
würden.“ 
Bd. Febt. (Schleswig). 700 Männer aus Angeln huldigen in Kiel 


dem Herzog Friedrich als ihrem legitimen Landesherrn. 

„» » (Holftein). Die feit dem 12. d. M. in Holftein ftationirten 
preuß. Truppen (Brigade des Generals v. Raven) werden ber alliirten 
Armee einverleibt und ziehen die weiße Armbinde an. 

W. „ (Schleswig). Eine Monftredeputation von faft 1500 Mitgliedern 
aus allen Theilen des Landes huldigt in Kiel dem Herzog Friedrich 
als ihrem legitimen Lanbesherrn. 

WEIT. Febr. (Württemberg). Debatte der II. Kammer über ben von 
der Regierung geforderten außerordentlichen Militärcredit. Mitthei- 
lungen des Minifters von Hügel über die Reſultate der Würzburger 
Minifterconferenz. Die Kammer bewilligt mit 55 gegen 15 Stim: 
men bie geforderten Erebite, 
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„in Erwartung, die Negierung werde im Ginverftändniß mit den mitt: 
(even und kleineren Staaten Deutſchlands alles aufbieten, daß vom deutichen 
Bund die Rechte des Herzogs und des Volkes von Schleswig-Holſtein obne 
lingeren Verzug anerkannt und mit allen Mitteln durchgeführt werden.“ 

Gin weiterer Antrag, die Regierung dafür verantwortli zu 
machen, daß für die nationale Sache wenigſtens von jeßt an die 
äußerjten Mittel in Anwendung gebradht werden, wird mit 59 gegen 
21 Stimmen abgelehnt und ebenjo der Antrag, dem bundeswibrigen 
Borgeben der Großſtaaten dur einen engeren Bund der Mittel: 
ftaaten vorzubeugen und das Aufgebot der ganzen Wehrfraft zu ver: 
anlafjen. Mit 50 gegen 30 Stimmen wird jedoch bejchloffen, 

„die Ueberzeugung auszuſprechen, daß dem bundeswidrigen Vorgeben ber 
deutjchen Großmächte gegenüber die Rechte Deutichlands und der Herzogthümer 
wie bie eigene Selbjtjtändigfeit der deutichen Mittel- und Kleinjtaaten nur 
durch ein tee Bündniß bderfelben unter fih und duch die Verufung einer 
gemeinjamen Volfövertretung der jo verbündeten Staaten gefichert werden 
fönnen, bemgemäß bie k. Staatsregierung zu erjuchen, für den Abjchluß eines 
folhen Bündniffes ihrerfeits nach Kräften thätig zu fein.” 


27 Febr. (Hannover). Diel Kammer tritt dem Beſchluſſe der IT. Kam: 


" 


28. 


„ 


mer bezüglidy einer gemijchten Commiſſion für die jchleswig-holjtei: 
nifche Frage bei, aber mit Meglaffung der die Anerkennung des 
Herzogs Friedrih enthaltenden Stelle. 


» (Baden). Antrag Bluntihli’s auf Reorganijation der I. Kammer. 


» (Bayern). Landesverfammlung in Erlangen. Diejelbe befchließt 
einjtimmig zu erflären: | 

1) Schleswig-Holſtein als ſelbſtſtändiges deutſches Land von ſeinem recht 
mäßigen Herzog Friedrich VIII. regiert, iſt die von dem Rechte des ſchleswig— 
holſteiniſchen Volkes, ſowie von der Ehre und den Intereſſen Deutichlands 
gebotene koͤſung des deutſch-däniſchen Streites; jede andere iſt unrecht und 
unwürdig; 2) da die bisherigen Schritte der bayeriſchen Regie— 
rung zur Verwirklichung der in dem königlichen Erlaß vom 17. Dec. 1803 
unter der Zuſtimmung des geſammten bayeriſchen Volkes verkündeten Politik 
ſich unzureichend gezeigt haben, ſo bedauern wir tief, daß die klar vorge⸗ 
zeichnete Bahn zu feſter Einigung der reindeutſchen Staaten bisher nicht mit 
Energie eingeſchlagen worden iſt, und wir erwarten, daß durch f ofortige 
Ginberufung des bayerijhen Yandtags und durch Aufbietung 
der bayeriſchen Heereskraft dem vollen Ernſte der gegenwärtigen Lage 
entſprochen werde; 3 ) aud jetzt noch, deſſen find wir gewiß, bedarf e8 nur 
der Grfüllung der nationalen Pflicht, der Beharrlichkeit, eines unverzagten 
nachhaltigen Handelns von Seite des deutichen Volks und jener Regierungen, 
welche fidh der nationalen Sache treu bewiefen haben, und insbejondere eines 
offenen Vertrauens der leptern zu dem Opfermutb der deutfchen Nation und 
ihrer einzelnen Stämme, um bie ſchleswig⸗ holſteiniſche Sache und damit 
Deutſchlands Ehren- und hebensfrage der nationalen und rechtmäßigen Löſung 
ſiegreich entgegenzuführen. 


„Gaden), Die Stadt Pforzheim richtet eine Petition an bie 


II. Kammer „die Regierung um alsbaldige Vorlage eines Geſetzes 
über die Wehrbarmahung bdesjenigen Theils ber mwaffenfähigen Be- 
völferung Badens zu erfuhen, welcher nicht ſchon zu dem beftehen: 
den großh. Armeecorps beigezogen ift“ und ladet alle Gemeinden des 
Landes zum Beitritt ein, 
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28. Febr. (Dejterreih). Der Kaifer empfängt die Deputation ber 


—* 
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* 


- 
* 


ag 


’ 


Schleswigſchen Ständemitglieder. Antwort des Kaifers auf die ihm 
überreichte Adreſſe: 
mr. Tie Größe der für Ihre Sache dargebrachten Opfer gewährt Jhnen 
eine neue Bürgſchaft, daß Ahrem Lande nicht eine vorübergehende Er: 
feichterung, fondern für feine berechtigten Anfprücde dauernde Befriebi- 
gung bejdieden jein werde. Die Vorfehung hat mir Pflichten auferlegt, die ich 
dem den allgemeinen Frieden Europa’s bedrohenden Wunſche (nach völliger Los— 
trennung) nicht nachzufegen vermag. Zuverfichtlich hoffe ich aber, daß den 
Herzogthümern eine ehrenvolle, geficherte, den Rechtsgrundſätzen und Wohl: 
abrtäbedingungen entiprechende Zukunft gewahrt ſei.“ 
„ (Hannover) Die I. Kammer tritt dem Beichluß der I. Kam: 
mer v. 27 5. M. bei, um einen gemeinfamen Schriit für Schles— 


wig-Holſtein zu erzielen. 


„ (Anhalt), Militärconvention mit Preußen. 
„ (Schleswig). Das Danewerf wird unter dem Jubel der Be: 


völferung zu demoliren begonnen. 


‚März, (Preußen). Der bisherige preuß. Gefandte am Bundestag, 


v. Sydow, wird abberufen und durch v. Eavigny erjeht. 


„ (Bürttemberg). Die I Kammer tritt den Beichlüffen ber 


II. Kammer v. 27. Febr. bei, doch ohne die Vorausfegung und ohne 
den Zuſatzbeſchluß. 


„ (Hannover). Erſte Beiprehung der II. Kammer über die Ver: 


fafjungsfrage. 0 

(Holjtein). Die Bürgerdeputirten von Kiel bringen bei ben 
Bundescommiflären auf jchleunige Einberufung ber Stände. 

(Bundestag) Sitzung der Bundesverfammlung. Abjtimmung 
über ben öjterr.:preuß. Antrag bez. Holjtein vom 25. Febr. Die 
Würzburger Eonferenzregierungen beginnen auseinanderzugehen. An: 
träge Bayerns, Hannovers und Heſſen-Darmſtadts. 

Abjtimmung über ben öjterr.zpreuß. Antrag (Oberbefehl Wrangels über 
die Bundestruppen in Holftein, Terftärfung berfelben durch 5000 Dejterreicher 
und 5000 Preußen, die ſich ſchon dort befinden, und Ernennung von zwei 
weiteren Bundescommifjären durch Defterreih und Preußen): für denfelben 
erffären jih 6 Stimmen, nämlich Oefterreich, Preußen, Hannover, Kurheſſen, 
Medlenburg und die 16. Curie; bedingungslos gegen benfelben erklären fich 
nur 3 Stimmen, nämlih Bayern, Baden und die 13. Curie, (Braunjchweig 
und Naſſau, welches Tegtere indeß für den öfterr.:preuß. Antrag votirte; für 
bie Gurie gilt jedoch die Abſtimmung Braunſchweigs, weil dieſes gegemvärtig 
die Stimmführung hat), Mit Mehrheit (worunter Sachſen, Württemberg, 
Darmſtadt, die Fleinen ſächſiſchen Häufer, die 15. Gurie und bie freien 
Stäbte) wird die Ueberweiſung an den Ausſchuß beichloffen. 

Bayern (mit Württemberg, Baden und Braunfchweig) trägt darauf an, 
die Bundestruppen in Holſtein durch bayerifche und Truppen eines ber brei ge: 
miſchten Armeecorps zu verjtärken, den Oberbefebl über die Bunbestruppen nicht 
an Wrangel zu übertragen und es biefem zu überlafien, fih mit dem Ober: 
befehlähaber der Yunbestruppen „über bie von Defterreih und Preußen für 
erforderlich erachtete Etappenſtraße und deren Beſetzung“ zu verftändigen. Sad: 
ſen fchließt fih Bayern an, meint aber: „bie Frage trete unabweislih an 
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den Bund heran, ob nicht ſeine Betheiligung am Kriege für ihn unter den 
von Oeſterreich und Preußen hervorgehobenen Umſtänden durch Pflicht und 
Ehre geboten ſei und will es den genannten Regierungen anheimgeben, dieſe 
Frage zur Entſcheidung zu bringen und, werde ſie bejaht, ſo werde auch die 
Unterordnung der Bundestruppen unter den vorgeſchlagenen Oberbefehl Feiner 
Schwierigkeit begegnen.” j 

Darmftadt meint, daß genügende „Gründe ohne Zweifel dafür jprechen, 
an ber ohnehin nicht mehr gebotenen bisherigen Trennung bes factifchen Vor: 
gehens in Holſtein und in Schleswig nicht, länger feftzuhalten, jonbern bie 
Mapregeln des Bundes in Holitein mit benjenigen ber beiden beutichen Groß— 
mächte in Schleswig zu einer die beiden Herzogthümer umfafjenden einbeit: 
lichen Action zu verjchmelzen“ und trägt demgemäß barauf an, Bundestruppen, 
die unter den Oberbefehl Wrangels geitellt werden follen, als Theilnehmer an 
ben Operationen gegen Dänemark zu fenden, aud) den Oberbefehl ber Bundes: 
truppen in Holjtein an Wrangel zu übergeben und zwei weitere (öfterr. und 
preuß.) Bundescommiſſäre in Holitein unter der Bedingung zuzulaffen, baß 
fih die Bundesverwaltung auch über Schleswig eritrede, alles „unter fort: 
währender Offenhaltung der Erbfolgefrage.* Die großh. Regierung bofft, 
daß „bie patriotijhen Motive, von welchen fie biebei geleitet werde, Seitens 
ihrer Bundesgenofjen, namentlid) auch Seitens ber h. Regierungen von Defter: 
reih und Preußen vollitändig werden gewürdigt werben.“ 

Hannover trägt darauf an, an Dänemark von Seite des Bundes ben 
Krieg zu erklären, falls dieſes nicht die mit Beſchlag belegten deutihen Schiffe 
berausgebe (wobei ſelbſtverſtändlich der Dberbeiehl über die Bundestruppen 
ebenfalld an MWrangel fallen und den Forderungen DOefterreihs und Preußens 
entiprochen würde). 


2. März (Württemberg). Die democratiihe Fraction tritt in Stutt— 


gart aus dem ſchleswig-holſteiniſchen Vereine aus und veröffentlicht 
ein eigenes „Programm der Volkspartei‘: 

„1) Da die jhleswigehofjteinifche Frage nichts anderes als die deutſche, 
und bieje wieder die polttifche Frage jedes einzelnen beutjchen Landes ift, fo 
kann ben beutjchen Herzogthümern nur durch Verbefferung ber ftaatlichen 
Auftände in ganz Deutjchland geholfen werben, und bier find es hauptſächlich 
drei Punkte, auf welche die Beftrebungen ber Volkspartei gerichtet fein müfjen ; 
2) ein Parlament mit Gentralgewalt, die im Hinblick auf die gegenwärtige 
Lage vorerjt duch eine Goalition der Mittelftaaten zu bilden wäre; 
3) die aufrichtige Durchführung des conflitutionellen Princips, alſo für Wür— 
temberg: Rückkehr auf den gejeglichen Boden der beutfchen Grundrechte, Wieder: 
berjtellung des auf Grund bes $ 89 der Berfaffungsurfunde bejeitigten Wahl: 
gejeßes vom 1. Juli 1849 und BVerfafjungsrevifion; 4) eine unſer Militär: 
wejen ergänzende volksthümliche Zebtnerlaflung: 5) die Volkspartei wäblt 
aus ihrer Mitte ein Schleswig-Holſtein-Comité, welches die Aufgabe bat, das 
ntereffe für das unglüdliche Bruderland immer Iebendig zu erhalten, und 
in dem angegebenen Sinne nad Kräften für beffen Vereinigung mit Deutſch— 
land zu wirken.“ 

„ (Hamburg). Erklärung ber Majorität der Bürgerſchaft gegen 
bie bisherige Haltung des Senats in der jchleswig-holfteinifchen Frage: 

„Die Bürgerſchaft hat am 11. December ben Senat erfucht, bie alt ber: 
gebrachte und verfafjungsmäßige unzertvennliche Verbindung ber Herzogthlimer 
Schleswig-Holftein, die Selbftändigfeit dieſer Herzogthümer und ibre vollftän: 
bige Trennung von Dänemark, fowie die gefekliche Erbfolge mit allen ihm zu 
Gebot ftehenden Mitteln ſchützen und ftüßen zu wollen, und bat fich ihrer: 
jeits zur Hergabe diefer Mittel, foweit fie von ihr abhängen, bereit erflärt. 
Die Bürgerfhaft hat ferner am 6. Januar dem Senat gegemüber bie zuver: 
fichtlihe Erwartung ausgefprochen, daß berjelbe bei der am Bundestage bes 
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vorſtehenden Abſtimmung über die Erbfolge in Schleswig-Holſtein feine Stimme 
für das Redyt des Herzogs Friedrich VIII. abgeben werde. Der Senat bat 
troß des von einzelnen Mitgliedern gejtellten Auskunftserſuchens ber Bürger: 
ſchaft auf beide Beichlüffe keine Rüdantwort ertheilt, während bie Regierungen 
fat aller anderen deutſchen Staaten, bie durch ähnliche Beichlüfje der Volke: 
vertretungen bazu veranlaßt waren, in mehr oder minder erjchöpfender Weije 
Aufichlüfie über die Richtung ihrer Politif in diefer, dem deutichen Wolfe fo 
bohwichtigen Angelegenheit gegeben haben. Das \nterejie, das Hamburgs 
Bevölkerung und Bürgerſchaft daran haben, daß auch ihnen eine offene Er: 
Härung bes Senats werde, ijt wejentlich dadurch gefteigert, daß einerjeits nach 
glaubwürdigen Mitteilungen Hamburg in ber 16. Gurie zu wieberholten 
Malen im Sinne derjenigen Staaten gejtimmt bat, von denen eine den Wün— 
ſchen der deutſchen Nation entiprechende Löſung der ſchleswig-holſteiniſchen 
tage nicht eriwartet werden kann; und andererſeits bei der jetigen Sachlage 
ich jehr wohl der Kal erneuern könnte, daß von einer einzigen Gurie und viel: 
leicht von einer einzigen Stimme innerhalb der Gurie die Entſcheidung der großen 
tage abhängig wäre. Der Gedanfe an die Möglichkeit aber, daß durch bie 
hamburgiſche Abjtimmung eine nationale Löſung jener Trage nicht nur nicht 
geförbert, fonbern vielleicht fogar definitiv geftört werben Fönnte, erfüllt bie 
Senölferung und Bürgerjhaft Hamburgs mit ängftliher Beſorgniß und ftei: 
gert den allgemeinen Wunſch nach einer befriedigenden Auskunft. Aus diefen 
Gründen bezieht fih die Bürgerfchaft auf ihre Veichlüffe vom 11. December 
und 6. Januar, die fich hiermittelft wiederholt, und erſucht den Senat brin: 
gend um eine ungeſäumte, bie ausgeiprochenen Beſorgniſſe beruhigende Ant: 
wort auf dieſe Beichlüffe.“ 

4. März. (Holftein). Die Univerfität Kiel bejchließt eine Eingabe an 
ben beutfhen Bund für Einberufung der holjteiniihen Stände. 

7. „ (Preußen). Gen. v. Manteuffel Fehrt von feiner außerorbent- 
lihen Miffion von Wien wieder nad) Berlin zurüd. Preußen und 
Deiterreih haben ſich darüber verftänbigt, ihre Truppen in Yütland 
einrüden zu laflen. 

„ „ (Defterreih und Preußen) notificiren den übrigen Unter— 
zeihnern des Londoner Vertrags den Einmarſch ihrer Truppen in 
Jütland und erflären zugleich, unter welchen Bedingungen fie nun: 
mehr zu einem Waffenſtillſtand und Gonferenzen bereit ſeien: 


„Die . . . Regierung hatte gehofft, dbaf das däniſche Gouvernement 
verföhnlichere Gefinnungen an ben Tag legen werde. In diefem Fall würben 
bie beiden deutſchen Großmächte fich beeilt haben, ihre militärische Action zu 
unterbrechen und auf Verhandlungen einzugehen. Wir müſſen jeboch mit 
Bedauern feittelen, daß unfere Erwartung getäufcht wurde. Die Haltung bes 
Kopenhagener Hofs, feine Weigerung, an den von England vorgeſchlagenen 
Gonferenzen theilzunehmen, legt uns die Pflicht auf, in den Zwangsmaßregeln 
zu beharren, zu denen wir unfere Zuflucht genommen, Wichtige ftrategifche 
Erwägungen haben die Ermächtigung begründet, welche bem Dbercommans 
banten ber öfterreichiich:preußifchen Truppen gegeben wurde, in Jütland einzu— 
rüden, um die Stellung feiner Truppen zu ſichern und bie in Fridericia zu: 
fammengezogenen Dünen im Schad zu halten, indem er fie verhindert, bie 
Flanken der Armee zu bedrohen, oder alle ihre Kräfte der Vertheibigung ber 
Düppeler Linie zu weiben. Die beiden Mächte babe um fo weniger gezögert, 
dieje ftrategiiche Bewegung zu erlauben, da fie berechtigt waren, Repreſſalien 
gegen die Anordnung der dänischen Regierung zu ergreifen, welche die Weg: 
nahme ber auf dem Meer befindlihen Schiffe, nicht allein ber Friegführenden, 
jondern auch anderer Staaten des deutſchen Bundes befiehlt. Die hiermit ben 
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militärifchen Operationen gegebene Ausdehnung ändert übrigens nicht s 
an ben früheren Erflärungen der .. . Regierung bezüglich 
ihrer Stellung zu bem gegenwärtigen Zerwürfniß. Um nodh 
mehr zu beweilen, daß ihre verföhnlichen Gefinnungen aufrichtig find, und 
daß ihre Abfichten fich nicht geändert haben, erflärt fih die... Regierung 
bereit, mit Dänemark einen Waffenſtillſtand abzufchließen, fei es nun auf ber 
Baſis der gegenfeitigen Räumung ber Stellungen zu Düppel, und auf 
Aljen durch die dänischen Truppen und ber öfterreichiichpreußiichen Armee in 
Jütland oder des militäriichen uti-possidetis. In einem wie in dem ans 
bern Falle ftellt aber die... . Regierung die Bedingung, in den Waffenjtill= 
ftand die Ginftellung der Feindfeligkeiten auf bem Meer miteinzuſchließen, bie 
von beiden Seiten gemachten Prifen herauszugeben und das über die in ben 
Häfen befindlichen Schiffe verhängte Embargo aufzuheben. Gbenjo erflärt fidh 
die Regierung bereit, mit ben betheiligten Mächten in Gonferenz über bie 
Mittel zu treten, die geeignet wären, den Frieden wiederherzujtellen.“ 


7. März. (Naffau). Berfammlung der naſſauiſchen Yortichrittspartei 


„ 


" 


8. 


zu Kaftel in Heſſen-Darmſtadt. 

» (Medlenburg). Die Beichlüffe der Stände über das Gefek 
wegen Beftrafung von Dienftvergehen der Gutsleute auf den ritter- 
Ihaftlihen Gütern (das fog. Prügelgefeß) wird ben beiden medIen: 
burgifchen Yandesherrn durch den ſtändiſchen Ausſchuß auftragsgemäß 
mitgetheilt. Der ritterfchaftlihe Beſchluß Tautet zujtimmenb, ber: 
jenige der Landfchaft dagegen ablehnend. Die medlenburg-jchwertn- 
Ihe Regierung publicirt das Gefeß gleichwohl. 

„ (Hamburg). Der Senat erflärt dem Bürgerausfhuß auf feine 
Mittheilungen vom 11. Dec, 6. Januar (und 3. März) in der 
Ichleswig-holfteinifhen Sache, er babe bisher feine Antwort gegeben, 
weil er die früheren Beichlüffe nur für den Ausbrud der MWünfche 
und Anjichten der Bürgerfchaft, nicht für eine Beantwortung bebür: 
fende Anfrage gehalten habe. Die Sahe fchmebe ja noch beim 
Bunde und von einer Verpflichtung zur Austunftertheilung über Das, 
was er Fünftig thun wolle, könne doch nicht die Rebe fein. 

» (Deutfh:dänifher Krieg). Einmarſch der öfterr.preußifchen 
Truppen in Jütland. 


8./9. März. (Hannover). Beide Kammern nehmen die von der gemein: 


Ihaftlihen Commiſſion vorgefchlagene Adreffe, die I. Kammer fait 
einftimmig, die II. Kammer einftimmig an: 

„+ .. Stände halten es für ihre Pflicht, hiermit öffentlich und feierlich 
Namens des gefammten hannoverſchen Volkes auszuſprechen, bak es ben 
Ständen und dem Lande ein erbebendes Gefühl ift, ſich eins zu wiſſen 
mit feinem König in dem Beftreben, die Rechte der genannten Herzog: 
thümer, vor Allem die [hwergefräntten Rechte Schleswig=Holiteins auf Selb: 
ftändigfeit, auf ftaatlihe Zujammengebörigfeit und auf ben 
durch das in den Herzogthümern geltende, vom Bunde anerfannte Recht ber 
agnatifhen Erbfolge berufenen legitimen Fürften mit aller Kraft zu 
wahren; fich eins zu willen mit feinem Könige in ber Ueberzeugung, daß 
ohne die Kraft, welde das Band ihrer Vereinigung ben beutichen Staaten 
verleiht, auch bie Selbftändigfeit und die Antegrität unſeres Königreichs ge: 
fährdet wird; und daß wie in allen bie Exiſtenz des Bundes bebrohenben 
Stürmen fein gutes Recht als feine ficherfte, wenn nicht feine einzige Stütze 
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erſcheint, der erhabene Beruf eines jeden deutſchen Fürſten es ihm zur Noth: 
wendigkeit macht, mit allen in ſeinen Kräften ſtehenden Mitteln dahin zu 
ſtreben, daß, wo ber Bund berufen iſt, über verfaſſungsmäßige Rechte eines 
Bundeslandes einen Ausſpruch zu thun, das Recht und nur das Recht 
dieſem Ausſpruche zu Grunde zu legen iſt.“ 


9. März. (Schleswig). Die Civilcommiſſäre verfügen die Abſchaffung 


12. 


ber bäniihen Reihsmünze und die Wiedereinführung des fchleswig: 
boljteiniihen Courantgeldes. 
» Granffurt). Verhandlungen des gejeßgebenden Körpers über 
die Revifion der VBerfaffung: 37 gegen 28 Etimmen erflären fi 
für die Lebenslänglichfeit der Senatoren. 
» (Bayern). König Mar I. 7. Der kaum großjährig gewor: 
bene Kronprinz folgt ihm als König Ludwig II. 
„ (Eoburg:Gotha). Beſuch des Herzogs am Hofe der Tuilerien. 
» (Bundestag). Sitzung der Bunbesverfammlung. Bayern 
nimmt bie zweite Hälfte des v. d. Pfordten'ſchen Antrages über 
die Erbfolgefrage als felbjtändigen Antrag auf und jtellt demnach 
den Antrag auf Anerfennung bes Prinzen von Augujtenburg ale 
Herzog von Holftein, auf Zulaffung feines Benollmächtigten zu Füh— 
rung der holfteiniihen Stimme und auf Abjtimmung darüber binnen 
8 Tagen. Dejterreih und Preußen opponiren, Bayern läßt ben 
Antrag auf Abjtimmung binnen 8 Tagen fallen. Dejterreih be: 
antragt die Vermweifung des Antrags an den Ausihuß, was Bayern 
befämpft. Mit Dejterreih jtimmen Preußen, Hannover, Kurbeflen, 
Luremburg, Medlenburg und die 15. Eurie, alfo 7 Stimmen, mit 
Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Darmftadt, die 12. 13., 
15. und 17. Gurie alfo 9 Stimmen, fo daß der Antrag Bayerns 
ohne Abftimmungsfrijt ftehen bleibt und jeden Augenblid die Ab— 
ftimmung barüber verlangt werden kann. Der Antrag von Sachſen 
und Württemberg auf Einberufung ber boljteinifhen Stände 
wird nad dem Wunſche Defterreihs und Preußens mit 10 Stim— 
men (worunter außer Hannover und Kurheſſen aud) Württemberg felbft) 
gegen 6 Stimmen (Bayern, Sachſen, Baden, Darınftadt, die 12. und 
13. Eurie) den Ausihüffen überwiejen. 

Die zweite Hälfte bes Antrags v. d. Pfordten in ber Erb: 
folgefrage (Anerkennung des Herzogs Friedrich und Zulaſſung feines Be: 
vollmächtigten) ift jehr einläßlich begründet. Diefe Begründung läßt Lauen: 
burg ganz außer Betracht und behält bie Unterfuhung über biefen Theil ber 
Erbiolgefrage einer befonderen Berichterjtattung vor; dagegen fei es, „um 
zu Haren und zu überzeugenden Refultaten zu gelangen”, für nothwendig 
erachtet worden, mit ber Darjtellung der Verhältniffe Holfteins auch die von 
Schleswig zu verbinden. Den erften Theil bildet auf S. 1—24 eine in acht 
Abſchnitte gruppirte gejchichtliche Darftellung, welche mit ber im negativen 
Theile des Ausſchußgutachtens gegebenen zuſammenfällt. Auf S. 25 Fb bie 
Concluſionen daraus in ſechs Punkten —— deren Kern ſich dahin 
wieder geben läßt: die Herzogthümer Holſtein und Schleswig ſtehen ſeit 1460 
unter ſich in grundgeſetzlicher untrennbarer Realunion und zugleich mit dem 
Königreihe Dänemark in Perſonalunion unter dem oldenburgiſchen Haufe, 
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aber nach verſchiebenen Erbfolgegeſetzen. In Dänemark find nad ber Lex 
regia von 1665 die Cognaten, in Holſtein und Schleswig nach dem Primo— 
geniturſtatuten (dem Gottorp'ſchen von 1608, dem Sonderburgiſchen von 1633 
und ber Lex regia-ducalis von 1650) nur die Agnaten erbberechtigt, d. h. 
ift gegenwärtig der Erbprinz Friedrih Chriſtian Auguft von Auguftenburg 
„als ber legitime Herzog von Holftein und Schleswig zu erachten“. Das 
Votum wendet ſich darauf zur „Erörterung der ftreitigen Fragen“ und unterzieht 
bie gegen die auguftenburgiiche Erbfolge in offiziellen dänifchen Actenjtüden 
wie in Privatichriften erhobenen Einwendungen „in ihren Sauptrichtungen 
und Grundlagen“ in 13 Abjchnitten einer näheren Prüfung. Darauf faßt 
e8 bie Ergebniffe diefer Prüfung im folgender „Schlußbetradhtung“ zujam- 
men: „Wenn man auf die lange Reihe der gegen bie Erbfolge der jonber: 
burgijchen Linie und zunächſt des auguftenburgifhen Haufes erhobenen Ein: 
wendungen zurüdblidt, jo muß man gerade durch fie zu dem Gebanfen an: 
geregt werden, daß dieſes Erbrecht ſehr fejt begründet fein muß, weil es nad 
jo vielen, dafjelbe angeblich vernichtenden Thatſachen immer wieber bervortritt 
und neue Anerkennung findet. Und in der That, wenn die rechtliche Leber: 
zeugung ber bei einem Rechtsverhältnig Betheiligten als ein wichtiges Zeugniß 
für das Necht jelbit betrachtet werden muß, fo fehlt es dem Erbrecht in Frage 
an biefem Zeugniß nicht. Es fol bier nicht ausführliher von der nahezu 
einftimmigen Kundgebung des Yanbes Holſtein und feiner gefetlichen Vertreter 
gefprochen werben. Diejelbe ift niedergelegt in den vielen an bie hohe Bun: 
desverſammlung gelangten Eingaben. Es joU vielmehr hauptſächlich darauf 
bingewiefen werden, weldye Weberzeugung ſich in den Gliedern des oldenbur: 
gifchen Haufes felbft zu erkennen gibt. Die in biefer Hinficht maßgebenden 
Thatfachen bis zum Edict von 1806 find bereits im Verlaufe diefer Grörte: 
rung erwähnt worden. Vertrauliche Aeuferungen der Könige von Dänemart 
aus ſpäterer Zeit, obwohl bereits in Drudjchriften behandelt, fünnen Hier 
nicht in Betracht gezogen werden. Aber zu der Frage ijt man wohl berech: 
tigt, wie viele Glieder des Haufes fih denn dazu befannt haben, daß König 
Ghriftian IX. legitimer Herzog von Schleswig=Holftein fer? Endlich Bilden ja 
bie mit dem offenen Briefe von 1846 beginnenden und mit bem Londoner 
Vertrage von 1852 abgeſchloſſenen Beitvebungen für Gründung einer meuen 
Erbfolgeordnung den jprechendften Beweis für die GEriftenz eines entgegen: 
ftehenden Rechts, und wenn etwa entgegnet werden jollte, baß diejes entgegen: 
ſtehende Recht nur auf Seite der Sottorp’fchen Yinie zu finden jei, jo wiber: 
legte fidy dies ſchon durch die Wahl des Frinzen Ehrijtian von Glüdsburg zum 
Träger der neuen Ordnung, und durd die Motive, welche in bem Warfchauer 
Protofolt vom 5. Juni 1851 dafiir angegeben werden, fowie in ber barin 
enthaltenen Inausſichtnahme anderer Verzichtleiftungen, welche nüglih und 
wünfchenswertb fein könnten. Wenn es wahr tft, was die dänifchen und 
beutjchen Gegner des jonderburgiichen Hauſes mit jo viel Aufwand von Grün— 
den vertheibigt haben, daß dieſes Haus ſchon im Jahre 1806 nicht das ge— 
ringfte Erbrecht auf Schleswig oder Holjtein hatte, und daß nur ber Gottorp' 
ſchen Yinie theilweife Rechte auf Holitein zuftanden, jo fonnte ja durch Wer- 
träge zwiichen dem füniglihen Haufe von Dänemark und ber Gottorp’jchen 
Linie Alles geordnet werden, und es wäre gewiß viel einfacher gewejen, die 
vereinigten Rechte auf ein lied des Gottorp'ſchen Hauſes zu übertragen, als 
durch die Wahl eines Gliedes gerade jenes jonderburgifchen Hauſes und Durch 
bas Bemühen um Verzichte oder neue PVerluftgründe der übrigen Glieder 
bejjelben dem längſt vernichteten echte wieder den Schein der Eriftenz zu 
geben !! Schließlich erörtert ſodann das Votum noch die praltiſche Frage, 
welche Folge die Bundesverfammlung diefer Ueberzeugung von ber Yegitimität 
bes Herzogs zu geben veranlaft und je nad Umſtänden beredtigt und 
ver pflichtet fei, oder mit anderen Worten, es unterfucht fchließlih die Com: 
pet enz der Bundesverfammlung im diefer Angelegengeit. Hier ift num zu: 
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nächſt ſoviel gewiß, daß die Bundesverſammlung kein Gerichtshof iſt, welcher 
mit bindender Kraft über Erbfolgeſtreitigkeiten zu entſcheiden hätte; nur muß 
man dabei wohl beachten, daß dieſer Satz nicht etwa ausſchließlich oder In 
beſonderer Weiſe von der hohen Bundesverſammlung gilt. Er gilt von jeder 
anderen europäiſchen Macht ganz genau ebenſo wie vom deutſchen Bunde. 
Wenn in einem einzelnen unabhängigen Staat ein Streit über bie Thronfolge 
entſteht, fo find bie Staaten weder einzeln, noch im Verein berechtigt, über 
biefen Streit eine richterliche Entſcheidung zu treffen, aber fie können ſich ver: 
anlaft ſehen, fich dariiber auszuſprechen, welchen ber verichtedenen Prätendenten 
fie anertennen wollen, und welche Folge fie biefer Anertennung geben wollen. 
Dabei ift es ihre Sache, ob jie fich bei ihrer Entſchließung lediglich von ihrer 
rechtlichen Ueberzeugung oder auch ausfchlieglich von politiihen Erwägungen 
leiten laſſen. . . . Durch dieſe Säke ift das Verhältniß des deutſchen Bundes 
zu dem Streite über die Erbfolge in Schleswig jedenfalls im Allgemeinen 
auch geregelt und man wird dem Bunde in keiner Weiſe das Recht beſtreiten 
lönnen, ſich darüber auszuſprechen, wen er als Herzog von Schleswig aner: 
kennen wolle. ... Anders geſtaltet ſich die Sache in Bezug auf Holſtein. Hier 
tritt zu dem foeben erörterten allgemeinen Rechte noch die befondere Befugniß 
binzu, welche jeder Genoſſenſchaft zufteht, fich darüber Mar zu werden und 
auszusprechen, welchen Fürſten fie als ihren Bundesgenoſſen zu betrachten 
babe, und dieſe Befugniß fteigert fich zu einer unabweislichen Berpflichtung, 
wenn man erwägt, baß der Zweck des Bundes die Erhaltung ber äußeren 
wie ber inneren Sicherheit Teutichlands und der Unabhängigkeit und Unver: 
legbarfeit der einzelnen deutſchen Staaten ift. Daß diefer Bundeszweck bei 
jedem Streite über bie Erbfolge in einem Bundesſtaate weſentlich berührt 
wird und daß er bei bem jeßt ſchwebenden Streite über die Erbfolge in Hol: 
ftein geradezu gefährbet erfcheint, bedarf wohl Feines weiteren Nachweiſes. 
Hieraus ſoll übrigens Feinesiwegs gefolgert werden, daß um diefer Befugniß 
und Verpflihtung willen die Bundesverfamnlung, wenigftens für Bundes: 
lande, das oberjte Tribunal zur Entſcheidung von Grbfolgeftreitigfeiten jet. 
Vielmehr iſt vollftändig anzuerkennen, daß, wenn in der Berfafjung eines 
Bundesftaates eine Kürforge irgend welcher Art für die Entſcheidung von 
Erbitreitigfeiten getroffen ift, die Bunbesverfammmfung dieſer Entſcheidung in 
feiner Weile vorzugreifen berechtigt wäre. Ebenſo würde eine freiwillige Ver: 
einbarung aller Betbeiligten von der Bundesverfammlung anzuerfennen fein. 
Wo aber weder bas Eine noch das Andere vorliegt, da tritt die Verpflichtung 
ber eigenen Entſchließung unmittelbar an die Bundesverfammlung beran, und 
bei diefer muß fie fi von Gründen bes Rechtes allein leiten laſſen. Am 
allerwenigjten aber barf fie diefe Entſchließung ganz oder theilweile aus ber 
Hand und fremder Ginwirfung oder Enticheidung Preis geben... . Die hobe 
Bundesverfammlung Farın fi daher einer Beſchlußfaſſung darüber nicht länger 
entichlagen, welchen ber beiden Prätendenten jie als legitimirt erachten und 
zur Stimmführung zulaffen wolle. Man kaun fogar zugeben, daß darin 
feine umabänderlihe Entſcheidung ber Erbftreitigfeiten enthalten fein wird, 
und daß auf die Frage zurückzukommen wäre, wenn von irgend welcher Seite 
noch Beweije befjeren Rechtes erbracht würden. Man kann dies umt fo leichter, 
je fejter eben dieſe Ueberzeugung ift, daß biefe Eventualität nicht eintreten Kann. 
... Aus diefen Erwägungen ergibt fih auch, daß man nicht fagen kann, bie 
hohe Bundesverfammlung verlege, wenn ſie jekt eine Entſchließung faffe, 
den Grundſatz bes rechtlichen Gehöres für alle ftreitenden Theile, daß man 
aber wohl jagen müfje, die hohe Bundesverfammlung verzögere die Erfüllung 
ihrer obrigfeitlihen Pflichten, wenn. jie ihre Entſchließung länger ausſetze.“ 


12, März. (Oldenburg). Dem Erſuchen des Landtags entſprechend er: 
Härt die Regierung bezüglich der Gerüchte über Austaufchprojecte mit 
Preußen, daß fie folden Projecten vollfommen fremd ſei und aud) 
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weber an fie noch unmittelbar an den Großherzog jemals darauf 
bezügliche Vorſchläge von irgend einer Seite her gelangt feien. 

14. März. (Schleswig). Das bisherige dänische Verbot aller Vereine und 
Geſellſchaften zu nichtspolitiihen Zweden wird von den Givilcom- 
mifjären für aufgehoben erflärt. 

15. „ (Deutfhedänifher Krieg). Die Preußen beginnen die förm- 
liche Beſchießung der Düppeler Schanzen. 

„ nn (Schleswig:Holftein) Im Einverſtändniß zwiichen ben öjterr.: 
preuß. Givilcommiflären für Schleswig und den Bundescommiflären 
für Holftein wird die Zolllinie zwifhen Holftein und Schleswig 
aufgehoben und bie Zolllinie an bie jütijche Grenze verlegt. “ 

„ n (Hannover). Vertagung ber Stände bis zum 28. April. 

16. „ (Deutih:dänifher Krieg). Die Preußen beſetzen die zu 
Schleswig gehörige Inſel Fehmarn und nehmen die ganze bänijche 
Beſatzung gefangen. 

17. „ Gachſen). Durd Entſcheidung des Minifteriums ded Innern 
wird die fchließliche Beftätigung der Wahl des Kaufmanns Bering 
zum Stadtrath von Leipzig ausgefproden troß feiner Eigenfchaft 
als Mitglied des Nat.-Vereins: 

„An und für fih müfje das Minijterium zwar anerfennen, daß die Kreis: 
birection bei der Beanitandung der Wahl, die fie ungern ausgeſprochen, vol: 
fommen im Ginflang mit dem bisherigen Grundjag gehandelt habe, Mitglieder 
bes Nationalvereins zu öffentlichen Aemtern nicht zuzulaffen, indeß bebalte 
ih das Minifterium die ‚sreiheit vor, von diefem Princip geeigneten Falls 
abzugeben. Im allgemeinen jei nicht zu verfennen, daß bei jeßiger Zeitlage 
bie Bedenfen gegen den ationalverein überhaupt erbeblih an Gewicht ver: 
loven haben. Habe auch nichts verlautet, daR das Programm des Vereins, 
deſſen agitatorijdhe und provocirende Durchführung auch ſpeciell gegen Sachen 
gerichtet geweſen, grunbjäglich aufgegeben jei, jo jeien doch durch den Gang 
der Greignifje, ohne Zuthun irgend einer Partei, jo wejentlich veränderte Ver: 
bältniffe in Deutjchland eingetreten, dak in Bezug auf den Nationalverein 
nicht mehr gleiche Befürchtungen wie bisher nöthig erjcheinen, und es hieße 
die Michtigfeit des Nationalvereins überfchägen, wenn man ſich jeßt noch 
wirklicher Gefahren von diefer Seite verfehen wollte,“ 

17. „ (Deutihedbänifher Krieg). Erites rühmliches Seegefeht der 
preußifchen Kriegsmarine gegen ein überlegenes däniſches Geſchwader 
vor Stralfund. Der Befehlshaber, Capitän zur See, Jachmann, 
wirb dafür vom Könige telegraphiich zum Contre-Admiral ernannt. 

18. „ Dänemark erklärt fi endlich auch jeinerfeits bereit, auf die von 

England vorgeſchlagene Eonferenz zu Wiederheritellung des Friedens 

einzugeben, aber nur auf Grundlage der Vereinbarungen v. 1851/52. 

(Der 56er Ausſchuß) in Frankfurt regt die Abhaltung neuer 

Volksverſammlungen für Schleswig-Holſtein im Laufe der Oſterwoche 

an und fchlägt dießfällige Refolutionen vor. 

18—20. März. (Zollverein). onferenz zu Prag zwiſchen Bevoll— 
mächtigten von Defterreih und Preußen behufs Ausgleihung ihrer 
Differenzen bezüglid) bes Handelsvertrags mit Frankreich. 

19, März, (Preußen und Defterreich) lehnen die Forderungen Däne: 


n [2 


Deuiſchland. 77 


marks, die Vereinbarungen von 1851/52 zur Grundlage der Con— 
ferenz zu machen, ab. 

Depeiche des engliihen Gejandten in Berlin: „Ach hatte heute 
früh mit Hrn. v. Bismard wiederholt eine Unterredung. Ge. Erc. begann 
fie mit der Bemerfung, daß er die Befehle des Königs über die Angelegen: 
beit entgegengenommen babe, daß es nad Anfiht Sr. Maj. und ber ‚Regie: 
rung für Preußen unmöglich fei, an einer Gonferenz auf ber Grundlage 
von 1851—52 theilzunehmen, und daß bie öfterreichiiche Regierung, ber ein 
dabin lautender Borjchlag gemacht worden jei, jofort nach Berlin telegraphirt 
babe, daß fie dieſen Vorfchlag für unzuläſſig halte. Er jagte: Dänemark 
babe jih 12 Jahre lang geweigert, die Verpflichtungen von 1851—52 zu er: 
füllen, unter dem Borgeben, daß es unmöglich jei, und jet, wo J. Maj. 
Regierung eine freie Gonferenz vorſchlage und Defterreih und Preußen bereit 
feien, dieſelbe zu bejchiden, erhebe die däniſche Regierung den Anfpruch, bie 
Bedingungen für den AZujammentritt der Gonferenz vorzujcreiben, und jchlage 
ald Grundlage für ihre Berathungen Abmachungen vor, auf Grund beren 
eine Schlichtung der Zwiftigfeiten zwiſchen Deutichland und Dänemark herbei: 
zuführen ſich 12 Jahre lang als unmöglich erwiefen habe. Ach antwortete: 
der Vorſchlag Dänemarks jet nichtsdeftoweniger eine logiſche Folge ber vort 
Preußen und Defterreih am 31. Januar abgegebenen Erklärungen über ben 
Zweck ihres Ginmarjches in Schleswig. Sie hätten damals gejagt: fie ſtän— 
den im Begriff, in das Herzogthum einzurüden, um ben Abmachungen von 
1851 —52 Geltung zu verfhaffen, und da Dänemark finde, daß es dem von 
ihnen zu bdiefem Zwed ausgeübten Drud nicht länger wiberftehen könne, fo 
erfläre es fich jegt bereit, mit ihnen an einer Gonferenz tbeilzunehmen, um 
einen Vergleih auf Grundlage jenes Abkommens zu Stande zu bringen. Hr. 
v. Bismard bemerkte: die dänische Regierung müſſe doch einſehen, baß die 
Abmahungen von I1851—52 durch ben Krieg hinfällig ge: 
worden jeien, und dürfe nicht erwarten, im Jahr 1864 biejelben Friedens— 
bedingungen zu erlangen, die ihr bei Beendigung des Kriegs von 1848 be: 
willigt worden jeien. Ich erwiederte, daß ed mir nicht um irgendwelche be— 
ftinmte Sriedensbedingungen zu thun fei.“ 


19. März. (Schleswig). Der Präfident und fämmtliche Mitglieder des 
bisherigen Appellationsgerichtes werden von ben Givilcommifjären 
entlaflen. 


„» „Maſſau). Ginberufung des Landtags mit Ausnahme bes Abg. 
Braum „wegen Beanftandung feiner Wahl”. Erklärung Braun. 


20. „ (Deftereidh). Girculardepefhe an die Vertreter Defterreichs bei 
den nicht in den deutſch-däniſchen Streit vermwidelten Regierungen: 
„ . +. Wenn Dänemark billige Eoncejjionen hätte machen wollen, 
jo würde der Krieg nicht ausgebrochen fein, und noch jett könnte ber. Frieden 
wiederhergeftellt werben, fobald nur Dänemarf in jene Goncefjionen ein: 
willigen wollte. Aber es hält an der Bildung eines Reichsraths auf Grundlage 
der ee vom 18. November fejt, und will dieſe VBerfafjung, gegen 
welche Deutichland proteftirt, und die im Widerſpruch mit den von Dänemark 
übernommenen Verpflichtungen jteht, in Schleswig eingeführt willen. Um 
der Fortdauer eines ſolchen irregulären Zuſtandes der Dinge Wiberftand ent= 
gegenzuftellen, war der Bund im Begriffe, Schleswig mit Truppen zu über: 
ziehen, wenn Preußen und Defterreich ſich nicht beit! hätten, dem Bunde in 
ihrer Eigenſchaft als europäiſche Mächte, welche von Dänemarf die Erfüllung 
gewijler, von ber Succefjion in .den Herzogthümern unabhängiger Berpflich: 
tungen zu fordern hatten, zuvorzufommen. Wenn Oefterreih und Preußen 
nicht rafch ihre Action an Stelle derjenigen der deutſchen Mitteljtanten geſetzt 
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hätten, wenn die Leitung der Angelegenheiten in bie Hände der Partei über 
gegangen wäre, welche die däniſche Monarchie zerftüdeln will, ſe 
würden die Feindſeligkeiten um nichts weniger in Schleswig ausgebrochen feirt 
die Tragweite bes Kriegs würde auperben größer gewejen fein, und de Mächte, 
welde jih für die Erhaltung der DänijhenMonardieinterej: 


‚Jiren, bütten ſich Verwidelungen gegenüber gejehen, bie für das Gleihgeroicht 


im Norden Guropa’s viel drohender gewejen jein würden. Die militärifche 
Intervention Dejterreihs und Preußens bat diefe Gefahr vorläufigin ben 
Hintergrund gedrängt; fie würde diejelbe ganz bejeitigt haben, 
wenn bie Mächte den lekten Gröffnungen der beiden deutſchen Großmächte 
Rechnung getragen und Dänemarf nit in jeinem Widerftande er-= 
bh hätten. Es hängt jomit von dem nichtdeutfchen Mächten ab, zur 
Beruhigung ber erhigten Leidenſchaften in Deutichland beizutragen und ben 
Gonflict mit Dünemarf auf dem Boden zu erhalten, wo er fih gegenwärtig 
befindet. Defterreih und Preußen werden dann ihrerjeits defto leichter babin 
gelangen, fih nicht von der in Deutſchland berrfhenden Bewe- 
gung überflutben zu laſſen — eine Aufgabe, die immer jchwieriger 
wird, je länger der Streit ich binausziehbt. Die Beratbungen des Bundes- 
tages zeigen außerdem zur Genüge, welche Anjtvengungen die Höfe von Wien 
und Berlin machen müjjen, um ihre WYundesgenoffen zu verhindern, Dem 
Streite ernitere Dimenfionen zu geben.“ 


23. März. (Bundestag) Eine Note des englijchen Gejandten zeigt dem 


24. 


deutſchen Bunde die Eröffnung von Eonferenzen in der beutich-bä- 
nifhen Streitfrage an: 

„... Die ei von Defterreih und Preußen baben ihre Be— 
veitwilligfeit Fundgegeben, ihre Vertreter zu einer folchen Gonferenz abzu- 
ordnen. Auch. die Regierung von Dänemark bat die Annahme einer Gon- 
ferenz zugefagt, vorausgeſetzt, daß biefelbe berufen würde, um auf der Bafıs 
der Verhandlungen von 1851— 52 zu berathen. Da nun jene Verhandlungen 
unter den Aufpicien Oeſterreichs und Preußens ftattgefunden und die zu 
Stande gebrachten Arrangements mit Dänemark die Genehmigung des Deut: 
jhen Bundes erhalten haben, jo würde J. M. Regierung durchaus geneigt 
fein, bieje Verhandlungen und Arrangements zum Ausgangspunfte ber Gon: 
ferenzberathungen von 1864 zu machen. Aber da es wünfchenswertb ift, 
jede Miphelligfeit und die dadurch zu befürchtende Verzögerung zu vermeiden. 
jo ſchlägt Ihre Maj. vor, als Bajis der Gonierenz ſchlechthin diefe anzuneb- 
men: daß Mittel geſucht werben, um dem Norden Europa’ bie 
Segnungen bes Friedens wiederzubringen.“ 


(Zollverein). Die Berliner Zollconferenz vertagt fi bis zum 
18. April, nachdem Preußen eine Erklärung abgegeben hat, in mel: 
her e8 

bie Mobdififationen bezeichnet, die es bezüglich des Zoll: und Handelsver-: 
trages mit Frankreich bei Teßterer Regierung zu beantragen geneigt ift, und 
zugleih an diejenigen VBereinsregierungen , welche diefem Vertrage und ben 
übrigen bamit in Verbindung gebrachten Vereinbarungen noch nicht beigeftimmt 
haben, die Anforderung ſtellt, fich beftimmt zu erflären, daß ihre Zuftim: 
mung zu ben genannten Verträgen in dem alle für gefichert angenommen 
werden könne, wenn eine Verjtändigung auf Grundlage der von Preußen zu 
machenden Vorjchläge zu Stande füme. In berjelben Erklärung wird ferner 
von Seite Preußens die Bereitwilligfeit ausgefprochen, über bie in Artikel 25 
bes Vertrages mit Defterreih vom 19. Febr. 1853 in Ausficht genommene 
möglichſte Annäherung und Gfleichjtelung der beiderfeitigen Zolltarife in 
Unterhandlungen zu treten. 
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24. März. (Preußen). Zahlreihe Verfammlung der Wahlmänner von 
Berlin. Diefelbe beſchließt, mit allen gegen 1 Stimme, zu erklären: 
„1) Die vollftändige Trennung von Dänemark ift das Recht der Herzog: 
tbümer, und nur in diefer Trennung kann der angemefjene Preis für die 
dargebrachten Opfer und bejenders für das vergofjene Blut geiunden werben. 
2) Unbeirrt von Drohungen und Ginjhüchterungen haben unſere jchleswig- 
holjteinifhen Brüder fi dahin ausgeſprochen: ungetrennt bei einander und 
unter einen jelbjtändigen Fürsten Deutſche fein und bleiben zu wollen. Es 
muß ihnen jeßt Gelegenheit gegeben werben, ihren Willen in 
voller Freiheit und in feierlihder Kormvor Europa zu erklä— 
ren, ihren Staat zu conjtituiren und fomit jeden Einſpruch des Auslandes 
in die beiligiten Angelegenheiten ber deutjchen Nation von vornherein als nichtig 
zurüdzuweiien. 3) Preußen und Dejterreich haben 1851 die Herzogthü— 
mer entwafinet an Dänemark übergeben und jept durch ihr einfeitiges Vor: 
geben biejelben verhindert, jich jelbit mit Hilfe des deutjchen Volles von ber 
unberechtigten dänischen Herrichaft zu befreien, Sie tragen daher ganz Deutjch: 
land, den Herzogthümern und ihren eigenen Völkern gegenüber die Verant— 
wortlichkeit, daß eine unbeilvolle Politik das nicht wieder aufgebe, was 
abermals mit dem Blute tapferer Krieger gewonnen ijt.“ 


35. „ (Rafjau). Das Hofgeriht von Wiesbaden weist die Einleitung 
einer Disciplinarunterjuhung gegen die Dbergeridhtsanmwälte Braun, 
gang und Schenkel wegen Theilnahme an der Kajteler Berfammlung 
ber Fortſchrittspartei ab. 

„ (Bundestag). ine Note des engliihen Geſandten zeigt dem 

deutſchen Bunde an, daß die Gonferenzen am 12. April in London 

eröffnet werben jollen und ladet den Bund ein, durch einen Ver: 
treter an derfelben Theil zu nehmen. 

38. „ (Deutfhland). Der Anregung der 36er Ausſchuſſes entfprechend 
finden in ganz Deutjchland (Oeſterreich ausgenommen) zahlreich be: 
bejuchte Volksverſammlungen ftatt, um noch einmal die Anſchauungen 
und den Willen der Nation bezüglid der Löſung der ſchleswig-hol⸗ 
jteinijchen Frage zum Ausdrud zu bringen, Meiſt werben babei bie 
von jenem Ausihuß vorgeichlagenen Rejolutionen — nur bie und 
da mit einiger Abſchwächung oder Verftärftung — angenommen: 

„1) Die Herzogthümer Schleswig: Holftein haben das Net, eng mit 
einander verbunden, von Dänemarf vollftändig getrennt unter ihrem eigenen 
Fürſten zu leben. 2) Jede Entjcheidung , die wider den Willen bes Volfes 
über jein Schickſal getroffen wird, jebe Webereinfunft mit fremden Mächten, 
bie das Recht der Herzogthümer preisgibt, iſt null und nichtig, ift eine 
techtloje Gewaltthat und zugleih ein Verrath an den Intereſſen und ber Ehre 
Deutſchlands. Der nächte Moment wird fie zerreißen und vernichten. 3) Noch 
immer fehlt uns eine geordnete Vertretung ber Nation, ein deutſches Barlas 
ment! Deshalb erhebt das Volk unmittelbar jeine Stimme. Wir Taffen 
nicht ab, die nationalen Forderungen beharrlih auszufprechen, die Inhaber 
ber Gewalt zu mahnen und zu warnen. Berhallt jede Mahnung erfolglos, 
jo mögen die Schuldigen dem verdienten Geſchick anheimfallen.” 


3. „ (Holftein). Abgeordnete von 71 ſchleswig-holſteiniſchen Ber: 
einen bes Landes beſchließen in Rendsburg einftimmig, zu erklären: 

„Die ſouveränen Herzogtbüimer Schleswig-Holftein haben das Recht, eng 

mit einander verbunden von Dänemark vollftändig getrennt umter ihrem 
eigenen. Fürften Herzog Friebrih VIII. zu leben. Jede Entſcheidung, bie 
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gegen ben Willen unſeres Volks über unſer Schidjal getroffen wirb, 
jede Uebereinkunft fremder Mächte, die das Recht Preis gibt, ift null und 
nichtig, ift eine rechtloſe Gewaltthat und zugleicd ein Verrath an den 
Snterefjen und der Ehre Deutfchlands. Feithaltend an unferm Recht werden 
F ſolcher Gewaltthat den äußerſten Widerſtand entgegen— 
etzen.“ 

30. März (Naſſau). Eröffnung des Landtags. Thronrede des Herzogs. 

31. „ (Kurhejjen). Wiederzuſammentritt der Ständeverſammlung. Er: 
flärung der neu eingetretenen Ritterichaft. Die Regierung legt ihre 
früheren Gejegentiwürfe bezüglich des Vereins: und Verſammlungsrechts 
und bezüglich der Prefje wieder vor, da die von der Ständeverjamm: 
lung angebradten wejentlihen Aenderungen wegen der Bundesbe: 
ihlüffe von 1854 nicht hätten janktionirt werben können. 

„ n Raffau). Antrittsrede des neugewählten Präfidenten der II. Kam: 
mer bezüglid der Wahlen und der Handlungsweile der Regierung. 
Der Regierungscommifjär Werren protejtirt gegen die Rede. — Er: 
flärung ber neuen Mitgliedes Schenf gegen die Octroyirungen; alle 
neuen Mitglieder, mit Ausnahme eines einzigen, treten berjelben bei. 


— April. Obgleich Deutichland bis jegt nicht im Kriege mit Dänemart 
ſich befindet, fo ijt dennoch bereits eine Anzahl verjchiedenen beut: 
ſchen Staaten (außer Dejterreih und Preußen) angehöriger Schiffe 
von bänifchen Kreuzern aufgebradht und zum Theil von däniſchen 
Prijengerihten condemnirt worden. 5 

—  ,„ (Hannover). Die Enthüllungen des englifhen Blaubuches über 
die bisherige Politit Hannovers in ber ſchleswig-holſteiniſchen Frage 
erregen in Hannover und in ganz Deutſchland das ungeheuerfte 
Auffehen. 

1. „ (Holftein). Beſuch des Herzogs Friedrich in Preeß, wo er von 
der Bevölkerung feierlih als Landesherr empfangen wird. 

2. „ Medlenburg: Schwerin). Reſcript des Großherzogs an den 
ſtändiſchen Ausſchuß: Anzeige der gejchehenen Publication des Prü: 
gelgefeßes, die durch eine Kritif der ſtändiſchen Beſchlüſſe motivirt 
wird. 

3. „ (Raffau). Werren wird definitiv zum Director der Landesre: 
gierung ernannt. 

5. „ (Holftein). 40 von den 49 Mitgliedern der holjt. Ständever: 
jammlung treten in Kiel zujammen und bejchließen eine „Declaration 
der Landesrechte“, die durch eine eigene Deputation zur Kenntniß der 
Londoner Conferenz gebracht werben fol: 

„Wir, die unterzeichneten Abgeordneten zu ber gegenwärtig aus 49 Mit: 
gliedern beftehenden holſteiniſchen Ständeverſammlung erklären, gegenüber der 
zu London zufammentretenden Gonferenz europäiſcher Mächte hierdurch feier: 
lichft, was folgt: Wir legen Berwahrung ein gegen jede Entſcheidung, die 
auf gedachter Gonferenz über das Schidjal der Herzogthümer S.H., insbe: 
jondere über die Perjon des Nachfolgers auf ben buch den Tob bes König— 
Herzogs Friedrich VII, erledigten Thron berjelben getroffen werben möchte, 
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ohne daß zuvor die Stimme des Landes über die Erbberechtigung dieſes 
Nachfolgers vernommen worden iſt, wir erklären vielmehr jede Anerkennung 
eines ſolchen, die von europäiſchen Mächten erſolgen möchte ohne vorgängige 
Befragung des Landes als für letzteres rechtlichunverbindlichundungiltig. 
Wir erflären ferner bierdurdy vor Gott und Menſchen als bas Recht dieſes 
Landes: 1) Die Herzogtbüimer ©.:H. find auf ewig unzertrennlich mit einans 
der verbundene jelbjtändige Staaten; 2) auf den Thron bderjelben ift aus: 
ihließlich berufen dev Mannesftamm des Oldenburger Fürftenhaufes nach 
Linealfolge und Primogenitur. 3) Dem König von Dänemarf, Ehriftian IX., 
gebührt darnach Feinerlei Recht an den Thron der Herzogthümer, weil er 
durch näher berechtigte Agnaten ausgejchlofien wird, der Londoner Tractat vom 
8. Mai 1852 aber, jowie das däniſche Thronfolgegejeg vom 31. Juli 1853 für 
die Herzogthümer rechtlich unverbindlich und machtlos find, jener, weil fremden 
Mächten keinerlei Verfügung zufieht über das ihnen nicht zugehörige Land, dieſes, 
weil ihm die Zuftimmung der jchleswig’ichen und holſtein'ſchen Stäͤndeverſamm— 
fung, der Agnaten und des deutjchen Bundes fehlt. 4) Der nächſtberechtigte unter 
den jetzt lebenden ‚yüriten des Dldenburger Haufes ijt vielmehr nach dem Ber: 
zicht jeines Vaters der Herzog Friedrich von ©..9.:.©.:N., der als Herzog 
Friedtich VIII. von Schleswig = Holjtein die Regierung anzutreten bereits er= 
Härt bat. Wir nehmen ferner davon Akt, daß die Stimme bes Landes hiermit 
übereinftimmend in zahlreihen Eingaben an die Bundesverfammlung, ſowie 
in Huldigungs-Adrefjen und Deputationen an ben Herzog Friedrich VII. von 
Seiten ber jchlesw.=holjt. Ritterichaft, der Yandesuniverfität, dev Geijtlichfeit, des 
Lehrerſtandes, der Städte und Yandbiftrifte Holjteins wie Schleswigs ſich unzwei— 
deutig dahin ausgeiprohen hat, als den rechtmäßigen Thronfolger einzig 
und allein den Herzog Friedrich von SchleswigsHolitein-Sonderburg-Augus 
ftenburg anzuerkennen und für ihn, als den legitimen Landesherrn, Gut und 
Blut einjegen zu wollen; wir legen endlich hierdurch feierlichit Verwahrung 
ein gegen jedes Arrangement europäijcher Mächte, durch welches den Herzog: 
thümern wider ihren ausgeiprochenen Willen ein unvechtmäßiger Herricher 
aufgezwungen und die durch den Tod Friedrich VII. definitiv gelöfte Verbin— 
dung mit dem Königreich Dänemarf mittelft Gewalt wieder bergejtelli werden 
fol, und werfen auf die Urheber eines foldhen Arrangements bie Verantwort— 
lichkeit für die unausbleiblichen Nachtheile und Gefahren für Ruhe und Frie— 
ben unjeres Landes, Deutjchlands und Europas.“ 


Diefer Erklärung tritt fofort das Gonfiftorium der Univerjität 
Kiel, dann eine Verfammlung von Geiftlidyen, ein von 37 Städten 
des Landes beſchickter Städtetag in Neumünfter, eine Berfammlung 
von Gutsbefigern in Kiel, endlih ein großer Theil der Lehrer: 
ſchaft bei. 

6. April. (Naſſau). Verhandlungen ver II. Kammer: Die Ausſchüſſe 
verlangen von ber Regierung die Acten über die wegen unerlaubter 
Beeinfluffung der Wahlen erwachjenen Unterfuhungsacten aus ſämmt— 
lihen Wahlkreiſen und ferner die Acten über ergangene Verfügungen 
gegen einzelne Staatsbürger und beſtimmte Klaffen derjelben (Ge: 
meinbebedienjtete, Lehrer, Staatsdiener) wegen ihrer Nichtbetheiligung 
an den Wahlen. Die Negierung erllärt, daß die Acten barüber 
nicht vorgelegt werben. 


7. „ (Säleswig). 300 Notable des Landes treten in Schleswig zu: 
fammen und wählen, da die Berfammlung von den Civilcommifjären 
verboten wird, 40 Delegirte, meijt frühere Ständemitglieder, welche 
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einftimmig der boljteinischen Declaration der Landesrechte mit unwe 
jentlihen Modificationen beitreten und ein Comité bejtellen, um ſich 
mit den Holjteinern zu verjtändigen, 

8. April. (Naſſau). Der Abgeordnete Yang bringt in dev II. Kammer 
den Antrag auf Wiederherjtellung der „noch immer zu Recht be: 
jtehenden” DVerfaffung von 1849 ein. 

9. „ (Kurbeifen). Das Minijterium erklärt dem Ausſchuß der Stände— 
verfammlung, nachdem die deutſchen Großmächte die Sache einmal 
in die Hände genommen hätten, bleibe den Mitteljtaaten, insbeſon— 
dere Kurheſſen nichts anderes übrig, als „ſich an die Ferſen der Groß— 
mächte zu hängen und je nach den Umftänden jo gut e8 gehe, das Recht 
zu wahren“; entjcheide der Bundestag ſich früher über die Anerken— 
nımgsfrage, als die deutjchen Großmächte wollten, jo werde alles 


verborben. 
11/16. April. (Naſſau). Verhandlungen der I. Kammer. Eines der 
gewählten Mitglieder, Dilthey, gibt die Erklärung ab: 

„Bei meinem Eintritt in die Kammer balte ich mich im Intereſſe der 
Wahrung der Bundesrechte zu dev Bemerfung verpflichtet, daß ich aus der 
Betheiligung bei den legten Wahlverhandlungen und dev Annahme der Wahl 
meinerjeits einen Verzicht auf die verfafjungsmäßigen Rechte des Landes 
gegemüber ber Verfafjungs: und dev Wahlordnung vom 25. November 1851 
nicht gefolgert haben will”. 

Diefer Erflärung jchliegen ſich ſämmtliche neugewählte Mitglieder 
der Kammer an. — Mit 9 (jümmtliche gewählte Mitglieder der 
Kammer) gegen 6 Stimmen wird folgende Antwortsadrefje auf die 
Thronrede des Herzogs beſchloſſen: 

„... Die natürliche Yage bes Landes, feine Abſatz- und Verkehrswege dürften 
nach unſerer Anficht von der Regierung Ew. Hobeit bei den Verhandlungen 
(über die Erhaltung des Zollvereing) vorzugsweije zu berüdjichtigen und 
die Erneuerung der bisherigen bandelspolitiihen Verbindungen mit Preußen 
nicht durch Bekämpfung des franzöfiihen Handelsvertrags in Frage zu ftellen 
fein. Möge die von Ew. Hoheit ausgefprochene Hoffnung, es werde der Zoll- 
verein neu gefräftigt auf Grundlage eines zeitgemäß verbefjerten Tarifs und 
mit erleichterten Berfehrsbeziehungen aus den Verhandlungen bervorgeben, 
ſich bald erfüllen und dadurch den weiteren nadhtheiligen Folgen der aus der 
Ungewißheit dev jegigen Zuftände bervorgerufenen Lähmung des Handels und 
der Gewerbe vorgebeugt werden, Wir begen dabei die zuverjichtliche Hofinuna, 
daß eine neue Sollverbindung nicht in das Leben treten werde, bevor den 
Ständen Gelegenheit geboten; war, fich hierüber auszufprechen, .. Uns wird es 
immer eine heilige Pflicht fein, das Iandesväterliche Bejtreben Ew. Hobeit für 
die Wohlfahrt des Ihnen von Gott anvertrauten Landes mit allen Kräften 
zu unterjtügen, wie e8 treuen Ständen geziemt. Wir erachten es daher für 
unjere befondere Pflicht, Ew. Hoheit nicht zu verhehlen, daß vielerorts nicht 
volle Zufriedenheit mit den öffentlihen Angelegenheiten bes 
Landes bejteht. Wir werden die Urſachen diefer beflagenswerthen Erſchei— 
nung einer alljeitigen Prüfung unterziehen und Ew. Hobeit bie uns biernad) 
geboten erjcheinenden Aenderungen in Gejeßgebung und Verwaltung in Bor: 
Ihlag bringen, eingedenf unferes Eides, nur allein den wahren Vortbeil des 
Yandes und jeiner Einwohner, deren Wohl ja untrennbar ijt von dem des fan: 
desherrn, ohne alle Nebenabfichten vor Augen zu haben, Solchen gemeinjchaft: 
lichen in ihrem Endziel übereinftimmenden Beftrebungen muß auch eine Ber: 
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ſtändigung über die Mittel und Wege gelingen. Wir hofſen, daß dann dem 
materiellen Woblitande ſich ein Zultand dev vollen politiichen und rechtlichen 
Befriedigung in gleihem Maaße anjchliegen werde,“ 

Der Regierungscommifjär erklärt jofort, daß dieje Adrejle vom 
Herzog nicht würde angenommen werden. Der Herzog lehnt unter 
dem 16. April die Entgegennahme der Adreſſe wirflid ab, worauf 
die Kammer befchließt, fie im Archiv zu deponiren. 


12. April. (Schleswig). Die Eivilcommifjäre verbieten den Beamteten bei 


Strafe jofortiger Amtsentjeßung Rejolutionen oder Adreſſen bezüglich 
der Londoner Conferenz zu unterzeichnen. 

(Baden). Eine von Erzbiſchof nad) Freiburg einberufene Eonferenz 
von 35 Delegirten aus jämmtlihen kath. Yandcapiteln bezüglich 
der Schulfrage, beichließt, daß die Fath. Geiſtlichkeit ſich an den nad) 
dem Vorſchlage der Regierung organifirten Ortsſchulräthen nicht würde 
betheiligen können. 

(Bundestag) Die Bundesverfammlung bejchließt nach dem Antrag 
der Mehrheit der vereinigten Ausſchüſſe, die Londoner Gonferenz zu 
beihiden und zwar ohne die Betheiligung des Bundes von Beding- 
ungen abhängig zu machen (gegen Bayern, Braunſchweig und 


Oldenburg) und dem Gejandten nur eine allgemein gehaltene In— 


jtruction zu erteilen (gegen Bayern, Baden, die 12. Curie (thüringijche 
Staaten), die 13. Curie (Braunfhweig und Nafjau), Oldenburg, 
Reuß j. L., Walde, Heflen-Homburg, Frankfurt). Die Inftruction 
lautet: 

„Auf Grund der Bundesverfafjung und beitehenden Bundesbeichlüffe auf 
die Anerkennung der Rechte und die Sicherftellung der Intereſſen des deutjchen 
Bundes und der Herzogthümer Holjtein, Yauenburg und Schleswig, insbejondere 
auf die größtmögliche Selbjtändigfeit der letzteren hinzuwirken; 2) zu mög— 
lichjter Vermeidung eines Dijjenfes unter den bdeutjchen Vertretern in ber 
Gonferenz bei allen wichtigeren Berathungsgegenftänden nach einer vorgängigen 
Verftändigung mit den diepfalls in gleicher Weije injtruirten Bevollmächtigten 
von Defterreih und Preußen zu trachten.” Anjtatt des Satzes: „insbejondere 
auf bie größtmöglichite Selbjtändigfeit der Herzogthümer binzuwirfen,“ hatte 
der bayerijche Gejandte folgende Textirung beantragt: „insbejondere die An— 
erfennung des Erbprinzen von Auguftenburg als Herzog von Holjtein und 
Schleswig, und demnach die volljtindige Trennung beider Herzogthümer von 
Dänemarf zu vertreten.“ i J u 

Schliegli wird zum Geſandten fajt einftimmig der ſächſiſche 
Staatsminifter v. Beuft gewählt; der bayeriiche Bundestagsgejandte 
v. d. Pfordten bleibt mit 2 Stimmen in der Minderheit. 

Der Schleswig-Holftein- Verein in Erlangen bejchließt unter 
Theilnahme) von mehr als [800 Perjonen einftimmig folgende 
Reſolutionen: 

„Angeſichts der in London zuſammentretenden Conferenzen erklären wir 
feierlich was folgt: 1) Im Anſchluß an bie Declaration der holſteiniſchen 
Stände vom 5. April legen wir Verwahrung ein gegen jede Entſcheidung, 
welche über die Nachfolge auf den erledigten Thron der Herzogthümer 
Schleswig-Holſtein ohne die Zuftimmung desLandes getroffen werden 
möchte, und erflären jede ſolche Abmahung für unverbindlid und 
nichtig. 2) Wir erklären jede Abmachung, durch welche ee und 
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thatfächlich gelöfte Verbindung ber Herzogthümer mit Dänemark erneuert 
werden follte, für einenBerrathb an Deutjchland, auf welchem der lud 
der Nation und bes freventlich vergofjenen Blutes der deutſchen Krieger 
faftet. 3) Wir erflären, daß das deutſche Volk fich Feiner Abmachung, 
welche die Rechte der Herzogthümer und die Ehre Deutſchlands ſchädigt, Fügen, 
fondern alle Mittel daran feren und jede Gelegenheit ergreifen wird, um fie 
zu vernichten und Recht und Ehre wieder herzuftellen.“ 

Eine lange Reihe von Schlesw.-Holft.-Vereinen in allen Theilen 
Deutihlands ſchließt ſich in den nächſten Wochen diefen Refolutionen 
an oder faßt ähnlich Tautende. 


414. April, (Kurheſſſen). Die Ständeverfammlung veriwirft einjtimmig das 


ihr von der Regierung nochmals vorgelegte Preßgeſetz. 


16. „ (Zollverein) Eine preuß. Dep. an Bayern weigert ji, die Wieder: 


- 


eröffnung der am 24. März vertagten Berliner Zollconferenz länger 
als bis zum 25. April zu verfchieben. 

(Holftein) Herzog Friedrich richtet an die Londoner Conferenz 
folgende Erflärung: 

„Die Thatjache, daß in Kurzem eine Gonferenz zujfammentreten wird, um 
darüber zu berathen, wie dem Norden Guropas der Frieden zurüdzugeben 
fei, legt mir die Pflicht zur Darlegung meines Nechtes auf, welches unger: 
trennbar ift von dem meines Landes und defjen Anerkennung allein im 
Stande ift, einen dauerhaften Frieden ficher zu ſtellen. Ach laſſe den edlen 
Abfichten der hohen Mächte, dem Wlutvergiefen ein Ende machen zu wollen, 
volle Gerechtigkeit widerfahren. Mag indeſſen das Recht einer Berjammlung 
ber Vertreter europälfcher Mächte, auf diejes große Ziel hinzuwirken, unbejtritten 
fein, fo iſt es doch ohne Zweifel dadurch beichränft, daß eine jolde Berfammlung 
nicht befugt ift, weder über das Gefchid eines Souveräns, nod über das 
eines Pandes ohne deren Theilnahme und Zuftimmung zu verfügen. 

„Nah dem Hinjcheiden Sr. Majeftät des König-Herzogs Friedrich VII. 
bin ich durch die Vorfehung auf den Thron der Herzogthümer Schleswig: 
Holftein berufen worden. Das Erbfolgerecht, weldes ich als Nepräfentant 
der erjtgeborenen Linie bes — Hauſes geltend mache, entſpricht 
dem allgemeinen Rechte Deutſchlands und dem Rechte derjenigen Länder 
Europas, in denen bie Erbfolge des Mannsjtammes gilt. Die Erbfolge des 
Mannsftammes und das Gritgeburtsreht nad) der Nähe ber Linie find für 
bie Herzogthümer fejtgeftellt, nicht bloß durch die Geſetze des regierenden 
Haufes, fondern zugleich durch Vereinbarungen zwiſchen dem Kürftenbaufe und 
den Ständen, fie jind feit Jahrhunderten als Geſetz beobachtet worden und 
bilden die Grundlage für das öffentliche Recht dev Herzogthümer. Auf diefer 
Grundlage ruht das Recht der Herzogthümer auf ihre Union und ihre Selb- 
jtändigfeit. Diejes mein echt beiteht unabhängig von der Anerkennung 
irgend einer fremden Macht. Es ijt ausfchlieglih eine innere Angelegenheit 
diejes Landes. 

„Der Londoner Vertrag vom 8. Mai 1852 vermochte nicht das überein: 
flimme@de Recht meines Haufes und meines Landes zu beeinträchtigen. Seine 
Ausführung würde vielmehr die geheiligten Rechte der Kronen und ber Völker 
verlegen. Diejer Vertrag hat niemals die Zuftimmung ber Agnaten noch ber 
Zandesvertretungen erhalten. Ihre Zuftiimmung war die Vorausſetzung 
jenes Vertrages. Se. Maj. der König von Dänemark bat in Betreff ber 
Herzogthümer fie nie erfüllt, während er fie in Betreff Dänemarks wenigitens 
zum Theil in Ausführung gebracht hat. Der Deutfhe Bund, deſſen Beruf 
es ift, feine Mitglieder zu jchirmen, ift ebenfalls dem Vertrage nicht bei: 
getreten. 

„Mein Recht ift im fich jelbft eine Macht, denn es ruht in dem Gewiffen 
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bes Bolfes und es ift die Bedingung bev Wohlfahrt des Landes. Schon ber 
erite Verſuch, welchen der Kopenhagener Hof im J. 1846 machte, das Erb: 
folgerecht der Herzogthümer dem Dänemarks anzunäbern, rief fofort einen 
allgemeinen Widerſpruch und eine Volksbewegung hervor. Als dann beffen 
ungeachtet die däniſche Regierung bald darauf verjuchte, in einem ber Herzog: 
thümer die agnatijche Erbfolge aufzuheben und Schleswig mit Dänemarf zu 
verbinden, da erhob fich die gefammte Bevölkerung beider Yande zur friegerifchen 
Bertheidigung ihrer Unabhängigkeit. An einem blutigen Kampie, ber nicht 
weniger als drei auf einander folgende Jahre andauerte, bat diejes Volt ben 
Beweis geliefert, daß ihm fein Recht, wie das feiner Fürſten heilig ift. 

„Diejelben großen Rrincipien der Yegitimität und der Nationalität waren 
es, welche nad dem Tode bes König-Herzogs Friedbrih VII. das Land in 
Bewegung ſetzten. Die eingeborenen Beamten verweigerten in überwiegender 
Mehrzahl einem unberechtigten Fürſten den Eid ber Treue, Die Volksbewegung 
drohte eine friegerifhe Wendung zu nehmen, als die Truppen bes Bundes 
und die Armeen ber beutjchen Großmächte das Pand vom bänifchen Joche 
befreiten. Die befreite Bevölferung bat die Abzeichen einer fremden Königs: 
Herrſchaft vernichtet, jie hat zum Theil noch während der feindlichen Beſetzung 
mein Redyt proclamitt. Gin zweiter Krieg verfolgt noch feine blutige Bahn. 
Welchen Namen man bemjelben auch beilegen mag, er ift in feinem Urfprunge 
und jeinem Weſen nad ein ErbfolgesKrieg. Die Grflärungen ber Landes: 
vertretungen und ber verjchiebenen Körperichaften, fowie die Huldigungen, 
welche mir von ben Bewohnern bes Landes dargebracht find, lafjen Feinen 
Zweifel darüber, daß, welche Ungunft europäifcher Verhältniſſe auch entgegen: 
ftehen möge, diefes Yand ebenjowenig als ich jemals auf fein legitimes Recht 
verzichten wird und daß in dieſem Mechte in der That jene umwviderjtehliche 
Macht wohnt, welche dasjelbe überall gewinnt, wo es mit dem Intereſſe und 
ben Gewijjen bes Volkes unzertrennbar verwachſen ift. 

„Sch weiß es, welche Verantwortlichfeit ich übernommen babe, als id 
mein Volk für mein Recht aufrief; hätte es fich bloß um meine Perfon und 
um mein Haus gehanbelt, jo würde ich zurücdgejchredt fein, nicht vor ben 
Gefahren des zu betretenden Weges, doch vor dem Blutvergießen, weldyes fich 
jhwer vermeiden ließ. Indeß bie feite Weberzeugung, daß mein Recht bie 
Grundlage der Freiheit und der Wohlfahrt bes jchleswig-hoffteinifchen Volkes 
ift, bat alle meine Schritte feit dem Tode Friedrich VII, geleitet. Denn feit 
alten Zeiten befteht ein tiefer Gegenfat zwifchen SchleswigsHolfteinern und 
Dänen. Die letten acht Jahrhunderte hat berjelbe mit Blut getränft. Der 
Verſuch, die beiden Völfer zu verbinden, ift, welche Korm auch gewählt wurbe, 
ftets geſcheitert. Die im Jahre 1852 den Herzogthümern aufgelegte Form 
der Verbindung mit Dänemark hat zu einer tyrannifchen Unterdbrüdung geführt, 
welche jelbft vor ber Schwelle ber Kirche und ber Schule nicht zurüdichredte. 
Das Ichleswig-holfteinifhe Volk erfennt in feiner Unabhängigkeit bie einzige 
Bürgſchaft feiner Zukunft; jedes andere Abkommen würbe nur bazu dienen, 
einen neuen Kampf zu entflammen und unbeilvolle Verwirrung ins Leben 
u rufen. 

j „Die Trennung der Herzogthümer von Dänemark ift nicht allein eine 
Forderung ber Legitimität und ber Gefetlichfeit, fie ift eine Forderung ber 
Menichlichkeit und des Weltfriedens. Denn gelänge es auch ber Gewalt, noch 
einmal bie Herzogtbümer unter das bänifche Koch zu beugen, jo würden fie 
doch nur bie erjte günftige Gelegenheit abwarten, um ein eben fo illegitimes 
als verhaftes Joch abzumwerfen. Und ich für meinen Theil würde e8 als eine 
heilige Pflicht betrachten, fie, wenn der Nugenblic da ift, zu den Waffen zu 
rufen. Sollte aber ungeachtet der freiwilligen und nicht förmlichen Kund— 
gebung ber Bevölkerung und ihrer gegenwärtigen Vertreter Europa nod) 
Zweifel über die wahre Meinung bes Landes hegen, follte Europa bem 
geichichtlichen Recht eine neue Bekräftigung geben wollen, jo wird es fein 
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angemeſſeneres Mittel geben, als die Berufung auf die för 
liche Willensäußerung des Landes. 

„Wenn es verſchiedene Formen gibt, dieſen Willen zu conſtatiren, 
werde mich mit jeder Form einverftanden erflären, vorausgele 
daß diefelbe volle Bürgihaft für die Jreibeit der AWillensäuferung gibt ı 
daß fie unanfechtbar feitjtellt, ob die Schleswig-Holſteiner fih ald meine Um: 
thanen, oder als die Unterthanen des Königs von Tünemarf betracht 
Obwohl entjchlofien, mein Land nicht wieder zu verlafie 
würde ich dennoch, um felbjt den Schein einer Beeinfluffung zu wermeid 
einwilligen, für diefen Zwed auf die Dauer einer Jolden Willen 
äußerung mich außerbalb diejes Landes aufzubalten. 

„Die Unabbängiafeitsliebe der Herzogthümer ift fein unmädtiges Woll 
Sie tragen die für ihre Gntwidelung notbwendigen Kigenjhaften und Hil 
quellen in fich; fie beflagen nur, bis jett noch Feine Gelegenheit erhalten 
haben, durch Theilnahme an dem Kampfe, welcher für ihre Sache entbrar 
it, die Stärfe ihres Willens aufs Neue zu beweifen. Gewähre man ihr 
die Freiheit, die Mittel ihrer Vertbeidigung auf denjenigen Fuß zu jet 
auf dem fie waren, als Europa, nicht Dänemarf, ihnen die Waffen entwaı 
und fie werden durch die That beweilen, daß fie ihre Unabhängigfeit 
eritreiten und zu behaupten im Stande find, 

„Sch habe mic) nicht begnügen wollen, mein und des Landes Recht gea 
einen möglichen Eingriff zu verwahren und meine Betheiligung zu verlangı 
Ich habe mich verpflichtet gehalten, zugleich darzulegen, wie die Verwirflichu 
diejer Rechte dem Willen der Bevölkerung entjpricht und wie in ber Achtu 
vor bdenjelben die Forderungen der Gerechtigkeit und die Bedingungen ein 
dauerhaften Friedens ficy vereinigen. Denn die Grfabrung der Bergangenb 
wird gelehrt haben, daß, jo lange die ſchlesw.-holſt. Frage nicht im Ginflange nı 
dem Rechte gelöft wird, biejelbe unaufbörlich auf den Schlachtfeldern und in d 
Gongrefjen Europa's aufs Nene auftauchen wird bis zu dem Tage, an welche 
bem Tlegitimen und dem nationalen Rechte volle Gerechtigkeit geword 
fein wird.” 


16. April. (Zollverein). Defterreih, dur das Refultat der Prag 


. 


Gonferenz mit Preußen v. 18.—20. März nicht befriedigt, vicht 
eine Circulardepeſche an die Regierungen der Münchener Zolleonferen 
in der die Beantwortung folgender Fragen erbeten wird: 

„1) Auf welches beſtimmte Minimum würden bie bisher nur im ally 
meinen als noch zu boch gegriffen bezeichneten Pofitionen des neuen öfterreichiiche 
Tarifentwurfs zu ermäßigen fein? 2) Würden die betreffenden Regierunge 
den preufiichefrangzöfiichen Vertrag auch dann acceptiren, wenn ber Art. 3 
bejjelben Feine Abänderung erlitte? 3) Wie würden in dieſem Falle bie) 
Regierungen ben in Art. 25 des Kebruarvertrags vom Jahre 1853 gege 
Oefterreih auf Herbeifübrung einer Zolleinigung eingegangenen Berpflichtunge 
genügen ?“ 

(Holftein). Ca. 250 Beamtete, welche Chriftian IX. gehuldig 
haben, treten in Neumünfter zufammen und beichließen, ihre Huldigun, 
zurüdzunchmen und davon Anzeige in Kopenhagen zu maden. 

(Deutſch-däniſcher Krieg). Erftürmung der Düppeler Schanzeı 
durch die Preußen unter dem Prinzen Friedrich Karl. 

(Sachſen). Ein vom 36er Ausſchuß in Frankfurt entworfener Protefi 
wird zuerjt von fämmtlichen Abgeordneten der II. Kammer unter: 
zeichnet und bejchloffen, denjelben dem Bevollmächtigten des deutſchen 
Pundes an ber Londoner Gonferenz Frhrn. v. Beuft zu übermaden: 

„Angeſichts des Zufammentritts der Londoner Eonferenz und in Ermangelung 
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einer Geſammtvertretung unſerer Nation, erklären wir, die Mitglieder deutſcher 
Landesvertretungen, vor Deutſchland und Europa: Das klare Recht und 
der ausgeſprochene Volkswille fordert die Treunung der Herzogthümer 
Schleswig-Holſtein von Dänemark. Das klare Recht und der ausgeſprochene 
Bolfswille beruft den Prinzen Friedrich von Auguſtenburg zur Erb: 
folge im den umgzertrennlich verbundenen Herzogthümern. it diefes Recht 
bejtritten, fo ftebt die Entſcheidung Feiner Gonferenz dev Mächte, fie ſteht 
allein dem Volfe und feinen Vertretern zu. Gegen jede Verfügung, bie 
über das Schidjal der Herzogtbüimer ohne oder wider ihren Millen getroffen 
werden jollte, protejtiren wir im Namen der Nation und verwahren 
n jegt und alle Zukunft das Recht Deutfchlands und des jchleswigsbolfteinifchen 
olfes.“ 

15. Apr. (Heſſen-Darmſtadt). Die II. Kammer beſchließt mit 32 gegen 
12 Stimmen nad dem einjtimmigen Antrag des Ausichuffes: 

„Sn der Anficht, daß bei einer nationalen Politif Deutichlands die Auf: 
nahme der Uebung in den Waffen in die allgemeine Erziehung der männlichen 
Jugend das Mittel fein wird, eine Organifation der bewafineten Macht zu 
seroirfen, die mit Fürzerer Dienftzeit und großer Verminderung 
ter Öffentlihen Ausgaben die wohlbegründeten Vorwürfe gegen bie 
Größe und Kojtipieligkeit unferer jegigen militäriſchen Ginrichtungen befeitigt, 
die großh. Regierung zu erfuchen, zeitgemäße Neformen im Sinne einer all: 
gemeinen Webrhaftmahung mit militärifcher Giniibung ſämmtlicher 
männlicher jugend und tüchtig ausgebildeten jtehenden Cadres vorzubereiten.“ 

19. „ (Baden). Die I. Kammer verwirft in der Budgetberathung die 
von der Regierung beantragte Erhöhung der Dotation des Erzbis: 
thums Freiburg mit 27 gegen 26 Simmen. 

„» r» (Maffau). Die II. Kammer bejhließt nad einer überaus hef— 
tigen Discuflion die Antwortsadreffe nad dem Entwurfe der Mehr: 
heit des Ausſchuſſes mit 16 gegen 6 Stimmen, obgleich die Regie: 
rungscommifläre wiederholt erklärt hatten, daß die Adreſſe in diefer 
Faflung nicht werde angenommen werben: 

. ... Die Fortdauer des Zollvereins wird von bem einftimmigen 
Urtheile des Landes gewünſcht. Die Gemeinſamkeit der wirtbichaftlichen In— 
terefien der zollverbündeten deutichen Staaten fpricht biefür jo laut, bak, wenn 
dieje allein enticheiden, bie Hoffnung begründet ift, daß die dermalen ſtatt— 
findenden Verhandlungen baldigjt zur Befeitigung ber obmwaltenden Schwierig: 
feiten, insbejondere auch derjenigen, weldhe durdy den nach dem Urtheile ber 
überwiegenden Mehrheit der betheiligten Kreife den wirtbichaftlichen Intereſſen 
unjeres Landes förderlichen preußiſch-franzöſiſchen Handelsvertrag erregt find, 
führen werden. Wir bauen darauf, daß vor dem befinitiven Abſchluß eines 
neuen Zoll oder Handelsvertrags das landſtändiſche Mitwirfungsrecht werde 
in Anipruch genommen werben. . .. In Schleswig: Holftein jind noch 
fortwährend die Rechte und Intereſſen der deutſchen ration umd dev Herzog: 
thümer ſchwer bedroht. Wir geben uns der Hoffnung bin, Eurer Hobeit Res 
gierung werde auf das Eifrigfte bie Bejtrebungen fördern, die auf Anerkennung 
und Durchführung des Nechts der Herzogthümer gerichtet find, eng mit eins 
ander verbunden, von Dänemark vollitändig getrennt unter ihrem eigenen 
Fürften zu leben. Wenn Cure Hobeit zu diefem Zweck es nöthig ober bien: 
lich erachten, Höchſtdero Truppen auf den Kriegsfuß zu ſetzen, fo wird das 
Fand mit Freuden die erforderlichen Mittel in reichem Maße bereit jtellen. 
Wir Fönnen gerade hier nicht umbin, Eurer Hoheit Aufmerkjamfeit „darauf 
zu Ienfen, daß ſowohl die Unficherheit der Verkehrs: und Handelsverhältniſſe, 
welche der nahe Ablauf bes Zollvertrags in Verbindung mit den wegen bes 
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—— obſchwebenden Differenzen im Gefolge bat, als bie mangel— 


afte Vertretung und theilweiſe Preisgebung deutſchen Rechts, deutſcher Ehre 
und deutſcher Intereſſen und die Ungewißheit über die letzten Ziele des ent— 
brannten Kriegs, daß alle dieſe Uebel in dem unglücklichen Umſtande bezrün: 
bet find, daß big beute noch die Zujammenfafjung der diplomatiihen Vertre— 
tung und der militärifchen Führung der ganzen Nation in den Händen einer 
einbeitlihen, von einer wahren deutjhen Nolfsvertretung 
umgebenen Gentralgewalt fehlt. Wir bitten beshalb Eure Heheit, 
Höchſtdero Fürſorge dahin richten zu wollen, daß endlich die ber deutſchen Netion 
gewordenen Verheißungen und das wiederholt anerkannte Recht verwirklicht 
werden möge, in einer wohlgeordneten Geſammtverfaſſung in der Reihe der 
europäiſchen Staaten die Ehren- und Machtſtellung einzunehmen, wozu ſie 
nad ihrer Größe, ihrer geſchichtlichen Zuſammengehörigkeit und ihrer ort: 
gefchrittenen Bildung mehr als irgend eine Andere berufen ill... . Gnäs 
bigiter Herzog und Herr! Gurer Hobeit Erwartung in Höchſtdero verdient: 
lihem Streben, das Wohl des duch Gottes Fügung Höchſt Ihrer Regenten: 
gewalt nach dem Staatsgrundgejeß untergebenen Yandes zu fürdern, wobei 
Gott Höchſt Ihnen feinen gnädigen Schuß verleihen wolle, durch Dero ge: 
treue Stände unterftügt zu werben, glauben wir nicht bejjer entipregen zu 
fönnen, als indem wir von treuejter Anbänglichfeit an Höchſt Dero Perſon und 
das berzoglihe Haus befeelt, in der höchſten Ehrerbietung mit derjenigen 
Offenheit und Wahrbaftigfeit, wie fie uns durch die Berufung zur 
Vertretung des Landes zur licht gemacht ift, bei Eurer Hoheit Zeugnig von 
ber Stimmung des Yandes ablegen und Abbilfe der beitebenden 
Beſchwerden erbitten. Durch die neueften Maknabmen Eurer Hoheit Re: 
gierung, wodurch die weientlichiten Nolfsrechte beeinträchtigt und die Girund- 
lagen der Rechtsordnung angetaftet worden find, it das Yand in jchwere 
Sorgen und Bekümmerniß verſetzt. Es ſieht fich in feinen politischen und Bürger: 
lihen Rechten angegriffen und felbft jeine materielle und geijtige Entwidlung 
gehemmt. Die Erlöfung aus dieſer Bedrängni erwartet es von dererleuchteten 
Einfiht Eurer Hobeit durdh Wiederherjtellung dbesverfaffungsmäßi: 
gen Rechtszuſtandes und den Ausbau der darin verheißenen Grundlagen 
der Staatsordnung. Das naſſauiſche Volt ift vermöge feines Redhtsjinnes 
und feines Bildungsitandes gewiß fo jehr wie irgend ein anderer deutſcher 
Volksſtamm wertb, der Wohlthaten theilhaftig zu werden, weldhe ibm die 
Berfaffung durch die Sicherung feines Rechtszuſtandes und feiner wirthichaft- 
lihen und geiftigen Gntwidlung verheißt. Wollten Eure Hobeit geruben, 
hierin den Wünfchen des Yandes entgegenzufommen, dafjelbe würde nie wer: 
effen für die hochherzige Entſchließung durch gejteigerte Liebe und Anhäng— 


ichfeit feinen Danf abzutragen.“ 

Der Herzog lehnt die ntgegennahme der Antwortsadrefle der 
II. Kammer ab, wie er ſchon vorher diejenige der I. Kammer ab: 
gelehnt hatte. 


20. Apr. (Zollverein). ine öſterreichiſche Depeihe an Preußen erflärt 


fih mit dem Refultat der Prager Conferenz v. 18.—20. März, 
wie fie von Seite Preußens aufgefaßt werde, keineswegs zufrieden 
gejtellt. 

Die Depeiche beginnt mit der Anerkennung, daß ber preußiihe „Stanb- 
punkt eine den ernenerten engbefreundeten Beziehungen ganz entiprechende 
Einkleidung“ erfahren babe; fie conftatirt aber „mit aufrichtigem Bedauern“, 
daß die Schluffolgerungen, welche das preußifche Gabinet aus ber von ben 
beiderfeitigen Bevollmächtigten in Prag aufgenommenen „Regiftratur” gezogen, 
als ob Dejterreich auf die im Februarvertrag in erfter Linie in Ausficht ge— 
nommene Zolleinigung verzichte, „weder nach den Anftructionen noch nad) den 
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in Gemäßheit derſelben abgegebenen Erklärungen des dieſſeitigen Bevollmäch— 
tigten als gerechtfertigt” erachtet werden könnten. Eine „gemeinſame Grund: 
lage” für die weiteren Vereinbarungen ſei dort „nicht gewonnen“ worden, 
injofern der preußiſche Bevollmächtigte ſich „ausſchließlich“ auf ben Boden 
der zweiten Alternative des Art. 25 des Februarvertrags (Derfehrserleichte: 
rungen und Fortbildung des genannten Vertrags) geftellt, während boch, wenn 
Art. 31 des franzöſiſchen Handelsvertrags jtehen bleibe, jener Vertrag einer 
„für Dejterreih irgend werthvollen Kortentwidlung gar nicht fähig“ Sei. 
Hr. v. Vismard, heißt es in der Tepeiche dann weiter, Tpreche in feinem Er⸗ 
laß die „Hoffnung“ aus: Oeſterreich alsbald „Namens des Zollvereins und 
gemeinſam mit Bayern und Sachſen“ zu weiteren — — auf der von 
ihm vorausgeſetzten Grundlage einladen zu können; dagegen müſſe peremptoriſch 
erklärt werden: Oeſterreich werde „nur“ auf Grundlage der erſten Alternative 
des Art. 25 (Anbahnung der Zolleinigung) verhandeln. Dieſe Verhandlungen 
zu eröffnen, ſei es „bereit“, e8 fei aber ebenfo „entichloffen von feinem der: 
tragsmäßigen Recht darauf” Gebrauch zu machen, und es „müſſe ſich in diefer 
Beziehung alle feine vertragsmäßigen Anſprüche vorbehalten . . .“ 

21.Apr. (Zollverein). Eine bayerifhe Depeſche an Preußen verlangt 
von deimjelben eine weitere Verſchiebung des Wiederzufammentritts 
ber Berliner Zolleonferenz „allenfalls bis Ende Mai“, da Oeſterreich 
dur) das Refultat der Prager Gonferenz ſich nicht befriedigt gebe: 

„0... Es dürfte ſich vielmehr in eriterer Yinie für die kgl. preußijche 
Regierung die Erwägung aufdringen, wie fie den fraglichen Beſtimmungen 
des Kebruarvertrages und den hieraus hervorgebenden Verpflichtungen, jo wie 
ben bierin begründeten gewichtigen Antereſſen mehrerer Bereinsregierungen und 
insbejondere der bayerijchen, für welche der Verkehr mit Oejterreich bon weit 
größerer Wichtigkeit ift, als jener mit Frankreich, in einer Weife zu entiprechen 
vermöge, bie Wenigitens einige gegründete Ausficht auf einen günjtigen Erfolg 
darbietet. Die bayerische Regierung wenigſtens kann nur wiederholt ihre bei 
jeder pafjenden Gelegenheit ausgelprochene Neberzeugung darlegen, daß jie eine 
Annahme des franzöfiihen Vertrages ohne vorhergehende a Feſt⸗ 
ſtellung des handelspolitiſchen Verhältniſſes zu Oeſterreich weder mit den Ver— 
pflichtungen, noch mit den wahren Intereſſen des Zollvereines für vereinbar 
erachte. Zu einer Berathung von Seite der Zollconferenz ſcheint der baye⸗ 
riſchen Regierung bei dieſer Sachlage keine Veranlaſſung vorzuliegen, da ſich 
dieſelbe für jetzt lediglich auf die Entgegennahme der auf die preußiſche Auf— 
forderung vom 23. vorigen Monats erfolgenden Antworten beſchränken müßte 
-und ein weiteres Material erſt dann gegeben wäre, wenn die Möglichkeit einer 
Verjtändigung mit Defterreich durch Aufftellung einer annehmbaren Baſis für 
dieſe — von Seite der königlich preußiſchen Regierung in Ausſicht 
ſtehen wird. ... 

"n» (Baden). Debatte der U. Kammer über das Schulgeſetz. Ent: 
ſchiedene Erklärung des Minifters Lamey gegen die Agitation ber 
clericalen Bartei. 

"„n (Raffau). Der Abg. Fang begründet in der H. Kammer feinen 
Antrag auf Aufhebung der vctroyirten Verfaffung von 
1851 und Wiederherftellung der Verfaſſung von 1849. 
Der Regierungscommiffär verliest eine Erklärung des Minifteriums, 
in welcher auf die Gefährlichkeit des Antrages aufmerkfam gemacht, 
bon einer Berathung bdefjelben abgerathen und der Entichluß des 
Minifteriums ausgefprohen wird, daß dem Antrage auf keinen Fall 
würde Folge gegeben werben, weshalb auch die Regierung von jeber 
Vetheiligung an der Debatte abftehen werde. 
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23. Apr. (Schleswig). Ein Erlaß der Civilcommiſſäre ſichert allen 
chriſtlichen Glaubensbekenntniſſen gleichen Schutz zu und hebt die 
Beſtimmungen vom 15. Sept. 1758 bezüglich der gemiſchten Ehen 
(zum Nachtheil der Katholiken) auf. 

„„Maſſau). Debatten der II. Kammer über die von der Regierung 
geforderte Ungültigkeit dev Wahl des Abg. Braun. Der Ausſchuß 
trägt auf Annullirung der Wahl, aber zugleich auf eine Rechts: 
verwahrung an. Die Kammer nimmt den erjten Antrag einſtimmig, 
ben zweiten mit 15 gegen 5 Stimmen an. 

25. „ Zulammentritt der Pondoner Gonferenz. 

„» » (Baden). Die fämmtlihen Mitglieder der I. Kammer, an ihrer 
Spite ber Präfident Prinz Wilhelm, unterzeichnen den (vom 36er 
Ausihuß angeregten) Proteft gegenüber der Londoner Gonferenz gr 
18. Apr.). 

„ „» (Lauenburg). Uebereinftimmend mit dem Proteft und Per: 
wahrung der Bürger der Stadt Yauenburg v. 27/29. Dec. 1863, 
dem Proteft der Bürger der Stabt Mölln v. 30. Dec. 1863, der 
verwahrenden Erflärung der Einwohner des Amt ESchwarzenbeder 
Wahldijtriets v. 2. Jan. 1864 und den Erflärungen von 1200 Landes: 
angebhörigen vom Januar 1864 beſchließt der mit Genehmigung der 
DBundescommifjäre conftituirte $,Yauenburgiiche Verein“ einjtimmig 
eine Erklärung zu Handen der Bundesverfammlung und des Der: 
treterö des deutihen Bundes an der Londoner Conferenz: 

5 . Der Regierungsnachfolger Friedrichs VII. im Königreih Dänemark 
nad) ber Tpronfolgeordnung vom Jahre 1853 ift im Herzogthum Yauenburg 
nicht der berechtigte Herrscher. Die rechtliche Entfheidung der Suc- 
cefjionsfrage jteht allein dem hoben deutfhen Bunde zu. Die 
Mächte, welche in London ſich vereinigt haben, jind nicht befugt, willfürlich, 
bem Rechte zuwider, über das Land zu Gunjien Dänemarks zu verfügen. 
68 würde, wenn diefes geſchehen follte, zu den Nechtsverlegungen, welche burch 
die Wiener Verträge dem Yande zugefügt find, zu bem Unrecht bes Condoner 
Vertrags vom Jahre 1852 eine neue Rechtsverletzung hinzutreten, deren Fol— 
gen nicht minder nachtheilig für das Land und für ganz Deutſchland ſein 
würden, als die Folgen dev früheren rechtswidrigen Vorgänge, Es lebt je: 
doch das Vertrauen im Lande, daß der hohe deutjche Bund, daß zumal bie 
föniglichen Regierungen von Preußen und Hannover, welche in den abge— 
ſchloſſenen Verträgen die Rechte des Landes ausdrücklich und beſtimmt ge— 
währleiſtet haben, es nicht zulaſſen werden, daß eine dem Rechte zuwider— 
laufende und dem Intereſſe Deutſchlands entgegenſtehende Entſcheidung von 
unbeikommender Stelle getroffen werde.“ 

26. „ (Hamburg). Die Bürgerſchaft bewilligt in zweiter Berathung 
die vom Senat geforderte zweite Mi. MB. für Küſtenſchutz. 

28. „ (Hannover). Wiederzufammentritt der feit dem 15. März ver: 
tagten Stände. Der Abg. Miquel beantragt in ber II. Kammer 
fofort eine Zufchrift an die Regierung, welche, indem fie das „Er: 
ftaunen und den tiefen Mißmuth des Landes” über die Erflärungen 
des Grafen Platen ausfpricht, die Negierung zu einer fchleunigen 
und bündigen Erflärung über die Richtigkeit oder Unrichtigfeit der 
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Mittheilungen des engliſchen Blaubuchs, zur unumwundenen Los⸗— 
ſagung von dem Londoner Protokolle und zur Anerkennung Fried: 
richs VIII. als zu dem Schritte auffordert, der allein jedem ferneren 
Mißtrauen wehren und den Beweis geben könne, daß die Regierung 
die Politik des Grafen Platen nicht billige. 


— Apr. (Schleswig und Holftein). Auf Anweifung der Delegirten: 


3. 


30. 


verſammlung der Schleswig-Holſtein-Vereine organiſiren ſich die 
Männer, welche der früheren ſchleswig-holſteiniſchen Armee angehört 
haben, zu „Vereinen ſchlesw.holſt. Kampfgenoſſen.“ 

„CDeutſch-däniſcher Krieg) Die Dänen räumen die Feſtung 
Friedericia. Ganz YJütland mit Ausnahme des jenfeitd des Lym— 
fiords gelegenen Landſtrichs tjt in den Händen der Allürten. 

» (Hannever). Die Regierung wird in der U. Kammer über bie 
früheren Berhandlungen bez. Flotte und Küſtenſchutz und den ſeit— 
berigen Erfolg interpellitt. Der Minifter geſteht, daß diejelben ohne 
Erfolg geblieben jeten, meint aber, „cs fei jetzt ein folder Schuß 
nicht mehr jo nöthig, denn die öfterr. und preuß. Flotten feien jeit: 
ber gewachſen und gerne bereit, ung zu helfen.“ Schallendes Ge— 
lächter der Kammer. 

„ Mafjfau). Die II. Kammer beichlieft troß des Widerſpruchs 
der Regierung mit allen gegen 6 Stimmen, die MWiederherftellung 
der Verfaſſung von 1849 in Berathung zu ziehen. 

„ (Hannover). Tie II. Kammer befchliekt in Folge der Ent: 
büllungen des engliihen Blaubuches auf den Antrag Miquels vom 
28. d. M. bez. der Politit des Minifters Grafen Platen folgende 
Reiolution: 

· . . Um ſo fchmerzlicher — Stände können das ber k. Reg. nicht verhehlen 
— ift das Erftaunen des ganzen Pandes über den Anhalt des dem englifchen 
Tarlament vorgelegten Blaubuchs, nach welchem der Minifter der auswärtigen 
Angelegenbeiten, Herr Graf Paten, in feinen vertraulichen und bisher der 
Defjentlichfeit entzogenen Unterredungen mit dem englifchen Geſandten fich 
rüdjihtslos für die jog. Integrität der däniſchen Monardie, 
den Rechtsbeſt and des Londoner Protofolls und gegendie Succeffiong- 
rechte des Herzogs Friedrich ganz im Wiberipruch mit dem Rechte 
und den Pflichten Deutſchlands und insbejondere den Aufgaben unferes König: 
reich ausgeſprochen haben foll und damit die bedauerlichiten Anfichten und 
Intentionen in dieſer heiligen Sache Fundgegeben haben würde. Stände hal: 
ten es für ihre dringende Pflicht, dem allgemeinen Bedauern und 
bem tiefem Mißmuth des Landes über diefe Dinge Ausdruck zu geben 
und bie f. Regierung dringend zu erfuchen, ſchleunigſt offen fid) darüber zu 
erklären, ob und inwiefern ber erwähnte Anhalt jener in dem Blaubuche ent: 
haltenen Depeſchen in ber Wahrheit begründet ift und in allen Fällen nicht 
nur die große Bejorgniß des Yandes durch die endliche offene Darlegung bes 
wahren Standpunftes der F. Regierung felbft in ber ſchlesw.-holſt. Sache zu 
zerjtreuen, jondern auch jedes fernere Miftrauen auf immer durch eine bün— 
bige Fosfagung von dem Londoner Protokoll und eine entfchiedene 
Anerkennung des legitimen Herzogs von Schleswig-Holſtein Friedrichs VIII. 
zu bejeitigen und ganz unzweifelhaft Flarzuftellen, daß die E. Regierung ben 
nad den erwähnten Depeihen von dem Herrn Grafen Platen eingenommenen 
Standpunkt in Feiner Weife billigt," 
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Ende Apr. (Preußen). Gedicht für Annerion der Herzogthümer an Preu- 
Ben, gedrudt in der Deder'ihen Oberhofbuchdruckerei. 

— Apr. (Deiterreid). Don Seite feines der im Laufe des März 
und April verfammelten Yanbtage ber beutjchölterreih. Kronländer, 
auch nicht derjenigen von Dberöfterreih oder Steiermark, erfolgte 
eine Demonftration für die beutihe Sache in den Herzogtbümern, 
jondern lediglich loyale Anerkennung ber tapfern Armee. 


— Mai. (Holftein und Schleswig) Bon Preußen aus wird in den 
beiden Herzogthümern eine Adreſſe an den König von Preußen im 
Umlauf gefeßt, welche geradezu die Einverleibung ber Herzogthümer 
in Preußen verlangt: 

. Ew. E. Maj. Feinde find unfere Feinde! Sie find unferes Landes 
ſchonungsloſe, rückſichtsloſe Ausſauger und Unterdrüder gewejen. . . . Wir 
wagen es, in dieſem feierlichen Augenblif auszufprehen, was bie vruſi vieler 
Tauſende bewegt und die laute Freude unſeres Herzens noch mit einem Wölk— 
chen bangen Schweigens verſchleiert: der Sieg der Preußen würde ſich in 
unſer Aller entſetzlichſtes Unglück, in den vollſtändigſten Ruin unſerer Fa— 
milien verwandeln, er würde Tauſende von uns auf immer von dem Boden 
ihres Geburtslandes verbannen, wenn Ew. Maj. nach dem, was ſich jetzt 
unter uns zugetragen, Ihre ſchůtzende Hand von uns abzögen und uns unter 
irgend einer Form wiederum dem däniſchen Regimente überließen. Königliche 
Majeſtät! Ein gemeinſames Band des Schutzes und Trutzes gegen Dänemark 
und jeden andern äußern Feind umſchlinge unſer Land bis zur Königsau 
mit Preußen! Schleswigs Söhne ſind bereit, ihre Seetüchtigkeit auf der 
preußiſch-deutſchen Kriegsmarine zu bewähren und mit Preußen und Deutſchland 
gegen ganz Europa einzuftehen für des preußifh=deutjhen Reiches Grenze 
an der Königsau und für der Herzogthümer Selbitregierungsredht und innere 
provinziale und locale Freiheit und Selbjtändigfeit. Die ntegrität Des 
preußiſch— deutſchen Reiches deutſcher Nation bis zur Königsau und 
die innere Selbſtändigkeit der Herzogthümer, das ſei unſer, ſei Preußens und 
ganz Deutſchlands oberſtes Princip, Feldgeſchrei und Loſung! Möge der Gott 
der Heerſchaaren und Schlachten, der auch der Gott des Völterglüds und ber 
Woblfahrt des Einzelnen ift, Ew. Majeftät Herz Ienfen, daß es im diejer für 
unfere, für Preußens und Deutjchlands Zukunft vielleicht auf Jahrhunderte 
entſcheidenden Zeit, unbefümmert um der Engländer, Ruffen, Franzoſen 
Dreinreden, fich entjchließe und handle, wie Ew. Majeftät großer Ahnherr, wie 
König Friedrid folder Lage und Aufgabe gegenüber fid, entichloffen und ge: 
handelt haben würde.” 

2. „ (Zollverein) Endliche Wiedereröffnung der Berliner Zoll— 
conferenz. Die Bertreter Bayerns, Württembergs, Heſſen-Darmſtadts 
und Naſſau's fehlen, diejenigen Kurheſſens und Hannovers erflären, 
daß fie nur bei einer Betheiligung aller Zollvereinsregierungen an 
-weiteren Verhandlungen Theil nehmen Fönnten. 

» » (Hellen:Darmftadt). Die II. Kammer fteht davon ab, in 
eine nochmalige Berathung des Gejeßesentwurfs über bie religiöfe 
Erziehung der Kinder einzutreten. 

3. „ (Bundestag) Die Mehrheit der vereinigten Ausſchüſſe erklärt 
fi gegen die von ben beiden Großmächten vorgeichlagene Beſetzung 


ber ſchleswig'ſchen Inſel Fehmarn durch Bundestruppen und bebarrt 
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gegen den Wunſch Defterreihs und Preußens darauf, daß jebe weitere 
Inſtructionsertheilung an den Bevollmächtigten des Bundes bei der 
Londoner Gonferenz von einer ausdrüdlihen Beihlußfaffung der Bun: 
desverſammlung jelbjt abhängig bleibe. 


6. Mai. (Hannover). VBorläufiges Referat an die II. Kammer über dag 


8. 


Budget (Domänenfrage). 
„ Der 36er Ausſchuß der Verſammlung von Mitgliedern deutſcher 
Yandesvertretungen übermadht dem Bevollmächtigten des deutfchen Bun— 
des an der Londoner Gonferenz, Hrn. dv. Beuft, die von ihm ent: 
worfene und betriebene „Rechtsverwahrung der deutſchen Landtags: 
mitglieder”, mit der Bitte, diefelbe zur Kenntniß der Gonferenz zu 
bringen (ſ. d. Wortlaut 18. April Sachſen). Diefelbe ift von 1350 
reſp. 1353 Mitgliedern der verfchiedenen deutfchen Landtage unter: 
zeichnet und zwar find ihr nad) den einzelnen Staaten beigetreten in: 
Anhalt: Von 35 Landtagsmitgliedern 1 Mitglied. Baden: Von 63 
Mitgliedern der Zweiten Kammer 61. Bayern: Von 148 Mitgliedern ber 
Abgeordnetenfammer 121. Braunfhweig: Bon 46 Landtagsmitgliedern 
42, Bremen: Von 145 Bürgerfchaftsmitgliedern 111. Frankfurt: Von 
98 Mitgliedern und verpflichteten Suppleanten des Gejeßgebenden Körpers 90, 
Hamburg: Bon 132 Bürgerfchaftsmitgliedern 107. Hannover: Bon 87 
Mitgliedern der Zweiten Kammer 64. Heſſen-Darmſtadt: Von 50 Mit: 
gliedern ber Zweiten Kammer 43. Kurbefjen: Von 53 Mitgliedern ber 
Ständeverfammlung 47. Liechtenſtein: Von 15 Landtagsmitgliedern 12, 
Lippe-Detmold: Von 14 Abgeordneten der I. Curie 11. Lübed: Von 
119 Bürgerjhaftsmitgliedern 41. Medlenburg: Schwerin und Stre: 
ig: Bon ben Mitgliedern der Nitterfchaft (deren anjehnliche Zahl nicht genau 
befannt ift) 12. Naſſau: Von ben Mitgliedern der Erjten Kammer 9, von 
24 Mitgliedern dev Zweiten Kammer 17. Oldenburg: Von 49 Landtags: 
mitgliedern 48. Dejterreich: Landtag des Königreichs Böhmen: Von 241 
Mitgliedern 20. Landtag des Herzogthums Steiermarf: Bon 63 Mitgliedern 
20. Borarlbergifcher Landtag: Bon 20 Mitgliedern 3; im Ganzen von 760 
Mitgliedern 46. Preußen: Bon 348 Mitgliedern des Abgeordnetenhaufes 
183. Reuß, jüng. Linie: Von 13 Landtagsmitgliedern 12. Sadjen: 
Ton 75 Mitgliedern der Zweiten Kammer 59. Sadjen- Weimar: Von 
30 Eandtagsmitgliedern 7. Sahjen-Meiningen: Die ſämmtlichen 24 
Landtagsmitglieder. Sachſen-Coburg-Gotha: Gothaifcher Landtag: Die 
ämmtlihen 19 Mitglieder. Goburgifcher Fandtag: Die fümmtlichen 11 Mit: 
glieder. Sahjen-Altenbnrg: Bon 15 Landtagsmitgliedern 10. Schwarz: 
burg-Rudolftadt: Bon 15 Landtagsmitgliedern 10. Schwarzburg: 
Sondershaufen: Von 15 Landtagsmitgliedern 7. Walded: Die ſämmt⸗ 
lihen 15 Landtagsmitglieder. Württemberg: Von 88 Mitglievern der 
Abgeordnnetenfammer 79. 


"» » Der Ausfhuß des Neformvereing, defjen Führer fi an ber 


vom 36er Ausfhuß in Frankfurt betriebenen Rechtsverwahrung deut: 
Iher Landtagsmitglieber nicht betheiligen, tritt in Nürnberg zufammen 
und beſchließt, eine befondere „Anſprache“ zu erlaffen: 

„Unabhängig von ber mwechjelnden Politif der Regierungen, hat ber deutſch— 
Reformverein die Einheit ber beutfchen Nation, dag Recht der Geſammtheit 
und aller ihrer Theile von feinen erjten Anfängen an vertreten. Es war bie 
Gonfequenz diejes feines Principes, daß er unmittelbar nad) dem Tode Fried: 
richs VII. von Dänemark fiir das fowohl im ſchlichten Voltsbewußtjein als in 
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der Wiſſenſchaft begründeten Landes-, Staats: und Fürſtenrecht der Herzogtbiä 
mer Scyleswig=Holjtein und ihres angeſtammten Herzogs Friedrichs VIH. einge 
treten ijt. Inzwiſchen bat der ruhmreiche Erfolg der öfterreichiich-preußiicher 
Waffen eine Bolitif der deutſchen Großmächte begleitet, weldhe nady ihren Fund 
gegebenen Motiven und Zweden mit den Gefühlen der deutfchen Nation in Wider 
jpruch jtand. Der Feind ift ohne den Bund gejchlagen. Allein das Recht, um dae 
es ſich handelt, ijt von den Siegern bis zur Stunde nicht nur nicht anerfannt 
fondern noch vor der Befragung der jchleswigebolfteinischen Stände zum Gegen: 
ftande der Verhandlung mit fremden Mächten gemacht. Sid; jelbit und jeiner 
Grundſätzen treu, hält es der Neformverein an der Zeit, wiederholt und feier: 
licy auszusprechen und injonderbeit dem Vertreter des beutichen Bundes in Yon: 
don zuzurufen, daß die deutiche Nation, inſolange fie jich jelber achtet, jed« 
Löſung der jchleswigsholjteiniichen Frage, die gegen das Recht der Herzog 
thümer, ohne Zuſtimmung ihrer gefeßlichen Vertreter und ihres Fürſten er- 
folgt, von Jich weift und weijen muß!” 


8. Mai. (Preußen) richtet eine Circulardep. an die deutjchen Regierungen, 


in der es erflärt, daß es mit Dejterreih auf die von ihnen vorge: 
Ichlagene Betheiligung des deutjchen Bundes an dem weiteren Kriege 
gegen Dänemark durch Belebung der jchleswigichen Inſel Fehmarn 
mit deutſchen Bundestruppen verzichte und zugleich auf das ganze 
bisherige Verhaltniß zwifchen den beiden Großmächten und den übrigen 
Bundesjtaaten in diefer Angelegenheit von feinem Standpunkte aus 
einen Rüdblid wirft: 

„++. Dur den Beſchluß vom 14. Jan. d. J. bat der Bundestag zu un: 
ferm lebhaften Bedauern diefe Iheilnahme abgelehnt, und wir jahen uns ge- 
nöthigt, mit Dejterreich allein die Wahrung deutjcher Anterefien in die Hand 
zu nehmen. Unjer Vorgehen wurde von umerwartet rajchen Erfolge gekrönt ; 
doch blieb auch nad dem erjten Gelingen noch eine ernjte kriegeriſche Thätig— 
feit in Ausficht und wir glaubten alsdann bei den deutjchen Regierungen den 
ſehr natürlichen und gerechtfertigten Wunfch wahrzunehmen, an dieſer Thä— 
tigkeit ſich zu betheiligen. Wir waren bereit, diefem Wunjche entgegen: 
zukommen, denn wir begriffen ſehr wohl, wie ſchmerzlich es namentlich den in 
Holjtein aufgejtellten deutihen Truppen fein mußte, müßige Zuſchauer ber Kriege: 
thaten ber verbündeten Armee zu bleiben. Aus diefer Rückſicht ging der öſter— 
reichiichpreußiiche Antrag vom 25. Februar d. J. hervor, weldyer offenbar den 
Umftänden am angemefjeniten war und ben deutichen Negierungen die leichteite 
Gelegenheit bot, durch einen raſchen Entihluß in die weitere Entwidelung 
ber kriegeriſchen Greignifje mit einzugreifen und zugleich Mißſtände zu be: 
jeitigen,, weldye ji) in Betreif der nothiwendigen Maßregeln zur Sicherung 
unjerer Armee im Rüden und ihrer Verproviantirung ergeben hatten und 
welche dem Auslande das traurige Schaufpiel deutfcher Uneinigfeit in einem jo 
entjcheidenden Momente zu bieten drohten. Die ohne Kriegserflärung er- 
folgte Wegnahme bdeuticher Schiffe — audy außer den öfterreichiichen und preu- 
ßiſchen — Seitens der Dänen hätte unferes Erachtens diefen Entſchluß nur 
erleichtern fünnen. Statt dejjen begegnete die Annahme unjered Antrags uns 
erwarteten Schwierigfeiten von den verjchiedenften Seiten ber. Von einer Seite 
verlangte man eine vorhergehende Sommation an Dänemark, von anderer Seite 
bie Theilnahme anderer deutjcher Regierungen an der Beſetzung Holfteins durch 
Heranziehung entlegener Bundesarmeecorps. Daneben wurden wegen bes Ko- 
ftenpunftes Schwierigkeiten erhoben; nd endlich wurde die Theilnahme bes 
Bundes an ber Verwaltung des durch unjere Streitfräfte eroberten Herzog: 
thums Schleswigs durch einen vom Bundestag zu ernennenden Commiſſär 
beaniprucht. Wie wenig wir auch dieſe Forderungen als nothivendig in der 
Natur der Sache begründet erachten Tonnten, jo find wir doch in feiner ber: 
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felben den Wünfchen der deutſchen Regierungen entgegengetreten. Gben jo be 
reitwillig bat die Failerlich öfterreichifche Regierung zu einer Ausgleihung 
die Hand geboten. Sie mußte nur mit uns auf der Grhaltung dev Ein— 
beit des militärifhen Oberbefehls beſtehen, welche jelbftverjtändlich 
die wejentliche Bedingung jedes Erfolges iſt. 

„ALS ſich nichtsdejtoweniger die Verhandlungen in den Ausſchüſſen in bie 
Yänge zogen, jchien fich in der Beſetzung der Inſel Fehmarn nod ein Mittel 
ur wenigfiens theilweiſe praftiihen Erfüllung der auf Theilnahme an der 
Aktion gerichteten Wünſche unſerer Verbündeten darzubieten, ohne die weit: 
läufige Emtwidlung der an den Antrag vom 25. Februar gefnüpften Fragen 
abzuwarten. Gerade die dem Angriffe ausgeſetzte Lage der Anfel und bie 
dadurch gegebene Ausficht auf eine wirklich Friegeriihe Ihätigfeit mußte, — 
jo glauben wir — unjeren Vorſchlag den Truppen in Holjtein wie ben beut- 
hen Regierungen erwünfcht erjcheinen lajjen. Es lag auf der Hand, daß 
ein ſchleuniger Entſchluß bier vor Allem am Plage war; wir durften einen 
ſolchen um jo mehr erwarten, als der Bund jchon vor Jahren im Namen 
Holfteins Anſprüche auf diefe Inſel gemacht hatte, deren Geltendmachung 
durch die vorgeichlagene Maßregeln doch nur hätte erleichtert werben können. 

„Aber auch bier traten wieder Zögerungen, Bedenklichkeiten und Vorfragen 
ein — und auch bier hat es nichts geholten, daß wir dieſe Vorfragen über 
Verftärfung der Grecutionstruppen, in voller Uebereinſtimmung mit ber kai— 
jerlich öjterreichiichen Regierung, durch unfere Zujtimmung raſch zu erledigen 
bereit waren. Der General v. Hafe bat die vor Wochen erbetene Ermächti— 
gung noch nicht erlangt, und wird fie vorausfichtlih nicht erlangen. Angefichts 
diefer, von uns in der That nicht erwarteten Wendung wird es für ung 
Pflicht, die Sache fallen zu lajjen und unſerem Vorſchlage Feine 
weitere Folge zu geben. 

„Aber wir haben aus diefen Gange dev Dinge auch die traurige Erfah: 
rung jchöpfen müjjen, welden Schwierigkeiten wir begegnen würden, wenn 
wir bei einer großen politischen Action uns auf den Bund flüßen, oder — 
wie man es bier jo vielfach von uns gefordert hat — jeinem Impulſe folgen 
wollten! Wenn wir nad dem ablehnenden Beſchluſſe vom 14. Januar nicht 
in Gemeinjchaft mit Dejterreich von unferem Rechte jelbititändigen Handelns 
Gebrauch gemacht hätten, jo wäre die ganze Angelegenbeit wabriheintich nod) 
jeßt nicht über das Stadium theoretiicher Discufjion hinausgefommen. Und 
wenn es zu einer Gonferenz, wie fie jekt in Yondon verjammelt ift, und ja 
auch ſchon damals vorgejchlagen war, gekommen wäre, welche Stellung hätte 
der Bund und ein Bevollmächtigter des Bundes auf derjelben einnehmen können, 
wenn die fiegreichen Heere Defterreichs umd Preußens ‚nicht in Schleswig ftänden ? 
Und wenn wir die Rüdfichten und Bedenklichfeiten erwägen, welche ſelbſt die 
Theilnahme an der ſchon im Gange befindlichen Action verhindert haben, — wie 
fönnen wir ba das Vertrauen gewinnen, welches unumgänglid nöthig iſt, 
wenn wir unjere Rolitif mit der des Bundes verjchmelzen jollen? Wenn wir 
auch dankbar anerkennen, daß einzelne Regierungen fich in richtiger und patrio= 
tifcher Würdigung der gemeinjamen Ziele uns angeichlofien haben, jo bat doch 
eine Mehrheit nur jelten am Bunde in diefem Sinne erreicht werden können ; 
und wir haben e8 mit Bedauern erfahren müffen, daß wir nicht allein zur Wah— 
rung unſerer eigenen, fondern zur Wahrung ber anerfannten deutſchen Intereſ— 
ine, wie zum Schuße der deutſchen Schifffahrt, auf unfere eigenen und Oeſterreichs 
Kräfte angewieſen waren, und daß die geringfte von unjeren Bundesgenoſſen 
geforderte Unterftügung in Folge von Miptrauen und doctrinären Weiterungen 
ausblieb, Die Sache, die wir und Oeſterreich gegemmvärtig verfechten,, bat, 
wir dürfen e8 fagen, unter diefer unmatürlichen und beflagenswerthen Differenz 
zwiichen einer Majorität von Bundesregierungen und den beiden größeren deut: 
Ihen Mächten noch nicht gelitten. Aber wir müfjen, um ber Zufunft Deutfch- 
lands willen, dringend wünſchen, daß die beutfchen Regierungen fi) der Er: 
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fenntniß eines ſolchen Juftandes nicht verjchließen und die Nachtbeile 
erwägen werben, welche derjelbe für alle beutjchen Verhältniſſe und materiellen 
Intereſſen mit fich führen muß. Daß das bisher von ihnen eingeichlagene Ver: 
fahren ihre eigenen Ziele nicht gefördert hat, können bie Bundesregierungen 
nicht verfennen. Es liegt in ihrer Hand allein, das richtige und natürliche 
Berhältniß wieder herzujtellen; und wir boffen gern, daß bei ruhiger Betrady- 
tung auch für fie diefe Erfahrung nicht verloren fein wird.“ 


8. Mai. (Württemberg). Eine allgemeine Landesverfammlung in Stutt- 


„ 


10. 


„ 


gart Spricht fih troß mehrfachen Widerſpruchs in ihren Rejolutionen 
aus für: 

„... Vorläufige Verbindung der deutichen Mittel: und Kleinftaaten, geitügt 
auf eine gemeinfame Vertretung und allgemeine Wehrhaftmahung des Volkes, 
und Befreiung derfelben von dem berrichenden Einfluß Preußens und Defterreiche ; 
die politiiche Gonftituirung Gefammtdeutichlands mit Gentralgewalt und Par: 
lament ohne preußijche und ohne öfterreihifche Spike als unfer Endziel. . .“ 

„ (Holfjtein und Schleswig) Kine große Yandesverfammlung 
von ca. 40,000 Berjonen in Rendsburg bejchliegt einjtimmig zu er: 
klären: 

„1) Wir halten unerſchütterlich feſt an unſerem guten Recht. Getrennt 
von Dänemark wollen wir ein freies S.“H. unter unſerm angeſtammten Herzog 
Friedrich VII. 2) Wir fordern, daß den Vertretern des Landes Gelegenbeit 

egeben werde, für dieſes unſer Recht feierlich Zeugniß abzulegen. 3) Sollten 
Ba Mächte willfürlich über uns verfügen wollen, jo find wir entſchloſ— 
fen, für unfer Recht, für bas wir [hon einmal inWaffen ftan- 
ben, das lebte einzujeken. 4) Die Yandesverfammlung in Rendsburg 
Ipricht den verbündeten Armeen den Danf des jchlesw.:holft. Volfes aus für Die 
fiegreich vollzogene Befreiung bes jchleswigichen Yandes. Sie iſt es aber gleidh- 
zeitig der Ehre und der Selbſtachtung ihres Volkes ſchuldig, das dringende 
Verlangen auszusprechen, daß endlich der wehrbaren Mannjchaft vergönnt wer: 
den möge, mit den Wafjen ım dev Hand an der Fortſetzung des Befreiungs: 
werfes theilzunehmen.“ 

Eine VBerfammlung von 2— 3000 Männern, die nicht mehr nad) 
Nendsburg gelangen konnten, nimmt in Itzehoe diejelben Rejolutio: 
nen an. 


(Deutſch-däniſcher Krieg). Ruhmvolles Seegefecht des öſterr. 
Geſchwaders gegen die dänische Zlotille bei Helgoland. Der Capitän 
der Fregatte Radetzky, Tegethoff, wird dafür vom Kaiſer zum Contre: 
Admiral ernannt. 

„ (Londoner Konferenz). Es wird Waffenruhe auf die Dauer 
eines Monats beſchloſſen. Die Dänen bleiben während berjelben im 
Befite der Inſel Alfen, die Alltirten in demjenigen Jütlands. Die 
Blocade wird aufgehoben. 

„ (Schleswig). Die beiden Givilcommifjäre antworten auf bie 
Mittheilung der Rejolutionen der großen Landesverfammlung vom 
8. d. M. in Rendsburg und das Geſuch, diefelben ihren 5. Regie— 
rungen zur Kenntnignahme zu unterbreiten, ablehnend, indem ſich 
„diejelben weder nad Form noch Inhalt zu einer offiziellen Mitthei- 
lung eigneten“ und ſchicken die Eingabe zurüd, 

„ (Hannover). Verhandlungen ber I. Kammer über die Enthüllungen 
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des engl. Blaubuches bez. der Politik des Grafen Platen in der 
ſchlesw.-holſt. Angelegenheit. 

Erklärung der Regierung: ‚Die königliche Regierung muß es mit 
voller Entſchiedenheit ablehnen, über den Inhalt einſeitiger und in keiner 
Weiſe beglaubigter Berichte auswärtiger Geſandten, aus deren Unterredungen 
mit einzelnen Mitgliedern des Miniſteriums in irgend welche Erörterungen 
einzutreten. Die Regierung hält in Beziehung der Behandlung der Herzog— 
thümer Holſtein, Schleswig und Lauenburg unabänderlich feſt an dem Stand— 
punkte, welcher von Sr. Majeſtät dem Könige in der Thronrede vom 18. eb: 
ruar dieſes Jahres unter dem Beifall der Allgemeinen Ständeverfammlung 
bezeichnet worden iſt; und, überzeugt, daß nur durch die volle politifche Selb: 
ftändigfeit der Herzogthümer ein dauernder Friede gefichert werden kann, wird 
fie im Verein mit ihren deutihen Bundesgenofjen fortfahren, ihren ganzen 
Einfluß dahin geltend zu machen, daß ein jolcher ‚Frieden erreicht wird. In 
Rückſicht auf die Succejjionsfrage endlich, in welcher die Regierung fich Tedig- 
ih durch Gründe des Rechts bejtimmen laſſen kann, muß diejelbe auch jet 
jedes eimjeitige Vorgehen ablehnen.” 

Erflärung des Grafen Platen: „Die dem englifhen Parlamente 
vorgelegten Berichte des bier beglaubigten königlich großbritaniichen Gefandten, 
von denen fein einziger von dem Minijter dev auswärtigen Angelegenheiten vorher 
verifteirt ift, geben weder ein volljtindiges, noch, joweit diefelben vorliegen, 
rihtiges Bild von dem Inhalte der zwiſchen bem gedachten Geſandten und 
dem Minifter über die jchleswig=holfteiniiche Sache jtattgehabten Unterrebungen. 
Berichte über die mehrfach erfolgte entichiedene Wahrung des deutſchen Rechts 
und die energiiche Zurüdweifung verfuchter Einwirkung auf die innere Landes- 
verwaltung, wie über ben Ausdruck ber Ueberzeugung. des Minifters der aus: 
wärtigen Angelegenheiten, daß nur durch Postrennung ber Herzogthümer von 
Dänemark ein dauernder Friede erreichbar jein werde, fehlen gänzlich und bie 
vorgelegten Berichte, die häufig nur Auszüge find, enthalten in den wejent: 
lihjten Runften eine irrthümliche Auffaffung und Mißverftändniffe. Der Mi: 
nijter der auswärtigen Angelegenheiten muß daher jede Verantwortlichkeit für 
dieje einfeitigen und nicht von ihm verificirten Berichte entfchieden ablehnen, 
und gegen jebe Beurtheilung der bannoverjchen Politik auf Grund derjelben 
Verwahrung einlegen.“ 


Auf die bejtimmte Anfrage an das Minifterium, was bie. von 
ihm gebrauchten Worte „politiihe Selbjtändigfeit der Herzogthümer“ 
bedeuten follen und ob darunter, wie man nad) dem natürlichen 
Wortſinn allerdings annehmen follte, die völlige Trennung von Däne: 
mark verftanden werden bürfe? antwortet der Minifter v. Hammer: 
fein: diefe Worte feien in berfelben Bedeutung wie bei den han— 
noverihen Abftimmungen am Bunde gebraucht, weitere Erläuterungen 

_ zu geben müffe er dagegen ablehnen. 

I. Mat. (Sadjen). Die II. Kammer ermächtigt in geheimer Sitzung 
einftimmig die Negierung zu einer Erneuerung des Zollvereing mit 
Preußen auf Grundlage des Handelsvertrags mit Frankreich. Die I. 
Kammer thut ebendasjelbe gleichfalls einftimmig. 

" » (Baden). Die II. Kammer bejchlieft gelegentlich des Militär- 
bubgetS auf den Antrag des Ausſchuſſes, die Regierung möge mit 
allen Mitteln darauf hinwirken, daß die in der Bundeskriegsver— 
faſſung beftimmte Dienftzeit bei der Infanterie auf 1% Jahre, bei 
den anderen Waffen verhältnigmäßig herabgefeßt werde. 
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11. Mai. (Zollverein). Bertrag zwilhen Preußen und Sadjen bez. Er: 
neuerung des Zollvereins auf Grundlage des Sandelsvertrags mit 
Frankreich. 


„ » Breußen). Morefje des Grafen Arnim=Boykenburg und einer 
Anzahl anderer hochgeftellter conjervativer Männer an den König bez. 
Löſung der ſchl.holſt. Frage: 

. . . . Zwei Sätze ergeben fih aus Vorſtehendem klar und unwiderleglich 
für Jeden, der ein Verſtändniß bat für preußiſche Ehre und für das Schickſal 
deuticher Stammgenofjen; — Ginmal: Wenn durch ben harinädigen Troß des 
Gegners die verbündeten Armeen dev deutſchen Großmächte gerechte Forderungen 
mit blutigen Opſern erfümpfen mußten, wenn Preußen Taufende jeiner Yan- 
desfinder am großen Tag der Entiheidung auf dem Kampfplage bluten ſah 
und betrauert, jo muß für foldhen reis ein würdiger Lohn gewonnen werden. 
— ‚Zweitens: Wenn die dänische Regierung jchon vor diefem Kampfe ein un: 
erträgliches Joch auf die Schultern dev deutjchen Herzogthümer legte, jo bat 
ihr Verfahren während des Kampfes fie vollends unfähig gemacht, ferner über 
diefelben zu herrſchen. Die nationale Grbitterung, weldye fie dort zwiſchen 
der deutfchen und däniſchen Bevölkerung geihürt und zur höchſten Höhe ge: 
fteigert bat, macht eine friedlihe und erträglihe Eriitenz ber erjteren 
unter bänifcher Herrihaft unmöglid. Wir halten die Trennung Des 
deutihen Schleswigs und Holfteins von Dänemark nud ibre Ver- 
einigung zu einem Ganzen, — jei es unter einem eigenen Yandes: 
bern und bem wirfjamen Schugße eines mädtigen deutjchen 
Staates, jei es als ein Theil diejes lekteren. — für die einzige 
Yöfung, welche die Opfer lohnt, die wir gebracht, welche Dauer des Fricdens 
und Wohlbefindens für die Vetheiligten verſpricht. Allergn. König und Herr! 
Tas preußiſche Volk, deß find wir gewiß, wird feine Opfer fcheuen, um Gw. 
Majeſtät in den Stand zu jepen, dieſe Yöjung mit aller Krajt zu verfolgen. 
— Wir betrachten es als beilige Pflicht gegen das Vaterland wie gegen 
unjere gefallenen Brüder: einzufteben dafür, daß ihr Blut nicht umjonfi 
geflojjen it, — daß cs eine Krucht trage, für welche Preußen in allen ferneren 
Zeiten jeiner heldenmüthigen Opfer in Dankbarkeit gedenten kann.“ 

(Baden). Bericht Yamey’s an die II. Kammer über die bezüglich 
der Wehrverfafjung eingegangenen Betitionen. Der Antrag des Abo. 
Kopfer für die Einführung der allg. Wehrpflicht wird mit allen 
gegen 2 Stimmen abgelehnt und eine motivirte Tagesordnung an: 
genommeit. 

A nie Anhalt). Der Lorfigende der herzogl. Staatsminijteriums, Dr. 
Sintenis, übergibt dem Yandtage eine „Drdre” des Herzogs, im 
welcher Auskunft über die dem Yandtage vorgelegten Geſetzentwürfe 
— durch welche theils bisher Anhalt-Deſſau-Köthen'ſches Recht auf 
Anhalt:Bernburg, theils umgekehrt bisher Anhalt:Bernburgifches Recht 
auf Anhalt:Defjausstöthen übertragen werden ſoll — verlangt und 
für den Fall, daß ſich deren Publication nicht bis zum 1. Juli ermög: 
lichen laſſen jollte, ein „Verzicht auf den Beirath des Landtags” und 
der Schluß des letzteren in Ausjicht gejtellt wird. 

„ » (Holitein). Antwort des Herzogs Friedrich an die Deputation, 
welche ihm die Bejhlüffe der Nendsburger Landesverfammlung v. 8. 
d. M. überbringt: 

„++ Das Geſchick bat es gewollt, dab das Land in einem Augenblide, 
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in bem es ich um Sein oder Nichtiein handelte, bei den ruhmreichen Thaten 

Anderer Zufchauer jein mußte. Mir ift es mehr als. Allen jchwer geworben, 

eine gleiche Stellung einzunehmen. Es war meine Pflicht, die idy im Intereſſe 

des Yandes erfüllte. Ich bin mir wohl bewußt, daß ich diefe Stellung nur 
durchführen konnte gegenüber einer jo loyalen und beharrlihen Bevölkerung, 
wie die ſchleswig-holſteiniſche. Die Kampigenoſſen der ſchleswig-holſteiniſchen 

Armee, die ſich in Rendsburg unter ihren Corpszeichen verſammelten, ſind 

nicht nur die Zeugen einer thatkräftigen Vergangenheit, ſondern auch die 

Bütgen, daß es dem Lande im Augenblicke der Noth an Vertheidigern nicht 

fſehlen wird. Ein König von Dänemark wird über dieſes Land 

nicht wieder herrſchen. Ich bin überzeugt, daß ich auf die ganze Kraft 
meines Volkes für die Erreichung des gemeinſamen Zieles rechnen kann. 

Möge das Land überzeugt fein, daß auch ich für das Recht des Landes freudig 

meine Perſon einjeßen werde.” 

2.Ma(Hannover). Die I. Kammer lehnt einftimmig den Beſchluß der 
1. Kammter gegen den Minijter Grafen Platen ab, „in der Anficht, 
die Mittheilungen des engl. Blaubuches jeien ungeeignet zu einer 
rihtigen Beurtheilung der Politik des Grafen Platen und im Ber: 
frauen, es werde der Regierung gelingen, mit ihren Bundesgenoffen 
einen befriedigenden Abſchluß der Nationalfahe zu finden.“ 

„Maſſau). Die I. Kammer beichlickt, mit 16 gegen 6 Stimmen, 
die Regierung aufzuforbern, die Berhandlungen mit Preußen und 
zwar auf Grundlage des Handelsvertrags mit Frankreich, fofort wieder 
aufzunehmen. 

. „ (Schleswig). Der Oberpräjident Rojen und der gefammte Magiftrat 
jo wie das Deputirtencollegium von Flensburg werden wegen fort: 
gefegter Renitenz von den Givilcommiffären entlaffen. 

u (Kurhejien). Die Ständeverfammlung verwirft die von der Re: 
gierung vorgeichlagene Notheivilehe gegen 9 Stimmen, die von der 
Yinten beantragte obligatorifche Givilche gegen 6 Stimmen und 
nimmt die facultative Givilehe gegen 8 Stimmen an. 

„ (Anhalt). Debatte des Yandtags über die „Ordre“ des Herzogs v. 
11.0. M. Erklärung des Staatsminijteriums. Verwahrung bes 
Langtags gegen die Ordre des Herzogs. 

Erklärung bes Staatsminifteriums: „... Wir wollen jedod 
bierbei Gelegenheit nehmen, uns gegen den Landtag über zwei Punkte aus- 
zuſprechen, die benfelben, wie uns nicht unbefannt geblieben, bei der bisherigen 
Bearbeitung der ihm vorgelegten Geſetzentwürfe vorzugsweije beſchäftigt haben 
und principiell jo wichtig find, dak wir winfchen müflen, daß die Stellung 
der Staatsregierung zu ihnen dem Landtage völlig ar fei. Der erſte Bunft 
it der, ob der Landtag zu den Gefegentwürfen nur Beirath nah $ 18 
oder Zu ftimmung nad $ 19 der Landfchaftsordnung zu ertheilen habe. 
ir müſſen ganz entjchieden daran feit halten, daß diefen Paragraphen gemäß 
bier nur von Beirath die Rede fein könne, nicht von einer Zujtimmung. 
Hietauf find wir nicht nur durch unfere innigſte Neberzeugung , jondern auch 
durch höchſten Befehl hingewieſen. Mir müſſen daher den Landtag erfuchen, 
als jicheranfehen zu wollen, daß von diefem Standpunfte nicht abgewichen 
werden werde. Der zweite Punkt ijt der der Revijion der dem Yanbdtage vor: 
gelegten Geſetze in materieller Hinfiht. Die Staatsregierung bat in Bezug 
auf ſämmtliche Vorlagen, wie ſchon in dem Schreiben vom 21. März an den 
Herm Unterdirector hervorgehoben worden, nur ben Bwed verfolgt, bas 
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bisher in Anhalt-Deſſau-Köthen geltende Recht in dem näher bezeichneten 
TIheilen auf Anbalt:Bernburg auszudehnen, zum geringeren Theile umgefebrt 
Bernburger Recht, jo weit es zweckmäßig jehien, für das Anhalt-Deſſau— 
Köthenſche Yand einzuführen... . Die Staatsregierung muß daher alle 
etwaigen Anträge ablehnen, welde auf eine Nevijion, eine Abänderung 
der in Anhalt: Defjausstöthen nad) den betreffenden Geſetzen geltenden rechtlichen 
Beſtimmungen eingehen. Abgejehen davon, ob bdergleihen überhaupt nöthig 
oder wünjchenswerth jeien, ijt bie Staatsregierung durchaus unvor- 
bereitet, ‚ragen von ſolcher tief und weitgreifenden Wichtigfeit, wie fie bier 
erhoben werden können, nebenher und gelegentlich in Erwägung zu ziehen... .“ 

Erklärung des Landtags: „In Erwägung 1) daß die Beendigung 
der Commiſſions- und Nbtheilungsberathungen über die umfangreichen Geſeß— 
vorlagen, welde dem Yandtage für die gegenwärtige auperordentlihe Diät 
zugegangen jind, zwar im naher Ausjicht ſteht, Daß jich jedody der Tag, an 
welchem die Verhandlungen darüber zum Abſchluß gelangt fein werden, vom 
Yandtage um jo weniger im voraus beitinnen läßt, als die Dauer dieſer 
Verhandlungen hauptjählic davon mit abhängt, ob die von Yandtage zu den 
verjchiedenen Geſetzentwürfen zu ftellenden Anträge eine bereitwillige Aufnahme 
Seitens ber Iandesherrlichen Commiſſarien finden; 2) daß der Yandtag eifrigst 
bejtrebt gemwejen iſt, dem ausgeiprochenen Wunſche der Staatsregierung nad 
möglichjter Beſchleunigung dev Verhandlungen auf jede Weife zu entjprechen 
und die Berathungen jo weit abzufürzen, als Dies bei der Wichtigfeit der vor: 
liegenden Gejeße mit dem Intereſſen des Landes irgend vereinbar erſchien; 
3) daß ben Yandtag Fein Vorwurf trifft, wenn es nicht möglich gewejen ift, 
die Berathung fo zahlreiher und umfafjender Geſetzvorlagen innerhalb einer 
Friſt von vier Wochen, wie gewünjcht mworben, zu beendigen, und zwar um 
jo weniger, als dem Yandtage einerjeits die betrefjenden Geſetzentwürfe großen: 
theil8 in einer unfertigen und unzwedmäßigen Form zur Beratbung 
überwiejen find, jo daß diejelben erjt mit einem beträchtlichen Zeitaufiwande 
durdy den Landtag unter Zuziehung von Regierungs-Commiſſarien baben 
umgearbeitet und neu redigirt werden müſſen, andererjeitö aber dem 
gegenwärtigen Yandtag die unabweisbare Pflicht obliegt, auch die beſtehenden 
Deſſau-Köthen'ſchen Geſetze, weldye auf den vormals bernburgijchen Yandestbeil 
ausgedehnt werden jollen, einer Berathung zu unterziehen, da bieje Geſetze 
gröktentheils ohne landſtändiſche Mitwirkung, ja zum Theil unter ausdrück— 
lihem Borbehalte der nachträglichen Zuftimmung des Landtags nur provi— 
ſoriſch erlafjen worden find, eine Pflicht, von deren Erfüllung jich der 
Fandtag durch die ausgeiprochenen Wünſche und das eigene Streben nad) 
möglichiter Beichleunigung ber Berhandlungen nicht abhalten lajjen darf; 
4) daß nad $ 18 der Yandjchaftsordnung der Beirath des Landtags zu 
allen Gejeken, welche das gemeine Wohl und das Beſte des Yandes angeben, 
erforderlich ijt, daß mithin ber für den Fall einer längeren Dauer ber Ver— 
bandlungen in Ausſicht gejtellte Verzicht der Krone auf den Veirath bes 
Landtags zu den vorgelegten Geſetzen, welche das Wohl des Yandes auf das 
Tiefite berühren, ganz abgeſehen von der Frage, in wie mweit ed nach ben 
Paragraphen 19 und 31 der Yandichaftsordnung zum Erlaffe der betreffenden 
Geſetze einer Zuftimmung des Landtags bedarf, den Beftimmungen ber 
Landſchaftsordnung zumiber läuft — beſchließt der Landtag: 
a. ben landesherrlichen Gommifjarien gegenüber die Erklärung abzugeben, daß 
fid) zur Zeit noch micht bejtimmen läßt, ob die Publifation ber zur Berathung 
vorliegenden Gejege bis zum 1. Juli diejes Jahres erfolgen kann, daß ber 
Landtag aber jeden Vorwurf einer Verzögerung der Verhandlungen mit Ent: 
ſchiedenheit zurüdweijen muß; b. eine unterthänigfte Vorftellung an Se. 
Hobeit den Herzog zu richten und darin unter Bezugnahme auf bie ein- 
Ihlagenden Beſtimmungen der Landſchaftsordnung die gnädigfte Ertheilung 
einer berubigenden Erflärung, daß es nicht in der höchften Abficht liege, 
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das verfaſſungsmäßige Recht des Landtages auf die Abgabe ſeines 
Beiratbs zu den vorliegenden Geſetzen zu verkümmern, unterthänigſt zu 
erbitten.” 
13. Mai. (Braunfhweig). Die Abgeordnetenverfammlung befchliekt: 
„Nachdem bie Abgeordnetenverfammlung aus dem von der englifhen Ne: 
gierung veröffentlichten Blaubuche über die ſchleswig-holſteiniſche Frage erſehen, 
wie die berzogliche Landesregierung dem Anbrängen der auswärtigen Tiplomatie 
auf Verlaſſen des von ihr eingengmmenen Necdtsjtandpunftes andauernd und 
mannhaft mwiderjianden, fühlt fih die Verfammlung zum nodymaligen Aus: 
drude ihres Danfes umfomehr verpflichtet, als die Regierungen anderer 
Staaten, insbefondere die f. hannover'ſche Regierung, nidt in 
gleicher Weife das Recht und die Ehre Deutichlands zu wahren gewußt haben.“ 
15. (Preußen) jagt fih endlich entjchieden vom Londoner Bertrag 


[24 
von 1852 los. 

Depejhbe Bismards an den preuß. Gefandbten in Yondon: 
„a in den bevorjtehenden Situngen ber Conferenz vorausfichtlich die Frage 
über die Stellung ber beiden deutichen Mächte zu dem Pondoner Pertrage 
von 1852 zur Erörterung kommen wird, finde ich mich Darüber zu folgenden 
Bemerkungen veranlaft: Bis zum Tode bes Königs Friedrich VII. Fonnten 
die deutſchen Mächte erwarten, daß die Krone Dänemarf den gegen fie über: 
nommenen Verpflichtungen nahfommen, und daß dadurch und burch eine, 
bis babin immer unterbliebene®orlage desThronfolgegefeßes 
an die Stände ber Herzogthümer die im Londoner Tractat in's Auge gefaßte 
Thronfolge- Ordnung zu vollem rehtlihen Beſtande gelangen würde, che 
der vorgejebene Fall ber Thron-Erledigung wirklich einträte. Mit dem Tode des 
Königs wurde biefe Erwartung nicht allein hinfällig, jondern ber Nachfolger bei: 
felben auf dem dänischen Thron befundete durch den Act vom 18. November jofort 
bieAbfiht, jenen Berpfihtungen nicht nachzukommen. Die königliche Regie: 
rung bat darauf fofort auf bie Gonnerität diefer Verpflichtungen mit ber beabjid)- 
tigten Thronfolge-Drdnung aufmerfjam gemacht — worüber ich unter Anderem 
nur auf meinen Erlaß vom 23. November Nro. 487 zu verweijen brauche -— und . 
wiederholt erflärt,daß fie fih hiernach für berechtigt erachten 
müjle, den Tractat von 1852 als nidht mehr bindend für fie 
anzujeben. Wenn jie nicht ſogleich ibren Nüdtritt von bemjelben 
ausſpreche, fo thue fie dies nur aus Rüdficht auf die übrigen Mächte 
und in der Hoffnung, daß eine Nachgiebigfeit Dänemarks, durch Zurück— 
nahme des offenen Bruchs feiner Verpflichtungen, die Vorbedingungen nod) 
wieder herftellen und die Möglichkeit der Erhaltung des Friedens darbieten könne. 

„Selbit als dieje Hoffnung getäufcht war, als mit dem 1. Januar bie 
vertragswidrige Gonftitution fir Schleswig nicht allein nicht zurückgenommen, 
ſondern in’s Leben getreten war, baben bie beiden beutfchen Mächte noch 
feinen unmittelbaren Gebraud von ibrem Rechte madyen wollen. 
Sie haben noch in bem Augenblide, wo Dänemark fie zu friegeriihen Maß: 
regeln genötbigt hatte, durch die Depeiche vom 31. Januar ds. %. erflärt, daß 
fie niet beabfihtigen, bas Princip ber Antegrität der däni— 
hen Monardie anzufechten. Aber fie haben gleichzeitig auédrücklich 
erklärt, daß ein ferneres Beharren Dänemarks auf dem eingejchlagenen Wege 
fie zu Opfern nöthigen würde, welche es ihnen zur Pflicht machen könnten, 
die Combinationen von 1852 aufzugeben, und über eine anberweite Orb: 
nung eine Verftändung mit ben Unterzeichnern bes Londoner Tractats zu 
ſuchen. Dieſer Fall ijt vollftändig eingetreten. Die bänifche Regierung hat 
ihr Beharren auf ber Weigerung bis auf's äußerſte getrieben und ben 
bewaffneten Widerſtand bis zulekt fortgefekt. 

„Rah allen dieſen Vorgängen kann bie Regierung fih in feiner Weife 
mebr an bie Berpflidtungen gebunden eradten, welde jie am 
8 Mai 1852 unter anderen VBorausfegungen eingegangen 
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war. Dieſer Vertrag iſt von ihr mit Dänemark und nicht mit den anderen 
Mächten abgeſchloſſen, und nur zwiſchen Kopenhagen und Berlin ſind die 
Ratificationen ausgewechſelt, nicht zwiſchen Berlin und London oder Et. 
Petersburg. Selbſt wenn, was wir nicht zugeben, der Londoner Vertrag 
zwifchen uns und den Neutralen Verpflichtungen zu ſchaffen beftimmt geweien 
wäre, jo würden foldhe mit dem Vertrage ſelbſt hinfällig fein, fobald letzterer 
es wegen Nichterfüllung feiner Vorbedingimgen würde. Tie Fönigliche Regierung 
erachtet fich danach, in Uebereinjiimmung mit der Erklärung vom 31. Nanuar, 
als vollfommen frei von allen Berpflidtungen, die aus dem 
Yondoner Tractate von 1852 gefolgert werden Ffünnten und 
beredtigt, jede anderweite Combination, ganz unabhängig 
von biefem Tractat, zu erörtern. 

„Daß die Löſung einer Frage, deren europäiſche Tragweite die Fünigl. 
Negierung niemals verfannt bat, in Semeinidhaft mit den übrigen 
Großmächten verfudht werde, folgt aus der Natur der politischen Be— 
ziehungen, und die königliche Negierung bat in dem Schlußſatz der Erklärung 
vom 31. Januar nur dieſes natürliche Verbältnig anertannt. Durch dic 
Annabme der englifchen Einladung zur Gonferenz bat fie auch durch die That 
ihre VBereitwilligfeit gezeigt, die Veittel dazu gemeinfam aufzufuden und 
zu beratben; und dies und nichts Anderes Fann die Aufgabe der 
Konferenz ſein.“ 


15. Mai. (Medlenburg- Schwerin). Die Regierung publicirt eine „re: 


17, 


Zi 


18. 


21. 


22. 


vidirte Verordnung über Wilddieberei und Jagdfrevel“ auf dic bloße 
Genehmigung der Ritterfchaft hin, während der Geſetzesvorſchlag von 
der Landſchaft auf allen drei legten Landtagen verworfen worden war. 

„ (Londoner Gonferenz). Preußen erflärt im Berlaufe der 
Eibtung, daß es fich volljtändig von ben Stipulationen des Londoner 
Vertrags v. 1852 Iosfage und verlangt demgemäß eine vollitändige 
Bereinigung der beiden Herzogthümer, Trennung derjelben von Däne: 
marf und Unabhängigkeit in politifcher und abminiftrativer Hinſicht, 
jedoch mit Perfonalunion unter dem König Chriftian. Defterreich 
Ichließt fich diefer Forderung an (ſ. allg. Chronik). 

» (Hannover). Volfsverfanmlungen in Hildesheim, Göttingen 


und an anderen Orten des Yandes erklären ſich für fofortige Entlaſſung 


aller eine ſolche Politik, wie fic Graf Platen verfolgt hatte, vertbei- 
digenden Räthe der Krone. 
„ (Holftein). Unter dem Vorſitze des geweſenen preuß. Minijters 
dv. d. Heydt tritt in Berlin ein Comité zu Gründung einer Nctien: 
geſellſchaft für den Bau des Schleswig-Holſtein-Canals zufammen. 

(Zollverein). Bayeriſche Bevollmächtigte treffen behufs neuer 
Unterhandlungen mit Oeſterreich in Wien ein; zugleich ladet Bayern 
ſeine näheren Zollverbündeten zu einer neuen Conferenz nach 
München ein. 

Erſter deutſcher Journaliſtentag in Eiſenach. Derſelbe erklärt: 

„folgende Sätze für die nothwendigen Grundlagen einer rechtlichen Stellung 
der Preſſe und fordert alle deutfchen Zeitungen und Zeitfchriften, alle Bolfs: 
vertretungen und jonftige Organe der öüffentlihen Meinung auf, für deren 
Geltendmachung mit allen Kräften zu wirfen: 1) Strenge Ausjchliegung jeder 
Fräventivmafregel, alſo insbejondere jeder Art von Goncejjionen, desgleichen 
ber Ginreihung von Pflichteremplaren vor der Herausgabe eines Preßerzeug: 
nijjes und der Cautionen. 2) Strenge Ausihliegung jedes abminiftrativen 


„ 
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Ermeſſens, insbeſondere jeder Art von Berwarnungen und darauf gegrünbeter 
Unterdrüdungen eincd Blattes, Ausſchließung jeder polizeilichen Bejchlagnahme. 
3) Bollftändige Unabhängigkeit der Gerichte, volle Deffentlichkeit und Ber: 
weilung der Prehprocefie vor die Geſchwornen. 4) Anwendung der allge: 
meinen Strafgejege und Rechtsgrundſätze auch auf die Preſſe unter Ausichluß 
jeder Art von Specialgejeßen.“ 
und bejchließt im ferneren ben Ausſchuß zu beauftragen, . 

„ohne Verzug eine überfichtliche Darftellung dev jeit einigen Jahren in 
Naſſau geübten beijpiellofen Behandlung ber Preſſe abfafjen zu laſſen und 
für deren Verbreitung buch ganz Deutichland zu forgen.“ 


3.Mai. (Preußen). ine Deputation von 17 Mitgliedern überreicht 


W. 


dem König die Arnim-Boytzenburgſche Adreſſe mit 30,000 Unter— 
ſchriften. Auf die Anſprache des Grafen Arnim antwortet der König: 
„ “e . Ueber die Form der Löſung kann ich Feine Auskunft wäh— 
rend der ſchwebenden Verhandlungen geben. Aber ich hege das Ver— 
trauen, daß die Opfer für die deutſche Sache auch für die 
Intereſſen des engeren Vaterlandes fruchtbringend ſein werden.“ 
» (Baden). Die clericale Agitation gegen die beabſichtigte Schul: 
reform hat eine Agitation auch von der andern Seite hervorgerufen. 
Adreſſen aus Offenburg x. 


- „ (Kurbeijen). Die Ständeverfammlung bejchliegt mit 28 gegen 


24 Stimmen, ftatt des $ 1 des Ausſchußantrages bez. der Regie: 
rungsporlage eines Geſetzesentwurfs für Regelung des VBereinsrechtes 
den $ 1 des Geſetzes von 1848 wieder herzuftellen. 


- „ (Hamburg) Die Bürgerſchaft lehnt mit 90 gegen 59 Stim: 


men den Antrag des Senats bez. einer obligatorifchen Bürgerrecht: 
erwerbung bloß für die mit 3000 MB. Beiteuerten ab und ebenfo 
mit 78 gegen 71 Stimmen den Antrag der Linken, den Erwerb 
des Bürgerrechts für Alle obligatoriſch zu machen. 


% „ (Baden) Eine PVerfammlung von 80 evang. Geiftlihen in 


Karlsruhe erklärt fich energiich gegen Schenkel wegen feines „Cha: 
rakterbildes Jeſu“ und verlangt von der Regierung jeine Abberufung 
als Vorftand des Predigerjeminars. 


u NRafjau). Die I Kammer erklärt ficy mit allen gegen 3 Stim: 


men für Reconjtruirung des Zollvereins mit Preußen und dagegen 
gegen eine Zolleinigung mit Defterreidh, gegen einen Zolljonderbund 
und gegen eine ausnahmsweiſe Begünftigung Dejterreiche. 

» ($rankfurt). Der gefeßgebende Körper nimmt ben Cntwurf 
einer revidirten Verfaſſung jchlieglich mit 57 gegen 6 Stimmen an. 
» (Rondoner Conferenz). England gibt auch feinerjeits den 
Londoner Vertrag von 1852 auf und jchlägt vor, Holftein, Lauen— 
burg und den ſfüdlichſten Theil von Schleswig bis zur Schleimündung 
und zum Danewerf von Dänemarf abzutrennen. Defterreih und 
Preußen verlangen dagegen, nachdem Dänemark ihren Vorſchlag vom 
17. d. M. bezüglich Perfonalunion für durchaus unannehmbar erklärt 
hätte, nunmehr die vollfommene Trennung der Herzogthümer Schles- 
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wig und Holſtein von ber däniſchen Krone und zwar unter der Sou:== 


veränetät des Erbprinzen von Auguftenburg (j. allg. Chronik). 


der Regierung zu Rechtfertigung der Polizeiftrafverordnung (bes ing. 
Prügelgefetes) vom 2. April. Die vielfahen Angriffe auf jenes - 


(Medlenburg:Schwerin). Circulardepeſche und Dentichrift ” . 


Gefe werben darin der democratiihen Partei zur Laft gelegt, — =: 


die auf dem „geihichtlihen echte” beruhenden Snftitutionen Meck— 
lenburgs „zur Zielicheibe des oberflächlichſten Tiberaliftiihen Räſon— 


nements“ gewählt habe und das Land nad allen Richtungen bin -— 


verläjtere. 


Rüdesheim gegen eine Wiederwahl des bisherigen Abg. Braun. 


— 


» Raffau). Gewaltſames Vorgehen der Regierung im Kreiſe 


— 


1. Juni. (Zollverein). Bayern und Oeſterreich verſtändigen ſich über 


folgende Regiſtratur, deren einzelne Beſtimmungen, die Zuſtimmung 
der von Bayern bereits nach München einberufenen Conferenz ſeiner 
näheren Zollverbündeten Be Preußen als Minimum der 
Forderungen Deiterreihs, Bayerns und feiner näheren Zollverbün: 


beten vorgejchlagen werden jollen: 

1) Art. 31 des franzöfiichen Vertrags wird dahin abgeändert, daß das 
Zollverhältniß des Zollvereing Dejterreih zu unbedingt von der Gleichſtellung 
Frankreichs mit den meiftbegünjtigten Nationen ausgenommen iſt. 2) Oeſter— 
reich führt feine Zollreformen auf Grundlage feines Tarifentwurfs vom 18. No: 
venber v. J. allenfalls mit einigen Modificationen durch und verpflichtet ich, 
als Awifchenzoll von ben aus dem freien Verkehr des Zollvereins fommenben 
Waaren nur die Hälfte des allgemeinen Zolls als Kegel feitzufegen. Aus— 

enommen find dabei a) bie Waaren, welche im Zwiſchenverkehr ganz zollfrei 
—* ſollen; b) die Waaren, welche in dieſem Verlehr einer höheren Quote 
ala der Hälfte des allgemeinen Zolles unterliegen; e) die Waaren, welche 
auch im Zwiſchenverkehr den ganzen allgemeinen Zoll zu zahlen haben. 3) Die 
Tarifſätze des Zollvereins jollen wenigjtens 10 Procent mehr als die Hälfte 
ber öſterreichiſchen Zollſätze betragen, und er verpflichtet fich, ebenfalls als 
Regel, von den aus dem freien Verkehr Dejterreih8 fommenden Waaren — 
mit denjelben Ausnahmen wie a, b und e sub 2 — nur die Hälfte feines 
Außenzolles zu erheben. 4) Die Ausnahmen von ber Regel des halben Außen: 
z0le8 werben auf dem Wege der Verhandlung feftgefegt. Als Grundſatz wird 
dabei, die Ausnahmen sub a möglichſt zu erweitern, die sub b und c mög- 
licht zu vermeiden, ferner die Ausnahmen sub b und c nicht durchgehende 
auf beiden Seiten für biefelben Waaren oder für eine gleiche Anzahl Waaren, 
ſondern mit Rüdficht auf die Verfcjiedenbeit ber Außenzölle eine Verſchieden— 
beit ber Lifte der Ausnahmen zu ftatuiren, wodurd im Ganzen eine billige 
Eompenjation der beiberjeitigen Intereſſen erzielt wird. Oeſterreich befteht 
übrigens barauf, daß feine Weine im Zollverein nicht unter die Ausnahmen 
b und e fallen. 5) Keine Erhöhung oder Ermäßi gung der Zölle darf ohne 
gegenfeitiges Einverſtändnüß ftattfinden. 6) Die beitehende Durchfubr: 
zollfreiheit wird aufrecht erhalten. 7) Verfehrsverbote bei Krieg, Seuchen und 
Hungersnoth als vorübergehende Mafregeln bleiben vorbehalten. 8) Die übrigen 
Beltimmungen bes Februarvertrags werden beibehalten und ausgebildet. 9) Der 
neue Vertrag wird abermals auf 12 Jahre abgefchloffen und läuft vom Jahr 
1866 an. Währenddeß wird bie Annäherung ber Außentarife behufs ber 
ſchließlichen Zolleinigung betrieben. Für ben Fall, ald auf den bezeichneten 
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Grundlagen die Erneuerung des Zollvereins nicht zu erreichen ſein ſollte, 
erflärt Oeſterreich ſeine Bereitwilligkeit mit jeder ſich bildenden Zollvereins— 
gruppe entweder auf Grundlage ſeiner Propoſitionen vom 10. Juli 1862 ein 
engeres Zollbündniß, oder unter Zugrundelegung der vorſtehenden 
neuen Vorſchläge einen Zollvertrag abſchließen zu wollen.“ *) 

I. Juni. (Holjtein). Bejud des Herzogs Friedrich in Berlin. Unter: 
redung mit Bismard. Angebliche Zumuthungen an ihn und an: 
geblihe Ablehnung derjelben. 

!. „ (Bundestag). Die Bundesverfammlung ertheilt einmüthig ihre 
Zujtimmung zu dem gejammten bisherigen Auftreten ihres Bevoll⸗ 
mädtigten an der Londoner Conferenz, Hrn. v. Beujt, und nament- 
lid zu feinen in Uebereinjtimmung mit Defterreih und Preußen am 
28. Mai abgegebenen Erklärungen: 

„Indem die hohe Bundesverfammlung von den weiteren Berichten Ew. 
Erc. bis zu jenem vom 29. v. M. (einichlieflih Nr. 12) Kenntniß genommen, 
bat diefelbe das Präfidium erfucht, Erc. den Ausdrud ber Iebhaften Befrie— 
digung und ber volliten Anerkennung befannt zu geben, zu welchen ber für 
bie Anfprüche und Intereſſen Deutſchlands erfolgverheifende Fortgang ber 
Konferenzverbandlungen und die von Ew. Gre. unter ſchwierigen Verhält— 
niffen entwidelte, eben jo eifrige als umfichtige perſönliche Wirkſamkeit ges 
rehten Anlaß bieten. Insbefondere hat die hohe Bundesverſammlung die 
von Ew. Exc. im Einvernehmen mit den Hrn. Bevollmächtigten von Defter: 
reich und Preußen in ber Sigung vom 28. Mai abgegebenen Erklärungen 
gebilligt, welche fie als in vollem Einflange mit dem Geiſte 
und Inhalte Ihrer allgemeinen Anftruftionen erfennt.” 

3. (Zollverein). Der gejeßgebende Körper von Frankfurt be: 
ihließt in geheimer Situng auf den Antrag des Senates den Bei: 
tritt Frankfurts zu dem neuen Zollverein mit Preußen und Sachſen. 

„ „ ber Ausſchuß). Die gejchäftsleitende Commiſſion des 36er 
Ausihuffes erläßt folgenden Aufruf ar die ſchleswig-holſteiniſchen Ver: 
eine und Ausſchüſſe: 

„Nach den übereinftimmenden Berichten öffentlicher Blätter ijt vor bie 
Londoner Gonferenz der Vorſchlag gebracht worden, einen Theil des Herzog: 
thums Schleswig mit Holftein, einen Theil mit Dänemark zu verbinden. 
Wir find von der Ueberzeugung durchdrungen, daf ein jolhes Ablommen, 
falls es getrofjen würde ohne bie frei und unzweideutig ausgeſprochene Ein: 
wiligung des Volkes, verwerflid und nihtig wäre Wird über das 
Schickſal Schleswigs auf Grundlage des bisherigen Rechtszuſtandes entjchieben, 
fo weiß man, daß diefes Land jeit Ältejter Zeit von der Eider big zur Königsau 
en Ganzes war, getrennt von Dänemark und eng verbunden mit Holitein. 
Wird aber die Entjheidung nicht aus Gründen des Rechtes, jondern aus po— 
litiſhen Erwägungen geſchoͤpft, jo muß darüber vor allem die Stimme ber 
Bevölkerung gehört werden, deren ganze Zufunft von bem verhängniß: 
vollen Ausfpruc abhängt. Dieſes Recht ber Bevölkerung geltend zu maden 
iſt die Pflicht des Bundes, dem bie Vertheidigung Holfteine und feiner Ber: 
bindung mit Schleswig obliegt; ift die Pflicht Preußens und Oefterreichs, bie 
mit dem Blut ihrer Landesfinder Schleswig befreit haben; ift die Pflicht aller 
Nächte, die einen dauernden Friedenszuftand begründen wollen — benn die 
gewaltfame Theilung Schleswigs wäre ein Keim des Unfriebens und neuer 
Kämpfe. Die ſchleswig⸗holſteiniſchen Vereine in Deutichland, wenn fie unfere 

——— 


*) Der genaue Wortlaut der Regiſtratur iſt officiell nicht bekannt geworben. 
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Ueberzeugung theilen und unſerer Forderung zuſtimmen, laden wir ein, dies 
öffentlich auszuſprechen, damit Niemand im Zweifel darüber ſei, daß das 
deutſche Wolf die eigenmächtige Zerreißung Schleswigs als eine unverant: 
wortlihe That verurtbeilen würde.“ 

6. uni. (Württemberg). Das Comite der VBerfammlung v. 3. Ja— 
nuar 1863 beichließt, auf den 19. d. M. eine große Landesver— 
ſammlung in Stuttgart zu veranftalten, um fi) für den Beitritt 
zum neuen Zollverein auf Orundlage des Handelsvertrags mit Franf- 
reich behufs Erhaltung des Zollvereing auszuſprechen. 

"„ » (Hannover). In Folge der Vorgänge auf der Londoner Eon: 
ferenz vom 28. Mai ijt die Regierung nunmehr in der Lage, aui 
eine nterpellation in der II. Kammer „dem Vernehmen nach babe 
die Regierung eine feite Stellung in ber ſchleswig-holſteiniſchen An— 
gelegenheit angenommen”, folgende Antwort zu ertheilen: 

„Es gereicht mir zur Befriedigung, auf die ergangene nterpellation er: 
wiedern zu können, daß die Bevollmächtigten von Delterreih und Preußen im 
Berein mit dem Gefandten des deutfchen Bundes auf der Yondoner Gonferen; 
bie Lostrennung der Herzogthümer von der däniſchen Krone und deren un— 
getrennte Vereinigung in einem unabhängigen, dem deutſchen Bunde einzu: 
verleibenden Staate unter der erbliden Souveränetät des Prinzen 
von Auguftenburg zu erreichen fireben. Die Eüniglihe Regierung 
ihließt, jo viel an ihr tft, diefen Bemühungen ſich an, umd 
vertraut ber Kraft des vereinten Veutfchlands und dem Gerechtigkeitsgefühl der 
neutralen Mächte, wenn jie jich der Hoffnung bingibt, daß das erjtrebte Ziel unter 
annehmbaren Bedingungen auf friedlichem Wege erreicht werden wird. Wenn nid 
bezweifelt werden kann, daß diefe Erklärung allſeitig befriedigen müfje, fo darf ich 
biejen Anlaß wohl benüßen, um aufmerkſam darauf zu machen, daß die von ber 
Töniglihen Regierung in dieſer bochwichtigen Angelegenheit bewahrte Haltung 
durch den Gang der Greignijje volljtändig gerechtfertigt worden iſt. Auf der 
einen Seite an den übernommenen internationalen Verpflich— 
tungen bis zu dem Augenblid fejitbaltend, in weldhem die Baſis 
derjelben von allen Seiten aufgegeben ift, hat die Fünigliche Negierung auf 
ber andern Seite jedem begründeten Rechtsauſpruch die freie Entwidelung 
offen gehalten und der von ihr eingenommenen vermittelnden Stellung 
gebührt unbedenklich ein Theil des Erfolges, daß Deutfchland bei Verfolgung 
des eben bezeichneten Zieles jet in Einmüthigfeit zufammenftebt.“ 

„ „ (Babden). Die Regierung legt der II. Kammer den Gefetes: 
entwurf über die Zufammenfegung der Auffichtsbehörden für bie 
Gemeindeſchulen vor. 

„» nn Medlenburg:Shwerin) Während der Magiftrat von Ro- 
tod einen Antrag des jog. zweiten Quartiers auf Zurüdnahme der 
polizeilichen Prügelbefanntmahung und Abihaffung der Prügeljtrafe 
für Roſtock abgelehnt hat, erklärt fi nunmehr aud das fog. erſte 
Quartier gegen das Prügelſyſtem. 

„» » (Schleswig) ine zahlreiche Voltsverfammlung in Böghoved 
bei Habdersleben im nördlichften, däniſch redenden Theil Schleswigs 
erflärt ih gegen eine Trennung vom übrigen Schleswig und gegen 
eine Ginverleibung in Dänemark. Kine Deputation von 9 Mit- 
gliedern, von denen nur eines deutſch ſpricht, geht nach Berlin ab, 
um gegen jede Theilung zu protejtiren. 
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7. Juni. (Baden). Die I. Kammer genehmigt die ihr von Geh.Rath 


Bluntichli vorgeſchlagene Neorganifatton ihrer Zufammenfekung und 
richtet deghalb eine Adreffe an den Großherzog. 

„ (Rurbeiien). Die Ständeverfammlung erklärt ſich mit allen 
gegen 7 (ſtandesherrliche und ritterſchaftliche) Stimmen für Wieder: 
berftellung ver außer Wirkſamkeit geſetzten Verfaffungsbeftinnmungen. 


u (Schleswig) Die Norddeutfhe Ztg. in Flensburg erklärt ſich in 


einer Art Programm für „näheren Anſchluß“ der Herzogthümer an Preußen. 
„ (Hamburg). Die Bürgerichaft Iehnt mit 83 gegen 71 Stimmen 
zum drittenmal das vom Senat geforderte obligatorifche Bürgerrecht 
aller mit 3000 MB. Einkommen befteuerten Staatsangehörigen ab. 


-„ (Zondoner Eonferenz) einigt fi über eine Verlängerung der 


Waffenrube um 14 Tage. 

„ (Bundestag). Die Bundesverfammlung genehmigt fat einftim: 
mig die nunmehrigen Anträge der vereinigten Ausſchüſſe bezüglich der 
Uebertragung des Geſchäftsverkehrs zwiſchen der Bundesverfammlung 
und Hrn. v. Beuft in London an jene Ausichüfle. 

„ (Hannover) Die II. Kammer nimmt die ihr von der Re 
gierung vorgelegte Kirhenvorftands- und Synodalordnung unverändert 
an und verwirft alle Aenderungen der I. Kammer. 


-„ Rafjau) Die I. Kammer erklärt ſich mit allen gegen 4 


(clericale) Stimmen für Abänderung des Gemeindegefeßes, bejon- 
ders gegen die Yebenslänglichfeit der Bürgermeiſter. 


. » (Hannover). Debatte der II. Kammer über die Abänderungs: 


vorichläge der Regierung zum Wahlgeſetz. Bennigſen über die Ber: 
jaflungsfrage überhaupt. 


- » (Hannover). Tie I. Kammer nimmt das neue Wahlgeſetz 


Ihlieglich einftimmig an. 


- „ (36er Ausſchuß). Die gejchäftsleitende Commiflion des 36er 


Ausſchuſſes erläßt folgende Erklärung: 

„Es ijt in der jüngften Zeit die Nachricht verbreitet worden, der preußiſche 
Minifterpräfident babe an ben Herzog Friedrich von Schleswig-Holſtein das 
Anſinnen gejtellt, gegenüber der preußiſchen Staatsgewalt eventuelle Verpflich— 
tungen einzugeben, welche die politiiche Selbftändigfeit der Herzogthümer zu 
Sunjten des preufifchen Ginflufjes beichränfen würden, der Herzog aber habe 
das Anfinnen abgelehnt, An dieje Angaben, deren Richtigkeit bis jept mur 
in den allgemeinjten Umriſſen fejtiteht, bat jich eine feidenjchaftliche Polemik 
in Öffentlichen Blättern geknüpft; der nahbeliegende Zufammenbang jener an— 
geblichen oder wirklichen Zumuthungen mit der Frage dev Bundesreform 
macht fich geltend und verbittert den Streit. 

„Wir wifjen Alle, welchen Ginfluß die Macht der üffentlihen Meinung 
auf den bisherigen Verlauf der jchleswig-holfteiniihen Sache geübt hat. Die 
Bedingung diefer Macht war die Einigkeit. Die beiden großen Parteien, 
die fih in der nationalen Berfafjungsfrage feindfich gegemüberftehen, ver: 
tagten ihren Kampf und jchloffen das Bündniß, das ihnen die Kraft verlieh, 
den Willen der gefammten Nation in die Wagſchale der Entſcheidung zu werfen. 
Ter Ausſpruch des Abgeorbnetentags vom 21. December, die Beſchlüſſe der 
Oflerverfammlungen, die Nechtsverwahrung der 1400 Landtags⸗ und Bürger— 
ſchaftsmitglieder find Zeugniſſe einer Einmüthigkeit, wie fie in unſerem zer: 
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riſſenen Vaterland kaum noch ihres Gleichen gehabt hat. Ihr iſt es gelungen 
die deutſchen Großmächte auf den Weg zu drängen, den ſi 
widerwillig gegangen ſind, und dem Ausland zu zeigen, daß es eir 
deutſches Volk gibt, deſſen gerechte Forderungen zu mißadteı 
gefährlich werden könnte. Allein wir ſtehen noch nicht am Ziel, wir 
dürfen uns noch nicht eines geſicherten Erfolgs rühmen. Es wäre unverant: 
wortlich, in diefem Augenblid das Bündniß der Parteien zu lodern, auf dem 
unfere Stärke beruht. Seine Aufrechthaltung iſt leicht, wenn wir, ohne rechte 
oder links zu bliden, unfere einzige Aufgabe, die Befreiungdber Her: 
zogthümer, unerjchütterlich im Auge haben, 

„Die deutfhe Verfafiungsirage gehört der Zukunft; für ihre 
Löſung, gleihviel in welder Gejtalt fie dem Einzelnen vorihwebt, gibt es 
feinen feiteren Grund, al® einen ehrenvollen Ausgang ded Kampfes um bie 
Sache ber Herzogthümer. Laſſen wir die Bundesmächte auf diefem Schlacht: 
feld um die Gunjt der öffentlichen Meinung wetteifern. Unterftügen wir Feine 
von ihnen, wenn fie ji für ihren Antheil am Sieg einen Kaufpreis voraus 
bedingen will, deſſen Gewährung die Mißgunſt dev übrigen erweden, ihre 
Mitwirfung lähmen und der feindjeligen Ginmiihung des Auslandes zum 
willfommenjten Vorwand dienen würde. Fürchten wir nicht, daß die preußiſche 
Regierung oder das preußiſche Noll, — wenn jolhe Bedingungen wirklich 
geftellt und abgelehnt find — jih um beswillen dev Sache der Herzogthünmer 
entziehen werde. Die Regierung weiß, daf fie nicht zurüdtreten kann, ohne 
an ihrer Machtjtellung in Deutichland und Europa mehr einzubüßen, als fie 
durch die Zufagen des Herzogs jemals gewonnen hätte. Das Volt weiß, daß 
die höchſte Achtung und der gewichtigite Cinfluß demjenigen Staate gejichert 
ift, ber mit ber entſchloſſenen Energie jeine Kraft für ein großes Intereſſe einjegt. 

„Erftiden wir aljo den ausgebrodhenen Streitim Ent» 
ftehben; verfagen wir unfern Br und auswärtigen Feinden den 
Triumph, uns über Fragen der Zufunft entzweit zu ſehen, während die Auf: 
gabe ber Gegenwart unfere ganze Wachſamkeit, unjer einmütbhiges Zuſammen— 
wirken fordert. In Yondon wird über die Theilung Schleswigs verhandelt: 
bort muß fi) die Macht der öffentlichen Meinung nochmals bewähren. Keine 
Theilung wider den Willen des Volkes, Feine Auslieferung deutſcher Städte 
an bie Brutalität der dänijchen Gewaltherrichaft, Fein jchmählidyer Friedens— 
ſchluß nad) einem fiegreihen Krieg: dies ijt unfer gemeinjames Yojungswort !* 


14. Juni. (Holftein). Die Bundescommifjäre veröffentlihen bag von 


”„ 


ber Regierung vorbehaltlih der Genehmigung der Stände entiworfene 
Budget vom 1. Mai 1864 bis dahin 1865, das bei dem Wegfall 
einer Givillifte und alles Militäraufwandes einen Ueberihuß von 
ca. 3 Mill. Thlrn. aufweist. 

(Hannover). Die Eonferenz beider Kammern bat fidy endlich 
über den Vorſchlag einer übereinjtimmenden Erflärung bez. der 
ſchlesw.holſt. Angelegenheit geeinigt, mit der fih auch das Minijterium 
einveritanden erflärt und der von beiden Kammern angenommen wird: 

„Da nad den am 6. in beiden Kammern von Mitgliedern ber Regierung 
abgegebenen Erflärungen diejelbe nicht länger Bedenfen getragen bat, 
fich für die Yostrennung dev Herzogthümer von der dänischen Krone und für 
beren ungetrennte Vereinigung in einen unabhängigen, dem deutjhen Bunde 
einzuverleibenden Staatunter,der erbliden Souveränetät des Erb— 
prinzen von Auguſtenburg auszufpreden, und ſomit feine Beran: 
lafjung mehr vorhanden ift zu Befürchtungen, wiejoldye durch die Veröffent— 
fihung des engliichen jogenannten Blaubuches in weiteren Kreifen entjtanben 
waren, daß bie Politik der Regierung in dieſer nationalen Angelegenheit nicht immer 
ausschließlich durch das Recht der Herzogthümer und die damit innig verbundenen 
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Intereſſen Deutſchlands geleitet werde, Stände vielmehr mit Zuverficht er: 
warten, daß bie Fünigliche Regierung auf dem gewonnenen Rectsitandpunfte 
mit Feſtigkeit bebarren und namentlich einer Theilung Schleswigs mit 
Energie widerjtreben werde; jo bejchlieken fie, über die in dieſer Sache ein: 
gegangenen Petitionen nunmehr zur Tagesordnung überzugehen.“ 

14. Jumi. (Coburg). Der Landtag beichließt, die Berathung über alle 
Vorlagen der Regierung zu vertagen, bis die Regierung ihm das ver: 
iprohene Preßgeſetz vorlege. 

15.19. Juni. (Didenburg). Beſuch des Großherzogs beim Kaiſer von 
Rufland in Kiffingen. Schreiben des Kaiſers an den Großherzog: 
Formelle Beftätigung der auf der Londoner Conferenz erflärten Ge: 
dirung ſeiner Erbanſprüche auf Holjtein an den Großherzog. 

b. „ (Defterreih). Zuſammenkunft des vom Grafen Rechberg be: 
gleiteten Kaiſers von Dejterreidy mit dem Kaiſer von Rußland, ber 
jeinerjeitS vom Fürſten Gortſchakoff begleitet ift, in Kiffingen. 

„» » (Kurbejjen). Die Ständeverfammlung nimmt das modificirte 
Vereinsgefeß ſchließlich mit 44 gegen 17 Stimmen an. 

. „ (Coburg). Die Regierung legt dem Yandtage nunmehr ein Pre: 

geſetz vor. 

18. Juni. (Schleswig). Eine Anzahl däniſch gefinnter Männer aus 
Nordſchleswig tritt in Flensburg zufammen und richtet eine Eingabe 
an die Givilcommiljäre mit der Erklärung, 

daß die Volfsverfammlung v. 6, d. M. feiueswegs bie wahre Denkweiſe 
der Nord» und Mitteljchleswiger ausbrüde, daß vielmehr der durdaus über: 
wiegende Theil der Bewohner jener Yandestheile, wenn man ihnen Gelegen- 
beit gebe, ihre Meinung zu äußern, mit ihnen barin einig jein werbe, daß, 
gleihwie jie feine Theilung Schleswigs wünſchen, wenn ſolche vermeiblich 
jet, fie vor allen den bejtimmten und innigften Wunſch hegen, unter allen 
Umftinden bei Dänemark zu bleiben und von Holftein fich zu trennen, 
wenn bies aud durch Abtretung des füdlichen Theils des Landes gefchehen 
jollte, und daß fie die Errichtung eines jelbftändigen Schleswig - Holjtein in 
Terfonalunion mit Dänemark als das ſchlimmſte Nebel für fih und ihre 
Nachtommen anjehen. Dieje Erklärung wollen fie auf Verlangen von ihren 
Mitbürgern unterjchreiben lafjen, um jie als wirklichen Wunſch und Memung 
Nord: und Mittelichleswigs zu conjtatiren. 

„ „ (Kurhejjen). Die Ständeverfammlung genehmigt fhließlich das 
von ihr mohificirte Neligionsgefeg mit 34 gegen 17 Stimmen. 

1, „ (Zollverein). Eröffnung der Münchener Sonder-Zollconferenz. 
Der zwiſchen Bayern und Defterreich vereinbarte Entwurf d. 1. d. M. 
wird von den übrigen Bevollmächtigten abgelehnt. 

" „ (Württemberg). Landesverjammlung in Stuttgart für Erhal: 
tung des Zollvereins. Diejelbe genehmigt faft einftimmig folgende 
Refolutionen: 

‚ „Angefihts ber nahen Gefahr, welche burch die neuefte Entwidlung ber 
Dinge der Erhaltung des Zollvereins droht, erklärt die Berfammlung: 1) Die 
wirthſchaftliche Blüthe Württembergs beruht auf der durch den Zollverein begrün⸗ 

eten engen Verbindung deutſcher Staaten zu einem einheitlichen freien Handels: 
gebiet. 2) ALS unumgängliche Bedingung, um diefe enge Verbindung Würt: 
temberg für die Zukunft zu fichern, erfennen wir die Wiederaufnahme ber 


— 
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Verhandlungen Württembergs mit Preußen zur Erhaltung bes Zollvereiı 
auf Grundlage des preußiſch-franzöſiſchen Handelsvertrags. Die nothwendi 
Folge einer fortgeſetzten Ablehnung des letztern wäre die Trennung Württen 
bergs vom Zollverein: ein nationales und wirtbichaftliches Unglüd, meld 
die Grundlage des Gedeihens von Induſtrie, Handel und Zandwirtbichaft auf 
Schwerſte verlegen würde und um jeben Preis abzuwenden ij. 4) Die 
Nachtheile können insbejondere durch einen Handelsvertrag mit Oejlerreich, | 
vortheilhaft dejjen Bedingungen jein möchten, nicht entfernt ausgeglichen wer 
den; eine Zolleinigung mit Dejterreich aber it den Intereſſen Württeinberg 
nur dann zuträglich, wenn nad) vorausgegangener politifcher und finanzielle 
Sonjolidirung des erjteren Staates der ganze Zollverein dieſe Berbindun 
eingeht.“ 

Ferner wird eine hiemit übereinjtimmende Eingabe an die Re 
gierung beſchloſſen. Die Antwort der verſchiedenen Mitglieder de 
Regierung lautet mehr verfchiebend als ablehnend. Die Gegenparte 


bringt es zu Feiner namhaften Demonjtration mehr. 


20. Juni. Der 36er Ausſchuß fann dem Bevollmächtigten des deutſcher 


21: 


” 


„ 


Bundes an der Londoner Gonferenz als Refultat der von ibm ein 
geleiteten Agitation gegen eine Theilung Schleswigs telegraphiſch Dei 
Bericht zukommen lafjen: 

„Bon 240 Schleswig-Holſiein-Comitéès iſt bis heute Proteſt erhoben gegen 
jede "eigenmächtige Theilung Schleswigs. Deutſchland zieht die Opfer des 
Krieges einem ſchimpflichen Frieden vor, welcher deutſche Städte dem Feind 
überliefert“. 

(Schleswig). Mißlungener Verſuch, eine Gegendemonſtration der 
däniſch geſinnten Nordſchleswiger in Linneſtow zu Stande zu bringen. 
„CGSachſen). Die IL Sammer beſchließt einſtimmig und obne 
Debatte folgende nad) London bejtimmte Erklärung, der die I. Kam. 
mer fofort ebenfalls einftimmig beitritt: 

„Die Ständeverſammlung Sachſens erklärt, daß jede obne die freie und 
unzweideutig ausgefprochene Zujtimmung des Rolteg vorgenommene Tbeilung 
Schleswigs, welches ganz und ungetheilt ein Recht auf unzertrennliche Ver— 
bindung mit Holſtein hat, eine ſchwere Rechtsverletzung ſein würde, gegen 
welche jeder deutſche Stamm und jeder deutſcher Staat entſchieden protejtiren 
und mit allen Mitteln anfämpfen muß.“ 

(Schleswig). Kine zweite große DBolksverfammlung in Nord: 
ſchleswig zu Lygumkloſter erklärt ihre Zuftimmung zu den Erklärungen 
derjenigen von Böghoved v. 6. d. M. 

(Zollverein). Sonder:Zolleonferenz in Münden. Heffen-Darm: 
ftadt macht einen neuen Vorſchlag, der von Deiterreih ad referen- 
dum genommen wird. Die Conferenz vertagt fi bis zum Ein: 
treffen einer Antwort. 

»  Zufammentunft des von Nechberg begleiteten Kaijers von Oeſter— 
reich mit dem von Bismard begleiteten König von Preußen in Karlsbad. 

„ (Holjtein). Beſuch des Herzogs Friedrich in Dithmarſchen. Er 
ergreift in Heide die Gelegenheit, fid) gegen den ihm in der preuf. 

offiziöfen Breffe zum Vorwurf gemachten Particularismus zu vertheidigen: 

.Hinfort wird fein Fürſt, dev fiber Schleswig: Holftein herrſcht, dem 


natürlichen und fchönen Drange zu Deutſchland hin wehren wollen; 
feinem, jelbjt wenn er es wollte, wird es möglich fein, particulariftifchen 


” 
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Tendenzen zu huldigen! Jedes Band, welches uns näher mit Deutſchland 
verfnüpft, wird uns willkommen ſein, und denjenigen, die und vom Joche 
der Fremdherrſchaft befreit haben, Opfer zu bringen, welde das Heil 
Deutjch lands erfordert, werden wir nie uns weigern. Daß das ganze jchles: 
wig-boljteiniihe Volk in dieſer Hinficht gejonnen tft, wie id), deſſen bin ich 
gewip.“ 


2. Juni. (Xondoner Conferenz). Borlegte Sigung. Ein letzter Ber: 


juh der Neutralen, den deutjch-dänifchen Streit durch einen Sciebe- 

richter beizulegen, wird von Dänemark abgelehnt. 

. „ (Bundestag). Oldenburg meldet vorläufig feine Anſprüche auf 
Holjtein und Schleswig an und ftellt eine nähere vechtlidye Begrün— 
dung derjelben in Ausfict. 

„ Defterreih und Preußen) richten identiihe Dep. an ihre 
Vertreter an ben Höfen von London, Paris, St. Petersburg und 
Stodholm über die Stellung, in welche fie Schritt für Schritt durch 
die Hartnädigleit Dänemarks gedrängt worden, jo daß eine Wieder: 
aufnahme der Feindſeligkeiten worauszujehen jei: 

„ALS die Regierung des Königs (Kaifers) Theil an den Gonferenzen in 
London nahm, war jie von dem eifrigen Verlangen bejeelt, durch einen dauern: 
den und fejten Frieden dem blutigen Gonflict ein Ziel zu fegen, welcher zwi— 
ihen den beiden deutihen Großmächten einerjeits und Dänemark andererjeits 
ausgebrochen war. Feſt entichlojjen, Deutjchland die gerechte Genugthuung 
zu verichaffen, welche jeine Ehre und feine Intereſſen zu fordern das Recht 
hatten, juchten wir doch zu gleicher Zeit eine für das Gleichgewicht des euro— 
päiſchen Nordens ungefährliche Yölung. Wir hielten fejt daran, daß das 
Blut unferer braven Soldaten nicht vergebens geflofjen fein dürfe, aber wir 
wollten zu gleicher Zeit den Kampf nicht verlängern über den Bunft hin: 
aus, ben wir von Anfang am fejtgeftellt hatten. Unjere Haltung 
in den Gonferenzen ijt immer dieſen Sägen gemäß gewejen. Wir würben 
geneigt geweſen jein, eine Kombination anzunehmen, welche den Herzogthü— 
mern eine bejondere politiiche Erijtenz fichernd, doch ein dbynaftiiches Band 
zwiſchen ihnen und dem eigentlichen Dänemark hätte bejtehen lajjen. Da ein 
Arrangement diejer Art weder bei der däniſchen Regierung, noch bei den 
neutralen Mächten Anklang fand, jo mußten wir nach einer andern Bafıs 
ſuchen. Als wir darauf verlangten, daß die Herzogthümer zu einem unab— 
bängigen Staate unter einem bejonderen Souverän erhoben würden, 
waren wir geneigt, Dänemark einen Theil Schleswigs abzutreten, obwohl 
die Vereinigung des ganzen Herzogthums mit Holjtein mit jtets gleichem Eifer 
durch dieje Yande jelbjt, jowie durd ganz Deutſchland angeitrebt wurde. Wir 
würden eine reale und wichtige Goncejfion gemacht haben, indem wir zuließen, 
daß ein Theil Schleswigs in Dänemark incorporirt wurde, da es gerade bieje 
Incorporationsverſuche jind, die gegen übernommene Verbindlichfeiten gemacht, 
den Streit zwijchen Deutjchland und Dünemark vergiftet und den gegenwär: 
tigen Streit hervorgerufen haben. Als endlich die Unmöglichkeit ſich zeigte, 
über eine gerechte Demarcationslinie einig zu werden, und als England vor: 
Ihlug, die guten Dienfte einer befreundeten Macht in Anspruch zu nehmen, 
haben wir erflärt, daß wir biefen Borfchlag um fo mehr annähmen, als ber: 
jelbe den Beftimmungen des Parifer Vertrages gemäß fei. Es waren bie 
dänischen Bevollmächtigten, welche in der Sikung vom 22, v. Mis. durch eine 
fategorijche Zurüdweilung diefen legten Verſuch zur Verſöhnung zum Schei— 
tern brachten; es waren ebenjo bie dänijchen Bevollmächtigten, welche in ber: 
jelben Sigung ſich weigerten, auf die Verlängerung bes Wafjenftillftandes ein- 
zugehen, welche die Bevollmächtigten Preußens und Defterreihs verlangten. 
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Wir müſſen dieſe Thatſachen feierlich feſtſtellen; denn ſie beweiſen, daß, wenn 
die Londoner Conſerenzen nicht zum gewünſchten Reſultate geführt haben, 
daran lediglich das Kopenhagener Cabinet die Schuld trägt. Wenn das 
Friedenswert unterbrochen und die Wiederaufnahme der Feindjeligfeiten nahe 
bevorjtebend ift, fo fann eine Verantwortlichkeit dafür nicht auf die beutichen 
Mächte fallen. Die Verantwortlichkeit laftet ganz und gar auf Dänemartk, 
welches das letzte Vermittlungsanerbieten abgelehnt und jede Berlängerung 
des Waffenftilljtandes verweigert hat. Unfere Bevollmächtigten find beauftragt, 
eine Erflärung in diefem Sinne bei Gröjinung der Eikung am 25. abzu- 


eben.... 

24. Juni. (Bayern). Dompropit Döllinger und Gen. jehen fih genö: 
tbigt, die für 1864 nah Würzburg angefagte Berfammlung Fath. 
Theologen und Gelehrten Deutihlands (in Folge der ihnen von Rom 
gemadhten Schwierigkeiten) wieder abzujagen. 

25; „ Außer der Delegirtenverfammlung ber fchlesw.sholft. Vereine in 
Rendsburg und den beiden Bolfsverfammlungen in Nordichleswig 
baben fich gegen eine Theilung Schleswigs in ganz Deutjchland gegen 
350 Landes:, Bezirks: oder Ortsausſchüſſe und öffentlihe Berfamm:- 
lungen ausgejprohen und ebenjo bie Landtage von Baden (I. und 
HD. K.), Braunfchweig, Bremen, Frankfurt, Hannover (I. und U. K.), 
Coburg, Kurhefjen, Darmftadt (I. 8.), Naflau (Mitgl. d. I. und 
H. 8.), Sadjen (I. und II. &.) 

» n» (&ondoner Conferenz). Letzte Sitzung. Die Conferenz gebt 
ohne Refultat auseinander. " 

(Hannover). Miquel trägt in der II. Kammer auf Aufhebung 
oder Abänderung der Domänenausjcheidung an. Der Finanzminiſter 
erflärt, daß die Annahme des Antrags den Beitand des gegenwär: 
tigen Minifteriums gefährden würde. 

(Württemberg). König Wilhelm 1.7. Der Kronprinz folgt 
ihm als König Karl I. 

„—23. Juni. (Baden). Dreitägige Debatte ber I. Kammer über den 

Gejegentwurf betr. Organifation der Ortsjchulbehörden. Erklärung 

bes Minijters Lamey gegen die Drohung der Kirchenbehörde. Der 

Gejegentwurf wird jchließlih mit allen gegen 2 Stimmen ange: 

nommen. 

(Naffau). Der bisherige Abgeordnete Braun unterliegt bei der 
Wahl in Rüdesheim mit 64 gegen 67 Stimmen den Anjtrengungen 
der Regierung 
26. „ (Deutfh:dänijher Krieg). Wiederaufnahme des Kriegs von 
Seite der Preußen. 

(Holitein.) Eine Delegirtenverfammlung der fchlesw.-holjt. Kampf: 
genofjen bejchließt eine Gentralifation der Vereine. Auch in Schles— 
wig hat fi eine Anzahl folder Vereine gebildet. 

Der engere Ausfhuß der ſchlesw.-holſt. Vereine beſchließt eine 
Adrejje an den Herzog Friedrich für einen nähern Anſchluß der Her- 
zogthümer an Preußen: 

„.. Noch find wir nicht am Ziel, noch müfjen große und ſchwere Opfer 
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gebracht werden. Ganz Deutichland, und vor allem die Herzogthümer jelbjt, 
jind bereit, an der Zeite ber deutſchen Großmächte den Kampf für die freiheit 
und nationale Unabhängigkeit Schleswig-Holſteins aufzunehmen. Das Yand fann 
es aber nicht verfennen, daß die ſchließliche Entiheidung in den Händen 
desjenigen Staates liegt, der im Kampf um die Nordgränze Deutjchlands zur 
sübrung berufen ij. Es iſt durchdrungen von der Leberzeugung, daR es ges 
rade in dieſem Augenblid geboten it, uns Garantien zu ſichern, welche Die 
entjchlojjene und energiiche Haltung dev norddeutichen Großmacht verbürgen. 
Ew. Hoheit haben es ausgeſprochen, daß Sie, von der gleichen Ueberzeugung 
durchdrungen, bereit find, Preußen diejenige Stellung im Xanb ein: 
zuräumen, weldhe es in unjerm, in jeinem, in bes ganzen Va— 
terlands Intereſſe bier einnehmen muß. ‚Bir danfen Ew. Hoheit 
für dieſes hochberzige Wort und entnehmen daraus die zuverfichtliche Hoff— 
nung, daß, welde Kämpfe aud noch bevorjtehen mögen, das Recht Em. Hoheit 
und des Yandes und damit deſſen deutſche Zukunft auf alle Zeit gefichert find, 5 


7. Juni. (Hannover). Die UI. Kammer genehmigt. den Antrag Mi: 


queld bez. der Domänenausjheidung mit 46 gegen 40 Stimmen: 
„Stände halten ſich, getreu ihrer verfalfungsmäßigen Aufgabe, den Leber: 
zeugungen des Yandes einen ofjenen und wahrhaften Ausdrud zu geben, ge: 
drungen, der F. Regierung gegenüber auszuſprechen, wie die auf Grund des 
Gejeges vom 24. März 1897 durch eine zur Hälfte aus vegierungsjeitig er: 
nannten, zur Hälfte aus von den damaligen Ständen gewählten Mitgliedern 
zufammengejegte und endgültig entjcheidende Commiſſion ausgeführte Aus: 
ſcheidung des überwiegenden Theils dev Domänen behufs Anrechnung des 
2djährigen Reinertrags-Durhfänitts auf die k. Bedarſſumme noch immer in 
feiner Weiſe den Beifall des Yandes bat finden künnen. So wenig auch Stände 
irgend gemeint find, den Grforbernijjen des k. Haus: und Hofhalts entgegen: 
zutreten, jo wenig würben fie doch es mit ihren Pflichten gegen die Krone 
und gegen das Land vereinbar halten, wenn fie verfchweigen wollten, wie jene 
in Deutichland allein daſtehende Ausſcheidung nicht blos die finanziellen und 
wirthſchaftlichen Intereſſen bes Yandes auf das empfindlichſte beeinträchtigt, 
jondern aud namentlich im Folge der Unbejtimmtheit und jteigenden Natur 
der in ſolchem Maße wohl von feiner Seite beabfichtigten Verluſte der Gene: 
ralfajje, der dadurch berbeigeführten vielfachen Verſchiedenheit der Intereſſen 
des Kronguts und ber Yandesverwaltung und des Hereinzichens des Inhabers 
der höchſten (Gewalt im privatrechtliche Verhältniſſe und Verwicklungen, eine 
fortdauernde Tuelle von Mifdeutungen, Verftimmung und Miktrauen zu fein 
droht. Stände halten daher eine Zurücknahme oder mindeitens eine auf der 
Grundlage der Billigfeit und ber gerechten Würdigung beiderjeitiger W vünſche 
und Bedürfniſſe beruhende weſentliche Umgeſtaltung jener Ausſcheidung für 
dringend im Intereſſe aller Betheiligten geboten. Sie ſind davon durchdrungen, 
daß jetzt nach einer ſechsjährigen Erfahrung, welche auch manche, aus der 
Schwierigkeit, ja faſt Unmöglichkeit, die vereinbarten Grundlagen des Aus— 
ſcheidungsvertrags vollſtändig richtig auszuführen, ſehr leicht erklärliche Irr— 
thümer thatſächlich berichtigte und vielſache nicht vorgeſehene, bedenkliche finan— 
zielle und politiſche Folgen klarſtellt, in einer Zeit der Ruhe und des Friedens 
der geeignete Moment, ein dauerndes, auf allſeitiger no. ruhen: 
des Merk zu jchaffen, gefommen it. Sie hoffen, k. Regierung werde mit 
ihnen die Nothwenbdigfeit einer ſolchen Reform und die aus dem einfachen 
Ablehnen oder dem zögernden Hinausichieben bderjelben zu befürchtenden Ge: 
fahren nicht verfennen und geben fidy daher der Erwartung bin, k. Regierung 
werde bald in der Lage fein, ihnen dieferhalb entſprechende Vorlagen zu machen.“ 


„ (Zollverein) Kurbeflen iſt von Bayern und feinen, näheren 
Zollverbündeten bereits abgefallen, während Hannover noch ſchwankt. 
8 
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Die neuen Zollvereinsverträge auf Grundlage des franz. Handels— 
vertrags werden in Berlin zwijchen Preußen, Sachſen, Baben, Kur: 
bejjen, den thüringiichen Staaten, Braunſchweig und Frankfurt 
-vollzogen. Die Unterbandlungen über den Beitritt auch Oldenburge 
find nod nicht beendigt. Bayern und jeinen Zollverbündeten wird 
der Beitritt und der Gintritt in diejelben Vortbeile bis zum 1. Okt. 
vorbehalten. Schluß der Berliner Zollconferen;. 

28. Juni. (Hannover). Die Conferenz beider Kammern verjtändigt ſich 
bezüglidd der Synodalangelegenbeit. 

29. „ (Deutihedänifher Krieg). Die Preußen nehmen Alfen. 

„ » (Heffen-Darmjtadt). Die II. Kammer beharrt mit 33 gegen 
6 Stimmen auf ihrem früheren von der I. Kammer abgelebnten 
Beichlufie bez. VBerfallungsreformen in der evang. Kirche. 

30. „ (Lauenburg). Die Ritter: und Landſchaft protejtirt in einer 
Eingabe an die Bundesverfammlung gegen eine Entſcheidung über 
die Souveränetät des „freilich geringen, aber doch unbejtritten ſelb— 
jtändigen, deutjchen Bundeslandes” ohne ihre Mitwirkung und Zu: 
jtimmung: 

„. .. Um fo zuverfichtlicher dürfen wir erwarten, dapnur mit Erhalrung 
der Selbftändigfeit und jeitherigen Verfaſſung fo wie aller Nechte des 
Fandes, wenn ſolches nach dem Gange der Greignifje umd im Folge dei 
Anträge der Fürſtenhäuſer, welche Anſprüche aus dem Grunde des 
Erbrechts auf das Yand zu haben vermeinen, gejchehen mug, nur umter 
unjerer Mitwirkung und Beiftimmung Verfügung über das Land 
getrojfen werden wird. Tas Recht der Yandjtände, bei den Hand— 
lungen, welche eine Abänderung und Feſtſtellung dev Staatserbfolge bezweden, 
oder eine Landesveräußerung inpolviren, zugezogen zu werden, mag davon in 
sfrüberen Zeiten auch in einzelmen Fällen tbatjüchlich abgewichen jein, wird 
man beutigen Tages nicht in Abrede jtellen wollen. ine der— 
artige Mitwirkung der Yandjfinde wird jchon deshalb als erforderlich angefeben 
werden müſſen, weil diejelben die Yandesverfajjung gegen Reeinträhtigungen 
zu wahren berufen jind. Wir bitten demmach ehrerbietigit: „Hohe Bundes: 
verfammlung wolle, im Falle der Gnticheidung über die auf das Herzogtbum 
Lauenburg erhobenen Succejjionsanjprücde oder der im Wege der politiichen 
Transaction über das Yand zu treffenden Verfügung es nicht geftatten, daß die 
eine oder bie andere geichehe, ohne daß die Selbjtindigfeit des Landes, als 
eines eigenen deutſchen Herzogthums und die verfaffungsmägigen Rechte 
dejielben in ihren ganzen Umſange gefichert werden, auch nicht anders ala 
unter Minvirtung und Zuſtimmung ber gejegmäßigen Landesvertretung.” * 

„ » (Sadjen). Tiel. Kammer bejchließt einftimmig, die Regierung 
zu erjuchen, beim Bunde dahin zu wirken, daß berjelbe jih vn Ser 
Fortſetzung des Krieges gegen Dänemark betheilige und dic Erb 
folgefrage jchleunigjt erledige. Der ultusminifter erflär., te 
ſächſiſche Bundestagsgeſandte jei bereits dahin injtruirt und hält dae 
Gintreten des Bundes in den Krieg und die Anerkennung bes 
Herzogs Friedrich für unzweifelhaft. 

„ » (Hejjen: Darmjtadt). Die II. Kammer beharrt mit 2> bi 
30 Stimmen gegen 8 bis 10 auf ihren früheren Beihlüfjen be— 
treffend die rechtliche Stellung der Kirchen im Staate, 
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Juni u. Juli. Heftige Bewegung in den deutſchen Arbeitervereinen für 


und wider Schulze-Delitzſch oder Laſſalle. 

Juli. (Holſtein). Die ſchlesw.holſt. Vereine des Landes jo wie 
andere Verſammlungen ſprechen ſich entjichieden, zum Theil jehr ener— 
giih gegen die Prätenjionen des Großh. v. Oldenburg aus. 


‚sul. (Hannover). Die ll. Kammer beſchließt mit Zujtimmung des 


Juftizminijters, die Regierung möge erwägen, ob nicht, wenn ein 
gemeinjames Vorgehen mit den übrigen Bundesjtaaten unwahrſcheinlich 
jei, Hannover jeinerjeits nut der Bildung einer Bundesflotte beginnen 
jolle. Die I. Kammer lehnt ven Beſchluß der II. KR. in der Domänen: 
frage einjtimmig ab. 

„ (KRurhejjen). Bertagung der Stände auf unbejtimmte Zeit. 

„ (Eoburg). Der Landtag wird von der Regierung verabjchiebet, 
nahdem er den Preßgejeßentwurf durchberathen und amenbdirt hat. 
Ueber die Sanction desjelben befragt, ertheilt die Regierung feine 
Zujage, worauf der Yandtag erklärt, daß die Unterlaflung der Sanc- 
tion dem vorjährigen Regierungsverjprechen und der Verfaflung zumider 
jein würde. 


-„ (Holitein). Antwort des Herzogs auf die Mdreffe des Ausichuffes 


der ſchles-holſt. Vereine v. 26. v. M.: 
. Sie haben auf Worte Bezug genommen, die ich am einem andern 
Ort geſprochen habe. Ich darf hofſen, daß das Land mich künftig in ben 
Stand ſetzen wird, ſeine Verpflichtung gegen Deutſchland zu erfüllen, 
und die Beziebungen zu derjenigen Macht zu pflegen, die auch in 
Zukunft die nächſte und wirkſamſte Stütze gegen Dänemark ſein wird. Möge 
dem Lande bald vergönnt ſein, zu beweiſen, daß es ein kräftiges Glied 
Deutſchlands iſt.“ 


. „Geſſen-Darmſtadt). Die I. Kammer tritt dem Beſchluſſe der 


U, Kammer für Oewerbefreiheit und Freizügigkeit bei. 


. „ (Schleswig). Herzog Friedrich wird auch in Auguftenburg 


auf Aljen von der Bevölkerung als Landesherr proclamirt. 

„» (Heilen: Darmftadt). Die II. Kammer erneuert ihren vor: 
jährigen Beſchluß bez. des franz. Handelövertrags, ertheilt ber 
Negierung mit großer Majorität ein Tadelsvotum wegen ihrer 
diepfälligen Politit und beſchließt am 7. d. M., eine einfeitige 
Adreſſe an den Großherzog in diefer Sache zu erlafen. 

„ (Holjtein). Der Geburtstag des Herzogs Friedrich wird in allen 
Städten des Landes, in Kiel von der Univerfität, fejtlih begangen. 
„ (Sadjen). Die II. Kammer tritt dem Beichluffe der I. Kammer 
v. 30. v. M. bezüglih der Theilnahme an dem ferneren Kriege 
gegen Dänemark bei. 

» (Kurheiien). Der Borftand des Minifteriums des Innern 
d. Stirnberg wird entlafjen (weil er die Uniform der Dienftmänner 
in Kafjel genehmigt hatte, ohne erjt die MWillensmeinung bes Kur: 
m einzuholen), 

‚ (Bundestag). Die Bundesverſammlung beſchließt, den > Sroßbergog 
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v. Oldenburg um möglichſte Beichleunigung der Begründung jeiner 
Succeſſionsanſprüche auf Schleswig-Holſtein zu erjuchen. 

7. Juli. (Zollverein). Wiederaufnahme der Münchener Zoll-Sonder— 
conferen;. 

9. „ (Shleswig). Mißlungener Berfuh, eine Verfammlung von 
Bertrauensmännern in Flensburg zu einer Meinungsäußerung für 
„engiten” Anſchluß an Preußen zu veranlafjen. 

10. „ (Deutihedänijdher Krieg). Die Alliirten jeßen über ven 
Lymfjord und bejegen ganz Jütland. 

11. „ (Zollverein). Auch Hannover und Oldenburg treten dem neuen 
Zollverein mit Preußen bei, indem ſich Hannover dadurch wenigitens 
einen Theil jeines bisherigen Präcipuums fichert. 

12. „ (Deutihedänifher Krieg). Dänemark fucht bei Oeſterreich 

und Preußen um Waffenjtillftand und Frieden nad). 

„ (Zollverein). Die Münchener Zoll-Zonderconferenz, von Kurbeffen 


u. Hannover bereits verlaſſen, verftändigt ſich über folgende Punctationen: 
„Unter thunlichiter Aufrechtbaltung und Fortbildung der Peftimmungen 
der Verträge vom 19, Februar 1855 (ded Handels: und Zollvertrags, des 
Zolle und Münzfartells) im Sinne weiterer gegenjeitiger Annäherung und 
mit dem Ziele der Anubahnung dev allgemein deutjchen Zolleinigung werben 
zwijchen Dejterreih und dem Sollvereine neue Verträge auf die Dauer der 
nächiten Zollvereinsperiode abyeichloffen werden. Kür die Ordnung ber gegen: 
jeitigen Verkehrsbeziehungen binjichtlih dev Zölle jollen nachitebende Punkte 
zur Grundlage dienen: 1) Ueber möglichite Annäherung und Gtleichitellung 
ber beiderfeitigen Zolltarife, jowohl in Bezug auf bie Zollſäte als auf die 
Fafjung der einzelnen Tariipontionen umd Unterabtheilungen werden Berbano: 
lungen gepflogen. Als Ausgangspunft wird von Seiten Oeſierreichs der 
Entwurf vom 13. November 186), auf Seite des Zollvereins der neueſte 
preußiiche Tarifentwurf dienen. 2) Die in dem Handeld: und Zollvertrage 
vom 19. Februar 1555 für den Zwiſchenverkehr vereinbarten geganleitigen 
Zollbefreiungen und Zolbegünjtigungen jollen, jo weit es mit Rückſicht auf 
die Differenz der neuen Tarife thunlich ericheint, aufrecht erbalten und im 
Sinne der Verabredung unter Ziffer 3 Abſatz 1 des Schlukprotofolls zu 
Artikel 3 des genannten Bertrags weiter ausgedehnt werden. 53) Jeder der 
beiden vertragfchließenden Theile wird, wenn er eine Grmäßigung oder Ab— 
ſchaffung des Außenzolls für einen im Awifchenverfehr von dem anderen 
Theile begünftigten Artikel für nothwendig erfennen jollte, hierüber vorläufia 
mit dem anderen Theile Rückſprache pflegen. — Yebterer, welcher von dem 
gefakten Beſchluſſe jedenfalls wenigitens drei Monate vor deijen Ausführung 
benachrichtigt werden ſoll, wird berechtigt jein, feinen Zwiſchenzoll bis zu einem 
bie Differenz der beiden Außenzölle um 10 pGt. des böberen berjelben über: 
fteigenden Petrage zu erhöhen. 4) Die beitehende Turchfuhrzollfreibeit in beiden 
Zollgebieten bleibt aufrecht. 5) Wenn jpäter die Möglichkeit eintritt, zu einer 
rößeren Annäherung der beiderjeitigen Tarife, als gegenwärtig zu erreichen 
Fein wird, zu gelangen, jollen Verhandlungen über weitergehende gegenfeitige 
Berfehrserleihterungen ftattfinden.“ 
„ „ (MRürttemberg). Eröffnung des Landtags. Thronrede des Königs. 
13. „ ODeutſch-däniſcher Krieg). Die Alliirten befegen die Injel Sylt. 
»„ » (Hannover). Ausgleihung ber abweichenden Beſchlüſſe beider 
Kammern. Auch die verjtärkte Conferenz über die Domänenaus: 


ſcheidung iſt rejultatlos geblieben. 


„ 
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13. Juli. GBaden). Die Durlacher Conferenz erklärt ſich für Schenkel. 

14. „ (Bundestag). Oeſterreich und Preußen tragen ohne Rückſicht 
auf den bereits vorliegenden Ausichußberiht v. d. Pfordten, obne 
Rüdficht auf ihre Erklärung an der Yondoner Konferenz v. 28. Mai 
und den Bundesbeihluß v. 2. Juni, am Bunde darauf an, daß an 
den Augujtenburger ganz ebenjo wie bereits an den Oldenburger bie 
Aufforderung, feine Ansprüche auf Schleswig-Holſtein zu begründen, 
gerichtet werde, und unterjtügen ihren Antrag durdy identiſche De: 
peſchen an die verjchtedenen deutſchen Regierungen. 

» » (Bavern). Der Fabrik- und Handelsrath v. Nürnberg richtet 
eine Borftellung an den König für Beitritt zum neuen Zollverein 
auf Grundlage des franz. Handelsvertrags. 

15. „ (Deutijhedänifher Krieg). Defterreih und Preußen geben 
auf das Gejuh Dänemarks vom 12. d. M. ein umd bewilligen 
demſelben behufs Cinleitung von Friedensunterhandlungen eine 
Waffenruhe bis zu Ende des Monats. 

16. „ (Baden). Die I. Kammer genehmigt das Gejek über Schul: 
aufficht mit allen gegen 2 Stimmen. Vertagung der Kammern auf 
unbejtimmte Zeit. 

„ . (Medlenburg). DMannede: Duggentoppel trägt beim engern 
Ausſchuß der Ritter- und Landſchaft neuerdings auf Anſchluß an ben 
Zollverein an. 

19/22. ,, (Bayern). Verfammlung des bayeriichen Epifcopats in Bamberg. 

Diejelbe beichließt eine Adrefle an ‘den König und ein Paſtoral— 

ihreiben an das bayr. Volk. 

„ (Baben). Hirtenbrief bes Erzbiihofs von Freiburg gegen dag 

neue Schulaufjichtsgefek. 

Das von beiden Kammern mit der Regierung vereinbarte Geſetz wird 
als ein „irrthümliches“ bezeichnet, da8 „ein ſchweres Unrecht begehe.“ Den 
Geiftlihen wird übrigens der Eintritt in den Ortsihulrath nicht geradezu 
unterfagt, wohl aber abgerathen. Was die Erziehung ber Kinder betrifft, 
fo jei es Fein leeres Wort unb feine Uebertreibung, daß durch das neue 
Schulgeſetz die Fatbolifche Religion in großer Gefahr jei. „Nenn felbft wilde 
Thiere mit Lebensgefahr ihre Jungen vor feindlichen Angriffen vertheidigen, 
um wie viel mehr follten — Eltern die von Gott ihnen anvertrauten 
Kinder vor den Gefahren ihres Seelenheils ſchützen.“ 

„ » (Didenburg). ine Landesverſammlung der ſchleswig-holſtein⸗ 
hen Ausſchüſſe befchließt eine Erflärung und eine Adreſſe an den 
Großherzog gegen feine Anfprühe auf Schleswig-Holſtein. 

4. „ (Holftein). Der Prinz Frievrih Karl zeigt dem YBundesgeneral 

Hade an, daß er Befehl habe, fich zum Herrn von Rendsburg zu machen. 

Hade erwiebert, da er augenblidlih nur über 4 Compagnien verfüge, 

jo müſſe er der Uebermacht weichen, die Verantwortlichkeit aber von 

fih abweijen. Die Bundestruppen räumen die Stadt in aller Eile 
noch vor dem Einmarjch der Preußen. Es rüden 6000 Preußen ein. 

„ (Bundestag). Die Mehrheit der Bundesverjammlung fügt ſich 

dem Anfinnen Defterreich8 und Preußens und beſchließt mit 11 gegen 


19, 
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5 Stimmen (Bayern, Württemberg, Sachſen, Heſſen-Darmſtadt und 
die 13. Curie) die verlangte Aufforderung an den Auguftenburger 
zu richten. — General Hade zeigt der Bundesverfammlung die ihm 
notificirte Beſetzung Rendsburg durdy die Preußen an und“ feinen 
Entſchluß, der Uebermacht zu meiden. Die Bundesverfammlung be: 
ſchließt, telegraphiſch dieſes Verhalten zu billigen und weist ben 
Vundesgeneral an, im Falle einer wirklichen Bejeßung der Stadt 
durh Preußen, einen fürmlichen Protejt dagegen einzulegen. 


21. Juli. (Schleswig). Eine — bon Guts⸗ und großen Grund— 


” 


22. 


24. 
25. 


befigern beichließt in Schleswig mit 25 gegen 7 Stimmen eine Be: 
titton um engern Anſchluß an Preußen. 
(Hannoper). Ein königl. Decret vertagt die Stände. 
(Württemberg). NAntwortsadreffe der II. Kammer auf bie 


Thronrede des Königs: 

” . Ew. k. Diaj. haben auf dem Fürſtencongreſſe Höchſtihre Bereit: 
willigfeit, zur Löſung der deutſchen Verfaſſungsfrage nach Kräften 
mitzuwirken, thatſächlich bewieſen. Die Unzulänglichkeit der Bundesverſamm— 
lung und bie Notbivendigfeit ihrer Umgeftaltung it von allen Seiten aner: 
fannt. Das deutſche Volk wird nimmer zur Ruhe tonımen, bis dieſe Yebene: 
frage gelöſt. Dasielbe weiß die Schwierigfeit ber Aufgabe wohl zu wür: 
digen, und feine Grwartungen balten ſich in den Grenzen des Erreihbaren. 
Allein die Pefriedigung dev allgemeinen deutichen Intereſſen, die Sicherung 
ber. durch Bundesbeſchlüſſe vielfach verlegten Volkerechte und die Wahrung 
ber nationalen Ehre jind umabweisbare Forderungen, welche nur durch Der: 
ftelung einer mit ausreichenden conſtitutionellen Befugniſſen ausgejtatteten 
Geſammtvertretung Deutjchlands, in welcher die Nation den ächten Aus: 
drud ihres Willens zu erkennen vermag, nur durch Ginjekung einer in allen 
gemeinjamen Angelegenheiten über den einzelmen Regierungenichen: 
den Gentralgemwalt befriedigt werben Fünnen. Wenn Regierung und 
Stände fih in dem Streben nad diejem boben Ziele vereinigen, jo vermag 
auch die Kraft des einzelnen States fir das Geſammtvaterland Erſolge zu 
erringen. — Den Wünſchen und Hofmungen Ew. k. Maj. in handels— 
politifher Beziehung Ichlieken wir uns an, wir werden dieſe Verhält— 
nijje, jo wie die Dlittbeilungen ber Regierung bierüber mit dem ganzen Ernſie 
prüfen, welchen die hohe Bedeutung dev Sache erfordert.“ — Mit 64 gegen 
21 Stimmen wird der Gommijjionsantrag angenommen, an Se. Maj. Die 
Bitte zu richten, bezüglich der Preiie und des B eseinswelens die au! 
Grund ber befannten Bundesbeſchlüſſe „einſeitig ergangenen Verordnungen 
zu beſeitigen, dieſe Verhältniſſe, wie die Kammer der Abgeordneten ſchon früher 
aber bis jetzt ohne entſprechenden Erfolg, gebeten hat, auf verfaſſungs— 
mäßigem Wege zu ordnen und bezüglich derſelben endlich einen geſetzlichen 
Zuſtand herzuſtellen.“ 

(Bayern). Eine Verſammlung von Induſtriellen in Nürnberg 


erklärt ſich ſehr dringend für den Beitritt zum neuen Zollverein. 


„ (Holftein). Delegirtenverſammlung der Schleswig-Holſtein— 


Vereine in Rendsburg. Es find dabei 93 holjteinifche Vereine durch 
172 und 17 ſchleswigſche Vereine durch 26 Delegirte vertreten. 
Die vom Ausſchuſſe vorgeihlagenen Rejolutionen werden bis auf die 
fette bezüglich einer engeren Berbindung mit Preußen angenommen: 

„Nachdem die legten glorreichen Waffenthaten der deutſchen Großmächte die 
völlige Niederlage Dänemarks zur vollendeten Thatſache gemacht haben, Spricht 
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die Delegirtenverſammlung ber ſchleswig-holſteiniſchen Vereine das dringende 
Verlangen der Bevölkerung aus, daß duch ſchleu nigite definitive Gon: 
ſtituitung des ſchleswig-holſteiniſchen Staats unter ſeinem recht-— 
mäßigen Fürſten Herzog Friedrich VIII. den mit den ſchwerſten Nachtheilen 
verbundenen proviſoriſchen Zuſtänden in kürzeſter Friſt ein Ende gemacht 
werde. In unſerem Gewiſſen gebunden durch das Herzog Friedrich VIII. 

eiſtete Gelöbniß der Treue, weiſen wir mit Entrüſtung ben Ber: 

uch eines deutſchen Fürſten zurück gegen unſern und dee gan— 
zen deutſchen Volks Willen und gegen unſere Rechtsüberzeu— 
gung ſich uns als Landesherrn aufzudrängen. Durchdrungen 
von der Ueberzeugung, daß nur eine enge Verbindung mit dem preußiſchen 
Staat die deutſche Zukunft unſeres Landes für alle Zeiten ſichert, erklären 
wir, daß wir eine Gemeinſamkeit der diplomatiſchen, militäriſchen und 
maritimen Einrichtungen mit Freuden begrüßen würden, daß wir aber an der 
von unſerm Herzog beſchworenen Verfaſſung mit derſelben Treue feſthalten 
wie an ihm ſelber.]“ 


Statt des letzten Paſſus dagegen wird mit 102 gegen 98 Stim— 
men folgende Faſſung beſchloſſen: 


„Da nicht die Delegirtenverſammlung der ſchleswig-holſteiniſchen Vereine, 
ſondern einzig und allein Herzog Friedrich in Verbindung mit 
derLandesvertretung competent iſt, das Nequivalent zu beitimmen, welches 
Defterreih und Preußen für die dem Yande gebrachten großen Opfer gebührt, 
Io wird bie jchleunige Einfekung unſeres Herzogs in die Regierung Schles: 
wig⸗ Holſteins das ſicherſte Mittel ſein, die Rechte unſeres Landes mit den In— 
terejjen jener Mächte in vollen Einklang zu bringen, indem Fürſt und Volt 
ihre Verpflichtung anerkennen, Opfer bringen zu müfien.“ 


6. Juli. (Deutſch-däniſcher Krieg). Beginn der vorläufigen Friedens: 


unterhandlungen in Wien ohne Zuzug weder eines Nertreters bes 
deutihen Bundes noch eines ſolchen der zunächſt ——— Herzog: 
thümer. 


» (Bayern). Der Handels: und Fabrifratb von Fürth richtet eine 
Adrefje an den König für Beitritt zum neuen Zollverein. 


„ (Württemberg). Die II. Kammer faßt einjtimmig den Beſchluß: 
„In Erwägung, daß das Recht des deutjchen Bundes und bie Ghre 
beutiher Yundestruppen durch die gewaltthätige Beſetzung Rendsburgs durch 
preußifche Truppen verlegt worden, und durch diefen Gewaltact und 
die Rolitif Preußens bie ganze Zufunft Deutihlands ſchwer 
bebrobt wird, beſchließt die Kammer: 1) einen feierlichen Brotejt gegen 
dieſen Act der Gewalt zu erheben; 2) die Regierung dringend aufzufordern, 
in Gemeinſchaft mit den übrigen Bundesregierungen der brobenden Ber: 
gewaltigung entgegenzutreten ; 3) die Bereitwilligfeit auszuſprechen, alle 
Opfer zu dieſem Zwed zu bringen.“ 


. (Rafjau). Der Reg.:&ommiffär theilt der Ständeverfammlung 


in geheimer Situng mit, daß die Regierung Einleitung treffen werbe, 
um den Anſchluß Nafjau's an den neuen Zollverein zu bewirken. 


: » (Bundestag) Preußen gibt der Bundesverfammlung Auf: 


flärungen über die Rendsburger Vorfälle, indem es die Motive dar: 
legt, weiche preußiicherjeits für Beſetzung Rendsburgs maßgebend 
gewejen feien, nemlih Schub gegen die Wiederkehr von Erceffen, 
und verbindet damit den Ausbrud ber Erwartung, daß dieſe Auf: 
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klärung befriedigen werde. Bloß mündlich“ fügt der Gefanbte bei, 
daß einer Rückkehr der Bundestruppen nad Rendsburg preußifcher- 
feits nichts entgegenftehbe. Grklärungen von Hannover und Sachſen; 
die ſächſiſche Negierung erklärt, daß fie, eingedent ber früheren Vor: 
fälle in Altona und der Erfolglofigfeit ihrer damaligen Beichwerbe, 
fih enthalte, einen Antrag zu ftellen, vielmehr die Anregungen nicht: 
betheiligter Rundesregierungen abwarten wolle. Alles wird. bem 
Ausihuß überwiejen. 


28. Juli. (Defterreich) bringt durch eine Depefche die Punctationen ber 


„ 


29. 


„ 


”„ 


Münchener Zoll-Sondereonferenz v. 12. d. M. zur Kenntniß ber 
preuß. Regierung mit dem Beifügen: 

„+. . Sollte wider Erwarten das fol. Gabinet es ablehnen, in die an: 
gebotene Verhandlung fofort einzutreten, jo würden wir zu unferm größten 
Bedauern darin eine Mikachtung der ums gegenüber Bejtebenden Wertrage: 
verpflichtungen erfennen müſſen, und wir würden ung feiner Täuſchung Dar- 
über bingeben, daß ein joldyes Vorgehen unvereinbar fein würde mit 
dem zwiſchen beiden Regierungen jo glüdlich bejiebenten 
bundesireundliden Verhältniß.“ 

» (Bayern). ntlaffung des AJuftizminifters Mulger und bes 
Eultusminifters v. Zwehl; Ernennung der HH. Bomhard und v. Koch 
an ihre Stelle. 

Eine Verſammlung von Delegirten der Fabrik- und Handelsrätbe 
von Kikingen, Würzburg, Schweinfurt, Aſchaffenburg, Marftbreit 
und Miltenberg beſchließt eine Eingabe für Beitritt zum neuen 
Zollverein. 

„ (Bayern). Antwort des Königs auf die Adreſſe der Bamberger 
Verfammlung der bayr. Biſchöfe: 

„ Mit Befriedigung babe Ich dieje Adreſſe entgegengenommen und 
daraus erfannt, daß die Ziele, welche die Firchlichen Oberhirten verfelgen, 
ebenjo wie die Mittel und Wege, deren jie ſich zu bedienen gedenfen, unter 
vellftändiger Wahrung der von Meinem Pater forgfältig ge: 
hegten, höchſt alüdlihen confejlionellen Zuſtände desYandex 
auch Endzweck und Wege Meiner Regierung fein Fönnen. Ich 
freue Mich der Eintracht zwiichen Kirche und Staat, welche fiherlih die Frucht 
biejer Uebereinſtimmung Meiner Anſchauungen mit denen der geiftlihen Obern 
Meiner Fatholiichen Untertbanen jein wird. . . .“ 


» (Hellen:-Darmftadbt). Die I. Kammer beichließt mit allen 


gegen 3 Stimmen 

„die Staatsregierung zu erſuchen, zur endlihen Conſtituirung Schleswig: 
Holfteing und Einſetzung feines allein berechtigten Herzogs Friedrich auf un— 
verzügliche Berufung der rechtmäßigen Bolfsvertretung Schleswig-Holſteins 
hinzuwirken, zur Rettung des guten Rechts und ber deutjchen Ehre gegen: 
über den neueiten Scewalttbaten in Schleswig=:Holftein mit den übrigen 
Regierungen die entichiedeniten Meafregeln zu ergreifen, namentlich bie Be: 
rufung einer allgemeinen deutſchen Bollsvertretung herbeizuführen.“ 


„ Raffau). Die II. Kammer fchließt vorläufig mit 16 gegen 
7 Stimmen den in Rüdesheim-St. Goarshauſen gegen den bisherigen 
Abg. Braun durchgejeßten NRegierungscandidaten aus und weist bie 
fernere Unterfuhung der Wahl an einen befonderen Ausihuß. 
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30. Juli. (Lauenburg). Der Landtag tritt neuerdings zur Erledigung 
einiger Geſchäfte ungehindert zuſammen. 

3. „(Hannover). Verſammlung des hannover'ſchen Handelstags. 
Derſelbe erklärt ſich für den nunmehr erfolgten Beitritt zum neuen 
Zollverein. Ferner erklären ſich 21 Städte für, 9 (worunter die 
Reſidenz) gegen die Einführung der Gewerbefreiheit. 

— „Eiine große Anzahl von Schleswig-Holſtein-Vereinen und Verſamm— 
lungen in allen Theilen von Deutſchland beſchließt nach der Anregung 
des 36er Ausſchuſſes die Erklärung: 

„Es erwartet und verlangt die deutſche Nation, daß die deutſchen Regie— 
rungen, ber Verpflichtung getreu, welche fie feierlich übernommen haben, ohne 
Aufihub am Bundestag die Anerkennung des Herzogs Friedrich ausjprechen, 
und ibm die Möglichkeit gewähren, die Regierung nad) den Beftimmungen 
bes bejhmwornen Grundgeſetzes in ben Herzogthümern anzutreten.“ 

— „ (Bayern) ertbeilt jenem Bunbestagsgefandten die Weifung, in 
dem vereinigten Ausfchuffe bez. der Rendsburger Vorgänge v. 21. d. M. 
„mit Ernſt und Nachdruck auf eine Wiederherſtellung des früheren Zu: 
itandes im Wejentlichen” hinzuwirken. 


— Aug. (Holjtein und Schleswig). Die einzelnen Schleswig-Holftein- 
Vereine ſprechen fi die einen für die Majcrität, die andern für bie 
Minorität der Delegirtenverfanmlung vom 25. Juli aus. 

. „ (Deutfhedänifher Krieg). Abſchluß von Friebensprälimina- 
rien und eines breimonatlihen Waffenftillftandes behufs Unterhand- 
lungen über einen definitiven Frieden zu Wien. 

„ » (Sadjen). Die II. Kammer bejchließt einftimmig: 

„die burh Mißbrauch einer überlegenen Gewalt erfolgte Bejegung 
Rendsburgs durch preußische Truppen für eine Verlegung des Rechtes bes 
deutſchen Bundes und eine Kränfung der Ehre deuticher Yunvdestruppen zu 


erflären umd gegen diejen von einer deutihen Bundesmacht volljogenen Ge: 
waltact Verwahrung einzulegen.“ 


2. „ (Schleswig). Friedensfeier in Flensburg. Antwort des preuß.Givil- 
commiſſärs v. Zebli für einen möglichit innigen Anſchluß an Preußen. 

4. „ (Bundestag). Kurheſſen überreicht eine Gingabe des heffifchen 
Prinzen Friedrich Milhelm, worin diefer unter Bezugnahme auf fein 
Erbfolgerecht in Dänemark (in Folge der Befeitigung des Londoner 

‚ Vertrags von 1852) aud auf Pauenburg Anfprudy erhebt. 

d. » (Sahfen) Die I Kammer tritt dem Befchluffe der Kammer 
vom 1. d. M. bez. der Rendsburger Creigniffe einftimmig bei. 

"» » (Bayern). Der Fabrik: und Handelsrath von Regensburg er: 
Märt e8 in einer Eingabe an den König für 

„ein trauriges Gebot ber Nothiwendigkeit, der Annahme bes franz. Handels⸗ 

berirags das Wort zu reben“, nachdem „all bie höchſt anerfennenswerthen 
Beſtrebungen der Regierung gegen benfelben theils burch das Nichtftanbhalten 


ber übrigen deutſchen Mittelitaaten, theil8 durch die unverläflige Haltung 
Oeſterreichs ſelbſt fich leider als fruchtlos erwieien haben.“ 


6. „ (Schleswig). In Ovenum auf Oſterland-Föhr wird Herzog 
Friedrich von der Bevölkerung als Landesherr proclamirt. 
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8. Aug. (Holftein und Schleswig) DVerfammlung des Corps der 


> 


10. 


ſchleswig-holſteiniſchen Prälaten- und Ritterſchaft. Es find 29 Mit: 
glieder anweſend, welche fi) mit allen gegen 5 Etimmen für base 
von Preußen gewünfchte Interim und für einen engen Anfchluß an 
Preußen aus|preen: 

; Während Prälaten und Ritterfchaft dev Herzogthümer Schleswig: 
Holftein ji der Ueberzeugung hingeben, daß die Erbiolgefrage dem Mecht bes 
Landes entjprechend erledigt werden wird, glauben fie jih, den Mächten gegen: 
über, welche bei der Regelung ber fiaate- und völferrechtlihen Verhältniſſe 
ihres Vaterlands das Hauptgewicht in die Wagſchaale legen werden, über zwei 
Punkte ausſprechen zu müſſen, deren ————— ihnen für das Wohl Des 
BVaterlands von großer Bedeutung erjcheint. Der erite derſelben betrifft eine 
ohne weitern Aufihub ſofort berbeizuführende Wiederberfielung einer 
gemeinjamen einbeitlihen Regierung fürbeide Herzogthümer. 
Die Vereinigung berfelben wird geboten durch das uralte anerfannte Recht, 
bie uralte Gewohnheit und Liebe des Zufammenfeins, endlich dur den großen 
Nutzen, den fie ſtets gebracht. Prälaten und Ritterichaft find ju feit bavon 
überzeugt, daß die Bereinigung beider Fänder Hauptbedingung ihres MWobls 
und Gedeihens iſt, um nicht den lebhaften Wunſch auszuſprechen, daß dieſelbe 
bald, ja ſobald die Umſtände ſolches irgend geſtatten, möchte ins Leben gerufen 
werben. Der zweite Punkt, deffen Prälaten und Ritterfchaft zu erwähnen 
jih erlauben, berührt in anderer, aber ebenfalls ſehr wejentlicher Weile Das 
Wohl ihres Vaterlands. Prälaten und Ritterichaft glauben ausfprehen zu 
müffen, daß ibrer Anficht zufolge ein eng iger Anſchluß bes Staats Schleswig⸗ 
Holitein an einen mächtigen beutihen Staat im böchften (Grabe den Intereſſen 
und zugleih den Wünſchen des Landes gemäß ift, und find der Anficht, daß 
ohne eine jolche Anlehnung an eine Fräftige Stübe Schleswig=Holftein ſchweren 
und gefahrvollen Verwicklungen entgegengehen könnte; fie wünſchen diejen An- 
ſchluß um fo mehr, als fie überzeugt find, daß berielbe auch ben Intereſſen 
des gemeinfamen beutichen Vaterlands entſpricht. Diefen zu dienen werben 
bie befreiten Herzogthümer ſtets freudig bereit jein. Prälaten und Nitterfchaft 
werben deßhalb die Herbeiführung einer Semeinjamfeit der di— 
plomatifhen, militärifhen und maritimen Berbältnifjeibres 
Vaterlandes mit dem preußiſchen Staat als ein für alle Theile 
heilveriprechendes Ereigniß begrüßen.” 

» (Lauenburg). Der Bundesgeneral Hade läßt das bisher von 
Grecutionstruppen völlig entblößte Land durch Hannoveraner bejeßen. 
„ (DMaffau). Die II. Kammer erffärt fi) mit 14 gegen 6 Stimmen 
für die Miederherjtellung der (noch immer zu Recht beitehenden) Ver: 
faffung v. 28. Dee. 1849 und des Wahlgeſetzes v. 25. April 1849. 
Die Regierung erklärt, „ie werde dem Antrag feine Folge geben 
und jeden etwaigen Angriff auf die beſtehende Verfaſſung mit aller 
Entſchiedenheit zurückweiſen.“ 

(Holſtein). Der frühere Präſident der holſteiniſchen Stände— 
verjanmmlung, Baron Karl v. Scheel-Pleſſen, wird telegraphiſch nach 
Wien berufen, um bei den Friedensunterhandlungen behülflich zu fein. 

(Medlenburg). Der Juftizminifter bat von den Strafanftalten 
und höhern Gerichten Gutachten darüber eingefordert, ob bie Prügel 
als Strafe für Gefegesübertretungen und als Mittel zur Beahndung 
von „Lügen und Aufzüglichleiten” im Inquiſitionsproceſſe zu ent: 


„ 
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behren ſeien. Die Behörden haben ſich für die vollſtändige Entbehr— 
lichkeit ausgeſprochen. 

LAug. (Baden). Erlaß des Miniſteriums des Innern gegen ben 
Hirtenbrief des Erzbiſchofs von Freiburg v. 19. Juli bez. das 
Schulgeſetz. 

Creußen). Die offiz. preuß. Preſſe ſpricht ſich ſehr erbittert 
über die Beſetzung Lauenburgs durch Bundestruppen aus; die preuß. 
Regierung remonſtrirt gegen die Maßregel in Hannover. 

» (Bayern). Die bedeutendſten Firmen von Speyer beſchließen 
eine Eingabe an den König um Beitritt zum neuen Zollverein noch 
vor dem 4. Oct. Faſt jämmtliche bedeutende Firmen ber ganzen 
Pfalz jchließen jih an. 

» (Sadien). Die II. Kammer geht mit 58 gegen 16 Stimmen 
zur Tagesordnung über bezügli der Petitionen um Wiederheritellung 
bes Wahlgejeßes von 1848 und erkennt mit 42 gegen 32 Stimmen 
die Rechtöbeftändigfeit ber gegenwärtigen Ständeverjanmlung an. 
Auch ein vermittelnder Antrag wird abgelehnt. 

« „ (NHnbalt). Die Regierung publizirt im Anhalt. Staatsanzeiger 
die vom legten Landtag ſchließlich modificirten Geſetze, für bie ber: 
jelbe mit Mehrheit jeine „Mitleiftung“ in Anſpruch nahm, nady ihrer 
urjprünglichen, vom Yandtage abgelehnten Vorlage als Geſetze, die 
„mac eingeboltem ſtändiſchem Beirath“ mit dem 1. Det. für bie 
Bernburger Landestheile in Kraft treten ſollen. 

.„ Abhaltung des jechsten Vereinstags deutſcher Genofjenjchaften in 
Mainz unter dem Vorſitz von Schulze: Delikich. 

. „ (Yauenburg) Die Ritter: und Landſchaft beſchließt eine Ein- 
gabe an den deutſchen Bund zu richten gegen eine Herbeiziehung 
Yauenburgs zu den däniſchen Staatsſchulden und den Kriegsfoften bes 
deutſch-dãniſchen Krieges. 

» » (Baben). Der evang. Oberkirchenrath verwirft buch Erlaß 
den Antrag auf Entfernung Scenfel® von der Vorſtandſchaft bes 
evang.proteſt. Predigerjeminars, mißbilligt den Proteft der 117 Geift- 
lihen gegen Schenkel und die Verbreitungsweiie desjelben, und erklärt 
fh für die Freiheit der theologiihen Forſchung. 

-» „ Maſſau). Die Ständeverfammlung erflärt mit 24 gegen 10 
Stimmen den Berfauf der ehemaligen Abtei. Marienftadt an eine 
geiftliche Gefelihaft für ungültig und die Beamteten ber Landes— 
regierung und das Minijterium verantiwortli für den dem Lande 
daraus erwachſenden Schaden. — Die I. Kammer nimmt mit 11 
Stimmen (darunter Prinz Nicolaus) gegen 5 Stimmen (die Vertreter 
äniger abeliger Herrn) den Antrag ihres Ausſchuſſes für den An- 
ihluß Naſſau's an den neuen Zollverein an. 

#. „ (Sabjen). Das vffic. Dresd. Journal theilt den Wortlaut des 
von Sachen beabfichtigten Antrags am Bunde gegen Art. 1 der in 
Bien ohne Mitwirkung des deutſchen Bundes von Defterreih und 
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Preußen abgeſchloſſenen Friedenspräliminarien mit Dänemark mit 
dahin gehend, daß die deutſchen Großmächte erſucht werden ſollten 
dem Bunde „beruhigende Aufklärungen“ zu ertheilen, und fügt bei 
der Antrag ſei bereits für die Sitzung ber Bunbesverfammlung v 
11. Aug. angemeldet gewefen, habe aber „wegen einiger aus bei 
Geſchäftsordnung bergeleiteter Schwierigkeiten“ nicht eingebracht werben 
fönnen und jeßt verzichte Sachſen auf die Einbringung besjelben 
„dringenden Wünfchen entſprechend“ völlig. 


20./25. Aug. (Preußen). Der König von Preußen befucht in Begleitung 


des Herrn von Bismard den Kaifer von Defterreih in Wien. 


„ Aug. (Hamburg). ine Bekanntmachung des Senats publicirt die 


22. 
23. 


24. 


von Hamburg und Lübeck am 22. Juli mit den Bundescommiffären 
für Holjtein abgeſchloſſenen Telegraphenverträge. Preußen erhebt 
dagegen Einfprahe und beftreitet ben Bunbescommillären die Com: 
petenz zum Abſchluß ſolcher Verträge. 

» : Siebenter Congreß deutſcher Volkswirthe in Hannover. 

„ (Sadfen). Schluß des Landtags. Thronrebe des Könige. — 
Antwort Beufts auf eine tabelnde Depeihe Bismardd über bie 
Schlußberichterſtattung des Bundesbevollmächtigten auf der Yondoner 
Conferenz und den Vorwurf, der eigentlichen Trage fremde Gegen: 
ftände herbeigezogen unb die von ihm befürtmortete Anerfennung bes 
Erbprinzen von Nuguftenburg und die Berweifung der Oldenburgijchen 
Anſprüche an bie Aufträgalinftanz eingemifcht zu haben: 

. Die Gelegenheit, welche mir geboten wird, mich über biefen Bunft 
zu kechtjertigen, iſt mir um ſo erwünſchter, als ich — offen darf ich es be— 
kennen — mich dabei mehr in der Lage eines Klägers als der eines Angeklagten 
befinde. Hätte ich, als die Bevollmächtigten Oeſterreich und Preußens mir am 
27. Mai eröffneten, fie jeien angewiefen in Gemeinfhaft mit mir bie völlige 
Lostrennung der Herzogthümer umter bem Ccepter bes Erbprinzen von 
Auguftenburg zu verlangen, mich auf den Standpunkt geitellt, welchen mir 
ber Erlaß bes Hrnu. Minifterpräfidenten v. Bismard vorihreibt — hätte id 
mir gegenwärtig gehalten „daß die Arbeit des Hrn, v. d. Pfordten nicht über 
das Stabium eines Gutachtens binauegefommen ſei,“ jo bätte ih aud 
folgerechterweife ablehnen müſſen, dev Erklärung? Oeſterreichs und Preußens 
mid anzufchließen, fo lange der Bund nicht die Grbberechtigung des Grbprinzen 
von Auguſtenburg in Holftein fürmlich anerkannt haben würde. ich bätte 
follen nah Frankfurt berichten, und einen Bundesbeſchluß, ber die Erbfolge: 
frage enticheide, beantragen. Damals wurde auf bie abzugebende Er: 
Märung Werth gelegt, und cs iſt Raum zu bezweifeln, daß ein folcher 
Bundesbeichluß erfolgt wäre, wenn ich ohne denjelben Anfiand genommen 
hätte, mich anzuſchließen. Daß ich es nicht gethan, wirb mir vielleicht bereinft 
nod) zum Vorwurf gereichen. Ach trat ohne Zögern bei, im guten Glauben, 

baf bie damals von Oesterreich und Preußen abgenebene Grflärung ein ernfter 

Het fei, daß fie micht wieder werde in Frage gejtellt werben... . .“ 

(Holjtein und Schleswig). Stäbtetag in Neumünfter. Es 

find von 51 Städten und Fleden Schleswig-holfteins 41 durd 82 

Deputirte vertreten, audy die Weſtſee-Inſeln. Die Verfammlung erflärt 
fih einftimmig gegen bas Anterim und nur für einen bebingten 


Anſchluß an Preußen: 
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Nachdem die Prälaten und die Ritterſchaft fich zu einer Erffärung in un: 
jerer Landesjahe veranlapt gejeben haben, fühlen die Abgeordneten bes jchles- 
wigsbolfteiniihen Städtetages in Grmangelung einer die Rechte des jchleswig- 
holjteinifchen Volkes vertretenden Landesverſammlung auch ibrerjeits zu einer 
Kundgebung ſich gedrungen. Dem in jener Erklärung ausgefprodenen Dante für 
die durch die tapferen Truppen der deutichen Großmächte erfämpfte vollitändige 
Irennung Schleswig: Holjteins von Dänemark ſchließen wir uns rückhaltlos 
an, jowie wir das Bedürfniß eines die Selbitändigfeit nicht aufs 
bebenden Anſchluſſes der vereinigten HerzogtbümeranDeutjd: 
land und, injoweit das Anterejje Deutſchlands es erfordert, 
an Preußen aus volliter Heberzeugung anerkennen, In der Einjegung einer 
Interimsregierung vermögen wir dagegen ein geeignetes Mittel für das zu 
eritrebende Ziel in Feiner Weiſe zu erbliden, bejorgen vielmehr, daß bie 
allfeitig erjebnte baldige Ordnung der inneren, wie der äußeren Berbältnifie 
des Yandes dadurch nur unnöthiger Weile verzögert und geführbet wird. Die 
Herſtellung geordneter Zuftände ift nad unſerer Ueberzeugung zunächſt und 
vor Allem durch die ungeläumte Anerkennung des vom Lande längſt aner: 
fannten Fürſten, Herzogs Friedrich VIIL, bedingt.“ 

Statt des „Anſchluſſes an Deutichland und, ſoweit das Intereſſe Deutſch— 
lands es erfordert, am Preußen“ batte dev urjprünglicde Antrag des Aus— 
ſchuſſes gelautet „Anſchluß an Deutichland und an Preußen injonderbeit.“ Das 
gegen befchloß die Verfammlung, von einer Erwähnung des Staatsgrundges 

ſedbes Umgang zu nehmen. . 

Aug. (Deutſch-däniſcher Krieg). Erſte Situng ber Friedenscon— 
ferenz in Wien, wiederum ohne Zuzug weder eines Bevollmächtigten 
des deutſchen Bundes noch eines Vertreters ber beiheiligten Herzog: 
thümer. 

„„» (Zollverein). Eine aus Schönbrunn datirte Antwort Preußens 
auf die öjterr. Dep. v. 28. Juli bez. Zollverein gibt Dejterreih Feine 
beitimmte Antwort, macht aber Hoffnung jeinen Wünſchen entgegen 
fommen zu wollen. 

" „ (Eoburg). Die Regierung läßt den Termin vorübergehen, ohne 
das vom Landtage beichloffene Preßgeſetz zu publiciren. 

%6.— 29. Aug. Fünfter deutjcher Nuriftentag in Braunſchweig. 

N. Aug. (Preußen). Der König von Preußen macht auf der Nüdreife 
von Wien dem jungen König von Bayern in Hohenſchwangau einen 

Beſuch. 

31. „ Der Führer der ſocialiſtiſchen Partei der Arbeiter in Deutſchland, 
Ferd. Yaflalle, + in Folge eines Duells zu Genf. 

"» » (Bayern). Der König ergreift die Initiative, um in einem Ga: 
binetsjhreiben das Gefammtminijterium aufzufordern, die Gründe 
für und wider die von der I. Kammer wiederholt und zulegt ein= 
ſtimmig geforderte Abkürzung ber jechsjährigen Finanzperioden aber: 
mals einer Prüfung zu unterwerfen und barüber Gutachten zu er: 
ſtatten. 


1. Sept. (Schleswig-Holſtein.) Sechszehn deutſche Rechtsfacultäten 
haben ſich bis jetzt in Gutachten für das ausſchließliche Erbfolgerecht 
des Herzogs Friedrich erklärt im Anſchluß an die Unterſuchungen des 
Hm. v. Warnitedt. 
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2, Sept. (-alermıg) Herzog Ariedrih wird in Wyk auf der Inſe 

Föhr von der Bevölkerung als Landesherr proclamirt. 

(Hefjen:Darmjtadt). Die I. Kammer nimmt in gebeime 

Sigung den Antrag ihres Ausſchuſſes an, durd melden die Beding 

ungen fejtgejeßt werden, unter welchen allein fie den von der II. Kam 

mer amendirten Budget ihre ZJuftimmung ertheilen will. 

3. „ (Holjtein). 31 nictritterihaftliche Gutsbeſitzer lehnen mit eine 
Majorität von 22 Stimmen die Beichlüffe der Prälaten und Ritter 
ſchaft ab und treten demjenigen des Städtetags bei. 

6. „ (Heifen-Darmjtadt). Die IM. Kammer nimmt die von dei 
I. Kammer zur Bedingung ihrer Annahme des Budgets gemadten drei 
Puncte einftimmig an. 

8. „ (Holftein). Nachdem die Schleswig-Holftein- Vereine in zabl— 
reihen Verſammlungen ihr entjchiedenes Miftrauen gegen den nad 
Wien berufenen Baron v. Scheel:Plejjen ausgedrüdt, beginnen nun— 
mehr jog. Bauerntage fih in zahlreichen Verſammlungen eben ba- 
für und zugleich über die Lage des Yandes und bie ſchwebenden 
Fragen auszuſprechen. 

» » (Hejien:Darmftadt). Die II. Kammer beſchließt einſtimmig, 
die Regierung dringendit zum alsbaldigen Beitritt zum neuen Zoll— 
verein, jedenfalls aber noh vor dem 1. Oct., zu erſuchen. 

42. „ (Zsllverein). Hejlen-Darmjtadt läßt in Berlin feinen Beitritt 
zum neuen Zollverein anzeigen. Preußen erläßt darauf die Einla— 
dung zum Zujammentritt der Berliner Zollconferenz auf den 26. 
Eept., um den Beitritt Helen: Darnıjtadts entgegen zu nehmen. 

43.—15. Sept. Generalverfammlung ber fath. Vereine Deutſchlands in 
Würzburg. Rejolutionen derjelben: 

„1) erklärt es die Verſammlung für eine Pflicht der deutichen Katbolifen, 
jich nicht von ben Franzoſen und Belgiern übertreffen zu laſſen an Opfer: 
willigfeit für das bedrängte Oberhaupt der Kirche und empfiehlt Betheiligung 
an ber päpitlichen Anleibe ; 2) fordert ſie auch religiöje Befreiung Schleswig: 
Holjteins, für das jo viel katholiſches Blut geflojfen int, Aufhebung des ſchmach— 
vollen Druds, unter dem dort die Katholiten Ihmachten; 3) beflagt die Wer: 
jammlung den Streit in Baden, ergreift ‘Partei für den Erzbiihof, der für 
die Rechte der Religion und ber Familie fümpft, und bringt in Erinnerung, 
daf jeder Schlag gegen den Altar auch den Thron treffe; 4) ehrt jie die bel: 
denmütbigen Männer, die Grafen v. Schmijing: Kerijenbrod, welche ihre Ent: 
lajjung aus ber preuiichen Armee nehmen mußten, weil fie principiell gegen 
das Tuell waren, und erflärt, daß das Benehmen des preußiſchen Kriegsmini: 
ſteriums eine Berurtheilung Apriftlicher Principien ſei; 5) bedauert fie die Ge— 
bäffigfeit, mit der bejonders in Baden, Heſſen und Württemberg bie geijtlichen 
Orden angegriffen werden, und erklärt den Fortſchrittsmännern, daß es ein 
Hohn gegen bie Serechtigfeit jei, Freizügigkeit, Affociationsrecht u. dgl. für 
fih zu verlangen, der Kirche aber jolche Freiheit beſchränken zu wollen.“ 

Die Gelehrten der Verſammlung beſchließen in einer Separat— 
conferenz, an den Papft eine Adrefje zu richten, um ihm den Danf 
auszufprechen für bie Fürjorge, die er den ©elehrtenverjammlungen 
erwiejen, und ihm zu erklären, daß die Unterzeichner dieſer Adreſſe 
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ſich ſeinen Entſcheidungen über die Autorität der Kirche der Wiſſen— 
haft gegenüber unterwerfen und daß fie in Zukunft beobachten wollen, 
was der Papſt für die Gelehrienverjammlung entichieden babe. 

13.— 5. Sept. Evangeliſcher Kirchentag in Altenburg. Rejolutionen desjelben 

unter denn Namen „Zeugnifie aus jeinen Verhandlungen.“ 

„ (Kurbejjen. Der frühere (vor der Wiederherjtellung der Ver: 

fafjung) Deinifter Rhode wird wieder zum Minifter des Innern er: 

nannt. 

»„„ (Baden) Das erzbijhöflihe Drdinariat verbietet dem Glerug 
auf's entichiedenjte, fi an dem neuen Inſtitute der Ortsjchulräthe 
zu betheiligen und weist die Pfründen an, aus ihren Mitteln Feine 
Gelder für geleijtete Mefnerdienfte an diejenigen Schullehrer zu ver: 
abfolgen, melde fi) an den neuen Schulbehörden betheiligen. 

I „ (Kurbejjen). Gen. v. Ende wird wieder zum Kriegsminifter 
ernannt. 

., (Zollverein) Naſſauiſche und Württemb. Bevollmächtigte treffen 
in München ein. Sie müſſen ſich mit dem bayeriſchen Miniſter v. 
Schrenk überzeugen, daß nichts anderes mehr übrig bleibe, als dem 
neuen Zollverein auch ihrerſeits bedingungslos beizutreten. 

4 „ Württemberg.) Entlaſſung der bisherigen Miniſter v. Linden, 
Eigel und v. Hügel und Erſetzung derjelben durch v. Varnbüler, 
Gejiler und Renner. 

5. „ (Zollverein). Naffau zeigt in Berlin feinen Beitritt zum neuen 
Zollverein an. 

T „GMecklenbur g). Die wegen PVetheiligung am Nat.-Berein An: 
geflagten und in erjter Inſtanz Verurtheilten werden vom Rathe der 

Stadt Roſtock als Recursinſtanz freigefprochen. 

3. „ (Zollverein). Bayern zeigt in Berlin feinen Beitritt zum neuen 
Zollverein an. 

„0. Sept. (Schleswig-Holſtein). Beſuch des Hrn. v. Ahlefeld 
in Berlin im Auftrage des Herzogs Friedrid. Bismard folgt des: . 
halb dem König erft am 1. Oct. nah Baden-Baden nad). Keine 

, Verftändigung. 

0. „ (Zollverein). Die Bevollmächtigten von Bayern und Württem— 

berg treten in die Berliner Zollconferenz ein, bie dadurch wieder 

volljtändig von allen bisherigen Zollvereinsftanten beſchickt ift. 

„ (Hannover) trennt fidy immer entjchiedener von den übrigen Mit: 

telftaaten, die offiziöfe Prefje fpricht von einer Tripelallianz Oeſter— 

reichPreußen⸗Hannover gegen den revolutionären Geift der Zeit. 


I. 


— 


1.0. (301lverein). ine Eonferenz zwiſchen preußijchen und öjter: 
reichiſchen Bevollmächtigten zu Prag führt wiederum zu feinem Re: 
\ultate, 

" » (Baden). Die neue Berwaltungsreform tritt mit dieſem Tage 
ms Leben, 


® 
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1,0. (Schwarzburg:Rudolitadt). Das neue Gewerbegeſetz mit Ge 
werbefreiheit tritt an dieſem Tage in Kraft. 

3. „ ODeſterreich). Die öſterr. Nordſee-Flotille jegelt wieder ab, mi 
Ausnahme der Fregatte Radetzky, die in Geeftemünde übeswintert 

4, „ (Bürttemberg.) Auch der bisherige Jujtizminifter v. Wächten 

wird entlaffen und durch den Bräfidenten des Geh. Raths v. Meu— 

rath erjeßt. 

(Kurheſſen). Wiederzujammentritt der Ständeverjammlung. Der 
Präfident wirft zur Eröffnung einen jchneidenden Rüdblid auf die 
unerquidliche Lage des Landes, 

„ „Esrankfurt), Die Bürger genehmigen in allgemeiner Abjtim: 
mung die Gleichftellung der Siraeliten und der Landbewohner. 

5. „ (Bayern) Der Minifter des Auswärtigen und des Handels, Frhr. 

v. Screnf erhält feine am 21. Sept. nachgeſuchte Entlaſſung. 

(Baden). Die Wahlen zu den neuen Ortsihulräthen find be: 
endigt; in einer Anzahl kath. Ortihaften ift eine Wahl nicht zu 
Stande gekommen; ein Erlaß des Minijteriums bes „Innern orbnet 
eine zweite Wahl an, mit dem Beifügen, daß, wenn auch dieſe nicht 
zu Stande komme, für einen Erſatz der zu wählenden Mitglieder 
des Ortsihulraths durch die großh. Regierungsbehörden jelbjt werde 
geforgt werben. 

6. „ (Bundestag). Dejterreih und Preußen beantragen, den Bun: 
descommiflären in Holjtein zu eröffnen, daß der Abſchluß von Tele: 
graphenverträgen mit Hamburg und Lübeck eine Ueberjchreitung ihrer 
blos abminijtrativen Befugnifje jei, welche eine formelle Ungültigkeit 
implicire. 

Die Bundesverjammlung bejchließt, den von der Commiſſion von 
Sadverjtändigen vorgelegten Entwurf eines allg. deutihen Nahdrude: 
gejeßes den Regierungen behufs ihrer Beitrittserflärung zur Kenntniß 
zu bringen. Preußen jtimmt dagegen mit ber Erklärung, daß es 
jedes weitere Vorgehen des Bundes in diefer Sache als einen Gin: 
griff in die Yandesgejeßgebung der einzelnen Staaten betrachte. 

10. „ Anhalt). Eine Petition gegen die neulidy wieder vctropirten 
Gejeße wird von der Regierung abgewiejen. 

11. „ Rafjfau). Die Regierung genehmigt den Verkauf des chenta- 
ligen Kloſters Marienjtadt an eine geijtlihe Corporation troß des 
beitimmtejten Widerſpruchs, den die IL. Kammer dagegen erhoben bat. 

12. „ (Zollverein). Vertrag Preußens, Sadjens x. mit Bayern, 
Württemberg, Helen: Darmitadt und Nafjau über deren Beitritt zu 
den neuen »ollvereinsverträgen v. 285. Juni und 11. Juli d. %. 

14. „ (Medlenburg: Schwerin) Kin Erlaß des Minijteriums des 
Innern an den Rath der Stadt Roftod ertheilt demſelben eine ftrenge 
Rüge über die Aufhebung des polizeiamtlihen Strafbejcheides gegen 
„etwa vierzig dortige Einwohner wegen Theilnahfme am Nat. Verein 
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und befiehlt Aufrechthaltung der Verbote gegen den Nat.Verein bei , 
Vermeidung „ſcharfen Tandesherrlihen Einjehens.“ 


16.0. (36er Auſchuß). Verſammlung des 36er Ausihufles in Wei: 
mar. Die öjterr. Mitglieder find ſämmtlich ausgeblieben. Der Aus: 
ſchuß genehmigt den finanziellen Bericht der geichäftsleitenden Com— 
million, der eine Gejammteinnahme von fl. 603,257 nachweist und 
beſchließt einhellig: 


„DaB Die Bewegung mit allem Nachdruck weiterzufübren ſei, und daß ins— 
bejondere er jelbit, als Organ der Verfammlung von Mitgliedern deuticher 
vandesvertretungen, welche berufen ift, das leider noch immer nicht errungene 
Farlament zu erjeßen, jeine Thätigkeit nicht einjtellen dürfe, bis das na— 
tionale Programm in der jchleswig- boljteinifchen Sache vollftändig durchge: 
rührt it. Bis dahin muß jomit auch die Vereimigung aller Ratrioten, welche 
für diefe, dem Streit der Parteien entrüdte Sache geichloffen wurde, uner: 
ſchüttert aufrecht erhalten werden. 


„88 gilt insbeiondere zu wachen für das bisher mißachtete und noch) immer 
bedrohte Selbftbeftimmungsreht des jchleswig-bolfteinifden 
Volkes. Dieſes Recht erheilcht vor Allem die unverweilte Ginberufung der 
nah dem Staatsgrundgejege vom 19. Sept. 1848 gewählten Fandesvertretung, 
wie nicht minder die endliche Anerkennung und Einſetzung des Herzogs Fried— 
rich; dieſes Recht erheiſcht ferner freie, nur durch Deutichlands und die eigenen 
Intereſſen bejtimmte Beichluffaflung des Landes über das neu zu ordnende 
Verhältniß zu Deutſchland und über die Frage, ob und welche Verträge mit 
Preußen zu ſchließen jeien; über den Anſchluß Schleswig-Holſteins an ben 
Zollverein, den Deutfchland und die eigenen Intereſſen fordern; und endlich) 
über den Eintritt Schleswigs in den deutſchen Bund, welcher jchon 
durh das Stautsgrundgefeß vorgefeben und für Schleswig wie für das ge: 
ſammte Deutichland gleih unumgänglich it. — Wir find der feften Ueber: 
wugung, dag das Wolf von Schleswig-Holſtein wie bisher jeine Pflicht gegen 
N und Deutichland treu erfüllen und im Feitbalten an jeiner innern rei: 
heit nicht erlahmen, daß es insbefondere fein Staatsgrundgefek gegen 
alle Angriffsverſuche ftandbaft vertheidigen werde Nur auf 
dem vom Staatsgrundgeiet ſelbſt vorgefchriebenen Wege darf eine etwa er: 
jorderliche Abänderung desjelben erfolgen. Die geſammte deutjche Nation, wir 
bofjen es nicht minder zuverfichtlich, wird den nordiſchen Brüdern in dem 
Kampfe für ihre Rechte und Freiheiten ohne Wanfen zur Seite ſtehen. Se 
mebr ihr ein gemeinfames politiiches Handeln erichwert wird durch die im 
Laufe des legten Jahres jo grell an’s Licht getretenen Gebrechen der deutſchen 
Geſammtverfaſſung und jo lange ihr gerechter Anſpruch auf ein deutſches Par: 
lament und eine verbejjerte Gentralgewalt nicht erfüllt ift: fo lange tritt um 
!o gebieterijcher jowobl an die Yandesvertretungen als an jeden einzelnen Bürger 
die Pflicht heran, dieje große nationale Sache nicht zu verlaffen, bis fie durch 
alle Mühen und Fährlichfeiten glüdlich hindurch und dag Recht Schleswig: 
Holſteins vollitändig zum Siege geführt ift. Thun wir alle unjere Schul: 
digkeit, jo wird diejes Ziel jo gewiß erreicht, als die Erfolge, welche die Nation 
ſchon bis heute errungen hat.” 


8 „ (Kurhejjen). Die Ständeverfammlung beſchließt mit allen gegen 
2 Stimmen in die Berathung des Budgets einzutreten und verwirft 


den Antrag Traberts auf eventuelle Verweigerung ber Budgetab— 
ſchluſſes. 


N, (Lauenburg). Das Herzogthum ſoll durch Perſonalunion an 
9 
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Preußen annectirt werden. Der Graf Bernſtorff läßt an die Mitglied 
des Landtags folgende Zuſchrift richten: 

„Mein Herr Principal, der Herr Graf von Bernſtorff-GEylden ſteen v 
bier, beabfichtigt am nächſten Yandtage den Anſchluß des Herzogthums Yaue 
burg an Preußen zu empfehlen und näher zu motiviren, und bat mich de 
balb beauftragt, Ihnen diejes mitzutheilen, mit dem Grjuchen, jih bis zu 
Zeit dieſe Angelegenheit gefültigtt mäber zu überlegen und mit Jhren Wähle 
zu bejpredhen. Der Herr Graf bat nämlich durch den preußiſchen Botjchaft 
in London, den Herrn Grafen v. Bernſtorff zu Otintenburg, Mittbetlung : 
halten, daß Se. Majejtät dev König von Preußen, jowie auch Der Wi 
nijter Herr von Bismard geneigt find, auf die Wünſche des Landes Yaue 
burg einzugeben, wenn basjelbe den Wunſch ausjpricht, jid an Preußen aı 
ſchließen zu wollen. In diefem Falle iſt der König von Preußen gencig 
das Herzogtbum Yauenburg als ein gejondertes, ibm oder der Kror 
perfönlidh gehöriges Yand zu übernehmen, mit dem Veripre 
hen, bie Verfajjung des Herzogtbums Yauenburg volltändi 
aufreht zu erhalten, aud dafür einzujtchen, daß Yauenbur 
weder Kriegsfojten noch Schulden zu bezablen befonme. S 
Majeftäit ber König von Preußen würde in dieſem alle alles auf dieje Ar 
gelegenbeit Bezugbabende mit Tefterreih ordnen und Jih durh Auszablun 
einer Geldjumme hiermit auseinanderjeßen. Mit dem Erſuchen, die 
Angelegenheit näher in Erwägung zu ziehen, zeichnet im Auftrage des Herr 
Strafen v. Bernitorfj:Gyldeniteen, Woterjen, October 1864, &, Graban.“ 


23. Det. (Lauenburg). Die Ritter: und Landihaft des Herzogthum 


" 


erklärt fi) mit 14 gegen 4 Stimmen (3 bäuerliche und 1 ſtädtiſche 
Vertreter) für den Anſchluß an Preupen und bejchließt hierauf mu 
15 gegen 3 Stimmen „ven Wunſch auszuiprechen, daß unter Wah 
rung der Selbjtändigfeit des Yandes als eines eigenen deutſchen Her 
zogthbums und unter Gewährleiftung feiner Kandesverfajjun; 
das Herzogthum an Preußen fommen möge, falls eine Einigun: 
über die Anſchlußmodalitäten, worüber Unterhandlungen an betreffen 
der Stelle angelnüpft werden follen, herbeigeführt wird.” Eine De 
putation von 3 Mitgliedern fol den Wunſch nah Berlin über 
bringen und über die Begingungen rejp. Modalitäten unterhbandeln. 

Der Ausfhuß des großdeutſchen Keformvereins bejchliegt, auf die 
Abhaltung einer Generalverfammlung gänzlich zu verzichten und richtet 
eine Anfprade an die Mitglieder des Vereins: 

„Der Ausihuß des deutſchen MReformvereins hat ſich am 23. October in 
Frankfurt verfammelt, um über die Anberaumung ber jiatutenmäpigen Jab- 
resperfammlung zu berichten. Die Berechtigung ber Sade ber Re: 
form ſteht in der Heberzeugung des Ausichufjes unverrüdt feit; der Gedanke, 
für welchen vor zwei Jahren die großdeutiche Verfammlung begeiftertes Zeug: 
niß abgelegt hat, und für dejjen Verwirflihung der Reformverein gegründet 
worden ijt, bat dur die traurigen Erfahrungen der jüngften Zeit weitere 
Befräftigung finden müflen. Die Reform der Verfafjung bes deutichen Bun: 
des, und biefür die Herjtellung einer Fräftigen Bundeserecutivgewalt, ſowie 
einer mit conjtitutionellen Befugnijjen ausgejtatteten nationalen Vertretung 
ericheint jebt noch mehr „ein dringendes und unabweisliches Bedürfniß, ſowohl 
um die Machtſtellung nad) Außen, als die Wohlfahrt und bürgerliche Freibeit 
im Innern fräftiger als bisher zu fördern.“ Das einftiimmige Ber: 
langen der Nation muß Befriedigung finden. Jede andere Yöfung 
der nationalen Frage bedroht nah Außen die Integrität des Vaterlandes, — 
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jelbit für den übrigbleibenden Rumpf nad Innen die Einheit, die Freiheit 
und ben. bürgerlichen Frieden. Unzufriedenheit der Nation und Erfolgloſig⸗ 
teit der Politik hat ſich an jeden der Schritte geheftet, welche in jüngſter Zeit 
mit Verleugnung des förderativen Geiſtes in den deutſchen Verhältniſſen ge— 
than worden ſind. Solches war die Folge der geringen Nachhaltigkeit und 
Empfänglichkeit für die officielle Initiative der Bundesreform, der wenig bun— 
desgenöſſiſchen Geſinnung, welche die handelspolitiſche Kriſis herbeigeführt und 
bis zu ihrem Ausgange bezeichnet bat, der Unentichlofjenbeit, beim Heran— 
treten der praftiichen Probe dem Bundesverbäftnifie einen neuen nationalen 
Geiſt einzuhauchen, es war endlich die Kolge der Rüdjichtslofigkeit, womit 
man von der einen Seite und um kurz berehneter Grfolge willen über das 
Recht des Bundes, des deutihen Volkes und eines feiner ebeljten Stimme 
ſich hinwegſetzt, der rathloſen Schwäche, womit man von der andern Seite 
dieſe Hinwegſetzung hingenommen bat und vo b ne den Rüdhalt einer na; 
tionalen Bertretung wohl hinnehmen mußte. Nur das Eräftige 
und einmütbige Eintreten des deutſchen Volkes bat eine nod 
Ihlimmere Entwidlung abgewenpdet. Indem wir dieje Ueberzeu: 
gung ausiprechen, können wir ung nicht verhehlen, daß es bei ber Zerfahren— 
beit der deutſchen Verhältniſſe und bei der Ungewißheit ihrer nächften 
weiteren Entwidlung zwedmäßig in, die Berufung der Generalverjammlung 
auf einen jpäteren Zeitpunkt zu verſchieben. Wir vertrauen, daß die Vereins: 
genojjen dieſen Schritt billigen und in dem gemeinjanen Kampfe für die gute 
Sahe nicht ermüden werden. Selbſt wem die nädhjtberufenen Träger 
ben Erfolg der Reformbejtrebungen preisgeben, werben bie leßteren einft 
vor dem Richterſtuhle der vaterländiichen Geſchichte Rechtfertigung finden.“ 

3.24. Oct. Zweiter Vereinstag deutjcher Arbeitervereine in Leipzig. 

5.0. (Medlenburg: Schwerin) Erlaß des Großherzogs an den 
Magijtrat der Stadt Roftod: 

„Mit Befremden haben Wir zuerjt aus öffentlichen Blättern, nunmehr aber 
auch aus den mit euerem Berichte vom 17. d. M. eingereichten hieneben zus 
tüderfolgenden Acten erjeben, dab ihr einen von bem dortigen Polizeiamte 
gegen mehrere dortige Einwohner wegen Theilnahme an dem jogenannten 
Nationalverein im December dv, J. erlafjenen polizeilichen Strafbeſcheid 
durch eine polizeiliche Entſcheidung des Raths aus dem Grunde wiederauf: 
gehoben habt, weil ihr euch erdreijtet, dem bejtchenden Verbote bes ge: 
dachten Vereins in Unferen Yanden die verbindliche Kraft abzufprechen. — 
Wir ſind nicht gemeint, dieſen offenbaren Mißbrauch, deſſen ihr euch in der 
Handhabung der euch zuſtehenden Polizeigewalt Unſeren landespolizeilichen An— 
atdnungen gegenüber ſchuldig gemacht habt, ungerügt dahingehen, noch auch 
denſelben in ſeinen Wirkungen fortbeſtehen zu laſſen, wollen jedoch vor Wei— 
terem eure Vernehmlaſſung und Rechtfertigung ſolcherhalb entgegennehmen, 
was ihr etiwa annoch zu eurer Rechtfertigung anführen zu können vermeint, 
Bei dem Befehle Unferes Minijterii des { Innern vom 14. d. M., zur Ver: 
meidung ſcharfen landesherrlichen Sinfebens, das in dem Publicate 
vom 4. Detober 1859 enthaltene Berbot der Theilnahme an der bier zur 
stage jtehenden und anderen politischen Verbindungen aufrecht zu halten und 
zu handhaben, behält es übrigens das Bewenden.“ 


%. „ (Hamburg). Die Bürgerihaft fügt ſich endlich dem Willen 
des Senats bezüglich der Bürgerrehtserwerbung und genehmigt die 
drei zufammenbängenden Geſetze über Staatsangehörigkeit und Bürger: 
tet, über Gewerbeverhältnifje (Gemwerbefreiheit) und über Entſchä— 
digung wegen Aufhebung dev Realrechte. 

N. „ (Defterreih). Graf Nechberg erhält die am 21. d. M. nad: 

9* 
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geſuchte Entlaſſung als Miniſter des Ausw. und wird durch der 
F.M.-L. Graf Mensdorff-Pouilly erſetzt. 

28. Det. (Kurheſſen). Die Ständeverſammlung beſchließt einjtimmi ; 
die Niederjeßung eines Ausſchuſſes, um wegen der jeit Jahren au 
allen Gebieten der Geſetzgebung durh Schuld der Regierung einge 
tretenen Stockung geeignete Vorſchläge einzubringen und bejtellt der 
Ausſchuß aus je 3 Mitgliedern aus jedem der 4 Stände, Ritterſchaft, 
Höchjtbefteuerten, Städten und Landgemeinden. 

30. „ Deutfh:dänifher Krieg) Abſchluß des definitiven Friedens 
zwifchen Dejterreich- Preußen und Dänemark. Derſelbe lautet jo günſtig 
als nur immer möglich für Dänemark. Dänemark tritt jeine „Rechte““ 
auf die Herzogthümer Holftein, Schleswig und Yauenburg an Dejterreih 
und Preußen ab, die Enclaven werden in Nordichleswig compenſitt, 
e8 behält die Halbinjel Stenderup zu befjerer Sicherung Fünens, die 
Kriegskoften werben volljtändig auf die Herzogthümer gewälzt, die außer- 
dem eine verhältnifmäßig überaus hohe Quote der däniſchen Staats— 
Ihuld zu übernehmen haben (ſ. den Wortlaut Beilage II.). 

31. „—1. Nov. Oeneralverfammlung des Nat.-Vereins in Eiſenach. Die: 
jelbe beſchließt: 

I, In der deutſchen Frage: „Der Nationalverein, durchdrungen von 
ber gleichmäßigen Nothwendigkeit eines deutſchen Parlaments und einer ein: 
beitlichen Gentralgewalt, hält jert an jeinem Beſchluſſe vom 6. Oct. 1862, 
durch welchen die Reichsverfafjung ſammt Wahlgeſetz und Grundrechten als 
der NRechtsboden der Nation anerfannt wurde. Ueber die Träger der 
Gentralgewalt hatdie im Rarlament vertretene gefammte Nation zu ent: 
beiden. Diejer höchſten Entjcheidung baben ſich alle Parteien, Stämmte, 
und Staaten zu unterwerfen. So lange die freiheitsfeindliche und um: 
deutſche Richtung der Regierungen in den Einzelftaaten, namentlib in Preu: 
Ben, fortdauert, iſtdie Durchführung der Reichsverfaſſungunmög— 
lich. Ohne das höchſte Ziel der nationalen Bewegung auch nur einen Moment 
aus den Augen zu verlieren, iſt es daher eine dringende Aufgabe des Vereins 
und bie Pflicht der Vereinsgenoſſen, die freiheitliche Entwicklung in den Einzel: 
ftaaten mitthatfräftiger Benutzung aller verfaffungsmäßigen Mittel zu erkäm— 
pfen umd die in den particulariftifchen Tendenzen der Regierungen und ber 
Geſetzgebung in den Einzeljtaaten begründeten SHindernifje einer nationalen 
Entwidlung wegzuräumen. Hier ift das Feld, auf welchem die gemeinjame 
Arbeit an dem großen nationalen Merk angegriffen werden muß umd mit ficherer 
Ausficht auf Erfolg durchgeführt werden Tann.“ 

I. In der jhleswigzholjteinifhen Frage: „Der Nationalverein 
erflärt es für die Pflicht des deutichen Volfes, zu wachen über das Selbſt— 
beftimmungsredt der durch beutiche Tapferkeit befreiten Herzogthümer. 
Nur die Intereſſen Deutjhlands bürfen es beſchränken. Es 
ijt daher die Aufgabe ber Bereinsgenofjen, ben Herzogtbümern in dem Kampie 
gegen jede Vergewaltigung zur Seite zu ftehen und mitzuwirken, daß endlich 
ihnen das bisher mihachtete Recht zurücdigegeben werbe durch Einberufung der 
Landesverfammlung auf Grund des Staatsgrundgejebes vom 15. Sept. 1848 
und die Anerfennung und Einſetzung des von Lande berufenen Herzogs Fried- 
rich VIN. Der Nationalverein verwirft auf das entfhiedenite 
bie Annerion ber Herzogtbümer an Preußen als eine jchwere Ge— 
fährdung der bundesflaatlichen Einigung der Nation, Die deutſchen Intereſſen, 
bie Vertbeidigung bdeuticher Küſten, deutſcher Handel und deutjche Induſtrie 
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verlangen dagegen bie Einverleibung Schleswigs in den beutihen Bund, 
den Gintritt Schleswig = Holfteins in den Zollverein, und jo lange eine 
beutjche Flotte nicht vorhanden ijt, den maritimen Anſchluß ber Her: 
zegtbümer an Preußen. Die undeutiche und freiheitsfeindlihe Haltung 
bes Minijteriums Bismard darf die unverzügliche VBerwerthung der maritimen 
Kräfte der Herzogthümer für das Gejummtvaterland nicht verhindern. Die 
vom Ausschuß eingeleitete Vereinigung mit den Patrioten anderer politifchen 
Geſinnung zur Rettung der nationalen und politiichen Unabhängigfeit ber Her- 
zogthümer tt bis zur vollitändigen Durchführung "des ganzen Rechtes berjelben 
fortzufeßen.“ 


Ron. (Bayern). Konflict zwiihen dem Kultminijter und dem Bi: 


‘) 


3. 


Ihof von Speyer wegen eigenmächtiger Eröffnung einer theolog. Lehr: 
anjtalt. 


: „ @affau). Der Landtag wird „wegen ber von ihm eingenommenen 


Haltung“ durd ein Decret der Herzogs aufgelöst. 

„ (Bundestag). Oldenburg übergibt endlich nad) auffallend langem 
Zögern die geforderte Begründungsichrift für feine Anſprüche auf 
Chleswig-Holftein, Herzog Friedbrih von Auguftenburg eine Ergän- 
zung zu ber jeinigen. 

»„ (Bayern). Minifterialerlag gegen die Abhaltung von Schul: 
lehrer-&rercitien durch die Jeſuiten ohne vorbergegangene Erlaubniß 
der Regierung. 

„ (Schleswig). Die öjterr.:preuß. Civilcommiſſäre veröffentlichen 
ein Budget vom 1. Nov. 1864 bis dahin 1865 für das Herzog: ” 
thum. Dasjelbe ergibt einen Ueberfhuß von 2,013,274 M. 8. 
Eine Einberufung der Ständeverfammlung ift darin auf den März 
1865 vorgejehen. 


- „ (Lauenburg). Die vom Grafen Bernftorff-Öyldenfteen beglei- 


tete Deputation der Ritter- und Landſchaft wird vom König von 
Preußen und vom Minifterpräfidenten v. Bismard empfangen. Der 
König erklärt ſich bereit, auf die Wünſche der Pauenburger ein: 
zugehen, doch jei hierüber zunächſt eine VBerftändigung mit dem Kaiſer 
von Defterreich erforderlih. Bismarck erklärt der Deputation das— 
felbe, zweifelt indeß nicht an der Einwilligung Defterreihs und 
fügt (nad) dem Bericht der Deputation) bei: 

„Se. Maj. der König beabfichtige in Betracht der Wünſche der Pandesver: 
tretung nicht eine Ginverleibung des Landes in Preußen, werbe vielmehr 
Selbjtändigfeit und Verfaſſung des Landes erhalten und eine 
Rerjonalunion, etwa in der Art wie früher mit Neuenburg beftanden, 
bewerfitelligen, worüber feiner Zeit eine Vereinbarung mit den Ständen des 
Landes zu treffen jei. Vielleicht werde auch die Angelegenheit in den preu: 
Bilchen Kammern zur Sprache fommen, doch erblide die Regierung feine Schwie: 
vigfeit darin. Das Land werde vorläufig unter gemeinjhaftlich öfterr.spreuß. 

erwaltung geitellt werden. Ueber die Beitimmungen des Friedens wegen 
der däniſchen Staatsſchuld und ber Kriegstojten Fönne bie Regierung 
in dieſem Augenblid feine das Land beruhigende Erklärung abgeben, wobei 
es zugeitanden werben müſſe, daß die befonderen finanziellen Verhältniſſe des 
Landes beim Abſchluß ber Friebenspräliminarien aus Unkunde außer Acht 
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gelaffen feien, es ftehe aljo zu erwarten, daß die Yandesvertreiung Yanenburg: 
da ihre Weigerung, zu jenen Schulden und Koften berangezogen zu werden 
rechtlich begründet fer, Giniprache dagegen erheben werde. Die angereg 
Garantie des Deutſchen Bundes für die denmächitige neue Ordnitn 
der Yandesverhältnilie betreffend, jo müjje eine jolhe entfchiedenabgelehn 
werben, da Ge, Maj. der König ſich einer derartigen Control 
nicht unterwerfen werde,“ 


9. Nov. (Preußen). Eine Depeſche Bismards an Defterreih erflärt dem 


1. 


12. 


„ 


jelben, daß Preußen nunmehr bereit fei, neuerdings mit ihm über jei 
zufünftiges Verhältniß zum Zollverein in Unterhandlungen zu treten 

(Holftein). ine Deputation der ftädtiichen Kollegien von Kie 
überreicht dem Herzog Friedrich eine Adreſſe gelegentlich des nunmeh: 
hergeftellten Friedens. 

Adrejje an den Herzog: „. . . Das Land hält feit an bem Erbfolge: 
reht Ew. Hoheit; in diefem Recht uͤbligt es feine Rettung, in ibm weiß es 
die Verbindung mit Deutfchland, für melde es Kahrhumderte lang gekämpft 
und gelitten bat, am beiten gefihert. Die Einleitung geeigneter Schritte um 
ben jo erwünjchten Anjhluß der Herzogtbümer an Deutſchland 
und zunächſt an Preußen in einer Weile herbeizuführen, die einerjeits 
bie Selbitändigfeit des Yandes dauernd ficher jtellt, andrerfeits dem Ganzen 
zum Nuten gereicht, überlajjen wir vertrauensvoll dem Ermeſſen Ew. Hobeit. 
An uns aber ift es umverbrüchlich zu Halten an bem was wir als Red 


erfannt haben.“ 
Antwort des Herzogs: ... Tie Herzogibümer werden aber in 


Zukunft nicht ausjchlierlich auf jich jelbjt zu feben, vielmehr ſich ſtets vor 
Augen zu halten haben, was jie dem G efjammtvaterlande und zunädft 
Preußen jhuldig jind. Was das Yand nad) diejer Seite hin an Opfern 
zu bringen bat, liegt im jeinem eigeniten Antereffe. Vor Allem können die 
Herzogthümer, wenn fie die Gunſt ihrer Page und die Kraft ihrer feetüchtigen 
Bevölferung für die nordbeutihe Seemacht, beren Wimpel jegt in dieſem 
Hafen wehen, verwenden, Großes leilten, aber audy Fein deuticher Staat bebarı 
mehr als Schleswig⸗Holſtein der maritimen Sicherung. Die Aufrechthaltung 
der Unabhängigkeit des Landes gegen Dänemark wird künftig 
unſer hauptſächliches Augenmerk ſein müſſen. . .“ 

„ (Heifen:-Darmftadt). Die II. Kammer ſpricht ſich in der 
Berathung der im vorigen Jahr von der I. Kammer abgelehnten 
und nun von der Regierung neuerdings vorgelegten Gtrafprocek: 
ordnung mit 33 gegen 11 Stimmen für die Ueberweiſung ber 
politiiden und Prefvergehen an die Schwurgerichte und im weiteren 
Berlauf auch für die Beichränfung der Befugniffe der Staatsanwalt: 
Ihaft, in beiden Punkten gegen die Anficht der Regierung, aus. 


12.14. Nov. Auswehslung der Natificationen des Wiener Friedens 


zuerjt in Kopenhagen, dann in Wien und Berlin. 


13. Nov. (Holftein). Die Defterreicher beginnen den Nüdzug aus den 


Herzogthümern. Die Preußen folgen langſam nad). 

(36er Ausf Huß). Die geihäftsleitende Commiſſion bes 36er 
Ausſchuſſes erläßt in Folge des Abſchluſſes des Wiener Friedens ein 
Rundichreiben an ſämmtliche Schleswig-Holjtein:Vereine Deutichlands, 
um ihnen ihre Anfichten über die dadurch geſchaffene Yage bar: 
zuftellen: 


” 
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. .. Der hohe Gewinn, welcher in der nunmehr beſiegelten Thatſache 
der Befreiung Schleswig-Holſteins von der Fremdherrſchaft liegt, iſt von uns 
ſchon früher ſattſam gewürdigt worden. Aber bei aller Genugthuung über 
dieſes Ergebniß dürfen wir die Augen nicht verſchließen gegen das tief ver— 
letzende Verfahren, gegen die Eigenmacht und die gänzliche Mißachtung des 
nationalen Rechts und der Selbſtbeſtimmung des Volkes, womit die beiden 
Großmächte wie bisher, ſo auch bei Abſchluß dieſes Friedensvertrags zu Werke 
gegangen find. Nach dem Anhalt desſelben zu urtheilen, wäre der Krieg mit 
Dänemark nichts Anderes gewefen als ein Eroberungsfrieg, deſſen Ausgang 
zu der Abtretung breier, bisher der däniſchen Krone gehöriger Provinzen an 
Tefterreih und Preußen geführt hat. Indem ber König von Dänemark 
feinen angebliben Rechten auf diefe Provinzen entjagt, wird dadurch ber 
Londoner Vertrag mittelbar als rechtsgiltig amerfannt. Nur das Recht der 
Gewalt ift es, welches feine Geltung aufhebt, und das Necht ber Gewalt 
kann fie eben jo gut wieberberftellen. Die Eigenſchaft der beiden Großmächte 
als Glieder des Deutjchen Bundes, die Rechte des Bundes auf Holjtein und 
Lauenburg, bie alten verbrieften Rechte SchleswigsHolfteins, das Recht eines deut: 
hen zürjten zur Thronfolge in den Herzogthümern, Alles dieß ift in dem en 
langen Aktenſtück nicht mit feiner Silbe angedeutet. Mit gleicher Rüdfichts: 
lofigfeit wird das Selbſtbeſtimmungsrecht des ſchleswig-holſteiniſchen Landes 
und Volkes, jein Necht, über die Kriedensabmahungen gehört zu werben, in 
dem Vertrag bei Seite geſchoben. Ganz nad Art der alten Cabinets— 
politif bat man e8 nicht für der Mühe werth gehalten, biefem Lande auch 
nur einen Schein der Beachtung zu gönnen, welde heute dem Willen aller 
übrigen europäiſchen Völker gezollt wird; gleich einer unterjochten, dem Recht 
bes Siegers verfallenen Bölferichaft werden die Herzogthümer ber fouveränen 
Verfügung der beiden Mächte dahingegeben. insbejondere werden bem Lande 
Schleswig=Holitein die jchwerften finanziellen Yaften aufgebürdet, es wird zu 
Gunften des befiegten Dänemark in die Zahlung der dfterreichifch-preußifchen 
Kriegskoften verurtbeilt, ohne daß es vorher um feine Zuftimmung befragt 
und ohne daß jest auch nur jeine nachträgliche Genehmigung vorbehalten 
worden wäre, Im beſchämenden Gegenfage zu diefer unwürdigen Behandlung, 
welche einem beutjchen Volksſtamme von feinen beutfchen Befreiern wiberfährt, 
ift in Dänemarf die Volfövertretung jofort einberufen worden, um bem 
Vertrag ihre Zuftimmung zu erteilen, ohne welche die Ratification besjelben 
dänischer Seits nicht erfolgen fonnte. Ein ſolches Verfahren, welches bie 
Willfür und Bergewaltigung Dänemarks nur bejeitigt zu 
baben jheint, um die Willfür und Gewalt unferer Bios: 
mächte an die Stelle zu feßen, darf ein ebrlichendes Volt nimmermehr 
mit Stillihweigen hinnehmen. Bor allem gilt es, auf die unverzüglide 
Einberufung ber jhleswig:bolfteinifhen Landbesverfammlung 
zu dringen, beren Zuftimmung zu bem riedensvertrag eingeholt werden 
muß, ſoll derſelbe nicht mit dem Mafel der Nichtigkeit behaftet fein. Weiterhin 
haben wir gegen die in Art. 3 bes Vertrags enthaltene Anerkennung eines 
dänischen Rechts auf SchleswigsHoljtein und die etwaigen Folgerungen 
daraus für jetzt und alle ZufunftBerwahrung einzulegen. Da ber König 
von Dänemark ein Recht auf bie Herzogthümer nicht bereffen bat, jo fonnte 
er ein ſolches auch nicht auf Defterreih und Preußen übertragen. Weber 
aus biefem noch aus irgend einem anderen Titel kann bie Nation ein Ver: 
fügungsrecht ber beiden Mächte über Schleswig:Holftein und feine Zukunft 
anerfennen; jede ohne den Willen des Landes zu treffende Anordnung in 
deſſen ftaatsrechtlichen Angelegenheiten wird fie als ungiltig und unverbindlich 
betrachten. Sie muß vielmehr, nachdem jeder Vorwand zur ferneren — 
haltung des inneren Abſchluſſes jetzt vollends entfallen iſt, mit verſtärktem 
Nachdruck darauf beſtehen, daß das nationale Programm zur ſofortigen 
und unverkürzten Durchführung komme, ohne jede Einmiſchung Dritter und 
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lediglich nach Maßgabe des Rechts und der Selbjtbeitimmung des jhlemtwanı 
bolfteinischen Volkes. Air find überzeugt, daß die geehrten Gomites zart 
Vereine mit diefer unjerer Auffaſſung fih in vollem Einverſtändniß beinber 
und im Sinne derjelben ihre Wirkſamkeit für die Sade Schleswig:bollteins 
unermüdlich fortfegen werden. Nur der ſtandhaften Ausdauer it Dei 
endliche Sieg bejchieden, nur fie wird die Politik, welche dbucch berechnete Wer: 
Ichleppung das deutiche Volf zu ermüden hofft, zuverläfjig zu Schanden maber.“ 

Die Commiſſion hält es, zumal die Eröffnung jowohl des öfterr. Reichs- 
vaths als des preuß. Yandtags bevoriteht, für angemeſſen, dieſe Erklärung namertt- 
lih aud den jammtlihen Abgeordneten, welde der Verſammlung deutf cher 
Yandespertreter vom 21. Dec, 1863 beigewohnt, mit einer Hinweilung auf Die 
Verpflihtung zuzujenden, welche damals alle Abgeordnete einhellig über- 
nommen haben. Tie Commiſſion bebt den Wortlaut des damaligen Beſchluſſes 
hervor, worin die Meberzeugung dev ganzen Verſammlung bezügl. der Rechte 
Schleswig-Holſteins conjtatirt wird, und an deren Schluß es beißt: „ie 
(die Abgeordneten) verpflichten jich, diejenigen deutſchen Regierungen zu 
unterjtüßen, welde für das volle Recht der Herzogthümer ehrlich zero 
thatfräftig eintreten und diejenigen Negierungen mit allen verfafiungs: 
mäßigen Mitteln zu befämpfen, weldhe das Recht und die Ghre Deutich- 
lands in diefer Sache preisgeben.“ 


15. Nov. (Baden) Prof. Edardt wird in Folge der von ihm in ber 


12 
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16 


19. 


” 


Generalverfammlung des Nat.-Vereins angenommenen Haltung von 
feiner Stelle als Hofbibliothefar entlafen. 

(Holftein). Zufammentritt einer aus DVertretern ber beiden 
Großmächte und der Regierungen von Sachſen und Hannover 
beftehenden Commiſſion zu Unterfuhung der Nendsburger Befakungs- 
verhältniffe in Folge der Vorgänge vom 21. Juli zwifchen Preußen 
und den Bundestruppen. 

(Medlenburg: Schwerin). Beide Quartiere in Roftod fordern 
den Rath der Stadt auf, die Nechte der Stadt und die Unabhängigkeit 
der Juſtiz gegenüber dem Meinifterialrejeript v. 14. Oct. bezüglich 
des Nat.Vereins energiſch zu wahren. 

(Preußen). Gin Gircularerlaß des Minifterpräfidenten ermächtigt 
und verpflichtet die preuß. Generalconjuln, Conſuln, Biceconfuln und 
Gonjularagenten nun, da die Herzogthümer durdy den Friedensſchluß 
in den Befit von Preußen und Defterreih übergegangen ſeien, bis 
auf Weiteres fi derjenigen Schiffe der genannten Herzogthümer, 
welche fi an fie wenden würden, gleich wie der preußifhen Schiffe 
anzunehmen. Oeſterreich erläßt eine ähnliche Weiſung an jeine 
Gonjuln, regt jedoch bei Preußen die Anerkennung einer eigenen 
interimiftiichen ſchlesw.holſt. Flagge an. 

(Defterreidh) geht auf die Propofition Preußens v. 9. d. M. 
be3. Zollvereinsfrage ein, wünſcht aber weitere Verhandlungen nidt 
wieder in Prag jondern in Berlin zu eröffnen, um neue Zögerungen 
abzujchneiden. 

„ (Medlenburg). Der Yandtag in Malchin beichliekt ohne Debatte, 
den Antrag auf Anſchuß an den Zollverein „auf fich beruhen zu 
laſſen“; nicht einmal die Motive werben verlejen. 
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W. Nob. (Preußen). Unterhandlungen mit Oeſterreich über die Beendigung 
der Bundesexecution in Holjtein und die Entfernung ber Bundes: 
truppen aus demſelben. , 

» » (Bayern). Die Fortihrittspartei organifirt ſich neuerdings auf 
einer Verſammlung in Nördlingen unter Beibehaltung ihres früheren 
Programms. j 

„„(ESachſen). Das officidfe Dresd. N. befämpft in einem jehr 
einläßlichen Nrtitel die Behauptungen der officiöfen preuß. Blätter, 
welche aus dem Art. 3 des fFriedensvertrages folgern, daß nicht nur 
Preußen und Oeſterreich ein fofertiges Beſitzrecht auch auf Holſtein 
und Yauenburg, jo daß die Bundestruppen biejelben ohne Weiteres 
ju räumen hätten, erworben haben, ſondern auch das Recht, über 
den Thron der Herzogthüimer zu verfügen. 

3. „ (Lauenburg). Die Deputation nah Berlin berichtet dem Land: 
tag über den ihr gewordenen Empfang von Seite des Königs umb 
Bismarcks. Der Landtag befchließt mit allen gegen 1 Stimme eine 
Dankadreſſe an den König von Preußen für die von ihm ausgefprochene 
buldvolle Geneigtheit gegen das Herzogthum Lauenburg und erneuert 
jeinen Proteft v. 17. Aug. betreffend Uebernahme eines Theiles ber 
däniſchen Staatsihuld und eines folhen der Kriegskoſten: 

„Da die dänische Staatsichuld vermöge der beionderen Stellung Yauenburgs 
in ber dänijchen Monarchie dem Herzogthum gänzlich unbeikommend iſt, da 
das Herzogthum ſich zu dem geführten Kriege in gar keinem anderen Ver— 
haͤltniſſe befunden hat, als jedes andere deutſche Bundesland, da hinſichtlich 
der Rechte und Pflichten des Landes durch Verträge Dritter rechtlich giltige 
Verfügungen nicht getroffen werden können, weder Zuziehung noch Zuſtimmung 
Lauenburgs zu dent ‚riedensichlujje — iſt, wird erklärt: daß die in dem 
Friedensvertrage vom 30. Oct. d. J. getroffenen Beſtimmungen hinſichtlich 
der däniſchen Staatoſchuld und der Kriegsfoften als für das Herzogthum 
Yauenburg rechtsverbindlich von der Landesvertretung nicht angejeben werden 


fünnen und von bderjelben wider eine aus benjelben hergeleitete finanzielle 
Belaſtung des Yandes hiermit laut und feierlich protejtirt werde.“ 


„" „ (Medlenburg). Die Ritterfchaft des Landtags findet fich gegen- 
über der üflentlihen Meinung mit 40 gegen 6 Stimmen doch ver: 
anlakt, das Prügelgejeh wenigjtens einigermaßen zu mildern; bie 
Londihaft (Abg. der Städte) erklärt ſich neuerdings gegen das 
ganze Geſetz. 
„ (Holftein).. Die am 15. d. M. in Kiel zufammengetretene 
Gommiffion der Erecutiongregierungen gelangt zu bem Abkommen, 
wonach ſich die k. preuß. Regierung „mit Freuden“ der k. ſächſiſchen 
und ber f. hannoverſchen Regierung gegenüber bereit erklärt, die in 
Rendsburg und zwar in der daſelbſt inne gehabten Stärke wiederum 
einrückenden Bundesexecutionstruppen mit allen militäriſchen Ehren 
dort empfangen zu laſſen. 
" » (Breußen). Nachdem die Oeſterreicher Holſtein bereits faſt 
vollftändig geräumt haben, erhalten die Preußen plöglich Gegenbe— 
fehl: die noch nicht abgezogenen preuß. Truppen follen in Holſtein 
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jtehen bleiben, während aus Schleswig immer noch preuß. Truppen 
nahrüden und ſolche, die ſchon in Hamburg eingerüdt find, wieder 
nad) Altona zurüdfehren. Die 13. Tivifion, die bei Minden con: 
centrirt iſt, jo (als Drohung gegen Hannover) vorerft dort bleiben 
und die 6. Divifion (als Drohung gegen Sachſen) bei Berlin con: 
centrirt werben. 


24. Nor. (Kurhejjen). Die Ständeverfammlung beſchließt auf den Antrag 
ihres am 27. Det. eingejeßten Ausſchuſſes in geheimer Sitzung ein: 
ftinmig, dem Kurfürften die traurige Yage des Landes in einer 
Adrefle darzulegen: 


Die Adrefje erinnert im Gingang daran, daß feit dem Juni 1862 bis jegt 
jo gut wie nichts geichehen ſei, um das Tandesherrliche Verſprechen auf Her: 
ftelung eines verfafjungsmärigen Nechtszuftandes einzulöfen. Man fei babin 
gekommen, zweifeln zu müfjen, ob dies überhaupt jemals geichehen werde. 
Dann auf die Echilderung der Mißregierung übergehend, unter weldyer das 
Land jeit drei Generationen jeufze, knuͤpft die Adreſſe unmittelbar an die jeit 
dem Regierungsantritte des gegenwärtigen Kurfürften der materiellen Ent- 
widlung des Landes in ben Meg geitellten Hinderniſſe an: 

„Faßt man die öffentlichen Lehr- und Bildungsanftalten in’s Auge, welche 
ja bie erjte und weſentlichſte Vorausſetzung für jedes ftnatlihe und ſociale 
Gedeihen bilden, jo werden jich leider einem prüfenden und vergleichenden 
Blick die unerwünfchteften Wahrnehmungen aufdrängen. Insbeſondere Bietet 
bie ehrwürdige Yandesuniverfität, dieſer alte Stolz des Landes, feit Jahrzehnten 
troß aller für diefelbe Seitens der Landesvertretung ftets freudigft bewilligten 
Geldaufwendungen, ein Bild des Zurüdjchreitens, um nicht zu fagen des Ver: 
falls, dar, welches durd den Gegenſatz des unter fonft ziemlich gleichen Ber: 
bältnifjen eingetretenen Emporblühens der Schwefterjtadt Gieken und ihrer 
Univerjität doppelt jchmerzlih bervortritt. Die hauptſächliche Urfache biervon 
wird allgemein und wohl nicht ohne Grund darin erblidt, daß Em. königl. 
Hoheit Minifterien des Innern, mit wenigen Ausnahmen , anftatt ihre Auf: 
gabe darin zu finden, der Univerfität ausgezeichnete Lehrkräfte zu verjchaffen 
und die erprobten zu erhalten, fidy bei Beitellung der Mrofefioren häufig mebr 
durch eine jpecififch-politiiche religiöſe Richtung, als durch akademiſche Tüchtig— 
feit und wiſſenſchaftlichen Ruf bejtimmen ließen. Die böbere Gewerbeſchule 
zu Kafjel hat den bei ihrer Hründung gehegten Grwartungen keineswegs in dem 
Grade entſprochen, wie dies bei gleichartigen, in derjelben Zeit gegründeten, in: 
zwiſchen zu allgemeiner Anerkennung gelangten und zum geiftigen Mittelpunfte der 
Landesinſtduſtrie gewordenen Inſtituten anderer deutichen Mitteljtaaten ber Fall 
ift. Die dieſer wichtigen Landesanjtalt geitedten engen Grenzen machen jie 
zur höheren Ausbildung der Zöglinge ungeeignet, nöthigen die ftrebiamere Jugend 
zum Beſuch ausmwärtiger Anftalten und bilden jo den erften Grund, um jolde 
der Heimat und der heimijchen Anduftrie zu entfremden. Der Volfsjchule 
fehlt noch heute diejenige geſetzliche Regelung, welche doch ſchon vor etwa dreißig 
Jahren von Ew. Fönigl. Hobeit Regierung als entjchiedenes Bedürfniß erklärt 
wurde, und fiir welde die Schulgeſetze anderer Nachbarſtaaten jo empfeblene: 
werthe Vorbilder liefern. Statt dejjen lajteten bis in die jüngite Zeit auf der 
Boltsjchule Kurbejjens Regulative, welche, ſtreng durchgeführt, der Volksbildung 
die empfindlichjten Nachtbeile zufügen mußten und felbft jet nur in — 
Weiſe verbeſſert worden ſind. Ja, Ew. königl. Hoheit hätten gar häufig aus 
dem Munde biederer, ſchlichter Landleute die wahrheitgemäße Klage vernehmen 
können, daß ihren Kindern in ber Schule weniger gelehrt wurde, als fie ihrer 

eit, aljo vor einem Menjchenalter,, zu lernen Gelegenheit fanden. Dennoch 
liegt in biejen bedauerlichen Dingen noch Feineswegs ber Schwerpunft des — 
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verzeihen Ew. königl. Hoheit unſern Freimuth, wenn wir es ausſprechen — 
über das gamze Land verbreiteten tiefen Unmuths. 

„Kurbeilens Wohlſtand würde vollends geſchwunden fein, wenn nicht wenig— 
ftens der [ändlichen Bevölferung in den Ablöfungsgefeßen von 1832 und 1848, 
in der Aufbebung der Frohnden, Zehnten, Zinjen, des Lehnverbandes und ber 
vornehmlich drücdenden Bann: und Zwangsrechte noch zu rechter Zeit ein Ret: 
tungsanfer dargeboten wäre. Gleichwohl kann das Land der Segnungen ber 
damit angebahnten Entlaftung des Grund und Bodens doch nur [in einem 
viel geringeren Maße tbeilhaftig werden, jo lange dem Uebergang zu einem 
wahrbaft rationellen Fandwirtbichaftsbetriebe noch die andern alten Hinderniſſe 
in dem Wege jteben, fo lange auf dem übrigen Gebiete der Agriculturgejeg: 
gebung Kurheſſens, anitatt dem rühmlichen und jegensreichen Beifpiele anderer 
deutichen Staaten zu folgen, auf dem jeit nunmehr dreißig Nabren unverrüdt 
feitgebaltenen Standpunfte beharrt wird. Gin zeitgemäßes ag 
ift es vor Allem, was längit und allerjeits als eine unentbehrliche Ergänzung 
anerfannt, auch von Ew. kgl. Hob. Negierung ſchon vor \abren wiederholt zus 
gejagt, und dennoch jo wenig der vorigen, als der dermaligen Ständeverſamm⸗ 
lung, deren fortwährenden Anträgen unerachtet, bisher proponirt wurde. Wenn 
wir ferner hervorheben, daß Kurbeifen bisher noch Feine Aderbaufchule befikt, 
daß vielmehr die zu verfchiedenen Zeiten auf deren Begründung gerichteten 
Reftrebungen auf Schwer zu erflärende, aber umüberwindfiche Sinderniffe ge: 
ftoßen jind, jo glauben wir, daß Ew. fünigl. Hoheit nad allem biefem bie 
Sorge, in die ung die- Page ber Yandwirtbichaft verſetzt, nur allzu begründet 
finden werden. Und leider im noch höherem Grade gibt die Lage der Gewerbe 
in Kurbejien zu den ernfteiten Belorgniffen Anlaß. Die Zumftordnung vom 
5. März 1816, welche mit den wenigen zu bderjelben bis zum Schlufje bes 
folgenden Jahrzehnts erichienenen Nachträge noch heute in den meilten Lan— 
destheilen faſt durchgängig Das ailtige Recht fiir die Gewerbe, einfchließlich 
des Faufmänniichen Handels bildet, war von Ew. königl. Hoheit Regierung bereits 
vor fünfundzwanzig Jahren al® unzureichend erkannt worden. Diejelbe ift 
mit den Bedürfniſſen unferes Landes und vorzugsweile der Gewerbtreibenden 
jelbit vollends umverträglich geworden, nachdem eine Mebrzahl deuticher Re: 
gierungen mit der Entiefjelung dev induftriellen Kräfte des Nolkes durch Ein: 
führung der Gewerbeireiheit vorausgegangen iſt. Gin wejentliches Hinderniß 
eines gedeiblichen Verkehrs bildet ſchon innerbalb unferes eigenen Staates das 
unklare, nicht jelten widerfpruchsvolle Verbältniß und der den klarſten Forde— 
rungen der Volfswirtbichaft widerfprechende Anhalt älterer und neuerer Par: 
ticularverordnungen der verichiedenen Yandestheile. Defto größere Bedeutung 
würde der baldige Erlaß des unter der Mitwirfung eines von Ew. fünigl. 
Hoheit jelbit beitellten Commiſſärs ausgearbeiteten, von der beutichen Bundes: 
verjammlung zur Einführung empfohlenen, inzwijchen in faft allen deutſchen 
Staaten bereits zur Geltung gelanaten allg. deutſchen Handelsgefeßbuches haben. 
Gerade für Kurheſſen, dejien Geſetzgebung über die Handelsgeſellſchaften mit 
ber Verordnung vom 21. November 1788 abſchließt, alfo für die Auleitung 
des Kapitals zur Induſtrie in den Formen ber Kommandit- und Actienge— 
jellichaften feine Beitimmungen enthält, dürfte diefer Mafregel ein befonderer 
Werth beizulegen jein. In dem Mangel an Geſetzgebung auf diefem Gebiete 
glauben wir einen ber Gründe zu erbliden, die dahin geführt haben, daß Kur: 
befien, fo ſehr es auch dazu durch feine natürliche Page und feine Verbin: 
dungen, durch feinen Reichthum an billigen und großentheils nody unausges 
nugten WBafjerfräften, an Koffilien, an Holz, an Steinen und an Landespro— 
ducten aller Art vorzugsweiſe berufen geweſen wäre, an dem großartigen Auf: 
Ihwunge, den die Induftrie feit Jahrzehnten, wie im ganz Deutfchland, fo na— 
mentlih auch in allen unjern Nachbarjtaaten genommen bat, in Taum nen— 
nenswerthem Grabe betheiligt ericheint. Königl. Hoheit! Wir dürfen es wohl 
als Thatjache hinſtellen, daß feit dreißig Jahren, außer den Actiengefellichaften 
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ber Kurfürſt-Friedrich-Wilhelms Nordbahn und der Frankfurt-Hanauer Eiſen— 
bahn, außer einigen Gasbereitungsanſtalten und außer ber Nauheimer Kur— 
hausgeſellſchaft, in ganz Kurheſſen kein induſtrielles Actienunternehmen ent— 
ſtanden iſt, daß alſo dieſe, während der gedachten Zeit allenthalben zur Gel: 
tung, ja in gewiſſem Sinne zur Herrſchaft gelangte Form der Induſtrie in 
Ew. königl. Hoheit Landen noch nicht hat Wurzel faſſen dürfen. Ew. königl. 
Hoheit Regierung hat ſich gegenüber den auf Gründung induſtrieller Actien— 
geſellſchaften gerichteten Geſuchen wiederholt ſo entſchieden abgeneigt erwieſen, 


daß der Unternehmungsgeiſt von dieſem Gebiete gänzlich verſcheucht iſt. Schon 


die einfache Verſagung derartiger, auf unbezweifelter Solidität des Unterneh— 
mens beruhender Geſuche hätte dieſe Wirkung haben müſſen; wie viel mehr 
aber mußte das der Fall fein, als Ew. königl. Hoheit Miniſterium des Innern 
in einem vorzugsweije wichtigen und als nützlich erfannten alle diejer Art 
dem Nachſuchenden nach mehr als jechszehn Monate langem Hinhalten endlich 
bie — mit einer pflichttreuen Amtsführung freilich wohl faum vereinbare — 
Antwort ertheilte: daß es nicht in der Lage ſei, eine allerhöchite Entſchließung 
mittheilen zu laſſen. Allem Anjcheine nach veritedte fich hinter diefem eigen 
thümlichen Verfahren nur diefelbe Berwaltungsmarime, welche in jo zahlreichen 
andern Fällen indujtriellen Fremden die Niederlaſſung theils verwehrte, theils 
verleidete. Wir veden bier nicht von ben empfindlichen Hemmnifjen und Nach: 
theilen, von weldyen bie Induſtrie durch die jo Tange verzögerte und auch beute 
nur theilweis in Angriff genommene Ergänzung des Eijenbahnnetes und durch 
bie bisher ganz unterbliebene Herjtellung eines inländiichen Telegraphennetzes 
betroffen ift. Das hierdurch nur geiteigerte unläugbare Zurüdbleiben, ja das 
unverfennbare Siechthum der Furbejjiichen Induſtrie Außert jeine nachtbeiligen 
Wirfungen auf den ganzen Staatsorganismus. Während den induijtriellen 
Bezirken anderer Yünder theils zu dauernder Anfiedelung, theils zu vorüber: 
gehenden Erwerbe die Arbeiter von nahe und ferne zuftrömen und beren 
überjchiegende Arbeitskräfte der Landwirthſchaft zu Nugen kommen, baben in 
Kurhejien die‘ Arbeiter: und Bevölferungsverbältnifie mehr und mehr eine 
ungünftige Richtung genommen. Ammer mehr greift die für die Sittlichfeit 
jo verderblihe Gewohnheit um jih, daß bie Eräftige, arbeitsfühige Jugend, 
einen dauernden, lohnenden Erwerb juchend, den die Heimath nicht darbietet, 
außer Landes geht, um günjtigen Falls theilweis in ber Winterzeit zurüdzu: 
fehren.. indem jo die beiten Kräfte ber inländiſchen Production entzogen 
werden, jind es kurheſſiſche Arbeiter, welche derjelben, wegen ihrer Tüchtigfeit 
ſehr gejucht, vielmehr in der Provinz Sachſen wie in Weftphalen, in den 
Rheinlanden wie in Holland und anderwärts Konfurrenz machen helfen. Aber 
Ihwerer noch ala dieje Nachtheile find diejenigen, welde unjer Staatsweien 
durch dauernde Auswanderung trefien, zu der befanntlih Kurheſſen jchon jeit 
lange einen unverhältnißmäßigen Beitrag lieferte. Ew. fünigl. Hobeit wollen 
uns allergnädigit gejtatten, bier nur andeutungsweije an die betrübenden Gr: 
gebnijje der amtlichen Statijtif zu erinnern, ausweislich deren die bis zum 
Jahre 1854 in Tebendiger Zunahme begriffene Bevölferung Kurheſſens jchon 
in ben folgenden fünfzehn Jahren nur eine unverhältnißmäßig geringe Ver: 
mehrung, im den weiteren neun Jahren bis Ende 1858 aber ſogar eine er: 
hebliche Verminderung erfuhr. Wenn auch in ben folgenden drei Jahren an 
beren Stelle wieder eine Eleine Bevölferungs : Junabme trat, wenn auch zu 
hoffen jtebt, daß inzwilchen in der Grwartung befierer Zuſtände eine weitere 
günftige Entwidlung gefolgt iſt, fo dürfte doch die Ihatfache nicht leicht wieder 
auszugleichen jein, dat im Gegenſatz zu allen anderen deutſchen Zollvereins: 
ftaaten, Kurbeflen an Zahl und Wohlſtand feiner Bevölferung verhältnikmäßia 
jehr zurüdgeblieben iſt, — eine Ericheinung, deren leidige Bedeutung näher 
auszuführen wir uns verjagen.“ 

Mandye gerechte Klage, beißt es am Schlufje, dränge der Yandtag abfichtlich 
zurüch; ev ſei überzeugt, daß die gegebene Schilderung von ber Noth des Landes 
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genügen werde, „um einen Regenten, berdas Bewußtſein jeines 
boben Berufes und jeiner heiligen Pflichten bejike, zu den 
entiprebenden Entſchließungen zu veranlajjen.“ . 

Der Kurfürft verweigert die perjünliche Entgegennahme der Adreſſe 
Die Eingabe erfolgt deshalb durch den Yandtagscommillär. 


25.Nov. (Preußen). Der König bält Revue über die bei Minden con: 


- 
- 


centrirte Divifion. Toaſtrede des Prinzen Friedrich Karl. 

(Baden). Da die nad dem neuen Geſetz über die Aufjichtsbe: 
börden der Voltsichule zu bejtellenden Ortsſchulräthe in den meijten 
Gemeinden des Yandes bereits ihre Thätigkeit begonnen haben, jo 
weist ein Erlaß des erzbifchöflichen Ordinariats an ſämmtliche Pfarrer 
diefelben an, diefe Schulbehörden nicht anzuerfennen und in keinerlei 
geichäftliche Verbindung mit ihnen zu treten. Auch jollen die Pfarrer 
durch ihren Einfluß bei den Stiftungscommifjionen ihrer Gemeinden 
dahin mwirfen, daß die bisherigen Beiträge aus Firchlichen Stiftungen 
zu den Gehalten der Lehrer fijtirt werden. 

» (Breußen) Million des Fürſten von Hohenzollern nad, Wien. 

Die „Hamburger Börjenhalle” publicirt 5 Aetenftüde, welche Erb: 
anſprüche der Hohenzollern auf die Herzogthümer documentiven jollen. 
(Wiederabdrud der Beilagen zu einer Schrift des Berliner Profefjors 
Helwing v. J. 1846). 

(Bayern). Die Regierung erklärt die vom Biſchof von Speyer 
eigenmächtig errichtete theol. Yehranftalt unter polizeiliher Androhung 
definitiv für geſchloſſen. Der Biſchof fügt fid. 

„ (Holftein). 1 Bat. Hannoveraner und 2 Comp. Sachſen rüden 
nah dem Kieler Ablommen vom 24. d. M. wieder in Rendsburg 
ein und werden von den Preußen mit militärifchen Ehren empfangen. 
„ (Schleswig) In „Folge einer Auffordernng des Vorſtandes des 
holſteiniſchen Städtetages haben aud eine Reihe anderer Städte Hol- 
fteins Deputationen zu Unterftügung der Adreſſe der Kieler Stadt: 
bebörden v. 11.0. M. an Herzog Friedrich geihidt. Nunmehr folgen 
ihnen aud) die ſchleswigſchen Städte Schleswig, Hujum und Eckernförde. 
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- „ (Schleswig). Die Bürgermeifter der Städte Schleswig, Hufum 


und Edfernförde werden wegen der Deputationen an Herzog Friedrich 
nad Flensburg citirt und erhalten einen Verweis. Gin Erlaß der 
öfterr.=preuß. Givilcommifjäre verbietet den Beamteten neuerdings, an 
politiihen Demonjtrationen, bejonders bezüglich der Erbfolgefrage, 
Theil zu nehmen. 

» (Holjtein). Der Bundesgeneral Hade telegraphirt der Bundes— 
verjammlung, daß die Preußen die Etappenjtraßen bejeßten und um 
Altona 12 Bat. Infanterie und 4 Schwadronen Gavallerie concen- 
trirten. 

» (Preußen) verlangt von Sachſen und Hannover die jofortige 
Räumung der Herzogthümer Holjtein und Lauenburg durch ihre 
(Bundes-) Truppen. 
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l. „. . . Die jeit dem Beſchluß von 1. Dct. 1863 eingetretenen Greig:- 
nijje jund bekannt. Diejelben haben zu dem am 30. Oct. d. J. zu Wien 
zwiihen IJ. MM. dem König von Preupen und dem Kaijer von Dejterreich 
einerjeitö und Se. Maj. dem König von Dänemark andererjeits abgeichlofjenen 
Frieden geführt , welcher dur die am 16. d. M. erfolgte Auswechſelung der 
Ratificafionen vedhtsfrärtig geworden ift, und von welchem die f. preußiſche 
Regierung ſich beehrt, der k. ſächſiſchen (k. hannoveriſchen) Regierung anliegend 
ein wohlbeglaubigtes Exemplar amtlich zu überreichen. Durch dieſen Frieden 
ijt die Grecution gegenſtandslos geworden. Die Regierung Sr. Maj. 
des Könige von Dänemark, gegen weldye die Grecution verfügt worden , bat 
durch die Gejlion aufgehört, in den Herzogthümern zn erijtiren. Die Herbei: 
führung einer gleichartigen und gleicyberechtigten Verbindung mit den übrigen 
Iheilen der däniſchen Monarchie hat aufgehört ein Gegenjtand der forderungen 
des deutichen Bundes zu fein. Die Regelung eines bis zur Herjtellung einer 
jolden Geſammtverfaſſung eintretenden proviforifchen Zuͤſtandes Fällt damit 
von jelbjt weg. Insbeſondere ijt die beanjtandete Verfügung vom 30. März 
1863 in Wegfall gefommen. Die Selbjtändigfeit der Herzogtbümer in ihren 
innern Verhältniſſen und eine dem Bundesrecht entjprechende Verfaſſung der- 
jelben it Damit im vollſten Maß gefichert. Die gorderungen der angezogenen 
Bundesbeſchlüſſe und die Zwecke des Krecutionsverfahrens jind damit theils 
vollſtändig erreicht, theils gegenjtandslos geworden, und das legtere muß dadurch 
als beendigi und vorjchriftsmärig vollzogen angejehen werden. Die Bundes: 
erecutionsordnung vom 3. Aug. 1820 jchreibt in Uebereinjtimmung mit dem 
Art. XXXIV der Wiener Schlufacte: „Die beauftragte Regierung wird wäh— 
vend der Dauer des Grecutionsverfahrend die Bundesverfammlung von dem 
Erfolg desjelben in Kenntnig erhalten, und fie, fobald der Zwed volljtändig 
erfüllt ij, von dev Beendigung des Geſchäfts unterrichten“, für einen ſolchen 
Fall vor: „Art. XII. Sobald der Vollziehungsauftrag vonjchriftsmärig erfüllt iſt, 
hört alles weitere Grecutionsverfaären auf, und die Truppen müfjen ohne Ber: 
zug aus dem mit dev Grecution belegten Staat zurüdgezogen werden. Die 
mit dev Volziehung beauftragte Regierung bat zu gleicher Zeit der Bundes: 
verfammlung davon Nachricht zu geben.“ Es wird durch dieje Haren und un: 
zweideutigen Norjchriften den mit der Grecution beauftragten Regierungen die 
Pflicht auferlegt, jofort und ohne weitere Dazwijchenfunft der Bundesverſamm— 
lung die angegebenen Mafregeln in Vollzug zu jegen und von dem Gejchebenen 
der Bundesverjammlung Anzeige zu machen. Durch die Aufnahme der be: 
treifenden Beſtimmung in die Wiener Schlußacte ijt diejelbe zu einem Theil 
der Srundverträge des Bundes geworden, und die fünigl. preußiſche Regie: 
rung, indem jie ihrerjeits diefe Pflicht erfüllt, fordert die übrigen mit der 
Erecution beauftragten Regierungen auf, dies ebenfalls in Gemeinfchaft mit 
ihr zu thun. Da durch den Bundesbeihluß vom 1. Oct, 1863 die königl. 
Regierungen von Sachſen und Hannover erjucht worden find, Givilcommifjäre 
zur Yeitung des Grecutionsverfahrens und zur Verwaltung der Herzogthümer 
während desjelben zu ernennen und denſelben eine angemeljene Truppenzahl 
zur Verfügung zu ftellen, fo richtet die königl. preußiiche Regierung auf Grund 
ihrer bundesmäzigen und in den Bundesgrundgejegen, namentlich der Wiener 
Schlußacte, begründeten Berechtigung und Verpflichtung zunächſt an die künigl. 
ſächſiſche (hannoveriſche) Regierung, wie jie es ebenmäpig an die königl. han— 
noverische (ſächſiſche) Regierung thut, das bundesireundliche Erſuchen, ihre 
Commiſſäre zurüdzurufen und ihre Truppen aus den Herzogthümern zu: 
rüdzuziehen, worauf die gemeinjchaftliche Anzeige an die Bundesverjammlung 
erfolgen wird. Der Unterzeichnete ift beauftragt, fi eine Antwort auf diejes 
ganz ergebenjte Erjuchen in kürzeſter Friſt zu erbitten,“ 

1. „Der Unterzeichnete ꝛc. ijt von feiner Allerhöchſten Regierung in Ver: 
folg jeiner auf das Aufbören der Bundeserecution bezüglichen Note vom beu- 
tigen Tag noch zu folgender weiterer Mittheilung beauftragt. Die f. preu: 
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Bifche Regierung bat jich in ihrem an die k. ſächſiſche (k. hannoveriſche) Re: 
gierumg gerichteten Anjuchen um Zurüdberufung ber Givilcommifjäre und der 
Erecutionstruppen einfjad auf den bundesrehtlihen Standpunkt ge: 
ſtellt. Sie darf aber nicht vergejjen, daB ihr aus dem Friedensvertrag noch 
bejondere Ansprüche zuitehen, welche jie berechtigen, diejes Erſuchen auch in 
ihrem eigenen Namen zu fielen. Durch die Ceſſion St. Maj. des Kö: 
nigs Chriſtian IX, find die Rechte und damit der vorläufige Beſitzſtand des 
legtern, wie er zur Zeis der Verbängung ber Erecution in den Herzogthiimern 
bejtand, und unabhängig von ber Frage, imvieweit diejer Beſitzſtand ein defi— 
nitiver oder ein in petitorio anfechtbarer it, auf Tefterreih und Preußen 
übergegangen. Diefer vorläufige Beſitzſtand Fonnte und kann, jo lange 
die gegen denjelben erhobenen Anjprüche anderer Prätendenten nicht zur Ans 
erfennung gebracht jind, weder vom Bunde noch von einer andern Regierung 
angefochten werden. Auch die Erecution bob ihn rechtlich nicht auf, jondern 
war aus beſtimmt formulirten, auf dem Verhältniß der Herzogthümer zu ber 
damaligen Regierung derjelben beruhenden Gründen verfügt worden. Sie 
jollte nady der ausdrüudlichen Beitimmung des Bundesbeihlujjes vom 7. Dec. 
(Erwägungen Ziffer 2) „den vom deutſchen Bund innerhalb jeiner Gompetenz 
zu fajjenden Entſchließungen über die von mehreren Regierungen geitellten 
Anträge in der Erbfolgefrage nicht präjudiciren“, jondern es blieb und bleibt 
noch beute den Prätendenten vorbehalten, ihre Anjprüche gegen den Beſitz— 
jtand geltend zu machen, welden König Ghrijtian auf Grund der formalen 
Yage ber im Yande publicirten Erbfolgegejege bei dem Tode feines Vorgängers 
angetreten hatte. Durch dem Frieden vom 30. Det. d. J. ift dieſer Befiß- 
ftand auf Preußen und Deſterreich übertragen worden, In Folge dejien 
jind nunmehr diefe beiden Mächte allein zur Verwaltung und milttärijchen 
Beſetzung berechtigt, und jede derjelben bat den Anſpruch darauf, daß Feine 
andere Autorität oder Truppenmacht außer ihrer eigenen und derjenigen ihres 
Mitcontrabenten im Friedensvertrag im denjelben zugelajjen werde. Für irgend 
eine dritte Regierung läßt fich, machdem der Titel der Erecution hinfällig ges 
worden ift, fein anderer Grund für die Aufjtelung eines Truppencorps oder 
die Ausübung einer Givil- oder Militärverwaltung auf dem Gebiet der Her: 
zogthümer auffinden. Die f. preusiiche Regierung beebrt fih daber auh aus 
diejem Grund und in ihrem eigenen Namen als einjtweilige recht: 
liche Mitbejiperin der Herzogthümer Holjtein und Lauenburg an die k. ſächſiſche 
(t. hannoverische) Regierung das ganz ergebenjte Erſuchen um Zurüdberufung 
ihres Gommijjärs und ihrer Truppen aus ben gedachten Herzogthümern zu 
richten.“ 

Hannover gibt jofort nad) und erklärt fich bereit, die Herzogthümer 
zu räumen, Sachſen dagegen lehnt die Forderung ab und verlangt 
vorerft einen Beſchluß der Bundesverjammlung. 


29.Rov. (Sachſen) rüjtet gegenüber der drohenden Haltung Preußens. 
Die ſämmtlichen Beurlaubten werden augenblidlih zu den Fahnen 
einberufen. Die Gafjen des Staats müfjen nad Dresden abgeliefert 
werden und jollen nad dem Königsftein in Sicherheit gebracht werben. 

(Bundestag). Außerordentliche Sigung der Bundesverfammlung. 
Deiterreih und Preußen legen der Bundesverfammlung den Friedens: 
vertrag mit Dänemark vor. 

Erflärung und Antrag Sachſens: „Unter Hinweis auf Artifel 13 
der Grecutionsorbnnung ift von der königlich preußiichen Regierung durdy die 
dortjeitige Gefanbtfean am biesjeitigen föniglihen Hofe die Anficht zu erfen- 
nen gegeben worden: es hätten gegenwärtig die Regierungen von Sachſen und 
Hannover ihre in den Herzogthümern Holjtein und Lauenburg befindlichen 
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Truppen ohne Verzug zurüdzuziehen, und biervon dem Bund Anzeige 
machen, beides ohne einen Bundesbeihluß abzuwarten oder 
provociren. Diefer Auffafjung des nur erwähnten Artifeld der Erecutz« 
ordnung bat die Fönigl. ſächfiſche Regierung ohne weiteres nicht beizupflicd 
vermochte. Art. 13 jagt: „Sobald der Bolziehungsauftrag vorihrifteme! 
erfüllt ift, hört alles weitere Grecutionsverfabren auf.“ Es fragt 
nun, wer darüber zu emticheiden bat, ob der Grecutionsauftrag 1 
Ihriftsmäßig erfüllt fjei. Im das Grmefien der beauftragten Regier 
oder Regierungen kann dieß wohl nicht geitellt ſein. . . . Jedenfalls gleza 
jie die frage: ob und imwieweit unter dem neuerdings eingetretenen Umytär 
die Bejekung und Verwaltung obgedachter Herzogthümer jeitens des Bıır 
aufzubören babe, als eine joldye betrachten zu jollen, welche die Regierum 
von Sachſen und Hannover duch eine vorgreifende VBerfügu 
der Entjheidung des Bundes zu entziehen niht berecht 
jeien. Die Hinweilung auf vorjtiehende Momente wird zugleih die di 
jeitige Regierung rechtfertigen, wenn jie anders als im Wege der Anfrage 
nicht im der Yage glaubt, dem legten Abjag des Art. 5 der Grecutionsordrzz 
Folge zu geben. Die fol. Regierung bat, ohne jid über die Frage aus 
jprechen, ob der Grecutionsauftrag als erledigt zu betrachten jei, wozu fie 
Zeit noch feinen Beruf hatte, jene Zweifel der fünigl. preußiſchen Regieru 
nicht vorenthalten, und fie erachtet jich, ganz abgejehen von der ferneren Fra 
ob überhaupt ein Befehl zur Zurüdziefung an den Gommandirenden 
Bundestruppen durd eine andere Behörde ald die Bundesverjammlung erget 
könne, nicht für ermächtigt, dem ihr ertheilten Auftrag ohne voraus gehent 
Bundesbeihluß als erledigt anzufehen, und demgemäß zu verfahren. Da ai 
inzwifchen von der Fünigl. preußiichen Negierung im bdringendfter Weife ı 
derartiges Vorgehen beaniprucht wird, jo erachtet es die königl. Regieru 
obſchon von Seite ber fail. öſterreichiſchen Regierung, weldye jich bezügl 
des von der Fünigl. preußiichen Regierung zur Begründung ihres Berlange 
angerufenen Beligtitels in ganz gleicher Yage befindet, ein derartig 
Anfinnen bisher in feiner Weije an jie geitellt worden tjt, gleichwe 
für ihre Pflicht an hohe Bundesverjammlung den Antrag zu ſtellen: „« 
wolle hoher Bundesverfammlung gefällig fein, umverweilt einen Beſchl 
barüber zu faljen, ob die königl. jüchjiiche Regierung den ihr ertheilten Ar 
trag als vorſchriftsmäßig erfüllt zu betrachten und demgemäß ihre Trupp 
aus ben Herzogthümern zurüdzuziehen habe.” 

Erklärung Preußens: „I) Indem der Gejandte ſich vorbebält, 
Verfolg der heute gemachten Vorlage des Friedensvertrags mit Dänemaı 
Namens feiner allerh. Negierung eventuell weitere Erklärungen binzuzufüge 
reſp. die der Sachlage entiprechenden Anträge in bober BundesverJamımmlun 
zu jtellen, muß er in Bezug auf die Anfragen des General:tieutenants 
Hade vorläufig ſchon jet erflären, daß jeine allerh. Regierung feine ande 
Regelung der militärischen Verhältnifje in den Herzogthümern Holftein ur 
Yauenburg gejtatten Fann als deren jchleunige Räumung jettens di 
Grecutionstruppen, welche nach notoriſcher Erledigung der Grecution gemä 
Art, 13 der Grecutionsordnung bereits von jelbjt (durch die betreffenden Ki 
gierungen) Hätte verfügt werden müfjen. 2) Der Gejandte jieht fich diejer 
Antrag gegenüber zu der Erflärung veranlaßt, daß nad) Art. 13 der Grecutiond 
ordnung der k. ſächſiſchen Regierung ſelbſt die Frage zu entjcheiden obliegt 
dap unter den gegebenen Verhältnifjen das Erecutionsverfahren in den Herzog 
tbümern Holftein und Yauenburg gegenjtandlos geworden ift. Die k. ſächßiſch 
Regierung wird demgemäß die weitere Verpflichtung anzuerkennen haben, ihr 
Truppen unverweilt aus den Herzogthümern zurüdzuziehen, und daß bief 
gejchehen bei der Bundesverjammlung zur Anzeige zu bringen, Des Gejandten 
allerh. Regierung muß auf ber in den unzweifelhaften Beflimmungen ber 
Bundesgejepe begründeten Forderung beſtehen, daß die Zurückrufung 


Deuiſchland. 145 


der Grecutionstruppen und der Civilcommiſſäre aus den Herzogthümern 
ungejäumt erfolge, und würde, wenn ſolches nicht geſchähe, nur alle die 
jenigen, welche ein fjoldhes den Bundesverträgen widerjprechendes Verhalten 
beobachteten, für die Folgen allein verantwortlih maden fünnen.” 

Erklärung Bayerns: „Der Gefandte ift ſchon jegt in der Lage, zu 
erflären, daß nad Anficht der kgl. Negierung der an die kgl. Regierungen 
von Sachſen und Hannover durch die Bundesbeichlüffe vom 1. Oct., 7. und 
14. Dec. v. J. ertbeilte Auftrag noch nicht als erfüllt zu betradten 
it, und daß vielmehr die Verwaltung der Herzogthümer Holjtein und 
Lauenburg durch die Givilcommifjäre im Namen des hoben bdeutjchen Bundes, 
ſowie die Beſetzung derjelben durch die f. jüchfifchen und die k. hannoverijchen 
Truppen zur Zeit noch fortzudauern babe An dem Bundesbeſchluß 
vom 7. Dec. v. J. ift die Entſchließung der hohen Bundesverfammlung in 
der Erbfolgefrage ausdrüdlich vorbehalten worden, und der ausſchließ— 
ide Standpunftt der Erecution, welder in dem vor bem Tode 
Königs Kriedrih VII. gefaßten Bundesbeihluß vom 1. Oct. v. J. enthalten 
war, iſt überdieß durch die Bundesbeihlüfje vom 25. Febr. und 2. Juni d. J. 
jo wejentlih alterirt worden, daß die auch nad) diefen Beichlüffen bis jetzt 
fertdauernde Bejegung und Verwaltung ber beiden Herzogthümer im Namen 
des Bundes eine Bedeutung und Aufgabe erhalten bat, deren etwaige 
Modification jedenfalls nicht eher in Erwägung gezogen werden kann, als 
nachdem bie allerhöchſten Regierungen von Defterreih und Preußen der hoben 
Bundesverfammlung über den von ihnen mit Dänemark abgejchlofienen Frieden 
diejenigen Mittheilungen gemacht haben werden, welche bei der joeben erfolgten 
Vorlage des Friedensvertrags in Ausficht gejtellt worden find.” 


Der Antrag von Sachſen jo wie der Bericht des Bundesgenerals 
Hade, der um neue Inſtructionen nachſucht, werden an die Ausſchüſſe 
verwiefen. Auf den Antrag Bayerns wird inzwijchen der letztere 
mit F gegen 7 Stimmen angewiejen, feine jegigen Stellungen bis 
auf Weiteres nicht zu verlaſſen. 
— Nov. (Naſſau). Zahlreihe Wahlverfammlungen der Fortichrittspartei 
auf preußifchen und heſſen-darmſtädtiſchem Gebiete, da die Regierung 
nur ihren Anhängern dergleihen Verſammlungen gejtattet. 


1, Der, (Holftein). Die legten bisher in Hamburg und der Umgegend 
liegenden Dejterreiher gehen von Hamburg nad Dejterreih ab. 
"» » (Hannover). Die Regierung ertheilt den Befehl, daß ſämmtliche 
diiponible Eiſenbahnwagen der hannoverichen Gijenbahn bis zum 
6. Dec. nad) Harburg geſchafft werben jollen, um die hannoverjchen 
Bundestruppen nad) Haufe zurüdzuführen. 
" „ (Bundestag). Defterreih und Preußen legen den gemeinſchaft— 
lihen Antrag vor, die Bundeserecution für beendigt zu erklären. 
Dejterreich erflärt, baf auf Grund des Artifel 3 des Friedensvertrages 
über eine den Bundesrehten und den Bundesintereſſen entſprechende 
Löſung Verhandlungen mit Preußen ftattfanden, von denen Oeſterreich ein 
günftiges Ergebniß bofle. DR 
Erklärung Preußens: „Unter Bezugnahme auf bie von bem Faiferl. 
öfterreichifchen Herrn Präfidialgefandten abgegebenen Erklärungen tft ber Ge: 
ſandte beauftragt, in Ergänzung berjelben Namens feiner allerhöchſten Regierung 
noch hinzuzufügen, dat auch die fönigl. preußiiche Regierung mit Befriedigung 
duch den Abſchluß des Friedens die Möglichkeit gegeben findet, durch 
10 
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Berhandlungen ber beiden Mächte unter einander und mit den Prätendenten 
die definitive Löſung der jtreitigen ragen herbeizuführen, aber ablebnen 
muß, der deßfalls eingeleiteten Berbandlung Kolge zu 
geben, jo lange nicht der ihres Erachtens unberedhtigten Fort— 
dauer des Erecutionsverfahreng ein Ziel gejegt ift. Um dieſes 
zu bewirken, bat die königliche Regierung die beiden Noten, welche jich der 
Geſandte beebrt, hoher Bundesverjammlung biermit vorzulegen, bet den 
königlichen Regierungen von Sadjen und Hannover’ übergeben laſſen. Die 
königlich hannoverische Regierung hat in bewährter bundesfreundlicher 
Gejinnung fih zur Ausführung der in Artikel XIII der Erecutionsordnung 
vorgejchriebenen Meapnahmen bereit erklärt, die königl. ſächſiſche Regierung 
dagegen ijt hierauf nicht eingegangen. Unter diejen Umftänden bat die fünigl. 
Regierung den gemeinichaftlihen Antrag mit der kaiſerl. öjterreichiichen 
Regierung geitellt, um der hohen Bundesverfammlung Gelegenheit zur Ver— 
bütung der Verwidelungen zu geben, welde aus der fortgejeßten 
Nichterfüllung der Ausführung des Artikels XIII der Grecutiongordnung ſich 
ergeben könnten, und erjucht um jchleunigite Erledigung diejes Antrages.“ 

Fin Antrag Bayerns, denjenigen von Dejterreih und Preußen an 
‚die Ausſchüſſe zu verweijen, erhält nicht die Mehrheit, vielmehr wird 
beſchloſſen, demnächſt darüber abzujtimmen. 


1.Dec. (Zollverein). Beginn der Unterhandlungen zwiichen Preußen und 


" 


2: 


„ 


Frankreich über die im Handelsvertrage anzubringenden Modificationen. 

(Heſſen-Darmſtadt). Die II. Kammer lehnt die unbedingte 
Annahme der Strafproceßordnung, wie diejelbe aus ihren Berathungen 
hervorgegangen, mit 31 gegen 15 Stimmen ab, und beſchließt mit 
26 gegen 20 Stimmen, daß die jegige Faſſung aller einzelnen Artikel 
durch die I. Kammer als Bedingung ihrer Annahme zu betrachten fei. 

(Medlenburg). Das Urtheil des Roftoder Magiftrats bezüglich 
der Theilnehmer am Nat.-Berein wird durch Minifterialrefeript fraft 
landesherrlicher Therpolizeigewalt cafjirt und ihm bei 1000 Thlrn. 
Strafe befohlen, ein neues Erkenntniß auf Grundlage des Minifterial: 
erlajjes von 1859, durd welches der Nat.-Verein verboten wurde, 
auszufertigen. 

„ (Sadfen). Die Flucht der Caſſen nad Dresden, reſp. Könige: 
jtein wird wieder eingejtellt. 

„ (KRurbejien) Die Ständeverfammlung vernimmt die Antwort 
des Kurfürjten vom 30. Nov. auf ihre Adreſſe v. 24. v. M. Ter: 
jelbe verſucht es nicht einmal, die Klagen derjelben über die traurigen 
Zuftände des Yandes nad) allen Seiten der Gejeßgebung zu wider: 
legen, jondern weist jie einfach als Gingriff in die „unveräußerlichen 
Prärogative Unjerer Krone und eine gefiherte Ordnung des Staats: 
lebens” ab, indem der Kurfürſt erklärt, daß er 

„die dermalige Zufammenjeßung der Ständeverfammlung, wie die Regierung 
bereits wiederholt zu erkennen gegeben, nicht als eine zum definitiven Äbſchluß 
gelangte betrachten Fan und das Aujtandefommen einer Vereinbarung 
hierüber vom Standpunkt Unierer Regierung aus als die unerläßliche und 
fundamentale Vorausſetzung eines wirklihen und befriedigenden Abſchluſſes 
ber Verfafjungsfrage betrachtet werden und zugleich als ber wejentlichite Schritt 


zu einer gebeihlichen, jegensreihen Entwidlung ber Verhältniffe des Landes 
auch im Hinficht feiner materiellen Intereſſen betrachtet werden muß.“ 


2 
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3. Dec. (Oeſterreich). Eine öſterr. Circulardepeſche ſucht die deutſchen 


Regierungen durch die Erklärung zu beruhigen, daß das Aufhören 
der Mitbeſetzung Holſteins durch Bundestruppen die Geltung des 
vollen Rechtes des Bundes auf „competenzmäßige“ Entſcheidung in 
der Erbfolgefrage nicht beeinträchtige. Bayern wird dringend ab— 
gerathen, in den bevorſtehenden Bundesbeſchluß eine Wahrung des 
Rechtes auf weitere Beſetzung Holſteins durch Bundestruppen auf— 
nehmen zu wollen. 

„ (Holjtein). Die am 24. v. M. ſiſtirten preuß. Truppenmärſche 
haben wieder begonnen. 

„C(Gauenburg). Das 3. preuß. Garderegiment geht von Altona 
zur Bejegung Yauenburgs ab. 

»„ (Bayern). Die Generalverfanmlung des protejtantijchen Vereins 
der Pfalz erklärt jih in einer Rejolution für die Entſcheidung des 
badiihen Oberfirchenrathes in der Angelegenheit Schenkel. 


-„ (Bolftein). Conflict der Bundesconmiffäre mit der von ihnen 


eingelegten herzogl. Yandesregierung in Stiel wegen Abführung von 
Caſſenüberſchüſſen nah Hannover und Dresden. Erklärung ber 

Bundescommilfäre. 

„ (Bayern). Hr. v. d. Pfordten wird nad) langen Unterhandlungen 
endlich, nahdem am Tage zuvor im Minijterrath ein Programm 
alljeitig vereinbart worden war, wieder zum Minijter des Auswärtigen 
ernannt. 


:„» (Bundestag) Die Bundesverfammlung nimmt den öjterr.preuß. 


Antrag v. 1. d. M. mit I gegen 6 (Bayern, Württemberg, Sachſen, 
Heſſen-Darmſtadt, ſächſ. Herzogthümer, Naffau und Braunſchweig) 
Stimmen an. 

Votum Bayerns: „Der Grundfag, daß Niemand mehr Necht übertragen 
fann, als er jelbit bat, leidet auch auf den Art. 3 bes Friedesvertrages vom 
30, October d. %. Anwendung. Die £. Regierung hat aber niemals anerkannt, 
daß dem jegigen Könige von Dänemark auf die Herzogthümer Schleswig und 
Holjtein andere Rechte zujtchen, als die eventuellen Erbrechte, welche ihm 
als Glied der Glüdsburgiichen Yinie für den Fall des Ausiterbens oder 
Terzichtes des ganzen Auguftenburgiihen Haufes zutommen, und fie hat um 
jo weniger Grund, dieſe ihre Ueberzeugung nochmals näher zu begründen, 
jeitdem auf den Gonferenzen zu Yondon in der Sikung vom 28. Maid. J. 
diefelbe Anſchauung durch die Vertreter von Oejterreih und Preußen ebenſo 
wie durch den Vertreter „des Deutichen Bundes fund gegeben und durdy den 
Bundesbeihlug vom 2. Juni d. 3. alljeitig anerkannt worden ift. Unmöglich 
können aljo jetzt die höchften Negterungen von Defterreih und Preußen aus 
aus dem Art. III. des Friedensvertrags Rechte als übertragen betrachten, 
deren Nichteriftenz fie jelbjt feierlich anerfannt und geltend gemacht haben. 
Aber auch Bejig an den genannten Herzogthümern batte der König von 
Dänemark nicht, als er den Friedensvertrag ſchloß, und der Art. II. diejes 
Vertrages kann daher für diefelben ebenjowenig einen Bejigtitel als ein Recht, 
jondern höchſtens nicht begründete Anjprüce übertragen. Im Beſitze 
von Schleswig waren und find die beiden deutſchen Mächte, in dem Beſitz 
von Holjtein war und iſt der Deutſche Bund, und zwar aueſchließlich. Denn 
die Anweſenheit öfterreichiicher und preußifcher Truppen in Holjtein beruht 
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auf der von den höchſten Negierungen von Deiterreih und Preußen jelbit 
als erforderlich anerkannten und veranlakten Zujtimmung ber hoben Bundes: 
verfammlung oder ihrer Organe, und hatte nie den Zwed dauernder Beſetzung, 
fondern wurde ftets nur auf das Bebürfniß der militärischen Verbindung mit 
Schleswig oder des Rückmarſches auf Etappenſtraßen geftügt. Die bobe Bundes: 
verſammlung ift allerdings verpflichtet, das von ihr allein jeßt legal beſeſſene 
Herzogthum Holftein baldmöglichit zu übergeben, aber nur an den legitimen 
Herzog, und jedenfalls nicht an den jeigen König von Dänemark oder 
an Nachfolger in deſſen Rechte oder Anfprüche. Jede andere Verfügung über 
das Herzogtbum Holftein würde eine direfte Verlegung der Haupt: und Grund— 
verpflichtung fein, wie fie Art. II. der Bundesakte allen Bundesgliedern gegen 
einander auflegt. Der vorliegende Antrag bezeichnet aber nicht einmal, an 
wer denn der Bejit des Herzogthums Holftein übergehen fol, und jeine 
Annahme würde daber einem völligen Preisgeben des Landes von 
Seite des Bundes gleichitehen. Die königl. Regierung würde biernad 
bem gejtellten Antrag nur haben zuftimmen fünnen, wenn damit zugleich 
die Anerfennung des legitimen Herzogs verbunden gewejen wäre. 
Die in Ausficht geftellte Verhandlung mit den Prätendenten kann jene An: 
erfennung nicht erfegen, und die hohe Bundesverfammlung Tann Die ibr 
obliegende Pflicht, die bei ihr anbängig gemachte Grbfolgefrage zur Löſung zu 
bringen, und bis dahin den Befig und die Verwaltung des Yandes zu behaupten 
und fortzuführen, weder auf Andere übertragen noch jchlechthin aufgeben. Die 
f. Regierung verfennt dabei nicht, daß bezüglich des Herzogtbums Yauenburg 
theilweife andere Verbältnifje und Nechtszujtände beſtehen. Sie würdigt danfbar 
die Erfolge, welche Tefterreich und Preußen durch ihre tapferen Armeen für 
die beutichen nterefjen errungen haben. Sie erkennt volljtändig bie Bedeutung 
der Thatjache an, daß das Herzogthum Schleswig fich im Befige der beiden 
Mächte befindet und daß es höchſt wünſchenswerth ijt, diejes Land mit Holitein 
baldmöglichft in diejenige tbatjächliche Verbindung zu ſetzen, welche rechtlich 
begründet it. Deshalb ift die fünigl. Negierung gerne bereit, mitzuwirken, 
zur Herjtellung einer gemeinjhaftlihen Verwaltung und Bejekung 
ber Herzogthbümer Schleswigsholftein und Lauenburg durch Dejterreic, 
Preußen und den Bund bis zur Entſcheidung der Grbjolgefrage. 
Botum Sachſens: „Wenn die hohen Regierungen von Deiterreich 
und Preußen fih dahin ausiprechen, daß die durch Bundesbeihluß vom 7. 
December v. J. verhängte Erecution gegenftandslos geworben jei, jo mag dieſer 
Auffafiung infofern nicht widerjprochen werden, als das Object des voraus: 
egangenen Bejchluffes vom 1. Detober v. J., deſſen Vollzug jener fernere 
eſchluß in’s Werk fekte, nicht mehr bejteht. Allein die dem Bunde gegen: 
wärtig vorliegende Frage it hiermit nicht erfchöpft. Es darf zunächſt nicht 
unerörtert bleiben, ob überhaupt der Bundesbeihluß vom 7. December v. J. 
den volljtändigen Character eines Grecutionsbejchlufies batte. Die 
Bundeserecution — vergleiche Art. 6 und 14 der Grecutionsordnung — findet 
gegen eine Bundesregierung ftatt, alfo gegen eine Regierung, welche der Bund 
als rechtmäßige Regierung eines Bundeslandes betrachtet. Der Erecutionsbeichlu & 
vom 1. October war gegen bie zweifellos Iegitime Regierung des Königs 
Friedrich VII, von Dänemark, Herzogs von Holjtein und Yauenburg, gerichtet. 
Als jedoch der lediglich die Ausführung jenes Beichluffes verfügende Beichluf 
am 7. December gefaßt wurde, war die Vollmacht des Abgefandten des ver: 
meintlichen Landesherrn zuvor bereits beanftandet und in Folge dejien die Stimme 
für Holjtein und Lauenburg juspendirt worden. Der Antrag der hoben 
Regierungen von Dejterreih und Preußen, welcher zum Beſchluß erhoben wurde, 
—* in jeiner Begründung die Erwägung aufgenommen, daß durch die Aus: 
übrung der ins Auge gefaßten Mafßregel den vom Deutichen Bund innerhalb 
feiner Gompetenz zu fafjenden Entſchließungen über die von mehreren Regierungen 
geftellten Anträge in ber Erbfolgefrage nicht präjubdicirt werde, und es hatten 
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bie für ben Antrag fich ausfprechenden Stimmen faft ſämmtlich auf biefen 
Vorbehalt Bezug genommen, beziebentlich ihr Votum dadurch motivirt. Wäh— 
rend die diljentirende ſehr jtarfe Minorität die Grecution beshalb überhaupt 
nicht für zuläffig erachtete, weil diefe nur gegen ein wirkliches und anerkanntes 
Bundesglied ſich richten fönne, ließ ſonach jelbit die Majorität darüber feinen 
Zweifel beiteben, daß bie frage, wer als rechtmäßiger Regierungsmachfolger 
betrachtet werden müſſe, eine ftreitige jei. Durch die Suspendirung der Stimme 
aber hatte der Bund dies in feiner Majorität anerkannt. Daß unter folchen 
Berbältnijien der damalige Grecutionsbeihluß mehr eine politiihe Maß: 
regel war, die durch die Ginfleidung in einen Grecutionsbeichluß zu Irrungen 
Anlaß geben werde, iſt von der ſächſiſchen Regierung in ihrem Votum nicht 
unbeachtet geblieben. Konnte aber noch irgend ein Zweifel darüber obwalten, 
ob der Bund mit dem Beichluß vom 7. Dec. v. %. dem König Ghriltian 
von Dänemark einen Befittitel für Holftein und Lauenburg nicht mittelbar 
zuerfannt,, indem er anfcheinend gegen Sr. Maj. Regierung Grecution be: 
ihloffen babe, jo machte der fernere Beihluß vom 25. Februar d. X. jeden: 
falls dieſer Unficherheit ein Ende, indem ber Bund definitiv ausipradh, daß 
die Bollmadıt des Abgejandten Sr. Maj. aus dem Titel des Londoner Ber: 
trage nicht angenommen werden könne, und daß der Ausichuß bei feiner 
Berichterftattung über die Erbfolge diejen Vertrag nicht zur Grundlage zu 
machen babe. Bon biefem Augenblide an, wo der Beſitztitel, Fraft deſſen 
König Ehriftian die Negierung über die gefammten, unter dem Scepter Kö: 
nigs Friedrich VII. vereinigt gewefenen Yandestheile angetreten hatte, in ben 
Augen des Bundes hinfällig war, war auch die Grecution als ſolche 
binfällig und gegenſtandslos. Ter Bund hatte es fofort nicht mehr 
mit der däniſchen Regierung zu thun, gegen welche die unterm 7. Dec. in 
Vollzug geſetzte Erecution am 1. Dct. bejchloffen worden war. Dennoch wurde 
von Feiner Seite daran gedacht, die jogenannte Erecution einzuftellen. Die 
damit von dem Bunde übernommene Befegung und Verwaltung der Herzog: 
tbümer Holjtein und Yauenburg wurde aufrecht erhalten und mußte auf: 
echt erhalten bleiben, bis der Bund fich in der Lage befinden werbe, ben Befik 
und die Verwaltung derſelben bem von ibm anerfannten vehtmäßigen 
Bejiger zu übergeben. ft dies doch ein Verfahren, welches ebenmäßig 
dann eintreten muß, wenn eine infolge normaler Grecution gegen ein aner— 
erfanntes Bundesglied erfolgte Bejegung und Berwaltung aufzubören bat. 
Dies ift die Yage, in welder fidy der Bund auc heute noch befindet, und es 
iheint daher ber biesfeitigen Regierung unzweifelhaft, daß die Frage, wen 
ber Bund als rechtmäßigen Landesherrn anzufehen habe, entſchieden fein 
muß, bevor er wegen Aufgabe ber für das betreffende Bundesland über: 
nommenen Belegung und Verwaltung Beihluß fallen kann. Diejen Erwä— 
gungen zufolge glaubt bie Fönigl. Regierung den ihr vorligenden Antrag als 
verfrüht betrachten zu bürfen und vermag aus biefen Gründen ihm nicht bei: 
zuftimmen.“ 


9. Dec. (Deiterreich) Schlägt Preußen vor, die Herzogthümer factifch dem 
Herzog Friedrich als dem bejtlegitimirten Erbanfpredher zu übergeben 
und die übrigen Prätendenten an ein Aufträgalgericht zu weiſen. 


" „ (Holjtein). Eine Belanntmahung des Oberbefehlshabers ber 
alliirten Armee kündigt das Aufhören der Bundeserecution an, ohne 
des Bunbesbeichluffes Erwähnung zu thun, und daß die beiden Re: 
gterungen befchloffen hätten, die oberfte Verwaltung ber drei Herzog: 
tbümer einftweilen in der Hand ihrer bisherigen Civilcommifjäre für 
Schleswig zu vereinigen. 
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6. Dec. (Sachſen) entläßt die einberufenen Truppen wieder und befiehlt 
Könneritz und Hacke die Räumung der Herzogthümer. 

7. „ (Holftein). Die Bundescommiſſäre übergeben den diterr.preuf. 

Givilcommiflären die Verwaltung und verlafjen Altona. Die han: 

noverifhen Bundestruppen treten den Rückmarſch an. 

(Holſtein). Bekanntmachung der öfterr.:preuß. Civilcommiſſäre: 
„. . Um die Aufgabe erfüllen zu können, die obere Leitung der gejammten 

Verwaltung der Herzogthümer in deren Intereſſe und jo zu führen, daß 

der Entſcheidung über die Zufunft der Herzogthümer in Feiner 

Weife vorgegriffen wird, müſſen wir uns vor Allem der willigen Uns 

terordnung und bereiten Unterjtüßung aller Behörden und Beamten im Lande 

verjichert halten können.“ 
Bon den bolft. Beamteten, zunächſt den höheren, wird eine An: 
erkennungs- und Gehorfamteitserflärung verlangt. 

„— 11. Dec. (Holftein). Ankunft der neuen preuß. Bejatungstruppen. 
Diefelben jollen unter Gen. Herwarth v. Bittenfeld Holftein, Lauen— 
burg und die Dftjeite Schleswigs befegen, während die Dejterreicher 
die Meftjeite Schleswigs inne haben und 1 Bataillon nad Altona 
legen. 

8 „ (Bayern). Hr. v. Schrenf wieb wiederum zum bayer. Bundes: 
tagsgejandten ernannt. 

9, „ (Holjtein). Erlaß der öfterr.preuß. Civilcommiſſäre an bie hol— 
fteinifche Landesregierung: 

„Die ſächſiſchen Truppen werden erjt am 14. d. M. anfangen, das Her: 
zogthum Holitein zu verlafjen, weil ihnen erjt von da ab bie bannoveriichen 
Eiſenbahnen, und auch dann nur unter Beichränfungen, zur Verfügung ge: 
ftellt werden. Da für dieje Verzögerung durchaus fein Grund in der Natur 
ber Sache liegt, diefelbe vielmehr nur durch dem Wunſch der größern Bequem: 
lichfeit wegen jtatt de8 Marjches die Belörderung der Eiſenbahn zu bemüßen, 
und durch den gewählten Umweg veranlakt ward, jo haben die aus der Ver: 
zögerung entjtebenden Kojten feinen Aniprucd darauf, innerhalb der Entichä: 
bigungen für die Grecutionstruppen gerechnet zu werden, und es darf auch 
durchaus Feine weitere Belaſtung des Herzogthums Holftein erwachien. Es 
werden daher den ſächſiſchen Frecutionstruppen, welche jih nicht mehr im Auf: 
trage des Bundes, jondern nach dem Belieben der königlich fächfiichen Regie: 
rung im Yande befinden, von jegt an feine Yeiltungen auf Koiten des 
Landes, weder in Naturallieferungen, Quartier, noch jonft gewährt werben 
können, fondern es wird, was ihnen freiwillig von ben Ginwohnern ge: 
währt wird, nad Ordnung von Preiſen alles von bdenfelben bezahlt werden 
müſſen.“ 

10. „ (Holſtein). Die Univerſität Kiel macht ſich zum Organ der 
von vielen boljt. Beamteten getheilten Bedenken gegen eine unbe: 
dingte Gehorſamkeitserklärung nad) dem Erlaß der öjterr.preuß. Gi: 
vilcommiffäre v. 7. d. M.: 

Ber Es könnte darunter möglicher Weiſe auch das dem Vernehmen nach von 
einer Partei im Königreiche Preußen verfolgte Beftreben, die Herzogthümer 
jenem Königreihe zu Incorporiren, oder die Anerkennung ber vermeintlichen 
Anfprüche des Grotßzherzogs von Oldenburg eingeſchloſſen ſein, Beſtrebungen, 
gegenüber denen völlig unthätig zu ſein, wir uns nicht verpflichten können. 
Dagegen find wir bereit, der factiſchen Beſitzergreifung Oeſterreichs und Preu— 
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ßens ung zu dem Zwecke willig unterzuordnen und dieſelbe bereitwillig zu 
unterjtügen, um bas von ben Gejandten biejer beiden Mächte auf ber Con— 
feren; zu London unterm 23. Mai erklärte Ziel möglichit bald zu ereichen.“ 


11. Dec. (Holftein). Das bolft. Poſt- und das Telegraphenweien werben 


13, 


aus dem Geſchäftskreiſe der Landesregierung ausgejchteden und preu- 
Biihen Chefs untergeordnet. Die bisherigen holit. Telegraphenbe- 
amteten werben jümmtlih zur Dispofition geitellt. 


„ (Holjtein). Die öfterr.:preuß. Eivilcommilläre „beeilen fih, dem 
Guratorium der Univerfität zu erwiedern, daß fie weit entfernt davon 
feien, irgend Jemand, geichweige den Vertretern der Wiſſenſchaft, in 
ihrer Recdtsüberzeugung beengenden Zwang anlegen zu wollen.” Die 
Erklärungen der Beamteten erfolgen nunmehr ohne Widerrede, theils 
mit theils ohne ausdrüdlihen Vorbehalt. 

» (Bapern). Eine Girculardep. v. d. Pfordtens an die beutjchen 
Regierungen erörtert die Stellung Bayerns zu der jchleswig-holitei- 
nifhen und in der deutſchen Frage überhaupt. 

„ (Breußen). Hr. v. Bismard lehnt in zwei Dep. an Oeſterreich 
den Vorſchlag desjelben vom 5. Dec. ab, weigert fidh, auf eine Ent: 
iheidung in ber jchlesw.:holft. Erbfolgefrage einzugehn, bevor bie 
zufünftige Stellung Preußens in den SHerzogthümern fejtgejett jet 
und regt vertraulich die fürmliche Annerion derjelben an Preußen an. 
» (Preußen). Cine Dep. Bismards an Bayern und Sachſen 
fommt auf die Borgänge vom 5. d.M. am Bunde zurüdf und warnt 
diejelben brohend vor jedem fünftigen Verſuch einer Ueberjchreitung 
der Competenz des Bundes durch Majoritätsbeichlüffe: 

ea Der Bund hat nur genau die Rechte, welche die Verträge ihm 
beilegen, und wir fennen feinen Artifel der lettern, nach weldem ber Bund 
ein Land, deſſen Erbfolge ftreitig ift, zu ſequeſtiren oder zu bejeten habe. 
Wäre dieje Verfchiedenheit der Auffaffung nur rein theoretifcher Natur, fo 
fünnten wir uns damit begnügen, unfere Anficht conitatirt zu haben. Wir 
dürfen aber nicht verhehlen, daß wir in bderielben eine große practijche 
Gefahr erbliden, auf welche aufmerffam zu machen wir für unfere Pflicht er: 
achten müffen. Es liegt in dem Verſuch, an bie Stelle der Grecution bie 
Decupation und Sequeftration der Herzogthümer zu jeßen und der Bundes: 
verfammlung bie Bejegung und Verwaltung berielben bis zu dem Augen: 
blick der definitiven Entſcheidung über ihre Zukunft zu vindiciven, eine Ten— 
denz zur Ausdehnung der Competenz der Bundesverſamm— 
lung, welde in ben Verträgen feinen Boden findet, und wir daher als ges 
fährlih für das Beftehen des Bundes ſelbſt zu bezeichnen nicht umhin können. 
Der Beitand bes Bundes ift auf der Achtung aller Bundesglieder vor ben 
fehr vorfichtig gezogenen Grenzen biefer Gompetenz begründet; jeder Verſuch 
willfürlicher Erweiterung berfelben berührt und erichüttert die Grundlagen bes 
Yundes jelbit. Ein Regiment von Majoritäten, weldes an bie Stelle 
jener Achtung ein Princip des eigenen Beliebens ſetzen würde und den An: 
ſpruch machen wollte, auf unſere Rolitif über die Beitimmungen der Bun: 
besverträge binaus leitend einzumirfen, könnte von ung nicht ertragen 
werden. Wir find nur desjenigen Bundes Mitglieder, deſſen — ſich 
in den Bundesverträgen niedergelegt finden; das Maß der Befugniſſe, welche 
der Geſammtheit dem einzelnen Mitgliede gegenüber beiwohnen, iſt durch dieſe 
Verträge bemeſſen, und die Ueberſchreitung der damit gegebenen Competenz 
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fällt mit dem Bruch des Bundes zuſammen. Jede Regierung, welche 
Werth auf die Vortheile und die Sicherheit legt, die ihr das Fortbeſtehen bes 
Bundes gewährt, jollte daher vor Gompetenzelleberichreitungen, durch welche 
das gemeinfame Band zerriffen werden kann, jorgfältig auf der Huth jein. Wir 
find nicht gewillt, unfere politijche Selbjtändigteit über das Maß unferer nach: 
weisbaren Bundespflichten hinaus beeinträchtigen zu fallen; der Verſuch dazu 
aber würde zur Thatſache geworden fein, wenn den 6 Stimmen ber Mi— 
norität vom 5. d. M. noch 2 andere binzugetreten wären. Wir würden dann 
in ben Fall gefommen fein, dem zu Unrecht gefahten Beſchluſſe gegenüber, 
von der uns aus ber Verletung der Nerträge erwachlenden yreibeit des 
Handels zur Wahrung unjerer Rechte den vollen Gebrauch zu machen. Wir 
fönnen nur wünſchen, daß der königlichen Regierung über biefen unfern Ent: 
ſchluß für ähnliche Fälle Fein Zweifel bleibe, und darum babe ich es nicht 
für überflüfjig erachtet, auch nachdem der augenblidliche Fall durch die Ab- 
fiimmung vom 5. d. M. entjchieden ift, auf die dabei in Frage geftellten Prin— 
cipien zurüdzufommen.“ 

An der Dep. an Sachen findet ſich folgende Rechtsdeduction: „... Nur 
im Vorbeigehen will id des Mißverſtändniſſes erwähnen, welches fich darin 
fundgibt, daß der Befiktitel des Königs Chrijtian IX. auf den Fon: 
doner Vertrag zurüdgeführt.... Sollte es wirklich einen Staatsmann von 
dem juriftiichen Scharffinn des Hrn. v. Beuft entgangen fein, daß der Yon: 
doner Vertrag von 1852 dem König Ghrijtian IX. Feine neuen Rechte ver: 
lieben bat, noch verleihen Fonnte, jondern daß berjelbe nur das Veriprechen 
der Anerkennung derjenigen Rechte enthielt, welche für denjelben aus den darin 
erwähnten NVerzichten und aus den beabjichtigten legislatoriihen Schritten bes 
Königs von Dänemark behufs Aenderung der Thronfolge bervorgehen würden, 
und dieſe Berzichte und das Thronfolgegejek von 1853, weldes in 
allen Theilen der Monardie in formal gültiger Weife publi- 
cirt wurde, nicht aber die denjelben von fremden Mächten verſprochene An: 
erfennung, bildeten den Beligtitel des Königs Ehriftian IX., und murden 
durch den Beitritt oder Nichtbeitritt irgendeiner Macht zu dem Londoner er: 
trag an und für fi und in ibrem Bejtehen nicht berührt. Es iſt baber leicht 
zu erfennen, mit wie wenig Recht die jächfiiche Erklärung die Ausfprüche bes 
Bundes, in welden berjelbe den Londoner Vertrag als für ibn nicht vorhanden 
bezeichnet, dazu anwenden Fonnte, den Charakter der Erecution ſtillſchweigend 
in die dem Bundesrecht fremde Occupation zu verwandeln.“ 


13. Dec. (Kurheffen). Die Ständeverfammlung befchließt in Folge der 


Antwort des Kurfürften auf ihre Adreffe v. 24. v. M. mit allen 
gegen 2 Stimmen folgende Erklärung: 

„Die Ständeverfammlung batte e8 in der Adreſſe vom 24. v. M. ver: 
mieben, die aus dem Verfaſſungsſtreit herrührenden Fragen zum Gegen: 
ftand ihrer Beichwerdeführung zu machen. Diesmal handelt es ſich in der 
That nicht um die politifchen Rechte und Freiheiten. Die Stände bielten fich 
vielmehr durch ihren Eid verpflichtet, dem Landesherrn gegenüber freimütbig 
auszufprechen, wie fie die Lage bes Landes betrachten, und daß unerjegliche 
Nachtheile, ja Schwere Gefahren für den Staat entitehen müſſen, wenn, wie 
jeither, jelbft auf Gebieten, welche mit der Rotitif nichts zu fchaffen haben, 
die Thärigfeit der Regierung ftill ſteht und die wichtigiten Yandesintereffen wo 
nicht mißachtet, doch verfannt oder erft im äußerten Drange der Notbiwendig- 
feit zu jpät gewahrt werden. Nur darauf fommt es an, ob diefe Beſchwerde 
wahr ift oder nicht. Die von ſämmtlichen Minijtern contrafignirte Allerhödhite 
Ermwiderung vom 30. v. M. gibt bierauf Feine Antwort. Statt deſſen wird 
ohne allen Grund das Recht der Stände beitritten, die Negierungstbätigfeit 
als ſolche einer Beurtheilung zu unterziehen. Mit Uebergehung des eigent: 
lichen Inhalts der Abreffe werden die mit dem Junipatent zufammenbängenden 
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politiichen Kragen berbeigezogen und der Streit über die Wirkſamkeit der vor 
Wieberberitellung der Verfaffung von 1831 ergangenen Geſetze und Orb: 
nungen, welche die Stände in feiner Weile berührt hatten, wird an biejer 
Stelle wieder aufgenommen. Endlich ift eine anderweite Zuſammenſetzung 
der Ständeverfammlung nicht blos als „die unerläßlihe und fundamentale 
Borausjegung eines wirflihen und definitiven Abſchluſſes der Verfaſſungs— 
fragen“, jondern in völlig unerfindlicher Weife als „der wefentliche Schritt zu 
einer gebeiblihen und jegensreihen Gntwidlung der Verhältniſſe des Landes 
auch in Hinficht feiner materiellen Intereſſen“ bingetellt. Die Stände würden 
die ganz unzweideutigen, durchaus loyalen Ziele der Adrefje verwiichen, wollten 
fie ſich, gegen ihren Willen, in die von der hohen Staatsregierung bier ein— 
gemiſchten Streitigkeiten — deren Wichtigkeit die Stänbeverfamntlung am 
wenigſten verfennt — bei diejer Gelegenheit verwiceln laſſen. Tie noch nicht 
gelöften ragen des Berfafjungsrechtes follen wie bisher jo auch fernerhin jede 
an ihrem Platze ihre gründliche Erörterung finden, Hier gilt e8 anderen, 
für jeden politiihen Standpunkt gleich wichtigen und gleich dringlichen Landes— 
intereifen. Die Allerböhfte Erwiderung beftreitet die in ber 
Adreſſe gegebene Darftellung von dem Zuftand des Landes in 
feiner Weiſe; jie erfennt jelbjt an, daß die Regierung die Aufgabe habe, 
bie durch die wahren Bedürfnijje des Landes gebotenen Mafregelm zu treffen, 
und erklärt, daß die Regierung Sr. k. Hob. des Kurfürften „nicht ablafjen 
werde, ſich mit aller Sorgfalt der rechtzeitigen und erfolgreichen Löſung dieſer 
Aufgabe anzunehmen.“ Die Ständeverfammlung hat ein ausdrüdliches Zu— 
gettändnik ihrer Beihwerden für die Vergangenheit nicht erwartet. Nicht 
Anerfennung, nit Worte, jondern Handlungen jind es, denen ſie ent— 
gegenjiebt. Es fommt auf eine durchgreifende Befjerung von Zuftänden 
an, und eine ſolche kann ſich weder plößlich noch anders als durch die That 
vollziehen. Erfolgt diejelbe im Sinne der wahren Yandeswohlfahrt,, fo barf 
die Stänbeverjammlung jelbit einer abwehrenden und unbefriedigenden Er: 
flärung gegenüber nichtsdeftoweniger ihren Zwed als erreicht anjehen. Er: 
folgt dieſelbe nicht, jo werden jich die Stände durch ihren Sid verpflichtet 
erachten, auf verfaflungsmäßigem Wege und im eigeniten Intereſſe ber lan— 
desherrlihen Autorität das Land vor fortgejeßter Vernachläſſigung 
jeiner Wohlfahrt zu wahren und befhlieht auf Grund ber aan 
Erklärungen zur Zeit von einer weiteren Entſchließung abzujtehen.“ 


Erklärung des ritterjchaftlichen Abg. v. Trott, dem fidy bie 
ritterſchaftl. Abg. v. Keudell, v. d. Malsburg und v. Verichner anjchließen: 
„Ih babe bezüglich der Adrefje vom 24. Nov. feine andere Abfiht gehabt und 
feine andere Tendenz verfolgt als die, durch die Darftellung ber Lage bes 
Yandes als der Folge des bisherigen Verhaltens der Regierung, bem Landes— 
bern bie Ueberzeugung zu verichaften, baf eine unveränderte Kortdauer 
dieſes Zujtandes Ähnliche Rejultate herbeiführen werde, als fie bereits früher 
in einer die landesherrliche Autorität und die Anterefien des Landes ſchädi— 
genden Weife eingetreten find — die fremde Einmiſchung zur Schlich— 
tung des Zwiejpaltes zwijchen Regierung und Bolt. Ach beflage es tief, daß 
die wohlgemeinte Abſicht verfannt worden ift und die MWünfche für das un: 
zertrennliche Wobl des Landesfüriten und bes Baterlandes fein geneigtes Ohr 
gefunden haben; ich glaube aber nunmehr den Ereignifjen, welche, wie 
es Icheint, über das Vaterland kommen follen, mit Rube entgegen 
ſehen zu bürfen und jede beshalbige Verantwortung wmeinerfeits ablehnen zu 
fünnen.” 


14. Dec. (Zollverein). Preußen vereinbart Namens des Zollvereind mit 


Frankreich die im Handelsvertrage anzubringenden Modificationen. 
Der Art. 31 desjelben, deſſen Bejeitigung Defterreih und die früher 


- 
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näher mit ihm verbündeten Staaten gefordert hatten, befindet ſich 
nicht darunter. 

14. Dec. (Heſſen-Darmſtadt). Die I. Kammer vertagt die Regierungs— 
vorlage bezüglich der Kojten für Einführung der Bezirksjtrafgerichte bis 
nach dem Beſchluſſe der I. Kammer über die neue Strafprocekort: 
nung und die damit zufammenhängenden Geſetze. 


15. „ (Zollverein). Baron Hod gebt als Bevollmädhtigter Oeſter— 
reich8 behufs neuer Unterhandlungen mit Preußen und dem Zoll: 
verein von Wien nad Berlin ab. 

— „ (ber Ausſchuß). Die geihäftsleitende Commiſſion bejchliekt 
gegenüber der preuß. Annerionstendenzen alle ihre bifponibeln Mittel 
für allfällige Unterftügung derjenigen jchleswig = holfteiniihen Beam: 
teten, die wegen ihrer Haltung bezüglich des Herzogs Friedrich ent: 
lafjen würden oder ſich genöthigt ſehen follten, ihre Entlaſſung zu 
nehmen, zu verwenden. 

17. „ (Bundestag). Die großb. und herzogl. fähfiihen Regierungen 
überreihen unter entſprechender Erklärung eine Denkſchrift über bie 
Beredtigung der Sachſen-Erneſtiniſchen Häufer auf die Succeſſion 
in Lauenburg. 


18. „ (Bayern). Antwort v.d. Pfordtens auf die drohende Dep. Bis: 
mards v. 13. d. M. 

Die Dep. lehnt es zunächſt entichieden ab, fich irgendiwie über ihre Ab— 
fimmung vom 5. d. M. am Runde zur Rede jtellen zu lafien. „Sufoferne 
dagegen bie kgl. preufiiche Regierung auf Gefahren aufmerkſam machen will, 
welche dem Fortbeſtande des Bundes drohen, find wir gerne bereit, ihr auf 
biejes Feld der Betrachtung zu folgen; benn wir wünfchen aufrichtig Die Er: 
haltung dieſes Bundes der geſammten beutichen Nation, und erfennen bie 
Pflicht aller Bunbdesregierungen an, zur Beleitigung und Verhütung von Ge— 
fahren mitzuwirfen, welche ber Erhaltung bes Bundes bereitet werben fünnten. 
Bon dieſem Standpunfte aus haben wir bie Depeiche bes kgl. preußiichen 
Herrn Staatsminifters jehr genau erwogen und find mit ibm zu der Ueber: 
zeugung gefommen, daß allerdings“ bei Gelegenheit derjenigen Frage, welche 
durch den Bundesbeſchluß vom 5. December diefes Jahres entichieden worden 
ijt, ber Fortbeſtand des Bundes ſchwer bedroht war. Nur fönnen 
wir leider in Bezug auf den Grund und ben Urfprung biefer Gefahr nicht 
biejelbe Uebereinftimmung. der Anſchauungen befennen. Nicht inden Anſichten 
ber Minorität vom 7. Tec. v. Is. und 5, Dec. d8. Is. über bie Berechti⸗ 

gung des Bundes zu Occupation der Herzogthümer lag die Gefahr eines Bundes: 
au Fe fondern in den Anfichten der k. preußiſchen Regierung über 
ihre Berechtigung zur Selbithilfe. Ueber die E ompetenz bes Bundes bat, 
dies wird wohl nicht bejtritten werden, nicht eine einzelne Regierung, fondern 
bie Bundesverjammlun N) jelbit zu entjcheiden und höchſtens kann dann 
noch in Frage kommen, ob der Fall ein ſolcher iſt, daß zu einem gültigen Be— 
ſchluſſe Einſtimmigkeit gehört. Auf der andern Seite iſt es nach Art. XI. 
der Bundesakte unbeſtreitbar, daß die Bundesregierungen unter ſich unter 
keiner Vorausſetzun das Recht der Selbitbilfe haben, fondern alle ibre 
Streitigkeiten in ber ® sundesverfammlung zum Austrage zu bringen verpflichtet 
find. Wir können daher aud bei dem beiten Willen darin, daß bie Fönigl. 
preufiiche Regierung fich entichlofjen hat, den Beſchluß der Bundesverfamm: 
lung abzuwarten, nichts anderes erbliden, als die einfache Erfüllung ber eriten 
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und unerläßlichſten Bundespflicht, ſowie wir umgekehrt in jedem thatſächlichen 
Vorgehen gegen die königl. ſächſiſche Regierung einen ofſenen Bundesbruch 
hätten erfennen müſſen. Die Frage der Occupation iſt übrigens nunmehr be— 
ſeitigt. Der königl. preußiſche Herr Staatsminiſter erachtet es aber gleich— 
wohl nicht für überflüſſig, uns über den Entſchluß der fünigl. preuß. Regie— 
rung nicht im Zweifel zu laflen, jedem zu Unrecht gefaßten Bundesbeſchluß 
gegenüber von der ihr aus der Verlegung der Verträge erwachſenden Freiheit 
des Handelns zur Wahrung ihrer Rechte den vollen Gebrauch zu machen, 
Wir müſſen biernady beinahe glauben, daß der eigentliche Zweck der Depejche 
des Herrn Staatsminifters von Bismarck darin befteht, die königl. Regierung 
von jedem ferneren Votum in der Bundesverfammlung abzubalten, zu welchem 
die F. preußische Regierung die Berechtigung nicht anerfennt. Wenn dem fo 
fein jollte, jo müſſen wir ebenfalls der k. preußischen Negterung feinen Zweifel 
barüber laſſen, daß es unſer fejter Entſchluß it, wie bisher, jo auch 
ferner unfere Abftimmungen nur aus unjerer eigenen Ueberzeugung zu jchöpfen 
und über die Kompetenz der YBundesverfammlung nur deren Girundgejeße 
und Beichlüffe, nicht aber das Belieben einer einzelnen Negierung entjcheiden 
zu laſſen. Wir legen Werth auf die Fortdauer des Bundes, nicht etwa weil 
er uns mehr Nortbeile oder Sicherheit brächte, als irgend einem andern ber 
Bundesglieder, jondern weil wir es, wie ſchon geſagt, für eine Pflicht halten, 
das politiiche Band der gefammten beutichen Nation zu erbalten. Wir find 
aber nicht gewillt, den Gharafter des Bundes als eines Vereines gleichbe— 
rehtigter Staaten in der Art beeinträchtigen zu laſſen, daß ein einzelnes 
Mitglied ihm das Maß feiner Thätigkeit vorzeichnen könnte.“ 

18. Tec. (Baden). Das erzbiihöfl. Ordinariat erläßt eine Inftruction 
für die Drtsgeiftlihen „die Eirchliche Leitung der religiöfen Erziehung 
und Bildung in den kath. Volksſchulen betreffend“, dahin gehend, 
der kath. Geiftlihe folle von der Volksſchule als folder und von 
ihren Aufſichtsbehörden feinerlei Notiz nehmen, als ob fie gar nicht 
vorhanden wären; dagegen jolle er mittelft des Religionsunterrichts 
und der Ueberwachung der religiöfen Erziehung nicht allein auf bie 
Schuljugend, Sondern aud auf die Lehrer einen directen Einfluß ge: 
winnen, aud „auf die in der Schule gebrauchten Yehr: und Leſe— 
bücher ein wachjames Auge haben und wahrgenommene lebelitände 
im Benehmen mit den Eltern und dem Lehrer bejeitigen.” 


21. „ (Deiterreih). Graf Mensdorff antwortet Preußen auf feine 
Dep. v. 13. d. M., wenn er auf den Gedanken einer Cinverleibung 
ber Herzogtbümer zurüdtomme, jo müſſe er daran erinnern, daß ja 
ſchon Graf Karolyi ermächtigt gemwejen ſei, dem Könige Wilhelm 
felbjt zu erflären, daß Oeſterreich in diefe Einverleibung nur gegen 
das Nequivalent einer ihm felbit zu gewährenden Vergrößerung feines 
beutihen Gebietes willigen könne. 


„ „Maſſau). Allgemeine Wahlen zur II. Kammer. Die Oppo— 
fition erringt neuerdings den Sieg, doch gelingt es den Außerjten 
Anftrengungen der Regierung, ihre Partei um einige Sitze zu ver: 
ftärfen. 


» „» (Kurbeiien). Die Ständeverfammlung lehnt gelegentlid der 
Budgetberathung die Forderung der Regierung, die Präjenzzeit des 
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Militärs von 13—16 Monaten auf 24 Monate zu erhöhen, fait 
einftimmig ab. 

22/31. Dec. (Kurheſſen). Wacenfeld’iche Neithausangelegenheit. Der 
allgemeine Unwille tritt in einer heftigen Debatte ber Stänbever- 


fammlung zu Tage. Der Kurfürft muß endlich nachgeben. 

„ n» (Schleswig-Holjtein). Baron Karl von Scheel: Pleffen und 
16 andere meijt dem höheren Adel angehörige Unterzeichner richten 
eine Adreſſe für „engften Anſchluß an Preußen” an den König von 
Preußen und an ben Kaifer vou Oeſterreich und laden zu weiteren 
Beitrittserflärungen ein. 

„Nachdem ber Friede vom 30. Oct. d. J. geichloffen und alljeitig ratifi- 
cirt worden, haben bie unterzeichneten Bewohner der Herzogthümer Schleswig: 
Holitein fich vereinigt, um in ehrerbietigfter Vorjtelung den Ausdrud ihrer 
Wünſche in Beziehung auf die fernere Geftaltung der öffentlichen Verhältnifie 
biefer Herzogthlümer an Ew. Majeftäten gelangen zu lafjen. So wie wir mit 
Freuden ben Eintritt des lang erjehnten Augenblids begrüßt haben, in welchem 
es Ew. Majejtäten gefallen bat, die Einheit ber Verwaltung der Herzogtbümer 

Schleswig:Holftein unter allerhöchit beren Botmäpigfeit in’s Yeben treten zu 
lafjen, jo boffen wir auf die dauernde Gewähr joldher Einheit durch Mit: 
aufnahme Schleswigs in den deutfhen Bund. Mit dem unbe: 
dingteiten Vertrauen geben wir ung ferner der Hoffnung bin, daß Ew. Maje— 
ftäten Vorkehrungen treffen werden, welche die ftaatliche Ginheit der Herzog— 
thümer für die Dauer zu jichern geeignet jein und ihnen bie beite Gewähr 
für die Segnungen eines äußern und innern Friedens bieten werden. Hiezu 
halten wir für erforderlich: 1) daß eine unparteiifche rechtliche Unter: 
fuchung der Frage: wer zur Erbfolge in die Landesherrſchaft über die Her: 
zogthümer berufen ſei, angeſtellt, und 2) daß das Reſultat ſolcher Unter: 
ſuchung einer nach gejegmäßigem Vorgang vereinigten jchleswigsholfteinifchen 
Ständeverfammlung in überzeugender Meife Fu ndgegeben werbe. Wollte 
die Unterfuhung zu dem Ergebnifje führen, daß ein beftimmter Fürſt ein um: 
beitrittenes Recht auf die Erbfolge in beiden Herzogthümer und allen Theilen 
derfelben hat, fo dürften wir von der Gerechtigfeitsliebe Eurer Majeftäten er: 
warten, daß Allerhöchitdiefelben diefem Fürſten die Regierung der Herzogthümer 
übertragen werden. Auch in dem Fall, daß fich ergeben jollte, daß eine An- 
wendung der Grundſätze des Erbrechts zu einer Zerjplitterung ber Herzog: 
thümer führen würde, vertrauen wir ber weifen Fürſorge Eurer Majeitäten. 
Anſprüche auf Theile fönnen fein Recht auf das untbeilbare 
Ganze begründen. Solche Anjprüce werden gegen bie Nüdficht auf bie 
Wohlfahrt der Lande zurüdtreten müſſen. Dieje erfordert möglichjte Siche: 
rung durch genügende Machtverbältnifie, welche Eure Majeftäten den Herzog: 
thümern nicht werben vorenthalten wollen. Sie kann ihnen aber nach unferer 
innigften Ueberzeugung nicht beijer gewährt werden als buch ben engiten 
— chluß an eine der deutſchen Großmächte und zwar an die preußiſche 

Monarchie als die nächſtbelegene derſelben. Dabei gehen wir mit voller Zu— 

verſicht von der Erwartung aus, daß den Herzogthümern unter allen Um: 

ſtänden eine den Gigenthümlichfeiten berjelben entſprechende Selbſtändig— 
keit in Bezug auf die inneren Angelegenheiten werde erhalten 
werden. Wir bitten Eure Majeſtäten, ſich bei Allerhöchſtderen Entſchließungen 
zum Wohl der Herzogthümer von dieſen Geſichtspunkten leiten und eintretenden 

Falls eine Vorlage an die vereinigte Ständeverſammlung der Herzogthümer 

Schleswig-Holſtein gelangen zu laſſen. Eure Majeftäten werben dann bem 

Friedenswerk die Krone aufſetzen und ſich die in ihrem einheitlichen Daſein 

auf die Dauer geſicherten Herzogthümer zu ewigem Dank verpflichten.“ 
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8. Dec. (Hannover). Die offiziöſe Preſſe ſpricht ſich nachgerade ganz 


3. 


J. 


unumwunden gegen die ganze bisherige Politik der Mittelſtaaten in 
der ſchleswig-⸗holſteiniſchen Frage und gegen die Anſprüche des Auguſten— 
burgers aus. Hannover ift auch in Wien und Berlin für die Be: 
ftrebungen des Großh. v. Oldenburg thätig. 

„ Württemberg). ine königl. Verordnung hebt die in Folge 
der Bundesbeſchlüſſe ‚erlaffenen Verordnungen von 1855 und 1856 
bezüglib Preß- und Bereinswejen auf. Halbamtlicher Artikel des 
Staatsanzeigers dazu. 


» CRreußen). ine Girculardep. an die deutihen Regierungen 


zeigt denjelben an, daß der König die Kronfyndici zu einem Out: 
achten über die ſchleswig-holſteiniſche Erbfolgefrage aufgefordert habe. 


„ (Sadjen). Antwort auf die Depeſche VBismards v. 13. d. M. 
Dr. v. Beuft verwahrt ſich in der ziemlid umfangreihen Dep. zumächit 
gleich Hrn. v. d. Pfordten dagegen, daß ber preuß. Regierung das Recht zu: 
ſtehe, einzelne Bundestegierungen wegen ihrer Abjtimmungen am Bunbestage 
zur Rechenſchaft zu ziehen, geht damı aber ausführlich auf die preußiſche Auf: 
fafjungsweije ein, wonach es dem Bunde unter Feiner Vorausſetzung hätte ges 
ftatter jein dürfen, die gegenjtandslos gewordene Grecution in eine Occupation 
Holjteins umzuwandeln. Das jähfifche Cabinet glaubt, daß dieje Befugniß bes 
Bundes aus feinem Wejen bervorgehe und nicht erjt erwiejen zu werben 
brauche. Indeſſen babe gerade die jächjische Regierung es abfichtlich vermieden, 
die frage über die Begründung des auf den Wiener Frieden gejtütten Be: 
ſitztitels der beiden Großmächte anzuregen und würde überhaupt fich hierüber 
nicht ausgeſprochen haben, wenn nicht die Note des Hın. dv. Bismard hierzu 
propozirte. Das ſächſiſche Gabinet fommt nad einer längeren Auseinander: 
fetung der in Betracht fommenden Nechtspunfte zu ber bereits in jener Ab— 
ftimmung in der Bundestagsfigung vom 5. Dec. ausgeſprochenen Anjicht, daß 
dem König GChrijtian von Dänemark überhaupt feine Nechte an den Herzogs 
tbümern zugejtanden hätten und derjelbe jomit allenfalls nur Anſprüche, bie 
niemals vom Bunde anerfannt feien, an die beiden Großmächte babe abtreten 
fönnen. — Die Drohung, daß der Bund durch eine Gompetenzüberjchreitung 
jeine Ertjtenz gefährdet haben würde, beantwortet Hr. v. Beuft in folgender 
Weile: „Ueber das Maß jeder Competenz bat da, wo über ber bejchluftafjen: 
den Autorität eine höhere Inſtanz ſteht, dieſe im Zweifelsfall zu enticheiden. 
Ro fie nicht beſteht, ift die beichlußfafjende Autorität ſelbſt Richter, nicht aber 
ein einzelnes Dlitglied der Verſammlung, welche diejelbe darjtellt. Für bie 
Bundesverfammlung gibt dies Art. XVII. der Wiener Schlußacte über: 
dies an die Hand. Die in dem Grlafje des Herrn Minifterpräfidenten 
v. Bismard empfohlene Achtung vor den Grundgejegen des Bundes bebingt 
die Ahtung und Ausführung jedes Majoritätsbeichluffes, der verfaſſungsmäßig 
zuläſſig tft, und verfaffungsmäßig unzuläfjig find Majoritätsbundesbejchlüfie 
nur in den Fällen, für welche die Bundesgrundgejege die Einftimmigfeit aus: 
drüdlich verlangen. Ein Bundesbruch kann daher durd einen verfaflungs: 
mäsigen Majoritätsbefhlug nie herbeigeführt werden, wohl aber würde dies 
der all fein, wenn ein Bundesglied ji weigerte, einem ſolchen Bunbdesbe: 
ſchluſſe Folge zu geben, oder wohl gar es unternehmen wollte, bejjen Aus: 
führung mit Gewalt zu verhindern.“ Der Schluß der Depejche enthält eine 
böflihe Einlenfung, daß das ſächſiſche Cabinet niemals daran gedacht babe, 
die bevorzugte Stellung der beiden Großmächte am Bunde zu beftreiten, aber 
eine Vertretung bes Bundes bei ber ferneren Verwaltung ber Herzogthümer 
bis zur Erledigung ber Erbfolgefrage ſei ein berechtigtes Verlangen gewejen, 
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26. Dee. (Bayern). Miniſterialralrath v. Pfretzſchner wird zum Han— 
delsminiſter ernannt. — Der Ausſchuß der Fortſchrittspartei beſchließt 
in einer Verſammlung zu Nürnberg, an der Forderung des Bundes— 
ſtaates für Deutſchland feſtzuhalten. 

27. „ (Württemberg). Landesverſammlung der ſog. Volkspartei im 
Eßlingen. Diejelbe beſchließt einftimmig: 

„I) Die Nothwendigkeit einer durchgreifenden Revifion der Verfaffung ift 
allgemein anerkannt; insbejondere in Bezug auf die Landesvertretung Ipricht 
fih die Berfammlung für Befeitigung der Privilegirten und für allgemeines 
Stimmredt, für geheime und directe Wahlen und für eine Kammer aus. 
2) Die Verfammlung erklärt die Wiederjtellung des Gejeßes vom 1. Juli 
1849 für das geeignetfte Mittel, die Aufgabe der Verfajfungsrevifion in be: 
friedigender Weife zu Iöfen, und wahrt wiederholt die Rechte des Landes ge: 
genüber der einjeitigen Aufhebung jenes Geſetzes.“ 

28. „ (Deiterreih). Der Kaiſer lehnt die Annahme der Scheel-Blei: 
jen’ihen Adrejje aus Schleswig-Holſtein ab. 

„ „ Bürttemberg). Wiederzufammentritt des Landtags. Die II. Kam: 
mer genehmigt die Forterhebung der Steuern bis Ende Juni 1865. 
Der Abg. Fetzer bringt einen Antrag auf Cinführung der allge: 
meinen Wehrpflicht ein. 

28.129. Dec. (Naſſau). Wahlen der höchſtbeſteuerten Grundbeſitzer und 
ber höchſtbeſteuerten nduftriellen zur I. Kammer. Die Regierung 
erleidet auch bei diefen Wahlen eine Niederlage. 

29. „ (Hannover). Stüve, der mit Ende des Jahres jeine Stelle 
als Bürgermeijter von Osnabrüd niederzulegen erklärt bat, unterliegt 
dajelbjt bei der Wahl von drei Bürgervorftehern. 

30. „ (Schleswig-Holjtein). Während zu der Scheel-Pleſſen'ſchen 
Adreſſe für „engiten Anſchluß an Preußen“ faum ein halbes Dußend 
Beitrittserklärungen erfolgt find, haben fich jämmtliche fünf größere 
Blätter des Yandes einftimmig und energijc gegen diejelbe ausge: 
ſprochen und eine allgemeine Agitation hat im Yande begonnen, fich in 
größeren und Eleineren Derfammlungen jehr unummwunden dagegen aus: 
zuſprechen. 

„„Maſſau). Die Regierung verbietet die heſſiſche Landeszeitung 
und das Nafjauer Bürgerblatt und verwarnt die Kölniſche Zeitung 
und das Frankf. Journal. 

31. „ (Medlenburg). Die Regierung fieht ſich gezwungen, die be- 
ftchende Zunftordnung einigermaßen zu mildern. Nach dem amt: 
lihen Staatsfalender find feit 1849 93,000 Menjhen aus dem 
Lande ausgewandert, mehr als der fechste Theil der ganzen Be: 


völferung. ⁊ 
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4. Jan. Fortſetzung der Budgetdebatte des Abg-Hauſes. Das Haus 
beichließt, den Anjag von 35000 Thlrn. geheime Polizeiausgaben und 
ebenio einen Anjag für Ausbildung von Öefangenwärtern im rauben 
Haufe zu Hamburg zu ftreichen. 

Situng der Anleihecommijfion des Abg.Haufes. Hr. v. Bismard 
wiederholt feine Behauptung, daß die Vereinbarungen von 18°%, 
Preußen allein das Recht geben, fih um Schleswig zu befümmern 
und daß der Schug für die Deutſchen Schleswigs davon abhange, 
daß Preußen dieje Vereinbarungen aufreht erhalte. Er beitreitet 
die Competenz des deutſchen Bundes; politiiche Fragen jeien Feine 
Rechtsfragen, nur Machtfragen; Preußen könne fi nicht majorifiren 
lajien, etwa durch eine Majorität, die ein paar Millionen repräjentire; 
die deutihen Großmächte jeien das Glashaus, das den deutſchen 
Bund vor europäiſchem Zugwind ſchütze zc. 

6. „ Der Budgetausihup des Abg.Hauſes beſchließt fait einjtimmig, 
auf einfache Ablehnung des nachträglich wiederum vorgelegten Etats 
für 1863 anzutragen. — Der Antrag der Gommilfion bez. des 
Militäretats für 1864 (Referent v. VBaerft) beobachtet genau basjelbe 
Verfahren wie in den lebten Jahren: die Reorganiſationskoſten 
jämmtlid zu ftreihen; die Regierung verlangt 39,372,000 Thlr., 
wovon 37,845,000 im Orbinarium und 1,526,000 im Ertraorbi- 
narium; unter den leßtern find feine Reorganijationskoften, unter den 
erftern dagegen 5,625,000 Thlr. und diefe will die Gommilfion 
jtreichen. 

8. „ Die Commijfion des Abg.-Hauſes bejchtiegt einjtimmig, auf Ab: 
lehnung der von der Regierung beantragten Ergänzung des Art. 99 
der Verfaffung (Budgetbewilligungsreht) anzutragen. — Der Re 
gierungscommiffär erklärt im Wahlunterfuhungsausichuffe des Abg.- 
Haujes, das Verbot der einzelnen Minifter an die von ihnen 
refjortirenden Beamteten, den NRequifitionen des Ausſchuſſes feine 
Folge zu geben, beruhe auf einem Beichlufje des Gejammtminijteriums, 
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8. Jan. Sitzung des Budgetausichufles des Abg.Haufes. Die Regierung 


41; 
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beftreitet nachbrüdlich das Necht des Haufes auf Controlle des Staats- 
vermögens, welches der König als Nepräfentant des Staates verwalte; 
die Verfaflung fenne feine ſolche Controlle. Der Ausihuß beichliekt, 
beim Haufe darauf anzutragen, es möge die Regierung zur Vorlage 
des geforderten Specialnachweiſes über den Staatsihak auffordern 
und bis diefe erfolgt fein werde, die Decharge für die Staatsrech— 
rechnungen von 1859, 1860 und 1861 verweigern. 

Der Abg. Virchow interpellirt die Regierung bez. eines Rüdtritte 
Preußens vom Londoner DBertrage. Bismard erklärt, er werde ant: 
worten, jobald das Haus über die Anleihe werde Beſchluß gefakt 
haben. Beginn der Debatte über die Militärerigenz für 1864. 
Neferat des Berichterftatters v. Vaerſt. 

Abjtimmung des Abg.Hauſes über den Mililäretat für 1564. 
Für die Ginftellung der Armeereorganifationstoften ins Ordinarium 
nah dem Berlangen der Regierung ftimmen nur bie Minijter, die 
feudale Fraction und einige Katholiken; auch der Antrag, Diele 
Kojten im Ertraordinarium zu bewilligen, wird mit 250 gegen 35 
Stimmen verworfen. 

Antwort des Königs auf die Adreffe des Herrenhaujes v. 21. 
Dec. v. J.: 

„Ich habe die Adrefie des Herrenhaujes vom 21. Dec. v. J. empfangen 
und mit Befriedigung von ihrem Anhalt Kenntniß genommen. Der Zweck 
ber Korderung, welche Meine Regierung an die Yandesvertretung geitellt bat, 
ift, wie die Adreſſe mit Necht bemerkt, einestbeils die Erfüllung bejtimmter 
bundesrechtlicher Nerpflichtungen, zu welchen die Mittel nicht verlagt werden 
fünnen, anderntheils die Wahrung von Preußens Machtitellung und Ehre 
gegen jeden Angriff bei diejer Erfüllung. Daß das Herrenhaus die Yöjung 
der Aufgabe, welche Preußens Politik zur Zeit gejtellt iſt, mit voller Zuverficht 
in der Hand feines Königs fieht, daran babe Jh nie gezweifelt; aber der 
erneute Ausdruck diefes Vertrauens ift Mir erfreulich geweſen in einer Zeit, 
welche ernfte und folgenjchwere Entſchlüſſe von Mir fordern. Ich bin über: 
zeugt, dab das Yand, welches Meine Sefinnungen kennt, dieſes Vertrauen 
theilt. Das Herrenhaus wird von ber richtigen Erkenntniß geleitet, daß 
Angejichts der drohenden Verwidelungen die Wege der Politik fih nicht im 
im Voraus bejtimmen laffen, und daß Rechtsfragen und völferrechtliche Be— 
ziehbungen nicht durch Wünſche und Sympatbien, jo natürlich diejelben auch 
jein mögen, entjchieden werden fünnen, Daß aber, wenn jenes Ziel, über welches 
Alle einig find, nämlich die Wahrung der Rechte Deutſchlands, jowie der Ehre 
und Macht Preußens erreicht werben joll, es unumgänglich nötbig ift, für 
alle Fälle gerüftet zu fein. Ach ſpreche dem Herrenhaufe für die Zuſage 
feiner vertrauensvollen Unterftüßung Meinen Dank aus und mag ber. Hoffnung 
nicht entjagen, daß in beiden Häufern des Yandtages ſich die Hingebuug an 
des Vaterlandes Aufgabe Fräftig genug erweifen werde, um jede Nüdficht auf 
ſchwebende Differenzen im den Hintergrund treten zu lajjen und Meiner 
Regierung durch einmüthigen Beſchluß die Mittel zur Verfügung zu jtellen, 
welche für die Löſung jener Aufgabe erforderlich find.“ 

„» Der Magijtrat von Berlin beichließt, der Anweifung der Regierung, 
der Wahl-Unterfuhungscoemmijfion des Abg.Hauſes Feine Auskunft 
zu ertbeilen, nicht Folge zu geben, beim Oberpräfidenten Beſchwerde 
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zu erheben und um Aufhebung der Berfügung zu bitten. — Der 
öfterr. Oberſt v. Schönfeld (vom Generaljtab) verweilt in Berlin, 
um die gemeinjamen Vorbereitungen zum Yeldzug in Schleswig feſt— 
zujtellen. 

14. Jan. Der Bundestag verwirft den Antrag von Defterreih und Preußen 
bez. Schleswig. Erklärung der beiden Großmächte, die Trage nun- 
mehr allein und ohne den Bunb in ihre Hand zu nehmen (j. Deutſchld.). 

16. „ Preußen und DOejterreih verlangen von Dänemark die fofortige 
Aufhebung der Verfafjung v. 18. Nov. für Dänemart-Schleswig, 
mit dem Beifügen, daß, wenn die Erklärung, daß fie erfolgt jet, 
nit binnen 48 Stunden den Geſandten berjelben zugehe, diejelben 
angewiejen jeien, Kopenhagen zu verlafjen. 

„ „Schlußabſtimmung des Abg.Hauſes über das Budget für 1864 
ald Ganzes. Das verkürzte Budget, wie e8 aus den” Beichlüffen 
bes Hauſes hervorgegangen, wird mit allen Stimmen gegen bie ber 
feudalen Fraction und eines Theils der äußerſten Linken (Jacoby 
und Gen.) angenommen. Schulze-Delitzſch beantragt eine Rejolution 
zur deutichen Frage. Jacoby und Tweſten über die Frage einer 
eventuellen Steuerverweigerung. 

18 , Die Anleihecommilfion des Abg.Hauſes ftellt ihren Bericht feit. 
Hr. dv. Bismard erklärt die völlige Losſagung Preußens vom Londoner 
Protofol für eine Frage der Opportunität, bejtreitet dem Bunde die 
Eompetenz, über die GSucceffionsfrage zu entjcheiden und jchliet 
dahin: „Wir haben zu Ihnen nad wie vor das DVertrauen, daß 
Cie und diejenigen Mittel, weldhe wir jo nothwendig bebürfen, auf 
verfaffungsmäßigem Wege zugänglich machen werden, jonjt müſſen 
wir fie nehmen, wo wir fie bekommen.“ Die bisherige Minderheit 
der Commiſſion erklärt in Folge der Borgänge am Bundestage vom 
14. d. M. auch ihrerjeitS den Beitritt zu dem Beſchluſſe der Com: 
milfion, die ſomit einjtimmig auf Ablehnung der Anleihe anträgt. 

Das Abg.-Haus lehnt die von der Regierung geforderte Abänderung 
des Art. 99 der Verfaflung mit allen gegen die Stimmen der feubalen 
Fraction ab — wahrt die Rechte des Haufes gegenüber dem Schreiben 
des Staatsminifteriums v. 21. Nov. dv. %. (Zurüdnahme der Preß— 
ordonnanz) — und verjagt die von der Regierung geforderte gerichtliche 
Verfolgung des Abg. Jacoby. 

19, „ Ausſchußbericht Gneiſt's über die Militärnovele (mehr ein Bud) 
als ein Bericht, der literarifche Abſchluß der Militärfrage): der Antrag 
des Ausſchuſſes geht auf einfache Ablehnung. 

Girculardep. Bismards an die deutſchen Negierungen über die Politik 
Preußens in der jchlesw.:holft. Frage: Vorſchlag der Herſtellung 
einer Perfonalunion zwiihen Dänemarf und den Herzogthümern 
(\. Dtſchld.). 

Preußen muthet dem Commandanten der Bundestruppen in Holftein, 
Gen. v. Hade zu, fi „um mögliche Eollifionen zu ee unter 
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das Dbercommando bes Feldmarſchalls Wrangel zu ftellen. Der 
Bundesgeneral lehnt die Zumuthung jofort und entjchieden ab. 

19,/21. Jan. Die preußifhen Truppen rüden in Holjtein ein, ohne fich 
vorher mit den Regierungen von Hamburg, Kübel, Oldenburg oder 
den Bundescommijjären verjtändigt zu haben. Oldenburg beſchwert 
fid) darüber am Bunde, die übrigen begnügen ſich zu proteftiren und 
theilweije in Berlin zu vemonjtriren. 

20. San. Bericht der Commiſſivn des Herrenhaufes über die Preßnovelle. 
Das jchs GG Amendement. 

21/22. Yan. Debatte des Abg.Hauſes über die Anleihe und über bie 
Rejolution Schulze-Delitzſch. Bismard erklärt fih für Perſonalunion 
zwijchen Dänemarf und den Herzogthümern und verliest die 
Girculardepejhhe dafür vom 19. d. M. Bei ber Abjtinmung des 
Haufes wird die Anleihe mit 275 gegen 51 Stimmen verworfen 
und dagegen die Rejolution Schulze-Deligijh mit 145 gegen 105 
Stimmen angenommen (j. Dtſchld.). 

23. Jan. Das Herrenhaus verwirft das Budget des Abg.Hauſes mit 58 
gegen 17 Stimmen und jtellt den urjprünglichen Regierungsetat 
wieber ber. 

25. „ Das Abg.Haus beſchließt, dem Beichluffe des Herrenhaujes vom 
23. d. M. folgende Erklärung entgegen zu jeßen: 

„) Der Beihluß des Herrenhaufes, durch welchen der Staatshaushaltsetat, 
wie ihn das Abg.-Haus beſchloß, abgelehnt und der dem Haufe verfafjungs- 
mäßig nicht vorliegende Regierungsentwurf angenommen wurde, verftößt gegen 
Art. 22 der Berfafjung und ijt deßhalb null und nichtig; 2) der Beſchluß 
bes Herrenhauſes verlegt das wichtigfte Recht des Abg.-Hauſes und entziebt 
der Regierung das Recht, die von dem Abg.-Hauſe bewilligten 137,971,941 Thlr. 
auszugeben; 3) die Staatsregierung begeht einen offenen Verfaſſungs— 
bruch, wenn dieſelbe fortfährt, ohne Zuſtimmung beider Häuſer über Staats- 
mittel einſeitig zu verfügen; 4) jede Anleihe ohne Genehmigung der Landes— 
vertretung ijt verfajfungswidrig und für den preußiichen Staat für 
alle Zeit unverbindlid,. 

Die von der Regierung vorgelegte Militärnovelle wird mit 268 
gegen 34 Stimmen abgelehnt. Die Weigerung der Regierung gegen- 
über der parlamentarifhen Wahlunterfuhungs-Commijfion wird mit 
großer Mehrheit für eine Verlegung des $ 82 der Verfaſſung erklärt. 

Eine kgl. Botſchaft jchließt die Seffion des Landtags. Schluß— 
rede des Minijterpräfidenten v. Bismard im Namen des Königs: 

„Bei der Eröffnung ber Situngsperiode wurde von des Könige Maj. der 
dringende Wunſch Fund gegeben, die zwifchen Allerh. 3. Regierung uud einem 
Theile der Yandesvertretung entjtandenen Zerwürfnijfe ausgeglichen zu 
jehen. Dieſer Wunſch ift nicht in Erfüllung gegangen, obwohl bie Regierung 
St. Maj. e8 an entgegenfommenden Schritten nicht hat fehlen lajien. Das 
Haus der Abgeordneten hat an bemfelben Standpunkte fejtgehalten, welcher 
zur Auflöfung des legten Haufes vor ihnen führte. Im angeblidher Ber: 
theidigung verfaflungsmäßiger Rechte hat e8 eine Reihe von Beſchlüſſen gefaßt, 
welche den unverfennbaren © tempeldes Strebensan ſich tragen, jeine Rechte 
ohbneRüdjidht auf die Gleichberechtigung der übrigen Staats: 
gewalten und ohne Rüdfiht auf das Wohl und die Interefien bes Landes 
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auszuüben. Durch Ablehnung des Gejeßentwurfes behufs Ergänzung bes Ar- 
tifel 99 der Verfaſſungs-Urkunde bat das Abgeordnetenhaus den Verfuch zu— 
rüdgewiejen, der Wiederkehr eines budgetlofen Zuftandes ohne Beeinträchtigung 
der Rechte der Krone wie ber Landesvertretung vorzubeugen. Dasjelbe Haus 
bat den Staatshaushalt:Gtat für das Jahr 1863, wenngleich ihm zur ver: 
fafjungmäßigen Prüfung und Beichlußfaffung über denjelben bis zum Ab: 
laufe des verfloffenen Jahres noch eine ausreichende Zeit zu Gebote ftand, 
gar nicht in Berathung gezogen; dagegen bat es in dem Gtat für das eben 
begonnene Jahr nicht bloß mehrere für die Bedürfnifje der Verwaltung un: 
entbebrlihe Dispofitionsfonds geftrichen, jondern es bat auch in Bezug auf 
ben Militär-Etat diejenigen Beſchlüſſe des früheren Haufes erneuert, mit beren 
Ausführung das preußiſche Heer der Shwähung und Zerrüttung Preis 
gegeben jein würde. Es bat dieſe Beihlüfje gefaßt ohne Vorberathung des 
Sejegentwurfes über die Verpflichtung zum Kriegsdienſte, deſſen Vorlegung 
das frühere Haus zur Vorbedingung jeiner Berathung des Militär-Etats ges 
macht hatte. Durch dieſe Beſchlußnahmen it das Herrenhaus von Neuem 
veranlagt worden, in Ausübung feines verfajjungsmäßigen Rechtes, den ganzen 
Staatshaushalts-Etat für das Jahr 1364, wie er aus den Berathungen bes 
Abgeordnetenhaujes hervorgegangen war, zu verwerfen. . . . Zur Ausführung 
ber vom deutihen Bunde beichlofjienen Grecution in Holitein und zur 
Wahrung der Macdtitellung und Ehre Preußens in der weiteren 
Entwidlung diejes Streites bedurfte und bedarf die Regierung St. Majejtät 
auperordentliher Mittel für die Militär und Marines-Verwaltung. Während 
das Herrenhaus im einer Adrefje an bes Königs Maj. feine vertrauens— 
volle Bereitwilligfeit zur, Unterftügung der Krone in dieſer ernjten Frage 
ausgeſprochen bat, ift von dem Hauje der Abgeordneten die geforderte Geneh— 
migung zu einer Anleihe verjagt und jogar die Bewilligung desjenigen Gelb: 
bebarjs verweigert worden, weldhen Preußen als Mitglied des deutſchen 
Bundes beizutragen unzweifelhaft verpflichtet ift. Indem das Haus biefen 
Beſchluß faßte, ijt e8 um jo entjchiedener mit der vertrauensvollen Gefinnung - 
in Wideriprud getreten, von weldyer das preußiſche Volf für jeine Könige 
jederzeit bejeelt war, als des Königs Maj. in der Allerh. Antwort vom 27. 
v. Di, auf die Adrejje des Haufes feine Gejinnung und fein Fönigliches 
Wort als Bürgichaft dafür bingejtelt hat, daß die beantragten Geld- 
mittel zum Schuße des Rechts und der Ehre des Landes ver: 
wandt werden würden. Der feindjelige Charakter dieſer Beichlüffe, in 
welchen ji) das Bejtreben ausdrüdt, die auswärtige Politif der Regierung 
einem verfafjungswidrigen Zwange zu unterwerfen, ift durch Reſo— 
Iutionen erhöht worden, durch welche die Mehrheit des Hauſes der Abgeord: 
neten, in ber von ihre willkürlich aufgeftellten Borausjegung krie— 
gerijher Verwidlungen zwijhen Preußen und anderen deut— 
ihen Staaten, im Boraus gegen das preuß. Vaterland Partei genommen 
hat. Ein ſolches Auftreten des Haufes der Abgeordneten kann auf die Befeftigung 
und Entwidlung unjerer Verfafjungszujtände nur verberblic einwirken, und 
e8 muß einftweilen auf die Hoffnung einer Verftändigung verzichtet werden. 
Die Regierung Sr. Maj. wird ſich aber unter allen Umjtänden für verpflichtet 
halten müfjen, mit ganzer Kraft und in voller Ausübung ber königlichen 
Rechte für die Erhaltung des Staats und für das Wohl und die Ehre Preußens 
einzujiehen. Sie hält an der Ueberzeugung feit, daß fie hierbei in ber patrio— 
tifchen Gefinnumg des Landes eine ausreichende und wachſende Unterjtügung 
finden werde." 


1. Febr. Die allürte preuß.öftere. Armee geht unter dem Befehl des 
Feldmarſchalls MWrangel über die Eider und rüdt in Schleswig em, 


3. „ Gefecht von Mifjunde, . 
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6. Febr. Die Preußen ſetzen unter dem Befehl des Prinzen Friedrich Karl 
über die Schlei. Die Dänen räumen das Danewerk und zieben 
fi) Hinter die Düppeler Schanzen und auf die Infel Alſen zurüd. 

7. „» Wrangel ſchlägt fein Hauptquartier in Flensburg auf. Preußen 
und Defterreih ſchicken Givilcommifjäre für die Verwaltung des 
eroberten Schleswigs, jenes den Frhrn. v. Zebliß, diefes den Grafen 
Revertera. Wrangel und Zedlitz erlaffen Proclamationen gegen alle 
polit. Demonftrationen, namentlid in der Ebrfolgefrage. 

11. „ Die erfte Divifion der preuß. Dampffanonenboote wird in Stral— 
fund in Dienft geftellt. 

12. „ Beihluß des Staatsminijteriums bezüglid der Grundſätze, nad 
welhen in Ermanglung eines gejeßlihen Budgets die Verwaltung 


während des laufenden Jahres geführt werden fol: 

„Nach eingehender Berathung der bei Ausführung ber Gtats für Das 
Sahr 1864 zu befolgenden Grundſätze ift unter befonderer Rüdfichtnabme 
darauf, daß ein gefeglich feftgeftellter Staatshaushaltsetat für das Jahr 1564 
nicht zu Stande gekommen ijt und daß bie derzeitigen politiichen Verhältniſſe, 
insbejondere die militäriihen Mafpnahmen gegen Dänemarf, die größte Spar: 
famfeit erheifchen, von dem Königlichen Staatsminijterium Folgendes beſchloſſen 
worden: 1) Bei Verwendung ber jowohl im Ordinarium als im Ertra— 
ordbinarium der Gtats für das Jahr 1864 ausgefegten Ausgabefonds ift mit 
Auferfter Sparfamfeit zu Werfe zu geben und darauf zu halten, daß nur 
ſolche Ausgaben geleiftet werden, welche zur Genügung rechtlicher Verpflichtungen 
bes Staats, zur Erhaltung der bejtehenden Staatseinrichtungen, zur ordnungs— 
mäßigen Fortführung ber Verwaltung und dazu nothiwendig find, die Staats: 
einnabmequellen nad gefunden ſtaats- und volfswirtbichaftlichen Grundfägen 
jo ergiebig als mögli zu machen. 2) Bon den bei der Berathung des 
Staatshaushaltsetats für das Jahr 1864 feitens des Abgeordnetenhauſes nicht 
bewilligten Ausgaben, welche ſich nad der angejchloffenen jpeciellen Nachweifung 
auf 5,769,697 Thlr. im Ordinariunt, 92,300 Thlr. im Grtraordinarium und 500 
Gulden im Gtat ber Hohenzollernichen Panbe belaufen, werden folgende Poſten, 
nämlich 5,625,634 Thlr. Koften der Armee-Reorganiſation, 31,000 Thlr. 
Dispofitionsfonds für allgemeine politifche Zwecke und 35,000 Thlr. zu geheimen 
Ausgaben für Zwede der höheren Polizei als ſolche anerfannt, welde 
im Staatsinterejje nothbwendig und unentbehrlich find. Es 
wird daher für zuläffig erachtet, über diefe Ausgaben nach den zu 1 gedachten 
Grundſätzen zu verfügen. Hinfichtlih aller übrigen, nicht bewilligten Aus— 
gaben gilt als Regel, daß biejelben nicht zu verwenden, fondern als erjpart 
zu verrehnen find. Sollte jedoch bei näherer Prüfung feitens der ein- 
zelnen Verwaltungschefs fich ergeben, daß die Yeiftung einer oder der andern 
biefer Ausgaben nad ben concreten Verhältniſſen nicht unterbleiben 
kann, fo ift dazu nad Verſtändigung mit dem Yinanzminifter unter dejien 
Theilnahme die Allerhöchite Genehmigung einzuholen. 3) Die in den Etats 
für das Jahr 1864 ausgejegten Bejolbungsfonds, einjchließlich der neuen 
Beloldungen und Befoldungserhöhungen, ferner die Fonds zu anderen perſön— 
lihen Ausgaben, zu Penfionen und Unterftüßungen einſchließlich der Erhöh— 
ungen, können vom 1. Januar 1864 ab zahlbar gemacht werden, mit ber 
Mafgabe, daß e3 der eigenen Prüfung und dem Ermefjen der einzelnen 
Verwaltungs-Chefs überlafjen bleibt, in welchem Umfange, fowohl in 
Bezug auf die Höhe der Zahlungen, als des Anfangs-Termins berjelben, fie 
von dieſer Ermächtigung Gebraud machen wollen. 4) Die zu ſächlichen Aus 

aben und fonftigen materiellen Bedürfniffen beftimmten Fonds ein: 
—** ber don dem Ertraordinarium in das Ordinarium übertragenen 
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Fonds von 600,000 Thlr. zu Stromregulitungen und Hafenbauten, und von 
150,000 Thlr. zu größeren Pandesmeliorationen und Deihbauten, find unter 
Berüdjihtigung der zu 1 gedachten Grundſätze nad Bedarf zu verwenden. 
In allen Fällen jedoch, in welden neue Ausgaben oder Ausgabe-Erhöhungen 
zahlbar gemacht werben follen, welche nicht nach der Fraction bemefjen find, 
fondern ihrem Betrage nach feitjtehen und dbemnad die Natur von Dispofitions: 
fonds oder von feiten Zuſchüſſen haben, bat über die Zuläſſigkeit diefer Ver: 
wendungen, injofern die einzelnen Mehranfäge den Betrag von 1000 Thlr. 
erreichen oder überjteigen, zuvor eine Verftändigung mit dem Finanzminifter 
ftattzufinden. 5) Bauten und Anlagen, welhe noch nicht in Angriff 
genommen find, jollen nicht begonnen, und darf über bie hierzu im Grtra= 
ordinarium des Staatshaushaltsetats für die Jahre 1863 und 1864 aus: 
gelegten Fonds nicht verfügt werben. Sollte in einzelnen Fällen fich bie 
Nothwendigfeit ergeben, zur Abwendung von Nachtheilen von diejer Beitimmung 
abzugeben, fo ift dazu nach Verjtändigung mit dem Finanzminifter unter defjen 
Theilnabme die Allerhöchite Genehmigung zu erbitten. Unter gleichem Bor: 
behalte darf auch über folgende ertraordinaire Ausgaben für jegt nit 
verfügt werden, als 1) über 11,000 Thlr. zur Fortſetzung der Bohr: 
verfuhe auf Steinfalz in Oberjchlefien; 2) über 50,000 Thlr. Zufhuß zu 
ben Konds für größere Landes-Meliorationen und Deichbauten; 3) über - 
10,000 Thlr. zum Anfauf von Pferden für die Haupt: und Yandesgeftüte ; 
4) über 50,000 Thlr. Koften der in Berlin zu errichtenden Denkmäler; 5) über 
27,565 Thlr. zur Grridtung einer Anjtalt zur Erziehung und Ausbildung 
weiblichen Gefindes in Altdorf; 6) über 85,800 Thlr. zur Heritellung eines 
über die öftlichen Provinzen bes Staates zu legenden trigonometrifchen Netzes. 
Kerner ift bei Dispofition über folgende Poften, nämlich 200,000 Thlr. Zus 
\huf zum Chauſſee⸗Neubaufonds, 35,000 Thlr. zu Bauprämien an Bergleute, 
barauf zu halten, daß die Verwendung in jeder zuläffigen Weite beſchränkt wird. 
Die Beſchlußnahme darüber, ob die ertraordinairen Ausgaben, über welche 
nah ben vorftehenden Bejtimmungen für jett nicht disponirt werden barf, 
am Jahresſchluß als erfpart zu verrechnen oder zur Ffünftigen Verwendung 
zu rejerviren find, bleibt bis gegen ben Ablauf des Jahres 1364 vorbehalten.“ 

14. Febr. Abſchluß eines Vertrages mit Oldenburg über Sicherung und 
Ausdehnung der preuß. Marine-Etabliffements am Jahdebuſen. 

5. „ Die Preußen nehmen Stellung vor den Düppeler Schanzen. 

4. „ Im Stralfund wird audy die zweite Divifion der Kanonenbootflotille 
in Dienſt geftellt. 

T. „ Das Friedensgericht von Düffeldorf verurtheilt auf die Klage des 
Abg. Häder den Fiscus zur Nachzahlung der Stellvertretungstoften. 
(Erjter Fall gerichtlicher Entiheidung in biefer Trage. In ber 
Folge kommt eine große Anzahl Fälle derfelben Frage zur Entjchei: 
dung der Gerichte, die faft in gleicher Zahl für und wider den Fiscus 
entſcheiden.) 


1.März. Der bisherige Bundestagsgeſandte dv. Sydow wird abberufen und 
der bisherige Gefandte in Brüffel v. Savigny an feine Stelle ernannt. 

1. „ Die Stabtverorbneten von Berlin beichließen, am 22. d. M., dem 
Geburtstag des Königs, Feine Adrefle zu erlaffen, den Tag aber 
doch durch ein Feſtmahl zu feiern. 

17. „ Erftes und rühmliches Seegefeht der preuß. Marine gegen bie 
Dänen vor Stralfund: 3 preußifche Schiffe mit 56 Kanonen fümpfen 
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3 Stunden lang mit 7 däniſchen Schiffen mit 179 Kanonen. Der— 
Commandant der preuß. Schiffe, Eapitain zur See, Jachmann, wird 
vom König dafür telegraphiich zum Contreadmiral ernannt. 


19. März. Die Nrcona geht mit 3 Kanonenbosten von Stralfund aus 


22. 


” 


" 


” 


wieder in See, findet jedoch Fein däniſches Schiff mehr. 

Das Staatsminifterium macht öffentlich befannt, daß die däniſche 
Blofade von Swinemünde bis zu biefem Tage nit zur Aus: 
führung gefommen fei. 

Geburtstag des Könige. ine Deputation der preuß. Volfsvereine 
und ber patriotiihen Vereinigung überreicht dem König eine Glück— 
wunſch- und Loyalitätsabreffe mit beinahe 100,000 Unterichriften. 


Antwort des Königs: 

were, Ich weiß, e8 ift ein erfreuliher Umſchwung eingetreten und 
es find Erfolge errungen, die auch Ihnen mit zu danfen find. Das beweiit 
die große Theilnahme und die in jo hochherziger Weije dur alle Stände be- 
währte Opferivilligfeit für Meine Armee, die fich ihrer Vorfahren würdig ge: 
zeigt hat. Ach fürchte jedoch, diefen Umſchwung bewirfen nur bie Siege 
meines Volkes in Waffen, die fich hoffentlich noch wiederholen werden. Denn 
jene Partei, die das Volk willentlich verwirrt, will gar nicht bie Siege ber 
Armee, durch welche die Sicherheit des Staats und des Thrones bedingt wird, 
und foift es nicht unmöglich, daß wir, wenn dies vorüber, wieder Zeiten 
entgegengeben, wie wir fie feit zwei Jahren gefannt haben. Dann wird es 
Ihre Aufgabe fein, jo feit zufammen zu halten, wie jet Sie bier vor mir ſtehen.“ 

Der König ſpricht dem Minifterium feine vollite Zufriedenheit mit 
feiner Führung ber innern und der auswärtigen Angelegenheiten aus. 


29. März. Die Regierung bringt zur öffentlichen Kenntniß, daß die Dänische 


Blofade von Stralfund, Molgaft, Barth, Greifswald und Cammin 
bis zu dieſem Tage nicht effectiv ausgeführt ei. 


— April. Eine kgl. Cabinetsordre befiehlt die ungefäumte Ausführung ber 


14, 


21. 


Reorganifation der Artillerie al8 Schluß der gefammten Armeereor: 
ganijation. 

„ Ein Theil der liberalen preuß. Preffe ſpricht fich mehr und mehr 
für Annerion der Herzogthümer an Preußen aus. 

„ Kin dänisher Schoner und eine däniſche Fregatte werden von 
Stralfund aus von preußiſchen Kanonenboten zum Abzug gezwungen. 
„Zahlreiche Berhaftungen in den Kreifen Strasburg und Libau 
wegen Theilnahme an ber polnifchen Infurrection. 

» Die Preußen unter dem Prinzen Friedrih Karl erftürmen bie 
Düppeler Schanzen. 

„ Gin Refeript des Handelsminifters an die Präfidenten der Oftfee: 
provinzen ftellt dem Handelsftande eine Entſchädigung für den Scha— 
ben der dänischen Blokade in Ausficht. 

„Beſuch des Königs bei ber Armee auf dem Kriegsichauplak im 
Sundewitt. 


24. April. Die Grille greift bei Rügen die däniſche Schraubenfregatte Tor- 


jtensfiold an; das däniſche Schiff weicht aus, 
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24. April. Einige preuß. Abgeorbnete dev Linken verweigern ben Proteft ſämmt⸗ 
licher Abgeordneten Deutſchlands gegenüber der Londoner Eonferenz 
und erflären fi für Annerion der Herzogthümer an Preußen. 

25. „ Die „Grille” will von Danzig aus mit einer däniſchen Fregatte 
anbinden; der Däne weicht aus. 

—  „ Ein in Berlin gedrudtes und als Flugblatt weithin werbreitetes 
Gedicht ruft zur Annerion der Herzogthümer auf. Cine von Preu— 
Ben aus in Holftein und in Schleswig ftarf verbreitete Adreſſe an 
den König von Preußen ftellt dasjelbe Verlangen. (ſ. Dtſchld.) 


2. Mai. Bayern, Württemberg, Heflen-Darmftadt und Naffau befchiden 
bie Berliner Zollvereins-Conferenz nicht mehr. Hannover und Kur: 
befien erklären, daß fie nur bei der Beſchickung der Conferenz von 
Seite aller Zollvereinsregierungen an ben weiteren Verhandlungen 
Theil nehmen fönnten. 

I. „ Eröffnung der fejten Rheinbrücke bei Coblenz. Theilnahme des 
Königs. 

Der König erwiebert bei der erften Begrüßung: „Sie haben bie ruhm— 
vollen Thaten der Armee erwähnt, wie fie an ben Ufern ber Oſtſee, im deut— 
ſchen Reihslande, den Sieg unferen Fahnen verichafft haben; Sie haben ge: 
jagt, daß das neu errichtete Werk ebenjo den Zweden des Friedens, als auch 
benen bes Krieges diene. Ich freue Mich, von Ihnen das ausſprechen zu 
hören, was Mir in diefen Tagen an allen Orten, wohin Ich gefommen bin, 
gejagt worden ift;z daß nämlich die Wehrhaftigfeit des Volkes den Grund zu 
aller materiellen und ftaatlichen Größe bildet. Die Beachtung diefer Regel 
bat Mir Mein hochfeliger Vater eingeprägt, Mein bochjeliger Bruder hat da— 
nach gehandelt und Ich werde jtets darauf Acht haben’, — und fpricht beim Feſt⸗ 
mahl jeine Freude darüber aus, „baß bei ben Neben, bie er in ber jüngſten 
zei entgegengenommen, bie Anerkennung ausgeiprodhen worden jei, daß bie 
Beltung eines ftarfen Preußentbums auf der Armee berube; eine ges 
beihlihe und fichere Entwidelung der Induſtrie ſei nur unter dem Schuße 
ber Armee zu erwarten.” 

11. „Adreſſe des Grafen Arnim-Boygenburg und Gen. an ben Kö— 
nig für Losfagung vom Londoner Protokoll (ſ. Dtiſchld.). 

„» » Sachen erflärt fich zuerft bereit, einem neuen Zollverein mit Preu— 
Ben auf der Grundlage des franzöſ. Handelsvertrags beizutreten. 

15. „ Depefche an ben preuß. Gefandten in London: Preußen jagt fid) 
endlih vom Londoner Protofoll los (ſ. Dtiſchld.). 

17. „ Der (feudale) preuß. Volksverein ertheilt dem Miniſterium im 
Gegenſatz gegen die Arnim-Boytzenburgiſche Adreſſe ein Vertrauens: 
botum, in bem von vollftändiger Trennung der Herzogthümer von 
Dänemark gar nicht die Rebe ift. Auch die Kreuzzeitung erflärt fich 
gegen die Adreſſe und fürchtet, „daß durch Annerionsgelüfte und ſolche 
Demonftrationen die ſchwer gewonnene Einheit mit Dejterreih gegen 
die Demofratie gefprengt werben möchte.“ 

18. „ Feldmarſchall Wrangel wird in den Grafenftand erhoben und bom 
Oberbefehl der alliirten Armee enthoben. Prinz Friedrih Karl wird 
zum Höhfteommandirenden in Schleswig ernannt. _ 
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23. Mai. Die Arnim:Boybenburgifche Adreſſe wird mit zahlreichen Unter: 
{hriften dem König übergeben. Antwort des Königs (|. Diſchld.) 
28. „ Preußen und Oeſterreich verlangen in ber Situng der Londoner 
Eonferenz die vollftändige Trennung der beiden Herzogthümer ven 
Dänemark unter dem Herzog von Auguftenburg (j. Allg. Chronik). 


6. Juni. Beſuch des Königs in Stettin. Ylottenrevue in Swinemünde. 

14. „ Die Borftände der drei preuß. Großlogen richten, „um ben allerb. 
Intentionen möglicht zu entiprechen”, einen Erlaß an ſämmtliche Logen 
des Königreihs, um fie zu Unterftüßung der Regierungspolitif zu er: 
mahnen. 

45. u Mehrere anfehnlide Organe ber öffentlichen Meinung in Schles— 
wig-Holſtein fprechen ſich entjchieden für eine nähere Anlehnung der 
Herzogthümer an Preußen aus, 

16. „ Eine königl. Cabinetsordre fanctionirt die neue Organijation ber 
Artillerie. 

18. „ Eine Landtagswahl in Croſſen (Schlefien) fällt mit 162 gegen 
152 Stimmen zu Gunften der Yortichittspartei aus, 

vn Der König geht nad) Karlsbad. Der Minifterpräfident v. Bis— 
mard begleitet ihn. 

22.—23. Juni. Der König empfängt in Karlsbab den Beſuch des nom 
Grafen Rechberg begleiteten Kaifers von Oeſterreich. 

25. „ Die Londoner Conferenz geht rejultatlos anseinander. 

28. „ Außer Sadjen treten nunmehr auch Baden, Kurheflen, die thü— 
ringiihen Staaten, Braunſchweig und Frankfurt dem neuen Zoll: 
verein mit Preußen auf der Grundlage des franzöfiihen Handelsver- 
trags bei. 

29. Juni. Die Preußen gehen unter General Herwarth v. Bittenfeld vom 
Sundewitt nad) Alfen über und nehmen die Inſel. 


1. Juli. Verurtheilung des Abg. Jacoby wegen ber Rebe an feine Wähler 
in Berlin, 

7. „ Beginn des großen Polenproceſſes vor dem Staatsgerichtshof in Berlin. 

11. „ Auch Hannover und Oldenburg treten dem neuen Zollverein mit 
Preußen bei. 

12. „ Dänemark bittet um Frieden. 

21. „ Die Preußen machen fih gewaltfam zu Herren von Rendsburg. 
Die Bundestruppen weichen der Uebermadt und räumen die Stadt. 


1. Aug. Abſchluß von Friedenspräliminarien mit Dänemark zu Wien, 
ohne Zuzug des deutſchen Bundes. 

20.— 25. Aug. Der König befuht ben Kaifer von Defterreih in Wien. 
Preußen anerkennt das Kaifertfum Merico: der König empfängt in 
Schönbrunn den Gejandten des Kaifers Marimilian. 


11. Sept. Der König befucht auf ber Durchreiſe von —— nach 
Berlin die Kaiſerin der Franzoſen in Schwalbach. 
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12. Sept. Heffen-Darmftadt tritt dem neuen Zollverein mit Preußen bei. 

2. „ Naffau tritt dem neuen Zollverein mit Preußen bei. 

23. „ Bayern und Württemberg treten dem neuen Zollverein mit Preußen 
bei. Damit find nun wieder ſämmtliche Staaten des bisherigen Zoll: 
vereins an ber Zolleonferenz in Berlin vertreten. 


— Oct. Don den Unterzeihnern des Wahlaufrufs der Fortfchrittspartei 
v. 12. Sept. 1863 find nunmehr alle 5 im Staatsdienjt ftehenden 
Abg. von den Gerichten dafür verurtheilt worden. 

— „  Bahlreihe Disciplinarverhandlungen vor bem Obertribunal gegen 
Richter und Anwälte wegen Betheiligung an ben Oppofitionswahlen. 

I. „ Borfall in Glogau. Die öffentliche Meinung ſpricht fich neuer: 
dings jehr allgemein und ſehr energiich gegen die Militärgerichtsbar: 
feit auch in Nicht-Dienſtſachen aus. 

— „ Das Minijterium benügt den Ablauf ber dreijährigen Amtsbauer 

ber Mitglieder des Disciplinarhofes für nichtzrichterlihe Beamte, um 

alle des Liberalismus verdächtigen Beamten aus demfelben zu entfernen. 

„ Die offiziöfe Nordd. Allg. Ztg. wiederholt ihr ſchon im Juli ge 

gebenes Dementi der Behauptung, daß Preußen Oeſterreich den Beſitz 

jeiner außerdeutihen Länder garantirt habe. 

. „ Etiftung des „Düppeler Sturmfreuzes” und eines Erinnerungs— 

zeihens für ben Uebergang nad Alfen. 

23. „ Der feudale Landtag von Lauenburg erklärt fih für eine Perfo: 

nalunion mit Preußen und endet eine Deputation nah Berlin. 

. „ Bismard wird auf der Rüdreife von Biarrik in Paris vom Kaifer 

ber Franzoſen empfangen. 

0. Det. Friedensihluß mit Dänemark zu Wien: Preußen und Defter: 
reich laſſen jih von König Ehriftian die Herzogthümer Schleswig: 
Holjtein und Lauenburg abtreten und wälzen die gefammten Kriege: 
laften auf diejelben. Der deutihe Bund wird wiederum gänzlich 
bet Seite gelafjen. 

1. Nov. Die Generalverfammlung des Nat.-Vereins ſpricht fi zu Gunften 
eines maritimen Anjchluffes der Herzogthümer an Preußen aus. 

7. „ Die Lauenburger Deputation wird vom König und vom Minifter: 
präfiventen empfangen. 

13. „ Die öfterr. Truppen beginnen ihren Rückmarſch aus den Herzog: 
thümern, die Preußen folgen langſam nad. 

5. „ Die GStellvertretungsfrage ift nunmehr in ben meiften Fällen 

in zweiter Inſtanz entfchieden. Die Entiheidung für und gegen ben 

Fiscus halten ſich an Zahl fo ziemlich die Waage. Die Frage ge: 

langt nunmehr in letzter Inftanz an das Obertribunal. 

16. „ Die polnifche Frage wird als erledigt betrachtet. General v. Wer: 
ber wird feines Commandos über das combinirte Armeecorps der 
öftlichen Provinzen wieder enthoben. Auch der ruſſiſche Commiſſar, 
Dberft v. Weymarn, kehrt nach St. Petersburg zurüd. 
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17. Nov. Minifterialrefcript bez. des ben fchleswig-holfteiniihen Schiffen 
zu gewährenden Schubes. 

„» » Nahmwahl zum Abg.-Haufe in Machen. Die Oppofition fiegt mit 
382 gegen 107 Stimmen. 

18. „ Nahmwahl zum Abgeorbnetenhaufe in Magdeburg. Sieg der Op: 
pofition, 

24, „ Nachdem bie öſterr. Truppen Holftein bereits vollftändig geräumt 
haben, erhalten die preuß. Truppen Gegenbefehl. Yon ben bereits 
abgezogenen preuß. Truppen erhält die 13. Divifion Befehl, fich bei 
Minden (Drohung gegen Hannover), die 6. Divifion ſich bei Berlin 
(Drohung gegen Sachſen) zu concentriren, 

„» n Nahmwahl zum Abg.Hauſe in Erefeld. Sieg der Oppofition. 

25. „ Die Stadtverodnetenwahlen find in Berlin, Breslau xc., fat überall, 
im Sinne der Oppofitionspartei ausgefallen. 

27. „ Antrittsaubienz des neuen franz. Geſandten Benedetti. 

28. „ Nahmwahl zum Abg.Hauſe in Zinten (Dftpreußen), Sieg ber 
feubalen Partei (v. Tettau gegen Sauken-Julienfelde). 

29. ,„ Preußen verlangt von Sachen und Hannover Fategoriih Die 
Räumung der Herzogthümer als einfache Folge der Bundeserecutione: 
ordnung. Hannover iſt bereit, fofort nadhzugeben, Sachſen verlangt 
dagegen einen Bundesbeſchluß und rüjtet gegen Bergewaltigung. 


‚Dec. Verbot der in Leipzig erfcheinenden Deutih. Allg. Ztg. Die 
Kreuzztg. droht den Gorrefpondenten deuticher Blätter aus Preußen. 
„Schluß des großen Polenproceffes in Berlin. 

Königliche Cabinetsordre gegen die Berliner Gemeindebehörden. 

Die Bundesverfammlung fügt fih mit 9 gegen 6 Stimmen dem 

öfterr.spreußifchen Verlangen und erflärt die Bundeserecution in Hol- 
ftein für beendigt. Die Bundestruppen räumen Holftein und bie 
Bundescommifläre übergeben die Verwaltung des Landes ben öſterr. 
preuß. Civilcommillären. 
7. „ Glängender Einzug der erften aus Schleswig zurüdgefehrten fieg- 
reihen Truppen in Berlin. Rede des Könige. Rede des Oberbür- 
germeifters Seydel von Berlin. Allgemeine Jllumination ber Stadt. 
Armeebefehl des Könige. Auch Repräfentanten der Berliner Stabt- 
behörden werben zur fünigl. Tafel gelaben. 

Rede des Oberbürgermeifters v. Berlin: „...Was in vergan: 
genen Tagen Preußen groß gemacht hat — ber in der Bruſt bes Königs ftill 
gereifte, aus dem eigenften Leben, Pflicht und Beruf des Staats geichöpfte 
Entſchluß, der feit und kühn die Gunft des Augenblids bei der Stimlode 
faßt; das auf den Ruf feines Königs in voller Friegerifcher Nüftung bereit 
ftehende Volk; die ftrenge Zucht des Gehorfams und der Pflicht, ber Irrubiee 
Todes: und Schlachtenmuth diefes „Volks in Waffen“ — bas ift auch die 
Signatur diefer jüngften ruhmvollen Tage. Und wiederum iſt e8 Preußens 
gutes Schwert, durdy das die Gränzen bes beutichen Vaterlands weit hinaus 
gerüdt find. Es ift ein Wort, das einſt König Friedrich Wilhelm IIL, gefegneten 
und theuren Andenkens, gejprochen: „Was Preußen erworben bat, es iſt Deutſch— 


— 
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fand gereonnen.” Gin halbes Jahrhundert, fünfzig lehrreiche Jahre find feit: 
bem verflojjen, und ihre Kehren laffen ohne Selbittäufhung und ohne Ueber: 
muth beute laut es uns jagen: Auch jener Boden, der in diefen Tagen 
mit unierm Blut getränft ift, jenes hoch nad Norden fich erftredende von 
zwei mächtig hinaus lodenden Meeren umfpülte Yand mit dem fpröben Erz 
feiner Bevölferung — es wird dauernd umd fiher und zu rechtem ‚Ge: 
winn nur dann Deutichland erworben und ſich jelbjt wieder gegeben fein, 
wenn und joweit Preußens Macht und Wehr es fchirmend umfängt, 
Preußens ftrenge Zucht und Ordnung und ftaatsbildbende 
Kraft es erfaht und durchdringt. Wir freuen uns des glorreih errungenen 
Friedens und find ſtolz darauf. Großes ift erreicht. Doc, es ruht die Hand 
noch am Schwert. Wir vertrauen dem König. Er wird das rechte Wort 
jprechen zu rechter Zeit. Was er aus freier Föniglicher Entjchließung zur 
Wahrung deutiher Macht und Ehre begonnen, er wird es hinausführen zu 
einem guten, für Preußen und Deutichland chrenvollen und fjegensreichen 
Ende. Und Preußens Volt — deſſen find alle dort Zeugen bie ba leben, 
wie die, welche den jchönen Tod für König und Vaterland ftarben — Preußens 
Bolf wird niemals es an fich fehlen Taffen, wenn die Ehre und fein König 
es ruft. Doch aud das ftolze Wort, das treu gemeinte, e8 tritt gern bejcheiden 
zurüd in das Gefolge der That. . .* 

Armeebefchl des Königs: „. .. Die Tage von Düppel und Alſen 
find duch euren Heldenmuth auf ewige Zeiten in der Kriegsgejchichte ver: 
zeichnet. Meine neu begründete Flotte bat fich den Yandtruppen würbigit ans 
geichlofien, und zählte in ihrem Erſtkampf nicht die Zahl der feindlichen Schiffe. 
Rereint mit den tapfern Truppen Meines erhabenen Berbündeten, bes Kaifers 
von Defterreih Majeftät, habt ihr den Feind überall bejiegt. Der Segen der 
Borjehung hat auf euch geruht, weil ihr gottesfürdhtig, pflichtgetreu, gehorſam 
und tapfer waret. Aber auch die andern Theile Meines Heeres haben ſich 
Meine Zufriedenheit erworben. Bedeutende Streitfräfte haben in jchwerem 
Dienft die öftlichen Gränzen des Staats gegen den andringenden Aufruhr 
geſchützt: die übrigen Abtheilungen haben durch unverdrofjene Uebung ben 
Ruf Unierer Kriegsbereitichaft aufrecht erhalten. Somit bat fi bie neue 
Drganijation, welde ‘ch der Armee gegeben babe, glänzend bewährt. 
In Stolz und Freude blide Ich auf Meine ruhmreiche gefammte Kriegs: 
macht. ..“ 


. Dec. An der Berliner Stadtverordnetenverſammlung wird bie Auf: 


bebung des Beichluffes v. 18. Juni 1863 angeregt. 
„  Grlaß des Oberkirchenraths bez. des badiſchen Kirchenftreits für 
und wider Schenkel. 
» Das Poftwejen und die Telegraphenverwaltung in Holftein werben 
von den Givilcommiffären aus dem bisherigen Geſchäftskreiſe der 
Landesregierung ausgeſchieden und unter preußiiche Chefs geftellt. 
„Nachwahl zum Abg.-Haufe in Bromberg. Sieg der Oppofition. 
„ Hr. v. Bismarck erklärt den Mittelftaaten in Depefchen an Bayern, 
Eadjen:c., daß ſich Preußen einem competenzwibrigen Majoritätsbeichluß 
der Bundesverfammlung am 5. d. M. nicht unterzogen haben würde 
und aud in Zuknnft nicht unterziehen werde und regt in einer De: 
peihe an Dejterreih die Annerion der Herzogthümer an Preußen 
an. sedenfalls verweigert Preußen eine Löſung der ſchlesw.holſt. 
Grbfolgefrage, bevor jeine zufünftige Stellung in den Herzogthümern 
feftgeftellt ſei (ſ. Diſchld.). 
„ Sn ber Stabtverordnietenverfammlung von Berlin wird ber förm— 


172 Preußen. 


liche Antrag auf Aufhebung des Beichluffes vom 18. Juni 1865 
geftellt. \ 

15. Dec. Nachwahl zum Abg.-Haufe in Meurs (NRheinprovinz). Sieg ber 
feudalen Partei. 

16. „ Zufammentritt von 25 Abgeordneten der verſchiedenen Tiberalen 
Fractionen, um fih für den bevorftehenden Landtag über die ein- 
zunehmende Haltung zu verjtändigen. Es wird beſchloſſen, in bie 
Berathung des Budgets für 1865 einzutreten, in ber Militärfrage 
die bisherige Stellung feitzuhalten, bezüglich der auswärtigen Politik 
eine möglichſt paſſive Haltung zu beobachten. 

17. „ Einzug der aus Schleswig zurüdgefehrten Gardedivifion in Berlin. 

18. „ Eine Ordre des Königs befichlt die Errichtung von Denkmälern 
in Düppel, auf Alfen und in Perlin. 

20. „ Einzug der legten aus Schleswig zurüdgefehrten Truppen in Berlin. 

21. „ Defterreich lehnt eine Annerion der Herzogthümer durch Preußen 
ab, außer wenn es bafür bezüglich feines deutſchen Gebiets ein 
Aequivalent erbielte. 

22, „ Die Stabtverorbnetenverfammlung von Berlin Ichnt den Antrag, 
ihren Beſchluß vom 18. Juni 1863 wieder aufzuheben, mit54 gegen 
26 Stimmen ab. 

23. „ Urtheil des Staatsgerichtshofes im großen Polenprocefie. Dasſelbe 
entjpricht weder den Anträgen des Staatsanmwaltes noch den großen 
Zurüftungen für die Behandlung des Procefjes. Die größere Zahl 
ber Angeklagten bat ſchon vorher vom Gerichtshof entlafen werben 
müffen. 

24. „ Die Regierung fordert die Kronfyndic zu einem utachten in 
ber ſchleswig-holſteiniſchen Erbfolgefrage auf und zeigt bieß ben 
übrigen deutſchen Regierungen durch eine Girculardepeihe an. 

— ,, Mrefje des (feudalen) oftpreußifchen Volfsvereins an ben König 
für engjten Anſchluß oder Annerion der Herzogthümer an Preußen. 

29. „ Einberufung des Landtags auf den 14. Januar 1865. 

30. „ Der Oberpräfident der Rheinprovinz erflärt als kgl. Wahlcom- 
miflär dem Domcapitel von Köln, daß der König die fämmtlichen 
fünf von ihm für die Wiederbeſetzung bes erledigten erzbiſchöflichen 
Stuhles vorgefhlagenen Kandidaten verwerfe. 

— „ Faſt die gefammte preußiſche Preſſe, mit nur fehr wenigen Aus: 
nahmen, bat fi eifrig für die Annerion ber Herzogthümer oder 
doch für den engjten Anſchluß derſelben an Preußen ausgejproden. 


III. 
Oeſterreich. 


11. Jan. Die Regierung verlangt vom Reichsrath einen außerordentlichen 


19. 


23, 


25. 


Gredit von 14 Mill, zum Militärbudget für 1864 und zwar 4 Mill. 
für Kriegspräftationen und Kriegsjchadenvergütung von 1859 und 
10 Mill. für Ausführung der Bundeserecution in Holftein. — 
Mühlfeld und Gen. interpelliven die Regierung mißbilligend bezüglich 
ihrer Politik in der ſchleswig-holſteiniſchen Frage. 


.„Rechbauer interpellivtt den Finanzausſchuß bez. feines Berichtes 


über den Zehn-Mill.Credit mit ftarfer Mißbilligung der undeutſchen 
Bolitit der Regierung. | 
vr Das Nbg.-Haus befchließt zu Erledigung des Finanzgejeßes eine 
gemijchte Commilfion aus beiden Häujern. Das Herrenhaus tritt 
dem Beichluffe am 21. d. M. bei. 

„ Das Abg.-Haus nimmt in dritter Lefung das Lurusfteuergefeß mit 
67 gegen 54 Stimmen an. “Debatte über die von der Regierung 
als geheime Preßfonds geforderten fl. 525,000. Schmerling erklärt 
die Bewilligung für eine Frage des Vertrauens oder Mißtrauens, 
Die Bewilligung erfolgt darauf mit großer Majorität. 

„ Der Finanzausfhuß des Abg.Hauſes bejchließt, darauf anzutragen, 
der Regierung ftatt der geforderten 10 Mill. nur fl. 5,343,950 als 
Meatricularbeitrag für die Bundeseserecution in Holftein zu bewilligen 
und zwar mit dem Zuſatze, daß dieſer Betrag „zu feinem anderen 
Zwede verwendet werden dürfe.” Auf den Antrag von Herbit wirb 
mit 18 gegen 16 Stimmen überdieß eine das Vorgehen Oeſterreichs 
in Deutichland tadelnde Refolution beſchloſſen (ſ. Dtſchld.). 


„ —1. Gebr. DVerhandlungen des Abg.-Haufes über den Zehn-Mill.- 


Eredit. Reden von Rehberg und Schmerling. Der Antrag bes 
Finanzausſchuſſes wird angenommen, dagegen bie Refolution Herbit 
mit 103 gegen 59 Stimmen verworfen. 


3. Febr. (Deutſch-däniſcher Krieg). Die Defterreiher erftürmen 


Zagel und den Königsberg und dringen fiegreich bis zum Dane: 
wert vor. 
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4. Febr. in Rundſchreiben des Finanzminiſteriums an ſämmtliche Landes— 
finanzdirectionen äußert ſich unumwunden dahin, daß auch wenn 
die angeſtrebte Zolleinigung mit Deutſchland nicht zu Stande komme 
und Oeſterreich allein oder mit einigen der Zollvereinsregierungen 
einem deutſchen Zollverein, der den franz. Handelsvertrag unverändert 
angenommen und ſomit ſeinen Zolltarif ganz nach den Grundſätzen 
des Freihandelsſyſtems umgeſtaltet habe, gegenüberſtände, ſeine bisherigen 
Tarife, ſein bisheriges hohes Schutzzollſyſtem nicht aufrecht erhalten, 
ſondern den Tarifentwurf v. Nov. 1863 werde durchführen und zu 
niederen Schutzzöllen übergehen müſſen. 

6. „ (Deutjd:vänijher Krieg) Blutiges Gefecht der Oeſter— 
reicher mit der Nachhut der vom Danewerf abziehenden dänijchen 
Armee bei Deverjee. 

10./11. Febr. Beide Häufer nehmen die Ausgleihungsvorihläge Der ge 
miſchten Commiſſion für das Finanzgeſetz an. 

11. Febr. Der Yinanzminifter begibt die 40 Mill.-Anleihe der Credit: 
anftalt in Verein mit den Häufern Rothſchild, Sina und Wodianer. 

12. „ Das Abg.: Haus genehmigt ein weiteres Anlehen von 40 Mill, 
nachdem am 17. Nov. v. J. bereits 69 Mill. bewilligt worden, jo 
daß die Gefammtbewilligung auf 109 Mill. gejtiegen ift. 

14. „ Ein Eaiferl. Patent beruft die Pandtage ber einzelnen Kronländer 
(außer Galizien, den Ländern der ungarifchen Krone und Venetien) 
auf ben 2. März zujammen. 

15. „ Schluß der zweiten GSejjion des Reichsrathes. Thronrede des 
Kaijers: 

„sn ber bedeutungsvollen Zeit, in welcher Ihre zweite Seſſion geichlofjen 
wird, ift ed mir ein erhöhtes Bedürfniß, ehe Sie fcheiden, Sie um mich ver: 
jammelt zu ſehen. .. . Zur bejonderen Befriedigung gereicht e8 mir, in Ihren 
Reihen auch die von mir berufenen und die gewählten Vertreter meines 
Großfürſtenthums Siebenbürgen zu erbliden. Noch war der Jubel des 
Feſtes nicht verhallt, mit welchen jenes Land, das eine feite Burg an ber 
Weftgrenze meines Reiches ijt, feine vor einem halben Jahrtauſend vollzogene 
Vereinigung mit der Krone Dejterreihs beging, als von ber Oſtgrenze ber 
Sie, m. H. Abgeordneten Siebenbürgens, mit freudiger Zuverfidt die Bahn 
zu jener gemeinjamen Thätigfeit betraten, welche ein neues, täglich mehr ſich 
feftigendes Band um meine Völfer jchlingt. Mit wahrer Genugtbuung babe 
ih dieje Erjcheinungen begrüßt, in welchen ich den Ausdrud eines jegensvollen 
Einverftändnifjes mit meinen Abfihten und die Bürgen einer glüdlichen Zus 
funft erkannte. . . . Obgleich die nunmehr nerafofiene Seſſion nicht reich 
an vollendeten Thatfachen der Geſetzgebung ift, jo darf fie doch nicht als eine 
unfruchtbare bezeichnet werden. Ginige Gejegesbeftimmungen, welche, aus 
Ihren Berathungen hervorgegangen, für ben inneren ftaatlihen Organismus 
und die Durchführung der anerkannten Regierungsgrundfäge von Wichtigfeit 
find, haben bereits meine Sanction erhaltert”. . . In bervorragendjter Weife 
haben Sie Ihre Thätigfeit der Regelung bes Staatshaushaltes zuge: 
wendet. Durch bie Seftellung bes Boranjchlages meiner Regierung in dem 
von beiden Häuſern bes Reichsrathes vereinbarten Finanzgeſetze ift bie ver: 
fafjungsmäßige Grundlage für die Finanzgebahrung in der laufenden vierzehn: 
monatlichen Verwaltungsperiode gefihert worden. Dur Ihre Zuftimmung 
zur Fortſetzung der vorjährigen Steuer: und Gebührenerhöhungen, dann zur 
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angemeſſenen Benützung des Staatscredits iſt jene Ergänzung ber Bedeckung 
möglich gemacht, welche die außerordentlichen Staatsbedürfniſſe im gegen— 
wärtigen Finanzjahre erheiſchen. Wenn auch das von meiner Regierung Ihnen 
vorgelegte Reformwerk ber directen Befteuerung wegen bes Um— 
fanges und der Wichtigkeit dieſes Zweiges der Gejepgebung in der abgelaufenen 
Seſſion von den beiden Häufern des Neichsrathes nicht mehr in Berathung 
gezogen werben fonnte, jo ijt doch durch die erfolgte Mittheilung ber Gejeß: 
entwürfe und ihrer Motive eine genauere Befanntichaft mit den Vorlagen 
und dem ihnen zu Grunde liegenden Syſteme vermittelt und ber gebeihlichen 
Löſung ber eben jo großen ald dringenden Aufgabe der Steuerreform in ber 
nächſten Sejjion eine wejentlihe Förderung zugeführt worden. — Folgenreiche 
Greignijje der jüngjten Zeit lenken unjeren Blid von den inneren Verhält— 
niffen DOejterreihs jeiner Außern Lage zu. Befeelt von dem Wunſche, mich 
ganz ber Sorge für die ungejtörte Entwidlung der Wohlfahrt und Blüthe 
meines Reiches zu widmen, habe ich nichts unterlajfen, um der Monardjie 
das in einer Epoche innerer Neugejtaltung doppelt fojtbare Gut des Friedens 
zu erhalten. Es ift in Dejterreihs Beltimmungen gelegen, ftarf zu fein 
gegen jeden möglihen Angriff, aber eine jriedliebende Stimme im Rathe 
der Völker zu führen. Der freundjchaftliche Character der Beziehungen meiner 
Regierung zu den großen Mächten Europas entipricht zu meiner Befriedi— 
gung vollfommen diefen Gefinnungen. Eine feit Jahren drohende Krifis in 
den Berhältnijjen zwilchen Deutjhland und Dänemark ift indejjen zum 
Ausbruch gefommen, und hat fi) ungeachtet der verjöhnlichiten Einwirkungen 
meiner Regierung bis zu kriegeriſchen Greignifjen gejteigert. Als deutjcher 
Fürft babe ich mich an den militärischen Maßregeln, welche zur Durchführung 
der Bundeserecution in Holjtein erforderlich geworden jind, in Gemäßheit der 
Beichlüjje des Bundes betheiligt und im Einverftändnig mit bem König von 
Preußen babe ich es für nöthig erachtet, das Herzogthum Schleswig als 
ein Pfand für die Erfüllung ber Verbindlichkeiten in Befig zu nehmen, welche 
Dänemark gegenüber den deutjchen Mächten übernommen, aber auf das Be: 
hartlichſte mißachtet hat. Die treffliche Führung und die heldenmüthige Tapfer: 
feit der verbündeten Armee für Schleswig: Holftein hat dem Rechte und ber 
Ehre Defterreihs, Preußens und des gefammten Deutjchlands eine rajche und 
glänzende Genugthuung erfämpft. Weit Freuden ſehe ich mein Zujammen: 
wirken mit meinem föniglichen Verbündeten von Preußen von den rühme 
lichſten Erfolgen begleitet, weldhe nicht Zweden des Ehrgeizes unb der 
Eroberung gelten, ſondern einem Zwede derGeredtigfeit, ben Europa 
fennt. Sch gebe mich der zuverſichtlichen Hoffnung hin, dag diefe Erfolge den 
lange in ihren Rechten gefränften Landen, für weldye wir fie im Yunde mit 
Preußen errungen, eine glüdliche Zukunft fichern, den Frieden ber Welt und 
des theueren Baterlandes aber nicht in weiterem Umfange gefährden werden... 
Mit dem Bewußtjein patriotifcher Pflichterfüllung, welche ich dankbar aner: 
fenne, werden Sie in Ihre Heimath zurüdfehren, Defterreih bat gezeigt, 
daß es im feiner verjüngten Geftalt den alten guten Geift bewahrt und in 
die neuen freiheitlihen Bahnen feines ftantlichen Lebens das Erbtheil feiner 
Kraft und jeines Ruhmes mitgenommen bat...“ 

17. Febr. Der Finanzminifter fichert dem nieberöjterr. Gewerbverein zu, 
daß ein neuer Zolltarif jedenfalls nicht ohne Zuftimmung des Reiche: 
raths werde feftgejtellt werden. 

18, „ (Galizien). Fürft Adam Sapieha entiveicht aus der Unterſuchungs⸗ 
haft in Lemberg. 

19. „ Der Kriegsminifter Graf Degenfeld wird entlaffen und durch den 
IM. v. Frand erfekt. 

"» „ Die Regierung trifft alle Maßregeln, um eine Flotte von 12 Kriegs: 
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ſchiffen zu Unterſtützung ihrer Politik bez. Schleswig-Holſtein in die 
Nordſee zu ſenden. Die erſten 8 Schiffe gehen von Pola ab. 

21. Febr. Erzherzog Mar geht mit großem Gefolge nad) Brüſſel und an 
den Hof des Kaiſers der Franzoſen. 

24. „ (Galizien). Ein kaiſerl. Manifeft verhängt den Belagerungs- 

zuftand über Galizien. 

29. „ (Galizien). Die Statthalterei von Oalizien verfügt die Ent: 
wafinung des Landes binnen 14 Tagen und die Stellung aller Aus: 
länder binnen 48 Stunden. 


— März Rückkunft des Biſchofs Fehler von Rom, wo er über eine Mobi- 
fication des Concordats unterhandeln jollte. 

2. „ Eröffnung des Landtags in den deutſch-ſlaviſchen Kronländern. 
3. „ Ermennung des Unterrichtsraths für die geſammte Monarchie. 

8. „ 0Deutſch-däniſcher Krieg). Gefecht der Defterreiher bei Veile 
in Jütland. 

16. „ (Ungarn). Zahlreiche Berhaftungen in Peſth und in verichiede- 
nen Theilen Ungarns. 

17. „ (Krain). Der Landtag beſchließt mit allen gegen 3 Stimmen und 
troß des Widerftandes des Statthalters die Beeidigung der Gemeinde: 
räthe und der Gemeindevorfteher auf die Reichs- und Landesverfaffungen. 

— „ Differenz zwiſchen dem Kaiſer und dem Erzh. Mar bez. einer An: 
nahme der Mericanijchen Kaijerkrone. 

18.—20. März. Dejterreich verſucht es umſonſt, fih auf einer Conferenz 
in Prag mit Preußen in ber Zollvereinsfrage zu verftändigen. 

20. „ Eine Eirculardep. an die Vertreter Defterreichs bei den nicht in 
den deutſch-däniſchen Streit verwidelten Regierungen jpricht ſich über: 
aus offen über die Stellung Oeſterreichs zu Dänemark aus (j. Dtiſchld.). 


6. April. (Schleſien). Dem Abg. Dr. Prutek wird als Priefter vom 
Fürſtbiſchof von Breslau befohlen, fein Mandat niederzulegen, weil 
er ſich im Landtage über die Leiſtungen der Geiftlihen als Lehrer nicht 
jehr günftig geäußert hat. 

8 „ (Dalmatien). Der Landtag wird durch kaiſ. Decret aufgelsft. 

9. „ Die Differenz zwijchen dem Kaiſer und dem Erzb. Mar ift bei: 
gelegt. Der Kaijer trifft, begleitet von den Miniftern Graf Rechberg 
und Schmerling und den drei Hoffanzler-Stellvertretern in Miramare 
ein und vollzieht mit bem Erzherzog die Staatsacte bez. Thronfolge 
wegen Annahme der Mericaniichen Kaiſerkrone. 

„»  Kinberufung der evang. Generaliynode beider Bekenntniffe auf den 
22. Mai nad) Wien, um, nad) dem Erlaß des Staatsminifters „die 
zur definitiven Feſtſtellung ber Kirchenverfaffung geeignet erachteten 
GSejegesentwürfe zu formuliren und dem Kaifer zur Schluffafjung 
zu unterbreiten.” 

20. ,„ Dejfterreich richtet eine Depeſche an das preuß. Gabinet mit ver 

Erklärung, daß ber Ausgang der Prager Eonferenz bez. der Zollver: 
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einsfrage feinen Erwartungen nicht entſprochen habe und daß es nicht 
gerillt fei, auf der zweiten Alternative des Februarvertrags (Zoller: 
leihterungen) jondern lediglich auf der erjten (Zolleinigung mit dem 
Zollverein) zu verhandeln. 


A. Apr. (Siebenbürgen). Die Regierung ordnet bis zum 9. Mai zum 


22, 


britten Mal in ben magyariſchen und Szedler-Diftricten Wahlen zum 
Landtag an. 

» (Ungarn). Graf Forgad) nimmt feine Entlaffung als unga— 
riſcher Hofkanzler. Graf Hermann Zichy tritt an feine Stelle. 


7. „ (Tyrol). Der Landtag verwirft das Gemeindegeſetz in der von 


der Regierung vorgelegten liberalen Faflung. 


„ Bon Seite feines einzigen Landtags erfolgt eine Demonftration 


für die deutſche Sache in ben Herzogthümern, ſelbſt nicht in Steyer- 
mark oder Oberöfterreih, jondern lediglich Ioyale Anerkennung ber 
tapferen Armee. 


2. Mai. (Tyrol). Landtag: Ein Antrag des Abg. Sartori auf Bildung 


10, 


politiicher Bezirte nad) dem Umfange ber gegenwärtigen Gerichtsbe- 
zirfe und auf Creirung einer eigenen Statthaltereiabtheilung (einer 
politifchen Behörde zweiter Inftanz) für Wälſchtyrol wird vorläufig 
einftimmig genehmigt. — Die beiden bisherigen (liberalen) Abg. zum 
Reihsrath werden mit 28 gegen 19 Stimmen durd die Führer ber 
clericalen Partei Greuter und Haßlwanter erfegt. Mit 41 Stimmen 
gegen 4 wirb bie Beibehaltung des politiihen Eheconſenſes beſchloſſen. 
— Antwort der Regierung auf bie vorjährigen Anträge bes Landtags: 
die Antwort auf die Univerfitätsfrage wird faft als abjchlägig be: 
trachtet, die Abänderung des (verhaßten) Heerergänzungsgejeßes 
wird abgelehnt, auf den Ölaubenseinheitsbefchluß erfolgt gar keine 
Antwort. 


* „ Der Finanzminifter jchreibt ein neues Anlehen im Betrage von 


70 Mill. aus. 


. „ Die erjte öſterr. Flottenbivifion langt in ber Nordfee an. 
. „ Die Regierung geftattet Merico die Anwerbung von 6000 Freis 


twilligen. 


.„Deutſch-däniſcher Krieg). Ruhmvolles Seegefecht bes öfterr. 


Geſchwaders bei Helgoland gegen die däniſche Flotille. Der Befehls: 
baber, Kapitän Tegethoff, wird dafür vom Kaifer zum Contre-Admiral 
ernannt. 

„ (Siebenbürgen). Die Wahlen zum Landtag find in den Magy: 
ariihen und Szedler-Diftricten zum. dritten Mal auf biefelben Män- 
ner oder auf Gefinnungsgenoffen derjelben gefallen. | 
„ (DOberdfterreih). Der Landtag entjcheidet fich nach zweitägiger 
Debatte in namentlicher Abjtimmung, gegen den Antrag des Aus: 
ſchuſſes, im Princip für die gänzlihe Aufhebung der bisherigen Un: 
theilbarfeit der Bauerngüter und für das Erſuchen an bie Regierung, 

42 
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einen entſprechenden Geſetzesentwurf an ben Reichsrath (nicht an den 
Landtag) gelangen zu laſſen. 

12. Mai. (Tyrol). Landtag: Der Abg. Pfretzſchner interpellirt den Re— 

gierungscommiſſär zum zweiten Mal über das Schickſal der Glau— 

benseinheits⸗Beſchluſſes. Der Statthalter antwortet ausweichend. — 

Die Magiſtrats- und Bürgermeiſterwahlen in Innsbruck fallen ganz 

clerical aus. 

(Böhmen). Der Landtag wählt 22 Mitglieder in den Reichs— 
rath. Rieger beantragt, die Erjatwahlen für die 11 Renitenten 
(Ezehen) nicht vorzunehmen, Graf Leo Thun, die frage einer Com- 
miffion zu überweiſen. Der Oberftlandmarfhall erklärt den Antrag 
Niegers für unzuläffig, der Antrag Thun wird mit 117 gegen 79 
Stimmen verworfen. 

13. „ Eröffnung der Offerten auf das 70 Mill. Anlehen v. 3. Mai: 
Es find nur zwei Offerten eingegangen, die eine auf 23%, die an— 
bere auf 10 Mill. Die erftere wird angenommen, die andere ab- 

gelehnt. Für den Reſt von 46% Mill. verftändigt fi der Yinanz- 
minifter mit den Uebernehmern der 23% Mill, und einem Confortium 
von Banquiers. 

22. „ Gröffnung der erjten Generalſynode beider Befenntniffe in Wien. 

23. „ (Siebenbürgen). Wiederaufnahme der Situngen des Landtags. 
Nur Ein neues Mitglied magyarifcher Nationalität (Regalift) tritt ein. 

25, „ (Böhmen). Der Landtag erflärt mit 101 gegen 94 Stimmen 
die czechiſche Sprache für obligatoriich auch in ben beutichen Meittel- 
ſchulen. 

30. „ Aubienz einer Deputation der evang. Generalſynode beim Kaijer. 
Antwort des Kaijers, 


„ „ 


1. Juni. Defterreih verjtändigt fi mit Bevollmächtigten Bayerns in 

einer neuen Regiftratur über die Forderungen, welche, bie Zuftimmung 

ber Münchener Sondereonferenz vorausgejeht, Preußen in ber Zoll: 
vereinsfrage vorgelegt werben follen. 

Energiſcher Proteft einer Anzahl ausländischer Weftbahn-Actionäre 
an das Finanzminifterium bez. der Verpflichtungen der Regierung 
aus ber von ihr übernommenen Zinfengarantie. 

2. „ Evang. Generalfynode: Bericht über die Deputation an Schmerling 
bez. interconfeflionelle Angelegenheiten. Es wird beichloffen, eine 
Denkſchrift und eine Petition um Vorlage eines biesfälligen Geſetzes— 
entwurfs an den Reichsrath der Negierung einzureichen. 

6. „ (Ungarn). Bei Gelegenheit des Bürgermeifterbanfettesg in Wien 
ſpricht fih der neue ungariſche Hofkanzler Graf Zichh ganz uner- 
wartet offen und entſchieden für den Eintritt der Ungarn in ben 
Reichsrath aus, 

7. „ (Dalmatien). Der Pobefta und ſämmtliche Stadträthe von Spoleto 
werben ihres Amtes enthoben und ein kaiſerl. Commiſſär eingejet. 


„ 
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8. Juni (Krain). In Laibach wird Dr. Coſta zum Bürgermeiſter 
gewählt: eclatanter Sieg der ſlaveniſchen Partei. 

16. „ Der Kaiſer trifft in Kiſſingen mit dem ruſſiſchen Kaiſer zu— 
jammen. 

19. „ Die Mündener Sonderzollconferenz lehnt die zwiſchen Bayern 
und Deftrrreih vereinbarten Vorjchläge ab. Heflen-Darmftadt macht 
einen neuen Vorſchlag, der von Oeſterreich acceptirt wird. 

22. „ Der Kaijer beſucht den König von Preußen in Karlsbad, 

4. „» (Benetien). Beinahe in allen Städten erfolgen Demonftrationen 
als am Jahrestage der Schlacht von Solferino. 

283, Juni. Der Zollverein beginnt fih auf der Grundlage des franz. 
Handelsvertrags neu zu conjtituiren. Abfall Kurhefjens von Deiter- 
reich, 1 


11. Juli. Auch Hannover fällt von Defterreih ab und tritt dem neuen 
Zollverein auf der Grundlage des franz. Handelsvertrages bei. 

» „ Schluß der eriten evang. Oeneraljynode für die deutſch-ſlaviſchen 
Landestheile. 

W. „In Wien werden zwiſchen Oeſtereich, Preußen und Dänemark ohne 
Zuzug weder eines Vertreters des deutſchen Bundes noch eines ſolchen 
der Herzogthümer über die Präliminarien behufs Wiederherſtellung 
des Friedens Unterhandlungen eröffnet. 

29, Ein Hirtenbrief des Cardinal-Erzbiſchofs von Wien empfiehlt dringend 
die Betheiligung an dem päpftlichen Anlehen von 50 Mill, Fr., da 
ber Reterspfennig zu Dedung der Bedürfniffe des heil, Stuhles nicht 
hinreichend gewefen jei, mit dem Beifügen: „Das Reich, welches 
gegenwärtig von Turin aus beherricht wird, hat auf Zukunft Feinen 
Anſpruch; das Zufammenwirken europäiſcher Verwidlungen ift es, 
wodurd es kümmerlich zufammengehalten wird.“ 

34, „ (Siebenbürgen). Die Wahlen zum Landtag werden in ben 
magyariichen und Szedler-Dijtrieten zum vierten Male, mit einer be— 
jonderen Anſprache des Guberniums ausgejchrieben. 


1. Aug. Abſchluß von Friedenspräliminarien zwiſchen Oeſterreich⸗Preußen 
und Dänemark zu Wien. 

„„(Ungarn). Zuſammentritt des ſerbiſchen Nationalcongreſſes in 
Carlowitz behufs der Wahl eines Patriarchen und Regelung ver: 
Ihiedener kirchlicher Angelegenheiten. 

12, „ (Siebenbürgen). Ein kaiſ. Refeript genehmigt die vom Land: 
tage beſchloſſenen Gejetesartifel bezüglich eines oberften Gerichtshofes 
für Siebenbürgen:, beharrt jedoch darauf, daß berfelbe nicht, wie ber 
Landtag wünſchte feinen Sit im Lande habe, jondern in Wien. 

20/25. Aug. Der Kaifer empfängt in Wien den Beſuch des Königs von 
Preußen. 

W. Aug. (Tyrol). Zahlreiche Verhaftungen in Wälſchtyrol. 

12° 
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— Aug. Von 57 Handelsgremien der Monarchie, welche zu Gutachten über 
den Tarifentwurf vom Nov. 1863 aufgefordert worden ſind, haben 
ſich nur 13 gegen denſelben ausgeſprochen, 42 aber ihm bedingt 
oder unbedingt zugeſtimmt. 

25. „ Beginn der definitiven Friedensunterhandlungen zwiſchen Oeſter— 
reich Preußen und Dänemark zu Wien wiederum ohne Zuzug weder 
eines Vertreters des deutſchen Bundes noch eines jolden der Her— 
zogthümer jelbit. 


2. Sept. Der neue ſerbiſche Patriarch wird ausbrüfli nur für Die 
Serben, nicht aber zugleich aud für die Rumänen beftätigt. 

13. „ (Ungarn). Die fog. Alt-Confervativen ftellen wieder eine Art 
Programm für Löſung der Ungarifchen Frage auf, an ihrer Spike 
der judex curiae, Graf Andrafiy. 

14, „ Defterreih anerkennt ben König Georg von Griechenland und 
beglaubigt einen Gejandten an feinem Hofe, nachdem er von dem 
beabfichtigten Schritte Bayern Anzeige gemacht hat. 

19. „ (Ungarn). Graf Andraſſy gibt feine Entlaffung als judex 
euriae ein und wird durd Graf Török erſetzt. 

19./20. Sept. (Ungarn). Kurzer Bejud des Kaifers in Komorn. 

23. Sept. (Siebenbürgen). Der Landtag fügt fich gegen eine Minder— 
heit von etwa 30 Stimmen in den Willen des Kaiſers bezüglich 
des Sites des oberften Gerichtshofes. 

27. „ (Dalmatien). Zufammentritt des neugewählten Landtags. Die 
Majorität ift nunmehr der Regierung gefichert. 

28. „ Aud Bayern, Württemberg, Heffen-Darmftadt und Nafjau ſehen 
ſich genöthigt, Dejterreih im Stiche zu laffen und dem neuen Zoll 
verein auf der Grundlage des franz. Handelsvertrags beizutreten. 


3. Oct. Die öfterr. Norbdfeeflotte jegelt wieder ab, mit Ausnahme einer 
Fregatte, die in Geeſtemünde überwintert. 
12, „ Depeihe Rechbergs an Frankreich bezüglih der franzöſiſch-ital. 
Convention vom 15. Sept. 

Die Depeſche ift in ihrem Wortlaut nicht veröffentlicht und bloß folgende, 
mehr oder weniger genaue Analyje berjelben befannt geworden: Die Depefche 
fnüpft an bie verjchiebenen Gonverfationen an, in welden ber franzöftiche 
Botſchafter dem öfterr. auswärtigen Amt die beim Abſchluß der Convention 
für Sranfreih maßgebend gewejenen Erwägungen darzulegen ben Auftrag 
gehabt uud nimmt feinen Anjtand zu erflären, daß das öſterr. Gabinet, obſchon 
e8 lebhaft bebauere, daß man nicht Nom jelbjt vor dem Abichluß zu Rathe 
gezogen, mit aufrichtiger Genugthuung die Verficherung entgegennehme, daß 
Frankreich lediglich das Intereſſe der Sicherjtellung ber päpftlihen Auto— 
rität im Auge gehabt. Eben darin, daß Frankreich der Convention feine 
Unterfchrift gegeben, erblide Dejterreich eine Garantie für diefe Autorität, 
eine Garantie, bie nach der Art und Weife, wie die Regierung bes 
Königs Victor Emanuel ſich über die feierlichften Verträge binweggefegt, 
durch bie von dieſer Seite jegt übernommene Verpflichtung allein nicht 
als gegeben habe betrachtet werden Können; aber Frankreich fei mächtig genug, 
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auch wenn ber letzte feiner Soldaten ben römifchen Boden verlaffen babe, 
biefen Boden ausreichend zu ſchützen. Im Uebrigen werbe natürlich) dem 
Tapit jomwie jeder anderen außerhalb ber Gonvention ftehenden Macht bie 
volle Freiheit der Entjhließungen zu wahren fein, und wie ber 
Rapit das unbedingte Recht habe, bei irgend welder künftigen Bedrohung 
den Schuß ber Fatholifchen Mächte in Anjpruch zu nehmen, würden umgefehrt 
die Fatbolifhen Mächte fih das unbedingte Recht vinbdiciren 
müſſen, innerhalb der Grenzen ber politiihen Convenienz unb Oppor— 
tunität ihm diefen Schuß zu gewähren, und Guropa würde in einem 
jolhen Kal ohne Zweifel hoffen dürfen, Oeſterreich und Frankreich in Ein: 
tracht neben einander jtehen zu jeben. 


15. Det. Depefhe Rechbergs an den Geſandten in Rom. 


Auch dieſe Depeche ift bis jett nicht veröffentlicht und nur folgende, mehr 
oder minder genaue, Analyie befannt geworben: Bon einer Unterrebung bes 
Runtius in Wien, Migr. ———— mit dem Grafen Rechberg, worin der 
Erſtere auf die im J. 1861 ſtattgefundenen Verhandlungen zwiſchen Rom, 
Oeſterreich, Frankreich und Spanien hingewieſen hatte, ausgehend, ſpricht die 
Note die Anſicht aus, daß die durch die September-Convention herbeigeführte 
Lage wohl nicht darnach angethan erſcheine, auf jene Verhandlung jetzt 
zurüdzufommen, zumal dieſelbe im Jahre 1861 daran geſcheitert ſei, daß 
Frankreich damals als Ausgangspunkt die Anerkennung des 5* Zuſtandes 
der Dinge in Italien gefordert habe; indeſſen, wird hinzugefügt, behalte ſich 
die kaiſerl. Regierung vor, dieſen Punkt in nähere Erwägung zu ziehen. Im 
Uebrigen wird die Gelegenheit ergriffen, den dem Cabinet des Vaticans be— 
fannten Geſinnungen ber kaiſerl. Regierung wiederholten Ausdruck zu ver: 
leiben, Gefinnungen, denen zufolge der heil. Stuhl ftets aller der Beihilfe 
gewärtig fein könne, welche demjelben Defterreih ben Umftänben nach zu 
leiften vermöge. Eine warme Anerkennung wird ſodann der Haltung bes 
Garbinal:Staatsjefretärs gegenüber dem Hrn. v. Sartiges in Bezug auf bie 
Aufkflärungen ertheilt, welche der Lettere über die Gomvention zu geben beauf: 
tragt war; namentlidy wird rühmend hervorgehoben, daß ber Garbinal:Staats- 
fefretär, gemäß ber Ruhe und Bejonnenbeit, die jein Verfahren allezeit kenn— 
zeichne, nicht vorweg ſich gegen die Convention erflärt, auch in Bezug auf 
die Räumung Roms feinen Wibderfpruch erhoben und in Bezug auf bie Neu: 
Bildung einer päpjtlihen Armee eine Discuffion zugelaffen habe. Was ben 
dritten Hauptpunft der Convention, die Uebernahme eines Theiles ber päpft- 
lichen Staatsſchuld Seiten Italiens betrifft, jo enthält ſich die Note, bier: 
über einen Rath zu ertheilen, wie fie überhaupt der bewährten Weisheit 
und Umficht des vaticanifchen Gabinets gegenüber Urtheile wie Rathſchläge 
zu unterlaffen fich bejcheide, nimmt es indeß als jelbftwerftändlih an, daß ber 
beil. Vater in biefer Krife wie ftets Feines feiner Rechte preisgibt und bie 
Integrität des heil. Stuhles nicht antaften läßt; bei aller Rückſicht auf den 
Kaijer Napoleon und ohne durch ein provocirendes Auftreten benfelben zu 
reizen, könne bierdburh allen ben möglichen Wechlelfällen, welche ſich inner: 
balb ber gefiellten Frift von zwei Jahren ereignen mögen, Rechnung getragen 
werben. 

(Benetien). Aufftandsverfuch bei Udine und bei Belluno. 

„ Ein kaiſerl. Patent beruft bloß den weiteren Reichsrath auf den 
12. Nov. ein. 

(Ungarn). Ernennung zahlreicher neuer Comitatsvorſtände. 
„Graf Rechberg erhält die unter dem 21. d. M. nachgeſuchte Ent: 
laffung als Minifter des Auswärtigen und wird durch ben FM... 
Grafen Pouilly-Mensdorff, 3. 3. Statthalter von Galizien, erſetzt. 
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6./7.Now. (Venetien). Scharmübel zwijchen den Truppen und ben 
Aufftändifchen in Friaul. 

9. „ Der Finangminifter ficht fi) genöthigt, ein Steueranlehen im Be- 
trage von 25 Mill. zu fehr drüdenden Bedingungen für den Staat 
(noh um 1% ungünftiger als bei demjenigen von 1860) zur allge: 
meinen GSubfeription auszufchreiben. 

11. „ (Venetien). Die Regierung verkündet den Belagerungszuftand 
in Friaul und bietet freiwillige Schügen in Tyrol auf. 

12. „ Zuſammentritt des weiteren Reichsraths. Eröffnungsrede des Präft- 
benten Hasner über Deutichland. Die Ezechen aus Böhmen und Mähren 
fehlen. Dagegen bat fi der größere Theil der Polen eingefunden. 

14. „ Gröffnung des weiteren Reichsraths. Thronrede des Kaifers: 

„. . . Es iſt meine Abficht, ſobald die Beendigung Ihrer Aufgaben ben 
Schluß diefer Situngsperiode herbeigeführt haben wird, ben engeren Reichs— 
rath in feine Wirkſamkeit treten zu laſſen. Ebenfo gebe ich mid der Erwar: 
tung bin, daß in ber öftlichen Hälfte meines Reiches die verfaffungsmäßige 
Thätigkeit, welche Schon in meinem Großfürſtenthume Siebenbürgen erfreulich 
waltet, allenthalben auf's Neue werde beginnen können. Auf dieſes Ziel, 
welches ich im Intereſſe jener Königreiche, wie nicht minder bes gefammten 
Reiches in naher Zeit erreicht zu fehen wünſche, find die ernten Bemübungen 
meiner Negierung gerichtet. Vertrauen und wahre Einficht werben zu fegen: 
vollem Gelingen führen. ine Reihe bebeutfamer Greigniffe für mein Haus 
wie fir mein Reich liegt zwiſchen dem Schluffe der vorigen Situngsperiode 
und dem heutigen Tage... Beſeelt von dem eifrigen Beftreben, zur Erhaltung 
und Befeftigung des allgemeinen Friedens beizutragen, wünſche ih mir Glück 
zu dem guten Ginvernehmen und ben freundjchaftlichen Beziehungen, welche 
zwifchen meiner Regierung und den übrigen großen Mächten Guropas be: 
ftehen, Ich werde nicht aufhören, diefe Beziehungen forgfältig zu pflegen und 
Alles zu thun, um von meinem Reiche, weldyes gegenwärtig mit jo wichtigen 
inneren Aufgaben bejchäftigt ift, auswärtige Verwidelungen fern zu halten. 
Eine Urjache Iangjährigen Streites im Norden Deutihlande ift joeben 
auf die ehrenvollite Weife befeitigt worden, Die Vertretung meines Reiches 
wird mit bewährtem patriotiichen Gefühle meine Befriedigung darüber tbeilen, 
daß dem Kriege zwifchen den beutichen Mächten und Dänemark durch den 
Friedensvertrag, der zu Wien am 30, Oct. unterzeichnet wurde, und deſſen 
Ratification binnen wenigen Tagen gewärtiget wird, ein Ziel geſetzt worden 
ift, welches die Erfüllung aud der höchſten Erwartungen in fi 
ſchließt. Die Tapferfeit der verbündeten Truppen und ber Kriegsmarine 
Defterreihs und Preußens bat einen glänzenden Preis erfochten, die weife und 
gerechte Zurückhaltung der neutralen Mächte das enbliche Ginverftändnik er: 
leichtert. Die Einigkeit zwifchen mir und meinem erbabenen Bundesgenoffen, 
dem Könige von Preußen, bat ihren hohen Werth durch denfwürdige Erfolge 
von Neuem erprobt. Das gefammte Deutfchland aber, ich zweifle nicht, wird 
Angefihts der ruhmvollen und glüdlihen Löfung der Frage, von ber es im 
Innerften bewegt wurde, jene Eintracht wieder finden, welche für feine eigene 
Sicherheit und Wohlfahrt, wie für die Ruhe und das Gleihgewidht Curopas 
eine jo mächtige Bürgichaft bildet. Zu meinem Bedauern haben bie unbeil: 
vollen Wirkungen, welche in letzter Zeit die Greigniffe im Königreih Polen 
auf bie benachbarten Länder meines Reiches übten, meiner Regierung bie Noth: 
wenbigfeit auferlegt, Ausnahmsmaßregeln zur Wahrung ber innern Rube und 
zum Schutze ber Berfon und des Eigenthums ber friedlichen Bevölferung über 
biefe Länder zu verhängen. Gie find von günftigem Erfolge für die Sicherung 
biefer gefährdeten Intereſſen geweſen. Mit Befriedigung habe ich wahrge: 
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nommen, daß ein Theil dieſer Maßregeln ſich ſchon dermalen entbehrlich gezeigt 
hat, und gerne gebe ich mich der Erwartung hin, in nicht ferner Zeit ſie völlig 
beſeitigt zu ſehen. Ihre beſondere Aufmerkſamkeit werden die Angelegenheiten 
der Finanzen meines Reiches in Anſpruch nehmen. Die ungünſtigen Ver— 
bältnifje, welche allenthalben den europäiſchen Geldmarkt beherrſchen, konnten 
nicht ohne hemmende Wirkungen auf die Fortſchritte der volkswirthſchaftlichen 
und finanziellen Entwickelung Oeſterreichs bleiben. In dieſer unverkennbar 
ſchwierigen Lage iſt bie Bedeckung des geſteigerten Staatserforderniſſes doch 
ſtets pünktlich erfolgt. Das ernſte Streben nach Erſparungen bietet beruhi— 
gende Anhaltspunkte, nach erfolgter Tilgung der außerordentlichen Staatszah— 
lungen, welche in der gegenwärtigen Periode noch beſtehen, die endliche Be— 
ſeitigung ber Störungen im Geldweſen und im Gleichgewichte des Staats— 
haushaltes zu erwarten. Es werden Ihnen ausnahmsweiſe in der gegen: 
wärtigen Situngsperiode zwei Staatsporanjhläge, nämlich jener für 
das Jahr 1865 und in unmittelbarer Folge auch jener für das Yahr 1866 
vorgelegt werben. Durch biefe Uebergangsmaßregel ſoll eine geordnete Zeit: 
folge in ben Sefjionen bes Reichsrathes und ber Fandtage angebahnt und bie 
Möglichfeit gefichert werden, die Budgetarbeiten rechtzeitig vor dem Beginn 
bes Finanzjahres zum Abjchluffe zu bringen... Ihrer eingehenden Würdigung 
empfehle ih bie an Sie gelangenben Gefekentioiire zur Regelung ber birecten 
Beiteuerung, beren baldige Wirkjamfeit ebenfofehr im Anterefje einer gerechteren 
und gleihmäßigeren Vertheilung ber Steuerlaft, als einer mehr entjprechenden 
Bebedung des Staatserforberniffes zu wünſchen ift. Ihre Thätigfeit wird 
fi ber Behandlung noch anderer Finanzvorlagen zumwenbden , welche die Ver: 
beſſerung beftehender Geſetze und theilweife nicht unerhebliche Erleichterungen 
ber ÖSteuerträger zum Zwede haben. Seit einer Reihe von Jahren nimmt 
die volkswirthſchaftliche Einigung Deutſchlands, welde im 19. 
Artikel der Bundesacte als ein Ziel der Beftrebungen des Bundes bezeichnet 
ift und in jpäteren Verträgen eine bejtimmtere Gejtalt und einen ben Zeit: 
verbältniffen entiprechenden Ausdrud erhalten hat, bie volle Aufmerkjamfeit 
meiner Regierung in Anſpruch. Zur gebeihlichen Löfung diefer Aufgabe, bie 
im Bundesverhältniſſe gelegen und für die Intereſſen Dejterreihs von hoher 
Richtigkeit ift, find u... nothwendig geworden, weldye von meiner 
Regierung mit jenem Ernft, welcher der Sache gebührt, noch gegenwärtig fort: 
geführt werden. Die Ergebnijje derjelben werben Ihnen von meiner Regie: 
rung mitgetheilt werden, und ich hoffe, daß fie fiir die Feſtſtellung bes neuen 
Zolltarifes, melde im Laufe diefer Sefjion zu erfolgen bat, nicht ohne 
günftigen Einfluß fein werben.... Es ift mein Wunſch, deſſen Erfüllung Ihr 
bingebenber Eifer mir verbürgt, die Aufgaben, zu weldhen Sie nunmehr fi 
wenden, raſch ihrer Vollendung entgegenreifen zu fehen, benn eine Reihe 
wichtiger und umfangreicher Vorlagen ift von meiner Regierung für bie Thä— 
tigfeit bes engeren Neichsrathes vorbereitet, deren Wieberfehr an jene Vor: 
ausjekung gefnüpft ift. Geehrte Mitglieder meines Reichsrathes! Indem id) 
Sie mit der Berfiherung meiner Faiferlihen Huld und Gnade an Ihre wich: 
tigen Aufgaben geleite, verfenne ich die Schwierigfeit derſelben nicht. Aber 
feft iſt mein Vertrauen, daß es mit Ihrem Rath und Beiftand mir gelingen 
werbe, das Reich, das die Vorfehung mir anvertraut, mit ftarfer Hand einer 
glücklichen Zufunft entgegen zu führen. Ich ſchöpfe dieſes Vertrauen aus ber 
Piebe und Treue, aus der Einficht und Kraft meiner Völker, welche ich mit 
dem innigen Wunſche meines Herzens, daß ihre Gejchiefe zum Heile und 
Ruhme ihres gemeinfamen Vaterlandes ſich erfüllen mögen, bem allmächtigen 
Schuge bes Himmels empfehle.“ 


Die öffentliche Meinung fpricht ſich ſehr unbefriedigt über die Thron: 
rebe aus. 
16.Nov. Die Regierung legt dem Reichsrathe den mit Erzherzog Mari: 
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milian bei feiner Annahme der Mericanifchen Kaiſerkrone abgeſchloſ— 
fenen Familienpact vor. 

Das Herrenhaus beftellt feine Adreßcommiſſion. Graf Anton 
Auerfperg (Anaft. Grün), dem bisher die Aufgabe überlaffen wurde, 
die Antwortsadreffe zu entwerfen, wird diesmal nicht in die Com: 
miffion gewählt, dagegen der bisher übergangene Graf Leo Thun. 

Das Abgeordnetenhaus verweigert den czechiſchen Mitgliedern aus 
Mähren abermals den erbetenen Urlaub. Die reichsräthlide Staats: 
ſchuldencommiſſion legt ihren zweiten Jahresbericht, über den Stand 
der Staatsihuld Ende Det. 1863, vor. Minifter Schmerling tbeilt 
mit, daß der Abg. Rogawski aus Galizien vom dortigen Kriegsgerichte 
nur ab instantia freigefprodhen worden und baher feines Mandates 
verluftig ſei. 


17. Nov. Die Regierung legt dem Abgeorbnietenhaufe die Staatsrechnung 


19. 


21. 


22, 


24. 


für das Jahr 1862, das Budget für 1865 und die Steuerreform: 
projecte vor. 

» Abgang ber erjten Freiwilligen von Trieft nah Mexico. Mit 
Genehmigung des Kaifers fol nun auch eine Trabantenleibgarbe für 
ben Kaijer von Merico in Defterreih organifirt werben. 

„ Refultat des Steueranlehens: ftatt 25 Mill. find 50,018,600 fl. 
gezeichnet worden. 

Das Abg.Haus verweist die Frage, ob der galiziihe Abg. Ro: 
gawski in Folge eines Friegsgerichtlichen Urtheils wirklich feines Man— 
dates verluftig jei, mit großer Mehrheit an einen Ausſchuß; gegen 
die Ueberweilung ftimmen fajt nur die Minijter. Rede Bergers. 

„ Das Abg.-Haus beichließt, die nicht erichienenen Czechen aus Böh— 
men und Mähren aufzufordern, ihre Plätze im Haufe einzunehmen. 

Adreßdebatte des Herrenhauſes. Die Adreſſe ift Tebigli eine 

(von Münd:Bellinghaufen verfaßte) Umfchreibung der Thronrede. 
Reden von Graf Rehberg und Graf Leo Thun — dagegen von 
Graf Ant. Auerfperg und Graf Widenburg. 
„ Das Abg.-Haus beftellt feinen Finanzausfhuß. Die Wahl fällt 
überwiegend auf Mitglieder der eigentlich minifteriellen Partei. — 
Staatsminifter Schmerling antwortet auf die Interpellation Schind: 
ler8 wegen Borlage eines Minifterverantwortlichkeitsgejetcs, 

„daR es nicht die Abficht der Megierung fei, in der gegenwärtigen Seſſion 
dem Reichsrathe einen Gejepentwurf über die Negelung der Minifterverant: 
wortlichfeit vorzulegen, weil fie erachte, daß durch die Vorlage und Berathung 
dieſes Geſetzes die noch ſchwebenden Berfaffungsangelegenheiten minder beför: 
bert, als vielleicht verzögert werben dürften, und weil fie es überhaupt für 
durchaus opportum erachte, erit dann ein fo wichtiges Gefeß ber verfafjunge: 
mäßigen Behandlung zu unterziehen, wenn die Meichsverfaffung in allen 
Theilen des Reiches thatfächlich zur Geltung gefommen fei. Daß bie Frage 
an und für fich noch nicht eine vollfommen geflärte jei, dafür dürfe fie nur 
auf bie Thatfache hinweiſen, daß weber über die Perfonen, die von einer Ver: 
antwortlichfeit getroffen werben follen, noch über die legislativen Köperfchaften, 
welchen gegenüber die Verantwortlichkeit Plat greifen fol, zur Zeit eine eigent: 
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liche Klarheit herrſche. Es ſei nämlich Gegenſtand einer ſehr weitläufigen 
Erörterung in manchen Kreiſen geweſen, daß auch die Statthalter ben Land⸗ 
tagen gegenüber als verantwortlich erklärt werben ſollen. Sodann jei 
Beinahe in allen Staaten Europas, wo eine conjtitutionelle Einrichtung bejtehe, 
ein jehr geraumer Zeitraum verftrihen, bis biefe re geregelt 
wurde, ja in jehr vielen Berfafjungsftaaten fei fie zur Zeit no ar [nicht 
geregelt. Hieraus bürfte ſich ergeben, baß, jo fehr wünſchenswerth es auch 
fein möge, daß die angeregte frage in gefeiglicher Weife geregelt werbe, ſich 
doch nicht behaupten ließe, daß es unzertrennlich von der eigentlichen Ent: 
wickelung des conjtitutionellen Principes fei.“ 


B. Rov. Die Regierung erklärt dem Rogawski-Ausſchuß des Abg.-Haufes, 


29, 


30. 


daß fie über die Verhängung bes Belagerungszuftandes in Galizien 
bein Reichsrath nur aus gutem Willen Auskunft ertheilen werde, 
eine Verpflichtung hiezu bagegen nicht anerfenne. 


„Riederſchlagung aller bei den galiziichen Militärgerichten ſchwebenden 


Unterfuchungen wegen Steuerzahlung an bie revolutionäre Regierung. 


» Beginn ber Adreßdebatte des Abg.-Haufes. Allgemeine Debatte: 


Reben von Giskra, Kinsky, Berger ꝛc. alle. erklären ſich entfchieden für 
‚Amfehr”. Beginn ber fpeciellen Debatte: Frage ber jährlichen Reichs: 
ratbsjejfionen. 


„ Einzug der fiegreihen Truppen aus Schleswig in Wien. 


1. Dec. Fortſetzung ber Adreßdebatte des Abg.-Haufes. Rede Schmerlings 


bezüglich Ungarn und Venetien. — Cine beabfichtigte Interpellation 
bezüglih Holftein unterbleibt in Folge des Erſuchens und ber Mit- 
theilungen des Minifteriums in der Adreßcommiſſion. 


„  Vortjegung der Adreßdebatte des Abg.-Haufes: Deutfche Trage. 


Rede des Grafen Mensporff. 

„Fortſetzung der Adreßdebatte des Abg.Haufes: Galizien. Reben 
Lafiers und Schmerlings. Die Regierung unterliegt mit 60 gegen 
104 Stimmen. 

„ Eibung des Abg.-Haufes: act ablehnende czechiſche Mitglieder 
erflären durch eine Zufchrift an das Haus, daß fie, geſtützt auf das 
Dctoberdiplom von 1860, ben unvollftändigen Reichsrath nicht als 
eine Vertretung bes gefammten Reichs anfehen könnten; 3 anbere 
fuchen aus bemjelben Grunde einen Urlaub nad. Die Mehrheit 
des Hauſes bejchließt beide Erklärungen als Mandatsnieberlegung 
zu betrachten. 


„  Vortjegung ber Adreßdebatte des Abg.Hauſes: Finanzen. 


Schluß der Abrekdebatte des Abg.Hauſes: der Paſſus über bas 
Eoncordat wird durd ein Amendement Mühlfelds abgeſchwächt und 
dadurch eine Debatte vermieden. Die ganze Adreſſe wird mit allen 
gegen etwa 40 Stimmen genehmigt, übrigens unter ausbrüdlicher 
Berwahrung einer Reihe von Yührern ber Oppofition gegen jebe 
Unterftellung einer Abficht, dag Minifterium erfchüttern zu wollen: 


. Die hohe Bedeutung ber vom Thron gefprochenen Worte legt bem 
Abgeordnetenhaus bie Pflicht auf, mit ehrfurchtsvollem Freimuth aud) feine 
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Auffaffung der großen Fragen, welde bas Neich bewegen, Ew. Majejtät is 
treuer Ergebenheit zu unterbreiten. Die gemeinfamen Angelegenheiten de 
Königreihe und Länder bes Kaiferftaats, zu beren verfaffungsmäßiger Be 
handlung die NReichsvertretung zunähft als Geſammtreichsrath einberufen 
wurde, werben im Abgeordnetenhaus bie ihrer Wichtigkeit entfprechende Sorg- 
falt und bingebende Thätigkeit finden. Gleicher Eifer und gleiche Pflichttreue 
werben ben Angelegenheiten bes engern Reichsraths zugewendet werben, deſſen 
unmittelbar folgende Wirkfamfeit Ew. Majeftät in Ausficht genommen. Tas 
Haus fühlt ſich jedoch verpflichtet auszuſprechen, daß bie regelmäßige 
jährlich wiederfehrendbe Wirkſamkeit bes engern Reihsratbs 
ein in ber Verfaffung begrünbetes Recht ber in ihn vertretenen Königreiche 
und Länder ift, daß in dieſer regelmäßigen Wiederkehr eine Bürgichaft für 
verfaffungsmäßige Zuftände in benjelben liegt, und daß fie für die Erfüllung 
jo vieler wichtigen und dringenden Aufgaben ihrer gemeinfamen Gejetgebung 
nicht entbehrt werden Tann. Das Abgeordnetenhaus muß es tief beflagen, 
daß in einem großen Theil des Reichs die verfaffungsmäßige Thätigfeit noch 
gar nicht begonnen hat, ober völlig unterbrochen ift. Entſchiedenes Vorſchreiten 
ber Regierung zur Befeitigung dieſer ben Intereſſen des Reichs und feiner 
Bewohner jo ſehr abträglihen Zuftände würde das Vertrauen wieber beleben 
und vom Abgeordnetenhaus mit Iebhafter Freude begrüßt werden. Wir geben 
uns der Hoffnung bin, daß in nicht ferner Zufunft im lombarbifhevenetia: 
nijhen Königreich eine aus Wahlen hervorgegangene Sandesvertretung tagen 
werde, und betrachten es als Gegenftand ernfter Sorge für Ew. Maj. Regie: 
rung, baf ber Landtag Galiziens eheſtens feine für diefes Königreich 
überaus nothwendige Wirkfamfeit wieder aufnehmen könne. Bon hober Wichtig: 
feit für das ganze Reich ift insbeſondere auch die Herftellung verfafjungsmäßiger 
Zuſtände in ben beiden Königreihen Ungarnund Croatien. Denn nur hierin 
fieht das Abgeordnetenhaus den Weg, bie Einficht in die wirklichen Bedürfniſſe des 
Reichs und aller feiner Völker baldigft zu vermitteln, und bie Schwierigteiten zu be: 
heben, welche einem gebeiblichen Zuſammenwirken aller Kräfte für bie Interejjen 
bes Reiches und feiner Theile noch entgegenftehen. Wir halten barum die unge: 
fäumte Einberufung ber Landtage dieſer Königreihe für 
bringendb nothwendig. Es wird damit einem wohlbegrünbdeten und gerechten 
Berlangen in jenen Ländern begegnet und auch das aufrichtige Streben von Ew. 
Maj. Regierung bethätigt werben, bie Früchte conftitutionellen Staatslebens in 
Defterreich alljeitig zur baldigen Reife zu bringen. Wir begen das Vertrauen, 
bie gejeßliche Vertretung jener Königreiche werde jich der Ueberzeugung nicht 
verſchließen, daß bie gemeinfhaftlihe Behandlung ber gemein: 
famen Angelegenheiten bes Reichs im Intereſſe aller Tiege, und durch 
bieje8 unabweislih geboten fe. Das Abgeorbnetenhaus wird ſeinerſeits 
nicht anftehen, was an ihm ijt, beizutragen, daß bei unverrüdter Wahrung 
biejes in ber Reichsverfaffung ——— Grundſatzes jenen Ländern im 
verfaſſungsmäßigen Weg die nöthigen Garantien für ihre Autonomie 
in allen Angelegenheiten werden, welche ihren Landtagen vorbehalten ſind. 
Und wenn Vaterlandsliebe und klares Erkennen der Intereſſen des Staats und 
ſeiner Bewohner beiderſeits zuſammenwirken, dann wird auch das Werk gelingen, 
zu dem nad Kräften beizutragen, wir für eine heilige Pflicht eines jeden halten... 
Eure Majeftät haben vom Thron herab den hohen Werth des allgemeinen Friedens 
für Dejfterreich verfündet; auch das Abgeordnetenhaus hält einen geficherten und 
bie Bürgſchaft der Dauer in fich tragenden Frieden für eine unentbehr— 
liche Bedingung zur Wohlfahrt des Reiches. Solchen Frieden für Oeſter— 
reich herzuſtellen und zu befeftigen, erkennt bas Haus als ein unverrüdbares 
Ziel für Eurer Majeftät Regierung. Der Friede mit Dänemarf bat einer 
langjährigen Vergewaltigung ber ElbesHerzogthümer ein Ende gemacht, weldyer 
fih entringen zu helfen ibmen verfagt blieb. Der vorausgegangene Kampf 
bat — Dank ber Tapferkeit ber Faijerlihen Truppen und Kriegsmarine — 
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ben öfterreichifhen Waffen neue Lorbeeren gebracht. Aber noch ijt das Werk 
micht vollendet, welches Eure Majeftät als Gegenftand ber innerften Bewegung 
bes geſammten Deutjchlands anerkannt und wofür Oeſterreichs tapfere Söhne 
geblutet haben; noch harren die Herzogthümer ber endgültigen Regelung 
ihrer Verbältniffe, und das Abgeordnetenhaus glaubt mit Zuverjicht, daß bie 
kaiſerliche Regierung Fräftig beftrebt fein werbe, das begonnene Werk zu 
frönen, und im Zufammenwirfen mit bem deutſchen Bunb ben 
Herzogtbümern zu ihrem vollen Rechte in der Erbfolge und in ber felbit- 
Händigen Ordnung ihrer Angelegenbeiten zu verhelfen. Den 
heben Werth der Bundesgenofjenfhaft mit Preußen fir bie Erfolge in 
dem nunmehr zum Abſchluſſe gebrachten Krieg anerkennt das Abgeordneten: 
baus im vollften Maaße; es kann aber nicht unterlaffen, auch die innerfte 
Ueberzeugung von dem gleich hohen Werth auszufpreden, der in ber auf: 
tihtigen Pflege ber bundesredhtlihen Beziehungen zu ben 
anderen Staaten des beutfhen Bundes für Defterreich gelegen ift. 
Es wird darum alle Bemühungen von Eurer Majeftät Regierung ah 
begrüßen, welche dahin gehen, bunbeswibrigen Sonberbeftrebungen 
entgegenzutreten, und buch Reformen ber Bunbesverfaffung bie 
Sande noch enger zu fnüpfen, welche alle Länder Deutfchlands zu Einem 
großen und mächtigen Ganzen vereinen. Die unbeilvollen Greignifje im 
Königreih Polen, melde in einem Land bes Reichs die Verhängung von 
Ausnabmsmaßregeln herbeigeführt, erfüllen auch ung mit tiefer Betrübniß. Tas 
Haus gewärtigt von Gurer Majeftät Regierung die ihr nad ber Ver: 
faffung obliegende Darlegung ber Gründe, welche die VBerhängung und 
theilweife Fortdaner jener Ausnahmsmafregeln nothwendig gemacht, dann ber 
Griolge, welche dadurch erzielt wurden, kann jedoch ben Tebhafteiten Wunſch 
nit unterdrüden, daß, wenn etwa bisher beren Nothwendigkeit vorhanden 
war, dieſe doch in kürzeſter Zeit entfallen möge. Eure Majeſtät haben die 
beſondere Aufmerkſamkeit des Reichsraths für die Reichsfinanzen in Anſpruch 
zu nehmen geruht. Und in der That iſt die Finanzlage des Reichs 
eine ſehr ernſte. Die Ausgaben überragen fortwährend bie Einnahmen, 
die hoch geipannte Steuerlajt der Staatsbürger erträgt faum mehr eine Er: 
bödung, das Staatsvermögen ift nambaft verringert, die ftete Benützung bes 
öffentlichen Credits auch in Jahren bes Friedens muß zu ſchweren Bebräng- 
niffen und kann endlich zu unheilvollen Krifen führen. Das Abgeordneten: 
baus vermag indem bloßen Streben nach Erfparungen zur Anbahnung 
bes Gleichgewichts im Staatshaushalte für eine fern liegende Zeit eine 
Gewähr für eine bauerhafte Ordnung bes Staatshaushalts nicht zu erfennen, 
es bält vielmehr bie völlige Umfehr zur firengen Regelung ber 
Staatsausgaben nah dem Maße der ordentliden en 
— auperordentlihe Fälle ausgenommen — für ben unverweilt nöthigen 
und allein erfolgreichen Schritt, um jenes Gleichgewicht wieberherzuftellen 
und bie finanziellen Kräfte bes Staats ber Wiedererftarfung zuzuführen, deren 
das Reich bedarf, um feine Machtjtellung zu behaupten und feine innere 
Wohlfahrt zu fihern. Namentlich erjcheint es unerläßlich, nach ben ſchon 
in früherer Zeit von Enter Majeftät ausgefprochenen AIntentionen, bie Aus- 
gaben für Heer und Flotte herabzuſetzen, und es kann bieß bei 
einer erfolgreihen nur durch bie Intereſſen ber öſterreichiſchen 
Völfer beftimmten Leitung ber auswärtigen Angelegenheiten 
obne Gefahr für das Reich gefchehen. Ebenſo geftatten bie geänderten Ein— 
tihtungen im öffentlichen Leben der Gemeinden und Länder bereits im aus— 
giebigften Maße bie Vereinfahung ber ftaatlihen Verwaltung. 
Die das Abgeordnetenhaus diefe Gefichtspunfte bei ber Feſtſtellung der Aus: 
gaben für maßgebend erachtet, wird es auch bie Gejeßentwürfe zur Regelung 
der birecten Befteuerung im Intereſſe einer gerechten und gleichmäßigen 
Vertheilung ber Steuerlaft jorgfältiger Würdigung unterziehen. Die Schluß: 
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faſſung über die Zuläſſigkeit und Angemefjenheit einer Feſtſtelluung 
Staatsvoranfhlags für das Jahr 1866 in unmittelbarer Folge auf jene 
das Jahr 1865 glaubt das Haus bem Zeitpunkt ber wirklichen WBorl 
jenes Boranfchlags vorbehalten zu müfjen. Die Staatsrehnung für 18 
wird ber verfaffungsmäßigen Prüfung vom Haufe unterzogen werden; al 
folde Prüfung kann nur durch das im Auftrag Eurer Majeftät ſchon Tür 
in Ausficht geftellte Gefeß über die Minifterverantwortlidhfeitf i 
wahre Bedeutung erlangen, und das Abgeordnetenhaus hält es für jeine Prli 
Har und beftimmt auszusprechen, daß dieſes Gefek eine ber bringe 
ften Ergänzungen ber conftitutionellen Staatseinrihtungen für Defterr 
bilde. Die ſchweren Bebrängniffe, unter welchen die Induſtrie im Kaijerit 
leidet, find zum großen Theil bie Folgen unabwenbbarer Greigniffe; m 
wenig aber tragen biezu das Schwanfen ber VBaluta, bie durch den Beh 
bes öffentlichen Grebits erzeugte Bertheuerung des Capitals für alle Zwe 
ber Volkswirthſchaft, dann bie Unficherheit bei, in welcher fih bie Frage | 
banbelspolitiihen Stellung Defterreihs zu ben anderen Staaten Deutfchlar 
feit längerer Zeit und namentlich mit Hinblid auf das nahe Ende des B 
trags vom Sabre 1853 befindet. Das Abgeorbnetenhaus muß ed daher a 
bedauern, daß bie Regierung Eurer Majeftät noch immer nicht in ber %« 
ift, die Rejultate der Verhandlungen über diefe Frage vorzulegen. Wir gef 
uns jebod ber Erwartung hin, daß die großen Nachtheile, welche durch 
Grfolglofigkeit der bisherigen Berhandlungen auf banbelspolitiihdem Geb 
ben öjterreichifchen Intereſſen erwachlen find, und fernerhin drohen, mitt: 
ber in Ausjicht geftellten Veränderungen der Zollgefeßgebung fih werden v 
ringern laffen. Cine fFräftigere Wahrung und Förderung wird aber b 
volfswirtbichaftlichen a nur durch deren im Staatsorgaiusm 
bisher mangelnde — Leitung zu Theil werben. Die Wichtigfeit & 
Eiſenbahnen als Verkehrsmittel hat das Abgeordnetenhaus ſchon in der Test 
Seſſion beftimmt, die Nothwendigfeit eines neuen Eiſenbahnconſſionsgeſetz 
auszufprechen, wodurch nicht nur ber Unternehmungsgeift ermuntert, ſonde 
auch der Reichsvertretung ber ihr gebühtende Einfluß bei Errichtung neu 
Linien gefichert wird. Wir fünnen daher nur wiederholt ehrfurdtsunll Bitte 
baf Eure Majeftät geruhen möge, die Regierung mit ber Einbringung ein 
foldhen Vorlage vor ben verjammelten Reichsrath zu beauftragen. D 
Gejegentwürfe zur Ausdehnung bes Eiſenbahnnetzes, dann zur Förderur 
ber volfswirthichaftlichen Intereſſen überhaupt, ſowie bie anderen zur Con 
petenz bes gejammten Reichsraths gehörigen Vorlagen wird das Abgeordnete 
baus ber jorgfältigften Berathung unterziehen. Auch geben wir ung m 
Hinblid auf die von Eurer Majeftät bereits in Ausficht geftellten Vorlage 
für ben engeren Reichsrath ſchon jekt ber Hoffnung hin, daß die Regelun 
jener Berbältnifje ermöglicht werde, welche burch die von Eurer Majeftät m 
Sr. Heiligfeit vereinbarte Ncte vom 18. Auguft 1865 berührt find.“ 


9. Dec. Die offic. Wiener Mbendpoft Außert die Anſicht, es beitek 


12, 


13. 


ſchwerlich ein ausſchließliches Erbredt auf beide Herzogthümer Schlei 
wig und Holjtein, daher Billigkeitsgründe fchließlic wohl maßgeben 
fein würben. 

» (Benetien). Die venetianifche Central-Congregation remonftrit 
beim Kaifer gegen die allzu ſchwere Militärlaft. 

„» Das Abg.-Haus genehmigt die Fortdauer der Steuererhöhungen vet 
läufig nur für die drei erjten Monate von 1865 ftatt auf 6 Monat 
twie die Regierung urfprünglic gefordert hatte, und befchließt gegen 
über einem DVertagungsantrage Bergers mit großer Majorität, bei 
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der galiziſche Abg. Rogawski durch das Urtheil des Kriegsgerichtes 
die perſönliche Fähigkeit, Mitglied des Hauſes zu ſein, verloren habe. 

16. Dec. Das Abg.Haus vertagt ſich bis zum 9. Januar. 

%. „ Das Staatsminifterium theilt dem Herren-Haufe mit, daß der Kaifer 
die Antwortsadreſſe desſelben „mwohlgefällig” zur Kenntniß genom: 
men babe. 

si. (Ersatien). Die Oeneralcongregation des Fiumaner Comitats 
beichließt eine Repräjentation an den Kaifer um Einberufung bes 
croatiſchen Landtags. 


III. 


Anßerdentfdhe Staaten. 





1. Portugal. 


3. Jan. Eröffnung ber Cortes. Thronrede des Königs. 
17. „ Mopification des Miniſteriums. 


24. Mai. Die IL Kammer nimmt mit großer Mehrheit einen Geſetzes⸗ 
entwurf an, burd welche die Erblichkeit der Pärswürde abgefchafft 
wird. 

18. Juni. Schluß der Seffion ber Cortes. Thronrede des Königs. Das 
Hauptgejchäft der Seffion war die Aufhebung des Tabakmonopols. 


13. Sept. Die Corteswahlen haben eine bebeutende Majorität für bie 
Regierung ergeben. 


— Nov. Differenzen mit Rom. Abberufung des Gefandten Marſchalls 
Saldanha. 


13 


2. Spanien, 


11. San. Die Regierung legt den Eortes den Entwurf eines neuen Wahl 
gejeßes vor, 

416. „ Der Congreß erklärt fid) gegen den neuen Wahlgejeß-Entwurf 
das Minifterium gibt feine Entlafjung ein. 

17. „ Bildung eines neuen Minifteriums. Hr. Arrafola übernimmt dari 
das Präfidium, Hr. Benavides das Innere, 


22. Febr. Der Minifter des Innern legt den Corte ein modificirte 
Wahlgeſetz vor. 

General Gandara wird durch Fünigl. Decret ftatt des Genera 
Vargas zum General:Capitän der Inſel St. Domingo, mit ben 
Commando über das Operationscorps, ernannt. 

29. „ Das Minijterium erleidet bei der Commifjionswahl des Gongrefie: 
zu Prüfung des neuen Wahlgejeßes eine Niederlage und nimmt fein: 
Entlafjung. 


" „ 


2. März. Bildung eines Minijteriums Mon. 

9, „ Die Regierung legt dem Senat einen Gejeßentwurf behufs Auf- 
hebung der Berfaffungsveränderungen von 1858 vor. 

13. „ Der Senat erflärt fih mit 81 gegen 16 Stimmen für bie vor- 
geichlagene Aufhebung der Verfaffungsveränderungen von 1858 und 
die Miederherjtellung der Verfaſſung von 1845 in ihrer Reinheit. 

30. „ Ankunft des ſpaniſchen „Commiſſärs“ Mazarredo in Lima, Die 
peruanijche Regierung will ihn nicht als ſolchen, jondern bloß als 
ſpaniſchen Gefandten anerfennen. 


12. April. Abreife des Spanischen Commiffärs Mazarredo von Lima nad 
Callao. 

14. „ Magzarredo trifft vor den Chinchas-Inſeln mit 2 ſpaniſchen Fre— 
gatten unter Admiral Pinzon zufammen. Die peruaniichen Behörden 
werben von biejem aufgefordert, fich zu ergeben und fügen fich ohne 
Miderftand. Die Spanier bejeten die Inſeln. 

15. „ Auch der Congreß erklärt fi mit 187 gegen 17 Stimmen für 
die Wiederherſtellung ber Verfafjung von 1845. 
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3. Mai. Großes Bankett der Progrefiiitenpartei in Madrid. Diejenigen 
Blätter, welche die dabei gehaltenen Reden bringen, werden gerichtlich 
verfolgt. 

7. „ Admiral Pinzon und Commiſſär Mazarredo erlaffen von ben 
Chinchas-Inſeln aus folgende Erflärung: 

„Die Ereigniffe, welche fih am 14. April auf ben Chinchas-Inſeln zuge: 
tragen haben, find in den dem Publicum bekannten Documenten erklärt wor: 
den. Die Repräjentanten der Königin haben ftets der Mäßigung des perua- 
nijhen Bolfes vertraut, welches man aus bem Memorandum vom 12, des— 
jelben Monats erjehen fann, und die natürliche Ruhe der Gemütber wird bie 
Frage auf ihren wahren Boden ftellen. Heute, da das diplomatiſche Eorps, 
welches in Lima rejidirt, eine Gommijlion, aus den HH. Gejandten Großbris 
tanniens, Frankreichs und Chile's zujammengejegt, nad den Chinchas-Inſeln 
gejandt hat, um mit uns über die jebige Lage zu conferiren, erflären bie 
Unterzeichneten von neuem freiwillig, daß Spanien feineswegs darauf Anſpruch 
macht, fih in die Regierungsform der peruaniichen Republif zu mijchen, und 
dag die Beſetzung der Inſeln als Reprefjalie bis zum Entſchluß der Regie: 
rung 3. Maj. aus bejondern Umftänden jeder andern Feindlichkeitshandlung 
vorzuziehen ift, welche durch Blutvergießen die Regelung der jchwebenden 
Frage verzögern könnte. Die Nepräfentanten der Königin haben den Kauf: 
leuten der Republif und den peruanifchen Agenten in ihren Transactionen 
und in Erfüllung ihrer Rflichten fein Hindernig in ben Weg gelegt, ala ob 
es ſich um befreundete Intereſſen handle. Sie haben ausbrüdlich vom erjten 
Tag an das Laden von Guano den Schiffen verboten, welche nicht das Viſa 
der Behörden von Gallao vorzeigen, die nach den bejtehenden Anjtructionen 
gleichfalls alle Documente der Gapitäne Iegalifiren vor ihrem Abgang nad) 
ihrem Beftimmungsort. Da die Unterzeichneten einen Beweis ihrer guten Ge: 
finnungen liefern wollen, jo bitten fie die HH. Gejandten Englands, Frank— 
reichs und Chile's, gleichfalls zur Kenntniß ihrer Collegen zu bringen: daß 
das Schiff „Iquique“ wieder herausgegeben wird; daß das ſpaniſche Geſchwader 
auf der Defenfive beharren wird, jolange man es nicht nöthigt, eine andere 
Haltung anzunehmen; daß es den Behörden 48 Stunden Zeit gibt, im Fall 
es nothwendig werden follte, gegen irgendeinen Hafen ber Nepublif Feindſelig— 
feiten zu eröffnen; daß die Regierung J. Maj., zufolge ihrer mündlichen Er: 
klärung vom 16. April an den Commandanten der fremden Seejtationen, 
bie Zahlung durchaus feiner befonderen Schuld reclamiren wird, bie nicht 
folgende drei Bedingungen erfüllt, nämlih: daß fie ſpaniſchen Urſprungs ift 
und die Nechte fortlaufend und auch augenblidlih nocd in- den Händen von 
Spanien ſich befinden; daß die Gredite oder Forderungen, welche einigen Zweifel 
auffommen lafjen, einer gemijchten Gommifjion vorgelegt werden follen; endlich 
daß die Gerüchte vom Wunfche feitens Spaniens, in Peru oder in irgendeiner 
andern der nicht anerkannten Republiten Amerika's europäiſche Dynaſtien zu 
errichten, jeder Art von Begründung entbehren.” 


19, „ Der Minifter des Auswärtigen erklärt fi im Congreß neuerdings 
gegen eine Anerkennung Italiens und für die geficherte Unabhängig: 
feit des Papſtes. 

4, „ Mazarredo wird auf feiner Rückkehr nah Spanien in Panama 
infultirt und entgeht nur mit Mühe dem gegen ihn gerichteten Ver: 
folgungen. 





24. Juni. Cine Circulardep. des Minifters des Auswärtigen erklärt, daß 
Spanien das Verlangen Perus, die Chinchas-Inſeln wieder zu rau: 
13° 
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men, abgelehnt habe und daß biejelben bis zu vollftändiger Satis- 
factionsleiftung bejeßt bleiben würden. — Bertagung der Eortes. 


13. Aug. Die Regierung verbannt den Gen, Prim zeitweilig nad) Opiebo. 


13. Sept. Das Minijterium Mon gibt feine Entlaffung ein. 

16. „ Bildung eines Cabinets Narvaez. 

23. „ Das Minijterium Narvaez löst die Cortes auf und ordnet Neu: 
wahlen auf den 22. Nov. an. 

27. „ Das DMinifterium Narvaez geftattet der Königin Chriftine die Rüd— 
kehr nah Spanien. 


26. Oct. Admiral Pareja wird an die Stelle des Admirals Pinzon zum Com— 
mandanten der fpanifchen Streitkräfte in den Gewäſſern von Beru 
ernannt und geht mit einer Art von Ultimatum dahin ab. 


1. Nov. Die Königin empfängt einen DBertreter des neuen Kaiſers Mari: 
milian von Merico. 
12. „ Der Infant Don Enrique wird nad) den canarifhen Inſeln verbannt. 
22. „ Die Corteswahlen fallen in ihrer großen Mehrheit zu unten 
des Minijteriums Narvaez aus, 


14. Dec. Das Minifterium Narvaez bietet der Königin feine Entlafjung 
an (Frage wegen St. Domingo). 

17, „ Das Minifterium zieht fein Entlaffungsgefuh wieder zurüd. 

22. „ Eröffnung der Corte. Thronrede der Königin. 

31. „ Eine vom Minifterium berufene Kriegsjunta beräth die Frage des 
völligen Wiederaufgebens von St. Domingo. 


3. England. 


31. Dec. 1863. England jchlägt den Londoner Vertrags Mächten den fo: 


fortigen Zujammentritt einer Conferenz behufs Löſung der deutſch— 
bänifchen Trage in Paris oder in London vor, ber aus Vertretern 
jener Mächte und eines ſolchen des beutichen Bundes beſtehen würbe. 


9, Jan. Eine Depefche Ruffels an die Gefandten in Wien und Berlin 


il. 


15, 


18, 


erklärt fich geneigt, die von England angeregte Conferenz jo lange 
zu verſchieben, bis Dänemark die Verfaſſung vom 18. Nov. 1863 
mit Beziehung auf Schleswig widerrufen haben werde; allein als- 
dann müfle auch eine Invafion Schleswigs verfchoben werben, bis 
jener Widerruf in verfaflungsmäßiger Weile erfolgen könne. Als 
Verhandlungsbafis für bie Conferenz proponirt England: 1) Auf: 
rechthaltung des Londoner Vertrags. 2) Volle Sicherheit für bie 
deutſchen Unterthanen des Königs von Dänemark in Holftein, Lauen: 
burg und Schleswig. 

„ Eine Dep. Ruffels nah Wien unb Berlin ergänzt feinen Vor: 
ſchlag v. 9. d. M., bez. einer Conferenzbafis, durch Beifügung von 
3) als Zeugniß feiner Abficht, die Verpflichtungen von 1851/52 zu 
erfüllen, jol der König vou Dänemark Franfreih, England, Ruß: 
land und Schweben verfprehen, bem Reichsrath den Widerruf ber: 
jenigen Theile der Verfaffung vom 18. Nov. 1863, ber Schleswig 
betrifft, vorzufchlagen. 


. » Der englifche Gefandte in Frankfurt berichtet an Lord Ruffel über 


bie Vorgänge am Bunde vom gleichen Tage. Der Bericht ſchließt 
dahin: 

„Der Vorgang ift von ber allerernfteften Bebeutung und die Erflärung von 
Oehlerreich und Preußen iftunzweifelhaft eine Verletung der Bun— 
besverfaffung“ (is undoubtedly a violation of the diet’s constitution). 


„ Eine Dep. Ruffels nad) Kopenhagen dringt in Dänemark, ben 
Reihsrath ohne Verzug zufammenrufen und demjelben einen Antrag 
auf Abichaffung der Verfaffung vom 18. Nov., foweit fie Schleswig 
betrifft, vorzulegen. 
„ Rirculardep. Ruſſels an die Gefandten in Paris, Wien, Berlin, 
St. Petersburg und Stodholm: 

. Es ift bie Anfiht I. Maj. Regierung, daß eine angemefjene Rüd- 
ſicht auf moptoerftanbene Intereſſen bie Aufrechthaltung bes Vertrags von 1852 
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und ber Antegrität ber dänifchen Monarchie erheifcht. Zu diefem Zwecke if 
jebodh ein Ginverftändniß und eine Cooperation ber Vertragsmächte 
notbivendig und J. Maj. Regierung wünfcht deshalb zu wiſſen, ob Frankreich 
biezu geneigt wäre, um bie Verpflichtungen des Vertrags von 1852 und nament: 
lih die Antegrität ber däniſchen Monarchie aufrecht zu halten.“ 
18. San. ine Dep. Ruſſels nach Wien verlangt von Defterreich eine for: 
melle Erklärung, daß es an dem Princip ber Integrität der däniſchen 
Monarchie fefthalte. 
Eine Dep. Ruſſels nah Kopenhagen dringt neuerdings in Däne: 
mark, den Reichsrath fofort einzuberufen, um die Novemberverfaffung 


wieder abzujchaffen. 

„... Es wäre das nur die Erfüllung einer Verpflihtung, bie nicht 
geläugnet werden kann, jedoch, ohne Zweifel ohne es zu beabfichtigen, gebrocden 
worden ijt.“ 

20. „ England verlangt auch von Preußen eine förmliche Erflärung, daß 
es an dem Princip der ntegrität der däniſchen Monardie feftbalte. 

24. ,„ Ruſſel Schlägt Franfreid nochmals eine Verftändigung und even: 
tuelle Cooperation der Londoner Vertragsmächte vor: 

„. . . Ihre Maj. Megierung hält feit an der von ben Großmädten im ber 
Einleitung zum Yondoner Vertrag ausgeiprochenen Meinung, daß die Inte— 
grität der dänischen Monarchie nicht blos ein Clement des Gleichgewichts ber 
Mächte, fondern aud ein Pfand des Friedens fei und wünſcht daher die An: 
tegrität ber dänischen Monarchie, die der hauptlächlichite Gegenftand jenes Ver— 
trage war, aufrecht zu erhalten. J. Maj. Regierung ift ängſtlich bemüht, 
biejes Ziel womöglich auf dem Wege friedlicher Unterhandlungen zu erreichen; 
allein es bejtehen in Deutfchland zwei jehr verſchiedene Auffaffungen des Streites 
zwiſchen Deutjchland und Dänemark. Die eine Rartei jucht den Prinzen von 
Auguftenburg in den Befiß von Holftein und nachher auch in denjenigen bes 
Herzogthums Schleswig zu fegen. Gin anderer Theil des Bundes bagegen, 
aus den großen Monarchien Defterreich und Preußen bejtehend, anerkennt den 
Bertrag von 1852 und verlangt von dem jetigen König von Dänemark nur 
die Erfüllung der von feinem Vorgänger in den Jahren 1851 — 52 ein: 
gegangenen Verpflichtungen. Der erite Plan führt zu einer Zerſtückelung 
ber dänischen Monarchie und um die Ausführung diejes Planes zu verhindern, 
fuht J. Maj. Regierung das Einverſtändniß und bie Mitwirkung 
(concert and cooperation) Frankreichs, Nuflands und Schwedens nad, in 
der Abjiht, Dänemark in feinem Widerftande gegen eine folde 
Zerftüdelung wennnötbig materiellelnterftübung zugemäb- 
ren (in ordre to give if necessary material assistance to Danmark 
in the resistance of such dismembrement). Der lan Oeſterreichs und 
Preußens jcheint eine Erfüllung gewifjer Verfprehungen von Seite Dänemarfs 
in's Auge zu faffen, die mit der Unabhängigkeit und Integrität desſelben 
vereinbar wäre und nur für den Kal, daß Dänemark alle diefe Verpflic- 
tungen erfüllen und daß die deutſchen Mächte dennoch weitere Forderungen 
an dasjelbe ftellen fjollten, könnten ernſte Verwidelungen a Dieler 
Fall kann, wie zu hoffen ift, kaum als wahrfcheinlih angenommen werben. 
Allein J. M. Regierung wünſcht auch diefen Fall nicht von der Erwägung ber 
Mächte, die fie zu einem Ginverftändnig mit ibr einladet, unerukbiegen. Es 
ſcheint indeß J. M. Regierung, daß, wenn ein vollſtändiges Einverſtändniß über 
dieſe Angelegenheit zwiſchen Großbritannien, Frankreich, Rußland und Schweden 
hergeſtellt werden könnte, die moraliſche Wirkung einer ſolchen Union an ſich 
ſchon genügen würde, um den beabſichtigten Zweck zu erreichen. Ew. Exc. 
Antwort an Herrn Drouyn de l'Huys bezüglich der Ereigniſſe von 1830 in 
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Belgien war vollfommen zutreffend. In Belgien jtand das Volk auf und 
bemäcdhtigte ſich der Hauptftadt. In Holftein und Schleswig erfolgte dagegen 
die Thronbefteigung des jekigen Königs ganz — Erſt als die deutſchen 
Truppen in Holſtein einrückten und inſurrectionelle Bewegungen ſchützten 
und ermunterten, trat jene Oppoſition gegen die Herrſchaft Chriſtians IX. zu 
Tage und erit als zahlreiche democratifche Agenten des beutichen Nat.Vereins 
fih über die Dorfichaften Holfteins ausbreiteten, zeigte die Ländliche Bevölferung 
irgend einen Wibderwillen gegen die Herrſchaft des Königs von Dänemark. 
Selbſt jet zeigen bie Dorfbewohner wenig Luft, freiwillig die Fluth ber 
deutjchen Invaſion anzufchwellen. Alles berechtigt vielmehr zu der Annahme, 
dag, wenn die deutichen Truppen Holftein räumten, bie Autorität Chrijtian IX, 
leiht und ruhig wieder bergejtellt würde.“ 
24. Jan. Depeihe Ruffels an den engliihen Gefandten in Paris: 

„Der franz. Botſchafter las mir eine Depejche vor, durch die er angewiefen 
war, anzufragen, ob die Depeihe Ih. Maj. Regierung v. 18. d. M. auf 
materielle oder bloß auf moralifche Unterftügung Dänemarks hinweiſe. Ich 
antwortete, daß fie allerdings auf materielle Unterftüßung bin- 
weije.” 

W. „ Die Ganalflotte wird von der Regierung mit Rüdfiht auf bie 
deutſch-däniſche Verwidelung heimbeordert. 
30. „ Frankreich lehnt eine materielle Unterſtützung Dänemarks und einen 


eventuellen Krieg mit Deutihland unummwunben ab. .. 


4, Febr. Eröffnung der Parlamentsfißung durch königl. Commilfion. Die 

Thronrede erklärt, daß 

„bie Lage des europ. Continents der Königin große Sorge verurſache und 
daß fie, bejeelt von dem Wunjche ber Erhaltung des europ. Friedens und 
ununterbrochen bemüht, eine friedliche Ausgleihung der zwiſchen Dänemark 
und Deutichland entjtandenen Differenzen ee und die Gefahren 
abzuwenden, welche aus dem Beginn eines Krieges im Norden Europas ent= 
ftehen dürften, ihre Beitrebungen im Intereſſe des Friedens fortfegen werde.“ 

Adreßdebatte in beiden Häufern. Porb Derby verurtheilt im Ober— 
haus die auswärtige Politif der Regierung namentlich gegenüber Deutjchland, 
das wohl wife, daß ein von dem allfeitig ifolirten England geführter Krieg 
ihm nicht gefährlich fei; in ber That aber wäre ein folcher Krieg Englands 
größtes Unglück. Im Unterhaus beflagt Disraeli die auswärtige „Confuſions— 
politif" Englands; Polen fei erſt aufgemuntert und dann verlaffen, Frankreich 
beleidigt, Deutichland durch Graf Rufjell, Dänemark durch Lord Palmerjton 
aufgehegt worden. Ruſſel vertheidigt im Oberhaus, PBalmerjton im Unter: 
haus bie Regierungspolitif: Der Krieg fei zwecklos, nachdem den beutjchen 
Großmächten angeboten worden, die Aufhebung der däniſch-ſchl eswigſchen 
Novemberverfaffung durch die Großmächte zu garantiren und jene bie Feſt— 
haltung bes Ponboner Vertrags zugefagt hätten. 

6. „ Dänemark verlangt die Hülfe Englands, Franfreihs, Rußlands 
und Schwedens. Das Gefuch ift bei den brei erfteren Mächten auf 
die Garantie Schleswigs vom %. 1720 gejtüßt. 

18, „ Die Forts Vigo und Abrams auf der Infel Corfu werben auf 
Befehl der englifhen Regierung gefchleift. 

19. „ England lehnt das Hülfegefud Dänemarks v. 6. Febr. ab: 

„Ohne den Schritt Dänemarks v. 25. Januar hätte bie englifche Regierung 
Dänemark nicht einmal feine guten Dienfte gewähren können; weitere Schritte 
Tönnten nur im Einverftändniß und nach veiflicher Ueberlegung mit Frankreich 
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und Rußland gethan werben (after full consideration and communication 
with France and Russia).‘ 


20. Febr. England fhlägt Defterreich und Preußen neuerdings den Zufam: | 
mentritt einer Conferenz zu Wieberherftellung des Friedens und zwar 
ohne gleichzeitigen Waffenftilftand vor. Defterreih und Preußen 
erflären fi dazu alsbald im Allgemeinen bereit. Dänemark ſucht 
feine Antwort hinauszufchieben. 3 

26. „ Ruſſel beantwortet im Oberhaufe eine Interpellation bahin, daß 
Jütland als Schabenerfag für gefaperte Schiffe von ben Alliirten 
befeßt werben bürfe, aber nicht als Garantie für Erjak ber Kriegs: 
toften, was Dänemark als eine „Invaſion“ betrachten Fönnte, wodurch 
der Krieg eine Erweiterung erlangen würde. Palmerfton erklärt im 
Unterhaus, die Bafis der von England angeregten Conferenz werde 
ber Londoner Vertrag von 1852 fein, über etwaige weitere Arrange: 
ments könne er dagegen nichts mittheilen. 

29. „ Ruffel erflärt im Oberhaufe, eine Verfolgung Mazzinis wegen 
feiner angeblihen Betheiligung an dem Gomplott Greco und Gen. 
gegen das Leben bes Kaiſers Napoleon fei unftatthaft, ba Beweiſe 
feiner TIheilnahme fehlen. 


5. März. ine Eirculardep. Ruffels ſchildert die bis jet fruchtlos ge: 
bliebenen Bemühungen Englands für Aufrehthaltung bes Friedens 
und mwälzt alle Verantwortung für die möglicher Meife kommenden 
Ereigniſſe von demſelben ab: 

„... Nicht die Hartnädigkeit bes in feinem Staatsrechte verlegten Däne— 
marf, ſondern ber unbegreifliche Eigenſinn Deutjchlands treiben letzteres zu 
Schritten, die uns früher oder fpäter bie Cinmifhung zur Pflicht 
machen werben...“ 

8 Ruffel erklärt im Oberhaufe, die Flotte habe ben Befehl erhalten, 
ſich in den heimifchen Gewäſſern einzufinden, um ſogleich über fie 
verfügen zu Fönnen. 

9. „ Eine Depeche Ruſſels an den engl. Gefandten in Kopenhagen 
präcifirt ber erften ausweidhenden Antwort Dänemarfs auf den Eon: 
ferenzvorſchlag Englands gegenüber die Stellung ber englifhen Re: 
gierung zu einer möglihen Löfung ber beutfch-bänifchen Streitfrage 
durch die vorgeichlagene Conferenz: 

„sh ſehe mit Bedauern, baß Herr Quaade ber Meinung ift, es fei nur 
eine jehr geringe Ausficht auf eine Annahme der Conferenz vorhanden. be 
Sie am 12.5. M. eine Antwort verlangen, bitte ih Sie, Herrn Monrad 
und Herrn Quaade zu jagen, daß es nach ber Anficht der Regierung Ihrer 
Majeftät eine jehr große Unflugbeit wäre, eine gute Ausficht auf bie Löfung 
einer Frage von fich zu ftoßen, wegen beren alle Mächte Deutſchlands bereit 
find, in Waffen gegen Dänemark zu ftreiten, während weber Frankreich 
noch Großbritannien, noch Rußland oder Schweden unter ben 
jegigen Umftänben bereit find, für Dänemark zu kämpfen. Es 
Icheint Faum möglih, daß Dänemarf zu einer fpäteren Zeit eine befjere Ge— 
legenheit finden würde, Frieden zu ſchließen. Wie bie Dinge jetzt ftehen, find 
Defterreih und Preußen bereit, ben Noten vom 31. Januar treu zu bleiben 
und bie Integrität ber dänischen Monarchie aufrecht zu halten, Es ift freilich 
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zu erwarten, daß Defterreih und Preußen bie Bereinigung Holſteins 
mit Schleswig vorjhlagen und daß fie geltend machen werben, daß ber 
von beiden Theilen jeßt eingegangene Krieg bie Vereinbarungen von 1851 
und 1852 zerriſſen babe. An den neuiralen Mächten wird es fein, jene Ver: 
einbarungen mit ben zu den jegigen Verhältniſſen paſſenden Mobificationen 
zu unterjtügen unb eine Organifation der Monarchie vorzufchlagen, die fo= 
wohl zu einem dauernden Frieden führen und bie Kraft Dänemarks als eines 
unabhängigen Staates wahren, wie auch die deutſchen Unterthanen bes Königs 
zufrieden jtellen Könnte. Die dänifchen Minifter müffen ſich erinnern, daß, 
wern der Krieg einmal ausgebrochen ift, die griebensbebingungennoth: 
wenbig von den Greignifien des Krieges abhangen, undes ſteht 
nicht zu erwarten, daß die bänifchen Theile der Monarchie im Stande fein 
werden, einen Kampf gegen bie vierzig Millionen Deutfchen, die ſich bald gegen 
Dänemark zufammenfchaaren dürften, Iange auszuhalten. Aber jelbit die Heere 
Deiterreichs und Preußens allein würden der größten Armee, welde Dänemark 
in's Feld zu ftellen vermag, ſich mehr als gewachien zeigen. Zur See zwar 
ann bie bänifche Kriegsflotte ben deutſchen nn beunrubigen und fchädigen, 
aber es ift nicht wahrjcheinlih, daß ein fo ausgebehntes und reiches Land, 
wie Deutſchland, lange Zeit feine Schwäche zur See ertragen würde, ba die— 
jelbe e8 in den Augen Europa’s herabfegen müßte. Die dänifche Regierung 
denkt vielleicht, daß Defterreich durch feine eigenen Berlegenheiten ſich bald ges 
zwungen fehen werde, die Operationen gegen Dänemark aufzugeben ; aber ſelbſt 
wenn dies ber Fall wäre und Preußen allein im Felde bliebe, jo wäre aud) 
Preußen zu ftark für Dänemark, Wahrfcheinlich aber ift, daß, wern Preußen 
eines Beiftandes bebürfte, bie Heineren beutfhen Staaten ihm zu Hilfe eilen 
würden, und wenn fie dies thäten, würde es zu weiter reichenden Zwecken 
als denjenigen Defterreichs geichehen, und Dänemarf hätte bei einem folchen 
Taufche nichts zu gewinnen. Nach einer Berechnung aller Wahrfcheinlichfeiten 
erjicht Ihrer Majeftät Regierung, daß es im Anterefje Dänemarks ift, eine 
Eonferenz anzunehmen und in einen Waffenftillftand zu willigen, ber jeßt 
auf Grundlage bed gegenwärtigen militärifchen Status quo fich erlangen ließe. 
Ihrer Majeflät Regierung will jich aber nicht herausnehmen, einem unabhängigen 
Staate wie Dänemark irgend eine Politif, welche diefer Staat nicht einfchlagen 
will, vorzuſchreiben. Wäre J. Maj. Regierung gewillt geivefen, fi im Namen 
Großbritanniens zur materiellen Unterftüßung Dänemarks zu ver 
pflihten, fo hätte Ihrer Majeftät Regierung das Recht gehabt, zum Entgelt 
für diefen Beiftand die Art, wie Dänemark feine gegen Deutichland einge: 
gangenen Verbindlichfeiten erfüllen jo, vorzufchreiben. Aber Ihrer Majeftät 
Regierung bat nie ihren materiellen Beijtand angeboten, und fie ift an— 
bererjeit8 nicht weiter gegangen, als daß fie Dänemarf Rathſchläge ertheilt 
bat, mit dem aufrichtigften Wunſche, es dadurch, aber ohne irgend ein Vers 
Iprechen materieller Unterftügung, zur Aufrechtbaltung feiner Integrität und 
Unabhängigkeit in Stand zu jegen. Es wird an ben Räthen bes Königs von 
Dänemark fein, zu erwägen, ob bie gegenwärti e Empfehlung ber britifchen 
Regierung befolgt werben fol. Im Bejahungsfalle werden Frankreich, Ruß: 
land und Schweden gewiß und Deutſchland wahrſcheinlich ben Conferenzvorſchlag 
annehmen. Im andern Falle Tann Ihrer Majeftät Regierung fich Feiner Zus 
verficht a baf Dänemark fpäter eine ebenfo günjtige Lage zu erwarten 
wirb.” 

17. März. Ein Mißtrauenspotum gegen Hrn. Stansfeld als einen ber 
Lords ber Admiralität wegen feiner durch ben Prozeß Greco in 
Paris enthüllten Beziehungen zu Mazzini wird im Unterhaus nur 
mit ſchwacher Mehrheit (171 gegen 161 Stimmen) abgelehnt. 

18. „ Die Debatte über die deutſch-däniſche Frage wird vom Oberhaug 
auf den Wunſch Ruſſels bis nach Oſtern vertagt. 
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21. März. England faßt nad) den Berichten feines Gefandten in Kopen— 


23. 


26. 


hagen die Bedingung, die Dänemark an eine Betheiligung an einer 
Conferenz knüpfte, nicht als eine abſolute, ſondern nur als eine 
von Dänemark gewünſchte und neben anderen mögliche Baſis der 
Unterhandlungen auf und betrachtet demgemäß Dänemark als feinem 


Eonferenzvorichlag zujtimmend: 

„... Was die Gonferenz betrifft, jo it Hrn. Monrad und Hrn. Quaade 
befannt, daß J. Maj. Regierung Defterreih und Preußen vorihlug, zu einer 
Gonferenz zufammenzutreten, um ben Frieden im Norden Guropa’s wieber 
berzuftellen, ohne daß irgend eine andere Bafis von vornherein feitgeftellt werde. 
Defterreih und Preußen haben ben Vorjchlag in dieſer Form angenommen, 
während Dänemark jett erflärt, einer Gonferenz mit ber Bafis der Unterbanb: 
bandlungen von 18%, beitreten zu wollen. Defterreih und Preußen werden 
vorausfichtlich weder auf diefe noch auf irgend eine andere Baſis eingehen, welche, 
wenigftens anfcheinend, ben freien Berathungen der Gonferenz Schranfen jegen 
würden. Aber Hr. Monrad jagt jelbit, während er auf der Bafis der Ber: 
handlungen von 18°%, beiteht, daß die Annahme berfelben nicht die Die: 
fuflion von Arrangements anderer Art ausſchließen würde, wenn ein Ueber: 
einfommen auf jener Grundlage nicht zu erreichen fein wird. Diejes offene 
und praftiiche Zugeſtändniß fcheint die Differenz mehr auf eine formelle zu: 
rückzuführen. Oecfterreih und Preußen, während fie feine Baſis zulafien, 
fönnen ſich nicht weigern, über die Transactionen von 18°%, zu Discutiren, 
und Dänemark, während es auf feiner vorgejchlagenen Bafis beiteht, würde 
nicht anftehen, anderen Arten eines Uebereinfommens Gehör zu ſchenken, wenn 
ein Ginverftändniß auf jener Grundlage ſich als unausführbar erweijen follte. 
Der Ausdrud „Berfonal:Union“ foheint in bie gegenwärtigen Unterhand— 
ungen lediglich gebracht zu fein, um neue Schwierigkeiten zu ſchafſen und 
mehr übeln Willen bervorzurufen. Dänemark kann die Verbindlichkeiten, 
welche ihm der über Holitein und Lauenburg handelnde Artikel des Vertrags 
von 1852 auflegt, nicht abläugnen, und man kann jomit fagen, daß ber König 
von Dänemark diefe beiden Herzogthümer bereits dur das Band ber Perſo— 
nal-Union bejitt. Aber es wird befier fein, dieſen präjudicirlihen Ausdrud 
gar nicht zu gebrauchen. J. Maj. Regierung wird deshalb Frankreich, Ruß— 
land, Schweden und dem deutichen Bunde eine Gonferenz zur Herſtellung bes 
Friedens vorſchlagen und gleichzeitig bemerken, daß Dänemark feine Zujtim: 
mung zu berfelben von der Bedingung abhängig macht, daß die Verhand— 
lungen von 13%, als Grundlage der Berathungen angenommen werden.“ 

» Kine Note des engliihen Gefandten zeigt dem deutſchen Bunde 
bie Eröffnung von Gonferenzen in der deutſch-däniſchen Streitfrage an: 

„... Die Regierungen von Defterreih und Preußen haben ihre Bereit: 
willigfeit Fund gegeben, ihre Vertreter zu einer ſolchen Gonferenz abzuorbnen. 
Auch die Regierung von Dänemark hat die Annahme einer Gonferenz zuge- 
jagt, vorausgeſetzt, daß diejelbe berufen würde, um auf ber Bafis der Ber: 
bandlungen von 18°%, zu beratben. Da nun jene Verhandlungen unter ben 
Aufpicien Defterreihs und Preußens ftattgefunden und die zu Stande ge 
brachten Arrangements mit Dänemark die Genehmigung des beutichen Bundes 
erhalten haben, fo würde J. Maj. Regierung durchaus geneigt fein, dieſe Ver: 
bandlungen und Arrangements zum Ausgangspuncte ber Gonferenzberathungen 
von 1864 zu machen. Aber da es wünjchenswerth ift, jene Mißhelligkeit und 
und bie dadurch zu befürchtende Verzögerung zu vermeiden, jo ſchlägt I. May. 
Regierung vor, als Baſis der Gonferenz fchlechthin diefe anzunehmen: daß 
Mittel gejucht werden, un dem Norden Guropa’s die Segnungen des Frie— 
dens wiederzubringen.“ 


„ Eine Note des engliſchen Geſandten zeigt dem deutſchen Bunde 
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an, daß bie Gonferenzen am 12. April in Pondon eröffnet werben 
folfen und ladet den Bund ein, durch einen Bertreter an denſelben 
Theil zu nehmen. 


3. April. Garibaldi langt in Southampton an. 


4. 


=] 


21. 


23. 


„ Der Herzog von Neweaſtle legt wegen Kränklichkeit das Colonial- 
minifterium nieder. Lord Glarendon tritt ing Miniſterium ein. 
Mr. Stansfeld tritt von feinem Poften als Admiralitätslord zurück. 
Erklärung besjelben. 

» Der Finanzminifter Gladjtone legt dem Unterhaus das Budget 
für 1864/65 vor, das einen Ueberfhuß von 2,570,000 Bf. St. 
aufweist. Der Darlegung antwortet ein lauter und allgemeiner Bei: 
fall des Hauſes. 

„ Korb Palmerfton bemerkt auf eine nterpellation im Unterhaufe, 
daß für eine Vertretung ber Herzogthümer auf der bevorftehenden 
Gonferenz binreihend gejorgt jei, indem fie „burdh ben Geſandten 
ihres geſetzlichen Souveräns vertreten wären“. 

„Oberhausdebatte über die deutſch-däniſche Streitfrage. Lord Strat: 
heden verlangt energiſche Unterſtützung Dänemarks; Lord Ruſſel 
erklärt ſich gegen einen Krieg, indem er auf die Staatsjhuld hin— 
weist. 


. „Großartiger Einzug Garibaldi's in London. Derfelbe jteigt beim 


Herzog von Southerland ab. 

„ Korb Clarendon trifft in jpecieller Miffion in Paris ein. 
„Unterhausdebatte über die deutſch-däniſche Streitfrage in Folge 
einer Motion Osborne's gegen den Londoner Bertrag von 1852. 
Osborne zieht Schließlich feine Motion zurüd. 

„ England verfucht die Londoner Conferenz zu eröffnen, ohne bie 
Ankunft des Vertreters des deutſchen Bundes abzuwarten. Dejter: 
reih und Preußen nehmen indeß feinen Theil daran und zwingen 
dadurch die Gonferenz, fi auf den 25. d. M. zu vertagen. 

„ Erklärung Gladſtone's im Unterhaus über die bevorftehende Wieder: 
abreife Garibaldi’s. Die öffentlihe Meinung beharrt troßdem auf 
der Ueberzeugung, daß der unerwartete Entſchluß Garibaldis durch 
die engliiche Regierung veranlaßt worden jei. 

„ Der Prinz v. Wales bejucht Garibaldi beim Herzog v. Souther: 
land. 

„» Garibaldi ſchifft fich in Begleitung des Herzogs und ber Herzogin 
von Southerland wieder nad Gaprera ein. Abſchiedsadreſſe an 
England. 


1.Mai. Die analflotte wirft in den Dünen Anfer; fümmtliche Be: 


3. 


urlaubte berjelben find telegraphifch einberufen. 
„ Lord Grey erflärt im Unterhaufe, nad) den beftimmteften Ver: 
fiherungen Oeſterreichs werde das öfterr. Nordſeegeſchwader bloß. die 
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Blokade der Elb- und Wefermündungen hindern, nit aber im bie 
Oſtſee gehen; für diefen Fall feien ber englifchen Flotte Inftructionen 
ertheilt, die jedoch nicht mitgetheilt werben könnten. 

9, Mai. Lord Grey theilt dem Unterhaufe die Nachricht von dem öfterr.: 
däniſchen Seegefeht mit: die Dejterreicher feien geichlagen worden 
und nad) Helgoland retirirt, welche (irrthümliche) Nachricht mit Tauten 
Cheers begrüßt wird. 

11. „ Das Unterhaus verwirft die von Baines beantragte zweite Leſung 
ber Reformbill, welche die 6 Pfd.:Miether zum Wahlrecht zulaffen 
will, mit 272 gegen 216 Stimmen. Minifter Glabftone erflärt 
ſich nachdrücklich für die Bill. 

12. „ Der Erzbifhof von Ganterbury empfängt in Mitte einer Anzahl 
von Biſchöfen eine Deputation mit der von 11,000 Geiftlihen unter: 
zeichneten fogenannten Drforder Declaration, daß bie Bibel nicht 
bloß Gottes Wort enthalte, fondern fei und daß die Ewigkeit ber 
Höllenftrafen als koſtbares Eigenthum ber anglicanifhen Kirche 
gewahrt werben müſſe. 

17. „ Sibung der Londoner Eonferenz: Oeſterreich und Preußen tragen 
auf ftaatlidhe Unabhängigkeit der Herzogthümer mit Perjonalunion an. 
Die engl. Blätter wollen wiffen, daß unmittelbar nach der Conferenz 
ein Minifterrath ftattgefunden und Palmerfton auf materielle Unter: 
ftügung Dänemarks angetragen, die Königin aber ihre Zuftimmung 
bermeigert habe. 

26. „ Debatte bes Dberhaufes über die deutſch-däniſche Streitfrage. Lord 
Ellenborougb greift ziemlich deutlich die Königin als bas eigentliche 
Hindernig einer wirkfamern Unterjtüßung Dänemarls an. Ruffel 
erklärt ficy neuerdings gegen einen Krieg für Dänemarf. 

28. „ Sitzung ber Londoner Conferenz: England ſchlägt dem beutfchen 
Vorſchlage gegenüber eine Theilung Schleswigs vor (ſ. allg. Ehronif). 

„ n» Der Lorb:Dbercommifjär der Joniſchen Inſeln unterzeichnet das 
Abtretungsprotofoll und erläßt eine Proclamation an die Jonier. 


10, Juni. Die englifche Flotte geht von Plymouth nad Spitheab (Drohung 
nad der Ditjee hin). 

14, „ Frankreich lehnt zum zweiten Mal bie ihm von Englanb zuge- 
muthete materielle Unterftüßung Dänemarks und einen eventuellen 
Krieg gegen Deutſchland ab. 

18. „ Sitzung der Londoner Eonferenz: England trägt darauf an, bie 
Entſcheidung über eine Theilungslinie in Schleswig einem Schieds- 
richter (dem Kaijer der Franzofen) zu übertragen. Die deutichen Mächte 
nehmen den Vorjchlag nur bedingt an, Dänemark Iehnt ihn ganz ab. 

25. „ Rejultatlofer Schluß der Londoner Konferenzen. 

27. „ Die Regierung legt die Acten ber Londoner Conferenz beiben 
Häufern des Parlaments vor. Lorb Ruffel legt im Oberhaus, Lord 

JPalmerſton im Unterhaus die Politik der Regierung bar. 


England. 205 


Lord Palmerflon: „... Da im erſten Stabium bdiefer Verhandlungen 
far geworben war, daß Franfreih und Rußland feine Neigung batten, 
Dänemarf materiell zu fügen, jo wußten wir, daß bie ganze Laſt biejer 
Kraftanfirengung auf England allein hätte fallen müſſen. Unter biefen Um— 
ftänden haben wir es nicht für pflichtgemäß erachtet, unferer Monarchin die 
Uebernehmung einer folhen Aufgabe zu empfehlen. .. Ich will nicht jagen — 
ich halte es in der That für recht, dieſen Vorbehalt zu machen — daß, wenn 
der Krieg einen andern Charakter annehmen follte, wenn das Beftchen Düne: 
marks als eines unabhängigen Staats in Europa auf dem Spiel ftünde; 
wenn wir Grund hätten zu fürdten, daß wir in Kopenhagen bie Gräuel einer 
mit Sturm genommenen Stadt, bie Zerftörung bes Eigentbums, bie Hin- 
opferung nicht nur feiner Vertheidiger, ſondern feiner friedlichen Einwohner, 
bie darauf folgenden Gonfiscationen, die Gefangennehbmung des Monarchen 
und andere Demüthigungen dieſer Art zu jehen haben wiürben — ich will 
nicht jagen, daß, wenn irgend eines dieſer Greigniffe zu drohen ſchiene, bie 
Stellung Englands nicht ein Gegenjtand für abermalige Erwägung werben 
fönnte. Wir dürften es dann für unfere Pflicht halten, eine andere Politit 
einzufchlagen, aber jedenfalls würde jold eine Veränderung dem Parlament 
angezeigt, unb das Barlament, wenn es zur Zeit nicht figen follte, zu biefem 
Zweck einberufen werden.” 

23, uni. Disraeli trägt im Unterhaus auf eine Adreſſe an die Königin gegen 
das Minifterium an. Kinglafe ſetzt dem Antrag ein Amendement 
zu Gunften des Grundſatzes der Nichteinmifhung in den bdeutfch: 
dänischen Streit entgegen. 

Antrag Disraeli’s: „ES fei eine umterthänige Adreffe an Ihre Mai. 
zu richten, um J. Maj. bafür zu banfen, baß fie die Eorrefpondenz über Däne— 
marf und Deutichland und die Protofole der neulich in London gehaltenen 
Sonferenz dem Parlament vorzulegen befohlen hat; J. Majeftät zu verfichern, 
wie das Haus mit tiefem Leidwejen vernommen habe, daß bie Conferenz ihre 
Sitzungen geſchloſſen, ohne die wichtigen Zwede, wegen beren fie zufammen- 
gerufen worden war, erfüllt zu haben; J. Majeftät großes Bebauern darüber 
auszubrüden, daß das von 3. M. Regierung beobachtete Verfahren bie von 
ihr eingeftandene Politik, die Integrität und die Unabhängigkeit Dänemarks 
zu wahren, nicht feftgehalten, zugleih aber den gerechten Einfluß dieſes 
Landes im Rath Europa’s geſchwächt (lowered) und dadurch bie Bürgichaften 
des Friedens verringert hat.“ 

Amenbement Kinglafe's: Statt obigen Tabels fei der Königin in 
der Adrejje „die Zufriedenheit des Haufes darüber auszufprehen, daß bie 
Minifter in ber jekigen Gonjuncher Speer Majeſtät gerathen haben, fich 
einer bewaffneten Einmifhung in ben jeßigen Krieg zwijchen Dänemark und 
ben deutſchen Mächten zu enthalten.“ 

Parteiverfammlung der Torys, an ber 231 Mitglieber des Unter: 
hauſes Theil nehmen. Graf Derby theilt derſelben den Antrag 
Disraeli's mit. Es wird der Antrag auf bewaffnete Intervention 
zu Gunften Dänemarks geftellt. Graf Derby erklärt fi dagegen 
und will fi überhaupt für den Fall eines Minifterwechfels keines: 
wegs binden. 


2,3. Juli, Die Morning-Poft veröffentlicht eine Reihe apokrypher biplo- 
matiſcher Depejchen, welche das Wiederaufleben der nordiſchen Allianz 
darthun ſollen. 
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4. Juli. Eine PRarteiverfammlung der Torys befchließt, daß Lord Mal: 
mesbury einen mit demjenigen Disraeli’8 übereinftimmenden Antrag 
im Oberhaufe ftellen jolle. 

Beginn der linterhausbebatte über die däniſche Frage. Newdegate 
ftellt den Antrag: 

„Ihrer Maj. die Meinung bes Haufjes zu erkennen zu geben: daß bie 
Unabhängigkeit Dinemarfs und die Befikungen diejes Königreichs unter ben 
von den Vertretern der neutralen Mächte auf ber Conferenz vorgefchlagenen 
Bedingungen garantirt werben jollen.” 

9. Juli. Schluß der viertägigen Unterhausbebatte über die däniſche 
Trage. Der Antrag Newdegate's wird ohne Abftimmung abgelehnt 
und das Amendement Kinglafe’s mit 313 gegen 295 Stimmen an: 
genommen. — Das Oberhaus bejchließt dagegen das Mißtrauens: 
votum Malmesbury’s mit 177 gegen 168 Stimmen. 

29. „ Schluß des Parlaments. Thronrede im Namen der Königin. 


8. Aug. Orundfteinlegung zu einem O'Connel-Denkmal in Dublin. In 
Belfaft wird er dagegen in effigie verbrannt. Vierzehntägige Rube: 
ftörungen in leßterer Stadt zwiſchen Drangijten und Katholiken. 

5—10. Aug. Eine englifche Flotte verbunden mit franzöf. und bolländifchen 
Schiffen forcirt die Meerenge von Simonoſaki in Japan, zeritört 
die Batterien des Fürſten von Negato und jchließt einen Vertrag 
mit demjelben ab. 

12. „ Die Kriegsichiffe beider friegführenden Parteien Nordamerikas werden 
durch Befehl der Königin von allen engliſchen Häfen ausgeſchloſſen. 


10. Oct. (Canada). Programm des Coalitionsminijterium Brown-Eartier. 
Eine Notabelmverjammlung in Halifar (Neu-Schottland) erklärt ich 
einftimmig dafür. Ein Eongreß von Regierungsmitgliedern ſämmt— 
licher englijcher Colonien in Nordamerika zu Quebec beſchließt ein: 
ftimmig die Vereinigung jämmtliher Colonien zu einem Bundesijtaat. 

19. „ (Canada). Gränzverlegung des Gebiets der nordbamerifanifchen 
Union durdy füdjtaatlihe Parteigänger von Canada aus: Ueberfall 
der Stadt St. Albans. Differenzen mit der Union darüber. Heftige 
Erbitterung in den Nordftaaten gegen Canada und gegen England. 

— „ Die Terienreden der Parlamentsmitglieder jprechen ſich überein: 
ftimmend für ben Grundſatz der Nicht-Intervention Englands in 
die Händel des europäijchen Feftlandes aus, fo lange die englifchen 
Intereſſen nicht direct berührt ſeien. Viele regen daneben die 
Trage der Parlamentsreform mit jcheinbar großem Eifer wieder an. 


1. Nov. England anerkennt das Kaiſerthum Merico: die Königin nimmt 
die Greditive eines Bevollmächtigten des Kaifers Mar entgegen. 


19. Dec. (Canada). Die Colonialvegierung läßt die Gränze gegen bie 
Union bejegen, ſucht aber zugleich den gegründeten Beſchwerden der 
letztern möglichſt gerecht zu werben. 


4. FSrankreid. 


3. Ian. Verhaftung von vier Stalienern, Greco und Gen., in Paris 


4, 


8, 


wegen angeblichen Complottes gegen das Leben des Kaiſers. 

„  Gefeßgebender Körper: Der Ausſchußbericht des (gouvernemen— 
talen) Dep. Yarrabure über die von der Regierung für 1863 ge: 
forderten Supplementarcrebite jpricht ſich jehr entjchieden für Been- 
digung der mericanifhen Erpedition und gegen das Syſtem der 
Kriegszüge in fremden Ländern, für die Aufrechthaltung des Frie— 
dens und für Beſchränkung der Ausgaben aus. 

» Die franzöf. Regierung richtet eine Depeſche an ſämmtliche Mittel- 
und Kleinjtaaten Deutjchlands, in der es den Londoner Vertrag ein 
„obnmächtiges Werk nennt und feine Theilnahme an der von Eng— 
land betriebenen Conferenz von derjenigen des deutjchen Bundes ab: 
bängig madıt: 

„Die englifhe Regierung bat am 31. Dec. an die Regierung bes Kaifers 
eine Mittheilung gelangen laffen, in welcher fie den Zujammentritt einer Con— 
jerenz, entweder zu Paris oder zu London, vorjchlägt, die zur Berathung 
über die Angelegenheiten der Herzogthümer berufen fein würde. Sie würde 
aus den Vertretern der Mächte bejteben, welche den Vertrag von 1852 unter: 
zeichnet haben, zu denen ein Bevollmächtigter des Deutfchen Bundes binzu- 
träte. ALS die Regierung des Kaifers das erfte Mal über diefen Gegenjtand 
fondirt wurde, mußte fie, um jede Verwechslung zu bejeitigen, ben wejent- 
lichen Unterjchted deutlich binjtellen, welcher zwifchen einer Gonferenz jtatt: 
findet, die eine fpecielle Frage discutirt, und zwiſchen bem allgemeinen oder 
engeren Gongreß, deſſen Idee vom Kater ausgegangen war. Ein Gongrek, 
der die verjchiedenartigiten Anterefjen zu regeln hatte, bot Elemente der Trans 
action, die, wenn bie Berathung auf eim ijolivtes Intereſſe bejchränft bleibt, 
nothwendig fehlen werden. Indem ber Kaijer fich durch diefe Erwägung leiten 
fieß, und da er überdies eine Verhandlung nicht mehr unter feine Aufpicien neb: 
men wollte, von der er mehrere ber Mächte, die der ‘dee eines Gongrefjes 
zugeitimmt haben, hätte ausjchliegen müfjen, bat er nicht umbin gekonnt, den 
Vorſchlag, die Gonferenz in Paris zufammentreten zu lafjen, abzulehnen. 

„Aber die Regierung bes Kaifers hat darum nicht weniger den Wunfd, 
bie Anftrengungen zu unterjtüßern, welche verjucht werden möchten, um ſchwe— 
teren BVerwidelungen vorzubeugen. Die Erhaltung bes Friedens war ber 
Zielpunft meines erhabenen Herrn, als er die Souveräne zu einer Verſtän— 
digung unter einander einlud, um das politiihe Syitem Curopa's weiter zu 
Seleligen. Der Zweck St. Maj. ift derjelbe geblieben, und obwohl er fort: 
dauernd überzeugt bleibt, daß nur ein einziger Weg mit Sicherheit dahin 
führen kann, fo bat er body feine unbedingte Einwendungen gegen bie Com— 
bination, welche von ber engliichen Regierung angedeutet wurde. Gleichwohl 
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würden einige vorläufige Aufflärungen für ihn nothwendig fein, und dieſelben 
find von den Mächten erbeten worden. 

„Die Londoner Gonferenz von 1852 hat, wie ber gegenwärtige Zuſtand 
ber Dinge e8 zum Ueberfluſſe beweift, nur ein obnmädhtiges Werk zu 
Stande gebradt. Ye Beihlüffe werden heute durch die Mehrzahl ber jecun: 
bären Staaten Deutſchlands bejtritten, jogar durch einige von benen, welde 
ihnen zugejtimmt hatten. Wenn man heute wieder zujammentritt, jo würde 
es wejentlich fein, fich auf Bedingungen zu ſtellen, welche geeignet find, die 
Hoffnung eines befriedigenderen Rejultates zu geben. An erjter Stelle iſt es 
von Wichtigkeit, NA niht dadurch inGonflict mitdbem Bun: 
bestag zu jeßen, daß man bie Bevollmächtigten einlüde, über Fragen zu 
berathichlagen, welche thatſächlich jchon entichieden fein dürften; und bie 
Regierung des Kaijers hat fih an die Mächte gewandt, um zu erfahren, ob 
fie geneigt wären, zum Ausgangspunct den actuellen Statusquo in Holitein 
und in Schleswig zu nehmen, das heißt, die jchwebenden Fragen vorzubebalten. 

„Zu gleicher Zeit Tebhaft mit einem Punkte bejchäftigt, der ein großes In— 
tereſſe für Deutichland zu haben jcheint, ijt ber Railer mit ber englijchen 
Regierung der Meinung, daß die Theilnahme bes deutſchen Bundes an ben 
Verhandlungen, welche eintreten Fönnten, von großem Nugen jein würde. 
Es iſt bedauerlih, daß Deutſchland nicht directen Antheil an ben Arrange 
ments genommen bat, weldhe 1852 zur Herftelung einer neuen Succeffions: 
ordnung in Dänemark getroffen wurden. Aber man muß fich fragen, ob ber 
Bundestag ſich dafür entjheiden würde, auf dieſe Gebanfenreihe einzugeben. 

„Im Scope eines allgemeinen oder engeren Congreſſes, ber noch über 
andere Fragen als bie der Herzogthümer biscutirte, würbe der deutſche Bund, 
wie ich glaube, Kein Bedenken getragen haben, feine Sache einem europäijchen 
Tribunal zu unterbreiten. Einer der Vortheile diefes Verfühnungsplanes war 
eben ber, der Empfindlichkeit und den Intereſſen eines Jeden gerechte Rückſicht 
zu Theil werben zu lafjen. Da aber ber Bundestag bei mehreren früberen 
Gelegenheiten alle die Zumuthungen abgelehnt bat, welche dahin zielten, daß 
bie Unterzeichner des Londoner Tractates feine — mit Dänemark in die 

and nähmen, jo muß der Kaiſer, ehe er ſeinerſeits den Vorſchlag bes eng— 
lichen Cabinets annimmt, fi zuvor Darüber Flar jein, ob bie An: 
I&auungsweije der beutjhen Staaten in diejer Hinſicht ſich 
geändert bat. 

„Dies ift die Mittheilung, Herr Minifter, welche ich Befehl habe, an Sie 
zu richten. Ich würde demnach Ihnen jehr verpflichtet jein, wern Sie mid 
in ben Stand jegen wollten, meine Regierung wifjen zu laſſen, ob bie Idee 
einer Gonferenz durch die Regierung . . . gebilligt wird, ober ob fie gemeigt 
fein würde, in Frankfurt dafür zu flimmen, daß Deutjchland bei dieſer Zu: 
ſammenlunft durch einen bejonderen Bevollmächtigten vertreten werde.“ 


8.—9. Jan. Debatte des gefebgebenden Körpers über bie geforderten 


11. 


außerordentlihen Supplementarcrebite für 1863. Einläßliche Rebe 
Berryerd über bie Finanzwirthſchaft des Kaijerreihe. Der Geſetzes— 
entwurf wird mit 232 gegen 14 Stimmen angenommen 


„Geſetzg. Körper: Beginn der Adreßdebatte; Commiffionsentiwurf einer 
Antwortsabreffe; Amendements der Dppofition, Rede des Hrn. Thiers. 
Commifjionsentwurf einer Antwortsadreſſe: „Sire, der ge 
feßgebende Körper theilt das Vertrauen, das Sie zu feiner Zufammenjeßung 
begen. Trotz ber Lebhaftigfeit des Wahlfampfes bat das Volt doch bewiefen, 
daß es ben kaiſerlichen Inflitutionen, Ihrer Perſon und Oynaftie ergeben ift, 
Im Begriffe, an ber Prüfung ber Staatsangelegenheiten Antheil zu nehmen, 
werben wir niemals biefe Principien und Gefinnungen aus bem Auge ver: 
lieren und, um fie nicht abzufchwächen, ftets im Einflange mit Ihnen handeln, 


Srankreid). 209 


Er. Majeftät hatte Recht, der öffentlichen Meinung auf dem Wege ber In: 
dujtrie- und Handelsfreiheit voranzugehen. Franfreih, das lange 
an fich jelbit gezweitelt, hat heute Vertrauen zu feiner eigenen Kraft. Unjere 
Indujtrie bat durch ihre Anftvengungen und Opfer die fremde Goncurrenz be= 
eben können. . . Ew. Majejtät, deren Freiſinn ſich nicht verleugnet, Fündet uns 
abermals neue Reformen an. Wir werden die uns vorgelegten mit bem 
Wunſche prüfen, Ihnen in Ihrer Liebe zum wahrhaften Fortſchritt beizuftehen. 
Ale Maßnahmen, welche den Zwed haben, die Hinderniſſe, welche ber freien 
Transaction und ber individuellen Initiative im Wege ftehen, fortichaffen, auf 
billige Weiſe in der Arbeitsfrage das Verhältnig zwijchen den in verfchiedenen 
Lebenslagen jtehenden Staatsbürgern zu regeln, die Befugnifje der Gemeinden 
und Departements ohne Schwähung der Gentralgewalt zu erweitern, werden 
von ung mit Beifall und Dank aufgenommen werden... Der Elementarunter- 
richt bat fich jeit 1848 mächtig entwidelt... Der gejeßgebenbe Körper glaubt 
mit Ahnen, Sire, daß die am weijejten regierten Nationen fid) nicht ſchmei— 
cheln dürfen, ftets auswärtigen Verwidelungen zu entgehen, und daß fie bie= 
jelben ohne Selbittäufhung wie ohne Schwäde in Erwägung ziehen müfjen. 
Die Erpeditionen in der Ferne, in China, Cochinchina und Merico, die 
auf einander gefolgt find, haben wirklich viele Gemüther in Frankreich wegen 
der Berpflihtungen und Opfer, weldye fie zur Folge haben, beunruhigt. Wir 
erfennen an, daß fie in der Ferne unjeren Landsleuten und der franzöftichen 
Flagge Reſpekt verjchaffen und auch, daß jie unjerem Seehandel förderlich fein 
fonnen; aber wir würden uns freuen, nächjtens bie guten Erfolge, die Ew. 
Majeſtät ung erhoffen läßt, wirklich eintreten zu jehen. Die Erinnerungen 
unjerer Gejchichte, die Gefühle der Menjchlichkeit, die uns bejeelen, erregen 
unjere lebhaftejte Theilnahme an dem Gejchide ber Polen. Wir haben mit 
Schmerz gejehen, daß die vereinten Bemühungen der drei Großmächte nicht 
baben dazu fommen können, diefe wichtige Frage nah Ihren wohlmwollenden 
Abſichten zu löjen. Wir können durchaus nicht verfennen, daß die auf: 
richtige und herzliche Unterftügung Rußlands bei wichtigen Gelegenheiten Frank— 
reih von Nugen ift. Wir würden bedauern, wenn unjere guten Beziehungen 
zu jener Macht Fälter werden jollten. Auch haben wir mit hoher Befriedi— 
gung jenen bochherzigen Gedanken eines europäifhen Congreſſes auf: 
genommen, defjen Anregung für Ihre Regierung eine Ehre in ewige Zeiten 
jein wird. Franfreih, dem Sie Glanz und Ruhm wiedergegeben haben, weiß 
Ihnen Dank, daß Sie jein Geld und das Blut feiner Kinder nicht für Dinge 
auf das Spiel ſetzen wollen, bei denen weder feine Ehre, noch fein Intereſſe 
beibeiligt ijt. Frankreich, im fich einig und feft, feiner Kraft ſicher und voll 
Vertrauen auf Sie, fürchtet feinen Angriff; heute hat es feinen andern Ehr- 
geiz als den, jeine Ruhe zu fichern, feinen materiellen Wohlſtand durch Arbeit 
und Frieden und feinen Sittenzuftand durch die gewiſſenhafte und jtufenweije 
aufiteigende Bethätigung der bürgerlichen und politiichen Freiheit zu heben.“ 

Amendements der Oppofition: Das Amendement zu $.1 über bie 
offiellen Gandidaturen lautet: „Die zwei Millionen Stimmen, welche 
bie Oppofition erhalten hat, können nicht als das Refultat einiger localen 
Zerwürfnifje betrachtet werden; fie find ein überlegter Ausdruck für die Rüde 
fordberung ber Freiheit. Ohne den adminiftrativen Drud würde fi ganz 
Frankreich der Abjtimmung der Städte Paris, Pyon, Mearfeille, Lille, Bor: 
deaur, Nantes, Touloufe, St. Etienne, Dijon, le Havre, Straßburg, Breft, 
Rimes, Toulon, Met, Mühlhaufen, Nancy, Limoges, Angers, Boulognezjur: 
Mer, St. Lö, Tours, Berjailles, St. Quentin, Dünfirhen, Grenoble, Poitiers, 
Beziers, Cette, Bourges, Laval, Elböuf, St. Omer, Valenciennes, Air, Abbe: 
ville, Chalons-jur-Saone, Baftia, Chartres, Perigueur, Alais, Vienne, Agen, 
Tarare, Sedan, Montlugon, Beauvais, St. Pierre-les-Calais, Valence, St. 
Brieuc, Thiers, Gebweiler, Libourne, Villefrandhe, Sens, Beaune mit ange: 
ihloffen haben, Frankreich zweifelt nicht am ſich ſelbſt; es hält fi würdig 
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ber Rechte, welche alle anderen Völker beſitzen. Die adminiſtrativen 
Freiheiten, welche man ihm verſpricht, haben nur Werth, wenn fie dag 
dienen, bie politijchen Freiheiten zu jihern und zu befejtigen. Letztere 
fünnen durch eritere nicht vergejlen gemacht noch erjegt werden. Das Spitem 
der officiellen Gandidaten vergewaltigte und entitellte die Wahlfreiheit.“ Gin 
Amendement zu $. 2 über „die individuelle Freiheit“ erflärt die Sicher— 
heitsgeſetze und Ausnahmsmaßregeln für unvereinbar mit der individuellen 
Freiheit. Tas Amendement zu $.3 erklärt die Freiheit der Preſſe für das 
fräftigite Mittel der Givilifation. Das Amendemens zu $.4 über die Freibeit 

der Arbeit erklärt die jchon einmal geforderte Aufhebung der Gejeße über 
Koalition der Arbeiter für eine Wohlthat und außerdem erflärt es die Ent- 
widlung der Selbjtäindigfeit der Gemeinden für das einzige Mittel zur Er— 
zielung wahrer Decentralijation. Das Amendement zu $. 5 fordert Entwid- 
lung und Unentgeltlichfeit des Primärunterrihts. Das Amendement 
zu F. 6 erklärt, daß nur der Mangel an liberalen Inſtitutionen das Aufblüben 
von Algerien und feiner Golonien bindert. Kin weitered Amendement 
über Merico verlangt die Beendigung dieſer Frankreich ruinirenden 
Unternehmung. Zu$. 7, der Rom behandelt, wird ein Amendement Seſtellt. 
welches die Beendigung der franzöſiſchen Occupation befürwortet. Im In— 
tereſſe Polens wird endlich durch ein Amendement der Abbruch der diple⸗ 
matiſchen Beziehungen Frankreichs mit Rußland verlangt. 

Rede des Hrn. Thiers: „... Ich erkläre als ehrlicher Mann, wenn 
man uns die notbwendige Freiheit gibt, jo werde ich, für meinen Theil, fie 
annehmen, und man wird mich alsdann unter die Zahl der unterhänigen 
und banfbaren Bürger des Kaiſerreichs ‚zäblen fönnen. Wenn aber uniere 
Pflicht es ift, hinzunehmen, jo geitatten Sie mir auch, Ihnen zu jagen, daß 
die Pflicht der Regierung ift, zu geben. Man bilde fid nicht ein, daß ic 
bier eine trogig fordernde Sprache führen will; nein, ich weiß, daß um zu 
erlangen, man ehrerbietig fordern muß. Ich fordere deßhalb ehrerbictig. 
Für mich fordere ich nie etwas, nur für mein Yand werbe ich nie Bedenken 
tragen, zu fordern, und zwar in dem geziemenden, achtungsvollen Ton. Man 
fei aber auf der Hut! Diejes heute kaum erwachende, biejes aujfochende Land, 
bei dem das Uebergreifen ber Wünſche jo nabe am Erwaden liegt, dieſes 
Sand, das heute gejtattet, daß man für e8 im ehrerbietigften Zon verlangt, 

wird vielleicht eines Tags gebieterijd fordern.“ 


14. Jan. Der Kaiſer ergreift die Gelegenheit der Uebergabe des Baretts 


an den neu ernannten Cardinal Bonnechoſe zu einer politiichen An- 
ſprache an denjelben gegen das Auftreten der neuen Oppofition im 


gejeßgebenden Störper: 

. Sie haben in der Nähe beobachtet, wohin das Aufgeben jebes 
Principg, jeder Regel, jedes Glaubens führt, Darum müſſen Sie auch 
gerade fo wie ich darüber erſtaunt fein, nach fo kurzer Zwifchenzeit die Leute, 
die faum erjt dem Schiffbrudhe entronnen find, wiederum die 
Winde und die Stürme zur Hilfe aufbieten zu feben. Gott 
beſchützt Frankreich zu ſichtlich, um zu gejtatten, daß ber Geijt des Uebels es 
abermals in Aufregung ftürze. Der Kreis unferer Verfaſſung iſt weit gezogen ; 
jeder ehrlihe Mann kann ih ungezwungen innerhalb defjelben bewegen, da 
ein Jeder das Vermögen bejigt, feine Gedanken auszubrüden, die Regierungs- 
bandlungen zu beauffichtigen und an den öffentlichen Gejchäften feinen 
gerechten Antheil zu nehmen. . . .* 

Adrepdebatte des gejeßgeb. Körpers: Amendementsvorjchlag der 
DOppofitton gegen bie officiellen Sandidaturen. Rede des Hrn. Thiere. 


Das Amendement wird mit 198 gegen 44 Stimmen verworfen. 


18, „ Adreßdebatte des gejeßgeb. Körpers. Das Amendement einer 
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ſchutzzöllneriſchen Oppofition gegen den SHandelsvertrag mit Eng— 
land wird mit 182 gegen 50 Stimmen verworfen. 


19 Jan. Hr. Drouyn de l'Huys ertheilt dem engl. Gefandten, der ihn im 


2. 


22. 


Auftrag feiner Regierung auffordert, fih mit den Regierungen von 
Großbritannien, Dejterreih, Preußen, Rußland und Schweden über 
ein gemeinjames Handeln zu der Aufredhthaltung der Beitimmungen 
des Bertrags von 1852 und insbejondere zur Sicherung der Inte: 
grität der däniſchen Monardie zu verftändigen, vorerft eine aus: 
weichende Antiwort: 

„Franfreih hält an dem Vertrag von 1852 feſt; bas beißt, es iſt 
unſer Wunjch, daß berjelbe in Kraft erhalten bleibe Wir erfennen bie 
Wichtigkeit der Integrität der däniſchen Monarchie für das Gleichgewicht 
Europas an, und wir ſehen fein anderes Mittel, diefe Antegrität zu fichern, 
als die im Jahr 1852 fejtgeitellte Succejlionsordnung. Sie verlangen nun 
von uns, mit den anderen Theilnehmern des Vertrags uns zu einent gemein: 
famen Handeln zum Zwecke feiner Aufrechthaltung zu verftändigen. Durch 
weiche Mafregeln jo diejed Einverftändniß und diejes gemeinfame Handeln 
verwirfliht werden? Durch biplomatiihe Mittel? Die haben wir ange: 
wandt und find bereit, fie ferner anzuwenden. Gebt Ihr Vorſchlag weiter, 
etwa, im Notbfall, auf Anwendung von Gewalt, jo müſſen wir unjere Ant- 
wort vorbehalten; wir fagen nicht nein, aber auch nicht ja. ..“ Schließlich 
behält fih der Minifter vor, die directen Befehle des Kaifers einzuholen. 

„ Nahmwahlen zum gejeggeb. Körper: Niederlage der Regierung 
im Dep. Niederrhein und in Epinal. In Nimes dagegen wird 
der Regierungscandidat gewählt (die Wahl aber jpäter vom gejeßgeb. 
Körper anullirt). 


„ Morefdebatte des gejetgeb. Körpers: Das Amendement ber Oppo— 
fition gegen die Sicherheitsgejege wird mit 203 gegen 35 Stimmen 
verworfen. 
„Adreßdebatte des gejeßgeb. Körpers. Es find zwei Amendements 
bezüglich der Preſſe gejtellt; der zweite wird zurüdgezogen, das erfte 
verworfen. 


. „Adreßdebatte des geſetzgeb. Körpers, Das Amendement der 


Oppoſition bezüglich Algier wird mit 222 gegen 18 Stimmen ver— 
worfen. 


. „ Aorefdebatte des geſetzgeb. Körpers: Amendement der Oppoſition 


bezüglich Merico. Umfafjende Rebe des Hrn. Thiers. Das Amen: 
bement wird mit 201 gegen 47 Stimmen verworfen. 


. „ Frankreich lehnt den Antrag Englands auf gemeinfame Maß: 


regeln zu Aufrechthaltung des Londoner Vertrages und einer materiellen 
Unterftügung Dänemarks für gewifje Falle entjchieden ab: 
Depejhe des Hrn. Drouyn de l'Huys: „.. Der Kaifer erfennt bie 
Wichtigkeit des Londoner Vertrags für die Aufrechthaltung des Gleichgewichts 
und fir den Frieden Europas an. Uber die franzöfiihe Negierung, obwohl 
fie dem Awede dieſes Vertrages volle Rechnung trägt, ift gleichwohl bereit 
anzuerfennen, daß die Umſtände eine Aenderung besjelben Kochen fünnen. 
Der Kaifer ift fiets geneigt gewejen, den Gefühlen und Beftrebungen bet 
Nationalitäten große Rüdfiht zu widmen. Es iſt junmöglich, zu leugnen, 
daß das nationale Gefühl und die Beftrebungen der Deutſchen auf * engere 
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Berbindung zwifchen ihnen und ben Deutfchen ber Herzogthümer Holftein und 
Schleswig gerichtet find. Der Kaifer würde Widerwillen gegen Alles 
fühlen, was ibn nöthigen Fönnte, ben Wünjhen der Deut: 
hen mit den Waffen entgegenzutreten. Es würde vergleichsieiie 
leicht für England fein, einen folchen Krieg zu unternehmen, welcher für 
England ſich immer nur auf maritime Operationen, auf Blofirung von Häfen 
und Sefangennahme von Schiffen bejchränfen würde. Aber der Boden Deutic- 
lands ſtößt an den Boden Frankreichs und ein Krieg zwiſchen Frank— 
reich und Deutſchland würde der unglücklichſte und gewagteſte 
allerKriege ſein, auf welche das Kaiſerthum ſich einlaſſen könnte. Außer 
dieſen Erwägungen kann der Kaiſer nicht umhin, ſich zu erinnern, daß er in 
Europa zum Gegenſtande des Mißtrauens und Verdachtes wegen ſeiner ver— 
meintlichen Pläne auf Vergrößerungen am Rheine gemacht worden iſt. Ein 
an den Rheingrenzen unternommener Krieg würde nicht verfehlen, dieſen 
ungerechtfertigten und unbegründeten Verdächtigungen eine viel größere Gewalt 
zu geben. Aus dieſen Gründen kann die kaiſerliche Regierung ſich in keinerlei 
Verpflichtung gegenüber Dänemark einlaſſen. Wenn ſpäter das Gleich— 
gewicht der Mächte ernſthaft bedroht ſein ſollte, dann erſt könnte der 
Kaiſer ſich bewogen fühlen, neue Maßregeln im Intereſſe Frankreichs und 
Europas zu ergreifen. Aber für den Augenblick will der Kaiſer ſeiner Re— 
gierung jede Freiheit der Action reſerviren.“ 


28.129. Jan. Adreßdebatte des geſetzgeb. Körpers: Die Amendements der 


Oppoſition bezüglich Polen werden verworfen. Ebenſo ein ſolches 
bezüglih Rom mit 216 gegen 12 Stimmen. Die ganze Adreſſe 
wird [chlieglih mit 234 gegen 12 Stimmen genehmigt. 


30. Jan. Der Moniteur verkündet das Reſultat der Subfeription auf die 


Anleihe von 300 Mil. Fr. Capital (ſ. Jahrg. 1863 Franfr. 2. 
24. und 25. Dec): Es find nicht weniger als 219,321,536 Fr. 
Nente gezeichnet worden, von denen 25 Mill. unrebucirbar find, jo 
daß alſo alle übrigen Zeichner nur 5% Fr. Nente auf je 100 von 
ihnen gezeichnete erhalten. Die Lage des Schatzes gejtatte überdieß, 
auf alle Ratenvorauszahlungen zu verzichten. 


1. Febr. Antwort des Kaijers auf die Adreſſe des gejeßgeb. Körpers: 


„Die langen und gründlichen Discuffionen waren nicht unnütz, obwohl fie 
beinahe drei Monate gedauert haben. Für jedes unparteiiihe Gemüth ift ibr 
Nefultat geweien, daß jie geſchickt verbreitete Anklagen auf ihr Nichts zurüd- 
geführt haben; die Politif der Regierung iſt beſſer gewürdigt, und wir haben 
eine jejtere und ergebenere Majoritaͤt für unſere Inſtitutionen. Das ſind große 
Bortheile, Nachdem unter jo vielen berkhichenen Regierungen unfruchtbare 
Verfuhe gemacht wurden, iſt Stabilität das erjte Bedürfniß des Yandes 
geworden, Auf einem Boden ohne Feſtigkeit, der immer in Bewegung ift, 
läßt fid) nichts Dauerhaftes begründen. Geit Techzig Jahren wurde die Frei— 
heit zu einer Umfturzwaffe in den Händen ber Rarteien gemacht. Daber die 
unaufbörliden Schwankungen ber Staatsgewalt, welche der Freiheit unterlag, 
und ber Freiheit, die der Anarchie zum Opfer fiel. So darf es nicht mebr 
jein. Das Beifpiel der letzten Jahre beweiit die Möglichkeit, das zu verjöhnen, 
was lange Zeit unverſöhnbar jhien. Der wahrhaft fruchtbringende Fortſchritt 
geht aus der Erfahrung hervor; jein Gang wird nicht durch foftematiiche und 
ungeredhte Angriffe, jondern buch die innige Verbindung der Regierung mit 
einer von Patriotismus bejeelten und von eitler Popularität nicht verführten 
Majorität befchleunigt werden. Erwarten wir von der Einigkeit und ber Zeit 
die möglichen Verbefjerungen; möge bie trügeriiche Hoffnung auf ein chima— 
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riſches Beſſere nicht ohne Unterlaß das gegenwärtige Gute in Frage ſtellen, 
deſſen Befeſtigung durch gemeinſchaflliches Wirken uns am Herzen liegt. 
Bleiben wir Jeder innerhalb unſeres Rechtes; Sie, indem Sie den Gang der 
Regierung erleuchten und controliren; ich, indem ich die Initiative zu Allem, 
was für das Glück und die Größe Frankreichs nützlich iſt, ergreife.“ 


13. Febr. Die franz. Regierung erklärt Dänemark, daß die im Jahr 1720 


von Frankreich der däniſchen Regierung gegenüber eingegangene Ga— 
rantirung Schleswigs auf den gegenwärtigen Stand der Dinge keine 
Anwendung zu finden ſcheine. 


7, Der gejebgeb. Körper ernennt in die Commiſſion zu Prüfung des 


von der Regierung vorgelegten Arbeiter-Coalitionsgeſetzes zum erften 
Mal audh Mitglieder der Oppofition. 

„»  DVerurtheilung der vier Italiener wegen beabfichtigten Attentats 
gegen das Leben des Kaiſers. 

„ Die franz. Regierung lehnt ihren Beitritt zu den von England 
vorgeſchlagenen onferenzen bezüglih der deutſch-däniſchen Frage 
porerft ab, indem fie ihn von dem noch nicht erfolgten Beitritte 
nicht nur Dänemarks fondern aud des deutſchen Bundes abhängig 
macht. 

„ Differenz der Regierung mit dem Cardinal-Erzbiſchof von Lyon. 
Note des Moniteur. 


8. März. Der Kaifer übernimmt das Schiedsrichteramt zwiſchen der Suez— 


9. 


18. 


20. 


canal:Sompagnie und den PVicefönig von Aegypten. 

Wahlniederlage der Regierung in Cambray. Der Oppofitions: 
candidat fiegt mit 16159 Stimmen über den Regierungscandibaten 
Boitelle, der nur 13425 Stimmen erhält. 

„» Beginn der NAgitation in Paris für die bevorftehenden zwei Nach: 
wahlen zum gejetgeb. Körper. Wahlmanifeft und Programm des 
Arbeiters Tolain. 

„ Senatsdebatte über eine Petition gegen irreligiöfe Schriften (Nenan, 
Roman le Maudit, Mad"lle de Quintinine von ©. Sand u. dgl.). 
Der Senat geht ſchließlich doch zur Tagesorbnung über. 

„Frankreich erklärt der englifchen Negierung ihre Abficht, für den 
Tal eines wirklichen Zuftandefommens der Conferenz, den Vor: 
Ihlag zu machen, den „Wunfd der Bevölkerungen“ einer neuen 
Löfung ber deutſch-däniſchen Streitfrage zu Grunde zu Tegen: 

Depefhe Drouyn de !’Huys an den franz. Botſchafter in 
London: „... Ich wünfche, daß Sie vor einer Theilmahme an ber Gonferenz 
bem Londoner Gabinet die Ideen und Empfindungen kundgeben, mit benen 
wir an biejelbe berantreten. Dieſe durchaus freundichaftliche Mittheilung wird 
geeignet fein, beffer als die Gelegenheit bisher es zulich, die Linie bes Ver: 
haltens zu bezeichnen, welche bie kaiſerliche Regierung in ber deutſch-däniſchen 
Frage beobachtet bat. Zugleich wird fie, wie ich hoffe, dazu beitragen, bie 
ar, von Hintergebanfen zu bejeitigen, welhe man ung jo gern 
zufchreibt. 

„Bei der Betheiligung an biefem Verfuche ber Friedensſtiftung fehen wir 
und zwei großen Intereffen gegenüber. Auf der einen Seite haben wir Rüdficht zu 
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nehmen auf Feftitellungen, bie unter dem Gefichtspunfte des europäifchen | 
Gleichgewichts getroffen und mit ber Signatur Frankreichs veriehen find. | 
Andererſeits ift e8 unmöglich, die abweichenden Empfindungen zu verfennen, 
welche fich gegen das Werk ber diplomatischen Bevollmächtigten von 1852 
erheben. Wir find fern davon, bie Weisheit ber Gombination zu beftreiten, 
weldhe unter bie Obhut bes öffentlichen Rechtes Europa's zu ftellen ber 
Gegenftand bes Londoner Vertrages war und wenn wir, von ber Oppofition 
Deutjchlands und ben Kundgebungen dev Herzogthümer abjebend, nur den 
Eingebungen unjerer traditionellen Sympathien für Dänemark folgen dürften, 
würden alle unfere Anftrengungen babin geben, diefen Vertrag aufrecht zu 
erhalten. Aber es ift uns nicht geitattet, die Hinderniſſe zu verfennen, welde 
ſich der reinen und einfachen Ausführung bes Vertrages von 1852 entgegen: 
jtellen. Wenn der Pondoner Vertrag für einige Mächte eine gelonderte Eri- 
ftenz und eine Autorität befißt, die ihm unabhängig von den zwiſchen Deutic- 
land und Dänemark in der nämlichen Zeit eingegangenen PVerbindlichfeiten 
anbaftet, ift er hingegen für andere Mächte eben jenen Werbinbdlichkeiten um: 
terworfen, von denen er ſich nicht trennen läßt. Unter ben deutichen Staaten 
haben die Einen ihre Beiftimmung zu demjelben verweigert oder fie nur in 
eingefchränfter Form ertbeilt, die anderen haben ihm früber zugeſtimmt, er: 
Mären fich aber gegenwärtig von ihm entbunden. Der Deutſche Bund endlich 
ſcheint den Werth einer Afte zu beftreiten, an welcher er nicht Theil genom: 
men bat. 

„Angefichts diefer Verſchiedenheit der Auffaſſungen, welche unüberjteigliche 
Hinderniſſe zu ſchaffen droht, ſcheint es mir unerläßlich, die durch den gegen— 
wärtigen Krieg berührten Intereſſen zu prüfen, ohne ſich ausſchließlich von 
dem Buchſtaben des Vertrags beſtimmen zu laſſen. 

„Der Gegenſtand und der wirkliche Charakter dieſes Streites iſt offenbar 
die Rivalität der Volksſtämme, welche die däniſche Monarchie bilden. Es 
tritt bei jedem derſelben ſein Nationalgefühl an den Tag, deſſen Stärke nicht 
in Zweifel gezogen werden kann. Was kann deshalb natürlicher erſcheinen, 
als daß man, in Ermangelung einer allgemein anerkannten Regel, den 
Wunſch der Bevölkerungen zur Grundlage nimmt? Dieſes Mittel, 
welches mit den wahrbaften Intereſſen beider Theile übereinſtimmt, scheint 
uns am geeignetiten, ein billiges und die Gewähr der Dauer bietendes Ab— 
fommen herbeizuführen. Indem wir die Anwendung eines Grund: 
prinzips unjeres öffentlihen Rechtes verlangen, und indem mir 
fowohl für Dänemarf als für Deutſchland den PVortbeil diefes Princips in 
Anſpruch nehmen, glauben wir die gerechtefte und Teichtefte Löſung dieſer 
—— vorzuſchlagen, welche in ganz Europa eine ſo lebhafte Unruhe her— 
vorruft.“ 


21. März. Wahlniederlage der Regierung in Paris. Carnot und Garnier— 
Pagès, beide gew. Mitglieder der proviſoriſchen Regierung von 1848, 
werden mit großen Mehrheiten zu Vertretern der Hauptſtadt im ge— 
ſetzgeb. Körper gewählt, obgleich die Regierung keine officiellen Can— 
didaten aufgeſtellt hat. 

22. „ Neue Note des Moniteur gegen ben Cardinal-Erzbiſch. v. Lyon. 

24. „ Ausbrud des Aufruhrs der arabifhen Stämme in Algier. 

30. „ Mazzini wird vom Aſſiſenhofe wegen angebliher Theilnahme am 
Complott Greco in contumaciam zur Deportation verurtheilt. Im 
Requifitorium des Generaladvocaten wird Mr. Stansfeld, einer ber 


Lords der Abmiralität und fomit Glied der engl. Regierung, mög- 
lichſt einbezogen. 
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7. April. Depeſchen des Hrn. Drouyn be l'Hhuys an ben franz. Bot— 


28. 


ſchafter in London v. 28. März, 3. u. 7. April ſchwächen die 

Depeſche v. 20. März bez. Volksabſtimmung in Schleswig-Holftein 
wieder einigermaßen ab. 

„ Der Marineminifter hat auf Antrag des Gefandten ber Ber. 
Staaten den Bau und die Ausrüftung von 4 conföderirten Schiffen 
in Nantes und Borbeaur auf Grund der Neutralitätserflärung von 
1861 verboten. 

„Convention zwijchen Franfreih und dem neuen Kaifer von Merico 
(1. Merico). 

Ein Schreiben des Kaifers an den Yinanzminifter Fould meist 
denjelben an, die erjte mericanifche Ratenzahlung dazu zu verwenden, 
das zweite Zehntel der Einregiftrirungsgebühren aufzuheben. 

„ Kröffnung des mericanifhen Anlehens in den Burecaur bes 
Credit mobilier. 

„ Schluß der Subfeription auf das mericanifhe Anlehen. Das: 
jelbe bat lange nicht vollftändig untergebradyt werden Fönnen. 

„  Rundjhreiben des Minifters des Innern an die Präfecten bezüg— 
lich der Neuwahlen der Generalräthe aller Departements: die Re: 
gierung jei entichloffen, alle Kandidaten aufs entichiedenfte zu bekäm— 
pfen, die fich nicht offen und rüdhaltlos zu ihrer Politik befennen. 

„Geſetzgebender Körper: Debatte über das Arbeiter-Coalitionsgefek. 
Emile Dllivier tritt auf Seite der Regierung gegen die Oppofition. 
Darimon tritt ihm von dieſer Seite allein bei. 


” 


. Mai. Der Moniteur erfheint von heute an auch in einer Abenb- 


ausgabe zu 5 Ets., zu welchem Preije Fein anderes Blatt mit ihm 

concurriren kann, und wird auch in ber Provinz mafjenhaft ver: 
breitet. 

„ Der gefebgeb. Körper nimmt das Coalitionsgefeb nach langen 
und leidenſchaftlichen Debatten, namentlich zwiſchen Jules Favre und 
Dllivier, mit 232 gegen 25 Stimmen an. 

„ Bier Geiftlie der Erzdidcefe Paris verlangen vom Erzbiſchof 
auch für Paris die Annahme der römiſchen ftatt der gallifanijchen 
Liturgie. Der Erzbiſchof antwortet ausweicdhend. 

„Geſetzgeb. Körper: Beginn der allgemeinen Discuffion über das 
Budget für 1864. Rede Thiers über die Finanzlage. 

Girculardep. des Hrn. Drouyn de l'Huys an die Repräfentanten 
des Kaijers im Auslande über den Beihluß des Congreſſes ber 
Ver. Staaten bezüglich der Errichtung eines Kaiferthrones in Merico 
(j. Ver. Staaten): 

„Herr Dayton bat mir eine Depefche vorgelefen, welche ber Staatsjefretär 
ber Vereinigten Staaten an ihn gerichtet hat, um die Verantiwortlichkeit ber 
Regierung von Wafhington fiher zu ftellen und zu conftatiren, daß ein Votum 
der Repräjentantenfammer ober des Senates und ſelbſt der beiden Kammern, 


„ 
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wenn es ſich auch ihrer Beachtung empfiehlt, fie doch nicht nöthigen kann, 
ihre Politik zu ändern oder ihr bie Freibeit des Auftretens zu nehmen. Herr 
Seward fieht nicht dem geringiten Grund, welcher ihn beftimmen könnte, in 
ber mericanifchen Frage eine andere Haltung anzunehmen, als bie, welde 
bisher die feinige war, und wenn jeine betreffenden Abfichten jich ändern ſol— 
ten, jo würden wir direct und zur gehörigen Zeit von diefem Beſchluſſe und 
ben Beweggründen, bie ihn hervorgerufen, in Kenntniß gejeßt werben. Ich 
antwortete Herrn Dayton, daß in der Meinung der Regierung des Kaijers 
eine joldhe Aenderung durch nichts gerechtfertigt werden könnte; daß unier 
Vertrauen in die Weisheit und das Verfländniß des amerifanifchen Gabinets 
zu groß fei, als daß wir ihm irgend eine Idee unterjchieben, welche dur 
unüberlegte Handlungen die wahren Intereſſen ber Vereinigten Staaten com: 
promittiren könnte. Indem ich Herrn Dayton die ganze Beiriedigung aus: 
brücte, welche der Regierung des Kaiſers die Verfiherungen verurlachten, bie 
er mir zu geben beauftragt jei, fügte ich hinzu, daß ich in Wirflichfeit glaube, 
daß jelbit vom Standpuncte der Vereinigten Staaten aus die Wabl zwiſchen 
ber Herftellung eines fejten und regelmäßigen Auftandes in Merico und ber 
Verewigung einer Anarchie, deren ernfte Unbequemlichfeiten fie zuerft empfum: 
ben und darauf aufmerfjam gemacht hätten, nicht zweifelhaft fein Könnte. Die 
Reorganifation eines ungeheuren Landftriches mit der Rüdfebr der Ruhe umd 
Sicherheit, dazu berufen, in der Welt eine wichtige ftaatswirtbichaftliche Rolle 
zu jpielen, müßte befonders für bie Vereinigten Staaten eine Quelle wirt: 
licher Vortheile fein, weil ihnen dadurch ein neuer Markt eröffnet werde, aus 
bem fie wegen ihrer Nachbarichaft größeren Nuten zieben würden, als alle 
anderen. Das Wohlergehen Mericos entfpredhe daher ihren wohlverftandenen 
Intereſſen, und ich jei ber feften Anficht, daß die Wafhingtoner Regierung 
diefe Wahrheit nicht mißkennen werde.“ 


13. Mai. Der Moniteur meldet, daß die Regierung die Publication des 


15. 


21. 


ar, 


28. 


31. 


päpftlichen Breves über die Einführung ber römiſchen Liturgie ftatt 
der gallifanifchen in der Erzdiöcefe Lyon nicht geftattet habe. 


„ Der Gardinal-Erzbiihof Bonald von Lyon läßt in allen Kirchen 
einen Hirtenbrief verlejen, worin er bie allgemeine Unterwerfung 
unter den päpftlihen Willen bezüglich der neuen (römijchen) Kirchen: 
gebete vorausjeßt, jedoch das päpftliche Breve nicht ausdrücklich 
erwähnt. 


„ Der Gefeßgeb. Körper beendigt die Feſtſtellung des ordentlichen 
Budgets für 1864. Gegen das Ganze besfelben ftimmen 13 Mit- 
glieder. (Berryer, Geroult (Opin. nat.) und Havin (Siecle) ent: 
halten fi; Thiers ftimmt für dasfelbe). 

„ Marihall Pelifjier, Generalgouverneur von Algier }. General 
Martimprey tritt proviſoriſch an feine Stelle. 


„ Der gejeßg. Körper genehmigt das außerordentliche Budget und 
einjtimmig die Supplementarcerebite für 1864. Schluß der Seffion. 
Abjchiedsrebe des Herzogs von Morny. 


„» Der Senat genehmigt einftimmig das ordentliche und das außer: 
ordentliche Budget, ſowie die Supplementarcredite für 1864 nad 
ben Auſätzen des geſetzgeb. Körpers. Der Bericht des Marquis 
d'Audriffet Spricht fich dabei fehr entfchieden für den Frieden aus. 
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2. Juni. Renan lehnt feine Ernennung zum Bibliothefar an ber Tail. 
Bibliothek (indirecte Entfernung von feinem Lehrjtuhl am College 
de France) ab. Brief desjelben an den Unterrichtsminiiter. 

10. „ Frankreich lehnt zum zweiten Mal den Vorſchlag Englands, bas- 
felbe in einer kriegeriſchen Demonftration gegen Deutſchland zu 
unterſtützen, ab: 


„... Der erfte Kanonenſchuß bei einer maritimen Demonftration 
würbe für ung einen Krieg zu Waffer und zu Fand nad fich ziehen. 
Es ftünde ung nicht, wie England, frei, unjere Operationen ausfchließlich 
nach unferem Willen einzurichten. Trotz unjerer Bemühungen ben Krieg zu 
localifiren, würde e8 ung nur ſchwer gelingen, den Ausbruch besjelben an 
unfern Gränzen zu verhindern. Es wäre nicht unmöglich, baß bie Demar: 
cationslinie, für welche wir die Waffen ergriffen, von dem Lande felbft zurück— 
gewiefen würde, und wir geriethen gleichzeitig in Gonflict mit den Bevölke— 
rungen ber Herzogtbümer, wie in Kampf mit den Mächten Deutichlands. Ein 
foldyes Unternehmen würde die Entfaltung aller unſrer Hilfsmittel erheifchen 
und uns unermeßliche Opfer auferlegen. Wäre, angefichts einer ſolchen Even: 
tmalität, England geneigt, uns eine unbegränzte Unterftüßung zu 
leihen ? Indem die Regierung Str. Maj. die großen Staatsförper um ihre 
Mithülfe angeht, müßte fie ihnen erflären, um welher Vortheile willen 
das franzöfiiche Blut fließen fol. Würde uns das englifche Gabinet in bie 
Lage verfegen auf diefe Frage, bie erfte ficherlih, die man an uns ſtellen 
würde, Antwort zu geben? Was uns anbelangt, fo bafteten unjere Gedanken 
nie an biefem Punft. Wären wir von ehrgeizigen Planen geleitet, fo hätten 
wir uns vielleicht die gegenwärtige Gelegenheit zu nutze zu machen gejucht, 
indem wir uns ein zu deren Befriedigung fich eignendes Verhalten vorgezeich- 
net hätten. Wir find aber derartigen Inbetrachtnahmen völlig fremd geblies 
ben. Lord Ruſſel jcheint zu glauben, daß eine Demonitration zur See ftatt: 
finden könne, ohne daß ein Gonflict daraus entftünde, und daß Drohungen 
binreichten, um mit den Anjprüchen Deutfchlands fertig zu werben. Allein 
fann in einer frage, in welcher das nationale Selbftgefühl in jo hohem Grab 
beteiligt ift, diefe Rechnung nicht fehlichlagen? Iſt nicht vorauszufehen, daß 
das Volksgefühl fih mit Macht gegen uns ausiprechen würde? Zugegeben 
ſelbſt, daß man ſich auf feinen bewaffneten Angriff gefaßt zu machen brauchte, 
jo würde es doch unvermeidlich zu Kundgebungen fommen, bie wir ſchon 
ihres Charakters wegen nicht dulden dürften. Wir würden uns alsdann in 
ber Lage fehen, entweder fie zu erwiedern ober eine moralijche Nieberlage hin: 
zunehmen. Bor dem bedauerlihen Ausgang, den unfere gemeinfchaftlich un: 
ternommenen Schritte in der holjteinischen Frage nahmen, hatte das Anjehen 
der beiden Mächte noch Feine Beeinträchtigung erlitten, und fie Tonnten es 
darum unbedenklich aufs Spiel ſetzen. Heutzutage würden aber Worte, benen 

’ feine Thateu folgten, und leere Manifejtationen ihrer Würde verhängnißvoll 
werben.” 


1. „ Ein Deeret des Kaifers fpricht nunmehr ausbrüdlich die Ent: 
feßung Renans von feinem bisherigen Lehrjtuhl aus. 

14. „ Die Brofefforen des collöge de France demonftriren für Renan, 
indem fie für den erlebigten Lehrftuhl desſelben eine persona in- 
grata borjchlagen. 

16. „ Zahlreiche Hausfuhungen in Paris und den Departements wegen 
angebliher Uebertretung des Vereinsgeſetzes bei Gelegenheit ber 
Wahlen zum gefeßgeb. Körper. 

— „Das Refultat der Generalrathswahlen in ganz Frankreich (außer 
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Corſika) ergibt 904 Mitglieder für die Regierung, 20 für die 
Oppoſition und 79 Nachwahlen. 


20. Jun. Eine Japaniſche Geſandtſchaft unterzeichnet ein Arrangement mit 


28. 


Frankreich und reist am folgenden Tage wieder ab. 
Girculardep. des Hrn. Drouyn de l'huys über das Miflingen ver 


Londoner Konferenz: 

. As alle anderen Combinationen erſchöpft waren, formulirten wir 
einen Teten Antrag. Wir brachten in Vorſchlag, die Bevölkerung, um welche 
ber Streit ging, fich jelbjt erflären zu Taffen und fo ber Gonferenz bie zur 
Ziehung einer Demarcationslinie nad aller Billigfeit erforderlihen Daten an 
bie Hand zu geben. Wir haben dem Abbruche der Verhandlungen nicht vor: 
beugen fünnen und ber Streit ijt jeßt von Neuem in bie Entſcheidung der 
Waffen geſtellt .. . Die öffentliche Meinung zeigt ſich über die Wiederaui: 
nahme ber Feindfeligteiten lebhaft erregt und fieht mit Unrube den Folgen 
entgegen, welche ein jo ungleicher Kampf nach ſich zieben muß. Was uns 
betrifft, jo können wir die Tragweite von Greigniffen nicht verfennen, welche 
fo direkt bie Interefjen aller Scemäcdte des Nordens und jelbjt das Staaten: 
Gleihgewidht in bdiefem Theile Europa’s berühren. Wir hegen den auf: 
richtigſten Wunſch, daß die Gefahren, die daraus erwachſen Fünnen, vermieden 
werben möchten, und von berjelben Sejinnung geleitet, weldhe uns bisher als 
Richtſchnur gedient hat, wünjchen wir in dev von uns angenommenen umpar: 
teiiſchen Haltung zu verharren, und wollen hoffen, daß Feine fchwere 
Verwidlung entjtehen möge, welde ung in die Notbwenbig: 
feit verfjege, eine andere Rolitif zu ergreifen.“ 


1. Juli. Der am 20. Juni paraphirte Hanbelsvertrag mit der Schwei; 


5. 
15. 
23. 


wird in Paris unterzeichnet. 
Der Kaijer richtet ein Schreiben an General Deligny, um ihn 


für die Beendigung des Feldzugs in Algerien zu beglückwünſchen. 
Abſchluß eines Vertrags mit Cochinchina durch Hrn. Aubaret. 

(Bis Ende 1864 von der franz. Regierung noch nicht ratifizirt.) 

Bericht des Kriegsminiſters und Decret des Kaiſers, durch welches 

der bisherige Conflict zwiſchen Militär- und Civilgewalt in Algerien 
zu Gunſten der erſteren entſchieden wird. 

„Deopeſchen des Hrn. Drouyn de l'Huys an die Cabinette von 


Berlin und Wien. 

Der Minifter beginnt mit der PVerficherung, daß Frankreich fortwährend 
in feiner unparteiifchen Zurüdhaltung verbleibe. Allein es wäre wünſchens— 
wert, zu wiljen, auf welcher Grundlage denn der Friede zu Stande kommen 
fol, da einerjeits die Verträge für hinfällig erflärt werden, alfo die Grund: 
lage bes alten Rechtes verlaffen fei, andererjeits aber man nicht geneigt fcheine, 
das neue Recht, das auf der Berufung an den Willen der Bevölkerung be: 
ruhe, in Ausführung zu bringen. Die Depefche ſchiebt ferner den jiegreichen 
Mächten die Verantwortung für die Folgen zu, wenn fie Dünemarf cin zu 
hartes Geſchick auferlegten, und bebt namentlich als eine maßloje Forderung 
hervor, daß einzig buch das Recht der Eroberung ohne Befragung 
des Volfswillens zweibundert: bis zweihundertfünfzigtaufend Dänen in 


”„ 


" 


Schleswig mit Deutichland vereinigt werden ſollen. 


2. Aug. Schiebsfprudy des Kaifers in ber Suezfanalfrage (ſ. Türkei). 


Frankreich. 219 


Aug. Erſtinſtanzliche Verurtheilung der ſog. Dreizehn wegen Bildung 


r 


eines unerlaubten Vereins bei Gelegenheit ber lebten Wahlen. 


„ Bericht des däniſchen Gefandten in Paris an feine Regierung 
über bie augenblidlihe Haltung .des franzöf. Gouvernements gegenüber 
Dänemarf: 


„Ich babe geitern die Ehre gehabt, Ew. Greellenz ein Telegramm folgen: 
den Inhalts zuzuftellen: — — — Wie fchmerzlih e8 mir auch war, habe 
ich doch für meine Pflicht gehalten, Ew. Ercellenz diefe telegraphifche Mitthei: 
lung obne Verzug zu machen, da fie die Hauptpunkte eines langen von mir 
tur; vorher mit dem Faiferl, Minifter des Auswärtigen geführten Geſprächs 
zuſammenfaßt. Ohne mir eine neue Begebenheit mitzutheilen, hat Hr. 
Drouyn de l'Huys geftern in fo beftimmten Worten fich gegen mich ausgejprochen, 
daß es unmöglich fcheint, fih Hofinung zu machen, daß der gegenwärtige fin- 
ftere Horizont fih auffläre. Wir leiden unter dem Drud des allgemeinen 
Zuſtandes in Europa, wie er für den Augenblid vorliegt, und wie er ung 
offenbar geworden ift durch die perfönfiche Annäherung, welche zwijchen ben 
Soupveränen der brei nordiichen Höfe ftattgefunden hat. Es jcheint unzwei— 
felbaft, daß die Allianz, welche Frankreich mittelft des Krimfriegs glüdlich 
geiprengt batte, für den Augenblif mehr ober minder eine vollendete That: 
lache ſei, welcher gegenüber der Kaifer, verlaffen von England, oder wenigitens 
auf biejen Staat nicht zu rechnen vermögend, eine noch mehr als früher 
zurüdbaltende Stellung zu beobachten fich entichloffen hat. Nur auf biefe 
Reife kann man fi, ich will nicht fagen die Zurückhaltung, fonbern bie 
Schwäche erklären, welde die faiferl. Regierung an den Tag legt, indem 
fie den Verluſt des ganzen Schleswigs zugibt, und die Ausplünderung Däne— 
marfs eine folhe Ausdehnung nehmen läßt, daß ber ganze Norden für bie 
Zufunft machtlos daftebt und Deutichlands wahrjcheinlichen Erweiterungs:- 
planen feinen ernfthaften Widerjtand entgegenfegen kann. Ich habe geftern 
Hrn. Drouyn de l'Huys dieſe Betrachtungen mitgetheilt, die unter normalen 
Berbältnifien ficher einen entſcheidenden Einfluß auf die Thätigfeit ber fran— 
zöfiſchen Politif üben würden; aber meine Worte waren vergeblich, und ich 
bin genöthigt, zu bemerken, daß man bier feſt entfchloffen zu fein jcheint, be: 
fondere Rüdfiht auf Europa’s Zuftand und bie wirklichen oder eingebildeten 
Gefahren einer Goalition zu nehmen. In dieſer Beziehung, ich wieberhole e8, 
läßt die geftern von Hrn. Drouyn geführte Sprache durchaus feinen Zweifel 
iu. Indem der Miniſter beflagte, daß das Kopenhagener Eabinet 
niemals Franfreihs Rath befolgt habe, namentlidy auch ben nicht, 
welchen ber Kaiſer zulegt durch mich gegeben, jprach er die Meinung aus, baß 
dasganze Schleswig für unsverlorenfei, und auf meine Frage fügte 
er binzu: daß Frankreich ji der Ancorporation Schleswigs ın 
ben beutihen Bund nicht widerfegken würde. „Wir werben freilich, 
jagte mir Hr. Drouyn de l'Huys, hierüber Vorſtellungen machen; aber jeen 
Sie fein zu großes Vertrauen auf uns in dieſer Frage. Wir werben ung 
nicht ernjtbaft zur Wehr jegen, namentlich wenn es wirklich ber Fall ift, daß 
die Bewohner Schleswigs mit dem Bunde vereinigt zu werben wünſchen.“ 
Nah dem, was Hr. Drouyn de l'Huys mir fagte, betrifft — die übrigens 
nicht bebentende — Uneinigfeit, die zwifchen DOefterreih und Preußen bejtebt, 
mebrere verjchiebene Punkte. Ganz gegen Preußens Wunſch iſt Oefterreich 
geneigt, ben beutichen Bund mit in ein gemeinjfames Auftreten gegen Däne: 
marf zu ziehen; ber Prinz von Auguftenburg wird für den vom Wiener 
Gabinet begünftigten Prätendenten angejchen, während ber Großherzog von 
Oldenburg Hrn. v. Bismards Candidat ift. Endlich ift das Berliner Gabinet 
geneigt, den Krieg nach Fühnen überzuführen, und bie öſterreichiſch-preußiſche 
Flotte in die Oſtſee laufen zu laſſen und Kopenhagen anzugreifen, während 
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das Wiener Cabinet nicht gewillt iſt, dem Kampf ſolch eine neue Ausdehnun 
zu geben.“ 

12. Aug. Zweiter Bericht des däniſchen Geſandten in Paris an feine Re 
gierung über die Haltung des franz. Gouvernements: 

Ich füge hinzu, daß Hr, Drouyn be HHuys uns räth, fo ſchnell alı 
möglich Srieben zu fchließen, und daß er ber Meinung ift, daß wir unver 
züglich eine Waflenrube verlangen müßten, welches Verlangen er in Wier 
und Berlin befürworten zu wollen verfpriht. Ich babe natürlid Ew. Gr 
cellenz dieſe Mittheilung nicht zugehen lajfen, ohne mit dem Miniſter dei 
Aeußern gejprochen zu haben. Hr. Drouyn be l'Huys, den ich ganz im Ber: 
trauen fragte, wie der Kaifer nach feiner Meinung einen eventuellen Schrit! 
in biefer Beziehung aufnehmen würbe, antwortete mir: daß er überzeugt fei 
baß ber Kaifer in ber angegebenen Richtung den beutjchen Mächten gegemüber 
nicht die Jnitiative ergreifen würde, theils um ſich nicht einer Ablehnung 
auszufegen, was ja immer etwas unangenehm it, theild um nicht, wenn aud 
nur bem Anfcheine nach, irgend eine Verantwortung für die Vereinbarung zu 
tragen, welche zwifchen Deutfchland und Dänemark getroffen werden möchte. 
„Ferner,“ fügte Hr. Drouyn de l'Huys hinzu, „bin ich davon überzeugt, das 
es unter ben gegenwärtigen Verhältnifien in Ihrem eigenen Intereſſe ift, wenn 
Sie fih unmittelbar an Deutfhland wenden; eine Verlängerung Jhres Wider— 
ftands würde ein Wahnſinn fein, und jedes faliche Selbjtgefühl muß in dieſem 
Augenblid bei Seite geſetzt werden. Wenden Sie ſich ſo ſchnell als moͤglich 
an Deutſchland, und ich verpflichte mich, ſowohl in Wien als in Berlin jeden 
von Ihnen geſtellten Antrag auf Waffenſtillſtand oder Waffenruhe ſofort zu 
unterſtützen. . ..“ Welche Sprache der Miniſter bed Aeußern und bie officiel: 
len und officiöſen Organe der Preſſe auch führen, ſo ſtehe ich nicht an, zu 
verfichern, daß bie Annäherung zwiſchen ben drei nordiſchen Höfen einen ſehr 
ftarfen Einfluß auf bie Plane ber kaiſerlichen Regierung ausübt. Dieſe 
zeigt in Wirklichkeit Deutihland ein befonders merfwürbiges Entgegenfommen. 
Ohne davon zu reden, hub der Kaifer bei ber legten Durchreite des Hrn. 
v. Beuft durch Paris dieſem die mehr oder weniger beſtimmte Verſicherung 
gegeben hat, daß er ſich nicht widerſetzen würde, wenn Deutſchland Schleswig 
ganz und gar in Beſitz nähme — eine Einräumung, weldhe dem Aufgeben 
bes Nationalitätsprincips zum Vortheil des Eroberungsrechtes entſpricht 
ſo zeigt die Erklärung, welche Hr. Drouyn de l'Huys mir neulich in Bezug 
auf die eventuelle Incorporirung Schleswigs in den deutſchen Bund machte, 
ganz deutlich, daß der Kaiſer entſchloſſen iſt, was auch geſchehen möge, feine 
zurüdhaltende Stellung nicht aufzugeben. Dieſer Beſchluß ſcheint mir jo fefi 
zu fein, daß ich glaube, daß berjelbe felbft in dem Fall nicht aufgegeben wer: 
ben würbe, wenn bie Rede davon wäre, daß ganz Dänemark in ben beutichen 
Bund träte. Lord Cowley theilt diefe Meinung, obgleich Hr. Drouyn be 
l'Huys ihm jowie mir vor einiger Zeit erflärte, daß Frankreich mit Waffen: 
gewalt unb mit feiner ganzen Kraft ſich einer Löſung ber Frage in biejer 
Richtung widerſetzen würbe.“ 

14. „ Dritte Depeſche des däniſchen Geſandten in Paris an feine Re 
gierung über bie Haltung der Weftmächte gegenüber Dänemark: 
„Das Einverſtändniß, welches ſich in der letten Zeit, was niemand bier 
bezweifelt, zwifchen den Höfen von St. Petersburg, Wien und Berlin gebildet 
bat, muß nothwendig einen Tenntlihen Einfluß auf das Verhältniß zwiſchen 
den Cabinetten von Paris und London ausüben. Es ſcheint in Wabrheit 
unmöglich, daß die Erneuerung einer Tripel-Allianz nicht eine Annäherung 
zwifchen ben beiden Wejtmächten zur Folge haben follte, bie wohl wiſſen, daß 
fie unwiderftehlich find, wenn fie ihre Kräfte vereinigen, während fie ohne 
gegenfeitiges Mitwirken verhältnigmäßig nichts vermögen. Cine ſolche An- 
näherung ift auch unvermeidlich, und ich füge hinzu, daß bie Bejtrebungen 
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beiderſeits von dieſem Augenblick an ſich dieſem Ziel nähern. Es iſt — 
daß bis jetzt weder von einer Allianz, noch von Unterhandlungen in dieſer 
Beziehung die Rede geweſen iſt; aber ich weiß aus ſicherer Quelle, daß das 
Verhältniß zwiſchen beiden Mächten das Gepräge einer Herzlichkeit trägt, wie 
es in vielen Monaten nicht vorhanden war, und daß die beiden Regierungen 
einander gegenſeitige Beweiſe von Vertrauen geben, die für die Zukunft eine 
glückliche Vorbedeutung haben. Kurz, man zeigt, wenn ich mich fo aus: 
trüden darf, von beiden Seiten eine gewifje Gofetterie, bie ben aufrichtigen 
Wunſch einer engeren Verbindung fennzeichnet. — Unglüdlicher Weile jcheinen 
indeſſen diefe neuen Gombinationen, wenigftens für den Augenblick, feinen 
günftigen Einfluß auf unfere Stellung ausüben zu follen, und eine Unter: 
redung, die ich vor zwei Tagen mit Lord Cowley hatte, bat, twie ich leider 
fagen muß, einen jehr traurigen Eindrud bei mir in dieſer Beziehung hin— 
terlajjen.. Die perjönlihen Sympathien biejes Ambafjadeurs waren bisher 
auf umjerer Seite, und nichtsdeftoweniger ſprach er zu mir über unjere Frage, 
ala ob es dem Gabinet in London ganz gleichgültig fei, welche Löſung dieſelbe 
auch erhalterr möge. Die Kälte und Gleichgültigfeit, wovon bie Worte Lord 
Cowley's, welche, wie man annehmen muß, nur der Wiederhall ber Gedanken 
feiner Regierung waren, das Gepräge trugen, baben, wie ich geftehen muß, 
mid auf eine traurige Weiſe überrafcht; ich theilte am folgenden Tage Hrn, 
Troupn be l'Huys dieſen Eindruck mit, welder mir fagte, daß er ganz rich— 
tig jet. „Die Haltung, welde England in diefem Augenblid in Bezug auf 
Sie einnimmt, jagte der Miniſter mir, ift gleichzeitig traurig und merk: 
wärdig; es bejchuldigt Sie der Starrföpfigfeit und der Undanfbarfeit.“ 

Aug. Neue Grhebung der arabifhen Stämme in Algier gegen die 
franzöſ. Herridaft. 

'„ Der König von Spanien trifft in St. Cloud ein und wirb mit 
großem Geremoniell empfangen. 


‚Sept. General Bazaine, der Oberfommandant der franzöſ. Erpebi: 
tionsarmee in Merico, wird zum Marichall ernannt. 

 „ Die Kaiferin geht ganz unerwartet in die Bäder von Schwal: 
bach ab. 

„WMarſchall Mac Mahon wird zum Generalgouverneur von Algerien 
ernannt. 

 „ Eine Depeche des Hrn. Drouyn de l'Huys an ben franzöſ. 
Botſchafter in Rom bereitet den hl. Stuhl auf die zwilchen Frank— 
reich und Italien vorbereitete Convention behufs Aufhören der fran- 
zöſiſchen Occupation vor: 

„Unfere Lage in Rom iſt ſchon ſeit langer Zeit ber Gegenſtand ber ern— 
ſteſten Beſchäftigun gen der Regierung des Kaiſers. Die Umſtände ſchienen 
uns günſtig, um von Neuem den wirklichen Stand der Dinge zu prüfen, 
und wir erachten es nützlich, dem hl. Stuhl das Reſultat unſerer Erwägun— 
gen mitzutheilen. 

„Ah babe nicht nöthig, die Beweggründe zu wiederholen, welche die fran— 
söhiche Fahne nad) Rom gebracht, und die uns beftimmt haben, fie bis jetzt 
dafelbft zu belafien. Wir waren entichlofien, dieſen Ehrenpoften jo Tange nicht 
zu verlafjen, als der Zwed ber Occupation nicht erreicht fei. Indeſſen haben 
wir niemals gedacht, daß diefe Lage eine permanente fein folle; wir haben fie 
immer als anormal und temporär betrachtet. In diefer Weife bat fie ber 
erſte Bevollmächtigte des Kaifers auf dem Congreſſe zu Paris vor acht Jahren 
Sarakterifirt. Gemäß ben Befehlen Sr. Maj. fügte er bei, daß wir ben 
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Augenblid. herbeimwünjchten, in welchem wir unfere Truppen von Rom zurüud 
ziehen Fünnten, ohne die innere Ruhe des Landes und bie Autorität de 
päpftlichen Regierung zu compromittiven. Wir haben bei jeder Gelegenbei 
die nämlichen Erklärungen erneuert, 

„Zu Anfang des Jahres 1859 hatte der heilige Vater feinerjeits vorge 
Ihlagen, die Räumung des durch unfere Truppen bewachten Gebietes auf dat 
Ende des genannten Jahres zu bejtimmen. Nachdem der damals in Stalier 
ausgebrochene Krieg den Kaijer bejtimmt batte, auf die NRüdberufung der 
Truppen zu verzichten, wurde der nämliche Gedanke wieder aufgenommen, ic 
bald die Greigniffe zu der Hofinung zu berechtigen jchienen, daß die päpſtliche 
Regierung im Falle fei, mit eigenen Kräften für ihre Sicherheit zu forgen. 
Daher die Verftändigung von 1860, ber zu Folge die franzöjifhen Truppen 
im Monat Auguft wegziehen jollten. Die in diefer Zeit eingetretenen Agi: 
tationen verhinderten noch einmal den Vollzug einer Mafregel, welche der 
bl. Stuhl eben jo wie wir wünſchte. Die Regierung des Kaiſers ſah aber 
in der Gegenwart unjerer Truppen zu Rom fortwährend eine erceptionelle 
und ——— Thatſache, der wir im gegenſeitigen Intereſſe ein Ziel 
ſetzen ſollten, ſobald die Sicherheit und Unabhängigheit des hl. Stuhles vor 
neuen Gefahren gewahrt ſei. 

„Wie viele Gründe haben wir in der That, um zu wünſchen, daß ſich die 
Occupation nicht ins Unendliche verlängere? Sie bildet einen Akt der Inter— 
vention, gegen bie Fundamentalprincipien unſeres öffentlichen Rechtes, der für 
uns um ſo ſchwerer zu rechtfertigen iſt, als unſer Zweck, da wir Piemont 
die Unterſtützung unſerer Wafſen liehen, der war, Italien von der fremden 
Intervention zu befreien. Dieſe Situation hat außerdem zur Folge, daß zwei 
verſchiedene Souveränetäten auf einem und demſelben Boden ſich gegenüber 
ſtehen, und ſie ſolchergeſtalt häufig genug die Urſache ernſter Schwierigkeiten 
wurde. Die Natur der Dinge iſt hier weit ſtärker als der gute Wille der Menſchen. 
Zahlreiche Wechſel haben in dem Oberkommando ber franzöſiſchen Armee ſtatt⸗ 
gefunden; und dieſelben Meinungsverſchiedenheiten, dieſelben Conflikte bezüg— 
lich der Jurisdiktion ſind zu allen Zeiten zwiſchen unſeren Obergeneralen, 
deren erſte Pflicht offenbar es war, über die Sicherheit ihrer Armee zu 
wachen, und den Repräſentanten der päpſtlichen Gewalt aufgetaucht, welche 
eiferſüchtig auf die Erhaltung der adminiſtrativen Unabhängigkeit des Terri— 
torial-Souveräns bedacht waren. 

„Zu diefen unvermeidlihen Unzuträglichfeiten, welche zu bejeitigen felbii 
die dem heiligen Stuhle ergebenjten Agenten Frankreichs nicht vermochte, 
fommen noch jolche, welche leider aus der Verſchiedenheit der politi: 
hen Anfhauungen hervorgehen. Die beiden Regierungen folgen nicht den 
nämlichen Gingebungen und jchreiten nicht nach den nämlichen Principien 
vor. Unſer Gewiffen zwingt uns nur zu oft, Rathſchläge zu geben, welche 
eben jo oft der römische Hof ablehnen zu müffen glaubt. Wenn unfere Be 
barrlichkeit bierin einen zu markirten Charakter annahm, fo mußte es ſchei— 
nen, daß wir bie Macht unferer Stellung mißbrauchten und in diefem Falle 
ging ber päpftlichen Regierung vor der öffentlichen Meinung das Berdienit 
ihrer weiſeſten Entfesfiesungen verloren. Wenn wir andererjeitd zu Hanb- 
lungen unjeren Beijtand geben wollten, welche unvereinbar mit unferen focia: 
len Inftitutionen und mit den Grundjägen unferer Gefeßgebung find, jo 
entgehen wir nur jchiver der Verantwortlichkeit für eine Politik, die wir nicht 
zu billigen vermögen. Der heilige Stuhl bat vermöge jeiner eigenthümlichen 
Natur auch fein befonderes Recht, welches bei vielen Gelegenheiten un: 
glücklicherweiſe mit den Ideen der Zeit im Widerjprude ftebt. 
Entfernt von Rom würben wir gewiß bedauern, dieſes bejondere Recht in 
jeiner ganzen Strenge angewandt zu jehen und durch unjere Ergebenheit für 
die Kirche geleitet, wärbden wit ohne Zweifel nicht dazu ſtill fchweigen fünnen, 
wenn jolde Thatfachen ben Feinden des heil, Stuhles als Vorwand dienen 
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würden; aber unſere Anweſenheit in Rom, welche uns in dieſer Beziehung 
gebieteriihe Verflichtungen auferlegt, trägt dazu bei, die Beziehungen ber bei: 
den Regierungen zu einander belifater zu geitalten und ihrer gegenjeitigen 
Empfindlidfeit Nahrung zu geben. So offen num auch dieſe Unzuträglich- 
feiten vor Augen liegen, jo haben wir uns doch nicht von der Mifjion, die 
wir übernommen haben, abwenden lafjen. Der heilige Vater hatte feineArmee, um 
jeine Autorität im Inneren gegen die Pläne der revolutionären Partei zu 
Ihüten; andererjeits berichten auf der Halbinfel bie beunrubigendjten Ab: 
jichten in Beziehung auf den Bejit der Stadt Rom, welde die italienijche 
Regierung jelbjt ſowohl durch den Mund ihrer Minifter im Parlamente, als 
in ihren diplomatiihen Mittheilungen als Hauptitadt Italiens veclamirte, 
So lange dieſe Anſchauungen das Gabinet von Turin beherrſchten, mußten 
wir befürdhten, daß wenn unjere Truppen zurüdgezogen würden, das Gebiet 
des heil. Stuhles Angriffen ausgejegt wäre, denen zu wiberftehen die päpit- 
lihe Regierung nicht im Stande jein würde, Wir wollten ihr bie Stüße 
unjerer Armee erhalten bis bie Gefahren dieſer von feiner Weber: 
legung geleiteten Beftrebungen uns bejeitigt fchienen. Heute, Herr Graf, 
find wir über den glücklichen Wechſel erftaunt, der ſich in dieſer 
Beziehung in der allgemeinen Lage der Halbinfel Fund gibt. 
Die itafienifihe Regierung iſt jeit zwei Jahren bemüht, die legten Trümmer 
jener DBerbindungen verihwinden zu machen, welche, durch die Umſtände be— 
günftigt, außerhalb ihrer Thätigfeit ſich gebildet hatten und deren Pläne 
bauptjächlich gegen Rom gerichtet waren. Nachdem fie diefelben offen bekämpft, 
ift fie dabin gelangt, folche aufzulöfen, und fo oft dieſelben fich zu reconſti— 
tuiren verjuchten, bat fie leicht ihre Gomplotte zu vereiteln gewußt. 

„Die italienische Regierung bat ſich nicht darauf befhränkt, zu verhindern, 
baß eine irreguläre Gewalt fih auf ihrem Gebiet organifiren fonnte, um 
bie unter päpftlicher Herrichaft ftehenden Provinzen anzugreifen, fie hat auch 
isrer Politit gegenüber bem päpftlihen Stuhl eine mehr mit den inter: 
nationalen Pflichten im Ginflang ftehende Richtung gegeben. Sie bat auf: 
gebört in den Kammern das Programm aufzuftellen, welches abjolut Rom 
zur Hauptſtadt Italiens erflärt und an uns über dieſen Gegenjtand peremp- 
torifche Erflirungen zu richten, welche früher fo häufig waren. Andere 
Ideen haben bei bejjergefinnten Geiftern Raum gewonnen, und fuchen nad) 
und nach das Uebergewicht zu erlangen. Indem es darauf verzichtet, mit 
Gewalt die Verwirklihung eines Projektes zu verfolgen, weldem wir 
entichlofjen find, uns zu widerjegen, und dba es anberentheild nicht Turin als 
Sig einer Autorität beibehalten kann, deren Gegenwart an bem Gentralpunft 
des neuen Staates nothwendig ijt, hat das Turiner Gabinet ſelbſt die Abjicht, 
die Hauptſtadt in eine andere Stabt zu verlegen gezeigt. 

„An unferen Augen, Herr Graf, ift diefe Eventualität von großer Wichtig: 
feit für den heiligen Stuhl ſowohl als für’ die kaiferlihe Regierung; denn 
wenn fie fich verwirflichte, jo würde eine nene Lage entjtehen, welche nicht mehr 
diefelben Gefahren darbietet. Nachdem wir von Stalien Garantien erhalten 
haben, welche wir für unfere Pflicht bielten, zu Gunften des heiligen Stuhles 
gegen Angrifje von außen feitzufegen, bleibt uns nur noch übrig, der päpſt⸗ 
lichen Regierung bei Bildung einer Armee behilflich zu fein, welche zahlreich 
genug und jo gut organifirt fein muß, um bie Autorität ber Regierung im 
Innern reſpectirt zu machen. Gie würde uns geneigt finden, ihr bei ber 
Recrutirung mit allen Kräften beizuftehen. Ihre jegigen Hilfsmittel, wir 
wiffen es, erlauben ihr nicht eine beträchtliche Effectivftärfe zu unterhalten; 
aber Uebereinfommen ließen fich treffen, durch welche der heilige Stuhl von 
einem Theil der Schuld befreit würde, deren Zinjen zu zahlen er bis jept 
noch für feiner Würde angemefjen hält. Auf diefe Weife in den Beſitz von 
bedeutenden Summen gelangt, nad) Innen von einer ihm ergebenen Armee 
vertheibigt, nach Außen durch die Verpflichtung, welche wir von Italien ver: 
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langt haben, geſchützt, würde die päpſtliche Regierung ſich wieder in eine 
Stellung geſetzt ſehen, welche, da ihre Unabhängigkeit und Sicherbeit gewahrt, 
uns erlauben würde, ber Gegenwart unjerer Truppen in ben römijchern 
Staaten ein Ziel zu jeßen. Sp würden auch die Worte des KRaifers zur 
Wahrheit werben, weldhe er am 12. Juli 1561 an den König von Italien 
richtete: „Ich werde meine Truppen jo lange in Nom lafien, als E. M. fi» 
nicht mit dem Papſt verfühnt hat, oder jo lange, als ber heilige Bater 
die Staaten, welde ihm bleiben, von einer regulären oder irregulären 
Madıt bedroht jiebt“. Dies find, ‚Hr. Graf, die Bemerkungen, welde uns 
eine aufmerfjame und gewiffenbafte Prüfung der gegenwärtigen Verbältniffe 
an die Hand gibt, und welche dem römiſchen Hof mitzutheilen die kaiſerliche 
Regierung für zeitgemäß hält. Der heilige Stuhl fleht gewiß mit uns auf- 
richtig den Augenblic herbei, wo der Schuß unjerer Waffen nicht mebr zu 
feiner Sicherheit nöthig fein würde, und er wieder — ohne Gefahr für bie 
großen Intereſſen, welche er vepräfentirt — bie normale Stellung einer un- 
abhängigen Regierung einnehmen kann. Wir haben daher das Bertrauen, 
baß er den Gefühlen, welche ung leiten, wolle Gerechtigkeit widerfahren läßt, 
und in biejer Weberzeugung bevollmächtige ih Sie, die Aufmerkſamkeit des 
Cardinal Antonelli auf die Betrachtungen, welche ich Ihnen auseinander 
gejegt habe, zu lenken.” 


15. Sept. Abſchluß der Convention zwiſchen Frankreich und Italien be: 
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züglih Rom: 

„Art. I. Italien verpflichtet fih, das gegenwärtige Gebiet des Papſtes 
nicht anzugreifen und jelbft mit Gewalt jeden von Außen barauf verjuchten 
Angriff zu verhindern. Art. I. Frankreich wird feine Truppen allmälig nad 
Maßgabe ber Reorganijation der päpftlihen Armee zurüdzichen. Die Räu- 
mung joll in zwei Jahren vollzogen fein. Artifel III. Die ital. Regierung ver- 
zichtet auf jede Neclamation gegen bie Bildung einer päpftlicden Armee aus 
einer zur Aufrechthaltung der Autorität des h. Vaters und der Ruhe im 
Innern und an der Grenze genügenden Zahl von Fatholiichen Freiwilligen unter 
der Vorausfegung, daß diefe Macht nicht in ein Angriffemittel gegen die 
italienifche Regierung ausarte, Artikel IV, Italien erklärt ſich bereit, in ein 
Uebereinkommen zu treten, nach welchem es einen verhältnißmäßigen T Theil ber 
Schuld der früheren Kicchenftaaten übernimmt, Artikel V. Die gegenwärtige 
Vebereinfunft wird nad) Verfluß von vierzehn Tagen vatificirt fein.“ 

Brotocollvom gleihen Tage: „Die Eomvention vom 15. September 
wird nur alsdann erecutoriiche Kraft haben, wenn ber König die Verlegung 
der Hauptitabt des Königreich im eine fpäter durch den König zu bejtim- 
mende Stadt becretirt haben wird. Die Verlegung fol in einer Friſt von 
ſechs Monaten vom Abſchluß ber Convention an flattfinden. Das gegenwär— 
tige | Protocol bat die gleiche Wirkſamkeit wie die Convention,“ 

»„ Dep. Drouyn de l'Huys an den franzöſ. Gefandten in Turin 
über die Convention v. 15. d. M.: 

„+. Die Convention vom 15. September entſpricht unferes Erachtens 
allen Erforberniffen der vejpeftiven Lage Jtaliens und Noms. Sie wird, wir 
hoffen es, dazu beitragen, eine Verföhnung zu beſchleunigen, welche wir von 
ganzem Herzen berbeiwünjchen, und die ber Kaijer ſelbſt im gemeinjfamen 
Intereſſe des heiligen Stuhles wie Italiens anzuempfehlen nicht aufgehört bat. 
Sobald der Fortfchritt der Unterhandlungen die Hoffnung auf Erfolg recht— 
fertigte, babe ich Sorge getragen, dem römijchen Hofe die Erwägungen mit: 
zutheilen, denen wir in dieſer Angelegenheit gefolgt find, und ich habe an ben 
Geſandten J.M. die in Abjchrift beiliegende Depeſche gerichtet. Ich babe mic 
beeilt, ihm die Unterzeichnung der Convention anzufündigen und ihm Kenntnif 
von deren Paragraphen zu geben, um die Regierung Seiner Heiligkeit hiervon 
zu unterrichten, 
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Ich hoffe, daß der römiſche Hof unſere Motive und die Garantien wür— 
digen wird, welche wir in ſeinem Intereſſe ſtipulirt haben. Wenn er beim 
erſten Anblick geneigt ſein ſollte, ein Uebereinkommen mit ungünſtigem Auge 
zu betrachten, welches wir mit einer Macht, die von ihm durch die Erinnerung 
annoch neue Beſchwerden getrennt tit, abgefchlofjen haben, jo wird ihm wenig: 
ftiens, wir zweifeln nicht daran, die Unterjchrift Frankreichs die Gewißheit geben, 
daß die Engagements vom 15. September gewifjenhaft und loyal ausgeführt 
werden.” 

Sept. Buitry wird durch Faijerl. Decret zum Präfidenten des Staats: 
raths, Rouland zum Gouverneur der Bank von Frankreich ernannt. 


Oct. Großer Wechſel in der Beſetzung der Geſandtſchaften: Herr 
Benedetti wird zum Gejandten in Berlin ernannnt. 


„ Der Kaijer bejucht das rufjiihe Kaijerpaar in Nizza. Kalte Be: 
gegnung. 


„» Hr. Drouyn de l'Huys präcifirt in einer Depeſche an den franz. 
Sejandten in Turin die Auffafjung der Convention vom 15. Sept. 
von Seite bes franz. Cabinets der Depeiche des italienijchen Unter: 
händlers vom gleichen Tage gegenüber. 

n... Aus den Morten: „Rechte der Nation”, „nationales Streben”, liest 
trok aller Borficht, mit welcher bie Sprache fie umgeben bat, ſich Jeder heraus, 
was er fürchtet oder was er wünjcht. Ohne Zweifel hat man einige Mühe, 
fih zu erflären, wie das italienische Königthum fich eines Tags in Nom be: 
finden fol, wenn dasjelbe fich doch jelbft das Dorthingeben zu verbieten jcheint; 
denn ſolche Ausfichten gehen doch nicht auf natürliche Weile aus der Prüfung 
einer Convention hervor, welche die Verlegung der Hauptftadt bes Königreichs 
nah Florenz ftipulirt und das päpftliche Gebiet gegen jeden bewaffneten An— 
gef ficher Stellt. Dieje fubtilen Probleme beirren nicht wenig die Gemüther. 
68 ıt Sache der Ereigniſſe, diejelben zu ftellen. Die Aufrichtigfeit wie 
die Klugheit geftatten es nicht, vorzeitig die Löſung derjelben in leeren 
Hppothejen zu juchen... Zu dieſem Behufe habe ich in meiner Gorrejpondenz 
und in meinen mündlichen Beiprehungen alle Aufflärungen gegeben, welde 
geeignet find, tollfühne und beleidigende Folgerungen abzufchneiden. Diefe 
Aufflärungen find in folgenden Propofitionen zufammengefaßt: 

„1) Zu ben gewaltjamen Mitteln, deren Anwendung Italien fich verboten 
dat, muß man die Manöver revolutionärer Agenten auf dem päpftlichen Ge: 
biete rechnen, ſowie jede Hegerei, die aufftändijche Bewegungen dajelbjt hervor: 
tufen wollte. 2) Die moraliihen Mittel, deren Anwendung Italien fich vor: 
halten bat, beftehen einzig in den Kräften der Givilifation und 
des Fortſchrittes. 3) Die einzigen Beftrebungen, welche der Hof von 
Zurin als legitim anfiebt, find diejenigen, welche die Verſöhnung Italiens mit 
dem Papſtthume zum Gegenjtande haben. 4) Die Verlegung der Hauptftadt 
M ein ernftlihes Pfand an Frankreich; fie ift weder ein vorläufiges 
Ausfunftsmittel noch eine Marſchſtation auf dem Wege nad 
Kom. Diefes Pfand zurüdnehmen, hieße den Vertrag vernichten. 5) Die 
Fropofitionen bes Herrn Grafen Gavour im Jahre 1861 enthielten nichts von 
diefer Glaujel in Bezug der Hauptjtadt; außerdem beſchränkten fie die Armee 
des heiligen Vaters auf eine bejtimntte Zahl und ftellten unfern Truppen zum 
Abmarih eine Frift von 14 Tagen. Man wird ben beträchtlichen Unterjchied 
nicht verfennen, der zwijchen biefen Propofitionen und der September:Ueber- 
tintunft befteht. 6) Der Fall einer Revolution, die von felbft in Rom 
ausdrehen jollte, ift in der Convention nicht vorgeſehen. Für dieſe Mög— 
Ifeit behält Frankreich ſich die Freiheit feines Handelns vor. 
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Srankreich. 


7) Das Turiner Cabinet behält die Politik des Herm Grafen Cavour 
Nun, dieſer berühmte Mann bat erklärt, daß Rom mit Stalien vereinigt 
Hauptftabt desfelben nur werden fünne mit Zuftimmung Franfre 

„Das find, Herr Baron, die verjchiedenen Punkte, die ih in meinen 
ſprechungen mit dem Herrn Ritter Nigra behandelt habe, und über die 
wie mir ſchien, in Uebereinſtimmung ſind. Sicherlich verlange ich nicht, 
er dieſe ergänzenden Erklärungen in ſeinen Bericht aufnimmt. Noch we: 
will idy ihm einen Vorwurf daraus machen, daß er in jeinem Document n 
gegen die Anwendung binterliftiger Mittel Verwahrung eingelegt, noch 
Sturz der päpftlihen Herrſchaft in Folge eines Aufltandes 
Innern, den Manöver von Außen nicht hervorgerufen, vorgefeben bat. 
ber Herr Gefandte von Italien babe ih, wie das meine Sorreiponden 
weist, gedacht, daß die Würde der Gontrabirenden und das Anltandsgefül 
durchaus nicht geftatten, in diplomatiſchen Aktenſtücken Vorausannahme 
machen. Uebermaß von Vorberechnung wird in gewiſſen Fällen zur X 
digung.“ 


2.Nov. Hr. Drouyn de l'Huys und der italien. Geſandte Nigra ſu 


fih in Gegenwart des Kaijers über ihre gegenfeitige Auffaflung 
September-Eonvention zu verjtändigen: 

Dep. an den franz. Gejandten in Turin: „. .. Wie Dem 
auch jei, jo war ich mit Herrn Nigra der Anficht, daß das beite Meittel 
befinitiven Hebung diefer abweichenden Meinungen das jei, in Gegenwart 
Kaifers neue Aufklärungen auszutaufchen. Dies iſt diefen Morgen geiche 
ir haben die Gonferenz durch Borlefung des Berichtes von Herrn N 
eröffnet, und ich gab Kenntnig von meinen Tepejhen, denen Seine Vrajı 
die Zuftimmung zu eriheilen gerubt hatte. Der italieniihe Herr Geſa 
bat hierauf ein Schreiben vorgelefen, das er am 30. besjelben Monats 
den italienischen Minijter des Auswärtigen gerichtet hatte, und worin 
indem er die vom Turiner Gabinette eingegangenen Verpflichtungen darl 
auf die Bemerkungen antwortet, zu denen jeine Depeihe vom 15. Sept. ı 
veranlaßt hatte. Ich babe auf unſere früheren Erklärungen zurüdgemi 
und verjchiedene in meiner Depeijhe vom 30. rejumirte Punkte, welche 
bejtätige und worauf ich mid) beziehe, der Prüfung nod einmal unteriwor! 
Ueber jeden diefer Punkte haben wir uns einverjtanden gefunden.“ 

„» Niederlage der Regierung bei einer Wahl zum gejeßgeb. Kör 
im Marne: Departement. 


1.Dee. Dep. Drouyn de l'Huys an den franz. Geſandten in Rom: 


„Die Aufnahme, welche Ihrer Mittheilung zu Theil ward, und die 
merfungen , welche fie ſowohl Seitens des Papites, als Seitens feines er: 
Minifters hervorrief, Fonnten Sie nicht in Erftaunen jegen, und es ift ger 
deshalb, weil bie Haltung, welche der heilige Stubl bis jegt beobachtet, ı 
nicht geftattete, eine formelle und direkte Zuftimmung zu den Beitimmun; 
bes Aftes vom 15. Sept. zu erhoffen, daß wir es für befjer gehalten hab 
fie niht von ihm zu verlangen. Dieje Betrachtung, welche fih der Pa 
nad) veiflicher Veberlegung jelbjt madyen wird, ijt eine hinreichende Antw 
auf die Art von Vorwurf, den ©e. Heiligfeit darüber auszudrüden fchei 
daß wir ihm nicht im Voraus unfere Abjichten mitgetheilt haben.“ 

„ Proceß der XIII (bez. Wahlverfammlungen). Der Appelbof v 
Paris beftätigt das Urtheil erjter Inſtanz. 

„ Der Senator Moquard, der Gabinetschef des Kaiſers f. 

„ (Algier). Beendigung der Grpebition im Süden. Gener 


Juſſuf kehrt nach Algier zurüd. 
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Dec. Niederlage der Regierung bei einer Wahl zum geſetzgeb. Körper 
in Cognac. 

„ Der Kaiſer ernennt den Staatsrath Conti zum Chef feines 
Gabinets, Hrn. Pietri zu feinem Privatjecretär. 

„ Ein Eaiferl. Decret ernennt den Prinzen Napoleon zum Mitglied 
und Bicepräfidenten des Geh. Raths. 


15* 


5. Italien. 


1. Jan. Der König drüdt beim Neujahrsempfang der Deputation ber 
Kammern fein Bedauern darüber aus, daß das Jahr 1863 feine 
günftige Gelegenheit für die Erlöjung Italiens geboten habe, meint 
aber, daß am Horizonte des J. 18564 europäiſche Verwickelungen 
von allerdings noch unbejtimmter Geftalt fich zeigten, die leicht die 
erwünjchte Gelegenheit bieten könnten; das Yand könne auf ihn 
zählen, wie er auf das Land zähle. 

12. „ Die Deput.Kammer beſchließt mit 150 gegen 46 Stimmen bie 
Verlängerung des Geſetzes Pica gegen das Brigantenwejen in Neapel 
bis Ende April und genehmigt mit 163 gegen 28 Stimmen einen 
Vorſchuß von 1 Mil. Fr. zu Herjtelung von Landſtraßen in ber 
vom Brigantaggio namentlich heimgejuchten Provinz Bafilicata. 

18. „ Der Auftizminifter bringt in der Deput.Kammer einen Geſetz— 
entwurf behufs Unterdrüdung fat ſämmtlicher Klöfter und Auf: 
hebung des Zehntens ein. 

21. „ Ein Manifeft Garibaldi's jeßt ein neues Gentral:Actionscomite 
ein. Ale Blätter, die e8 aufnehmen, werden mit Beichlag belegt. 
Der Minifter des Innern erläßt ein Gircular gegen die Umtriebe 
der Actionspartet, 


11. März. Debatte der II. Kammer über das Cteuer -Ausgleichungs: 
gejeß. 

17. Pärsihub von 23 neuen Senatoren, um der Regierung im Genat 
die Majorität für das Geſetz bezüglich Steuerausgleihung zu fichern. 

19. „ Die Deput.-Kammer nimmt den Gejeßesentwurf zu Ausgleihung 
der Grundfteuer mit 194 gegen 123 Stimmen an. 

21. „ Garibaldi geht über Malta nad) England. 


26. April. Die Deput. Kammer genehmigt den Handelsvertrag mit Belgien 
mit 187 gegen 18 Stimmen, den Bertrag megen Ablöjung des 
Scheldezolles mit 187 gegen 16 Stimmen. 

28. Xpril. Die Deput.-Kammer genehmigt die Verlängerung des Gejekes 
Pica gegen das Brigantenwejen in Neapel bis zum 31. Der, d. J 
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3.7. Mai. Debatte der II. Kammer über Garibaldi gelegentlich einer 
Beihlagnahme Garibaldifher Fonds und Waffen. Die Regierung 
wiederholt ihre früheren Erklärungen, daß fie nöthigenfalls Waffen: 
gewalt anwenden werde, um ſchmerzliche Ereignijje zu verhüten. Die 
Kammer geht „durd die Erklärungen des Minifteriums befriedigt‘ 
zur Tagesordnung über. 

9. „ Garibaldi trifft aus England wieder in Gaprera ein. 

2,14. Mai. Neue Debatte der II. Kammer über die gefammte aus— 
wärtige Politif, namentlich die römische Frage. Die Kammer geht 
ſchließlich über alle Anträge zur einfachen Tagesordnung über. 

8,19. Mai. Zweitägige Debatte der II. Kammer über den Peters: 
pfennig.. Die Kammer geht jchlieglid) aud darüber zur Tages: 
ordnung über. 

l. „ Die II. Kammer beicließt, eine Unterfuhungscommiffion bezüglich 
Beftehungen bei Abſchluß des Vertrags über Erbauung der ſüdlichen 
Eiſenbahnen nieberzujeßen. 

9%. „ Debatte der II. Kammer über das Militärbudget für 1864. 
Erklärung des Kriegsminijterd General della Rovere über die mili- 
täriſche Lage des Yandes. 

Hd. „ Minghetti fündigt der IL Kammer die Emiffion der vom Tebten 
Anlehen reftirenden 200 Mill. an. 


3. um. Feier des Nationalfeftes. Die meiften Biſchöfe haben auch in 
diefem Jahr ihren Klerus angewiefen, ſich daran in feiner Weiſe 
zu beiheiligen. 

8. „ Budgetdebatte des II. Kammer: Der ganze Militäretat für 1864 
wird ohne die geringjte Reduction nad kurzer Berathung ange- 
nommen. 


”. „ Die Regierung legt den Kammern das Budget für 1865 vor. 
Dasfelbe ergibt ein Deficitt von 288 Mill. 

N. „ Die italienifhe Regierung ergreift die günftigen Dispofitionen 
Frankreichs, um demſelben ein fürmliches Vertragsproject behufs der 
Räumung Roms durd die franzöſ. Truppen vorzulegen. 

Dep. des Ritters Pisconti Benofta, Minifters der ausw. 
Angelegenheiten an ben Ritter Nigra, ital. Gejandten in 
Paris: „Baron Malaret ijt gefommen, um mir eine Depefche vorzulejen, 
dur welche Se. Exc. Herr Drouyn de l'Huys auf die verfchiedenen Mitthei- 
lungen antwortet, die Sie ihm in meinem Namen über die römifhe Trage 
gemacht haben. In dieſer Depeiche erkennt der Faiferliche Minifter der aus— 
wärtigen Angelegenheiten, daß die Regierung bes Königs alle Anftrengungen 
gemacht hat, um die Gemüther zu beichwichtigen und die beftehenden Schwie— 
tigkeiten zu befeitigen. indem Herr Drouyn be l'Huys unferen Mbfichten 
Eetechtigleit widerfahren läßt, erflärt er, die franzöfifche Regierung wünjche 
ihrerſeits auch ſehnlichſt eine Annäherung zwiſchen der Regierung des Königs 
und dem Hofe von Rom, und daß er mit allen feinen Wünſchen ben Augen: 
blid berbeirufe, in dem die Berhältniffe die Riumung des römijchen Gebietes 
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alien, 


durch bie franzöfifchen Truppen geftatten werben, ohne Beeinträchtigung be 
Sntereffen, deren Wahrung Franfreih zur Aufgabe gehabt hat. Er fügt bin 
u, bie Ehre der franzöfifchen Regierung ſei eingefeßt, die Beſetzung jo lang 
———— zu laſſen, als die Sicherheit des heiligen Vaters nicht genügend: 
Bürgichaften erhalten haben wird. Doch macht Se. Grcellenz; mit Red 
— aufmerkſam, daß meine früheren Depeſchen keinerlei ausdrücklichen 
Vorſchlag enthalten, und er ſchließt mit der Verſicherung, daß die franzöſiſche 
Regierung ſtets geneigt fein werde, die Mittheilung der Vorſchläge anzu: 
hören, welche nach ſeiner Meinung geeignet wären, die große Aufgabe der 
Beziehungen bes heiligen Stuhles zum übrigen Italien zu löſen. 

„Ih babe mich beeilt, Hrn. v. Malaret für feine Mittbeilung zu danken, 
und ich benuge die Gegenwart des Marcheſe Pepoli in Paris, um ihn zu 
bitten, jeine Anfjtrengungen mit den Ihrigen zu vereinigen und mündlich bie 
Anträge zu vervollftändigen, welche die Regierung bes Königs ber Faijerlichen 
Zen zufommen zu laffen wünſcht. In meiner Depefhe vom 9. Juli 
1863 habe ich al8 Grundlage der zu erzielenden VBerftändigung bie Anwen— 
dung bes Grundjages der Nichteinmiſchung auf bas römiſche Gebiet wie auf 
das übrige Italien bezeichnet. Die Aufrechthaltung der Nichteinmifchung if 
in ber That einer der politiihen Grundſätze, welche Stalien wie Frankreich 
gemeinfchaftlich find; dieſer Grundſatz kann um fo beffer zum Ausgangspunkte 
biejer beiflichen Unterhandlungen gewählt werben, als einerjeits ber Kaiſer 
in feinem Briefe an Herrn Thouvenel, auf der andern Seite Graf Gapour 
befjen Anwendbarkeit auf das römiſche Gebiet anerkannt haben. Indem wir 
bie Abberufung ber franzöfifchen Truppen zum Hauptgegenftande des Ber: 
gleiches machen, über welchen wir verhandeln, geborchen wir feinerlei ehraei: 
zigen oder interefjirten Nücfjichten (pr6oceupations). Wie ich bei verjcie: 
benen Gelegenheiten zu erklären bie Ehre gehabt, Italien fieht noch immer in 
einer Uebereinftimmung mit dem heiligen Stuhl das bejte Mittel, den Be: 
firebungen der Nation zu genügen. Dieje Nebereinftimmung, welche der babe 
Zwed der Politik bes Raiters geweien ift und für welden Frankreich kein 
Dpfer gefcheut bat, find wir entjchloffen, zu verfolgen, und wir baben noch 
nicht bie Hofinung aufgegeben, fie zu erreichen. Wir find auch bereit, bem 
beiligen Stuhle die nöthigen Bürgjchaften zu gewähren, bamit er ſich in bie 
Bedingungen ber Stille und Ruhe (calme et tranquillit&) verjeit ſehend, 
welche für die Würde und Unabhängigkeit feiner Berathungen unerläßlich find, 
mit Hilfe der Zeit und ber Umſtände dieſer Idee der Verſöhnung zugäng- 
licher werde, welche anzurufen wir niemals aufgehört haben. 

„Diefe Bürgfhaften müfjen meiner Meinung nad in der Verpflichtung 
beftehen, welche die Regierung bes Königs einzugehen bereit ift, das römiſche 
Gebiet nicht anzugreifen, noch zu geftatten, dab es angegriffen werde, weder 
durch eine regelmäßige, noch durch eine unregelmäßige Armee; außerdem in 
bem Berfprechen, Feine Ginfprüche zu erheben gegen bie Bildung einer regel: 
mäßigen Armee, unter der Bebingung jedoch, baß dieſelbe von der römiſchen 
Regierung zu einem ausſchließlich defenſiven Zwecke organiſirt wird. Um 
endlich noch beſſer darzuthun, daß eine direkte Uebereinſtimmung mit dem 
heiligen Stuhl in unſeren Augen ſtets das beſte Mittel zur Löſung der gegen: 
wärtigen Schwierigfeiten ift, würde bie italienische Regierung fich verpflichten, 
fih wegen Uebernahme eines verhältnipgmäßigen Antheiles der auf bie bem 
Königreiche Italien annectirien Provinzen kommenden Staatsſchuld des ehe— 
maligen Kirchenjtaates zu verſtändigen (entrer en arrangement). 

„Indem ich Ihnen diefe ſummariſchen Betrachtungen auseinanderſetze, 
Ipreche ich faft wörtlich den Anhalt der Artikel aus, beren Text Gie bier 
beigejchlojjen finden, und auf welche Sie die Aufmerfjamfeit Sr. Exc. bee 
faiferlicgen Minifters der auswärtigen Angelegenheiten lenken wollen. Die 

Vorſchläge, welche fie enthalten, find übrigens fhon von Sr. Maj. dem Katier 
und von deſſen Regierung gekannt. Wie Sie wifjen, bildeten biefelben bereits 
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bie Grundlagen der vertraulichen Unterhandblungen, welche der Graf Cavour Furze 
Zeit vor feinem Tode begonnen hatte. Die Ereigniffe diefer legten Jahre haben 
unjerer Anficht nach die Nothwendigfeit und Zeitgemäßheit diefer Grundlage 
eines Bergleihes noch Harer gemacht. Die Bejekung Roms durch die fran- 
zoͤſiſchen Truppen hatte nach den feierlichen Erflärungen bes Kaifers und feiner 
Minifter zum Awede, eine Annäherung zwifchen Ztalien und dem römijchen 
Hefe herbeizuführen. Da diefer Zweck bis jet nicht erreicht werden konnte, 
bandelt e3 jich darum, die Bürgfchaften, mit welchen Frankreich bis jegt den 
beiligen Stubl umgeben bat, dur andere Bedingungen materieller und mo: 
raliiher Sicherheit zu erjegen, welche nicht das nationale Gefühl der Italiener 
verlegen, nod einen fchlagenden Verſtoß (derogation flagrante) gegen bie 
Grundläge find, welche die Bafis bes öffentlichen Rechtes in Stalien und in 
stanfreih bilden. Wir werden uns glücklich jchäßen, zu erfahren, daß Se. 
Majeſtät der Kaiſer den Vorſchlag annimmt, welchen wir feiner ernjthaften 
Betrachtnahme unterbreiten. Wenn diejes Projeft nicht darauf abzielt, un— 
mittelbar die große Aufgabe der Beziehungen des heil. Stuhles zum König: 
reich Italien zu löſen, jo erreicht es unferer Meinung nach ein praftifcheres 
Ziel. Es bietet das einzige Mittel dar, um allmälig zu einer Löſung 
ber römischen Frage zu gelangen dur den langſamen, unfehlbaren 
Triumph jener moralifchen Kräfte, welche das italienische Parlament in feinen 
Wſtimmungen angerufen bat, d. h. durd die fortjchreitende Anwendung ber 
Grumblage bes Rechts und der religiöien Freiheit.“ 


Juni. Garibaldi gebt auf der Yacht des Herzogs v. Sutherland von 


Gaprera nah Iſchia ab. 


- „ Cröffnung bes ital. Nationalfchiegens in Mailand. 


- » Debatten bes Senats über den Gefeßesentwurf behufs Ausgleihung 


der Grundfteuer. Graf Revel macht einen Gegenvorſchlag. Die 
Regierung erflärt, daß fie bie Annahme desjelben als ein Mißtrauens: 
botum anjehen müßte. Dennoch wird der Antrag mit einer Mehr: 
keit von nur 27 Stimmen zu Ounften der Regierung abgelehnt. 


„ Debatten des Senats über den Gejekesentwurf behufs Ausglei- 
bung der Orundjteuer. Graf Ponza di San Martino ftellt bie 
Alternative: entweder die offenjtehenden Fragen Roms und Venedigs 
zur Löſung zu bringen, d. h. das Schwert zu ziehen, ober aber bie 
Entwaffnung eines großen Theils der Armee vorzunehmen, als bas 
einzige Mittel, um das übermäßige Budget zu vermindern. Der 
Senat genehmigt jchließlih den Gejeßesentwurf mit 96 gegen 55 
Stimmen. 


‘„ Die H. Kammer genehmigt das gejfammte Budget der Ausgaben 


für 1864 mit 142 gegen 60 Stimmen. 


u Der Abg. Saracco interpellirt die Regierung in ber II. Kammer 


über die Finanzlage des Staates, indem er erflärt, daß das Land an 
einem folgenjchweren Wendepunkt ftche, daß die Eriftenz bes Staates 
\elbft auf dem Spiele ftehe und daß nach feiner Anficht nur zwei 
Auswege möglich feien, der eine der Action, der andere einer neuen 


Anleibe. 


- „ Erklärung des Miinifterpräf. Minghetti über bie Finanzlage bes 


Landes und die Stellung zu den Parteien. 
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— Juni. Unterhandlungen der Regierung mit dem Haufe Rothſchild über 
den Verkauf der Staatsbahnen. 


5. Juli. Die II. Kammer ertheilt dem Minifterium gegen die Interpel— 
lation Saracco mit 182 gegen 126 Stimmen ein Vertrauensvotum. 

8 „ Die II Kammer nimmt mit 181 gegen 45 Stimmen das Geſetz 
an, das die bisher vom Militarbienft befreiten Studierenden ber 
Theologie dazu heranzieht. 

15. „ Debatte der II. Kammer über bie Eiſenbahnbeſtechungen. Baſtogi 
und vier andere in bie Angelegenheit verwidelte Abgeorbnete legen 
ihr Mandat nieder. Die Kammer nimmt den Antrag bes Aus: 
Ihuffes mit 152 gegen 10 Stimmen an (43 Mitglieder enthal- 
ten fi der Abjtimmung). 

21. „ Garibaldi trifft von Iſchia wieder in Gaprera ein. 

22. „ Vertagung der Kammern. 


9. Aug. Ein Fol. Decret dehnt die Anwendung des Placets auch auf 
diejenigen Handlungen der Bilhöfe aus, welche Ernennungen von 
Dekonomen, Pfarrern und geiftlichen Vicaren oder Verfügungen über 
die geiftlihen Güter enthalten. 

28. „ Italien anerkennt das neue Kaiſerthum Merico: der König nimmt 
die Grebitive eines Vertreters des Kaiſers Mar entgegen. 


15. Sept. Convention zwiſchen Franfreih und Italien bezüglid Verle— 
gung der Hauptjtadt nad Florenz und Räumung Roms durch bie 
Franzoſen (ſ. Frankr.). 

Bericht des ital. Geſandten in Paris, Ritters Nigra, über 
den ganzen Gang ber Unterhbandlungen und die Tragmweite ber ab: 
geichlofjenen Sonvention für Stalien: 

„. . . Wenige Tage vor bem Tode des Grafen Gavour iſt die Rebe von dem 
Projekte eines Vertrages zwijchen Stalien und Frankreich geweien, der im 
Mejentlihen enthielt: Daß Frankreich feine Truppen aus Italien abberufe — 
daß Italien fich verpflichtet, das gegenwärtige päpftliche Gebiet nicht anzu— 
greifen, jeden äußeren Angriff gegen biejes Gebiet felbft mit Gewalt zu ver- 
hindern — daß die italienische Regierung fich jeden Einſpruch gegen die Or: 
ganifirung einer päpftlichen Armee, beitehend aus einer bejtimmten Anzahl von 
Soldaten, unterfage; diefe Armee wird jelbjt aus freiwilligen von fatbo- 
liſchen Ausländern gebildet werden — daß Atalien fich bereit erklärt, in Unter: 
handlung zu treten, um einen verhältnißmäßigen Antheil der Staatsichuld der 
früheren päpftlichen Staaten auf fich zu nehmen. Der Tod des Grafen Gavour 
unterbrach dieje erjten Unterhandlungen. Die Verwaltungen, die diefem erlauch— 
Staatsmanne nachfolgten, babe ſämmtlich VBerfuche gemacht, um bie Unter: 
bandlungen in diefem Sinne wieder aufzunehmen, aber bie Faijerliche Regie: 
rung glaubte nicht, daß der geeignete Augenblid bereits gefommen fei... Am 
9. Juli 1863 haben Ew. Ercellenz, die damalige Verhandlung des Parlaments 
als Veranlafjung benugend, eine Depeiche an mid, gerichtet, werin Sie ver: 
langten, daß die Unterhandlungen wieder bei dem Punkte aufgenommen wür: 
ben, wo Graf Gavour fie gelafjen hatte, und daß biefelben auf den Grundſatz 
ber Nichteinmiſchung gejtüßt werden. Ew. Grcellen; erflärten, daß bie Re: 
gierung bed Königs bereit fei, die Verpflichtung zu übernehmen, daß feine 
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regelmäßige oder unregelmäßige Gewalt das päpftliche Gebiet überfallen werde. 
Dieſe Depeihe bildet den Ausgangspunft der legten Phaſe ber Unterhand— 
lungen, welche foeben zum Ziele geführt haben... Erjt im verflojfenen Juni 
antwortete Herr Drouyn de l'Huys in amtlicher Meife auf meine wieberholten 
Vorftellungen (instances successives), die ihm zu machen ich beauftragt ge= 
weien. Er richtete an den Baron Malaret eine Depefche, weldhe Ew. Excel: 
lenz vorgelefen wurde. Dur eine Depeiche vom 17. desjelben Monats nah: 
men Em. Excellenz, indem Sie mir ben Anhalt der Mittheilung des Baron 
Malaret bekannt gaben, Akt von der gümitigeren Gefinnung dev franzöfiichen 
Regierung, und jendeten mir dann ben Entwurf eines Artifels, welcher im 
Weientlihen dem alten Projekte des Grafen Gavour entiprah. Ew. Ercellenz 
fündigten mir zu bderjelben Zeit an, daß Sie, bie Gegenwart bes Marcheje 
Pepoli in Paris benukend, diefen gebeten haben, feine Anjtrengungen mit den 
meinigen zu vereinigen und mündlich bie Vorjchläge zu vervollitändigen, welche 
bie — des Königs der franzöſiſchen Regierung zukommen zu laſſen 
wünſche. 

„Marcheſe Pepoli und ich, wir haben ber franzöſiſchen Regierung den Ver: 
trags-Entwurf vorgelegt; wir haben zu verjchiedenen Malen die Gründe aus- 
einandergejeßt und entwidelt, mit welchen die Regierung bes Königs ihre 
Vorſchläge unterjtügt hat. Der kaiſerliche Minifter antwortete, indem er ver: 
fiherte, daß die franzöfiiche Regierung ſtets gewünicht habe, ihre Truppen aus 
Rom zurüdziehen zu können, daß fie jelbige aber in ber That nicht eher zu— 
rückziehen könnte, als bis die Regierung bes König Bürgſchaften angeboten 
babe, welche geeignet jind, den heiligen Stuhl gegen jeden Verſuch eines Ueber: 
falles vollkommen ſicher zu ftellen. In der Meinung ber franzöſiſchen Re: 
gierung mußte das Verſprechen ber italienijchen Regierung, das päpitliche Ges 
biet weder anzugreifen noch angreifen zu laſſen, durch eine thatſächliche Bürg— 
ſchaft ergänzt werden, welche geeignet wäre, ber katholiſchen Meinung das 
Rertrauen einzuflößen, daß die vorgeichlagene Webereinfunft auch wirffam fein 
werde. Bei der Prüfung der Bürgichaften diefer Gattung hatten bie italie= 
nischen Unterhändler die ausdrüdliche Weifung befommen, jede Bedingung 
zu verwerfen,, welche den Rechten ber Nation zuwider ijt (de rejeter toute 
condition qui efit été contraire aux droils de la nation). Es fonnte 
jomit weder die Rebe von einer Entfagung der nationalen Beftrebungen, noch 
von einer Gefammtbürgichaft der katholiſchen Mächte, noch von der Beſetzung 
eines Punktes des römiſchen Staatsgebietes durch bie franzöfiichen Truppen 
als Pfandes der Vollziehung unjerer Verfprechungen die Rede fein. Für ung 
ift die römiſche Frage eine moralifche, welche wir durch moralifche Kräfte zu 
fihern juchten. Wir nahmen aljo ernftlih und mit Ehrlichkeit die Pflicht 
auf ung, feine gewaltfamen Mittel zu gebrauchen, welche eine Frage biefer 
Art nicht löſen würden. Aber wir fönnen uns nicht verfagen, auf bie Kräfte 
ber Givilifation und des Fortfchrittes zu rechnen, um zur Verjöhnung des 
Papſtthums mit Italien zu gelangen, einer Verjühnung welche bie franzö— 
ſiſche Einmiſchung nur erſchwert und im weite ‘Ferne rüdt. 

„Die franzöfiiche Regierung, obgleich fie ben Werth dieſer Betrachtungen 
anerfennt, erklärte auf’s Neue, daß es ihr unmöglich fei, den Entwurf anzu: 
nehmen, wenn derſelbe nicht Durch irgend eine thatſächliche Bürgichaft begleitet 
werden würde. Es geihab damals, daß Marcheſe Pepoli, bie innere Lag 
Italiens in Bezug auf die römiſche Frage darlegend, dem Kaiſer fagte, daß, 
abgejeben von der Frage, um bie e8 fich gegenwärtig handelt, und aus polis 
tiich = ftrategifchen und abminiftrativen Gründen, die Regierung ſich mit ber 
Möglichkeitäfrage befchäftige, ven Sik ber Regierung von Turin nach einer 
andern Stabt des Königreiches zur verlegen. So lange bie römiſche Frage 
in einer Periode ber Ungewißbeit ohne Annäherung zu einer Löſung ſchwebe, 
fo unterbreche dieſe Ungewißheit felber das Stadium der Möglichkeit einer 
jolhen Mafregel. Daß aber, wenn bie Yebereinkunft zu Stande käme, er 
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ficher fei, daß bie Negierung gerade in Betrachtnahme der inneren politischen 
Lage, wie fie durch ben Vertrag gefchafjen wurde, die Abjicht habe, bem Könige 
zu dieſem Entichluffe zu rathen, indem die Nothwendigfeit eines wirfjameren 
Einflufjes (action plus efficace) auf alle Theile des Landes und jelbft un: 
jere Stellung zu Rom fich zu den firategijchen Gründen geiellen würden, um 
ihn zu empfehlen, Es jchien dem Kaifer, daß dieſer Entihluß, eimmal ae: 
faßt, den Zweck, den man vor Augen habe, erreichen würde. Se. Majeftät, 
indem Sie von dem Verſuche der Verlegung des Regierungsfißes jprachen, 
fagten, daß, wenn das ber Gedanke der Regierung des Königs ijt, wenn das 
der Wunſch der italienijchen Nation ift, viele Schwierigkeiten, die uns in dieſer 
wichtigen römiſchen Frage trennten, bejeitigt wären... Wir beſtanden darauf, 
daß bie franzöfiiche Regierung außerhalb diejer Thatfache, die wejentlih als eine 
Trage ber inneren Ordnung zu betrachten fei, den Entwurf einfah annehme. 
Aber die franzöjische Regierung blieb bei ihrer bereits dem Marcheſe Pepoli 
gegebenen Antwort und erklärte, daß, falls die Negierung des Königs ſich 
entichließe, den Regierungsfig anderweitig zu verlegen, der jofortigen Unter: 


zeichnung der Uebereinkunft fein Hinderniß entgegenitebe. 


„Der Marchefe Pepoli reifte nah Turin und legte die Angelegenheit ber 
ber Regierung vor. Damit die Regierung des Königs einen Entſchluß faſſen 
fönne, war es notbwenbig, den Zeitraum fejtzufeben, in welchem die franzö- 
fifche Beſetzung aufhören folle. Die Faijerliche Regierung erklärte, dieſet Ter-: 
min könne nicht weniger als zwei Jahre betragen. Die Anjtrengungen ber 
italienischen Unterhändler, um diejen Zeitraum fürzer zu machen, jind obne 
Ergebniß geblieben. Da die Regierung nach reifliher Erwägung beichlofjen 
hatte, bie Uebereinfunft mit der Glaujel der Regierungsverlegung anzunehmen, 
wurden Marcheſe Pepoli und ich beauftragt, biefen Akt abzujchließen, und 
man verjahb uns zu. dbiefem Behufe mit ber nöthigen Vollmacht. Marcheie 
Vepoli fam den 14. in Paris an, ben 14. wurde die Redaktion des Artifels 
feftgefeßt unb heute den 15. wurde die Uebereinkunft unterzeichnet. 

„Artikel 1 ift fo beibehalten worden, wie er im Project des Grafen Gavour 
enthalten war. Artikel 2 enthält die Verbindlichkeit Frankreichs, feine Truppen 
aus ben päpftlihen Staaten allmälig und in dem Maße zurüdzuziehen, als 
bie päpftliche Armee organijirt fein wird; aber der lekte Termin ber Räu— 
mung ift auf zwei Jahre anberaumt. Artikel 3 ift fo, wie ihn der Entwurf 
des Grafen Gavour gab, mit der einzigen Ausnahme, daß ftatt die Zahl der 
Streitkräfte zu beftimmen, welche die päpftliche Armee bilden jollen, man über: 
eingefommen ift, daß diefe Streitfräfte nicht ein Angrifjsmittel gegen das ita- 
lieniſche Gouvernement bilden dürfen. Außerdem wurden die Worte „die 
Ruhe der Grenze” hinzugefügt, um die Verpflichtung der päpſtlichen Regierung 
anzubdeuten, daß fie ihre Grenze nicht zu einem Zufluchtsorte für das Räu— 
berwejen barf werben laſſen. Auch Artikel 4 ift ähnlich dem Entwurf bes 
Grafen Cavour. 

„Was nun die Glaufel der Verlegung betrifft, jo konnte biejelbe nach ber 
Anficht der Regierung des Königs feinen integrivenden Theil der Convention 
bilden; man kam daher überein, fie in einem getrennten Protocolle niederzulegen, 
befjen Original Ew. Ercellenz ebenfalls bier anliegend finden wird. Durch 
Anwendung diefer Form bat man darthun wollen, daß eine berartige Maßregel 
für uns em wejentlich ber inneren Politik angeböriges Factum jei, welches 
mit ber Convention nur dadurch Gemeinfchaft haben ne daR es eine neue 
Lage ſchuf, in welcher Frankreich eine Garantie erblicdte, bie ihm die Rüdke- 
rufung feiner Truppen erlaubte, und zugleih ein Unterpfand, daß talien 
auf bie Anwendung gewaltfamer Mittel zur Occupation Roms verzichte. 

„Ausdrüdlih wurde in unſeren Gonferenzen mit dem franzöjiichen Be: 
vollmädhtigten bemerkt, daß die Convention nicht mehr nod weniger 
bebeuten folle und fünne, als was fie ſage, das heißt, daß durch 
die Convention Italien fich verpflichte, auf jedes gewaltjame Mittel zu 
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verzichten. Eben fo haben wir erflärt, daß biefe Convention aus dem Prin— 
cip der Nichtintervention folge, berart, daß bie fünftige Politik Italiens 
bezüglich Roms darin beftehe, das Rrincip ber Nichtintervention zu beobachten 
und beobachten zu laffen und alle Mittel moralifher Art anzuwenden, um 
die Verſöhnung zwiſchen Ztalien und bem Papſtthum zu erreichen auf ber 
durch den Grafen Cavour ausgefprochenen Grundlage der freien Kirche im 
freien Staate. 

„Solchergeſtalt wurden biefe langen und fchwierigen Verhandlungen abge: 
ſchloſſen, welche fortwährend die Männer beichäftigt haben, die fich it Gon: 
ftituirung bes Königreichs bis heute im Rathe des Königs gefolgt find. 
Betrachtet man bie heutige politiiche Rage, den Stand ber öffentlichen Meinung 
in Ftankreich und dem katholiſchen Guropa, vergegenwärtigt man ſich bie 
Stärfe der durch die römische Frage angeregten Leidenſchaften und bie 
Schwierigkeiten, welche fie in Stalien bervorgerufen hat, jei es im ber inneren 
Politik, jei es in feinen internationalen Beziehungen, namentlih mit Frank— 
reich, jo ift es Elar, baß bie Regierung des Königs die ſchwerſte Verantwortung 
vor ber Nation und ber Geſchichte auf ſich geladen, wenn fie eine Verein- 
barung nicht geichloffen hätte, beren Endzwed das Enbe ber franzöſiſchen 
Dccupation ift, und bie von uns nichts fordert, algben gewaltjamen 
Meitteln zu entjagen, die ſchon durch das Parlament ausgejchlojjen worden find.“ 

17. Sept. Eine Art von Kriegsrath unter dem Vorfite des Königs ſpricht 
fih für die Verlegung der Hauptſtadt nady Florenz aus. 

20/22. Sept. Unruhen in Turin und gewaltſame Unterbrüfung berjelben. 
— Die Regierung ruft die Kammern auf den 5. Oct. zufammen. 

Beriht des Minifteriums an den König: „. - . In bem 
Augenblid, in welchem wir die Verwaltung antraten, fand fi die römische 
Frage in einem jolden Stande, daß es wenig angemeffen, daß es unnüß 
war, unmittelbare Verhandlungen barüber anzufnüpfen; die Regierung 
erwartete daher einen pafjenberen Zeitpunkt. Nach den Verhandlungen im 
Parlament, welche der Regierung als Yeitjtern dienen müſſen, follte die römiſche 
Frage lediglich durch moralijche Mittel gelöft werben, die Regierung follte in 
Uebereinjtimmung mit Frankreich verfahren, um bie Anwendung bes Nichtinter- 

„pentionsprinzips zu erhalten. Der Kaifer Napoleon wünjchte immer, feine 
Truppen aus Nom zurüdziehen zu können, nicht bloß, weil bies den Prin: 
cipien bes Öffentlichen Rechts entipricht, auf welchen das Kaiferreich beruht, 
fondern auch weil die Wiederauferftehung Jtaliens einer feiner hauptſächlichſten 
Ruhmestitel ift. Aber der Kaifer glaubte, die Macht, die feine Waffen feit 
fünfzehn Fahren hüten, nicht plöglich im Stich Yafjen zu können. Um bie 
katholiſchen Gewifjen zu berubigen, mußte die Regierung verſprechen, das 
päpftliche Gebiet nicht anzugreifen und Angriffe irregulärer Banden an ber 
Grenze zu verhindern. Diejes aufrichtig gegebene und ftreng zu haltende 
Berjprehen zerftört weder, noch mindert es das Redt und bie 
Beftrebungen ber Nation, aber es ift ein Ausdrud der Nothwendigkeit, 
einzig durch moralifhe Kräfte den Trinmph ber nationalen bee berbeizu: 
übren. . . Während bie Regierung E. M. fi) mit der römiſchen Frage 
ejhäitigte, bat fie die venetianifhe Frage nicht vergefjen. Defterreich 
be tſich in Venetien ineiner ber feiteften Rofitionen, welche die Natur und Kunft 
geſchaffen hat, und feine Armee gehört nach Zahl, Werth und Material zu 
ben vorzüglichiten Heeren Europas. Wenn fie in dieſem Augenblid auch das 
Königreih Stalien nicht bedroht, jo können fich doch Allianzen bilden und 
Eventualitäten fünnen auftauchen, beren Gefahren man ohne Aufſchub ent- 
Ama muß. Kaum war bas ar Stalien unter dem Scepter ber 
avoyſchen Dynaftie vereint, fo dachte E. M. auch fhon daran, ein allgemeines 
Defenfivfyftem zur Vertheidigung bes neuen Königreichs zu fchaffen. E. M. 
urtheilte volllommen richtig, daß nur durch ein gut combinirtes Defenfivfyften 
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unfere militärische wie politiiche Unabhängigkeit gefichert werben Fünnte. Gt 
ift augenjcheinlich, daß das Defenfivfpitem der alten farbiniihen Staaten rich 
dasjelbe für Italien fein fonnte. Die öfterreihiihe Stellung, die Näbe der 
frangöfiichen Grenze, das Ergebniß der Abtretung Savoyens an Frankreich 
erheifchten, bat der Sig der Regierung, welder in den modernen Kriegen 
fo große Wichtigkeit hat, und welder unter dei bejonderen Umftänden, in 
denen ſich Italien befindet, für diefes Yand noch von größerer if, von Turin 
in eine in dieſer Beziehung befjer gelegene Stadt verlegt werde. Unter ben 
vornehmſten Städten bes gegenwärtigen Beſitzthums bes Küönigreihs int es 
unftreitig $lorenz, welches durch feine topographiidhe Yage und die Ro= und 
Alpenlinie, die e8 deckt, die günftigften Bedingungen barbietet. Die oberiten 
Führer ber Land» und Seemadt, von E. M. deßfalls beratben, find berielben 
Anficht geweien, und es jcheint unumgänglich, auf diejer Bafis die von E. M. 
im Sinn gehabte Organijation ber Vertheidigung bes Königreihs aufzurichten. 
Diefer Beihluß, auch durch Gründe der inneren Ordnung motiirt, fchliekt 
ih eng an den Vertrag, deſſen Schlußfolgerungen er möglicherweife bildet. 
Nah Außen und bejonders in den Augen Frankreichs wird er einen Beweis, 
ein Pfand für die Feſtigkeit umferes Entſchluſſes, auf jede Gewalttbat gegen 
das Papſtthum zu verzichten, liefern. Ein anderes Refultat wird fein, daß 
die Kraft der moraliſchen Mittel, deren ſich Italien bedienen wird, um je 
befjer auf Rom einwirfen kann, da ber Gib ber Regierung näher, 
die Verbindungen häufiger und die Gemeinſamkeit der Intereſſen und Ge: 
wohnbeiten eine ältere und innigere fein wird.“ 
23. Sept. Der Minifter Peruzzi richtet ein Schreiben an den Präfecten 
von Mailand, worin derjelbe beftimmt ermächtigt wird, der Behauptung 
entgegenzutreten, als enthalte die Convention mit FJranfreih einen 
ale auf Rom: 

„... Die Regierung bat feine andere Berpflichtung übernommen als bie, 
„Rom weder ſelbſt anzugreifen noch angreifen zu laſſen.“ Die Berleguna 
der Hauptſtadt fei wefentlich eine militäriſche Maßregel. Bon allen Garan— 
tien, welde es dem Kaijer der Franzoſen ermöglichten, feine Truppen aus 
Rom fortzuziehen, jei dies die einzige, welche habe geboten werben fönnen, die 
feinen Berzicht auf die Grundiäße, feinen Widerjpruch gegen bie Beichlüffe der 
Parlaments enthalte u. |. w.“ 

Entlaffung des Minifteriums Minghetti. General Yamarmora wird 
vom König mit der Bildung eines neuen Miniſteriums beauftragt. 

Das neue Miniftertum verjchiebt den Zujammentritt des Parlaments 


vom 5. auf den 24. Oct. 


„ „ 


„ 


11. Oct. Der Staatsprocurator lehnt die Eingabe mehrerer Quriner 
Advocaten und Bürger, welche die Cinleitung einer Unterfudung 
gegen den Minifter Peruzzi und ben Öeneraljecretär Spaventa wegen 
der Ereigniſſe am 21./22. Sept. verlangen, ab. 

21. „ Ein Egl. Decret reducirt die Kriegsflotte von zwei Divifionen auf 
eine. Für die Neduction des Landheeres werben umfafjende Vor: 
bereitungen getroffen. 

24. „ Kröffnung des Parlaments. In Turin herricht vollfommene Rube. 
Die Regierung legt der Deputirtenfammer die biplomatifche Eorre: 
ipondenz über die Convention vom 5. Sept. und einen Gejeßesentwurf 
bezüglich der Verlegung der Hauptſtadt von Turin nad) Florenz vor, 
wofür ein vorläufiger Grebit von 7 Mill. verlangt wird. Der 
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Präfident der Kammer theilt ihr mit, baß drei Geſuche für eine 
Unterſuchung wegen der Ereigniffe vom 21. und 22. Sept. einge: 
gangen jeien. Die Regierung erflärt, daß fie fi im Princip einer 
ſolchen nicht widerjeße, wohl aber, daß eine Discuffion über einen 
jo aufreizenden Gegenftand vor dem Votum über ihre Vorlagen 
fattfinde.. Die Unterfuhung wird darauf bejchloffen, ohne daß ein 
aufreizendes Wort laut geworden wäre, und die “Dringlichkeit der 
KRegierungsporlage anerkannt. 
Ic, Depeſche des ital. Geſandten in Paris an jeine Regierung: 

. Herr Drouyn de l'Huys bat mir offen gejtanden, daß das, was in 
meiner Depeiche gejchrieben jtehe, wahr jei. Aber er fügte hinzu, daß ber In— 
haft meiner Depejche vom franzöfifhen Gefihtspunfte aus in mehreren Punkten 
vervolljtändigt werden müſſe. . . Herr Drouyn de l'Huys ift der Meinung, 
dak von „Beltrebungen“ (aspirations) veden, nachdem man fich gewaltfame 
Mittel, nah Rom zu fommen, unterjagt babe, die Parteien glauben machen 
beike, man behalte fih unterirdifche Wege vor. Ich habe erwidert, daß 
nichts im meiner Depeiche zu einer jolhen Auslegung Veranlaſſung geben 
könne, daß wir und ausdrüdlich das nationale Streben vorbehalten, aber aud) 
zugleich dejjen Richtung und Zwed genau bejtimmt hätten; daß ich meine 
Regierung zu beleidigen geglaubt haben würde, wenn ich auch nur einen 
einzigen Augenblid die Nothwendigfeit einer bejonderen Grflärung in biejer 
Hinſicht ſtatuirt Hätte. Die unterirdijchen Wege, von denen Hr. Drouyn 
de l'Huys ſpricht, haben nichts gemein mit den moralijchen Kräften ber 
Cidiliſation und des Fortjchrittes, die wir anrufen, um zu einer Berjöhnung 
Jtaliens mit dem Papjtthume zu gelangen. Herr Droyn de l'Huys bat 
dran erinnert, dag in den Gonferenzen von ber einen wie von der anderen 
Seite erflärt worden war, man dürfe ſich nicht mit dem Falle bejchäftigen, 
dab, trog der redlihen Ausführung des Vertrages von Seiten Frankreichs und 
von Seiten Staliens, die päpftlihe Regierung nicht mehr durch ſich jelber 
vortbeftehen fünnte und fi) unmöglich machte; diefe Eventualität werde eine 
mue, von ber Convention unabhängige und außer der Borausficht der con— 
trabirenden Theile liegende herbeiführen. Die beiden Regierungen be— 
hielten ji für diejen Fall vor, jih, wenn derjelbe eintreten 
löllte, alle Freiheit der Handlung einer: wie andererjeits zu 
bewahren. Diejer von Sr. Exc. erwähnte. Vorbehalt ift vollfommen 
&gründet, und ich habe Bedacht genommen, ihn jeiner Zeit zur Kenntniß ber 
finigliben Regierung zu bringen. Aber ich bielt mich nicht verpflichtet, in 
meiner für die Defjentlichfeit bejtimmten Depeche darauf zurüdzufommen, 
und zwar aus zwei Gründen: erjtens mußte ich, da die Benollmächtigten 
anerkannt hatten, fie könnten und dürften fi) mit einer Gventualität biejer 
Art nicht näher befafjen, gleichen Grund haben, es eben jo in meiner Depeſche 
zu machen. Zweitens fonnte ich es nicht über mic bringen, die Borausficht 
des alles der päpftlichen Regierung einzig und allein durch ihre eigene 
Schuld und Ohnmacht ber öffentlichen Discujfion zu überliefern. Freilich 
iſt dieje Gventualität moͤglich; aber wenn man auch fortan alle fünftigen 
Nöglichfeiten im Auge behalten muß, jo ziehen wir es doch vor, mit unferen 
Gedanken bei der Möglichkeit einer Verftändigung zwijchen dem Papſtthum 
und Italien zu verweilen. . .“ 

. „ Zelegramm des ital. Gefandten in Paris an feine Regierung: 
„Meine Depeihe vom 15. September bat verſchiedene Auslegungen gefun= 
den und Herrn Drouyn de l'Huys zu zwei Depeſchen Veranlafjung gegeben. 
Aus den zwijchen ihm und mir in loyaler Weife gemwechfelten Erklärungen 
ergibt fih, day, wenn die Regierung des Königs ſich vor der Kammer in dem 
buch meine Depeche vom 15. September angebeuteten und durch meine Des 
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peiche vom 30: October näher bezeichneten Grängenm bält, fie feitens ber 
faiferlichen Regierung nicht desavouirt werden wird.“ 

31. Det. Der König verzichtet auf 3% Mill, feiner Givillifte zu Gunſten 
des bedrängten Staatsſchatzes. 

— „ ine große Anzahl von Erzbiihöfen und Bilhöfen aus ben ver- 
ſchiedenen Provinzen des Reiche protejtirt gegen ein Circular des 
abgetretenen Minijters Piſanelli, welches die geiftliden Seminarien 
der allgemeinen Oberauffiht des Staates unterworfen hatte. 


— Nov. General Gialdini läßt die öfterr. Grenze forgfältig bejeßen, um 
jeden Zuzug zu den Aufftändifchen in Friaul zu verhindern. 

4. „ Der Fianzminifter Sella legt dem Parlament die verzweifelte 
Finanzlage des Staates dar und verlangt die Genehmigung einer 
Reihe fchwerer Steuerhöhungen, jowie die VBorausbezahlung der 
Orundjteuer für 1865, um dem drohenden Staatsbankerstt zu ent: 
gehen. — Der Minijter des Innern Lanza legt einen Geſetzesent— 
wurf vor, der Turin 1,067,000 2. Rente als Entſchädigung für 
die Verlegung der Hauptjtabt gewährt. — Der Juftizminifter Bacca 
zieht den Gefebesentwurf bez. der geiftlihen Orden zurüd und ver- 
jpricht, nach genommener Rückſprache mit dem Finanzminifter bald 
einen andern vorzulegen. 


7. „ Beginn der Debatte über die Frage der Verlegung der Haupt: 
ftabt. Der Abg. Ferrari ftellt die Präjubicialfrage, indem er verlangt, 
daß die Convention felbft dem Parlament zur Annahme oder Ber: 
werfung vorgelegt werde. 

Dep. Lamarmora’s an den Geſandten in Paris als Antwort auf 


die Dep. Drouyn de l'Huys dv. 30. Det.: 

„... Die Minifter des Königs haben den Willen, und fie wiſſen, daß fie 
auch die Kraft haben, den Vertrag pünklich und unverlegt auszuführen. Jbr 
Entſchluß ift in biefer Beziehung nicht bloß durch die Poyalität geboten, welde 
verlangt, daß die von einer Regierung übernommenen Verpflichtungen gebal- 
ten werben, und durch bie Erfenntlichkeit und die Freundichaft, welche Italien 
mit Frankreich verbinden, jondern auch durch die perfönliche Meberzeugung 
eines jeden von ihnen, daß die befte Politif für Italien in der vollftändigen 
Ausführung dev Konvention vom. 15. September bejtehe.... Der Bertrag 
vom 15. Sept. genügt vollftändig den Erforderniffen der Lage in Bezug auf 
das Rapftthum, indem er Frankreich und ber Fatholifchen Welt bejtimmte 
Bürgichaften gibt. Wenn Stalien, durch die Verpflichtungen, die es übernom- 
men bat, auf bie Anwendung von Gewaltmitteln verzichtet hat, fo wird es 
noch vielmehr alle jene unterirdifchen Wege vermeiden, deren Erwähnung, ich 
muß es geftehen, in dev Depeiche des kaiſerlichen Minifters der auswärtigen 
Angelegenheiten ich nicht ohne Schmerz bemerft habe, und an die auch nur 
zu benfen, wir von ung weiſen. Aber es ift micht minder wahr, daß Sta- 
lien volles Vertrauen zu ber Wirfjamfeit der Gipilijation 
und des Fortſchrittshegt, deren Macht allein binveihen wird, 
wir haben die fefte Zuverficht, feine Beftrebungen (aspira- 
tions) zu verwirfliden. In Betreff ber Folgen, welche die Wirkſam— 
feit der Elemente der Givilijation und bes Fortfchritte berbeifüihren können, 
lann jebe ber beiden contrabirenden Mächte ihre bejondere Meinung baben 
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und fejthalten; aber ich vermag nicht einzujehen, wie biefe Meinung noch den 
Gegenſtand einer praftifchen Erörterung abgeben könnte, jobalb nur Stalien 
auf das Beſtimmteſte erklärt, daß, wenn feine Bejtrebungen (aspirations) 
ſich verwirklichen jollten, dies ficherlicdy nicht geichehen werde durch eine that: 
fächliche Verletzung des Vertrages von Seiten feiner Regierung. Und welches 
find, außer der firengen Beobachtung der Comvention, die nationalen Bejtre: 
bungen Italiens? Herr Droyun de l'Huys bat beabfichtigt, fie im feiner oben 
gedachten Depeche zu beftimmen und zu präcifiren. Die Regierung des Kö: 
nigs ſieht fih mit Bedauern außer Stande, dem Faiferlichen Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten auf dieſes Gebiet zu folgen. Die Beftrebungen 
(aspirations) eines Landes gehören dem nationalen Gewiflen an und fünnen 
nach unjerer Anficht, unter feinem Rechtstitel Gegenjtand einer Verhandlung 
zwijchen zwei Regierungen werden, was auch die Bande fein mögen, welche 
die legteren mit einander verbinden... Mas die Bedeutung angeht, welche die 
Regierung des Königs der Verlegung der Hauptſtadt Beilegt, jo habe ich, 
Herr Minijter, nichts zu thun, als die Thatjachen jelber reden zu laffen. Die 
italientihe Regierung bat die Ausführung diefer Vertragsbedingung , welche 
vielleicht die jchwerfte und zartejte aller von uns durch die Uebereinfommen 
vom 15. September übernommenen Verpflichtungen ijt, ſchon vorbereitet. 
Torbehaltlih der Berathungen des Barlaments wird binnen wenigen Monaten 
Florenz die Hauptitadt Jtaliens fein. Was fpäterhin in Folge von Eventu— 
alitäten, welche in ben Bereich der Zukunft gehören, fich ereignen kann, das 
fann beute beide Regierungen noch nicht befchäftigen. Mit Recht bemerkt 
Herr Drouyn de l'Huys: „Den Greignifjen ijt es überlaffen, diefes Problem 
zu ftellen.“ ... Schließlid babe ih, Herr Minifter, weil Herr Drouyn be 
l'Huys die mitiative hierin ergriffen, der Eventwolität noch zu gebenfen, baß 
auf freien Antrieb in Rom eine Revolution ausbräche und die weltliche Macht 
des beil. Vaters umflürzte. Der Faijerlihe Minifter der auswärtigen Ange: 
legenheiten behält in dbiefem Falle vollfommene Freiheit der 
Aktion für Franfreih vor; Stalien feinerjeits madt be: 
greiflidh denſelben VBorbebalt...“ 


8.Nov. Die II, Kammer verwirft die Präjubicialfrage bezüglich der 


13, 


16. 


11: 


18. 
19. 


Septemberconvention und bejchließt, in die Discufjion der Regie: 
rungsvorlage einzutreten. Commiſſionalbericht Mosca. 

„ Debatte der II. Kammer über die Berlegung der Hauptitabt. 
Rebe Lamarmora's bezüglih Rom und Venedig. — Die Linfe hält 
nach der Rede des Minifterpräfidenten eine Barteiverfammlung: ein 
großer Theil derjelben erklärt, nunmehr für die Regierungsvorlage 
ftimmen zu wollen. 

„ Debatte der IL Sammer über die Verlegung der Hauptitabt. 
Rede des Minifters Lanza. Lamarmora erläutert feine Neußerungen 
v. 13. d. M. 

„ Das Militär fprengt an der öfterr. Gränze eine Bande, welche 
den Aufftändifchen in Friaul zugiehen will, auseinander und nimmt 
fie gefangen. 

„ Der Finanzminifter Sella erklärt, daß bis zum 25. Nov. von 
der Kammer und vom Senat Vorjorge getroffen fein müßte, weil 
fonft die Staatsmaſchine nicht weiter fortarbeiten könnte. 

„ Die Regierung erklärt fi in ber offic. Zig. gegen den Aufſtands⸗ 
verjuh in Friaul. 

„ Schluß der Verhandlungen der II. Kammer über bie Verlegung 
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der Hauptitadt: die Regierungsvorlage wird mit 317 gegen 70 Stim: 
men angenonmen. Die Abftimmung erfolgt unter lautlofer Stille. 
Turin iſt ruhig. 

21,Nov. Die U. Kammer nimmt die YFinanzvorlagen Sella’s mit 157 
gegen 77 Stimmen an. — Durchgreifende Reduction der Armee. 

22. „ Die DO. Sammer nimmt ein ihr von der Regierung vorge: 
Ihlagenes Gejet bez. Abzüge an den Beamtengehalten an. 

23. „ Der Auftigminijter Bacca legt dem Parlament ein neues Geſetz 
bez. Aufhebung der Klöjter und Umwandlung der Kirhengüter in 
Staatsrenten vor: die geſammte eiftlichkeit joll in Zufunft auf 
Staatsbejoldung gejegt werben. 

24. „. Der Senat nimmt die Finanzgeſetze Sella's mit 108 gegen 
27 Stimmen an. 

29. „ Beginn der Senatsbebatte über die Verlegung der Hauptitabt. 


1. Dec. Senatsbebatte über die Verlegung der Hauptſtadt. Rede La— 
marmora’s: er erklärt ſich entjchieden gegen bie ital. Anfprüche über 
Venetien hinaus auf MWälfchtyrol, Trieft x. 

5. „ Senatödebatte über die Verlegung der Hauptſtadt. Rede des 
Minifters Lanza gegen die weltliche Herrihaft des Bapftes. 

Die I. Kammer bewilligt die Entihädigungsfumme für Qurin 
ohne Discuſſion. 

Der Kronprinz Humbert wird zum Commandanten der Militär: 
divifion von Neapel ernannt. 

9. „ Schluß der Senatsbebatte über die Verlegung der Hauptſtadt: 
der Gejeßesentiwurf wird mit 134 gegen 47 Stimmen angenommen. 

10. „ Aud der Senat votirt die Entjhädigungsjumme für Turin und 
die Derlegung des Cafjationshofes von Mailand nad Turin. 

11. „ Die Regierung verlangt von ber II, Kammer die proviforijce 
Genehmigung des Budgets für 1865 und verjpricht für das defi- 
nitive Budget eine Erjparung von 60 Mill, im Heerwejen. 

12. „ Der König unterzeichnet das Geſetz wegen Verlegung der Haupt- 
ſtadt nach Florenz. Bon biefem Tage an beginnt die zweijährige 
Friſt zur Räumung Roms durch die Franzofen nad dem Wortlaut 
der Convention v. 15. Sept. 

Auch der Senat genehmigt den Gejeßesentwurf über Abzüge an 
den Beamtengehalten und Penſionen. 

15. „ Die II Kammer verlängert das jog. Brigantengefeß bis Ende 
des J. 1865. 

Die vom Kriegsminifter niedergeſetzte Commifjion beantragt, 
ſämmtliche Garabinieri, die am 21. Sept. in Turin auf das Volf 
gejhofjen, in Anklageftand zu verjegen. Der Kriegsminijter geneb: 
migt den Antrag und gegen 56 Gendarmen wird ber Proceß ein: 
geleitet. | 
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Ein minifterieller Erlaß ordnet die Nebucirung des Artillerie 
perjonals und Materials auf den Triedensftand an. 


17.Dee. Die U. Kammer genehmigt das proviforifhe Budget für das 


erjte Quartal 1865 und vertagt fi bis zum 5. Januar. 

„ Ein kgl. Decret genehmigt die Statuten der anonymen Gefell: 
haft, welche fi) behufs des Verkaufs des Staatsgüter gebildet 
bat. Diejelbe macht dem Staate fofort einen Vorſchuß von 50 und 
bald darauf einen weiteren von 150 Mill. 


. „ Ein Egl. Deeret erklärt die Säcularifation der Klöfter, Seminare 


und anderer für die Staatsverwaltung nöthiger Gebäude in Florenz 
als durch das öffentliche Wohl geboten. 12 der größten Klöfter 
von Florenz werden, darauf geftüßt, jofort in Beichlag genommen. 


4, „ Gardinal Andrea macht dem Sronprinzen in Neapel einen Bejud. 


„Die in Neapel auch von ber zweiten Inſtanz zum Tode verur: 
theilten Gebrüder La Gala (Aulis-Briganten) werden vom König 
zu lebenslänglihem Eiſen begnadigt. 

„ Vom ganzen Betrage der Grundfteuer für 1865 im Betrage 
von 121,118,328 8. find bis Ende 1864 95,695,095 2%. theils 
dur) die Steuerpflichtigen felbit, theild unter fchweren Opfern von 
den Gemeinde: oder Provincialbehörden vorſchußweiſe an bie 
Regierung wirklich einbezahlt worden, aljo beinahe 80%. 


16 
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23. Fehr. Kardinal Antonelli desavouirt im Namen des Papites den Gar: 
dinal de Bonald von Lyon wegen feiner Außerungen gegen bie 
franzöfifche Negierung bezüglih der Einführung der römiſchen ftatt 
der gallicanifchen Liturgie in der Diöcefe von Lyon. 


27. März. Fulminante Rede des Papites im Gonfiftorium gegen Rußland. 
28. „ Der Papft autorifirt ein Anlehen von 2,500,000 Ar. confolidirter 
Nente zu 5 %, um das Deficit der Staatsverwaltung zu decken. 


412. April. Entdeckung eines angeblichen Gomplotts (Filibecks) gegen bas 
Leben des Papites. 


41. uni. Nach dem offiz. G. di Roma hat der Peterspfennig von 1860 
bis heute die Summe von 37,690,000 Fr. eingetragen. 

— „ Der Municipalratb von Rom (72 Mitgl.) iſt endlih ergänzt, 
indem der Papſt die ihm zuftehenden 36 Ernennungen nun aud 
vollzogen hat. Der Papft nimmt demjelben den Eid ab. Veränderte 
Eidesformel für den Senator der Stadt. 

16. „ Gardinal Andrea verläßt Rom und geht troß des ausbrüdlichen 
DVerbots des Papſtes, angeblih aus Oejundheitsrüdjichten, nad 
Neapel. 


30. Juli. Encyelica des Papftes an die Erzbiichöfe und Biſchöfe von 
Polen. 

— Aug. Das Budget des gegenwärtigen Kirchenſtaats für 1864 weist 
eine Einnahme von 5,319,910 Seudi und dagegen eine Ausgabe 
von 10,728,123 Seudi auf, mithin ein jährliches Deficit, das die 
gefammte jährlihe Einnahme überfteigt. 

24. „ Ein Rundſchreiben des Cardinals Altieri als Präfecten der Inder: 
congregation an ſämmtliche Biſchöfe des Erdfreifes erneuert im Auf- 
trage des Papſtes das Mandat Yeo XL. v. 26. März 1825, wonad 
die Biſchöfe befugt fein follen, verderblihe Bücher, weldhe in ihren 
Sprengeln herausgegeben oder verbreitet werden, zu profcribiren 


Kom. 243 


und zu unterbrüden, weil es unmöglich fei, alle in den verfchiebenen 
Theilen des Erdkreiſes erjcheinenden gefährlihden Bücher unverweilt 
auf den Inder zu ſetzen. 


15. Sept. Frankreich jchliegt mit dem Königreich Italien eine Convention 


21. 


28 


29. 


bezüglich Räumung Roms durch die franz. Occupationsarmee binnen 
zwei Jahren ab, ohne die päpftl. Regierung zu den Unterhandlungen 
zugezogeh zu haben (j. Frankr.). 


„ Proclamation des jog. römiſchen Nationalcomite bezüglich der 


Convention vom 15. Sept. zwiichen Frankreich und dem Königreich 
Italien. 


„ Der Gardinal:Generalvicar Patrizi macht befannt, daß es ber 


Wille Seiner Heiligkeit in diefem ernjten Augenblide ei, daß ein 
Bußact begangen werde und ordnet das Nähere an. 

Großartige Demonftration der Bevölkerung zu Gunften ber 
frangzöfiich-italienifchen Convention v. 15. Sept. 


18. Det. Schreiben des Papftes an den Kaiſer Marimilian von Merico 


bezüglich der Forderungen der Kirche bei der Reorganijation ber 
gejeglichen Zuſtände Mericos: 

„+. Wir hatten ſchon zu wiederholten Malen in öffentlichen Aften und 
bei feierlichen Anläffen gegen die Wegnahme und Zerftüdelung der Kirchen: 
güter, fowie gegen die Aufhebung der geiltlihen Orden Einſprache erhoben, 
bie falſchen Grundſätze verdammt, welche fich geradezu gegen bie Fatholifche 
Kirche richteten, und endlich unjer Verdict gegen verfchiedene andere Webergriffe 
ausgeſprochen, die man ſich nicht nur gegen geheiligte Perſonen, ſondern auch 
gegen das Seeljorgeramt und die kirchliche Disciplin felbft erlaubt... . Von 
Zag zu Tag haben wir mit Spannung den erften MRegierungsaften, Ew. 
Majeftät entgegengejehen, überzeugt, dat Sie ber von der Revolution jo arg 
mißhandelten Kirche jchnelle und entiprechende Genugtbuung gewähren würden, 
jei es, daß die Geſetze aufgehoben, die fie in das Joch der Sclaverei gezwängt, 
oder daß neue Gejege erlaffen würden, die geeignet wären, die unbeilvollen 
Wirkungen jener Normen zu bejeitigen. Bisher find jedoch unfere ra ch 
getäufcht worden (vielleiht nur, weil die Schwierigkeiten zu groß find, bie 
ih der Neugeftaltung einer fo zerrütteten Gefellfchaft entgegenftellen) ; wir 
jehen uns deßhalb genöthigt, uns an Ew. Majeftät zu wenden unb an bie 
eigentliche Richtſchuur Ihres Handelns, an Ihre religiöfen Gefinnungen zu 
appelliren, jowie endlich Ew. Majeftät an das Verfprechen zu erinnern, das Sie ung 
gemacht, daß Sie die Rechte der Kirche beſchützen und ſchirmen wollen. Ew. Maj. 
begreifen wohl, daß wenn die Kirche unter dem Drude belafjen und in der Aus: 
übung ihres heiligen Berufes gehindert, wenn die Gefege nicht widerrufen werben, 
welche ihr verbieten, bewegliches und unbewegliches Vermögen zu erwerben und 
zu befiten, und wenn man fortfährt, Kirchen zu zerftören und Klöfter 
zu unterdrüden; wenn man ben Erlös für die Kirchengüter an fie nicht 
zurüdjtellt, jondern ihn einer andern Beftimmung zuführt; wern man Drbend- 
geiftlichen nicht wieder geftattet, das Ordenskleid zu tragen und in Gemein 
ſchaft mit einander zu leben, wenn biejelben vielmehr angehalten werden, im 
Lande zu betteln und in armen und ſchlechten DVerjteden zu wohnen; wenn 
man den Blättern geftattet, ungeftraft die Firchlichen Obern zu ſchmähen, die 
Lehren der heiligen Kirche felbit anzugreifen — das 2008 ber Gläubigen und 
der Nachtheil der Kirche nicht diefelben bleiben, fondern noch größer werben 
müſſen, als fie es bisher geweſen. . Um Ihrem Wunſche entgegenzufommen, 
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jenden wir Ihnen unferen Vertreter. Er wird Ihnen mit lebendigen Worten 
die Pein fhildern, die uns die Meldungen verurjacht haben, die bisher zu 
ung gedrungen, und Sie werden noch genauer davon unterrichtet werden, 
welches unſere Abfichten und Antentionen waren, als wir denjelben zu Ihnen 
fandten. Wir haben ihn zugleich beauftragt, im unjeren Jamen von Gw, 
Majeſtät die Zurücknahme der unbeilvollen Geſetze zu verlangen, die jo ſchwer 
auf der Kirche Gottes laften, und im Vereine mit den Biſchöfen, beziebungs- 
weife mit uns felbft, die Ordnung der kirchlichen Angelegenheiten anzubabnen. 
Ew. Majeftät wifjen wohl, daß, um die der Kirche durch die ‚Revolution wer: 
urjachten Unbilden wieder gut zu machen und derjelben jobald als möglich 
eine glückliche Zukunft zu fichern, vor Allem erforderlich ift, daß die kat ho— 
liſche Kirche mit Ausfchluß jeder andern Gonfejjion zur Grund— 
lage und Stüße des mericanijchen Neiches erhoben werde, daß die Biſchöfe in 
ber Ausübung ihres Hirtenamtcs vollfommen frei und unabhängig jeien, Die 
religiöjen Orden wieder bergejtellt und nad) den von uns approbirten Normen 
organifirt werden, daß das Kirchengut anerfannt und Niemandem die Er— 
laubniß ertheilt werde, faljche und verderbliche Yebren zu verbreiten, dar 
ſowohl der öffentliche wie der Privatunterricht der Oberauf: 
fiht der Kirche unterworfen bleibe, und endlich die Stiche überhaupt 
von ben Feſſeln bejreit werde, welche fie zu dem Staate in, Abhängigkeit 
ftelen und feiner Willkür unterwerfen.“ 


— Nov. Das office. G. di Roma veröffentlidt Fein Telegramm aus Turin 


20. 
23. 


über die Verhandlungen des ital. Parlaments bezüglid der Con: 
vention vom 15. Sept. 


„ Seligipredung des Jeſuiten Ganifius. 
„ Der Gejhäftsträger Spaniens überreicht dem Papft jein Ab- 


berufungsjchreiben.. Der Papſt beauftragt ihn, feine Regierung zu 
einer entjchiedenen Haltung bezüglich der Convention vom 15. Sept., 


‚ namentli zu Oeltendmahung ihres nterventionsredhtes für den 


Fall des Abzugs der franz. Truppen zu beivegen, und übergibt ihm 
ein eigenhändiges Schreiben an die Königin. 


8. Dec. Entdefung eines neuen angebliden Complotts (Gebrüder Bajji) 


21. 


a2. 


gegen das Yehagedes Papites. 

Der Papſt unterzeichnet die Encyclica und den Syllabus gegen 
die ſog. moderne Givilijation (f. 22. Dec.). 
„» Die päpftl. Regierung fcyließt mit dem Commandanten der franz. 
Deeupationsarmee ein Uebereintommen ab bezüglich Ueberlieferung von 
ca. 600 Sträflingen aus den ihr entriffenen Provinzen an die Re: 
gierung des Königreichs Stalien. 

Beröffentlihung ber Encyclica und des Syllabus v. 8. Der. 
Anordnung eines Jubiläums für das %. 1865. 

Enceyelica: „.. . Ihr wißt wohl, ehrw. Brüder, daß es heutzutage 
nicht Wenige gibt, welche auf die bürgerliche Gefellichaft das gottlofe und 
alberne Princip des fogenannten „Naturalismus“ anwenden und fi) zu lehren 
unterfangen, „das Intereſſe des Staates und der fociale Kortichritt erfordere 
es durchaus, daß die bürgerlihe Geſellſchaft ſich conſtituire und regiere ohne 
ale Rüdjicht auf Religion, wie wenn dieſe gar nicht beftünde, oder doch ohne 
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irgend einen Unterſchied zwiſchen der wahren Religion und der falfchen zu 
machen.“ Ja fie Steben nicht an, im Widerfpruche mit der Lehre ber hl. 
Schrift, der Kirche umd der hf. Väter, zu behaupten, „ber befte Staat fei 
derjenige, wo man ber Gtaatsgewalt eine Verpflichtung, Schänber ber 
katholiſchen Kirche mit gefeßlihen Strafen in Schranfen zu halten, nur in 
jo weit zuerfennt, als es die öffentliche Ruhe erfordert.” Von bdiefer burchaus 
falſchen Auffafjung dev Staatsgewalt ausgehend, fcheuen fie fich nicht, jene 
faliche, der Fatholiichen Kirche und dem Heile der Seelen fo fehr nachtheilige, 
Ihon von Unjerm Vorgänger Gregor XVI. als Wahnfinn bezeichneten Meinung, 
daß nämlid die Gewiſſens- und Gultusfreibeit ein jedem Menfchen 
eigenthümliches Recht fei, das in jedem wohlgeordneten Staat durch bas 
Geſetz ausgefproden und gewährleiftet werden jolle, und daß die Bürger ein 
Recht auf vollftändige durch Feine fFirchliche oder ftaatliche Obrigkeit zu 
beichränfende Freiheit haben, alle ihre wie immer gearteten Gedanken durch 
Wort und Echrift oder auf andere Weiſe vor aller Welt zu offenbaren. 

„Während fie aber diefe unbejonnenen Behauptungen aufjtelen, bedenfen 
und erwägen fie nicht, daß fie damit die Freiheit des Verderbens proclamiren, 
und daß es, wenn es durchwegs geftattet wäre, mit Gründen ber menjchlichen 
Vernunft zu flreiten, nicht an Peuten fehlen würde, welche der Wahrheit zu 
widerjteben wagen und fih auf die Wortfertigfeit der menjchlichen Weisheit 
verlaffen, während ber dhrijtliche Glaube und die chriftliche Weisheit aus ber 
Anordnung unferes Herrn Jeſu Ghrifti ſelbſt wiſſen, wie ſehr fie jene jo 
gefährliche Fitelfeit vermeiden müffen. — Und weil da, wo von ber bürger: 
lichen &efellichaft die Religion ferngehalten und die Lehre und das Anjehen 
der göttlichen Offenbarung verſchmäht worden ift, ſelbſt der lautere Begriff 
ber Gerechtigkeit und des menfchlichen Rechts mit Finfternig verhüllt und 
verloren wird und an Stelle der wahren Gerechtigkeit und des gejeglichen 
Rechtes die materielle Gewalt gejett wird, jo wird hieraus Far, warum 
manche mit gänzlicher Verachtung und Sintanfeßung der unzweifelhafteften 
Srundjäge der gefunden Vernunft zu fchreien wagen: „daß der durch bie 
jogen. öffentlihe Meinung oder in anderer Weife geoffenbarte Voltswille das 
höchſte, von jedem göttlichen und menſchlichen Recht unabhängige Geſetz bilde, 
und daß in der ftaatlihen Ordnung vollendete Thatfachen dadurch, daß fie 
vollendet find, Nechtsfraft haben.” In der That, wer fieht nicht ein und 
fühlt es nicht heraus, daß die von ben Banden ber Religion und ber wahren 
Gerechtigkeit Tosgelöfte menfchliche Geſellſchaft in Wahrheit Feine andere Abficht 
baben könne, als das Ziel: Neichthümer zufammenzuraffen und aufzuhäufen, 
und fein anderes Gefeg in ihren Handlungen zu befolgen, als bie ungezähmte 
Begehrlichfeit des Herzens, den eigenen Gelüſten und Vorteilen zu fröhnen. 

„Darum verfolgen auch diefe Menfchen mit bitterem Haffe die veligiöfen 
Genoſſenſchaften, obgleich fich diefelben um Chriſtenthum, Staat und 
Wiſſenſchaft jo hoch verdient gemacht, und fehmähen, daß ſelbe feinen gefeß- 
lihen Rechtsgrund zur Eriftenz haben und pflichten fo den Auseinanderfegungen 
der Irrlehrer bei. Denn, wie Unfer Vorfahrer Pins VI. fel. Andenkens höchſt 
weile lehrte, verlegt die Aufhebung ber Ordensleute den Stand des öffentlichen 
Bekenntniſſes der evangelifchen. Räthe, verlett eine in der Kirche empfohlene, 
ber apoftolifchen Lehre entiprechende Yebensweife, fie verlegt die ausgezeichneten 
Stifter felbit, die wir über den Altären verehren und welche dieſe Genoſſen— 
Ihaften nur von Gott angetrieben geftiftet haben. Zugleich Fünden fie ruchlos 
an: man müfle den Bürgern und ber Kirche das Recht nehmen, öffentlich 
Almofen zum Zweck chriftlicher Liebe zu fammeln, und das Geſetz fei aufzu— 
heben, wonach an einigen gewiffen Tagen die Inechtlichen Arbeiten wegen bes 
Gottesdienjtes verboten find, indem fie argliftig vorgeben, daß das erwähnte 
Recht und Geſetz den Grundſätzen einer ganz guten Volkswirthſchaft ent— 
gegen ſei. 

„Und damit nicht zufrieden, die Religion vom öffentlichen Leben auszu— 
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ſcheiden, wollen fie die Religion felbft noch von den Familien abjperren. Tenn 
indem fie den höchft traurigen Irrthum des Kommunismus und des Socia: 
Yismus lehren und befennen, behaupten fe: daß die häusliche Geſellſchaft oder 
Familie, das ganze Recht ihrer Eriſtenz nur vom bürgerlichen Recht 
abfeite und fomit nur aus dem bürgerlichen Geſetz alle Rechte der Eltern über 
die Kinder, und an erfter Stelle das Recht über den Unterricht und die Gr: 
ziehung zu jorgen herjtamme und abhänge. 


Mit diefen gottlofen Lehren und Umtrieben bezwecen jene höchſt argliftigen 
Menfchen hauptfächlic dieß, daß die heilbringende Lehre und der Ginflus 
der fatbolifchen Kirche aus dem Unterriht und ber Erziehung Der 
Jugend verbannt und bie zarten und lenffamen Gemüther ber Jugend durch 
allerlei gefährliche Irrthümer und Laſter kläglich angeſteckt und verkehrt 
werden. Es haben ja, wie wir oben andeuteten, Alle, welche es unternahmen, 
Verwirrung in Kirche und Staat anzuftiften, die gejellichaftliche Ordnung. um: 
zuftürzen und alle göttlichen und menjchlichen Nechte zu vernichten, beſtãndig 
alle ihre ſchlechten Äbſichten, Beſtrebungen und Mühen darauf gerichtet, vor— 
züglich die unvorſichtige Jugend zu berücken und zu verderben, und baben 
alle Hoffnung auf die Verführung der Jugend geſetzt. Darum hören ſie nie 
auf, die Welt: und Ordensgeiſtlichkeit, die, wie die beglaubigtſten geſchichtlichen 
Dentmäler glänzend dartbun, der Ghriftenbeit, dem Staate und der Wiſſen⸗ 
ſchaft fo große Dienſte geleiſtet haben, im jedweder ruchloſen Weiſe zu ver— 
folgen, und öffentlich auszuſagen, „daß gerade die Geiſtlichkeit als Feindin 
des wahren und nüblichen Fortſchritts in der Wiſſenſchaft und Geſittung aller 
Bejorgung des Augendunterrichts und der Jugenderzichung und jeder Ber: 
pflihtung dazu enthoben werde,“ 


„Andere aber wiederholen die jchlehten und fo oft verworfenen Erfindungen 
der Neuerer und erfühnen jih mit einer merkwürdigen Unverſchämtheit, Die 
ber Kirche und dem Apoftoliihen Stuhle von Chriſtus dem Herrn verliebene 
höchſte Autorität dem Machtipruche dev bürgerlichen Autorität untertbänig zu 
machen, und alle Rechte zu leugnen, welche dev Kirche und dem Apoſto— 
lifhen Stuhle in Betreff der Äußern Ordnung zuiteben. Ge 
rabe dieſe ſcheuen fich Teineswegs, zu behaupten, „Die Kirchengelege verpflichten 
nur dann im Gewifjen, wenn jie von ber weltlichen Gewalt verfündet ſeien; 
die bie Religion und die Kirche betreffenden Acten und Decrete der römischen 
Päpfte bedürfen der Sanction und Genehmigung, oder doch wenigitens ber 
Zuftimmung der Staatsgewalt; die Apoftoliihen Gonftitutionen, welde bie 
geheimen Gejellichaften, ob nun in denjelben zur Wahrung des Geheimniſſes 
ein Eid gefordert werde oder nicht, verbanımten und beven Anhänger und 
Begünjtiger mit dem Kirchenbanne beftraften, hätten in jenen Yändern, wo 
dergleichen Gejellichaften von der Staatsregierung geduldet find, feine bindende 
Kraft; bie von ber Kirchenverfammlung von Trient und von den römiſchen 
Päpften über jene verhängte Excommunication, welche Rechte und Beſitzthümer 
ber Kirche an jich reißen und in Befiß nehmen, berube auf einer Vermengung 
ber geiftlihen und weltlichspolitifchen Ordnung und verfolge ein rein irdiſches 
Intereſſe; die Kirche dürfe nichts anordnen, was in Bezug auf den Gebraud 
irdijcher Dinge die Gewiſſen ber Gläubigen binden könnte; der Kirche ftebe 
fein Recht zu, mit weltlihen Strafen gegen die Stellvertreter ihrer Geſetze 
vorzugehen; es fei den theologiichen und ftrafrechtlichen Grundfägen gemäß, 
wenn das Eigenthum an dem Belite der Kirchen, der Flöfterlichen Genoſſen— 
haften und anderer frommen Stiftungen für den Staat in Anſpruch genom: 
men werde.” Sie erröthen audy nicht, die von Häretifern aufgeftellten Grund: 
füge, durch welche jo viele verkehrte Meinungen und Irrthümer in's Dafein 
gerufen werben, vor Aller Augen und Obren zu prebdigen. Sie jagen nämlich 
immer, „die kirchliche Gewalt fei nicht nach göttlichem Nechte von der welt: 
lichen Gewalt unterſchieden und unabhängig, und eine derartige Unterjcheidung 
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und Unabhängigkeit könne auch nicht forbauern, ohne daß die Kirche in 
wejentlihe Rechte ber Staatsgewalt eingreife und jich ihrer bemädhtige.“ 

„Richt mit Stilihweigen können wir die Bermefjenheit derjenigen über: 
geben, die mit Aufrechthaltung einer keineswegs vernünftigen Lehre behaupten, 
„man könne ohne Sünde und ohne Nachtheil für den Fatholiihen Glauben 
den Entſcheidungen und Decreten des Apoftoliichen Stuhles, die das allgemeine 
Wohl der Kirche, ihre Nechte und Disciplin zum Ziele und Gegenitand haben, 
wenn fie nur die Glaubens: und Sittenlehre nicht berühren, Beipflichtung und 
Gehorſam verfagen.” Jedermann fieht und begreift klar und deutlich, wie 
ſehr dieje Behauptung mit dem Fatholiichen Slaubensjate von der durch Jeſus 
Ehriftus jelbit dem römiſchen Papſte göttlich übertragenen Bollgewalt, bie ge= 
jammte Kirche zu weiden, zu führen und zu regieren, im Widerſpruche fei. 

„Inmitten jo großer Verkehrtheit falfcher Pehren haben Wir nun, wohl 
eingeben? Unferer apoftoliihen Pflicht, und voll Sorge um Unfere heilige Re: 
ligion, die wahre Yehre und das von Gott Uns anvertraute Heil der Seele, 
Unjere apojtolifhe Stimme neuerdings erheben zu ſollen geglaubt. Daber 
verwerfen und verdbammen Wir Fraft Unjeres apoftolishen Amtes alle und 
jede ber in diefem Schreiben einzeln erwähnten verfehrten Meinungen und 
Yehren und wollen und verordnen, daß diefelben von allen Kindern ber ka— 
tholiichen Kirche im jeder Beziehung für verworfen und verdammt angefehen 
werben... .” 


1. Syllabus (Zujammenftellung) derjenigen Lehrmeinungen ber Zeit, 
welhe vom PBapfte verworfen und verbammt werben: 


8.I Irrthümer des Pantheismus, Naturalismus und bes 
abjolutenRationalismus. 1. E8 gibt fein höchites, allweifes und allvor- 
berfehendes, vom Weltall unterjchiedenes göttliches Wejen, und Gott ift eins mit 
der Natur, Daher dem Wechjel unterworfen und Gott wird wirflich in bem Menfchen 
und ber Welt, und Alles ift Gott und hat in fich das eigenjte Wejen Gottes; Gott 
und die Melt find eins und basjelbe, und ſofort eins und basjelbe auch Geift 
und Materie, Nothwendigfeit und Freiheit, Wahres und Falſches, Gutes und 
Böſes, Gerechtes und Ungerechtes. 2. Jede Wirkſamkeit Gottes auf Menfchen 
und Welt ift zu läugnen. 3. Die menfchlihe Vernunft iſt mit gängzlicher 
Außerachtlaſſung Gottes einziger Schiedsrichter über wahr und faljch, aut und 
böje; fie iſt ſich ſelbſt Gefeß und ihre natürlichen Kräfte reichen bin, bie Wohl: 
fahrt von Menfhen und Völkern zu beforgen. 4. Alle Wahrheiten ber Reli— 
gion fließen aus der angebornen Kraft der menjchlichen Vernunft; daher ift 
die Vernunft bie oberfte Negel, nach welcher der Menſch die Erfenntniß aller 
Wahrheiten jeglicher Art erlangen kann und fol. 5. Die göttliche Offenba- 
rung ift unvollflommen und daher einem fortwährenden und unendlichen Fort: 
Ichritt unterworfen, im Verhältniß zum Fortſchreiten der menjhlichen Ber: 
munft. 6. Der hriftliche Glaube ijt mit der menfchlihen Vernunft im Wider: 
ipruch und die göttliche Offenbarung müßt nicht allein nichts, ſondern fie ſchadet 
jogar der Verwolllommnung des Menihen. 7. Die in ber heiligen Schrift 
dargelegten und berichteten Propbezeihungen und Wunder find Erfindungen 
von Dichtern und die Geheimnifje des chrijtlichen Glaubens find bie Summe 
pbilofopbifcher Forſchungen; in den Büchern beider Teftamente find mythiſche 
Erfindungen enthalten; und Jeſus Chriſtus ſelbſt ift eine mythiſche Er: 
dichtung. 

us Ir. Irrthümer des gemäßigten Rationalismus. 8. Da bie 
menſchliche Bernunft mit der Religion auf gleicher Stufe fteht, fo find deswegen bie 
theologiichen Disciplinen ebenfo wie die philofophiichen zu behandeln. 9. Alle 
Dogmen der chriftlichen Religion find chne Unterfchied ein Gegenftand ber 
natürlihen Wiffenjchaft oder der Philoſophie; und die blos hiſtoriſch gebildete 
menſchliche Vernunft kann aus ihren natürlichen Kräften und Principien zu 
der wahren Erkenntniß von allen, auch ber tieferen Dogmen gelangen, jofern 
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nur ber Vernunft ſelbſt biefe Dogmen als Object vorgelegen waren. 10. Te 
etwas Anderes der Philofoph und etwas Anderes die Philofopbie iſt, To ba 
jener das Recht und die Pflicht, fich der Autorität, welche er für die wahr: 
erkannt bat, zu unterwerfen; aber die Philofophie kann und darf ſich mich 
irgend einer Autorität unterwerfen. 11. Die Kirche darf nicht nur nicht gegen 
die Pbilofophie jemals einfchreiten, fondern muß vielmehr die Irrthümer ber 
Philofophie dulden und es diefer überlaſſen, daß fie fich jelbjt corrigire. 
12. Die Decrete des apoftolifchen Stuhles und der römiſchen Congregationen 
bindern den freien Fortichritt der Wilfenichaft. 13. Die Methode und du 
Principien, nach welchen die alten fcholaftiichen Doctoren die Theologie aus: 
gebildet haben, find den Bedürfniffen unferer Zeit und dem Kortjchritt der 
Wiſſenſchaften durchaus nicht angemeljen. 14. Die Philojophie muß obm 
alle Rüdficht auf die übernatürliche Offenbarung betrieben werben. 

$. TI. Irrthümer des Andifferentismus und Latitudina: 
rismus. 15. Es fteht jedem Menfchen frei, jene Religion anzunehmen und 
zu bekennen, welche er bei dem Lichte feiner Vernunft für die wahre hält. 16. Die 
Menſchen Fünnen in dberllebung jedweder Religion den Weg des ewigen Heils finden 
und die ewige Seligfeit erlangen. 17.Wenigitens darf wohl gehofft werder für 
bas ewige Heil Aller, welche in Feinerlei Weife in der wahren Kirche Chriſti fich 
befinden. 18. Der Proteftantismus ift nichts Anderes, als eine verichiedene 
Form berjelben wahren, chrifllihen Religion, in weldyer es möglih iſt, Got: 
ebenfo zu gefallen, als in der Fatholijchen Kirche. 

$. V. Arrthbümer,über die Kirche und ihre Redte. 19. Tie 
Kirche ift nicht eine wahre und vollfommene, völlig freie Geſellſchaft und ftebt 
nicht auf ihren eigenen und conftanten, von ihrem göttlichen Stifter ihr ver: 
liehenen Rechten, ſondern es iſt Sache der Staatsgewalt, zu beſtimmen, welches 
die Rechte der Kirche und welches die Schranken ſeien, innerhalb deren sic 
diefe ausüben Fönne. 20. Die Kirchengewalt darf ihre Autorität nicht obne 
Erlaubniß und Zuſtimmung der Staatsgewalt ausüben. 24. Die Kirche bat 
nicht die Macht, dogmatiſch zu enticheiden, daß die Religion der katholiſchen 
Kirche die einzig wahre Religion ſei. 22. Die Verpflichtung, welche katholiſche 
Lehrer und Schriftfteller iiberhaupt bindet, iſt auf das beichränft, was von 
dem unfeblbaren Ausfpruche der Kirche als Glaubensſatz Allen zu glauben 
vorgeftedt wird. 23. Die römischen Päpfte und die allgemeinen Goncilien find 
von den Grenzen ihrer Gewalt abgefommen, jie baben Rechte der Fürften 
ufurpirt und auch in Feſtſetzung der Glaubens: und Sittenlehre geirrt. 24. Die 
Kirche hat Feine Macht, Sewaltmittel anzuwenden, und bat überhaupt Feine 
zeitliche Macht weder direct noch indirect. 25. Außer der dem Episcopat in- 
härivenden Gewalt gibt es noch eine andere weltliche, weldye vom Staat aus: 
drüdlich oder ſtillſchweigend verliehen ift, und daher von ber Staatsregierung 
nach Belieben zurüdgenommen werden kann. 26. Die Kirche bat fein ange- 
bornes und legitimes Recht auf Erwerb und Beſitz. 27. Die geweihten Diener 
der Kirche und ber römische Papſt find durchaus von aller Sorge und Herrichaft 
über weltlihe Dinge auszuſchließen. 28. Biſchöfe haben ohne Grlaubnik der 
Staatsregierung Fein Recht, ſogar apoftolifche Schreiben zu veröffentlichen. 
29. Die vom Bapfte verliehenen Gnaden müfjen für ungültig angejehen werden, 
wenn fie nicht durch die Staatsregierung nachgefucht worden jind. 30. Tie Im— 
munität der Kirche und der Firchlichen Berfonen hatte ihren Uriprung im Givil: 
recht. 31. Die geiftliche Gerichtsbarkeit für zeitliche Rechtsfälle der Klerifer, 
fowohl in Givil- als Griminalfadyen, ift völlig abzufchaffen, auch obne Be- 
fragen und gegen den Ginfpruc des apoftoliichen Stuhles. 32. Obne alle 
Verlegung des natürlichen Rechtes und der Villigfeit kann die perfünliche Be- 
freiung ber Klerifer von Militärpflicht und Militärdienit abgeichaft werben, 
eine Abſchaffung, welde in der That der bürgerliche Fortichritt, vorzüglich im 
Staaten mit einer freifinnigen Verfaſſung, verlangt. 33. Es gehört nicht 
einzig zur kirchlichen Jurisbdictionsgewalt, aus eigenem und angeborenem Rechte 
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die Lehre der Theologie zu leiten, 34. Die Pehre, welche den römischen Papſt 
mit einem freien in der ganzen Fatholifchen Kirche waltenden Fürſten vergleicht, 
ih eine Lehre, welche im Mittelalter vorzüglich vermögend war. 35. Nichts 
verbietet, durch Beſchluß eines allgemeinen Concils oder durch einen gemeins 
famen Bölferact das oberfte Pontificat von dem römiſchen Bilhof und von 
Rem auf einen andern Biſchof und eine andere Stadt zu übertragen. 36. Die 
Entjcheidung eines Nationalconcils läßt feine weitere Erörterung zu und die 
Staatsregierung kann innerhalb diefer Schranken enticheiden laſſen. 37. Es 
können Nationalkirchen errichtet werden, welche der Autorität des römijchen 
Rapftes entzogen und von ihr ganz getrennt find. 38. Zur Trennung ber 
Kirche im eine morgenländifche und eine abendländifche haben die maßloſen 
Schiedsſprüche der römischen Päpſte beigetragen. 

F VI Irrthümer über die bürgerliche Geſellſchaft ſowohl 
an ſich als in ibren Beziehungen zur Kirche. 39. Der Staat, als 
Urjprung und Quelle aller Rechte, beeinflußt durch feine Beichränfungen be: 
grenztes Recht. 40. Die Lehre der Fatholifchen Kirche widerftreitet dem Wohle 
und Rortbeile der menfchlichen Gefellichaft. 41. Der Staatsgewalt ſteht, ſelbſt 
wenn fie von einem ungläubigen Fürften ausgeübt wird, ein indirectes nega— 
tives Recht in religiöien Dingen zu; es fteht ihr alſo nicht nur das Bollzugs- 
recht (Recht der Greauatur), jondern aud das Recht der Berufung (gegen 
firhliche Verfügungen an ftaatliche Behörden) wegen Mifbraud (dev Fath. 
Amtsgewalt) zu. 42. In einem Gejetconflict beider Gewalten gibt das 
weltliche Gefeg den Ausichlag. 43. Die weltliche Gewalt bat die Befugniß, 
feierliche Verträge (Boncordate), welche über Ausübung der zur Firchlichen 
Immuni gehörigen Rechte mit dem bl. Stuhl abgejchloffen find, obne 
deifen Eimeilligung, ja fogar gegen feinen Widerfpruch, zu befchränfen, für 
ungültig zu erflären und außer Geltung zu feßen. 44. Die weltlide Ge— 
walt kann ſich in Dinge miſchen, die fih auf die Neligion, die Sittenzucht 
und das geiftliche Regiment beziehen. Daher kann fie aburtheilen über bie 
Reifungen, welde die Hirten der Kirche Fraft ihres Amtes zur Richtſchnur der 
Gewiſſen erlaffen, ja fie Fann fogar über die Verwaltung der. heil. Sacra— 
mente und über die nothwendigen Bedingungen, fie zu empfangen, entjcheiden. 
45. Die ganze Leitung der öffentlichen Schulen, in welchen die Jugend eines 
chriſtlichen Staates unterrichtet wird, — nur bie bifchöflichen Seminarien in 
gewiſſer Beziehung ausgenommen, kann und muß der Staatsgewalt zuftehen, 
und zwar fo, daß Fein Recht irgend einer andern Autorität zuerkannt werde, 
ch in die Schulzudht, in die Leitung ber Studien, in die Verleihung der 
Grade, in die Mahl und Beftätigung der Lehrer zu mifchen. 46. Selbſt in 
den Friejterjeminarien unterliegt ber einzuführende Lehrplan der Genehmigung 
der Staatsgewalt. 47. Die befte Staatseinrichtung erfordert, daß die Volks— 
chulen, welde allen Kindern jeder Volksklaſſe offen ſtehen, und die öffentlichen 
nititute überhaupt, welche für den höheren wiffenichaftlichen Unterricht ber 
Fgiehung der Jugend beftimmt find, aller Autorität der Kirche, ihrer leiten: 
den Gewalt und ihrem Einfluffe entzogen und volljtändig der Leitung der 
bürgrlihen und politifhen Autorität unterftellt werden, nad dem Be- 
lieben der Herrichenden und nach Maßgabe der öffentlichen Meinung der 
Zeit. 48. Es kann Fatholifhen Männern jene Art des Augendunterrichts 
erlaub werden, die vom Fatholifchen Glauben und der Gewalt ber Kirche 
gaiz abfieht, und welche die Kenntniß der natürlichen Dinge und die Ziele 
des irdiſchen jocialen Lebens ausichließlich oder doch in erfter Reihe im Auge 
ba 49, Die weltlihe Gewalt darf es verhindern, daß die Biſchöfe und bie 
gläikigen Völker frei und belichig mit dem römischen Papſte verfehren. 
Die weltlihe Obrigkeit hat von jih aus das Recht, Biſchöfe vorzuſchla— 
gen ind kann von ihnen verlangen, daß fie die Verwaltung ihrer Diöceſen 
antrein, bevor fie vom heil. Stuhl die canonifche Einſetzung und Die apo— 
ſtoliſchn Schreiben haben. 51. Die weltliche Regierung hat Ei das Recht, 
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die Biſchöfſe von der Ausübung ibtes oberhirtlihen Amtes zu entjeßen und 
nicht gehalten, dem römischen Papfte in demjenigen nn zu ſein, 
die Injtitutionen der Bisthümer und der Biſchöfe betrifft. 52. Eine Regi 
rung kann das von der Kirche für Ablegung der Ordensgelübde für Mänrı 
und rauen vorgeichriebene Alter eigenmächtig abändern und allen Orden 
genofienichaften verbieten, ohne ihre Erlaubniß Jemanden zur Ablegung D& 
Gelübde zuzulaſſen. 53. Die Geſetze find abzuichaffen, welhe den Shut » 
religiöfen Orden, ihre Rechte und Verpflichtungen betreffen; die Staatereai 
rung kann jogar Allen Unterjtügungen gewähren, welche von dem übernon 
menen Ordensſtande abfallen und die feierlichen Gelübde brechen wollen; ir 
gleichen kann jie Ordenshäufer ebenjo wie Gollegiatfirhen und einfahe get’ 
liche Pfründen, fogar wenn fie dem Patronatrechte unterftehen, aufbeben um 
ihre Güter und Ginfünfte der Staatsgewalt unterftellen und als Gigenthur 
übernehmen. 54. Könige und Fürften find nicht nur von der Aurisdictic: 
ber Kirche ausgenommen, jondern ftehen auch bei Entſcheidung von Juris 
bictionsfragen höher als die Kirche. 55. Die Kirche ift vom Ötaate, De 
Staat von ber Kirche zu trennen. 

$VU Irrthümer über dag natürlide und das chriſtlich 
Sittengejek. 56. Tie Sittengefeße bedürfen ber göttlihen Sanctio 
nicht, und es ift gar nicht nothwendig, daß die menfchlichen Geſetze mit der 
natürlichen Rechte in Nebereinftimmung gebracht werben oder ihre verbindend 
Kraft von Gott erhalten. 57. Die Philoſophie und die Sittenlebre, inaleiche: 
die bürgerlichen Geſetze können und dürfen von der firdlichen und göttlichen 
Autorität abweichen. 58. Es find Feine anderen Kräfte anzuerfennen, al: 
diejenigen, welche in der Materie ruben und alle Sittlichfeit darf in jednög 
liche Anhäufung und Mebrung von Reichthbum und in Befriedigung von finn 
licher Luft gejeßt werden. 59. Das Recht befteht im der materiellen That 
alle Pflichten der Menfchen find ein leerer Name und alle menichlihen Thater 
haben Rechtskraft. 60. Die Autorität befteht im numeriſchen Gewicht uni 
in der Summe der materiellen Kraft. 61. Das gelungene Unrecht der Tha— 
thut der Heiligkeit des Nechtes feinen Gintrag. 62. Das jogenannte Nicht 
interventionsprincip ift zu verfünden und zu beobachten. 63. Man darf der 
rehtmäßigen Fürſten den Gehorſam verjagen, ja ſogar gegen fie aufſtehen. 
64. Der Bruch jedes noch jo heiligen Eides und jede verbrederiiche und 
ihändliche, dem ewigen Geſetze zumwiderlaufende Handlung iſt nicht nur nidt 
verwerflich, fondern durchivegs erlaubt und jogar böchft lobenswertb, wenx es 
ans Liebe zum Vaterland gejchieht. 

g VII. Irrthümer über die chriſtliche Ehe. 65. Es Fanx Fein 
Grund dafür vorgebracht werben, daß Chriftus die Che zur Würd: eines 
Sacramentes erhoben babe. 66. Das Sacrament der Ehe ift mur etwas 
zum Vertrag Hinzulommendes und von ihm Trennbares, und das Sccrameni 
jelbft liegt einzig und allein in ber chel. Ginfegnung. 67. Nah dan Natur: 
vecht ift das Eheband nicht unauflöslich und in verſchiedenen Fäler kann Die 
Eheſcheidung im eigentlihen Sinne durch die weltliche Behörde bitätigt mer: 
den. 68. Die Kirche bat nicht die Vollmacht, trennende Ehehiwerniſſe ein— 
zuführen; diefe Befugniß fteht ber weltlichen Gewalt zu, von welcher aud 
die beitehenden (Ehe-)Hinderniſſe aufzuheben find. 69, Die Kirche hat erit 
in den fpäteren Jahrhunderten angefangen, trennende Ehehiwerniſſe einzu: 
führen, nicht aus eigenem Recht, fondern in Anwendung des ihr vom ber 
weltlichen Gewalt übertragenen Rechtes. 70. Die tridentiniiher Ganones, 
welche über jene das Anathem verhängen, die das Recht ber Kirde zur Auf: 
ftellung trennender Chebinderniffe zu leugnen wagen, find theils sicht dogma⸗ 
tiſcher Natur, theils als von jener Gewalt übertragen zu verſtehn. 71. Die 
Form (dev Eheſchließung) des Tridentinums ift bei Strafe da Ungiltigfei 
unverbindlich, wo das weltliche Geſetz eine andere Form vorſcheibt und ver: 
langt, daß von biefer Form die Giltigfeit ber Ehe abhänce. 72. Boni: 


Rom. 251 


facius VII. bat zuerft erflärt, daß das bei der Ordination abgelegte Keuſch— 
beitsgelübde die Ehe aufhebe. 75. Kraft eines reinen Givilvertrages kann 
unter den Ghriften eine wahre Ehe beiteben, und es ijt falſch, daß entweber 
der Ehevertrag unter Ghriften immer ein Sacrament jei, oder daß auch Fein 
®ertrag vorhanden jei, wenn das Sacrament davon ausgejchloffen iſt. 
74. Ghefachen und Sponfalien gehören ſchon ihrer Natur nach vor das welt: 
liche Gericht. 

F IX. Arrtbümer über die weltlihe Herrihaft ber römi— 
ſchen PRäpite. 75. Ueber die Vereinbarkeit der weltlichen mit der geiftlichen 
Herrſchaft des Papſtes ftreiten ſich die Söhne der hriitlichen und Fatholifchen 
Kirche. 76. Die Abfchaffung der weltlichen Herrichaft, bie der apoſtoliſche 
Stubl befitt, würde zur Freiheit und zum Glüd der Kirche fehr viel bei: 
tragen. 

* X. Irrthümer, die ſich auf den heutigen Liberalismus 
beziehen. 77. In unſerer Zeit iſt es nicht mehr nützlich, daß bie katho— 
liche Religion als alleinige Staatsreligion mit Ausſchluß anderer Culte gelte. 
78. Es war daher gut getban, im gewifjen Fatholifchen Yändern den Einwan— 
deren gejetlich die öffentlihe Ausübung ihres Gultus, welcher es auch fei, 
zu garantiren. 79. Es iſt falſch, daß die ftaatliche Freiheit der Culte und 
bie allen garantirte Freiheit — alle Arten und Schattirungen von Meinungen 
und Anjichten öffentlich befannt zu machen, zur Verderbniß der Sitten und 
zur Peſt des Indifjerentismus führen. 80. Der römische Stuhl fol ſich mit 
dem Fortſchritt, dem Yiberalismus ber modernen Givilifation verfühnen und 
vergleichen. 

De. Der Papft widmet den geweihten Hut und Degen dießmal nicht 
einem kath. Fürften, fondern feiner Armee. 
„ Eonflict zwiſchem dem päpftl. Profriegsminifter de Merode und 
dem franz. Dbergeneral Montebello: Der franz. General erklärt fi 
bereit, am Neujahrstag das päpftl. Dfficierscorps zu empfangen; 
Merode lehnt die Ehre in verlegender Weiſe ab. 


6. Schweiz. 


28. Jan. (Freiburg). Der Gr. Rath genehmigt mit 72 gegen 15 < 
men den Anfauf der Oron-Bahn durch den Staat. 


31. März (Margau). Zufammentritt des neuen Gr. Raths. Die frü 
ultramontane Partei ift zu einer ſchwachen Minderheit zuſamme 
ſchmolzen. 


2. April. Der Bundesrath beſchließt, mit 3 gegen 2 Stimmen, für 
in Frage Fommenden Alpenbabnen die Unterhandlungen mit 
Auslande von Bundeswegen zu führen. 

10. „ (Bafelftadt). Die (partiellen) Großrathswahlen ergeben 
18 Wahlen 13 Liberale. 

13. „ Der Bundesrath beantwortet die Anfrage des ſchweiz Conſuls 
Bremen, ob nicht deutſche Schiffe unter ſchweizeriſcher Flagge fah 
dürfen, in ablehnendem Sinne. 

159. ,, Der Bundesrath entzieht neuerdings Mazzini das Aſylrecht: 

„Der ſchweizeriſche Bundesrath, nach Einficht der früheren Musweifun 
beichlüfje gegen den politiihen Flüchtling Joſehh Mazzini, in Betracht 
Thatſache, daß Mazzini fchon wiederholt und neuerdings im letzten Somn 
das ihm in Yugano gewährte Alyl in einer die äußere Sicherheit der Schw 
geführdenden Weife mißbraucht bat, geftüßt auf Art, 57 und Art. 90, Ziff. 
9 und 10 der Bundesverfafjung, bejchließt: 1) es feien die früberen Beichlü 
über die Ausweilung Joſ. Mazzini’s erneuert und bejtätigt; 2) feien ſämm 
liche Gantonspolizeibehörden einzuladen, für genaue Vollziehung Diefes 3 
Ihluffes zu jorgen, dem Joſeph Mazzini unter Feinen Umftänden mebr Ai 
zu gewähren, ihn im Betretungsfalle zu verhaften und hievon dem eidgeni 
ſiſchen Juſtiz- und Polizeidepartement Anzeige zu machen.“ 

— „ (Zeffin). Der Glerus proteftirt gegen den Geſetzesentwurf bet 
„periodiiche Pfarrerwahlen der Gemeinden.” Der Gr. Rath gel 
darüber mit 43 gegen 37 Stimmen zur Tagesordnung über, weis 
indeß den Entwurf an die Regierung zurüd, um die mildeſten For 
men für eine Abberufung von Geiftlihen ꝛc. auszumitteln. 

27. „ (Genf). Der Gr. Rath nimmt das neue Steuergefeß in dritte 
Beratbung gegen blos 5 Stimmen an. 


4.Mai. (Genf). Der Gr. Rath, vom Staatsrath außerordentlich ein. 
berufen, um das neue Steuergeſetz zurüdzunehmen, lehnt das Wer: 
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langen nad fünfftündiger Beratbung mit 44 gegen 26 Stim- 

men ab. 

Mai. (St. allen). Die Totalerneuerung des Gr. Nathes ergibt 
94 Yiberale, 53 Gonjervative und 6 Unentjchiedene. 

Der Bundesrath jtellt an Defterreih das Begehren, den zum 
Scymeizerbürger gewählten gew. polnischen Dictator Langiewiez nad) 
der Schweiz zu entlajfen. Dejterreich lehnt das Begehren ab, indem 
es Garantien x. verlangt. 

(Glarus). Die Landsgemeinde lehnt eine Reviſion der Verfaſ— 
fung mit zwei Drittheilen gegen ein Drittheil aller Stimmen ab. 

Die Unterhandlungen mit Frankreich wegen Abſchluß eines Han 
delsvertrags werden wieder aufgenommen. 


vr 


# 


Fr 


. uni. Der Bundesrath ladet jünmtlihe Regierungen Europa's ein, an 
einem im Augujt zu Genf abzuhaltenden internationalen Congreß be— 

züglich Behandlung der im Sriege Berwundeten Theil zu nehmen. 

. „ (5t. Gallen). Wahl der Regierung durd) den neuen Gr. Rath. 
Baumgartner und Hungerbühler werden gleihmäßig bejeitigt. 

, „ Abjchluß des Handelsvertrags mit Frankreich durd den ſchweiz. 
Geſandten in Paris. 

. „» (Bern) a. R. Rath Stodmar 7. 

 „ CBafelland). Der Bundbesrath erklärt den Recurs der Oppofition 
in Baſelland gegen die Bolksabjtimmung für gegründet, während ihn 
ver Yandrath verivorfen bat, annullirt die Abjtimmung felbjt und 
verordnet, daß gegen die 17 rvenitenten Öemeinden nicht ftrafrechtlich 
eingeichritten werden könne. 


- Juli. (Bajelland). Die Regierung ſetzt auf den 10, Juli eine 
neue Bolksabjtimmung über die ftreitigen Geſetze an. 

„  &röffnung der Bundesverfammlung. Der Nat.Rath wählt Jäger 
(von Aargau) zu jeinem Präfidenten, Planta (von Graubünden) zu 
feinem DVicepräfidenten. Dev Ständerath Roguin (von Waadt) 
zu feinem Präfidenten, Rüttimann (von Züri) zu feinem Bice- 
präfidenten. 

» &Bofelland). Das Volt nimmt die neuen Gejege mit großer 
Mehrheit an und beftätigt damit die beftehende Regierung. 

Die Bundesverfammlung wählt an die Stelle des zum Gefandten in 
Turin ernannten Bundesraths Pioda mit 86 gegen 77 Stimmen den 
Genfer Ehallet:Benel in den Bundesrath. 

Eonferenz der Kantone für Errichtung eines Concordats gegen das 
Lotterieunweſen. 

16. „„ Vertagung der Bundesverſammlung. 


we. [77 


3. Aug. Gröffnung des internationalen Congrefjes in Genf: Vorſchlag 
eines Concordates über die Drganifation des Sanitätsbienftes in 
Kriegszeiten. 
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21. Aug. Der internationale Congreß in Genf nimmt den ihm vorgelegte 
Goncordatsentwurf im Wefentlihen an. 

„ n (Genf). Die beiden Parteien der Indepenbenten und Der Rad 
calen mejjen fich bei der Wahl eines Mitgliedes des Staatsrathe. 

22. „ (Senf). Der Eandidat der Indepebenten Cheneviere fiegt mit einer 
Mehr von 345 Stimmen. Die radicale Mehrheit des Centralmab! 
bureau cafjirt die Wahl. Thatfächlicher Zufammenftoß der Parteier 

23. „ Der Bundesrath ſchickt eidg. Commiſſäre nad Genf und läßt vi 
Stadt dur ein Bataillon Maabdtländer bejeken. 

24. „ (Genf). Der Gr. Rath beſchließt nach heftiger Discuffion fai 
einftimmig, die Frage bez. der Gafjation der Wahl v. 21. d. M 
der Entſcheidung des Bundesraths zu überlaffen. 

31. „ (Genf) Der eidg. Unterfuhungsrichter läßt den Alt-Staate 
rath Fontanel, eines der Häupter der Nadicalen, verhaften. 


2. Sept. (Genf). James Yazy, vor den eig. Unterfuhungsrichter citirt 
verläßt Genf und geht nad Ferney. 

„ n» Der Bundesrath hebt die Wahlcaffation des Genfer Gentralmwahl: 
bureau auf und bejtätigt die Wahl Chenevieres zum Gtaatsrath. 

12. (Genf). Fazy wird von der franz. Regierung internirt und gebt 
bon Ferney nad Paris, 

20. ,„ Wiederzufammentritt der Bundesverfammlung. Botſchaft des Bun: 
desraths über die Genfer Greignifje. 

24. „ Der Nationalrath verwirft den Antrag auf Verſchiebung der En— 
jheidung über den Handelsvertrag mit Frantreih mit 85 gegen 29 
Etimmen und genehmigt den Vertrag mit 96 gegen 20 Stimmen. 
Dabei wird indeß der Bundesrath eingeladen, Anträge bez. Verfaſ— 
jungsrevifion zu bringen. 

26. „ Der Ständerath weist ohne Discufjion den Recurs des Genfer 
MWahlbureau ab und genehmigt die Anträge der bundesräthlichen Bot: 
ichaft bez. Genf. 

28. „ Der Ständeratb nimmt den Handelsvertrag mit Frankreich mit 
31 gegen 11 Stimmen an. 

29. „ Auch der Nationalrath verwirft einjtimmig den Recurs des Genfer 
Wahlbureau und genehmigt ohne Discufjion die Anträge des Bun: 
desraths. 

30. „ Schluß der Bundesverſammlung. 


16. Det. (Genf.) Wahl eines Mitglieds des Nationalraths. Die An: 
depenbenten fiegen mit 5841 gegen 4696 Stimmen. 


3.Nov. (Genf). Bon 50 wegen ber Greigniffe des 22. Auguft in 
Unterfuhung Gezogenen werden 14 in Anklagezuftand verjett, 12 
Radicale (worunter alt Staatsrath Fontanel) und 2 Independenten. 
Die Gefangenen werben auf freien Fuß geſetzt. Die Aſſiſenverhand— 
Inugen jollen in Genf jelbit ftattfinden. 
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Rer. (Genf). Großrathswahlen. Die Independenten ſiegen in ber 
Stadt und auf dem rechten Ufer der Rhone, die Radicalen auf dem 
linken (kath.) Ufer. Die Katholiken ſtimmen wieder mit den Radi— 
calen: Fazy und alt Staatsrath Fontanel ſind unter den Gewählten 
dieſer Partei. Die Independenten haben im Ganzen im neuen Gr. 
Rath eine Mehrheit von 20 Stimmen. 


Te. Eröffnung der Winterſeſſion der Bundesverſammlung. 

Die Bundesverfammlung wählt Schent (von Bern) zum Bundes: 
prälidenten, Knüſel (von Luzern) zum Bundes-Bicepräfidenten, Hermann 
(son Obwalden) zum Präfidenten des Bundesgerichts. 

„ Ter Nat.:Rath beendigt die Berathungen des Budgets für 1865 
und genehmigt die Anträge betreffend Einbringung von Vorjchlägen 
zu Bejeitigung des Deficits. 

„Der Nat. Rath verjchiebt die Flaggenfrage auf die Julifigung und 
beauftragt den Bundesrath inzwijchen über die Sicherung einer um: 
beihwerten Ausübung des Flaggenrehts für die Eidgenoſſenſchaft 
mit den Seemädhten zu unterhandeln. 

„ Der Ständerath gibt in den Budgetdifferenzen mit dem Nat.-Rath 
nah. Dasjelbe zeigt nunmehr eine Einnahme von 18,893,000 Fr. 
und eine Ausgabe von 20,057,350 Fr., aljo ein Deficit von 
1,164,550. — Der Stänberath tritt dem Nat.-Rathe aud in der 
Slaggenfrage bei. — Schluß der Vundesverfammlung. 

 „ Bireular des Bundesraths an die Kantone bez. der Judenfrage. 

„ Das eidg. Gefchwornengericht in Genf ſpricht fämmtliche Ange: 
Hagte wegen der Auguftereigniffe frei. Drohende Warnung eines 
der Vertheidiger, Nat.Rath Friederich (bez. des Kaijerreiche). 


7. Belgien. 


9. Kan. Die Repräfentantenfanmer genehmigt die Antwortsadrefle aui 
die Thronrede mit 58 gegen 52 Stimmen. 

12. „ An Brügge unterliegen bei den Ergänzungswahlen zur Nepräfentanten: 
kammer die drei Gandidaten der minijteriellen Partei gegen drei mit 
großer Majorität gewählte Glericale. 

14. „ Das Cabinet bietet in Folge des Ausgangs der Wahlen in Brügge, 
welcher die Majvrität der minifteriellen Partei im epräfentanten- 
hauſe als zweifelhaft ericheinen läßt, dem König feine Entlaffung an. 
Lange Miniſterkriſis. 

20. „ Das Nepräfentantenhaus vertagt fih auf unbejtimmte Zeit. 


20. Febr. Das Cabinet befchließt, die Kammern auf den 1. März wieder 
einzuberufen. 


1. März. Wiederzufammentritt der Kammern. Das Minifterium ertheilt 
benjelben Aufſchlüſſe über die nody nicht beendigte Minifterfrifis. 

3. „ Das Repräfentantenhaus beſchließt mit Rüdfiht auf den Stand 
dev Parteiverhältniffe die Genehmigung des rüdjtändigen Budgets 
durch vorläufige Bewilligung von zweimonatlichen Crediten zu erjegen. 


29. April. Der König nimmt die Demiffion aller Minifter endlih an 
und trifft zuerſt Einleitungen zu Bildung eines Fachminijteriums; 
dann werden Unterhandlungen mit den Führern der Rechten an: 
gefnüpft. 


13. Mat, Neue Unterhandlungen mit der Rechten, Programm derfelben. 
Der König kann ſich nicht entſchließen, auf dasjelbe einzugehen. 

18. „ Schreiben des Königs an Hrn. Rogier für Bleiben des bisherigen 
Minijteriums und eventuelle Zufage einer Auflöfung der Kammern. 

20. „ Das Minifterium zieht feine Demiffion in Folge des Königlichen 
Briefes zurüd, Die Kammern werden auf den 31. d. M. wieder 
einberufen. 

31, „ Wiederzufammentritt der Kammern, Das Minifterium legt den: 
jelben die Lage dar. Der Abg. Dechamps vertheidigt das Programm 
ber kath. Bartei, 


Belgien. 257 


— Mai. Die Provinzialwahlen fallen gemifcht aus, ohne entſchiedenes 
Rejultat weder für die eine noch für die andere Partet. 


31, „ — 18. uni. Dreiwöhige Debatten des Repräjentantenhaujee 
über die Minifterkrijis. Schließlich wird der Antrag Notbombs auf 
ein Mißtrauensvotum gegen das Minifterium mit 57 gegen 56 
Stimmen verworfen. 

24. Juni. Die Repräfentantenfammer hat nunmehr aud die noch rüd- 
jtändigen definitiven Budgets (dev uftiz, des Auswärtigen und des 
Innern) genehmigt. Die Rechte bat ſich dabei paſſiv verhalten und 
nur die Vertreter von Antwerpen haben gegen Alles gejtimmt. 

50. „ Der Brüfjeler Abg. Orts trägt darauf an, daß die Vermehrung 
der Mitgliederzahl der Kammern (dev Deputirtenfammer um 6, des 
Senats um 3 Mitglieder) ftatt im J. 1866 nad) den unabweisbaren 
Ergebniffen der officiellen Statiſtik ſchon jeßt vorgenommen werbe 
(d von den neuen Parlamentsfigen fielen auf bisher ausſchließlich 
oder vorwiegend von Liberalen vertretene Bezirke, der jechste auf 
Antwerpen). 


1. Juli. Stürmiſche Sigung der Nepräjentantenfammer. Die kathol. 
Partei widerſetzt fi mit SHeftigkeit einer Discufjion des Antrags 
Orts und verläßt jchlieglih in Maſſe den Berathungsjaal, wodurd 
die Kammer beihlußunfähig wird. 

4. „ Der Gemeinderat von Brüſſel beſchließt einftimmig, an beide 
Kammern Adrefjen zu Unterftügung des Orts'ſchen Antrags zu richten. 

—9. Juli. In Folge des Ausbleibens der gefammten Rechten kann feine 
Situng der Repräjentantenfammer in bejchlußfähiger Zahl zu Stande 
gebracht werben. 

12. „ Der Präfident zeigt dem Repräjentantenhaufe den Tod des libe- 
ralen Abg. Eumont an. Die minifterielle Partei zählt in Folge 
desjelben nur noch 58 Stimmen und hat nicht mehr die abjolute 
Majorität. 

13. „ Gin fönigl, Decret verfügt die Auflöfung der Kammern und orbnet 
Neuwahlen an. 


12. Aug. Refultat der Neuwahlen zur Repräfentantenfammer: 64 Liberale 
gegen 52 Glericale. Der Führer der lebteren Dechamps jelbft ift 
nicht wieder gewählt worden. 

3. „ Erfte Sigung der neuen Kammer. 

29. „ Bmeiter fath. Congreß in Mecheln. 


2. Sept. Die Repräfentantentammer verwirft bezüglich eines Tadelsvotums 
über die Einmiſchung der Regierung in die Bildung einer mericas 
niſchen Legion die einfache Tagesordnung und bejchließt: „Angeſichts 
der fürmlichen Regierungserflärung, daß fie der Einmiſchung ferne 
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geblieben jei und fern bleiben werde, geht die Kammer zur QTages- 
ordnung über.” 

3. Eept. Die Repräfentantenfanmer genehmigt mit 54 gegen 45 Stimmen 
(4 Liberale enthalten fi der Abftimmung) den von der Regierung 
geforderten Credit von 5,575,000 Fr. zur Bollendung der Befeftiaung 
Antwerpens. 

9. „ Auch der Senat genehmigt mit 27 gegen 14 Stimmen (3 Mital. 
enthalten fih der Abjtimmung) den für Bollendung der Befeftigung 

Antwerpens geforderten Erebit. 
13. „ Ein Schreiben des Kriegsininifters an ſämmtliche Militärbehörden 
Ipricht fi in Uebereinftimmung mit dem Beſchluſſe der Kammer gegen 
jede Betheiligung an der Bildung einer mericaniihen Yegion aus, 


Nov. Eröffnung der Kammern ohne Thronrede, 

16. „ Der Senat beginnt die Verathung des Stipendiengeſetzes. 

24. „ Der Senat verwirft die Netroactivität bes Stipendiengejeßes mit 
28 gegen 28 Stimmen. 

25. „ Der Senat ftimmt über den am vorhergehenden Tage abgelehnten 
Punkt nohmals ab und nimmt ihn nunmehr mit 28 gegen 26 
Stimmen (die zwei Antwerpener Senatoren enthalten fi der Ab- 
ftimmung) an. 


5. Holland, 


12, März Die zweite Kammer entjcheidet ſich mit 39 gegen 14 Stimmen 
für den Orundfaß des neuen „indiihen Comptabilitätengejeßes”, 
daß das gejammte Colonialbudget fortan im Voraus zu veranſchlagen 


und den Kammern in jpecificirtem Etat zur Beſchlußfaſſung vorzu: 
legen jei. 


23. April. Die erfte Kammer nimmt auch ihrerfeits das indiſche Compta- 
bilitätengejeg mit 26 gegen 5 Stimmen an. 
28. „ Der König unterzeichnet das Geſetz über die indijche Comptabilität. 


13. Juni. Die Erneuerungswahlen der Hälfte der zweiten und eines 
Drittheils der erjten Kammer ergeben eine Verſtärkung der liberalen 
Partei um 4—5 Stimmen. Amjterdam ijt nunmehr ausjchließlic 
liberal vertreten. 


19, Sept. Eröffnung der Seffion der Generalftaaten. Thronrede des 
Königs. 

%. „ Die I. Kammer nimmt die Antwortsadrefje auf die Thronrebe 
mit 38 gegen 31 Stimmen an. 


11. Tec. Das Hauptftüd des Budgets, dasjenige des Minifterium des 
Innern, wird von ber II. Kammer mit 55 gegen 19 Stimmen an: 
genommen: Thorbecke's Stellung befeftigt ſich mehr und mehr. 
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9. Schweden und Norwegen. 


26. Jan. Norwegen). ine fünigl. Befanntmadhung ruft wegen Däne 
marfs ein außerordentliches Storthing auf den 14. März zujammen. 


18. Febr. Der bisherige ſchwediſche Gefandte in Kopenhagen, Graf Ha: 
milton, erhält die verlangte Entlafjung und ehrt nah Stockholm 
zurüd. 


6/7.März. (Schweden) Boltsverjammlung in Stockholm für Däne 
mark. Straßencrawall. 

14./15. „ (Schweden). Neue Unruben in Stockholm. 

15. „ Morwegen). Eröffnung des Storthings in Chrijtiania. Thron: 
rebe des Könige: 

„Gute Herren und norwegische Männer! Ten uns allen befannten Er— 
eignifjen gegemüber babe Jh es für Meine Pflicht erachtet, den Stortbina 
des Königreichs Norwegens einzuberufen, um durch die Beichlüfje dejjelben Die 
nämliche reibeit des Handelns in Betreff Norwegens zu erlangen, wie jolce 
Mir in Beziehung auf Schweden bereits zuftebt. Unabläfjig bemüht, den 
beiden Völkern, deren Geſchick die Verfaſſung Meiner Peitung anvertraut 
bat, allzufchwere Opfer zu eriparen, jo lange nur immer die Verbältnijje es 
geftatten, habe ich doch die Möglichkeit nicht aufer Acht lafien dürfen, Dar 
die Forderung folder Opfer unabweislich werden könnte. Die Verjchiedenbeit 
der in jedem der beiden Neiche geltenden verfaſſungsmäßigen Beſtimmungen 
bat deßhalb die Einberufung des Storthings nothwendig erjcheinen Lafjen, um 
die Hindernifje zu befeitigen, die jonft den nach Mafgabe der ferneren Ent: 
widlung der Greignifje gleichzeitig in beiden Neihen zu treffenden Vorkehrun— 
gen ich entgegenſtellen könnten. Ohne Zweifel wird der Storthing Meine An: 
ſchauung darin tbeilen, daß beide Brudervölker gleichmäßig jich bereit finden 
jollten, den Anforderungen zu entjprechen, welche bie Verbältnijje an fie jtellen.“ 

ALS jpäter die Mitglieder des Stortbings den Monarden im 
föniglichen Palaft beglüdwünfjchen, antwortet der letztere u. A.: 

„Es hat Mir befonders am Herzen gelegen, Mich in Ihrer Mitte einzu: 
finden, um dadurch die Bedeutung an ben Tag zu legen, welche Ich an Abre 
Berathungen Fnüpfe. Die feit Unferer legten Trennung eingetretenen Greig: 
nifje, deren ganzen Ernſt Wir empfinden, verlangen wieder eine gemeinjame 
Berathung zwiſchen König und Volf, und die Betbeuerungen, mit welchen 
Sie Mid) begrüßt haben, verleihen Mir die Ueberzeugung, daß dieſe Be 
rathungen das gegenfeitige Zutrauen befeftigen werden, welches Uns die Kraft 
gibt, die Prüfungen, wenn jie fommen follten, mit einander zu tragen, Mit 
Vertrauen zum Allmächtigen, der bisher jchirmend über die vereinigten König: 
zeiche gewaltet, werde Na babin jireben, die Sendung, zu ber Ich berufen, 
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auszuführen, und mit Zuverficht baue Jh auf die Opferwilligkeit des nor- 
wegiſchen Nolfs, wenn e8 im Verein mit dem VBrubdervolf zu - erfüllen gilt, 
was ir für Unfere Pflicht erachten.“ 
In der erften Zigung des Storthings legt Staatsrath Hellifen 

6 Egl. Propofitionen vor, von denen ſich die erjte auf bie Verwen— 
dung norwegiſcher Etreitfräfte zum Beiltand Dänemarks bezieht: 

„Se. Maj. der König, ber die Wichtigkeit, den vereinigten Neichen die 
Segnungen bed Friedens zu erhalten, vollfommen würdigt, und deſſen ernitejte 
Beitrebungen deßhalb auf die Vermeidung eines Friedensbruchs gerichtet fein 
werben, bat dody nicht von der Möglichkeit abjehen Fünnen, daß der in un: 
jerem Nachbarlande Dänemark eingetvetene beflagenswerthe Kriegszuftand es 
ben vereinigten Reichen nothwendig ericheinen Yafjen bürfte, militäriihe Maß: 
regeln zu treffen, wie fie durch die Kortentwidlung der Greigniffe und durch 
die in Folge defjen möglichen Falls mit anderen Mächten abzufchließenden 
Vereinbarungen veranlapt werden möchten, Um nun in Betreff Norwegens 
die Machtvollkommenheit über die Streitfräfte und Geldmittel zu erlangen, 
welhe Se. Maj. in den Stand feten Fünnten, für bie beiden vereinigten 
Reiche diejenigen Anordnungen zu treffen, welche, nad) veiflichiter Ueberlegung, 
dem Wobl der vereinigten Reiche als entjprechendb erachtet werden follten, er: 
ſucht Se. Maj. der König ben Storthing des norwegischen Reiches, indem 
Hochderſelbe mit Zuverficht darauf rechnet, daß der Storthing mit gewohnter 
Vaterlandsliebe und unbeirrtem Blid auf die obwaltenden Verhältniſſe die 
Beitrebungen Sr. Maj. im diefer wichtigen Angelegenheit unterjtügen hverbe, 
die folgenden Beichlüfie zu fallen: 1) Der Storthing genehmigt, daß bie nor: 
wegijchen Yinientruppen und die Ruder-Flotille, wenn und foweit Se. Maj. 
es fiir notbwendig erachtet, zum Beijtand für Dänemark während des gegen: 
wärtigen Kriegs mit den beutichen Mächten verwendet werben. 2) Als außer: 
erbentlicher Zuſchuß zum Vertheidigungsmwelen wird ein Betrag bis zu 500,000 
Spes. (750,000 Thl. pr. Grt.) bewilligt, und werden Se. Maj. zugleich er: 
mädtigt, weitere 300,000 Spes. (450,000 Thlr. pr. Ert.) für den gleichen 
Zweck zu verwenden, welche Summe jedoch exit zur Verwendung kommen 
foll, wenn ein nener auferorbentlicher Storthing einberufen worden oder gleich 
zeitig einberufen wird. Um einerjeits den Stortbing in den Stand zu En 
fih in diefer wichtigen Sache eine felbftändige Anficht zu bilden, und anderer: 
jeits doch auch nicht das Geheimnif der diplomatischen Verhandlungen zu 
verlegen, das, abgejeben von den bei internationalen Unterhandlungen obwal: 
tenden Müdfichten, unumgänglich nöthig ift, um nicht das Verhältniß ber 
beiden Königreiche zu anderen Mächten zu beeinträchtigen, wird Se. Majeftät 
der König dem Storthing zwar die Protofolle der wegen bejagter Veranlaffung 
abgebaltenen Sikung des vereinigten Staatsraths zukommen laffen, worin 
die vom Minifter des Auswärtigen verfaßte Darlegung der Sachlage, ſowie 
des Antheils, den die vereinigten Königreihe an biefer Angelegenheit genom: 
men haben, und ferner die Abjchriften der von der norwegiſchen Regierung 
dadurch bervorgerufenen Bedenken enthalten find, welche Documente jedoch in 
Anſehung ihres Inhalts zur Zeit nicht zu weiterer Kenntniß als jener der 
Storthingsmitglieder gelangen dürfen. Zur Prüfung derjenigen Actenſtücke, 
deren Natur eine noch ſtrengere Geheimhaltung erfordert, erſucht Se. Maj. 
den Storthing, eine Commiſſion zu wählen, die als zur Verſchwiegenheit 
amtlich verpflichtet angefehen, und welcher die beſagten Actenſtücke zugeftellt 
werben follen, bamit deren aus jener Prüfung gewonnene Ueberzeugung dem 
Storthing zur Richtſchnur dienen könne.“ 


18. März. Norwegen). Der Storthing verlangt nach lebhafter De⸗ 
batte die Verlegung aller auf die Kriegspropoſitionen bezüglicher 
Verhandlungen. 
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19/21. März. (Schweden). Erneuerung der Straßencrawalle in Stod 


30. 


31. 


holm. — 

„Morwegen). Verhandlungen des Storthings über die Pro— 
pofitionen der Negierung. Bericht und Antrag des Ausſchuſſes, deſſen 
Minorität (7 Stimmen) die Unterſtützung Dänemarks von einer 
Allianz mit den (beiden) Weftmächten abhängig maden will, während 
die Majorität (8 Stimmen) nur eine Allianz ohne nähere Bezeichnung 
fordert. Nach fünfftündiger Debatte wird mit 109 gegen 2 Stimmen 
die Verwendung der norwegiſchen Land: und Seemacht nach bem 
Antrage des Ausſchuſſes bewilligt, die Theilnahme Norwegens am 
Kriege jedoch von einer garantirenden Allianz mit 69 gegen 42 Stimmen 
(welche eine Allianz mit England und Frankreich verlangen) abhängig 
gemacht. - Der Ausſpruch gegen eine politiiche Verbindung der drei 
fcandinavifchen Reiche wird mit 57 gegen 54 Stimmen genehmigt. 

Ausſchußbericht: „... Obgleich bie große Majorität des norwegiſchen 
Volkes fiherlih Feine nähere politiiche Verbindung zwiſchen den vereinigten Rei— 
hen (Schweben:Norwegen) und Dänemark wünſcht, würde doch der Untergang 
Dänemarks in hohem Grade bie Theilnahme des normwegiichen Volkes erweden, 
einmal, weil ein verwandtes und durch jo viele Bande an ung gefettetes Volk davon 
betroffen werden würde, andererjeits weil eine Unterdrüdung Dänemarks durch 
die dbeutjchen Mächte die Kraft des nordilchen Stammes ſchwächen würde. Im 
Vertrauen zu der Weisheit des Königs, im Vertrauen zu ber norwegiſchen 
Regierung und im Vertrauen zu bem Manne, dem die Leitung der auswär: 
tigen Angelegenheiten ber vereinigten Reiche anvertraut it (dem Grafen Man: 
derſtröm) enthält fich der Ausſchuß, es als ausbrüdlihe Bedingung für das 
Auftandefommen des Storthing-Bejchluffes binzuftellen, daß die Intervention 
für Dänemark nur nah Abſchluß einer die Reiche fichernden Allianz erfolgen 
folle. Dagegen wird proponirt, daß eine Abichrift des Gutachtens zur Kennt: 
nißnahme von den Anſchauungen des Storthings der norwegifchen Regierung 
zugefandt werde. Der Ausſchuß buldigt den Anſchauungen, welche die Regie: 
rungen der vereinigten Reiche nähren, in jo fern fie Feine Geneigtbeit often: 
bart haben, auf eigene Hand den Kampf zu eröffnen, Ein Krieg, dev ohne Ver: 
bünbete mit den deutſchen Mächten geführt wiirde, würde Schwere Bürden mit 
fich führen und ftörend auf die Jnduftrie eimvirfen, während es mehr als 
ungewiß fein würde, ob die Betheiligung Schweden-Niorwegens am Kriege 
Dänemark zu einer wirklichen Hilfe geveichen möchte,“ 

» (MRorwegen). Schluß des außerordentlihen Storthings. Thron: 
rede des Königs: 

„. . Ihr habt die Vorfchläge angenommen, welche ich Euch Angefichts der 
ernjten Verhältniſſe unterbreitete, die Eure Berufung verurfachten. Ihr habt 
dadurch Fund gegeben, daß Ihr die Anſchauung theilt, welche ich rüdfichtlic 
der Anjprüche hege, die in ber Folge ber Entwidelung ber Greigniffe unabs 
weislih an uns geftellt werben können. ort umd fort bejeelt von dem Ge: 
banfen, ben vereinigten Reichen, bdeven Wohlergehen und Glück mein ftetes 
Streben ift, die Segnungen des Friedens zu er werden meine Yemiü: 
bungen aud in Zufunft darauf gerichtet fein, in Gemeinfchaft mit uns freund: 
ſchaftlich geſinnten Mächten eine befriedigende Löſung des Streites zu erzielen, 
welcher augenblidlih in unferm Nachbarreiche ausgefochten wird; eingedent 
ber Einigfeit aber, welche zwiſchen König und Volk herrſcht, werden wir aud, 
falls bie Umſtände es gebieten follten, uns darauf vorbereitet finden, die Opfer 
barzubringen, welche nothwendig find, um dem dänifchen Wolfe in jeinem 
Kampfe gegen die Uebermacht wirkfamen Beiftand gewähren zu Können...‘ 
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— April. (Schweden) Die Bemühungen, das im vorigen Jahre von 
den Reichsſtänden beichloffene Eifenbahnanlehen in Deutichland 
unterzubringen, mißlingt unter den obwaltenden Umjtänden. 

5. „Der geweſene ſchwediſche Gejandte zu Kopenhagen, Graf Hamilton, 
conjtatirt in einer öffentlichen Erklärung, daß er dem däniſchen 
Minijterpräfidenten Hall am 19. oder 20. Nov. vorigen Jahres aller: 
dings gejagt habe, er erwarte täglich die Natification des Allianz: 
vertrages, jo daß die Schuld des Mißverſtändiſſes ihn und nicht 
Hrn. Hall treffe. 

. , Graf Manderftröm, der Minifter des Auswärtigen, ſetzt der Er— 
Härung des Grafen Hamilton die Veröffentlihung des Wortlauts 
des proponirten Allianzvertrages entgegen, jowie Auszüge aus feinen 
Depeihen nad Kopenhagen, in denen er fih gegen die November: 
verfaffung ausgefprodhen und Dänemark vor dieſem Schritte eindring- 
ih gewarnt hatte. i 

— „ Der König läßt einen Vorſchlag im Sinne der fcandinavijchen 
Union nad Kopenhagen gelangen. 


4.Mai. Der König ordnet die Bildung eines ſchwediſch-norwegiſchen 
Geſchwaders unter dem Vice-Mdmiral Herzog von Ojtgothland auf 
den 16. d. M. bei Gothenburg an. 


16. Jun. (Norwegen.) eier des 5Ojährigen Jubiläums der Trennung 
von Dänemarf. 

17 „ Das ſchwediſch-norwegiſche Geſchwader bei Gothenburg bleibt völlig 
unthätig; der Befehlshaber, Prinz Oscar, verläßt es, um zu feiner 
Familie nah) Schonen zu gehen. 

2%, „ Minifterfrifis wegen der Schritte des Könige in Kopenhagen be: 
züglich einer fcandinavifhen Union. Conceffion des Könige. 


1. Juli. Situng des Staatsraths in Folge ber Parlamentsbeſchlüſſe in 
England. Schweden verzichtet definitiv auf eine Theilnahme am 
deutſch-däniſchen Kriege. Das ſchwediſch-norwegiſche Flottengeſchwader 
wird wieder aufgelöst. 

30. „ (Schweden) Eine kgl. Proclamation verkündet bie Gewerbe: 


freiheit. 


— Sept. Die Verhandlungen im dänischen Reichsrathe über die Haltung 
Schwedens während des Streites mit Deutſchland und deren Einfluß 
auf das Mißgeſchick Dänemarks führen zu ber Beröffentlihung 
zweier Depefchen des Grafen Manderjtröm von demfelben Tag, 
5. Oct. 1863, an den ſchwediſchen Gefandten in Kopenhagen, welche 
die Politit Schwedens in diefer Angelegenheit Har bezeihnen. — 

Erite Depefhe v. 5. Oct. 1863 an ben ſchwediſchen Geſandten in 
Kopenhagen, welche der däniſchen Regierung nicht mitgeteilt werben ſollte: 
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„Ich kann Ihnen nicht verhehlen, daß ich durch die Nachricht ſehr über: 
wurbe, es babe die däniſche Regierung dem Reichsratb den Gntwurf « 
neuen Grundgeſetzes für die gemeinfamen Angelegenheiten der Monardyie 
gelegt. Nachdem ich von den verjchtedenen Actenftüden Kenntnig genozre 
finde id, daß bie neuen Geſetzesentwürfe troß weſentlicher Modificationen 
in ihrer Geſammtheit feine fotortigen Veränderungen von großer Beben 
hervorrufen; auch halte ich mich weniger an ihren Inhalt, alg an den 

ment, in dem jie eingebracht worden find, und zumal an die Kolgerum 
die man daraus ziehen kann und die eine Stelle der Fönigl. Botſchaft au 
fcheinlich beitätigt.... Man wird darin einen weiteren Schritt zur Inc 
poration Schleswigs erfennen. Die dänifche Regierung kann allerd 
in Abrede ftellen, daß dies der Fall ſei; allein die Iheilung des Reichst 
in zwei Kammern, vor allem aber die Stelle der königl. Botfhaft, im 
gefagt wird, man werde bdiejer Inititution eine folche Feſtigkeit zu «a 
ſuchen, daß fie im Laufe der Zeit der ganzen conititutionellen Entwideluna 
Königreichs genügen könne, laſſen nur allzu leicht die Bermuthung auffomı 
es walte der Plan ob, in der Folge jowohl den däniſchen Neichstag als 
Ständeverfammlung Schleswigs verfhwinden zu laſſen, um den hei 
Kammern des Reichsraths die volle DBertretung diefer beiden Theil 

Königreichs zuzugefteben. Won diefem Augenblid an wäre die Ancort 
ration Schleswigs vollendet. Gine ſolche Mafregel würde ac 
am allerwenigjten von unſerer Seite AWideritand finden; allein wir ba 
darauf, zu conjtativen, daß wir fie niemals angeratben haben. * 
man auch die im Jahr 1852 von Dänemark eingegangenen Verpflichtun 
auslegen mag, To tt darin doch Gin Punct, über den jie zu Klar und 
beftimmt lauten, um bejtritten werben zu können umd dies ift gerade t 
jenige, der die Nicht-Einverleibung Schleswigs betrifft. In diefer Beziehr 
lauten die Zuficherungen Dänemarks poſitiv — wenigitens baben wir 
jederzeit jo angefehn umd demgemäß Dänemark niemals rathen können, 

darüber wegzufeßen... Ich babe Ihnen diefe Bemerkungen nicht vorentbal 
wollen, die ich Sie jedody erjuche, der däniſchen Negierung nicht mitzutbeil 
ohne ihr darum den Eindruck zu verhehlen, den dieſe neueſte Mafregel 
ung hervorgerufen bat. Sie beweilen hinreichend die Schwieriafeit, 

es bat, eine Gemeinſamkeit der Principien und der Intereſſen mit einer Ma 
herzustellen, die von einem Augenblid auf den andern die Situation wechſt 
fann, jo daß ſie von derjenigen, die eben noch obwaltete, ganz verichied 


iſt. — * 


Zweite Depeſche von demſelben Tage an denſelben: „Wenn gegen all 
Erwarten und trotz der Vorſtellungen, die ihm gemacht worden ſind, Deutii 
land einen Einfall in Schleswig verfuchen follte, fo glauben wir ır 
Zuverjicht behaupten zu Können, daß Dänemark in aller Sicherbeit auf t 
thatſächliche Unterftübung von mehr als einer Macht zählen fünr 
und was ung betrifit, jo ftehen wir — ob nun ein Allianzvertrag ir 
zwiſchen abgejchlojjen fein mögeoder niht — nicht an, auf's alleı 
beftimmtejte zu erfären, daß wir, für den Fall eines Angrifis ar 
Schleswig von Seite Deutſchlands, jederzeit wie bisher 9: 
neigt wären, nah Mafgabe unferer Kräfte und der Mil 
tel, überbdie wir werben verfügen können, Dänemark diejenia 
Hülfe zu gewähren, die es von ung verlangen möchte. Diele & 
klärung find Sie, Herr Graf, ermächtigt, der däniſchen Regierun 
in benfelben Ausdbrüden zu übermitteln, deren ih mich im bie 
fer Depeſche bedient habe. Unter dieſen Umſtänden bin ich dazu ge 
Tommen, mich zu fragen, ob die dänische Regierung ſelber den Abichluf eine 
Allianztractates für nuͤtzlich und zeitgemäß halten dürfte? Wenn fie, wie wi 
anzunehmen berechtigt zu fein glauben, von feinem Angriff bedroht ift, jo wär 
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ber Nutzen gleih Null und was die Opportunität betrifft, jo dürfte ihr auch 
diefe nach den Erklärungen, die ich jo eben abgegeben babe, ſehr zweifelhaft 
ericheinen, zumal man leicht ſupponiren Fünnte, daß ein ſolcher Tractat den 
Angriff zu motiviren vielmehr als abzuwenden geeignet wäre. Ich gebe zu, 
daß die Erwägung diejer Auffafjung Sache der dänischen Regierung tjt, da: 
gegen beitebt eine andere, die ums fpeziell betrifft, und die ich durch Ihre Ver: 
mittlung dem Hın. Gonjeilpräfidenten mit der Offenheit, die alle unjere Ber: 
bandlungen gekennzeichnet bat, vorlegen zu Sollen glaube. Selbit Minijter 
eines conftitutionellen Staats kennt ev fo gut wie wir die Rüdfichten, die man 
der Volksvertretung jchuldig it und die Achtung, die ihre Anfichten einflößen 
müſſen, Anfichten, welche die verantwortlichen Minifter pflichtgemäß dahin zu 
lenken trachten werden, was ihnen am richtigiten und wmüßlichiten zu fein 
ſcheint, über welche jie aber schließlich doc, nicht nach Sutdünfen verfügen 
fünnen. Bei ung nun, wo die öffentliche Meinung jederzeit über die 
Gefahren Anderer nur langiam im Aufregung geräth, jcheint fie noch Feines: 
wegs geneigt, diejenige, in welcher Dänemark ſchwebt, für ebenjo drohend 
su erachten, als diefes jelber meint. Um ihr ein lebhafteres Gefühl einzu: 
prägen und Subjidien, die unter allen Umſtänden unerläßlic fein werden, 
von Seite dev Bolfsvertretung zu motiviren, müßte die Gefahr Aller Augen 
viel einlerichtender und um mich jo auszudrücken viel handgreiflicher vorliegen: 
wäre Das der Kal, jo zweifle ich gar nicht, daß die Sympathie erwachen und 
ich durch eine weniger zweifelhafte Neigung manifeitiren wirde, zu Gunſten 
des däniſchen Volkes Opfer zu bringen ähnlich wie i. J. 1848. Allein wir 
dürfen nicht aus den Augen verlieren, daß unjere conftitutionellen Formen 
ein Ginverftändnig mit den Volksvertretungen nothwendig machen und daß 
diejenige Norwegens, die nicht verſammelt it, zu einer auperordentlichen Seſſion 
einberufen werden müßte, und daß überdieß gerade jekt eine lebhafte Prä— 
veenpation bezüglid einer Finanzfrage herricht, die für unfere innere 
Entwickelung von bober Bedeutung it. Sie wiſſen zu gut, Herr Graf, was 
fih bieran knüpft, als daß ich nöthig hätte, in weitere Einzelnheiten einzus 
geben. Das find die Betrachtungen, die uns den Wunjch einflößen, den frag: 
lichen Alllianztractat zu verſchieben und wir baben gedadht, davon 
©. Grl. Hrn. Hall ohne Rückhalt in Kenntniß feßen zu jollen. Mit dem 
politiſchen Tact, mit dem er in jo hohem Grade ausgeftattet ijt, wird diefer 
Staatsmann die Vortbeile erwägen, die ein in diefem Moment abgeichloffener 
Vertrag fir Dänemarf haben möchte, aber er wird ſich nicht weigern, in bie 
andere Wagſchaale auc die Schwierigkeiten zu legen, die er für ung darböte, 
Wenn der dänische Herr Gonfeilpräfident, nachdem ev alle diefe Betrachtungen 
einer ernjten Prüfung unterzogen haben wird, dennoch aufeinen demnächſtigen 
Abſchluß beharren zu ſollen glaubt, fo find wir meiner Anficht nach bereits 
ſchon zu weitin diefer Angelegenheit gegangen, als daß ich es nicht für meine 
Pflicht erachten follte, den Munich, den er ausiprechen würde, joweit es von 
mir abhängt, zu unterftügen.. Jedenfalls aber bitte id) Sie, den rein defen— 
ſiven Sharafter bervorzubeben, den wir unter allen Umjtänden Uunferen Ver: 
bindfichkeiten zu geben ung verpflichtet hielten, fo wie die Befhränfung auf 
den objhwebenden Hall, der aus der Weigerung des Königs von Däne— 
marf, das Patent vom 30. März zu widerrufen, hervorgegangen iſt; denn 
es bejteht jederzeit eine große Schwierigkeit für irgend einen Staat, ſolida— 
riſch für die Mafregeln eines andern, die er getroffen hat oder noch treffen 
könnte und welche die ganze Situation total verändern möchten, einzuftehn. 
Ich erjuche Sie, diefe Depeſche dem Herrn Gonfeilpräjidenten vorzulefen. .. .“ 


IN. Feier der 5Ojährigen Vereinigung zwiſchen Schweden und Nor: 
wegen. 


— „ Eine in Stockholm erjchienene Broihüre „Ein Wort nad) dem 
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Sturm ber deutſch-däniſchen Frage” veröffentlicht neue Actenſt: 
aus denen hervorgeht, daß Frankreich Schweden von einer Beth 
gung an dem GStreite möglichit zurüdhielt. 


28. Dee. (Schweden) bringt feine Anleihe mit 8,100,000 M. 9. 
an den Markt und zwar zunächſt in Deutjchland. 


— — — — 


10. Bäncmark. 


2. jan. König Chriftian erläßt von Schloß Gottorp bei Schleswig aus 


eine Proclamation an die Armee: 

„Soldaten! Unfer erfter Gruß in dem neuen Jahre fei an Euch! Es findet 
Euch unter Waffen zur Vertheidbigung des Baterlandes und barum 
it Euer König bei Euch. Das Vaterland bat in Eurem heimgegangenen 
Kriegsherrn, König Friedrich VII, einen ſchmerzlichen Verluft erlitten, und es 
wird auf vielerlei Weiſe bedroht; aber in Einem haben wir ſchon das voile 
Erbe Unferes Föniglichen Vorgängers angetreten: in der Liebe zum Vater: 
lande, darin ftehen wir Niemanden nah! Unfer Polungswort in 
vielem Augenblick fei die Ehre des Vaterlandes! Diefes theuerjte aller Klei— 
node ſoll bewahrt werden; wenn es fich fo fügen will, auf dem Wege des 
Friedens, und wenn e8 erforderlich ift, im Kampfe durch Euch. Das unnö— 
thige Opfer eines einzigen Menfchenlebens ift zuviel; aber Fein Leben ift zu 
fojtbar zur Rettung des Vaterlandes. Aus dem vorigen rühmlichen Kampfe 
bat die Armee ihre erfahrenen, ausgezeichneten Führer, welden das junge 
Heer, das den alten Kriegsruhm und den ausbauernden Muth des bänifchen 
Soldaten ererbi bat, mit Vertrauen und Begeifterung folgen wird. Es iſt 
nicht die Zabl, jondern ber Muth und ber unbedingte Gehorſam gegen bie 
Befehle der Führer in allen Fällen, welcher den Sieg gibt. Vergeßt nie, daß 
ber Herr des Himmels ſelbſt in dem Schwachen ftark ift, und hört, wenn der 
Kriegslärm tönt, die Stimme Eures Königs und Eures eigenen Herzens, 
welche ruft: Für die Ehre des Vaterlandes! Das Glück folgt dem Tapfern.” 
„ Dänemark ruft die Vermittlung der Unterzeichner des Londoner 
Vertrags in feinem Streite mit Deutſchland an. 


 » Die außerordentlichen Abgefandten Englands und Rußlands Lord 


Wodehouſe und Staatsrath Ewers verlaffen Kopenhagen wieder. 


„Der König und der Kronprinz treffen von der Armee in Schles⸗ 


wig wieder in Kopenhagen ein. — Der bisherige Geſandte in Ber: 
lin, v. Quaade, wird zum Minifter bes Auswärtigen ernannt. 
» Zulammentritt des Neichstages. 


‘ " Dänemark will vorerft bezüglich der Verfaffung v. 18. Nov. 1863 


feinen Schritt thun. Minifter Monrad meint, von einer Aufhebung 
derjelben en bloc könne hoch feine Rebe fein; Deutfchland jolle feine 
Vegehren bezüglich einzelner Artikel ftellen. Uebrigens erklärt er, 
daß Schleswig in feiner Weiſe jemals vom Königreich getrennt werben 
dürfe. (Bericht der englifchen Geſandtſchaft.) 


„Oeſterreich und Preußen verlangen bie Aufhebung der däniſch— 
18, 


\hleswigihen Verfaſſung vom 18. Nov. v. X. binnen 48 Stunden. 
J— Das Verlangen von Oeſterreich und Preußen wird von Dänemark 
anjah abgelehnt. Die dänische Regierung kann fich nicht entjchlie- 
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24. 
26. 
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Ben, Preußen und Dejterreih, wie Gngland dringend gerathen bat, 
wenigftens zu erflären, daß fie bereit jei, den Reichsrath ſofort cein- 
zuberufen, um die Verfalfung vom 18. Nov. in verfailungsmäßiger 
Weiſe abzuichaffen, 


-30. Jan. Beide Häufer des Reichstags berathen wegen einer Adreſſe 


an den König über die Yage des Yandes. 

Dänemark erklärt nad London, Paris, St. Petersburg und Stod— 
holm (dagegen beharrlich nicht an Defterreid und Preußen), daß es 
bereit fei, die Reichsrathswahlen vornehmen zu laſſen und dem Reiche: 
rath die Abſchaffung der Verfaflung vom 18. Nov. vorzufchlagen, 
verlangt aber dazu eine Krift von 6 Wochen und die Verwendung 
der Mächte dafür bei Defterreih und Preußen. 

Monrad erflärt in beiden Things, daß die Verfalfung vom 18. 
Nov. jedenfalls nur in verfaflungsmäßiger Weile aufgehoben werden 
bürfe und im Fernern die Vereinbarungen mit Deutichland von 
18°%, als bindend für Dänemark. Die Oppofition der eiderdäni— 
ſchen Partei befämpft die Teßtere Anficht als eine Nüdkehr zum 
früheren Gejammtftaat. 

„ Amtınann Johannſen wird zum Miniſter ad interim für Schles— 
wig ernannt. 

„ Der König befiehlt die Herjtellung der Wahlliſten für Schleswig 
behufs von Wahlen in den neuen Reichsrath. 

Adrekdebatte des Landsthings. Monrad erklärt, es fei ſchwer zu 
fagen, auf welche Abmachungen Dänemark eingehen fünne, meniger 
ſchwer, auf welche es nicht eingehen werde: auf ein vereinigtes Schles— 
wig-Holſtein oder ein jelbjtändiges Schleswig oder eine Theilung 
Schleswigs werde die Regierung niemals eingehen. 

Die in den däniſchen Bataillonen in Schleswig dienenden Hol— 
fteiner werden in Maasbüll ausgejchieden, entwafinet und nad) Kopen- 
bagen transportirt. 

Die zuerft im Folkething von Mitgliedern verſchiedener Parteien 
eingebradjte Adreſſe an den König ijt nunmehr von beiden Häuſern 
angenommen worden: 

„Das Volksthing (Yandsthing) des Königreichs fühlt das Bedürfniß, vor 
Ew. Majejtät feine allerunterthänigjte Huldigung und den Ausdruck der Zuverjicht 
zu bringen, die wir auf Sie jeßen, daß Sie auch die Liebe und das Vertrauen eines 
freien Volks nach Ihrem hochſeligen Borgänger erben werden. Allergnädigjter 
König! Schwere Gewitterwolken baben die exit jo kurze Regierungszeit Gm. 
Majeftät bezeichnet. Große Gefahren umgeben Yand und Krone. Das wohl: 
begründete und durch feierliche Tractate befräftigte Recht Ew. Majeität auf 
alle Theite dev Monarchie wird Ihnen ftreitig gemacht. Der in Deutichland 
während einer jo langen Reibe von Jahren durch allerhand falfche Vorſtel— 
lungen aufgezogene Haß gegen Dänemark, vereinigt mit dem Streben , einen 
Theil der dänischen Monardyie an fich zu reißen, it in lichte Flammen aus: 
gebrochen, und ſchon haben Feindjeligfeiten begonnen, welde durch Kränkung 
von Volksrecht und Chre, jowie durch den Aufrubr, den jie in ihrem Gefolge 
führt, bezeichnet werden. Unter diefen Umftänden fühlt das Volfsthing doppelte 
Aufforderug, die Gefühle der Treue und Hingebung auszufprechen, welde das 


"„ 


„ 


m 


„ 
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dänifche Volk gegenüber dem Thron bejeelen. Mit aufrichtiger Freude baben 
wir Ew. Majejtät unjere Freiheit und Gelbjtändigkeit gegemüber den Bor- 
jtellungen bes Auslandes und der von ihm geitellten zorderung — das Grund: 
geieg vom 18.Nov. v. X. aufzuheben — wahren gejehen. Nach Ihrem Vor: 
gänger auf dem Throne, deſſen Yeben unter fortgejekten Bejtrebungen verlief, 
dein dänijhen Reich eine von Fremden unabhängige Stellung in der Monarchie 
zu jichern, obne daß es ibm glüdte, diejes große Werf zu vollführen, haben 
Ew. Majeftät nun auch diefe Aufgabe als Erbſchaft übernommen. Die Yölung 
derjelben wird, das wijjen wir, mit Schwierigfeit verbunden jein; jie kann 
blutige Opfer und jchwere Kämpfe mit fich führen, aber das Volk iſt bereit, 
jeinen König in der Bewahrung des uralten dänischen Kronlands Sübdjüt: 
land (Schleswig) in deſſen ungzertvennlicher Verbindung mit dem Königreid 
zu unterjtügen. Wir wünſchen unfern Brüdern in Schleswig, Deutjchredenden 
wie Dänijchredenden, dieſelbe bürgerliche reibeit, deren die Bewohner bes 
Königreichs genießen; die Freiheit und gemeinjames Zuſammenwirken vom 
Bolt erwäblter Männer unter des Königs Yeitung iſt nach unjerer Weber: 
zeugung das jtärkjte Band, jowie zwiſchen Schleswig und dem Königreich, 
jo auch zwilchen dem Neih und Ew. Majeftät, Möge Gott Ew. Majeſtät 
Kraft und Glüd geben, um das Werf zu vollenden, das vollendet 
werden muß, wenn Dänemark beſtehen joll. Da wird es, jo hoffen 
wir mit Vertrauen, auch Ew. Majeſtät und Ihrem erhabenen Geſchlecht ver: 
gönnt werden, lange Jahrreihen glüdlih und durch den Segen geftärkt zu 
leben, der in ber Liebe und dem Bertrauen eines treuen Volkes liegt.“ 

sl. Jan. Der Höhjtcommandirende der däniſchen Armee in Schleswig, 
General de Meza, lehnt die Nufforderung des Obergenerals der ver: 
einigten preußiichen und öjterr. Armee, Feldmarſchalls Wrangel, das 
Herzogthum Schleswig zu räumen, ab. 


1. Febr. Die preuß. und öſterr. Truppen unter Wrangel rüden in Schles: 
wig ein. 

Der König, der Kronprinz und Monrad langen im Danewerf an. 

Ausichreibung der Wahlen für den neuen Reichsrath auf den 
5. März in das Volksthing, auf den 29. März in das Landsthing. 

3. „ Die dänifchen Truppen werden von den Dejterreihern bis in’s 
Danewerk zurüdgetrieben. 

Die dänische Regierung befiehlt, öfterreichiiche, preußiiche und an— 
dere deutſche Schiffe in den Häfen Dänemarks mit Beichlag zu 
belegen. 

4, „ Der König verläßt den Striegsihauplag und geht nach der Inſel 
Alfen. Ein Kriegsrath der Generale bejchließt mit allen gegen eine 
Stimme, das Danewerf zu räumen. Die Armee tritt demgemäß in 
der Naht vom 5. auf den 6. Febr. den Rückzug hinter die Düp— 
pelitellung an 

6. „ Das Gros der Armee bewerkitelligt glücklich den Nüdzug. Ge— 
fecht der Nachhut mit den Defterreichern bei Deverjee. 

Prochamation des Königs von Sonderburg aus an das Heer: 

„Soldaten! Nicht allein durch Tapferkeit auf dem Kampfplag, fondern auch) 
dadurch, daß er mit Geduld den Mangel an Rajttagen, Kälte und allerhand 
Gntbehrungen und Anftrengungen trägt, Tegt ein Soldat die Treue gegen feinen 
König und jeine Liebe zum Vaterlande an den Tag. Es war nur wenigen 
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von Euch gegdnnt, im Kampfe gegen einen überlegenen Feind zu beweiien, 
daß Ihr feit Friedericia und Idſtedt nicht entartet feid, alle habt Ihr dagegen 
reiche Gelegenheit gehabt, glänzende Beweije von Genligfamkeit und Standhaf— 
tigkeit zu geben, vereint mit frendigem Muth unter langwierigen und großen 
Beichwerlichkeiten. Soldaten! Empfangt dafür Eures Königs Danf. Das 
Danewerf ift aufgegeben. In der Gewalt des Feindes find die Kanonen, 
weldye jeinen Hochmuth zähmen jollten. Das Land liegt offen vor dem Feinde. 
Tief fühle ich mit Euch, was wir dadurch verloren haben. Aber, meine Freunde! 
Ich habe nur dieſe eine Armee zur Vertheidigung des Landes, und Eure im 
Kriege erfahrene Führer haben gemeint, ich wiirde nicht länger Befiger einer 
Armee fein, wenn Ihr Euch nicht jetzt zurüdzöget. Deshalb fahten fie den 
Entſchluß, den Rüdzug anzuordnen, Soldaten! Sch ftehe verlaſſen da 
in der Welt mit meinem Bolfe. Bis heute hat feine Macht er: 
flärt, mit Thaten ung beizujteben. ch vertraue auf Euch und meine 
Flotte. Ihr jeid bereit, Euer Blut hinzugeben; wir find aber Wenige gegen 
Viele, deshalb muß es theuer bezahlt werden. Möge der allmüchtige Gott 
geben, daß die Stunde der Race bald fchlagen möge für alle die Sewalt- 
that und das Unrecht, das Mir und Meinem Bolfe zugefügt wird. 

Dänemark ſucht die Hülfe Englands, Frankreichs, Rußlands und 
Schwedens nad. Das Geſuch ift bei den drei erjten Mächten auf 
die Garantie Schleswigs v. 3. 1720 gejtüßt, 


7. Febr. Furchtbare Aufregung in Kopenhagen. VBoltsdemonftrationen. 


8. 


Selbft Mitglieder der Eönigl. Familie jehen ſich perjönlichen Belei- 
digungen ausgejegt. Monrad erklärt dem Reichstage, daß der Künig 
an dem Nüdzuge vom Danewerk keinen Theil habe; der Kriegsmi- 
minijter erflärt, daß er jeinerjeitS den Befehl dazu nicht ertheilt hätte. 
General de Meza wird abberufen und zur Bertheidigung nad Kopen: 
bagen bejchieden. Beide Häufer bejchließen, die wegen der Abweſen— 
beit des Königs noch nicht ftattgefundene Ueberreihung der Adreſſe 
nunmehr auszufeßen, dagegen wird eine das Volk zur Ruhe mab- 
nende Rejolution angenommen. Monrad nimmt die Proclamation 
des Königs v. 6. d. M. auf fid. 

„ Die Proclamation des Königs vom 6. d. M. wird zurüdgezogen 
und durch folgende in verbejjerter Faſſung erſetzt: 

„Soldaten! Nicht allein durd) Tapferkeit auf dem Kampfplag, jondern auch 
dadurch, daß er Mangel an Ruhe, Kälte und allerlei Entbehrungen und An: 
ſtrengungen mit Geduld erträgt, legt ein Soldat die Treue gegen den König 
und jeine Liebe gegen das Vaterland an den Tag. Das habt Ihr gezeigt 
und obgleih es Euch Allen bisher nicht vergönnt war, in offener Schlacht 
gegen einen überlegenen Feind zu beweijen, daß Ihr von demjelben Geijte und 
derjelben Tapferfeit befeelt feid, welche Guere älteren Kameraden bei Friedericia 
und Idſtedt bewieſen, jo habt Ihr Alle dagegen reiche Gelegenheit gehabt, 
glänzende Beweife von Ausdauer zu geben, vereint mit unermüdlihem Muth, 
wodurd Ihr in ben Stand gejett wurdet, ftandhaft die hartnädigen Angriffe 
eines überlegenen Feindes abzuweijen, jowohl damals als er die Schanzen zu 
nehmen ie ein) als auch zu der Zeit, wo er Euch verfolgte. Soldaten! 
Empfanget biefür den warmen Dank Eures Königs! Die Dannewirke ift auf 
gegeben, in der Hand bes Feindes ift der größre Theil der Kanonen, welde 
die Stellung vertheidigen follten; tief fühlen wir mit Euch, was wir dadurch 
verloren haben. Aber, Kameraden! Wir haben nur diefe eine Armee für bie 
Bertheidigung des Landes, und Eure Friegsfundigen Führer haben gemeint, 
daß Wir nicht länger eine Armee befipen würden, wern Wir Euch nicht zu: 
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rüdzögen. Deshalb faßten fie den Entichluß, zurüdzugehen. Soldaten! Wir 
Heben noch vereinzelt mit dem Volke da. Wir rechnen auf Euch und Unſere 
Flotte. Bereit ſeid hr, Euer Blut hinzugeben, aber wir find wenige gegen 
viele und deshalb muß es thener bezahlt werden. Ter allmächtige Gott gebe, 
daß der Sieg bald eine gerechte Sache frönen möge.“ 


9. Febr. Der Reichstag beſchließt, auch jeinerfeits eine Anfpradhe an die 


Armee zu erlafen: 

„Die Dannewirfe ift aufgegeben! Der däniſche Reichstag ift durch dieſe 
Nachricht überraſcht und betrübt worden; aber feine Hofinung auf die Zukunft 
iſt dadurch nicht gefhwächt und Die des Heeres wird dadurch eben jo wenig 
geſchwächt ſein. Das däniſche Heer mußte ohne Schwertſtreich Holſtein ver— 
laſſen, ausgeſetzt dem Hohne des Feindes und der Bevölkerung, aber es er— 
hielt unter dem Rückzug vollſtändige Ordnung und würdige Ruhe aufrecht. 
Sechs Wochen lang mußte es darauf Kälte, Strapazen und Mangel aus— 
halten, aber es blieb doch ſich ſelbſt gleich und erwartete den Tag des Kampfes 
mit Verlangen. Der Kanıpf begann und in ben Treſſen, die vorfielen, that 
Jeder ſeine Pflicht und ging mit frohem Muth in's Feuer. Das däniſche 
Volksthing (Landsthing) danft dem däniſchen Heere. Die Dannewirke iſt auf— 
gegeben, aber das däniſche Volksthing (Yandsthing) verliert niemals fein 
Vertrauen zu jeinen Söhnen und Brüdern, der lebenden Dannewirfe. Das 
Heer lebe hoch! Sobald die Umftänbe es erlauben, wird es wies 
berum. vorwärts gehen — vorwärts mit Gott für König und Vater: 
(and! Wir vertrauen auf den ewigen Gott, auf den Volfsgeiit und auf unfer 
Heer, über welches dieſer Geiſt ſchwebt. Der dänische Reichstag wird ſeine 
Pflicht in einer jo ernten Zeit nicht vergejjen; das Volksthing (Landsthing) 
erfüllt einen geringen Theil diefer Pflicht dadurch, daß es dem braven Heer 
des däniſchen Reichs feinen brüderlichen Gruß jendet,“ 


„ Der König trifft von Sonderburg wieder in Kopenhagen ein, 


„ Eine Girculardepefhe an die Vertreter Dänemarks im Auslande 
kündigt denfelben energijche Fortjegung des Krieges an: 
ne... Sie wiſſen bereits, daß die Armee bie Danewerfftellung geräumt 
bat, um fichi in die zweite V eriheldigungsunie, jene von Düppel, zurückzuziehen. 
Die Gründe, welche für dieſe rückgängige Bewegung beſtimmend geweſen, ſind 
ausjchließlich jtrategiicher Natur. Die ungemeine Strenge der Jahreszeit, ber 
unausgejegte Wachtdienſt und die außerordentlihe Grihöpfung der Truppen, 
verbunden mit der numerifchen Weberlegenheit des Feindes, hatten es unmöglich 
gemacht, das Danewerf länger zu behaupten, und wenn die Armee bei dieſem 
Stande der Dinge eine Schlaht angenommen hätte, wäre ihre gänzliche 
Vernidtung zu befürdten gewefen. Gegenwärtig nehmen unfere 
Truppen eine Stellung ein, welde die Flanke bes Feindes bedroht, und, ſich 
auf das Meer ſtützend, find fie im Beftk aller Vortheile , welche die geogra= 
phiſche Gonfiguration bes Landes darbietet. Düppel ift in ber That die ein= 
3ige ſtrategiſche Poſition, welche uns, beſchränkt auf unſere eigenen 
räfte, wie wir es find, gejtattet einen längeren Krieg zu unterhalten, auf 
welchen wir, wie es jcheint, ung vorzubereiten 5* Vor der Occupation 
Schleswigs hätten wir mit Deutfchland Frieden ſchließen können; nach dieſem 
Ereigniß jedoch bleibt der Regierung des Königs nur ein Weg übrig: 
den Krieg fortzuſetzen bis zur Wiederherſtellung der alten 
Ordnung der Dinge in Schleswig, und bis dieſes Herzogthum wieder 
unter die Autorität des Königs zurüdgefehtt ift. Nur bann wird es uns 
geftattet jein, unfere Bemühungen zur Beendigung unferes Gonflictd mit 
Deutichland neuerdings im Wege von Unterhandlungen anzuwenden.” 


Der Minifter des Auswärtigen v. Quaade erklärt den Vertretern 
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der Mächte in Kopenhagen, dag Dänemark fi auf feine Unterhand 
lungen einlafje, jo lange Schleswig in Feindeshand et. 

13. Febr. Die dänische Negierung erläßt eine Blofade- und Prijenordnung 
Die däniſchen Kriegsſchiffe erhalten den Befehl, die Schiffe jünmt - 
licher deutjcher Bundesjtaaten aufzubringen. 

19. „ Die Preußen bejegen Kolding, die erjte Stadt in Jütland. 

England lehnt das Hülfegefuh Dänemarks vom 6. Febr. ab. 

21. „ Dänemark erklärt vom 25. d. M. an den Eintritt der Blofade 
für alle Häfen der Oſtküſte der Herzogthümer, die nicht thatjächlid> 
unter dänifcher Autorität ſtehen. 

23. „ England macht zunädjt Defterreih, Preußen und Dänemark dem 
förmlihen Vorſchlag einer Gonferenz zu Wieberherftellung des Frie— 
dens ohne Waffenjtillitand und ohne zum voraus beſtimmte Grundlage. 

25. „ Preußen und Tefterreich gehen jofort auf den Vorſchlag im Princip 
ein; Dänemark wünſcht auf vdenfelben nicht ſofort antworten zu 
müffen, da e8 z. 3. mit Rüdfiht auf die öffentliche Mleinung des 
Landes denfelben ablehnen müßte. 

Das Landsthing bejchließt einjtimmig, das Volksthing mit 64 
gegen 4 Stimmen folgende Adreſſe an den König zu erlafjen: 


„sn der tiefen Betrübniß des bänijchen Bolfes über den plöglichen Tod 
Ihres verewigten Vorgängers war es ein Trojt und eine Beruhigung, Ew. 
Majeſtät dadurch in die Fußſtapfen des hochfeligen Königs treten zu jeben, 
daß den Vorftellungen und Forderungen des Auslandes wegen Auf: 
bebung des Girundgejeges vom 18. Nov. v. J. gegenüber unjere Freiheit und 
Selbjtändigfeit gewahrt wurde. Der Ausbruch des Kriegs zeritörte jedoch als: 
bald die Hoffnung auf eine ruhige Entwickelung unferer Zuſtände. Nachdem 
der deutſche Bund unter dem Titel einer Erecution die deutſchen Herzogthümer 
Em. Majejtät, Holitein und Yauenburg, mit Bundestruppen bejegt umd 
unter dem Schuße derjelben zum Vortheile eines unberechtigten Prätendenten 
einen Aufruhr ſich hat entwideln laſſen, haben die Großmächte Deutichlands 
ihre Heere über die Grenze des Reiches Dänemark gelandt, um, wie jie vor: 
geben, das däniſche Land Schleswig, weldes im Jahre 1721 abermals 
incorporirt und dabei der Krone Dänemarf garantirt wurde und über welches 
weder Deutſchland noch deſſen Großmächten jemals eine Vormundſchaft zuge⸗ 
ſtanden hat, in Pfand zu nehmen. Nach zwei ehrenvollen Gefechten hat unſer 
tapferes Heer ſich vor der Uebermacht zurückgezogen und unſere tauſendjährige 
Srenzvejte verlaſſen; dasſelbe hat jetzt nur einen kleinen Theil von Schleswig 
in Beſitz. Der Feind hat ſich über den übrigen Theil dieſes Landes ausge— 
breitet und geduldet, daß fremde Banden und aufrühreriſche Unterthanen viele 
von Ew. m taj. getreuen Beamten verjagten und die gejepliche Ordnung umſtürz— 
ten, ja, in ben legten Tagen ift ſogar die Nachricht hieher gelangt, daß derſelbe in 
die Provinz Jütland eindrang. Allergnädigſter König! Unter jo eruſten Ver— 
hältniſſen fühlt Ew. Majeſtät getreues Landöthing (Volksthing) das Bedürfniß, 
ſich im Namen des Volkes, welches dasjelbe erwählte, offen und ohne Vor— 
behalt gegen ſeinen König zu äußern. Ein Krieg gegen die Uebermacht wird 
große und ſchwere Opfer fordern, aber derſelbe wird doch da, wo Vertrauen 
zwiſchen König und Volk regiert, mit der Hoffnung auf ein gutes Ergebniß 
geführt werden. In dieſer verhängnißvollen Stunde müſſen wir unſern Troſt 
in dem Umſtande ſuchen, daß die Sache des Volkes die des Königs iſt, daß 
Ew. Majeſtät getreu unſere Freiheit und Selbſtändigkeit beſchützen und nicht 
geſtatten werden, daß in Zukunft unter irgend einem Rechts— 
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titel die Vormundſchaft über die Grenzen Dänemarks aus- 
gedehnt oder die Berbindung zwiſchen dem Königreidhe und 
Schleswig abgejhwädht werde. Nacd der bejtimmten Erklärung ber 
Regierung Em. Majejtät darf das Volf darauf bauen, daß die ganze 
Kraft des Landes aufgeboten werde, jo wie daß Ew. Majeftät jich bejtreben 
werden, e8 Europa Elar zu machen, Daß unfer nationales Leben und unjere 
freie Selbſtbeſtimmung niemals geopfert werden dürfen. Ew. Maj. können 
darauf bauen, daß die Segnungen der Freiheit die Liebe des Volkes zum 
Baterlande und gleichzeitig deſſen Bereitwilligfeit zur Darbringung jedes 
Opfers für das Recht und die Ehre Dänemarks geitärft haben. Wenn in 
folder Weiſe gegenjeitiges Vertrauen König und Volf verbindet, werben beide 
freudigen Muthes den Chancen und Gefahren des Kriegs entgegenfehen kön: 
nen. Heil dem Könige! Heil unjerem tapfern Heere! Heil unſerem geliebten 
Vaterlande!“ 


N. Febr. Der Reichstag vertagt ſich wegen der Wahlen zum Reichsrath 


bis zum 8. März. Antwort des Königs auf die Adreſſe beider 
Thinge des Reichstags: 

„Mein treuer Reichstag! Ich danke euch für eure Meinungsäußerung. 
Ich vertraue auf euch, auf mein treues däniſches Volk. Ich will feſtſtehen 
und bis zum äußerſten ausharren; ich will alles thun, um einen Frieden zu 
erlangen, mit welchem Dänemark gedient ſein kann. Ich will nicht die 
Aufhebung der beſtehenden politiſchen Verbindung zwiſchen 
dem Königreich und Schleswig. Ich will ein freier König ſein über 
ein freies Volk. rei ift nur der König, wenn das Land ſelbſtändig iſt; frei 
it nur das Volk, wenn ber verfaljungsmäßige Zuftand bewahrt und ent— 
widelt wird. Ich hoffe zum gnädigen Gott, daß man einjtmals auf mein 
Grabmal wird jegen können: Kein Herz jchlug treuer für Dänemark! Gott 
jei mit euch!“ 

England geſteht Dänemark eine 14tägige Friſt behufs einer de— 
finitiven Antwort auf den Conferenzvorſchlag v. 23. d. M. zu. 


2 März. Die bisher in Dänemark feitgehaltenen Mannſchaften der bol- 


or 


ſteiniſchen Negimenter werden endlich entlafjen. 

» Die Eider wird von den Dänen blofirt. 

» Die Wahlen zum Volksthing des neuen Reichsraths fallen über: 
wiegend in eiderdäniihem Sinne aus. 

» Die Preußen und Dejterreiher rüden mit überlegenen Gtreit- 
fräften in Jütland ein. Die Dänen ziehen fih nad Friedericia 
zurück und räumen Beile. 

» Dänemark erklärt Wolgajt, Greifswald, Cammin, Smwinemünde, 
Etraljund und Barth vom 15. März an in Blofadezuftand. 


- „ Gngland räth der dänijchen Regierung fehr dringend zu Annahme 


des Conferenzvorſchlages (j. England). 


: „» Die dänifhen Truppen haben fih in Jütland ohne ferneren 


Schwertftreih in aller Eile bis über den Lymfjord zurüdgezogen. 


- „ Die Infel Fehmarn wird von den Preußen bejett und die ganze 


dänische Beſatzung gefangen genommen, 


- „ Die Alliirten dringen in Jütland nicht weiter vor, jondern ziehen 


fi wieder gegen Veile zurüd. 


° „ Dänemark nimmt endlih den englifdhen ln an, 
1 


274 


Dänemark, \ 


will aber nur auf der Bafis der Vereinbarungen von 18°%, unter: 


handeln. 

Depeihe an den Sefandten in London: „... Während jedeb 
die Fol. Regierung den Vorſchlag einer Gonferenz, deren Ziel die Beendigung 
bes deutſch-däniſchen Gonflictes ift, annimmt, hält fie es für nothmendig, 
die Bafis zu bezeichnen, ohne welche nad) ihrer Meinung die Gonferen; zu 
feinerlei Rejultat gelangen Tann, Indem die Megierung die Gonferenz an— 
nimmt, unterjtellt fie ausdrüdlic, daß man durchaus darin einverſtanden if, 
daß bie Unterhandlungen von 18%, die Bafis der Perathungen bilden werden, 
und fie gibt fich der Hoffnung bin, daß wenn fie ihre Theilnahme an der 
Gonferenz von dieſer Bedingung abhängig macht, diefe ihre Anſchauungsweiſe 
auf feinerlei Einwand ſtoßen wird. Denn es find eben diefe Verbandlungen, 
aus denen zuerit dev Deutiche Yund, und jpäter die beiden beutichen Grof— 
mächte den Vorwand zu ihrer gemeinjamen Action gegen die dänische Wo: 
narchie ableiteten. Auch den meutralen Mächten jcheint dieſe Baſis, welche 
früher zwijchen uns und dem Bunde vereinbart wurde, ſich als Die alter: 
natürlichite Grundlage für fernere V ne barzuftellen. Ich bin dee 
halb glüdlic, behaupten zu Fünnen, daß Sit A. Paget mir Grund zu der 
Erwartung gab, daß jeine Regierung vollitändig geneigt fein wird, die Zwed— 
mãßigkeit und Richtigkeit der von mir eben angedeuteten Baſis anzuerkennen. 
Für ung und um des Erfolges etwaiger Unterhandlungen willen iſt es unum— 
gänglich notbwendig, daß jeder Plan eines Arrangements, welder 
direct oder indirect dbem deutſchen Bunde einen Einfluß aui 
Gebietstbeile, welche nicht zu demjelben gebören, einzuräu 
men fhiene, von vorn herein bei Seite gejeßt werde.“ 


21, März. England erläßt nunmehr auch an Kranfreih, Rußland, Schweden 


2 
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und den deutſchen Bund die fürmlide Einladung zu Conferenzen in 
London, jedoch ausdrüdlicdy ohne die von Dänemark geforderte Grund: 
lage der Unterhandlungen, die es lediglih als Ausgangspunkt Für 
diefelben auffaßt. 

„ Schluß des Reichstags. Botſchaft des Königs: 

„Es ift in einer jchicjalsichwangeren Zeit, daß die Verhandlungen bes 
Reichstags gejchloffen werden! Manche von Guch werden, wenn Ihr in Eute 
Heimath zurückkehrt, diefelbe vom Feinde bejegt finden. Nehmt unjeren Danf 
dafür, daß Ihr ruhig und umerjchroden geblichen auf Euren lägen in ber 
geſetzgebenden Verſammlung, und unſere Regierung kräftig unterſtütztet in 
dem ſchweren Kampfe für das Vaterland. Nehmt unſeren Gruß an alle 
Gauen des Landes mit. Sagt es zu Euren Mitbürgern, daß unſer Herz 
blute bei dem Gedanken daran, was unſere getreuen Unterthanen ſowohl dies— 
ſeits wie jenſeits der Königsau ausjtehen müfjen; aber jagt ibmen auch zu: 
gleich, daß unfere Feinde den dänischen Mann nur fchlecht Fennen, wenn ſie 
glauben, jie Könnten dur die Bürden, welche auf feine Schultern gelegt wer: 
den, ben — bei ihm hervorrufen, daß wir des Vaterlandes heilige Sache 
opfern ſollten. Durch Drohung, Gewalt brauchen zu wollen, ließ unſer 
Vorgänger auf bem Throne ſich bewegen, den Herzogthümern Holftein und 
Lauenburg eine befondere Stellung in der Monardhie zu geben, und nun 
nennt man ben dadurch nothiwendig gemachten Zuitand einen Bruch trac: 
tatmäßiger Verpflichtungen. Im Namen diejer Verpflichtungen poll: 
führt man eine Erecution in Holſtein und occupirt Schleswig als Pfand. 
Unter der Erecution in Holſtein und unter dem Schutze der Truppen des 
deutſchen Bundes läßt man der revolutionären, gegen uns gerichteten 
Bewegung freien Spielraum. Schleswigs Occupation benußt man dazu, 
diejen Landestheil als eine preußiſche oder öſterreichiſche Pro: 
yinz zu behandeln... Auch nicht einmal bier ftand ber Feind ftil; 
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er bat die Königsau überfchritten und überſchwemmt nun Nord Jütland ! 
Koh jtehen wir allein! Wir wiljen nicht, wie lange Europa ein müßiger 
‚Zujchauer der Gewaltthat, die man gegen uns und unfer VBolf übt, fein will. 
Wir wiederholen dem Reichstage unfere Zuſage. Wir find willig, Alles zu 
thun, um einen Frieden zu erreichen, mit welchem dem Vaterlande gedient 
jein Kann; aber das müjjen unjere Feinde willen, daß die Zeit noch jehr 
fern Liegt, wo wir oder unſer Volt dazu genöthigt werden könnten, uns 
einem für Dänemark dbemüthigenden Frieden zu unterwerfen, Eures Königs 
legtes Wort an Euch und die, welche Euch gewählt haben, jei Ausdauer! 
Gott ſei mit Eu!” 
Der König verreist noch am gleichen Tag zur Armee nad) Aljen. 
29. März. Aud die Wahlen zum Landsthing des neuen Reichsraths er: 
geben ein entichieden eiderdäniſches Rejultat. 

Norwegen bewilligt den vom Könige geforderten Credit behufs 
einer eventuellen Unterjtügung Dänemarks, macht die Bewilligung 
jedod von ber Allianz mit wenigſtens einer der Weftmächte abhän— 
gig (1. Norwegen). 

— „ Der bäniihe Gapitänlieutenant Hammer hält mit einigen Schif⸗ 
fen die ſchleswigſchen Weſtſeeinſeln Föhr, Sylt ꝛc. danieder. 


3.Apr. Däniſche Kriegsſchiffe blokiren die Mündungen der Elbe und 
der Weſer. 

13. „Dänemark erklärt Danzig und Pillau vom 19. d. M. an in 
Blofadezujtand. 

15. „ Ein Staatsrath unter Zuziehung höherer Officiere erklärt fich 
unter der Leitung Monrad's mit geringer Mehrheit gegen eine 
Räumung der Düppeler Schanzen. 


18, „ Die Preußen erftürmen die Düppeler Schanzen; die Dänen zie: 
ben ſich nad der Inſel Alſen zurüd, 

20. „ Die Mlürten rüden in Jütland wieder vor. 

23. „ Die dänischen Kriegsſchiffe, welche bisher an der Elbe und 


Wejermündung kreuzten, ziehen fih in Folge der Annäherung der 
öftereichifchen Flottendiviſion nad Chriftiansfand an der Südküſte 
Norwegens zurüd. 

5. „ Zufammentritt der Londoner Conferenz. 

28. „ Feldmarſchall Wrangel legt Jütland als Erſatz für die weg— 
genommenen deutſchen Schiffe vorläufig eine Contribution von 
650,000 Pr. Thlrn. auf. 

29. Die Dänen räumen die Feftung Friedericia in Jütland, die fofort 
von den Oeſterreichern bejeßt wird. 

5. „ Die Preußen find in Jütland bis zum Lymfjord vorgerüdt; ganz 
Jütland mit Ausnahme des nörbliditen Dijtriktes ift in ben Hän— 
den der Alliürten. Dänemark find von 1037 Quadratmeilen mit 
2,405,000 Seelen nur noch 236 Quabratmeilen mit 896,700 See: 
len geblieben. 


4. Mai. Der König von Schweden und Norwegen befiehlt - Bildung 
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eines combinirten ſchwediſch-norwegiſchen Geſchwaders auf den 16. Mai 
unter dem Befehl des PViceadmirals Herzogs v. Oftgothland. 


9, Mai. Seegefecht bei Helgoland zwiſchen däntihen, und öjterr. Schiffen. 


17: 


28. 


Die Londoner Conferenz einigt fih über eine am 12. d. M. 
beginnende Waffenruhe auf die Dauer eines Monate. Däncmart 
muß für fo lange auch die Blokade der deutihen Häfen aufheben. 

Preußen und Defterreih ſchlagen auf der Yondoner Gonferenz bie 
jtaatliche Unabhängigkeit der Herzogthümer, eventuell die Perſonal— 
union mit Dänemark vor. Die dänijchen Bevollmächtigten erflärten 
den Vorſchlag für abjolut unannehmbar und lehnen es ab, ihn aus 
nur ad referendum zu nehmen. 

Da Dänemark auf die Möglichkeit einer Perfonalunion in feiner 
Weiſe eingehen will, jo jehlagen Dejterreih und Preußen auf ber 
Londoner Gonferenz die volllommene Trennung der Herzogthümer 
von Dänemark vor und zwar unter dem Herzog Friedrich von Augu— 
ftenburg. England läßt nunmehr auch jeinerjeitS den Londoner 
Vertrag und die Integrität der däniſchen Monardie fallen und 
Ihlägt eine Theilung Schleswigs und die Schlei und das Tane: 
werk als Theilungslinie zwiſchen Dänemark und Deutichland vor. 
Die deutihen Mächte nehmen den engliihen Vorſchlag im Princip 
an, jchlagen aber als Theilungslinie die Linie Apenrade-Tondern vor; 
Dänemark erklärt auch diefen Vorſchlag der deutſchen Mächte für 
abjolut unannehmbar und kann ſich vorerjt noch nicht dazu verſtehen, 
eine Theilung Schleswigs ſelbſt nur im Prinzip zuzugeftehen, jondern 
will den Vorſchlag Englands bloß ad referendum nehmen. 


” 


„ 


2. Juni. Dänemark erklärt auf der Londoner Gonferenz den Vorſchlag 


Englands v. 285. 0. M. anzunehmen, aber als äußerſte Conceilion 
und unter möglichjten NRejerven. Auch Rußland läßt den Londoner 
Vertrag fallen und erklärt, feine Anſprüche an Holjtein dem Grofb. 
v. Didenburg cediren zu wollen. 

„ sahresfeier des däniſchen Grundgeſetzes. Der König Ipricht die 
Hoffnung aus, daß es durdy Einigkeit und Vernunft gelingen werde, 
das geliebte Vaterland mit nicht allzu großen Opfern durch dieſe 
Zeit der Drangjale hindurdhgeführt zu ſehen. 

Die Londoner Gonferenz kann fi über cine Verlängerung ber 
Wafjenrube behufs weiterer Ausgleihungsverfuchhe vorerjt noch nicht 
einigen, da Dänemark nur eine joldhe von 14 Tagen und auch das 
nicht gerne zugejtehen will, Preußen aber darauf aus militäriichen 
und commerziellen Gründen nicht eingehen zu fünnen erflärt. 

„ Die Londoner Conferenz einigt ſich nunmehr über eine vierzebn- 
tügige Verlängerung der Waffenrube, da Preußen fich dem bänijchen 
Verlangen fügt. Da die Wahrfcheinlichkeit einer Verftändigung über 
die Gränzlinie für eine Theilung Schleswigs nur eine geringe ijt, 
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jo ſucht England wieder auf den Londoner Vertrag zurückzukommen 
und macht Dänemark darauf aufmerkfam, daß es fich dieß von An: 
fang an förmlich vorbehalten habe. 


Jun. Sm Kopenhagen circeulirt eine Adreſſe an den König, 


um ihn vor der Annahme eines Schleswig=Holfteins jei es in, jei es 
außerhalb der Monarchie, fei es in Perfonalunion mit Dänemark vereis 
nigt oder an Deutjchland abgetreten, dringend zu warnen, weil barin 
Schleswigs Verluſt und Dänemarks Untergang liege. „Die Regierung, bie 
ſich erbreiftete, nach diejer Entſcheidung zu greifen, würde ſich des Volkes Zu: 
a verjcherzen und fich den traurigiten Namen in Dänemarks Geſchichte 
reiten.” 


7 Angeblihe Minifterkrifis wegen der Frage eines Zurückkommens 


auf die Perjonalunion. 


. „ England ſchlägt auf der Londoner Gonferenz als letztes Aus: 


funftsmittel vor, die Feſtſetzung der Theilungslinie in Schleswig 
einem Schiedsrichter zu übertragen. 


22. „ Dejfterreih und Preußen nehmen den engl. Vorſchlag auf Ernen: 


nung eines Schiedsrichters behufs Feitftelung der Theilungslinie in 
Schleswig unter Modificationen an, Dänemarf lehnt ihn dagegen 
unbedingt ab. 


- „ Die Londoner Conferenz gebt rejultatlos auseinander. 


Eröffnung des neuen nad der Verfaffung v. 18. Nov. 1863 
gewählten Reichrathes. Botichaft des Königs: 

„Die drohende Lage des Vaterlandes und die auferordentlichen Ausgaben, 
welche der Krieg fhon mit fih geführt bat und welche derjelbe zu deſſen 
Führung fernerhin fordern wird, bat es Uns nothwendig gemacht, ſchon jetzt 
den Reichsrath zufammenzurufen, um deſſen Billigung zu den von Unjerer 
a. getroffenen Veranftaltungen und deſſen Einwilligung zu Schritten, 
durdy welche die nothwendigen Meittel zumwege gebracht werden können, zu er: 
halten. Nicht wir find es, die den Krieg hervorgerufen haben; Wir find Uns 
bewußt, alles gethan zu baben, was im Unferer Macht ftand, ihm zu ent: 
geben... Wir haben in Unjerer furzen Regierungszeit die bittere Erfahrung 
gemacht, wie leicht in unferen Tagen das flare Recht in der politiihen Waag: 
ihaale Europas wiege, und wie verlajjen ein König mit jeinem getreuen 
Volke ftehen könne einem übermächtigen Feinde gegenüber. Da England deß— 
halb, unterftüßt von allen den neutralen Mächten, die Sit in der Yondoner 
Eonferenz haben, vorſchlug, daß Wir alles das zur däniſchen Monardie ge: 
hörende Yand abtreten follten, welches füblih von Schlei:Dannewirfe liegt, 
beichloffen Wir, diefes Uns fo fehmerzlihe Opfer zu bringen. Diejes Opfer 
ift von ben deutjchen Mächten nicht angenommen worden. Wir Fönnen 
niht mehr opfern; Wir haben bie Aufforderung dazu mit Nein beant- 
wortet, fejt überzeugt, daß unjer Nein auch das Nein des däniſchen Volkes 
jei. Gott wende die Herzen berer, die das Schickſal Europas in ihrer Hand 
halten. Er laffe wenigitens an Einer Stelle das Mitgefühl zu einer 
fräftigen Mitwirfung ermwachjen !” 


%. „ Die Preußen eröffnen mit dem Ablauf der Waffenruhe die Feind: 


feligkeiten gegen Alſen wieder. 


9. „ Die Preußen ſetzen unter General Herwarth von Bittenfeld nad) 


Allen über. Ein Theil der däniſchen Armee fällt in Gefangenſchaft. 
Die Regierung verlangt vom Reichsrath die Ermädtigung zu 
einem Anlehen von 20 Mil. Thlrn. 
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1.Yuli. Die Dänen räumen Alien volljtändig. Die lebten auf Kekemi 


zurüdgebliebenen Truppen und das gerettete Kriegsmaterial Lange 
auf Fünen an. 


4./8. Juli. Das englifche Unterhaus fpricht ſich nach erſchöpfender De 


batte für Nicht-Einmiſchung in den deutſch-däniſchen Krieg aus. Ei 
birecter Antrag auf Unterftüßung Dänemarks wird ohne Abftimmun: 
abgelehnt. 

„» sn beiden Häufern des Reichsraths wird der Entwurf eineı 
Adreffe an den König eingebracht, dahin gehend: 

„In die traurige Nothwendigfeit verfegt, Opfer für die Wiedergewinnun: 
des Friedens zu bringen, haben Ew. Majeftät lieber eiwas von dem Medi 
ber Krone aufgeben wollen, als die Eimwilligung zu einem Schleswig-Holſtein 
ertheilen. Dieß bürgt uns dafür, daß das Ziel jeder ferneren Unterhandlung 
ein von Deutichland unabhängiger freier Staatszuftand fein werde. Im bie 
fer Borausficht verfichert das Yand Ew. Majeftät aller Unterftügung, bie es 
geben kann.“ 

„» Die Kopenhagener Preſſe beginnt, ſich für Zurüdziehung ber 
Truppen aus Jütland und Fünen, Aufhebung der Blofade und 
Zurüdberufung der Schiffe zur Vertheidigung Seelands und Kopen- 
hagens auszujpredhen. 

„ Das Minifterium Monrad nimmt auf die Aufforderung bes 
Königs feine Entlaffung. Graf Moltte erhält den Auftrag, ein neues 
Minifterium zu bilden. 

„ Die Alüirten ſetzen über den Lymfjord und occupiren aud den 
Reit von Yütland. : 

» Im Bolge der englifhen Parlamentsbejchlüffe wirb auch die zu: 
fammengezogene ſchwediſch-norwegiſche Flottille wieder aufgelöst. 


„» Das neue Cabinet ift meift aus ehemaligen Gefammtftantsmännern 

gebildet. Bluhme übernimmt darin das Auswärtige. Die erfte 
Handlung des Minifteriums befteht darin, mit Oeſterreich und Preu— 
Ben birecte Unterhandlungen über einen Waffenftillftand und Her: 
ftellung des Friedens einzuleiten: 

„Da ber König, mein allergnädigfter Herr, beichloffen hat, Mittel und 
Wege zu juchen, um eine Ausgleihung der beftehenden betrübenden Difjeren: 
zen herbeizuführen, und zu gleicher Zeit ſich mit neuen Rathgebern umgeben 
bat, jo liegt e8 dem Unterzeichneten ob, ohne Zaubern bei ben Regierungen 
Sr. Maj. des Königs von Preußen und Sr. Maj. des Kaifers von Oeiter: 
reich bie nöthigen Schritte zu thun, um dieſen Zweck zu erreichen. Indem 
ber Unterzeichnete hierdurch diefe Pflicht erfüllt, gibt er fich der Neberzeugung 
bin, daß ber König, fein Herr, nicht vergebens in bas bochherzige Woblwollen 
und ben erhabenen Gerechtigkeitsfinn St. Maj. des Könige von Preußen 
(Kaifers von Deiterreidh) unbedingtes Vertrauen geſetzt bat, und glaubt baber 
einfach ſich darauf befchränfen zu Fünnen, bie wohlwollende Vermittlung Sr. 
Erc. des Hrn. v. Bismard-Schönhaufen (Rechberg) in Anspruch zu nehmen, 
damit die Vorbereitungen zum Abjchluß eines Waffenitillftands und zur Ein: 
leitung der Friedensunterhandlungen durch einen gegenjeitigen obne Nerzöge: 
rung erlafjenen Befehl zur Einjtellung der Feindfeligfeiten, ſowohl zu Land 
als zu Waffer, getroffen werden können.“ 


135. „ Die Allirten beſetzen Sylt und die ſchleswigſchen Weſtſee-Inſeln. 
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Dänemark ift damit vom Boden des Herzogthums Schleswig gänz- 
lich verdrängt. 


15./16. Juli. Defterreih und Preußen entiprehen dem Anjuchen Däne: 


18. 


30, 


marks, gebieten die Einftellung aller Feindjeligkeiten zu Yand wie zu 
Waſſer bis zum 31. d. M. und beordern dag Obercommando ber 
alliirten Armee mit dem däniſchen Obercommando eine bießfällige 
Uebereinfunft zu treffen. 
„Abſchluß einer Convention zu Chrijtiansfeld zwiſchen den Bevoll— 
mächtigten beider Armeen über eine Waffenrube vom 20. big 
31. d. M. 
» Bapitänlieut. Hammer ergibt ſich zwiſchen den Inſeln Sylt 
und Amrum dem preuß. Kanonenboote Blitz mit feinen 2 Dampfern, 
10 Zolleuttern, 5 Transportſchiffen und 2 Küftenfahrern. 
» Beginn der Triedensunterhandlungen zwiſchen Dänemark und 
Dejterreih- Preußen in Wien. 
„ Das Volfsthing des Reichsraths verwirft den Antrag auf Tages: 
erdnung und nimmt die am 6. d. M. eingebracdhte Abreffe an ben 
König mit 60 gegen 21 Stimmen troß ber veränderten Sachlage 
und obgleich der Konjeilpräfident fich dagegen erklärt hatte, an. 
» Das Landething des Reichsraths beichliegt auf den Wunſch des 
Gonjeilpräfidenten und in Erwartung des Nefultates der in Wien 
eröffneten Friedensunterhandlungen die Verſchiebung ber definitiven 
Annahme oder Verwerfung der Adreſſe an den König. 


1. Aug. Abſchluß der Friedenspräliminarien und eines breimonatlichen 


2 


4. 
6. 


Waffenftillftandes in Wien. 

» Der Eonfeilpräfident Bluhme theilt dem Reichsrathe in geheimer 
Sitzung den Inhalt der Friedenspräliminarien mit. Nieberfchlagender 
Eindruck. Das Volksthing beichließt, daß aus dem ihm auferlegten 
Schweigen eine Billigung nicht gefolgert werben dürfe. 

» Beide Thinge des Neichsraths Taffen die Adrefje an den König 
fallen. 


„ Eröffnung des Reichstags. Thronrede des Königs: 

„ .. Ungeachtet des Muthes und der Ausdauer, mit weldyer unjer 
tapferes Heer und Flotte gefämpft haben, um Dänemarks Recht und Ehre zu 
Ihügen, und ungeachtet der Bereitwilligfeit, mit der das ganze Wolf jebes 
Opfer zur Rettung bes Vaterlandes gebracht hat, wird doch ber Krieg, welden 
ein libermächtiger Feind gegen Uns geführt bat, Uns und Unjer Volk zu den 
ſchwerſten und jchmerzlichiten Conceſſionen zwingen; denn ba ganz Europa 
Uns ohne Hilfe gelaffen hat, haben Wir Uns genöthigt gefehen, ber Ueber: 
macht nachzugeben und zu verſuchen, dem Kriege Einhalt zu thun, bdefjen 
Fortſetzung unter ben obwaltenden Umftänden Unferm geliebten Bolfe und 
Yande nur größeren Verluft und größeres Unglück bereiten würde, ohne bie 
Ausſicht auf irgend eine Verbefferung Unferer Stellung zu eröffnen. Doch 
wollen Wir in vollem Vertrauen auf Unſer getreues däniſches Volk mit Zu— 
verficht der Zukunft entgegenſehen, in ber —8* Hoffnung, daß hellere Tage 
nicht ausbleiben werden, wenn König und Volk ſich einträchtig verbinden, um 
die tieſen Wunden zu heilen, welche Unſerm theuren Vaterlande geſchlagen 
worden ſind. ..“ 
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Dänemark entläßt endblih die bisher in der bänijchen A 
feftgehaltenen Schleswiger. 


7. Aug. Der Reichstag vertagt fi, nachdem ſich beide Thinge conjtit 


15. 


16. 
18. 


20. 


22. 


haben, bis zum 3. Det. 
» Auf eine Interpellation Orla Lehmanns im Landsthing 
Reichsraths antwortet der Gonfeilpräfident Bluhme im Namen 
gefammten Minifteriums, 

Anterpellation Lehmanns: „1) Erkennt die Regierung, bat 
conftitutionelle Gewalt des Reichsratbes, übereinjtimmend mit dem Gri 
gejege vom 18.Nov. 1863, in allen demfelben unterliegenden Angelegenbe 
fortbefteht, ungeachtet der territorinle Kreis feiner Wirlſamkeit durch ungl 
liche Begebenheiten eingefchränft werben mußte, bis mit verfaffungsmär 
Genehmigung des Neichsrathes eine Veränderung mit Rückſicht auf De 
Gewalt vorgenommen wird? 2) Erfennt die Regierung, daß, übereinjtimm 
mit dem Grundgeſetze vom 18. Nov. 1863, $ 2, der König nit ohne ! 
nehmigung des Reichsrathes die Regierung in einem von der Monarchie 
gelöften Lande übernehmen kann?“ 

Antwort bes Minifteriums, auf bie erjte Frage: „Da bie co 
ftitutionelle Gewalt des Neichsrathes in ben gemeinfamen Angelegenbeiten du 
bie conftitutionelle Verbindung des Königreihs mit dem Herzogthum Sch 
wig bedingt ift, fo kann bie Regierung nicht anerfennen, daß, wofern Di 
conftitutionelle Verbindung aufhört, dem für Dänemark: Schleswig jett beiteb: 
den Reichsrathe bie von dem nterpellanten poitulirte Gewalt zufomm 
kann. Welches Verhalten die Regierung übrigens mit Rüdjiht auf die Schri 
zu beobachten gedenft, die unter ber vorausgefegten Gventualität würd 
geſchehen müflen, um eine conjtitutionelle Regierung zu ſchaffen, welche di 
däniihen Bolfe eine conftitutionelle Gewalt in ſolchen Angelegenheiten gi 
wie fie num dem Reichsrathe unterliegen, darüber kann bie Regierung f 
zur Zeit noch nicht ausſprechen.“ Auf die zweite Frage: „Falls ein Lande 
theil an eine fremde Herrichaft abgetreten werden müßte, aljo aufbörte, ein 
Theil der däniſchen Monarchie auszumachen, liegt e8 im Wortlaute d 
Grundgejeges vom 18.Novbr. 1863, $2 (vorausgejekt, daß dieſer Paragra 
unter der angezogenen Eventualität im zukünftigen Verfaffungsgefege für t 
jeitherigen gemeinschaftlichen Angelegenbeiten aufgenommen werde), dak & 
Frage des Interpellanten mit Ja beantwortet werden muß.“ 

» Das Oberabmiralitätsgeriht zu Kopenhagen erklärt noch jetzt e 
am 18. April weggenommenes bremiſches Schiff als gute Prife. 
» Das Voltsthing des Reichsraths fett die von der Regierung u 
ſprünglich geforderte Greditbewilligung von 20 auf 8 Mil. Rthl 
herab. Die Regierung hatte nur in eine Ermäßigung auf 12 Mil 

einwilligen wollen. 
„ Das Landsthing des Reichsraths tritt dem Beichluffe des Volke 
things, nur 8 Mill. außerordentlihen Credit bewilligen zu wollen, bei 

Der Eonjeilpräfident Bluhme beantwortet eine Snterpellation de 
Partei der Bauernfreunde im Volksthing des Neichsrathes megeı 
Wiedereinführung des däniſchen Staatsgrundgefeßes in feinem urfprüng 
lihen Umfange dahin, es Könnte dieß nur gejchehen, wenn bei 
Reichsrath zu Gunften des Reichstags auf feine Autorität Verzicht: 
und ber Reichstag ben Verzicht acceptire. | 


» Der Abg. Bille droht im Volfsthing des Reichsraths dem Miniſte 
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rium mit einem Mißtrauensvotum, Der Finanzminifter erklärt, der 
Reichsrath jei nicht der Repräfentant der gegenwärtigen Volksſtimmung 
und das Minijterium werde daher in einem joldhem Fall eine Auf: 
löfung beantragen. 

24. Aug. Das Bolksthing des Reichsraths nimmt in Folge der Auflöfungs- 
drohung das außerordentliche Budget mit 73 gegen 17 Stimmen an. 

28. „ Ein Bericht des politiichen Ausſchuſſes des Volksthings des 
Reichsrathes gelangt zu dem Schluffe, daß die Verhandlungen mit 
Schweden verhängnißvoll in die Angelegenheiten Dänemarks ein- 
gegriffen haben, gewiß aber nicht zum VBortheile Dänemarks. 


1. Sept. Der Reichsrath wird durch eine kurze königl. Botſchaft für 
geichloffen erklärt. 

6. „ Bejuch des Prinzen von Wales in Helfingör. 

28. „ Verlobung der Prinzeffin Dagmar mit dem Großfürften Thron: 
«folger von Rußland. 


3.0. MWiederzufammentritt des Reichstags. Die Partei der Bauern: 
freunde bringt in beiden Thingen den Entwurf einer Antwortsadreſſe 
an den König ein, in der die Miederherftellung ber urjprünglichen 
Verfaffung von 1849 gefordert wird. 

10, „ Der Minifter des Innern erflärt im Volksthing des Reichstags, 

die Regierung wolle fi vorerjt über eine Wiederberftellung des 

früheren Grundgefeßes von 1849 nicht ausſprechen oder binden; 
jedenfalls müßten darin Veränderungen vorgenommen werben. 

„ Kin Xeitartifel des „Dagbladet“ führt aus, daß jobald der Friedens: 

abſchluß übereinjtimmend mit den Präliminarien erfolgt ſei, bie 

Örundlage der gegenwärtigen TIhronfolgeordnung umgejtoßen unb 

nit Chriſtian IX., jondern der Prinz Friedrih von Heſſen ber 

legitime Thronerbe Dänemarks jei. 

17. „ Die Regierung verlangt vom Volksthing des Reichstags die Er- 
laubniß zu gerichtliher Verfolgung des Abg. Bille als Redacteur 
des Dagbladet. 

I. „ Das Volksthing des Neihstages verwirft den von ben Bauern: 
freunden vorgefchlagenen Adreßentwurf mit 44 gegen 44 Stimmen. 


4. Now. Das Volksthing des Reichstages gewährt die Bewilligung zu 
gerichtlicher Verfolgung des Abg. Bille mit 75 gegen 12 Stimmen. 
Vertagung des Reichstags bis zum 9. Januar 1865. 

5. Nov. Gröffnung des Reichsraths. Botſchaft des Könige. Die Re: 
gierung legt beiden Things den mit Defterreih und Preußen ab: 
geihloffenen Triedensvertrag zur Genehmigung vor. 

Botſchaft des Königs: „Der Krieg, ben zwei Großmächte über Uns 
gebracht haben, und der einen fo unglücklichen Ausgang gehabt, hat Uns ges 
zwungen, auf bie harten Friebensbedingungen einzugehen, denen zufolge ein 
Theil der Monarchie abgetreten werben joll. Hiezu wird nach dem Grund: 
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geſetz vom 18. Nov. 1863, $ 15, die Zuſtimmung des Reichsraths erforberi. 
ir haben euch daher zu einer außerordentlihen Verſammlung berufen, in 
welcher Wir außerdem Uns vorbehalten, über bie Veränderungen in be 
Ordnung der Verbältniffe, die als Folge bes Friedens nothwendig ericheinen, 
verhandeln zu laſſen. Wir brauchen euch nicht zu Jagen, mit welchen Gefühlen 
Wir des Reichsraths Zuftimmung zur Abtretung eines Theils der Monarchit 
begehren; denn diefelben Gefühle, womit Wir es thun, müffen auch eud 
durchdringen. Aber gleidywie der Gedanke defien, was Wir Dänemarfs Rolf 
und der Zukunft des Landes fchulden, Uns geleitet bat, jo werdet auch ibr 
an biefem Gedanken unter der Handlung feithalten, die jet euch obliegt, und 
bie männliche Selbjtbeherrichung zeigen, mit der ein großes Unglüd getragen 
werben joll, damit ein noch größeres vermieden werde.“ 


9. Nov. Das Volksthing des Reichsraths genehmigt in dritter Leſung den 


11. 
0; 


23. 
28. 


29. 


Friedenstractat mit Dejterreih und Preußen mit 70 gegen 21 
Stimmen (Monrad xc.). 

» Das Landsthing des Reichsraths genehmigt den Friedenstractat 
mit 55 gegen 4 Stimmen. 

„ Der König erläßt drei offene Briefe: um die Bewohner der 
Herzogthümer ihrer Unterthanentreue und die Beamteten ibres 
Huldigungseides zu entlaffen — an die Dänen — an bie Herzog: 
thümer. 

„ 137 Mitglieder des Reichsraths erlaflen eine Adreſſe an bie 
däniſchen und däniſch gefinnten Einwohner Schleswigs. 

„ Das Landsthing des Reichsraths nimmt den von der Regierung 
vorgelegten Entwurf einer Modification der Verfaffung von 18. Nor. 
in britter Lefung gegen die zähe Oppofition Tſchernings mit 50 
gegen 1 Stimme an. 

„ Der König tritt eine Rundreiſe in dem von den Allüürten wieder 
geräumten Jütland an. Offener Brief desjelben an die Yütländer. 


5. Dee. Das Bolksthing des Reichsraths nimmt den vom Lanbsthing 


7. 
9. 


13. 


bereits genehmigten Entwurf einer Revifion der Verfafjung in dritter 
Lefung nur mit weſentlichen Mobificationen mit 58 gegen 27 
Stimmen an. 

„ Der König empfängt in Kolding eine zahlreihe Deputation ber 
däniſch Gefinnten aus Nordſchleswig. 

„ Das Volksthing des Reichsraths beichließt, auf den Antrag Hanfens, 
daß ber demnächſt zufammentretende däniſche Reichstag allein berechtigt 
fei, mit dem Könige die Ordnung der dänischen Verfaffungsverhältnifie 
feftzufeßen. 

» Das Landsthing verwirft nad zweitägiger Debatte faft einftimmig 
bie vom PVolfsthing in ber NRegierungsvorlage bezüglich Nevifion der 
Novemberverfafiung angebrachten Mopdificationen und beharrt auf 
feinem Beſchluſſe v. 28. Nov. Der Finanzminifter David erklärt, 
das Minifterium ſei feft entfchloffen, dem Blouſen-Abſolutismus mit 
voller Energie zu begegnen und das Volksthing des Reichsraths fofert 
aufzulöjen, falls in dem aus beiden Things zu mwählenden gemein: 
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famen Ausſchuſſe eine erneuerte Bolfsthingsoppofition Platz greifen 
wollte. Der wiederholte Antrag Tſchernings, die Novemberverfaflung 
und den Reichsrath fofort aufzuheben, da ja nad Abtretung ber 
Herzogthümer Feine „gemeinfamen” Angelegenheiten mehr vorhanden 
jeien, wird neuerdings verworfen. 

18. Dec. Der gemeinjame Ausihuß beider Thinge des Reichsraths einigt 
fi mit der Regierung über eine neue Grundlage für die Revifion 
der Novemberverfaflung. 

21. „ Das Landsthing des Reichsrathes genehmigt faft einftimmig, das 
Volksthing mit 85 gegen 14 Stimmen den Verfaflungs:Revifions: 
antrag des gemeinfamen Ausſchuſſes beider Thinge. 

22. „ Ein Egl. Armeebefehl verfügt die Verabſchiedung und Penfionirung 
einer großen Anzahl höherer und nieberer Offiziere. 

23. „ Der König janctionirt die von beiden Thingen des Reichsraths 
beichloffene Revifion der Novemberverfaffung: 

Durch diefelbe fallen die bisherigen Fünigl. Ernennungen zum Landsthing, 
jowie die Wahlen der bisherigen ſchleswig'ſchen Wahlkreiſe in beide Thinge 
weg, jo daß die Anzahl der Mitglieder ber Landsthings auf 64, die ber Mit: 


— des Volksthings auf 102 feſtgeſtellt wird. Ferner tritt das Normal: 
udget v. 28, Febr. 1856 am 4. März 1866 außer Kraft. 


11. Rußland. 


6.%ar. (Polen). ine Regierungsverordnung befiehlt die Sequeſtri— 
rung bes beweglichen und unbeweglichen Vermögens der Theilnehmer 
am Aufitande und legt den Fath. Biihöfen und Wisthumsabminiitra- 
toren eine abermalige Gontribution von 18%, den Ganonicis von 
6% ihrer Einnahme auf. 

10. „ @Bolen). Rundfhreiben des Öeneralftatthalters, Gen. Berg, an 
die Militärhefs bezüglich freiwilliger Stellung von Anfurgenten. 

16. „ CBolen). Aus 12 mittleren und Eleineren Städten laufen Loya: 
litätsadreffen bei dem Generalitatthalter ein. 

21. „ Ein faiferl. Ukas befiehlt die Ginführung von Kreis- und 
Provinzialvertretungen in ganz Rußland mit Ausnahme ber 
jog. weſtlichen und der baltiihen Gouvernements, Aftrahans und 
Beilarabiens, 

„ba Wir e8 für gut befunden, die Localbevölferung der Gouvernements 
und Kreife durch Perjonen, welche jie aus ihrer Mitte erwählt, zur näheren 
Betheiligung an der Verwaltung derjenigen Gefchäfte zu berufen, welche fich 
auf die öfonomifchen Intereſſen und Bedürfniffe jedes Gouvernements und 
Kreiſes beziehen.“ 

ALS ſpecielle Gegenftände der Competenz dieſer Land: \njtitutionen wer: 
den angegeben: Die Aufjicht über das Vermögen, die Gapitalien und bie 
Seldabgaben des Territoriums; Bau und Grbaltung der Gebäude, Chauffeen 
u. f. w., bie auf Koften des Territoriums erhalten werden; Sicherheitsmaf: 
regeln für die Verpflegung der Bevölkerung; Fürſorge für die Wohlthätigkeits— 
anjtalten; Hilfsmittel den Pauperismus abauftellen; Kirchenbau; die gegen: 
jeitige Feuerverfiherung; Sorge für die Gntwidlung des Iocalen Handels 
und der Induſtrie; Theilnahme an der Volksbildung, Volksgeſundheitspflege, 
den Gefängniſſen; Mitwirfung an Verhinderung des Viebfalls, Sorge für 
Bewahrung der Ausſaat u. |. w.; Grfüllung der auf das Territorium fal: 
lenden Forderungen der Civil: und Militärverwaltung; Vertheilung derjenigen 
Staatsauflagen, deren Vertheilung ihnen obliegt; Verheilung der Abgaben für 
Iocale Bedürfniffe ; Nachrichten und Beichlüffe an die Behörden in Saden, 
welche die Sconomilchen Bedürfnifje betreffen; Vornahme der Wahlen für die 
Sand: nftitutionen und Erhaltung derfelben; endlich jolche Angelegenheiten, die 
ihnen bejonders übergeben werden. Die weiteren Beitimmungen tragen Sorge 
dafür, daß die Anjtitutionen ihre Befugniffe nicht überjchreiten. Der Gouver— 
nementschef und der Minifter des Innern können jeden ungeleglichen Beichluf 
filtiren, wogegen den Yand:Inftitutionen die Beſchwerde an den bdirigirenden 
Senat freifteht. Die Yand: Injtitutionen zerfallen in Bezirks: und Gouver— 
nements-Inſtitutionen. Die Bezirks-Inſtitution beiteht aus der Be: 
zirfö-tandverfammlung und dem Bezirks:?andamt, die Gouvernements: 
Inſtitution aus ber Gouvernements:Landverfammlung und dem Gouver: 
nements-fandamt. Die Mitglieder der erjteren werden gewählt von ben 
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Sutsdefigern, den Stabtgemeinden und den Landgemeinden in bejonderen 
Berfammlungen, und zwar ift in den beiden eriten Gategorien ein Genjus für 
die Wähler feitgejtellt, die Landgemeinden wählen im indirecter Wahl. Die 
Zufammenjetung it nicht durchweg gleich, die Regel bildet aber, daß 
die Hälfte der Mitglieder aus den Grundbeſitzern, die andere Hälfte aus ben 
Stadt- und Landgemeinden gebildet wird, doch wiederum fo, daß die Stadt: 
gemeinden nur ein Viertel und weniger der Mitgliederzahl der Yandgemeinden 
ſtellen. Der Adelsmarihall präfidirt. Das Diſtricts-Landamt beſteht aus 
einem Borjigenden und zwei Mitgliedern, welche die Diſtricts-Landverſamm— 
lungen aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt. Die Mitglieder der Gu— 
bernial=Landverfammlung werden von den Diftrifts = Landverjammlungen 
auf drei Jahre gewählt (die Zahl der Mitglieder ſchwankt zwiſchen 
15 und 100 in den verfchiedenen Gouvernements, jenes In Dlonets, diefes in 
Tambow und Boltawa, das Gouvernements-Landamt beitebt aus einem Por: 
fitenden und jechs Mitgliedern, die von der Verſammlung gewählt werden.) 
Wenn der Kaiſer nicht einen Vorfigenden der Subernial:Berfammlung ernennt, 
jo führt ber Gouvernements:Adelsmarihall den Vorfit. Die Tijtricts: und 
Gouvernements-Landverſammlungen verfammeln fih jährlich einmal, bie 
erjteren nicht ſpäter als im September, die leßteren jpätejtens im December; , 
die Sitzungen der erſteren dauern zehn, die dev lepteren zwanzig Tage. Die 
Beziebungen zu den Auffichtsbehörden (Gouvernementschet, Minifter des In— 
nern), deren Beftätigung für wichtigere Beichlüffe nothwendig ift, jind ſehr 
jorgfältig geregelt. 

21. Jan. (Litthauen). Murawiew ordnet die Errichtung von Volke: 
jchulen im Intereſſe der rufliihen Sprade an. 

2 CBole n). Jahrestag des Ausbruchs der Inſurrection. In 
Warſchau erſcheint eine gedruckte Anſprache der Nationalregierung an 
die Bevölkerung, in der die Begebenheiten des verfloſſenen Jahres 
angeführt werden, und die Nationalregierung die Nation auffordert, 
auszudauern. Die Polizei hat, in der Vorausſetzung, daß die 
Nationalregierung an dieſem Tag eine Druckſchrift erlaſſen würde, 
alle Arbeiter aus den Warſchauer Druckereien bei den Polizeicommiſ— 
ſären feſtgehalten. Deſſenungeachtet erſcheint das Blatt und wird 
im Nu in der Stadt colportirt. 

25. „ &olen). Die militäriihe Verwaltung des ganzen Königreiche 


unter der Dictatur des Grafen Verg tritt nunmehr ins Yeben. Eine 
vor ihm genehmigte Inſtruction theilt das ganze Land in neun 
Hauptabtheilungen ein, deren jede einem bejonderen Militärdhef unter: 


georbnet wird und regelt deren Competenz: 

„Art. 12: Beim Erſcheinen einer Injurgentenbande haben die Kreismilitäre 
chefs den nächſten Militärcommandeurs davon Anzeige zu machen, die jofort 
die nöthigen Mafregeln ergreifen müſſen, um die Banden aufzuheben. Alle 
Bürger ohne Unterjchied find verpflichtet, ſofort und bei Friegsrechtlicher Strafe 
den nächſten Militäircommandeur von Durchmarſch und Placirung ber Rebellen: 
banden in Kenntniß zu Segen, bei Androhung von erhöhten Geldjirafen. 
Art. 14: Den Militächefs find alle Civil: und Polizeibehörden unterworfen, 
die andern Behörden find verpflichtet, deren Willen und Aufforderung Genüge 
zu leiten. Art. 15: Die Militärchefs der Hauptabtbeilungen haben das Recht, 
einjtweilen die nicht das Vertrauen der Regierung befigenden Officianten aus 
dem Dienft zu entlafjen. Die Kreismilitäcchefs find ebenjo gegen die Kreis: 
beamten zu verfahren berechtigt. Art. 19: Die entlajjenen Beamten find ſo— 
fort unter Kriegsgericht zu jiellen u. ſ. w,“ 
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28. Ian. (Polen). Es gelingt der Regierung, den angeblichen Stadtichef 
von Warſchau zu verhaften. 


— „Golen). Entlaſſung des Geh. Raths v. Laschynski als Gou— 
verneur des Guberniums Warſchau, des letzten Polen, der noch im 
Amte als Gouverneur iſt. Polen iſt nunmehr in den Spitzen der 
Verwaltung wieder ganz ruſſificirt und die Machtbefugniß der untern 
polniſchen Verwaltungsbehörden auf Null reducirt. 


30. „ (Litthauen). Bericht Murawiew's über den Plan einer neuen 
Coloniſirung Litthauens mit deutihen und rufliihen Glementen: 
„Obwohl ich zugeitehe, daR die von dem Statthalter des Königreichs, 
Gr. Berg, proponirte Ueberjiedelung von 5000 deutichen Auswanderern aus 
dem Königreich Polen dem hieſigen Lande großen Nutzen bringen würde, in 
welchem die forgfältige Arbeit an der Schwächung der Zahl und des Einfluſ— 
jes despolnifchen Elements durch Anfiedelung einer der Regierung befreunde: 
ten Bevölferung durchaus nothwendig ift, jo muß ich doch bemerfen, daß die 
völlige Ausführung der beabfichtigten Weberfiedelung im gegenwärtigen Augen: 
bli fait — iſt, weil nach den von mir eingezogenen Nachrichten die 
Ueberſiedlung des rebelliſchen Adels und anderer am Aufſtande betheiligter 
Perſonen aus dem mir anvertrauten Lande noch nicht ſolche Dimenſionen an— 
genommen hat, daß das dadurch disponibel gewordene Land zur Anſiedelung 
von 5000 Coloniſten ausreichen könnte. Bis jetzt ſind nach den entlegenen 
ruſſiſchen Gouvernements über 1500 Familien überſiedelt, und mit den noch zu 
überſiedelnden kann dieſe Zahl auf 180) ſteigen. Die Bodenfläche, die durch dieſe 
Ueberſiedlung verfügbar geworden iſt, läßt ſich erſt beim Beginn des Frübjabrs 
genau berechnen. Bis dahin muß man fich mit einer annähernden Berechnung 
begnügen, die jih auf die Zahl der überjiedelten jamilien gründet. Bevor 
wir jedody zur Veberfiedelung der deutſchen Goloniiten aus dem Königreich 
Polen jchreiten, ift genaue Auskunft darüber nötbig, welcher Giewerbtbätigkeit 
dieſe Goloniften angehören, ob fie Aderbauer oder Fabriklanten und Handwer— 
fer find, für die der Aderbau eine unpafjende und ungemobnte Reihäftigung 
fein würde, Auch wäre es wünjchenswertb, vor Grlaß der endgiltigen Wer: 
fügungen in Betreff der Ueberſiedelung den Coloniſten beim Beginn des Früb⸗ 
jahrs zu geſtatten, daß fie die für ſie beſtimmten Ländereien in Augenſchein 
nehmen, weil wegen der bekannten Anſprüche dieſer Ausländer das von der Orts: 
behörde ihnen zugetbeilte Land nicht immer von ihnen annehmbar gefunden werden 
könnte. Ueberhaupt glaube ich, daß, ohne die Anſiedelung deutſcher Colo— 
niſten auf einer kleinen frei ee Yandjtrede zurüdzumeilen, vor Allem 
dahin gejtrebt werden muß, das Land ganz ruſſiſch zu machen und das pol: 
nifche Element entichieden zu unterdrüden, was nur durch die Anfiedelung 
ruſſiſcher Goloniiten aus dem Innern des Reiches zu erreichen ift, welche 
die Garantie bieten, daß fie fi von dem pofnifchen Clement nicht abforbiren 
laffen. Was bie beutichen Goloniften betrifft, bie größtentheils Fabrikanten 
und Handwerker ſind, ſo würde es ſehr nützlich ſein, ſie in den litthauiſchen 
Städten anzuſiedeln und zwar als ſogenannte Ackerbürger, da bei vielen 
Städten ſich Land genug befindet, das zu ſolcher Anſiedelung geeignet iſt. 
Dieſe Maßregel würde eben ſo ſehr zur Hebung der Gewerb- und Fabrik— 
thätigfeit, wie zu dev in der gegenwärtigen Zeit jo nothwendigen Erneuerung 
der ſtädtiſchen Bevölkerung beitragen, deren größter Theil, aus Polen und 
Katholiken beſtehend, der Regierung abgeneigt iſt. Mit Rüdjicht auf obige 
Erwägungen babe idy die Ehre, Ew. Erc. zu bitten, die weiteren Verfügungen 
in Betreff der Ueberſiedelung von beutjchen Goloniften aus Polen bis dahin 
ſiſtiren zu wollen, daß dieſelben die ihnen zu ertheilenden Ländereien ſelbſt 
in Augenſchein genommen haben und der Umfang der durch die Ueberſiedlung 
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hiefiger rebelliiher Ginwohner nad Rußland disponibel gewordenen Boden 
fläche genau fejtgeftellt ift, was frühejtend bis zum Frühjahr erfolgen Tann. 
Zugleich bitte ih, nad Einvernehmen mit dem Grafen Berg, mid vorläufig 
benachrichtigen zu wollen, wie viele von den zu Weberfiedelung bejtimmten 
deutjchen Golonijten zur Handwerker oder indujtriellen Klafje gehören, damit 
ih die zur Gewerbthätigfeit und zu Fabrikanlagen am meijten geeigneten 
Städte und Ortichaften ausſuchen und bei Zeiten die nöthigen Anordnungen 
zur Weberfiedelung trefien kann. Schließlich kann ich nicht unterlafjen, aber: 
mals darauf aufmerkſam zu machen, daß die Golonifirung Litthauens durch 
das ruſſiſche Element eine der wictigiten ‚ragen ift, von deren Ent: 
ſcheidung die Racificirung des Landes und die Befeftigung der rufjifchen Herr: 
ihaft abhängt, weshalb e8 durchaus nothwendig iſt, dieje Frage einer alleiti 
gen Prüfung zu unterwerfen.“ 


5. Febr. (Kitthauen). Kine Verordnung Murawiew's führt bie ruf). 


Ib, 


Sprache als ausſchließliche Geſchäftsſprache ein. 


„ (Litthauen) Eine neue Verordnung Murawiew's unterwirft 


ganz Litthauen einer Gendarmerie-Aufſicht, welche die Aufgabe bat, 
die Bewohner des Landes ftrengjtens zu überwachen. Jeder Kreis 
erhält ein Gendarmerie-Gommando, deffen Untergebene aus entlaffe: 
nen Soldaten nicht-polniſcher Abkunft und griechiſch-orthodoren Glau— 
bens gebildet ſein müſſen; auch Bauern, die den Erforderniſſen des 
Dienſtes genügen, ſollen zu demſelben verwendet werden dürfen. 


„ (Bolen). Es gelingt der Regierung, eine Anzahl angeblicher 


Mitglieder der geh. Nationalregierung zu verhaften. 

„ (Bolen). on diefjem Tage an ericheint Feine geheime Zeitung 
in Warjchau mehr. 

„ (Polen). Eine Verordnung des Gen. Berg befiehlt eine „(Er: 
gebenheits:) Declaration“ ſämmtlicher Beamteten in Polen. 


2. März. (Polen). Ein in vier Decreten bejtehender kaiſ. Ufas hebt 


die Leibeigenſchaft in Polen vollftändig auf und organifirt die 
ländliche Bevölkerung in wejentlich jelbjtändige, von dem Grunbadel 
durdaus unabhängige Gemeinden: 

ve. . Um eins für allemale den Bedrückungen ein Ende zu machen, 
wurde im Jahre 1861 das Ablöjungsgejeg erlaffen, wodurdh Ihr von ben 
drüdenden Frohndienſten befreit wurdet. Nächſtdem beabfichtigte man durch 
ein neues Geſetz Über die Zinsbarmachung Euere Laften zu vermindern, bie 
Höhe der von ben Gutsbejitern berechneten Ablöfung bedeutend herunterzu— 
jeßen, und jomit Eure fünftige Griftenz ein» für allemale feftzuftellen. Da 
erhoben diejenigen, die mit diejen wohlthätigen Beitimmungen fürs Nolt nicht 
zufrieden waren, einen ojjenen Aufjtand. Nebellen ftanden gegen vie rechts 
mäßige Behörde des Kaijers und Königs auf und wagten den Kampf mit 
den failerlichen Truppen, und da fie mit offener Gewalt und durch Krieg 
nichts erlangen Konnten, jo nahmen fie ihre Zuflucht zu nichtswürdiger Lift, 
bemühten fih, Euch mit Teeren Hoffnungen zu täufchen, verfpradhen Euch un: 
entgeltlich Boden zu geben, und die Eigenthümer dafür zu entjhädigen, als 
wenn Ihr nicht felbft einjeden könntet, daß Rebellen, die nur von Raub und 
Minderung leben, nicht im Stande find, den Gigenthümern Die ungeheure 
Summe zu erjeßen, welche der von Euch beſeſſene Boden repräjentirt. Nicht 
nur auf Heuchelei und Betrug vechneten die Rebellen, jondern auc auf Ge: 
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walt und Mord; fie morbeten Unjchuldige und drobten einem Jeden mit bem 
Tode, der Gottes und des jüngiten Gerichted eingedenk feinen Berratb an 
Pflicht und Gewiſſen begeben und ihrer beuchleriihen Stimme Fein Gebör 
geben wollte! ...“ 

Mit dem Tage des Erlafjes werden die Bauern Gigentbümer ala 
Ländereien, die fie jekt innebaben, mögen diejelben Privatleuten oder ber 
Krone, Magnaten oder Stiftungen angehört haben, Sie find von allen bis 
berigen Leitungen an die Gutsbefiger entbunden. Sie können ſogar innerbald 
dreier Jahre die Ländereien zurüdfordern, die fie jeit dem Ukas vom 26. Mai 
1846 einmal im Befiß gehabt baben, wenn fie wieder in ben Bett des Eigen: 
thümers gefommen find; nur wenn fie andere dafür erhalten baben, dürfen 
jie dieje gegen jene austaufchen. Mit dem Gigenthum am Boden erbalten 
fie au) das an Gebäuden, VBich, Werkzeugen, Ausfaat u. f. w. Sie bewabren 
den Genuß der bejtehenden Servituten, und können diejenigen revindiciren, 
welche ihnen durch erzwungenen Nichtgebraudy entzogen worden find. Sie 
haben auch das Gigentbum an ben unterirdijchen Producten. Jagd und 
Fiſcherei auf den Ländern der Bauern gehören den Gemeinen, ebenjo die 
Schanfgerechtigfeit (doch gehen die Einkünfte diefer vorläufig an den Staat, 
zur theilweilen Entſchädigung der Gutsbefiger). An die Stelle der mannic- 
fachen bisherigen Abgaben der Bauern an den Grundbeſitzer tritt eine Grund: 
jteuer an den Staat, weldye aber nur zwei Drittel dev Lisherigen Laften 
beträgt. Die Gutsbefiger werden in der Art entihädigt, day ihre bisherigen 
Einnahmen aus Frohndienſt und Abgaben gejchätt werden. Von den erjieren 
wird %, von den andern % abgejtrichen, dann das Ganze zu 6 Procent capi: 
talijirt (d. 5. mit 16% multipltcirt) und ihnen dafür Verjchreibungen gegeben, 
die aber nur mit 4 Procent verzinst und mit 1 Procent ameortijirt werben. 
(Der ruſſiſche „Invalide“ berechnet den Werth der Abgaben, nad) Abzug jenes 
Drittels auf 90 Kopeken bis 1 Rubel 10 Kop. pro Morgen —X SHectare. 
Das heißt das Einkommen des Gutsbeſitzers wird zum mindejten auf bie 
Hälfte herabgejegt. Nechnet man z. B. daß er 10000 Morgen mittlerer Güte 
hat, jo bringen ihm dieſe jeßt jährlih A 1 Rub. 33 Kop. 1333 Rub,, % 
abgezogen, bleiben 1000 Rub., zu 6 Proc. capitalifirt 16,666 Nub., und 
bieje zu 4 Proc. verzinst 666 Rub.) 

Bezüglich der Gemeindeordnung, jo bejteht die Verwaltung jeder Gemeinde : 
4) aus der Gemeindeverjammlung, 2) dem Maire (Woit), 3) dem Adjuncten 
(Soltys), 4) dem Gericht; auperdem aus jo viel Beamten als nötbig. Die 
Gemeindeverſammlung bejteht aus allen unbejcholtenen Majorennen der Ge: 
meinde, die drei Morgen bejigen, die Ariedensrichter, Geiftlichen, Polizei— 
beamten jind ausgejchlofjen. Die VBerfammlung vollzieht die Wahl aller 
Beamten und verwaltet die Gemeindeangelegenbeiten. Ihre Nunctionen, 
wie die des Wojt find durchaus ähnlicher Art, wie die in der ruſſiſchen 
Gemeindeverwaltung, jo daß die Beamten während ihr Dienstzeit von Natural: 
gaben und Militärdienjt frei find, Amtsinjignien und Siegel erhalten. Die 
Procedur vor dem Gemeindegericht, das wöchentlich einmal zujammentritt, iſt 
mündlich und unentgeltlich. Zum Wojt kann jeder Einwohner gewählt werden, 
der 6 Morgen befigt, zur Qunlification für den Soltys find ſogar nur 3 
nothwendig. 


3, März. (Litthauen). Murawiew ſieht ſich genöthigt, feine Verfügung 


vom 5. Febr. zu erneuern, wonach alle ländlichen Behörden, Friedens: 
gerichte und Gemeindevorftände unter einander Ruſſiſch correjpondiren 
und nur in diefer Spradhe Eingaben annehmen jollen, und drobt im 
Unterlaflungsfalle den Regierungsbureaus mit einer Öelditrafe von 
25 ©:R., den einzelnen Beamteten eines Gemeindevorftandes mit 
einer folden von 10 SR, 
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9. März (Baltiſche Provinzen). Eröffnung der livländijchen Stände: 
verjammlung. Der Generaljuperintendent, Biſchof Walter, ermahnt 
diejelbe in jeiner Landtagspredigt, in ber Religion Proteftanten, in 
der Politik Deutjche zu bleiben. Derjelbe wird deßhalb von der 
ruffiihen Regierung jeines Amtes enthoben. 

17. „ @itthauen) Ein Erlaß Murawiews fegt der Einrichtung pol- 
nijher Schulen in den Gouvernements Wilna, Grodno, Kowno, Minsk, 
Mohilem und Witebst, deren ländliche Bevölkerung durchweg ruſſiſch 
jei, ein Ziel: die Regierung werde nur ſolche Schulen beftehen laſſen, 
die unter Mitwirkung der rechtgläubigen Geiftlichfeit oder von ſolchen 
Perſonen errichtet feien, die fie dazu ausbrüdlich autorifirt habe. 

20. „ (Polen) Die mit Regulirung der polnifhen Bauernfrage 
beauftragte Commiffion trifft aus St. Petersburg in Warſchau ein 
und beginnt jofort ihre Arbeiten. 

— „ Golhynien, Podolien, Ukraine). Kin großes Theil des 
polnijchen Adels ſitzt theilweile noch in Haft oder ift bereits nad 
dem Innern Rußlands oder nah Sibirien beportirt. Die meiften 
Beamteten polniſcher Nationalität find durch geborne Ruſſen erſetzt. 
In Podolien wird die Organifirung der (ruffiihen) Landjtürmer 
eifrig fortgejeßt. 


4. April. (Polen). Die Regierung verfügt neuerdings, daß nur jolche 
Perfonen zu Nemtern zugelaffen werden können, welche der ruſſiſchen 
Sprade vollkommen mächtig ſeien. 

15. „ (Finnland). Der Landtag wird dur eine kaiſ. Botſchaft in 
ruſſiſcher Sprache gejchloffen: 

... Ich danke Ihnen für ben wiederholten Ausdrud ber Treue und 
Ergebenheit des finnijhen Volkes, muß jedoch bedauern, daß manche Ber: 
bandlungen bes Landtags Anlaß gaben zu Mißverftändniij en in Bezug 
auf die Stellung bed Großfürſtenthums zum ruſſiſchen Kaiſerreiche. Finn— 
land hat im feiner unzertrennlichen Vereinigung mit Rußland bie ihm 
verliehenen Rechte unverleßt bewahrt und führt unter dem Schutze ſeiner 
Geſetze fort, alle moraliſchen und materiellen Vortheile zu genießen, welche 
ihm die Macht des Kaiſerthums bietet. Rußland eröffnet den Bewohnern 
Finnlands ein weites und freies Feld für Handel und Induſtrie, und mehr 
als einmal ben bas eble ruſſiſche Volk, wenn eine jchwere Prüfung, Ihr Land 
heimſuchte, ſeine brüderliche Theilnahme und thätige Hülfe bewieſen. Die 
richtige Erkenntniß der wahren Vortheile Finnlands muß Euch daher geneigt 
machen, dieſes enge Band mit Rußland, welches der Wohlfahrt Eures 
Landes zur unveränderlichen Bürgſchaft dient, zu befeſtigen, und nicht, 
es zu ſchwächen. Indem ich, wie ich Euch ſchon früher angezeigt habe, 
beabſichtige, die Stände in drei Jahren wieder einzuberufen, erkläre ich den 
gegenwärtigen Landtag für geſchloſſen.“ 

„„Duurch kaiſ. Ukas wird „zum Behufe der Vermehrung ber Staats: 
mittel und namentlich zur Dedung von Ausgaben im Auslande vom 
vergangenen Jahre” eine Anleihe von 6 Mill. Pfd. Sterling unter 
dem Titel 5 % engl.:holländ. Anleihe contrahirt. 


» „ (Bslen). Auf Einladung des Biſchofs von Kujavien, 
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und im Ginverftändnig mit dem Militärgouverneur Fürſt Wittgen: 
ftein treten mehr als 300 adelige Gutsbefiger des Kreifes im bi: 
ſchöflichen Palaft zu Wlozlawec zujammen und bejchließen eine Adreſſe 
an ben Kaifer, in der zunächſt tiefes Bebauern über das Vorgefallene 
ausgeiprochen ift, dann Treue und Gehorſam gelobt und zuleßt ber 
Kaiſer gebeten wird, jet, mo die Inſurrection erloſchen jei, nicht das 
ftrenge Recht und Geſetz, fondern Gnade walten zu laſſen. Der 
Adel anderer Kreife folgt dieſem erjten Beijpiele jeiner Standesge— 
noffen nad), in noch andern jcheitern dagegen vorerſt noch die Be— 
mühungen officieller Kreife, die Gutsbefiger zur Unterichrift von 
Loyalitätsabreffen an den Kaifer zu vermögen. 


19. April. (Polen). Kine Bauerndeputation von 73 Mann aus ben 


24. 


m 


+ 1) 


Kreifen Warſchau und Radom wird vom Kaifer in Ct. Petersburg 
empfangen und bdrüdt ihm ihren Dank für den Gmanctpations: 
Ukas aus. 

(Polen). Alle Beamten polnischer Nationalität der Warfchau- 
Wiener oder Warihau:Bromberger Bahn werden entlaffen. 

(Litthauen). Sämmtlihe polniihe Buchhandlungen und Bud: 

drudereien werden durch Murawiew außer Betrieb geſetzt. 
Der Kaifer veranftaltet für die polniſche Bauerndeputation ein 
Feſtmahl im Stadthaus von St. Petersburg, dem der Kaijer und 
der Großfürft-Thronfolger beiwohnen. Der Katfer bringt jelbit einen 
Toaft aus auf die unzertrennliche Verbindung Polens mit Rußland. 
„» (Polen). Ein Hirtenbrief des (gefangenen) Erzbiſchofs Felinsti 
hebt die Kirchentrauer in Warſchau wieder auf. 

(Polen). Es werden 14 Commiſſionen eingefeßt, welche über 
die Durchführung der neuen Agrargejeßgebung wachen jollen. Tie 
ländlihen Gemeinden organifiren fi bereits überall und jchreiten 
zur Wahl der neuen Dorfichulzen. 


” 


„ 


4,Mai. Der Kaiſer richtet ein Anertennungsichreiben an den Fürjten 


21. 


RR. 


Gortſchakoff bezüglich feines Wirkens in der polniſchen Frage. 

» (Baltifhe Provinzen). Die griehifhe Synode erlaubt, daR 
in den Dftjeeprovinzen der griehifche Cultus in deutſcher Sprade 
ftattfinden bürfe. 


- „» (Bolen). Die Berfammlung des polnischen Landſchaft-Credit— 


vereind in Warſchau bejchließt eine Deputation mit einer Loyali— 
tätsadreffe nah St. Petersburg zu fenden. 

„» (Polen). Der Kaifer empfängt eine zweite aus 115 Mann be- 
jtehende Bauerndeputation aus Polen. 

» (Polen). Die Geiftlichkeit der Didcefe Sandomir beſchließt eine 
Loyalitätßadrefje an den Kaifer zu richten. 

„ Kitthauen). Murawiew geht nad) St. Petersburg, um das von 
ihm befolgte Syftem perſönlich zu vechtfertigen und zu unterftüßen. 
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Eine von ihm ausgearbeitete Dentihrift erhält die Billigung des 
Minijterrums und des Kaifers. 


23. Mai. (Eircafjien). Bericht des engl. Gefandten in St. Petersburg, 
Lord Napier, über die Auswanderung der ticherfefliihen Stämme 
nah der Türfei: 

„Die ruſſiſche Regierung bat ſeit langer Zeit die Abficht gehegt, um jeden 
Preis die noch im Weiten jtehenden Bergbemohner aus ihrem Heimathlande 
zu verdrängen. Das feit zwei Jahren befolgte Syſtem bejtand darin, bie 
Truppen, jowie bie fojafiichen Forts und Niederlafjungen langfam aber ficher 
jene Thäler binaufzufchieben, deren Gewäſſer norbwärts dem Flußbecken des 
Kuban zuftrömen, und die Eingebornen von Schritt zu Schritt aus ihrem 
Grund und Boden zu drängen, bis zuleßt bie höchitgelegenen Bergfejten er: 
reicht und das die Waflerfcheide bewohnende Volk hinüber und hinab in bie 
jüblih nad dem fhwarzen Meer bin abfallenden Thäler gefchoben worden, 
wodurch zugleich die in jenen Gegenden anfäfjigen, uncivilifirten und von ber 
Welt abgeichlojjenen Stämme in Maſſe nad) der Küfte getrieben wurden. Die 
ruſſiſche Politit, obwohl unbeugjam, ijt doch feineswegs eine vorfäglich blutige 
gewejen. Das Volk jollte durchaus nicht ausgerottet, es ſollte nur verbrängt 
werden. Wiederholte Verſuche find gemacht worden, um eine allgemeine Un: 
teriverfung und Auswanderung zu erzielen; auch find die von ber ruffiichen 
Regierung gejtellten Anerbietungen nicht alle ohne Erfolg geblieben. In drei 
Riederlafjungen, die ſich das füdliche Geftade des Kuban entlang etwa 150 
engliiche Meilen von Weiten nad Oſten erjtreden, find Stammtheile der Scha- 
peugs, ber Bjedutſchoks und der Abadzefhs mit ziemlichem Erfolge colonifirt 
worden. Der Abadzefhs allein jind dort mehr als 30,000. Es tft mithin 
ein Irrthum, anzunehmen, daß alle diefe Bergbewohner oder auch nur bie 
große Mehrheit berjelben die Alternative der Auswanderung nad) der Türkei 
vorgezogen haben. Den Vorſchlägen der ruffischen Regierung find die Ubykhs 
jedoh ſammt und jonders unzugänglic geblieben. Als der Kaijer vorigen 
Jahr im Kaukaſus war, begab er fih an bie Grenze dieſes Stammes und 
empfing eine Deputation besjelben. Der Stamm verlangte im Befiß feines 
Gebietes belafjen zu werden und verjprady dagegen, mit ben Rufen auf frieb- 
lihem und freundnahbarlihem Fuße zu leben. Der Kaijer ſchlug in Betracht 
der eingewurzelten Plünderungsjucht der Ubykhs und der Schwierigkeit, fie 
zur Beobachtung von Verträgen anzubalten, das Geſuch ab umb ließ ihnen 
die Wahl zwifchen Krieg, Auswanderung an ben Kuban oder Auswanderung 
nach der Türkei. Sie wählten Krieg, und ba das Wafjenglüd ihnen abbold 
gewejen iſt, jo nehmen fie jeßt lieber ihre Zuflucht zu einer mohamedaniſchen 
Macht als zur rufjiihen Regierung. Zu diefem Ausgange haben die Türken 
vieles beigetragen durch ihre zu einer früheren Zeit vorgehaltenen unabläfjigen 
GErmuthigungen zur Auswanderung. Nachgerade find fie ji über die damit 
verbundenen Unannehmlichkeiten Flarer geworden und haben, als es zu ſpät 
war, bie ruffifche Regierung erfucht, die theilweie durch ihre eigenen Anrei— 
jungen bervorgebrachte Bewegung zu verzögern und zu reguliren. Wie dem 
auch jein mag, die Einmüthigfeit und die Eilfertigfeit, womit bie Stämme 
nad der Küfte hin drängten, war ſowohl für die Ruffen wie für bie Türken 
überrafhend. Sobalb ber Kaifer von den im Auslande circulirenden Be: 
richten über bie Strapagen unb Yeiden der Auswandernden Kenntniß erhalten 
haite, telegraphirte er ſofort an den Großfürſten Michael, damit dieſer Leute 
an Ort und Stelle ſende, welche den Stand der Dinge unterſuchen und für 
Abhilfe ſorgen ſollten. Statt Agenten abzuſchiden, ging ber Großfürſt ſelber 
bin und verweilt ſeit zwei Wochen an der Küſte. Die letzten Berichte kommen 
von Swiatii Duſh bei Gagri, und nad bdenjelben zu ſchließen müſſen die 
Schilderungen von dem Elend, in welchem ſich die Tſcherkeſſen auf ruſſiſchem 
Gebiete befunden, übertrieben geweſen ſei. Der Großfürſt a fie feien 
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im Beſitz von Vieh, Brod ſei am fie ausgetheilt worden und ihr Geſundbeits 
zuſtand ſei keineswegs ſo ſchlimm, wie man es dargeſtellt habe. Es herrſchte 
unter ihnen feine epidemiſche Krankheit. Die Leiden der Auswanderer hatten 
vielmehr auf der Ueberfahrt nach dev Türkei begonnen und jih nach ibrer 
Ankunft in Trapezunt fortgefeßt, an welchem Orte zu der beflagensiceriben 
Ueberhäufung noch die fchlechte Verwaltung und faliche Verwendung der vom 
Sultan geſchickten Hilfsmittel fam. Der Großfürft bat auf fein Geſuch die 
Ermächtigung erhalten, alle rufjiichen Kriegsichifje auf dem ſchwarzen Meere 
und alle etwa entbehrlihen Kauffahrteifchiffe zur Hilfeleiftung bei dem 
Transporte derjenigen Tſcherkeſſen, die noch immer entjchlofjen waren, Das 
Land zu verlaffen, aufzubieten. Es jcheint jedoch ein gewijjer Rückſchlag er- 
folgt zu fein, denn mehrere haben jich gewillt gezeigt, zu bleiben und die An: 
jiedlung auf rujjiihem Boden anzunehmen. Nad den lekten Berichten bes 
rufjiihen Conſuls in Trapezunt ijt die tägliche Sterblichkeitszifter unter ben 
Ankömmlingen 40 gewejen. Der Angabe des Kriegsminifters zufolge kann 
die Emigration 100,000 Köpfe nicht überſchritten haben.“ 


28./31. Mai. (Polen). Durd Tagesbefehle werden „in Anbetradht der 


30. 


fi) immer mehr befeftigenden Ruhe und Ordnung im Königreich 
Polen“ mehrere Militärcommandos wieder aufgehoben. 

(Bolen). Fürft Adam Sapieha erklärt als „bevollmädhtigter Com: 
miffär ber Nationalregierung in Frankreich” den dortigen polniichen 
Flüchtlingen, daß der geringe ihnen bisher gewährte Sold nur noch 
bis zum 6. Juni gezahlt werden könne wegen Erſchöpfung der Hülfs— 
quellen des Landes. 

» (Baltiide Provinzen). Der livländifhe Yandlag lehnt ben 
ihm gemachten Borjchlag, das Befisthum adeliger Güter allen Klafien 
der Bevölferung zugänglich zu madyen, ab. 

Ein kaiſerlicher Ukas hebt die bisherigen Ausfuhrzöle aus Ruß— 
land auf. 

„ (Litthauen). Bon der Regierung auf jede Weiſe begünjtigt, 
erfolgen bereits vielfache Iebertritte won dev Fathol. zur griechifchen 
Kirche. 


„ 


„ 


2. Juni. Der Bevollmädhtigte des Kaiſers an der Londoner Gonferenz 


7 


erklärt, daß derſelbe ſich entſchloſſen habe, ſeine Anſprüche auf Hol— 
ſtein dem Großh. v. Oldenburg zu cediren. 

„C(Circaſſien). Großfürſt Michael meldet dem Kaiſer telegraphiſch 
die vollſtändige Unterwerfung des Kaukaſus: „Gegenwärtig exiſtirt 
kein einziger nicht unterworfener Volksſtamm mehr.“ 


5./6. Juni, (Litthauen). Die Rückkehr Murawiews nah Wilna ge: 


11; 


ftaltet fich zu einem fürmlihen Triumphzug. Derjelbe ordnet ein 

jährlihes bürgerliches und kirchliches Grinnerungsfeft „an die Be: 

freiung Litthauens von der Herrſchaft des polnifchen Adels” an. 

„» Ankunft des Staiferpaars in Berlin auf der Reife nad) Kiffingen. 
(Bolen). Ein Polizeibefehl verordnet in Warſchau, alle Aus: 

bängichilder umzuarbeiten und neben der polniſchen auch die ruſſiſche 

Aufſchrift in gleicher Größe der Buchftaben anzubringen. 

» (Bolen). Das Comite zur Regulirung der bäuerlihen Verbält: 
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niſſe erläßt eine Inſtruction an die Localcommiſſionen, die als 
authentiſche Interpretation des Ukaſes v. 2. März zu betrachten iſt, 
und die allzu weit gehenden Anſprüche der Bauern gegenüber den 
Gutsbeſitzern beſchränkt. 

2. juni. (Baltiſche Provinzen). Ein kaiſ. Ukas vereinigt die drei 
baltiſchen Provinzen Kurland, Livland und Eſthland in ein General— 
gouvernement. 

6. „ Der Kaifer trifft im Kiſſingen mit dem Kaiſer von Oeſterreich 
zujammen, der von feinem Minijter bes Auswärtigen Grafen Red): 
berg begleitet ijt. 

Ss. „ Bolen). Der Generalitatthalter Graf Berg erläßt eine Art 

ſehr beſchränkter Amnejtie für die ins Ausland geflüchtetete Theil- 

nehmer an ber Inſurrection. 

„ (Litthauen). Ein Dorf, in dem ein ruffifch gefinnter Ein: 

wohner ermordet wurde, wird vom Militär dem Erdboden gleich 

gemacht. 

". (Circaffien). Großfürft Michael hält feinen Einzug in Tiflis und 
fetert die Pacification des Landes. 


* 


5. juli. (Kitthauen). Circular Murawiew's an die ihm untergebenen 
Militärgouverneure: 

„Auf meinen Antrag gerubte Se. Majejtät zu verorbnen, daß in dem 
meiner Yeitung anvertrauten Yande bie Errichtung von Fatholiichen Kirchen, 
Sapellen und Altären, fowie bie Renovirung und Reſtaurirung der ſchon 
beſtehenden Kirchen und Gapellen ohne vorherige, von mir eingebolte ſpe⸗ 
cielle Erlaubniß nicht ſtattfinden darf. Zugleich verordne ich, daß mir in 
möglichſter Eile ein genaues Verzeichniß aller katholiſchen Kirchen und Ca— 
rellen und der geſammten Geiſtlichkeit zugeſchickt wird, wobei auch anzugebeu 
it, woher und von wen bie betreffenden Priefter ihre Gehalte beziehen.“ 

inde Juli. (Polen). Delegirte des Adels aus allen Gouvernements 
beihliegen in Warſchau eine Loyalitätsadrefje an ben Kaiſer und 
wählen eine Deputation, die aber zuerft einen Wink von St. Peters: 
burg abwarten fol. 


3. Aug. (Polen). Das Haupt der Nationalregierung und 4 Abthei: 
lungsvorftände werden in Warfhau auf dem Glacis ber Citadelle 
gehängt. 

(Polen). Sechszehn bei der Nationalregierung betheiligt gewe: 
jene Berjonen, vom Kriegsgericht gleihfals zum Tode verurtheilt, 
von Berg aber zur Deportation begnadigt, werden von Warſchau 
nah Sibirien abgeführt. 


W. Sept, (Bolen). Ein kaiſerl. Ukas reorganifirt das BEIAENS Unter: 
richtsweſen in Polen. 
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21. März. Der Czar macht der Kaiſerin der Franzoſen einen Beſuch in 
Schwalbach. 

23. „ Golen). Langes Schreiben des Fürſten Ladislaus Gzartornsfi 
an den Fürften Adam Sapieha, der gewiffermaßen ben Abſchied bes 
Hauptes der ariftocratiichen Partei von ber revolutionären Action in 
Polen bildet. 


12. Oct. (Polen). Kaif. Decret bezüglich ber Adelsrechte der polniſchen 
Schlachta. 

13. „ (Polen). Von heute an erſcheint in Warſchau ein amtliches 
Journal in ruſſiſcher Sprache. 

21. „ Der Kaijer begleitet die Kaiſerin nad Nizza. 

28. „ Der Kaifer empfängt in Nizza den Beſuch des Kaiſers Napoleon. 
Bloßer Höflicgkeitsbefuh. Der Kaifer ehrt darauf unmittelbar nach 
Rußland zurüd. 

— „ (Litthauen). Entdeckung einer angeblihen Verſchwörung unter 
ben im Kreife Mohilew am Dniefter eingefefjenen polniſchen Gute: 
befißern. 


8.Nov. (Polen). Ein faif. Ufas verfügt die Aufhebung ber römiſch— 
katholiſchen Mönchs- und Nonnenklöfter im Königreih Polen, 
in welchen fich nicht die den canonijchen Porfchriiten entſprechende Anzabl, 
nämlich weniger als acht, ftabil wohnende Vlitglieder befinden. Unabhängta 
von biefem Grundlaß werden auch alle jene Klöfter aufgehoben, welche einen 
offenen umd erwielenen Antheil am Aufftand genommen haben. Alle zu ben 
Klöftern gehörigen Kirchen geben unter die Aurisdiction der Diöceſanbehörde 
über. Solde, die eine Piarrei haben, bleiben Pfarrkirchen. Die bei ben 
Klöftern beftandenen Volksſchulen verbleiben in benielben Localitäten. Dir 
Seminarien des Ordens der Mijjionäre jtehen Fünftig unter der Diöcefan: 
behörde. Die Spitäler, Rettungshäuſer und woblthätigen Anjtalten, weld« 
fih bei den aufgehobenen Klöftern befanden, geben jammt den Gebäuden um: 
ter bie Abminiftration ber Regierungscommiffion des Annern und bes Cultus 
über. Die noch aufrecht erhaltenen Klöfter theilen fihb in ſyſtemmäßige 
und nichtſyſtemmäßige. Letztere werben ebenfalls aufgehoben, jobald ſie 
bie erforderliche Anzahl von Mitgliedern nicht mehr befiten. Um bie Cr: 
bensgeiftlichen zu ihren eigentlichen Obliegenheiten zurüdzufübren, ferner um 
bie Eriftenz ber verbliebenen Klöfter, ſowie ber Guratgeiftlichfeit fiherguftellen, 
wird das Vermögen aller Klöfter ohne Ausnahme Fünftig vom Staat ver: 
waltet werden. Die Einkünfte bürfen jeboh nur zum beiten ber römiſch 
katholiſchen Geiftlichfeit und zur Erhaltung und Verbeflerung ber Volksſchulen 
verwendet werden. Als ſyſtemmäßige Klöfter werden in Polen noch beiteben 
25 Mönchsklöſter und 10 Nonnenflöfter; die Geſammtzahl ber Mönche wird 
auf 360, für jebes Klofter 14 und für Gzenftohau (Mallfahbrtsort) auf 24 
Mitglieder, die Geſammtzahl der Nonnen auf 140, in jebem Klofter zu 10 
beftimmt. Alle Mönche und Nonnen ber aufgehobenen Klöfter, welche das 
Drbensgelübde abgelegt haben, werden in ben verbleibenden Klöftern unter: 
ebradit. Zur Verpflegung jedes Ordensmitglieds werben aus dem Staats- 
Haß jährlich 40 Rubel verabfolgt. Gleichzeitig mit dem Ukas ertbeilt ber 
Kaifer dem Organifirungscomite für Polen den Befehl, Vorjchläge zur Wer: 
— der Lage der katholiſchen Curatgeiſthichkeit in Polen zu er— 

ten. 
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Aus dem Bericht der auf Befehl des Kaiſers in Warſchau aufgeftellten 
Specialcommiſſion für die Klofterfrage ergibt ſich, daß ſich bis zu Diefem Zeit: 
punkt in Polen 155 Möndhsflöfter mit 1635 Mitgliedern befanden, und 42 
Nonnenklöfter mit 549 Mitgliedern, darunter 21 Gongregationen der barm: 
berzigen Schweitern. Die Maſſe der Einzelangaben bat der einleitende Be: 
richt in die Form betaillirter Regifter über alle einzelnen Klöfter gebracht. 
Nur das, was, wie ber Bericht jagt, conftatirt ift, bat Aufnahme gefunden, 
aber „bei aller Unvolljtändigfeit biefer Nachrichten mußte die Negnierung den: 
noch aus den von ihr bearbeiteten Documenten die Ueberzeugung gewinnen, 
daß die Klöfter eines der Hauptwerkzeuge ber Revolution waren, indem fie 
an berjelben mehr oder weniger thätigen Antheil nahmen“. Der Bericht zer: 
fällt in folgende Gapitel: Zujtand ber Klöfter, allgemeiner Weberblid über ben 
Antheil der Klöfter am Aufftande, Demonjtrationen, Singen von Hymnen, 
Proceſſionen, Verſammlungen von Kloftergeiftlihen zur Vorbereitung des Auf: 
jtandes, MWerbungen für die Banden und Theilnahme am bewaffneten Auf: 
jtande, Verbergung von Banden, Anführern, Häng-Gendarmen, Doldmän- 
nern 2c., VBereidigung der Dolhmänner ꝛc., Petheiligung der Mönche an der 
revolutionären Organijation, endlich verübte Morde. Alle die in biefen Ca— 
piteln gejchilderten einzelnen Züge geben „lange noch fein vollftändiges Bild 
biejer complicirten Ericheinung, von welcher man faum ein nur Ähnliches 
Beijpiel in ber Gejchichte eines anderen Landes finden bürfte.“ 

10. Nov. (Polen). Der Oeneralftatthalter Graf Berg eröffnet in 
Warſchau die Sitzungen des polniſchen Etaatsrathes. 

28. „ (Polen). Der bisher geheim gehaltene Ukas v. 8. d. M. wird 
in der Naht vom 27. auf den 28. um 12 Uhr im ganzen König: 
reih zur Ausführung gebradt. 71 Mönds: und 4 Nonnenflöfter 
werben wegen nicht-canoniſcher Mitgliederzahl und 39 Klöfter wegen 
Betheiligung an ber Infurrection geräumt und geſchloſſen und ihre 
bisherigen Bewohner theils in andere Klöfter, theils an die Gränze 
transportirt. 


„» » (Transcaucafien) Ein faif. Ufas verfügt auch hier bie Auf: 
bebung ber Leibeigenjchaft. 


2. De. Ein kaiſ. Ukas übermittelt dem Senat zur Promulgirung die 
allgemeine Gerichtsorganifation, das Strafgefeßbud, die Civilprocek- 
ordnung und die Criminalprocefordnung für die Friedensrichter, 
welche ſämmtlich die kaiſ. Sanction erhalten haben. 

7. „ Ein kaiſ. Ukas befiehlt „behufs Vermehrung ber Bankmittel im 
Sntereffe der Nationalinduftrie” die Emiſſion eines inlänbifchen 
Lotterieanlehens von 100 Mill. ©. R. 

16. „ (Bolen). Durd zwei Erlaffe des Generalftatthalters Grafen 
Berg auf Grund Faiferl. Ermächtigung werben von ben 5 Baflli- 
canerflöftern der unirten Griehen 4 und ebenjo die Congregation 
ber FFelicianerinnen in Warſchau aufgehoben. 

— „Wolen). Der bisherige Generaldirector der Finanzcommiſſion 
Bagniewsti, ein Pole, wird durch den Ruffen Kofcheleff erſetzt. Es 
haben nunmehr das Departement des Innern, ber Finanzen, bes 
Gultus, des Unterrichts, die Oberrehnungstammer, bie Bank, bie 


Genjur ſämmtlich ruſſiſche Chefs. 
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25. Dec. (Polen). Ein kaiſ. Ukas regelt die Verwaltung ber noch übrig 
bleibenden Klöfter. 

29. „ (Dftfeeprovinzen). Baron Lieben wirb als Generalgouver: 
neur der Oftjeeprovinzen abberufen und durch General Schumalen 
erſetzt. 

— „ Golen). Der letzte geheime Stadtchef von Warſchau und Haupt: 
urheber des Bankdiebſtahls, Alex. Waszkowski, gew. Student ber 
Univerſität Petersburg, wird entdeckt und arretirt. 


— —— ——— — — 


12. Türkei. 


z. Jan. (DonaufürjtentHümer). Fürſt Couza ertheilt dem von ber 


Nationalverfammlung beſchloſſenen Decret bez. Säcularifation der 
griechifchen Klöfter feine Sanction. 


6. „ (DonaufürftentHümer). Großartige Kundgebungen zunächſt 


in Bufareft, dann im ganzen Lande zu Gunften ber Klofteraufhebung. 
Die rumänijche Geiftlichkeit Teiftet der Bewegung Vorfchub. 

» Die Bevollmächtigten der Pforte, Englands, Dejterreihs und 
Preußens proteftiren gegen den Beichluß der rumäniichen Nat.:Ver: 
ſammlung bezüglich der griech. Klöjter. Frankreich nimmt eine halb 
vermittelnde Stellung ein. 


- „» (Herzegowina) Unruhige Bewegung der Bevölkerung. Ber: 


ſammlung der Rajas. Theilweife Steuervermweigerung. 


. „ (Donaufürfterthbümer) Die Nat.-Berfammlung verjagt ber 


berjährigen Anleihe des Fürſten ihre Genehmigung. 


. „ (Donaufürftenthbümer) Die Nat.:Verfammlung genehmigt 


ein Anlehen von 50 Mill. zu Entihädigung der griech. Klöfter. 


J. Febb. (DonaufürftentKümer), Die Nat.:Berfannlung nimmt mit 


2, 
2); 


47 gegen 3 Stimmen das Gejeß über Errichtung eines Staatsraths 
an und vertagt die Debatten über Organifirung der Armee ꝛc., um 
zuerſt das Geſetz über Errichtung einer Bürgerwehr in Angriff zu 
nehmen. 

» (Donaufürftenthümer). Die Nat-Verfammlung genehmigt 
das Nationalgardengejeß mit 55 gegen 48 Stimmen. 

» (DonaufürftenthHümer). Der Patriarch von Konjtantinopel 
und eine von ihm einberufene Synode richten ein Synodalſchreiben 
an Couza, um ihn vor einer Hinneigung zum Katholicismus zu 
warnen. 


6. März, (DonaufürftenthHümer). Die Nat.-Verfammlung genehmigt 


die Eonceffionen für Erbauung von Eifenbahnen in der Moldau mit 
70 gegen 16 Stimmen. 


— „ (Donaufürjtentbümer). Antwort Couza's an die Pforte 


bezüglich der griech. Klöfter: Der Fürjt will fi der Enticheidung 
einer Conferenz unterwerfen, wenn bie von der Nationalverfammlung 
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votirte Entſchädigung nicht genüge; die Rüſtungen werben durch ben 
unfihern Zuftand Europas motivirt. 


8. März. (Aegypten). Der Kaifer ber Franzoſen übernimmt bas 


Schiedsrichteramt zwiſchen dem PVicefönig und ber Suezcanal-Com— 
pagnie. 


1. April. (Donaufürftenthümer). Fürft Couza läßt der National: 


14. 


17. 


19. 


26. 


27. 


verjammlung ein neues Bauerngejch vorlegen. 

»„ (Lunis). Aufjtand der arabiijhen Stämme. Die Aufftänbtjchen 
verlangen die Abſchaffung der neuen Berfaffung, die Herabſetzung 
der Kopffteuer und die Entfernung des Kasnadars (eriten Miniſters 
und des Schatzmeiſters. 

» (Donaufürftentbümer). Die Regierung läßt in Roman bie 
drei Chefs der dort verfammelten Freilhaarenbande (Polen umb 
Ungarn) verhaften. 

» (Tunis). Em engliſches Kriegichiff trifft vor Tumis ein. Drobente 
Sprache des franzöſiſchen Conſuls. 


. „GDonaufürſtenthümer). Das Minifterium verlangt von ber 


Nativnalverfammlung 8 Mill. zu Erridtung eines Lagers am Sereth 
zum Schuß gegen äußere Feinde und macht mus der Bewilligung 
des Credites eine Cabinetsfrage. 

„ (Zunis). Der Bey ermäßigt bie Kopfiteuer von 72 Piaſter 
wieder auf 36. 

» (Donaufürftentbümer). Die Nationalverfammlung bejchließt 
in einer ſtürmiſchen Sitzung mit 68 gegen 19 Stimmen, das Rural: 
geſetz als die Intereffen der ganzen Bevölkerung viel näher berührend 
vor der Bewilligung des von ber Regierung geforderten Credites tm 
Behandlung zu nehmen, verwirft das Ruralgefeß und ertheilt dem 
Miniftertum wegen Nichteinhaltung feines Programms mit 63 gegen 
36 Stimmen ein Mißtrauensontum. Das Minifterium bietet dem 
Fürſten feine Entlaffung an. 

„ (Donaufürftentbümer). Fürft Couza verweigert ben Minijtern 
bie geforderte Entlaffung, richtet eine Botſchaft an bie National: 
verjammlung, in welcher er derſelben die Vorlegung eines neuen 
Wahlgeſetzes mit allgemeinem Stimmredt und Aufhebung des Wahl: 
cenjus anfünbigt und prorogirt biefelbe über die Dauer bes gried. 
Dfterfeftes. Demonftrationen in Bukareſt zu Gunften des neuen 
Wahlgeſetzes. 


1. Mai. (Tunis). Der Bey nimmt die Verfaſſung zurück. Die Auf— 


5. 


ſtändiſchen beſtehen jedoch auf der Entlafjung der Miniſter. 

„(Tunis). Emm türkiſcher Kriegsdampfer läuft auf ber Rhede von 
Tunis ein, dem das ganze türkiſche Geſchwader folgt. Der franz. Conſul 
nimmt eine drohende Stellung gegen jebe Einmiſchung ber Pforte ein. 
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6. Mai. (Donaufürftentbümer). 123 Polen werden meift in Roman 


9. 


14. 


aufgehoben und über bie türkifhe Gränze geſchafft. 

„ Erite Sigung der Gonferenz ber Großmächte zu Berathung ber 
rumänijchen Klofterfrage. Diefelbe erkennt: 

4) daß die Annahmen bes Parifer Protokolls fich nicht verwirklicht haben, 

2) daß die rumänische Regierung durch eine Reihe von Mafregeln, bie ben 
Mächten zur Löſung vorbebaltenen Fragen in ihrem eigenen Nutzen zu ſchlich— 
ten fich erlaubt bat, 3) daß folglich die Gonferenz jene Mafregeln für null 
und nichtig zu erflären und das eigenmächtige Vorgehen der rumäniſchen 
Regierung als eine Competenzüberſchreitung zu tadeln verpflichtet if. 

„ (Donaufürftentbümer). Wiedereröffnung ber Nationalver- 
fammlung. Die Regierung verlangt die Votirung des Wahlgeſetzes 
und des Budgets. Die Nat.:Verfammlung weigert fi, mit bem 
gegenwärtigen Minifterium in Unterhandlung zu treten. Staatsftreich 
des Fürſten: die Kammer wird durch Decret aufgelöst unb ber Ver: 
fammlungsjaal mit Gewalt geräumt. Weitere Decrete umterbreiten 
das neue Wahlgeſetz und einen Zuſatz zum Statut ber allgemeinen 
Abſtimmung des Volkes und heben das beftehende Preßgefetz auf. 

Proclamation an die Bewohner von Buchareit: „Der er ber 
Rumänen, der Erwählte vom 5. und 24. Januar 1859, but ma roßer 
Langmuth dem Willen des Panbes nachgegeben, ımb eine auf einem beſchränk— 
ten Wahlgefeg beruhende Kammer gefchloffen, welche jeit fünf Jahren Aus 
mänien auf berjelben Stelle ließ, indem ie fich ber Verwirklichung ber gro- 

Ben und freifinnigen Principien der Convention vom 19. Aug. 1858 wider: 
jegte. Alerander Johann J. appellirt durch dieſes Decret an das rumäniſche 
Volk, daß es ſich ausſprechen möge über das weiter zu entwickelnde Statut 
ber Konvention und über das neue Wahlgeſetz, welches ung eine Verſamm⸗ 
lung geben wird, welhe eine wirkliche Vertretung der Nation ifl. Der 
Fürſt Bat bie Smitiative zu diefem großen Schritt ergriffen im Intereſſe ber 
veremigten Fürſtenthümer, welche die ebrgeizigen und rebelliſchen Mitglieder 
der aufgelösten Kammer zu trennen beabjichtigen, im Intereſſe ber Nation, 
welche fern von jeber Betheiligung am öffentlichen Leben gehalten wurbe, 
im ntereffe des Landes, welches ſchon Tänger als fünf Jahre auf feine mora: 
liſche und materielle Entwidlung wartet. Alerander Johann unterbreitet 
diefen Schritt dem Urtheil der Nation und der Beuriheilung des aufgeflärten 
Europa. Indem wir in eine neue große Aera eintreten, find Ruhe und 
Ordnung die größten Bedürfniſſe des Yandes und die erften Wünfche, welche 
man gegen euch ausipricht. Ich wende mich alſo an euren Patriotismus; 
gebt das Beifpiel der Orbmung! Alle ebrenbaften und frieblihen Bürger 
mögen bie Regierung bei ihrer großen Aufgabe unterftügen. Bewohner von 
Buchareſt! Seget all euer Vertrauen auf Se. Hoheit den regierenden Fürſten. 
Er ruft euch heute zu euren politiichen Rechten, morgen wird er, unterjtüßt 
von ber zufünftigen Kammer, bie diesmal von ber ganzen Nation erwählt ift, 
euch glüdfiche moraliiche und materielle Zuſtände geben. Söhne ber Haupt: 
ſtadt Rumäniens, geht als die eriten voran mit dem Beifpiel ber Drbnung! 
Uebrigens werde ich alle diejenigen, welche einen Aufftand verfuchen follten, 
zu hindern und zu beitrafen wiffen. Der Minijter des Innern a a 

Tagsbefehl an bie Armee: „Große Greigniffe haben ſich vollzogen! 

Die Kammer hat meiner Regierung ihre Unterftütimg verweigert für einige 
DMeakregeln, welche die Entwicklung unjerer Öffentlichen Freiheiten und ber 
Woh ort bes Landes bezweden. ch Habe fie aufgelöst; Die gefummte Na: 
tion tft berufen, ihren Willen auszufprechen. Eure Pflicht ift es, Die öffent: 
liche Ruhe zu erhalten, und darüber zu wachen, daß ber Wille ber Rumänen 
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in aller Freiheit fi Fundgeben kann. Zeigt euch, wie immer, als zuverläfſfige 
Vertheidiger ber Ordnung und der Tisciplin. Nachdem ich lange Zeit durch 
unabänderliche Geduld die jchlimmen Leidenjchaften niedergehalten babe, wer: 
det ihr jett die Ehre haben, dazu beizutragen, durch eure Energie und loyale 
Haltung dem Lande endlich die Freiheit zu geben, und diejenigen ohnmächtig 
zu machen, welche die Intereflen und die Würde unferes Yandes compreo: 
mittiren. Dfficiere, Unteroffiziere und Soldaten! Ach habe mich immer au’ 
euch gejtügt, und ihr habt euch immer würdig meines Vertrauens gezeiat. 
Auch diegmal werbet ihr, wie ich nicht zweifle, die Aufgabe erfüllen, welche 
ih eurem Patriotismus anvertraue. Alerander Johann. Der Kriegsminifter: 
General Manu.“ 


14, Mai. Zweite Situng ber Conferenz der Großmächte zu Konftantinopel 


18. 


20. 


22. 


bez. der rumäniſchen Kloſterfrage. Es wird beſchloſſen, eine Com: 
miffion einzufeßen, welche einen Generalftatus des ftreitigen Klofter: 
eigentbums aufjtellen, dasjelbe nad Natur und Urjprung claffifi- 
ciren und die Einfünfte jowie die Laſten desſelben conftatiren fol. 
» (Donaufürjtenthbümer). Die Regierung verlangt von ſämmt— 
lihen Eivilbeamteten die Billigung des Staatsftreichs oder die Ein- 
gabe ihrer Entlaffung. In der Metropolie wird ein Tedeum ange: 
orbnnet, um für den Entihluß des Fürften, der dem Volke, wie es 
in dem borgefchriebenen Gebete heißt, „Freiheit, Brüderlichkeit und 
Gleichheit gibt“, Gott zu danken und die Journale werben neben 
ber Aufhebung des Preßgeſetzes durch raſch auf einander folgende 
Verwarnungen zum Schweigen gebradt. 

» (Donaufürftenthümer). Das ganze Dberlandesgeriht im 
Buchareſt gibt feine Entlaffung ein. Die meiften Beamten fügen 
fi indeß dem Drud und anerkennen den Staatsftreid. 

» (Donaufürjtenthümer). Allgemeine Boltsabjtimmung mit 
Ja und Nein über das neue Wahlgeſetz und den Zufa zum Statut. 
Entdeckung einer angeblichen Verſchwörung gegen den Fürften Couza: 
Der Bojar Fürft Sußos wird in Buchareſt, der Phanariot Balſch 
in Jaſſy verhaftet. 

(Tunis). 5 franzdf. Kriegsichiffe unter dem Pice-Abmiral 
Bouez-Willaumez treffen vor Tunis ein. Auch ein ftarfes italieni: 
ches Geſchwader unter Admiral Albini lagert fi) vor Tunis. 

» (Tunis). Die Stadt Sfar an ber Seefüfte fällt in die Hände 
der Inſurgenten. 

Die Conferenz der Großmächte zu Konftantinopel bejchliekt, daß 
eine Veräußerung ber rumäniſchen Kloftergüter unzuläflig und bie 
Einhaltung der Kloftereinfünfte nothwendig fei bis zur vollftändigen 
Schlihtung des Streites, wovon die rumänijche Regierung in Kennt: 
niß zu jeßen, damit der Hofpodar (jo wird Fürft Couza im Pro: 
tocol bezeichnet) die Gelder nicht anrühre, welche ſämmtlich in eine 
unter Aufficht der Mächte ftehende Specialfaffe einzuzahlen find, 
während die aus den Klöftern herrührenden Gultusgegenftände ge: 
wiflenhaft aufbewahrt werben follen. 
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‚Juni. (Donaufürftentbümer). Feierliche Uebergabe des Plebiscits 


vom 22. Mai an den Fürften Couza: Von 754,148 Stimmbered): 
tigten haben 682,621 mit Ja, 1307 mit Nein geftimmt. 


: » (Donaufürjtentbümer). Fürſt Couza geht mit großem Ge— 


folge nad Konftantinopel ab. 


- „ (Tunis). Der verhaßte Finanzminiſter wird vom Bey entlafjen 


und geht nad Europa. 
» (DonaufürjtenthHümer). Fürſt Gouza wird vom Gultan 
äußerjt gnädig empfangen. 


- „» Der Großvezier Fuad Paſcha fertigt dem Fürſten Couza die drei 


PBrotocolle der Gonferenz der Großmächte v. 9, 14. u. 28. Mai 
zu mit dem Beifügen, daß „die Conferenz die Ueberwachung der 
Kloftereinfünfte Feineswegs für eine bloße Form, jondern ganz ernit: 
ih und wirklich nehme“, mithin ein zuverläfliger Einnehmer ange: 
jtellt und den Delegirten der Mächte durdy genaue Einnahme-Etats 
und dur ftrenge Innehaltung der Zahlungstermine ihre Aufgabe 
erleichtert werden müſſe. 


: „ Ein von den Vertretern der garantirenden Mächte in Konjtanti: 


nopel unterzeichnete Protocol mit der Pforte genehmigt mit Modi: 
ficationen das vom Fürſten Couza promulgirte Zuſatzſtatut und das 
vom rumäntichen Bolt votirte neue Wahlgejeb. 

„ (Donaufürjtentbümer). Fürſt Couza wird vom Sultan in 
einer Abjchiedsaudienz empfangen und Fehrt wieder nad) Buchareſt zurüd, 


.Juli. (Donanfürjtentbümer) Die Regierung publicirt das 


neue Wahlgeſetz und das neue Statut, durch welches die Bildung 
eines Senats verfügt wird. 


. „ (Tunis). Der Bey jegt die Kopffteuer noch weiter von 36 auf 


20 Biafter herab. Die übrigen Abgaben werden für aufgehoben 
erflärt. Neue Truppen, auch Europäer, werden angeworben. 


- „ (Tunis). Ein Theil der Inſurgenten unterwirft fi) wieder 


dem Bey. 


28. „ (DonaufürftenthHümer). in Decret des Fürſten octroyirt 


das von der Nat.-Berfammlung nicht mehr votirte Budget, 


Ang. (Donaufürftenthümer). Der Fürft erläßt eine General: 
amneftie für politiiche Verbrecher, welche für Ausländer die Clauſel 
enthält, daß fie augenblidlih das Land verlajlen jollen. 

» (Zunis). Der Bey notificirt den fremden Conſuln die Nieder: 
berftellung des Friedens in der Regentſchaft. 

„ (Donaufürjtenthümer).. Der frühere Meinijterpräfident 
Greßulesco tritt ins Minijterium, indem ihm ein bejonderes Refjort 
aus den Minijterien der Juſtiz, des Eultus und des Unterrichts 
gebildet wird. 

„ (Aegypten). Schiedsjprud des Kaifers bezüglich der Differenzen 
zwiſchen dem Vicekönig und der Suezcanal-Eompagnie: 


302 


Die Gefellichaft erhält 84 Millionen Franken Entihädigung ueozz 
ägpptifchen Regierung, und muß dafür auf die von den Fellahs geleij 
Frohndienſte verzichten (Entihädigung von 33 Millionen), Sie mu 
Süßmwafjercanal abtreten, der ihr von der Ägpptiichen Regierung jeboch 
Benützung zurüdgegeben wird. Für diefe Abtretung, für die Bollendizrug 
Arbeiten ꝛc. erhält die Gejellichaft eine Entihädigung von 10, für Die > 
zichtleiftung auf die Erhebung der Ganaljtener eine Entſchädigung von 6 2 
Außerdem forgt die Gejelichaft auf Koften der Ägyptiichen Regierung für 
Unterhalt des Canals. Dafür hat legtere 300,000 Fr. zu zablen, wwerzz 
es nicht vorzieht, die jeweiligen Kojten, nad Ausweis ber Rednungen, 
fich zu nehmen. Die Gejellichaft hat Anſpruch auf ein täglided Ouamı 
von 70,000 Eubifmeter Süßwaſſer. Die Gejellihaft gibt ber ägyptiſ 
Regierung 60,000 Hectaren Yandes zurüd, die ihr auf beiden Seiten ü 
laffen worden waren, und erhält dafür eine Entihädigung von 30 Wil. 
3000 Hectaren bleiben der Gejellichaft zur Anlage von Gebäulichfeiten zc. 
Sinterejje der Ganalverwaltung. Diefe 34 Mill. werden innerhalb 16 Jat 
entrichtet, anfänglich 6,500,000, ſpäter 3,600,000 Fr. Jährlid. Die 10 
für den Süßwaſſercanal werden beim Uebergang desjelben in die Hänbe 
ägyptifchen Regierung bezahlt. 


4, Aug. (Montenegro) Die türfifchmontenegriniihen Gränzftreit 


10. 


19. 


8 


feiten werben durch eine gemiſchte Commiſſion zur momentanen 3 
friedenheit beider Theile georbnet. 
„ (DonaufürftentHümer). Die Regierung erleidet in d 
Wahlen zur Municipalität der Hauptitadt Buchareft eine Niederla; 
von den Gemwählten gehören 11 der liberalen Oppofition, nur 
den Gandidaten der Regierung an. 

(DonaufürftentHüämer). Ein fürftlihes Decret hebt d 
jog. politifche Section des oberjten Gerichtshofes (über die getra 
Ausführung der Verfaſſung zu wachen) auf. 

(DonaufürftenthHümer). Durch fürjtl. Decret werden zw 
Profefloren ihrer Stellen entjeßt, weil fie bei den Dlunicipalität: 
wahlen der Hauptitadt gegen die Regierung gejtimmt und agitirt hätter 
„ (Donau fürſtenthümer). Ein Erlaß des Minifteriums de 
Innern an die Präfecten injtruirt diefelben über die Ausführun 
ber Nusweilung der Fremden nad) den Beftimmungen des Amneſtie 
decretes vom 1. Aug.: 

„... Rumänien iſt auch heute, und heute mehr denn je, ein freies Land. €: 
gewährt daher feine volle Gaftfreundfchaft und feinen ganzen Schuß jedem rem 
den, welcher von politifhem oder privaten Mißgeſchick verfolgt, zu uns fommi 
um ein Aſyl zu finden, Einen folhen Fremden werden Sie, Herr Präject, 
jo Fange er die Geſetze des Landes und die Gebote der Gaſtfreundſchaft re 
jpectirt, mit feiner Perjon, jeiner Ehre und feinem Gigenthum in Schug neb- 
men und ihn wie einen Einheimijchen, ja noch bejjer, behandeln und beihügen. 
Ein Gleiches kann jedoch Feineswegs der Fall jein mit jenen Fremden, welche zu 
ung fommen, um ſich entweder in unſere inneren Angelegenheiten hineinzumiſchen 
und mit ben heimifchen Feinden der Ordnung zu verbinden, ober um Ver 
ſchwörungen anzuzetteln und Grpebitionen zu organifiren gegen die Nachbar 
ſtaaten, welche gleichzeitig die garantirenden Mächte unſerer Rationalität und 
politiſchen Exiſtenz bilden... Wir befinden ung inmitten unſerer inneren 
Reorganijation; mehr denn jonft bedürfen wir bes Friedens im Innern Wie 
nach Außen, und des Vertrauens und Wohlwollens unjerer Nachbarn. Wit 
müſſen demnach bie Ordnung und die Neutralität um jeden Preis auftecht zu 
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erhalten bejtrebt fein. In Erwägung biefer Sachlage werben Sie, Herr Prä- 
jet, allen fremden, weldhe in dem von Ihnen verwalteten Dijtricte entweder 
bleibend anjäfjig find oder nur proviforiich verweilen, dieſe Anſchaungsweiſe 
der Regierung befannt geben, und von jebem berjelben bas Verjprechen abfor- 
dern, ſich den Geſetzen und Jntereiien des Landes gemäß zu verhalten. Was 
diejenigen jedoch betrifit, welche ihre Verpflichtungen als Gäſte hintanfegen, 
indem fie ſich entweder in unjere innere politiiche Kämpfe bineinmifchen, ober 
gegen unfere guten Beziehungen mit den Nachbarjtaaten conjpiriren, jo haben 
Ste mid davon fogleih in Kenntniß zu jeßen, und ich werbe feinen Augen: 
blick zaubern, die Austreibung derer anzuordnen, weldhe bei uns feine Gaft: 
freundſchaft und fein Aſyl, jondern einen Ort juchen, wo jie die Fortjegung 
ihrer revolutionären Bündeleien, welche nirgends gebuldet werden, und eines 
bewaffneten Kampfes, den jie im eigenen Paterlande nicht fortfeßen Fünnen, 
betreiben wollen.“ 

6. Aug. (DonaufürftentKHümer). Fürft Couza erläßt ein von Cretzu— 
lesco ausgearbeitete® und vom Staatsrath berathenes Ruralgeſetz, das 
die Frohnden gegen Entihädigung aufhebt, den Bauern Grundeigen- 
thum verleiht und mit dem 23. April 1865 in Kraft treten joll, 


Das neue Geſetz unterjcheidet fi von dem früheren Entwurfe dadurch, 
daß es den Krohnbauern nur den Grund und Boden in’s freie Eigenthum 
gibt, den jie gegenwärtig als Nutznießer im Beſitz haben; daß bie übrigen 
Bauern, weldhe feinen Befig haben, Grundeigentbum auf den Staatsdomänen 
erhalten; daß ferner von einem Gute nur böchitens zwei Drittel unter bie 
Bauern vertheilt werden dürfen und das Fehlende von den Staatsbomänen 
erfeßt wird; bat endlich bie Gutsherren eine entjprechendere Entſchädigung 
balten, als nad dem früheren, nun zurüdgenommenen Gejeßesentwurfe. 

Proclamation des Fürſten Couza an bie Bauern: „Alle zwang: 
weifen Bande, bie zwiſchen euch und den Gutsherren bisher bejtanden, find 
gegen Zahlung einer gerechten Entihädigung aufgehoben und fortan knüpfen 
euch nur die Interefjen bes unabhängigen Verkehrs aneinander. Aber als freie 
Herren, bie ihr nun geworden ſeid, vergefjet nicht, daß ihr Bauern ſeid und 
das Land zu bebauen habt. Verlaſſet nicht den edlen Stand eurer Väter; 
barret dabei aus, verbefjert ben Boden, pflanzt Gärten, gründet Schulen, damit 
eure Söhne Gelegenheit haben, zu lernen von den Rechten, die euch die Acte 
vom 2. (14.) Mai eingeriumt haben, Gebraud zu maden! Doc höher, als 
als Alles, gelte es euch, zu bleiben, was ihr waret: Männer des Friedens und 
der Ordnnng.“ 

Gircularerlaß des Miniftes bes Innern an die Präfecten: 
„Sie werden ſich alljogleih die Ueberzeugung zu verichaffen fuchen, wie viel 
Ingenieure und Topographen in bem von Ihnen adbminijtrirten Bezirke wohn» 
baft find und ob und unter welden Bedingungen biejelben an einer Ber: 
meſſung und Parcellirung des unter die Bauern zu vertheilenden Grund und 
Bodens theilnehmen wollen, und mir hierüber jchleunigft Bericht erftatten; 
denn dieſe Operation muß alfogleih und noch in dieſem Herbſte in Angriff ge: 
nommen werben, bamit jeder wiſſe, wieer daran ift, unb was von bem Grund 
und Boden ihm gehört, und was nicht. Das Regulativ tritt ext mit dem kom⸗ 
menden St. Georgentage, das iſt ben 23. April 1865, in Wirkſamkeit. Sie 
haben deshalb Ihr Augenmerk vor Allem darauf zu richten, daß bie Bauern 
ihre Arbeiten bis dahin nicht verlafjen, fondern fie in ber —— Weiſe 
und dem bisherigen Umfange den Gutsherren leiſten, damit bie Herbſtarbeiten 
nicht unmöglich gemacht und unſerer Agrikultur, dieſem Nationalreichthum uns 
ſeres Landes, keine empfindlichen Nachtheile beigebracht werden. Ich erwarte 
mit aller Beſtimmtheit, daß Sie, Herr Präfect, mit dem Eifer und ber In— 
telligenz, welche die Regierung von Ihrer hohen Function zu fordern ein Recht 
bat, darauf fehen werben, daß die Orbnung und Gejeplichkeit nirgends geſtört 
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werden. Sie werden e8 unjern guten Landleuten erflären und begreiflich zu 
machen ſuchen, warum von ihnen noch ein zeitweiliges Ausbarren in den ae 
genwärtigen Verhältniffen gefordert wird, und jie auffordern, zu beweilen, das 
fie den Frieden wollen und daß jie dantbar jind ihrem erlauchten Befteier.‘ 


Aug. (Serbien) Gröffnung der National: Sfupfctina durch ein 


Thronrede des Fürſten Michael. 


Sept. (Bulgarien). Der vom Patriarchen von Konjtantinopel er: 


nannte Biſchof von KRujtihudf, der im vorigen Jahre von den Bul 
garen verjagt tworden war, wird unter dem Schuß ber Truppen 
neuerdings eingefeßt. 

» (Serbien). Antiortsadrefje der Skuptſchtina auf die Thronrede 
des Fürſten. 

(Aegypten). Die Gemahlin des Vicefönigs und Nubar Paſcha 
(in Angelegenheit der Suezcanal-Frage) treffen in Konjtantinopel ein. 
„ (Syrien). Ein Protokoll der fünf Großmächte bejtätigt Daud 
Paſcha auf weitere fünf Jahre als Gouverneur des Libanon. Italien 
proteftirt gegen jeine Ausſchließung von den biesfälligen Verband: 
lungen. 

(Tunis). Die Admirale der europ. Escadren fordern den aufer: 

ordentlihen Commiſſär des Sultans auf, mit der türkiſchen Escadre 
abzujegeln, um felbjt abjegeln zu können. 
» (MHegypten). Der Bicelönig von Aegypten bat Frankreich noti: 
ficirt, daß er feinerjeitS den Schiedsſpruch des Kaijers in der Suez— 
canalfrage annehme. Die Pforte behält fih dagegen das Recht vor, 
zu Regulirung der Terrainfrage kraft ihrer oberherrlihen Gewalt 
einen türfifhen Commiflär zu ernennen. 

(Serbien). Schluß der Skupſchtina. Thronrede des Fürſten. 

(Herzegowina). Luca Bucalovi flüchtet nad Cerna Sela nächſt 
Grahowo. 

(Tunis). Die türkiſche und zu gleicher Zeit auch die europäi— 
ſchen Escadren verlaſſen die Rhede von Tunis. 


” 


" 
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Oct. (Tunis). Die Aufftändifhen werden von den Truppen bes 
Bey bei Gala Shira geſchlagen. 

» Bulgarien). Strenges Einſchreiten der griechiſchen Synode 
von Konftantinopel gegen diejenigen bulgariſchen Geijtlichen, die ſich 
ihr nicht unbedingt unterwerfen. Die renitenten Prieſter dieſer Na- 
tion follen ihrer Stellen entjegt und in’s Eril gejchicdt werden. Die 
beiden bulgariichen Biſchöfe Hilarion und Aurentios, die jich blos 
bedingungsweije dem orthodoren griechiſchen Patriarchat gefügig zeigen, 
dürfen vorläufig in, ihre Diöcefen nicht zurückkehren. Die türkiſche 
Regierung weist denjelben bis auf weiteres Ortaföj (ein Dorf am 
Bosporus) zum Aufenthalte an. 


Nov. (Donaufürjtenthümer). Die Generalrathswahlen find durd: 
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aus im Sinne der Regierung ausgefallen; die Oppofition hat ſich 
der Theilnahme an derjelben gänzlich enthalten. 

Rev. (Tunis). Der Bey hit den General Kerebdin, Schwiegerfohn 
bes Khasnadars in bejonderer Million nad Konftantinopel. Der 
franzöſiſche Eonjul ſucht die Abreife desjelben umjonjt zu verhindern. 
„ Montenegro). Der Fürſt fordert das Volk auf, fich recht— 
zeitig und neuerdings mit Waffen und Munition zu verjehen. 

„ (Donaufürftenthümer). Die ſämmtlichen Generalräthe haben 
an den Fürjten Glüdwunjdy und Dankadreſſen gerichtet, zwei davon 
beihlofien, ihm Ehrenjtatuen zu errichten. 

„ (Sprien). Joſeph Keram entweidht aus Smyrna und wird von 
den Maroniten des Libanon freudig empfangen; er verlangt ein regel: 
rehtes Urtheil und droht im Weigerungsfall mit Wiberftand. 

„ Montenegro) will vorerjt ruhig bleiben. Luca Vucalovie wird 
auf Befehl des Fürſten im Diftrift Krajova internirt. 


Te. (Donaufürftentbümer). Die Wahlen zur neuen National: 
veriammlung fallen entſchieden zu Gunjten der Regierung aus. Die 
bisherige. Bojarenpartei jiebt ſich von derjelben ganz ausgejchlojlen. 

- „ (Donaufürftentbümer). Gröffnung beider Kammern. Thron- 
tede des Fürſten Couza. 


13. Grichenland,. 


2. Yan. Die Ratificationen des am 14. Nov. v. J. zu London von ben 
Vertretern jänmtliher fünf Großmächte über die Abtretung der 
Joniſchen Inſeln von Seite Englands an das Kgr. Griechenland 
und die Bedingungen dieſer Abtretung abgefchloffenen Vertrages werben 
in London ausgewechjelt. (Der Vertrag jeßt die immerwährende 
Neutralität ſämmtlicher Joniſcher Inſeln auch nach ihrer Vereinigung 
mit Griechenland und als Folge davon die Schleifung der auf ber 
Inſel Eorfu und deren unmittelbarem Zubehör erbauten Feſtungs— 
werfe feit.) 

5. „ Wiederzufammentritt der Gonferenz der fünf Großmächte zu Yonden, 
um ben Vertrag vom 14. Nov. v. J. bezüglich Abtretung der Jo— 
nifhen Inſeln zu mobificiren. Dejterreih und Preußen willigen 
nunmehr barein, daß die immerwährende Neutralität bloß für die Inſeln 
Corfu und Paxo feitgejegt, für die übrigen dagegen fallen gelaflen werbe. 


13. Febr. Die Nat.:Verfammlung ermächtigt die Regierung zur Ausgabe 
von 3 Mill. Dradmen in Echuldfcheinen mit Zwangskurs. 


18. März. Sturz des Minijteriums Bulgaris. Admiral Kanarie bildet 
ein neues Cabinet. 

29. „ Auf Grundlage des Protokolls der fünf Großmächte vom 25. Jan. 
ſchließen die drei Schutzmächte mit Griechenland endlich zu London 
einen Vertrag über die Abtretung der Joniſchen Injeln, durch welchen 

„ bloß Corfu und Paro für neutral erklärt werden und die Schleifung 
ber Feſtungswerke mit Stiljchweigen übergangen wird. 


8. April. Die Regierung legt der Nationalverjammlung den von ihrem 
Bevollmädtigten am 29. v. M. mit den drei Schugmächten über bie 
Bereinigung ber Joniſchen Infeln mit dem Königreich abgejchloffenen 
Vertrag, der ihr am Tage vorher zugefommen jei, mit der Corre— 
ſpondenz und allen bezüglihen Documenten vor und verlangt bie 
Genehmigung desjelben ohne müjfige Declamation, weil fie genöthigt 
fei, die Ratification ihrerjeit8S am folgenden Tage zu erpebiren. 
Heftige Discuffion. Der Vertrag wird jhließlih mit übertwiegender 
Mehrheit genchmigt. 

23. , Heftige Debatte der Nat.-Verfammlung gegen den Grafen Sponned. 
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Das Minifterium Kanaris jet den Uebergang zur Tagesordnung 

durch, erleidet aber jofort eine Niederlage, indem der Urheber des 

Antrags gegen Graf Sponned zum Präfidenten der Nat.Verſammlung 

gewählt wird. Das Minifterrum gibt nunmehr feine Entlafjung ein. 
8. April. Der Abg. Balbis bildet eine Art Fufionsminiftertum. 


0. Mai. Der bisherige Lord-Obercommiſſär der Joniſchen Inſeln über: 
gibt dem Bevollmächtigten des Königs der Hellenen die Archive und 
erklärt das Joniſche Parlament für aufgelöst. 


2. Juni. Griechiſche Truppen landen auf Corfu; die griechiſche Flagge 
wirb auf den Forts aufgezogen. Feierliche Uebergabe der Regierung 
und Einſchiffung der engliſchen Truppen. 

6. „ Einzug des Königs Georgios in Corfu; derjelbe ijt von den 
Vertretern der drei Schugmächte begleitet. 

24, „ Der König fehrt von Corfu wieder nad) Athen zurüd. 


22. Juli. Die Nat.:Berfammlung ertheilt dem SKriegsminifter, refp. bem 
Minifterium Balbis ein Tadelsvotum wegen Verlegung der Verfaflung 
mit 134 gegen 23 Stimmen. Das Minifterium gibt feine Ent: 
lajjung ein. 

30. „ Ankunft der 80 joniſchen Abgeordneten zur Nat.Verſammlung in Athen. 


11. Aug. Definitive Bildung eines neuen Miniſteriums Kanaris. — Die 
Nat.Verſammlung beginnt die Verhandlungen über Reviſion der 
Verfaſſung. 

7. „ Der minijterielle Candidat Meſſineſis wird von ber Nat.Verſamm⸗ 
lung mit 183 gegen 140 Stimmen zu ihrem Präſidenten gewählt. 

29. „Der Abgeordnete Plastyras richtet ein offenes Schreiben an ben 
König voll Anklagen gegen feine Umgebung. Die Nat.Verſammlung 
ipriht mit 193 gegen 27 Stimmen (28 Stimmen enthalten fid) 
ihren Unwillen darüber aus, 


19. Sept. Die Nat.:Berfammlung befhließt in Reviſion der Verfaffung 
mit 211 gegen 62 Stimmen die Abſchaffung des Senates. 


1. Det. Die Wahl eines Präfidenten der Nat.:Berfammlung fällt aber: 

mals zu Gunjten der Regierung aus. | 

14, „ Defterreih anerkennt den König Georgios. Preußen thut basjelbe. 

15. „ Die Nat.:Verfammlung jeßt die abminiftrative Verfchmelzung der 

Joniſchen Infeln mit dem Königreih auf Neujahr 1865 feit. 

18. „ Eine von fämmtlihen Minijtern gegengezeichnete kategoriſche könig— 
liche Botihaft an die Nat-Verjammlung ſetzt ihren Verfaſſungs— 
berathungen einen Termin und verlangt als Erſatz für den abge 
Ihafften Senat die Einfegung eines Staatsrathe: 

. „Bon Griechenland dringend eingeladen, folgte ich feinem Rufe in ber 
Ücherzeugung, daß Griechenland feine Verpflichtungen gegen mich halten werde, 
und verließ Dänemark im vorigen Jahre, ehe noch bie Bedingung‘ A war, 
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von welcher meine Annahme der griechiſchen Krone abhing, d. i. che noch de 
Rereinigung der Joniſchen Inſeln mit Griechenland vollbraht und bie Ber 
faffung des neuen Staates votirt war. Binnen wenigen Tagen wird eie 
ganzes Jahr Seit meiner Ankunft in Griechenland verjtrichen fein, und i& 
glaube, daß Niemand die Geduld verfennt, mit der ich die anormale Ya 
eines Königthums ertrug, dem eine Nationalverjammlung gegenüberjicht, die 
ſowohl als Conſtituante wie als gejeßgebende Kammer rat Endlich iä 
jeit geraumer Zeit bie Bereinigung der Joniſchen Inſeln mıt Griechenlanz 
vollzogen. Die Gegenwart der Repräfentanten jenes Staates jeit mehr als 
zwei Monaten bat der Nationalverfammlung jede Erleichterung gewährt, um 
ohne weiteren Auffchub die Verfaffung zu votiven-auf der Grundlage bes 
Entwurfes, ber jeit einem Sabre fertig vorliegt. Was aber bis jet in ber 
Nationalverfammlung vorging, gibt mir die Gewißheit, daß ihre Arbeiten fo 
noch lange verlängern können. Gin folder Zujtand, der jede Bemühung ber 
Regierung umvirffam macht und jede Thätigfeit der Verwaltung lähmt, beraubt 
die Nation nicht nur Fojtbarer Vortheile, Jondern wird ganz gewiß Nachtbeile 
verurjachen, die ſich jpäter Schwer werden gutmachen lafien. Die Klagen des 
Volkes tiber dieje traurigen Zuftände find mir befannt, deßhalb gebieten mir 
meine heilige Pflicht gegen das griehiiche Volk und gegen die durch die Con— 
jtitution zu wahrenden Intereſſen, das Ende eines jolden Zuftandes zu ver: 
langen. Ich befahl demnach meinen Meiniftern, der Nationalverfammılung 
einen Entwurf des noch übrigbleibenden Theiles ber Gonjtitution vorzulegen 
und berjelben anzufündigen, daß ich bereit bin, ſowohl den ſchon votirten 
Theil zu unterzeihnen, als auch die nad dem beigegebenen Entwurf zu vo 
tirende Abtheilung, die ji von ben bisher ausgedrückten Münfchen der Na— 
tionalverjammlung durchaus nicht entfernt. Ich erſuche die Nationalverfamm- 
lung, ihre Stimmen über diejen Entwurf binnen zehn Tagen abzugeben. 
Binnen diefer zehn Tage werden meine Minifter der Nationalverjammlung 
auch einen Gejegentwurf für die Wahl der Deputirten vorlegen, und ich bitte 
die Nationalverfjammlung, denielben bis Ende diejes Monats zu prüfen und 
zu votiren. Wenn jedoh die Nationalverfammlung ihre Arbeiten innerhalb 
ber eben bezeichneten Friſt nicht vollendet, jo behalte ich mir jede Freiheit be: 
trefjs meiner zufünftigen Eutſchlüſſe vor, welche jo beſchaffen fein werden, wie 
meine getäujchten Hoffnungen fie mir eingeben, und made die Nationalver: 
jammlung für alle Kolgen verantwortlich.” 


19. Oct. Die königl. Botſchaft wird der National-Verfammlung vorgelent. 


21. 


22; 


28. 


Diejelbe beſchließt, erſt nach Botirung der Verfaffung darauf zu ant: 
worten. 

„Berathung der Nat.:Verfammlung über das Verlangen des Königs 
bezüglih der Erridtung eines Staatsraths. Erklärung des Meint: 
jteriums. Das Berlangen wird mit 136 gegen 124 Stimmen im 
Princip bewilligt. 

„ Die Nat.:Berfammlung bejchließt auf den Antrag von zwei Mit: 
gliedern der Oppofition, ben früheren Beichluß gegen bie Mitglieder 
bes legten Minifteriums unter dem König Dtto zurüdzunehmen. 

„» Die Nat.:Berfammlung beendigt ihre Verhandlungen über die Re: 
vifion der Verfaſſung. 

„ Die Nat.:Berfammlung bejhließt, dem Könige die revibirte Per: 
fafjung durch eine Deputation von 10 Mitgliedern überreichen zu 
lafjen. Der König antwortet: „Sch werde darüber nachdenken und 
antworten.” Die Nat.Verſammlung nimmt die Berathung des Wahl: 
gejeges in Angriff. 
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12. Norv. Der König richtet eine zweite von ſämmtlichen Miniftern gegen: 
gezeichnete Botichaft an die Nat.:Verfammlung, in der er einige Ab— 
änderungen ber revibirten Verfaſſung verlangt: 

„Indem ich Ihnen ben Tert ber Verfafjung zurücjende, die von ber Nas 
tionalverfammlung votirt und mir durch einen Ausſchuß überreicht murbe, 
drüde ich ihr meinen aufrichtigften Dank aus für den Gifer, womit fie ihre 
Arbeiten zu Ende brachte. Indem ich bie Verfaſſung annebme, werbe ich ben 
von ihr feitgefegten Eid leiſten. Da aber meine Miniiter mir vorftellten, daß 
ber Nationalverfammlung Vorſchläge gemacht wurden, die darauf abzielen, 
auf conftitutionelle Weife für die Staatsbedürfniffe zu jorgen, vom Anfange 
1865 bis zur Einberufung ber Kammer, und die Vorbereitungen zu ben De: 
putirtenwahlen anzubahnen, jo babe ih auf den Wunſch meiner Minifter 
beichlofien, Montag ben 16. (23 ) November die Verfaffung zu unterzeichnen 
und ben Eid auf biejelde zu leiſten. Vorher aber muß ich die Nationalver: 
fammlung auf zwei Artifel der neuen Gonftitution aufmerffam maden. Un: 
längft an meine Regierung gerichtete Vorjtellungen lenkten ihre Aufmerkjamfeit 
auf Artifel 2 der Verfaſſung, kraft deſſen die Geiftlichen ber abendländifchen 
(römifch = fatboliihen) Kirche in Gricchenland griehiihe Staatsbürger fein 
müſſen. Ich erfuche demnach die Nationalverfammlung, biefen Artifel neuer: 
bings in Erwägung zu ziehen, nicht um Rechte, die dem Staate gebübren, 
zu Schwächen, jondern um bie Regierungsthätigfeit zu erleichtern, die jtet8 biefe 
Rechte aufrecht zu erhalten ftreben wird, infoferne nicht internationale Verpflich— 
tungen benjelben Grenzen ſetzen. Indem ich die ungehemmte und nicht durch 
allzulange Zeiträume verhinderte Revifion jener Verfafiungsartifel für nüglich 
erachte, welche das nationale Urtheil und die Erfahrung als mangelhaft bars 
ftellen follten, überlafje ich es dem Patriotismus der Nationalverfammlung, 
eine praftifchere und den Interefien der Nation entſprechendere Revifionsweile, 
wie fie diefelbe in ihrer Meisheit ausfindig machen kann, zu votiren. Mit 
dem feiten Willen, für immer alle meine Kräfte dem Dienfte unferes theueren 
Vaterlandes zu widmen, und mit dem Wunfche, daß bie neue Verfaſſung durch 
eine aufrichtige und einfichtsvolle Ausübung der Gewalten, die fie einſetzt, zum 
Wohle des Vaterlandes beitrage, ſende ich ber Nationalverfammlung meinen 
föniglihen Gruß.” 

15. „ Die Oppofition beantragt ein Tabelsvotum gegen das Minifterium 
wegen der königl. Botſchaft vom 12. d. M. Auf Anregung bes 
Minifters Komunduros ertheilt dagegen die Verfammlung dem Mi: 
nifterium mit 177 gegen 118 Stimmen ein Zutrauensvotum. 

16. „ Die Nat.-Berfammlung entipriht dem einen Verlangen ber fönigl. 
Botihaft bezüglich der Fathol. Geiftlihen, lehnt dagegen das andere 
bezüglich Revifion ber Verfaſſung ab. 

3. „ Die Oppofition beſchließt unter Proteft aus der Nat.-Verfammlung 
auszutreten. Die Kammer löst fih auf, ohne förmlich geichloffen 
zu werben, ohne daß von ihr weber ein Steuergefeb noch ein Budget 
für 1865 votirt worden wäre. 


A. De. Mobification des Minifteriums Kanaris. 

— „ Der König beruft den General Kalergis als Oberjtallmeijter nad 
Athen. Die äffentlihe Meinung fieht in demfelben den zufünftigen 
Staatsftreichminifter. 


IV. 


Anßerenropäilde Staaten. 


Digitized by Google 


1. Bereinigte Staaten von Nordamerika. 


4. Febr. Präfident Lincoln orönet eine neue Aushebung von 200,000 
Mann an. 

23. „ Der Unions:Ndmiral Ferragut bombarbirt das Fort Powell bei 

Mobile (Alabama). 

„Der Obergeneral der Potomdc: Armee Meabe geht über ben Ra 

pidan und Gen. Kilpatrif madt mit 6000 Mann Unionsreiterei 

einen Streifzug bis zu den Erdwerken von Richmond. Meabe zieht 

fi) wieder in feine ‚bisherige Stellung zurüd. 

— ,„ Mißlungene Erpebdition der Unionsgenerale Sherman (von Vicks⸗ 
burg aus) und Smith (von Memphis aus) in Miſſiſſippi. Es 
gelingt ihnen nicht, ſich zu vereinigen. 


21. 


11. März. General Grant wird zum Oberbefehlshaber ver Rotomac-Armee 
ernannt. 
24. Einfall des Südbunds-Generals Forreft in MWeft:Teneffee. 


4. April. Tas Repräfentantenhaus nimmt einftimmig eine Refolution an, 
bahin gehend, daß der Congreß der Ver. Staaten nicht gemwillt fei, 
durch ſtillſchweigendes Zufehen das Ausland in dem Irrthum zu 
lafjen, als ob er ſich gegen die beflagenswerthen Vorgänge in Merico 
gleichgültig verhalte und der Congreß erkläre deßhalb, daß das Volk 
der Ver. Staaten es nicht mit ſeinen Grundſätzen vereinbar finden 
könne, eine in Amerika unter den Auſpicien einer europäiſchen Macht 
auf ben Trümmern ber republicaniihen Staatsreform errichtete mo: 
narchiſche Regierung anzuerkennen. 

» » Wahl eines PVerfaflungsconventes in Maryland: die Partei ber 
Tofortigen Abihaffung der Sclaverei erringt bie Oberhand. 

7. „ Der Senat beichließt in britter Leſung ein Amenbement zur 
Eonftitution, welches die Sclaverei auf dem ganzen Gebiete ber 
Union verbietet. 

8. „ Der Unionsgeneral Banks wird bei Sabine Cross Roads von den 
Südſtaatlichen geſchlagen. Die bisherigen Vortheile der Union in 
Arcanfas und Louifiana gehen dadurch größtentheils wieder verloren. 

13. „ Die Cüpftaatlihen erftürmen unter General Forreſt das fort 
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Pilow bei Memphis in Tenneſſee. Der Mifliflippi ift baburs 
wieber gejperrt. 

14. April. Der Senat vertagt auf den Antrag des Ausſchuſſes für aus 
wärtige Angelegenheiten und im Einverſtändniß mit dem Präfidenten 
bie Berathung des Beichluffes des Repräfentantenhaufes v. 4. April 
bezüglid Merico auf unbejtimmte Zeit. 

— „ Das Repräfentantenhaus bebattirt faft eine Woche über Maf- 
regeln gegen die Abgeordneten Long von Ohio und Harrys von 
Maryland wegen offener Erflärung zu Gunften bes Südbundes 
Der Antrag auf Ausſchließung berfelben erhält, da auch bie Deme- 
craten dagegen ftimmen, nicht die Zweibrittelgmajorität, jo daß lediglich 
ein Tabelsvotum gegen die beiden Mitglieder mit Mehrheit beichlei: 
fen wird. 


3. Mat. Das Repräfentantenhaus verwirft mit 67 gegen 56 Stimmen 
einen Antrag von Garding aus Kentudy, daß die Union unauflöslid 
fei und jeder ſeceſſioniſtiſche Staat mit feinen früheren Rechten und 
Privilegien jederzeit wieder in biejelbe zurüdfehren könne. 

4. „ ©rant geht mit der Potomac-Armee über den Rapiban vor gegen 
Richmond. 

6./12.Mai. Schlacht in der Wilderness zwijchen Grant und Lee. Lee 
zieht fi mit der Armee des Südbundes nah Spotiylvania C. H. 
zurüd. 

13. Mai. Der Unionsgeneral Sherman nöthigt den Südbundsgeneral 
Johnſton die Stadt Dalton in Norbgeorgia zu räumen. Sherman 
beginnt feinen Zug gegen Atlanta, 

14./15. Mai. Der Unionsgeneral Sherman fiegt auf feinem Zuge gegen 
Atlanta bei Rejacca über die Südbündiſchen unter Johnfton und 
gewinnt baburd die Eifenbahnlinie Kingfton:Rom. 

15. Mai, Niederlage des Unionsgeneralg Sigel bei New-Market im 
Shenanboahthale. 

16. „ Butler erleidet vor dem Fort Darling am Jamesfluß bei Richmond 
eine Nieberlage und zieht ih nah Bermuda Hundred zurüd. 

18. „ Grant greift den rechten Flügel Lee's bei Spotſylvania an, wird 
aber zurüdgeichlagen. 

19. „ Lee verjucht, dem rechten Flügel Grant's zu umgeben, wird aber 
zurüdgeichlagen. 

24. „ Grant zwingt Lee durch Manövriren, fi mit ber Armee bes 
Sündbunds zwiichen den North und South Anna River zurüdzuzieben. 

26. „ Grant zieht fi nad der Norbfeite des North Annafluffes zurüd, 
um über den Pamunfey zu gehen, was bis zum 30. Mai aus: 
geführt wird. 

29. „ Lee fieht fi durch die Bewegungen Grants genöthigt, auch über 
ben Anna River zurüdzugehen und nördlich vom Chikahominy Stellung 
zu nehmen. 
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31. Mai. Die Cleveland-Convention bezeichnet Fremont als ihren Präſident⸗ 
Ihafts-Canbibaten. 

Plattform (Parteiprogramm) der Convention: Art. 1—3 erflären 
fih für unbedingte Erhaltung der Union und unbedingte Unterbrüdung ber 
Rebellion. Art. 4 erklärt ſich für bie unverletzliche Erhaltung bes Rechts 
ber freien Rebe, ber freien Preffe und ber Habeas-Corpus-Acte, die im Kriege: 
zuftand befindlichen Diftricte allein ausgenommen. Art. 5 forbert eine in 
bie Verfaſſung aufzunehmende Beitimmung, wonad bie Sclaverei nie wieber 
bergejtellt, dagegen allen Ginwohnern ber Union abfolute Gleichheit vor dem 
Geſetz gefichert werben fol. Art. 8 will die Monroe-Doctrin förmlich zum 
Grundſatz erhoben und bie Errichtung einer antirepublifanifchen Regierung 
auf dieſem Gontinent nicht geduldet wiſſen. Art. 10 verlangt ein Termin: 
Princip für die Präfidentemvabl d. b. ein verfaſſungsmäßiges Verbot ber 
jofortigen Wiederwahl eines Präfidenten. Art. 11 wünfcht eine Veränderung 
ber Berfafjung, jo daß ber Präfident und ber Vicepräfibent der Union in 
Aufunft dur directe Volkswahlen gewählt würden. Art. 13 trägt auf 
Eonfiscirung ber den Rebellen gehörigen Ländereien und bie Vertheilung ber: 
jelben unter bie Soldaten und wirkliche Goloniften als auf eine Mahregel 
ber Gerechtigfeit an. 

„„ Die Hälfte der Armee Butlers, 15000 Mann unter General 
Baldwin Smith, werden auf dem Jamesfluß eingeſchifft und bei 


Whitehouſe zur Unterftüßung Grants ausgeichifft. 


2. Juni. Der Unionsgeneral Sherman bejekt auf feinem weiteren Zuge 
gegen Atlanta ben Altoona-Paß. 

3. „ Grant jucdt den Uebergang über den Chifahominy zu erzwingen, 
wird aber von Lee mit großem Verluſte zurückgeworfen. 

4, „ Fremont nimmt die ihm von der Cleveland Convention angebotene 
Präfidentihafts-Candidatur an und geht in feiner Zufchrift an bas 
Eomite berjelben auf die Gründe ein, die ihn dazu bewegen: 

„Wäre Mr. Lincoln den Principien, zu beren Vertheidiger er ermählt 
wurde, treu geblieben, jo hätte feine Spaltung entftehn fünnen und ein Wahl- 
fompf wäre eine Unmöglichkeit geweſen. Jetzt aber handelt es jih darum, 
ob dem Volke jeine verfaffungsmäßige Freiheit bewahrt bleiben fol... . 
Im Sande haben wir nun bie militärijche Dietatur mit all ihren Mißbräuchen, 
aber ohne ihre Ginheit der That und Kraft der Ausführung; eine Regierung, 
die fih im Innern durch Mißachtung conftitutioneller Rechte, durch Verlegung 
perfönlicher jreibeit wie ber Freiheit ber Prefje charakterifirt. Nah außen 
bin trägt ihr Auftreten den Stempel einer Schwäche und einer Principlofigkeit, 
melde europäifhe Mächte mifleitet und zu dem Glauben verführt, als feien 
nur Handelszwede und perfönliche Anterejfen, nicht aber große Principien das 
Object des Kampfes. Die Unfähigkeit und Selbſtſucht ber Regierung hat 
natürlih nur folhe Reſultate gehabt, daß die europäifchen: Mächte zu ber 
Anfiht kommen mußten, mit feiner weit größeren Bevölkerung und mit all 
feinen ungeheuren Hilfsquellen werde ber Norden doch nicht im Stande fein, 
den Süden wieberzuerlangen. Sympatbien, welche vom Ausbruche bes Krieges 
ung zugewandt häften fein müſſen, wandlen jich gegen uns. Gegen biefe 
unglückſelige > ber Dinge war bie Cleveland-Convention ein Proteft. Die 
Prineipien, welche fie als Bafis angenommen bat, haben meine volle und 
unbebingte Zuftimmung; doch kann ich allen Maßregeln, welche Sie vor« 
geihlagen, nicht fo ohne weiteres beipflichten. Ich glaube nicht, daß eine auf 
das Eigenthum aller Rebellen ausgebehnte Gonfiscation ausführbar fein würbe, 


316 Amerika, 


und wäre es boch an bem, fo halte ich es nicht für eine Maßregel gelur 
Politif. Die Entſcheidung dieſer Frage liegt beim Volke ſelbſt. Als ı 
Kriegsmaßregel beim Ausbruche einer Empörung, bie durch ungefäumtes jtı 
ges Vorgehen ſich unterdrüden ließe, vermag ich ben politiihern Werth 

Gonfiscation wohl zu begreifen, nicht aber als eine ſchließliche Maßregel 

Reconjtruction nach ber Unterdrüdung eines Aufftandes. In ben Anordn 
gen und Abrechnungen, welche einem Friebensichluffe folgen müffen, darf ı 
ſich durch fein Racegefübl beirren Iafien. Der Zwed bes Krieges iſt 

bauernde Sicherung des Friedens und der Wohlfahrt des ganzen Yanbdes ı 
der Grreichung dieſes Zieles ftand nur ein Element im Wege. Diefes ( 
ment der Sclaverei dürfen wir als practifch vernichtet anjchen, und es bei 
nur der von Ihnen vorgeſchlagenen Aenderung der Gonftitution, um fei 
Untergang volljtändig zu machen... Wenn die Convention von Baltim 
einen Candidaten aufitellen wird, deſſen Vergangenheit ein wohlbabendes ; 
trauen rechtfertigt, daß er unfern Gardinalprincipien Treue bemabren weı 
jo ift fein Grund zu einer Spaltung der wahren Patrioten des Landes ı 
banden, und id würde mich glücklich ihäßen, ihm meinen auftichtigfien u 
thätigften Beiftand zu leihen. Das würde ich lieber thun denn jelbit 

Candidat auftreten. Sollte aber Mr. Fincoln aufgeftellt werden, fo wird fe 
andere Alternative bleiben, als gegen ihn jedes Element gewifienbafter Or! 
fition zu Hilfe zu rufen, um dem Unglücke feiner Wiederwahl vorzubeug 
Denn unbeilvoll würde es für das Fand fein, eine Politik gutzuheißen u 
eine Macht zu erneuern, welche uns Taufende von Menichenleben gefofter u 
unnöthiger Weiſe das Yand auf die Bahn zum Bankerott gebracht bat. 5 
biefen Fall nehme ich daher Ihre Ernennung an, und habe als vorbereiter 
Mapregel meinen Poſten in der Armee niedergelegt. Ich bringe das Op 
nur, um bie Freiheit der Rebe wieberzugeiwinnen und zur Ausführung | 
a mit der Sie mich betraut haben, Fein Hinberniß in meinem U 
zu laſſen.“ 

5. uni. Der Unionsgeneral Hunter ſchlägt die Sübftaatlihen bei Stantı 
in Shenandoahthale und befegt Lovington auf der Eiſenbahnlin 
bon Charlottesville nah Lynchburg. 

7.8. Juni. Der Nationalconvent der republicaniichen Partei in Baltimo 
befignirt mit allen gegen 22 Stimmen, die auf General Gra— 
fallen, ven Präfidenten Fincoln abermals zum Ganbibaten für b 
Präfidentihaft und den Senator Andrew Johnſon von Tenneſſee fi 
bie Vicepräfidentichaft. 

Die Plattform erflärt fih gegen jeden Compromiß mit den Rebelle 
und für die unbedingte Ausrottung der Sclaverei. „Wir billigen ben En 
fhluß ber Bundesregierung, auf feinen Compromiß mit ben Rebellen einzı 
‚gehen, unb Feine anderen Friedensbedingungen bdarzubieten ala unbebing 
Unterwerfung und Rückkehr zum gebührenden Geborfam gegen die Bunde 
verfaſſung und ber Bundesgeiege. Wir fordern die Regierung auf, in bielt 
Stellung zu verbarren, und im vollen Vertrauen aut bie Opfermilligfei 
Vaterlandsliebe, Heldenmütbige Tapferfeit und unerfchütterlice Hingabe de 
amerifanifchen Volks an die Sache feines Landes und die Freiheit ben Krie 
mit ben größtmöglichen Gnergie bis zur vollfommenen Unterbrüd 
ung ber Rebellion fortzufegen. Da die Sclaverei die Grundlag 
ber Rebellion ift und nod immer die Stärke berfelben bildet, und da di 
Sclaverei jederzeit und überall mit den Grundlagen der republicaniichen Re 
gierungsform im Widerſpruch fteht, fo erbeiichet die Gerechtigkeit ebenſowoh 
wie das Lebensintereffe der Nation ihre gänzlihe und vollftändig: 
Ausrottung auf dem Boben ber Republif. Wir billigen und ver: 
treten alle diejenigen Handlungen und Erlaffe, wodurch die Negierung in 


Amerika. 317 


Selbjtvertheibigung einen Todesſtoß gegen jenes gigantifche Unrecht zu ar 
verſucht hat. Außerdem befürworten wir die Annahme eines Zuſatzes 
zur Bundesverfajjung, wodurch bie Eriſtenz ber Sclaverei innerhalb 
der Gränzen ober der AQurisdiction der Vereinigten Staaten auf immerbar 
beendet und verboten wird.“ Ferner erklärt fie ich für Ausübung ftrenger 
Retorfion wegen ber von ben Südjtaatlichen an Negerfoldaten begangenen 
*räuel, für die Ermunterung und Beförderung ber Einwanderung, gegen 
jeden Gedanfen einer Nepudiation ber Nationalihuld und für fräftige Beſteue— 
rung. Endlich tritt fie entſchieden dem Beſchluſſe des Repräſentantenhauſes 
vom 4. April bez. Merico bei und ſpricht ihr Mißtrauen gegen. die beiden 
conferpativen Mitglieder des Gabinets, Seward und Blair, aus. 

10. Juni. Beide Häufer des „Congreſſes der conföberirten Staaten von 
Amerika” beichließen ein „Manifeft über den gegenwärtigen. Krieg 
mit den DBereinigten Staaten” zu erlaffen, um vor der Welt „die 
Principien, die Gefinnungen und die Abfichten zu erklären, welche 
die Vertreter der Bonföderation geleitet haben und noch leiten.“ 

Dad Manifeit bezeichnet als Zwed des Krieges, „die nothwendige Be⸗ 
ſchützung ererbter Rechte und — Infimtonen (Sclaverei)“, erklärt 
jedoch, daß „die Conföderirten ſich nicht ſcheuen, einen aufrichtigen Wunſch 
nach Frieden, unter Bedingungen, die mit ihrer Ehre und ber dauernden 
Sicherſtellung ihrer Rechte verträglich find, auszuſprechen“ und ſchließt endlich 
dahin: „Das wildeſte Gemälde, welches jih eine Franke Phantaſie jemals aus: 
gedacht at, fommt der Tollheit micht gleich, welche von der Beſiegung von 
acht Millionen Menſchen träumen kann, die eines Sinnes entjchloffen find, 
lieber als Freie zu jterben, denn als Sclaven zu leben, und bie fich ichon 
eine Warnung gejhöpft haben aus dem Geifte dev Wildheit und ber Vers 
heerung, mit welchem biefer Krieg gegen fie geführt wird, und aus ben wahn⸗ 
ſinnigen Geftänbniifen, welche ihnen für den Fall idrer a eine 
mebr als ägyptiſche Gefangenſchaft drohen.“ 

11. „ Präſident Lincoln zeigt der Baltimore-Convention an, daß er ihre 
Defignation zum Präfidentichaftscandidaten annehme und mit bem 
vorgejchlagenen Amendement zur Gonftitution, das die Abſchaffung 
ber Sclaverei bezwede, einveritanden jei. 


„» Das Repräjentantenhaus bejchließt mit 84 gegen 58 Stimmen, 

das Geſetz bezüglid flüchtiger Sclaven aufzuheben. 

13—15. Juni. Grant verlegt feine Operationsbafis von White Houfe 
an den James River, geht mit drei Corps über diefen Fluß und 
verihangt fi) bei Bermuda Hundreds. Vereinigung mit dem Corps 
Butlers. General Baldy Smith marſchirt gegen Petersburg und 
erftürmt eine Anzahl Borwerfe der Statt. 

16—17. Juni. Die Truppen des Südbundes werden aus ben äußeren 
Vertheidigungswerten von Petersburg volljtändig verbrängt. 

18. „ Petersburg ift von den Gonföberirten verftärft worden: brei neue 
Angriffe der Unionstruppen auf die Stadt werben abgejchlagen, 
Grant verſchanzt fih vor St. Petersburg. 

19. „ Der fübftantlihe Kaper Alabama unter Capitän Summer wird 

von ber Unionscorvette Kerſeage im Angeſicht des franzöflihen Has 

fens von Cherbourg in Grund gebohrt. 


13. 
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21. Juni. Grant jchiebt jeinen linken Flügel nad der Petersburg-Welb 
Eiſenbahn vor. 

22. „ Die Unionsruppen im Shenandoahthal find genöthigt, ſich wis 
zurüdzuziehen. 

24. „ Ein Angriff Sherman’s, auf feinem Zuge gegen Atlanta, auf 
fefte Stellung des Südbundgenerals Johnſton auf dem fte 
Keneſaw-Berge vor Marietta wird mit beträchtlichem Verluſte at 
ſchlagen. 

27. „ Grant madt einen neuen Verſuch, ſich der Weldon-Eiſenbahr 
bemädhtigen. 

— „ Der Antrag auf verfafiungsmäßige Abichaffung der Sclaverei 
hält im Repräfentantenhaus nur eine einfache, nicht die dafür nı 
wendige Zweidrittele:Majorität und gilt deßhalb für verworfen. 

— „ Die Staatsconvention von Maryland bejchlieft mit 53 ge 
27 Stimmen die Abjhaffung der Sclaverei. 


2. Juli. Senator Feſſenden wird an Ehaje’s Stelle vom Präfidenten ; 
Finanzminiſter ernannt. 

3. „ Sherman bejegt Keneſaw und Marietta. Die Conföderirten ; 
ben ſich auf den Fluß Chattanochie zurüd. 

3—16. Juli. Einfall der Südjtaatlihen in Maryland. 

18. „ Ein Privatverfuh, den Frieden zwiſchen den beiden Theilen I 
Union zu vermitteln, veranlaßt den Präfidenten Lincoln zu ber ( 
Härung: 

„Für alle Beirefienden: — Jeder Vorſchlag, der die Wiederberftellung 
Friedens, die Integrität der ganzen Union und die Aufhebung der Sclave 
umfaßt, und der durch und mit Willen einer Autorität gemacht wird, wel 
über die jeßt im Krieg gegen die Vereinigten Staaten befindlichen Heere 
gebieten vermag, wird von der Erecutivregierung ber Vereinigten Staaten & 
gegengenommen und in Erwägung gezogen werden, und darf liberaler Bed 
gungen in Betreff wejentlicher und nebenher in Frage kommender Punfte | 
wärtig fein, und ber oder die Ueberbringer berjelben follen ficheres Geleit ! 
und zurüderbalten.“ 

19. „ Sherman langt vor Atlanta an. 

20/22. Juli. Zwei Angriffe des fühjtaatlihen Gen. Hood auf Sherm 
werden abgejchlagen. 

21. „ Lincoln ruft wieder 500,000 Freiwillige zu den Waffen, we 
bis zum September diefe Zahl nicht volljtändig geftellt wird, je tr 
für den Reſt Conſeription ein. 

28. „ Auch ein dritter Angriff des füdftaatlichen Generals Hood A 
Sherman wird abgeicdhlagen. 

30. „ Grant unternimmt vergeblid einen Sturm auf Petersburg. 


5. Aug. Der Unions-Admiral Ferragut paflirt Fort Morgate, macht d 
Panzerſchiffe der Südftaatlihen kampfunfähig und nähert ſich Mobil 
Fort Powell wird von den Conföberirten geräumt. 
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6. Aug. Grant jchlägt einen Ausfall aus Petersburg zurüd. 

8. „ Fort Gaines bei Mobile capitulirt. 

3.—17. Aug. Diverfion Grants auf dem linken Ufer bes Jamesflufjes. 

6. „ Großartiges Meeting in Newyork für die Präfidentichaftscandi: 
datur M’Clellans. 

8 „ Nachdem Grant durd die Diverfion auf der linfen Seite des 
James River Lee beichäftigt, greift er plöglic auf jeinem linken 
Flügel an, jest fih an der Weldon-Eijenbahn feſt und behauptet die 
Stellung unter heftigen Kämpfen. 

19, 21. u. 25. Aug. Lee macht umjonjt energijche Berjuche, ſich der 
Weldon-Eijenbahn wieder zu bemächtigen. 

3, „ Fort Morgan bei Mobile ergibt fi) dem Unionsabmiral Ferragut. 

29. „ Zufammentritt der Convention der demokratiſchen Partei in Chi: 
cago; dieſelbe bezeichnet M'Clellan als ihren Präfidenticaftscandi- 
daten. 


Plattform ber Convention: „l) Vor wie nach werden wir ber 
Union unter ber Gonititution als ber ne, dauerhaften Bafis der Stärfe, 
Sicherheit und Wohlfahrt des Volkes und als einer für das Glüd und Ges 
beihen aller Staaten, ber nördlichen ſowohl als der ſüdlichen, gleich eripriep- 
lichen Regierungsform mit unerjchütterliher Treue anhangen. 2) Die Con: 
vention erklärt im Sinn bes amerifanijchen Volfs ausdrüdlich, daß nach vier 
Jahren vergeblicher Anjtrengung, die Union auf bem Wege bes Kriegs wieder: 
berzuftellen (nad) einer Zeit während welcher unter dem Vorwand militärijcher 
Nothwendigkeit als einer über der Gonjtitution ftehenden Gewalt die Conſti— 
tution allerwärts mipachtet und öffentliche Freiheit und Privatrechte gleicher« 
mapen mit Füßen getreten worden find), Gerechtigkeit, Menjchlichkeit, Freiheit 
und die öffentliche Wohlfahrt es erheiſchen, daß unverzüglich Schritte zur Her= 
beiführung einer Einjtellung der Keindjeligfeiten und zur darauf: 
folgenden Einberufung einer Convention aller Staaten oder zur Aufbietung 
anderer friedlihen Mittel gethan werden, damit jo bald wie möglich ber 
Friede auf Grundlage der füderalen Union aller Staaten wieber bergejtellt 
werde, 3) Die directe Einmijchung der Militärbehörden der Vereinigten Staaten 
bei den neulichen Wahlen in Kentudy, Maryland, Mifjouri und Delamare 
war eine Shmachvolle Verlegung ber Gonjtitution, und bie Wiederholung ſolcher 
Acte wird für revolutionär gehalten und mit allen uns zu Gebote ftchenden 
Mitteln und Kräften zurüdgewiefen werden. 4) Das Ziel und Augenmerk 
der dbemocratijchen Partei iſt die vollftändige Aufrechthaltung der Union und 
der Mechte der Staaten, und die Partei erflärt daher, daß fie in der abminis 
Nrativen Ujurpation außerordentlicher und gefährlicher, von ber Gonjtitution 
nieht gemwährter Gewalt — in dem Umfturz der Civil- und Veilitärgefege in 
nihtaufftändiichen Staaten, ber willfürlichen militärifchen Verhaftung, Ein: 
ferferung und Verurtheilung amerikaniſcher Bürger in Staaten, wo das Civil- 
geſetz in voller Kraft fteht, der Unterdrüdung der Rebe: und Preßfreibeit, ber 
Verſagung des Ajylrechts, der offenen und erklärten Mißachtung der Staatsrechte, 
der Auflegung ungewöhnlicher Loyalitätseide und ber Vertümmerung bes volks— 
thümlichen Rechts Waffen zu führen — eben fo viele Hinbernifje fieht, welche 
der Wieberheritellung ber Union und der Aufrechthaltung einer Regierung, bie 
ihre rechtmäßige Macht aus der Zuftimmung der Regierten ableiten muß, in 
den Weg treten. 5) Die ſchmachvolle Mifachtung der Pflichten, welche ber 
Regierun gegen unjere Mitbürger obliegen, die fich als Kriegsgefangene jchon - 
d lange in einer bejammernswertben Lage befinden, verdient ben ſchärfſten 
Tadel, ſowohl vom Gejichtspunfte der ftaatlichen als ber allgemeinen Humanität. 
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6) Die deniocrariiche Partei ſympathiſirt auf's tieffte und ernſteſte mit de 
Soldaten unierer Armee, weldye unter dem Banner unieres Yandes im Keil 
geitanden —* und noch ſiehen, und falls wir die Machtſtellung erlange 
werden diele Soldaten aller Sorgfalt, Beſchützung, Beachtung und Freust 
fichkeit theilhaftig werden, welche die braven Srieger unjerer Republif im I 
hohem Grab verdienen.“ 


1. Sept. Der jübftaarlihe General Hood wird bei Znesborough ve 


12. 


20. 


21. 
24, 


1 


Sherman geſchlagen und räumt Atlanta, das von den Unionstruppe 
beſetzt wird. 

„ M'Elellan nimmt die ihm von der Chicago-Convention angebo 
tene Präfidentihafts-Candidatur an, erklärt jedoch dabei ausbrüdlic 
daß die Union auf alle Gefahren bin und um jeben Preis wiebe 
bergejtellt werden müſſe. 

„ Sieg des Bunbesgenerals Sheriban am Opequan im Shenandoat 
thale über General Early. 

„ Zweiter Sieg Sheridans über Early bei Fiſhers Hl im Shenan— 
boahthale. 

„Fremont tritt als Präfidentihaftscandidat zurüd und jpricht die 
Nothiwendigfeit aus, die jeiner Partei obliege, trotz principieller 
Meinungsverichiedenheiten für die Wiederwahl Lincolns zu ftimmen: 

„Das Programnı von Chicago iſt einfah Trennung der Union. GEe— 
neral M'Clellans Annahmejchreiben ift Wiederberitellung der Scla: 
verei. Der republicanijche Candidat bat ſich im Gegenſatze dazu für bie 
Wiederheritellung der Union ohne Sclaverei verbindlich gemacht, und wie zau: 
dernden Charakters jeine Politik auch immer fein mag, jo dürfen wir doch 
— daß ber von ſeiner Partei auf ihn ausgeübte Druck ihm zur Erfüllung 
eines Gelöbnijjes zwingen wird. Zwiſchen jenen Gegenjägen kann fein An- 
bänger der liberalen Partei zweifelnd jchwanten, und ich glaube in Tolgerid: 
tiger Uebereinjtimmung mit meiner bisherigen Laufbahn zu handeln, wenn id 
jest zurüdtrete, nicht Jowohl um den Sieg Hrn. Lincolns zu befördern, ale um, 
was in meinen Kräften fteht, zur Verhinderung dev Wahl des demo: 
cratijhen Kandidaten zu thun. Was Hrn, Pincoln betrifft, jo denke 
ich über ihn noch gerade jo, wie ich es in meinem Annabmeichreiben ausge: 
ſprochen habe. Ich bin ber Anfiht, daß feine Abminijtration in politijcher, 
militärijcher und finanzieller Beziehung eine fehlgeichlagene zu nennen, und 
daß ihre nothwendige Fortdauer für das Land ein Grund des Bedauern if. 
Die Convention von Gleveland jollte das Berdammungsurtbeil (über Lincoln), 
welches man ſich unter einander jeit zwei Jahren ohne Rüdbalt mitgetbeil: 
hatte und welches dem Präjidenten völlig befannt gemacht worden war, offen 
ausiprechen. Jedoch fanden ſich in der ungewiſſen Lage ber Dinge bie leitenden 
Männer nicht gewillt, eine Mifbilligung und ein Verbammungsurtbeil aus 
zuiprechen, welche Herrn Lincolns Gandidatur unmöglich gemacht haben wür: 
den, und ihr anbaltendes Schweigen, wie ihre Unterjtüßung waren die Urſache, 
daß ſich im Volke eine Anjicht zu feinen Gunften bildete, die num feine 
Wahl mehr läßt. Hält fie zufammen, fo ift die rvepublicaniiche Partei 
des Sieges gewiß; jpaltet fie fich, jo wird der Ausgang der Präſidentenwahl 
zum Wenigſten in Frage geſtellt.“ 

„Der Präſident des Südbundes, Jefferſon Davis, geſteht in einer 
Rede zu Macon offen ein, daß die militäriſchen Hilfsmittel der Süd— 
ſtaaten nachgerade auf die Neige gehen. Richmonder Blätter treten 
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nunmehr mit dem Plane hervor, die Neger zu Vertheidigung ber Eon: 
föderation zu bewaffnen. 

‚Sept. Lincoln entläßt den Generalpoftmeijter Blair. 

„6. Oct. Der Bundesgeneral Sheridan macht bei Port Republic, 
auf dem Wege aus dem Shenanboahthal nad) Charlotteville, Halt 
und zerftört in weiten Umfreife alle für die Verproviantirung von 
Richmond wichtigen Getreidevorräthe. 

30. Sept. Gen. Butler nimmt die äußerte Befeftigungslinie auf der Süd— 
oitjeite von Petersburg, Gen. Meade jtellt feinen linken Flügel in 
Kanonenjchußweite von der Petersburger-Lynchburger Eifenbahn auf. 


Dt. Einfall der Eonföderirten unter General Price in Miffouri. 

„ Lee macht einen vergeblihen VBerfuh gegen die von Orant am 
30. Sept. vor Petersburg eingenommene Stellung. 

„ Der Unionskriegsbampfer Wafluchet entert im Hafen von Bahia 
(Brafilien) das jüdftaatlihe Kaperſchiff Florida. 
 „ Der Unionsgeneral Sheridan ſchlägt die ihn auf feinem Rückzuge 
im Shenanboahthal verfolgende Cavallerie der Conföberirten. 
 „ Die Staatswahlen in Bennjylvanien, Ohio und Indiana, bie man 
ald Hauptprobe für den Ausgang der Präfidentenwahl anzujehen 
pflegt, fallen ganz überwiegend zu Gunften ber republicaniichen Partei 
aus: jtatt wie bisher 21 Republicaner und 33 Demofraten werben 
diefe drei Staaten 44 Republicaner und nur 10 Demokraten in ben 
neuen Congreß ſchicken. 
.„Sheridan zieht ſich nach Strasburg im Shenandoahthal zurüd 
* ſchlägt hier den ihm nachrückenden conföderirten General Long: 
eet. 


„Gränzverletzung von Canada aus durch ſüdſtaatliche Freibeuter: 
Ueberfall der Stadt St. Albans. 
u Das Volk von Maryland nimmt in ber Urabſtimmung bie neue 
Staatsverfaffung an, welche die Sclaverei unbedingt und ohne Ent: 
ſchädigung für die Eigenthümer abſchafft — ber erfte der 15 Scla— 
venjtaaten, der in volltommen legaler Form und ohne bie Dazwiſchen⸗ 
funft militärifcher Einflüffe die Sclaverei bejeitigt. 
„ Der conföderirte General Price wird von General Roſenkranz bei 
Independence (Miffouri) gefhlagen und genöthigt, fi nad Arcanſas 
jurückzuziehen. 
. „ Erfolglofer doppelter Angriff Grant's gegen die Stellungen Lee's in 
Richmond und Petersburg. 
”. „ Lincoln proclamirt das bisherige Territorium von Nevada als 
Staat der Union. 
“Ro. Die Armee Grants ift damit befchäftigt, fi vor Richmond und 
Petersburg für den Winter häuslich einzurichten. 
” „ Gen. Butler übernimmt das Commando in Newyork für bie 
Zeit der Präfidentichaftswahl und zeigt dieß den Einwohnern durch 
21 
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eine befondere Kundmachung an, „um jeder möglichen Eventualität 
vorzubeugen.” 
T.Nov. Eröffnung des Congrefjes der Südftaaten in Richmond. Botichaft 


des Präfidenten Jefferſon Davis. 

Der Präfident gibt darin eine Weberfiht der Sachlage und erflärt dic 
militärische Lage für eine entjchieden den Sübjtaaten günjtige. Die Finanz: 
lage fei infofern befriedigend, als eine weife Gejepgebung bei den unermer: 
lihen Hülfsquellen des Südens die Mittel, welche die Bebürfniffe bes Kriege 
erbeifchen, prompt berbeifchaffen werde. Die Beziehungen zum Auslande jeien 
diejelben geblieben. Befremden müfje es, daß bie Nationen Europas ſich noch 
nicht zur Anerkennung ber Gonföderirten Staaten verjtehen wollten, da doch 
ſowohl bie franzöfifche als die engliihe Regierung ſchon lange ihre Ueberzeu: 
gung ausgeſprochen hätten, daß die Vereinigten Staaten nicht im Stande fein 
würden, die Eonföderation zu unterjochen. Vor zwei Jahren ſchon habe die 
franzöfifche Regierung den Gabinetten von London und Gt. Peteröburg vor: 
geftellt, daß der Norden nicht fähig ei, einen entjchiedenen militäriichen Erfolg 
zu erringen, und die Antworten Englands und Rußlands Hätten gegen biele 
Anfiht durchaus feinen Widerfpruch erhoben, Die neutralen Staaten fuchten 
nun das Unrecht, welches fie durch Unterlafjung der Anerfennung begeben, 
daburch zu bemänteln, daß fie vorgeben, eine Anerkennung ohne darauffolgende 
Intervention fei ganz ohne Werth. Der Süden aber bege gar fein Verlangen 
nad Intervention, und fei im Gegentheil mißtrauiſch gegen deren vorgeblide 
Bortheile. Der Süden wifje ſich jtarf genug, fein Recht und feine Unabhän: 
gigfeit zu vertheidigen. Im Jahr 1862 habe England fi) der Anerkennung 
gemweigert, weil ein Schritt der brittifchen Regierung in dieſer Krifis, fei er wel: 
her Art auch immer, bie Peidenjchaften der Kriegführenden nur noch mehr ent: 
flammen und die Rückkehr des Friedens verhindern würde. Daß dieſe Anficht auf 
a berube, beweije jedoch die Erfahrung; denn der Erfolg fei gerade das 

egentheil von dem gewejen, was das brittiiche Minifterium mit menjchlichem 
Intereſſe gewünſcht habe. Die entgegengejegte, die gegen ben Süden geredte 
Politik ftehe noch in der Macht der brittifchen Regierung, und würde, wenn 
durchgeführt, erwünfchtere Nefultate im Gefolge haben, als die bisherige Po: 
litik. Der Krieg müſſe zur Unabhängigkeit führen; Frieden obne die 
Bedingung der Unabhängigfeit werde der Süden nie ab: 
ſchließen. Es fei aber nicht zu erwarten, daß ber Norden ben neutralen 
Mächten in der Anerkennung bes Südens vorangeben werde. Die Geſchichte 
werde deßhalb die Nationen Guropa’s nicht freifprechen können von einem 
Theil dev moralifchen Verantwortlichkeit für die von dem Kriege verſchlunge— 
nen Menjchenopfer. Auf die Frage betreffs der militärifhen Ver: 
wendbarkeit der Negerfclaven eingehend, empfiehlt Präfıdent Davis 
den Anfauf der von der Regierung verwendeten Sclaven, welch legtern bei 
bev Beendigung ihrer Dienjtzeit die freiheit in Ausficht gejtellt werden folle. 
Die Zahl der im Dienft der Regierung ftehenden Sclaven möge auf 40,000 
erhöht werden ; fie follen hauptjächlieg als Arbeiter und Tioniere beichäftigt 
werden. Dieje Anzahl würde nach einiger Schulung eine viel merthvollere 
Rejerve für den Nothfall fein als eine noch fo große Menge, die plöglih und 
ohne Vorbereitung von der Feldarbeit abgerufen würde. Ueber jene Zabl 
und jene Bejhäftigung binauszugeben, erfheine nicht ratb: 
jam. Der Präfident fpricht feine Mifbilligung einer allgemeinen Ausbebung 
und Bewafnung ber Sclaven noch weiterhin aus, fügt aber hinzu, daß dann 
a feine Entjheidung nit mehr fraglidh bleiben könne, 
wenn ſich die Alternative ber Unterjohung burd ben Keind 
ober ber Einftellung ber Sclaven ing Heer barbieten follte 
Der Süden ſei bereit Unterhandlungen zur Herbeiführung einer friedlichen 23: 
jung anzufnüpfen; die Regierung bes Nordens dagegen babe ihren feften Ent: 
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ſchluß ausgefprochen, nicht am Frieden zu denken, wenn ber Süben fidy nicht 
derrütbig unterwerfe. Und es jei aljo feine Hoffnung mehr vorhanden auf 
ein Ende der Feindſeligkeiten, bis der Norden aus ber Täufchung, als fei er 
im Stande, den Süden zu unterjodhen, aufwache. 


S.-Ror. Wahl des Präfidenten der Union für 1865—69. Lincoln 
wird zum zweiten Mal gewählt. Vollſtändiger Sieg der republi: 
caniſchen über die bemocratifche Partei: das Wahlrefultat macht bie: 
jelbe in ſämmtlichen freien Staaten zur herrſchenden Majorität und 
fegt in allen diejen Staaten, mit einziger Ausnahme von New-Jerſey 
die gefammte Staatsgewalt in ihre Hände. Sechs der bisherigen 
Sclavenjtaaten ftehen wieder zur Union (Maryland hat die Sclaverei 
bereits enbgiltig abgefchafft, die andern find mit der Abſchaffung be: 
\häftigt). 


Es ftimmen für Lincoln und Johnſon: 


Newyork Wähler 33 Maſſachuſetts Wähler 12 
Pennſylvania 28 Maine 7 
Ohio „21 Gonnecticut 6 
Illinois 1416 New Hampſhire : 5 
Indiana . 32 Vermont ä 5 
Mihigen u 8 Rhode Island ö 4 
Bisconfin ö 8 California a 3 
Jowa 8 Oregon — 3 
Minneſota 4 Newada 3 
Kanſas 3 Maryland 7 
Weſt⸗Virginia — 5 Miſſouri 44 


Total 213 
Dagegen für M’EClellan und Pendleton: 
Kentucky Wähler 11 


Delaware | 


‘ 


Total 21 

Bon den Urwählern ftimmen für Lincoln 2,185,502, für M’Clellan 
1,773,200 Wahlberechtigte; bleibt alſo eine Majorität von 407,302 Stimmen. 
Die einzigen Staaten, in welchen Lincoln gefchlagen wurde, zeigen: New-Jerſey 
60,723 für Lincoln gegen 68,024 fir M’Clellan, Kentufy 26,592 gegen 
61,478, Delaware 8155 gegen 8767. Harte Kämpfe ſetzte es ab in bem Staate 
Newyork, 368,735 für Lincoln gegen 361,986 für M’Elelan, in PBennfyl- 
vanien 296,391 gegen 276,316, Connecticut 44,691 gegen 42,285, New: 
Hampibire 34,382 gegen 32,200. Einen ber entjcheidenften Siege errang 
Lincoln in Maffachujetts, 126,742 gegen 48,745. In dem früheren Boll: 
werk ber Sclaverei im Norden, Maryland, hatte Lincoln im Sabre 1860 
nur 2294 Stimmen erhalten, jett aber 40,153; jo bat fih auch in Mif: 
fouri bie Zahl der ihm günftigen Stimmen von 17,028 auf 71,192 er: 
erhoben 


Das neue Repräjentantenhaus wird 134 Republicaner und 47 Democra=: 
ten, ber Senat 38 Republicaner und 14 Democraten zählen. 

Faſt eben fo wichtig als die Wahl Lincolns ift die bes republi: 
tanifhen Gandidaten YFenton zum Gouverneur von Newport (ſtatt 
des bemocratiihen Seymour) mit einer. Majorität von 23,160 
Stimmen. 

2. Nev. General Sherman beginnt von Atlanta aus feinen Fühnen Zug 


quer durch Georgien nad) Savannah. — 
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16.Nov. M’Clellan verlangt und erhält feine Demiffion als General. 

20. „ Sherman überfchreitet auf feinem Zuge den Ocmulgerfluß un 
rückt am folgenden Tage in der Hauptjtadt von Georgia Millidg 
ville ein. 

25. „ Mißlungene Brandftiftung in 14 Hotels von Newport. 

26. „ Seward lehnt die Annahme einer engliihen Friedensadreſſe a 
das nordamerikaniſche Volk ab. 

28. „ M’Clellan wird in Neweiferfey zum Ingenieurhef einer Eifenbab: 
mit 25,000 Dollars Gehalt ernannt. 

30. „ Der nah dem Abzuge Shermans von Atlanta als Diverfion nı 
Tennefjee eingefallene Südbunds-General Hood iſt bis zur Hauptitad 
Naſhville vorgebrungen. 


5. Dec. Seward lehnt die Annahme einer engliihden Cammlung vor 
17000 Pd. St. zur Vertheilung unter die füdlichen Gefangenen ab 

9, „ Eröffnung des Congreſſes in Waſhington. Botſchaft Yincolns 
Finanzbericht Feſſendens. Seward veröffentliht ein 1400 Geiter 
ftartes Blaubuch. 


Botſchaftdes Präſidenten: „Der Krieg bauert fort. Seit unjerer legten 
Sabhresbotichaft ſind ſämmtliche dazumal von unfern Truppen bejegten Linten 
und Bofitionen behauptet worden; unſere Armeen find ununterbrochen vor: 
gerüdt und haben die im Rüden liegenden Gebiete geläubert, ſo daß Miffouri 
Kentudy, Tennefjee und Theile anderer Staaten wieder ziemlich gute Ernten 
geliefert haben. Die wichtigjte Erfeheinung in den militäriſchen Operationen 
biejes Jahrs iſt General Shermans Verſuch, 300 Meilen weit mitten dur 
das Injurgentengebiet vorzudringen. Es beweist einen großen Zuwachs 
unferer relativen Kraft, daß unjer commandirender General im Stande tit, 
jede active Truppe bes Feindes im Schach zu halten, und dabei eine wohl: 
ausgerüftete große Armee zu einer ſolchen Erpedition zu detachiren. Das 
Refultat ift noch unbekannt, in Vermuthungen wollen wir uns bier nic 
einlafien. — Der Bericht des Flottenſecretärs bietet eine uinfaflende und be: 
friedigende Darftellung des Flottendepartements. Es ijt ein Gegenftand gerechten 
Stolzes für unjere Landsleute, daß eine Flotte von jo großem Umfang in 
fo Furzer Zeit organifirt, und mit fo großem Erfolg geführt worden iſt. Die 
Flotte bejteht (die am 1. Dec. 1864 im Bau begriffenen Schiffe eingefchloffen) aus 
671 Fahrzeugen von 510,396 Tonnen Gehalt, bewafinet mit 4610 Geichügen- 
Es ergibt dieß, troß ber Verlujte durch Schiffbrüche und Schlachten, gegen 
das vorige Jahr einen Zuwachs von 88 Fahrzeugen, 167 Kanonen und 
42,427 Tonnen. Es bienen gegenwärtig auf ber Flotte, mit Einſchuß ber 
Dfficiere, 51,000 Mann. Es wurden im Laufe des Jahrs 324, und feit 
Beginn der Feindſeligkeiten 1374 feindliche Fahrzeuge, darunter 267 Dampfer 
eat der Erlös beim Verkauf diefer Rrijen beläuft ſich auf 14,396, 25U 
Dollars. Die Zotalausgaben des gejammten Flottendepartements, mit In: 
begriff ber ungeheuren Gejchwader, die feit dem 4. März 1861 bis zum 
1. Nov. 18364 geſchaffen worden ſind, betragen 238,647,262 Doll. Ich bitte 
um Ihre günſtige Berückſichtigung der vom Staatsfecretär der Marine Ihnen 
gemachten Anträge, namentlich in Bezug auf die Anlage von Werften zum 
Bauen und Repariren von eijenen Schiffen, Maſchinen und Panzern. . . 
Bei ber legten Sefjion des Gongrefjes wurde ein Amendement, das man zur 
Gonjtitution zu machen vorjchlug, und welches bie Sclaverei in ſämmt— 
lihen Staaten ber Union abzuſchaffen bezmwedte, von bem Senat angenommen; 
aber es jcheiterte, weil die erforderlichen zwei Drittel ber Stimmen in ber 
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Repräfentantenfammer nicht erlangt wurden. Obgleich es noch berfelbe Congreß 
und faſt diefelben Mitglieder find, und ohne im geringften bie Weisheit ober 
den Patriotismus derer in Zweifel zu zieben, bie ſich in der Oppofition 
befanden, wage ic) anzuempfehlen, daß in gegenmärtiger Seffion bieje Maßregel 
von neuem in Grwägung gezogen werde. Selbitverftändlih bat ſich bie 
Frage an und für ſich ſelbſt nicht geändert; aber eine Mahl, bie inzwiſchen 
vorgenemmen worben it, zeigt fait mit Gewißheit, daß ber nächte Gongreß 
dieſe Maßregel annehmen wird. Das beutlichite Zeichen des Bolfswillens in 
biefem Yand findet fih in ben Bolfswahlen. Wenn man nad) ben legten 
Bahldiscuffionen urtheilen darf, jo ift der Wille des Volks in ben treuen 
Staaten, daß bie Union in ihrer Integrität aufrechtgehalten werbe, nie energifcher, 
nie fat einjtimmiger geweſen als eben jekt. Die auferordentlihe Ruhe und 
bie vollfommene Ordnung, mit welcher Millionen von Abftimmenden fih an 
bie Wahl begaben, haben eine unwiberlegliche Zuficherung dafür gegeben. 
Die Wahl bat noch eine andere Thatſache fundgethan, die zu kennen nicht 
minder wichtig ift, nämlich daß wir weit entfernt find von ber Erſchöpfung 
in dem fojtbarjten Zweig der nationalen Hülfsquellen, dem ber lebenden Men: 
ſchen. Wenn es traurig ift, daran zu denken, daß ber Krieg jo viele Gräber 
angefüllt, jo viel Trauer in den Familien verurfacht hat, jo fühlt man einen 
gewifjen Troſt, wenn man erfährt, daß im Verhältniß zu ben Ueberlebenden 
diejenigen, die geſtorben, ſo wenig zahlreich ſind. Wenn Corps, Diviſionen, 
Brigaden und Regimenter verſchwunden ſind nach ſo vielen Kämpfen, ſo iſt 
doch eine große Anzahl der Männer, die ſie bildeten, noch am Leben. Das: 
jelbe gilt für die Marine. Die Abjtimmungen bei ben Wahlen find ber Beweis 
dafür; man hätte fonft nicht fo viele Abftimmende gefunden. — Die Staaten, 
welche die Wahlen heit und vor vier Jahren regelmäßig vornahmen, d. h. 
Galifornien, Connecticut, Delaware, Illinois, Indiana, Jowa, Kentucky, Maine, 
Maryland, Maffachufetts, Michigan, NewsHampibire, New-Jerſey, New-HYork, 
Ohio, Oregon, Bennfylvanien, Rhode-Jsland, Vermont, Weſt-Virginien und 
Nisconfin haben heute 3,982,017 Stimmen abgegeben gegen 3,952,011 bei 
ber frühern Abftimmung, wozu man noch 83,762 Stimmen zählen muß, bie 
in den neuen Staaten Kanfas und Nevada abgegeben worden find, bie 1860 
nicht wählten, was fomit eine Gefammtfumme von 4,015,773 ausmadt. Zu 
diefen muß nun noch die Zahl aller Soldaten im Feld aus Maſſachuſetts, 
Rhode⸗Island, New-Jerſey, Delaware, Indiana, Illionis und Californien 
— werben, bie nach den geſetzlichen Beſtimmungen dieſer Staaten nit 
en von ihrem Wohnort wählen können; ihre Zahl kann nicht unter 100,000 
fein. — Die wichtige Thatfahe, bie nun einmal feftiteht, iſt bie, baß ber 
Norden gegenwärtig mehr Leute zu feiner Verfügung bat, als im Anbeginn 
des Kriegs, daß er, weit entfernt erjchöpft zu fein, am Kraft gewonnen bat 
und, wenn es fein muß, ben Kampf auf unbeftimmte Zeit hinaus fortführen 
kann. Was nun bie materiellen Hülfsmittel für ben Krieg ans 
belangt, fo find fie in größerm Ueberfluß vorhanden als je; fie find geradezu 
unerſchöpflich. Der öffentliche Wille, bie nationale Autorität wieberherzuftellen, 
und aufrechtzuerhalten, hat feine Wandelung erfahren. Es fommt nur darauf 
an, in welcher Weile fernerhin bie Anftrengungen aufgeboten werben follen. 
Vor allem würbe fein Verfuh, Unterkandlungen mit bem führer bes 
Aufftands anzufnüpfen, zu etwas gutem führen. Er würbe ſich nur au 

— der Union einlaſſen, d.h. gerade auf das, was wir nicht zugeben 
innen und wollen. Seine beffallfigen Erflärungen find deutlich, und ſchon 
oft wiederholt. Er will uns hierüber nicht irre führen, und gibt und feine 
Entihulbigung, um uns jelber zu täufhen. Er kann aus freien Stüden 
bie Union nicht wieber annehmen, und wir können ihm in biefem Punkt 
nit nachgeben. Zwiſchen ihm unb uns befteht ein einfacher unerbittlicher 
Unterſchied: bie Frage kann nur durch ben Krieg elöst, nur 

burh den Sieg entfhieden werben. Geben wir nad, fo find wir 
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geſchlagen; wenn ihn das Volt des Sübens in Stich läßt, fo unterliegt ı 
Für beide Seiten ergibt ſich Steg und an aus bem Krieg. Uebriga 
fönnen — wenn auch nicht der Peiter des Aufitands — body jeine Anhäng 
bie Union wieder annehmen. Wir willen, daß es unter ihnen Leute al 
welche Frieden und Vereinigung wünſchen; es können deren vielleicht sell 
viele fein, und wenn fie in einem gegebenen Augenblid die Waffen niederleg 
und fich der nationalen Autorität unterwerfen, können fie Frieden erbalten.. 
Die verichiedenen ſich dann aufwerfenden Fragen müßten durch bie Geſe 
gebung und auf dem friedlichen Weg der Conferenzen, ber Gerichte, bes al 
gemeinen Stimmrechte, überhaupt mit Aufgebot aller verfafjungsmäßigen ur 
gejetlichen Mittel gelöst werden. Allerdings Tönnten gewilje Fragen mid 
durch die Erecutivgewalt erledigt werben, 3. B. bie Zulaffung der Deputict 
zum Gongreß und bie Verwendung bes Geldes. Die Grecutivgewalt wür 
durch das Aufhören des Kriegs bedeutend gefchmälert werden. Ammerbi 
könnte fie doh noch Amneftie und Verzeihung ergeben lafien, und die Ze 
gangenbeit kann für das, was in biefer Beziehung zu erwarten wäre, bi 
richtigen Begriff geben. Bereits haben viele Leute von der vor einem Jal 
erlaffenen, bis auf beftimmt vorgejehene Glafjen, allgemeinen Amneftie Gebrau 
gemacht. Auch wurde während derfelben Zeit in vielen einzelnen Fällen Ze 
zeihung ertheilt, und Fein freiwillig geftelltes Ginabengefjuh ward abgewieſe 
Auch jest fteht noch die Pforte für jeden offen; allein es kann bie Ze 
fommen, wo vorausfichtlich die Pflicht gebietet, fie feiter als je zu verſchließe 
... Was bie Sclaverei anbelangt, fo wieberhole ich hier meine im vorige 
Jahr abgegebene Erflärung. Solang' ich meine gegenwärtige Stellun 
einnehme, werde ich nicht verfuchen, bie Emancipationsproclamation zurüd 
zuziehen oder abzuändern. Wenn das Volt durdy irgend ein Mittel es d 
Executivgewalt zur Pflicht machen wollte, dieje Individuen wieder der Sclaven 
anbeimzugeben, fo würde ein anderer, und nicht ich, die Initiative zu einen 
folhen Vorſchlag ergreifen. Um bier eine einzige Nriedensbedingung auszu 
fprechen, will ic einfach fagen: daß der Krieg von Seite der Regierung auf 
hören wird, jo wie er von Seite derjenigen aufhört, welche ihn begonnen haben.‘ 

Bericht des Finanzminifters: Nefultat der Finanzgebahrum 
des abgelaufenen Finanzjahrs, Einnahme 884,076,646 Dollars, Ausgab 
865,236,087 D., Bilanz 18,842,559 D. — Die Staatsihuld betrug an 
1. Juli 1864 1,740,690,489 D. Diefelbe, wie fie am 1. Juli d. 9. ſtand 
überfteigt zwar ben vom Finanzminifter beim Beginn der vorigen Seiftor 
gemachten Anfchlag, bleibt aber unter dem im vorigen December gemadıter 
Anſchlag besjelben, binfichtlih ber Höhe, bie fie beim Anfang diejes Jahrt 
erreicht haben würbe, um 399,509,731 Dollars zurüd, „eine Thatſache, meld: 
bie Lage und bie Operationen bes Schates in günftigem Licht ericheinen läßt.“ 
Das Einnahmebudget des angetretenen Finanzjahrs wird auf 396 Dill. Dollars 
veranfchlagt, wovon 300 Mill. aus ben inländifchen Nevenüen fließen müßten 
Die Ausgaben werben auf 1,168,256,005 Dollars geſchätzt (davon 331,753,191 
Doll. für das Kriegsbepartement, 112 Mil. für das Flottendepartement, 127 
Mil. für die Verzinfung der Staatsjchuld). Doch fei hievon die Bilanz der 
unverwendeten Ginfünfte, welche wahrfcheinlich auch diejes Jahr hindurch 
unverwendet bleiben bürfte, im Betrag von 350 Mill abzuziehen, jo daß die 
Gefammtausgaben fich factifch auf 818,256,005 Dollar ftellen würden. Die 
veranjchlagte Einnahme abgezogen, blieben 422,256,005 Doll., welche auf bem 
Weg ber Anleihen aufzubringen. Die Staatsfhulb wird für den Schluk 
bes laufenden Finanzjahrs auf 2645 Mill. Doll. geſchätzt. 


12.Dec. Der Gongreß der Südſtaaten bejchließt 40,000 Sclaven für 


militärifche Zwede, zunächſt Pionier: und VBefeftigungsarbeiten, aus: 
zuheben. 


13. „ Der Unionsgeneral Sherman iſt auf feinem Zuge durch Georgien 
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vor Savannah angelangt und bemächtigt fih mit Gewalt bes Forts 
MAN ifter. Dadurch ijt der Oſſibaw-Sund geöffnet und die Ver: 
Bindung Shermans mit der Unionsflotte unter Admiral Dahlgreen 
Hergejtellt. — Cine Unionsflotte unter Admiral Porter geht von 
Monroe gegen Wilmington ab. 

4 Dee. Das Repräfentantenhaus beſchließt mit 85 gegen 57 Stimmen, 
der brittiihen Regierung den Reciprocitätsvertrag mit Canada zu 
fündigen. — Proclamation des Gen. Dir bezüglich Kanada; Präfident 
Lincoln annullirt dieſelbe wieder. 

15.716. Dec. Oeneral Thomas fchlägt die Conföberirten unter General 
Hood bei Naſhville (Tenneffee). 

21.Dec. Der conföberirte General Hardee in Savannah zerftört bie 
Panzerihiffe und Werfte und räumt die Stadt, die von ber Bundes: 
armee unter Sherman bejest wird. 150 Kanonen und 30,000 
Ballen Baumwolle fallen dem Sieger in die Hände, 

» „ Die Flotte des Admiral Porter erfcheint mit ca. 25,000 Mann 
Sandungstruppen vor Wilmington. 

23. ,„ Lincoln ordnet eine neue Aushebung von 300,000 Mann an. 

24./25. Dec. Die Grpedition unter Admiral Porter greift Fort Fiſher 
bei Milmington an. RRefultatlofer VBerfuh eines Sturmes: Gen. 
Butler jchifft die Pandungstruppen wieder ein und erklärt, daß das 
Fort ohne eine regelrechte Belagerung nicht genommen werben könne. 

26. Dec. Der Südbunds-Gen. Hood überjhreitet den Tennefjee wieder und 
räumt den Staat dieſes Namens, nachdem er faft die Hälfte feines 
Corps und den größten Theil feines Materials eingebüßt hat. 

— „ Das Repräſentantenhaus mißbilligt mit 69 gegen 58 Stimmen 
die Entihuldigung des Beſchluſſes vom A. April bezüglich Merico 
durch Seward gegenüber Frankreich. 


2. Merico, 


2.Xan. Die Regentihaft (Almonte und Salas) entjegt bie in Folge 
der Crcommunication des Erzbiihofs Labaftida (drittes Mitglied 
ber Regentſchaft) widerſpenſtigen Richter (ſ. Jahrgang 1863 
31. Dec.) ihrer Stellen und trifft ftatt berjelben neue Ernen: 
nungen. 

5. „ Der franz. General Bazaine zieht mit 14,000 Mann in ua: 
balajara ein. 


7. Febr. Die Franzofen ziehen in Zacatecas ein. 
27. „ Santana landet in Veracruz und erflärt fi für ben Erzherzog 
Mar. 


5. März. Erzherzog Mar trifft in Paris ein und verftändigt fich mit 
Napoleon über die Bedingungen feiner Annahme ber mericanifchen 
Kaiferfrone. 

19. „ Santana erläßt eine Proclamation an die Mericaner und wird 
deßhalb von ben Franzoſen an Bord bes Colbert gebracht und wie: 
ber nad ber Havanna zurüdgeididt. 

29. „ Bibaurri, ber fi) in Monterey gegen Juarez empört hat, räumt 
bie Stabt mit feinen Truppen vor dem anrüdenden juarijtijchen 
General Ortega. 


10. April. Nachdem bie Differenzen zwiſchen dem Kaifer von Oeſterreich 
und bem Erzherzog Mar beigelegt find und die Staatsurfunde über 
ben bedingten Verzicht des Erzherzogs auf feine Succeſſionsrechte 
in Dejterreich unterzeichnet worden ift, empfängt derſelbe bie meri= 
caniſche Deputation und erklärt ihr bie Annahme ber ihm ange: 
botenen Kaiſerkrone. Erſte Decrete des neuen Kaifers. 

I. Erflärung bes Erzherzogs an bie mericanifhe Depu— 
tation: „Eine reifliche Prüfung ber mir dur Sie vorgelegten Beitrittsacte 
gibt mir bie Zuverficht, daß ber Beihluß ber Notabeln Merico’s, ber Sie 
zuerft nach Miramare geführt, von ber weit überwiegenden Mehrheit Abrer 
Landsleute beftätigt wird, und ich mich fortan mit vollem Rechte, al® ben 
Erwählten des mericanijhen Volkes betrachten kann. Daburch ift bie 
erfie, in meiner Antwort vom 3. Oct. ausgefprochene Bedingung erfüllt. Ich 
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bezeichnete darin noch eine andere, jene, welche die Bürgfchaften betraf, 
beren das werdende Kaiferreich bedarf, um ſich in Ruhe ber eblen Aufgabe 
widmen zu fünnen, bie Unabhängigkeit und bas Wohl bes Landes auf Tefte 
Grundlagen zu ftellen. Diefe Bürgfchaften find uns nunmehr gefichert, Dank 
ber Großmuth bes Kaifers ber Kranzofen, welcher während ber hierauf bezüg— 
Iihen Berbandlungen ſich beftändig von einem Geifte ber Aufrichtigfeit und 
einem Wohlwollen befeelt zeigte, deren Andenken ich immer bewahren werbe. 
Das erlauchte Oberhaupt meiner Familie hat feinerfeits feine Zuftimmung 
ertbeilt, daß ich vom angebotenen Throne Befig nehme. Ich kann daher bas 
Ihnen vor jehs Monaten gegebene eventuelle Beriprehen löſen und er— 
Tläre hiermit feierlich, daß ih mit Hilfe bes Allmächtigen aus ben Händen 
ber mericanifhen Nation bie Krone, welche dieſe mir überträgt, annehme. 
Merico, den Traditionen jenes kraft- und zufunftvoller neuen Gontinents fol: 
gend, hat das Recht geübt, fich eine feinen Wünſchen und Bedürfniſſen ent: 
Iprechende Regierung zu geben. Es hat fein Vertrauen in einen Abfömmling 
besjelben Hauſes Habsburg geſetzt, welches vor drei Jahrhunderten bie chrijt: 
Iihe Monardie auf feinen Boden pflanzte. Diefes Vertrauen rührt mich, 
und ich werde es nicht verratben. Sch übernehme die Gonftituirung ber 
Gewalt, mit ber mich die Nation, beren Organ Sie find, befleidet; ich 
werbe biefelbe jeboh nur fo lange behalten, als dies nöthig, um in Merico 
eine geregelte Orbnung zu Schaffen, und verftändige, liberale Inſtituti— 
onen zu organijiren. Wie ih es Ahnen, meine Herren, in meiner Rebe 
vom 3. Oct. anfündigte, werde ich mich beeilen, die Monarchie unter bie 
Autorität ber conftitutionellen Geſetze zu ftellen, fobald die Racification 
bes Landes vollftändig geworben. Die Kraft einer Staatsgewalt iſt meines 
Erachtens geficherter durch die Feftigkeit, als durch die Unbeftimmtheit ihrer 
Gränzen, und ih will für bie Ausübung meiner Regierung diejenigen feit: 
ſetzen, welche, ohne ihr Anſehen zu beirren, ihre Dauerhaftigfeit garantiren 
fönnen. Wir werben, ich boffe es, zuverjichtlich beweilen, daß eine wohlver: 
ftandene Freiheit trefflich vereinbar ift mit der Herrichaft der Ordnung. Ich 
werbe die eine zu achten und ber andern Achtung zu verfchaffen wiffen. Mit 
nicht minberer Kraft werde ich die Fahne ber Unabhängigkeit hochhalten, bie: 
fes Symbol der fünftigen Größe. Ach nehme die Hilfe jedes Merica: 
ners, der jein Vaterland liebt, in Anfprud, um mir in Grfüllung meiner 
ſchönen, aber jehwierigen Aufgabe beizuftehen. Ginigfeit wird uns ftarf ma— 
chen, uns Gebeihen und Frieden geben. Meine Regierung wirb die Dank— 
barfeit nie vergeffen, die fie dem erlauchten Fürjten fchuldet, deſſen freund: 
Ichaftlihe Unterftügung die Wiedergeburt unferes fchönen Landes ermöglichet 
bat. Ich ſchicke mich an, nach meiner neuen Heimath über Rom zu reifen, 
um bort aus ben Händen bes heiligen Vaters jenen Segen zu empfangen, 
ber jo werthvoll ift für jeden Negenten, aber boppelt wichtig fiir mich, ber 
ich berufen bin, ein neues Reich zu gründen.“ 

1. Der Kaifer Marimilian ernennt Don Joaquin Velasquez de Leon zu 
jenem Staatsminifter unb ben General Almonte zu feinem Statt hal—⸗ 
ter bis zu feiner Ankunft in Merico. 

Vertrag mit Franfreich: „Die beiden Majeſtäten, von bem gleichen 
Wunſche bejeelt, die Wiederherftellung der Ordnung in Merico zu fihern und 
bas neue Kaiferreich zu befeitigen, haben nachftehende Webereinfunft getroffen: 
Art. 1. Die franzöfifhen Truppen, welche fich gegenwärtig in Merico befinden, 
werben jo bald als möglich auf ein Corps von 25,000 Mann, mit Einfhluß 
ber jsrembenlegion, rebucirt. Diefes Corps wird, um bie Intereffen zu wah—⸗ 
en, um berentwillen feine Intervention ftatttgefunden bat, zeitweilig unter 
ben durch die nachſtehenden Artikel geregelten Bedingungen in Merico ver: 
bleiben. Art. 2. Die franzöfifchen Truppen werben Merico nah und nad 
je in bem Maße räumen, ald Se. Maj. ber Kaifer von Merico bie zu ihrem 
Erfag nothwendigen Truppen wird organifiren Tonnen. Art. 3. Die in frans 
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zöſiſchem Dienft ſtehende 8000 Mann ftarfe Fremdenlegion wird defien 
ungeachtet noh ſechs Jahre in Merico bleiben, nahdem gemäß Ar.) 
alle übrigen franzöfifhen Streitkräfte chen zurüdgerufen jein werben. Ber 
biefem Zeitpunft an wird bejagte Legion in Dienft und Sold ber mericari- 
hen Regierung übergeben. Die mericaniiche Regierung behält fi das Reit 
vor, bie Verwendungszeit der Frembdenlegion in Merico abzufürzen. Art. 4 
Die von ben franzöfifchen Truppen zu bejetenden Punkte des mericaniichen 
Gebiets, ſowie die militärifchen Erpeditionen bdiefer Truppen werben vorfom: 
menden Falls gemeinfam und unmittelbar zwijchen dem Kaifer von Mexice 
und bem Oberbefehlshaber bes franz. Gorps fejtgeftellt. Art. 5. An allen 
Punkten, wo die Garnifon nicht ausfchlieplih aus mericaniichen Trumpen 
befteht, gehört dev militärifhe DOberbefehl dem franz. Commandanten 
an. Im Fall combinirter Erpeditionen franzöfifcher und mericanifcher Truppen 
gehört gleichfalls der Oberbefehl dem franzöfischen Gommandanten an. Art. 6. 
Die franzöfiihen Kommandanten fünnen in feinen Zweig der mericaniichen 
Verwaltung eingreifen. Art. 7. Solange bie Bedürfnifje des franzöfiichen 
Armeecorps einen Transportfahrdienſt zwiſchen Franfreih und Veracruz notb 
wendig machen, werben bie auf 400,000 Fres. angefchlagenen Koften für ie 
bie Hin und Herfahrt zufammengenommen von ber mericanifhen Regierung 
getragen und in Merico bezahlt. Art.8. Die von Frankreich in ben Antillen 
und dem jtillen Weltmeer unterbaltenen Schifisjtationen werben oft Fahrzeuge 
in bie mericanifchen Häfen jchiden, um daſelbſt die franzöfiiche Fahne zu zer: 
gen. Art. 9. Die von der mericanifhen Regierung zurüdzueritattenden 
Koften für die franzölifhe Erpedition werben für bie ganze Dauer 
dieſer Erpebition bis zum 1. Juli 1864 auf 270 Millionen feitgefegt. Dieie 
Summe wird zu 3 Procent jährlich verzinst werden. Vom 1. Juli d. 2. 
an fallen ale Ausgaben für die mericanifhe Armee Merico zur Laſt 
Art. 10. Die von der mericanifhen Negierung an Franfreih zu zablende 
Entihädigung für Befoldung, Ernährung und Unterhalt der Truppen bes 
Armeecorps vom 1. Juli 1864 an wird auf 1000 Fr. per Mann unb per 
Jahr feitgefeßt. Art. 11. Die mericanijche Regierung wird fofort der fran- 
zöfiihen Regierung die Summe von 66 Mill, in Anleihefcheinen zum Emii: 
fionscurs übergeben: nämlih 54 Mill. als Abzug von ber Art. 9 erwähnten 
Schuld, und 12 Millionen als Abjichlagszahlung auf die an verichiedene ran: 
zofen Fraft Art. 14 der gegenwärtigen Convention zu leiſtenden Entihädigung®: 
jummen. Art. 12. Zur Zahlung des Mehrbetrags ber Kriegskoften und zur 
Abtragung der in ben Art. 7, 10 u. 14 erwähnten Laften verpflichtet ſich die 
mericaniiche Regierung an Frankreich jährlich die Baarfumme von 25 Mil. 
zu entrichten. Diefe Summe wird verwandt werben: 1) auf bie laut Art. 7 
und 10 gejchuldeten Summen, 2) auf den Betrag, in Antereffen und Capital, 
ber Art. 9 feftgefegten Summe, und 3) auf bie Entihädigungen, welche laut 
Art. 14 20. noch an franzöſiſche Unterthanen gefchuldet werben. Art. 13. Die 
mericanifche Regierung wird am letzten Tag jedes Monats in bie Hände des 
Generalzahlmeifters ber Armee den von ihr gefchuldeten Betrag für ben Un: 
terhalt der laut Art. 10 in Merico zurüdbleibenden Truppen entrichten. 
Art. 14. Die mericanifche Regierung verpflichtet fich, die franzöfifchen Unter: 
tbanen für bie von biefen erlittenen Nachtbeile, welche ber Grund ber Erpe 
bition waren, zu entfhäbigen. Art. 15. Eine aus drei Franzoſen und brei 
Mericanern beftehende, von ihren rejpectiven Regierungen ernannte Gommif: 
fion wird in Merico zufammentreten, um biefe Forderungen zu prüfen und 
zu regeln. Art. 16. Eine auf diefelbe Weije ernannte, aus zwei Franzoſen 
und zwei Mericanern beftehende NRevifionscommilfion, welche in Paris ihren 
Sit hat, wird zur definitiven Liquidation ber von ber im vorigen Artifel 
bezeichneten Commiſſon angenommenen Forderungen fchreiten und über bie: 
jenigen entjcheiden, die ihrem Spruch vorbehalten worben find. Art. 17. Die 
franzöfifche Regierung wird alle mexicaniſchen SKriegsgefangenen in Freiheit 
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feßen, fo wie ber Kaifer von Merico in feinen Staaten eingezogen fein wird. 
Art. 17. Gegenmwärtige Convention wird ratificirt und bie gegenfeitige Rati- 
Reation baldmöglichſt ausgetaufcht werben. Sp vollzogen im Schlos Mira: 
mar, 10. April 1864. Unterzeihnet: Herbet. Joaquin Belasquez 
be Leon.“ 


IV. Finanzielle Decrete bes Kaifers Marimilian beim Antritt ber 
Regierung. Diefelben find ebenfalls von Velasquez be Leon contrajignirt. 
An dem erſten Decret wird eine Finanzcommillion in Paris niedergeſetzt, 
weldhe ein Hauptbuch der auswärtigen mericanifchen Schuld anzulegen hat. 
Dasſelbe wird in duplo dem mericanifhen Staatsihat eingehändigt werben. 
Die Zinjen ber auswärtigen Schuld werben auf Koften des mericanijchen 
Sapes in Paris und London bezahlt, und zwar zu dem feiten Gurs von 
5 Fr. 25 €. per Piaſter und 25 Fr. 20 E. per Pf. St. In biefes Haupt: 
buch werben eingetragen bie 1851 unter bem Titel „Mexican three p.cent 
new consolidated stock‘ ausgegebenen engliihen Bons zu dem Nominal- 
wertb von 10,241,650 Pf. St. Außerdem hat die erwähnte Commiſſion bie 
Anleihencontracte zu überwaden und die Einzahlungen ber an Anleihen Be— 
tbeiligten zu betreiben. Die Commiſſion ſelbſt jol aus einem mericanifchen, 
franzöftifchen unb engliſchen Commiffär, welche je bie Inhaber der mericani: 
hen Schuldicheine find, beitehen. Das zweite Decret ernennt ben Grafen 
Germiny, ben von und für Frankreich beitellten Commiffär, zum Präfidenten 
dieſer Finanzcommiſſion. Das dritte Decret bezieht fid) auf bas neue An: 
lehen jelbit. Art. 1 lautet: „Das Kaiferreih Merico contrabirt ein Anlehen 
von 8 Mill. Pf. St. oder 201,600,000 Frances Nominalcapital. Es werden 
für basjelbe in das Hauptbuch der auswärtigen Staatsjchuld des Kaiferreichs 
Merico Hprocent. Renten von 12,096,000 Fres. oder 480,000 Pf. St. (zum 
Eurs von 25 Fr. 20 Gent.) jährlih eingetragen. Die Renten werben au 
porteur ausgejtellt und balbjährlih, am 1. April und 1. Oct., zu London 
und Paris auf Koften des mericaniihen Schaßes durch die von ber mericas 
niſchen Regierung bamit beauftragten Banquiers ausbezahlt. Die erfte Zah: 
lung findet am 1. Oct. 1864 ftatt.” Gin Amortifationsfonds von 1 Proc. 
des Nominalcapital® wirb gebildet werden und in 5 Jahren, am 1. April 
1869, feine Thätigfeit beginnen. Das Anleihen wird zu 63 ausgegeben, und 
zwar auf dem Mege ber öffentlichen Unterzeihnung zu London und Paris, 
Das vierte Decret verordnet, daß 6,600,000 France Gprocentiger Renten 
in das Hauptbuch der auswärtigen mericaniihen Schuld eingetragen werben 
follen, welche dem franzöfifchen Finanzminifter zur Verfügung geftellt werben. 
Tiefer jtelt dagegen Quittung über eine Summe von 66 Millionen aus, 
welhe auf die Stipulationen ber diplomatiſchen Konvention vom 10. April 
zu verwenben find. In bem fünften Decret wirb bie am 20. März 1864 
zwiſchen Graf Franz Zichy, als Nepräfentanten des Kaiſers Marimilian, und 
den HH. Glyn, Mills und Comp, abgefchlofjene Convention über das acht 
Millionen Bf. St. Anlehen als zu Recht beftehend anerfannt. In dem ſechs— 
ten Decret endlich wird die Stellung ber Inhaber bes alten Zproc. merica= 
niſchen Anlehens, bes jogenannten Newconsolidated Stock, zu bem neuen 
Kaiferreich geregelt. 


V. Ein Decret des Kaifers regelt bie Thronfolge für ben Fall feines 
— oder anderer Hinderniſſe, indem es die Kaiſerin zur Regentin 
einſetzt. 

AH. April. Kaiſer Marimilian ſchifft ſich von Trieſt zunächſt nah Nom 
ein, um ben Segen ben Papſtes einzuholen und von ba nad Merico 
abzugehen. 

18-20. April. Kaifer Marimilian in Rom. 
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29. Mai. Ankunft des Kaiferpaars in Veracruz. Proclamation des Kai- 
ſers an die Mericaner. 

10. Juni. Präfident Juarez proteftirt gegen das vom Kaiſer Marimilian 
abgeſchloſſene mericanifhe Anlehen. 


12. „ Einzug des Kaifers in Merico. Enthuſiasmus der indianiſchen 
Bevölkerung. Santana, Miramon, Almonte und Marquez werben 
vom Kaiſer zu Feldmarſchällen ernannt. 


4. Juli. Beſetzung von Durango durch bie Franzofen. 

6. „ Der Kaijer erläßt an feinem Geburtstage eine allgemeine Amneitie 
für alle rein politiihen Bergehen. — Der Kaijer jekt zwei Com: 
mifjionen ein, die eine unter dem Vorfige des General Bazaine be 
hufs Organifirung der militärifchen Streitfräfte, die andere unter 
dem Vorſitze des Staatsminifters PVelasquez de Leon zu Ordnung 
ber Finanzen bes neuen Kaiſerreichs. 

25. „ Der Kaifer ernennt den liberal gefinnten Don Joſé Fernando 
Ramirez zum Minifter bes Auswärtigen. 


7. Aug. Der Kaijer befiehlt in einem Schreiben an den Gtaatsminifter 
die Aufhebung ber Genfur. 

10. „ Der Kaifer tritt eine längere Runbreife in bie Provinzen an. 

19. „ Der franz. General Caftagny beſetzt Monterey. Präfident Juarez 
zieht fih nad Chihuahua zurüd. 

22. „ Die franzöfiiche Flotte befeßt Bagdad, das ben Eingang zum Rio 
Bravo beherridht. 


21. Sept. Nieberlage ber Auariften bei Cerro de Majoma. 
26. „ Der mer. General Mejia beſetzt Matamoros für ben Kaifer. 


30. Det. Rückkehr des Kaiſers von feiner Rundreiſe in ben Provinzen. 


7. Nov. Der Kaifer befiehlt bie Errichtung von Ruralgarden (mobil 
und estable je nad) dem Alter der Pflicdhtigen) gegen die Guerillas 
und Räuber. 

20. „ Der Kaifer überträgt dag Minifterium des Innern dem Don 
Cortes y Espaza, jo daß nur nod das Finanzminifterium zu bejeßen 
ift, um das Minifterium vollftändig zu machen. 

21. „ Die Franzoſen landen im füdlichen Theil des Golfes von Cali— 
fornien und beſetzen bie Hafenjtabt Mazatlan im Staate Sinaloe. 

23. „ Ein taiferl. Decret verordnet das Aufhören des am 1. Mai 1863 
bon ben Franzoſen gewährten Nachlaſſes von 50 Procent aller bie: 
berigen Einfuhrzölle, 
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‚Dee. Ankunft des päpftlichen Nuntius, Mfgr. Meglia, in Merico. 

„Der Kaiſer empfängt in Audienz den päpftlichen Nuntius. Schrei: 
ben des Papſtes an den Kaiſer über die Grundlagen eines mit 
Merico abzufchliegenden Concorbates (vgl. Rom). Der Kaifer jekt 
den Forderungen bes Papjtes einen weſentlich liberaleren Entwurf 
entgegen: 

1) Duldung aller Gulten, bie nicht gegen bas bürgerliche Gefeß ver— 
ftoßen, und Anerkennung des Katholicismus als Staatsreligion; 2) Endgil: 
tige und förmliche Anerkennung der Säcularifation der Kirhengüter ; 3) Do: 
tation des Glerus durch den Staat; 4) Vorbehalt von Seiten der Regierung 
des Rechtes, im ber ihr angemejjen ericheinenden Zeit und Ausdehnung bie 
Führung von Givilftandsregiftern in Merico einzuführen. Die mericanifche 
Regierung fündigt außerdem an, daß fie die alten Rechte der ſpaniſchen Krone: 
Imweftitur der Prälaten, Oberaufjiht über weltliche Angelegenheiten der Geiſt— 
lichkeit, Megelung der geiftlihen Sporteln und Beichränfung der Zahl religiöfer 
Brüderſchaften und Flöjterlicher Orden für jih in Anſpruch nehmen werde, 


„ Der franz. General d’Hurbal beginnt die Belagerung der von bem 
juariftiichen General Porficio Diaz vertheidigten Stadt Dajaca, ber 
Hauptjtabt der Provinz diejes Namens. 


: „ Da der Nuntius des Papftes ohne Vollmachten für Regelung bes 
unter dem republicaniichen Regimente erfolgten Verkaufs der Kirchen: 
güter angekommen ijt, jo ordnet der Kaifer von fi aus und ohne 
weitere Verftändigung mit Rom eine Revifion der betreffenden Ge: 
feße an, indem er die durch dieſe Geſetze gefchaffenen Intereſſen als 
berechtigte anerkennt. 


Schreiben bes Kaijers an ben Minifter Escudero: „Zur Be: 
feitigung ber Schwierigfeiten, welche fich wegen bes Reformgeſetzes erhoben 
baten, jchlagen Wir die Anwendung eines Mittels vor, welches, während es 
den Anforderungen des Landes genügt, ben Frieden in ben Gemüthern und 
die Rube im Gewiſſen aller Bewohner bes Reiches wieder beritellen jol. Zu 
diefem Zweck fnüpften Wir, ald Mir Uns in Rom befanden, Unterband: 
lungen mit dem heiligen Vater, als dem allgemeinen Haupt der katholiſchen 
Kiche, an. Der päpftliche Nuntius weilt gegenwärtig in Merico, bat jedoch 
zu Unferm Außerften Erftaunen erflärt, daß er ohne Snftructionen fei, 
und diefelben von Rom aus erwarten müfje. Die unnatürliche Lage, in welcher 
Bir Uns fieben Monate lang mühſelig bingeichleppt haben, verträgt Fein 30: 
gern, jondern erheifcht eine fofortige Löjung. Demgemäß beauftragen 
Kir Sie, fofort die geeigneten Mafregeln vorzufchlagen, zu dem Zweck, daß 
das Recht ohne Anfehn der Perfon gehandhabt werde; daß bie durch bie 
Gejege gejhaffenen berechtigten Intereſſen unter Abbülfe der in 
ihrem Namen verübten Ausjchreitungen und Ungerechtigfeiten ſicher gejtellt 
werben; daß für die Aufrechterhaltung des öffentlichen Gottesdienjtes und ben 
Schup anderer unter bie Obhut ber Religion gejtellten heiligen Dinge Sorge 
getragen werbe; und ſchließlich, daß im ganzen Land die Sacramente gereicht 
und andere Funktionen des heiligen gottesdienftlihen Amtes ausgeübt werben, 
obne irgendwelde Koften oder Laften für das Volk. Zu biejem 
Zweck werden Sie Uns vor allem bie NRevifion ber in Bezug auf die Be: 
ungen zur todten Hand und die Nationalifirung der Kirchengüter abges 
ſchloſſenen Geſchäfte vorfchlagen, und dabei von dem Grundſatz ausgehen, daß 
Verkäufe, die ohne Betrug und den Gefeßen gemäß, welche eine ſolche Amorti— 
jation verfügten, bewerfitelligt wurden, zu ratificiren find, Kurz, feien Sie 
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im Sinne einer freien und großartigen Toleranz thätig, laſſen Sie jedech 
nicht außer Acht, daß die Staatsreligion die römiſch-katholiſche und apoſto— 
liſche ift.“ 

— Dee. Das neue Kaiferreih ijt bereits von ſämmtlichen Großmächten 
und außerdem auch von Italien und Spanien fowie von einer Reihe 
Eleinerer Mächte anerkannt. 


Beilagen. 


I. 


Die Enthüllungen des englifhen Blaubuches über die Politik 


Hannovers in der frhleswig-holfteinifchen Frage 
Ianuar — März 1864. 


Berichte des engl. Gefandten am Hofe von Hannover, Henry %. Howard, 
an ben engl. Minifter des Ausw., Grafen Ruffel: 


Hannover d. 9. Januar 1864. „.... Ich habe mich bemüht, ben Grafen 
Tlaten zu bewegen, die Frage ber Entfernung bes Prinzen von Auguftenburg aus 
Holftein dadurch zu entjcheiden, daß Hannover am Bundestag feine Stimme für ben 
Fräfibialantrag Defterreihs abgebe; allein Se. Exc. meint, daß er in diefer wie in 
andern ſchwebenden Fragen einen Mittelweg einſchlagen müffe, um eine 
Volfsbewegung (a popular outbreak) in dieſem Lande zu vermeiden. 
— Se. Exc. will von einer Verbindung mit den Regierungen von Sachſen, 
dayern und Württemberg bezüglich dieſer Fragen durchaus nichts wiſſen und 
behauptet, nicht einmal zu wiflen, ob und zu welchem Einverſtändniß dieſelben ge: 
fommen jein mögen und will nihts mit ihnen zu thun haben (will have 
nothing to do with them)“, 

Hannover 30. Januar 1864. „In einer Unterhaltung, welche ich heute 
mit Graf Platen hatte, lenkte ich feine Aufmerffamfeit auf die Verwicklungen, welche 
licht duch die Berufung der Stände (in den Herzogthümern) entftehen könn— 
ten, und auf die Nütlichkeit, diefelbe zu verhindern, Se. Erc. erflärte, baß er eben- 
alls diefe Berufung mißbillige, weldye, wie er überzeugt, völlig unnöthig für ben 
Zwed fei, für den fie vorgeichlagen werde, und welche nur dazu diene, ben weiteren 
Zwech zu verbergen, den nämlich: eine Stimme ber Stände zu Gunften bes Prinzen 
von Auguftenburg einzuholen ; aber er fürchtete, fie fei nicht zu verhindern, ba eine 
Nojorität des deutſchen Bundes geneigt fei, ſich für biefelbe zu erflären. Er fügte 
indeſſen hinzu: daß fold eine Stimme von Seiten der Stände, obwohl fie ficher eine 
neue Verwidlung herbeiführen würde, die Frage nicht entjcheiden würde, und er 
wiederholte feinen Wunſch, beide Herzogthbümer, Holftein unb 
Schleswig, bleiben zu fehen unter bem Scepter Sr. Maj. bes 
Königs Chriftian, vereinigt mit ber Krone Dänemark, und zwar 
In Vetreff Holfteins und bes beutfhen Theile von Schleswig ledig— 
ih durh Perfonalunion. Solch ein Arrangement könne indeffen, meinte er, 
Rur durch die projectirte Occupation Schleswigs von Seite Dejterreichs und Preußens 
erhalten twerden, auf welche ein Congreß folgen müfje, in bem die ganze Frage 
beigelegt werben könne,” 
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Hannover 4. Februar 1864. „Graf Platen jagt, daß, wenn bie Dünen 
fich felbjt überlafjen werden, jie bald aus Schleswig würden vertrieben ſein; ba 
Defterreih und Preußen dann bereit fein werden, in die Gonferenz zu geben, unb 
daß ein Arrangement auf ber Bafis der Integrität der dänifchen Monarchie mit 
Perfonalunion zwiichen Dänemark auf der einen Seite, und Holftein und Schleswig, 
ober vielmehr dem ſüdlichen Theil des leßtern Herzogtbums, auf der andern Seite 
feiner Meinung nach erreicht werden könnte; daß aber, wenn Großbrittanien oder 
irgend eine andere Macht ben Dänen Beiltand bringe, ber Krieg unfehlbar erweitert 
werben würde, denn ganz Deutichland würde die Waffen lin zur Unterſtützung 
von Dejterreih und Preußen; und er gab eine hohe Vorftellung fund von der Mac 
bes fo vereinigten und England gegemübergeftellten Deutichlands. Ich erwieberte, 
daß ... die Invaſion Schleswigs durch Dejterreih und Preußen — unternom: 
men, wie ih vermutbete, mehr zu dem Zweck, babeim die öffentlide 
Aufmerkſamkeit zu fefjeln, und um einen Vorwand zu baben zur 
Anfammlung einer großen Mannfhaftin Waffen ale aus irgend 
einem wahrhaften Intereſſe an ben gefränften Redten beröcgle® 
wiger — ein jehr verfenlter Angriff fei 2c. 

Hannover 6. Februar 1864. „.... Ich höre vom Grafen Platen, daß bie 
bannoverifche Regierung von der bayerifchen Regierung eine Ginladung empfing an 
diefen (Minifter:) Gonferenzen tbeilzunehmen, aber, daß er es ablehnte, unter ber 
Begründung: daß die Unternehmungen Deflerreihs und Preußené 
burhaus feinen Grund abgäben, ihre Abjichten zu beargwöhnen; 
daß die vorgejchlagenen Conferenzen ohne Zweifel von ihnen als ein feindliher Schritt 
würden angejehen werben und im fich ſelbſt unzwedmäßig wären, und daß, wenn 
eine Verftändigung unter den Mittelftaaten mit Rückſicht auf ihr zufünftiges Ver— 
balten zu Schleswig-Holftein gewünſcht werde, dieſe durch diplomatijche Correſponden; 

erbeigeführt werden fünnte, Nachdem die Gefichtspunfte des Grafen Platen ber 

egierung von Heſſen-Kaſſel mitgetheilt worden find, hat Ießtere, wie ih 
burch eine andere Quelle erfahre, gleichfalls die Einladung dev bayerifchen Regierung 
abgelehnt.“ 

. —— 10. Februar 1864. „Graf Platen ſagte mir dieſen Morgen, 
daß ... die bänifche Regierung Embargo auf zwei bannoverifhe Schiffe... gelegt 
babe.... Se. Erc. bemerkte mir, daß, wenn Dänemarf feine internationalen Pflich 
ten gegen Hannover nicht halte, es nicht erwarten könne, daß Hannover bie feinigen 

egen Dänemark halte, und daß Dänemark die Gonfequenzen hinnehmen müfje. Er 
ügte indeß binzu: daß es nicht feine Abficht fei, gegen dänische Schiffe Reprefjalien 
zu ergreifen, obwohl die preußiihe Regierung ibn aufgefordert 
babe, bas zu thun (had invited him to do so).“ 

annover 11. Februar 1364. „... Ich erinnerte Se. Erc. daran, ba 
er vor einiger Zeit, als ich darauf drang, die von Hannover durch feinen Beitritt 
zum Londoner Vertrag eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen und bemgemäß 
die Nachfolge Sr. Maj. bes Königs Chriftian IX. officiell anzuerkennen, erflärt babe, 
er werde biejen VBerpflidtungen nahfommen, indem er, wenn ber geeig: 
nete Moment eingetreten jei, die Stimme Hannovers am Bunde gegen bie Präten: 
fionen des Prinzen von Augujtenburg abgeben werde. Ich ſagte, daß id 
mit Beziehung auf jene Erflärung jept das Votum Hannovers gegen bie in dem 
Berichte des Hrn. v. d. Pfordten enthaltenen Anträge in Anfprud nehme. Graf 
Platen erwiederte, daß er ſich augenblidlih nicht dazu verpflichten könne, daß er 
aber dafür jorgen werde, daß jeder Punkt von Hrn. v, d. Pfordtens Bericht im 
Ausſchuß der Bundesverſammlung wohl erwogen werde.... Deſterreich und 
Preußen werden fich, wie ich böre, alle Mühe geben, eine Abjtimmung der Bunder 
verfammlung über die Erbfolgefrage jo Tang wie möglich zu verzögern.“ 

Hannover 13. Febr. 1864. „.... Ich fragte hierauf Graf Nlaten, was 
für Schritte er in der Angelegenheit zu thun beabfichtige, ob er deßhalb an den han 
nover'ſchen Givilcommifjär in Holjtein zu jchreiben gebenfe oder an ben Gomman: 
banten ber hannoverſchen Truppen bajelbft, um einen Conflict mit Preußen zu ver: 
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fen, und was für Inſtructionen er dem hannover'ſchen Bundestagsgeſandten habe 


diegs in Deutfchland zu vermeiden. Jh muß bemerken, daß Graf Platen 
ater Gefahr, die für Hannover bei einem Conflict mit Preußen 
eht, zu ſehr überzeugt iſt, um nicht alles zu thun, was in feiner 
tät liegt, um einen folden zu vermeiden.“ 

Hannover 19. Febr. 1864. „Sch höre, daß ber preußiſche GSefandte an 
de Hof, in Kraft von Anftructionen feiner Negierung, neulich bei zwei Gelegen: 
in die hannoveriſche Regierung gedrängt hat mit Defterreih und Preußen für 
t Terwerfung der von ber Majorität des Holſtein-Ausſchuſſes am Bunde vorges 
men Reſolution zu ſtimmen, welche fih auf den Londoner Tractat vom 

Nai 1852 bezieht, aber dag er bis jegt noch Feine definitive Antwort erhielt. 
7 Maten hält die Refolution für unſchädlich, weil fie bloß die unbejtreitbare Erz: 
Kung enthielt, daß der Bund durch den Vertrag von 1852 nicht gebunden ift, und 
Er jest Bedenken, gegen diejelbe zu jtimmen, ba der hannoverifche Gefandte im 
in ſich ihr angejchloffen hat, duch einen Compromiß mit den andern Mittels 
faten, inber Abficht, die letzteren davon abzuhalten, einen Antrag 
st die unverzüglihe Anerfennung bes Prinzen von Yuguftenburg 
le derzog von Holftein einzubringen (in order to prevent tbe latter 
"m bringing forward a proposal for the immediate recognition of the 
ee of Augustenburg as Duke of Holstein),“ 

Hannover 26. Febr. 1864. „... Nachdem ih dem Grafen Paten gedankt 
te für die Mittheilung, die mir zu machen er die Güte gehabt, bemerkte ih: daß 
Se Zweifel die oſtenſiblen Objecte der Miffion des Generals v. Manteuffel fo feien, 
er mir gefagt habe; aber ich forfchte (inquired), ob nicht noch andere damit 
kunden gewefen, und ob er 3. B. nicht beauftragt gewefen fei, zu einem Ginvers 
aiß mit der hannoverifchen Regierung zu gelangen, für Uebertragung der Bundes: 
Kitten in Holften von Hannover und Sachjen auf Defterreih und Preußen, oder 
8 Beziehung auf die Erbfolgefrage, oder in Betreff eines Aiberlands gegen bie 
nung bayerifcher und wirttembergiicher Truppen nach Holftein, um als Bundes— 
saren zu bandeln, oder für den eventuellen Vorſatz den Prinzen von Auguftenburg 
= Serzog von Holftein einzufegen, nach feiner Anerkennung als ſolchem durch ben 
m. Se. Erc. erwieberte: daß ich wahrſcheinlich das in der Stadt umlaufende 
mist gehört haben werde: daß Gen. v. Manteuffel gekommen fei, um eine Des 
allanz zwiihen Hannover und Rreußen vorzufchlagen, aber daß alles zufanmen 
2% je, und daß, wenn ich bemfelben glauben wollte, oder den andern vermutbeten 
den der Miflton des Generals, auf die ich Bezug genommen, ich mich täufchen 
2, da fie nicht vorhanden feien; und er wiederholte: dag feine wahren Ziele 
it über dag hinausgegangen, was er mir mitgetheilt, obwohl er nicht au g⸗ 
tie, daß die allgemeine Lage ber Dinge mit dem General discu— 
att worden fei. In Antwort ie eine weitere Anfrage fagte Se. Erc.: er glaube, 
‚5 General v. Manteuffels Sendung nach Dresden doch einen Eindbrud ges 
Zacht habe auf den König von Sadfen“ 

‚ _ dannover 25. Febr. 1864. „... Ich hatte ſchon die Ehre, Erw. Lordſchaft 

** Stellung des Grafen Raten in Betreff diefer Frage (v. d. Pfordten'ſcher Bericht) 

inanderzuſetzen. Ginerfeits bat er bis zu einem gewiffen Grad fi) hinüber: 

cdeugt zu den Mittelftanten, um für die Nefolution des Hrn. v. d. Pfordten zu 
22 
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hannoveriſche Geſandte wird aljo erflären: daß, da der Bund nod) nicht den Vertrag 
vom Mai 1852 anerkannt Hat, und da er gegemwärtig nicht in der Lage iſt, ihm 


ewiſſer Mitteljtanten Deutihlands vernommen haben, welde zu Würzburg fait 
dar ... In einer Unterhaltung, welche ich gejtern mit Graf N aten batte, wieber: 


höre. Es ift daher zu hoffen, daß bie hannoverijche Stimme gegen den Antrag gt: 
geben wird. Andrerfeits werden Ew. Lordſchaft erfuhren haben, daß in berjelben 
Sitzung des Bundes Defterreih und Preußen einen Antrag ftellten, über welden 
binnen acht Tagen abgeftimmt werden jollte, zur Uebertragung des Oberbefehls über 
die Bundeserecutionstruppen in Holjtein an den Oberbefehlshaber der vereinigten 
Öfterreichiichspreußifchen Truppen, und zur Ernennung von zwei weiteren Commiſſaͤres 
für Holftein durch Defterreih und Preußen. Diejer Antrag it ohne Zweifel eine 
Gontremine gegen die NRefolutionen der Würzburger Gonferen:, 
und wird, wenn angenommen, wichtige Nefultate haben, injoweit als Defterreich und 
Preußen, mit bem wahrſcheinlichen Beiltand des hannoveriſchen Mit 
glieds der Bundescommijjion in Holftein, bie höchſte Peitung der Gefhärt 
in dieſem Herzogtum erlangen werden, welche, wenn fie vedlich find (if they are 
honestly disposed), eine endlicdhe Feſtſetzung auf der Baſis der Inte— 
grität ber bänifhen Monardhie außerordentlih erleidtern wirt. 
Graf Platen drüdte mir geftern fein Ginverftindnig aus mit diefen Antrag, und 
will empfehlen, daß Hannovers Unterftügung demfelben gegeben werde. In ber 
That, Se. Ere. ift, glaube ih, zum großen Theil ber Erfinder die 
fer Idee. ... Er wiederholte mir, daß, was er zu wünſchen fortfabre, eine 
Feſtſetzung fei auf der Bafis der Perjonalunion von Holiteim, 
Schleswig und Lauenburg mit Dinemarf, nichts mehr und nidts 
weniger. Jh muß indeß bemerken, daß Se. Exc. immer zuaegeben bat, 
daß der vein dänische Theil von Schleswig allenfalle auch dem 
Schickſal von Jütland folgen könne.“ 


Hannover 5. März 1864. „.... Ich hatte geſtern Morgens eine Unter: 
haltung darüber (Antrag Hannovers in der Bundesverſammlung v. 3. März) mit 
Graf Platen, in der ich ihm mein Bedauern ausdrüdte, daß er in der Bundesver: 
ſammlung wiederum mit Stellung von Anträgen gegen Dänemark vorangebe. Se. Er. 
entgegnete, daß er mit dDiefem Antrag nur einem anderen von weniatı 
gemäßigtem Character zuvorgefommen fei.... Uebrigens mag es, 
denke ich, bezweifelt werden, daß ein folcher Antrag Defterreih und Preußen come: 
niren werden, da es ihre Abficht ift, die Führung des Kriegs in ihren eigenen Hin: 
den zu behalten...” 

r Hannover 8. März 1364. „Ich böre, daß der öfterreichiiche und der preu: 
Biiche Geſandte an biefem Hof, beide in Uebereinftiimmung mit Anftructionen ihrer 
Regierungen, bie hannoveriſche Regierung gedrängt Haben, gegen den ſächſiſchen 
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Intrag auf Einberufung ber boljteiniihen Stände zu ftimmen, über welchen in der 
uf den 10. d. M. angejekten Bundestagsfigung entjchieden werben fol, oder wenig— 
tens zu Gunſten der Verweifung bdesjelben an den ftändigen Sofflein-Ausfhuß 
Straf Platen, dejien Meinungen, wie Ew. Lordſchaft wiffen, dem Antrag entgegen 
ind, hat, wie ich hörte, den oben erwähnten Gejandten gefagt, daß die hannove— 
ide Stimme zu Gunften der Verweifung an ben Ausschuß werde gegeben wer: 
ar, Der Grund, mit bem eine ſolche Verweilung an den Ausfchuß wird gerecht: 
tigt werden, wird ohne Zweifel die Nothwenbigfeit fein für die Bundescommiffäre 
 Holjtein mehr erplicirte und detaillirte Auseinanderfegungen über die Motive zu 
eben, welche fie dazu gebracht haben, die Einberufung der Stände zu empfehlen, 
nd ijt der Antrag einmal in den Händen des Ausichufjes, dann werden Dejter: 
eih und Preußen leiht im Stande fein, ibn da zu lafjen, und 
ine ihren Abjihten entgegenftehende Entſcheidung, wenn fie bie 
elbe nit verhindern fönnen, aufzufcdhieben.“ 

Hannover, 10. März 1864. „...As ih einem Mitglied ber erften 
:ammer bemerfte, daß ich fünde, es würde ehrlicher gewefen jein, wenn die Adreffe 
der Stände an den König) ji fofort für den Prinzen von Auguftenburg erflärt 
ätte, erwiderte es: daß bie Phraſe eine elaftifche fei; denn fie fünnte gleichfalls 
ih auf das Gottorper Haus beziehen, als repräfentirt buch den Kaifer von 
tupland, von Seite derjenigen Perjonen, welche diefen Zweig bes holfteinischen Haufes 
[8 denjenigen anſähen, ber die beiten Anſprüche auf die Nachfolge hätte. Die fer: 
wre Bhrafe, in der gefagt ijt, daß das Recht, und nur dad Recht, zur Grundlage 
er Entſcheidung am Bunde... zu nehmen fei, ijt offenbar gegen den Vertrag von 
'ondon vom Mai 1852 gerichtet, am welchen die hannoverifche Regierung durch einen 
gierlihen Beitritt gebunden iſt. Anzwifchen, ba es nicht die hannoveriſchen Kammern 
ind, welche in diejer großen europäifchen Frage das entjcheidende Wort zu fpredhen 
aben, braucht Fein großes Gewicht auf den Ausdruck ihrer Anfichten gelegt zu wer— 
en. . . Hrn. vd. Bennigjens Abjicht bei feinen der Negierung günftigen Meußerungen 
r offenbar die: den Verſuch zu machen, über fie einen Einfluß zu gewinnen und fie 
um ſtufenweiſe in feine mehr gewaltfame Politif zu treiben.“ 

Hannover, 12. März 1864. „Es ift Ew. Lordſchaft befannt, daß bie 
ayeriſche Regierung auf Grund der neulic zu Würzburg gefaßten Entſcheidungen 
iniger deutjchen Staaten die Abficht hegt, am Bund als eigenen Antrag bie Schlüffe 
es zweiten Theil des v. d. Pfordten’shen Berichts... zu jtellen, welche auf bie 
inerfennung des Prinzen Friedrich von Auguftenburg als Herzog von Holjtein drän— 
en, und auf die Zulafjung feines Nepräfentanten zu einem Sig in der Verſamm— 
ung. Da es erwartet ward, daß diefer Antrag in der heutigen Bundestagsfigung 
orgebracht werden würde... Ihidten der öjterreichiiche und der preußiſche Gefandte, 
te ich höre, geftern dem Grafen Platen den ernjtlihen Wunſch ihrer Regierungen, 
aß die hannoveriihe Stimme gegen benfelben gegeben werde, und erhielten von 
st. Erc. die Verfiherung, daß Hannover nit für dbenfelben ftimmen 
serde, fondern dafür, dab er zunächit dem Ausſchuß überwiefen werde. Graf 
Hatens Anfichten find zu Gunften der Aufrehthaltung ber däni— 
Gen Monarhie und gegen cine Anerfennung des Prinzen von 
ugujtenburg von Seiten des Bundes. Gr ift der Anficht, daß der Bund 
in Recht bat, die Frage über die Nachfolge in Holftein zu prüfen, und, folange bie 
Prüfung währt, die Zulaffung des Gefandten des Königs von Dänemark zu fuspen= 
iten, aber daß erniht competent ift, bie Frage durch eine bloße Majo— 
tät zu entfcheiden. Ich hatte geftern mit Sr. Erc. eine Unterhaltung über 
yon bayerischen Antrag, wobei er mir mittbeilte, daß Hannover ſtimmen würde für Ver⸗ 
veiſung an den Ausſchuß. Würde dieſer Weg eingeſchlagen werden, dann würde ein 
teuer Berichterftatter ernannt werden müſſen, ba es für Hrn. v. d. Pfordten unmög— 
ih wäre, nach der Verwerfung feines Antrags dieſes Amt zu behalten, und bie 
yanze Frage werde dann reiflich erwogen werden.“ 

Hannover, 12. März 1864. „...Der preußijche Gefandte an biefem 
Hof ging geftern nad Braunfchweig mit dem Zwed, wenn ich en 
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bin, die berzogliche Negierung dazu zu drängen gegen ben bayeriihen Antrag, wel 
her in der heutigen Bundestagsſitzung eingebracht werden fol, auf Anerkennung bes 
Prinzen von Augujtenburg als Herzog von Holitein zu ſtimmen, hatte aber fer 
nen Erfolg in Betreff feiner Sendung, da der Minijler des Auswärtigen 
ihn benachrichtige, daß Braunfchweig für den bayerifchen Antrag ſtimmen würde, 
und begierig fei, die Anſprüche des Prinzen jo bald als möglih durch den Bund 
anerkannt zu ſehen. Wenn meine weitere Information correct iſt — und ich glaube, 
daß fie es ift — erklärte der preußiſche Gejandtedber braunſchweigi— 
hen Negierung, daß Preußen ſich einem Majoritätsvotum des 
Bundes für Anerfennung bes Prinzen von Auguftenburg nidt 
unterwerfen würde, und ſetzte die Folgen auseinander, welde 
ſolch ein Votum für den Bund haben Fünnte Ich hörte, daß ber öfter 
reichifche Gefandte Braunfchweig für einen Ähnlichen Zweck bejucht habe.“ 

Hannover, 12. März 1864. „Ih nahm Gelegenheit, dem Grafen Paten 
beute zu bemerken, daß ich der Anficht jei, er übernehme eine ſchwere VBerantwortlid- 
feit, wenn er bie Snitiative ergreife für Stellung eines Antrags, melcher durch feinen 
Eollegen, den Minifter des Innern, in der eriten Kammer dahin characterifitt wor: 
ben ſei: daß er zum Biel eine eventuelle Kriegserflärung durch ben beutihen Bund 
an Dänemark habe, und ber auch wirklich kaum eine andere Auffaffung zulafie, und 
ich jchilderte die gefährlichen Folgen der Ausdehnung, welche der Krieg, den Oeſter— 
reich und Preußen jetzt führten, jo erhalten würde. Se. Exc. wollte bie Richtigkeit 
diefer friegerijhen Jnterpretation feines Antrags nicht zugeben, 
und bemerkte, daß ih ihm Gerecdtigfeit werde wiederfahren Lajien, 
wenn bie Sade zu Ende ſei — that] should do justice to him in the end.“ 

Anmerf. Bergl. die Erklärungen des Grafen Platen und ber hannover'ſchen 
Regierung gegen die Richtigfeit diefer Gefandtichaftsberichte auf Seite 97. Gegenüber 
ber innen Wahrjcheinlichkeit der Tegtern fallen indeß jene Erflärungen um fo weniger 
ins Gewicht, als die hannover'ſche Regierung nicht in der Lage war, auch nur ein 
einziges Actenftüd produciven zu fünnen, das den Berichten des engliſchen Geſandten 
widerjprochen hätte, 


11. 


Friedenspräliminarien 
zwifhen Defterreih und Preußen einerfeits und Dänemarf 
anderjeits v. 1. Aug. 1864. 


1. Ter König von Dänemark entfagt allen feinen Rechten auf die Herzog: 
thümer Schleswig, Holftein und Lauenburg zu Gunften des Kaifers von Deſterreich 
und des Königs von Preußen, und verpflichtet fich die Verfügungen anzuerkennen, 
welche genannte Majeftäten bezüglich dieſer Herzogthümer treffen werden. 2. Die 
Abtretung des Herzogtbums Schleswig begreift ebenjo alle dazu gehörenden Anfeln, 
wie die auf dem Feſtland gelegenen Gebiete. Zur Vereinfachung der Gränzfeititellung 
und zur Befeitigung ber aus der Lage der auf fchleswigiichem Gebiet befindlichen 
jütländijhen Gnelaven bervorgehenden Schwierigkeiten tritt der König von Dänemark 
feine jütländifchen Befitungen, im Süden der Eüdgränzlinie des Diſtricts Ripen 
gelegen, ſowie fie auf den geographifchen Karten angezeigt werben, nämlich: das jüt: 
ändiſche Gebiet von Mögeltondern, die Anfel Amrum, die jütländiichen Theile der 
Inſeln Föhr, Sylt und Romoe ꝛc. ab. Dagegen willigen die deutſchen Sonveräne 
ein, daß ein Äquivalenter Theil von Schleswig, welcher außer der Infel Arroe Gebiete 
be reift, Die im Gränzzufammenbang mit dem Diitift Ripen einen Reft Jütlands 
bilden, und bie Gränzlinie zwiſchen Jütland und Schleswig auf dev Koldinger Seite 
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wig Stellen jolfen, von Schleswig abgetrennt und Dänemark einverleibt werde, Die 
ſel Arroe wird in der Ausgleihung nur bezüglich ihrer geographifchen Ausdehnung 
biegen; das Detail der Gränzenfeſtſtellung wird durch den definitiven Frieden 
ch. 3. Die für befondere Rechnung, ſei e8 bes Königreichs Dänemark, ſei es 
der drei Herzogthümer, contrahirten Schulden fallen jedem ber betreffenden Länder 
Laſt; die jür Rechnung der dänischen Monarchie contrahirten Schulden werden 
sen Tänemarf einerfeits und den Herzogthümern anbrerfeits nach dem betreffenden 
terungsverbältniß Leider Theile repartirt. Von biefer Repartition find aus— 
enmen: 1) Das im December 1863 von Dänemark in England aufgenommene 
ben, welches Dänemark zur Laſt bleibt; 2) die den Alliirten aufgelaufenen Kriegs: 
im, deren Grfag bie Herzogthümer übernehmen. 4. Der Waffenfiillitand auf 
wmdlage des militäriichen uti possidetis bat vom 2. Aug. anzufangen. 5. Als: 
° ra Unterzeichnung diefer Präliminarien werden ſich die contrahivenden Theile 
Terhandlung des definitiven Friebensvertrags in Wien verfammeln, 


Friedensvertrag 


iſchen Dejfterreih und Preußen einerfeits und Dänemark 
anderjeits v. 30. Oct. 1864. 


Artikel 1. 68 fol in Zufunit und für bejtindig Friede und Freundfchaft 
isn Ihren Majefläten dem Kaifer von Tefterreich und dem König von Preußen 
wärs end dem König von Dänemark andererjeits, jowie zwilchen deren Erben 
dNachfolgern und deren gegenfeitigen Staaten und Untertbanen herrſchen. Art. 2. 
e zriſchen ben hoben vertragichließenden Theilen vor dem Kriege abgefchlofjenen 
nmige und Uebereinfünfte werden, injoferne diefelben nicht durch den Anhalt des 
gmwärtigen Vertrags abgejchafft oder abgeindert werben, biemit neuerdings in 
wer geſetzt. Art. 3. Se. Maj. ber König von Dänemark verzichtet auf alle feine 
&e auf die Herzogthümer Echleswig, Holſtein und Lauenburg zu Gunſten Ihrer 
täten des Kaiſers von Tefierreich und des Königs von Preußen, und verpflichtet 
5, vie Verfügungen, welche Ihre genannten Majeſtäten binfichtlich diefer Herzog: 
unge trefien werden, anzuerfamen. Art. 4 Die Abtretung des Herzogthumsg 


„ 


Acéwig begreift in fich alle zu diefem Herzogthum gehörigen Inſeln, ſowie das 


"dm Feſtland gelegene Territorium. — Um die Abgränzung zu vereinfachen und 
2 Unzufömmlichkeiten ein Ende zu macen, welche aus der Lage ber in ſchleswigi— 
x Eebiet enclavirten jütländifchen Gebietstheile entjpringen, tritt Se. Maj. der 
inig ven Dänemark an Ihre Majeftäten den Kaifer von Oefterreich und den König 
5 treußen jene jütländiſchen Beſitzungen ab, welche im Süden ber ſüdlichen Gränz- 
we tes Tifiriets Nipe gelegen find, als: die jütländiiche Landesſtrecke Miögeltondern, 
x snfel Amrum, bie jütländiichen Theile der Infeln Foehr, Sylt und Romoe u.f. w. 
gen willigen Ihre Majeſtäten der Katfer von Delterreih und der König von 
Tuben ein, daß ein Aauivalenter Theil von Schleswig, der aufer der Inſel Arroe 
Hr Eebietstheile begreiit, welche dazu dienen, den Zujammenhang des vben= 
ihnen Difiriets Ripe mit dem übrigen Jütland berzujtellen, und die Gränzlinie 
üben Jütland und Schleswig auf der Ceite von Kolding zu verbejfern, vom 
Tegtbum Schleswig Tosgetrennt und dem Künigreih Dänemark einverleibt werde, 
d. Die neue Cränze zwiichen dem Königreid) Tänemarf und dem Herzogthum 
Skörig ſoll ven der Mitte dev Mündung der Hejlsminder Bai über den Kleinen 
ur angehen, dieſe Vai durchſchneiden und der dermaligen ſüdlichen Gränze ber 
tbipiele Hejle, Veistrup und Taps, und zwar legterer Bis zu dem im Süden von 
lderz und Bräuore befindlihen Wafierlanfe folgen, fodann dieſem Wafferlaufe 
*lang, von deifen Ginmündung in die Fovs-Aa ausgehend, längs ber Südgränze 
rt Kırhipiele Dedis und Vandrup und längs der Weſtgränze dieſes letztern bis 
ar Unigsau (Konge-Aa) im Norden von Holte gezogen werden, Von dieſem Punkt 
Rind der Thalweg der Königsau (Konge-Aa) die Gränze bis zur öſtlichen End— 
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linie des Kirchſpiels Hiortlund bilden. Yon bier angefangen fol die Gränze biejer 
jelben ee und Km Verlängerung bis zu bem a Norden des Dorfes C’hekjär 
vorjpringenben Winkel und ferner der öftlichen Gränze bes Dorfes bis zur Gjels⸗Aa folgen. 
Bon bier an follen die öſtlichen Gränzen bes Kirchipiels Sem unb die jüdlichen 
Gränzen des Kirchſpiels Seem, Ripe und Veſter⸗Vedſted die neue Gränze bilden, 
welche in der Nordſee in gleicher Entfernung zwiſchen den Inſeln Manoe und Remee 
fortzulaufen hat. In Folge dieſer neuen Abgränzung werben von einer und der 
andern Seite alle gemiſchten Anſprüche und Rechte ſowohl weltlicher als gei ſtlicher 
Art, welche bisher in den Enclaven, auf den Inſeln und in den gemiſchten Kitch⸗ 
ſpielen beſtanden haben, als erloſchen erklärt. In Folge deſſen ſoll die neue ſouverãne 
Macht in jedem der durch die neue Gränze getrennten Gebiete ihre dießfälligen Rechte 
in vollem Umfange genießen. Art. 6. Eine aus Vertretern der hohen vertragſchlie—⸗ 
genden Theile zufammengefegte internationale Commiffion fol beauftragt werben, 
unmittelbar nady dem Austauſch ber Ratificationen des gegenwärtigen Vertrags, an 
Ort und Stelle die neue Gränzlinie, den Beſtimmungen des voritehenden Artifele 
gemäß, herzuftellen, Diefe Commiffion fol auch bie Koften bes Baues ber neuen 
Straße von Ripe nad Tonbern, im Verhältniß der Ausdehnung des auf beiden 
Seiten von ihr durchlaufenen Gebiets, zwilchen dem Königreih Dänemark und bem 
Herzogthbum Schleswig zu vertheilen haben. Endlich wird biejelbe Commiffion bie 
Bertheilung ber Güter, Fonds und Gapitalien leiten, welche bisher ſolchen Diftricten 
ober Gemeinden, die durch bie neue Gränze von einander getrennt werden, gemeine 
Ihaftlich angehört haben. Art. 7. Die Beltimmungen der Art. 20, 21 und 22 des 
zwifchen Selterreich und Rußland am 3. Mai 1815 abgejchloffenen Vertrags, welcher 
einen integrirenden Theil ber Schlußacte des Wiener Congreſſes bildet, welche Ber 
ſtimmungen ſich auf bie a gemijchter Gründe, auf bie von ihnen Ind: imprint 
Rechte, auf bie Nachbarjchaftsverbältniffe in den von ben Gränzen durchſchnittenen 
Grundjtüden beziehen, follen auf die Grundbefiger, fo wie auf jene Grundftüde, 
welche ſich in Schleswig und in Jütland in bem buch die obenerwähnten Beftimm: 
ungen ber Acten des Wiener Congreſſes vorgefehenen Falle befinden werden, ihre 
Anwendung finden. Art. 8. Um eine billige Bertheilung ber Staatsſchuld ber dãni⸗ 
ſchen Monarchie im Verhältniſſe zu der bezüglichen Volkszahl des Königreihs und 
der Herzogthümer zu erzielen, um zu gleicher Zeit ben unüberfteiglihen Schwierig: 
feiten vorzubeugen, welche eine betaillirte Fiquidation ber gegenfeitigen Rechte und 
Anfprüde barbieten würde, haben bie hohen vertragſchließenden Theile die Quote der 
Staatsichuld der Monarchie, welche den Herzogthüimern zur Laſt fallen ſoll, auf bie 
unbe Summe von neun und zwanzig Millionen (dänifcher) Thaler feftgeftellt. Art. 9. 
Jener Theil der Staatsfhuld der bäniichen Monarchie, welchen in Gemäßheit des 
vorhergehenden Artikels die Herzogthlimer zu tragen haben, foll unter Garantie Ihrer 
Majeſtüten des Kaiſers von Oeſierreich und des Königs von Preußen, als Schuld 
der drei obenbenannten Herzogthümer an das Koönigreich Dänemark, innerhalb eines 
Jahres, oder wo möglich früher, von der definitiven Or anifirung ber Herzogtbümer 
an gerechnet, beglichen werden. Zur Begleichung bieler Schuld können fich die 
Herzogthlimer im ganzen ober theilweife einer oder der andern ber nachfolgend anz 
geführten Arten bedienen: 1) Zahlung in Baarem (75 preußiſche Thaler gleih 100 
Dhalern dänischer Münze). 2) Uebergabe an ben däniſchen Staatsihaf von uneim- 
lösbaren vierprocentigen, zur innen Schuld der dänischen Monarchie gehörigen Obli— 
gationen. 3) Uebergabe an den dänijchen Staatsſchatz von neuen von ben Herzog: 
thümern zu emittirenden Staatsobligationen, beren Werth in preußiihen Thalern 
(30 auf das Pfund gerechnet) oder in Hamburger Mark Banco auszudrüden ift, 
und deren Liquidirung mittelft balbjähriger Zahlung von 3 Procent vom urſprũng⸗ 
lichen Betrag der Schuld ſtatifinden fol, wovon 2 Trocent die bei jedem Termin 
. fälligen Intereffen darftelfen, während ber Reft zum Behuf ber Amortifirung einzu- 

abien iſt. Die obenerwähnte Zahlung ber balbjährigen Rate von 3 Procent —* 

—3 durch die Staatscaſſen der Herzogthümer als durch Bankhäuſer in Berlin 
und Hamburg ſtattfinden. Die unter 2 und 3 angeführten Obligationen follen von 
dem bänifhen Staatsfhaß zu ihrem Nominalwerth angenommen werben. Art. 10, 
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is zu dem Zeitpimft, wo bie Herzogthümer definitiv jene Summe übernommen 
aben werden, welche fie in Gemäßbeit des Art. 8 des gegenwärtigen Bertrags, ftatt 
res Antheils an der gemeinſchaftlichen Schuld, der däniſchen Monarchie zu entrichten 
aben, werden diefelben halbjührig 2 Procent von der genannten Summe, nämlich 
80,000 Thlr. (däniſches Geld), bezahlen. Diefe Zahlung wird auf bie Weije 
awerfitelligt werden, daß jene Anterefjen und Abjchlagszahlungen der däniſchen Schuld, 
elhe bisher auf die Staatscafjen der Herzogthümer angewieſen waren, auch ferner— 
in durch dieſe felben Gaffen beglihen werden. Diefe Zahlungen follen mit jebem 
salbjahr liquidirt werden, und für den Fall, daß fie obgenannte Summe nicht 
reihen, werden die Herzogthümer den Reftbetrag den bänifchen Finanzen in baarem Geld 
urüdzuerftatten haben ; im entgegengefegten Fall wird denfelben ber Ueberſchuß gleicher: 
seite in baarem Geld zurücerjtattet. Die Ciquidirung wird zwiſchen Dänemark und 
en mit der Oberverwaltung der Herzogthlimer beauftragten Behörden auf die im 
genwärtigen Artifel feſtgeſetzte Weiſe oder mit jedem Cuartal, infofern diefes von 
iden Seiten nöthig erachtet würde, ftattfinden. Der Gegenftand der erften Liqui⸗ 
itung werden insbeſondere alle Intereſſen und Abſchlagszahlungen der gemeinſchaft⸗ 
ihen Schuld der däniſchen Monacchie fein, welche nad) dem 23. Dec. 1863 entrichtet 
vorden find. Art. 11. Die Summen, welde das fogenannte Holſtein-Ploen'ſche 
Nequivalent bdarftellen, der Reſt der Entſchädigung für die vormaligen Beſitzungen 
x8 Herzogs von Auguftenburg, mit Einſchluß der darauf haftenden Prioritätsforberung, 
und die Domanialobligationen von Schleswig und Holftein werden ausſchließlich von 
ven Herzogthümern getragen. Art. 12. Die Regierungen von Oeſterreich und Preußen 
werden fi) don den Herzogthümern die Kriegsfoften zurüderftatten laſſen. Art. 13. 
Se, Maj. der König von Dänemark verpflichtet fich, unmittelbar nad Auswechslung 
ber Natificationen des gegenwärtigen Vertrags, alle öfterreichifchen, preußifchen und 
deutſchen während des Kriegs aufgebrachten Handelsſchiffe ſammt ihren Ladungen 
zurüdzugeben; ingleichen die den öfterreichifchen, preußiſchen und deutſchen Unterthanen 
achörigen und au neutralen Schiffen in Beichlag genommenen Ladungen; endlich alle 
von Tänemark aus einem militärifchen Grund in den Herzogthümern mit Beſchlag 
belegten Fahrzeuge. Die vorgenannten Gegenftinde werden in dem Zuftand heraus: 
gegeben werden, in welchen fie ſich bona fide zur Zeit ihrer Zurüdjtellung befinden. 
gür den Fall, daß die zurüdzuftelenden Gegenjtände nicht mehr vorhanden wären, 
wird man deren Werth erjtatten, und wenn dieſelben ſeit ihrer Beſchlagnahme eine 
nambafte Verringerung des Werths erlitten haben, jo jollen deren Eigenthümer vers 
hältnißmäßig eniſchädigt werden. Deßgleichen wird die Verpflichtung anerkannt, bie 
Rheder und die Mannfchaft der Schiffe und die Gigenthümer der Ladungen für 
alle Auslagen und direkten Verlufte zu entſchädigen, von welchen bewieſen wird, daß 
fe durch die Beſchlagnahme der Fahrzeuge verurſacht worden, als ba find Hafen» ober 
Liegegelder, Kerichtsfoften, Auslagen für Erhaltung oder Heimjendung ber Schiffe und 
Mannſchaften. Hinfichtlich der Fahrzeuge, welche nicht in natura zurückgeſtellt 
werden können, wird als Baſis der zuzugeſtehenden Entſchädigung ber Werth dieſer 
Jahrzeuge zur Zeit ihrer Beſchlagnahme angenommen werben. In Betreff der hava⸗ 
tirten oder nicht mehr vorhandenen Ladungen wird bie Entſchädigung dafür, nad) 
dem Werth, den fie am Ort ihrer Beftimmungen zur Zeit, wo das Fahrzeug dafelbft 
eingetroffen wäre, nad einer Wahrfcheinlichfeitsrechnung gehabt hätten, feſtgeſtellt 
werden. Ihre Majeftäten der Kaifer von Oeſterreich und ber König von Preußen 
werden begleichen die von ihren Truppen oder ihren Kriegsichiffen genommenen 
Handelsſchifſe, ſowie die Ladungen, foweit biefelben Privateigenthum find, zurück⸗ 
hellen Taffen. Wenn die Rückſtellung nicht in natura geichehen Tann, wird bie Ent⸗ 
gung nach den oben angeführten Grundjägen fejtgeftellt werben, Ihre genannten 
Majeftäten verpflichten fich gleichzeitig den Betrag ber von ihren Truppen in Jütland 
in klingender Münze erhobenen Kriegscontributionen in Gegenrechnung bringen zu 
laſſen. Dieſe Summe ſoll von den Entſchädigungen abgezogen werben, welche Däne— 
mark nach den im gegenwärtigen Artikel aufgeftellten Gruͤndſätzen zu zahlen hat. 
Ihre Majeftäten der Kaifer von Defterreidh, der König von Preußen und ber König 
von Dänemark werden eine Specialcommijfion ernennen, welche ben Betrag der 
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- 
refpectiven Entſchädigungen fejtzufegen bat, und in Kopenhagen ſpäteſtens jchs| 
Wochen nad Auswechslung der Ratificationen ded gegenwärtigen Vertrags zuſammen— 
treten fol. Diefe Commiſſion wird fid) bemühen, ihre Aufgabe innerhalb dreier Menat 
zu erfüllen. Wenn fie nach Ablauf derielben nicht im Stande war, fih über alle ih 
vorliegenden Neclamationen zu einigen, fo werden die bis dahin noch nicht geordneten 
einer thiehsrichterfichen Entjcheidung unterzogen werden. Zu dieſem Zwed werden 
Ihre Majeftäten der Kaifer von Sefterreich, der König von Preußen und der König 
von Dänemark fich über die Wahl eines Schiedsrichters einigen. Die Entſchädigungen 
werden ſpäteſtens vier Wochen nad) ihrer definitiven Feſtſtellung gezahlt werden. Ar, 
14, Die dänische Regierung wird bie Rüderftattung aller jener Summen zu tragen 
haben, welche von den Unterthanen der Herzogthümer, von den Gemeinden , öffent: 
lichen Anftalten und Körperfchaften unter dem Titel von Gautionen, Depofiten ober 
Hinterlagen in den öffentlichen Gaffen Dänemarks eingelegt worden find. Ueberdies 
follen den Herzogthümern übergeben werden: 1) das zur Amortifirung der bolfieini: 


ſchen Gafjenfcheine zu verwendende Tepofitum; 2) der zum Bau der Gefängniſſe 
beftimmte Fonds; 3) die Fonds für FJeuerverfiherungen; 4) die Tepofitencafie; 
5) die Gapitalien, die von folden Vermächtniffen berrühren, welde Gemeinden oder 
öffentlichen Inftituten in den Herzogthümern angehören; 6) bie aus den bejonderen 
Einnahmen der Herzogthüimer herrührenden Gaflenbehalte, welde ih bona fide in 
beren Staatscaffen zur Zeit der Bundesereeuiion und der Occupation dieſer Yänder 
befunden haben. Cine internationale Commiſſion ſoll mit der Yiquidirung Der eb— 
gedachten Eummen, von welchen die aus ber Befonderen Verwaltung der Herzog: 
thümer hervorgehenden Auslagen abzuziehen find, beauftragt werden. Die Antifen: 
ſammlung zu Slensburg, welche mit der Gefchichte Schleswigs im Zufammienbang 
ſtand, allein während der letzten Greigniffe großentheils zerfireut wurde, ſoll daſelbt 
mit Beihülfe der dänischen Regierung aufs neue zufanmengeftellt werden. Deßgleichen 
follen den dänifchen Untertbanen, Gemeinden, öffentlihen Anftalten und Kirperichatten, 
welche Summen unter dem Titel von Gautionen, Tepofiten oder Hinterlagen in bie 
Staatscafien ber Herzogthümer eingelegt Gaben, diejelben durch die neue Regierung 
richtig rücerftattet werben. Art. 15. Die Penfienen, weldhe auf den Specialbudgets des 
n.. Dänemark und der Herzogthümer baften, werben aud in Zukunft von 
den betreffenden Ländern ausbezahlt werden. Es wird den Berechtigten freiſtehen, 
ihren Aufenthalt, fei es im Königreich, fei c8 in ben Herzogthümen, zu nehmen. 
Ale übrigen Givil- und Militärpenfienen (mit Einſchluß der Penſionen der Beamten 
ber Givillifte Sr. Maj. des verewigten Königs Friedrich VIL, Ce. f. Sch. des 
verewigten Hrn. Prinzen Ferdinand und 3. k. Hoh. ber verewigten Pandgräfin Char: 
Iotte von Heffen, geb. Prinzeffin von Dänemark, jewie der Penſionen, welche Eis 
jet durch das Secretariat der Ginaden (Naades-Scceretariat) ausbezahlt worden 
find) werden zwifchen Dem Künigreih und ben Kerzogtbümern nah dem Maßſtab 
ber bezüglichen Bevölkerungen vertbeilt werben. Zu dieſem Ende ift man überein 
gefommen , eine Lifte ſämmtlicher Penfionen anfertigen zu laſſen, deren Werth nad 
Mafgabe ber Leibrente in Gapital zu verwandeln, und alle Berechtigten zu der 
Erflärung einzuladen: ob fie den Wunfch begen, ihre Penſionen zukünftig im König: 
reich ober in den Herzogthümern zu erheben. Im Fall in Folge dieſer Wabl das 
Verhältniß zwilchen den beiden Cuoten, d. ti. jener, weldhe den Herzogthümern zur 
Laft fällt, und derjenigen , welche bei dem Königreich verbleibt, dem angenommenen 
Srundjage der Bevölkerungsziffer nicht entiprechen fellte, wird der Unterfchted durch 
den Gezüglichen Theil ausgeglichen werden. Die Renfionen, welche an die allgemeine 
Wittwencaffe und an ben Penfionsfonds für untergeordnete Militärperſenen angewieſen 
find, werden, infoweit diefe Fonds reihen, wie in der Vergangenheit ausgezaklt 
werden. Mas die Zujchufbeträge anbetrifft, welche ber Staat zu diefen Fonds zu 
leiften haben wird, fo werden die Herzogthümer daven nad) dem Verhältniß der 
beiderfeitigen Bevölferungen eine entfprechende Quote übernehmen. Den Ginwohnern 
der Herzogthümer, welche wohlerworbene Rechte in Bezug auf die Anftalt für Leib 
renten und Lebensverficherungen befigen, die 1342 in Kopenhagen begründet worden 
ift, bleiben dieſe Nechte ausbrüdlih erhalten. Eine internationale Commiſſien, 


Brilage II. 345 


Bustaufch der Ratificationen diefes Vertrags in Kopendagen verſammeln, um die 
rilirte Regelung der Beſtimmungen gegemwärtigen Artikels vorzunehmen. Art. 
6. Tie & däniſche Regierung wird die Zahlung folgender Apanagen übernehmen: 
NMaj. der venvitiweten Königin Karoline Amalie, X. k. Hoh. ber Frau Erbe 
Knzefjin Karoline, 3. k. Hoh. ber Frau Herzogin Wilhelmine Marie von Glüdsburg, 
Hoh. der Frau Herzogin Karoline Charlotte Marianne von Medlenburg-Strelig, 
“Koh. der vemwittiweten Frau Kerzegin Louiſe Karoline von Glüdsburg, Sr. Hob. 
Sn. Frinzen Friedrich von Heſſen, IJ. HH. der Frauen Prinzeſſinnen Charlotte, 
ſicictia und Amalie von Schleswig: Holitein-Sonderkurg -Auguftenburg. Die auf 
8 herzegthümer nach dem Verhältniß ihrer Bevölkerungszahl entfallende Quote wird 
Br daniſchen Regierung von jener der Herzogthümer erfegt werden. Die in dem 
Berschenden Artikel erwähnte Gommifjien wird auch mit der Feftitellung der zum 
Belzuge des gegenwärtigen Artifel3 nöthigen Anordnungen betraut fein. Art. 17. 
Be neue Regierung der Herzogthümer tritt in alle Rechte und Verbindlichkeiten ein, 
Be zus Verträgen entfpringen, welche dur die Verwaltung Sr. Maj. des Königs 
fer Tinemarf in Tezug auf Gegenſtände des öffentlichen Intereſſe, die insbejondere 
ei: cdirten Lande betrefjen, in regelmäßiger Weife abgejchloffen worden find. Es ift 
Ps biebei ſelbſtverſtändlich, daß alle Verpflichtungen, weldye ſich aus ſolchen Ver: 
kiyn ergehen, die von ber däniſchen Negierung in Bezug auf den Krieg und bie 
derdestrecution eingegangen worden ſind, in der vorhergehenden Beſtimmung nicht 
Bharifien wurden. Die neue Regierung in den Herzogthümern wird jedes durch 
Ittiriduen oder meralifhe Perſonen daſelbſt erworbene Recht achten. In einem 
Excitialfe werden über derlei Angelegenheiten die Gerichte zu erkennen haben. Art. 
F Tie aus den abgetretenen Landen gebürtigen Unterthanen, welche der dänifchen 
tee der Marine angehören, werden das Recht haben, fofort vom Militärdienft 
Staubt zu werden und nad Haufe zurüczufehren. Es ift jedoch dabei felbitvers 
Erich, daß diejenigen unter ihnen, welde im Dienſt St. Maj. des Königs von 
remote verbleiben, deßhalb weder ihrer Perſon noch ihrem Gigenibume nad) bie 
eirtite Feläftiigung erfahren ſollen. Dieſelben Rechte und Bürgichaften find von 
der einen und andern Seite den aus Dänemark oder den Herzogthümern heritammen= 
dr Firill eamten zugeſichert, welde Lie Atficht bezeugen werden, die amtliche Stellung 
za cerloffen, welde fie im däniſchen Tienft oder in jenem ker Herzogthümer eins 
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zumen, eder die vorzichen follten, in dieſen Bedienſtungen zu verbleiben. Art. 19. 
men Unterthanen, welche auf den durch den gegenwärtigen Vertrag abgetretenen Gebieten 
sun Webnfig haben, ſoll vom Tag ab, an welchem die Natificationen ausgewechjelt 
zeren, während der Dauer von — * Jahren, und gegen eine an die competente 
Scherde im vornhinein abzugebende Grflärung, bie volle und unbeſchränkte Befugniß 
ireben, isre beweglichen Güter zollfrei in die Staaten Sr. Maj. des Königs von 
seremarf auszuführen und fich felbft mit ihren Familien dahin zurüdzuzichen, für 
een Fall ihnen die Gigenfchaft dänifcher Unterthanen aufrechterhalten bleibt. Es 
KM ihnen frei, ihre in den abgetretenen Gebieten gelegenen unbeweglichen Güter zu 
oclten. Derfelten Befugniß erfreuen ſich auch wechjelfeitig die dänischen Unterthanen 
ur jene Individuen, welde von den abgetretenen Gebieten herſtammen und fi) in 
a Staaten Er. Maj. des Königs von Dänemark angefiedelt haben. Jene Unters 
Öuren, welche der gegenwärtigen Beftimmungen theilhaftig werden wollen, bürfen 
a’ Erimtlage ibrer * Wahl von keiner Seite weder an ihrer Perſon noch in 
Sn in den beiderſeitigen Staaten gelegenen Beſitzungen beunruhigt werden. Die 
an erwähnte Frift von fehs Jahren findet auch auf jene jowohl aus bem Könige 
co Dänemark als aus den abgetretenen Gebieten flammenden Unterthanen ihre 
Windung, welche fih zur Zeit der Natificationsauswechslung bes gegenwärtigen 
sattage außerhalb des Gebiets des Königreichs Dänemark oder jenes der Herzogs 
-uner befinden. Ihre diepfallige Erflärung Tann fowohl von der am nächſten 
rbliben däniſchen Geſandtſchaft als von der oberſten Vehörde jedweder Provinz 
> Königreichs oder der Herzogibümer angenommen werben. Tas Recht des In— 
Sigenates ferrohl im Königreich Dänemark als in den Herzogthümern bleibt allen 


era Hr aus Abgeordneten beider Parteien, wird ſich unmittelbar nad dem 
ki 
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jenen Individuen gewahrt, welde basjelbe zur Zeit ber Ratificationsauswchsiun 
des gegenwärtigen Vertrags inne haben. Art. 20. Tie Urfunden, welde jih auf 
Eigenthumsrechte, fowie diejenigen , welche ſich auf die Verwaltung und die Giviljuftiz 
der abgetretenen Gebiete bezichen und fich dermalen in den Ardiven des Königreiches 
Dänemark befinden, werden ben Gommifjären der neuen Regierung ber Herzogtbümer 
ebemöglichit übergeben werden. Eben fo werten alle jene Beſtandtheile, welche den 
Herzogtbümern gehört haben und von beren Archiven on wurden, denſelben 
mit ben bezüglichen Verzeichniffen und Protofollen auegeliefert werden. Die däniſche 
fowie die neue Regierung ber Herzogthümer erklären ſich bereit, auf Verlangen ber 
oberften Verwaltungsbehörden fi) wechſelſeitig alle Urkunden und Ausfünfte über 
jene Angelegenbeilen mitzutbeilen, welche gleichzeitig das Künigreih Dänemark und 
die Herzogthümer betreffen. Art. 21. Der Handel und die Schifſahrt Dänemarta 
und der abgetretenen Herzogthümer wirb gegenfeitig in den beiden Ländern die Rechte 
und Vorrechte der meiftbegünftigten Nation genießen, bis diefer Gegenjtand buch 
befondere Verträge geregelt werden wird. Die Turhfuhrzellkefreiungen und Grleid- 
terungen, bie kraft des Art. 2 des Vertrags vom 14. März 1857 den auf ben 
Straßen und Canälen, welche die Nordfee mit der Oſtſee verbinden, oder verbinden 
werben, pafjirenden Waaren zugeftanden worden find, werben auf die das Königreich umb 
die Herzogthüimer, auf was für immer einem Weg, durdizichenden Waaren Anwendung 
finden. Art. 22, Die Räumung Jütlands von ben verbündeten Truppen wird in möglichſt 
furzer Frift, fpäteftens aber innerhalb dreier Wochen nach der Auswechslung ber Ratifi- 
cationen des gegenwärtigen Vertrags bewerfitelligt werden. Die befonderen 3 ee 
welche auf diefe Räumung Bezug haben, find in einem Protokoll feitgeftellt, welches einen 
Anhang des gegenwärtigen Vertrags bildet. Art. 23. Um mit allen ihren Kräften zur Be— 
ruhigung der Gemüther beizutragen, erflären und verſprechen bie vertragſchließenden 
mich daß Fein anläßlich ber Teßten Ereignifje compromittirtes Individuum, welcher 
Glaffe und mweldem Stande es immer angebhöre, wegen feines Verhaltens oder feiner 
politifchen Anfichten verfolgt, beunruhigt oder in feiner Perſon eder feinem Eigen: 
thum beanftandet werben wird. Art. 24. Gegemwärtiger Vertrag wird ratificirt 
werben, und die Ratificationen follen in Wien binnen drei Wochen, oder wenn 
möglich früher, ausgewechjelt werden. Urkund deffen baben bie betreffenden Bevoll- 
mächtigten ihm unterzeichnet und mit dem Anfiegel ihrer Wappen verſehen. So 
gefchehen in Wien am 30. Tag des Monats October des Jahrs des Heils 1561. 
Rechberg m. p. Brenner m, p. Werther m. p. Balan m. p. Quaade m. p. 
Kauffmann m. p. 

Ein Protokoll von bemjelbem Tage beſtimmt die Räumung Jütlands von 
* ber alliirten Truppen binnen längſtens drei Wochen und deren nähere Moda: 
itäten. 

Gin zweites Protokoll ebenfalls vom gleichen Tage beſtimmt, daß „Se. 
Mai. der König von Dänemark unmittelbar nah Auswechslung der Ratificationen des 
oben befagten Vertrags Proclamationen an bie Bevölferungen der abgetretenen Lande 
richten wird, um ihnen die Veränderung anzuzeigen, bie in ihrer Stellung ftatt- 
gefunden hat und fie ihres Eides der Treue zu entheben.“ 


Ueberſicht der Ereigniſſe des Jahres 1864. 


Die Geſchichte des Jahres 1864 überragt an Bedeutung für — 
die Entwickelung der europäiſchen Dinge bei weiten diejenige ber 
sulegt vorangegangenen feit 1859 und 1860. Der zu Anfang des— 
jelben im Norden ausgebrodene Krieg zwiſchen Defterreih- Preußen und 
Dänemark fällt zwar als ſolcher nicht allzufhwer ins Gewicht und 
itenfo blieb die gegen Ende des Jahres zwiichen Frankreich und 
Italien abgefchloffene Convention bezüglich Noms vorerft ohne praf: 
ihen Einfluß auf die Lage des neuen Königreichs jenfeits der Alpen. 
Allein jener wie diefe find unzweifelhaft die Ausgangspunfte für 
ine Reihe von Ereigniffen, die ſich theilweife bereits daran gefnüpft 
haben, und von Thatfachen, die in den nächſten Jahren faft mit 
Nothwendigkeit daraus hervorgehen müffen und die allem Anfchein 
nach dazu bejtimmt find, das bisherige Gleichgewicht der Mächte im 
Norden wie im Süden Europa’s wefentlich zu verändern. 

Der Beginn bes Jahres 1864 fand die deutiche Nation von Deutfge 
iiner jo allgemeinen und fo heftigen Bewegung ergriffen, wie man 
es eben noch für ganz und gar unmöglich gehalten hätte. Schon 
lingit hatte fie e8 nur wiberftrebend ertragen, daß das Fleine Volk 
der Dänen unter dem Echuß der europätfchen Verhältniffe die deutfche 
Nationalität der nordalbingiſchen Herzogthümer in jeder Weiſe zu 
unterbrüden bemüht war, um ber däniſchen Minorität im Herzog: 
thum Schleswig zum Uebergewicht zu verhelfen und das Land Schritt 
für Schritt dem eigentlihen Dänemark einzuverleiben, ohne daß von 
Seite des deutjchen Bundes irgend weldye ernſte Schritte gejchahen, 
tiefem Beginnen nahbrüclich zu wehren. Recht und Macht ftanden 
gleichmäßig unzweifelhaft auf Seite Deutſchlands und dennoch mußte 
es zehn volle Jahre hindurch fich gefallen Taffen, wie Dänemark 
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Deut die klarſten Verpflichtungen außer Acht fette, fein Ziel ohne Wanfen 


und mit allen Mitteln ratlos verfolgte und den Beſchwerden bes 


deutfchen Bundes höhniſch auszuweichen wußte. Eben glaubte Tarze= 
mark durch die fogenannte November-VBerfaffung am Ziele angelangt 
und ſich die längſt umgarnte Beute dauernd gefichert zu haben, als 
König Friedrih VII. ſtarb. Diefer Tod mahnte der ganzen jo lange 
nur mühſam mit allen Mitteln der Diplomatie in der Schwebe ge= 
haltenen Eituation plößlid em Ende Während Chrijtian ven 
Glücksburg geftübt auf den Londoner Vertrag, den die ſämmtlichen 
Großmächte mit Einſchluß Dejterreih8 und Preußens gegen die ur— 
alten Rechte diefer Lande geichloffen hatten und dem nad und nach 
faft alle andern Staaten Guropas beigetreten waren, den Thron von 
Dänemark beſtieg, die Herzogthümer mit feinen Truppen befegt Biel 
und ihre Huldigung zu erzwingen bemüht war, erhob alsbald auch 
ber Prinz Friedrich von Auguftenburg feine auf das Erbrecht ſeines 
Haufes, das der Londoner Vertrag nur thatlädhlich, aber nimmermehkr 
rechtlich hatte befeitigen können, gegründeten Aniprühe auf ben 
Thron der vereinigten Herzogthümer und Binter ihm fland die öf— 
fentlihe Meinung von ganz Deutfchland. Hunderte von Vereinen 
und Berfammlungen wuchlen an allen Eden und Enden von Deutſch— 
land wie aus dem Boden empor und gaben dem zum fejten, nad: 
haltigen Entichluffe gereiften Willen der Nation Ausdrud, daß den 
Herzogthümern nunmehr endfih ihr Necht werden müffe und daß fie 
troß des Londoner Vertrags endgültig und für immer von Dänemark 
befreit und Toggelöst werden müßten. Die Macht der nationalen 
Bewegung ſchien einen Augenblid alles mit fich fortzureigen und 
jelbft dem alten Bundestage wieder neues Leben einzuhauden. 
Patriotiſchen Sinnes ging der Herzog von Coburg-Gotha den übrigen 
deutichen Fürften mit gutem Beiſpiel voran, anerlannte ohne Zögern 
den Prinzen Friedrich als Herzog von Schleswig-Holſtein und geftattete 
ihm, feinen Wohnfiß vorerft in Gotha zu nehmen und fidh daſelbſt 
eine Art von Minijterium zu bilden; die Großherzoge von Baden 
und Sachſen-Weimar folgten feinem Beiſpiel; der König von Bayern 
fehrte eilends von Nom in die Mitte feiner getreuen Unterthanen 
zurück, erklärte die Erbanſprüche des Auguftenburgers wenigiteng 
für „vechtlich begründet” und daß er bereit fei, „mit allen Kräften 
ür die Durchführung der hiedurch bedingten Politik für die 
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Techte ber Herzogthümer und Deutihlands einzuſtehen“; Sachſen ur 
ud Württemberg traten vom Londoner Bertrage, dem aud) fie feiner 
Zeit beigetreten waren, durch offene Erklärung wieder zurüd; bie 
eiden jich befümpfenden Parteien der ſog. Großdeutſchen und Klein- 
eutſchen legten ihren Hader vorerjt bei Seite und gaben ſich die 
Dand, um die Rechte der Nation gemeinfam mit doppeltem Nachdrud 
u ımterftügen; in Ermanglung eines deutſchen Parlaments traten 
fünfhundert Mitglieder deutiher Etändeverfammlungen ohne Unter: 
ſchied der Parteien in Frankfurt zufammen und beichloffen einftint: 
mig, eine „Erklärung ber Rechte” zu erlafen, wonad fie die Tren— 
nung ber Herzogthümer von Dänemark und die Conftituirung der: 
ielben als eines jelbftändigen Staates unter dem Herzog Friedrich 
von Auguftenburg verlangten und fich verpflichteten, „diejenigen deut— 
ihen Regierungen zu unterjtüßen, welde für das volle Recht ber 
Herzogthümer ehrlich und thatkräftig einträten und dagegen diejenigen 
Regierungen mit allen verfaflungsmäßigen Mitteln zu bekämpfen, 
welche das Recht und die Ehre Deutſchlands in dieſer Sache preis: 
gaben“; die Bundesverfammlung aber beichloß in eriter Linie, einen 
Vertreter des Königs von Dänemark für Holftein und Lauenburg 
nicht anzuerkennen und bie boljteinijhe Stimme am Bunde vorerjft 
zu juspendiren, in zweiter Linie wenigftens, die ſchon zu wiederholten 
Malen bejchlofjene, jedoch immer wieder aufgejchobene Grecutien in 
Holftein nunmehr wirklich ind Werk zu ſetzen. Um die Mitte December 
1863 jeßten fi) 12000 Sadjen und Hannoveraner in Bewegung, 
rüdten in Holjtein ein und nod bevor das Jahr zu Ende ging, 
war das Herzogthum von den Dänen gänzlich geräumt. Bon jelbit 
wurde jeßt die Erecution zur Dccupation: jobald fie nur aufathmen 
konnten, erklärten die holſteiniſchen Männer aller Orten fich rechtlich 
los und ledig von Dänemark und riefen den Herzog Friedrich als 
ihren rechtmäßigen Landesherrn aus. Am lebten Tage des Jahres 
erihien bderjelbe ſogar jelbit ganz plößlich zu Kiel in der Mitte 
feiner zukünftigen Untertanen, um ihre Huldigung entgegen zu 
nehmen, um ihnen als Mittel: und Stübpunft zu dienen und um 
alles vorzubereiten, die Negierung, fobald ihn der deutſche Bund 
anerfannt haben würde, übernehmen und mit Hülfe des Bundes auch 
feine Anſprüche auf Schleswig zur Geltung bringen zu können. 
Europa war gegen fie, aber die Bevölferungen ber Herzog: 
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Deut thümer bauten auf ihr gutes Recht und fehten ihr Vertrauen au 
die Macht der nationalen Bewegung, die auf allen Seiten in di 
Regierungen drang, daß der Bund jenen entjcheidenden Schritt ohn 
Zögern wirklich thue und den Auguftenburger als Herzog von Holftei 
anertenne. Kein Zweifel waltete in ber öffentlichen Meinung Deutid 
lands, daß ein folder Beſchluß die ganze Frage nicht nur redhilid 
fondern auch thatjächlich entjcheiden werde. Lag nur erjt ein folde 
Bundesbeihluß vor, jo war in der That mit Sicherheit vorauszufchn 
daß die Ständeverfammlungen aller einzelnen Staaten fih um bi 
Wette beeilen würden, den Regierungen die gefammte Volkskraft a 
Mannſchaft und Geld einftimmig zur Verfügung zu ftellen, fo da 
es nur von ihrem guten Willen abhinge, den Krieg von Anfang a 
auf großartigften Fuße zu beginnen, nur von ihrem einträdtige 
Zufammenhalten und ihrer weijen Unterordnung unter eine Leitung 
ihn zu einem für die Nation glüdlichen und ruhmoollen Ende y 
führen, welche Hinbernifje auch immer zu bewältigen jein möchten 
Denn darauf war bie öffentliche Meinung der Nation ge 
faßt, daß es ſich wohl nicht bloß darum handeln werde, da 
Kleine Dänemark zu überwältigen, daß Schweden wahrſcheinlid 
auch jet wieder feine Truppen mit denen bes angegriffenen ſtamm 
verwandten Landes vereinigen, daß England mögliher Weiſe bem 
jelben jeine Slotten gegen das zur See noch immer wehrlofe Deutid 
land zur Hülfe jenden werde, daß Frankreich vielleiht nur darau 
warte, jeine alten Plane am Rhein wieder aufzunehmen. Di 
Nation in ihrer Begeifterung war jedoch zu jedem Opfer berat, 
bereit, e8 nöthigenfall® mit ganz Europa aufzunehmen und Ale: 
daran zu jeken, um die heiligſten Rechte eines ihrer Glieder zu 
Ihüßen, um ihre eigene von einem kleinen Nachbar fo lange m 
Uebermuth mit Füßen getretene Würde zu wahren, um ihre Macht 
als eine große Nation inmitten Europa's endlich zur Anerkennung 
und Geltung zu bringen. in Gefühl durchdrang fie, daß dieſem 
Willen Feine Macht der Welt auf die Dauer zu widerſtehen ver: 
mögen würde, wenn alle einzelnen Glieder des Bundes, Fürften 
und Völker, in dieſem enticheidenden Momente wirklich in Eintradt 
zufammenjtänden. Das waren die bisherigen Erfolge, die Hoff: 
gen, die Anſchauungen, die zu Anfang des Jahres 1864 vom Stand: 
punfte der nationalen Bewegung aus walteten. 
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Die reale Sachlage entſprach jedoch dieſen Hoffnungen nur thäil- —— 


reife, Die Bewegung fand ihr Schwergericht in den außerpreußiſchen 
ad außeröfterreihiihen Staaten Deutſchlands. Dort waren jo zu 
ogen alle Kreije ohne Ausnahme von ihr ergriffen, zahlloje Verſamm— 
ungen trugen fie immer weiter, einjtimmig unterjtüßte fie die Preſſe, 
inige Regierungen gingen aufrichtig und volljtändig mit ihr, andere 
elgten ihr, wenn aud zögernd, jelbjt diejenigen, die fie mit der 
atihiedenjten Abneigung anjahen, wie die von Hannover, wagten 
doch nicht, ihr offen entgegenzutreten. Nicht jo in ben beiden 
Sroßitaaten Deutſchlands. Allerdings war auch in Preußen bie 
Hentlihe Meinung von der Bewegung lebhaft angeregt worden und 
and ihren Ausdrud in der Majorität des Abgeordnetenhaufes, dag 
N offen für die Zielpunfte der nationalen Bewegung ausjprad) 
md dem Minifterium nur zu Unterftüßung einer eben bahin 
selenden Bolitif und zu keiner andern eine Anleihe bewilligen wollte; 
je felbit in den deutſchen Kronländern Dejterreihs war Anfangs 
überall die entjchiedene Neigung zu Tage getreten, fi) der nationa= 
im Bewegung anzujchliegen und die deutſche Gefinnung auch in 
Deſterreich zu bethätigen. Allein es läßt ſich kaum läugnen, daß day 
masiche Volk, von dem innern Conflict mit der Krone und dem 
Ninifterium Bismarck in Anſpruch genommen, von ber Bewegung 
ch lange nicht in dem Grade ergriffen war, wie das übrige Deutſch— 
land, und in Oeſterreich ſank die momentane Aufregung alsbald 
kieder in vollkommene Lethargie zurüd, ſobald die Negierung ihr 
immend entgegentrat. Noch bevenkliher aber war bie Stellung, 
welhe die Regierungen in Dejterreih und Preußen von allem An: 
jeng an eingenommen hatten, eine Stellung, welde mit den Ziel: 
punkten der Bewegung im entichiedenften Gegenſatze jtand. 

Beide erklärten fofort nad) dem Tode des Königs Friedrich 
übereinftimmend, daß fie Durch den Londoner Vertrag von 1852 ſich 
für gebunden erachteten. Trotz dieſer Erklärung waltet inde kaum 
Rt geringfte Zweifel, daß die eine wie die andere der beiden beut- 
den Großmächte durch jenen Vertrag nur ſo weit ſich wirklich gebunden 
ſühlte, als fie gebunden fein wollte. Nicht nur die ganze Art und 
Weiſe, wie Dänemark die in den Jahren 1851 und 1852 ihnen gegen: 
über ſpetiell eingegangenen, unzweideutigen Verpflichtungen ſelbſt nad) 
dem Urteil der engliſchen Regierung „gebrochen“ hatte, ſondern viel 
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geworden war, weil es Dänemark nicht gelungen, die darin ſtipu— 
lirten Vorausſetzungen zu erfüllen, gab ihnen das volffommene Rott, 
denfelben als dahingefallen zu betrachten, und ficherlih hätten weder 
Defterreih noch Preußen auch nur einen Augenblid angeftanden, & 
zu thun, fobald es ihren Intereſſen convenirt hätte. Das alfo wa 
nicht der wahre Grund, warum fie fi nicht entſchließen konnten, 
der nationalen Bewegung Deutjhlands ſich anzufchliegen. Dagegen 
bot ſich ihnen allerdings eine Neihe von Erwägungen dar, welde 
einen ſolchen Entihluß nicht ohne Grund fehr bedenflih erſcheinen 
liegen. Zunächſt fühlten beide gegenüber der nationalen Begeiiterung 
für den „verlaflenen Bruderſtamm“ vollfonmen fühl wie gegenüber 
der ganzen nationalen Bewegung eben als einer nationalen: beide Haben 
fich feit der Gründung des deutſchen Bundes jederzeit in erfter Linie 
als Großmächte betrachtet und erft in zweiter Linie als Bundes— 
glieder; beide, Preußen nicht minder als Defterreih, waren gewohnt, 
auch in deutjchen Fragen vor allem nur und meiſt ausſchließlich 
ihre Speziellen Antereffen zu Rathe zu ziehen und das eine war fe 
wenig wie das andere gemeint, feine Politif der nationalen Idee 
unterzuordnien, wie das unter andern Umftänden jelbit in einem 
Stantenbunde denfbar wäre; beide betrachteten den Bund zunächſt 
lediglich als eine Garantie für ihren Beſitzſtand und im weiteren als 
den großen Kampfplat für die Bethätigung ihrer gegenjeitigen Macht: 
einflüffe. Die ganze Bewegung mit ihren Berfammlungen und 
Adreffen, mit ihrem Abgeordnetentage und ihrem 36er Ausſchuß, mit 
ihrem Druck auf die Regierungen, dem die einen bereits mehr oder 
weniger fich bingegeben hatten und dem die andern nur mühſam 
widerftanden, erjchien ihnen unter allen Umftänden gefährlich und 
verwerflih. ntichloffen fie fi) aber, auf das nationale Streben 
einzugehen, die Bewegung zu leiten und damit zu mäßigen, fo er: 
gaben fi neue Bedenken anderer Art. Wenn fid) aus dem Kriege 
mit Dänemark ein größerer mit England, vielleicht auch mit Frank: 
reich entjpann, jo waren es doch viel weniger die andern beutfchen 
Etanten als Dejterreih und Preußen, welche vornehmlich Die 
Laſten desjelben zu tragen gehabt hätten. Defterreichs Finanzen 
waren aber in der That nicht in der Page, einen großen Krieg als 
zuläſſig erjcheinen zu laffen, der nicht ein vitales Antereffe des Kaiſer— 
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zats berührte und feine innern Zuftände waren der Art, daß es RT 
ed dauernden Friedens dringend zu bedürfen ſchien; Preußen wäre 
& feiner ganzen Tanggeftredten Dftfeefüfte den Angriffen der eng: 
Ösen Kriegsichiffe wehrlos Preis gegeben gewefen und ebenfo hätte 
& cin Angriff Frankreichs ohne Zweifel zunächſt gegen feine Rhein: 
Ketinzen gerichtet. Ueberdieß hätte ein offenfiver Bundeskrieg für 
Are Großmächte mannigfaltige Unzuträglichkeiten in dem Berhält- 
Fr zu der Bundesverfammlung in Frankfurt und in ihrem Ber: 
Wiſſe unter fich dargeboten. Beide waren ganz und gar nicht 
fmeigt, fih vom Bundestag „majorifiven” zu laſſen und bamit ges 
Miemahen unter die Leitung der Mittelftaaten zu begeben: Preußen 
Sa erbittert über die Mittelftanten, die feit den identiſchen Noten 
% ihm in jeder Weiſe entgegengeftellt hatten und ihm gerade jetzt 
Rate Frage des franzöfifhen Handelsvertrags nicht aus Gründen 
er Sache, fondern aus wefentlich politifchen Motiven alle möglichen 
Cäwierigkeiten zu bereiten bemüht waren; Defterreih dachte im 
Crunde nicht viel freundlicher über fie als Preußen, wenigfteng 
mente es fich überzeugt zu haben, daß mit ihnen zu feinem Ziele 
u fommen fei, hatten fie body feinen Erwartungen auf dem Fürften: 
ar in Frankfurt nur wenig entfprochen und glaubte e8 auch ges 
we jeht wieder in ber Zollfrage Urfache zu haben, mit ihnen ganz 
md gar nicht zufrieden zu fein, indem fie eine durchaus unhaltbare 
Füterftellung einzunehmen fuchten und ſich nicht, wie Oeſterreich 
winfhte, dazu verftehen wollten, nöthigenfals ben Zollverein zu 
engen, um ben preußifchen Hanbelsvertrag mit Frankreich zu alle 
a bringen. So fah Oefterreich von feinem Standpunkte aus Fein 
Netto, auf die nationale Bewegung in Deutfchland einzugehen, wohl 
er mehr als eines, bieß nicht zu thun. Noch viel mehr aber war 
“eh für die preußifche Negierung ber Fall. Das Minifterium Bis: 
rl, im ſchärfſten Conflict mit der Volksvertretung, bie ſich für die 

Öerehtigung der nationalen Bewegung Deutſchlands ausfprach, glaubte 
Sr die Wahl zu haben, entweder den Kampf aufzugeben, von ber 
ee der Geſchäfte zurüdzutreten und biefelbe ber Oppofition zu 

derlaffen, oder ber ganzen Bewegung aufs entfchiebenfte entgegen: 
Aktehen, Unter diefen Umftänden waren Oefterreih unb Preußen 
nella gleihmäßig entichloffen, der Bewegung in Deutſchland 
i nicht anzufchliehen. 
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Bald verftändigten fie fih auch unter einander. Schon am 
28. Nov. 1863 gaben fie am Bunde die gemeinjame Erklärung ab, 
daß fie ihrerfeit8 auf dem Boden des Londoner DVertrags zu ver 
harren entjchloffen ſeien und daß fie nur innerhalb desſelben eine Löſung 
bes Streited mit Dänemark aufzufuchen gemeint feien und ſchon am 
4, Dec. waren fie in ber Lage, jümmtilichen deutſchen Regierungen 
anzuzeigen, daß fie „fi über die Frage volljtändig geeinigt hätten‘ 
und ihnen als erjten Schritt auf einer ganz andern, ald der von 
der deutſchen Bewegung angejtrebten Bahn nicht eine Occupation 
Holjteins, jondern vielmehr die Bunbeserecution gegen basjelbe, 
welche principiell die Anerkennung des Königs Chrijtian von Däne— 
mark aud als Herzogs von Schleswig, Holjtein und Lauenburg in 
ſich Schloß, in mehr als bloß nahbrüdliher Weiſe vorzufchlagen. 
Unter dem Druck diefer Note verwarf denn auch der Bund am 
8. Dec. 1863 die Decupation und wurde mit Hülfe Hannovers, 
Kurheffens, Medlenburgs und der freien Städte die Erecution be 
ſchloſſen. Damit glaubten bie beiden Großmädte den Bund ent: 
fhieden in die von ihnen gewünſchte Bahn gelenkt zu haben. Die 
Ausführung des Beichluffes entſprach indeß ihren Erwartungen kei— 
neswegs. Die Bundestruppen, die unter dem Dberbefehl des ſäch— 
fiihen Generals Hafe in Holjtein einrüdten, wollten die Art und 
Weiſe, wie fi die dänifhen Truppen nur Schritt für Schritt ver 
ihnen zurüdzogen und gleich als ob fie e8 nur aus Convenienz um: 
terlichen, ihnen die Pojten und Wachen fürmlih und faſt freund: 
Ihaftlih zu übergeben, nicht verjtehen und die Bundescommiffäre 
legten der Bevölferung Fein Hinderniß in den Weg, als fie dicht 
hinter ihren Yerfen in allen Städten und Flecken ben Prinzen 
Triedrih von Auguftenburg als ihren rechtmäßigen Yandesherru pres 
clamirte, die Wappen Dänemarks überall berunterriß und bie däni— 
jhen Beamten, die fie fo lange gequält, ohne Schonung verjagte. 
Gerade das hatten Defterreih und Preußen verhindern wollen: gegen 
ihren Willen war die Execution gewifjermaßen von ſelbſt im die 
Decupation umgeſchlagen. Noch weniger aber entſprach es ihrem 
Plan, als in den lebten Tagen bes Jahres 1863 Herzog Friedrich 
ganz gegen ihre Abjichten feinen Wohnfig nad; Holjtein verlegte, um 
ber eigenen freien Willensäußerung des Landes feiteren Halt und 
größeren Nahbrud zu geben. Wenn die Politit der beiden Groß— 
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mächte über bie Beftrebungen der nationalen Bewegung bie Ober: m 
hand gewinnen jollte, jo mußte jedem weiteren Yortgang ber Dinge 

auf biefer Bahn gewehrt werden und bie Leitung aller ferneren 
Ehritte gegenüber Dänemark direct in die Hände Oeſterreichs und 
Preußens übergehen. 

Die Stellung derſelben war inzwiſchen feine leichte. Die 
Kabinetspolitik, mittelft welcher fie die Lage zu bemeijtern und bie 
Aufgabe, die fie ſich gejtellt, zu löſen juchten, befand ſich gewiffer: ® 
maßen zwijchen zwei Bewegungen in ber Mitte, die beide bemältigt 
aber auch beide wenigſtens bis auf einen gewiffen Grab befriebigt 
werden mußten, wenn e8 gelingen jollte, das Verhältniß zwifchen 
Deutihland und Dänemark im Einverjtändnig mit den übrigen 
Greßmächten und auf Grundlage des Londoner Vertrags definitiv 
zu ordnen. Die antisdeutidhe Bewegung in Dänemark war ebenfo Düne 
populär, ebenfo national, wie die anti-däniſche in Deutſchland. Das 
Herzogthum Holftein bildete keineswegs ben eigentlichen Gegenjtand 
des Streites und doch war es den vereinigten Bemühungen Enge 
lands und Rußlands im December 1863 nur mit Mühe gelungen, 
die dänische Regierung zu bewegen, daß fie das Land ohne Schwert: 
frei den Bundestruppen überließ, nachdem bereit8 Vorbereitungen 
getroffen waren, dem Gindringen der Deutjhen ſchon hier Wider: 
fand zu leiſten; es war dieß nur in ber Vorausfehung gefchehen, 
daß die Erecution auch im Sinne und Geifte der öfterr.-preuß. 
Politik durchgeführt und jede Demonftration ber Bevölkerung zu 
Gunſten des Prätendenten wirkfam verhindert werde, was, wie wir 
geiehen haben, nicht gefhah. Schleswig war feit jeher ber eigent— 
lie Zankapfel zwiſchen Deutſchland und Dänemark gewefen und 
wie die deutſche Bewegung die endlihe und vellftändige Lostrennung 
nicht bloß Holfteins, fondern auch Schleswigs von Dänemark ver: 
langte, fo verlangte dagegen die däniſche Bewegung nicht minder 
entigieden zumal um den Preis von Holftein, das ſchon als Halb 
verloren betrachtet werden mußte, zum minbeften bie“ Erhaltung 
Schleswigs und die Sicherung desſelben gegen alle und jede Anz 
ſprüche Deutſchlands, um es definitiv dem däniſchen Königreich ein— 
verleiben und weiterhin ungehindert daniſiren zu können. Der Plan 
ber beiden deutſchen Großmächte, die Herzogthümer nad dem Lon: 
doner Vertrage der dänischen Krone zu belaffen, dagegen zu Siche— 
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Din zung ber deutſchen Nationalität Holftein und Schleswig, wenigſtens 
ben füdlichen, ausſchließlich deutſchen Theil der letztern, in eine freiere 
Stellung zur dänifhen Geſammtmonarchie unter der Form der Per— 
fonalunion mit ber Krone Dänemark zu bringen, wurde von ber 
dänifchen Bewegung, die von einem Schleswigsholftein in irgend 
welcher Form und unter weldhen Bedingungen immer nichts wiſſen 
wollte, weit weggeworfen. König Chriftian freilih hätte fich ohne 

® Zweifel der drohenden Haltung Deutſchlands gegenüber mit ben bei- 
den Großmächten leicht vwerftändigt, um feinem Haufe die Herzog 
fhümer zu erhalten, zumal fi eine Perfonalunion derjelben mit 
Dänemark noch unter gar mancherlei Modalitäten denken ließ. Allein 
König Chriftian war ganz und gar nicht in der Lage, jo handeln 
zu können, wie er wünjchen, wie er es im Intereſſe Dänemarks 
felbft für rathfam erachten mochte und bie beiden deutichen Groß— 
mächte mußten es daher weſentlich den übrigen Unterzeichnern des 
Londoner Vertrags namentlih England überlaffen, die däniſche Ne 
gierung zu denjenigen Conceflionen zu vermögen, die von der Sach— 
lage geboten wären und bie ihnen die Durdführung ihrer Politik 
nad) diefer Seite möglih machen würden. Ihre Aufgabe war es 
dagegen, bie beutjche Bewegung in Schranken zu halten und bie 
Hinderniffe aus dem Wege zu räumen, die auf dieſer Seite einer 
biplomatifhen Löfung der Frage entgegenftanben. 

ng So hoch die Wogen in Deutfchland auch gingen, fo dien 
bas doc, Feineswegs unmöglich zu fein. Dieſe größeren und mitt 
leren, kleineren und ſelbſt Hleinjten Staaten Deutſchlands waren ja 
alle fouverän und auf ihre Souveränetät mehr als eiferfüchtig, weder 
gewohnt noch gemeint, ſich irgend einem unter ihnen oder aufer 
ihnen unterzuorbnen und nur durch das Iodere Band des Staaten: 
bundes zufammengehalten, das zubem längſt in ihrem eigenen 
Bewußtjein bis auf die Wurzel erjchüttert war. Ihnen gegenüber 
waren Defterreih und Preußen ſchon dadurch im Vortheil, daß fie 
wenigftens in den allgemeinen Grundzügen genau wußten, was fie 
wollten, und fi unter fich leichter verftändigen Fonnten, als bie zahl: 
reihen Mittel- und Kleinftaaten, deren Einigung in jedem einzelnen 
Valle Yängere Unterhandlungen und damit längere Zeit erforderte. 
Mehr als eine ber mittelſtaatlichen Regierungen beobachtete überdieß 
bie nationale Bewegung mit fehr mißtrauifhen Augen und fchien 
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in jo fern dem Einfluß der beiden Großmächte auf die Dauer kaum deutfhe 


unzugänglich bleiben zu können. Cine Anzahl: Kleinftanten endlich 
waren viel zu ſchwach, um einem gemeinjchaftlihen Drude Oeſter⸗ 
wihs und Preußens irgendwie zu widerftehen. Konnten Oeſterreich 
und Preußen auf eine zuverläfiige Majorität in der Bundesverfamme 
lung allerbings nicht rechnen, jo war das auf der andern Seite ganz 
ebenso der Fall. Die nächſte Politit der beiden Großmächte beftand 
unter diefen Umftänden barin, die Bundesverfammlung, wenn fie 
nicht zu einem entſchiedenen Schritte in ihrem Ginne geführt 
werden könne, wenigſtens an jebem anbern, ber ihnen nicht 
conveniren würde, zu hindern. Und das gelang denn aud 
volllommen. Wären die Mittelftaaten unter ſich felber einig 
geweſen und wäre e8 ihnen gelungen, ſich zu einer feſten Majorität 
am Bunde zu geftalten, jo Hätten fie fich nothwendig beeilen müffen, 
den Prinzen Friedrich von Auguftenburg als Herzog von Holftein anzu- 
erkennen, um ihm dannzumal als einem Bundesfürften ‚ihre bewaffnete 
Unterftügung zur Eroberung Schleswigs nad Recht und Pflicht ge 
währen zu können. Nichts ſchien im Mahrheit einem ſolchen Be 
Ihluffe entgegen zu ftehen. Vielleicht ift in Europa noch fein ein 
ziger Erbfolgekrieg geführt werben, in weldem irgend einer ber 
Frätendanten ein jo Hares Necht für fi hätte in Anfpruch nehmen 
Ünnen. Die ganze Frage war feit mehr als 15 Jahren in einer 
Reihe von Schriften der erften Staatsrechtslehrer Deutſchlands erör- 
keit und jo zu fagen einftimmig zu Gunſten des Auguftenburgers 
entſchieden worden. Das ganze Material lag weſentlich volljtändig, 
geordnet und gefichtet vor. Was unter folchen Umftänden jede Grof- 
macht Europas, die die Kraft in fi fühlte, ihr Recht geltend zu 
maden, gethan hätte, liegt auf der Hand. Anders bie Bundesver— 
ſammlung, deren Ausſchußreferent, der bayer. Geſandte v. d. Pfordten, 
die ganze Frage mit deutſcher Gründlichkeit einer neuen geſchichtlichen 
und rechtlichen Prüfung unterwarf, und erſt am 6. Februar mit der 
Hälfte zu Stande kam, als es bereits zu ſpät war. Die beiden Groß: 
mächte bemiten die Ziwifchenzeit, da die Frage rechtlich in. suspenso 
war, um fie factifch zu entſcheiden. Schen am 28. Dec. 1863 
hatten fie am Bunde darauf angetragen, Dänemark zur Aufhebung 
ber Verfaffung vom 18. Nov. aufzuforbern und im Weigerungsfalle 
das Herzogthum Schleswig unverweilt im Namen bed Bundes. ale 
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Fett Pfand für bie Erfüllung feiner gerechten Forderung zu befeßen — 
alfo wiederum auf Grund ber Vereinbarungen von 18°%, und ſomit 
unter ſtillſchweigender Vorausſetzung ber fortbauernden Gültigkeit 
bes Londoner Vertrages. Am 11. Januar 1864 erneuerten fie 
biefen ihren Antrag dringend und am 14. desjelben Monats gelangte 
er zur Abſtimmung. Auch die Großmächte brachten es dießmal zu 
feiner Majorität: nur Medlenburg, Kurheflen und die Kleinftaaten 
ber 16. Curie traten dem Antrage bei, er blieb daher mit 5 gegen 
11 Stimmen in der Minorität. Selbſt Hannover, wo eben eine 
große Landesverfammlung der Stimmung der Bevölkerung einen 
energijchen Ausbrud gelichen hatte, wagte es in dieſem Augenblid nicht, 
auf die Seite der Großmächte zu treten und aud die Senate ber 
freien Städte hatten fich jeit dem 7. Dec. einiger Maßen ermannt. 
Das Refultat der Abftimmung war für Defterreih und Preußen 
natürlicher Weife Fein überrafchendes. Sie hatten es vielmehr voraus 
gefehn und alle Vorbereitungen getroffen, um fi) durch dasſelbe in 
ihrem Plane nicht nur nicht beirren zu Lafjen, im Gegentheil baraus 
burchgreifende Bortheile zu ziehen. Kaum mar das Reſultat ber 
Abftimmmng verfündet, jo gaben fie die gemeinfame Erklärung ab, 
daß fie mit Rüdficht auf ihre „beſondere Stellung“ zu den Berein: 
barungen von 18%, und auf bie „Dringlichkeit” der Sache ent 
I&hloffen feien, die Geltendmahung der Rechte des Bundes in Bezug 
auf Schleswig nunmehr „in ihre eigenen Hände zu nehmen“ und 
auch ohne Mithülfe des Bundes zur „Ausführung der von ihnen 
beantragten Maßregeln zu fchreiten”. 

Bayern und andere Mitteljtaaten Tegten gegen biefe Erklärung 
fofort Proteft ein. Allein mit dem bloßen Proteſt war natürlid 
ganz und gar nichts gethan. Der Moment war offenbar entjcheibend. 
Wenn bie beiden Großmächte den angefündigten Entihluß wirklich 
ins Werk ſetzten und ihn durchzuführen vermodhten, fo war der Bund 
bei Seite geſchoben und die Sache ber Herzogthümer allem Anſchein 
nad verloren. Die Regierungen ber Mittelftaaten fühlten das ohne 
Zweifel jo gut, wie bie öffentliche Meinung, bie barüber in ganz 
Deutſchland in die gewaltigfte Aufregung gerieth. Auch ift es kaum bent: 
bar, daß bie öſterreichiſch-preußiſche Erklärung ben Mittelftanten völlig 
unerwartet gekommen jei. Selbft in den öffentlihen Blättern hatten 
allerlei freilich nur Halb verftändliche Nachrichten bie Runde gemacht; bie 
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Regierungen mußten doch von ben Plänen ber beiden Großmächte Deutfä 


einige nähere Kunde haben. Dennoch war ein Entſchluß nicht leicht, ihre 
Lage im Nugenblid eine überaus ſchwierige. Holſtein war allerbings 
zur Zeit in den Händen bes Bundes und von Bundestruppen befeßt. 
Damit lag die Möglichkeit in ihrer Hand, den Planen Defterreichg 
und Preußens wirkſam entgegenzutreten: fie konnten jene verftärfen 
und biejen den Durchmarſch verweigern. Allein dazu bedurfte es 
eines Bundesbeſchluſſes, und fie konnten auf eine compacte Majori⸗ 
tät zumal für einen berartigen Beſchluß von möglicher Weife unabe 
jehbaren Folgen in feiner Weife zählen; fie burften feinen Augen- 
blick verlieren, und doch hätte es erſt umfaſſender Unterhandlungen 
zwiſchen Münden und Dresden, zwiſchen Stuttgart und Darmftadt 
beburft; fie hätten Defterreih und Preußen zuvorfommen müſſen und 
ihre Truppen waren auf dem Friedensfuß und zu einem fofortigen Aus: 
marſch meijt ganz und gar nicht bereit; es beburfte dazu unzweifelhaft 
einer vollkommenen Einheit der Action und fie hätten erft fi, über 
die Perſon eines Bundesfeldherrn verftändigen müffen; endlich muß: 
ten fie es darauf ankommen laffen, ob die beiden Großmächte es 
nicht verſuchten, den Durchmarſch durch Holftein dennoch, zu erzwingen 
und bie Bundestruppen wo möglich ebenfo bei Seite zu brängen, wie 
der Bundestag felber bei Seite geſchoben werben follte, zumal menn 
bie Mittelftaaten nicht von Anfang an mit vollfommener Einigkeit, 
mit faft unglaublier Rafchheit und mit genügenden Militärfräften 
auftraten. Mit einem Wort, fie mußten die ganze Gefahr eines 
Bürgerkriegs mit den beiden Großmächten laufen und bie ſchwere Ver: 
antwortlichkeit einer ſolchen Möglichkeit über ficdh nehmen. Dazu konn⸗ 
ten fie ſich nicht entfchließen. Der Bund ergab fi in fein Schidfal, 
die Leitung der deutſchen Dinge entfiel feiner ſchwachen Hanb und 
ging in biejenige Defterreihs und Preußens über. 

Diefe gingen nun rafd vor. Am 16. Jan., ſchon zwei Tage 
nach ben Vorgängen in Frankfurt, richteten ihre Gefandten eine 
Sommation an bie Regierung von Dänemarf, bie vertragswibrige 
Verfaſſung für Schleswig-Dänemart vom 18. Nov. 1863 binnen 
48 Stunden außer Kraft zu erklären, widrigenfalls bie beiben 
Mächte im Falle wären, das Herzogtum Schleswig in Pfand zu 
nehmen und die Geſandten den Befehl hätten, ihre Päſſe zu verlan- 
gen. Die bänifche Regierung lehnte die Zumuthung am 18. Januar 
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Te einfach ab. Defterreih und Preußen hielten eine weitere fürmliche | 


Kriegserklärung nicht für nöthig und ihre Truppen ſetzten ſich als 


bald in Mari, um fih an den Gränzen Scleswigs aufzuftellen. | 


Am 19. Jan. gaben ihre Bertreter am Bunde die gemeinfame Er— 
Elärung ab, da diefe Ausführung der von ihnen „für die Sicherung 
ber Rechte des bdeutjchen Bundes in Bezug auf Schleswig” für 
nöthig und unaufſchieblich erachteten Maßnahmen eine „Beeinträd- 
tigung der erecutionsmäßigen Bejeßung und Verwaltung des Herzog 
thums SHoljtein von Bundeswegen“ nicht Dezweden. Die Bunbes- 
verfammlung fühlte ſich dadurch beruhigt oder mußte jih vielmehr 
beruhigt fühlen und am 21. Jan, ertheilten bie vereinigten Ausſchüſſe 
den Bunbesautoritäten in Holftein die Inftruction, dem Durchmarſch 
ber öfterr.zpreuß. Truppen kein Hinderniß in den Weg zu Legen. 
Schon am folgenden Tage begannen die Preußen denn auch in Hol— 
ftein einzurüden, ohne nur den Bundescommiſſären davon gebührende 
Anzeige gemacht zu haben, wie das auch gegenüber Hamburg, Lübed 
und Oldenburg nicht gefchehen war. Die Bundescommifläre prote 
flirten gegen ein ſolch gewaltjames, rüdjichtälofes Vorgehen Preußens, 
Hamburg und Lübeck remonftrirten dagegen in Berlin, Oldenburg 
erhob am Bunde förmliche Bejhwerde. Den preußiſchen folgten bie 
öſterr. Truppen, die indeß mit Rückſicht auf die gereizte Stimmung in 
Deutſchland für gut gefunden hatten, ihren Weg jtatt durch Bayern 
oder Sachſen über Breslau und Berlin zu nehmen. Schon vor 
Ende des Monats Januar war der größere Theil der gelammten 
alliirten Heeresmaffe, die aus 43,500 Preußen mit 110 Kanonen 
und aus 28,500 Dejterreihern mit 48 Kanonen beſtehen jollte, 
längs der Gränze Schleswigs aufgejtellt.. Die Preußen jtanden zu- 
nächjt unter dem Commando des Prinzen Friedrich Karl, die Oeſter— 
reicher unter demjenigen de8 FML. Freiherrn v. Gablenz, während 
der DOberbefehl über beide dem preuß. Feldmarſchall Wrangel über: 
tragen worden ‚war. Das Uebergewiht an Truppen, jowie bie 
oberfte Leitung des ganzen Feldzugs lag jemit in ber Hand 
Preußens. 

Deutſch : No war ber jirategiihe Aufmarſch der alliirten Armee nicht 

ken vollendet, als Wrangel, dem offenbar von Berlin aus die möglichjte 
Eile anbefohlen war, dem bänijchen Oberkommandanten de Meza 
am 31. Jan. anzeigte, daß er den Auftrag habe, das Herzogthum 
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Schleswig zu befegen und anfragte, ob er bereit jei, basjelbe —X 
räumen. de Meza beantwortete die Frage ſofort verneinend und Krieg. 
erklärte ſeinen Entſchluß, jeder Gewaltthat mit den Waffen zu be— 
gegnen. Am 1. Februar überſchritten daher die Alliirten die Gränze: 
das combinirte preußiſche Armeecorps unter dem Prinzen Friedrich 
Karl bildete den rechten Flügel und rüdte von Kiel aus gegen 
Gdernförde vor, die Defterreiher unter Gablenz ftanden in Centrum 
auf der Straße von Rendsburg nad Schleswig, die preuß. Garde: 
divifion unter Gen. dv. d. Mülbe nahm den linfen Flügel ein. 

Die Dänen erwarteten den Feind hinter dem Danewerf, Die 
Stärke ihrer Feldarmee betrug indeß nicht viel über 30,000 Dam, 
aljo nicht die Hälfte der Alliirten und ſelbſt diefe Zahl hatten fie 
nur mit Außerjter Anjtrengung aufgebradht; es befanden ſich darunter 
viele faum einerercirte Necruten, viele ältere Landwehroffiziere und 
außerdem eine exheblihe Anzahl holſteiniſcher und ſchleswig'ſcher 
Truppen, auf die fie fih ganz und gar nicht verlaffen Eonnten. Es 
wäre geradezu Wahnfinn für ein kleines Land von kaum 3 Mill, 
Einwohnern gewefen, es mit zwei Großmächten Europa’s, hinter 
denen eine in heftige Bewegung gerathene große Nation jtand, mit 
jo geringen und zubem noch mangelhaft ausgerüfteten Kräften auf: 
nehmen zu wollen, wenn der Krieg nicht audy in Dänemark durchaus 
populär gewejen wäre, wenn die Dänen nicht geradezu ber Ueberzeu— 
guug gelebt hätten, daß es jih für fie um ihre ganze Erijtenz handle, 
wenn fie nicht wenigjtens einige Urjache gehabt hätten, zu glauben, 
daß, ſobald nur erjt die Feindfeligfeiten in Schleswig begännen, jeden- 
falls das ftammverwandte Schweden zu Lande, wahrjcheinlich auch 
England, vielleicht mit Unterjtüßung Frankreichs am Nheine, zur See 
zu ihrer Hülfe herbeieilen würden und wenn nicht bie geographiichen 
Verhältnifje des Landes duch Natur und Kunft für eine längere 
und energijche Veriheidigung fo überaus günftig gewefen wären. 

Der jebt eingetretene entjcheivende Moment war von ben 
Sührern des dänischen Volks längſt verausgefehen worben und fie 
hatten alle freilich beſchränkten Kräfte aufgeboten, das Land in Ver— 
theidigungszuſtand zu feßen. Holftein war gegen einen überlegenen 
Feind ftrategifch nicht zu vertheibigen und die öffentliche Meinung in: 
Dänemark hatte fi daher, wenn auch mit Ingrimm, darein gefun- 
den, als es den Deutfchen ohne Schwertichlag Preis gegeben wurde. 
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er Ein ganz anderes war es bagegen mit Schleswig. Schon im Güben 
Krieg. desfelben Tag das Danewerf, das feit Jahrhunderten als das Haupt- 
bollwerk des Landes angefehen wurde. Hier bildet die Eider umb 
ber Meerbujen der Schlei von Meer zu Meer, von Friedrichstadt 
bis Kappeln durch bie Flußläufe und ausgedehnte Sumpfitreden eine 
natürliche DVertheidigungslinie, die zumal in der Mitte auf dem Wege 
von Rendsburg nad) Schleswig ſeit einen Jahrzehent durch eime 
Anzahl ftarker Schanzwerfe mit großen Koften faft uneinnehmbar 
gemacht worden war, wenn fie von einer hinreichend ftarfen Kriegs- 
macht vertheibigt wurde. Dieß war nun freilid, da Schweden, auf 
beffen Allianz Dänemark gerechnet hatte, noch immer zögerte, nicht 
der Fall. Um die ganze über 14 Meilen lange Linie vollftänbig 
einnehmen und auf jedem Punkte gegen einen Angriff genügenb ver: 
theidigen zu Tönnen, hätte es einer Armee von 50 bis 60,000 Mann 
beburft, während die Dänen über nicht viel mehr als die Hälfte ver- 
fügen fonnten. Immerhin aber waren fie im Stande, das Centrum 
der Stellung ziemlich ftarf zu befeßen und bie Flanken wenigftens 
einigermaßen zu beden. Selbſt aber wenn fie überwältigt werden 
follten, Tag darum das Feltland dem Feinde noch feineswegs preis: 
gegeben da. Die Düppeler Höhen mit ber hinter ihnen Tiegenben 
Inſel Aljen und der nahen Feltung Triedericia bildete eine zweite 
Bertheidigungsitellung, ber, da fie ebenfo günftig gelegen, ebenfo ftarf 
und doch von viel geringerer NAusbehnung ijt, die Kräfte der 
Dänen genügen mochten, und bie überdieß von ber See aus in 
mehr als einer Beziehung wirkſam unterftügt werben konnte. Zur 
See aber waren die Dänen den Deutjhen nod immer entſchieden 
überlegen, wenn auch allerdings nicht mehr in bdemfelben Grade mie 
früher. Denn für die Vermehrung der Flotte war zwar feit bem 
letzten Kriege auch einiges, aber aus finanziellen Gründen doch lange 
nicht genug gethan worben, während Preußen feither wenigftens den 
fleinen Anfang einer Flotte gefchaffen hatte und auch Oeſterreich 
eine eifrig gepflegte Marine befaß, die unter Umftänden nicht bloß 
in ber Adria, fondern auch im Norden verwendet werben mochte. 
In Dänemark felbjt galt das Danewerk wenn nicht für gänz- 
fi uneinnehmbar, doch für fo ftarf, daß ber Feind Tängere Zeit 
durch dasſelbe aufgehalten werben würde. Die Dänen mußten jebod 
bald bie bittere Erfahrung machen, daß fie ſich hierüber getäuſcht hatten. 
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Es ift Hier nicht unfere Aufgabe, bie Friegerifchen Ereigniffe U Th 
zu ſchildern. Es genügt daran zu erinnern, daß bie Preußen unter Krieg. 
bem Prinzen Friebrih Karl nod am 1. Febr. Edernförde befetten 
und am 2. ben Dänen bei Miffunde ein wie es fcheint freilich ziem— 
ih nutzloſes, jedenfalls erfolglofes Gefecht Tieferten, während bie 
Defterreiher am 3. fi) bei Jagel, Dverfell! und dem Königsberg 
mit alter Bravour ſchlugen und bis zu den eigentlichen Schanzwerken 
bes Danewirfe vorbrangen. Hier follte dann in einigen Tagen von 
ihnen ein Sturm verſucht werben, während bie Preußen ben Ueber: 
gang über die Schlei erzwängen. Gelang das eine oder das andere, 
und wenigſtens das letere fchien ohne allzu große Opfer möglich 
zu fein, eben weil die Dänen die Flanke nicht mit einer hinreichenben 
Truppenmacht zu vertheibigen im Stande waren, fo war bie ganze 
Vertheidigungslinie des Danewerks nicht mehr haltbar und für bie 
Dänen verloren. Es wäre dann dieſen nichts anderes übrig geblieben, 
als eine Schlacht zu wagen und bei ber numerischen Ueberlegenheit der 
Altirten war e8 nicht unmögli, daß die ganze bänifche Armee 
theils aufgerieben, theils in die Gefangenſchaft des Feindes gefallen 
wäre. Der däniſche Höchſtkommandirende, General de Meza, erfannte 
diefe Gefahr vollfommen und ein am 4. zufammenberufener Kriegs: 
rath beichloß faft einftimmig, ungeachtet aller Erwartungen ber öffent: 
lihen Meinung in Kopenhagen und troß ber vielen Millionen, welche 
Dänemark feit zehn Jahren darauf verwendet hatte, die Danewerks— 
fellung ohne weiteren Kampf aufzugeben und ſich hinter die Düppel- 
Iinie zurüdzuziehen. Am 5. wurden bie nothwendigen Vorberei- 
tungen getroffen und am Abend desfelben Tages in aller Stille der 
Rüdzug begonnen, auffallender Weife, ohne daß die Alliirten davon 
Wind bekamen, fo daß berfelbe in der Nacht auf den 6. und an 
diefem Tage glüdlich wollführt werben konnte. Erſt am Morgen 
desſelben erhielten die Defterreiher davon Kunde und zogen in bas 
geräumte Schleswig ein, während die Preußen ungehindert über bie 
Shlei jegten und gegen Flensburg vorbrangen. Eilig rüdten bie 
Defterreicher den abziehenden Dänen eben dahin nach, erreichten aber 
nur noch die Nachhut derſelben, die bei Deverfee den Dejterreichern 
ein blutiges Gefecht, in dem von beiden Seiten mit gleicher Tapfer: 
feit und von beiden mit verhältnigmäßig großem Verlufte gefämpft 
wurde, Tieferte unb dadurch ber Hauptarmee glüdlih ben ungehin- 
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Ber berten Rüdzug bis in die Düppelftellung erſtritt. Am 7. befeisten 

Krieg. die Defterreicher Flensburg. Einige Tage ſpäter rüdten die Preußen 
gegen die Düppeler Schanzen vor, um hier ihrerjeits die Hauptarbeit 
zu übernehmen. Prinz Friedrich Karl überzeugte ſich indeß bald, 
daß die bänifche Stellung ohne allzu große Opfer erfolgreih nur 
durch förmliche Belagerung angegriffen werben. fünne. Schweres 
Belagerungsgeſchütz aber mußte erft weither aus Preußen herbei: 
geihafft werden. Der Krieg fand daher zunächſt nothgebrungener 
Weiſe einen gewiffen Stillftand. Inzwiſchen ging Die preußiſche 
Sardedivifion unter Gen. v. d. Mülbe von Flensburg aus ver und 
befeßte am 19. Februar die erſte Stadt Yütlande, Kolding, um bie 
weiteren Operationen gegen die Düppelftcllung von diefer Seite zu 
fihern. Mit: Ausnahme einiger Inſeln und Düppel-Alfen war 
ganz Schleswig für Dänemark bereits verloren. Dagegen konnte es 
fi in der Düppeljtellung allerdings noch längere Zeit halten, jeden- 
falls lange genug, um irgend einer der Großmächte, die den Lon- 
doner Dertrag zu Stande gebracht hatten, hinreichende. Zeit zu ge 
währen, zu feiner Hülfe herbeizueilen, 

England. In erſter Linie glaubte es dieß von England erwarten zu 
dürfen, obwohl ſich kein zwingendes Intereſſe erkennen läßt, das 
England genöthigt hätte, die bisherige däniſche Monarchie ſelbſt 
mit eigenen Opfern aufrecht zu erhalten. Nur im Allgemeinen 
mochte es ihm in ſeiner Convenienz zu liegen ſcheinen, bie 
gegenwärtige maritime Schwäche der zwiſchen Oſtſee und Nordſee 
gelegenen Staaten, Schwedens, Dänemarks, Deutſchlands zu bewah— 
ren. Mejentlih auf feinen Betrieb war denn auch ber Londoner 
Vertrag v. 8. Mai 1852 zu Stande gekommen. Die Hoffnung 
Dänemarfs auf die Hülfe der brittiichen Regierung, an deren Spiße 
auch jeßt wieder Lord Palınerjton ſtand, ſchien daher Feine unberech- 
tigte zu fein. -E8 fragte fih nur, wie weit England in jeiner Un- 
terftügung Dänemarks zu gehen geneigt ſei. Auf dem Felde ber 
Diplomatie leitete England alles, was Dänemark nur immer von 
ihm erwarten oder jelbjt wünſchen konnte. Nicht nur gab .es ſich 
alle Mühe, in Wien und Berlin einem kriegeriſchen Vorgehen mög- 
lihft entgegen zu wirken und einem diplomatiſchen Arrangement 
wenigftens bie Bahn offen zu erhalten, nicht nur war es lebhaft 
bejtrebt, die Negierungen von Frankreich und Rußland, bie fich zwar 
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jederzeit bereit erflärten, für fih am Londoner Vertrag feitzu:ngland. 


halten, aber e8 an Eifer dafür gegenüber Deutjchland einigermaßen 
fehlen Tießen, zu wirkſamerer Unterftügung Dänemarks anzutreiben, 
fondern es war namentlich auch thätig, der nationalen Bewegung in 
Deutihland nad) Kräften Hinderniffe entgegen zu ſetzen. Geine 
Sefandte an den Höfen ber Mittel: und Kleinſtaaten enttwidelten 
eine wahrhaft fieberiiche TIhätigfeit. Englands Bemühungen nament- 
[ih war e8 gelungen, im Laufe des vorigen Jahrzehents aud Sad: 
jen, Hannover und Württemberg zum Beitritt zum Londoner Vertrag 
ju vermögen, nur Bayern hatte e8 beharrlich abgelehnt und auch den 
Beitritt des Bundes, der ohne feinen Widerftand unzweifelhaft auch) 
erfolgt wäre, verhindert. Seit dem Tode des Königs Friedrich von Dä— 
nemarf und von der nationalen Bewegung gedrängt, hatten freilich 
Sachſen und Württemberg fich offen und unumwunden davon Tosgefagt. 
Dagegen fühlte Die Regierung von Hannover keinerlei Sympathie 
für die Bewegung, gab dem immer und immer wieder brängenden 
engliihen Gefandten im Geheimen die beiten Zuficherungen, fo weit 
es nur die auch dort lebhaft erregte öffentliche Meinung erlaubte, 
und die Regierung von Hannover war es denn auch, melde ganz 
weientlih das Zuftandefommen einer Mehrheit am Bunde im Sinne 
und nad den einftimmigen Wünfchen der Nation zu vereiteln wußte, 
indem fie in allen entjcheidenden Momenten fit) von den übrigen 
Mittelftanten trennte und der öſterreichiſch-preußiſchen Politik gegen 
den Bund umd gegen die nationale Bewegung allen nur möglichen 
Vorſchub Teiftete. Darüber fo ziemlich beruhigt, ging das hauptſäch— 
lichſe Streben Englands dahin, eine Gonferenz ber urfprünglichen 
Unterzeichner des Londoner Vertrags zu Stande zu bringen, und 
ben ganzen Streit durch europäiſche Vermittlung zum Austrag zu 
ringen, überzeugt, daß e8 auf diefem Wege gelingen würbe, ben 
Londoner Vertrag im Wefentlihen zu retten, wenn auch mit einigen, 
nicht allzu empfindlichen Opfern von Seite Dänemarks. Seine im 
Laufe des Januars und Anfang Februars wiederholten Bemühungen 
ſcheiterten indeß vorerft an Oefterreich, der Verblendung Dänemarks und 
an ber geringen Neigung Preußens, bie ſich weder über die Stellung der 
dänifchen Regierung, welche jedenfalls nur durch einen gewiffen Drud zu 
Gonceffionen beivogen werben konnte, noch über bie Macht der nationalen 
Bewegung in Deutſchland täufchten, der wenigftens einige Befriedigung 
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England. gewährt werben mußte, wenn fie nicht plöglich zu einer reellen Gefahr | 


Frank⸗ 


reich. 


emporwachſen ſollte. Beide erklärten zwar noch Ende Januars auf 
das Andringen des engliſchen Cabinets, daß ſie noch immer bereit 
und gewillt ſeien, am Londoner Vertrage feſtzuhalten, aber doch nur 
unter der Vorausſetzung, daß ihnen dieß nicht durch bie Hart 
näckigkeit Dänemarks geradezu unmöglich gemacht werden ſollte. 
Beide hielten eine kriegeriſche Action für unvermeidlich, nahmen, 
den Bund bei Seite ſchiebend, die Sache in ihre eigenen Hände und 
beeilten ſich, durch ihre Armee eine Stellung zu gewinnen, auf der 
allein mit Dänemark wirkſam unterhandelt werden konnte. In 
dieſem entſcheidenden Moment ging England noch einen Schritt 
weiter und ſchlug dem Kaiſer der Franzoſen eine nicht blos diplo— 
matiſche ſondern ausdrücklich „materielle“ Unterſtützung Dänemarks 
por. Seine Depeſchen nad Kopenhagen, feine damals und jpäter 
wieder in demſelben Sinne mit Frankreich geführte diplomatiſche 
Correſpondenz ſowie endlich ſeine ganze nachherige Haltung ſetzen 
es indeß außer Zweifel, daß England darunter nicht mehr als eine 
kriegeriſche Demonſtration, die es gegenüber Deutſchland für genügend 
erachtete, verſſand und daß es über eine bloße Demonſtration hinaus 
zugehen nicht gemeint war. 

Frankreich ging darauf nicht ein und doch hatte Frankreich im 
Wahrheit mehr Motive als England, für Dänemark und gegen 
Deutſchland Partei zu ergreifen. Seit den Zeiten des erjten Napoleon 
und dem Ausgange des erjten Kaiſerreichs fühlte es jih Dänemark 
gewiffermaßen verpflichtet und Louis Napoleon hatte daher keinerlei 
Bedenken getragen, jih am Londoner Dertrage zu betheiligen. Jetzt 
galt es, Das damals verpfändete Wort einzulöjen. Und warum jollte 
Frankreich nicht bereit fein, England, das jo dringend darnach ver- 
langte, biezu die Hand zu bieten? Alles jchien den Kaijer dazu ein- 
zuladen. Dänemark bat nad) dem 6. Febr. ausbrüdlic und förmlich 
um Hülfe und alte Freundihaft wie neue Verpflichtungen Tprachen 
dafür, fie zu gewähren; an Alliirten jchien es nicht zu fehlen; eine 
Verſtärkung Deutſchlands, zumal Preußens, lag nidt im Intereſſe 
Frankreichs; die dee der Rheingränze ijt in Frankreich noch feines- 
wegs erjtorben, wenigjtens eine Correction der Gränze nach jener 
Seite hin ſchien unter kluger Benützung der Umſtände nicht außer— 
halb des Reichs der Möglichkeit zu liegen und hätte, wenn ſie erzielt 
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wurde, nicht wenig bazu beitragen müffen, bie neue Dymaftie zu Bra 
befeftigen. Es ift wahr, bie öffentliche Meinung in Frankreich ſprach 
fih fortwährend und bei jeber Gelegenheit für die Erhaltung bes 
Friedens aus. Allein das wäre für Napoleon bie mindeſte Schwies 
tigfeit gewefen. Die bonapartiftiihe Partei hätte fich Teicht in Ber 
wegung ſetzen laſſen; die große Majorität, auf die das Kaiſerreich 
fi fügt, wäre ohne Zweifel, gut geleitet, wie immer mitgegangen; 
die liberale Oppofition, theilweije in veralteten politiihen Anſchau— 
ungen befangen, hätte ſich nicht wiberjeßt, vielleiht jelbft anvegend 
mitgeholfen; ein Krieg in Deutſchland wäre im Heer populärer ges 
weien, als es der italienifche nicht gewejen war, geſchweige denn bie 
Erpebitionen in die Ferne. Napoleon ging auf alle diefe Ver— 
lokungen nicht ein und bewies dadurch aufs neue, daß er der Nation, 
die ihn an ihre Spitze gejtellt hat, voraus und in jo fern allerdings 
würdig ift, fie zu beherrihen. Der Kaiſer erkannte offenbar voll- 
fommen, daß das Fleine Dänemark etwas ganz und gar unmögliches 
unternommen batte, indem es alle jeine Kräfte, feine ganze Eriftenz 
daran jeßte, ein Glied einer großen und mächtigen Nation gegen 
feinen Willen und troß des lauteſten Widerſpruchs diefer Nation 
von ihr abreißen und dur alle Mittel der Lift und Gewalt, wie 
jie im 19. Jahrhundert auf die Dauer rein nicht mehr möglich find, 
ſich ſelber affimiliven zu wollen. Einſichtiger als vielleicht andere 
Fürſten, freieren Blids und von reiferer Erfahrung verfannte er die 
Bedeutung der nationalen Bewegung Deutſchlands nicht, ohne fie 
darum zu überſchätzen, da ihm die Schwäche Defterreiche, die faljche 
Poſition Preußens, die Uneinigfeit der Mittelftanten, deren Anfprüche 
mit ihrer realen Macht vielfach in argem Widerſpruch ftanden, Anz 
haltspunkte genug boten, wenn er fih in die deutſchen Dinge mifchen 
wollte, Er war jedoch entſchloſſen, wenigftens vorerft nichts zu thun 
und bie auswärtigen Berhältniffe nicht dazu zu benüßen, um ben 
innern Schwierigkeiten zu entgehen, obwohl ihn diefe nad) der ge 
wöhnlihen Auffaffung des Kaijers und feiner Politik mehr als je 
dazu einzuladen ſchienen. 

Die Wahlen des Jahres 1863 zum gefeßgebenden Körper 
hatten ihm zwar mit Hülfe des allgemeinen Stimmrechtes, wie es von 
jeiner Regierung gehandhabt wird, wie immer eine vollftändig ergebene 
große Majorität geliefert. Numerifh war die Bedeutung ber Oppo— 
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dete zudem ein Gemiſch von radicalen, liberalen, orleaniſtiſchen und 
legitimiſtiſchen Elementen, die, nothwendig faſt in allen Detailfragen 
principiell auseinandergehend, nur gegen das geſchloſſene Syſtem der 
imperialiſtiſchen Politik, welche alles in der Hand des Herrſchers 
concentrirt, alle Freiheit der Bewegung in der Preſſe, im Vereins: 
weien, in den Gemeinden und Departements mit Gewalt danieder— 
hält und jede Regung dafür als eine Regung ber „alten Parteien“ 
proferibirt, Front machte. Dennoch waren die Wahlen virtuell gegen 
die Regierung ausgefallen: in Paris und in einer Anzahl anderer 
großer Städte des Landes waren bie Faiferlihen Candidaten geradezu 
unterlegen, in einer langen Reihe anderer hatte ihnen wenigſtens 
eine jtarfe Minorität die Stimme verfagt. Frankreich begann wieder 
zu erwachen, es begann fichtbar den Alp, daß es nur zwilchen 
Anarchie und Defpotismus zu wählen habe, abzufhütteln und Teb- 
hafter als bisher nach der jog. „Krönung des Gebäudes” zu ver: 
langen. Der Kaifer fuchte den neuen Geift mit der an ſich aller— 
dings großartigen Idee eines europäiſchen Congreſſes behufs fried- 
licher Schlichtung aller unter den europäiſchen Staaten obwaltenden 
Differenzen abzulenken. Die ‘bee war verfrüht und fcheiterte vor: 
erft an der Abneigung der übrigen Großmächte und dem beftimmten 
Widerſpruch Englands. Selbjt der „beſchränkte Kongreß“, den Frankreich 
anzunehmen geneigt war, um wenigſtens etwas durchzuſetzen, kam nicht 
zu Stande. Frankreich war verjtimmt und Napoleon allerdings nicht ſehr 
bereit, England fofort die Hand zu bieten, als dieſes gleich darauf, in 
den lebten Tagen des Jahres 1863, mit großem Eifer die Abhaltung 
einer bloßen Conferenz betrieb, Iediglih um das Londoner Protokoll 
zu Gunften Dänemarks aufrecht zu halten. Ruhig ließ der Kaifer 
ben gejetgeb. Körper die Antwortsabrefje debattiren, da die Oppofition, 
obwohl fie in biefen langen Debatten vom 11. bis zum 29. Januar 
mit ganz anderer Kraft als bisher, mitunter felbft drohend auftrat, 
doc der innern Einheit und der gemeinfamen Zielpunfte allzu fühl- 
bar entbehrte, wenn fie auch eine Fülle oratorifher Talente ent: 
widelte, der die Majorität nicht gewachſen war, Die Faiferliche 
Regierung fühlte fih in ihrer europäifchen Stellung wie im Innern 
viel zu ftark, um fi durch das Wiederaufwachen der alten Parteien 
und bie Anfänge eines neuen Geiftes, der fih in der Nation zu 
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regen jchien, beirren zu laffen und darin eine Nöthigung zu erkennen, er 


jofort einen Mbleiter nach Außen fuhen zu müffen. In einer 
Rirculardepejche, die Die Regierung des Katfers unter dem 8. Januar 
an die verfchiedenen Regierungen des deutſchen Bundes richtete, ſprach 
fie ganz im Gegenſatz gegen England, das den Londoner Vertrag 
wie ein Heiligthum unangetaftet wiffen wollte, unumwunden aus, 
daß jenes Werk nur ein „ohnmächtiges“ gemwejen fei und daß eine 
definitive Löſung der beutjch-dänifchen Frage nur unter Zuftimmung 
des deutſchen Bundes, aljo jelbjtverftändlih nur unter wejentlichen 
Modificationen erreicht werden könne. Gegen Ende defjelben Monats 
ging der Kaifer noch einen Schritt weiter, indem er die am 18. an 
Ihn gerichtete Aufforderung Englands, Dänemark gemeinfhaftlih mit 
ihm eventuell auch materielle Unterftüßung gegen Deutſchland zu ge: 
währen, beſtimmt und unumwunden ablehnte. „Der Kaiſer — erklärte 
„gen. Drouyn de l'Huys in feinem fpeciellen Auftrage — würde 
„Biderwillen gegen alles fühlen, was ihn nöthigen könnte, ben 
„Wünſchen der Deutjhen mit den Waffen entgegen zu treten, 
„Es würde vergleichsweife Leicht für England fein, einen folchen 
„Krieg zu unternehmen, ber für England fi) dod nur auf maritime 
„Operationen, auf Blokirung von Häfen und. Aufbringung von 
„Schiffen bejchränfen würde, Aber der Boden Deutſchlands ftößt 
„an den Boden Franfreihs und ein Krieg zwiſchen Frankreich und 
„Deutſchland würde der unglüdlichfte und gewagtefte aller Kriege 
„ein, anf welchen das Kaiferreich ſich einlaffen könnte” Offenbar 
batte Dänemark vorerjt von Frankreich wenig oder nichts zu hoffen 
und England war genöthigt, zu ber von ihm urſprünglich vor: 
gelhlagenen Conferenz zurüdzufehren, ohne berfelben duch eine 
friegeriihe Demonftration ber beiben vereinigten Weſtmächte ben 
erforderlichen Nachdruck geben zu können. 


Noch weniger mochte Dänemark auf Rußland vertrauen, obwohlRubland. 


die erfte Anregung zu ben Arrangements des Londoner Vertrags 
ton Rußland ausgegangen war, aud Rußland im Grunde allein 
von den drei nicht-deutſchen Großmächten, ganz abgejehen von feinen 
Anſprũchen auf einen Theil von Holſtein, ein wirkliches Intereſſe 
an ber Erhaltung des status quo unter den zwiſchen Nord- und 
Oſtſee gelegenen Staaten und ber dänifhen Monarchie in ihrem bis— 
berigen Umfange hatte. Rußland war in Folge ber polnifhen Wirren 
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Ruffand.nicht in der Lage, für Dänemark und die Aufrechthaltung des Londoner 
Vertrags jeinerjeitS eintreten zu können. Allen übrigen mehr oder 
minder betheiligten Staaten war indeß das plößliche Auftauchen ber 
bänijchen Frage zu Ende des %. 1863 ungelegen, eine Quelle von 
Schwierigkeiten und von Gefahren. Rußland allein kam fie überaus 
gelegen und zwar gerade in dem Moment, dba es ihrer bedurfte. 
Nur mit Mühe hatte fih Rußland in der erjten Hälfte des Jahres 
der biplomatijchen Intervention der Mejtmächte, denen ſich, freilich 
mit innerem MWiderftreben, Dejterreih angefchloffen hatte, entzogen 
und nur mit Hülfe der von Bismard geleiteten Bolitif Preußens. 
An diefer Politit und der Schwäche Englands, das vor den Eon: 
fequenzen feiner eigenen Handlungsweiſe zurückſchreckte, war ber 
Verſuch Napoleons, die Frage in feine Hand zu nehmen und 
wenigftens etwas für die unglüdlihe Nation zu thun, fie vor dem 
abjoluten Aufgehen im ruſſiſchen Kaiſerreich zu bewahren, geicheitert. 
Aber no war das Drama nicht zu Ende und die öffentliche Meinung 
Europas ftand entjchieden auf der Seite Polend. In Folge des 
Auftauchens der deutſch-däniſchen Frage, die Mitteleuropa in bie 
beftigfte Aufregung verjeßte, die ohne einen lokalen Krieg kaum zu 
löſen war und einen großen, europäifchen Krieg wenigſtens als 
möglich erjcheinen ließ, trat die polnifche Frage plöglih in den Hinter: 
grund und ließ dem rufliihen Gouvernement freie Hand gegenüber 
Polen. Die völlige Unterdrüdung ber Infurrection wie die Fragen 
des Uebergangs und einer definitiven Organifation des Landes, welche 
weitere Verſuche des nationalen Geiftes nicht mehr bejorgen Tiefe, be 
ihäftigten Rußland mehr als die deutſch-däniſche Differenz. Das ruſſiſche 
Souvernement jheint ſich daher jo ziemlich darauf beſchränkt zu haben, 
mäßigend und bejchwichtigend jowohl in Kopenhagen als in Berlin 
einzumwirfen. Mit Preußen ftand es überhaupt, feit Hr. v. Bismard 
bajelbft zur Gewalt gelangt war, auf den beften Fuß. Die neue 
Verftändigung besfelben mit Defterreih Eonnte Rußland nur mit 
günftigen Augen betrachten, da fie geeignet war, Defterreich von ben 
Weſtmächten in der polnischen Frage wieder loszulöfen und eine Einigung 
besjelben mit feinen früheren Verbündeten über diefe Frage anzubahnen. 
Auch von diefer Seite hatte aljo Dänemark offenbar nichts zu hoffen. 

Säweren Aber wenigftens auf Schweden glaubte es fi unter allen 
Umftänden verlaffen zu Fönnen, Hatte doch Schweden im Gept. 
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des vergangenen Jahres 1863 dur feinen Minijter des Auswärti-Shweben 
gen, ber deßhalb perjünlih nad Kopenhagen gefommen war, mit 
Dänemark über einen Allianzvertrag und zwar eben mit Nüdficht 
auf die Differenzen desſelben mit Deutſchland unterhandelt. Der 
damals vereinbarte Entwurf war freilid von Schweden nachher 
nicht ratificirt worden; aber fein Minifter des Auswärtigen hatte 
doch noch am 5. Det. besjelben Jahres an den Gejandten in 
Kopenhagen gejchrieben: „Wenn gegen alles Erwarten und troß 
„der Borftellungen, die ihm gemacht worden find, Deutichland einen 
‚Einfall in Schleswig verjucdhen jollte, fo glauben wir mit Zuver— 
‚sicht behaupten zu können, dag Dänemark in aller Sicherheit auf 
„Die thatjächliche Unterjtügung von mehr als einer Macht zählen 
„rönnte und was ung betrifft, jo jtehen wir — ob nun ein Allianz 
„vertrag inzwilchen abgejchloffen fein möge oder nicht — nicht an, aufs 
„nllerbejtimmtejte zu erklären, daß wir für den Fall eines Angriffs 
„auf Schleswig von Seite Deutjchlands, jederzeit wie bisher geneigt 
„wären, nad Maßgabe unjerer Kräfte und der Mittel, über die wir 
„werden verfügen können, Dänemark diejenige Hilfe zu gewähren, 
„Die es von uns verlangen möchte.“ Kaum drei Monate jpäter trat 
der von ber ſchwediſchen Regierung vorhergejehene Fall wirklid ein: 
ein beutjches Heer drang in Schleswig ein — Schweden blieb ruhig. 
Und doch wäre ein ſchwediſches Hilfscorps den Dänen gerade für 
den erften Anprall der Deutfhen von wejentlichem Werthe geweſen, 
wenn fie e8 verſuchen wollten, dem Feinde ſchon am Danewirk, das 
für ihre beſchränkten Kräfte allein zu ausgedehnt war, entgegen zu 
treten. Allein jo geneigt die ſchwediſche Regierung auch jein mochte, 
Dänemark nicht preis zu geben, fo ſchien das ſchwediſche Volk nur 
wenig Luft zu verjpüren, Gut und Blut für eine rechtlich und thats 
ſächlich ziemlich zweifelhafte Sache zu opfern; die überhaupt Fnappen 
Finanzen verlangten die äußerfte Schonung, zumal ein vom Reichstag 
beſchloſſenes Eijenbahnanlehen noch nicht abgejchloffen war und nad 
bisherigen Erfahrungen hauptjählih in Deutjchland untergebracht 
werben jollte; endlih mußte auch noch vorher das norwegiſche 
Storthing einberufen werben, um feine Bewilligung von Geld: unb 
Militärkräften auszufprehen. Das Tebtere geſchah zwar unter bem 
26. Januar, aber erſt auf den 14. März, während Dänemark einer 
augenblidlichen Unterftügung beburft hätte, 
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So ftand Dänemark den Heeren zweier Großmächte ohne irgend 
einen Alliirten ganz allein gegenüber. Die erjte Yolge davon war, 
daß es das Danewerk nicht zu halten vermochte und fi) genöthigt 
ſah, dasſelbe ſchon nad) wenigen Tagen aufzugeben, wenn es nicht 
feine ganze Armee aufs Spiel ſetzen wollte. General de Meza 
hatte ſich nicht dazu entichliegen können. Am 7. Febr. Morgens 
früh langte die Nachricht in Kopenhagen an. Die Aufregung, die fie in 
ber däniſchen Hauptftadt hervorrief, war eine furdhtbare; die zuverfichtliche 
Hoffnung, in die das Volk von feinen Führern eingewiegt worden, 
daß diefe Landwehr, auf die fo viele Millionen verwendet worben 
waren, faſt uneinnehmbar jedenfalls Tange ſelbſt gegen eine große 
Uebermadt zu vertheidigen fein würde, war plößlid zerronnen, der 
größere Theil von Schleswig binnen wenigen Tagen ſchon verloren. 
Die Stimmung ber Bevölkerung wurbe fo aufgeregt, daß ſelbſt Mit- 
glieder der Föniglihen Familie fich thatfächlichen Beleidigungen aus: 
gefeßt jahen. Die beiden Häufer des eben verfanmelten Reichstages 
traten fofort zufammen: ber Eonfeilpräfident Monrad vertheidigte bie 
Regierung fo gut es ging; er mußte eine am Tage vorher vom König 
erlafjene Proclamation an das Heer besavouiren:, der Kriegsminijter 
mußte erklären, daß er den Befehl zum Rüdzug nicht gegeben babe, 
ber General de Meza mußte augenblidlih feines Oberbefehls ent- 
hoben werben. Aber der Muth der Dänen, der Entſchluß, Schleswig 
um jeden Preis fefthalten zu wollen, war darum nicht gebrochen, der 
Haß gegen Deutfchland nur um jo Tebendiger geworben. Schon 
am 12. Febr. erklärte der Minifter des Auswärtigen v. Quaade in 
einer Girculardepejche allen Mächten Europas: „Bor der Occupation 
„Schleswigs hätten wir mit Deutjchland Frieden ſchließen Fünnen; 
„mad dieſem Ereigniß bleibt der Regierung bes Könige nur ein 
„Weg übrig: den’ Krieg fortzufegen bis zur Wiederherftellung der 
„alten Ordnung ber Dinge in Schleswig und bis biefes Herzogthum 
„wieder unter die Autorität des Königs zurüdgefehrt if. Nur banır 
„wird es ung gejtattet fein, unfere Bemühungen zur Beendigung des 
„Conflictes mit Deutſchland neuerdings im Wege von Unterhandlungen 
„anzuwenden.“ 

Durch diefe Hartnädigkeit Dänemarks wurde der Plan der beiden 
beutfchen Großmädhte, wo immer möglih an den Beftimmungen bes 
Londoner DBertrages feftzuhalten, die deutſchen Herzogthümer dem 
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Könige Chriſtian zu belaffen und fi mit einigen weiteren Stipu— reg 


lationen zu Gunſten derſelben, wobei die Herftelung einer Berjonal- 
union zwifchen ben deutſchen und ben bänilchen Gebietstheilen ber 
Monarchie nur als Außerfte Forderung und in unbeftimmten Umriſſen, 
bie fih felbft dann noch wejentli in däniſchem Intereſſe hätten 
ausfüllen Taflen, ins Auge gefaßt worden war, mehr und mehr 
erihwert. Der Krieg mußte fortgejegt werben, wenn Dänemark zur 
Nahgiebigkeit veranlaßt werden ſollte. Wohin aber der Krieg am 
Ende führen möchte, wußte Niemand, Defterreih und Preußen fo 
wenig als irgend wer ſonſt. Die nationale Bewegung in Deutichland 
tonnte daran neuerdings die Hoffnung knüpfen, von der fie nicht 
ffjen wollte. Die nächſte Ausfiht war freilich trübe genug. Die 
beiden Großmächte hatten den Bund gänzlich bei Seite geſchoben und 
die Mittelftaaten hatten fich bei Seite jchieben laſſen. Ein Schrei 
der Entrüftung ging darüber duch ganz Deutſchland. Fürften, 
Regierungen und Völker fühlten gleichmäßig den Schlag, der fie 
getroffen. Bon Preußen unter der Leitung Bismarcks hatte bie 
Öftentlihe Meinung zumal in Süddeutſchland Faum anderes ‚erwartet, 
aber von Defterreih hatten Bayern und die Mittelftaaten in Yolge 
der Vorgänge in ben lebten Jahren bezüglich der Bundesreformfrage 
und bezüglich der Zollvereinskrijis ein joldhes Vorgehen mit Preußen 
und gegen fie ji) nimmer verfehen. Die nächſte Folge war, daß 
Deſterreich gewiffermaßen mit einem Schlage allen jenen Einfluß 
und all jenes Vertrauen verlor, die es früher beſeſſen, die es either 
jo forgfam gepflegt Hatte und die es neuerdings ſich mehr als je 
gefihert zu haben wähnte. Die deutfchen Staaten fahen fi) plöglich 
ausſchließlich auf fich ſelbſt angewieſen, ohne die gewohnte Stüße, 
ohne Führung und irgend melden feften Halt unter einander, den 
ihnen der lockere Staatenbund unmöglid) gewähren konnte. Die 
Regierungen ergaben fich indeß wenigftens äußerlich bald in die ihnen 
bereitete Lage; ſchwerer warb es der öffentlichen Meinung. Yon 
einer Initiative des Bundes war allerdings nichts mehr zu hoffen. 
Aber wie wenn ſich einer der deutſchen Fürften für die mißachteten 
Nehte des Bundes und der Herzogthümer an die Spite der natio- 
nalen Bewegung ftellte und entſchloſſen alles dran feßte, beide zu wahren? 
Der Gedanke Sag bei der allgemeinen Rath: und Thatlofigkeit nahe 
genug. Die Blicke vieler richteten, fi dabei natürlicher Weife auf 
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Deut Bayern, war doch Bayern der größte ber Mittelftanten und Batte 
Yange die Triasibee genährt und niemals ganz aufgegeben. Das 
Bayeriſche Volk felbft ſchien es auch vollfommen zu fühlen, daß, 
wenn jenen Anfprüchen eine Realität zu Grunde lag, der Moment 
gekommen fei, e8 zu bewähren. Schon am 20. Januar erffärte 
eine zahlreiche VBolfsverfammlung in Münden dem Könige in einer 
Adreffe: „Wir fühlen uns gebrungen, in bdiefem für alle Zeiten 
verhängnißvollen Augenblid unferem Könige den Eid der Treue zu 
erneuern, indem wir ihm fagen, daß wir mit Gut und Blut zu 
ihm ftehen, wenn er zur Abwehr der angebrohten Demüthigung und 
zur endlichen Einfegung des Herzogs von Auguftenburg in alle feine 
Rechte, die gefammte Kraft unjeres Volkes aufbietet. Noch Hoffen 
wir, daß in ber elften Stunde die deutſchen Großmächte vor dem 
Fluche des Bürgerkriegs zurüdichreden werden, aber e8 drängt ung 
heute, in die Schale der Entjcheidung auch das bayerifhe Schwert 
zu werfen und barum beſchwören wir Ew. Maj. in dem jchleunigen 
Heeresaufgebote zum Schute des gefährdeten Rechts auf Opferwillig— 
feit auch des Lebten in Ihrem Volke zu zählen und feit zu ver: 
trauen, daß wir uns in der Stunde der Entſcheidung unferes Fürjten 
werth zeigen werben.” Wenige Tage nachher ſagte eine Volfsver- 
fammlung in Augsburg in ihrer Mdrefje dem König: „Nur in der 
Ichleunigen Anerkennung des Herzogs Friedrich von Schleswig— 
Holftein und der Cinfeßung desſelben in feine Rechte, welche zu: 
gleich die Rechte ber deutſchen Herzogthümer find, nur in 
einem thatfräftigen ingreifen der Wehrkraft der bunbesgetreuen 
Regierungen können wir bie wirffame Bereitelung von Mediatiſirungs— 
gelüften, die Abwendung der Unterjohung und Zerreifung Teutjch- 
lands finden”. Und noch ftärker ſprach fich bald darauf eine Adreſſe 
aus Nürnberg an den König aus: „Was thut der Bund, was thun 
die bundesgetreuen Etaaten, was deren Fürften? Seit Monaten Feine 
That, Wie der Furdtfame inmitten des brennenden Schiffes nicht 
wagt, fein Leben zu retten durch einen Fühnen Sprung in bie toben: 
den Fluthen des Meeres, um das nahe Ufer zu erreichen und jammer: 
voll untergeht, jo gelähmt fcheinen die bunmbesgetreuen Staaten, ba 
fie zaubern, bis alle Hoffnung auf Erfelg zu Ende ift. Die Gefahr 
zu befeitigen, gibt es nur ein Mittel. Die Macht, welche unferen 
Regierungen zur Eeite fteht, ift feine geringe; fie beftcht in wohl— 
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gerüfteten Armeen, welche nur des Winkes harren, in dem Volke, mr 
das Schleswig für Deutichland gerettet wiffen will, und vor allem 
in der Gerechtigkeit der Sache, welche Muth, Zuverfiht und Ber: 
trauen gibt”. Auch eine am 28. Februar in Erlangen abgehaltene 
Landesverſammlung ſprach einftimmig die Erwartung aus, daß „durch 
Aufbietung der bayerijchen Heeresfraft bem vollen Ernſt der gegen- 
wärtigen Lage entjprocdyen werde”. Alle dieje Adreſſen und Nefolutionen 
aber und mit ihnen eine Reihe anderer ſprachen den dringenden Wunſch 
aus, daß der König ungefäumt den Landtag um fi verfammeln möge, 
bamit er von dem nicht. zweifelhaften Willen der Volfsvertretung geftärkt, 
ih entſchließe, inmitten der allgemeinen Zerfahrenheit und der allgemei- 
nen Schwäche eine entjchiedene Stellung einzunehmen. Es dürfte jehr 
zweifelhaft jein, ob Bayern die ihm jo zugedachte Rolle hätte durchfüh: 
ren können, noch zweifelhafter, ob die Triasidee überhaupt unter irgend 
welchen Umjtänden lebensfähig fein wird. Wie dem aber audy jet, 
der König konnte ſich zu irgend einem durchgreifenden Schritte nicht 
entichließen. Giferfüchtig auf feine volle und unverfürzte Souverä- 
netät, fühlte er wohl tief die wenig würdige Lage, in welche bie 
beiden Großmächte ihn und alle übrigen Bundesfürften gejtoßen 
hatten, er verfannte keineswegs die Bedeutung des Dügmentes für 
Bayern und jeine Stellung in Deutſchland; allein er fühlte fich den 
Anforderungen des verhängniivollen Momentes nicht gewachjen. Der 
Zwieipalt nagte an feinem Herzen und rieb ihn auf. Bon ange: 
griffener Gejundheit, aber nod) in den beiten Jahren des Mannes: 
alters fiel König Mar am 8. März krank und ſchon am 10. war 
er eine Leihe. Der Kronprinz, ber kaum vorher das Alter ber 
Grofjährigfeit erreicht hatte, folgte ihm als König Ludwig II. Die 
Stellung, die feinem Vater eingeräumt worden war, konnte indeß 
ber junge König vorerft unmöglid in Anſpruch nehmen. 

Die weiteren Beichlüffe der Bundesverfammlung hatten unter 
den obwaltenden Umftänden jo ziemlich alle Bedeutung verloren. Am 
25. Febr. kam der erjte Theil der Anträge von der Pfordten zur 
Abjtimmung. Die darin enthaltene Erklärung, daß der Londoner 
Bertrag für den Bund feinerlei verbindende Kraft babe, wurde von 
ber Majorität abgelehnt und nur der im Grunde nichtsjagende Auf-” 
trag an die Ausſchüſſe bejchloffen, weiteren Bericht und Antrag über 
die Erbfolge ſelbſt zu erjtatten, „ohne dabei den Londoner Vertrag 
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Deu zur Grundlage zu nehmen“. Preußen betradtete bie ganze Arbeit 


Deutſch⸗ 


bänifcher 


Krieg. 


des bayriſchen Geſandten lediglich als ſchätzbares Material und ſprach 
fortwährend von gründlicher, allſeitiger Prüfung der ſchwierigen Frage, 
ſo daß gar nicht abzuſehen war, welches Tribunal es eigentlich als 
competent erachte, noch in welche beliebige Ferne die Gründlichkeit 
der Unterſuchung ausgedehnt werden möchte. Ungefähr um dieſelbe 
Zeit fand die von Bayern angeregte Conferenz der Mittelſtaaten zu 
Würzburg ſtatt. Hannover und Kurheſſen hatten in Uebereinſtimmung 
mit der von ihnen ſchon bisher eingenommenen Stellung ihre Be— 
theiligung abgelehnt. Die übrigen verſtändigten ſich wie es ſcheint, 
leicht; ihre Beſchlüſſe gingen aber nicht über neue Anträge am Bunde 
hinaus! Bayern follte auf Entſcheidung in der Erbfolgefrage, Würt- 
temberg auf die Einberufung der holſteiniſchen Ständeverfammlung, 
Sachſen auf eine Verjtärfung der Bundestruppen in Holjtein an- 
tragen. Die Anträge wurden im Laufe des März auch wirklich ein- 
gebracht, der Erfolg war jebody fein anderer, als wie er nach dem 
bisherigen Gang der Dinge am Bunde vorausgefehen werden mußte. 
Die Anträge MWürttembergsg und Sachſens wurden nad bem Ber: 
langen Dejterreihs und Preußens an die Ausihüffe gewiefen und 
bort begraben, Bayern rettete den jeinigen bloß jo weit, daß ihm 
nicht dasjelbe Schickſal widerfuhr, ohne es indeß zu wirklicher Ab: 
jtimmung über benjelben zu bringen. Unter diefen Umftänden mußte 
die Bundesverfammlung auf die weitere Entwickelung der Rechtsfrage 
nothwendig cbenfo ohne allen und jeden Einfluß bleiben, wie dieß 
ber Fall war bezüglicd der weiteren Entwidlung der Ereignijje auf 
dem Kriegsſchauplatze in Schleswig. 

Dort waren die Preußen unter großen, durch die Jahreszeit 
weſentlich vermehrten Strapazen eifrig bejhäftigt, die Belagerung 
ber Düppeljchanzen vorzubereiten, während das bazu nothivendige Ge— 
ſchütz allmählig aus Preußen berbeigefchafft wurde. Der Reit des 
Februars und der ganze Monat März gingen über dieſen Arbeiten 
bin. Die DOefterreiher und die mit ihnen vereinigte preußijche 
Sarbedivifion hatten unterdeſſen ganz Nordichleswig bis an die jütijche 
Gränze befeßt und bie letztere am 19. Febr. ſelbſt diefe überjchrit- 
ten und bie erjte däniſche Stabt, Kolding, genommen. Es jcheint, 
daß dieſe Befegung in Berlin militäriſch für nothwendig erachtet 
worden war, um ben Yortgang ber Belagerungsarbeiten vor Düppel 


Yeberfiht der Ereigniffe des Iahres 1864. 377 


nach diefer Seite hin zu fihern. Ohne Zweifel wünſchte aber — 5— 
Preußen, wo die Militärpartei am Hofe durch den Krieg einen ent: Krieg. 
iheidenden Einfluß gewonnen hatte und dießmal wenigjtens von 
einem bloßen Scheinkrieg gegen Dänemark nichts willen wollte, zu: 
gleich auch ſich zu vergewiljern, wie weit das allüirte Dejterreich zu 
dringen jei und wie ber Schritt von ben fogenannten neutralen 
Mächten anfgenommen würde, Oeſterreich erjchraf in der That über 
das einfeitige Vorgehen Preußens und England erhob Neclamationen 
in Wien und Berlin. Der General v. d. Mülbe wurde daher an: 
gewiejen, nicht weiter in Jütland vorzudringen, Kolding aber auch 
nicht wieder zu räumen, jondern vorerft bejeßt zu halten. Das 
Rejultat des von Preußen vorgefchobenen Fühlers war nicht unbe: 
friedigend ausgefallen. König Wilhelm ſchickte den Chef feines 
Militärcabinets, Gen. v. Manteuffel, nah Wien und dieſem gelang 
es denn auch, dem öjterr. Cabinet die Nothwendigkeit, weiter in Jüt— 
land vorzurüden, wenn Dänemark zum Nachgeben gezwungen werden 
jellte, begreiflich zu machen. Gen. v. Manteuffel verließ Wien am 
7, März wieder und an bemjelben Tage notificirten Dejterreich und 
Preußen in einer gemeinfamen Depefhe den übrigen Unterzeichnern 
de3 Londoner Vertrags den Einmarſch ihrer Truppen in Jütland. 
Viefelben ließen es ohne weitere Widerrede geichehen, die Dänen 
jelbft aber wichen, nachdem fie nur bei Veile einigen Widerftand 
verjuht und von den Defterreichern geworfen waren, ohne Schwert: 
freid und zogen fi) in aller Eile bis hinter den Lymfjord zurüd. 
Auch die Alliirten wollten Jütland vorerft nicht befeßt halten, ver: 
legten ihr Hauptquartier wieder nad) Veile zurüd und machten 
Miene, Friedericia förmlich belagern zu wollen. Jedenfalls war jo 
biel erreicht worden, daß bie Belagerungsarbeiten vor Düppel ihren 
durchaus ungeftörten Fortgang hatten nehmen können. Am 29. März 
wurde bie erjte Parallele, am 11. April die zweite und endlich am 
14. April die dritte Parallele eröffnet. Am 18. April erfolgte ber 
Sturm unter ber perſönlichen Leitung des Prinzen Friedrih Karl. 
Trotz waderer Gegenwehr der Dünen wurden die Schanzen eine 
nad der andern von den Preußen mit anerkannter Tapferkeit in 
untoiderftehlichen Anprall genommen und die Dänen mit großem 
Verlufte an Todten und Gefangenen über die Brüde von Sonder: 
burg nah Aljen zurücgeworfen. Auf die Nachricht davon erhielt 
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San MWrangel von Berlin aus fofort den Befehl, den größeren Theil der 

Krieg. preuß. Truppen zu einer fürmlichen Dccupation Yütlands und das 
jest Disponible Belagerungsgefhüt zur Belagerung der jütifchen 
Feſtung Friedericia zu verwenden. Schon am 20. rüdten die Alli— 
irten denn auch wieber vor, am 28. legte Wrangel Jütland als 
Entgelt für die inzwilchen von Dänemark verhängte Blokade der 
beutjchen Seehäfen und die Mufbringung deutſcher Schiffe durch bie 
dänifchen Kreuzer eine erfleflihe Contribution auf, am 29. April 
räumten die Dänen in aller Stille Fridericia und noch vor Ende 
des Monats war ganz SYütland von den Alliirten befinitiv oc: 
cupirt. 

— Was die Dänen auf dem Kriegsſchauplatz Schritt für Schritt 
verloren, mochten ſie indeß auf dem Felde der Diplomatie vielleicht wieder 
gewinnen. Zu Anfang Aprils hatten endlich alle betheiligten Mächte, 
die kriegführenden, die übrigen Unterzeichner des Londoner Vertrags 
und der deutſche Bund in die Beſchickung der ſeit ſo langer Zeit 
von England betriebenen Conferenz eingewilligt, die zu London zu— 
ſammentreten ſollte und am 25. April wirklich eröffnet wurde. Die 
Ausſichten auf Erfolg waren indeß nichts weniger als vielverſpre— 
chend. Erſt nach mehreren Sitzungen gelang es, ſich über einen 
vorläufigen Waffenſtillſtand, ohne den doch die Conferenz in ihre 
eigentliche Aufgabe nicht wohl auch nur eintreten konnte, zu einigen 
und auch dann nur auf die Dauer eines Monats. Dänemarf war 
offenbar noch Tange nicht hinreichend gebemüthigt und noch weit 
von jeder Neigung entfernt, bezüglich Schleswigs auch nur die min: 
deſte Conceflion zu machen. Dagegen waren bie Dispofitionen auf 
deutſcher Seite bereits nicht mehr diefelben wie zu Anfang des Kriege. 
Zwar ſchlugen Defterreih und Preußen der Conferenz am 17. Mai 
ihre urfprüngliche dee, die Frage durch Herjtellung einer Perjonal- 
union zwilchen Dänemark und den Herzogthümern zu löjen, vor; 
allein allem Anfchein nach geſchah es faft nur im der Abficht, die 
Unmöglichkeit felbjt diefer Löfung im Angefichte Europas zu con: 
jtatiren. Dänemark erflärte den Vorſchlag fofort für durchaus un: 
annehmbar und weigerte fich, ihn auch nur ad referendum zu neh: 
men. Die Hartnädigfeit der Dänen fand ihren Wiederhall in 
Deutichland und in den Herzogthümern. Dort war bie geichäfts- 
leitende Commiflion des 36er Ausſchuſſes in Frankfurt mit zäber 
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Unermüblichkeit beftrebt, die öffentliche Meinung wach zu erhalten Drutih- 
und die zahllofen über ganz Deutichland verbreiteten Schleswig: 
Holftein-Vereine zufammenzuhalten und zu übereinjtimmenden Mani: 
feftationen zu veranlaffen. Auf ihren Antrieb erklärten ſich zu Oftern 
Hunderte von Hleineren und größeren Volfsverfammlungen neuerdings 
für die vollftändige Trennung der Herzogthümer von Dänemark und 
proteftirten gegen jede dem Rechte widerjtreitende Abmachung ale 
„mul und nichtig, als eine rechtlofe Gewaltthat und einen Verrath 
an den ntereffen und der Ehre Deutjchlande, die der nächſte 
Moment zerreißen und vernichten werde”. In den Herzogthiimern 
jelbft proteftirten faft ſämmtliche Mitglieder der Ständeverfammlung 
von Holftein, 300 Notable von Schleswig, ein von den Vertretern 
von 37 Städten befchidter Städtetag, die Univerfität Kiel, die zahl: 
reihen Vereine gegen jede Enticheidung der dazu nicht berechtigten 
Londoner Conferenz über ihr Schickſal und erflärten den Herzog 
Friedrich für ihren allein rechtmäßigen Landesheren, für den fie Gut 
und Blut einzufegen bereit wären. Da nun Dänemark die Per: 
jenalunion feinerfeits definitiv ablehnte, jo mußten nothwendig aud) 
bie beiden deutſchen Großmächte darauf verzichten, fie den Herzog: 
thümern gegen ihren Willen gewaltfam aufzuzwingen. Unausweichlich 
mußte von ihrer Seite ein weiter gehender Vorſchlag gemacht wer: 
den, der fi) den Forderungen ber deutſchen Bewegung näherte oder 
twenigfteng zu nähern ſchien. Preußen war dazu bereit. Denn ſchon 
hatten ber Krieg und feine Erfolge allmälig und im Stillen, aber 
ganz entfchieden eine totale Wendung in den Anjhauungen und in 
den Planen der Regierung zu Stande gebracht. Wenn die Herzog: 
tbümer ganz oder theilweiſe völlig von Dänemark losgeriffen werben 
fellten, fo Fonnten fie ja auch ganz oder theilweife für Preußen, 
das fie durch feine Armee bereits größtentheils erobert hatte, erwor— 
ben werben. Offenbar im Einverftändnig mit der Negierung und 
auf ihre Anregung hin erklärten ſich am 11. Mai eine Anzahl hoch— 
geftellter Conjervativer in einer Abreffe an den König für die voll: 
Händige Trennung der Herzogthümer von Dänemark und ihre Ber: 
Einigung zu einem Ganzen, „fei e8 unter einem eigenen Landesherrn 
und dem wirkſamen Schutze eines mächtigen deutſchen Staates, fei 
es als ein Theil dieſes letztern“. Vier Tage darauf erflärte ſich 
endlich Preußen offen und unummwunden vom Londoner Vertrage los. 
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Deutih- Oeſterreich blieb Taum etwas anderes übrig, als feinem preußijchen 


Lonboner 


Conferenz 


Alliirten, von dem es ſich bisher ſchon Schritt für Schritt weiter 
hatte führen laffen, auch jett zu folgen, jo ſchwer ihm ber Entſchluß 
fallen mochte. Am 28. Mai verlangten beide Mächte, denen fi der Ver— 
"reter des Bundes bereitwillig anſchloß, in London die „volljtändige Tren- 
nung der Herzogthümer Schleswig und Holjtein von Dänemarf und 
ihre Vereinigung zu einem Staat unter ber Souveränetät des Erb— 
prinzen von Auguftenburg, ber in ben Augen Deutſchlands nicht 
nur bie meijten Erbrechte geltend zu machen vermöge, „deſſen Aner- 
fennung von Seite bes deutjchen Bundes folgeweije gefihert ericheine, 
fondern welcher auch unzweifelhaft die Etimmen einer ungeheuern 
Majorität der Bevölkerung in ſich vereinigen werde‘. Der Antrag 
fonnte weder Dänemark noch die neutralen Mächte überrafhen. Die 
Idee der Perfonalunion war in der That ber einzig benfbare Aus: 
weg gewejen, ben beiden Nationalitäten innerhalb der däniſchen Mo— 
narchie vielleicht wenigjtens gerecht werben zu können. Sobald 
Dänemark fie verwarf, mußte ber Londoner Vertrag ſelber babin 
fallen, wofern wenigftens die neutralen Mächte fi nicht dazu ent- 
ſchließen wollten, Dänemark genügende Unterjtügung zu gewähren, 
um bie Herzogthümer wieder zu erobern. Da nun feine der Mächte 
daran dachte, jo blieb nichts anderes übrig, als das Zwitterverhält- 
nig der Herzogthümer zwiſchen Deutichland und Dänemark ganz zu 
löſen. England ließ daher in berjelben Sitzung ber Conferenz auch 
feinerfeit8 den Londoner Vertrag fallen und fchlug eine Theilung von 
Schleswig vor. Als Theilungslinie bezeichnete England die Schlei und 
das Danewerk, jo daß den Dänen faſt ganz Schleswig geblieben 
wäre; außerdem aber follte Deutichland in dem abgetretenen Theile 
der Herzogthümer weder Feſtungen noch befeftigte Häfen anlegen und 
das übrig bleibende Dänemark unter die Garantie ber Großmächte 
geftellt werden. Der Vorſchlag entiprad offenbar ben geheimen 
Wünſchen Dänemarks, obgleich es ſcheinbar nicht ſogleich darauf ein— 
gehen wollte und erſt in der folgenden Sitzung der Conferenz ſeine 
Zuſtimmung dazu ausſprach. Die deutſchen Mächte lehnten indeß 
den Vorſchlag entſchieden ab und wollten ſich höchſtens dazu ver— 
ſtehen, als Compenſation für Lauenburg den nördlichſten, weſentlich 
nicht-deutſchen Theil Schleswigs bei Dänemark zu belaſſen, was hin— 
wieder Dänemark für unannehmbar erklärte. Umſonſt verfuchten bie 
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Neutralen, eine mittlere Linie aufzufinden, die ben billigen Anfprü- ar 
hen des einen wie bes anderen Theiles hätte genügen können. Es 
war unmöglich, fich über eine foldhe zu verjtändigen. Das einzige 
Mittel dazu hätte in einer loyalen Befragung der Bevölkerung ges 
ſucht werben können und die Conferenz beſchäftigte fih denn auch 
mit dieſer Yrage, allein es zeigte fich, daß diefer Weg nur von dem 
Vertreter des beutfchen Bundes aufrichtig betreten werben wollte, 
während bie übrigen alle, Frankreich allein ausgenommen, im Grunde 
prineipiell dagegen waren und jelbjt Franfreih ihn nur lau verthei- 
digte. ALS ſomit jede Berftändigung auf der Conferenz unmöglich 
ihien, trug England nod) darauf an, die Beitimmung der Theilungs- 
linie einem Schiedsrichter zu überlaffen, für den es offenbar ben 
Katfer der Franzofen im Auge hatte, Aber auch das wurde von 
Dänemark unbedingt abgelehnt. Die Conferenz ſah ſich außer 
Etande, die von ihr angeftrebte Aufgabe zu löſen und den Gtreit 
friedlich zu ſchlichten. Am 25. Juni ging fie unverrichteter Dinge 
auseinander. Der Krieg mußte entjcheiben. 

Menn Dänemark wie bisher auf feine eigenen Kräfte allein 
angewiefen blieb, fo Fonnte die Entſcheidung unmöglich mehr lange 
ausftehen. Noch hoffte es zwar immer, daß England wenigftens im 
legten Moment fein Schwert in die Waagſchale werfen iverbe, aber 
es hoffte umfonft. England hatte offenbar nie daran gedacht, allein@nglant. 
und ohne wenigftens von Frankreich unterftügt zu fein, fi Däne— 
marks thatfächlich anzunehmen. Frankreich aber Hatte zu Anfang 
Junis einen erneuerten Vorſchlag der brittifchen Negierung, gemein— 
fam wenigfteng eine maritime Demonftration gegen Deutſchland ins 
Bert zu fegen, nohmals abgelehnt, indem es jehr richtig entgegnete, 
daß ber erfte Kanonenſchuß einer joldhen Demonjtration für Frank: 
teih einen Krieg zu Waſſer und zu Lande nad fi ziehen würde, 
auf den es ſich nur einlaffen Könnte, wenn e8 ber „unbegrängten 
Unterftügung” Englands fidyer wäre. Das aber lag wiederum ganz 
und gar nicht im Intereſſe Englands. Dagegen war biejes auch zu 
weit gegangen, um bie ganze Sache ſtillſchweigend fallen zu Taffen. 
Tas Parlament mußte durch ein unzweideutiges Votum entſcheiden 
und die Regierung gab ihm durch die Vorlegung ſämmtlicher Con: 
ferenzacten dazu den Anlaß. Vier Tage Yang, vom 4. bis zum 
I. Juli debattirte das Unterhaus über die Frage: das Reſultat war, 
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England. dag mit 313 gegen 295 Stimmen bejhloffen wurde, „vie Zufrieben- 
heit des Haufes darüber auszufpredhen, daß die Minijter unter Den 
obwaltenden Umjtänden Ih. Maj. gerathen hätten, fi einer bewaff— 
neten Einmiſchung in den Krieg zwijchen Dänemark und ben deutjchen 
Mächten zu enthalten Die Majorität war Feine große, allein bie 
toryſtiſche Minderheit hatte Feineswegs Dänemark Friegeriih unter: 
jtügen, jondern Tebiglih duch ein Mißtrauensootum die Regierung 
jtürzen und ſich jelbjt wieder ans Ruder ſchwingen wollen. Hatte 
doch Graf Derby für diefen Fall fi volljtändige Freiheit der Action 
bezüglid) Dänemarks vorbehalten und war ein directer Antrag auf 
Unterjtügung besjelben ohne Abjtimmung — es erklärten fih nur 
zwei oder brei Mitglieder dafür — abgelehnt worden. 

Schweden Diefe Haltung Englands war auch für Schweden entjideidend. 
Eine ſchwediſch-norwegiſche Flotte, weldhe König Karl, freilih jpät 
genug, am 16. Mai bei Gothenburg zufammengezogen hatte, wurde 
jofort wieder aufgelöst, als die Nachricht vom Ausgang der englijchen 
Unterhausdebatte v. 9. Juli in Stodholm eintraf. Dänemark wurde 
auch von diejer Seite feinem Schickſal überlafjen. 

au Die Alliirten, Dejterreih und Preußen, hatten ſomit rüdjichtlich 

Krieg. der übrigen Mächte vollfommen freie Hand. Die öffentliche Meinung 
ber beutjhen Nation fühlte fi durch ihre Erklärungen an der Lon— 
boner "Conferenz v. 28. Mai befriedigt, ihre Armeen brannten vor 
Degierde, mit dem Heinen Feinde endlich fertig zu werden. Sobald 
daher der Waffenftilljtand abgelaufen und die Londoner Conferenz 
auseinander gegangen war, nahmen die Preußen ihre Operationen 
gegen Alſen wieder auf, festen am 29. Juni über den Alienfund, 
nahmen die Inſel und drängten die Dänen in ben äußerften Winkel 
berjelben, die Halbinjel Kefenis, von wo fie jedoch den größeren 
Theil ihrer Truppen nad Yünen zu retten vermochten. Immerhin 
mußten die Dänen mehrere Taufend Gefangene und ein zahlreiches 
Kriegsmaterial in den Händen des Feindes laſſen. Zu Anfang Juli 
jegten hierauf die Alfiirten audy über den Lymfjord und drangen bis 
in bie äußerſte Spite Jütlands vor, während fie alles vorbereiteten, 
um aud die jchleswigijchen MWeftfeeinjeln zu nehmen und damit 
bie Dänen vom Yeltlande und allem was dazu gehört, vollftändig 
auszuſchließen. Da erſt war der Troß ber Dünen gebrohen. Die 
Kopenhagener überfam auf einmal die Angjt, es möchten die Preußen 
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nicht bloß nad Fünen überjegen, jondern am Ende gar bis nad) Däne- 


Seeland vorzubringen vermögen und begannen laut die Concentrirung 
von Heer und Flotte in Kopenhagen, zum Schuße der Hauptjtadt 
zu verlangen. König Ehrijtian ergriff den Moment ohne Zögern, 
entließ am 8. Juli das Minifterium Monrad, bildete ein neues 
Gabinet aus ehemaligen Gejfammtjtaatsmännern und ſuchte ſchon am 
12. bei Defterreih und Preußen um Einjtellung der Yeindjeligkeiten 
und Unterhandlungen behufs Herftellung bes Friedens nad. Die 
Bitte wurde ohne Anftand gewährt, und fofort zu Wien über die 
Präliminarien des Friedens zu unterhandeln begonnen. Der Krieg 
war zu Ende. 

Während diejer Ereignifje im Norden war die Italieniſche Frage, 
die ſeit dem Jahre 1859 das Intereſſe Europas vorzugsweife in 
Anjpruch genommen hatte, wejentlih in den Hintergrund getreten. 
Erft in der zweiten Hälfte des Jahres 1864 trat fie ziemlich uns 
erwartet wieder weiter hervor. Allen Anjchein nad geihah es indeß 
nicht ohne inneren Zufammenhaug mit jenen Ereigniſſen. Wie die 
polnifhen Wirren bereitd zu einer engeren Verbindung zwijchen 
Preußen und Rußland geführt hatten, jo gab die deutſch-däniſche 
Ztreitfrage und die neue Allianz zwiſchen Dejterreih und Preußen 
bie Veranlafjung, eine Wiederannäherung auch zwijchen Dejterreich 
und Rußland zu Stande zu bringen, Hr. v. Bismard fcheint dafür 
beſonders thätig geweſen zu fein und Graf Rechberg, defjen Hinneigung 
zu den Weſtmächten nur auf jehr ſchwachen Grundlagen ruhte, auch 
zu biejfer Wendung bereitwillig die Hand geboten zu haben. Im 
Frühjahr 1864 geleitete der Kaifer von Rußland die Kaijerin in 
die Bäder von Kiſſingen und traf daſelbſt mit dem SKaijer von 
Dejterreidh zujammen; jener war vom Fürſten Gortſchakoff, dieſer 
vom Grafen Rechberg begleitet. Unmittelbar von Kiſſingen ging 
ber Kaijer von Dejterreid mit dem Grafen Rechberg nad Karlsbad, 
um den König von Preußen zu befuchen, ber von Hrn. dv. Bismard 
begleitet war. Das eingeleitete Einverftändnig zwiſchen allen drei 
Regierungen wurde durdy dieje perjünlihen Zujammenkünfte der 
Fürften und ihrer leitenden Minijter ohne Zweifel gefeitigt und 
ausgebildet. Die öffentlihe Meinung ging indeß weiter und wollte 
darin bereits ein MWiederauftreten ber früheren nordiſchen Allianz 
erbliden und eines der großen Londoner Blätter veröffentlichte, eben 
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Itallen. zu ber Zeit, da die Londoner Conferenz ohne Refultat auseinander 


ging, eine Reihe von diplomatifhen Actenftüden, die jene Thatſache 
außer Zweifel ftellten und dadurch weſentlich diefes Reſultat erklären 
ſollten. Die Actenſtücke erzeigten fih jedoch alsbald als gefälict 
und wurden von allen Seiten officiel und mit Nachdruck dementirt. 
Don einer fürmliden Allianz zwiſchen den brei Regierungen war 
offenbar Feine Rede, fo weit waren die Dinge noch lange nidt 
gediehen und Hr. v. Bismard, die Eeele ber allerdings unläugbaren 
Wiederherftellung eines allgemeinen Einverftändniffes unter benjelben, 
war doch viel zu Hug, die Meftmächte gerade in einem Augenblide 
förmlich herauszufordern, da ihm in fpeciellem Intereffe Preußens 
und einer Politik desjelben bezüglic der Herzogthüimer, die jich eben 
damals in feinen Planen fejter zu geftalten begann, alles baran 
gelegen fein mußte, die Weſtmächte vielmehr zu beſchwichtigen als 
zu reizen. Allein ſchon die Wiederannäherung ber brei nordiſchen 
Mächte, die in ihrer weiteren Entwidelung zu einer Erneuerung ber 
früheren engen Verbindung berfelben führen könnte, ſcheint es ge 
wejen zu fein, welde ben SKaifer ber Franzoſen bewog, ziemlid 
unerwartet einen Schachzug zu thun, der in feinen Conſequenzen 
geeignet: wäre, Dejterreich bedenklich zu machen und bie Aufmerkſamkeit 
Europas wieder nad) dem Süden zu Ienfen. 

Bekanntlich hatte Napoleon nah der Bildung des Königreichs 
Stalien i. J. 1860 durch das Organ feines Minifters Thouvenel 
die römiſche Eurie wiederholt und in dringender Weije aufgefordert, 
fi) mit dem neuen Staate auf Grund feines gegenwärtigen Beſitz 
ftandes zu verjtändigen. Der Papſt fette allen biefen Bemühungen 
fein unerjchütterlihe® nom possumus entgegen. Nach dem Unter: 
nehmen Garibaldis und feiner Niederlage bei Aspromonte veränderte 
Napoleon feine Haltung. Drouyn de l'Huys, der an Thouvenels 
Stelle das Minijtertum des Auswärtigen übernommen hatte, machte. 
dem Papſte feine weiteren Zumuthungen mehr und forderte nun 
vielmehr die italienijhe Regierung auf, ihrerfeits Vorſchläge behufs 
einer Ausgleihung mit dem Papfte zu machen. Die Antwort Turind 
lautete ungefähr wie früher diejenige Noms, das Königreich Italien 
fei nicht in der Lage feinerfeits irgendwelche Vorſchläge zu machen. 
Die Eache blieb vor der Hand gänzlic, liegen. Indeß unterlich & 
die Regierung des Königs Victor Emanuel nicht, gelegentlid immer 
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wieber das endliche Aufhören der Occupation von Rom durch frunzö- Italien 
ſiſche Truppen in Paris anzuregen. Die kaiſerliche Regierung icheint 
indeß lange darauf gar feine Antwort ertheilt zu haben. Erſt im 
Yuni 1864 fand Napoleon für gut, ohne fichtbare Veranlaflung und 
darum wohl eben nur mit Rüdjiht auf die allgemeine Lage Europas 
an eine ſchon beinahe ein ganzes Jahr früher, am 9. Juli 1863, 
geihriebene Depeſche des italienischen Minifters ber auswärtigen 
Angelegenheiten anzufnüpfen und bemjelben durch Hrn. Drouyn be 
lHuys anzuzeigen, daß Frankreich geneigt wäre, auf Unterhandlungen 
über eine Räumung Roms einzutreten, wenn Italien in ber Lage 
ji, genügende Bürgſchaften für die Sicherheit des heil, Vaters zu 
bieten. Italien, das ſich hinlänglich überzeugt hatte, daß es weder 
die venetianifhe noch die römiſche Frage ohne die Unterftügung 
Wranfreichs ihrer Löſung auch nur um einen Schritt näher zu bringen 
im Stande jei, griff mit beiden Händen nad ber dargebotenen 
Unterbandlung. In erſter Linie hoffte es indeß mit denjenigen An— 
erbieten ausreichen zu können, zu denen es ſich ſchon wieberholt jeit 
Cavours Zeiten bereit erflärt hatte, mit der Achtung des dem Papfte 
no gebliebenen Gebiets, mit ber Einwilligung zu Bildung einer 
regelmäßigen päpftlichen Armee, mit der Uebernahme eines verhältniß- 
mäßigen Antheild der römiſchen Staatsfhuld. Die franzöſiſche 
Regierung erklärte aber fofort, daß das nicht genüge und daß 
Frankreich eine reellere Bürgschaft fordern müffe, wenn es, über bie 
Ciherheit und Unabhängigkeit des Papftes beruhigt, fi dazu 
entſchließen jolle, demſelben feinen unmittelbaren Schuß zu ent: 
jichen und Rom zu räumen. Stalien mußte einen Schritt weiter 
gehen. Marchefe Pepoli, ein perfönliher Verwandter des Kaiſers, 
wurde nach Paris befhidt, um die Bemühungen bes italienischen 
Geſandten zu unterftügen und er ftellte nun ber kaiſerl. Regierung in 
Ausfiht, dag wenn fie auf die bisherigen Anerbieten Staliens ein- 
sehe und einge bießfällige Uebereinkunft zwijchen beiden Regierungen 
et abgeſchloſſen wäre, bie italienifche Regierung geneigt fein 
würbe, dem Könige die Verlegung der Hauptftabt von Turin nad) 
dlorenz vorzufchlagen. Allein Frankreich erwiderte, daß bie bloße 
Möglicpkeit ihm nicht genüge, und daf es nur in ber Thatfache felbft 
und in einer förmlichen Verpflichtung bazu eine reelle Bürgfchaft 
für Rom zu erkennen vermöcte, fowie daß ber Termin, binnen 
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Stafien, welcher es Rom räumen Fönnte, nicht weniger als zwei Jahre betragen 


dürfe. Umſonſt fuchten die italienijchen Unterhändler jener Verpflichtung 
fi zu entziehen und dieſen Termin abzufürzen. Frankreich blieb 
feft und Tieß Stalien feine andere Wahl, als entweder die ganze 
Unterhandlung neuerdings auf unbeftimmte Zeit zu vertagen ober 
fich diefen Bedingungen zu unterziehen. Der Entſchluß war für den 
König Victor Emanuel ohne Zweifel ein ſchwerer, nicht viel Leichter, 
als da er ſich genöthigt gefehen hatte, auf fein Etammland Savoyen, 
die Wiege feines Gejchlechtes, zu verzichten, war body Turin feine 
Baterjtabt und Piemont mit jeiner Bevölkerung ihm treu und herzlich 
ergeben, wie fein anderer Theil feines Reichs, war doch nur durch 
ihre noch friihen Kräfte und ihre großartige Opferwilligfeit das 
AZuftandefommen des neuen Königreichs möglid geworden. Dennoch 
entſchloß er ſich auch zu diefem Opfer. Am 15. Sept. wurbe die 
Convention zwiſchen Franfreid und Italien unter den von jenem 
geforderten Bedingungen unterzeichnet, nur daß die Verlegung ber 
Hauptftabt als eine innere Frage Staliens aus Schonung 
nicht in die Convention felbjt aufgenommen, fondern in einem be- 
ſonderen Protofoll vom gleichen Tage, das übrigens dieſelbe Wirk— 
jamfeit wie die Convention felber haben follte, ausgefprochen wurde, 
in der Weife, daß diefelbe erjt dann in Kraft treten werde, „wenn 
der König die DBerlegung der Hauptftadt in eine fpäter durch ihn 
zu beftimmende Stadt becretirt haben würde.“ 

Die Convention bot zwei unter allen Umftänden Stalien günftige Mo- 
mente, Ginmal anerkannte Frankreich mit derfelben und mit ber 
Berlegung der Hauptftadt nach Florenz thatfächlich die Annerionen 
von 1860, was es feiner Zeit ausdrüdlich abgelehnt hatte und dann 
war doch nunmehr ein Ende der franzöfiihen Occupation Roms ab: 
zuſehen. Dieſe mußte freilich durch die Verlegung der Hauptſtadt 
nach Florenz erfauft werden. Mar diefe eine definitive oder nur 
eine temporäre und für fo lange, bis Rom ſelbſt nach den wieder: 
holten Beichlüffen des Parlaments feine Thore dem Könige von 
Ktalien öffnen würde? Das war die Frage. Wie fie aber and) immer 
entſchieden werden mochte, Turin follte und zwar binnen kurzem 
aufhören, der Sit der Regierung und fo vieler mit diefer verbun: 
denen Inftitute zu fein. Ohne eine jelbftändige materielle Unterlage 
mußte Turin den Entſchluß als einen ſchweren, faft vernichtenden 
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Schlag empfinden. Kaum-brang daher bie erjte Kunde von der Stafien, 
abgeichloffenen Convention in die Deffentlichkeit, fo machte fich eine 
dumpfe Gährung in der Stadt bemerklich, die fie vom 20. bis zum 
22. Sept. in wiederholten Straßenexceſſen Luft machte und an ber 
ganzen Bevölkerung, die ſich auf ihre Verbienfte um Stalien fteifte - 
und ihre Erijtenz nur dann in die Schanze fchlagen wollte, wenn 
das ewige Rom felber, dem jede andere Stabt Italiens ohne Wider: 
rede weichen mußte, die Hauptitadt des Neiches werben jollte, einen 
Rüdbalt fand. Das Minifterium legte ein burdaus ungeſchicktes 
Benehmen an den Tag. Statt der öffentlihen Meinung offen und 
zutrauenseoll entgegen zu treten und den eriten Ausbrud einer 
jebr natürlichen Umzufriedenheit ruhig ſich austoben zu laffen, Tieß 
es jofort, als ob ihm die Gelegenheit ganz erwünſcht geweſen wäre, 
iharf einfchreiten; es gab viele Verwundete und nicht wenige Todte. 
Ter Moment war voller Gefahren. Der König griff indeß fchnell 
und richtig ein; er entlich das Minifterium ohne Zögern und gewährte 
damit Turin eine gewilje Befriedigung, übertrug aber die Bildung 
eines neuen Cabinets dem General Yamarmora, von dem man wußte, 
daß er, obwohl ſelbſt Piemontefe, Unoronungen und gewaltthätigen 
Verſuchen aufs entfchiedenfte entgegentreten würde. Turin beruhigte 
id; die Entſcheidung blieb den gefetlichen Vertretern der Nation, 
die dazu fofort einberufen wurden, überlaffen. Inzwiſchen war bie 
öflentlihe Meinung jo zu fagen ausjchließlih mit der Trage be: 
Ihäftigt, ob Italien mit der Convention definitiv auf Nom als bie 
lünftige Haupftadt des Reichs verzichte und verzichten dürfe. Die 
Antwort fiel allgemein verneinend aus und bie Megierung beeilte fich, 
dieſe Anficht zu befräftigen. Allein in Frankreich waren die officiöſen 
Organe der Regierung anderer Meinung und bie Erklärungen ber 
italienischen Unterzeichner der Convention veranlaßten einen lang: 
athmigen Depefchenwechfel ziwiihen Turin und Paris, Tas Rejultat 
dejelben war, daß für ben allerdings möglichen und unter Um: 
Händen ſogar wahrſcheinlichen Fall, daß die weltliche Herrſchaft bes 
Popftes nach dem Abzug dev Franzojen nicht einem Angriff von 
Freiſchaaren oder regulärer italienischer Truppen — darauf hatte ja 
Italien durch Die Conventien ausprüdlich verzichtet — wohl aber einer 
Erhebung der römifchen Bevölkerung felbft werde zum Opfer fallen, 
daß für diefen Fall fid) ſowohl Frankreich als Italien gleichmäßig 
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Htafien, ihre Convenienz vorbehielten. Der Kaiſer aber ift ohne Zweifel 
entichloffen, bas Tleine Gebiet, das dem Papſt noch geblieben ift, 
demfelben für jeine Unabhängigkeit zu erhalten und von Italien nicht 
abforbiren zu laffen, aber ohne Zweifel ift er auch feiner alten Idee 
noch immer treu, daß die Verwaltung Roms, gerade um es vor einer 
Berihmelzung mit Stalien zu bewahren, nicht bloß durchaus weltlich 
fondern fogar faft republicanifch gejtaltet werben müfje, jo daß ber 
Papft im Grunde bloß nominell der Souverän desjelben bliebe, da: 
er ſich frei von allen weltlichen Intereflen ganz und ausſchließlich 
nur feinem hohen Berufe widmen könne. 

Unter biefen Verhandlungen war bas Parlament am 24. Det. 
zufammengetreten. Die Convention jelbjt wurde ihm nicht vorgelegt, 
jondern nur ein Gefeßesentwurf, der die Verlegung der Hauptitabt 
von Turin nad Florenz feftiette. Noch bevor es aber auf viele 
Frage eintreten Fonnte, wurde es durch die offene Darlegung des 
Finanzminiſters Sella überrajcht, daß das Pand am Rande eines 
Staatsbankerottes ftehe und daß nicht mur neue jchwere Falten von 
bemjelben übernommen werben müßten, ſondern daß dieß auch 

j ohne Verzug gefchehen müſſe, wenn die Staatsmafchine im Stande 
fein folle, fortzuarbeiten. Der erfte Eindrud diefer Darlegung war 
ein überwältigender, aber bald faßte fich das Parlament. Mit großer 
Majorität wurde die DBerlegung ber Hauptftabt und ebenfo auch 
alsbald die von der Regierung verlangten Finanzmaßregeln von beiden 
Kammern bejhloffen und nod vor Ablauf des Jahres war die Grund: 
fteuer für das folgende Jahr zu beinahe vier Fünftheilen theils von ben 
Steuerpflichtigen jelbft theilg von den Gemeinden für fie freiwillig an 
die Regierung wirklich einbezahlt; auch die neuen Steuererhöhungen, 
obwohl fie zum Theil gerade die unentbehrlichiten Bedürfniſſe des 
Lebens betrafen, wurden überall ohne Widerrede getragen. Wenn 
irgendwie jo legte die Nation dadurch aufs unzweibeutigfte an ben 
Tag, daß ihr die neu gewonnene Einheit etwas werth ift, daß fie 
bereit ift, fortwährend Opfer und zwar ſchwere Opfer aller Art zu 
bringen, um ſich biefelbe zu erhalten und daß diejenigen in einer 
argen Täufhung befangen find, die da wähnen, das neue Königreich 
werbe binnen kurzem wieder zufammen brechen und Jtalien zu feinen 
früheren Zuftänden, zu der früheren Zerfplitterung zurückkehren. 
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Der Abſchluß der franzöfifch-italieniihen Convention, die über Rom. 


Rom verfügte, ohne daß der Papft zu ben Unterhandlungen irgenb- 
wie zugezogen worben wäre, erregte am römiſchen Hofe Erbitterung 
und zugleih Schreden, zumal Defterreih und Spanien, bie beiben 
einzigen katholiſchen Mächte, die in Frage kommen konnten, erklären 
mußten, daß fie nicht in der Lage ſeien, den Schuß des Kirchen: 
ftaates nach dem allfälligen Abzuge ber Franzofen ihrerjeits über: 
nehmen zu können. Die hartnädigjten Anhänger der bisherigen 
Zuftände begann die Ueberzeugung zu bejchleichen, daß bie Tage der 
weltlihen Herrichaft gezählt fein dürften. Die Unabhängigkeit bes 
Papites ift ein allgemeines europäiſches Intereſſe, aber fie ift un 
zweifelhaft auch ohne bie weltliche Herrſchaft zu erreichen: auf bie 
Tauer ift die weltliche Herrichaft des Papjtes, die ber ganzen Ent- 
widelung der ftaatlihen Dinge in Europa feit dem Ausgange des 
Mittelalters widerſpricht, unmögli aufrecht zu erhalten. Um jene 
nicht fahren zu laſſen, bleibt der Curie nichts anderes übrig, als 
diefe für durch und durch verwerflich zu erklären. Sie kann es um 
jo eher, als ihre Anjchauungen thatfählih noch immer diejenigen 
find, welche das Mittelalter erzeugt bat und fie heute noch grund: 
ſätzlich auf Leinen einzigen der Anfprüche verzichtet hat, welche bie 
Kirche damals erhoben hat, wenn fie auch ſchon damals nicht im 
Stande war, fie überall und zu volljtändiger Geltung zu bringen. 
Heut zu Tage ift dasjelbe freilih noch weniger möglid. Aber bie 
Curie wankt darum nicht. Am 22. December überrajchte fie bie 
Welt mit einer ſchon längſt vorbereiteten, vom 8. besjelben Monats 
datirten Enchelica bes Papſtes, durch welche berjelbe bie ganze mo- 
derne Entwidelung des Staates, die ſich Europa ſeit drei Jahrhun— 
derten unter den gewaltigjten Anftrengungen erkämpft hat und denen 
fih fein einziger Staat mehr zu entziehen im Stande ift, felbft 
Deiterreich, felbft Spanien nicht, in einer langen Reihe von Sätzen 
als Irrthümer der Zeit verwarf und aufs feierlichjte verbammte. 
Tas Nab der allgemeinen Weltentwidlung geht aber niemals rüd- 
wärts, fondern rollt, wenn auch langjam, doch unaufhaltjam weiter. 
Die Encyclica des Papftes mußte von vorn herein weſentlich ohne 
praktiſchen Einfluß auf die Löſung der großen Frage bleiben, aber 
fie zeigte und zwar greller als je, weldye Schwierigkeiten einer Vers 
ſtändigung zwiſchen Stalien, das feine ganze Eriftenz auf bie moberne 
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Italien. Entwicklung des Staates gejtellt hat und dem Papſtthum, das eben 
diefe Entwidelung von Grund aus befämpft, noch auf lange Hin 
entgegen ſtehen, obwohl das eine jo wenig wie das andere verfennen 
konnte, daß unter ben gegenjeitigen Feindſeligkeiten Staat und Kirche 
gleihmäßig leiden. 

Grieden? Wie das Intereſſe an der italienijchen Frage, jo wurde auch 
die Theilnahme für Griechenland durch die Ereigniſſe im Norden 
feit 1863 zurüdgebrängt. Es war dieß um jo natürlicher, als die 
Zuftände des Landes ſich in Feiner Weiſe zu befejtigen jcheinen, ge: 
ſchweige denn, da die von Vielen an die October-Revolution ge 
fnüpften Hoffnungen einer neuen und rafjcheren Entwidelung bes 
jungen Staates ſich verwirkficht hätten. Die endlih im März mit 
ben Schutzmächten vereinbarte und zu Anfang Juni's durchgeführte 
Ginverleibung der Joniſchen Inſeln entſprach den Erwartungen ber 
Sonier offenbar keineswegs, obwohl fie es jelbjt ja jo lange und fo 
bebarrlich gewünjcht hatten. Dann wurde von der Nationalverfamm: 
lung die Revifion der Berfaflung in Angriff genommen und im 
Einne einer burchgreifenden Schwädhung ber Regierungsgewalt zu 
Ende geführt. Schließlich löste ſich dieſe conftituirende Verſamm— 
lung durch maſſenhafte Austritte von ſelber auf, ohne nur ein 
Steuergeſetz oder das Budget für das folgende Jahr votirt zu haben. 
Inzwiſchen wechſelten die Miniſterien alle paar Monate und Graf 
Sponned, der dem jungen Könige von Kopenhagen aus als Rath: 
geber an die Seite geftellt ward, ift weit davon entfernt, ſich eime 
fefte Stellung im Lande erworben zu haben. Wenn bie Zuſtände 
unter König Dtto vielfach nicht befriedigend waren, jo find fie es 
feit feiner Vertreibung offenbar nody weniger. Seine Regierung 
war viel zu ſchwach und es gelang ihm nicht, die Factionen völlig 
zu unterdrüden; die Regierung des Königs Georg iſt noch viel 
ſchwächer und der Factionswejen wieder in vollfter Blüthe. Eine 
Verfaffung und das ganze Apparat cgnftitutioneller Regierungsform 
ift offenbar für Griechenland geradezu ein Unfinn. Ein Volk, das fich 
noch) fo wenig über die Zuſtände der Barbarei erhoben hat, muß erjt 
erzogen werben und bebarf zu feiner Erziehung einer jtarfen und 
energiichen Leitung, auch wenn fie zuweilen nicht allzu janft jein 
follte. Es fcheint ‚aber nicht, daß die Schutzmächte in der Wahl 
des jungen Königs einen glüdlichen Griff gethan haben. Von einer 
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großen Zukunft des Königreichs ift unter ſolchen Umftänben ganz und Tarkei. 
gar Feine Rede mehr. Die Pforte Hat von dieſer Seite her vorerft 
wenigjtens nicht das mindefte zu beforgen und kann ihre Dajein 
ruhig weiter. friſten. Mehr kann ſie freilich. weder hoffen noch er: 
warten und bie fortichreitende Zerrüttung ihrer Jinanzen, bie unfin- 
nigen Verſchleuderungen für Lurusbauten in europäiſchem Geihmad, 
für Militärfpielereien nad europäiſchem Mufter und für eine Flotte, 
die feinen Zweck hat, während Beamtete und Soldaten aus Mangel 
an Mitteln mur zu oft mit ihrer Beſoldung im Rückſtand bleiben, 
iind jedenfalls nicht geeignet, jene Frift wejentlich zu verlängern. Die 
von ihr Tosgelösten Glieder confolidiren fich, wenn auch langſam, und 
entziehen fich mehr und mehr jeder practiichen Geltung ihrer Suzeränetät. 
Am entjchiedenften hebt ſich von allen biejen halbjouveränen Staaten 
Aegypten, das unter dem gegenwärtigen Vicekönig Ismael Paſcha 
bei einer überaus jorgfältigen Finanzverwaltung fichtbar .aufblüht und 
eine wirkliche europäiſche Cultur in ſich aufnimmt, während man in 
Konjtantinopel fi) mit dem bloßen Flitter begnügt. Die Unabhän- 
gigkeit Aegyptens von der Pforte befeftigt fih dadurch von felbit, 
wenn e8 auch ber Bicefönig für paffend hält, dem Sultan feine 
Ergebenheit bei jeder Gelegenheit zuvorfommend zu bezeugen. Da 
gegen hätte ein Aufftand der arabifhen Stämme von Tunis gegen 
die europäifchen Neuerungen des Beys dem Sultan Anlaß geboten, 
jeine Oberherrlichkeit durch eine Intervention zu bethätigen, wenn es 
die europäifchen Mächte, zumal Frankreich, das wegen der Nähe 
Agiers die Zuftände von Tunis befonders überwacht, geftattet haben 
würden, Der Bey mußte feine europätfchen Neuerungen wieder 
zurücknehmen, worauf fi) die infurgirten Stämme nah und nad 
wieder unterwarfen. Die europäifchen Flottenabtheilungen, die fich 
alsbald auf der Rhede von Tunis gefammelt hatten, verließen fie 
erft wieder, als dieß auch das türkiſche Geſchwader that. Serbien 
und jelbjt Montenegro verhielten fi) während des ganzen Jahres 
ruhig. Dagegen fand in den Donaufürftenthümern oder in Rumä— 
nien, wie fich das Land feit feiner Verfchmelzung nennt, eine totale 
Umwälzung ftatt, indem Fürſt Coufa, unzufrieden über die hartnädige 
Dppofition, welche die Bojaren und ihre Partei feiner Regierung 
machten, am 14. Mai durch einen Staatsjtreich die Nationalverſamm⸗ 
lung gewaltſam auflöste und bem Lande ein neues Wahlgeſetz auf brei: 
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Türkei. tefter Grundlage octroyirte, das er durch allgemeine Abſtimmung 


Schweiz. 


fanctioniren ließ. Die Bojaren wagten Feinerlei Widerftand und 
bie Pforte ſowohl als die europäiſchen Großmächte als Geranten 
der Tractate bejtätigten mit einigen Mobdificationen die Maßregeln 
bes Fürften. Ein neues Ruralgefeß, das bie Leibeigenjchaft befeitigt 
und den Bauern Grunbeigenthum verleiht, vervollftändigte die Um— 
wälzung. Erſt bie weitere Entwidelung der Verhältniſſe wirb zeis 
gen, ob dem Fürften Coufa bie innere Berehtigung für feine Schritte 
zur Seite ſtand. 

Ein ganz anderes Bild als diefe fammt und jonders immer 
noch halb barbariſchen Staatsgebilde, die aus dem Leibe der lang— 
fam abfterbenden Pforte emporwachſen, boten die Schweiz, Belgien 
und Holland. Auch fie blieben von den Ereignifjen im Eüden und 
im Norden unberührt und erfreuten fi unter dem Schirm freier 
Verfaſſungen der allfeitigen Entwidelung reicher materieller und in- 
tellectueller Kräfte. Unorbnungen in Genf, two bie gewalthätige Herrich- 
ſucht der radicalen Partei am 22. Aug. einen blutigen Zuſammen— 
ftoß mit der Gegenpartei der Independenten herbeiführte, wurde von 
ber Bundesautorität jofort energijch entgegen getreten. Schon am 
folgenden Tage rüdten Waabtländer in die Stabt und diefelbe blieb 
bis zu Ende des Jahrs von eidgenöffiihen Truppen bejeßt. Die 
zwifchen ben Parteien ftreitige Wahl warb vom Bundesrath gegen 
die Anforderungen der Radicalen nad) dem wirklichen Ergebniß der 
Abftimmung entſchieden. Um einer Ausgleihung der Parteien ben 
Weg zu ebnen, wurden dagegen bie Urheber der Unruhen vom eidg. 
Geſchwornengerichte freigefprohen. Der Zweck ift indefjen allem 
Anſcheine nach nicht erreicht worden. Die Nachahmung der norb- 
amerikaniſchen Unionsverfaffung, die in Genf verfucht worden ijt, 
bat fi in den Fleinen Berhältniffen der Schweiz jebenfalld nicht 
ebenfo wie in dem großen Borbilde bewährt. Eine Ausgleichung 
ber Parteien jcheint in Genf nod) ziemlid ferne zu ftehen und ber 
durch feine geographiiche Lage wie durch vielfach abnorme innere Zu: 
ftände gefährdete Kanton könnte unter Umftänden der Schweiz jhwere 
Gefahren bereiten, zumal ber Character des Hauptes ber rabicalen 
Partei, James Fazy, der feit bald zwanzig Jahren eine Art Dictatur 
in der Fleinen Republit behauptet, ihr dem gefährliden Nachbar 
gegenüber feinerlei Garantie gewähren kann. — Heftigere Bewegungen 
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rfchitterten Belgien, wo ſich jeit Jahren bie liberale und bie cle— Belgien. 
icale Partei in den Kammern numerifch beinahe die Waage hielten 
mb das liberale Minifterium ſchon feit einiger Zeit fich nur auf eine 
iußerjt geringe Majorität der Repräfentantenfammer jtügte. Der Aus— 
al einer Wahl in Brügge machte felbjt dieſe Majorität unficher 
mb bewog das Minifterium, dem Könige ſeine Entlaſſung anzu— 
ieten. Der König nahm fie erſt nad langem Zögern an und 
müpfte Unterhbandlungen wegen Uebernahme der Geſchäfte mit ber 
atholiſchen Partei an, konnte fid) aber mit dem von ihr vorgelegten 
Programm nicht befreunden. Als er jedoch das Liberale Minifterium 
wieder einfebte und biejes, um fich wenigitens eine kleine Majorität 
zu fichern, den Vorſchlag in der Kammer einbringen ließ, die Zu— 
nahme der Bevölkerung nad) Maßgabe der Verfaſſung ſchon jekt für 
eine Vermehrung der Abgeordnetenzahl anzuerkennen, griff die Fatho: 
lifche Partei zu dem verzweifelten Mittel, fih in Maſſe ben Ber: 
bandlungen der Kammer zu entziehen, wodurch dieſelbe nicht mehr 
beichlußfähig wurde und die Regierung zu einer Auflöfung und all 
gemeinen Neuwahlen fchreiten mußte. Diejelben fielen gegen die 
katholiſche Partei aus, die nicht nur nicht die Majorität errang, ſon— 
dern an Zahl überhaupt Einbußen erlitt, fo daß das liberale Mint: 
jterium ſich neuerdings auf eine unzweifelhafte liberale Majorität in 
beiden Kammern zu ftüßen vermag und alles wieber fo ziemlich ins 
alte Geleiſe zurüdgefehrt ift. — In Holland befeftigte ſich das libe- Holland; 
vale Minifterium Thorbede zujehends und mit dem Meinifterium 
gelangte auch eine Tiberale Entwidelung der Berfaflungsverhältniffe 
und der innern Zuftände überhaupt mehr und mehr zur Geltung. Ein 
für Holland überaus wichtiger und folgenreiher Echritt auf dieſer 
Bahn war es, daß beide Kammern der von der Regierung vorge— 
ſchlagenen Mafregel, nad) welcher in Zufunft das geſammte indiſche 
Eoflonialbudget der Prüfung und Beſchlußfaſſung der Vertretung des 
Landes unterftellt werben fol, während bieß bisher ein ausjchlich- 
lihes Recht der Krone gewejen war, zujtimmten und ber König 
dem Beſchluß ohne Widerſtand feine Zuftimmung ertheilte, 

Pie Schon angedeutet wurde, blieb Rußland den reigniffenRusland. 
in Mitteleuropa ziemlid fremd und benüßte die Zeit, da das öffent: 
liche Intereſſe von anderen Berhältniffen vorzugsweife in Anſpruch 
genommen war, um bie polnifche Frage ungehindert in feinem Einne 
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Rußland. erledigen. Die Infurrection, die es während ihres ganzen Ver— 


laufs zu feinem einzigen äußeren Erfolge von irgend wwefentlicher 
Bedeutung gebracht hat, war im Grunde ſchon zu Ende des Jahres 
1863 gebrodyen und nur in einzelnen Gegenden hielten ſich noch 
einzelne Banden meijt in den Wäldern. Ein geichlofjenes militä- 
riſch-polizeiliches Syftem, das der Oeneraljtatthalter Graf Berg über 
das ganze Land hin organifirte, machte auch diejen bald ein Ende. 
Im Februar fah fi die geheime Nationalregierung genöthigt, ihre 
Thätigkeit einzujchränten und nad) und nad ganz einzuftellen. Eine 
Anzahl ihrer Mitglieder fielen den Rufen in bie Hände und wurben 
zu Anfang Auguft theils in Warſchau gehängt, theils nad Sibirien 
deportirt. Selbſt in Warſchau begannen allmälig wieder die frühe 
ren Zuſtände zurüdzufehren. Die Geiftlichleit mehrerer Diöcejen, 
der Adel mehrerer Provinzen hielten e8 nunmehr an ber Zeit, fich 
dem Throne des Kaijers wieder mit Loyalitätsadreflen zu nähern 
und von ber Regierung nah Kräften unterftüßt, fand das Beijpiel 
in jteigendem Maße Nahahmung. Die Inſurrection hat in Wahr: 
heit nur Trümmer berjenigen VBollselemente, die fi ihr angeſchloſſen, 
des mittleren und niederen Adels und der bürgerlichen Bevölkerung 
der Städte, zurüdgelajien. Der Adel verlor viele der Geinigen 
auf dem Kampfplabe, viele Andere hatten das Land verlajjen müflen, 
um das bittere und Farge Brod ber Verbannung zu eflen, jelbjt von 
ben Zurüdgebliebenen war ein großer Theil von Haus und Hof 
getrieben, der Reſt verarmt oder über und über verſchuldet. Tau— 
fende von Mdelsgütern jtanden zum Verkauf ausgejchrieben, ohne 
Käufer zu finden, jelbjt nicht zu Spottpreijen. Nicht viel beſſer 
war die bürgerliche Bevölkerung der Städte daran, bie in Polen 
überhaupt einen viel geringeren Bruchtheil bes Volkes bildet, als in 
den unendlich mehr entwidelten Ländern bes weſtlichen Europa. Auch 
fie war durch die vielen Fleinen Kämpfe mehr als decimirt worden, 
Handel und Berkehr jtanden faft jtill, viele Kleinere Städie waren 
halb verwüftet. Was die Infurrection mit Bleigewit zu Boden 
drüden mußte und zu Boden gebrüdt hat, lag in ber Thatſache, daß 
die Bauern, die große Mehrheit des polniſchen Volkes ſich von ihr 
gänzlich fern hielt und nirgends einen audh nur nennenswerthen 
Antheil an ihr genommen hat. Damit war es eigentlih jchon ge- 
geben, daß die rufjiiche Negierung mit ihrer Pacification des Landes 
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bier anknüpfen mußte, zumal gerade dieje Verhältniffe ihr nicht nurRußland. 


die Mittel boten, die Bauern definitiv an ihr Intereſſe zu fnüpfen, 
jondern auch die Mittel, ihren eigentlichen Gegner, den zahlreichen 
Adel vollends niederzubeugen oder, wo e8 nicht der Fall war, ihn 
wenigſtens wejentlih von fih abhängig zu madhen. Am 2. März 
bob ein faijerl. Ulas aud in Polen die Leibeigenihaft völlig auf 
und organifirte die Bauern in ziemlich jelbjtändige, vom Grundabel 
durchaus unabhängige Gemeinden. Die Entfhädigung des Adels 
wurde fo nmormirt, daß das bisherige Eigenthum besjelben that- 
ſächlich auf höchſtens die Hälfte herabgejeßt ward und ba bie Ent: 
Ihädigung nicht directe, ſondern durch Vermittlung des Staates er- 
folgen joll, fo geräth der Adel nothwendig daburd finanziell in 
Abhängigkeit von der Regierung. Da ferner die fatholiiche Kirche und 
namentlih die Klöfter der Inſurrection theils einen jehr wejentlichen 
Vorſchub geleijtet, theils wenigftens diefelbe unter ihre Fittige genom— 
men bat, jo trafen aud fie die Maßregeln, welche die ruſſiſche Re: 
gierung zur Pacification des Landes für nothwendig erachtete. Am 
5. Nov. verfügte ein Faijerlicher Ukas die Unterdrückung der großen 
Mehrzahl der polniihen Klöfter und die Einziehung ihrer Güter 
und am 28. besjelben Monats wurde die bis dahin geheimgehaltene 
Maßregel zu gleicher Zeit im ganzen Lande durchgeführt. Das 
Klojtergut ſoll theilweije zur Verbeſſerung der vielfach kümmerlichen 
Lage der niedern Geijtlichteit verwendet werben und es hat allen 
Anjchein, als ob die Auseinanderjegung zwiichen Adel und Bauern 
im weiteren Berlauf dazu wird benüßt werden können, ben niederen 
Klerus größtentheils auf Staatsbejoldung zu ſetzen und dadurch von 
der Regierung viel abhängiger als bisher zu machen. Die ganze 
obere Berwaltung des Königreichs wurde zu gleicher Zeit wieder wie 
früher in die Hände von gebornen Rufjen, meift ruſſiſcher Generale 
gelegt und die Menge ber niederen Beamteten polniſcher Nationalität, 
die der Inſurrection allen möglichen Vorſchub geleijtet, in großarti— 
gem Umfange purifizirt. Das nationalsuffiihe Clement wurde 
überhaupt dem polnijchen als vollfommen gleichberechtigt an die Seite 
geftellt und die weitere Entwidelung dieſes Momentes der Zufunft 
überlaffen. Die Kraft der Nation als folder iſt gebrodhen und 
Rußland hat allem Anſchein nad nicht fobald, wenn überhaupt 
je wieder, eine gewaltjame Negung berjelben zu fürdten. Ihr 


396 


Ueberſicht der Ereignife des Yahres 1864. 


Nuffand,Hanptaugenmerf kann und wird fortan nidyt bavanf gerichtet Fein, 


das polnische Element im Schach zu halten, ſondern basjelbe. für 
das Geſammtreich zu veriwerthen. Bisher war es für Rußland um: 
zweifelhaft ein Element der Schwäche, fortan wird es für basjelbe 
vielleicht mehr und mehr ein Element ber Kraft werben, wenn bie 
Regierung wenigjtens auf dem betretenen Wege nicht minder ein 
fihtig als energifch vorgeht. Noch trauriger als im eigentlihen Polen 
geftalteten fich die Zuftände in Kiew, Podolien und der Ukräne, ſowie 
in den ehemals litthauifchen Provinzen, wo ber polniſche Adel von 
Anfang an einer überwiegend weder national-polniſchen noch kirchlich— 
Fatholifhen Landbevölferung gegenüberftand und die Inſurrection 
darum noch weniger als im Königreich) Wurzel zu fallen vermochte. 
In Podolien und der Ukräne wurde fie faft nur zur Gelegenheit, 
den Adel, der mafjenhaft in die Gefängniffe geworfen oder geradezu 
nad) Sibirien und ins Innere des Reichs deportirt ward, dem Ruin 
entgegen zu führen. Nod weiter ging General Murawiew, dem die 
ruffiihe Regierung die Verwaltung der litthauifchen Gouvernements 
andvertraute. Murawiew ging geradezu und eingeftandener Maßen 
darauf aus, in feinem Bereich das polnische Element völlig auszu— 
rotten und das rufjiihe zum alleinherrichenden zu machen. Hier 
wurde gegen den Adel ein fürmliches Vernichtungsſyſtem ins Werk 
gefeßt, die polnische Sprache verpönt und die ruffifche unter ſchweren 
Strafen für die ausſchließlich officielle erklärt, der Fath. Kirche alle 
erdenklihen Hemmniſſe entgegengejeßt und dagegen aus ber polnifchen 
Beute griechiſche Kirchen gebaut und ruſſiſche Schulen gegründet, ja 
jelbjt planmäßig eine Berpflanzung ber polniſchen Elemente ins 
Innere Rußlands und deren Erſetzung duch rufjiidhe Einwanderung 
angebahnt. Litthauen ift, wenn nicht alles trügt, Rußland jedenfalls 
für alle Zukunft gefihert. Um das nationale Element in Bolen 
und allen feinen früheren Dependenzen, jo weit beide jet Rußland 
gehören, vollfommen zu bewältigen, wird es freilich noch jahrelanger 
Arbeit für Rußland bebürfen; aber ſchon was es bis jet erreicht 
hat, ift für Rußland ein Moment von- ber enticheidenditen Bedeu: 
tung und das Jahr 1864 wäre fir dasſelbe dadurch allein chen 
hinreichend bezeichnet. Allein es brachte ihm noch einen andern 
Erfolg, der faſt nicht geringer anzujchlagen it. Am 2. Juni Eonnte 
ber Großfürft Michael endlich dem Kaifer die Meldung zufommen 


Ueberſicht der Erriguiffe des Iahres 1864. 397 
Iaffen, daß der Kaukaſus feinem Scepter vollftändig unterworfen ſeiRußland. 
und baß in bemjelben „Fein einziger unabhängiger Volksftamm mehr 
eriftire”. Rußland hat nah Kämpfen, die nit nad) Jahren, fon: 
dern bereits nad Jahrzehenten zählen, biefe freien Bergvölfer alle 
beziwungen, aufgerieben ober aus ihrer Heimath verdrängt. Die 
gersaltige Bergfeſte ijt definitiv in jeinen Händen und der Plan 
gegen bie Türkei wie gegen Perſien geebnet. Auch in Mittelafien 
gelang es Rußland um die Mitte des Jahres feine militärijche 
Stellung beiler als bisher zu fichern und jeine Vorpoften gegen 
Khokand um ein erflekliches Stück weiter vorzuſchieben. Erfreulicher 
als dieſe Ereignifje ift ein Blick auf die Geftaltung der inneren 
Zuftände des ungeheuren Reihe. Mit ebenſo richtiger Cinficht 
als mit einem entichloffenen Willen, der fih durch die Ber 
ihränftheit und Engherzigkeit fälſchlich ſogenannter conjervativer 
Intereſſen nicht beirren läßt, jchreitet der SKaifer auf dem betretenen 
Wege fort, die feit Jahrhunderten gebundenen Volkskräfte allmälig 
zu entfefleln und jo im Innern für die Zukunft des rufjiichen Reichs 
Eroberungen zu machen, die nicht nur jchöner, jondern auch unend⸗ 
lich größer und dauerhafter jein werben, als alles, was jein Vater 
berfuchht hat, um Europa zu blenden und mit einem Schein von 
Macht, der die reale Unterlage oft gänzlich fehlte, auf Europa zu 
brüden. Der Emancipation der Leibeigenen folgte zu Anfang bes 
Jahres 1864 die Einführung von Kreis: und Provinzialvertretungen 
in ganz Rußland mit beſchränkten aber Hinreihenden Befugnifjen, 
um die Bevölkerung allmälig zur Theilnahme an der Verwaltung 
ihrer eigenen nächſten Intereſſen zu erziehen. Es ijt natürlich, daß 
die Phantafie der öffentlichen Meinung alsbald auch von einer all 
gemeinen Landesvertretung ſprach, und zumal der Adel in einer Er: 
mweiterung feines Einfluffes auf diefem Gebiete eine Art Entſchädigung 
für die von ihm nad einer andern Seite hin gebrachten ſchweren 
Dpfer zu finden wähnte. Die Regierung benft nicht daran und 
wer eine Entwidelung der politiichen Verhältniffe und freiheitlicher 
Inftitutionen überhaupt nur auf realer Grundlage anjtrebt, wird ihr 
darin nur beftimmen können. Naturgemäß wird und muß es nod) 
lange dauern, bis Rußland in irgend weldher Form in die Reihe 
der conftitutionellen Staaten eintreten kann. Alles hängt davon ab, 
daß es auf dem betretenen Wege allmälig aber ficher vorſchreite, ohne 
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Neberftürzung, aber auch ohne Eindifche Furt ver eingebildeten Ge— 
fahren und ohne daß, was am meijten zu fürdhten, die Negierung 
in Bequemlichkeit und Trägheit zurüdfinfe und jedem weiteren 
Fortſchritt, nur weil er fie darin ftört, entgegentrete, 

Bedeutungsvoller Then für die nächte Zukunft entwidelte ſich 
bie deutſch-däniſche Angelegenheit, weil aus ihrem Abſchluß thatläch- 
lich die deutiche Frage felbjt in eine neue Phafe eintrat. Am 1. Aug. 
wurden zu Wien die Präliminarien und am 30. Det. ebendajelbit 
der definitive Frieden zwiſchen Defterreich-Preußen und Dänemark 
abgejchloffen. Holftein, Yauenburg und ganz Schleswig gingen durch 
denjelben für Dänemark verloren und wurden endgültig für Deutſch— 
land erworben. Aber wie Defterreih und Preußen für den Krieg 
mit Dänemark den beutichen Bund bei Eeite gefchoben hatten, ſo 
Ichloffen fie num auch, ohne weder einen Vertreter des deutjchen Bundes 
noch einen ſolchen der Herzogthümer zuzuziehen, ihren Frieden mit 
Dänemark, das durch denjelben die Herzogthümer zu freier Berfügung 
an Dejterreih und Preußen abtrat, Beide waren bei Beginn tes 
Krieges von der Anſchauung ausgegangen, daß König Chriftian von 
Dänemark der rechtmäßige Souverän ber Herzogthümer ſei, hatten 
fih dann im Verlauf der Londener Conferenz der deutichenationalen 
Anſchauung angejchloffen oder wenigftens anzufchließen geſchienen und 
Tchrten jett wieder zu ihrem urjprünglichen Ausgangspunfte zurüd. 
Es entſprach dieß namentli den geheimen Abfichten Preußens. 
Preußen war entſchloſſen, in dieſen für feine Weltjtellung jo über: 
aus günftig gelegenen Landen feinen neuen Mittelftaat aufkommen 
zu laſſen, ſondern fie entweder. für ſich jelbft zu erwerben ober fich 
wenigftens für immer barin fejtzufeßen und hieran fi) weder von 
Defterreih nod; vom deutſchen Bunde noch von den Bevölkerungen 
dev Herzogthümer beirren zu laffen. Die Gelegenheit ſchien günftig. 
Der deutihe Bund. hatte, obwohl die Nation mit jeltener Einmüthig- 
feit bereit war, zu ihm zu ftehen, eine Schwäche, eine Rath: und 
Ihatlofigfeit an den Tag gelegt, der alles übetraf, was man hätte 
erivarten können und Preußen war beveit, nad dieſer Seite vor 
feinem Hinderniß zurüdzufchredfen. Mit Defterreich hoffte es fih in 
irgend welder Weife zu verftändigen und auseinander zu fegen und 
glaubte ſich diefer Hoffnung um fo eher hingeben zu dürfen, ale 
Defterreih wenigftens bisher faſt willenlos der preußiſchen Führung 
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ih Bingegeben und Schritt für Echritt jo weit mitgegangen war, Preufent 
daß eine Umkehr immer fchwieriger, nachgerade faft unmöglich ge: 
werben ſchien. Den Herzogthümern enblid hatte Preußen durch den 
Frieden mit Dänemark fo ſchwere materielle Laften aufladen helfen, 
daß die Errichtung eines jelbftändigen fchleswig-holfteinifchen Staates 
weſentlich erſchwert jchien, zumal Preußen in der Page war, biefe 
Yalten bis zu Erledigung der Frage noch erklecklich zu erjchweren. 
Auf eine Unterftükung von Seite des Landtags konnte die preuf. 
Regierung in ihren Plänen von Anfang an freilich nicht rechnen, war 
vo ihre ganze Politit gegen die Tendenzen der Mehrheit des Abg.: 
hauſes, namentlih gegen eine Verftärfung der Oppofition durch die 
Wucht der deutfhen Bewegung gerichtet. Aber die preußiſche Re: 
zierung erfannte darin nur eine Schwierigkeit, Feineswegs ein Hin: 
derniß für die von ihr beichloffene Politif, Da das Abg. Haus im 
Laufe des Januars bei Berathung des Etats für 1864 wiederum 
wie in dem vergegangenen Jahren bie Bewilligung ber Armeeorga— 
nifationsteften mit 280 gegen 35 Stimmen und ebenfo die ihm von 
der Regierung vorgelegte Militärnovelle mit 268 gegen 34 tim: 
men ablehnte, das Herrenhaus aber wiederum auf Eeite der Regie: 
rung trat, jo fuhr die leßtere einfach fort, auch ohne Budget meiter 
u regieren. Ebenſo wenig ließ fie fi) dadurch behindern, daß das 
Abgeordnetenhaus die von ihr für die Koften der Bundeserecution in 
Holftern und bie weitere Führung der ſchleswig-holſtein'ſchen Frage 
geforderte Anleihe von 12. Mill. Thlen. mit 275 gegen 51 Stim— 
men ablehnte und zugleich mit 145 gegen 105 Stimmen er: 
fürte, daß es der von der Regierung in der jchleswig-hol: 
ſteiniſchen Frage verfolgten Politik als einer bundeswidrigen und 
anfinationalen „mit allen ihın zu Gebote ftehenden gejetlichen Mitteln 
„entgegentreten werde”. Hr. v. Bismark hatte ganz unbefangen jchon 
vorher erffärt, daß die Regierung in diefem Falle „diejentgen Mittel, 
die fie notwendig bedürfe, nehmen werde, wo fie fie bekomme“. 
Am 25. Januar wurde der Landtag geſchloſſen und in der Schluß— 
rede vom Minifterpräfidenten erklärt, daß „die Regierung einftweilen 
‚auf die Hoffnung einer Verftändigung mit der Landesvertretung ver 
zichte, inzwiſchen aber mit ganzer Kraft und in voller Ausübung 
„der königlichen Rechte fir die Erhaltung des Staats und für das 
„Wohl und die Ehre Preußens einftehe und überbie an ber Ueber: 
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Preufen.zeugung fefthalte, daß fie hiebei in der patriotiſchen Gefinnung bes 
Landes eine ausreichende und mwachjende Unterftüßung finden werde‘, 
Die Beifeitefhiebung des Bundes für die Action in Schleswig 

und die Thatjache, daß es den vereinigten Anftrengungen der beiden 
Großmächte mit Hülfe Medlenburgs, das von Anfang an auf ihre 
Seite getreten war, mit Hülfe Hannovers und Kurheſſens, die eine 
mehr als zweideutige Nolle jpielten und durch den Drud, den fie 
auf eine Anzahl Kleinftaaten und auf die fogenannten freien Städte 
ausübten, gelang, den Bund überhaupt vollkommen lahm zu legen 
und die Mitteljtaaten, die ohnehin nicht allzu einig waren, an ber 
Gewinnung einer compacten Majorität zu verhindern, zeichnet indeß 
die Stellung der beiden Großmächte, namentlih Preußens zu den 
übrigen deutſchen Staaten nicht ausreichend. Preußen ſchien es fich 
vielmehr zur Aufgabe gemacht zu haben, den Bund wie bie einzelnen 
Staaten besjelben nicht bloß in ihrer ganzen Machtlofigfeit gegenüber 
den beiden vereinigten Großmächten hinzuftellen, fondern fie auch in 
jeder Weiſe zu demüthigen, joweit fie jeiner Action irgendwie unbe 
quem waren, Namentli war dieß mit der Bundesverwaltung Der 
Fall, unter welche Holjtein durch die Crecution gegen Dänemark 
gejtellt worden war. Die von den Dundescommiflären ber Bevöl— 
ferung Holjteins gewährte und von biefer mit jo viel Nachdruck be- 
nützte Freiheit, fih für den Herzog Frievrih von Augujtenburg als 
für ihren legitimen Lanbesherrn und bamit für bie volljtändige 
Trennung von Dänemark und ihre Conftituirung als eines felbjtän- 
digen deutſchen Bundesjtaats auszufprehen, lief den momentanen 
wie den eventuellen Plänen Preußens bezüglich der Herzogthümer 
ganz und gar zuwider. Noch bevor daher die preuß. und öfterr. 
Truppen gegen Schleswig vorrüdten, richtete MWrangel ſchon am 
19. Januar an den ſächſiſchen Bundesgeneral Hale in Holftein bas 
Anfinnen, fih ohne weiteres unter feinen Dberbefehl zu ftellen. Das 
unter ben damaligen Umſtänden freilich geradezu naive Anfinnen 
wurde abgelehnt. Zwei Tage darauf rüdten die Allitrten in Holftein 
ein, ohne zuvor weder die Regierungen von Hamburg, Lübeck und 
Divdenburg nod die Bundesbehörden in Holſtein davon verftändigt 
zu haben. Am 3. Febr. verfuhte Wrangel fih der Telegraphen: 
ftationen in Rendsburg und längs der Heerftraße durch Holſtein 
freilich ohne Erfolg gewaltiam zu bemädtigen. Am 9. Febr. er: 
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Härte Wrangel dem Bundesgeneral, daß es „für die Sicherheit und Preußen, 
Freiheit der Kriegsoperationen für ihn zur zwingenden Nothwendigkeit 
geworben fei, die holſteiniſchen Städte Altona, Kiel und Neumünfter 
zu befegen,” und als der Bundesgeneral feine Einwilligung bazu 
verjagte, rüdien bie Preußen dennoch ein und bejegten jene Städte 
neben den Bunbestruppen. Sachſen machte Miene, fih dieß nicht 
ohne weiteres gefallen zu laffen und den Bund zu Hülfe rufen zu 
wollen; allein die Drohung, ein Armeecorps in ber Lauſitz aufzu- 
ftelen und die Sendung des preußijchen Generald dv. Manteuffel 
nah Dresden braten Sachſen ’alsbald zur Ruhe. Später fuchte 
Preußen das Verhältniß zu Holjtein zu reguliren, indem es mit 
Defterreih am Bunde darauf antrug, bie Bundestruppen in Holftein 
fürmlih unter Wrangel zu jtellen und ben beiden Bunbescommifjären 
jwei weitere von Preußen und Dejterreich zu ernennende beizugeben. 
Vie beiden Großmächte hätten dadurch factiſch auch Holftein unter 
ihre Obhut gebracht, vermochten aber eben darum nicht, eine Mehrheit 
am Bunde dafür zu erzielen. Ihre Stellung in Schleswig befejtigte 
ih indeß im Yortgang der Ereigniffe fo jehr, daß der Prinz Friedrich 
Karl, der an Wrangels Stelle den Oberbefehl übernommen hatte, 
dem Bundesgeneral Hake am 21. Juli einfach anzeigte, daß „er ben 
Befehl habe, fih zum Herrn von Nendsburg zu machen. Da ber 
Dundesgeneral augenblidlih nur über einige hundert Mann in 
Rendsburg verfügte, während 6000 Preußen ſchon vor ber Stadt 
landen, blieb ihm nichts anderes übrig, ald unter Proteft die Stabt 
in aller Eile zu räumen, worauf die Preußen einrüdten und bie 
Stadt befeßten. Die Bundesverfammlung nahm auch dieß hin, indem 
ie ih begnügte, die Angelegenheit den Ausihüffen zu überweifen; 
Sachſen fühlte fi) bereits nicht mehr in der Lage, auch nur einen 
Antrag zu jtellen. 

Eine noch größere Demüthigung erlitten die Mitteljtaaten um Deutfä 
dieſelbe Zeit in der Frage des Zollvereind und des franz. Handels: 
vertrags, eine Demüthigung, die zudem nicht bloß die Mitteljtanten 
in ihrem Verhältnig zu Preußen betraf, fondern aud dag momentan 
mit Preußen verbündete Oeſterreich ſehr empfindlich berührte. Als 
Preußen i. J. 1862 im Namen des Zollvereind den Hanbelsvertrag 
mit Frankpeich abſchloß, ging es babei von zwei Teitenden Geſichts⸗ 
punkten aus, einmal davon, den Zollverein, deſſen Induſtrie hinreichend 
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erſtarkt fchien, einen entjchiedenen Schritt weiter auf der Bahn Ds 
Freihandelsſyſtemes zu leiten und ihm dadurch die Märkte nicht nur 
Frankreichs jondern des gefammten Weſtens, der feine —*2* 
und Handelspolitik auf dieſes Syſtem geſtellt hatte, zu öffnen un‘ 
dann davon, Defterreih, das unmöglich jo weit folgen konnte, ver 
der wirthichaftlihen Entwidelung Deutſchlands vollfommen ausge 
ſchließen und es im Gegenfate gegen ben Vertrag, der Preußen i. J 
1853 von den Mittelftaaten zu Gunſten Oeſterreichs aufgezwungen 
worden war, durch den Art. 31. des Vertrags mit Frankreich wieder 
in die Stellung aller andern Staaten gegenüber dem Zollverein 
berabzubrüden. Oeſterreich erfannte die Gefahr, die ihm von diefem 
Vertrag mit Frankreich wirthichaftlih und politifch drohte, fofort und 
machte, nur um bie Mitteljtaaten vor einer Zujtimmung zu dem franz. 
Handelsvertrage abzuhalten und die weitere Entwidelung des Zoll 
vereins auf der Grundlage des Freihandelsipftems zu hemmen, obne 
Zögern den Vorſchlag, ſich dem Zollverein im Weſentlichen ganz 
anzufchliegen und namentli den ganzen bisherigen Tarif des 
Zollvereindg anzunehmen. Die Umftände waren damals ben Be 
jtrebungen bes öfterr. Cabinet befonders günſtig. Zwiſchen Preußen 
und den Regierungen der Mittelftaaten war in Folge der Note des 
Grafen Bernftorff an Sachſen, welche offen die Umwandlung bes 
bejtehenden Staatenbundes in einen Bundesftaat, natürlich unter 
Führung Preußens, wenn dieß auch nicht ausgejprocdhen wurde, befür- 
wortete, und in Folge der darauf an Preußen gerichteten identifchen 
Noten Defterreihs und der Mittelftaaten eine ziemlich heftige 
Spannung eingetreten. Die Regierungen der Mittelftaaten ſchloſſen 
ih) enger an Defterreih an, um Schuß zu finden gegen jene prew 
ßiſchen Gelüfte und waren geneigt, auch in der Zollvereinsfrage 
Oeſterreichs Abfichten zu unterjtügen, um biejes nicht mehr und mehr 
aus Deutfchland herausdrängen und Preußens überwiegenden Einfluß 
im übrigen Deutfchland durch das Mittel des Zollvereins nicht noch 
fejter als bisher fich begründen zu laffen. Wirklich verfagten Bayern, 
Württemberg, Hannover, Heflen:Darmftadt, Kurheſſen und Nafjau 
bem franz. Handelsvertrag nach einigem Befinnen ihre Zuftimmung. 
Indeß war e8 von Anfang an zweifelhaft, ob fie im Stande jein 
würden, ihren MWiderftand endgültig durchzuſetzen. Obgleich ber 
Hanbdelsvertrag, wie er von Preußen mit Frankreich abgejchlofien 
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worben war, in mehr als einer Beziehung - Frankreich entichieden Deutfh- 


günftiger zu fein ſchien als Deutichland, fo ſprach ſich doch die Mehr: 
beit der zunächſt Betheiligten, der Induftriellen, enſchieden für ben- 
felben aus und die Regierungen der Mittelftanten hatten daher in 
ihrer Oppofition gegen ihn und in ihrer Hinneigung zu einer wirth: 
ſchaftlichen Begünftigung Defterreihs die Bevölkerungen offenbar zum 
größeren Theile nicht hinter fih. Die Regierung von Sachſen hatte 
ſich ſogar im Einverftändniß mit ihrem Landtage und mit ber öffent: 
lihen Meinung bes Landes von Anfang für den franz. Handels: 
vertrag ausgefprochen, fi dem Schritte der übrigen Mitteljtaaten 
nicht angefchloffen und fich ſchließlich während des weiteren 
Verlaufs der Krifis wie Baden in eine neutrale Stellung zurück— 
gezogen. Nur in Bayern, dem der Verkehr mit Defterreich um feiner 
Lage willen in der That näher lag als der mit Frankreich und wo 
die Abneigung gegen Preußen und eine irgendwie geftaltete Präpon— 
deranz Preußen allgemeiner ift und tiefer wurzelt als anderswo, 
 tonnte fi die Regierung auf die Majorität des Volkes ftüßen, in 
Württemberg waren bie Anfichten ſchon fehr getheilt; in allen übrigen 
Mitteljtanten hatten fich die Regierungen von Anfang an in ihrem 
Widerftand gegen den Hanbelsvertrag und in ihren Zettelungen mit 
Defterreich geradezu in entfchiedenen Widerftreit mit ihren Bevölkerungen, 
tbeilweife auch mit den ausdbrüdlichen Wünſchen und Begehren ihrer 
Landtage gefebt. Ihre Stellung zu der ganzen Frage war baher 
vielfach nicht bloß eine unfichere, fondern auch eine unklare. Daß 
von einem Eingehen auf den urjprünglihen Antrag Oeſterreichs im 
Ernfte nicht die Rede fein Fönne, trat bald genug zu Tage und es 
fonnte fih nur noch darum handeln, durch welche Eonceffionen an 
das Freihandelsſyſtem Defterreih möglicher Weife den Zollverein 
bewegen könne, auf den Handelsvertrag mit Frankreich zu verzichten 
oder ihn nad feinen Wünfchen zu mobificiren und den Februar: 
vertrag mit Defterreich zu erneuern und weiter auszubilden. Allein 
Defterreih war offenbar noch nicht entfchloffen, wie weit es in jener 
Richtung gehen wolle, gehen müſſe und in Folge davon waren auch 
die Mittelftaaten nicht in der Lage, dem mehrfah an fie gerichteten, 
in der That nur billigen Verlangen, ihre Anträge auf Mobdification 
des franz. Handelsvertrags genau zu präcifiren, zu entjpredhe; eine 
Sprengung des Zollvereins aber, um ftatt deſſen mit Defterreich auf 
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Grundlage des Schutzzollſyſtems eine engere Verbindung einzugehen, 
mußte von ihnen als eine baare Unmöglichkeit erachtet werden. So 
waren die Mittelſtaaten vielfach in einer Stellung, daß man faſt 
nicht umhin konnte, anzunehmen, fie wüßten im Grunde nicht, was 
ſie wollten oder wagten es nicht, damit hervorzutreten, wenn ſie es 
wüßten. Preußen dagegen wußte genau, was es wollte, und ſtand 
auch keinen Augenblick an, jedes Mitiel zu ergreifen, das zu ſeinem 
Zwecke führen mochte. Sobald daher die Mittelſtaaten die Ablehnung 
des franz. Handelsvertrags ausgeſprochen hatten, antwortete es mit 
der eventuellen Kündigung des Zollvereins, obgleich die Nachtheile, 
die aus dem wirklichen Eintritt der angedrohten Eventualität 
eintreten mußte, für Preußen ſicherlich nicht geringer geweſen 
wären als für jeden anderen ber Zollvereinsſtaaten. Die Sonder: 
eonferenzen der Mittelftanten in Münden, um ſich unter ſich und 
mit Oeſterreich zu verjtändigen und mit Preußen über eine Ber- 
mittlung zu unterhandeln, führten unter diefen Umftänden zu feinem 
Refultate, jo wenig als die directen Verhandlungen zwijchen Defterreich 
und Preußen. Noch zu Anfang bes J. 1864 war nit abzufehn, 
zu welchem Ende die Zollvereinskrifis führen werde. Da trat mit 
dem Wandel des Verhältniffes zwiichen den Mittelftaaten und ben 
beiden Großmächten in ber ſchleswig-holſteiniſchen Frage auch eine 
entichiedene Wendung in ber Zollvereinsfrage ein. Dejterreich verlor 
fo zu jagen mit einem Schlage feinen bisherigen Einfluß auf 
die Regierungen der Mitteljtanten und bamit verlor auch der Wider: 
ftand, den die letzteren dem franz. Handelsvertrag weſentlich nicht 
aus wirthichaftlichen, jondern ganz überwiegend aus politifhen Motiven 
entgegen gejeßt hatten, feine Bebeutung. Die Verhandlungen ber 
Mittelftaaten unter fi und mit Defterreidh wurden zwar noch fort= 
gefeßt, aber die Ausficht auf irgend eine Einigung wurde immer 
ſchwächer. Endlich trat Sachſen aus feiner bisherigen, zuwartenden 
Stellung hervor und einigte fi) wiederum im Einverſtändniß mit 
beiden Kammern feines Landtags am 10. Mai mit Preußen definitiv 
auf der Grundlage bes franz. Handelsvertrags, am 3. Juni trat aud) 
Frankfurt bei, am 28, Juni Baden, Kurheſſen, die thüringifchen 
Staaten und Braunfhweig, am 10. Juli folgten ihnen Oldenburg 
und Hannover, das noch zu rechter Zeit wenigftens einen Theil feines 
bisherigen Präcipuums zu retten juchen mußte, am 12. Sept. erklärte 
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Heffen-Darmftadt feinen Beitritt, am 22. desfelben Monats mußten 
ſich Beauftragte Württembergs und Naffau’s in einer Beſprechung 
mit bem *eiter ber. bayerifchen Politik in München überzeugen, 
daß ein längerer Wiberjtand gegen Preußen unmöglich geior« 
ben jei und noch vor Ende des Monats, db. 5. noch vor dem 
Ablauf des von ben anderen Zollvereinsftaaten ihnen gefeßten fatalen 
Termins, hatten aud fie ihren Beitritt in Berlin angezeigt. - Am 30. 
Sept. waren ander Zolleonferenz in Berlin wieder alle Staaten, welche 
bisher den Zollverein gebilbet hatten, durch Bevollmächtigte vertreten. 

Unläugbar war das ein großer Triumph für Preußen auf 
dem Gebiete jeiner deutſchen Politik, um fo mehr, als er nicht bloß 
eine Niederlage feiner mitteljtaatlihen Gegner, jondern auch eine 
folgenjchwere Niederlage Oeſterreichs bezeichnete. Geſchickt hatte 
Preußen bem wiederholten Andrängen Defterreihs, das dabei und 
wohl mit allem Recht an feine nunmehrige fpecielle Allianz mit 
Preußen appellirte, auszuweichen und basfelbe hinzuhalten gewußt, 
bis die ganze Angelegenheit zur vollendeten Thatjache gervorben war, 
Selbſt dann machte Preußen Defterreih auch nicht die mindefte 
Eoncefjion. Es verftändigte fih nah ben mehrfach geäußerten 
Wünſchen der übrigen Zollvereinsitaaten mit Frankreich über einige 
Modificationen des Handelsvertrags, aber ber Art. 31 desjelben, ber 
jebes engere Verhältniß zwijchen dem Zollverein und Defterreih un- 
möglich macht, war nicht darunter. Defterreih mußte either froh 
fein, nur überhaupt einen Handelövertrag mit bem Zollverein ab- 
fließen zu können, um feinen Schubzöllnern gegenüber wenigſtens 
einen Anhaltspunkt für die nun allerdings unausweichlich geworbene 
liberale Reform feines. Zolltarifs zu gewinnen. ‚Preußen aber hatte 
durch Erfahrung erprobt, wie feſt e8 durch die Vorgänge feit Anfang 
des Jahres 1864 Oeſterreich an fich gefettet habe. Denn in Wien 
wie in. Münden wurbe bie Niederlage, die man Preußen gegenüber 
erlitten Hatte, lebhaft genug gefühlt: in beiben jahen fich bie bis- 
berigen Leiter ber auswärtigen Angelegenheiten, bort ber Graf Ned: 
berg, bier. der Frhr. v. Schrenk, veranlagt, ihre Portefeuilles nieber- 
zulegen, 

Ermuthigt durch dieſe Erfolge ging Preußen nunmehr auch 
in ben Herzogthümern entſchiedener vor. Als es im Januar bie 
ganze Angelegenheit gegen Dänemark in feine Hände nahm und feine 
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Freufen. Truppen in Holftein einrüdten, ausgefprochenermaßen nicht um bie 
Herzogthümer von Dänemark Loszureißen, ſondern um fie im Gegen- 
theil Dänemark zu erhalten, fand es in Holjtein natürlicher Weife 
wenig Zuneigung und noch weniger Vertrauen und jelbjt in Echles- 
wig konnte e8 nicht verhindern, daß eine Stadt nad ber andern 
ben Herzog Friedrih als ihren legitimen Lanbesherrn ausrief und 
ihm theilweife durch mafjenhafte Deputationen huldigte. Die Stimmung 
änderte ſich nach und nach gegenüber ben Truppen in Folge ihrer Siege 
über die Dänen, aber das Miftrauen blieb und mit vollen Recht gegen: 
über ber preuß. Regierung und ihrer Ziele bezüglich des zukünftigen Ber: 
hältnifjes der Herzogthümer zu Dänemark. Erſt als die beiden beutjchen 
Großmächte auf der Londoner Konferenz die völlige Lostrennung derſelben 
bon Dänemark und ihre jelbjtändige Eonftituwirung unter dem Herzog 
Friedrich von Auguftenburg beantragten, als Dänemark nicht Tange 
darnach, aus den Herzogthümern und dem jütiſchen Feſtlande über- 
haupt gänzlich verdrängt, um Frieden bat und in ben Wiener Prä- 
liminarien ſich bereit erklärte, auf alle jeine Anſprüche an die Her: 
zogthümer definitiv zu verzichten, verlor diefes Mißtrauen den Boden. 
Aber ſchon war an feine Stelle ein anderes nit minder gegrün- 
betes getreten, Preußen wolle diefe Lande für fich erwerben, während 
fie jelbft überzeugt waren, baß Herzog Friebrid) ihr legitimer Landesherr 
fei, deſſen Erbrechte fie ihre Befreiung von ber däniſchen Herrichaft 
verbankten und bem fie ebenbarum freiwillig als ſolchem gehuldigt 
hatten. Schon in ben erſten Monaten bes Jahres 1864 tauchten 
berartige Gerüchte auf, wurden widerſprochen und verſchwanden, je: 
bo nur um alsbald von neuen wieder aufzutauchen. Preußen war 
bamals noch nicht in der Lage, feite Pläne nach diefer Richtung zu 
bilden: nad ber von ihm jelbit in Verbindung mit Oeſterreich 
verfündeten Politif, nad feinen ben übrigen Unterzeichner bes 
Londoner Vertrags wieberholt gegebenen Zuficherungen war Preußen 
gebunden und mußte auf alle derartigen Pläne verzichten, jobald 
Dänemark Ülug genug war, bie ihn dargebotene Hand zu ergreifen. 
Erft als die Londoner Conferenz zur Gewißheit brachte, daß bie 
Dänen in ihrer Verftodtheit und in trügerifcher Hoffnung auf fremde 
Hülfe Alles an Alles fetten, um Dänenark bis zur Eider oder 
wenigftens bis zur. Linie des Danewerk und ber. Schlei zu behalten 
und lieber auf die Herzogthümer gänzlich, verzichteten,. als ein Schles⸗ 
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wig⸗Holſtein in welcher Form immer zugeftehen wollten; erjt ba trat i in ar 
Preußen der Gedanke, das mwejentlih durch feine Truppen von ben 
Dänen „eroberte Land für fi) zu erwerben, unumwunden an ben 
Tag. Don da an jchwirrten aber aud) Annerionsideen in Preußen fürm- 
lich in der Luft. Dffen und mit einer gewiflen Autorität begegnen 
wir dem Gedanken zuerjt in der ohne allen Zweifel von ber preuß. 
Regierung felbjt veranlaßten Adreffe des Grafen Arnim-Boybenburg 
vom 11. Mai an den König, durch welche die enblihe Losjagung 
Preußens vom Londoner DBertrage motivirt werben jollte, „Wir 
halten — heißt es darin — die Trennung des deutſchen Schleswigs 
und Holjteins von Dänemark und ihre Vereinigung zu einem Ganz 
zen, jei es unter einem eigenen Landesherrn und bem wirkfamen 
Schube eines mächtigen deutſchen Staates, jei es als ein Theil bie 
ſes letztern, für bie einzige Yöjung, welche die Opfer lohnt, bie wir 
gebracht haben“. Borfichtig ließ indeß Preußen die zweite Möglichkeit, die 
weder dem alliirten Dejterreih nody den übrigen Großmächten, deren 
Mißtrauen gegen Preußen ohnehin wach war, conveniren konnte, 
vorerst gänzlich bei Seite und trug faum vierzehn Tage jpäter mit 
Deiterreih darauf an, die Herzogthümer Holjtein und Schleswig, 
wenigjtens das deutſche Schleswig zwar gänzlih von Dänemark zu 
trennen, aber ausbrüdlicy unter dem Erbprinzen von Auguftenburg. 
Die Dünen lehnten jedod den Borichlag unbedingt von der Hand, 
die Londoner Conferenz ging ohne Refultat auseinander, ber Krieg 
wurde wieder aufgenommen und führte, da den Dänen von feiner 
Seite active Unterftügung zu Theil ward, nunmehr bald zu bem 
Ende, daß fie ſich genöthigt jahen, um Frieden zu bitten. Jetzt war 
die Stellung Preußens eine ganz andere. Bon nun an traten feine 
Anfprüce auf die Dberhoheit über die Herzogthümer oder wo mög- 
lich auf die völlige Annerion derſelben immer lauter, immer entjchie: 
bener zu Tage. Seinem eigenen Antrag vom 28. Mai zu Ounften 
bes Nuguftenburgers betrachtete e8 durch die Nichtannahme besjelben 
von Seite der Londoner Conferenz als bahingefallen und als weiter 
durchaus unverbindlid. Zu Förderung feiner eigenen Pläne wurben 
dagegen am 1. Aug. die Friedenspräliminarien und am 30. Oct. 
ber endliche Friede mit Dänemark ohne Zuzug weber eines Ber: 
treters des deutſchen Bundes noch eines folden der Herzogthümer 
abgeichlofien, Dazu mußte Dänemark in ebendenjelben alle feine „Rechte“ 
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Deutfö- auf die Herzogthümer am Preußen und Oeſterreich abtreten, dazu 


wurde auf die Herzogthümer eine jo enorme Schuldenlaſt gewälzt, 
bazu das Erbrecht des Auguftenburgers in jeder Weife bezweifelt 
und dagegen bie Erbanſprüche des Großherzogs von Oldenburg her- 
vorgehoben, ja zuleßt fogar eigene hohenzollernſche Erbrechte zu Tage 
gefördert. In den Herzogthümern felbjt wurden Zeitungen gegrün= 
bet, um bie preußiichen Anſprüche zu verfechten, Flugſchriften und 
Slugblätter in Maſſe verbreitet, und alles gethan, um eine fürmliche 
Partei zu Unterftüßung der preußiihen Anfprüde zu organifiren. 
Der Erfolg entſprach indeß vorerft den Hoffnungen Preußens nur 
wenig. Bloß in Lauenburg ließ fich ber feubale Yandtag des kleinen 
Ländchens, derfelbe Landtag, der zu Ende des %. 1863 den König 
Ehriftian von Dänemark als Landesherrn anerkannt hatte und das 
feither weber befreit noch erobert worden, fondern einfach bei Seite 
geblieben war, dazu herbei „den Wunſch auszufprehen, daß das 
Herzogthum in Perfonalunion und mit Beibehaltung feiner bisheri- 
gen Berfaffung mit Preußen vereinigt werben möge”. Schon weniger 
Neigung fand Preußen in Echleswig; doch gelang es ihm immerhin, 
einige nicht gering zu ſchätzende Demonftrationen zu feinen Gunjten 
bervorzurufen, zumal das Land militäriih und civil bereit® von 
Preußen regiert ward. Am wenigſten fchien es in Holftein Fuß 
faffen zu können, wo eine zahlveihe Verfammlung von Delegirten 
der Über das ganze Land ausgebreiteten Schleswig-Holfteinvereine 
am 25. Juli, allerdings nur mit der geringen Mehrheit von 102 
gegen 98 Stimmen, den Antrag auf diplomatifhen, militärischen 
und maritimen Anjhluß an Preußen verwarf und ben Entjcheib 
darüber dem Herzog Friedrich in Verbindung mit der Landesver— 
tretung als allein hiezu competent zu überlaffen beſchloß. Etwas 
fpäter, am 8. Aug., erflärte fi) zwar das Corps ber fhleswig-holfteini- 
fchen Prälaten- und Ritterſchaft mit großer Mehrheit für den von ber 
Delegirtenverfammlung vorerft abgelehnten diplomatischen, militärischen 
und maritimen Anſchluß an Preußen; allein biefe einft hochgeachtete 
Körperfchaft Hatte in neuerer Zeit durch bie Schulb gerade ihrer 
bervorragendften Mitglieder ihr Anfehen im Lande felbft größten: 
theils eingebüßt und ein am 24. Aug. von faft allen Städten und 
Tleden des Landes beſchickter Stäbtetag in Neumünfter ſprach ſich 
fofort gegen den Beſchluß aus und beſchränkte den gewünſchten An: 
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ſchluß an Deutſchland und „infoweit das Intereſſe Deutſchlands esDruf®- 
erfordere“ an Preußen darauf, daß er „die Selbftändigkeit nicht auf: 
heben dürfe”. Eo kam Preußen in der Berfolgung feiner weiteren 
Plane nicht recht von ber Stelle. 

Was ihm hauptfählih im Wege zu ftehen fchien, war bie 
fortwährende Anwelenheit der Bundestruppen und Bundesconmiffäre 
in Holftein, die Preußen in ber freien Bewegung und in ber unge: 
bemmten Anwendung feiner Machtmittel allerdings vielfach im Wege 
fanden. Dieſes Hindernig mußte befeitigt werben. Der Abſchluß 
des Friedens mit Dänemark follte dazu die Veranlaſſung bieten. 
Dinemarf hatte durch denjelben feine Rechte auf die Herzogthümer 
an Defterreih und Preußen abgetreten; die Regierung des Könige 
von Dänemark, gegen welche die Erecution verfügt worden war, 
hatte durch dieſe Eeffion rechtlich wie ſchon früher factifch aufgehört 
und Preußen erachtete daher, daß bie weitere Beſetzung des Landes 
dur Bundestruppen „gegenftandlos” geworben fei, biefe Beſetzung 
demnach fofort aufzuhören habe und das Land an Preußen und 
Deiterreich überantwortet werden müſſe. Es eröffnete darüber fofort 
Unterbandlungen mit Cefterreih. Da fie indeß, wie es ſcheint, vorerft 
zu feiner Verftändigung führten, beſchloß e8 allein vorzugehen und 
die Entfernung der Bundestruppen nöthigenfals mit Gewalt zu er: 
gingen. Die Alliirten hatten Jütland bereits geräumt und bie 
Truppen zogen fübwärts. Der größere Theil follte wieder in ihre 
Heimathländer zurüdfehren und nur ein Meiner zur Befegung ber 
Herzogthümer zurücbleiben. Die Defterreiher hatten felbft Holjtein 
größtentheils verlaffen, die Preußen rüdten langſam nad. Da er: 
hielten die letzteren plößlich den Befehl, den Abzug zu filtiren und 
in Holftein zu verbleiben, während aus Schleswig fortwährend Trup: 
ven nachrückten und ſelbſt ſolche, die bereits nach Hamburg abgerückt 
waren, wieder umkehrten und nach Altona zurüdgingen. Zu gleicher 
Zeit wurde die 13. preußiſche Divifion als Drohung gegen Hanno: 
ver bei Minden, bie 6. Divifion als Drohung gegen Sachſen bei 
Verlin concentrirt. Am 29. Nov. befegten die Preußen bie Etappen- 
fragen durch Holftein und zogen eine anfehnlihe Streitmacht um 
Altona, den Sig der Bundescommifjäre, zufammen. An bemfelben 
Tage richtete Preußen an die Megiernngen von Sachſen und Hans 
noder die kategoriſche Aufforderung, „ſofort und ohne weitere Da- 
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— zwiſchenkunft der Bundesverſammlung ihre Truppen und ihre Com: 
miffäre zurüdzuziehen und dem Bunde einfach, von bem Gejchehenen 
Anzeige zu machen“. Beide Regierungen wurden um eine Antwort 
„in fürzefter Frift“ erfucht. Diefes gewaltjame Vorgehen machte in 
Hannover und in Dresden einen jehr verſchiedenen Eindrud. Die 
hannoveriſche Negierung erklärte fich fofort kereit, den Forderungen 
bes mächtigen Nachbars zu entſprechen, Sachſen dagegen konnte ſich 
nicht dazu verftehen, ber erjten Drohung zu weidhen, ſondern wollte bie 
Entfheidung dem Bunde anheimgeben und inzwifchen allfällige Ge- 
walt mit Gewalt abtreiben. Augenblidlih wurden die Beurlaubten 
zu ihren Fahnen berufen und ber Befehl ertheilt, die Kaffen bes 
Staats nad) Dresden abzuliefern, um fie mit den Koftbarfeiten der 
Krone nad dem Königftein in Sicherheit zu bringen, als ob jeben 
Augenblid die Preußen einrüden könnten. Unterbeflen war in Frank⸗ 
furt die Bundesverfammlung zu außerordentlidher Sitzung zufammen- 
getreten. Preußen und Defterreih legten ihr nunmehr ben Friebens- 
vertrag mit Dänemarf zur Kenntnignahme vor. Dejterreich verhielt 
fih im übrigen paffiv, wie es fih aud ben Schritten Preußens 
in Hannover und Dresden nicht angejchloffen hatte, Sachſen for— 
berte jeinerjeit8 die Bundesverfammlung auf, unvermweilt einen Be- 
ſchluß darüber zu faffen, ob es ben ihn feiner Zeit ertheilten Auftrag 
zur Erecution in Holjtein für erfüllt zu betradyten und bemgemäß 
feine Truppen aus ben Herzogthümern zurüdzuziehen habe’. Bayern 
erklärte jofort, daß dieß nad feiner Anficht nicht der Fall fei und 
baß bie weitere Befeßung und Verwaltung der SHerzogthümer von 
Seite des Bundes nach feiner Anficht noch fortzubauern habe. Auf 
feinen Antrag beichloß denn auch die Berfammlung, daß der Bundes- 
general Hafe in Holjtein feine Stellungen innebehalten ſolle. Die 
Frage ſelbſt wurde den Ausſchüſſen überwieſen, und es ſchien zwei— 
felhaft, ob fih eine Majorität finden werde, um willfährig die For- 
derung Preußens als im Bundesrecht begründet zu erflären, jo ge 
neigt auch die Mehrzahl fein mochte, einem Conflict, zu dem Preu- 
Ben offenbar bereit war, wo immer möglich. auszumweichen. In diefer 
Derlegenheit trat Oeſterreich ins Mittel, um mwenigjtens bie Form zu 
retten und. dem Bunde dieſe äußerſte Erniedrigung nach allem, was 
er ſchon hatte hinnehmen müfjen, zu erfparen. Es bewog Preußen, 
gemeinfam mit ihm am Bunde die von Sachſen verlangte Erklärung 
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zu beantragen. Preußen fügte jedoch brohend bei, daß es die Eoncefjion?eutfiä# 


nur mache, um weitere „Verwidelungen, bie ſich fonft ergeben könn— 
ten“ zu verhüten und baß es zu einer befinitiven Löſung ber Erb: 
folge bie Hand nicht biete, „Jo lange ber feines Erachtens unbered)- 
tigten Fortdauer bes Erecutionsverfahrens nicht ein Ziel gejekt ei”. 
Am 5. Dec. nahm bie Bundesverfammlung den öfterr.-preuß. Antrag 
mit 9 gegen 6 Stimmen an; Sachſen ftellte feine Rüftungen ein 
und entließ feine Urlauber wieder; am 7. übergaben bie Bundes: 
commifläre Holjtein und Lauenburg den öſterr.preuß. Civilcommiſſä⸗ 
ten und alsbald begannen bie Hannoveraner, kurz darauf aud) bie 
Sachſen ihren Heimmarſch. Die Preußen richteten ſich in den Her: 
zogthümern ziemlich häuslich ein, ſetzten eine neue ſchleswig-holſtei— 
niſche Landesregierung in Schleswig ein, nahmen das Poſt- und 
Telegraphenweſen an fi und jtellten e8 unter preußifche Chefs und 
preußtiche Beamtete, verlegten auch alsbald ein preuß. Garberegiment 
nad) Lauenburg, das fie bereits als das ihrige anſahen. Durch den 
Bundesbefchluß war nur die Form gewahrt worden, thatjächlich hatte 
die Bundesverjanmlung eine neue Demüthigung erlitten und wider 
Willen die Hand dazu bieten müfjen, von der weiteren Löfung ber 
Erbfolgefrage factiſch ausgejhloffen zu werben. Oeſterreich hatte 
nah dem Willen Preußens auch dazu die Hand bieten müſſen. 
Faſſen wir bie Lage der Dinge in Deutſchland überhaupt zufammen, 
jo war biefelbe im Grunde für feinen Theil der Gejammtnation 
eine befriedigende. Die nationale Bewegung fah zwar ihren erften 
und nächſten Wunſch, die völlige Lostrennung der Herzogthümer von 
Dänemark erfüllt, aber die Art und Weife, wie dieſes Ziel ohne fie und 
gegen fie erreicht Worben war. und die Art und Weiſe, wie bie 
Herzogthümer ſelbſt und ber Bund, ber bei aller Mangelhaftigkeit 
und aller Schwäche immerhin der einzige, wenn auch noch fo ungenügende 
Vertreter der ganzen Nation war, von ber weiteren Löjung der Frage 
ausgeſchloſſen worden waren, endlich die Art und Weife, wie die Löjung 
von Preußen in feinem eigenen, ausjchließlichen Intereſſe mit allen 
Mitteln einer rüdfichtslöfen und gewaltthätigen Politit angeftrebt 
wurde, lag ſchwer auf dem Gewiſſen der öffentlichen Meinung. In 
Defterreich erkannte die Bevölkerung der deutſchen Kronländer ‘mit 
Schmerz, wie die Regierung durch eine geradezu kopfloſe Politik, bie 
weder deutſch noch öſterreichiſch war, ihren ‚bisherigen Einfluß in 
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Deutichland fait gänzlich eingebüßt und wie fie felber dazu mitgewirkt 
hatte, Preußens Stellung in Deutichland zu verſtärken, fein Macht: 


gebiet in nicht geringem Maafe zu vergrößern, ohne daß Defterreih 


daraus nad irgend einer Seite ber allergeringfte Gewinn erwachſen 


‚wäre ober auch nur irgendwie in Ausficht ftand. Preußen allein 


hatte Urſache, mit dem Reſultate des Jahres in mehr als einer 
Beziehung zufrieden zu fein. Sein Anſehn in Europa, feine Stellung 


in Deutſchland, fein Verhältniß zu Defterreihh waren ganz anders | 
geworden, als fie vorher gewejen. Die Scharte von Olmütz Fonnte 


als vollkommen ausgeweht betrachtet werben. Die Bolitif ber Re 
gierung begegnete zwar anfänglich einem entjchiebenen und nur zu 
wohl begründeten Mißtrauen bes preußifchen Volkes, aber dieſes 
Mißtrauen ſchwand, als bie Tapferkeit der Armee am Ende trof 
jener Politik zu einer vollftändigen Losreifung ber Herzogthümer 
von Dänemark führte, und begann allmälig und bis auf einen gewiflen 
Grad in ihr Gegentheil umzufhlagen, ald die Regierung immer 
entjchiedener darauf ausging, bie Früchte des Sieges vor allem aus 
Preußen ſelbſt zu Gute Eommen zu laſſen. Noch bevor das Jahr 
zu Ende ging, unterftügte. die ganze DOppofitionsprefje die dee ber 
Annerion oder wenigftens bes engſten Anjchluffes der Herzogthümer 
an Preußen und bas einzige größere Blatt, das bem allgemeinen 
Zuge ber öffentlihen Meinung in Preußen zu twiberftreben wagte, 
büßte e8 zu Neujahr mit einem fo empfindlichen Berlufte von Abon- 
nenten, daß auch es feither einzulenfen für gut fand. Allein. die 
Befriedigung über bie neu errungene Machtftelung Preußens war 
doch auch im Land felbit. nichts weniger als eine ungetrübte. Nach— 
bem ber Landtag ſchon im Januar von ber Regierung geſchloſſen 
worben, ohne daß eine DVerftändigung weder über bie Militärfrage 
noch über das Budgetberilligungsrecht des Abgeorbnetenhaufes zu 
Stande gelommen wäre, hatte die Regierung freie Hanb nad innen 
wie nach außen: ; Sie verfügte. über die Staatseinnahmen ohne fid 
an die Bewilligung oder Nichtbewilligung der Volksvertretung zu 
kehren, ſie führte Krieg und nahm das Geld dazu, das ihr das 
Abgeordnetenhaus verweigert, wo fie es eben fand, im Staatsfchat 
und inden Gaflabeftänden, fie vervollftändigte Die Armeereorganifation 
troß alles Widerſtands ber öffentlichen Meinung. Der Conflict 
blieb bejtehen und die Maßnahmen ber Regierung waren der Art, 
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ba die Verbitterung ber Gemüther nothiwenbig immer tiefer greifenPreusen. 
mußte, obwohl die Prefie bereits jehr vorfichtig und zahm gemacht 
worden war und das Bereinswefen der Regierung feine wejentlichen 
Schwierigkeiten bereitete. Die Wahlen der Städte in ihre Stabt- 
verorbnietenverjammlungen und in ihre Magiftrate wurben beharrlich 
wieder und wieder nicht betätigt, fobald fie nicht auf Anhänger ber 
Regierung fielen und die Beamteten, die ihr nicht völlig zu Willen 
waren, ridterlihe wie Verwaltungsbeamtete, wurben theils auf dem 
Disciplinarwege theils durch zahllofe Proceffe gemaßregelt. Mit 
Schreden und Kummer ſah ber Baterlandsfreund bie wachſende 
Corruption: jelbft der Glaube an die Unabhängigfeit der Gerichte 
war erjchüttert, ber alte Stolz der Preußen ſchon halb und halb 
gebrodhen. Und dennoch zeigten die partiellen Wahlen während des 
ganzen Verlaufs bes Jahres, daß die Regierung in der öffentlichen 
Meinung des Landes nicht weſentlich an Boden gewonnen hatte, 
daß der Widerſtand der Mittelflafjen gegen das Syſtem ber Re— 
gierung fo ziemlich ungeſchwächt noch immer berjelbe war, wie bisher. 
Es Liegt auf der Hand, daß alle dieſe Zuftände im innern ſowie 
feine ganze Politik nah außen in Feiner Weiſe geeignet waren, 
Preußen die Gemüther im übrigen Deutjchland zu gewinnen. Das 
war auch gar nicht die Abficht desjenigen, ber bie Leitung Preußens in 
jener Hand hielt: die Zeit der moraliſchen Eroberungen war längft 
vorbei. Preußens anfänglihe Politit gegenüber Dänemark, jeine 
jpätere gegen die Herzogthümer, fein ganzes Benehmen gegen ben 
Bund wie gegen die einzelnen Bundesjtaaten, die, übrigens in ber 
That meijterhafte Art, wie es Oeſterreich gegen fein handgreifliches 
Intereſſe führte, wohin es nur wollte und mitten in der fcheinbar 
innigjten Allianz mit Dejterreich die Zollvereinsfrifis gegen Oeſter— 
veih zum Austrag bradte und die Mittelftaaten zwang, Ti) 
ihm gewiffermaßen auf Gnade und Ungnade zu ergeben, die 
übermädhtige Stellung, die es zu Ende des Jahrs gegen ganz 
Deutihland einnahm und in der es fi bereit und ſelbſt ge— 
neigt zeigte, rüdfichtslos fein Schwert in die Wagſchaale zu wer: 
fen, um die Bundestruppen aus Holftein nöthigenfalls mit Ge: 
walt zu entfernen, alles das war wohl geeignet zu jchreden, aber noch viel 
mehr aufs tieffte zu erbittern. Es ſcheint nicht, daß die preußiiche 
Regierung ſich diefe Stimmung der Gemüther im übrigen Deutfd): 
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land anfechten ließ, zufrieden, demjelben feine Macht gezeigt zu haben 
und überzeugt, daß diefe Staaten alle zwar im Falle wären, ihm 
Schwierigkeiten, aber nicht im Stande, ihm wirkjame Hinderniffe in 
der Verfolgung feiner Pläne zu bereiten. Es läßt ſich nicht läugnen, 
die Berehnung Preußens war vorerſt vollfommen zutreffend. In 
ber fchleswig-holftein’ihen Frage fam ein Stüd der beutjchen Frage 
überhaupt zur Entſcheidung und die deutſchen Staaten außer Preußen 
und Defterreich fahen ſich davon ausgefchloffen und fühlten fi über- 
haupt bezüglich berfelben gelähmt. Der großdeutihe Reformverein 
verzichtete unter diefen Umſtänden fogar auf die Abhaltung einer 
Oeneralverfammlung und der Nationalverein hielt zwar eine foldhe 
ab, fand aber für gut, auf die Durchführung feines eigentlidhen Pro— 


, gramms vorerft thatjächlich gleichfalls zu verzichten und feine Thätig- 


Oeſter⸗ 
reich 


keit auf die liberale Ausbildung in den Einzelſtaaten zu beſchränken. 
Inzwiſchen tröſtete ſich die öffentliche Meinung mit der zuverſichtlichen 
Ueberzeugung, daß das Syſtem, das gegenwärtig in Preußen die 
Gewalt in der Hand hat, unmöglich auf die Dauer werde durch— 
dringen Fönnen und daß die unnatürliche Allianz zwiſchen Preußen 
und Defterreich noch viel weniger eine Gewähr der Dauer in fich 
trage. 

Die ganze momentan übermädhtige Stellung, in ber Preußen 


"aus dem Kriege gegen Dänemark hervorging, konnte e8 nur mit 


Hülfe Defterreichs erringen. Nur mit Hülfe Oeſterreichs Fonnte der 
Bund bei Seite gefhoben, nur mit feiner Hülfe der Krieg gegen 
das Mißtrauen derübrigen Großmächte zu Ende geführt werben, nur mit 
feiner Einwilligung fonnte Preußen hoffen, feine Abfihten auf bie 
Herzogthümer auch gegen den Widerſpruch ihrer Bevölkerungen nöthi- 
genfalls felbft mit Gewalt zu verwirklichen. Was gewann Defter 
reich dabei? Vor der Hand wenigftens ift in der That nichts abzu— 
fehn. Das Refultat der Creigniffe des Jahres 1864 kann daher 
nicht anders denn als eine wefentlihe Schwächung Defterreichs be— 
zeichnet werden, deſſen Stellung in Deutſchland mehr al® bloß er- 
Ichüttert ift und das von Italien fortwährend bebroht wird, während es 
noch weit davon entfernt ift, fich auf der verfaffungsmäßigen Grund: 
lage, die e8 feit dem Jahr 1861 zu gewinnen bemüht ift, confoli- 
dirt zu haben. Es läßt fih heute kaum mehr beftreiten, daß die 
Hoffnungen, welche man in Defterreih und außerhalb besjelben an 
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die Ertheilung der Berfaffung vom 26. Februar 1861 knüpfen zu 
bürfen glaubte, fich nicht oder doch nur zum geringften Theile erfüllt 
haben. ALS diefe Verfaſſung gegeben wurde, waren fo ziemlid alle 
Parteien darüber einverftanden, daß diefer Schritt für Oeſterreich 
jur unausweichlichen Nothivendigfeit geworden ſei, wenn bas Reich 
aus den faft übermwältigenden Schwierigkeiten, die der zehnjährige 
Abſolutismus geſchaffen, fi wieder emporarbeiten und wieber ben- 
jenigen Rang unter den Mächten Europa's einnehmen jollte, den 
ihm feine Weltjtellung anweist. Allein e8 gelang nicht, die Ber: 
faffung im ganzen Reiche zur Anerkennung und Geltung zu bringen; 
Ungarn verharrte in feinem pafliven Widerftande gegen Alles, was 
den Grundlagen feiner alten Verfaſſung Eintrag zu thun ſchien, 
jelbit in Eroatien hielt es die Regierung nicht an der Zeit, den 
gejcheiterten Verſuch zu erneuern, Venetien weigerte fi, Abgeordnete 
in den Reichsrath zu ſchicken; nur in Siebenbürgen gelang es mit 
Hülfe der Numänen, die, obwohl die zahlreihjte ber dort angefie 
belten Nationen, doch bisher von jeder Vertretung auf dem Land: 
tage ausgefchloffen gewejen waren. Allein jelbjt für bie beutjch- 
ſlaviſchen Kronländer entſprach die Ausführung der urjprünglichen 
Eonception fehr wenig. Der Reihsrath entwidelte unläugbar eine 
Fülle von Talenten, von Einfiht und gutem Willen und bie Land: 
tage wetteiferten, die Wünſche und Bebürfniffe der verjchiebenen 
Kronländer zur Anerkennung zu bringen und ihre Befriedigung ans 
zubahnen. Wenn jener feine Situngen geſchloſſen Hatte, traten 
diefe zufammen, worauf wieder der Neichsrath einberufen wurde: ein 
neues öffentliches Leben ſchien das alte Reich durchdringen zu jollen. 
Und dennoch blieb im weſentlichen Alles beim Alten. Die Regierung 
ſuchte im Gange des conftitutionellen Räderwerks eine Stütze zumal 
für die Finanzlage des Neiche, die einem Staatsbanferott nur allzu: 
nahe gelommen war. Aber fie war nicht geneigt, ihre Macht in 
Wahrheit mit der Bolksvertretung zu theilen und noch weiter ent: 
fernt, die reichen materiellen und intellectuellen Kräfte, die in ben 
Völkern Defterreichs ſchlummern und fo Tange abfichtlid im Schlum— 
mer erhalten worden waren, wirklich zu entfefleln undzu einem Tebendigen 
und freien Staatsleben aufzurufen. Ihre Vorlagen an den Reichsrath 
waren fpärlich, meift finanzieller Natur, und liefen mehr auf Anforde: 
tungen als auf Gewährungen hinaus, Als der Kaifer am 15. Febr. die 


415 


Deſter⸗ 
reich. 


416 


Ueberficht der Ereigniſſe des Jahres 1864. 


— zweite Seſſion bes Reichsraths ſchloß, mußte er ſelbſt geſtehen, daß dieſelbe 


nicht gerade reich an vollendeten Thatſachen der Geſetzgebung geweſen 
ſei. Die öffentliche Meinung urtheilte weit ſchärfer und war ent— 
ſchieden unzufrieden. In den alsbald zuſammen tretenden Landtagen 
wurde es laut ausgeſprochen, daß das ganze Verfaſſungsweſen im 
Grunde bis jetzt nur den Regierenden, nicht aber den Regierten zu 
Gute gekommen ſei. Die Finanzlage war noch immer durchaus un— 
befriedigend: die Herſtellung der Valuta ſtand in weiter Ferne, trotz 
bes Friedens nahm die Staatoſchuld beſtändig zu und zeigte das 
Budget Jahr für Jahr ein ſchweres regelmäßiges Deficit. Der 
Eredit des Reihe war audy in ber That bereits wieder faft auf Null 
gejunfen, Ein im Mai ausgejchriebenes Anlehen Fonnte nur zum 
Theil untergebracht werben und ein vom Yinanzminijter mit einem 
Eonjortium von Banquiers getroffenen Uebereinkommen ergab ſich 
ſchließlich gleichfalls als erfolglos. Die auswärtige Politif der 
Regierung war eben jo wenig befriedigend. In DVenetien lag fort: 
während eine Armee von mehr als hundertaufend Mann auf vollem 
Kriegsfuß und verſchlang die beiten Kräfte des Reiche. Oeſterreich 
war allerdings dazu gezwungen: bas neue Königreich Italien erhob 
fort und fort Anſpruch auf Venetien, wenn ed aud aus eigener 
Kraft nit im Stande war,. fie mit den Waffen in ber Hand zu 
unterſtützen; aber auch Dejterreich hielt noch immer am Zürder Ver: 
trag feit, der längft in Etüde zerrifien war und wenn es nidyt über 
Stalien berfiel, jo geihah es wejentlih nur, weil es wußte, daß 
Sranfreih Hinter Italien ftand und es nimmer geduldet hätte. 
Eine noch immer mächtige Partei tröjtete fi damit, daß das neue 
Königreih ohnehin demnächſt von jelber wieder auseinander fallen 
werde. Eben jo wenig befriedigt fühlte fi die öffentliche Meinung 
durch das Verhältniß zu Deutjchland und die Allianz mit Preußen. 
Die neu bewährte Tapferkeit des öſterreichiſchen Armeecorps in 
Schleswig, am Danewerf, bei Deverfee, bei Beile war doch nur ein 
geringer Troſt für ben Verluſt des Einfluſſes in Deutihland und 
für die Machterweiterung Preußens im Norden. Und als endlich 
Dejterreih von jeinem neuen Alliirten nicht einmal das zu erreichen 
vermochte, daß er ihm in der Zollfrage auch nur die geringjten 
Conceſſionen madte, mußte Graf Rechberg, der die Allianz mit 
Preußen vorzugsweife zu Stande gebracht und auch jene Unterhandlungen 
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fortwährend geleitet Hatte, endlich weichen und am 21. Det. fein Der: 
Bortefeuille nieberlegen. Am 14. Nov. trat der Reichsrath wieber 
zufammen.. Die Thronrebe, mit welcher der. Kaiſer denſelben eröff- 
nete, machte auf die öffentlihe Meinung einen jehr unbefriedigenden 
Eindrud und die allgemeine Stimmung fand in ber Antwortsadrefle 
des Abgeorbnnetenhaufes ihren nicht zu verfennenden Ausdruck. Zwei 
Punkte waren e8 namentlich, welche mit Freimuth darin erörtert 
wurden. Unmittelbar nad) dem Schluß der vorigen Gejjion bes 
Reichsrathes hatte die Regierung auf die ihr dur Art. 13 der Ber- 
fafjung gewährte discretionäre Gewalt geftüßt im April den Belagerungs- 
zuitand über Galizien verhängt und diefe Mafregel feither nicht nur 
nicht wieder bejeitigt jondern aud erklärt, daß fie dem Reichsrath nur 
aus gutem Willen Auskunft darüber ertheilen werde, eine Verpflichtung 
dazu. jedoch nicht anerfenne, Die Antwortsadreffe erklärte nunmehr 
jehr bejtimmt, daß das Abg.Haus von Seite der Regierung bie 
ihr „mach ber Verfaſſung obliegende“ Darlegung der Gründe für 
jme Maßregel gewärtige und drang lebhaft darauf, daß fie „in 
fürzefter Zeit“ überhaupt wieder entfalle. Der zweite und widhtigfte 
Punft war der im höchſten Grade unbefriedigende Zuftand ber 
Finanzen. Unummvunden erklärte die Adrefje: „Die Finanzlage des 
„Reichs ijt eine ſehr ernſte. Die Ausgaben überragen fortwährend 
„Die Einnahmen, die hodhgeipannte Steuerlaft der Staatsbürger erträgt 
„Kaum mehr eine Erhöhung, das Staatövermögen iſt namhaft ver: 
„mindert und die tete Benützung des öffentlihen Gredites auch in 
„sahren des Friedens muß zu ſchweren Bebrängnifien und kann 
„endlich zu unheilvollen Krifen führen. Das Abg.Haus vermag in 
„dem bloßen Streben nad) Erjparungen zur Anbahnung des Gleich— 
„gewichts im Staatshaushalte für eine fernliegende Zeit eine Gewähr 
„für eine dauerhafte Ordnung des Stantshaushaltes nicht zu erkennen, 
„8 hält vielmehr die völlige Umkehr zur ftrengen Regelung der 
„Staatsausgaben nad) dem Maaße der ordentlihen Einnahmen — 
„außerordentliche Fälle ausgenommen — für den unverweilt nöthigen 
„und allein erfolgreichen Schritt, um jenes Gleichgewicht wieder her: 
„zuitellen und die finanziellen Kräfte des Staats der Wiebererftarfung 
„zuzuführen, deren das Neich bedarf, um jeine Machtjtellung zu be: 
„baupten und feine innere Wohlfahrt zu fihern. Namentlich erſcheint 
„8 unerläßlich, nad) den ſchon in früherer Zeit von Ew. Maj. aus: 
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„geſprochenen Intentionen die Ausgaben für Heer und Flotte herab— 
„„uuſetzen und es kann dieß bei einer erfolgreichen nur durch bie 
„Intereſſen der öſterr. Völker beſtimmten Leitung ber auswärtigen 
„Angelegenheiten ohne Gefahr für das Reich geſchehen. Eben ſo 
„geſtatten die geänderten Einrichtungen im öffentlichen Leben der Ge— 
„meinden und Länder bereits im ausgiebigften Maaße die Vereinfachung 
„der ftaatlihen Verwaltung. Das Abgeordnetenhaus erachtet dieſe 
„Geſichtspunkte bei der Zeftftellung ber Ausgaben für maßgebend.“ 
Uebereinftimmend mit diefer ergebenen aber freimüthigen Darlegung 
war die Majorität des Haujes, wie ſich feither gezeigt hat, entſchloſſen, 
das ordentliche Jahresdeficit durch erfledliche Erfparungen jelbft dem 
zäheften Widerſtande ver Regierung gegenüber principiell und ein für 
allemal zu bejeitigen und die Tragweite des Art. 13 der Verfafjung, 
ber in feiner Auslegung durch die Regierung die ganze Verfaſſung 
in Wahrheit zu einer bloßen Jluffion macht, einer ernften Erwägung 
zu unterziehen. Die auswärtige Politit blieb dem Einflufje bes 
Reichsraths jo viel wie gänzlich entrüdt, body beutete er es bei 
Gelegenheit hinreichend an, daß er weder mit ber ftarren Politik 
des Cabinets gegen Italien noch mit der preußiihen Allianz ein- 
verftanden fei und weder bie eine noch bie andere ald im Intereſſe 
des öſterreichiſchen Staates Tiegend zu erkennen vermöge, Die 
Regierung fuhr inzwiſchen fort, gegenüber Italien biefelbe zuwartende 
Haltung zu beobadten, wie in ben lebten Jahren, ohne basfelbe 
offen zu bedrohen, aber auch ohne die thatjächlichen Zuftände desjelben 
in irgend einer Weife anzuerkennen. Die Septemberconvention mit 
bem Königreich Italien feste fie in lebhafte Unruhe, doch beruhigte 
fie fich dabei, daß diefelbe jedenfalls in erft zwei Jahren in Wirkſamkeit 
zu treten habe, daß bis dahin noch allerlei Mechjelfälle eintreten 
Könnten nnd daß Frankreich dem Papſte ſchließlich doch kaum allzu 
nahe treten werbe; bagegen Fonnte e8 nicht umhin, ter römijchen 
Curie verftändlich genug zu erflären, daß fie bei den befannten 
Gefinnungen der Faiferlihen Regierung zwar ftets aller Beihülfe 
berjelben gewärtig fein könnte, aber doch nur fo weit fie Defterreich 
„nen Umftänden nah“ zu leiften vermöge. Ungleich mehr Sorge 
wenigftens für den Moment bereitete ihr dag Verhältniß zu Preu— 
Ben und zu Deutſchland. Es ift völlig undenkbar, daß DOefter: 
reich ſich nicht längſt überzeugt Haben follte, wie es von Preußen 
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Schritt für Schritt in eine Bahn geleitet worden ſei, die ſeinen — 
urſprünglichen Abſichten ganz und gar nicht entſprach und ſeinen 
eigenen Intereſſen geradezu ins Geſicht ſchlug: mit eigenen Händen 
hatte es dazu geholfen, Preußen ſehr weſentlich zu ſtärken, ben öfter: 
reihifchen Einfluß in Deutſchland dagegen fehr empfindlich zu Schwächen, 
Der Staatsminifter Schmerling ftand auch wirflih nicht an, offen 
und unumwunden zuzugeben, baß bie jchleswig-holjteinifhe Sache 
„total verfahren“ fei. Als daher Graf Rechberg durch bie indirecten 
Folgen diefer feiner Politit zum endlichen Rüdtritt von ber Leitung 
der auswärtigen Angelegenheiten Oeſterreichs geziwungen und burdy 
den FM. Grafen Mensdorff:Bouilly erjeßt wurde, glaubte bie 
Öffentlihe Meinung mit Fug und Recht darin nit bloß einen 
Perſonen- jondern aud) einen entſchiedenen Syſtemwechſel erbliden zu 
bürfen. Dennoch irrte fie ſich. Oeſterreich war bereits viel zu weit 
gegangen, um noch zurüdweichen zu können, ohne, zumal einem Gegner 
wie bem preuß. Minifterpräfidenten v. Bismard gegenüber bereit zu fein, 
wentuell jelbft zum Schwerte zu greifen. Wie wenig aber Dejterreich noch, 
nah Innen wie nad Außen, conjolidirt war, zeigte fi am beften 
daraus, daß es in der That nicht in ber Lage war, daran auch 
nur denken zu können. Alles was ber neue Leiter feiner auswär— 
tigen Politik thun konnte, bejtand darin, daß er fi mehr als bis: 
ber auf den factifchen Mitbefig ber Herzogthümer, der nad) dem 
Viener Frieden auf DOefterreidy und Preußen gemeinfam übergegangen 
war, zu jtüßen gedachte, weßhalb er denn aud den allzu willfährigen 
öfter. Givilcommiffär Baron Lederer abrief und durch den energifcheren 
Hrn. v. Halbhuber erjeßte — und dann daß er allmälig wieber 
auf den nationalen und bundesmäßigen Meg in der enbliden Er: 
ledigung der ganzen Frage überzulenfen und namentlid mit ben 
übrigen Bunbesftanten wieder anzufnüpfen ſuchte. So war bie 
Lage der Dinge zu Ende des Jahres 1864. 

Noch bleibt es übrig, einen Bli auf Amerika zu werfen, Amerifa. 
dad um fo weniger bei Seite gelafjen werben barf, als bie 
Politik Europas fi” mit derjenigen bes weftlihen Gontinentes 
von Jahr zu Jahr mehr verflicht unb bie paflive Rolle, die ber 
Ietere dabei anfänglich fpielen mußte und bie zunächſt nur barin 
ihr Ende fand, daß Amerifa die unberufene Einmiſchung Eu: 
ropas in feine Angelegenheiten allmälig mit Kraft und mit Glüd 
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Amerifa. zurückzuweiſen begann, in der neueften Zeit in eine geradezu actir 
Role umzuſchlagen droht, durch welche ein ganz neues Element in 
die Schwankungen des europäiſchen Gleichgewichts fih einführen zu 
wollen fcheint. Die engeren Beziehungen Europas und Amerifas 
bezogen fich während des Jahres 1864 gleichmäßig auf Südamerika, 

Spanien. Mittelamerifa und Nordamerika. Zunächſt war e8 Spanien, das 
einen Verſuch machte, in die Verhältniffe von Südamerika ein 
zugreifen. Noch kann es Epanien immer nicht verwinden, daß es 
bon feiner einft weltbeherrichenden Stellung jo tief herabgeſunken 
und ihm von all feinen Eolonien in Amerifa nur Cuba, wenn aud 
die Perle der Antillen, geblieben ift. An eine Miedereroberung 
derjelben oder auch nur einer unter ihnen ift freilich nicht zu benfen, 
aber e8 gereicht ihm wenigftens zur Genugthuung, jede Gelegenbeit 
zu ergreifen, um biefen QTöchterftaaten zu zeigen, daß bie Zeiten fich 
feit fünfzig Jahren verändert haben und daß Spanien wieder eine 
Macht geworden fei, die mit Rückſichten behandelt werden müſſe. 
So ſchloß fi vor einigen Jahren Spanien ohne Bedenken der franz. 
englifchen Erpedition gegen Merico an und trennte ſich erſt wieder 
von berjelben, als e8 zu ſpät gewahr werden mußte, daß es Iediglich 
von Frankreich vorgefhoben worden war. Dann annectivte es ſich 
Et. Domingo wieder und überfah zuerft gänzlich, baf nicht die Natur 
der Dinge fondern lediglich eine Antrigue die Inſel in feine Arme 
zurücgeführt hatte. Erſt der ausgebrochene Aufftand der Bevölkerung 
öffnete ihm die Augen und doch ſetzte es noch das ganze Jahr 1864 
feine Truppen und feine Finanzen daran, die ſpaniſche Autorität auf 
ber Inſel aufrecht zu erhalten, bis die Vergeblichkeit aller Verſuche 
und die wachſende Größe der materiellen Opfer ihm die Ueberzeugung 
aufdrang, daß es doc nicht durchzudringen vermöge und zu einer 
ernjten Erwägung zwang, ob es nicht gerathener fei, die ganze Er- 
werbung wieder aufzugeben. Inzwiſchen fuchte es troß der gemachten 
Erfahrung mit einer andern feiner ehemaligen Colonien, mit Peru, 
Händel. Um gewiffe Anfprüche Tpanifcher Unterthanen an die Republif 
zu unterftüßen, ſchickte es einen diplomatiſchen Agenten Namens 
Mazarredo nad Lima. Da indeß Spanien die Griftenz der Republit 
formell noch immer nicht anerkannt bat, gab es ihm nicht den Titel 
eines Gefandten, fondern wie gegenüber einer Golonie denjenigen 
eines Commiffärs. Die peruanifche Regierung wollte ihn als ſolchen 
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nicht anerfennen, die Unterhanblungen Tonnten nicht beginnen und Peru. 


der Spanier entjhloß ſich Furzweg, Lima wieder zu verlaffen und 
jih in Callao einzufchiffen. Durch Zufall, wie es hieß, traf er nicht 
weit davon ein ſpaniſches Geſchwader, das feinen Lauf ſofort nad) 
ben Chinchas-Inſeln, durd ihre Guanolager die Hauptquelle der 
peruanijchen Finanzen, richtete und fie bis zu Austrag des Streits 
in jpanifhe Obhut nahm. Die Peruaner, jo entjchievene Neigung 
fie verjpürten, fich dieß nicht gefallen zu laſſen und fi darin bis 
auf einen gewiſſen Grad von allen andern ehemals jpanifchen Co— 
Ionien Südamerikas unterjtügt jahen, fühlten ſich doch zu ſchwach, 
es mit dem ſpauiſchen Geſchwader aufzunehmen. Bis zu Ende des 
Jahres war eine Löſung noch nicht gefunden und blieben bie Inſeln 


fortwährend von Spanien bejegt. — Bedeutſamer und allem Anjehen Merico. 


nah ohne DVergleih folgenreicher entwidelten ſich die Verhältniſſe 
zwiichen Merico und Franfreid. Obwohl alle nur halbwegs unbe: 
fangenen Erwägungen den öſterreichiſchen Erzherzog Mar hätten 
bejtimmen jollen, die ihm von SKaifer Napoleon angetragene Krone 
Mericos abzulehnen, die Berlodungen der Herrichaft waren, wie es 
ſcheint, nody größer: im März ging der Erzherzog jelber nad) Paris, 
um ſich mit dem Saifer über die Bedingungen zu verftändigen unb 
im April erklärte ex, darauf gejtüßt, einer mexicaniſchen Geſandtſchaft 
die Annahme der Kaiſerkrone, worauf er ſich ſofort einſchiffte und 
im Juni in die Hauptſtadt feines neuen Reiches einzog. Die Umjtände, 
unter denen er die Regierung des zerrütteten Staates übernahm, hätten 
faum jchiwieriger jein Fünnen. Die Hauptjtadt und ein Theil, indeß 
lange nicht die Hälfte des Landes war von den Franzojen bejekt, bie ihn 
ihüßten. Allein jelbjt die Macht der Franzoſen reichte nur-gerade jo weit, 
als ihre Waffen, und jelbjt auf diefem Gebiete wurden fie fortwährend 
durch Guerillas beunruhigt. Darüber hinaus lag das Gebiet ber Re— 
publik, in Trümmern zwar und ohne vechten Zujammenhang, ohne eine 
beträchtlihe organifirte Streitmacht, aber nicht geneigt, jidy den fremben 
Eindringlingen zu unterwerfen. Juarez, ber gejegliche Bräfident, hielt 
im Norden nod) immer die Fahne der Republik aufredyt und feine An- 
bänger ftanden auch im Süden noch auf verjchiedenen Punkten in ben 
Waffen. Selbſt in ben mittleren Provinzen, die von ben Fran—⸗ 
zoſen bejegt waren, ftanden der Einrichtung einer regelmäßigen Re 
gierung große Hindernifje im Wege, Die Hauptjchwierigkeit bildeten 
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Mesico. die Finanzen. Cine durch Vermittlung Frankreichs mit engliſchen 


Unternehmern abgefhloffene Anleihe, die freilich nicht ganz realifirt 
werben Fonnte, hatte dem neuen Herrſcher faum bie Mittel gegeben, 
feine Regierung wenigjtens beginnen zu fünnen. Und man muß 
geftehen, daß Kaifer Mar an bie Erfüllung feiner jchweren 
Aufgabe mit einem Eifer, einer Hingebung und einer Unbefangenheit 
ging, die einer Erfolges wahrlid nicht unwürdig wären, Dennod 
zeigte fi nur zu ſchnell, daß die Schwierigkeiten jo gewaltig find, 
daß eine Bewältigung derjelben fait außerhalb des Bereichs ber 
Möglichkeit zu Liegen fcheint. War die Nepublif unter Juarez, ber 
anerkannter Maßen einer der einfichtigften und perſönlich achtungs— 
wertheiten Präfidenten war, die das Land je bejeflen, nicht im Stande, 
die Zinſen der Schuld zu bezahlen, die fie ihren engliſchen, fran- 
zöfiihen und ſpaniſchen Gläubigern ſchuldete, und hatte eben bas 
den Anlaß oder Vorwand abgeben müflen, bie Republik zu 
befeitigen, wie jollte das Kaiferthum, das zudem noch lange nicht in 
allen Provinzen anerkannt war, im Stande fein, bie breis ober vier- 
fahe Summe an neuen Schulden zu bezahlen, die Koften der fran— 
zöſiſchen Armee zu tragen, eine öfterreichifche und eine belgiihe und 
außerdem eine eingeborne Truppe zu bejolden und daneben eine 
regelmäßige Staatsverwaltung in Gang zu bringen? Das war 
geradezu ein Ding der Unmöglichkeit und zwar beim beiten Willen 
bes neuen Herrſchers um jo mehr ein Ding der Unmöglichkeit, als 
der Erzh. Mar bei vielen löblichen Eigenjchaften body gerade bie 
eines guten Haushalters ſchon bisher niemals an den Tag gelegt 
hatte. Eine zweite eben fo große Schwierigkeit war das Verhältniß 
zu den Parteien, die der Kaiſer im Lande antraf. Inter Juarez 
waren bie Kirchengüter, die weit mehr als die Hälfte alles Grundes 
und Bodens betrugen, fäcularifirt worden und eben dieſe Maßregel 
war es gewejen, welche bie clericale Partei zu blinder Muth auf- 
geftachelt und fie bewogen hatte, fi) den Fremden in die Arme zu 
werfen und ben Franzoſen die Wege nad) Merico zu bahnen. Den: 
noch mußte ber neue Fürft Bedenken tragen, fih ausſchließlich auf 
dieſe Partei zu fügen. Er erkannte ganz richtig, daß feine Herrichaft 
nur dann von Beftand fein könne, wenn es ihm gelinge, im Gegen: 
fat gegen bie bisherige Unficherheit der öffentlihen Ordnung ein 
jolides Staatsweſen und eine allgemeine Cicherheit der öffentlichen 
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Zuftände durchzuführen und daß er dazu die Mitwirkung aller Elemente RMexico. 


ber Ordnung, mochten fie nun bisher diejer ober jener Partei angehört 
haben, unmöglich entbehren könne. Zu diefem Ende hin hätte er gewünscht, 
ſich mit der Fath. Kirche auf einer vernünftigen und mit Rüdficht auf 
alle Anſchauungen des neunzehnten Jahrhunderts billigen Grundlage 
zu verftändigen, was aud) um fonäher lag, als an feiner gut Fatho- 
kihen Gefinnung gar nicht gezweifelt werden konnte. Auch bier 
aber begegnete er faft unüberwindlichen Schwierigkeiten. Die rö— 
miihe Curie muthete ihm geradezu Unmögliches zu. In einem 
Shreiben des Papſtes an den Kaijer vom 18. Oct. verlangte ber: 
jelbe von ihm den vollftändigen Widerruf ber Säcularifirung ber 
Kirhengüter, die Herftellung aller aufgehobenen SKlöfter, die Aus 
ſchließung jedes andern Eultus als des Fatholifhen und bie Ober: 
aufficht nicht bloß des niedern, ſondern fogar bes höheren Unterrichts: 
weſens durch die Organe ber Kirche. Die Forderungen des Bapftes 
ſetzten ben Kaiſer in eine ſchwierige Alternative: entjprady er ben: 
felben, jo fegte er fi in ben entſchiedenſten Gegenfaß felbft zu den 
allergemäßigtjten Elementen, lehnte er fie ab, jo machte er fich die 
ganze, ohne Zweifel in Merico noch mehr als irgendwo fonft mäch— 
tige clericale Partei zum Feinde. Es gereicht feiner inficht wie 
feinem Character, zumal wenn man feine Erziehung in Anſchlag 
bringt, zur Ehre, daß er die Forderungen ber Curie entjchloffen ab: 
lehnte und dem unbebingten Widerruf der Säcularifation des Kir: 
chengutes eine Nevifion bes dießfälligen Geſetzes, durch welche wenig: 
ftens die in Treu und Glauben erworbenen Gutserwerbungen aner: 
fannt werben follten und ber abjoluten Ausſchließung jedes andern 
als des kath. Eultus die Duldung aller Eulten, die nicht gegen das 
bürgerliche Geſetz verftoßen, entgegenfehte. Es wurde eine eigene 
Geſandtſchaft nach Rom beordert, um mit dem Papft auf biefer 
Grundlage über ein Concorbat zu unterhanbeln, ohne allzu große 
Ausficht jedoch, den Zweck zu erreichen. Die größte Schwierigkeit 
droht jedoch dem neuen Throne unzweifelhaft von Seite ber Ber. 
Staaten Nordamerikas, Vorerſt freilihd war die Regierung zu 
Waſhington mehr ale genug mit bem Krieg gegen bie Rebellion 
der Südſtaaten befhäftigt und eben barum genöthigt gewefen, bie 
Franzoſen in Merico gewähren zu laſſen. Allein weit entfernt ben 
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Mexico. 
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vielmehr die Nepublit nod immer als zu Recht beftehend und ben 
Präfidenten Juarez als den verfaffungsmäßigen Bertreter derjelben. 
Einftimmig beſchloß denn aud das Repräfentantenhaus am 4. April 
1864, daß „das Volk der Ver. Staaten es nicht mit feinen Grundſätzen 
„vereinbar finden könne, eine in Amerifa unter ben Aufpicien einer 
„europäifchen Macht auf den Trümmern ber republifaniichen Staate- 
„form errichtete monarchiſche Regierung anzuerkennen“. Der Senet 


- trat dieſem Beſchluſſe zwar vorerft nicht bei und ber Präfident ſuchte 


Nord 
Amerila, 


den Eindrud, den er immerhin in Frankreich machen mußte, möglihft 
zu mildern. Allein Niemand täufchte fich darüber, daß die Differenz 
nur die Frage der Zeit betraf und daß von diefer Seite über dem 
neuen Thron wenn auch erjt in der Ferne ein Gewitter auffieigt, 
das fich vernichtend über ihm zu entladen droht. 

Der große Kampf zwijchen der Union und den conföberirten 
Sclavenftaaten des Südens ging indeß im Jahre 1864 noch nicht 
zu Ende, wenn er auch dieſem Ende ſichtbar näher und näher rückte. 
Se länger er dauerte, dejto gewaltiger wurden bie Anftrengungen, 
befto tiefer bie Erbitterung der um den Kampfpreis ringenben Heere. 
Unzweifelhaft hatten die Nordftantlichen während der drei Jahre, ba 
der Bürgerfrieg ſchon wüthete, große Vortheile und allmälig ent- 
Ichieden die Oberhand gewonnen. Drei oder vier Kaperſchiffe der Confö— 
berirten hatten zwar bingereicht, ihren ganzen birecten Seehandel faft 
völlig zu vernichten, aber bafür hatten fie ſchon im erjten Jahre des 
Krieges eine mächtige Kriegsflotte gegründet und mit berjelben alle 
Seehäfen des Südens thatjächlich blofirt, die Ausfuhr der Baummolle, 
bie Einfuhr von Kriegsmaterial fat gänzlich abgefchnitten; im zwei— 
ten Jahre hatten fie die jogenannten Mittelftaaten, nachdem bie 
Wange des Kriegs lange Hin und her geſchwankt, größtentheils fich 
gefihert; im dritten endlich war es ihnen gelungen, die Herridaft 
über den ganzen Lauf der Mifliffippi zu erringen und die Conföde— 
rirten vom Weiten gänzlich abzufchliegen. Aber noch jtand Richmond 
aufrecht, noch waren Georgien, Nord: und Sübcarolina und Virginien, 
ber Kern der Secceſſion vom Kriege unberührt geblieben und hatten alle 
Verſuche, von der Küfte aus ind Innere berfelben zu bringen, zu 
feinem nachhaltigen Erfolge geführt. Der Norden fühlte, daß es 
neuer und großer Anftrengungen, baß es eines lebten gewaltigen 
Drudes bebürfe, um das ftolze Gebäude bes Südens endgültig über 
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ben Haufen zu werfen, wenn er auch Feinen Augenblid daran zwei-—Amerila. 
felte, daß dieß gelingen werde und zwar ohne ben Abgefallenen ir: 
gend welche eingreifende Gonceflion zu machen. Im März anver: 
traute Lincoln den Befehl über die Potomacarmee dem General Grant, 
der fih in den bisherigen Kämpfen nach allgemeinem Urtheil als 
ber fühigfte Heerführer der Union bewährt hatte und berjelbe machte 
iofort alle Vorbereitungen, um ben leßten entjcheidenden Kampf um 
Richmond zu beginnen. In den erften Tagen des Mai ging er mit 
feiner Armee: über den Napiban, zwang feinen Gegner Lee in einer 
ichstägigen Schlacht zum Rückzug und drängte ihn bis Ende des 
Monats durch geichidte Manöver bis Hinter den Chicahominy zurüd. 
Dann verlegte er plößlicdy den größern Theil feiner Armee nad dem “ 
Süden von Richmond und verfuchte Petersburg dur einen vajchen 
Ueberfall in feine Gewalt zu bringen. Der Verſuch mißlang jedoch 
und es blieb Graut nichts anderes übrig, als beide Städte in einem 
ungebeuern Bogen zu umfpannen und im Südweſten derſelben all— 
mälig immer weiter "drängend dem Gegner wo möglich feine lebten 
Gijenbahnverbindungen mit dem Süden abzufchneiden. Das ganze 
Jahr ging über diefen Bemühungen bin; Lee war nicht mehr im 
Stande, in einer großen Schlacht dem Berjud zu machen, fi den 
Gegner mit einem Schlage vom Halfe zu ſchaffen, aber aud Grant 
war nicht ſtark genug, den Kreis um Richmond und Petersburg 
völlig zu jchließen und den Feind darin zu erbrüden. Inzwiſchen 
war der Unionsgeneral Sherman fat zu berjelben Zeit, da Grant 
mit der Potomacarmee wieder die Dffenfive gegen Richmond ergriff, 
von Tenneſſee aufgebrodhen, um- nady Süden gegen Atlanta und das 
Herz der Sclavenftaaten vorzudringen. Die Schwierigkeiten, die er 
zu überwinden hatte, waren groß und erft im Juli hatte er fich bis 
Atlanta Hindurdhgearbeitet. Die Stadt wurde von dem conföderirten 
General Hood mit Kraft und nicht ohne Glück vertheidigt und erft 
im September gelang e8 Sherman ihn bei Znesborough zu ſchlagen, - 
worauf die Stabt ihre Thore öffnete und die Union ſich in Georgien 
feftzufeßen vermochte. Jetzt faßte Sherman ben kühnen Plan, quer 
durch ganz Georgien zu ziehen, bis an den atlantijhen Ocean vor: 
zubringen und bort der Unionsflotte bie Hand zu bieten. Am 
12. Nov. eben als bie Operationen Grants vor Richmond wegen 
der Jahreszeit fo ziemlich zum Stilljtand gefommen waren und jeine 
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Amerito. Armee ſich zur Winterruhe einrichtete, trat Sherman den Zug von 
Atlanta aus an. Die Südſtaatlichen verfündeten ihm und feiner 
ganzen Armee im Innern Georgiens den fidhern Untergang, bie 
Nordftaatlihen verfolgten in banger Erwartung die Rejultate bes 
gewagten Unternehmens, Der Erfolg übertraf alle Vorausſicht. 
Faſt ohne Kampf wälzte fi die Heeresmaſſe Sherman’s durch ganz 
Georgien, am 13. December nahm er das Fort M’ALifter und bet 
ber Unionsflotte im Oſſibaw-Sund bie Hand: acht Tage darauf 
räumten die Conföberirten die Stadt Savannah und fiel damit ber 
nothwendige Stüßpunft in die Hände Sherman's, um weiter gegen 
Norden durch Süd- und Nordcarolina, überall die Gegner in ihren 
feiten Stellungen am atlantiſchen Meere von hinten faſſend, vorzu: 
dringen und jchließlih mit Grant den letzten entjcheidenden Stoß 
gegen Richmond führen zu können. 

Während dieſer kriegeriſchen Creigniffe im Süden waren nicht 
minder entjcheidende politiiche im Norden erfolg. Zu Anfang Ne: 
vembers follte die Präſidentenwahl ftattfinden und beide Parteien, 
bie democratiſche und die republifanifche, rüfteten ſich zu einem 
Kampfe, von dem der politiihe Ausgang bes Kriegs abhängen jollte. 
Die Ausfichten waren zunächſt für die republicanijche Partei, bie vor 
vier Jahren zum erjten Male gefiegt und damit den Anjtoß zur 
Seceſſion der Sclavenjtaaten gegeben hatte, nicht günſtig. Sie war 
unter fich jelbjt zerfallen: die einen wollten Lincoln, der die Dinge 
bis dahin geleitet, der nur langſam vorging, nur Schritt für Schritt, 
aber auch nie nur um ein Haar in dem, was er einmal gethan, zurückwich 
und der völligen Aufhebung ber Sclaverei im ganzen Gebiete ber 
Union nur genau mit der allmäligen Entwidelung ber öffentlichen 
Meinung in den Nordftaaten, aber ihr niemals in irgenb welcher 
Weiſe borauseilend zufteuerte, zum zweiten Mal auf den Präfidenten- 
ftuhl erheben; die anderen wünjchten ungeduldig raſcheren Schrittes 
vorzugehn und hatten ſich dazu den General Fremont als Candida 
ten auserjehn. Die bemocratijche Partei dagegen ftellte fich beiden 
einig und in gejchloffenen Reihen entgegen, bezeichnete den General 
M'Clellan als ihren Candidaten und verlangte in ihrem Programm 
laut und unumwunden Cinjtellung ber Feinbjeligkeiten mit der Gon- 
föberation und frieblihe Auseinanderfegung mit berfelben, d. h. 
Rückkehr derjelben in den Schvoß des Bundes, aber unter Aufrecht⸗ 
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haltung und Anerkennung des Inſtituts ber Sclaverei in den bis: Amerita. 
berigen Sclavenjtaaten. Wenn die bemocratiihe Partei mit dieſem 
Programm fiegte, jo war die ganze Frucht bes vierjährigen Bürger: 
friegs, der die Nation fo viel Blut und fo viel Geld gefojtet, ver: 
Ioren. Sie konnte fiegen, wenn ber Norden fühlte, daß er nicht 
bie Kraft habe, den Aufitand des Südens definitiv zu bewältigen. 
Aber der Norden fühlte jene Kraft und war ebenjo entſchloſſen wie 
überzeugt, daß er ſchließlich aus allen Hinderniſſen, wie groß fie 
auch noch vor ihm ſich aufthürmen möchten, fiegreih hervorgehen 
werde. Es war bereits zu jpät für das Programm ber Democraten. 
Während des Krieges waren die focialen Thatjachen und Hand in 
Hand mit ihnen die Entwidelung der jocialen Ideen im Norden 
nicht jtille gejtanden. "Als er ausbrach, Tautete ber allgemeine Ruf 
des Nordens: Aufrechthaltung der Union und feine weitere Ausbeh: 
nung der Sclaverei. Nur langjam rang fich die Idee einer Auf: 
bebung der Sclaverei überhaupt felbft im Norden empor und lang: 
ſam nur ging der Präfivent darauf ein. Aber allmälig hatte fie 
Wurzel gefaßt und war nad und nad in Thatfachen übergegangen. 
Vier Jahre fpäter war die Sachlage bereit8 eine ganz anbere ge: 
worden. Sie wirb durch bie einzige Thatjache genügend bezeichnet, 
baß ein nicht unwejentlicher Theil ber Bundesarmee bereits aus far: 
bigen Negimentern beftand und daß fich diefe Negimenter vor Rich— 
mond und Petersburg mit Auszeihnung gefchlagen hatten. Dazu 
tom, daß die Sclaverei feither im Diftricte Columbia (Wafhingten) 
geſetzlich abgeſchafft uud daß dasfelbe im Staate Maryland der Fall 
war, während bie übrigen jog. Mittelftaaten alle mit derjelben Maß: 
tegel bejchäftigt waren. Seht Tautete der allgemeine Ruf des Nor: 
dens denn auch ganz anders als vier Jahre vorher: Aufrechthaltung 
der Union und totale Abjhaffung der Eclaverei auf dem ganzen 
Gebiete derjelben. Die republicanifche Partei erfannte auch ſofort 
die Gefahr, die ihr von der eingetretenen Spaltung drohte: Fremont 
jelbft, ver feine Candidatur bereits angenommen hatte, Tegte fie ohne 
Bedenken alsbald wieder nieder. Lincoln und M’Clellan ftanden 
ſich allein gegenüber und fo geftellt konnte die Antwort auf bie 
Frage nicht zweifelhaft fein. Lincoln ging am 8. November zum 
zweiten Mal als Präfident aus der Urne hervor. Allein das Ent- 
ſcheidende lag nicht fowohl darin, daß er fiegte, fonbern in ber 
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Amerita.Majorität, mit ber er fiegte. Die Democraten, obwohl fie es unter 


den Urwählern immer nod auf 1,775,200 gegen 2,185,502 gebradt 
hatten, janten bei Zählung der Wahljtimmen auf eine kleine Mine 
rität herab und verloren in der übergroßen Mehrheit der Staaten, 
jelbjt im Staate Newyork ihrem bisherigen Hauptfige, die Majorität 
der Wahlen zum Nepräjentantenhaufe und zum Senat. Es war 
ein jo übermwältigender Sieg der republicaniihen Partei auf allen 
Punkten der Wahlſchlacht, daß die democratiſche Partei, die eben 
nod die Hand ans Schwert legen zu wollen ſchien, fih plöglich und 
unbedingt in ihr Schidjal ergab. Die Abjhaffung der Sclaverei 
war durch ihn thatſächlich entſchieden und es konnte fein Zweifel 
mehr walten, daß, wenn der jeßige Congreß fidy nicht mehr zu der 
Maßregel jollte entjchliegen können — eine einfache, aber nicht die 
von ber Verfaſſung geforderte Majorität von zwei Drittheilen bes 
Repräfentantenhaufes Hatte fich bis jebt dafür ausgeſprochen — ſie 
vom neuen Gongreß, der im März 1865 eintrat, jedenfalls jofort 
würde bejchlofjen werden. — Brachte jomit das Jahr 1864 auf 
nod feine Entjcheidung, fo war es doch bereits gewiß, daß biele 
Entiheidung nicht allzulange mehr auf fi) warten laffen könne und 
daß die große Republik des Weſtens mit gereifterer Erfahrung, mit 
verjtärkter Macht und einem unendlich gehobenen Bewußtjein eben 
dieſer Macht aus dem Riefenfampfe um ihr Dafein hervorgehen 
werde. 


Regiſter. 
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1. Jan. (Frankreich). Die Regierung verbietet den Biſchöfen die Veröffentlichung 
ber päpftlihen Encyclica und des Syllabus v. 8. Dec. 1864. 

„ (Rom). Neujahrsempfang des franz. Obercommandanten durch den Bapft. 
Der Bapft eriheilt dem Kaiſer nur bedingungsweije feinen Segen. 

„ (Brafilien). Krieg mit Uruguay: Einnahme von Baifanbu. 

„ (Deutihland — Shleswig-Holftein). Herr dv. Halbhuber tritt 
als öſterreichiſcher Eivilcommifjär an die Stelle bes Herrn v. Leberer. 

„ (Deutidland. — Württemberg). Ablehnende Antwort des Minifters 
Barnbüler auf eine Jnterpellation in ber II. Kammer wegen Einigung ber 
übrigen deutſchen Staaten ben beiden Gropmächten gegenüber. 

» (Frankreich). Decret des Kaifers gegen die päpjtlihe Encyclica und ben 
Syllabus vom 8. December 1864. 

» (Spanien). Das Minijterium Narvaez, fündigt den Cortes feinen Ent: 
ihluß an, St. Domingo wieder aufzugeben. 

» (Merico). Kaifer Mar erneuert das placetum regium bez. päpftlicher 
Bullen ꝛc. Der Nuntius proteftirt. 

„ (Sranfreih). Drei Biſchöfe veröffentlichen die päpftliche Encyclica und ben 
Syllabus troß bes Verbots der Regierung, faft alle andern erlafjen wenigſtens 
Öffentliche Protefte gegen das Verbot. 

.„ (Deiterreih). Die Finanzkommifjion des Abg.-Hauſes beichließt einftimmig, 
das ihr vom Haufe überwiejene Budget für 1865 an die Regierung zurüd: 
zuſenden, damit diefe ſelbſt darin diejenigen Abjtriche vornehmen möge, bie 
jonjt die Commiſſion vornehmen müßte, um wenigftens das eigentliche Ge: 
bahrungsdeficit für 1865 zu befeitigen. 

11. „ Ber. Staaten). Der neue Staatsconvent von Miffouri bejchliegt mit 
60 gegen 4 Stimmen bie fofortige und unbedingte Abſchaffung der Sclaverei. 

„ (Frankreich). Die drei Biſchöfe, welche die päpjtl. Encyelica troß des 
Verbotes publicirt haben, werden dem Staatsrath überwiefen. Der Nuntius 
richtet dagegen an einen berfelben ein Schreiben, um ihn wegen jeines Muthes 
und jeiner Feſtigkeit zu beloben. 

„ (Deutfihland. — Schleswig. Holftein). Die öfterr.:preuß. Civilcommiſ⸗ 
färe jegen eine gemeinjchaftlide Landesregierung für beide Herzogthümer in 
Schleswig ein. 

» » Geutſchland. — Württemberg). Die I. Kammer genehmigt ein 
neues Schulgefeß und verwirft babei eine principielle Trennung der Schule 
von ber Kirche, 

. » (Ber. Staaten), Die Regierung kündigt der engliihen Regierung ben 
jog. Reciprocitätsvertrag mit Canada. 


a > 


„ 


O0 


so 
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14. „ (Preußen). Gröffnung des Landtags. Die Thronrebe bes Königs ift nur 
in der Form verjühnlich, verräth aber in der Sache feinerlei Nachgiebigfeit. 

„ » (Deutfchland. — leswig: Holftein). Eine Erklärung gegen bie 
Scheel: Pleffen’ihe Annerionsadrejje findet binnen kurzer Zeit fait 60,000 
Unterſchriften. 

15-20. Jan. GPreußen). Reſultatloſe Miſſion des Prinzen Friedrich Karl 
nach Wien. 


1* 
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17. Jan. (Ver. Staaten). Der Bundesgeneral Sherman beginnt von Savannah 
in Georgien aus feinen Zug gegen Norden duch Süd- und Nordcarolina. 

18. „ (Defterreih). Differenzen zwijchen dem Gonfiitorium der Univerjität 
Wien und ben Studenten über die eier bed 500jährigen Jubiläums ber 
Univerfität ob am Gründungstage ber Univerfität oder am Tage der päpftl. 
Beftätigungsbulle, 

19. „ (England. — Canada). Eröffnung des Golonial-Parlaments. Das: 
jelbe wie die Regierung geben fi alle Mühe, die Ver. Staaten wegen ber 
St. Albans: Affaire zufrieden zu ftellen. 

20. „ (Deutihland — Württemberg). Schluß ber Berathung über das 
fog. Gompflerlajtengejeß und jchlieglihe Annahme desſelben mit allen gegen 
6 Stimmen. 

„» ” (Rußland). Die Adelsverfunmlung von Moskau beichließt mit 270 gegen 
36 Stimmen, ben Kaijer durch eine Ndrefje um die Einführung einer Re— 
präjentativverfaffung zu bitten. Der Senat jchließt die Verfammlung und 
erklärt alle ihre Beichlüfje für ungiltig.._ Der Kaifer erläßt ein Reſcript, in 
ber er das Unterfangen bes Moskauer Adels aufs jchärfite tadelt. 

21. „ Defterreih). Der Stadtrath von Trieft wird wegen eines italienifche 
Sympathieen verrathenden Beſchluſſes Eraft kaiſerl. Entſchließung aufgelöst. 

22. „ (Ber. Staaten). Die Staatsconvention von Tenneffee beichließt die Ab— 
ihaffung der Sclaverei auf dem Gebiete des Staates. 

23. „ (Stalien) Die IL Kammer gebt im Intereſſe der Einigfeit mit 140 

egen 67 Stimmen über ben Gommiffionsbericht betr. die Turiner September: 
eigniffe zur Tagesordnung über. Große Unzufriedenheit in Turin. 

24. „ (Preußen) Das Abg.-Haus lehnt es ab, eine Adreffe an den König als 
Antwort auf die Thronrede zu erlafien. 

25. „ (Belgien), Das Inftitut bes ftehenden Heeres wird in der II. Kammer 
mit großem Nachdruck angegriffen und dag Militärbudget für 1865 nur mit 
65 gegen 29 Stimmen (und 8 Enthaltungen) bewilligt. 

25—30. Jan. (Stalien). Unordnungen in Turin. Demonftration gegen einen 
Hofball. Die Gäfte des Königs werben gröblich infultirt. Die Nationalgarde 
benimmt fich Tau, der Gemeinderath zweideutig. 

26. „ (Deutihland. — Bundestag). Sachſen verlangt eine Abänderung 
ber Bundesbeſchlüſſe betr. porn 10 und Preſſe, wibrigenfalls es diefelben 
von fih aus außer Wirkſamkeit fegen würde. 

„» » (Defterreid). DieRegierung ftellt für eine Herabminderung bes Deficits 
pro 1865 mehrere Vorbedingungen und will erſt nach deren Zugeitehung die 
Ziffer des ihr möglichen Abjtrih8 nennen. Der Finanzausihuß beſchließt, 
auf jene Vorbedingungen nicht einzugehen, wenn nicht bie Regierung vorher 
bie Summe ihres Abſtrichs befannt gebe, und nimmt das Budget für 1865 
in Berathung, um nun jelber die nothwendigen Abſtriche vorzunehmen. 

28. „ (Spanien) Die Regierung erflärt in den Gortes, baf fie noch nicht in 
ber Lage jei, das Königreich Italien anzuerkennen. 

30. „ (Defterreih). Das Gonfiftorium der Univerfität Wien befchließt mit 7 

egen 4 Stimmen, aud) in dem neuen Statut die Nichtzulaffung ber prote: 
Rantifcen Profefjoren zu ben afademijchen Würden aufrecht zu halten. 

» » Ber. Staaten). Refultatlofe Friedensconferenz zwiichen Lincoln und Be: 
vollmächtigten des Südens in Fort Monroe. 

31. „ (Ber. Staaten). Das Repräfentantenhaus beſchließt nunmehr auch feiner: 
feit8 mit der verfafjungsmäßigen Mehrheit von 119 gegen 56 Stimmen ben 
Zufaß zur Bunbdesverfaffung, der die Sclaverei auf dem ganzen Gebiete der 
Union abfchafft. 

— .„ (Deutihland. — Hamburg). Betitionen für und gegen einen An 
fhluß an ben Zollverein. 

— „u. Febr. (Deutihland, — Baden). Katholiiche Agitation gegen bas 
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neue Schulgefeß. Handfchreiben des Großherzogs dagegen. Gegenverfamms 
fung ber- liberalen Partei. Scandal in Mannheim. 


2. Febr. (Ftalien) Die Regierung ſchließt mit dem Haufe Rothſchild einen 
neuen Bertrag über den Verkauf ber piemontefilhen Staatsbahnen ab. 

» » (Spanien). Friede mit Peru. Rückgabe der Chinchas-Infeln. 

3. „ (Italien). Der König verläßt in Folge der Vorfälle vom 30. v. M. 
Turin unenvartet und ohne Abſchied und fiebelt ſofort nach Florenz über. 

9. „ (Reru). Lnzufriedenheit mit dem Friedensſchluß mit Spanien. Miß— 
handlung von Spaniern in Gallao, Verſchwörung des Erpräjibenten Gajtilla 
gegen den Präfidenten Pezet. 

6. „ (Italien) Die Regierung erlaubt die Verfündigung der päpftlichen 
Encyclica vom 8. Dec. dv. Is. unter Vorbehalt aller Rechte des Staates. 


7. „ (Brafilien). Krieg mit Uruguay: Montevideo ergibt fich. Flores über: 
nimmt die Präfidentichaft von Uruguay. 

3. „ OSranfreid) Die Regierung erhebt in Rom Beſchwerde gegen ben 
Nuntins. Der Nuntins entihuldigt ſich in einer Audienz beim Kaifer. 

I. „ (Merico) Die Stadt Dajaca ergibt fi den Franzoſen nad mehrwöchiger 


Belagerung. 

10. „ (Spanien) Der Staatsrath erlaubt die Veröffentlichung der päpftlichen 
Enceyelica vom 8. Dec. 1364 nur mit Ausnahme derjenigen Stellen, welche 
den Vorrechten der Spanischen Krone zuwiderlaufen. 

11. „ (Defterreid). Die von dem Kaifer einberufene Banatconferenz beräth 
das fiir den bevorftehenden kroatiſchen Landtag zu erlaffende Wahlgeſetz und 
entfcheidet fi für dasjenige von 1861 (oder eigentlich 1848). Der Kaifer 
entfpricht dem Verlangen, jedoch mit ausdrüdlicher Verwahrung. 

2. „ (Deutfhland — Schleswig. Holftein). Die unbedingten Anhänger 
Preußens conftituiren fich in Nendeburg als fog. nationale Partei und er: 
laffen ein Programm. 

13. „ (Defterreidh). Niederfekung einer engliſch-öſterr. Enquetecommiffion bes 
bufs Einleitung eines Handelsvertrags mit England. 

14. „ 1Deutfhland. — Württemberg), Tie N. Kammer befchließt mit 56 

2 gegen 27 Stimmen die Abjchaffung der Todesftrafe. 

15. „ (Preußen). Tas Abg.-Haus Spricht fih mit großer Mehrheit für Abs 
ſchaffung der bisherigen Geſetze gegen die Goalitionsfreiheit dev Arbeiter aus. 

» » (Srankreih). Gröffuung der Kammern. Thronrede des Kaijers. Blaus 
buch der Regierung. 

» „ ($ranfreid: Schweden) Abſchluß eines Handelsvertrags zwiſchen 
Frankreich und Schweden. 

16. „ (Deutſchland. — Württemberg). Minifter Varnbüler erklärt fich 
aus Rückſichten für Defterreich gegen eine Anerkennung des Königreidhs 
Stalien. 

1. „ (Ber. Staaten). Charlefton wird von den Bunbestruppen befekt. 

18. „ (Deutfchland. — Weimar). Der Landiag fpricht fih mit 23 gegen 5 
Stimmen für Nbfchaffung dev Todesitrafe aus. 

19. „ (Dejterreih). Ter Minifter des Auswärtigen erflärt dem Abg.Haus, bie 
Regierung anerfenne Feine Verpflichtung zu Vorlage des Friedensichluffes mit 
Dänemark. — Der Finanzminifter bringt fchon jetzt aud das Budget für 
1866 mit einem muthmaßlichen Gebahrungsdeficit von 13 Mill. ein; erſt 
mit bem Jahre 1867 hofje die Regierung basfelbe ganz befeitigen zu können. 

d. „ (Spanien). Finanznoth der Regierung. Die Corte müffen auferorbents 
lihe Hülfsmittel gewähren. Die Königin verzichtet auf drei Viertheile ihres 
Patrimoniums. Die Regierung verfpricht eine neue Prüfung des Budgets 
und möglichſte Einfchränfung. 

" afilien) fließt mit Uruguay unter ben billigften Bedingungen 
rieden. 
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21. Febr. (England). Die Regierung verlangt vom Parlament 200,000 Pib. 
für die Pefeftigung Quebecs gegen allfällige Angrifje auf Canada von Seite 
ber Ver. Staaten. 

„ „ (Stalien). Die I. Kammer genehmigt das Gefek über die legislative 
Union ber Halbinfel, einjchlieflih der Ginführung der Givilche. 

Ba; (Preußen) formulirt endlih Defterreih gegenüber feine Forderungen an 
Schleswig-Holſtein, ohne deren vorgängige Grfüllung es in eine definitive 
Gonftituirung des neuen Staats nicht eimvilligen werde, 

„ » Ber Staaten) Wilmington wird von den Bundestruppen bejekt. 

25. „ (Deutihland. — Kurheſſen). Die Ständeverfammlung verlangt von 
ber Regierung die Beleitigung der Bundesprefordonnanzen von 1854. 

26. „ (Deutfchland, — Schleswig-Holitein). Tie Telegirtenverfammfung ber 
Schleswig=:Holjtein:Vereine in Nendsburg jpricht fi einftimmig gegen eine 
Ginverleibung in Preußen, gegen eine Rerfonalunion mit demielben und gegen 
eine rüdhaftlofe Unterordnung unter dasjelbe aus und ftellt es mit Mebrbeit 
bem Herzog und der Pandesvertretung anheim, die im Intereſſe Deutſchlands 
nöthigen Staatsverträge mit Preußen abzuſchließen. 

"„  » (Deiterreid). Flaue Feier des Jahrestags der Verfafjung in Wien und 
in den übrigen Theilen dev Monarchie. 

„ r (Merieo). Ein Decret des Kaifers erklärt die katholiſche Religion für bie 
Staatsreligion, aber alle andern Religionen für geduldet. Gin zweites Decret 
des Kaifers verordnet eine NRevifion der Verkäufe von Kirchengut, beſtätigt 
aber ſchon jetzt grundſätzlich alle ebrlih und gefegmäßig erfolgten Verkäufe 
diefer Art. 

27. „ (Merieo). Die Leitung bes Finanzminifteriums geht an ben cben einge: 
troffenen Franzoſen Bonnefonds über. 

28. „ (Peru). Ausbruch der Revolution gegen den Präfidenien Pezet wegen bes 
Friedens mit Spanien. 

—  „ (Defterreid). Aufhebung ber bisherigen Anternirung einer großen Ans 
zahl Polen. Diejelben werden mafjenbaft nach) Bayern und der Schweiz 
entlafien. 

—  „ (Ztalien), Die Regierung jchließt eine ganze Reihe biihöfl. Seminarien 
und die damit verbundenen Secundärfchulen, weil bie Biſchöſe die Staats: 
aufficht nicht dulden wollen. 

— „ (Ber Staaten). Beide Häufer ber Legislatur von Kentudy lehnen den 
vom Gongreß beichlojfenen Zufatartifel zur Bundesverfafjung, der die Scla— 
verei abſchafft, ab. 


td 


. März. (Dejterreih). Die Regierung läßt fich endlich dazu herbei, im Budget 
für 1865 einen Abjtrich von 20,100,000 fl. anzubieten. 
„ Ber Staaten). Lincoln tritt zum zweiten Mal jein Amt als Präfident 
der Union an. 


I u (Defterreich) lehnt die Forderungen, unter denen Preußen allein in vie 
Gonftitwirung eines neuen Staates Schleswig-Holſtein willigen will, als 
Ganzes ab und will demjelben nur jomweit Gonceffionen machen, als es inner: 
balb der Bundesverfafjung möglich ift. 

6. „ (Rom), Der Rapft richtet ein eigenhändiges Schreiben an Victor Emanuel, 


um Unterhandlungen über die Wiederbefegung ber verwaisten Biſchofsſtühle 
Staliens anzufnüpfen. 

»„ » (Kranfreid) Der Unterricdhtsminijter Duruy trägt auf obligatorifchen 
und unentgeltlichen Volfsunterricht an. Der Minijter: und Geheimrath ent: 
jcheidet fi gegen den Antrag. 

8 „ (England). Eröffnung des Telegraphen zwijchen England und Oftindien. 

I. „ (Preußen). Die Stadtverordneten von Köln Tehnen ben ihnen zugemus 
mutheten Grebit für die Feier der fünfzigjährigen Verbindung ber Rheinlande 
mit Preußen unter den obwaltenden Umſtänden ab. 
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9—18. März. (Frankreich). Adreßdebatte im Senat. Der Prinz Napoleon 
nimmt feinen Theil daran. - 

10. „ (Franfreid). Herzog von Morny 7. 

11. „ (England. — Canada) Dias Golonial:Parlament erklärt fih für das 
brittiſche Conföderationsproject. Die übrigen, Heineren Eolonien zeigen ihrer: 
feits wenig Neigung dafür, 

.. » (Ber. Staaten). Der Congreß ber Südftaaten in Richmond befchließt die 

el der Sclaven, ohne benjelben indeß damit auch die Freiheit zu 
nfen. 

12. „ GFrankreich). Adreßdebatte des geſetzgeb. Körpers: Rebe Thiers gegen 
das Königreih Stalien und für die weltlihe Herrſchaft des Papites. 

13. „ (Deutidland — Schleswig-Holjtein). Differenzen zwijchen bem 

öfterr. und dem preuß. Civilcommiſſär. 

„ (Breufßen) Der feubale Provinziallandtag und bie Stabtbehörben von 
an beichließen, den König zur Feier des Jubiläums nah Aachen ein- 
zulaben, 

„ (England). Unterhausbebatte über Ganaba. Allgemeine Beforgniß vor 
ben Ber. Staaten. 

„ (Donaufürftentbümer). Beide Kammern baben ein Gefet votirt, das 
bie Wahl und Abſetzung des Patriarchen und ber Bijchöfe in die Hand bes 
Fürſten legt und fie zu bloßen Staatsbeamten madt. Fürft Couza zögert 
noch, dem Geſetz feine Sanction zu ertheilen. 

» (Stalien). Die I. Kammer bejhliept die Abfchaffung der Tobesitrafe mit 
einer Majorität von 59 Stimmen. — Der Finanzminijter verlangt bie Er— 
mädtigung zu einem neuen Anlehen von 425 Mill. 

„ (Ber. Staaten). Botichaft des Präſ. Zefferfon Davis an ben Congreß 
der Sübdftanten und Antwort des Gongrejjes. Gegenjeitige Beihuldigungen. 

17. „ Breugen) Das Obertribunal entjcheidet in ber ſog. Stellvertretungs: 
frage in legter Injtanz zu Gunften der Regierung. 

18. „ (8 —— Der bisherige Belagerungszuſtand in Galizien wird wieder 
aufgehoben. 

22. „ (Deutſchland. — Württemberg). Diell. Kammer erklärt ſich gegen 
jede Vergewaltigung ber Herzogthümer dur Preußen und daß alle deutſchen 
‚Staaten verpflichtet feien, für die Rechte ber Herzogthümer und für die Nechte 
Deutſchlands auf diefelben mit der That einzuftehen. 

„ (Defterreih). Das Abg.:Haus beichlicht, in die Berathung bed Budgets 
für 1866, jedod unter Verwahrung gegen jedes Präjudiz, einzutreten und 
dazu einen neuen Ausſchuß zu wählen. Die Mahl fällt überwiegend in 
oppofitionellem Sinne aus. 

24. „ (Preußen). Eine kgl. Cabinetsorbre verlegt bie preuß. Marinejtation ohne 
Meiteres von Danzig nad Kiel. 

26. „ (Deutfhland. — Schleswig-Holftein). Unter Vermittlung bes 36er 
Ausſchuſſes findet in Berlin ein Verſuch directer Verftändigung zwiſchen 
ſchleswig⸗ holſteiniſchen Vertrauensmännern und einer Anzahl Führer des 
preuß. Abg.⸗Hauſes flatt, der zu einer Erflärung der Schleswig-Holſteiner 
führt, was fie an Preußen zu concebiven geneigt feien und was nicht. 

7. „ (Deutfchland. — Bundestag). Bayern, Sachſen und Heſſen-Darmſtadt 
fielen des Bundes ben Antrag, bie vertrauensvolle ‚Erwartung auszu: 
Iprechen, es werde Defterreih und Preußen gefallen, bem Auguftenburger das 
Herzogthum Holftein nunmehr in eigene Verwaltung zu übergeben. Defter« 
sei ijt mit dem Antrage einverftanden. —— 

„ (Breußen). Tas Abg.:Haus genehmigt faſt einſtimmig eine Reihe von 
Rejolutionen als Vorbericht feiner Commifjion über das Budget für 1865 
und feine Behandlung. , , 

„ (Defterreih). Allgemeine Debatte bes Abg.-Hauſes über das Budget für 
1865. Die Redner ber Majorität erflären übereinftimmenb, daß hinreichende 


— 


14. 
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Abſtriche unerläßlich feiern, weil weder eine weitere Steuerhöhung, noch eime 
weitere Inanſpruchnahme des öffentlichen Grebit8 mehr möglich fei. 

27. März— 15. April. (Frankreich). Adreßdebatte im gejetg. Körper. 

28 „ (GDeutiſchland. — Mürttemberg) Der Abgeordnete Hölder und 
41 Gen. bringen in der I. Kammer einen betaillirien und tief eingreifenden 
Antrag auf Revifion der Verfaffung ein. 

» (Breußen). Das Abg.Haus genehmigt im Wefentlihen die Gifenbabnvor- 
lagen der Regierung mit 178 gegen 108 Stimmen. Spaltimg der Oyrpontien- 

„ (Deiterreid). GErflärung des Minijters des Aeußern im Abg.- Haufe über 
die auswärtige Politif Defterreichs. 

F —— — Heftige Scene im geſetzgeb. Körper bez. bes Staatsjireiche 
v. 2. Dec. 

„ (Stalien). Auch die I. Kammer genehmigt mit 89 gegen 45 Stimmen 
bie Einführung ber Civilehe. 

» (Ber. Staaten). Die Armee Grant’s fett fich zum lekten entſcheidenden 
Kampf auf Rihmond in Bewegung. 

30, „ (Deutfchland. — Sachſen). Eine kgl. Verordnung fegt die Bundes 
beichlüfje betr. Brejje und Wereinsweien wieder außer Kraft. 

„ (Deutihland. — Bayern). Wiederzufammentritt des ſeit 1863 ver: 
tagten Landtags. Die Negierung legt bemielben ben Antrag auf zweijährige 
ftatt der bisherigen fechsjährigen Kinanzperioden vor, was bie Il. Kammer 
ſchon wiederholt und zulegt einftinmig verlangt, die I. Kammer und Die Re 
gierung bagegen beharrlich bisher abgelehnt hatten. 

31. „ (Deutihland — Schleswig:Holftein) Herzog Friedrich erflärt 
jich einläßlich darüber, wie weit er in feinen Goncefjionen an Preußen geben 
zu Fönnen glaube. 

„ (Deuiihland. — Bayern). Die bisherige Majorität ber II. Kammer 
fällt gänzlih auseinander ; ber bisherige Führer berjelben, Frhr. dv. Perchen: 
feld, wird nicht einmal in den Adreßausſchuß gewählt. Aus ber bisherigen 
Majorität bildet ich ein Gentrum und eine Rechte; die Kortichrittspartet und 
die Pfälzer treten unter Offenlafjung dev deutjchen Frage als vereinigte Linke 
zujammen. 

„ (Deiterreid). Erklärung Schmerling’s im Abg.: Haufe über die Rolitif 
und die Ausfichten der Megierung bez. Ungarne. 

„ (Defterreidh). Die Qubelfeier der Univerfität Wien wird „aus Oppor— 
— — auf den Auguſt (Jahrestag der päpſtl. Beſtätigungsbulle) 
angeſetzt. 

„(China). Prinz Kong wird als Miniſterpräſident abgeſetzt und aller ſei— 
ner übrigen Ehrenjtellen entboben. Die Engländer räumen in Folge davon 
bie Taku-Forts nicht. Der Prinz wird in fein Miniftertum wieder eingefckt. 


41. April. (Preußen) Das Abg.-Haus lehnt das Verlangen ber Regierung, 
Filialen ber preußifchen Bank auch auf nichtspreußiichen aber beutfchen Han: 
belspläßen errichten zu bürfen, ab. 

„ (Spanien). Die 11. Kammer genehmigt das Aufgeben St. Domingo’s 
mit 155 gegen 68 Stimmen, ber Senat mit 93 gegen 39 Stimmen. 

„ (Ber. Staaten). Kampf um Rihmend. General Sheridan erftürmt ben 
entjcheidenden Punkt Five forks. 

2. „ (England). Richard Gobden 7 

„  » (Ber. Staaten). Kampf um Richmond. Die Bundesarmee nimmt bie 

ganze äußere Fortificationslinie von Petersburg und wirft die Gonföberirten 
aud aus allen Pofitionen vor Richmond, Lee räumt in ber Nacht Beterk: 
burg und Richmond. Davis flieht mit wenigen Getreuen nah Süden. 

. „ (2er. Staaten). Die Bundestruppen ziehen in Richmond ein, die Neger: 

regimenter voran. 

. „Geutſchland. — Württemberg). Die IL. Kammer verwirft ben Antrag 


” 
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— auf Einführung der allgemeinen Wehrpflicht nur mit 45 gegen 41 

timmen. 

4. April. (Deutfhland. — Kurheſſen). Die Ständeverſammlung lehnt das 
von der Regierung vorgelegte Wahlgeſetz ab. 

» „ODeſterreich). Die Regierung legt dem Reichsrath einen neuen (liberaleren) 
Rolltarif vor. 

>. „ (Preußen). Die Regierung legt dem Abg.-Hauſe einen umfaffenden Plan 
zu Erweiterung der preußiſchen Marine vor, erflärt, daß Preußen nicht bloß 
gegenwärtig im Befig des Hafens von Kiel, jondern auch entjchloffen jei im 
Beſitz diefes Hafens zu bleiben und fordert für bie Befeftigung besfelben und 
= Anfegung von Marineetabliffements daſelbſt einen Gredit von 6,150,000 

balern. 

6. „ (Deutſchland. — Bundestag). Ter mitteljtaatliche Antrag v. 27. März 
wird von der Bundesverſammlung gegen Preußen mit 9 gegen 6 Stimmen 
zum Bejchluß erhoben. Deiterreich ftimmt mit der Mehrheit. 

» » (Deutidland — Nafjau) Die Rechte der II. Kammer erfcheint in 
den Sikungen nicht und macht Ddiefelbe dadurch beichlußunfähig, um bie 
Prüfung der von der liberalen Mehrheit angefochtenen Wahlen zu verhindern, 

» » (Preußen). Das Abg.-Haus ſpricht fich wiederholt gegen den Mißbrauch 
bes DOberauffichtsrechtes ber Negierung gegemüber den Stadtverordnetenver— 
fammfungen aus. 

7—10. „ (Spaniem). Unruhen in Madrid. Gewaltmaßregefn der Negierung. 

I. „ (Ber. Staaten). Lee capitulirt mit feiner ganzen Armee. 

10, „ (Defterreich) remonftrirt in Berlin gegen die einfeitige Verfügung über 
ben Hafen von Kiel. 

» » (Dünemarf). Die NRegierungsvorlage für Modification der Verfaffung 
vom 14. November 1963 wird nach langen Verhandlungen in ber von einer 
gemeinfchaftlihen Gommiflion beider Thinge des Neichsraths vereinbarten 
Faſſung vom Yandstbing angenommen, vom Volksthing aber verworfen. 

11. „ (Deutfchland. — Zollverein). Der neue Handelsvertrag zwifchen dem 
Zollverein und Defterreich wird endlich in Berlin unterzeidnet. 

„ (Merico) Neues Anlehen in Paris zu den drüdenditen Bedingungen. 

12. „ (Italien) Die IM. Kammer genehmigt mit 156 gegen 88 Stimmen ben 
Verfanf der piemontefiichen Staatsbahnen. 

» » (Ber. Staaten). Mobile in Alabama wird von den Bunbestruppen 
bejekt. 

14. „ (Ber. Staaten). Grmordung des Rräfidenten Pincoln durch ben Schau: 
jpieler Willes Booth, Der Vicepräſ. Johnſon tritt verfaffungsmäßig an 
feine Stelle und leiſtet den Eid. 

16. „ (Aegppten). Delegirte des enropätfchen Handels befichtigen auf Einladung 
Leſſeps die Arbeiten bes Suezcanals. 

N. „ (Breußen) regt bei Oefterreich die Einberufung der ſchleswig-holſtein'ſchen 
Stände an, um fi über feine Forderungen mit denfelben direct zu ver: 
ftändigen. 

.- .„ (Stalien). Vegezzi geht in auferordentlicher Miffion nad Rom. 

19. „ (Deutfchland. — Schleswig-Holftein).. Tie Delegirten : Berfammlung 
ber Schleswig-Holſtein-Vereine bejchließt einmüthtg ihre Zuftimmung zw ber 
Berliner Erklärung ihrer Vertrauensmänner vom 26. März. 

24, „ (Deutfhland. — Bayern). Die I. Kammer genehmigt die neuen 
Handelsverträge mit 117 gegen 7 Stimmen und fpricht den Wunſch nad) 
Abſchluß eines Handelsvertrags mit Stalien aus. 

„ - (Rußland). Der Großfürft-Thronfolger F in Nizza. Gin Faiferlicher 
Ufas prochamirt den zweiten Sohn bes Kaijers, Alerander, als Thronfolger. 

2. „ (Italien). Die N. Kammer bewilligt mit 153 gegen 47 Stimmen bas 
von ber Regierung geforderte Anlehen von 425 Mil. 
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25. Apr. (Brajilien). ZTrippelallianzg mit Uruguay und ber argentinischen Republik 

gegen Paraguay. 

2%. „ (Deutidland. — Bayern). Ter Abgeordnete Kolb trägt in ber 
Il. Kammer auf möglichſte Einſchränkung bes ftehenden Heeres und Einfüb— 
rung der allgemeinen Wehrpflidt au. — Die 1. Kammer genehmigt fait 
einjtimmig ben Antrag auf zeitgemäße Erweiterung (und Umbildung) ber 
Il. Kammer. 

„ Deutjhland — Hannover) Die I. Kammer jpridht fih mit allen 
gegen 3 Stimmen für eine Reform ber Gewerbeordnung im Sinne ber Ge: 
werbefreibeit aus. 

„ (Preußen) Das Herrenhaus verwirft den Beſchluß des Abg.-Hauſes für 
— der geſetzlichen Beſtimmungen gegen die Coalitionsfreiheit der 
Arbeiter. 

„ „Gtalien). Die II. Kammer nimmt den erſten Artikel des von ber Re— 
gierung vorgelegten Kloſteraufhebungsgeſetzes in modifizirter Faſſung an. 
„„WVCVer. Staaten). General Johnſion ergibt ſich mit feiner Armee an ben 

Bundesgeneral Sherman. 
Auges (England). Der Schatzkanzler legt dem Unterhaus das Budget für 18%, 
vor. Die Steuern fünnen wieder um 3,778,000 Pd. St. vermindert werben. 
»„ » (Stalien). Die Regierung zieht das Klofteraufhebungsgefeg zurüd. 

28. „ (Stalien). Letzte Sikung der I. Kammer in Zurin. 

29. „ (Deutjhland. — Hannover) Die Il. Kammer bejchlieit troß bes 
Widerjtandes des Miniſters Windhorft, die Regierung zu Zurücknahme 
der Bundespreßor donnanz von 1854 aufzuforbern, 

»„ (Defterreih). Das Abg.-Haus ſetzt in ber Beratbung des Budgets für 
1865 ben fog. Dispofitionsfonds (geh. Ausgaben) der Regierung von 500,000 
auf 200,000 ©. herab, 

„ (Sranfreid) Der Kaijer gebt auf 6 Wochen nah Algier. Regentichaft 
ber Kaiferin, 


1. Mai. (Deutſchland. — Bayern). Die I. Kammer genehmigt bie Ein- 
führung zweijähriger Berioden nunmehr gleichfalls mit 30 gegen 7 Stimmen. 

„ (Deutihland — Naffau). Die Linke der vereinigten Ständeverſamm— 
lung verläßt die Sikung und macht bie Verfammlung dadurch beichlup: 
unfähig, um eine Steuerbewilligung unmöglich zu machen, jo lange bie 
Rechte ber II. Kammer ihrerjeits jede Prüfung der Wahlen durch Arbeits: 
einſtellung verhindert. 

„ (Deutfhland. — Hannover) Die II. Kammer jpricht fih mit 44 gegen 
36 Stimmen für die Wiederherjtellung ber Verfaffung von 1848 aus. 

4 „ (Deutihland. — Hannover). Die I. Kammer lehnt einftimmig ihren 
Beitritt zu dem Beichluffe der II. Kammer gegen die Bundespreßordonnanz 
von 1854 ab. 

» » Deutjhland. — Nafjau). Die Regierung ift um der Steuerbewillis 
gung willen genöthigt, den Landtag aufzulöjfen und Neuwahlen anzuordnen. 

» » (Brantreih). Garnier Pages erörtert im geſetzgeb. Körper bie Abſchaffung 
ber ftehenden Heere, Glais-Bizoin erflärt fi für Einführung des preußiſchen 
Landwehrſyſtems. 

(Preußen). Das Abg.Haus verwirft bie von ber Regierung vorgelegte 
Militärnovelle, dba die Regierung jede Conceſſion bezüglich ber dreijährigen 
Dienftzeit ablehnt, mit 258 gegen 33 Stimmen. 

„ » (Dänemark). Der König löst das Volfsihing bes Reichsraths auf und 

ordnnet Neuwahlen an. 

6. „ (Deutjfhland. — Baden). Die I, Kammer geht mit 11 gegen 
5 Stimmen über bie fath. Petitionen gegen das neue Schulgejek zur Tages: 
orbnung über. 

„  " (Defterreih). Debatte des Abgeorbnetenhaufes über das Militärbudget. 
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Die Regierung will 11 Mill. von ihrer urfprünglichen Forderung abftreidhen. 
Der Kriegsminifter erflürt dieß für die äußerte Gränze des Möglichen ; wei: 
ter zu geben, ſei unmöglid, wenn man nicht „die Organijation ber Armee 
angreifen wolle". Das Haus genehmigt trogßdem ben Antrag feines Auss 
ſchuſſes und jtreiht 17 Millionen. 

7. Mai. (Rußland) Murawiew, der Gouverneur von Pitthauen, wird in 
Rubeftand verjeßt und durch Gen. Kaufmann eriekt. 

8 „ (Defterreih), Das Abg.-Haus ftreicht im Marine-Budget für 1865 eine 
halbe Million mehr, als die Negierung zugeftehen will. Das Budget für 
1865 iſt damit erledigt. Während des ganzen Verlaufs der Debatte ift bie 
Regierung mit ihren Anträgen überall gegen die des Syinanzausichuffes, wenn 
auch oft nur gegen 2 Stimmen Mebrheit unterlegen. Das Budget des 
Abg.-Hauſes ergibt immerhin noch ein Deficit von 7 Mill, für deſſen Bes 
dedung fih das Haus indeß ein beionderes Geſetz vorbehält. 

„»  „ (England) Die Baincs’ihe Nefornibil wird vom Unterhaus mit 288 
gegen 214 Stimmen verworfen. 

»  - (Branfreih). Tie Regierung verlangt von ben Kammern 360 Mill. zu 
auperordentlichen öfjentlihen Bauten, wovon 100 Dill. durch Verkauf von 
Staatswaldungen aufgebracht werden follen. Die öffentlihe Meinung erflärt 
ſich aufs entſchiedenſte dagegen. 

» (Preußen). Die Regierung legt dem Abg.-Haufe eine Denkſchrift über ben 
gegen Dänemark geführten Krieg und die duch denjelben veranlapten Kojten 
vor und verlangt die Genehmigung der lekteren. 

.» - (Italien). Die Il. Kammer bewilligt das von ber Regierung geforderte 

neue Anlchen von 425 Mill. mit 73 gegen 19 Stimmen. 

11. „ (Deutihland. — Bayern). Der Auftizminifter legt ber I. Kammer 
einen Ammeiticentwurf für 1849 vor, der die Amnejtie bloß auf bie Inländer 
(Bayern) beichränfen will. 

»  » (England). Die Regierung beginnt ihre in Kolge ber jog. Neutralitäts: 

erflärung gegen die Ber. Staaten getroffenen Maßregeln zurückzunehmen. 

12. „ (Deutihland. — Baden) Die I. Kammer tritt ber Adrefje ber 
I. Kammer betr. ihre eigene Umbildung mur unter Abweichungen bei. 

13. „ Defterreid). Die Studenten ber Univerfitäit Wien weigern fich wieder: 
holt, ein Gomite für ihre Betheiligung an der Inbelfeier niederzujegen. 

„ (Ber. Staaten), Der Gonföderirtenpräfident Jefſerſon Davis wird auf 
ber Flucht gefangen und nach Fort Monroe gebracht. 

14. „ (Stalien) Großartige literarifchepolitifche Dantefeier in Florenz. 

15. „ (Preußen). Dffizielle Feier der 5Ojährigen Verbindung ber Rheinprovinz 
mit Preußen in Aachen und Nachfeier in Köln. Die Bevölkerung nimmt 
baran wenig Antbeil. In der Provinz Poſen findet für basfelbe Greigniß 
feinerlei eier jtatt. . 

-» « (Branfreih). Revolutionäre Nede des Prinzen Napoleon in Ajaccio. 

16. „ (Deutſchland. — Bayern). Tie I. Kammer lehnt ben Antrag ber 
1. Kammer auf ihre Erweiterung (und Umbildung) einftimmig ab. 

„ (Deutihland. — Baden). Die I. Kammer geht über die Fath. Petis 
tionen gegen das neue Schulgejeß ebenfalls zur Tagesordnung über mit allen 
gegen 2 Stimmen. 

„ (Merico). Ein Verſuch des juariftiichen Generals Negrete, fih Matas 
moros zu bemächtigen, mißlingt. 

20. - „. (Preußen). Die Abg. Tweſten, Gneift u. 9. fprehen es im Abg.Hauſe 
offen aus, daß die alte Unabhängigkeit der preuß. Gerichte gebrochen jei. 

„ (Defterreih). Das Abg.-Haus genehmigt mit 112 gegen 52 Stimmen 
ben Hanbelsvertrag mit dem Zollverein. 

» (Franfreih). Die Regierung beginnt, ihre bisherigen ſog. Neutralitätss 
Mapregeln gegen bie Ver. Staaten zurüdzunehmen. 

22, „ (Deutſchland. — Oldenburg). Der Großherzog verlangt von 
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Defterreich und Preußen die Befeitigung ber angeblichen Auguftenburgifchen 
Nebenregierung in Schleswig-Holitein. 

23.Mat. (Preußen) Das Abg.-Haus genehmigt den Hanbdelsvertrag mit Dejter: 

reich mit 170 gegen 99 Stimmen. 

24. „ (Deutihland. — Bayern). Der Ausſchuß ber I. Kammer zwingt bie 
Regierung, ihren Amneftieentwurf wenigftens auf die Angehörigen aller 
deutſchen Bundesſtaaten auszudehnen und nur die eigentlihen Ausländer 
auszuſchließen. 

(NRußland). Die letzten Inſurgentenführer in Polen werben gehängt. 

» (Donaufürftentbümer). Fürſt Couſa läßt einen Abgeordneten des Patri— 
archen von Konftantinopel wieder über bie Gränze fchaffen und genehmigt 
das Gejek, das die Wahl des Patriarchen und der Biſchöfe Rumäniens in 
feine Hände legt. 

» (Baraguay). 5000 Paraguayaner bemächtigen fich ber Stadt Gorrientes 
(Argent. Republik). 

26. „ (Deutfhland — Zollverein). Preußen regt bie Frage eines Han: 
delsvertrags mit Italien an. 

„ (Deutfhland. — Darmſtadt). Miniſter Dalwigk erklärt, daß die Regie— 
rung trotz des Beſchluſſes der Il. Kammer an der Mainzer Convention feſt— 
halte. Die I. Kammer antwortet auf biefe Erklärung mit einer Anklage 
gegen den Minifter; die I, Kammer lehnt ihre Mitwirkung dafür ab. 

„ (England). Anterpellation im Unterhaus wegen Amerifa. Berubigende 
Erflärung der Regierung. 

„ (Griedenland). Wahlen zur Nationalvertretung. Zweifelbaftes Refultat. 
Finanznoth der Regierung. 

» (Ber. Staaten). General Kirby Smith ergibt fi mit ber ganzen Heeres 
und Flottenmacht des Transmifjilfippi:Departements (Teras) an den Bundes: 
general Ganby, 

„ (Deutichland — Zollverein) Paraphirung eines Hanbelvertrags 
mit der Schweiz und eines Niederlafjungsvertrags zunächſt zwilchen Württem: 
berg und der Schweiz in Stuttgart. Derjelbe fommt nicht zur Geltung, da 
Preußen und andere Zollvereinsftaaten ihm ihre Genehmigung verjagen. 

„ (Deutfhland — Bayern). Tie II. Kammer nimmt den erweiterten 
Amneftie-Entwurf einftimmig und ohne Discufjion an. 

„ » (Deutfchland. — Sachſen). Ter König ertheilt ſämmtlichen Gompro: 

mittirten von 1849 volle Amneftie. 

» » (Brankreih). Bruch zwiſchen dem Kaifer und dem Prinzen Napoleon. 

Schreiben des Kaijers an den Prinzen und Antwort des Prinzen. 

» - (Rom). Der päpftl. Nuntius in Merico wird zurüdberufen. 

9. „ (Belgien). Die 1. Kammer genehmigt die Erneuerung bes ſog. Fremden: 

geleßes mit 49 gegen 23 Stimmen. 

» » (Ber. Staaten). Präjident Johnſon erläßt eine Amneftieproclamatior. 

30. „ (Deutihland — Zollverein). Unterzeihnung eines Handelsvertrags 

mit Gngland zu Berlin. 

» » (Rreußen). Das Abg.Haus ſpricht ſich für eine Reviſion ber Preßgeſetz— 
gebung und Weberweifung der Prefvergehen an Gefchwornengerichte aus. 

„ (England). Neue Anterpellation im Unterhaus wegen Amerifa. Wie: 
derum berubigende Erklärungen ber Regierung. 

3l. „ (Spanien). Differenz mit Chile. Beilegung derjelben durch den jpani: 

hen Gefandten ohne reale Gerugthuung. Gr wird deßhalb von der ſpani— 
Shen Regierung abberufen. 


27. 


— 


1. Juni. (ODeſterreich) willigt gegenüber Preußen in die Einberufung ber 
ſchleswig⸗ holſteiniſchen Stände von 1854 ein. 
2. „ (Preußen). Das Abg.-Haus Ichnt bie Marinevorlage ber Regierung mit 
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allerı gegen bie Stimmen ber feudalen Bartei ab. Bismard forbert ben Abg. 
Virchow zum Zweifampf. Virchow Tehnt die Forderung ab. 

2. Juni (Deutihland. — Bayern). Beihluß der II. Kammer bez. ber fchless 
wig=boliteiniichen Frage. 

- (England). Die Regierung entzieht den Conföderirten ber Ver. Staaten 
die Rechte von Kriegführenden, will ihnen aber doch noch zum legten Mal 
einige Vergünftigung zu Theil werden laffen. 

„ (Branfreih). Budgetdebatte des gefeßgeb. Körpers. Rede Thiers. 

„ (Defterreih). Beſuch des Kaifers in Peſth—Ofen. 

„ (Deutihland). Eriter deutjcher Proteftantentag zu Eiſenach. 

» (Hranfreidh). Die Regierung nimmt ihre frühere Neutralitätserflärung 
gegenüber den Ber. Staaten zurüd, 

„ (Preußen). Das Abg.-Haus lehnt bei Berathung des Militärbudgets für 
nn ei Armeereorganifationsfoften mit 207 gegen 22 Stimmen neuer: 

ings ab. 

» (Deiterreih). Die Regierung überrafcht das Abg-Haus mit einer Ans 
lehensforderung von nicht weniger als 117 Mill, zur Deckung der bisherigen 
Deficits und derjenigen für 1865 und 1866. 

„» (Ber. Staaten). Die Flotte wird von 600 auf 90 Kriegsichiffe reduzirt 
und die Armee größtentheils zu entlafjen angefangen. 

„ (Deutfhland. — Schleswig Holſtein). Miflion des preuß. Prinzen 
Hohenlohe in Nordichleswig. 

10. „ (Defterreid). Die englifch:öfterreichifche Enquete-Commiffion wird wie: 

der vertagt. 

» „ (Spanien) Militärverihwörung in Valencia. Gewaltmaßregeln ber 
Regierung. 

12 „ (Freußen) verlangt von Defterreih die Entfernung des Auguftenburgers 
aus Schleswig:Holjtein und macht die Einberufung ber fchlestwig-holfteinifchen 

Stände davon abhängig. 

» (Deutfhland, — Bayern). Die I. Kammer beſchließt die Bitte um 
einen Gejebesentwurf behufs Ueberweifung militärischer Vergehen und Ber: 
breben an bie bürgerlichen Gerichte. 

13. „ (Preußen). Das Abg.-Haus lehnt die Kriegsfoftenvorlage ber Regierung 

einfach ab und erklärt die geſchehene Entnahme von Geldern aus bem Staats- 
Ihage ohne gefeglihe Ermädtigung ber Landesvertretung für verfafjungs: 
widrig, das Staatsminijterium Mir verantwortlich bafür. 

„ (Preußen), Das Herrenhaus genehmigt einen Antrag auf Beichränfung 
der Nedefreiheit bes Abg.sHaufes, Die feudale Partei jtellt auch im Abg.: 
Haufe einen ähnlichen Antrag. 

„ » (Deutjhland — Bayern). Die I. Kammer fucht ben Amneftiebefhluß 

ber II. Kammer wieder etwas zu befchränfen. 

» „ (England). Das Unterhaus befchließt mit 166 gegen 147 Stimmen bie 
Abſchaffung des ſog. Katholikeneides. 

5. „ (Defterreich) lehnt die von Preußen geforderte Entfernung des Auguftens 
burgers aus den Herzogthümern ab. 

„ (England). Der ſog. Edinundsjcandal: Nepotismus des Lorbfanzlers 

Weſtbury. 

„(Aegypten). Ausbruch der Cholera in Alexandrien und Cairo. Fortſchritt 
derſelben nach Konſtantinopel, Ancona, Marſeille ꝛc. 

6, (Preußen). Das Abg.-Haus lehnt den Antrag auf Beſchränkung der Rede— 
freiheit mit allen gegen 16 (feudale) Stimmen ab. — Das Herrenhaus Iehnt 
das Budget, wie es aus ben Berathungen des Abg.-Hauſes hervorgegangen 
üt, ab und erklärt, daß es bie Forderungen ber Regierung von Schleswig: 
Holftein vom 22, Febr. feinerfeits für vollberehtigt anerfenne, 

" „ (Defterreih), Das Abg.-Haus beſchließt gegen die Regierung einen Ge: 
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feßesentwurf zu Beſchränkung bes $ 13 der PVerfaffung und begleitet den-— 
jelben mit energifchen Relolutionen. 

17. Zuni. (Deutfhland, — Medlenburg). Gabinetsjuftiz gegen ben Magiftrat 
von Roftiod, Die Regierung jchidt demfelben Grecution; der Magiftrat gibt 
alsbald nad). 

„ (Preußen). Schluß der Landtagsfejlion. Rede Bismards im Namen bes 
Könige. — Eine Verſammlung in Köln befchließt, auh in biefem Jahre 
wieder ein Abgeordnetenfeft am Rheine zu veranitalten. 

„ (England. — Canada). Verftändigung zwiſchen den Bevollmädtigten ber 
Golonialregierung und ber Regierung des Mutterlandes über ihre Haltung 
ben Ber. Staaten gegenüber. 

18. „ (Deutjdhland). Grofartige Feier des Jahrestage der Schlaht von 
Waterloo in Naffau und Hannover. In Berlin findet Feinerlei Feier des 
Tages ftatt, 

„ Breußen). Die Kronfyndici fchließen ihre Berathungen über das Erb— 
folgeredt in Schleswig-Holſtein. Die Regierung findet nicht für gut, das 
ar berjelben zu veröffentlichen. 

„ (Spanien). Umfchwung ber Dinge. Tas Minifterium Narvaez wird ent— 
lafjen und ein neues Minijterium O'Donnel gebildet, die Anerkennung Ita— 
liens bejchlofjen. 

„ (Ver. Staaten). Die Negierung Spricht ihre entichiebene Unzufriedenheit 
mit ber immer noch nicht ganz aufgegebenen Begünftigung jüdftaatlicher 
Caperſchiffe von Seite Englands aus. 

21. „ (Preußen) Der König geht zur Badecur nad Karlsbad und zur Nachcur 
nad Gajtein. Bismard begleitet ihn. 

„ (Deiterreid). Das Abg.-Haus bewilligt der Regierung wegen dringenden 
Bedarfs von ben geforderten 117 Mill. vorerit 13 Mill. und begleitet die 
Bewilligung mit Nefolutionen. 

v» » (Deiterreid). Eine Faiferl. Entſchließung befichlt die Ginftelung bes 
Strafverfahrens gegen ben größeren Theil der an ber vorjährigen Injurrection 
im Venetianifchen Betheiligten. 

„ Granfreid:Spanien) Abſchluß eines Handelsvertrags zwilchen Frank: 
reih und Spanien. 

23. „ (Italien). Refultatlofes Ende der Miffion Vegezzi's in Rom. 

„»  » (Merico). Ein Decret des Kaifers vegelt den religiöfen Unterricht an ben 

Schulen, der gänzlich den Prieftern überlaſſen bleibt. 

24. „ (Deiterreih). Das Herrenhaus tritt in der Budgetfrage für 1865 auf 
Seite der Regierung und feßt das Militär: und das Marinebudget wieder 
um 5% Millionen hinauf, wodurd das Deficit wieder auf circa 14 Millionen 
fteigen würde. 

26. „ (Deutidhland. — Bayerm). Die I. Kammer lehnt den Beichluß ber 

II. Kammer bez. Militärjuftiz ihrerfeits ab. 

„ Deiterreih). Beginn einer neuen VBerfaffungskrifis: die Hoffanzler von 
Ungarn und Siebenbürgen, ausgeiprochene Anhänger ber Februarverfailung, 
werben ohne ihr Nachſuchen entlafjen und Graf Mailath von ber Partei ber 
Altconferpativen zum ungariſchen Hoffanzler ernannt. 

„ (England). Das Oberhaus verwirft feinerfeits mit 84 gegen 63 Stimmen 
die Abſchaffung des jog. Katholifeneides. 

„ (Spanien) kündigt dem hl. Stuble die beworftehende Anerkennung Staliens 
an und knüpft zugleich mit diefem Unterbandlungen an. 

27. „ (Defterreih). Das Minifterium Schmerling, mit Ausnahme des Minijters 
bes Ausw. und des Kriegsminifters, bietet feine Entlaffung an und erhält 
fie. Der Minifterpräfident Erzherzog Rainer erhält Urlaub und reist noch 
am gleihen Tage ind Ausland ab. Auch der Präfident des Staatsraths, 
Schr. v. Lichtenfels, fordert feine Entlaffung. Unterhandlungen mit bem 
Grafen Belcredi. Lange Minijtercrifis. 
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— Juni. (Ber. Staaten). Die Yunbdesregierung theilt das ganze Gebiet ber 
Union in 5 große Militärdivifionen ein. Präfident Johnſon leitet die Mes 
conftruirung der unterworfenen Sübftaaten ein. 


1. Juli. (England). Das Gabinet beichließt, ben Lordfanzler Weſtbury troß bes 
— —— nicht fallen zu laſſen. 

3. „ (Defterreih). Der Kaiſer verfügt durch Handſchreiben ganz unerwartet 
die unverzügliche Verfegung ber italienischen Armee auf den vollen Fries 
densſtand. 

.„CvPreußen) zeigt ſich bezüglich einer definitiven Löſung der fchleswig:bol: 
ſteiniſchen Frage gemeigt, auf die Anschauungen Defterreihs einzugehen, aber 
unter der Bedingung, daß ber Großherzog von Oldenburg ftatt des Auguften- 
burgers als Souverän der Herzogthümer anerfannt werde. Defterreich geht 
auf den Plan nicht ein. 

« „ (England). Das Minifterium erleidet im Unterhaufe eine Niederlage: mit 
177 gegen 163 Stimmen wird ein Tadelsvotum gegen den Lordkanzler Wefts 
bury wegen bes Edmundſcandals angenommen. 

«» « (Hranfreidh). Der gejekgeb. Körper genehmigt die Anleihe von 100 Mill 

für öffentliche Arbeiten in Algerien. 

., Hranfreid) Schluß ber Seflion der Kammern. 

: (Preußen). Der König jegt, da fid) die beiden Häufer des Landtags über 
das von ber Megierung vorgelegte Budget für 1865 nicht geeinigt haben, 
dasjelbe von Karlsbad aus aus eigener Machtvollfommenheit feit. 

» » (Deutfhland. — Bayern). Die II. Kammer behartt auf ihrer Forbes 
rung einer umfafjenden Amneftie (für 1849) auch gegenüber der I. Kammer 
und zwingt biefe zum Nachgeben. 

» (England), Das Gabinet muß ben Lordfanzler nun doch fallen Taffen und 
kündigt den Rücktritt desjelben an. 

» » (Spanien). Die Deputirtenfammer nimmt das neue Wahlgefeß an, das 
ben — Cenſus auf die Hälfte herabſetzt. 

(Mexico). Das ofjicielle G. di Roma zeigt bie Abberufung des päpftlichen 
Nuntius aus Merico an: „Er fol nicht mehr Zeuge defjen fein, was bort 
wider die Kirche geſchieht.“ 

» „ (St. Domingo). Die Inſurgenten verwerfen ben von ihren Beauftrags 
ten mit Spanien abgeſchloſſenen Vertrag. Der fpanifche Generalcapitän vers 
fündet in Folge bavon die Wiederaufnahme der Feindſeligkeiten. 

I „ (Defterreih). Das Herrenhaus des Reichsrathes läßt in Folge ber Kaifer: 
Iihen Verfügung vom 5. d. M. feine bisherige Oppofition gegen die Abftriche 
des Abgeorbnetenhaufes im Militär: und Mearinebudget jür 1865 alsbald 
ebenfalls fallen und genehmigt nunmehr alle Anſätze des Abg.-Hauſes. 

„» n (Deutfchland. — Schleswig- Holftein). Der Geburtstag bes Herzogs 
griedrich wird überall im Lande feftlich gefeiert, von ber Univerfität Kiel 
officiell begangen. 

"u ns) Schluß der Parlamentsjejjion. Thronrede im Namen ber 

J önigin. 

. „Grankreich-Holland). Abſchluß eines Handelsvertrags zwiſchen Frank⸗ 
reich und Holland. 

„Gtalien). Bericht Lamarmora's an ben König über die Miſſion Vegezzi. 

„Greußen). Das preußiiche Preßbureau verbreitet die Ente einer Wieder: 
aufnahme der Gongrefidee des Kaifers Napoleon. Der Moniteur bementirt 
alle dergleichen Angaben. 

— u (Breußen). SKriegeriiche Vorbereitungen: aus den rheinischen werden ſtarke 
Geihügiendungen nad den fchlefijchen Feſtungen gemacht. 

„ (Preußen). Das Eölner Feitcomite ladet ſämmtliche Mitglieder ber libe⸗ 
talen Parteien des Abg.⸗-Hauſes zu einem Abgeordnetenfeſt auf ben 22. und 
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23. d. M. ein. Die Polizei verbietet das Felt und Töst das Comité 
auf Die Gerichte erflären fpäter die Mafregeln ber Polizei für ungeſetz— 
lih und ihre Verfügungen für aufgehoben. 


Suli. (Oeſterr eich) ſucht Preußen neuerdings zu einer definitiven Löfung ber 


Ichleswigeholfteinijchen Trage innerhalb des Bundesrechts zu bewegen und er: 
Härt fih zu den äußerſten GConcefjionen innerhalb dieſes Principe geneigt. 
Preußen beobachtet dagegen eine rejervirte Haltung. 

„ (Defterreih). Der auf den 17. Juli einberufene Landtag Groatiens 
wird in Folge der inzwifchen eingetretenen Miniftererifis auf den 28. Auguit 
verichoben. 

„ (Schweiz). Der Bundesrath trägt durch eine Botſchaft in beiden Räthen 
der Bundesverſammlung auf eine partielle Revifion der Bundesverfaflung an. 
Der Antrag wird von beiden Rüthen angenommen und dafür eine bejondere 
Sefjion auf den 23. October anberaumıt. 

„ (Brafilien). Sieg ber brafifianiichen Flotte über diejenige Paraguays. 

„ (Breußen). Eine preußiiche Depeiche an Oeſterreich fchildert die Zuſtände 
in den Herzogthümern mit den jchwärzeiten Farben und droht mit einjeitigem 
Vorgehen. Defterreich fucht zu begütigen. 

„ (Deutfhland. — Naffau). Allgemeine Landtagswahlen. Volftändiger 
Sieg ber Fortfchrittspartei bei ben Wahlen zur II. Kammer: von 23 Wab: 
len gehören ihr 20 an, nur 4 der clericalen Partei, gar Feine der gouver: 
nementalen. Auch ale Wahlen (dev Grofgrundbefiter und der Großindu— 
ftriellen) zur I. Kammer fallen liberal aus, 

„ Bortugal). Allgemeine Corteswahlen. Diejenigen in Liſſabon, Oporto, 
Coimbra ac. fallen oppofitionell aus; die Regierung kann nur auf eine Mehr: 
beit von etwa 12 Stimmen rechnen. 

„ (Brafilien). Der Kaijer gebt auf ben Kriegsihauplat ab. Demon: 
ftration der europäiſchen Conſuln bei biefer Gelegenheit zu Gunften Brafiliens. 

„ (Spanien) Ein fgl. Decret ſchließt die Sejfion der Kammern und ver: 
fügt Neuwahlen. 

„ Qereinigte Staaten). Gin Handelstag ber nördlichen und weit 
lichen Staaten in Detroit erflärt fih unter gewijjen Bedingungen für eine 
Erneuerung des Neciprocitätsvertrags mit Canada und Spricht fi) mit allen 
gegen 2 Stimmen für bie Beibehaltung bes Schutzzollſyſtemes aus. 

„ Deflerreid). Das Abg.:Haus des Reichsraths lehnt die Genehmigung 
bes von ber Regierung eingebrachten Tiberaleren Zolltarifs ab und verlangt 
vorerjt umfafjende Erhebungen. 

‚„, (Defterreich) gibt dem preußifchen Gefanbten neue Vermittlungsvorfchläge 
—— mit. 

„ (Spanien) ſpricht die bedingungsloſe Anerkennung bes Königreichs 
Italien aus. 

„ (Türkei — Aegypten). Die Suezcanal-Geſellſchaft zeigt an, daß der un: 
unterbrochene ſchifſbare Weg zwijchen dem mittelländifchen und rothen Meer 
mit biefem Tage eröffnet fei. 

„ (Preußen). Herr v. Bismard äußert fih in Karlsbad ganz unumwunden 
dahin, daß er einen Krieg mit Oeſterreich wünſche und daß Preußen mit 
Hüte oder mit Gewalt die Suprematie in Deutjchland erlangen werde. 

„» (Spanien). Der Gardinal:Erzbiihof v. Burgos erhält feine Entlaſſung 
als Grzicher des Prinzen von Niturien. Der Beichtvater der Königin, 
P. Glaret und die Schweſter Patrocinio werden vom Hofe entfernt. 

„ Bereinigte Staaten). Das ehemalige füdftaatliche Caperſchiff Stonewall 
wird von ben fpanijchen Behörden auf Cuba der Bundesregierung ausgelie: 
fert und ebenjo von der mericanifchen Negierung die nach der Gapitulation 

von Kerby Smith von Teras auf mericaniſches Gebiet gebrachte Artillerie ber 
ehemaligen Gonföderation. 
„ Preußen). Die Regierung ſchließt mit ber Direction ber Cöln-Mindener⸗ 
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Eifenbahngefellichaft einen Vertrag ab, der für dieſe vortheilhaft ift, ihr ſelbſt 
aber die Verfügung über etwa 23 Mill. Thlr. fichert, ohne die Ratification 
bes Landtags vorzubebalten. 

13. Juli. (Defterreih). Der bisherige Statthalter Ungarns, Graf Palffy, wirb 
entlafjen und mit dev Wiederbejeßung der oberſten Würden nach ber alten 
Berfafjung Ungarns aus den Reihen der fogenannten altconjervativen Partei 
begonnen. 

W. „ (Preußen). Die preußiihe Flottenſtammdiviſion wird von Danzig wirfs 
lih nach Kiel verlegt. 

4. „ (Preußen). Der König von Preußen hält auf dem Wege von Karlsbad 
nah Gaftein in Negensburg ein förmliches Gabinetsconjeil, zu dem auch bie 
Geſandten in Wien und Paris beigezogen werben. 

» = (Defterreicd) gibt Spanien in einer einläßlichen Depeſche jeine Mißbil— 
ligung der erfolgten Anerkennung des Königreich Stalien zu erkennen, 
ir „ (Defterreid). Beide Häufer des Reichsraths einigen fich noch völlig 

über ihre zeitherigen Differenzen bezüglich des Budgets für 1865. 

22. „ (Preußen). Der preuß. Geſandie kehrt von Karlsbad und Regensburg 
nah Wien zurüd, ohne ein AZugeftindnig an Defterreich mitzubringen. 
Preußen Hält im Gegentheil an feinen Forderungen feit, jelbit auf die Gefahr 
eines ofjenen Bruches mit Oeſterreich. 

» » (Brankreih). Allgemeine Wahlen neuer Gemeinderäthe in ganz Frank: 
reih. Das allgemeine Stimmrecht füngt an, ſich auch auf diefem Felde von 
den Einflüffen der Gewalt zu emancipiren. Im Ganzen fallen die Wahlen 
freijinnig, aber nicht antidynaftiich aus. 

2/23. „ (Prenßen). Die Regierung verhindert das Abgeordnetenfeft in Köln 
mit den Mitteln der Polizei und der bewaffneten Macht. Die dazu erſchie— 
nenen Abgeordneten weichen der Gewalt ohne Widerſtand. 

23. „ (Preußen). Gonferenz zwiſchen Bismard und dem bayerifchen Minifter 
v. d. Pfordten in Salzburg. Bismard nimmt einen Krieg zwiſchen Preußen 
und Dejterreih in Ausfiht und verlangt von den Mitteljtanten bewaffnete 
Neutralität. 

» » (Italien). Affaire des Oberften be Billata. Gircular des Kriegsminifters 
Petitti. Entjchiedene Oppofition, jelbjt in den Kreifen ber Senatoren und 
Deputirten, gegen die darin ausgeiprochenen Grundfäge. 

» » (Zürtei. — Donaufürjtentbümer) Die Regierung des Fürjten 
Gouza bdecretirt abermals die Einführung des Zabafmonopols auf ben 

12. Auguit. 

„(Preußen) geht in SchleswigsHolftein wirklich einfeitig vor: der Redacteur 
May wird in Altona militäriich aufgehoben und nad Nendsburg geichleppt, 
der preuß. Abg. Freſe aus Kiel ausgewieſen, ohne daß Preußen dazu die 
Zuftimmung Dejterreihs eingeholt hätte, Der öfter. Civilcommiſſär Tegt 
energiichen Proteft dagegen ein. 

» (Spanien). NReorganijation der Jury; die Jurisdiction in Preßſachen 
wird berjelben zurüdgegeben. . 

» (Bereinigte Staaten). Präfident Johnſon hat alle Kriegsgefangenen aus— 
nahmslos, jelbjt die Generale der ehemaligen Gonföderation, begnadigt unter 
der einzigen Bedingung, daß fie der Union den Treueid ſchwören. — Seit 
Monatsirift find aus Wafhington allein über 200,000 Mann der bisherigen 

Bundesarmee in ihre Heimath entlaflen worden. 

%. „ (Deiterreih). Schluß der Sefjion des Reichsraths. Thronrede. An 
bemjelben Tage wird die Entlajlımg des Minijteriums Shmerling definitiv 
ausgejprochen und Graf Beleredi an der Stelle Schmerlings zum Staats: 
minijter ernannt. 

» » (Deutfchland — Bundestag). Bayern, Sahjen und Heſſen⸗Darmſtadt 
fellen am Bunde einen neuen Antrag bezüglich Löfung der jchleswigsholfteis 
niihen Frage, indem fie bie Einberufung ber dortigen Stände und die Aufs 


2 


LEW) 
or 


418 Allgemeine Chronik. 


nahme Scleswigs in ben beutfchen Bund verlangen. Ter Antrag wird un 
ben Ausihuß gewieſen. 

27. Zuli. (Türkei. — Tunis). England anerfennt ben Bey thatjächlic als 

Souverän. 

(Brafilien). Der Graf von Eu, Schiwiegerfohn bes Kaifers, wird zum 
efjectiven Marſchall bes brafiliichen Heeres gegen Paraguay ernannt. 

28. „ (Spanien). Gin gl. Decret enthebt den Vertreter Spaniens in Chile in 
Folge feines angeblich ſchwachen Benehmens ven feinem Poften. 

30. „ (Bortugal). Gröffnung der Gortes: die Thronrede kündigt bie burd 
Bermittlung des Königs erzielte Beilegung ber engliſch-braſiliſchen Differen, 
eine jehr befriedigende Finanzlage und die Abjchaffung ber Sclaverei in ben 
Golonien an. | 

— „ (Frankreih). Aufftelung des Decentralifationsprogramms von Nanc. 

— „ (F$rantreid). Antenfive Bewegung ber Arbeiter, namentlich in Parie: 
Arbeiterftrifes und Arbeiterafjociationent. 

— „ (Ztalien), In Oberitalien, namentlich in Mailand und Toscana, zeigt 
ſich eine lebhafte Bewegung unter ben Arbeiter für Gründung von Afjoc 
ationen und Volksbanken nah Schulze-Delitz'ſchem Muſter. | 

— „ (England). Allgemeine Parlamentswahlen. Tas Refultat fichert dem 

Minifterium Palmerfton neuerdings die Majorität. Man zählt 365 Tiberale 
und nur 292 confervative Wahlen. 

„ (Spanien). Säammitliche Bifchöfe bis auf einige haben gegen bie Aner: 

fennung des Königreichs Stalien Proteſt eingelegt. Die Regierung nimmt 
darauf feine Rückſicht. 
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4. Aug. (Defterreih). Die Lifte des abgetretenen ungarifchen Hoffanzlers Zidv 
für Ernennung von Obergelpänen (im Sinne ber fFebruarverfaflung) wird 
bejeitigt und es werben vorerft einige Octobermänner zu Obergeipänen 
ernannt. 

1-8. „ (Deiterreid). 500jährige Yubelfeier der Univerfität Wien. Die Ele 
ricalen haben fich derfelben bemächtigt. Von ber Liſte ber Ehrenpromotionen 
find die Herren Virchow, Gneift und Waldeck geftrihen worben. 

» (Bortugal), Geburt eines Prinzen. Der päpfllihe Nuntius weigert 
fih, den König Victor Emanuel von Stalien als Taufpatben desjelben zuzu— 
lafjen. Der König muß darauf verzichten und wird durch ben Kaifer Na 
poleon erjegt, worauf bie Taufe, am 26. Sept, erfolgt. 

— , (Rom). Die päpftl. Regierung füngt an, an die wirfliche Ausführung der 
Septemberconvention zwiſchen Franfreih und Stalien zu glauben und beſchließt 
demgemäß, ben Gffectivftand der päpftlichen Armee zu ergänzen, zunächſt 
und jo weit wie möglih aus ben eigenen Unterthanen bes Rapftes. 

— , (Baraguay). Präfident Lopez erflärt die argentinische Provinz Cor: 
rientes für annectirt mit Berufung auf bie Notbwendigfeit des Gleichgewichts 
unter ben Laplata-Staaten. 

2. „ (England), Der britte Verſuch eines transatlantiichen Kabels (vermittelit 
bes Great Eaftern) fcheitert wiederum. 

(Defterreid). Graf Blome kehrt vorerft, ohne einen Ausgleich mit 
a erzielt zu baben, nad Wien zurüd, um neue Inftructionen ein: 
zubolen. 

3. „ (Deutihland. — Schleswig:Holftein). Die Landesregierung er: 
theilt der Univerfität Kiel einen Verweis wegen ihrer officiellen ‘Feier be 
Geburtstags bes Herzogs Friedrich und warnt bie Prefje vor Ausschreitungen. 

» » (Deutihland. — Naſſau). Die bisherigen Leiter der berzogliden 
Megierung, Werren und Schepp, werben entlafjen und der gemäfigtere Hofger.s 
Dir. Winter zum Präfibenten ber Landesregierung ernannt. 

4 „ (Breußen). Affaire Ott:Eulenburg in Bonn, 
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6. Aug. (Preußen). Der preuß. Gefandte v. Werther legt dem öfterrreichifchen 
Gabinet neue Vorſchläge vor, bie jo ziemlich wie ein Ultimatum lauten. 

8 „ (Defterreid). Graf Blome fehrt mit neuen Inſtructionen nad 
Gaſtein zurüd. 

9. „= (Breußen) Da bie Stadt Königsberg feinen der Regierung angeneh— 
men Oberbürgermeijter wählen will, jo jegt ihr dieſe einen commifjarifchen 
Verwalter. 

«= «, Deutidland — Baden). 200 katholiſche Geiftlihe treten in reis 
burg zujammen und erlafjen eine Reihe von Mefolutionen, in denen fie 

namentlich die Aufhebung des ftaatlihen Schulzwangs und bie Gewährung 
allgemeiner Unterrichtsfreiheit verlangen und ben Erzbifhof auffordern, für 
bie Rechte ber Fatholijchen Kirche in Baden ben Schuß bes beutjchen Bundes 
anzurufen. 

9/11. „ Branfreid). Der Kaifer ftattet der Königin von Spanien einen 
Beſuch in S. Sebaftian ab; die Königin eriviedert den Beſuch in Biarrig. 

12. „ (Deutfchland. — Schleswig: Holftein). Die Feſtung Friedrichsort bei 
Kiel wird von ben Preußen einjeitig mit fchwerem Gefhüß armirt, ber 
on en v. Halbhuber proteftirt dagegen. 

14. „ (BDefterreih. — Preußen), Abſchluß der Gafteiner Convention: die 
Elbherzogthümer werden wieder auseinandergerifjen, Schleswig jo proviſoriſch 
von Preußen, Holjtein von Dejierreih regiert werden. Lauenburg wird um 
baares Geld von Dejterreih an Preußen überlafjen. 

u ——— Ausweiſung des Franzoſen Rogeard. 

5:2 and. — Frankreich). Anternationale englifhsfranzöfiihe Sceparabe 
in ne 

„»  » ((Bonaufürftentbümer). Krawall in Buchareft in Folge der gewaltfamen 
Einführung des Tabafmonopols und brutale Unterdrüdung besjelben. 

„ (Merico). General Briancourt zieht in Chihuahua ein. Juarez zieht 
jih an die äußerſte Grenze bes Landes nach Pafo del Norte zurüd. 

17. „ (Rarayguay). Die Paragnayiten werden bei Jantany am Uruguay vom 
Präfidenten von Montevideo, General Flores, geſchlagen. 

18. „ (Schweiz) Beſuch des Kaijers der Franzoſen in Arenenberg. 

19—21. „ (Defterreih. — Preußen). Zuſammenkunft ber beiden Souveräne 
in Salzburg. Ratification der Gafteiner Convention. 

20. „ (Dejterreid). Der Unterfuhungsrichter im Friauler Infurvectionsproceh, 
Eßl, wird in Udine erdolcht. 

— (Schweiz). Die Gotthards-Conferenz beichließt, auf eine Bundesjubven- 
tion für ae zu verzichten und jeßt ben Beitrag ber Schweiz auf 
20 Mill 

„» «4. Sept. (Frankreich). Seſſion ſämmtlicher Generalräthe. Vereinzelte 
Berfuhe, das Syſtem ber nn zu durchbrechen 

21. Aug. (England. — Frankreich) Ehe englifche franzöfiihe See: 
parade in Breit, 

„0. (Preußen) Zufammentritt ber von ber Regierung berufenen großen 
Gommijjion zu Berathung der Arbeiterfrage (Eoalitionsreht und der bamit 
zufammenhängenden Fragen). Das Refultat fällt ſchließlich nicht gerade nad) 
ben Erwartungen der Negierung aus. 

4. „ (Deutfchland. — Bundestag). Defterreih und Preußen legen ber Bun— 
desverſammlung die Gajteiner Convention vor, in der „Zuverſicht“, daß bie 
weiteren Berhandlungen zwijchen ihnen zu einem alljeitig befriedigenden Er— 
gebniß führen werden und erſuchen die h. Verſammlung, dieſem Ergebniß 
mit „Vertrauen“ entgegenzuſehen. 

B.. (Defterreid). Conferenz in der fiebenbürgifchen Hoffanzlei zwifchen dem 
Miniiterium und Bertrauensmännern ber ungariſch gefinnten Partei. Das 
Miniſterium ſetzt das Programm für Siebenbürgen feft: basjelbe fol aus 
bem Reichsrath wieber ausgeſchieden und bie Union mit m... 
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angebahnt, der ganze Umſchwung aller dortigen Verhältniffe, zu Gunften ber 
Sachſen und Rumänen und gegen den überwiegenden Einfluß ber Magyaren, 
wieder fallen gelafjen werden. 

28. Aug. (Preußen). Die Generalverfammlung ber Kön:Mindener Eifenbahn: 
geſellſchaft genehmigt einjtimmig das mit der Regierung abgefchloffene Ge: 
jhäft, ohne die Zujtimmung des Landtags vorzubehalten. 

„ (Kranfreiig — England). Internationale franzöſiſch-engliſche Flotten— 
reviie in Plymouth. 

„ (Schweiz). Berjammlung bes internationalen Gongrefjes für fociale 
Mifjenfchaften in Bern. Derfelbe erfärt fich einmüthig gegen das Inſtitut 

ber jtehenden Heere und für deren Abjchaffung. 

(Dänemark). Die Regierung legt dem neu gewählten Volksthing bes 
Reichsraths die Verfafjungsvorlage in der vom Landsthing in ber früheren 
Seſſion angenommenen Faſſung vor mit der erneuerten Grflärung, daß fie 
zu weiteren Conceflionen ſich unter feinen Umftänden entichließen könnte. 
29. „ (Brankreich) erflärt ſich durch eine Girculardepefche in den ſtärkſten Aus— 

brüden gegen die Gafteiner Convention. 

„ (Defterreih). Eine ganze Reihe in ben legten Jahren befeitigter magy— 
ariicher Beamten in Siebenbürgen wird durch Faiferl. Entſchließung, „daß 
dem N. N. geitattet werde, feinen Dienft wieder anzutreten“, reactivirt. 

30. „ (England) Ichnt bie Anjprüche der Ber. Staaten auf Entihädigung für 

den Schaden, welden bie in England ausgerüfteten Gaper ber ehemaligen 

Nebellenjtaaten angerichtet, definitiv ab. 

(Deutihland. — Kurhejjen). Der oberjte Gerichtshof erfennt in 
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" einem Urtheil die Unrechtmäßigfeit und Unvollziehbarfeit der oetroyirten Jagd: 
ordnung vom 26. Yan. 1854 und damit die Redhtsbeftändigfeit des Jagd— 
x v. 1. Juli 1848, 

31. (Deutfchland. — Bundestag). Ter holfteinifche Ausihuß beſchließt mit 


5 (worunter außer Hannover auch Württemberg) gegen 2 Stimmen, über 
ben Antrag Bayerns, Sachſens und Heffen-Darmftadts vom 27. Juli feinen 
Vortrag zu erftatten und bie Bundesverjammlung beſchließt mit 13 gegen 
3 Stimmen auf zwei Monate ferien zu machen. 

— „ (England). Die britiſchen Kolonien in Nordamerifa Neufhoitland, Neu: 
braunjchweig, Neufundland und die Prinz Edwards: Anfeln erflären fih gegen 
das Project einer britifhen Gonföderation Nordamerikas. Das Project ift 
demnach wenigftens vorerjt für gejcheitert zu erachten. 

— ,. (Rom) Um das Deficit zu decken, ſieht fi) die Curie zu einem neuen 
Anlehen von circa 1% Mill. Scudi Rente genöthigt und knüpft deßhalb 
Unterhandlungen mit verſchiedenen Banfiers an. 

— (Defterreid) Ein Rundſchreiben des ungariihen Hoffanzlers Majlath 
fpricht fich jehr eindringlich gegen eine fofortige Reactivirung der Comitats— 
inftitutionen, wie im Jahre 1861, aus, 


1. Sept. (Defterreih). in Faif. Reſcript beruft den Landtag von Siebenbürgen 
auf ben 19. Novbr. ein und zwar nicht nad) der neuen provilorifchen Land— 
tagsordnung vom 21. April 1863, welde das Uebergewicht ber Magyaren 
gebrochen hatte, jondern nad dem XI. Gejetesartikel des J. 1791, welche 
benjelben das Webergewicht neuerdings fichert, und nicht nah Hermanitadt 
wie jeit 1863, jondern wieber nach Klauienburg. Als ausſchließlichen Bera— 
thungsgegenitand des Landtags wird die Nevifion bes eriten Artifels des Ge: 
jeßes von 1848, die Union Ungarns und Siebenbürgens betreffend, bezeichnet. 

—  „ (Defterreih), Benedek muß dem magyariichen Einfluß im Gabinet 
momentan weihen und erhält einen unfreiwilligen mehrmonatlichen Urlaub, 

2. „ (Franfreid). Graf Walewsfi wird vom Kaifer an Morny's Statt zum 
Präfidenten des gejeßgeb. Körpers ernannt. 

» _ » (Dänemark). Leber 2000 bänifche Nordichleswiger Tanden auf Seeland 
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zu einem Verbrüberungsfefte mit ben Dänen. Große Keftivitäten in Kopen⸗ 


bagen. 

3. Sept. (Deutſchlaud). Der in Leipzig zufammengetretene 36er Ausſchuß 
beſchließt, dem Drängen der Schleswig:Holfieiner nachgebend, ſämmtliche 
Mitglieder deutſcher Yandesvertretungen auf den 1. Oct. neuerdings zu einer 
allg. Abgeordneten-Verſammlung einzuladen. 

35-4 „ (Deutjhland). Dritter Vereinstag deutſcher Arbeitervereine im 
Etuttgart. 

4. „ (Deutihland. — Baben). Tie clericale Partei unterliegt in ben 
allg. Wahlen zu den neuen Kreisverfammlungen in ber weit überwiegenden 
Mehrzahl der Kreife. 

6. „_ (Deutfhland. — Holftein). 31 von den 49 Mitgliebern ber bolfteinis 
ſchen Ständeverjammlung richten an den deutſchen Bund eine Proteftation 
gegen bie Abmachungen der Galteiner Convention. 

8 „ .(Deutfhland. — Schleswig Holitein). Telegirte von 110 Schleswigs 
Holjtein-Bereinen aus beiden Herzogthiimern fchließen ſich einftimmig bem 
Proteſt der boljt. Ständemitglieder dv. 6. gegen die Abmachungen des Gaftei: 
ner Bertrags an. 

1. „ (Deutjhland). Generalverfammlung der fathol. Vereine Deutſchlands 
in Trier. Diejelbe proteftirt in einer Refolution gegen das Unterrichts: 

monopol des Staates und verlangt Lehr: und Unterrichtsfreiheit für bie 

Kirche. 

»„ (Breußen). Der König ergreift förmlichen Befip von dem ihm durch bie 

Eajteiner Convention von Defterreich überlafjenen Herzogthum Lauenburg. 

- (Deutfhland. — Schleöwig-Holftein). Zwei Drittheile aller Städte 
und Flecken des Landes jchließen ih auf einem Städtetag in Neumünjter 
einjtimmig dem Proteſt der holt. Ständemitglieder vom 6. gegen die Abe 
machungen des Gajteiner Vertrags an. 

-» (Deutfhland. — Schleswig-Holitein). Die bisherige gemeinfchaftliche 
Landesregierung beider Herzogthümer wird aufgelöst. Die Preußen räumen 
Holjtein, das von ben Defterreihern (den Hafen von Kiel ausgenommen) 
allein befeßt wird. Der gefangene Redacteur Mai wird von den Preußen 
nod vor ihrem Abzuge nach Perleberg in Preußen geichleppt, um durch 
preuß. Gerichte abgeurtheilt zu werben. 

„ (England) erklärt ſich gleich Franfreih durch eine Girculardep. in ben 
ſtärkſten Ausdrücen gegen die Gaiteiner Gonvention. 

« (Deutfhland. — Schledwig-Holftein). Die Gafteiner Convention tritt 
mit diejem Tage in Kraft. In Schleswig übernimmt der General v. Mans 
teufiel, dem ber bisherige Civilcommiſſär v. Zedlitz zur Geite bleibt, das 
Regiment im Namen Preußens, in Holjtein der ka k. FME. v. Gablenz im 
Namen Dejterreichs. Der bisherige öfterr. Givilcommifjär v. Halbhuber Fehrt 
nah Wien zurüd. , 

* - (England). Feniſche Verſchwörung in Irland. Die engliihe Regierung 
trifft unerwartet zahlreiche Verhaftungen in Dublin, erklärt mehrere Gegenden 
in Kriegszuftand, verftärft das Militär und läßt die Ganalflotte an der Küſte 
von Irland kreuzen. 

— „ (Ber. Staaten). Die Südſtaaten reconſtruiren ſich unter dem Vorgange 
Miſſiſſippi's nach den Forderungen des Präſidenten Johnſon, indem ſie 
den Seceſſionsbeſchluß widerrufen und bie Aufhebung ber Sclaverei ‚for 
mell anerkennen. Faſt in allen fommen bie Urheber der Seceſſion wieder 
oben auf. Im Norden werden immer mehr energiſche Stimmen aus dem 
Schooße der republikaniſchen Partei gegen das Vorgehen des Präfidenten 
laut, während die democratifche Partei anfängt, ihm entſchieden zu unter 
ſtützen. 

16. „ (Preußen). Herr v. Bismarck wird vom König in ben Grafenſtand 
erhoben. 
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16. Sept. (Deutfchland, — Schleswig). Das preuß. Regiment in Schleswig | 

beginnt, unter den auguftenburgiich gefinnten Beamteten aufzuräumen. 

(Frankreich). Der franzdf. Staatsrath Langlais ſchifft fih mach Merxice 
ein, um bafelbit thatfächlich die Leitung des Finanzminijteriums zu übe: 
nehmen. 

(Merico). Der Kaifer Marimilian ertheilt der Tochter des ehemaligen 
Kaiſers Iturbide ben Rang einer Prinzefjin, den beiden Enkeln desſelben 
ben Rang von Prinzen und erläßt ein Decret behufs Regelung” des Einwan— 
berungswelens, das wenigitens eine Art von Leibeigenfchaft von Megern zu 
geitatten jcheint. 

17. „ (Preußen). Feier der 5Ojährigen Verbindung der Provinz Sachien mit 

ber Monardie in Merjeburg. Große Feftivitäten der feudalen Provinzial: 

ſtände. 

(Oeſterreich). Gin kaiſerl. Reſeript beruft den ungariſchen Lan dtag auf 
den 10. Oct. ein. Die ungariſche Preſſe ſpricht ſich immer mehr in rein 
dualiſtiſchem Sinne aus. 

„ (Spanien). Differenzen mit Chile. Der Admiral Pareja erſcheint mit 

feiner Flotille vor Valparaiſo und fordert drobend Genugthuung. 

418, „ (Preußen) bezahlt die für Lauenburg ftipufirte Kauffumme an Dejter: 

reich vorläufig aus den Mitteln des Kronfideicommiffonds. 

» (Deiterrreid). Gin kaiſ. Refeript beruft ſämmtliche Landtage der nicht: 

ungariichen Kronländer auf den 23. Nov. ein. 

(Deutihland). Eine Anzahl democratifch gefinnter Parteiführer tritt 
in Darmjtadt zufammen und trifft die Einfeitungen zur Organijation einer 
fog. deutſchen Volfspartei. 

(Defterreih). Der Kaifer erläßt ein Manifeft an feine Völker und ein Patent, 

durch welches die Februarverfaffung auch für die Länder diesſeits ber Yeitba 

fiftirt wird, — Die Gröffnung des croatifhen Yandtags wird nochmals, vom 

9, Det. auf den 12. Nov., binausgefchoben. 

(Frankreich). Die Regierung ficht ſich genöthigt, in einem Rundfchreiben 
bes Minifters den jelbjtändigen Negungen der Gemeinderätbe entgegen zu 
treten. 

(Griechenland). Steigende Finanznotd Ein von ber Regierung bei der 
jonischzenglifchen Banf in Korfu nachgefuchtes Anlehen wird in London rund 
abgeichlagen; ebenfo von ben Schukmäcten bas Verlangen bezüglich einer 
Modification der jährlichen Summe von 1 Mill, Fre, für das Anlehen 
von 1832. 

(Deutfhland, — Hannover). Graf Borries wird zum Präſidenten bes 
Staatsraths ernannt. Die vier liberalen Minifter verlangen in Folge davon 
ihre Entlafjung. 

(Dänemark). Das Nolksthing des Reichsraths modificirt ben Entwurf 
einer revidirten Verfaffung ſehr wefentlich. 

„» » (Türkei). Finanznoth der Pforte. Fuad Paſcha macht den Vorſchlag, 

bie ſog. Mofcheengüter zu Handen des Staates einzuziehen. 

„ (Ebile) lehnt die Genugthuungs-Forderung Spaniens ab. 

23. „ (Branfreich) mildert gegenüber dem Berliner Cabinet feine Circulardep. 
v. 29. Aug. gegen die Gafteiner Convention einigermaßen, mit Rückſicht auf 
ben bloß proviloriihen Charakter berfelben. 

24, „ (Deutihland). Der Refornverein verzichtet auch biefes Jahr wieder 

auf die Abhaltung einer GSeneralverfammlung. 

„ (Spanien) ertlärt bie ſämmtlichen Häfen Chile’s in Blokadezuſtand. 

„ (Rom). Geheimes Eonfiftorium. Allocution des Papftes gegen die Frei: 

maurer. 

» » (Deutfhland). Dritter deutſcher Handelstag in Frankfurt a. M. 

„ » (Ehile) erklärt Spanien ben Krieg. 
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26. Sept. (Preußen) Der König nimmt in Lauenburg bie Erbhuldigung ber 
Ritter und Landſchaft entgegen. 

„ - (DBeutfhland. — Schleswig). Siebenfuß-Rebe des Gouverneurs v. Manz 

teuffel in Flensburg. 
„ (Defterreih). Der Geſandte in Rom, Frhr. v. Bach, fällt dem magya— 
riſchen Einfluß im Cabinet zum Opfer, wird abberufen und durch Herrn 
v. Hübner erſetzt. 
29. „ (Deutihland. — Baden). Rücktritt des Hrn. v. Roggenbach aus dem 
——— Herr v. Edelsheim tritt als Miniſter des Aeußeren an ſeine 
telle. 

— «- (Dänemarf) Das Landthing bes Reichsraths verwirft bie vom Volks— 
thing angebrachten Modificationen in dem Entwurf einer revidirten Verfaſſung 
und ſtellt die urſprüngliche Faſſung wieder her. 

30. „(vpPreußen). Graf Biemarck geht nach Biarritz und Paris. 

-» - (&Oefterreih). Der Admiral Frhr. v. Wüllerstorf:Urbair, ein entfchiedener 
Freund der Freihandelsidee, wird zum Minifter für Handel und Volkswirth— 
Ichaft ernannt. | 

— GBelgien). Broſchüre Dechamps. Die geſammte europäiſche Preſſe be— 
ſchäftigt ſich lebhaft mit dem angeblich von dem preußiſchen Miniſter Bis— 
marck dem Kaiſer ber Franzoſen vorgeſchlagene Project einer Theilung 
Belgiens. 


1. Oct. (Deutſchland). Zuſammentritt der deutſchen Abgeordnetenverſammlung 
in Frankfurt aM. Es finden ſich im Ganzen nur 272 Abgeordnete, aus 
Preußen nur 8, aus ganz Norbbeutichland nur 37, aus DOefterreih nur 1 
ein. Die Verſammlung erklärt fih für das Selbitbeftimmungsrecht der Elbs 
herzogthümer. Abfagebriefe der preußiichen Abg. Tweften, Mommſen, Jung. 
Erklärung von 15 nicht erjchienenen öjterr. Abgeordneten. 

„ Schweiz) Eine vorzüglich aus den nörblihen und öfllihen Gantonen 
zahlreich beſuchte Militärverfjammlung in Zürich erklärt fich einftimmig für 
weitere Bereinfachungen im Milttärweien und befchließt die Organifirung 
einer Agitation gegen bie den ftehenden Heeren nachgemachten Liebhabereien 
im Militärwejen. 

—  , (Baraguay). Die Brafilianer befegen die Stabt Uruguayana, bie Baras 

guapiten ergeben fich 6000 Mann ftarf auf Gnade und Ungnade. 

—  „ (Schweiz). Prügel:Urtheil in Uri gegen den Typographen Rynifer. 

2. „ (Merieo). Eine Proclamation des Kaifers Marimilian erklärt die Ans 
bänger bes Präfidenten Juarez in die Acht und erläßt behufs Ausführung 
berjelben ein beſonderes Geſetz. 

6. „ (Dänemarf). Das Volfsthing des Reichsraths beharrt auf feinen Mo: 
bificationen in bem Entwurf einer revidirten Verfaſſung; berfelbe geht daher 
nunmehr wieder an eine gemeinfame Commiſſion beider Thinge. 

.. - (Ber. Staaten). Grfter Schritt zu Wiederherftelung ber Valuta: 
50 Millionen verzinslihes Papiergeld jollen in Bunbdesobligationen umges 
wanbelt werben. 

» (Preußen). Der fchleswig-holfteinifche Redacteur May wird von dem preuß. 
Kreisgerichte Perleberg freigefprocdhen und beeilt fi, das preuß. Gebiet als» 
bald zu verlajien. 

68. „ (Defterreih u. Preußen) richten an ben Senat von Frankfurt drohende 
Noten gegen die bortige Handhabung bes Preß- und Vereinsweſens mit be: 
fonderer Rüdficht auf die Abg. Verſammlung v. 1. Dct. 

7. „ (Brantreich) regt ben Bufammentrit einer internationalen Gonferenz in 
Konftantinopel an behufs fanitariicher Mafregeln gegen das Einfchleppen ber 
Cholera in Europa durch Mefkapilger. j 

11. „ (Deutfchland. — Schleswig). Das preußifche Regiment beginnt das 
Vereinsweſen allmälig gänzlich zu unterbrüden. 
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11. Oct. (Jamaica). Unorbnungen in Morant Bay, Der englifde Gouverneur 
Eyre und,die weißen Pflanzer ſehen darin einen Negeraufftand, ben fie auf 
bie barbarijchite Weije zu unterdrüden berechtigt jeien. 

12. „ Ber. Staaten). Präfident Johnſon ordnet bie Kreilaffung des gewe— 
jenen Vicepräfidenten ber Gonföbderation, fowie mehrerer anderer Mitglieder 
ber ehemaligen Regierung der Gonföderation gegen Ehrenwort an. 

14. „ (Nom). Sturz der Partei Merode im Minifterium: Merode erhält 
einen (nicht erbetenen) breimonatlichen Urlaub und nimmt feine Entlafjung. 

15. „ (Preußen) Das Kölner Domkapitel proteftirt dagegen, baß die Regie: 

rung von feinen 5 Gandidaten für den erzbiſchöflichen Stuhl 3 geſtrichen 
— 2 übrig gelaſſen habe, jo daß eine canoniſche Wahl nicht mög— 
ich fei. 

„ (Schweden). Gröffnung bes Reichstags. Die Regierung legt bemfelben 


ü lediglich den Berfafiungsentwurf und, in der Vorausjegung feiner Annabme 
und damit jührlicher Neichstage, das Budget für ein Jahr vor. 
16. „ (Deutichland. — Schleswig). Herzog Friedrid wird auf einem Aus— 


fluge ins Schleswig’fche in Gdernförde von den Giemeindebehörden officiel 
begrüßt und von der Bevölkerung feftlich empfangen troß allev Bemühungen 
ber preuß. Behörden. 

" » Ber Staaten) AZulammentritt des Gongrejjes der Fenier in Phila— 
delphia. Es finden ſich etwa 600 Delegirte ein und berathen in geheimer 
Sikung unter’ dem PVorfite John O'Mahony's. 

17. „ Defterreih). Die Mitglieder der bisherigen veichsräthlihen Staats— 
ſchulden-Cvntrollcommiſſion entſchließen fid, auf Grund eines kaiſ. Hand: 
jchreibens, ihre Functionen troß der Siſtirung der Berfafjung fortzufübren- 

„ (Deutjhland — Kurheſſen). Der landſtändiſche Ausſchuß conftatirt 
den fajt vollftändigen Stillftand auf dem Gebiete des gefammten Staatslebens 
durch Schuld der Furfürftlichen Regierung. 

18. „ Breupen) 5Ojährige AJubelfeier der Bereinigung Weftphalens mit ber 
Monarchie in Miünfter. Die VBenölferung bleibt wie in Köln und Merſe— 
burg ziemlich pafjiv und das Feſt verläuft Tediglih in großem ofjiciellem 
Gepränge. 

„ (England). Lord Palmerfion, der Yeiter des Gabinete, +. 

(Frankreich) erflärt fich bereit, mit dem Gabinet von Waſhington fich über 
eine Räumung Mexico's zu verftändigen, wenn die Ber. Staaten ſich dazu 
entschließen könnten, den Kaiſer Marimilian ihrerjeits anzuerfennen. 

„ nr (Deutfhland. — Schleewig). Tas preuf. Regiment trifft ſcharfe Maß— 
regeln gegen eine alliällige Wiederholung der Vorfälle v. 16. d. M. in 
Eckernförde. Herzog Friedrich foll in einem ſolchen Falle ohne weiteres verhaftet 
und auf eine preuß. Feſtung gebracht werben. 

19. „ (Deutfhland. — Naſſau). Die I. Kammer Iehnt mit 40 (jämmtlichen 
privilegirten) gegen 9 (ſämmtliche gewählte) Stimmen ben Antrag auf 
Wiederheritellung der Verfafiung von 1849 ab. 

20. „ (Deutfhland. — Baden). Der bisherige Director des Oberſchulraths, 
Knies, wird entlaffen und als Profeffor nach Heidelberg verfekt. 

„ » (Beutfchland. — Frankfurt). Der Senat beichließt einftimmig, die Zu: 
mutbungen Defterreihs und Preußens v. 6,8. d. M. abzulehnen. 

22. „ (Deutfhland. — Hannover), Die Demifjion der liberalen Minifier 
wird angenommen; an ihre Stelle werden reactienär geſinnte Minifter 
ernannt. 

22/29. „ (Stalien). Allgemeine Parlamentswahlen in ganz Stalien. Die bie: 
ber herrichende Partei macht ziemliche Ginbußen, das linfe Centrum und bie 
Linke gewinnen wefentlih an Zahl, die clericale Partei ſetzt troß aller Ans 
firengungen kaum 12 der ihrigen durch. 

23. „ (Schweiz) Zufanmentritt der Bundesverfammlung behufs Revifion ber 
Bundesverfaſſung. 
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23. Dct. (Dänemark). Der gemeinfame Ausfhuß beider Thinge des Reichsraths 
einigt fich vorläufig mit 23 gegen 4 Stimmen (3 Mitgl. enthalten fi) über 
einen modificirten Entwurf für die Revijion dev Berfafjung. Die Regierung 
erflärt, dieſe Mobdificationen ihrerjeits nicht annehmen zu können. 

24, „ (Preußen). Der Proceß der Negierung gegen bie Abga. Frenzel und 
Tweſten wegen Aeußerungen im Abg.-Hauſe iſt in beiden Fällen von ben 
Gerichten eriter und zweiter Inftanz mit Rückſicht auf die den Abgeordneten 
verfafjungsmäßig verbürgte Nebefreiheit abgelehnt worden. Die Frage geht 
nun zur Entſcheidung an das Obertribunal. 

25. „2 (Merico). Die Auariften machen einen mihlungenen Verſuch, ſich Mata: 

moros zu bemädhtigen. 

» (Deutfhland. — Naſſau). Die II. Kammer befchließt mit allen gegen 
bie 4 clericalen Stimmen die Wiederherflelung der Berfafjung von 1849, 
23. „ (Nußland). Der 70jährige Nominiftrator der Erzdiöceſe Warſchau, Rze— 

wuski, wird verhaftet und nah Aſtrachan abgeführt. 

" » (Schweiz) Die radicale Rartei benügt die Affaire Rynifer in Uri, um 
für eine weitergehende Revijion der Bundesverfajjung, als die beiden Räthe 
zu beabfichtigen jcheinen, zu agitiren. 

2 (Deutihland). Generalverfammlung bes Nationalvereins in Frank: 
urt a. M. 

3. „ (Deutfhland. — Frankfurt), Der Senat richtet eine. zweite erläuternde 
Depeiche an Defterreih. Diejes beruhigt jih dabei und Preußen ſieht fich 
Behietı die Angelegenheit auch feinerfeits vorerft jtiljchweigend fallen zu 
lajien. 

„ (England). Das Minifterium reconftrmirt fi unter dem Vorſitze bes 
Grafen Rufjel. 

» (Deutihland — Schleswig:Holitein). Die Bezeihnung des 
Herzogs Friedrich als bes eigentlihen Landesherrn ber Herzogthümer wird 
von Defterreih für Holftein, für Schleswig von Preußen verboten. 

— „ (Defterreih). Landtagsabgeorbnete aus Ober- und Niederöfterreih, Steier: 
marf, Salzburg, Kärnthen und Vorarlberg verftändigen jih in einer Vers 
fammlung zu Wien über einen in allen Landtagen der deutſch-ſlaviſchen Pro: 
vinzen einzubringenden Proteft gegen die „Sijtirung“ der Februarverfaſſung. 


t 


31. 


1.Now,. (Defterreih). Den Rroteftanten in Meran wird vom Staatsminis 
ſterium die Bilbung einer Kirchengemeinjchaft definitiv und ohne Angabe von 
Gründen unterjagt. 
— „ (Paraguay). Mräfident Lopez hat bie annectirte Provinz Gorrientes 
wieder geräumt. Die Alliirten treffen unter ber Leitung Brafiliens alle Vor: 
bereitungen, Lopez jofort mit dem Eintreten der eier Sahreszeit mit 
überlegenen Streitkräften zu Wafjer und zu Lande in Paraguay jelbit ans 
zugreifen. 
„ (Breußen). Das Domcapitel von Cöln weigert fich definitiv, die Wahl 
eines Grzbifchofs unter. bloß zwei Gandidaten vorzunehmen. 
e „ (Dünemarf). Der gemeinfame Ausſchuß beider Thinge bes Reichsraths 
nimmt auf Betreiben des Grafen Frijs-Frijſenborg den mobdificirten Verfaf: 
fungsentwurf definitiv mit allen gegen 1 Stimme an. . 
»„ (Deutfhland, — Bundeötag). Bayern, Sachen und Heſſen-Darmſtadt 
ftellen einen neuen Antrag auf Einberufung der Stände in Schleswig:Hols 
ftein und Aufnahme Schleswigs in ben deutſchen Bund und verlangen fofor: 
tige Abſtimmung, bleiben aber damit in der Minderheit. 
" „ (Deutfchland, — Bayern). Der liberale Minifter des Innern, Herrn 
v. Neumapr, fiebt fich veranlaßt, um feine Entlafjung nachzufuchen. 

* „ (England). Der conföderirte Caper Shenandoah ergibt ſich im Liverpool 
ben englijchen Behörden. Die englijche Regierung übergibt das Schiff ben 
Der. Staaten, läßt dagegen Capitän und Mannſchaft laufen. 
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5, Nov. (Dänemar?), Das Cabinet Bluhme nimmt feine Entlafjung, Graf 
Frijs-Frijſenborg bildet ein neues Gabinet. 

”» » (Bern). Sieg der Revolution gegen ben Präfidenten Pezet und Einnahme 

von Lima. Dictatur des Oberſten Prado. 

7., (Preußen). Bismard kehrt von Biarrik und Paris nad Preußen zurüd, 
Die öffentliche Meinung nimmt an, daß feine Mifjion bei der franz. Megies 
u’ gänzlich gefcheitert ſei. 

„ (Mom). Die Franzoſen beginnen, zufolge ber Scptember-Eonvention zwi: 
hen Franfreih und Stalien, Rom zu räumen. Die Gränze gegen Neapel 
wird von ben päpftl. Truppen bejekt. 

»  » (Dänemarf). Beide Tbinge des Neichsraths nehmen ben Entwurf einer 

revidirten Verfaſſung nad dem Vorſchlage der gemeinfamen Commiſſion an. 


8 „ (Ftalien) Gröffnung bes neuen Parlaments in Florenz. Thronrede 
bes Königs. 
9. „ (Deutfchland, — Bayern) erklärt ſich bereit, das Königreich Italien 


anzuerkennen. 

10. „ (Defterreih). Nach vielen vergeblihen Bemühungen gelingt es ber Re 
gierung endlidy ein Anlehen von 90 Mil. Silber in Franfreih zu Stande 
zu bringen, jedoch nur unter ben brüdenbften Bedingungen, noch 10% nicbri: 
ger als das lebte Anlehen Pleners. 

„ (Deutihlamd. — Sachſen) erklärt fich gleichfalls bereit, das Königreich 
Italien anzuerfennen, 

„» (Ber. Staaten). Kapitän Wirz, vom Militärgeriht zum Tode verur: 
tbeilt, wird gehängt. 

11. „ (England). Stephens, das Haupt der Fenier, fällt der Regierung in bie 
Hände, entwifcht jedoh aus dem Staatsgefängnifje zu Dublin und weiß fi 
troß bes hohen auf feinen Kopf gefegten Preiſes allen weiteren Nahforfchun: 
nen ber Polizei zu entziehen. 

» (Schweiz). Sturz des Syftems Fazy in Genf. Die radicale Partei uns 
terliegt auch bei der Gefammterneuerung bes Staatsraths volljtändig ber: 
jenigen ber fog. Independenten. 

„ (Oefterreih). Gröffnung des croatifchen Landtages. Das k. Refcript an 
benjelben ftellt die Regelung der alten Verbindung Croatiens mit Ungarn 
in ben Vordergrund, 

14. „ (Deutfchland. — Bayern), Die liberale Preffe greift das Inſtitut bes 
fgl. Gabinetsjecretariats al8 verfafjungswidrig an. Der Gomponift Richard 
Wagner thut dasfelbe aus perfönlichen Gründen. Die Fath. Preſſe ftellt ſich 
mit Leidenſchaft auf die Seite des angegriffenen Anftituts gegen Wagner. 

15. „ (Franfreih) nimmt mit großem Geräuſch eine unbedeutende Reduction 
feiner Armee (um circa 10,000 Mann) vor. 

„» (Deutfchland. — Baden). Die clericale Partei erleidet bei ben Land: 
tagswahlen eine neue, totale Niederlage. 

18. „ (Deutfhland. — Bundestag). Defterreih und Preußen verlangen, baf 

der Antrag Bayerns, Sachſens und Heffen-Darmftadts an den holt. Ausschuß 

gewiejen, d. b. dort begraben werbe, was mit 8 (mworunter auch Württem: 
berg und bie freien Städte) gegen 7 Stimmen beſchloſſen wird. Bayern, 

Sachſen und Heſſen-Darmſtadt erflären hierauf, daß fie ihre Thätigfeit in 

ber jchleswigeholfteinifhen Angelegenheit innerhalb ber Bundesverfammlung 

für geſchloſſen betrachten. 

(Preußen). Gin tgl. Decret bebt die Verfügung vom 5. Nov. 1861, 
durch welche die Zahl ber Kleinen Herren im Herrenhaus wefentlic vermin: 
dert werben follte, wieder auf und befiimmt, daß dieſes Decret nur durch 
Geſetz d. h. nur burch Uebereinſtimmung aller drei Factoren ber Gefeßgebung 
folle verändert werden bürfen. 

19. „ (Deutfchland. — Schleswig). Das preuß. Regiment unterbrüdt bie 

bisherige Freiheit ber jchleswigeholft. Preſſe. 
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19. Nov. (Rom) fieht fich endlih genöthigt, fein bisheriges Stillſchweigen über 
die September:Sonvention zwiſchen SFranfreih und Stalien zu brechen. Des 
peiche des Cardinals Antonelli an die Vertreter bes bl. Stuhls an den aus: 
wärtigen Höfen. 

-» . (Schweiz). Schluß der auferordentlichen Sefjion ber Bunbesverfammlung. 
Beide Räthe haben fich über 9 NRevifionspunfte zur Bunbdesverfaffung und 
über den Modus der Volksabſtimmung über biefelben geeinigt. Die Abs 
flimmung wird vom Bundesrathe auf den 14. Januar 1866 angefekt. 

. » (Defterreih). Eröffnung bes fiebenbürgifhen Landtags. 

- - (Merieo). Juarez zieht von Pafo del Norte wieder in Chihuahua, das 
bie Kranzofen neuerdings verlafjen haben, ein. 

21. „ (Ber, Staaten). Die Unionsregierung lehnt den Vorſchlag des englifchen 
Gabinet3, eine gemilchte Commiſſion zu Aburtheilung gewiffer Entichädigungs: 
anfprüche einzujegen, ab, weil nach dbemjelben alle Forderungen wegen Aus: 
rüftung jübdftaatlicher Gaperjchiffe in England ausgefchloffen bleiben follten. 

„ - (Deutfchland, — Naffau). Die II. Kammer beichließt mit allen gegen 
bie 4 clericalen Stimmen die Abjchaffung der i. J. 1860 reftaurirten feus 
dalen Jagdrechte. 

23. „ (Defterreih). Eröffnung ſämmilicher Landtage ber deutſch-ſlaviſchen Kron⸗ 
länder. Die deutſchen Parteien derſelben beantragen Proteſte gegen, die ſla— 
viſchen Parteien dagegen Dankadreſſen für die Siſtirung der Februar— 
verfaſſung. 

27. „ (Mußland). Die Adelsverſammlung von Moskau beſchließt mit 161 
gegen 28 Stimmen eine Art erflärender Rechtfertigung ihres Beichluffes v. 
20. Januar d. $. 

29. „ (Deutfhland. — Holftein) Scandal Barmann in Kiel. 

30. „ (Defterreih). Die deutiche Partei unterliegt im Landtag von Böhmen 
mit ihrem Antrag gegen bie Siflirung der Zebruarverfaffung mit 105 gegen 
111 Stimmen, indem ein Theil der Großgrundbeſitzer, bie bisher zu den 
Deutichen bielten, zu ben Gzechen übergeht. 

» . (Schweden). Die Regierung erflärt der Majorität des Ritter: und bes 
Priefterjtandes des Reichstags gegenüber, daß fie Feinerlei Aenderung ihres 
Verfaſſungsreform-Vorſchlags acceptire, 

„ » (Merieo). Juarez, deſſen Präfidentfchaft mit dieſem Tage verfaffungss 
mäßig abgelaufen ift, verlängert aus eigener Machtvollfommenheit feine 
Amtsdauer. General Ortega proteftirt dagegen und macht als Präfibent 
des oberjten Gerichtshofes ſelbſt Anspruch auf die Nachfolge auf dem Prä: 
fidentenftubl. 

— „ (England). Aufregung über die Gräuelthaten gegen bie Neger auf Jar 
maica. — Zahlreihe Meetings dringen auf Wiederaufnahme der zeither durch 
Palmerſton bintangehaltenen Rarlamentsreform. 


1. Dec. (Spanien). Allgemeine Gorteswahlen. Die Democraten, bie Progref- 
fiften und jelbjt ein Theil der Moberados enthalten fich der Theilnahme. 

2. „ (Defterreih). Der Landtag von Steyermarf nimmt den Proteft gegen 
die Siftirung ber Februarverfafjung mit 50 gegen 7 Stimmen (worunter 
bie Biihöfe von Sorfau und Lavant) an. 

-» » (Spanien). Die Chilenen nehmen das fpanifche Kriegsſchiff Cavadonga. 
Der ſpaniſche Admiral Pareja macht in Folge davon feinem Leben jelbft 
ein Ende. 

„ „ (Griechenland). Der König fieht fih genöthigt, feinen bisherigen Verather, 
ben Grafen Sponned, bem immer und immer wiederholten Drängen feiner 
Minifter gegenüber fallen zu laffen; Graf Sponned verläßt Griechenland. 
Die Kammer beſchließt mit 125 gegen 19 Stimmen bie Wieberabfchaffung 
bes auf das beftimmte Verlangen bes Königs hergejtellten Staatsraths; ber 
König genehmigt ben Beſchluß. 
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4. Dec. (Schweden). Der Bürger: und ber Bauernftand bes Reichstags nehmen 
den Berfafjungsvorichlag der Regierung. ihrerjeits an, der Bauernitand ohne 
Discuffion und ohne Abftimmung, der Bürgerfiand mit 50 gegen 5 Stim: 
men. Der Priefteritand befchließt Aufjchiebung ber Berathung bis nach er: 
folgtem Entſcheid bes Ritterſtandes. 

„ESSchweiz). Bei einer Nachwahl im den neuen Staatsrath von Genf 
wird mit einer aus Theilen beider Parteien beftehenden Mehrheit ein Radi— 
caler gewählt. 

„» » (2er. Staaten). Aufammentritt des Gongrefjes. Botſchaft des Präfi: 
benten Johnſon. Im Repräfentantenhaufe übergeht der Secretär bei Ber: 
lefung der Mitglieder die Namen ber von ben reconftruirten Südjtaaten ge 
wählten Vertreter, die daher vorerjt nicht anerfannt und micht zugelafjen 
werden. In beiden Häufern wird darauf angetragen, über die Frage ber 
Zulafjung joldyer Vertreter eine gemijchte Commiſſion niederzufegen. 

5. „ Bern). Schuß: und Trupbündniß mit Chile gegen Spanien. 

6. „ (Defterreih). Der Landtag von Siebenbürgen erklärt fih gegen bie 
Stimmen der Sachſen und Rumänen für die Union mit Ungarn und bittet 
um Berufung ber Vertreter Siebenbürgens in den ungariichen Yandtag nad 
Peſth. 

Der Landtag von Niederöſterreich genehmigt mit 46 gegen 10 Stimmen 
ben Hroteſt gegen die Siſtirung ber Februarverfaſſung. 

Die deutſche Partei unterliegt im Landtag von Mähren mit ihrem An: 
trag gegen die Siftirung der Februarverfafjung mit 43 gegen 51 Stimmen. 

” Deutfehl fand. — Bayern). Die Gegner Nichard Wagners haben im 
Kae bes Königs die Oberhand gewonnen. Der Componijt erbält die Wei— 
fung, das Land auf einige Monate zu verlaffen. Die clericale Partei feiert 
bas Ereigniß als einen großen Sieg. 

„ (Ber. Staaten). Die Unionsregierung lehnt die ihr von Franfreich um: 
ter dem 18. October gemachte Zumuthung, das Kaifertfum Merico anzuer: 
fennen, um dadurch den Rückzug der franzöfiichen Armee zu ermöglichen, uns 
umwunden ab. 

„ (Defterreih). Die Landtage von Oberöfterreih, Kärnthen und Schlefien 
genehmigen die beantragten Protefte gegen die Siſtirung der Kebruarver: 
faffung. 

W (Deutfäland, — Medlenburg). Der feudale Landtag lehnt die Re: 

gierungsvorlage bez. Errichtung von Erbzinsftellen auf den Rittergütern mit 
98 aegen 32 Stimmen ab. 

“„ . (Schweden). Der Ritterftand nimmt ben Verfafjungsvorichlag der Regie: 

rung mit 361 gegen 294 Stimmen an. 200 Mitglieder ber Curie Iegen 

dagegen förmlichen Proteit ein. 

(Schweden). Der Rriefterftand nimmt nad erfolgtem Enticheid bes Rit— 
ae die Verfaffungsvorlage ber Regierung nunmehr auch feinerjeits an. 
25 Mitglieder der Curie legen dagegen Proteft ein. 

„» » (Merieo). Die mericaniihe Commiſſion in Rom legt dem Rapft einen 
neuen Goncordatsentwurf vor, der als Grundlage weiterer Unterhandlungen 
von ber Curie angenommen wird. 

9, „ (Dänemarf). Das Landsthing bes Reichstags nimmt den Entwurf 
einer Revifion der Verfafjung von 18. November 1863 mit 26 gegen 20 
Stimmen aıt. 

10. „ (Belgien). König Leopold I. 7. 

41. „ (Defterreih). Der Landtag von Krain beichließt gegenüber bem heftigen 

Miderftand der Slovenen mit 18 gegen 12 Stimmen über ben beantragten 
Proteft gegen die Siflirung der Februarverfaſſung zur Tagesordnung überr 


zugehn. 
i2 ; (Deiterreih). Die beutjche Partei unterliegt neuerdings im böhmijchen 
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Landtag mit 97 gegen 118 Stimmen, welche eine Dankadreſſe an ben SKaifer 
für die Siftirung der ebruarverfaffung befchließen. Flammende Rede bes 
Regierungsvertreters Grafen Lazansky gegen die verfaffungstreue deutſche 
Bartei. 


12. Dec. (Deutfhland. — Medlenburg). Der feudale Landtag fieht fich ges 


® 


18. 


nötbigt, das Prügelgejep auf Antrag der Regierung ohne Debatte zurüdzus 
nehmen, rejp. wenigſtens wefentlich zu mildern. . 

„ (Deiterreih). Der Landtag von Salzburg genehmigt einftimmig ben 
Proteft gegen bie Sijtirung ber Februarverfaffung. 

(England). Die Regierung fulpendirt den Gouverneur Eyre von Jamaica 
und ernennt eine Unterfuchungscommiffion bezüglich der vorgefallenen Gräuels 
tbaten gegen die Neger. 

„ (Stalien). Der Finanzminifter bringt im Parlament das Budget für 
1866 mit einem neuen Deficit von 230 Mill, ein und jchlägt zu Dedung 
besjelben eine Reihe neuer Steuern und Steuererhöhungen, namentlich bie 
Wiedereinführung der verhaßten Mahlfteuer vor. 

v» (Rubland). Der Provinziallandtag des Gouvernements St. Petersburg 
drüdt auf Anregung bes Grafen Schuwalow feine Sympathie für bie dee 
eines Vertretungsförpers für bas ganze Reich aus. 

» (Ber. Staaten). Beide Häufer genehmigen den Antrag auf Ginjekung 
einer gemiſchten Commiſſion bezüglich Zulafjung von Vertretern ber ehemas 
ligen Rebellenftaaten. 

„ (Deiterreih). Eröffnung des ungarischen Landtags. Thronrede bes 
Kaiſers. 

CEFrankreich) kündigt den Auslieferungsvertrag mit England v. 13. Febr. 
1843 als ungenügend mit Rüdficht auf politiiche Verbrecher. 

„» (Defterreih). Abſchluß eines Handelsvertrags mit England. 

Der Landtag von Vorarlberg nimmt mit allen gegen 2 Stimmen (wor: 
unter biejenige des Biihofs) den vorgejchlagenen Proteft gegen die Siftirung 
ber Februarverfaſſung an. 

„ (Preußen) Nachdem ſich die Regierung und ber römifhe Stuhl über 
ben Grafen Ledochowoki für den erledigten Sitz eines Erzbiſchofs von Pofen 
und Gnejen verftändigt haben, geben beide Domcapitel, welche fich gegen dieſe 
Wahl lange gefträubt hatten, nach und wählen ihn dazu. 

„ (Ber. Staaten). Die Unionsregierung richtet neuerdings eine dringende, 
fait drohende Depefhe an die franzöf. Regierung gegen bie Fortdauer ihrer 
Intervention in Merico. 

„ (BDeutfhland. — Schleswig). Das preußifche Regiment unterbrüdt 
das bisher geübte Petitionsredht in allg. Landesangelegenheiten gänzlich. 

„ (Deutfhland. — Bayern). Eine Anzahl Mitglieder der Fortichrittspartei 
legt in einer Verfammlung zu Nördlingen ihre Anfichten über die unklare 
Lage des Landes in einer Refolution nieder. Zahlreiche Volksverſammlungen 
in Franfen und Schwaben, namentlih aber in Nürnberg und Augsburg, 
erklären ſich damit einverjtanden und beſchließen, biejelben dem Könige durch 
eine eigene Landesdeputation ans Herz zu legen. 

» (Belgien). Ginzug des neuen Königs, Leopold IT., in Brüffel. Der: 
felbe leiitet den Eid auf die Verfafjung. Erſte Thronrede des neuen Könige. 

» (Deutfchland. — Heflen:Darmitadt). Die II. Kanımer befchlieft mit 
27 gegen 16 Stimmen eine Adrejje an den Großherzog über die allg. Lage 
bes Landes. Der Großherzog lehnt es ab, die Adreſſe entgegenzunchmen. 

» (Ber. Staaten). Die Regierung des Präjidenten Johnſon verfünbdet 
buch Proclamation, daß das Amendement zur Bundesverfaſſung behufs 
Aufhebung der Sclaverei von drei Viertheilen jämmtlicher Staaten ans 
genommen worden ſei. Die ehemaligen Nebellenftaaten werben dabei mits 


gezählt. 
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18. Dec. (Merten). Juarez muß fich neuerdings vor den Franzojen aus Chi: 
huahua nah Paſo dei Norte zurüdziehn. 

19. „ (Frankreich) regt die von der Septemberconvention mit Italien geforderte 
Uebernahme eines Theils der päpſtl. Schuld durch das letztere ſowohl in Rom 
als in Klorenz an. 

x» „ (Stalien). Die II. Kammer erflärt ſich faft einftiimmig gegen das Kal. 
Decret, das der Nationalbanf die Verwaltung bes Staatsſchatzes überwies, 
ohne erft die Zuftimmung des Parlamentes dazu einzubolen. Das Mini: 
— Lamarmora ſieht darin ein Mißtrauensvotum und nimmt feine Ent— 
aflung. 

20. „ (Ber. Staaten). Präfident Johnſon beginnt, bie bisherigen von ihm 
ernannten provilorifchen Gouverneurs der ehemal. Sübdftaaten abzurufen und 
bie von ben neuen Staatsconventen desſelben gewählten befinitiven Gouver— 
neurs einzuweiſen. 

. n (Rupland). Ein Faiferl. Ukas verbietet ben Erwerb von Grundeigentbum 

in ben fog. weftlichen Souvernements (Litthauen) durch Polen. 

(Dänemark). Auch das Volksthing des Reichstags nimmt ben Entwurf 
einer Revijion der Verfaſſung vom 18. Nov. 1863 mit 62 gegen 27 Stim: 
men (ber Partei der Bauernfreunde) an. 

26. „ (Rußland). Ein kaiſerl. Ukas normirt die Einfommens: und fonftigen 
Berhältnifje der Fath. Geiftlichfeit in Polen. Die Liegenihaften und Capi— 
talien der Kirche geben nach bemjelben in bie Verwaltung des Staates über 
und ber Glerus wird auf feite Beſoldung gefekt. 

27. „ (Spanien). Eröffnung der Cortes. Thronrede der Königin. Gährung 
ber öffentlichen Meinung. 

28. „ (Defterreih). Der Landtag von Kärnthen fpricht fich mit großer Mehr: 
beit fir die Wünſchbarkeit eines Handelsvertrages mit Stalien aus. 

29. „ (Defterreih). Der Kailer nimmt die Danfadrefje des böhmischen Land— 
tags entgegen und ftellt feine Krönung mit ber böhmijchen Krone in Aussicht. 

30. „ (Defterreih). Tie amtliche Wiener Ztg. veröffentlicht das vom Kaijer 
„auf Grund des Septemberpatentes“ genehmigte Finanzgeſetz für 1866 nebit 
einem erläuternden Vortrage bes Finanzminiſters Latiſch. Das Deficit für 
1865, das vom Reichsrath auf bloß 7,922,769 präliminirt war, beträgt in 
Wahrheit die Summe von 80 Mill., das Deficit für 1866 wird auf 40 Mil. 
— und das für 1867 zu erwartende auf wenigſtens 28 Millionen 

eſchätzt. 

30. — — Schleswig-Holſtein). Jahrestag der Ankunft 

bes Herzogs im Lande. Zahlreiche Deputationen, auch aus dem Schleswig» 

fhen, finden fich bei ihm in Kiel ein. 

(Türkei). Ausbruch neuer Unruhen im Libanon auf Anftiften bes Ma: 
ronitenbäuptlings Joſeph Karam. 

» » (Griechenland). Die Schutzmächte haben fi) über eime activere Politik 
gegenüber Griechenlanb geeinigt. Hr. Ersfine, ber engliihe Gejandte in 
Athen, erhält zuerjt die Inſtruction, ſich im Falle eines Gonfliktes unbedingt 
auf die Geite des Königs zu ftellen und bdenfelben mit allen ihm zur Ber: 
fügung ftehenden Mitteln zu beſchützen. 

—J (Deutfhland. — Zollverein). Abichluß eines Handelsvertrags mit bem 

Königreich Stalien in Berlin, Die Zollvereinsftaaten verpflichten fih, durch 

Natification desſelben das Königreich Italien anzuerkennen. 

(Defterreih). Der Gefandte in Paris, Fürſt Metternich, überreicht dem 
Kailer Napoleon die Inſignien des Ordens vom hl. Stephan für ben kaiſerl. 
Prinzen, als Zeichen des aufrichtigen Intereſſes, das Se, öſterr. Maj. für 
ihn hege und ihm „jederzeit“ bewahren werbe. 
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Dee. (Schweiz). Die Negiernng von Uri legt dem Landtag ben Entwurf 
eines neuen Criminalgeſetzes ohne bie bisherige Prügelftrafe vor. 

„ (Rußland), Die Aufhebung ber Leibeigenfchaft Tann als vollftändig durch— 
geführt angejeben werben. 


II. 


Deutſchland 


und 


die beiden dentfchen Großmächte. 


I. 
Deutſchland. 


Gemeinſame Angelegenheiten. — Mittel- und Aleinſtaaten. 


3. Jan. (Württemberg). II. Kammer: die Finanzceommiſſion der 
Kammer jpricht fich gelegentlich der Berichterjtattung über die Budget— 
anſprüche des Kriegsminifteriums für allgemeine Wehrpflicht ohne 
2008 und ohne GStellvertretung, wo möglich auch in den Nadbar- 
ftaaten, und für Berüdfichtigung der Jugendwehren im activen 
Militärdienft aus (j. 1864 ©. 158 XII 28). 

4. , (Schleswig-Holftein). Der neue öſterr. Civilcommiffär, Hr. 
v. Halbhuber ftatt des abberufenen Herrn v. Lederer trifft in 
Flensburg ein. 


d. „ (Württemberg) U. Kammer: Der Minifter v. Varnbüler be: 


antwortet eine Sinterpellation der Abgeordneten Defterlen und 
Wolbach 


„. rob bie f, Regierung ber Einigung ber beiden deutſchen Großmächte 
gegenüber eine Einigung der übrigen deutſchen Bundesſtaaten oder wenigſtens 
eines Theils derſelben zur Verfolgung einer gemeinſamen Politik für unmög— 
lich oder für unrathſam halte“, dahin: „Er halte es der Lage und den 
Intereſſen, die er zu vertreten habe, für angemeſſen, vorerſt abzuwarten, 
welche Anträge bez. Schleswig-Holſtein als Ergebniß ber Verhandlungen zwi: 
ſchen Oeſterreich und Preußen beim Bunde werden gejtellt‘ werben. Er babe 
zur Zeit feinen Grund anzunehmen, daß biefelben nicht zu einer ben 
nationalen Intereſſen und dem Rechte entiprechenben Löſung ber 
Ihleswig-holfteinifhen Frage führen werben. Bor Abſchluß diefer Frage aber 
fünne * die durch ruhige und einmüthige Verſtändigung bedingte Löſung 
tiefeingreifender — namentlich organiſatoriſcher — Fragen nicht erwartet 
werden. Immerhin halte er die Einigung der deutſchen Großmächte 
für eine Bedingung ihrer Löſung und überhaupt dem Intereſſſe Deutſch— 
lands entfpredend. Eine m... ber fleineren deutſchen Bundes⸗ 
faaten ober eines Theil berjelben als Gegenſatz gegen bie ber beutichen 
Großftanten bielte er zur Zeit weder für nöthig nod für rathſam.“ 
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10, 


11. 


12, 


Deutfhland. 


AS Vorſchlag für die Stelle eines Vicepräfidenten werden von 
ber Kammer drei Yiberale mit 45—50 Stimmen gewählt, die Con: 
jervativen bleiben mit 34—36 Stimmen in der Minderheit. 


. jan. (Kurbefjen). Die Regierung legt der Ständeverjammlung ein 


neues Necrutirungsgejeß vor, durch welches die bisherige Djährige auf 
eine bjährige Dienftzeit erhöht werden joll. 

„ (Medlenburg Schwerin) Neue Vorftellung des Rathes der 
Stadt Roftof gegen die vom Minifterium geforderte Aufhebung 
jeines freifprechenden Urtheils wegen Theilnahme am Nationalverein. 


„ (Hamburg). Petition von Gewerbtreibenden an den Senat um 


Beitritt zum Zollverein. 


„ (Württemberg). II. Kammer: Der Minifter v. Geßler verbeift 


in Antwort auf eine Interpellation Hölders eine Vorlage der Re: 
gierung bez. Berfaffungsrevifion auf den nächſten Landtag. 


„ (Hefien: Darmjtadt). I Kammer: ftimmt einjtimmig dem 


Regierungsentwurf und der Minderheit der II. Kammer bez. Straf: 
prozeßordnung bei (j. 1864 XI 12 u. ©. 146 XI 1). 


„» (Preußen). Antwort Bismards auf die Annerionsadreffe Scheel: 


Pleſſens v. 22. Dec. 1864 (f. 1864 ©. 156), deren Annahme 
vom Kaiſer von Dejterreih Schon unter d. 28. December verweigert 
worden war: 


.Ich erfülle eine angenehme Pflicht, inden ich im Allerhöchſten Auf— 
trage Sie benachrichtige, daß Seine Majeftät die Adrefje gern entgegengenom: 
men bat. Allerböchitderjelbe Tegt einen boben Wertb auf die Stimme von 
Männern, welde in ihrem Baterlande eine jo große umd 
woblverdiente Achtung genieken und durch eine innige und lang: 
jährige Bertrautbeit mit den Verhältniſſen desjelben zu einer Würdigung feir 
ner wahren Intereſſen berufen find. Indem Allerböchjtderjelbe überzeugt 
ift, daß die darin ausgedrüdten Wünſche ans einem wahren Patriotismus 
hervorgegangen find, erkennt Seine Majeſtät mit Befriedigung darin den 
Ausdrud eines richtigen Verſtändniſſes der Berbältniffe, einer ernften und 
redlihen Achtung vor dem Recht und einer eingehenden Würdigung der Be: 
bürfniffe der Herzogtbümer, welche, die Nordmarken Deutichlands bildend 
und durch eine lange und ehrenvolle Geſchichte zu reicher Blüthe entwidelt, 
eben jo jehr auf einen vollen und ausreichenden Schuß nab außen, wie 
aufeineBeahbtung ihrer innern Eigentbümlicdhfeiten Anfpruch 
haben. In allen diefen Beziehungen ift e8 das Bejtreben des Königs, den 
Herzogthümern eine ihrer Wohlfahrt wie dem Recht entfprechende Stellung 
zu fichern, und inden: Ihre Adrejje Ihn in dev Gewißheit beſtärkt, daß Ze. 
Majeſtät dabei auf ein vertrauenspolles Entgegenfommen im 
Lande rechnen darf, kann der König mit um jo größerer Zuverficht 
das Gelingen dieſes Beftrebens erwarten, als Allerböchitderjelbe Sich mit 
Seinem hoben Verbündeten und gegenwärtigen Mitinhaber der höchſten Ge: 
walt in den Herzogtbümern im ber warmen und herzlichen Theilnahme und 
Fürſorge für biefelben begegnet. .... , 


„ Shleswig:Holjtein). Die öfterr.preuß. Civilcommifjäre feßen 


durch Verordnung „bis zur Entſcheidung über die definitive ſtaats— 
rechtliche und abminiftrative Stellung der Herzogthümer Schleswig: 
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Holftein” eine gemeinfame Regierung für beide mit dem Sitz in 
der Stadt Schleswig ein: 
F 1. Die unter dem Namen berzogliche Yandesregierung am 12. Januar 
v. %. für die gefammte Verwaltung im Herzogthum Holftein in Kiel errich 
tete Behörde wird als ſolche aufgelöst und vom 1. Februar d. X. ab mit 
der Verwaltung des Herzogthums Schleswig zu einer Negierungsbehörde ver: 
einigt, die unter dem Namen „ScleswigsHolfteiniiche Landesregierung” in 
der Stadt Schleswig auf Schloß Gottorf ihren Sig nehmen wird. 2. Die 
Landesregierung ijt der k. k. öjterreichiichen und F. preußiſchen oberften Givil- 
bebörde für Schleswig.Holftein und Lauenburg untergeordnet und hat mit 
Ausnahme der im $ 3 bezeichneten Gegenſtände und unter den im $ 4 an— 
gegebenen Einihränfungen alle Zweige der Verwaltung zu bejorgen, welche 
früher zu dem Wirfungsfreife der betreffenden Minijterien und Gentral: 
behörben in Kopenhagen, fowie der holfteinifchen Regierung in Ploen gehörten 
und jeitdem von ber berzoglichen Yandesregierung in Kiel und der oberften 
Givilbebörde in Flensburg ihre Erledigung fanden. $ 3. Ausgenommen 
von bem Kejhäftsfreife der Yandesregierung find: 1) bie be: 
reit8 beionderen Behörden von uns übertragene Verwaltung des Poſt- und 
Telegraphenwejens und 2) die Verwaltung des Zollweſens mit Einſchluß des 
den Kreuzzoll-Inſpectoren unterliegenden Lootjen:, Leuchtfeuer- und Balken» 
weiens an der Oft: und Weſtküſte der Herzogthümer, welche wir laut unferer 
anderweitigen Verordnung vom heutigen Tage ebenfalls einer bejonderen Be: 
börde übertragen haben. $ 4. Tie hienach zum Geſchäftskreiſe der Landes: 
regierumg gehörenden Angelegenbeiten bat diefelbe in Gemäßheit der beitehen: 
den Geſetze und Verfügungen unter folgenden Einſchränkungen felbftändig zu 
erledigen und zu entſcheiden. Der Entjheidung ber oberften Civil: 
bebörde werden vorbehalten: a) Alle Angelegenheiten, welche bisher 
eine fandesherrliche Refolution erfordert haben. b) Die auf die PVerfaffung 
ber Herzogthümer bezughabenden Angelegenheiten. c) Alle Normativver: 
fügungen. d) Die Dispenfation von Geſetzesvorſchriften, infoweit dieſelbe 
nicht anderen Behörden bereits gefeßlich zuftcht. e) Der Erlaß und die Er: 
mäßtgung von Strafen, mit Ausnahme der nach den beſtehenden gefeßlichen 
Vorfhriften von der Fandesregierung ad mandatum zu erlajjenden Gelb: 
brüchen. f) Die Suspendirung und Gonftituirung von Beamten, Geiftlichen 
und Pehrern, infoweit die Befugniß hierzu nicht anderen Behörden geſetzlich 
zufteht. g) Die Bewilligung der Weberichreitung des jährlichen Budgets, fo: 
wie der Verwendung der auf allgemeines Budget-Conto „außerordentliche 
Ausgaben“ ausgeworfenen Summen im Einzelnen. h) Die Bewilligung von 
Sratificationen und Unterftügungen, mit Ausnahme der aus der Unter: 
fügungsfaffe der Fandesregierung nach ihrem Ermeſſen zu gewährenden ge: 
ringeren Unterftügungen bis zum Belauf von 200 Mark Ert. im Einzelnen 
als Marimum. i) Die obere Leitung der Staatspolizei und der Angelegen: 
beiten der Preſſe und Vereine. Auch behält fich die oberfte Civilbehörde vor, 
unmittelbar Verfügungen und Zahlungsanweifungen an die ſchleswig—-holſtei— 
niſche Hauptkafje in Nendsburg zu erlaffen. $ 5. Die Fandesregierung be: 
fteht aus einem Negierungspräfidenten und 6 Sectionschefs. In Abwejenheit 
des Präfibenten oder in deſſen Verhinderung übernimmt der rangältejte Sec: 
tionschef das Präfidium. Die Beltimmung über die Vertheilung ber ver: 
ſchiedenen Gefchäftszweige unter die Sectionen und über die Art und Weife 
der Gefchäftsbehandlung bleibt einer bejonderen Verordnung vorbehalten. 
56. Gegen Enticheidungen und Verfügungen der Yandesregierung findet ber 
Recurs an die oberite Givilbehörbe ſtatt“. 
12, Jan, (Schleswig-Holftein). Gegenüber der durd die Annerions: 
abreffe der XVIler (Scheel: Plefen ꝛe.) im ganzen Lande entſtan— 
denen Aufregung gegen bie Annerionstenbdenzen richtet der engere 
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Ausſchuß der ſchleswig⸗holſteiniſchen Vereine ein Rundfhreiben ar 
fämmtliche Localvereine für das Feithalten an Herzog Friedrich umt 
gegen jede Annerion, aber zugleich auch für eine Verftändigung mi 
Preußen und gegen „particulariftiiche“ Tendenzen: 

„Mit freubigem Danke haben wir es anerkannt, daß bie glorreichen 
Waffentbaten des preußifhen und öfterreichiichen Heeres und von ber Dänen: 
berrichaft befreit haben. Das Jahr 1864 ift das bebeutungsvolliie irı ber 
fchleswig-holfteinifchen Geſchichte. Für alle Zeiten find wir bem beutjchen 
Paterlande gewonnen. Aber wie es und fehmerzlich berührt bat, bag es me 
nicht vergännt war, an unferem eigenen Befreiungsfampfe theilzunebmen, 
baß wir ben Frieden ohne unfere Betheiligung haben abſchließen jeben, 
fo erfüllt uns bie völlige Unficherheit über bie Gejtaltung unjerer Zu- 
funft mit fhwerer Sorge. In dem ernten Augenblide, wo die 
Vertreter bes preußifhen Volles jih wieber verfammelm, 
um vielleicht für unfere und bes beutjhen Bolfes Zufunft 
folgenreide Beihlüffe zu faſſen, fehlt es unferem Sande noch 
an jedem gejeßlichen Organ, bas feinen Willen Fund thun fünnte. Es 
fühlt deswegen ber Ausſchuß bie Verpflichtung, fi mit einer furgen PMn= 
Iprache, worin er feinen Standpunkt entwidelt, an bie jchleswig-holfteinijchen 
Bereine zu wenden. Durchdrungen von ber Ueberzeugung, daß Schleswig- 
Holſteins und Preußens Wohlfahrt mit dem Gebeihen bes deutſchen VBater- 
landes unauflöslich verbunden ift, fühlen wir, wie nur gemeinfame Arbeit 
aller deutſchen Patrioten und gegenfeitiges Vertrauen einen glüdlichen Erfolg 
verbürgen. Wie wir uns nicht durch Fleinliche Empfinblichfeit zur Berfolgung 
particulariftifcher Beftrebungen werben verleiten Lafjen, jo erwarten wir auch 
zuverfichtlich von bem — Volke, daß es nicht durch augenblickliche 
Erfolge ſich werde verblenden laſſen über die Wege, bie Preußen in ſeiner 
beutfchen Politik einzufchlagen bat. Wir verfchliefen uns nicht ber Ginficht, 
daß für Schleswig:Holftein und Preußen diejenige enge Verbindung 
zum unabweislichen Bebürfnig geworben ift, welche bereits in ber deutſchen 
NReihsver faffung als ber Weg ber Einigung aller beutihen Staaten 
bezeichnet if. Wir freuen uns, daß wir mit der Erfüllung unjerer Pflichten 
gegen Preußen, auf befien Schuß wir in europäilhen Verwidlungen ftets 
werben angewiefen fein, zugleich dem beutjchen Vaterlande einen wejentlichen 
Dienft werben leiften fünnen. Wir zweifeln nicht baran, daß unfer Herzog 
fowohl, wie unfere Fanbesverfammlung bereit fein werben, bie für biejen 

roßen Zweck erforderlichen Opfer zu bringen. Aber uns und Deutjchland 
-broht jeßt eine große Gefahr. Wir find ein befreites, fein erober- 
te8 Land, Wenn man mit ung als mit einem freien Staate Verträge 
fließt, wird man einen treuen Bundesgenoſſen finden; wenn man 
über uns als eine eroberte Provinz verfügen wollte, würbe man 
einen deutſchen Volksſtamm zu unnatürlihem Wiberftanbe auf: 
ſtach eln. Ginen folden für Schleewig-Holftein und Preußen wie für bas 
ganze beutiche Vaterland verberblihen Weg haben in unjerem Lande vor 
Kurzem jene 17 Männer eingeſchlagen, welche ſich nicht geſcheut haben, im 
Namen bes Landes aufzutreten, das einige von ihnen noch in bem verwichenen 
Jahre an Dänemark zu fetten beftrebt waren. Der Schritt biefer Män- 
ner, welher im bewußten Gegenfab zum beutlih ausgeipro- 
chenen Willen unjeres ganzen Landes fteht, würbe völlig bebeutungs- 
108 fein, wenn er nicht zu unſerm großen Bebauern in einigen Kreifen bes 
preußiſchen Volkes einen lebhaften Wiederhall gefunden hätte. Mean 2 ben 
Wunſch ausgeiprochen, unfer Land zu einer Provinz des preußiſchen Staates 
zu machen. Wir fünnen uns nicht benfen, daß je ber ernfte Verfuch ——— 
werden würde, dieſen unbeſonnenen Wunſch zu verwirkl ein 
verhängnißvoller Schritt, welcher ben preußiſchen Staat nur zu leicht 
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um alle Früchte ſeiner ehrenvollen Siege bringen könnte, ein verhängnißvoller 
Schritt, möchte er nun Erfolg haben oder nicht. Für das ſittliche Be— 
wußtjein unſeres Volfes iſt bie Erbfolgefrage unwiberruf— 
Tich entſchieden. In Uebereinftimmung mit der großen Mehrheit ber 
preußiſchen Lanbesvertreter, mit den Rechtsgutachten der juriftifchen Fakultäten 
Deutichlands, mit der Rechtsüberzeugung bes ganzen beutjchen Volles haben 
wir unjerem Herzog Friedrich als * rechtmäßigen Landesherrn gehuldigt, 
als demjenigen Fürſten, deſſen Recht unſere Rettung war, als preußiſche 
Staatsmänner ausdrücklich erklärten, den Kampf für unſere Befreiung nicht 
aufnehmen zu wollen. Die ſittlichen Bande, welche damals zwiſchen unſerem 
Fürſten und uns geknüpft wurden, ſind unzerreißbar. Der Verſuch, auch nur 
einem Theil unſeres Landes einem andern a aufbringen “ wollen, 
würde als Verleitung zum Treubruche aufgefaßt werben, und bei unferem 
Volke jenen zähen MWiberftand, den es in langjährigem Kampfe gegen Däne— 
marf gelernt bat, zum großen Bedauern aller Vaterlandsfreunde gegen eine 
beutjche Macht herausfordern. Bei biefer Lage ber Sache und ben jebigen 
politifchen Gonftellationen wird ein foldyes Ziel überhaupt für ben pre 
Staat ſchwer zu erreichen fein. Die Vergewaltigung unferesBolfs: 
tammes wäre aber von ben verberblidften Folgen aud für 
bie Entwidlung bes preußifhen Staates begleitet. Mit 
einem jolden Unterdrückungsſyſtem wäre ein conftitutio= 
nelles Staatsleben völlig unverträglid. Ein Volk, das folder 
Politif Vorſchub leiftete, würde dadurch einen vernidhtenden Schlag 
gegen feine eigene Freiheit führen. Die allergrößte Gefahr aber 
würde die Durchführung jolcher Pläne ber Stellung Preußens zu Deutjchland 
bringen. Dem erjterbenden Barticularismus würde in allen Ländern ein 
neues Leben geichaffen und in einem verberblichen blutigen Kampfe würben 
ſich die Kräfte aufreiben, welche berufen find, durch gegenfeitige Ergänzung 
bie erſte Macht Europa’s zu fchaffen. Die gewaltfame Annerion 
Schleswig-Holfteins würde zum beutfhen Bürgerfrieg füh— 
ren. Noch geben wir uns jo erniten Befürchtungen nicht hin, noch hoffen 
wir, baf das hochherzige Wort des preußifchen Königs: „Europa fol wiffen, 
daß Preußen überall bereit ift, das Recht zu ſchützen“, zur Wahrheit wird. 
Einer unklaren politifchen Lage gegenüber werben wir zu unjerem Theile uns 
nicht zu Gefühlen und Demonftrationen binreißen lafjen, welde uns bem 
Volfe entfremden, mit dem eine enge Verbindung zu knüpfen unjer eigenftes 
Interefje fordert, und gleichzeitig werden wir an bem, was bie Rechtsüber: 
—— und der feierlich erklärte Wille unſeres Volkes iſt, mit aller Ent— 
chiedenheit feſthalten“. 

12. Jan. (Württemberg). I. Kammer: Schluß ber Berathungen über 
das Schulgeſetz nad 12 langen Situngen. Die principielle Trennung 
der Schule von der Kirche wird in mieberholten Abjtimmungen 
(zulegt mit 69 gegen 13 Stimmen) verworfen, dagegen bie Gtel- 
lung der Schullehrer weſentlich verbefjert, den Eltern eine Vertre— 
tung in ber Ortsjchulbehörde eingeräumt und mit 54 gegen 16 
Stimmen das Präfidium zu einem gemeinfhaftlichen bes geiftlichen 
und des weltlichen Ortsvorſtandes gemacht. Bei ber url, ee 
(am 20. Januar) wird das Geſetz ſchließlich einftimmig genehmigt. 

"» „ (Hannover). Db.Ger.Anw. Miquel wird mit 8 gegen 4 Stim: 
men an Stüve's Stelle zum Bürgermeifter von DOsnabrüd, O. G.A. 
Abreht in Hannover und D.G.N. Lauenftein in Lüneburg zum 
Syndicus gewählt, alle Drei Mitglieder der ſtändiſchen Dppofition 
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und des Nat.Vereins. Der König beſtätigt nach längerem Zögern 
(am 25. März) dieſe Wahlen. 

12. San. (Heſſen-Darmſtadt). Die Regierung erklärt ihren Ent: 
wurf einer Strafprocefordnung einfah mitteljt Durdgählung Der 
Stimmen für bdenjelben in beiden Kammern als verfaffungsmäßtg 
angenommen (j. 1864 ©. 146 XI 1). 

14. „ (Schles wigHolſtein). Bei Gelegenheit des jog. Kieler Um: 
ſchlags treten 40 Mitglieder der Ritterfchaft oder fonft Großgrund: 
befiter aus beiden Herzogthümern zufammen und erlaflen folgende 
Erklärung: 

„ir unterzeichnete Bewohner der Herzogthümer SchleswigsHoljtein er: 
Hären biemit, gegenüber der Adrefje des Frhrn. von Sceel-Plefjen und Ge— 
noffen wie folgt: Im Bewußtſein der Webereinjtiimmung mit dem Willen 
und ber NRechtsüberzeugung der Gefammtbevölferung unjers Landes und in 
der Ueberzeugung, zum Beften unfers Vaterlandes zu handeln, halten mir 
feft an der auf Grund des Rechts gelobten Treue zu unjerm Herzog Fried: 
rich VIII.; halten wir feit an der Korderung, daß bei der zu RA 
Ordnung unferer ftantlichen Berhältnifie jowohl im Innern als in Beziehung 
zu Deutſchland dem Herzog und bem gejeglichen Vertretern des Landes eine 
entjcheidende Stimme zuſteht“. 

Es wird befchloffen, diefer „Erklärung“ die weitejte Verbreitung 
im Lande zu geben und möglichft viele Beitritiserflärungen zu der— 
felben zu jammeln. Binnen eines Monats erhält dieſelbe wirklich 
gegen 60,000 Unterfchriften. 

15—20. Jan. (Preußen). Refultatlofe Miflion des Prinzen Friedrich 
Karl nah Wien. 

17. „ (Kurbejfen). Ständeverfammlung: Budgetberatbung. Die 
Geſandtſchaften in Wien und Berlin werben nod) beibehalten, die in 
München und Paris dagegen gejtrichen. 

20. „ (Württemberg). II Kammer: Schluß der Berathung des joa. 
Gompflerlaftengefeßes. Der letzte $ desſelben „durch gegenwärtiges 
Geſetz wird die Beitimmung des Zehentablöfungsgefeßes v. 17. Juni 
1849 ergänzt und zur Ausführung gebradyt” wird mit dem Zuſatze 
der Commiſſion (um eine weitere mwenigftens moraliihe Sicherung 
gegen die Anfechtung der Ablöfungsgejege von 1848 und 1849- zu 
haben) „und bildet derfelbe mit ber bisherigen Ablöfungsgefeßgebung 
ein untrennbares Ganzes“ einftimmig angenommen, indem auch die 
Ritterbanf feinen Einſpruch dagegen erhebt. Das Geſetz als Ganzes 
wird ſchließlich (am 11. Febr.) mit allen gegen 6 Stimmen (der 
äußerften Linken) angenommen. 

26. „ (Bundestag). Sachſen gibt die Erflärung ab, daß 

eine theilweife Abänderung ber Bunbesbefchlüffe vom 6. Juli 1854 wegen 
ber Verhinderung des Mißbrauchs der Preffe, und vom 13. Juli 1834 in 
Betreff des Vereinsweiens ſich als dringend nothwendig erweile, infofern durch 
die ungleihmäßige Ausführung derjelben ſich Unzukömmlichkeiten ergeben, 
welche die k. Negierung veranlaffen würden, jene Beichlüffe in Ermanglung 
einer theilweifen Abänderung wieder außer Wirkſamkeit zu fegen. 
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26. Jan. (Preußen). Depeſche an Oeſterreich: Preußen iſt noch nicht 
in der Lage, ſeine Forderungen bezüglich Schleswig-Holſteins genau 
zu formuliren. 

27. „ (Hamburg). Eine Petition der Manufacturiſten an den Senat 
erklärt ficdy gegen einen Anſchluß an den Zollverein und wünſcht 
lediglich einen Vertrag mit demfelben wie Bremen: 

30. „ (Württemberg). IL Kammer: tritt in bie Regierungsvorlage 
bezüglich Penftonserhöhungen und Bejoldungserhöhungen ein, be: 
ihließt aber mit 47 gegen 40 Stimmen, dabei das Verlangen aus: 
zufprechen, daß die Regierung die in ber Adreſſe -an den König 
(22. Juli 1864) erbetenen Reformen in Berfafjung und Verwaltung 
durchführe. 

— an. u. Febr. (Baden) Agitation der clericalen Partei gegen 
das neue Schulgeſetz: Petitionen zahlreiher Stadt: und Land— 
gemeinden an ben Großherzog, er möge dasſelbe von fi aus wie— 
der aufheben und Abhaltung ſog. „wandernder Caſinos“ auf ver: 
ihiedenen Punkten des Yandes. 


1/4. Febr. (Kurhejjen) Kine Aufforderung Oetkers zu einer Zu: 
ſammenkunft behufs Bildung eines Nationalvereins wird polizeilich 
verboten, die Verfammlung felbjt im Haufe Detfers polizeilih auf: 
gelöst. 

3. „ (Naffau) Nachdem in den legten Nahren jedes von ber Dp- 
pofition gegründete Organ eines nad dem andern unterbrüdt ober 
verboten worden, wird nun fogar die (jehr gemäßigte und jeit 
10 Jahren aud nicht einmal bejtrafte) „Mittelrhein. Zeitung” von 
der Regierung auf 2 Monate fuspendirt „wegen  fortgejeßter 
Schmähung der Regierung und wegen Erregung von Haß und 
Veradhtung gegen dieſelbe“. Mehrfahe Geſuche derjelben und 
Demonjtrationen der öffentlihen Meinung für diejelbe bleiben er: 
folglos. 

. „ (Bayern) Der Gefeßgebungsausfhuß der II. Kammer jchließt 
jeine lebhaften Berathungen für und wider die Stellung, welche 
die Negierung der Staatsanwaltihaft im Givilproceß anzumweijen 
wünfcht und lehnt das von ihr begehrte allgemeine Concluſionsrecht 
des Staatsanwalts einftimmig ab. Celbjt eine Reihe von Abände— 
rungsanträgen, welche für die Wünſche der Regierung wenigſtens 
etwas zu retten fuchen, bleiben mit 1 oder 2 Etimmen in ber 
Minderheit. | 

11. „ MRaffau). Bier Oberfte werden zu Generalen befördert. (Auf 
6300 Mann Militär bat das Ländchen nunmehr 9 Generale, alfo je 
1 auf 700 Mann). 

1%, „ (Defterreih). Schmerling erklärt einer Verfammlung von 
Mitgliedern des Abg.-Haufes unummwunden, daß die [chleswig:-holftei: 
niſche Frage für Dejterreih „total verfahren” fei. 
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12. Febr. (Schleswig-Holftein). Die herborragenderen Anhänger be 
(von ber Flensburger „Norddſch. Ztg.“, den „Schleew. Nachr.“ und 
und ben „Itzehoer Nachr.“ vertretenen) Partei eines engen An: 
ſchluſſes an Preußen treten in Rendsburg zujammen und verftän: 
bigen fi mit 21 gegen 3 Stimmen über ein Programm als „na: 
tionale Partei‘ : 

„1) Die nationale Pfliht und das Intereſſe Schleswig-Holfteins fordern, 
daß dem Staate Preußen bie feiner Aufgabe als Schutzmacht ber Herzogthü- 
mer entjprechenden Rechte voll und für alle Zeiten zu Theil werben. 2) Rir 
verjtehen unter dieſen Rechten die volle Militärhoheit zu Waffer und zu Lande, 
bie biplomatijche Vertretung und bie handelspolitiſche —5 3) Dieſe Rechte 
find vor ber definitiven Ordnung unferer inneren Verhältniſſe ſicher zu ftellen.“ 

Die Beitrittserflärungen zu dieſem Programm erfolgen langfam 
unb erreichen im Verlauf ber nächſten Monate kaum einige Hunderte. 

14, „ (Württemberg). Die I. Kammer jpridt fi mit 56 gegen 
27 Stimmen für Abjihaffung der Todesjtrafe aus. 

15, „ (Baden). Ein Handfchreiben des Großh. an den Minifter Lameh 
tritt der von ben Führern der kath. Agitation verbreiteten Meinung 
„es könne irgendwie bei ihm eine Entſchließung hervorgerufen wer: 
ben, welche eine einjeitige Aufhebung des Schulgeſetzes wenn aud 
nur auf dem Wege bes proviforifchen Gejetes verfüge” mit ber Er: 
klärung entgegen, baß eine ſolche Maßregel „jo lange als einjeitige 
Parteiwünfhe erfcheinen und unbeacdhtet bleiben müßten, als fie nicht 
auf bem Wege eines regelmäßigen Ausſpruches ber verfafjungsmä- 
Bigen Organe als die überwiegende Meinung des Landes fi geltend 
gemacht haben“: 

. Mein Eingreifen in ben geordneten Gang ber, gerade mit Rüd: 
fit "auf bas Andrängen ber Leidenjchaften bes Tages, weile und vorfichtig 
abgeftuften Gewalten werde ich meinerjeits, getveu den in meiner Proclama- 
tion vom 7. April 1860 ausgejprocdhenen Grundfägen, jekt und fünftig jeweils 
nur zur Aufrehthaltung und Regelung ber gejegmäßigen Thätigfeit ber ein: 
zelnen Factoren der Gejekgebung und Regierung, — niemals aber , wie in 
gänzlicher Verkennung ber höheren Aufgabe ber Krone gewünſcht wird, zur 
Umgebung bes berechtigten Einflufjes derjelben, erfolgen lafjen... 

Die Führer ber Agitation bejchließen, fernerhin Feine Deputationen 
mehr an den Großherzog zu jchiden. 

16. „ (Württemberg). II. Kammer: Bubdgetberathung, Etat des Aus: 
wärtigen. Der Minifter Varnbüler erklärt, er werde wegen Defter: 
reich und DVenetiens dem Könige eine Anerkennung Italiens berzeit 
nicht vorjchlagen. 

18. „ (Weimar). Der Landtag fpricht ſich mit 23 gegen 5 Stimmen 
für Abſchaffung der Todesſtrafe aus. 

22. „ (Preußen) formulirt endlich in einer Depefhe an Oeſterreich 
feine Forderungen an Schleswig-Holjtein, ohne beren vorgängige 
Erfüllung es in eine definitive Conftitwirung bes neuen Staates nidt 
einzutilligen vermöchte: 

„Ew. Erc. bin ih nunmehr in ber Lage, in näherer Formulirung bie 
Bedingungen anzugeben, unter welchen wir bie Bildung eines neuen Staates 
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Schleswig-Holftein nicht als eine Gefahr für bie Intereſſen Preußens und 
Deutichlands anfehen dürften und beren geficherte Verbürgung das k. Staats: 
minifterium daher berechtigen würde, S. M. ben Könige die Lebertragung Seiner 
burdy ben Friedensſchluß vom 30. Oftober erworbenen oder fonjt Ihm zu: 
ftehenden Rechte auf einen Anderen vorzufchlagen. Sie finden biefelben in der 
Anlage 1 zufammengeftellt. s 

„Zur Begründung und Erläuterung füge ich Folgendes hinzu: Daß Preu: 
Ben bei ber Eonftituirung bes neuen Staates an benfelben bie Forderung 
eines feiten und unauflöslichen Bündniſſes ſtellen muß, ift felbit: 
verſtändlich; e8 kann fich nicht einen eventuellen Gegner ſelbſt ſchaffen wollen. 
Eben fo jehr und noch mehr bedarf ber neue Staat jelbft eines ſolchen Bünd⸗ 
nifjes zu feiner eigenen Sicherheit, welche zugleich bie Sicherung Deutſchlands 
gegen Norden in fich begreift. Die allgemeinen Verhältniſſe find in biefer Be: 
ziehbung fo Far, baß es bier feiner weiteren Ausführung bedarf. Die Her: 
zogthümer bilden einerfeits vermöge ihrer geographiichen Lage und ber poli=' 
tiihen Verhältniffe einen fehr erponirten Arigriffs: und Vertheidigungspunkt 
für das gefammte Norbdeutichland und für Preußen insbefondere; anberer: 
feit8 wiürben fie in einer ijolirten militäriſchen Stellung nit im Stande 
fein, fich felbft zu fchügen. Preußen wird daher immer ihren Schuß unb 
ihre Bertheibigung übernehmen müffen, und wenn es fo weitgehende Verpflicy: 
tungen und bie bafür erforberlihen Opfer auf ſich nchmen —* ſo muß es 
auch bie Mittel erhalten, dieſe Verpflichtungen in wirkſamer Weiſe jederzeit er: 
füllen zu fünnen. Daß bie Herzogthümer nicht im Stande find, bem erjten, 
mit nachhaltiger Kraft geführten Stoße einer fremben Macht zu wiberftehen, 
haben bie Erfahrungen zu Anfang bes Jahres 1848 und 1850 gezeigt. In 
ähnlicher Weife wird für Schleswig=Holftein, wenn es nur auf feine eigenen 
Kräfte angewiefen ift, immer die Gefahr beftehen, baf bas Herzogthum Schle s⸗ 
wig im erſten Aulauf verloren gebe. Die Folge davon mwürbe fein, baß ber 
Feind bort fofort eine feſte und jehr gefährliche Operationsbafis gewönne, und 
daß Preußen genöthigt wäre, das Land mit großen Opfern wieber zu erobern, 
wie dies im Jahre 1848, namentlih aber im vorigen Jahre gejchehen iſt. 
Diefer Gefahr, der wir uns nicht ausfegen dürfen, kann nur vorgebeugt wer: 
ben, wenn bie in Schleswig vorhbanbenen Streitfräfte und milis» 
tärifhen Einrihtungen in einem organifhen Zuſammenhang 
mit ben preußifchen fich befinden; wenn biefes Herzogthum, in militä- 
riſcher Beziehung, einen integrirendben Theil unjeres eigenen Ver: 
thbeibigungsiyftems bildet, und wir baber in ber Lage find, einem erften 
Angriff ſchon dort nachhaltig zu widerftehen und ein Feſtſetzen bes Feindes 
bafelbft zu verhindern. Der beutfche Bund Fann feinen Schuß nicht auf bas 
Herzogthum Schleswig ausbehnen, welches nicht zu ihm gehört. Auch bier Fön: 
nen wir und auf bie Erfahrung berufen, weldye gezeigt bat, wie ber Schuß 
des Bundes auf Holftein nur in fo weit Anwendung fand, als er auf unfere 
und Defterreihs Referven geftügt war, an ber Eiber aber ganz aufhbörte. 

Bon ber Sicherheit Schleswigs hängt bie Sicherheit Holfteins ab. Letz⸗ 
teres ift Bundesland, unb ber neue Souverän muß in ben Stand geſetzt 
werben, feine Verpflichtungen gegen ben Bunb in militärifcher wie in jeber 
anderen Hinficht zu erfüllen. Holftein aber eine andere Militärorganifation 
zu geben als Schleswig, würbe zu einer neuen Schwächung bes ftaatlichen 
Zuſammenhanges führen und das Einfchreiten Preußens in Kriegszeiten läh— 
men. Es muß aljo ein Mobus gefunden werben, um bem neuen Staate 
eine einheitlihe Militärorganifation unb zugleich bie unum— 
gänglihe Verbindung mit bem preußifhen Militärfyftem zu 
geben. In Betreff bes Bundeslandes Holftein bietet hierzu ber Art VIII. 
ber Grundzüge der Bunbesfriegsverfafjung das Mittel dar. Derfelbe lautet: 
„„Bei ber Organifation der Kriegsmacht des Bundes ift auf bie aus befons 
beren Verhältniſſen der einzelnen Staaten hervorgehenden Intereſſen berjelben 
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inſoweit Rückſicht zu nehmen, als es mit ben allgemeinen Zwecken vereinbe 
anerkannt wird““. Der allgemeine Zweck iſt die Wehrhaftigkeit im Krieg 
Dieſe erfordert, daß die holſteiniſche Wehrkraſt ebenſo wie die jchleswigiche u 
organifhen Zufammenhang mit ber preußiichen gejeßt und ihre Ausbildun: 
in derjelben Tüchtigfeit und Vollzöhligkeit wie die der preußifchen Armee ſicher 
geftellt werde. Um nicht ohne Noth eine Aenderung der Bundesfriegsver 
faſſung zu beantragen, find wir bemüht, die erjtrebten Garantien in Ueber: 
einjtimmung mit derjelben ins Leben zu führen. Art. 5 der Bundeskriegsverfa— 
jung beitimmt: „„sein Bundesitaat, dejjen Gontigent ein oder mebrere X: 
meecorps für fich allein bildet, darf Gontingente anderer Bundesitaaten mu 
dem jeinigen in eine Abtheilung vereinigen“. Das bolfteiniihe Bundescon: 
tingent fol daher nicht mit dem preußiſchen Bundescontingent in eine Abtbei 
lung verbunden werden, jondern fortfahren, einen Theil des 10. Bundesarmer- 
corps zu bilden. 

„Für die Kriegsmarine der beiden Herzogthümer wird Diefelbe orga— 
nische Verſchmelzung mit dev preufiichen beabjichtigt. Da Feine Marine de 
deutſchen Bundes erijtirt und die Streitfräite Holſteins zur See für eine 
folche alſo vertragsmäßig nicht in Anſpruch genommen jind, jo findet aut 
dieſem Gediete feine Berührung mit dev Bundesfriegsverfaffung ftatt. Tie 
Bildung einer jelbitändigen Marine Schleswig-Holſteins würde nach den Kräften 
dieſes Staates ſchwer zu verwirklichen und unzulänglich bleiben, um bie 
Kräfte, welche die Herzogthümer auf diefem Gebiete darbieten, für Deutichlands 
Wehrkraft zur See thätig zu machen. 

„Das find die Grundjäge, welche uns bei der Gntwerfung der anliegenden 
Formulirung geleitet haben, volljtändige Wehrhaftmachung und Berthetdigung 
des neuen Staates und Erfüllung der Pflichten Holjteins gegen ben beut 
jhen Bund. 

„Ih erwähne nur flüchtig der in dem Entwurf ebenfalls ausgeiprochenen 
ZerritorialsAbtretungen. Sie find nad dem dringenden Bedürfntk 
für Die Befejtigungen des Yandes und die Erfordernijje der preußifchen Marin: 
möglichit eng abgemeſſen und enthalten Leinen erheblichen Gebietszuwachs fur 
Preußen. Sie fünnen nicht einmal als ein Acquivalent für die von Preußen 
durch die Anlegung und Unterhaltung der erforderlichen Befeſtigungen, welche 
wejentli der Sicherheit dev Herzogthümer jelbft zu Gute fommen, zu über: 
nehmenden Laſten angejehen werben, fondern nur als die nothwendige Norke: 
dingung für die wirkſame PVertheidigung des Landes: fie find daber von 
Seiten des neuen Staates weniger ein Opfer, als eine in feinem eigenen In— 
terejie liegende Zweckmäßigkeitsmaßregel. Die Berechtigung zu jolcher Abtretung 
it für Holftein ebenfo wie für Schleswig außer Aweifel, da nady Art 6 der 
Wiener Schlußakte die Abtretung der auf einem Bundesgebiet haftenden Sou: 
veränetätsrechte zu Gunſten eines Mitverbünbdeten nicht einmal der befonderen 
Zuftimmung des Bundes bedarf. Selbſtverſtändlich tritt Preußen, iniofern 
dadurch die matrifularmäßige Stellung Holfteins berührt werben jollte, in die 
betrejfenden Berpflicdtungen ein. 

„Für bie übrigen, außerhalb ber militärischen Verhältniſſe liegenden Be: 
dingungen, babe ich ur wenige Bemerkungen zu machen. Die Bildung eines 
neuen ijolirten Zollgebietes zwiichen Norbdeutichland und dem jfandina: 
vifchen Norden würde unnatürlich jein, auf alle materiellen Intereſſen läh— 
mend eimvirfen und bie bisherigen Berfehrsbeziehungen Preußens zu Düne: 
marf und Schweden wejentlich verfchlechtern. Die innere Selbſtändig 
feit bes neuen Staates und feiner Verwaltung bleibt unbeſchränkt. Nur 
foweit die Einrichtungen für die Aushebung bes Militärs u. |. w. dabei in 
Betracht fommen, werden die inneren Berhältniffe den preußiſchen Ginric: 
tungen angepaßt und den preußifchen Meilitärbehörden die erforderlihe Mit: 
wirkung gefihert. Außerdem muß bie k. Regierung fich in zwei Bunften 
einen beftimmenden Einfluß vorbehalten. Der eine betrifft den Nord-Oſt— 
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fee-Ganal, über welchen, ba er bie VBerbindungslinie für die preuß. Marine 
in der Nord- und Oſtſee bildet, Preußen ein Oberauffichtsrecht nach den in dem 
Entwurf entwidelten Grundjäßen in Anipruch nimmt. Der zweite bezieht 
fih auf das Pot: und Telegrapbenwejen in den Herzogthümern. In 
der Anlage 1. finden Ew. ꝛc. eine Furze Denkſchrift, welche die Gründe ent: 
widelt, aus denen eine Verjchmelzung desjelben mit dem preußilchen Poſt— 
und Telegraphenweſen im ntereffe bes allgemeinen Verkehrs wie der Her: 
zogthümer ſelbſt geboten erjcheint. Sie legt die Nachtheile Kar und bündig 
dar, welche für ben ganzen Verkehr Deutichlands mit dem Norden aus ber 
Bildung eines neuen ifolirten Awilchengebietes der Verkehrsmittel entjtehen 
würden. Ich made noch bejonders auf den Nachweis aufmerkſam, daß Preu: 
Ben durch Teiteres geradezu eine Benachtheiligung gegen den früheren Zujtand 
erfahren würde. 

„Die Geſammtheit diefer Forderungen, wie fie in der Anlage I. entwidelt 
ſind, ſtehen aud für Holftein mit ben YBundesverträgen laut Art, VI, ber 
Wiener Schlußacte nicht in Widerſpruch. Ohne eine vorgängige und bin: 
bende Regelung ber Verhältnifje zu Preußen nach dieſen Grundfäßen würden 
wir in ber Bildung eines neuen Staates — wie ih im Eingang bereits an- 
gedeutet — eine pojitive Gefahr für Preußen erfennen Wir müljen 
wenigitens in biefer Beziehung ficher geftellt fein, wenn wir auf bie von einem 
großen Theil des preußiichen Volkes gehegten weitergehenden Wünſche und auf 
die Vortheile verzichten follen, welche der Mitbeſitz der Herzogthümer für uns 
entbält, ja welche in demjelben für beide Mächte und dadurch für Deutſchland 
fiegen. Sollen die Herzogthümer aus dem jetzt über ihnen waltenden Schuß 
Preußens und Defterreichs entlafjen werben, fo müfjen fie in eine Lage ge: 
bracht werben, welche diefen Schuß für fie jelbit, fir ganz Deutichland und 
für uns erjett. Nur unter biefer Vorausjegung können wir aucd größeren 
VBortheilen, zu welchen uns die gebrachten Opfer berechtigen würden, entjagen 
und Rechte aufgeben, welche wir nad allen völferrechtlichen Grundſätzen durch 
den Krieg erworben haben, und weldye dadurch, daß wir fie mit Dejterreich 

„Atheilen, nicht minder werthvoll für uns find. 

„Ehe daher dieje Verhältniffe nicht volljtändig und in bindender 
Weile geregelt find, können wir zu feiner Veränderung bes Status quo 
und namentlih zu Feiner Einiegung eines der Prätendenten als Regenten 
eines neuen jelbjtändigen Staates unjere Einwilligung geben. Unter 
Vorausfegung der geeigneten Bürgichaften für die Grfüllungen dieſer Beding— 
ungen wird die Berjon des eventuell einzufetenden Souveräns 
Gegenſtand weiterer Verftändigung mit bem Faiferlihen Hofe fein. Es würbe 
ben Sefinnungen Sr. Maj. bes Königs nicht entiprechen, hierüber eine Ent: 
Iheidung zu treffen, ehe er die auf grünblicher Prüfung berubende Anficht 
Seiner juriftifchen Räthe der Kronſyndici, welche er zu einem Gutachten über 
die Nechtsfrage aufgefordert bat, gehört haben wird. Die materiellen Beding- 
ungen bleiben aber biejelben, wie dieſe Entſcheidung auch ausfallen möge, 
indem die Pebensbebingungen des eventuellen Staates und feine Beziehungen 
zu Preußen von ber Perion jeines Regenten unabhängig find. Sie beruhen 
auf der Natur dev Dinge und auf den Pflichten, welche Preufen zu über: 
‚nehmen haben wird, 

„Es iſt daher auch ſelbſtverſtändlich, daß die gegemwärtige Belegung 
ber Herzogthümer fortdauert, bis die Einrichtungen in allen we: 
ſentlichen Stüden ausgeführt worden find, da wir die Erfüllung 
unferer Forderungen nicht von dev Willfür oder von zufälligen Hindernifien, 
auf welche fie nachträglich ſtoßen möchten, abhängig machen könnten. Gine 
Tpätere Nichterfüllung würde alle unfere Nechte, welche wir nur unter biefer 
Bedingung und mit dem beſtimmten Vorbehalt des Rückfalles aufgeben können, 
wieder ins Leben treten laſſen. 

„Ew. Ere, erſuche ich ergebenſt, unſere Vorſchläge dem Herrn Grafen 
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Mensborff vorzulegen und ermäcdhtige Sie auch, bemjelben ben gegenwärtigen Er 
laß vollftändig mitzutheilen. Sollten unfere Vorſchläge auf Shwierigfeiten 
ftoßen, jo müffen wir uns weitere Entſchließung vorbehalten“. 

Anlage I: A. Bündnigund Berfhmelzung ber@inrihtungen 
bes Heeres und ber Flotte. Der neu zu —— Staat i 
Holftein ſchließt ein ewiges und unaufldslidesShug- und Truf— 
bündniß mit Preußen, vermöge deſſen letzteres ſich zum Schutze und zur 
Vertheidigung ber Herzogthümer gegen jeden feindlichen Angriff verpfliäte, 
Schleswig⸗ Holſtein dagegen Sr. Maj. dem Könige von Preußen bie ge— 
jammteWehrfraft beider Herzogthümer zur Verfügung ftellt, um fie inner: 
bald ber preußiſchen Armee und Flotte zum Schuge beider Länder und ihrer 
Intereffen zu verwenden. Die Dienftpflidt und bie Stärfe ber zu ber 
reußifchen Armee und Flotte von Schleswig: Holjtein zu ftellenden Mann: 
Faften wird nad ben in Preußen geltenden Beftimmungen fe: 
geftellt, vorbehaltlich einzelner nach ben befonderen Verhältniffen ber Herze 
thümer von Sr. Maj. bem Könige zu bewilligenber Abweichungen. Die Aus: 
hbebung ber Mannjchaften wird von ben preußiſchen Militär: 
behbörben in Gemeinjhaft mit ben Givilbehörben ber Herzogthümer nad 
ben in Preußen geltenden Grunbfägen vorgenommen: unb et auf bie ber: 
zoglihen Unterthanen bie gefammte preußiſche Kriegsverfaffung 
Anwendung, namentlich — alle in Preußen allgemein eingeführte Aushbe— 
bungs= und Dienjtzeitbeitimmungen, alle reglementarijche und jonftige Berorb- 
nungen über Servis- und BVerpflegungswefen, Ginguartierung, Erſatz von 
Flurbeſchädigungen, alle Mobilmachungsvorfchriften u. j. w. für Frieden und 
Krieg. Es bleibt dem Ermeffen ©. M. des Königs überlaffen, die aus ben 
Herzogthümern auszuhebenden Mannſchaften zu einem befondberen Armee: 
corps zu formiren, oder fie, vorbehaltlich ber Anwendung ber Vorſchriften 
bes Art. 5 ber Bundesfriegsverfaffung, mit andern preußiſchen Trup— 
pentbeilen zu verbinden, ihnen ihre Standbquarticre in ben Herzogthü— 
mern ſelbſt oder in Preußen anzumweilen und preußiſche Truppen, 
benen im Allgemeinen die freie Girculation in SchleswigsHolftein in demſelben 
Maße wie in Preußen zufteht, in ben Herzogthümern au fationiren 
unb die Garnifonsverhältniffe zu regeln. Die in die preußifche Armee und 
—* eintretenden ſchleswig-holſteiniſchen Unterthanen Leifien 

e. Maj. dem Könige ben Fahneneid und haben in Betreff bes 
Avancementd , ber Verforgung, Penfionivung und ber jonftigen mit bem fal. 
Dienft verbundenen Rechte und Vortheile diejelben Anſprüche wie die gebornen 
Preußen. Ebenjo find für die Vorbereitung zum Eintritt in bie Armee alle 
preußiſche Militär-Bildungsanftalten ben bergoglichen Untertbanen ganz in 
gleicher Weiſe offen und zugänglich wie den königlichen. 

„Diefelben Grundfäge wie für das Landheer treten Behufs gemeinjaner 
Bertheidigung zur See auch für die Marine in Kraft. Die in Anwendung 
ber preußiichen Beitimmungen über bie Berpflichtung zum Kriegebienft zur 
See aus ben Herzogthümern auszubebenden Mannjchaften, werben auf der 
angemejjen zu verftärkenden preußiſchen Flotte ausgebildet und auf biejer, 
gleich ben preußijchen Unterthanen, zu Kriegs- und Friebenszweden verwendet. 
Diefe Flotte ift in allen ſchleswig-holſteiniſchen Gewäflern zu freier Gircula- 
tion und zu Stationirung von Kriegsfhiffen abgabenfrei i Auch 
ſteht ber preußiſchen Regierung Behufs der wirkſamen Ausübung Küften: 
ſchutzes bie Gontrole über das Lootjen:, Betonnungs: und Küftenerleuchtunge: 
weſen an ber Oft: und Norbdfee zu. 

m Unterhaltung ber auf dieſe Weife aus ben Mitteln beiber Länder 
herzuftellenden Streitkräfte zu Wafjer und zu Lande, einſchließlich aller für 
die gemeinjfamen Kriegszwede erforderlichen jachlihen Ausgaben, Schles⸗ 
wig⸗Holſtein an bie preußiſche Staatskaſſe einen näher zu 
eventuell nad Maßgabe der Volkszahl und der preußijchen Militär: und Ma 
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rineausgaben näher zu beftimmenben jährlichen Beitrag. gür ben Transport 
von Land» und Seetruppen und Kriegsmaterial auf ben ſchleswig-holſteiniſchen 
Eiſenbahnen tritt die preußifdhe Regierung lebteren gegenüber in biejelben 
Rechte, welche jie preußiichen Privatbahnen gegenüber befitt. Das Fortifica: 
tionsjyftem der Herzogthümer wird in Bezug auf alle auf bem Gebiete ber: 
jelben liegende oder amzulegende DBefeftigungen an ber Küfte oder im Lanbe 
burch Uebereinfunft zwiſchen ber preußiſchen unb ber Panbesregierung unb 
nach bem von ber erjten für bie allgemeinen militärischen Zwede anerfannten 
Bebürfniß geregelt. 

B. HolfteinijhesBunbescontingent. Die Verpflichtungen, welche 
ber Souverän bes neuen Staates Schleswig: Holftein gegen ben beutjchen 
Bund für Holftein zu erfüllen bat, bleiben diejelben, wie bisher. Das Bun— 
bescontingent für Holftein wird von dem Herzoge aus ben nicht zu bem preu: 
Bilden Bundescontingent gehörigen Truppentbeilen ber aus ben Streitfräften 
beider Länder gebildeten, unter bem Befehle Sr. Maj. des Königs von Preu— 
Ben ftehenben Armee geftellt werben. Dem Art. V. ber Bunbesfriegsverfaffung 
entjprechend , wird biejes Gontingent nicht mit bem ie A Bunbescon: 
tingent in Cine Abteilung vereinigt werden, fonbern fortfahren, einen Theil 
bes 10. Bunbesarmeecorps zu bilben. 

C. Bunbesfejtung. Die k. preußifche Regierung behält ſich vor, in 
Gemeinjchaft mit ber Faif. öfterreichiichen dem Bunde ben Vorſchlag zu machen, 
Rendsburg, foweit e8 auf holfteinischem Bundesgebiete liegt, zu einer Bunz= 
besfeftung zu erheben, und die eventuelle Regierung bes neuen Staates gibt 
im Voraus ihre Einwilligung hierzu. Bis zur Herftellung und Ausführung 
diefer Einrichtung bfeibt Rendsburg von Preußen bejegt. 

Territorialabtretungen. Die Verpflihtung zum militärischer 
und maritimen Schuße ber Herzogthümer und bie geographifche Lage, in 
welcher Schleswig fremden Angriffen ausgejegt ift, machen für Preußen Be: 
hufs wirkſamer Anlage von Befeftigungen ben directen Beſitz von Territorien 
nöthig, welche zu biefem Behuf mit vollem Souveränetätsreht an Preußen 
abzutreten find. Diefe ZTerritorialabtretungen werben minbeftens begreifen: 
a) zum Schuge von Nordſchleswig: bie Stabt Sonberburg mit einem 
entſprechenden Gebiete beiden Seiten bes AljensSundes und allem 
darin befindlihen Staatseigenthunt in einem Umfreife von überall wenigjtens 
4 Meile Halbmefjer und von der Ausdehnung, baß bie Dörfer Düppel, Rade: 
bull, Kjär, Bagmore, Ulkbüll und Sundsmarte und das zur Anlage und Be: 
jeftigung eines Kriegshafens im Hjörup-Haff erforderliche Gebiet auf Alſen 
jedenfalls innerhalb des preußifchen Gebietes fallen. Behufs Anlegung eines 
preußijchen Kriegshafens in ber Kieler Bucht: b) bie Feſte Friedrihsort 
nebſt entjprehendem Gebiet, welches bie Ortſchaften Holtenan, Stift, 
Pries, Seecamp und Scheibefoppel umfaßt, fo wie auf ber dftlihen Seite ber 
Kieler Bucht das zur Anlage ber für die Vertheidigung der Einfahrt in ben 
Hafen für nothwendig erachteten Befeſtigungen mit ihren Rayons erforderliche 
Terrain; ec) an ben beiben Münbungen des Nord-Oſteecanals bag 
für Die Anlage von Befefligungen und Kriegshäfen erfor: 
dberlihe Terrain, deſſen Lage fich erft beftimmen läßt, wenn ber Lauf bes 
Canals jelbit und feine Ausmuͤndungopunkte feftgeftellt worden find. 

B. Nord-Oſtſee-Canal. Da der anzulegende Nord:Dftjeecanal neben 
feinem commerciellen, für alle Nationen in möglihft vollftändiger Freiheit zu 
gewährenden Gebraud, bie Verbindungsftraße für bie preußifche Kriegsmarine 
in der Oſt⸗ und Nordjee bildet, fo übt die preußifche Regierung das Oberauf- 
ſichtsrecht über denjelben, Sie behält fich die Entfcheibung über ben Lauf bes 
Canals, bie Leitung bes Baues besfelben und das Zuſtimmungsrecht zu allen 
veglementarijchen Beitimmungen über jeine Benußung vor; insbejondere auch 
bad Recht, Ausführung urid Betrieb des Canals für eigene Rechnung zu un— 
ternehmen, oder eine Actiengefellihaft dazu zu conceffioniven, in welchem letz⸗ 
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teren Falle auf Grund diejer Föniglichen Conceſſion und unter ben durch dieſelbe 
jeftgeftellten Bedingungen diefer und nur dieſer Gefellichaft die Iandesberrlice 
Genehmigung mit dem Rechte der Erpropriation gegen Grfag des Wertbes m 
Betreff der zur Anlage erforderlihen Grundjtüde und alle Schutzfürſorge 
und Förderung zu Theil werben wird, Gin Tranfitzoll oder Abgabe von 
Schiff und Yadung irgend welcher Art, außer der an die Unternehmer bes 
Canals zu entrichtenden Schifjsabgabe, darf von den Handelsichiffen irgen 
welcher Nation nicht erhoben werden. Ueber die Benukung für Kriegsicine 
werben nähere Beftimmungen zwijchen beiden Regierungen vereinbart werden. 

F. Zutritt zum Zollverein. Der Staat Schleswig: Holjteinn tritt 
mit feinem ganzen Gebiete zunächit dem Zollverein, gleichzeitig aber für 
immer dem preußiſchen Zollſyſtem bei. An erfterer Beziehung wird 
Preußen über die näheren Modalitäten mit den übrigen Mitgliedern des Zol: 
vereins unterhandeln. 


G. Verkehrsweſen, Um die Nachtbeile abzuwenden, weldhe für ben 
Verkehr Deutfchlands mit dem Norden aus ber Bildung eines neuen ifolirten 
Zwifchengebiets für die Verkehrsmittel entftehen würden, wird das Poſt- und 
Telegrapbenwejen derHerzogthbümer mit bempreußijdenver: 
ſchmolzen, in der Weije, daß die Poſten und Telegraphen mit allen bamit 
zufammenbängenden Rechten und Pflichten für alle Reiten ausſchließlich auf 
die k. preußijche Staatsregierung übergehen, welche für ihre Rechnung den Be— 
trieb im Intereſſe des Verkehrs der Herzogthümer nad) denielben Geſetzen und 
Vorfhriften führen wird, bie für das Poſt- und Telegraphenwejen in Preußen 
maßgebend find. 

Die Uebergabe der Herzogthiümer an den fünftigen Souverän erfolgt nah 
Sicherftellung der Ausführung aller vorfiehenden Bedingungen. Kommen lep: 
tere nicht zur Ausführung, Jo tritt Preußen in die ihm aus dem Wiener 
Frieden zuftehenden Rechte wieder ein und bebält fih die Geltendmachung 
aller ihm jonjt in Betreff der Herzogthümer zuftändigen Anſprüche vor. 

Anlage Al. it eine bejondere Denkſchrift über die Nothwendigkeit einer 
Berihmelzung des Verkehrsweſens mit dem preußiichen. 


39/23. Febr. (Baden). Große Tiberale VBerfammlung in Mannbeim: 


23. 


23. 


Beſchluß einer Proteftadreffe an den Großherzog gegen die clericalen 
Umtriebe. Am folgenden Tage verfucht es die clericale Partei, gerade 
in Mannheim ein „wanderndes Caſino“ abzuhalten, wird aber von ber 
Straßenjugend in feandalöfer Weiſe verhöhnt und auseinanderge: 


ſprengt. 

„ (Bayern). Eine Entſchließung des Cultusminiſteriums auf bie 
Vorſtellung des bayr. Episcopats vom 30, Dec, v. J. in der Diffe: 
renz des Biihofs von Speyer mit der Staatsgewalt erklärt eine 
Gollectiveingabe des Episcopats in diefer Angelegenheit überbaupt 
für „unzuläflig und der ftaatsrechtlichen Grundlage entbehrend“ und 
lehnt die Intervention der Biſchöfe ab. 

„ (Kurheffen). Die Ständeverfammlung beſchließt auf den Antrag 
ihres Ausſchuſſes: 


„unter Hinweilung auf das inzwifchen Seitens k. Bundesregierungen 
(Württemberg und Sachen) in Betreff des Bundesbeſchluſſes vom 6. Juli 1854 
eingetvetene Verhalten an b. Staatsregierung das wiederholte Erſuchen um 
Beleitigung der Bundesprefverorbnungen vom 25. Juli und 19. Dec. 1854 
und um Mieberherftellung der durch dieſelben befeitigten geſeßlichen Beſtim— 
mungen zu richten.“ 
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26. Febr. (Schleswig-Holſtein). Delegirtenverſammlung der Schles- 
wig-HoliteinBereine beider Herzogthümer in Rendsburg. Bon 149 
Bereinen find 120 durch 208 Delegirte vertreten. Der (einem 
engeren Anſchluß an Preußen geneigte) engere Ausſchuß des Ge— 
ſammtvereins hatte die inberufung der Delegirtenverfammlung 
Anfangs abgelehnt, war aber duch den Altonaer Verein, ber den 
förmlihen Antrag dazu jtellte und jofort die nöthige Unterftügung 
bei andern Bereinen fand, dazu genöthigt worden. Der engere 
Ausſchuß enthält ſich demgemäß, der Berfammlung irgend einen Ent: 
wurf von Rejolutionen ſeinerſeits vorzulegen. 

Einer Borverfjammlung am 25. Febr. Liegen folgende An: 
träge vor: 


1. Antrag des Reindbeder Vereins: „I. Wir conftatiren, daß das 
Land den Anflug an Preußen in militärifcher, maritimer und diplomatifcher 
Hinſicht als dem allfeitigen Intereſſe entiprechend betrachtet und daher ben- 
jelben aufrichtig wünſcht; wir halten fejt daran, daß aber die preußifchen 
Forderungen der gejeßlichen Yandesvertretung zur Berathung über bie Art 
und Weiſe der Ausführung der einzelnen Punfte vor ihrer Inkrafttretung 
vorgelegt werden. II. Wir halten unverbrüchli feft und wahren, joweit es 
in unſerer Macht fteht, die innere Selbjtändigfeit des Landes unter Herzog 
Friedrich VIIL“ 


2) Antrag des Altonaer Bereins: „Das fchleswig-holfteinifche 
Volk proteftirt auf das entichiedenfte gegen die vielfah aus Unfenntniß 
ober Perfidie verbreitete Anichuldigung, als gebe fih in einen Theile des 
ſchleswig-holſteiniſchen Volks eine particulariftiiche Störrigfeit gegen 
die Sache des Sejammtvaterlandes zu erkennen. Jederzeit bereit, für bie 
Herbeiführung eines wirflichen Bundesitants, für die Einjegung einer 
fräftigen Gentralgewalt mit Gontrole einer VBolfsvertretung aus allen Kräften 
mitzuwirken, und feinem andern deutjchen Volksſtamme in der vollen Hin— 
gebung an eine ſolchermaßen beichaffene deutiche Bundesgewalt irgend nad): 
suftehben ; des Meiteren überzeugt, daß Herzog Friedrih VIII. treu und ges 
wifjenhaft zu jeinen Worten jtehen und e8 in allen Stüden an Hingebung 
für das Wohl des beutjchen Gejanı mtvaterlandes nicht fehlen laſſen werbe; 
— empfindet das jchlestwig-holjteinische Volk eben deshalb in feinem Gewifjen 
die jchweriten Bedenken dagegen der Entjheidung Deutſchlands vorzugreifen 
und die vollen Befugnifje einer Fiinftigen Gentralgewalt der jetigen von Hrn. 
v. Bismard repräjentirten preußifchen Regierung zuzufprechen, und dies um 
jo mehr, da es an jeber ausreichenden Bürgſchaft fehlt, daß diefe Befugniſſe 
nicht zur Unterdrüdung dev conjtitutionellen Freiheit in Echleswig>Holjtein 
und zum Nachtheile der Gejfammtintereffen Deutichlands werben verwendet 
werden“. 


3) Antrag des Kieler Vereins: J. „Im Bewußtſein der Ueberein— 
ſtimmung mit dem Willen und der Rechtsüberzeugung der Geſammtbevöl— 
kerung unſeres Landes und in der Ueberzeugung, zum Beſten unſeres Vater— 
landes zu handeln, halten wir feſt an der auf Grund des Rechts gelobten 
Treue zu unſerem Herzog Friedrich VIII., — halten wir feſt: an der Forde— 
rung, daß bei der zu beſchleunigenden Ordnung unſerer ſtaatlichen Verhält— 
niſſe ſowohl im Innern als in Beziehung zu Deutſchland dem Herzoge und 
den geſetzlichen Vertretern des Landes eine entſcheidende Stimme zuſteht. 
II, Wir erflären uns aber gleichzeitig bereit, unbeſchadet der inneren Selbſtändig— 
feit des Landes und auf Grund eines durch ben Herzog unter geſetzlicher 
Mitwirkung der Landesvertretung zu fchließenden Vertrages eine engere Der: 
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bindung mit Preußen einzugeben in denjenigen Anygelegenbeiten, deren gedeib— 
liche Entwickelung ohne Anlehnung an die norddeutiche Großmacht weder für 
Schleswig:Holftein noch für das übrige Deutichland möglich if.“ 

Auf den Antrag dev Altonaer wird bejchloifen, den Antrag des Meinbede 
Vereins, da er jowohl das Staatsgrundgeſetz, als auch das Selbitbeftimmungs: 
vecht preisgebe, ohne Discufjion von der Tagesordnung zu entfernen. Mit 
der Altonaer Erklärung gegen das gegenwärtige Regiment in Preußen erflären 
fich auch die Kieler einverftanden, bejtreiten aber ihre Opportunität. Die A: 
tonaer jind bereit, fich mit den Kielern zu verftändigen nnd wollen den eriten 
Theil der Kieler Neiulution annehmen, verlangen dagegen für den zweiten 
Theil folgende Faſſung: 

„ir verwerfen daher die Einverleibung in Preußen, die Perſonalunien 
mit Preußen, die rüdbaltlofe Unterordnung unter Preupen. Wir räunten 
dabei ein, daß ein Anjchluß an Preußen in einigen Beziehungen wünſchens— 
wertb it. So lange aber Preußen das Necht unjeres Yandes auf die Regie— 
rung Herzog Friedrich's VIII. und das Staatsgrundgejeg nicht im Princip 
anerfannt und in beſtimmter Weiſe nicht jich darüber ausgeiprohen bat, was 
es von und fordert, fünnen wir es nicht für richtig halten, Namens Des 
ſchleswig-holſteiniſchen Volks Anerbietungen entgegenzutragen.‘ 

Die Delegirtenverjammlung genehmigt einjtimmig den 
eriten Theil des Kieler Antrags, verwirft dagegen mit 120 gegen 
88 Stimmen den zweiten Theil desjelben und beichlieft auf den 
Antrag der Advocaten Stemann aus Segeberg, jtatt desſelben bloß 
zu ſagen: 

„U. Wir ſtellen es daher auch dem Herzog und der Landesvertretung 
anheim, die im Intereſſe Deutichlands nöthigen Staatsverträge mit Preußen 
abzuichliehen.“ | j 

Der jo amendirte Beſchluß wird als Ganzes einftimmig ange: 
nommen und bierauf der engere Ausihuß des Geſammtvereins neu 
beftellt und zwar im Zinne der Majorität mit Gegnern eines allzu 
engen Anjchluffes an Preußen. 

26. Febr. (Hannover). Der Polizeidirector von Hannover wird zum 
Präfidenten des Dbermedizinalcollegums ernannt, da die Kammer 
eine Gehaltserhöhung desjelben abgelehnt hatte. 

27. „ (Zollverein) Die aus Vertretern Preußens, Bayerns und 
Sachſens einerjeitds und Oeſterreichs anderjeitd bejtehende Con— 
ferenz zu Berathung eines Handelsvertrags zwiſchen dem Zollverein 
und Oeſterreich beendigt ihre Verhandlungen über die gegenfeitigen 
Tarifconcefjionen, jo daß zur Paraphirung des Vertrags gejchritten 
werben fann. 

— Febr. u. März. (Baden). DBerjammlungen in Freiburg, Pforzheim, 
Offenburg, Heidelberg und GStodad gegen die clericale Agitation 
der wandernden Gafinos. Katholiiche Petitionen an den Erzbiſchof 
um Zurücknahme feines Erlaſſes v. 15. Sept, der den Geiftlichen 
den Gintritt in die Drtsichulräthe verbot. 


— 
— 


5. März. (Defterreid) lehnt die preußiſchen Forderungen vom 
22. Febr. bez. Schleswig-Holſteins ald Ganzes ab: 
Ein unter diefen Bedingungen eingejegter Fürſt ſei nicht gleichberechtigtes 
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und ſtimmfähiges Mitglied des deutſchen Bundes. Die Bedingungen gingen 
nur auf einen individuellen Gewinn, während DOefterreih und der Bund An- 
ſpruch auf Das hätten, was die Herzogthümer an Wehrhaft zu Land und 
zur See leiſten könnten. Die öſterreichiſche Regierung ſei bereit, zu bewilli— 
gen, daß Rendsburg zur Bundesfeſtung erhoben werde, daß Preußen den 
stieler Hafen für feine Marine, eine Sanalverbindung zwifchen beiden Meeren 
und den Gintritt des neuen Staates in den preußiſchen Zollverein erlange. 
Sp lange aber die Souveräinetätsfrage in der Schmebe bleibe, fei für Detail- 
verhandlungen fein Boden. Dejterreih lehne das mitgetheilte Promemoria 
ab und jchließe eine Phaſe der Verhandlungen, in der eine definitive Verein: 
barung überhaupt nicht möglich fcheine. 

3. März. (Weimar). Die Regierung legt dem Yandtag den Entwurf 
eines Militärjtrafgejegbuches ganz nah preußiſchem Mujter vor. 

„ » (Hanjejtädte) Abſchluß eines Handelsvertrags zwilchen Frank: 
reich und den Hanjejtädten. 

b. „ (Schleswig-Holjtein). Der von der Delegirtenverfammlung 
der Scleswig-Holjteinvereine am 26. Febr. neu gewählte engere 
Ausſchuß ſetzt fih mit dem 36er Ausſchuß in nähere Verbindung 
und jpricht den Wunjch einer perjönlichen Zufammenfunft aus, „um 
fih mit den Leitern der deutichen Volkspartei Betreffs der Haltung, 
welche im deutichen Intereſſe bei dem nunmehrigen Stande ber 
Dinge als angezeigt zu erachten jeien, ins Einvernehmen zu jeßen“. 

(Hannover) Die officiöfe H. Hannov. Ztg. ſpricht ſich für 
die preußiichen Forderungen vom 22. Febr. bez. Schleswig-Hol— 
jteins aus, 

10/11. März. (Dejterreih). Der öſterr. Präſidialgeſandte Kübel und 
der öſterr. Geſandte in München Blome werden nad) Wien berufen, 
um einen von den Mitteljtaaten am Bunde beabfichtigten Schritt in 
der jchleswigsholiteiniichen Frage in Erwägung zu ziehen. 

11. März. (36er Ausſchuß) erwiedert auf die Zufchrift des engern 
Ausihuffes der jchlesw..holjt. Vereine, er erachte e8 „Angefichts ber 
gegenwärtigen Lage der Dinge und bejonders bei der täglich mach: 
jenden SZerfahrenheit der Meinungen für geboten, der gewünjchten 
Zujammenkunft eine größere Ausdehnung und einen allgemeineren 
Charakter zu geben, und habe deßhalb bejchlojjen, den geſammten 
36er Ausſchuß zu einer Situng nad Berlin einzuberufen und lade 
den engern Ausſchuß der jchlesw.:holjteiniichen Vereine möglichſt vol: 
zählig dazu ein“, 

(Lauenburg). Das preußiiche Kriegsminijterium entipricht dem 
Wunſche der Iauenburgiichen Landesregierung um Aufnahme der in 
Folge des Wiener Friedensvertrages aus dem däniſchen Dienjte ent: 
lafjenen Lauenburger Umterofficiere und Muſiker in die preußiſche 
Armee ; die lauenburgiichen Unterofficiere und Mufifer äußern da— 
gegen den Wunſch, im Lande bleiben zu dürfen. Die officielle 
Lauenburger Ztg. meint jedoh: „Der ausgeſprochene, aber unbe: 
greiflihe Wunſch kann natürlich gar Feine Berückſichtigung finden. 
Männer, die eben aus einer befiegten Armee eines fremden Königs, 
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aus fremden Landen in ihre beutfche Heimath zurückkehren, jollten 
es fi zur größten Ehre anrechnen, in eine fiegreiche, ruhmgefrönte 
Armee, die zu den beiten Europa’s zählt, aufgenommen werben zu 
können, wie fie auch gejtellt werden.“ 


. März. (Baden). 97 evang. Geiftlihe der jog. Protejtpartei richten 


an den Oberfirchenrath eine neue Eingabe wider Schenkel. 
„(Schleswig-Holſtein). Die duch Graf Reventlow : Farbe 
verjammelte Prälaten: und Ritterſchaft beichlieft auf den 22. d. 
M., den Geburtstag des Königs von Preußen, eine Gratulatione: 
deputation an denſelben zu ſchicken. Gbendasjelbe beſchließt eine 
VBürgerverfammlung in Ylensburg. 

„ (Preußen). Auch der preußiihe Bundestagsgejandte Savignv 
wird nach Berlin berufen, um den am Bunde beabjichtigten Schritt 
ber Mitteljtaaten in Erwägung zu ziehen. 


„ (Zollverein) Nachdem Preußen die Einholung der Ratification 


bes Handelsvertrags mit Dejterreih durch die Zollvereinsjtaaten 
immer wieder hinausgefchoben und neue Anjtände erhoben, ladet 
es nunmehr zu einer Zolleonferenz auf den 29. März nad Berlin 
ein: ihr fol dann aud der Bertrag mit Dejterreih vorgelegt 
werden, 

„ (Deftereidh) theilt den von den Mitteljtaaten am Bunde beab- 
jichtigten Antrag Preußen vertraulih mit und ſpricht den Wunſch 
aus, daß ſowohl Deiterreih als Preußen fi dabei der Abjtimmung 
enthalten möchten. 

(Schleswig:Holjtein). Der engere Ausihuß der Schleswig - 
Holftein:Vereine ladet die Vereine durch SKreisihreiben zu einer 
Feier des 24. März, des Yahrestags der Erhebung des ſchleswig— 
holſteiniſchen Volks im Jahre 1848, ein: 

„ . . Der Ausſchuß erachtet es fiir geboten, das duch die Erhebung von 
1848 geltend gemachte und ſeitdem unveräußerlich gewahrte Recht des ſchles— 
wigsbolfteinifchen Volfes auf Mitbeftimmung bei der Ordnung feiner jtaatlichen 
Verhältniſſe in nachdrücklicher Weile zu betonen. Es erjcheint dies vor Allem 
nothivendig im einer Zeit, wo in unjerem eigenen Lande ein Programm auf: 
geftellt worden tjt, des Inhalts: (j. 12. Febr. das Programm ber jog. natio— 
nalen Partei). Sofern diefes Programm im Gegenfaße zu der von 60,000 
Männern unterzeichneten Erklärung darauf binzielt, dem Herzoge und ber 
Landesvertretung eine entjcheidende Stimme bei der eftitellung unferer Be— 
ziehungen zu Deutichland, vefp- Preußen abzuſprechen, kann der Ausſchuß 
einen ſolchen Berfud, eine etwaige Vergewaltigung im Vor: 
wege gut zu beißen, wenn niht gar anzurufen, nur als ein 
Treisgeben nicht minder ber Ehre wie der Rechte und Intereſſen des jchles: 
wig:bolfteinifchen Volkes anfehen; und da man nicht Anftand genommen bat, 
in der Preſſe mit der Behauptung hervorzutreten, daß das angeführte Pro: 
gramm in der Bevölferung dev Herzogthümer Boden gewinne, jo findet der 
Ausſchuß fich veranlaft, auszufprehen, daß er es für angebracht erachten 
würde, wenn die Vereine am Tage ber Feier unferer Erhebung conftatiren 
mollten, daß bie beregte Behauptung nur aus einer gröblihen Mißachtung 
ber Wahrheit hervorgegangen ift und daß das Volt nun und nimmer 
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eine Mißachtung ſeiner Rechte in Ruhe über ſich ergehen zu 
laſſen gewillt iſt.“ 

22. März. (Schles wig-Holſtein). Der Geburtstag des Königs von 
Preußen wird von den preußiſchen Truppen in den Herzogthümern 
mit möglichſtem Glanz durch große Reveillen, Paraden und Feſtdiners, 
zu denen auch die Spitzen der Behörden geladen werden und durch 
großen Empfang bei Hrn. v. Zedlitz für Perſonen „von Diftinction“ 
gefeiert. In den Etäbten wird hie und ba geflaggt. Die Depu— 
tation der Prälaten: und Ritterſchaft nad Berlin enthält ſich aller 
politiihden Demonftration. Vier Bürger von Flensburg erhalten 
preuß. Orben. 

„0. Bürttemberg) I. Kammer: Bericht und Antrag ber jtaate- 
rechtlichen Commiſſion in Folge der unbefriedigenden Erklärung des 
Minijters VBarnbüler v. 5. Januar. 

Der Bericht der Commiſſion ſpricht fich entjchieden nicht bloß gegen 
eine Annerion, jondern auch gegen jeden engern Anſchluß der Her: 
zogtbümer an Preußen aus: „....Müßte einmal ein engerer An: 
jchluß beiteben, jo wäre es vortheilbafter für bie Herzogtbümer, dem preuß. 
Staate als ein mit deſſen übrigen Provinzen gleichberechtigter Theil einver: 
leibt zu fein, um dann wenigſtens nicht bloß Pflichten, fondern auch Rechte 
zu haben. Allein dieje von vielen Seiten in Preußen erftrebte Annerion 
führt andererjeits noch mehr als der „Anſchluß“ zur Prüfung der (Frage, 
was das Intereſſe Deutichlands erfordert. Wir glauben conftatiren zu bür: 
fen, daß darüber feine Verjchiedenheit der Anfichten berricht, daß Deutichland 
niht zum Einheitsſtaate bejtimmt ift, fondern zum Bundes: 
jtaate, in welchem ebenjo das Vebürfniß der Ginigung nad außen und in 
den gemeinjamen inneren Angelegenheiten, als bas berechtigte Verlangen ber 
Selbitbeftimmung der hiſtoriſch gegliederten Kreife feine Erfüllung findet. 
Sprechen wir es aus, daß wir feine Hegemonie zu ertragen ver: 
möcdten, jondern für bie zur Griftenz berechtigten Staaten bie gleiche 
rechtliche Stellung im großen Ganzen in Anjpruch nehmen, und daß wir 
diejes Ganze nur in der Geſammtheit aller deutihen Stämme zu finden 
vermögen. Was wir für uns verlangen, das verlangen wir auch für bie 
Herzogthümer. Die Annerion derjelben aber wäre nur ber erjte Schritt ber 
Verwirklichung eines Strebens des einen Großſtaates, das in ber Ginverlei: 
bung anderer Theile Deutſchlands, joweit die Möglichkeit überhaupt gegeben 
wäre, feine conjequente Fortſetzung, in dem beherrichten Ginheitsjtante aber 
ober wenigftens in der Mainlinie erjt -fein Ziel fände. Wir ſprechen ung 
entjchieden aus gegen alle Bedingungen, welche Preußen geftellt hat, wir 
leugnen, daß dieſem Staate irgend ein Recht zufomme, jolde Bedingungen 
zu jtellen, und können nur folde Ginräumungen begründet finden, welche 
die Herzogtbümer ſelbſt als conjtituirter Staat billigen werben und bie beutiche 
Bunbdesgewalt mit dem Rechte und Intereſſe Deutichlands vereinbar findet. 
Es ift leicht vorauszujchen, daß einem ſolchen Protefte mit den oft gehörten 
Einwendungen begegnet wird, mit der Hinweilung auf die Macht Preußens, 
das bis heute noch mit Dejterreich in enger Verbindung fteht, und auf bie 
Kleinheit unjeres Staates und feiner Mittel, insbefondere mit dem Gebote 
der Vorficht, welche überall ftörend einzugreifen fürchtet, wo Gelegenheit zum 
Handeln geboten ift. Auch wir verfennen die thatfächlichen Verhältniffe nicht 
im Geringften; allerdings Fonnte aus einer fefteren Art bes Auftretens 
(der Fleineren deutſchen Staaten) ein Conflict erwachlen, ber ſelbſt mit einer 
Niederlage hätte endigen können. Aber wir fünnen es niemals gerechtfertigt 
finden, um bes Gonflictes willen und wegen ber Gefahr der Niederlage das 
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Recht im Stiche zu laſſen, und halten dieſe Einbuße am Recht für ein 
ſchwereres Uebel als die Niederlage im Kampf um das Recht 
Es ſcheint uns aber nicht einmal am dem, daß der Conflict wirklich hätte 
ausbrechen müſſen. Die Erfahrung unſerer Zeit ſpricht dafür, daß der Sica 
auf jene Seite fällt, wo die Energie des Willens und der That liegt, und 
daß die Niederlage da unvermeidlich iſt, wo unter dem Vorwande der Vorficht 
die Paſſivität zum Grundſatze gemacht wird. Die Initiative eines rüdfichte: 
loſen Willens hat die Herzogthümer dem thatloſen Willen Deutſchlands zum 
Zroß den beiden Großmächten zur Verfügung geitellt. ES handelt fich jest 
darum, ob das hintangeſetzte Deutjchland der Thatfraft noch fähig ift, das 
offen vorliegende Recht zur Verwirklihung zu bringen. Das Recht muß und 
wirb in biejer Frage fiegen, wenn endlich die Zaghaftigkeit ibr Ende findet, 
welche keinen Ginjaß wagt und eher jeder Gewalt jih unterwirft, als einen 
Schritt unternimmt, ber mit einer Gefahr verbunden jein Fönnte*. Nach 
einer Kritif des Verfahrens der wirtiembergifchen Regierung insbefonbere 
fährt der Bericht fort: „Am Bewußtſein, daß ein fleiner Staat für fich nichts 
durchzuführen vermag, daß aber der geeinigte Wille des aufergroßmächtlichen 
Dentjhlands auf dev Grundlage des guten Rechtes für dieſes einzutreten 
ebenjo im Stande wäre, als e8 biezu verpflichtet ift, hat die bobe Kammer 
ſchon früher wiederholt dieſe Einigung verlangt. Cine ſolche Einigung im 
Gegenſatze gegen die Großmächte erflärt die Antwort auf die nterpellation 
„zur Zeit weder für nöthig noch für rathſam“. Hierauf dürfen wir mit ber 
Frage antworten, was denn bie k. Regierung zur Grreihung des auch ven 
ihr anerfannten Zwedes überbauptnod für vatbjam findet? Taf 
die bloße Raflivität einem regſamen Staate gegenüber, ber weiß, was er 
will, und vor den Mitteln nicht zurücdjchent, zu nichts führt, als zur Ginbuße 
des Rechtes, glauben wir jchon gezeigt zu haben. Es iſt möglih, daß bie 
Umftände auch jeßt noch zu einem günftigen Ziele führen, das die Handlungs: 


weiſe der Kleinftaaten ſich wahrlich nicht zum Verdienſte fchreiben könnte, 


aber wenn man der Pflicht enifprechen will, für das erfannte Recht einzu- 
treten, jo bleibt gerade für jetzt nihts übrig, alsdie Einigung 
der Staaten, welde in der gleiden Rechtsanſchauung über: 
einſtimmen.“ Hieran fchliekt fich das Begehren der Berufung einer Ver— 
tretung des deutſchen Volks, das Verlangen eincs deutihen Parlaments. 

Antrag der Commiſſion: „Die Kammer wolle: 1) ihre Anſicht 
dahin ausſprechen, daß fie nicht nur die Ginwerleibung ber Herzogthümer in 
das Königreich Preußen, jondern jede Aneignung von Rechten über diefelben 
durch Preußen, deren Einräumung nicht durch die gefegliche Regierung und 
Volksvertretung dev Herzogtbümer genchmigt und von der Bundesverfammlung 
als mit dem Bundesrecht und Bundesintereſſe vereinbar anerfannt tft, ale 
einen Rechtsbruch betrachte; 2) die f. Megierung auffordern, daß fie in Ver— 
bindung mit den gleichgefinnten beutjchen Staaten für die Rechte ber Her: 
zogihümer und Deutichlands auf diefelben mit ber That einftehe”. 

Minifter Varnbüler erklärt, daß er an diefer Discuffton nicht theilnehmen 
fönne; er jei fich aber „feiner vollen Verantwortlichfeit in dieſer Frage voll: 
fommen bewußt und nehme die ganze Verantwort lichkeit für diefelbe, wie fie 
aud immer gelöst werde, bez. Württembergs in ihrem vollen Umfange 
auf fi”. 

Die Kammer nimmt in namentlicher Abſtimmung mit 77 gegen 
5 Stimmen den Antrag der Commiſſion, doch mit der Modification 
an, daß es heißen folle 2) „daß alle deutichen Bundesftaaten, welche 
das Bundesrecht anerkennen, verpflichtet find, für die Rechte ber 
Herzogtbümer und für die Rechte Deutichlands auf letztere, mit ber 
That einzuftehen.“ 


pt 
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22. März (Anhalt). Der Landtag beſchließt auf den Bericht ſeiner Com— 


4 


„ 


million mit 18 gegen 13 Stimmen 

„Für die Entjcheidung der zwiſchen der herzoglichen Staatsregierung und 
dem Landtag entitandenen. Differenz über den Umfang des nad) den SS 18, 
19 und 31 der Landſchaftsordnung den Ständen eingeräumten Rechte afi 
Mitwirkung bei der Gejeggebung, ſowie insbefondere darüber, ob nad den 
Bejtimmungen der Pandichaftsordnung zum Grlaß ber im Bericht unter I auf: 
geführten landesherrlichen Verordnungen der vorgängige Beirath des Yandtags, 
beziehungsweije ob zum Erlaß ber im Bericht unter II, I und 3 aufgeführten 
Geſetze eine Zuftimmung des Yandtags erforderlich war, ein Bundesichiedsge- 
richt in Vorſchlag zu bringen, und erjucht die landesherrlichen Commiſſarien, 
die Genehmigung Sr. Hobeit des Herzogs zur Berufung eines Bundesſchieds— 
gerichts unterthänigit zu erbitten“. 


Der Gcheimrath Dr. Eintenis verliest eine Erklärung der Saats— 
vegierung, wonach diefe, unter Betheurung ihrer loyalen Abfichten, 
auf ihren früher ausgeſprochenen Anfichten beharrt. 

(Shleswig-Holftein). Der Nahrestag der Erhebung von 
1848 wird von der Bevölkerung in allen Städten und den meiften 
größern Ortſchaften des Yandes durch allgemeines Flaggen, Verſamm— 
lungen und Reden gefeiert. Die preußiichen Autoritäten halten ſich 
fern und die Spitzen der Behörden nehmen theilweife feinen An: 
theil. 

(Preußen). Gine k. Gabinetsordre verfügt die Verlegung der 
preuß. Flottenſtation von Danzig nady Kiel, ferner, daß die außer 
Dienft gejtellten Schiffe des aufzulöfenden Oftfeegeichwaders tm Hafen 
von Kiel Station zu nehmen hätten und endlich, daß eine Commiſ— 
ion unter Borfik des Contreadmirals Jachmann in der Kieler Bucht 
Erhebungen für die Unterbringung des Flottenperfonals und Mate: 


vials vornehmen werde. 

(Breußen). Dep. an Oeiterreih: Preußen bejtreitet dem Bunb bie 
Gompetenz zu dem beabfichtigten Antrage bez. Schleswig-Holſteins: 

Dem vereinten Einfluß der beiden Großmächte werde es ohne Zweifel 

gelingen, bie Zurücziehung oder die Mobdification oder eventuell die Ableh- 
ung des mittelftantlichen Antrags zu Wege zu bringen. Würde aber Oefter: 
reih in diefer Richtung feine Mitwirkung verfagen,, jo würde Preußen nicht 
im Stande fein, ibm auf feinem Wege zu folgen, jondern jich genöthigt jehen, 
fo ſehr es auch feinerfeits eine befchleunigte Löſung wünſche, nad „ausdrüd: 
licher und entjchiedener” Ablehnung jenes Antrags auf der jtrengen recht: 
lihen Prüfung aller vorhandenen Erbanſprüche zu befichen, denen es als: 
dann bie [einigen beizufügen nibtermangeln werde. Gin Bun: 
desbeſchluß im Sinne des mitteljtaatlichen Antrags werde entiveder folgenlos 
bleiben und alsdanı der Würde des Bundes eine tiefe Wunde ſchlagen, ober 
den Keim bebauernswertber und unabjehbarer Conflicte in fich tragen. „Be: 
jeelt von dem Geift bundesfreundlicher VBerfähnlichfeit wird Preußen foldhe Con— 
fliete nach Kräften anszjugleihen oder zu mildern juchen, aber das Bewußt: 
ſein, ſeinerſeits nicht die Werantivortlichkeit dafür zu tragen, wird Sr. Maj. 
dem König auch die Entjchloffenheit verleihen, an dem Nechte Preußens 
auch dann feſtzuhalten, wenn dasjelbe wider Grwarten nicht blos von 
einzelnen Bundesregierungen, jondern von der Majorität feiner Dun: 
dbesgenofjen verfannt werden ſollte“. 
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26. März. (Schleswig-Holſtein). Verſuch einer Verftändigung zwiſchen 


dem engern Ausſchuſſe der ſchleswig-holſtein. Vereine nebſt einigen 
andern von ihm beigezogenen Vertrauensmännern und einer Anzahl 
Mitgliedern des preuf. Abg.-Haufes unter Vermittlung des in Berlin 
zufammengetretenen 36er Ausichuffes. Nach längeren Verhandlungen 
fommt eine von jämmtlihen 12 Vertrauensmännern ber Schleswig: 
Holjteiner unterzeichnete Erklärung zu Stande: 

„Der engere Ausſchuß der Ihleswig=-holfteinifhen Vereine 
erflärt, unter dem ausdrücklichen Vorbehalt, hierdurch nicht der Gejammt: 
beit ber Vereine, und noch weniger ber Landesvertretung vorgreifen zu wollen, 
jedoch mit dev Zuſicherung, für den Inhalt dieſer Grflärung feinerfeits nad 
Kräften eintreten zu wollen, Folgendes : 1) Unantafibar in bas Recht ber 
Herzegthümer Schleswig -Holftein, fi zu conftitwiren ale jelbjtändiger und 
untheilbarer Staat mit dem Erbrecht des Mannesftammes, alfo unter Herzog 
Friedrich VIIT als Landesherrn, und mit dem Rechte, alle inneren Angelegen: 
heiten unabhängig zu ordnen, gleich jedem andern deutſchen Bundesſtaat. 
2) Eine rechtsbeſtaͤndige Verfügung über dag Schidjal der Herzogthümer in 
nur möglich unter Zuftimmung des Ihleswig-bolfteinifchen Nolts oder feiner 
nad) dem Staatsgrundgejeß von 1848 berufenen Vertretung. Das mit dem 
Interefje wie mit dem Mechte des Landes unverträgliche Proviforium mus 
Ihleunigft ein Ende nehmen. 3) Die Rechtsſphäre der Herzogthümer iſt be- 
grenzt durch das Wohl und das Intereſſe Deutſchlands; daher verwahren ſich 
die Mitglieder des engeren Ausſchuſſes auf das Enijchiedenfte gegen die An- 
Ihuldigung eines vermeintlichen Bartifularismus: fie find vielmehr überzeugt, 
baß Herzog und Yandesvertretung bereit fein werden, an Deutichland, umb 
weil dieſes zur Zeit in feinem Norden einen anderweiten hinlänglich mächti 
Repräſentanten ſeiner Intereſſen nicht hat, an Preußen die zur S it 
Deutſchlands und zur Förderung feines materiellen Sefammtmwohls erforder: 
lichen Zugeftändnifje zu machen. Als ſolchergeſtalt im Intereſſe Deutſchlands 
nützliche und mit Preußen zu vereinbarende Einrichtungen be— 
zeichnen fie: 1a) Die gleichartige Formirung, Ausbildung und Bewafhnung 
des ſchleswig⸗ holſteiniſchen Heeres mit ber preußiſchen Armee, etwa and unter 
Vorbehalt einer wirffamen Anjpection Seitens Preufens; 1b) bie Berfügung 
Preußens über bie militäriichen Kräfte Schleswig-Holſteins im Kriegsfalle ; 
le) bie Anlegung der zur Sicherung ber beutjchen Grenzen etwa nötbigen 
Sellungen , befeftigten Kriegshäfen sc. in Schleswig = Holftein durch Preußen. 

) Verfügung Preußens über bie jeedienftpflichtige Mannfchaft ber Herzog: 
thümer nach den bisherigen gefeglichen Beftimmungen und Leiſtung eines ver- 
bältnigmäßigen Geldbeitrags Seitens der Herzogtblimer zur Unterhaltung ber 
preuß. Marine bis zur Gründung einer deutſchen Flotte. 3) Eintritt Schles- 
wigs in ben beutfchen Bund und ber Herzogthümer in ben Zollverein, jo wie 
Einräumung ber in Bezug auf Anlage und Benutzung eines Norboftjeecanals 


ber Mannſchaften für das Landheer Seitens Preußens und einfeitie Ueber: 


gewalten; 3) Verwaltung des Zoll-, Poſt⸗ und Telegrapbenwelens durch an- 
dere als bie eigenen Panbesbebörben. Der en ere Ausſchuß erflärt 
ſchließlich, daß bie Bevölkerung Schleswig. Hoffeine jeber Vergewaltigung 
ben zäheften Widerftanb entgegenjeken wirb unb im Kampie 
gegen fjolde von dem Rechts: umb Ghrgefühl der gefammten 
beutfhen Nation Shut und Beihilfe erwartet”, 
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‚März. (Bundestag). Bayern, Sachſen und Heſſen-Darmſtadt jtellen 
den Antrag: 


„Hohe Bundesverfammlung wolle unter Vorbehalt weiterer Beſchlußfaſſung 
die vertrauensvolle Erwartung ausſprechen, es werde ben höchſten Regierungen 
von Dejterreih und Preußen gefallen, dem Erbprinzen von Schleswig:Holftein: 
Sonderburg » Auguitenburg das Herzogthum Holftein in eigene Berwaltung 
nunmehr zu übergeben, bezüglich der wegen bes Herzogthbums Lauenburg aber 
unter ihnen getroffenen Vereinbarungen der Bundesverſammlung Gröffnung 
zugeben zu lafien“. 

Motivirumg bes Antrags: „.... Die deutſchen Mächte, welche in 
ben Befit der Herzogihlimer getreten find , beabfichtigen , bdiefelben dem recht: 
mäfigen Regierungsnachfolger auszuantworten, und die Bundesverſammlun 
bat durch ihr bisheriges Verfahren und alle ihre Beichlüffe Fundgegeben, bat 
fie Die baldmöglichfte Löſung der ſchwebenden Fragen in gleihem Sinne er: 
firebe. Die Erfüllung diefer Abfichten wird daduͤrch verzögert, daß verſchie— 
dene Anſprüche erhoben werden. So fehr nun der Gedanke, in ſolchem 
Falle einer rechtlichen Entſcheidung nicht vorgreifen zu wollen, Anerfenmung 
verdient, jo treten doch auf ber andern Seite Betrachtungen entgegen, welche 
ein derartiges Zuwarten nicht gerechtfertigt erfcheinen Laflen. Ganz 
abgejeben nämlich von der a Zeitdauer eines proceffualiichen 
Verfahrens und den großen Nachtheilen, welche aus ber bamit verbundenen 
Unficherbeit der Verhältniffe für Deutichland erwachſen, kann nicht unberüd: 
fichtigt bleiben: 1) daß zur Zeit fein Gerichtshof beiteht, welcher competent 
wäre, ein procefjualifches Verfahren einzuleiten, und einen Urtbeilsiprucd zu 
füllen, daß mithin die Bundesverfammlung berufen tft, fi dar— 
über jchlüffig zu machen , welden Prätendenten fie als den Bejtberechtigten 
erachhte, und denigemäß als Bunbesglied anerfenne, wozu ihr das genügende 
Material bereits vorliegt ; 2) daf der Bund und feine einzelnen Glieder einen 
begründeten Anſpruch darauf zu machen haben, daß bie nunmehr feit länger 
als Jahresfrift juspendirte Stimme des engern Rathes nicht länger ruben 
bleibe; 3) daß die höchften Regierungen von Dejterreih und Preußen im Ber: 
eine mit dem beutjhen Bunde ben Erbprinzen von Auguftenburg auf einer 
europäischen Gonferenz als ben Beftberechtigten proclamirt und für bdenjelben 
die Herzogthümer Schleswig-Holftein verlangt haben; 4) daß durch feine Ein— 
jegung in die Regierung des Herzogthums Holftein, deſſen unzertrennliche 
Ferbindung mit Schleswig auf deuticher Seite nie in Zweifel gezogen worden 
it, und gegenwärtig alfo feiner Anfechtung mehr unterliegen Tann, ber recht: 
lichen Verfolgung anderer Anfprüche dev Weg nicht abgefchnitten, ja vielmehr 
erit rechtlich möglicdy wird, da für den angemeldeten Mitprätendenten ſolchen 
Falles das Beſchreiten des Austrägalverfahrens offen ſtehen würde... ." 

Defterreidh trägt darauf an, den Antrag am 6. April zur Ab: 
ſtimmung zu bringen. Preußen verlangt dagegen bie Leberweifung 
desielben an den Ausſchuß: 


„Der vorliegende Antrag involvirt eine Beſchlußnahme ber YBundesver- 
lammlung über diejenige Stellung, welche bie hohe Verfammlung zu ber ftrei- 
tigen und am Bunde jelbft noch gar nicht zur wirklichen Verhandlung gekom— 
menen Grbfolgeirage annehmen fol. Der Antrag behandelt babei das Erb— 
recht des Erbprinzen von Auguftenburg als ein nacdhgewiefenes, während bie 
t. Regierung im Einverftändnig mit andern Bundesregierungen es entichieben 
beftreitet, daß ein ſolcher Nachweis bereits geführt fei. Hiernach fcheint bie 
Fafiung eines derartigen Beichluffes ohne vorgängige gründliche Prü— 
tung im Ausſchuß als übereilt, enthält einen Mangel an Rüdficht für bie 
Anſprüche beutfcher Bunbesfürften und muß der Sadye felbit infofern fchaben, 
ald fie einer im allfeitigen Intereſſe wünſchenswerthen Verſtändigung ben 
Raum verfagt.“ 
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Der Antrag Oeſterreichs wird mit 9 Stimmen zum Beſchluß 
erhoben, derjenige Preußens bleibt mit 6 Stimmen in der Minber: 
heit (Preußen, Hannover, Kurheffen, Medlenburg, 15. u. 17. Eurie). 
Erklärung Preußens: 

„Der Geſandte muß in dem fo cben gefagten Beſchluß mit Bedauern 
eine Ueberſtürzung erkennen, welcher der Sache nicht förderlich jein wire. 
Zugleich iſt er Schon jegt zu erklären beauftragt, daß die F. Regierung, da sie 
die Anfprüce des Erbprinzen von Auguftenburg als nachgewiejen nicht er: 
achten Fann, ihr Votum gegen dem vorliegenden Antrag abgeben wird, und 
daß ſie fih im Voraus gegen einen beſchlußmäßigen Ausipruch der Bundes— 
verfammlung über bejtrittene ragen verwahrt. Die fgl. Regierung dar 
vielmehr von der Bundesverjammlung und von jeder deutihen Regierung 
insbejondere erwarten und verlangen, daß bevor bei einem Bundesbeichlur 
eine Formulirung dev Anfichten fejtgejtellt wird, diejelben eine Prüfung nict 
nur dev Augujtenburgiichen, jondern aller concurrivenden Aniprüche vor: 
nehmen werden, namentlich der Seitens des Großherzogs von Oldenburg 
erhobenen und derjenigen Rechte, weldhe Preußen fjelbit jowohl aus de 
Gejfion des Königs Chriſtian IX. als aus den alten Anjprüden des 
brandenburgifhen Hauſes berzuleiten hat. Wenn die fgl. Regierung 
diefe eigenen Rechte bisher nicht zur Sprache gebracht bat, jo geihah es in 
ber Hofinung, die berechtigten Intereſſen Preußens auf dem Wege der Der: 
jtändigung ficherftellen zu können. Wie num aber dieje Hoffnung mit An: 
nahme des vorliegenden Antrages Ichwindet, jo beabjichtigt die f. Regierung, 
bie Geltendmahung der Preußen zujtchenden Anjprüde 
nicht länger zu vertagen. Die rechtliche Begründung derielben behält 
id) der Sejandte vor, hat aber jchon jeßt Namens feiner Aller höchſten Regie: 
gierung bie Erwartung auszujprechen, daß hohe Bundesverjammlung für alle 
erhobenen Anſprüche eine rechtliche Prüfung und gleihmäßige formale Be: 
handlung eintreten laſſen werde.“ 


28, März (Württemberg). Die II. Kammer genehmigt einftimmig bie 


neuen Zollvereinsverträge, Tpricht jedoch mit 54 gegen 24 Stimmen 
ihr Bebauern aus, daß die Erneuerung des Zollvereing von der 
unveränderten Annahme bes preußiich- Pan iſchen Handelsvertrags 
abhänge. 

Hölder und 41 Gen. bringen einen detaillirten Antrag auf Re 
vifion der Verfaflung ein, welcher vorbehaltlich der Entſcheidung der 
Frage, ob nicht das Einkammerſyſtem an die Stelle des bisherigen 
zu treten habe, folgende Reformen verlangt: 

1. Eine, gegenüber den bisherigen Verfaſſungsbeſtimmungen umfajien: 
dere und ficherndere Feititelung ber ftaatsbürgerlihen Rechte der Einzelnen, 
insbejonbere des Rechts auf freien Aufenthalt und Wohnfig, auf Sicherkeit 
gegen willfürlihe Verhaftung und Hausfuhung, des Rechts ber Preßfreibeit, 
des Verfammlungs: und BVereinsrechts, die Anerfennung ber allgemeinen und 
gleichen Wehrpflicht. 2. Aufhebung bes Geheimenratbes. 3. Aufhebung ber 
Berwaltungsrechtspflege; Verweiſung der Streitigkeiten des öffentlihen Rechts 
an die ordentlichen Gerichte. 4. Befeitigung aller Vorrechte der Geburt und 
des Standes bei Zujammenfegung ber Abgeorbnetenfammer. 5. Ausdehnung 
des Wahlrechts zu ben Abgeordnetenwahlen auf diejenigen Staatsbürger, 
welche von Gapital:, Renten, Dienjt: und Berufseinfommen Steuer bezahlen; 
Aufhebung ber Vorſchrift, wornach die Ausübung diefes Wahlrechts am 
Wohnſitz durch das Gemeindebürgerreht am Orte des lekteren bedingt iſt. 
6. Abänderung derjenigen Beftimmungen, wonach den Höchſtbeſteuerten bei 


M, 
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den Abgeordnetenwablen eine überwiegende Stellung eingeräumt iſt, im Sinne 
des gleichen Wahlrechts ſämmtlicher Wahlberechtigter, und Einführung ber ges 
beimen Abjtimmung bei den Abgeordnetenwahlen. 7. Gewährung nachjtehen- 
der Rechte an jede Kammer, beziehungsweile deren Mitglieder: a) Das Recht 
des Geſetzesvorſchlags; b) das Recht der Erhebung von Thatſachen (enquete); 
e) genauere Beſtimmungen tiber das Recht ber Ausgabenveriwilligung und 
über die civilrechtliche Werantwortlichfeit der Minifter wegen nicht verwilligter 
Ausgaben; d) Aufhebung der Vorichrift, wonach die Wahl des ftändigen 
Ausihuffes im Aufammentritt beider Kammern vorzunehmen ift, und Wahl 
der jeder Kammer zu entnehmenden Mitglieder berjelben durch diefe Kammer 
für ſich; e) Erweiterung der Unverantwortlichfeit der Stänbemitglieder durch 
die Beftimmung, daß Feines derielben wegen ber in Ausübung feines Berufs 
entwicelten Thätigfeit, insbefondere wegen feiner Anträge, Aeußerungen oder 
Abjtimmungen, außerhalb dev Ständeverfammlung irgendwie verfolgt oder 
zur Strafe gezogen werden bürfe. 

Der Antrag wird (am 3. Apr.) von der Kammer einem befon: 


deren a von 15 Mitgliedern überwiefen. 


5 März — 5. Juni, (Sadjen). Großer Arbeiterftrife der Buchbruder: 


fen in Leipzig. 

Naffau). Der Herzog eröffnet den Landtag mit einer politifch 
farblojen Thronrede. 

(Sadfen). Gine kgl. Verordnung ſetzt die Bundesbeihlüffe von 


1834 und 1854 bez. der Prefje und des Vereinsweſens wiederum 


außer Wirkſamkeit. 

(Bayern). Der zeither vertagte Landtag tritt wieder zufammen, 
ohne, troß des inzwiſchen erfolgten Thronwechſels, durd eine Thron: 
rede eröffnet zu werden. Die Regierung legt der zweiten Sammer 
einen Gejeßesentwurf für zweijährige (jtatt der bisherigen jechsjähri- 
gen) Finanzperioden vor, was fie zeither, unterftüßt von ber 
I. Kammer, beharrlidy verweigert hatte. 

» (Naffau) Die II. Kammer wählt wieder ihren früheren Prä— 
lidenten, aber nur mit 1, bez. 2 Stimmen Mehrheit. Der Prä: 
ſident Raht tritt fein Amt mit einer Rede an, in der er fagt: 

die Hoffnung, e3 werde fih bie Regierung von ber Unbaltbarfeit ihres 
Syſtems überzeugen, ſei nicht in Erfüllung gegangen; bei ben vorleten 
Wahlen ſei bie Wahlfreiheit auf unverantwortliche Weiſe gejchmälert worden, 
aber bei der letzten Wahl jei es noch Schlimmer hergegangen ; von ber Mus: 
übung eines verfafjungsmäfigen Rechts der Wahlfreiheit jei an vielen Orten 
nicht mehr die Rebe geweſen, das freie Wahlrecht, ja fogar das freie Haus: 
recht, jet von den Behörden verfünmert und nicht mehr geachtet worden; 


man müſſe aus diefem unbeilbringenden Zuftand, einem Zuftand ber polizei: 
lien Bedrückung, jetzt beraustreten. 


(Schleswig-Holftein). Antwort bes Herzogs Friedrich auf 
die feinem Vevollmächtigten in Berlin, Hrn. v. Ahlefeldt, unter dem 


20. März mitgetheilte Depefche des Hrn. dv. Bismark an Defter: 


reich vom 22. Februar bez. der Forderungen Preußens an Schles— 
wig-Holftein: 

„Der Ahnen durch die Geneigtheit des preußiſchen Hrn. Minifterpräfiben: 
ten anı 20. d. M. gewährten Kenntnifnahme ber von ber preuß. Regierung 


+ 
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an Defterreich gejtellten Forderung ift ber Antrag Bayerns, Sachfens un: 
Heſſen-Darmſtadts unmittelbar gefolgt. 

„Der Hr. Minifterpräfident hat freilich, als er Ihnen die Mittheilung de 
preußifchen Forderungen in Ausficht ftellte, nicht zugleih ben Wunſch ause- 
Iprochen, mit Ihnen nunmehr in definitive Verhandlungen über das Berbält 
niß, welches zwijchen den Herzogthümern und Preußen begründet werben jel 
zu treten, indeſſen liegt mir daran gerade unter den jebigen Umſtänden au® 
neue feftäuftellen, daß meinerjeits feine Shwierigfeiten obmalten, 
um über die objchwebenden ragen eine endliche Verjtändigung im Intereſe 
Deutichlands und der Herzogthümer herbeizuführen. Der jetzt ſchwebende 
Antrag am Bunde legt mir diefen Wunfch nahe. Denn obwohl ich denjelben 
in feiner Weiſe beeinflußt babe, jo wäre es doch möglich, daß fih in Berlin 
bie Anficht bilde, als ob ich auf diefen Antrag rechnete, um, wenn derſelbe 
zum Beichluß erhoben werden follte, den Wünjchen Preußens entgegenzutreten. 
Sie wiſſen zu gut, daß ich von jeher, und ſchon zu einer Zeit, als Preußen 
noch an dem Londoner Vertrag fejthielt, der Ueberzeugung gewelen bin, bof 
eine glüdlihe Beilegung der ſchleswig-holſteiniſchen Angelegenheit nur mı 
dem guten Willen ber Föniglich preußiichen Regierung erfolgen fanıı, und bat 
ich biejer Meberzeugung Ausdrud gegeben habe. Sowohl Se. Maj. der König 
als ber Hr. Minifterpräfldent haben es im früheren Verlauf diefer Angelegen 
beit wiederholt anerfannt, daß ich eg weder anGntgegenfommen, nod 
anBereitwilligfeit babe fehlen laſſen, um zu der glüdlihen Löſung bei 
zutragen, von welder bie Zufunft der fchwer geprüften Herzogthümer um 
vielleicht der Friede Deutfchlands abhängt. Und fo wünſche id auch jet, 
und nody bevor eine Entſcheidung über den am Bunde gejtellten Antrag er: 
folgt ift, dem Hrn. Minifterpräfidenten dieſelbe Bereitwilligfeit zu erfennen 
zu geben, und erſuche ich Sie daher, bies in förmlicher und unzweibeutiger 
Weiſe yu thun. 

„Sie werben fich dabei vor Allem klar zu machen haben, wie bie Lage 
war, als die Verhandlungen von dem Hrn. Minifterpräfidenten vor jetzt Länger 
als einem Vierteljahr ausgefeßt wurden. Als Sie fih, nachdem ber Sr. 
Minijterpräfident nady einer mehrmonatlichen Abwejenbeit nad Berlin zurüd: 
gekehrt war, in Anlaß ber damals jchwebenden Kriedensverhandlungen dorthin 
begeben Hatten, äußerte fich derjelbe in den Unterrebungen vom 23. Septem- 
ber und 1. October über das Fünftige Berhältnig der Herzogthümer zu Preu— 
Ben in einer Weiſe, daß Sie es fofort ausſprachen: es werde ſich alles bies 
ohne Schwierigfeiten ordnen laſſen. Derjelbe erflärte fib, und zwar nad 
genommener Rückſprache mit feinen Herren Gollegen, auf Grund Ihrer 
Aeußerungen bereit, mit Ihnen über die Formulirung ber preußiſchen For: 
derungen in Verhandlung zu treten, jobald er von feiner Damals bevorjtehenden 
Babereife zurüdgefehrt fein werde. Gegen bie Gewährung der gemünjchten 
Rortheile würde nach ber Ahnen gewworbenen Erflärung bes Hrn. Minijter: 
präfibenten Preußen mit feiner Rolitif meine Intereffen oder Rechte zur Gel— 
tung zu bringen ſuchen. 

„Als Sie fih dann nad der Rüdfehr des Hrn. Minifterpräfibenten von 
Biarrig wieder nach Berlin begaben, und ſich in ber erften Unterrebung, 
welche Sie mit demfelben am 10.Nov. hatten, zu der in Ausficht genommenen 
Berbandlung bereit erklärten, ſchien Die Lage eine andere geworben zu jein. 
Obwohl Sie auf Grund des Voraufgegangenen mein volles Ginverftändntk 
mit den von dem Hrn. Minifterpräfidenten aufgeftellten Gejichtspunften aus: 
ſprechen konnten, jchien derjelbe Damals den Abſchluß der Angelegenheit nicht 
in nahe Ausficht zu nehmen, war indeffen doch an feinem früheren Verſpre— 
hen feſthaltend, bereit, die nähere Formulirung ber preußijchen Forderungen 
durch die Fachminiſter bewirken zu laffen und fie Ihnen in einiger Zeit mit: 
zutbeilen. Am 14. Dec. v. J. indeffen eröffnete Ihnen der Hr. Minifter: 
präfident, daß er gegenwärtig mit Defterreich über Conceflionen unterhandle, 
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und ſich vorher mit demſelben zu einigen wünſche, was auch mir angenehmer 
ſein werde. Er ſagte Ihnen, ſobald dieſe Einigung erreicht ſei, Mittheilung 
darüber zu. Dieſe Einigung iſt leider bis jetzt noch nicht erreicht. Wenn ich 
dies auch lebhaft beklage, weil die Herzogthümer unter dem Proviſorium ſehr 
leiden, ſo gibt mir doch ein Umſtand die Hoffnung, daß es möglich ſein 
wird, zu dieſer Einigung zu gelangen. Ich erſehe nämlich aus den Vor— 
ſchlägen, welche die kgl. preußiſche am 22. Febr. d. J. an die kaiſerl. öſterr. 
Regierung gerichtet, und die letztere nach der Ihnen gewordenen Mittheilung 
abgelehnt hat, daß dieſelben in weſentlichen Punkten von den früher an mich 
geſtellten Forderungen abweichen; ich zweifle aber nicht, daß dieſe letztern von 
der kaiſerl. öſterr. Regierung annehmbar befunden worden wären, Ich weiß 
nicht, ob die kgl. preußiſche Regierung in den letzten Monaten des verfloſſe— 
nen Jahres ihre Anſichten über das Verhältniß, in welches die Herzogthümer 
Schleswig-Holſtein künftig zu Preußen treten werden, geändert hat, oder ob 
die nach Wien mitgetheilten Forderungen nur als ein Ausgangspunkt für 
weitere Verhandlungen anzuſehen ſind. Ich darf mich aber gewiß der Hoff— 
nung hingeben, daß es möglich iſt, zu einer Einigung zu gelangen, wenn 
nicht auf Baſis der früheren Auffaſſung der kgl. preußiſchen Regierung, ſo 
doch auf einer ſolchen Baſis, welche zwiſchen dieſer und der am 22. Februar 
ausgeſprochenen liegt. Ich würde mich um ſo glücklicher ſchätzen, zu einer 
ſolchen Einigung beitragen zu können, als in der That auf der Mitte zwi— 
ſchen dieſen beiden Auffaſſungen die Außerſte Grenze desjenigen Verhält— 
niſſes liegt, welches nach meiner feſten Ueberzeugung von den Herzogthümern 
angenommen und ertragen werden kann. Ich halte eine ſolche Einigung für 
um ſo wünſchenswerther, als die Verbindlichkeiten, welche zwiſchen Preußen 
und Oeſterrrich beſtehen, dieſelbe gebieten, und als, nachdem einmal die Ver— 
handlungen zwiſchen den beiden Mächten, welche die Herzogthümer beſetzt 
halten, eröffnet worden ſind, die Lage der Verhältniſſe von der Art iſt, daß 
ohne eine tiefgehende Erſchütterung Deutſchlands die Zukunft der Herzogthü— 
mer nicht einſeitig entſchieden werden kann. Von Anfang an iſt es aber mein 
Beſtreben geweſen, zu verhüten, das die ſchleswig-holſteiniſche Angelegenheit, 
in welcher ſich die Wünſche aller Deutſchen einigten und von ber die Welt: 
ftellung Deutjchlands abzuhängen jchien, nicht zu einer Verumeinigung und 
zur Schwähung Deutjchlands führe. Von biefen Gefühlen aud in dem 
gegenwärtigen Augenblid geleitet, erjuche ich Sie, fich zu dem Hm. Minifter: 
präfidenten zu begeben und demfelben mitzutheilen, daß Sie jebt, wie ſchon 
früher, von mir bevollmäcdtigt worden feien, über formelle Berein: 
barung in Betreff der künftigen Beziehungen ber Herzogthiimer mit Preußen 
zu unterbandeln. 

„Sollte der Hr. Minifterpräfident überhaupt zu einer ſolchen Unterhand— 
lung geneigt jein, jo wird es jich um die Grundlage berjelben handeln. Ich 
brauche nicht zu jagen, daß ich zu meinem Theil am der jhon früher gewon: 
nenen Bafis feſthalte. Sollte indejfen der Hr. Minifterpräfident darauf 
Werth legen, die Vorfchläge, welche von Preußen jept an der Faijerl. öſterr. 
Regierung gerichtet worden find, zum Ausgangspunkt der Erörterung zu neh: 
men, jo würden Sie ihrerjeits auch hierauf einzugeben haben. 

„Für diefen Fall will ich nicht unterlaffen, Ahnen jchon jekt im Allge— 
meinen mitzutbeilen, wie ich die Vorichläge auffajie. 

„JH muß mid) biebei in eriter Yinie von dem Wunſch leiten laffen, daß 
ein Berhältniß zwiſchen Preußen und den Herzogthümern geichaffen werde, 
welches im beiberjeitigen nterefje liegt, und bei welchem beide Theile ſich 
wohl befinden. Denn nur ein foldyes Verhältniß würde Ausjicht auf bauer: 
haften Beftand und auf günftige Entwidlung haben. Ich muß mir aljo bie 
Frage vorlegen: inwieweit das Land, wenn fpäter die Frage an ums heran: 
tritt, die zugeftandenen Peiftungen an Preußen bereitwillig übernehmen wird, 
oder wie weit es biejelben wenigitens ohne Gefährdung feiner ftaatlichen 
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Eriſtenz würde acceptiren können. Bon dieſem Geſichtspunkt ausgehend, vu 
ich der Anſicht, daß die unter C Bundesfeſtung, D Territortalabtretunge. 
E Nordoſtſeecanal und F Zutritt zum Zollverein, aufgeſtellten vorberungs 


- feinen Bedenken unterliegen. Leber einzelne Nebenpunfite würde, bevor as | 


erjchöpfendes Urtheil Darüber möglich ijt, noch eine nähere Aufklärung ein 
ſchenswerth fein. Ich bemerke in dieſer Hinſicht vorläufig nur, daß z.— 
unter C in Betreff ber Territorialverbältnifle Reudsburgs eine mit dem ar 
ſchichtlichen und vechtlichen Verhältniſſen der Stadt, ſowie mit ber früher wa 
Preußen jelbjt vertretenen Auffaljung im Widerfpruch jtehende Anſicht acca- 
tivt zu fein fcheint. 

„Wenn ferner unter F verlangt wird, daß der Staat Schleswig-Holſtein ;a 
nächft dem Zollverein, zugleich aber für immer dem preußifchen „Zolliyiten” bei 
tvete, jo ijt mir dabei die Bedeutung des Wortes „Zollſyſtem“ nicht ganz Elar 

„Die unter G, Verkehrsweſen, auigeftellten Forderungen verfolgen offenbar 
den Zweck, bie möglichite Erleichterung des Verkehrs herbeizuführen, jo des 
die ftaatlichen Grenzen demſelben in Feiner Weife ein Hemmniß werden, ferne 
die möglichjte Gonformität der Betricbsverhältniije zu bewirken. Re jollte 
meinen, daß dies ohne die völlige Verſchmelzung zu erreichen iſt, und bar 
ſich in dieſem relativ weniger wichtigen Punft ohne große Schwierigkeiten 
ein für beide Theile zufriedenjtellendes Arrangement wird treffen laſſen. 

„Der Schwerpunkt der ganzen Angelegendeit liegt ofienbar in den unier 
A und B in Bezug auf Bündniß, Heer und Flotte gemachten Borichlägen. 
Ah bin volllommen damit einverftanden, daß ein unauflöslihes Schur: 
und Trugbündniß zwilhen Preußen und SchleswigsHolitein die Bafıs 
der künſtigen militärijchen Beziehungen beider Länder zu einander wird bilden 
müfjen. Hierbei werden die Berbältnifje im Einzelnen nah dem Gerichts: 
punkt geregelt werden müjjen, daß es darauf ankommt, die preußiiche Webr- 
traft durch die fchlesiwigeholfteiniiche zu verjtärfen, und alle Hemmniſſe zu 
bejeitigen, welche einer einheitlichen militäriichen Action in den Weg treten 
könnten. Was für diefen Zweck nothwendig ijt, wird bereitwillig vom Lande 
zugeftanden werden. Was aber darüber binausgehend gefordert wird, würd 
dem Yand als ein drüdendes Verhältniß ericheinen. 

„Was nun zunächit bie Gejtaltung des Heerweſens betrifft, jo würd: 
ich der Meinung ſein, daß ein nach Analogie der coburgiſchen Convention zu 
begründendes Verhältniß dem angegebenen Zweck vollkommen genügen würde. 
Auch würde, wenn die Forderungen ſich auf dieſes Maß beſchränken, eine Eini— 
gung aller Betheiligten gewiß viel leichter zu erreichen jein. Nicht allein, das 
bei Dejterreih ohne Zweifel der Hauptgrund des Widerſpruchs in den das 
Heerwejen betreffenden Forderungen liegt, auch die Bevölkerung der Herzog— 
thümer würde für eine bis auf das Maß der aufgeftellten Forderungen aus: 
gedehnte Verſchmelzung nicht zu gewinnen fein. Bor Allem find es drei 
Bunfte, mit welchen das Yand ſich nicht zu verjöhnen vermag, nämlich der 
St. Maj. dem König von Preußen zu leijtende Fahneneid der Soldaten, 
die Verlegung dev Truppen außerhalb des Yandes in Kriebenszeiten und die 
Nichteriftenz des Begrifjs einer ſchleswig-holſteiniſchen Armee, an welche ſich 
nod aus dem lebten Krieg die theuerjten Erinnerungen knüpfen. Dadurd, 
daß man das Princip der coburgiichen Konvention zu Grunde legt, wären 
jelbjiverjtändlicdy etwaige durch die bejonderen Verhältniſſe motivirte Abwei— 
ungen nicht ausgejchlofjen. 

„Segen den die Marine betreffenden Theil der preußiſchen Vorſchläge 
finde ic) durchaus nichts einzuwenden. jeder Ginfichtige begreift, daß die 
wirkliche Verſchmelzung der maritimen Kräfte Preußens und Schleswig-Hol— 
fteins nothwendig ift. Die etwa gegen ein preußiiches Aushebungsrecht ſich 
erhebenden Einwendungen würden, wie ich glaube, leicht zu vermeiden jein. 
Das Aushebungsweſen jteht bier unter bejonderen Beamten. In jedem Aus: 
bebungsdijtrift fungiert ein Aushebungschef, der die Yageregijter führt, die 
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jährliche Aushebung leitet und dem bei der Aushebung DOfficiere der. einzelnen 
Waffen beigeordnnet werden, Wenn dieſen Aushebungschefs auch ferner unter 
Beiordnung preußifcher Marineofficiere die Aushebung des für die preußiſche 
Marine beitinmten Gontingents überlafjen bliebe, jo würde ohne Verlekung 
der Form Preupen alle erforderliche materielle Gewähr erhalten. Ferner laſſen 
es die biefigen jeemänniichen Gewohnheiten und Verhältnifje für beide Theile 
wünſchenswerth erſcheinen, daß die preußiiche Marine-Recrutirungsgefeßgebung 
erjt nach und nach eingeführt wird, 


„Schließlich darf ich nicht unterlaffen, au) auf bie finanzielle Seite 
der Frage wenigſtens kurz hinzudeuten, und ich erſuche Sie auch auf die 
hiebei in Betracht kommenden Geſichtspunkte, wo ſich die Gelegenheit dazu 
bietet, die Aufmerkſamkeit des Herrn Minifterpräfidenten hinzulenken. Ich 
darf dabei von ber Vorausſetzung ansgeben, daß es nicht die Abficht fein kann, 
den künftigen jchleswigsholfteinifchen Staat auf eine finanziell unbaltbare 
Baſis zu ſtellen, oder die ohnehin ſchwierigen finanziellen Verhältniſſe der 
Herzogthünter durch die an Preußen zu gewährenden Einräumungen nod) 
mebr zu erichweren. Ich glaube daher auf die Zujtimmung des Herrn Mi- 
nifterpräfidenten en zu bürfen, wenn ich, fowohl in Betreff des Zollver⸗ 
eins als des Verkehrsweſens, den Grundfatz als geltend annehme, daß die 
Herzogthümer dadurch nicht geradezu finanzielle Einbußen erleiden dürfen, 
daß daher ihr Eintritt in den Zollverein nicht ohne ein Präcipuum ſtattfinden 
fann. Und ebenjo wird c8 doch wohl feinem Zweifel unterliegen, daß, wenn 
Freußen aus dem Krieg eine Verjtärlung feiner militäriſchen Macht und ſelbſt 
eine Ausdehnung ſeines Gebietes gewinnt, die den Herzogthümern zur Laſt 
fallenden Kriegskoſten ſich in dem Maße vermindern werden, als jener Gewinn 
anzuſchlagen iſt. 


„Wenn ich die Ueberzeugung ausgeſprochen habe, daß die Bevölkerung der 
Herzogthümer einem auf Grundlage der obigen Bemerkungen getroffenen 
Arrangement zuſtimmen werde, ſo betrachte ich es dabei als eine ſelbſtver— 
ſtändliche Vorausſetzung, daß zugleich die ganze Angelegenheit definitiv geregelt 
und aljo namentlich auch die Erbfolgefrage durch meine Regierungsübernahme 
erledigt werde. Denn feiner Landesvertretung wird eine Zuftimmung zu 
jolhen Bedingungen zugemutbet werden Fönnen, wenn damit doch nur eine 
neue Phaſe des Proviforiums eingeleitet werben folle. Wenn endlich bie 
preußijche Regierung für die Sicherftellung ihrer Intereſſen in den Herzog: 
thiimern bejondere Garantien in Anjpruch nehmen will, jo zweifle ich nicht, 
daß fich diejelben werden finden laſſen, da ich mit, voller Aufrichtigfeit die zur 
a der Angelegenheit führende Einigung mit Preußen durchzuführen 

ereit bin”. 


1. März (Bayern). I. Kammer: Wahl der Adrefcommiffion. Das 
bisherige Haupt der Majorität, Frhr. v. Lerchenfeld, bleibt bei der 
Wahl in der Minderheit. Dieſe bisherige Majorität fällt gänzlich 
auseinander, 


vr » (DNaffan). I. Kammer: Abg. Lang bringt fofort wieder ben 
Antrag ein, 


„bie Kammer wolle die Regierung erfuchen, die Berfaffungsverordnung vom 
25. Nov. 1851 nebft der dazu gebörigen Wahlordnung von demfelben Tage 
zurüdguzieben und die rechtmäßige Verfaſſung vom 28. Dec. 1849 mit dem 
Wahlgeſetz vom 5. April 1848 wieder in Wirffamfeit zu ſetzen; mit der Mo— 
dification jedoh, daß inmittelit dem Staate auf Grund der Verordnungen 
von 25. Novbr. 1851 erwachjenen Verbindlichfeiten duch die Aufhebung nicht 
berührt und die auf Grund der octroyirten Verfafjung erlaffenen Geſetze einer 
Revifion durch den Landtag unterworfen werden”, 
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— April. (Preußen) läßt einen neuen Vorſchlag zur Verftändigung Ti 
Scleswig-Holftein an Dejterreih gelangen: 

e8 (Preußen) wolle den Berfuch machen, ji mit einem der Prätender 
direct zu verftändigen und weist auf den Großherzog von DI de 
burg als denjenigen bin, mit bem eine Verftändigung ſich e 
zu erzielen jei, als mit dem Erbprinzen von Nuguftenburg, 
er als ſouveräner Fürft und Bunbesmitglied unanfechtbare Verträge abich 
Ben könne und feine Zufagen bejjere Bürgichaften für ihre Erfüllung darbie 
würden. Vorausgejekt;werde, daß Defterreich diefen Vereinbarungen, als zwi fc 
jouveränen Fürjten abgejchloffen, ohne Weiteres zufiimmen wer 

Deiterreidh geht darauf nicht ein, jondern macht aud für Diej 
Fall die vorherige Prüfung der Vereinbarung zur Bedingung ſeir 
Entſchließung. 

3.—17. April. (Schleswig-Holſtein). Differenz zwiſchen dem preı 
und dem öjterr. Civilcommifjär über die Verlegung der preuß. 2% 
rineftation nad Kiel. 

Herr v. Zedlitz richtet unter dem 3. April einfeitig ein Reſcript ar 4 
ſchlesw.-holſt. Landesregierung: „Meittelft allerböchiter Ordre vom 24. v. 2 
bat des Königs Majeftät zu beftimmen gerubt, daß bas Oſtſeegeſchwader au 
zulöjen und die Marinejtation der Dftfee, unter Ernennung des Contreadbm 
rals Jahmann zum Chef berjelben, von Danzig nad Kiel zu verlegen, ſow 
daß die außer Dienft zu ftellenden Gorvetten und Gegelfregatten in ber Kiel 
Bucht, foweit es die Räumlichkeiten daſelbſt gejtatten, zu jtationiren ſeie 
Der Landesregierung unterlaffe ich nicht hievon ergebenit Mittheilung ; 
machen mit dem Bemerfen, daß unter dem Vorſitze bes Contreadmiral® Jad 
mann an Ort und Stelle commifjarijche Ermittelungen von Räumlichkeite 
zur Unterbringung bes Perſonals, des Inventars, ber Munition, der Belle 
dungsvorräthe u. ſ. w. in Friedrichsort oder bei Holtenau ftattfinden werden 
und mit bem ergebenften Grjuchen, Shrerfeits die Ausführung diefer Angı 
legenheit nad) Möglichkeit fördernd zu unterftügen”. Die Landesregie 
rung theilt diejes Nejeript dem Magiſtrat von Kiel mit, mit dem Erfucher 
„den Wünfchen ber f. Marinebehörden möglichit entgegen zu kommen“. Hr. u 
Halbhuber richtet dagegen unter dem 13. April an die Landesregierum; 
den Erlaß: „... Nachdem ich meine Zuftimmung zu irgend welhen auf bi 
Verlegung der gebachten k. preuß. Marineftation bezüglichen amtlichen Ginlei 
tungen verweigert babe und Fraft bes Mitbejigrechtes Dejterreihs von dem 
f. preuß. Eivilcommiffär ohne meine Zuftimmung Feine die öffentlihen Ange: 
legenheiten ber Herzogthümer betreffende Verfügung giltig erlaffen werben 
fann, fo muß idy die Yandesregierung erfuchen, die Circularverfügung jofort 
zurüdzunehmen und mid von dem Verfügten gefällig zu verftändigen“. Unter 
dem 17. April zieht hierauf die Landesregierung ihren Auftrag an ben 
Kieler Magijtrat wieder fürmlid zurüd. 

3. „ Bayern). I. Kammer: ein Theil der früheren Majorität 
conftituirt fih mit Ausſchluß ihrer bisherigen Führer als Gentrums: 
partei und ftellt ein Programm feit. 

4. „ (Württemberg). II. Kammer: Debatte über den Fetzerſchen 
Antrag auf Herftellung eines auf allgemeiner Wehrpflicht und Wehr: 
haftmachung des ganzen Volkes beruhenden Wehrſyſtems. 

Die Mehrheit ber Commiſſion trägt auf Tagesordnung an, da ſie 
„1) den Grundſatz ber allgemeinen Wehrpflicht auch unter dem beftebenden 
Spitem und bei der Auswahl durch das Loos gewahrt findet und im dieſem 
Spftem kein Unrecht erbliden fan, 2) e8 als einen jehr großen Nachtheil 
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Loos oder burd Stellung eines Erfagmannes Befreiung erlangen Tann, 3) bie 
Einführung eines Milizſyſtems nach Art des fchweizerifchen weder mit bem 
Verbältnig zum deutjchen Bunde noch mit der Sicherheit Deutſchlands ver: 
träglich finden würde, 4) eine große Vermehrung der Ausgaben auf das Mili- 
tär von Ginführung des allgemeinen Wehrſyſtems befürchten müßte, da eine 
fo kurze Prüfenzzeit wie in der Schweiz unter den Verhältniffen Deutjchlands, 
welche ein viel geübteres Militär erfordern, nicht ausführbar wäre, 5) und 
indem jie eine fo große Ausdehnung des Militärwejens weber als geboten 
noch als erfolgreich für die politiichen Machtverhältniffe des Landes anjehen 
fann”. Die Minderheit der Commiſſion trägt darauf an, „die Kam: 
mer möge an die f. Regierung die Bitte richten: 1) auf die Umgeftaltung 
des beftehenden Syſtems der SKriegsdienftpflidt im Sinne ber allgemeinen 
Töehrpflicht mit Bejeitigung des Looſes und bes Nechtes, durch Einfteher vom 
perjönlichen Dienfte ſich zu befreien, Bedacht zu nehmen und zu gleichmäßiger 
Behandlung diejes Segenjtandes mit ben benachbarten Staaten in Verhand— 
lungen zu treten; 2) jchon jeßt die militäriih organifirten Jugendwehren 
durch allgemeine Beſtimmungen über eine bei ber Berufung zum Dienft im 
activen Heer in Friedenszeit eintretende Berüdjichtigung ber Mitglieder der: 
felben, welche über die erlangte entſprechende Ausbildung fich auszumeifen ver: 
mögen, zu fördern“, ; 

Die Kammer geht nad) Iebhafter Debatte nur mit 45 Stimmen 
(der Eleinen Mittelpartei und jämmtlichen privilegirten Mitgliedern, 
mit Ausnahme eines einzigen) gegen 41 Stimmen zur Tagesordnung 
über, nimmt dagegen ben zweiten Theil des Minderheitsantrags 
bez. Jugendwehren mit 74 gegen 11 Stimmen an, 

4. April. (Bayern) Die II. Kammer bejhließt einftimmig eine (bloße) 
Loyalitätsabrefje an den König. — Die Fortjchrittspartei und die 
Pfälzer conjtituiren fi als „Vereinigte Linke“, innerhalb der „bie 
Frage der deutjchen Gentralgewalt als eine offene, ohnehin nur durch 
die Macht gejchichtlicher Thatfahen zu löſende anerkannt und aljo in 
diefer Beziehung vollkommene Freiheit der Anſchauung und Wirk: 
jamfeit ftattgegeben wird.“ 

"» » (Kurbejjen). Ständeverfammlung : Beriht des Ausſchuſſes 
über die Negierungsvorlage bez. Abänderung des Wahlgefeges und 
Antrag auf Berwerfung. Der Antrag wird mit allen gegen 8 (rit: 
terfchaftlihe) Mitglieder angenommen. Erklärung des ritterfchaftl. 
Abg. v. Trott. 

"„» » Weimar) Der Landtag befchließt mit 22 gegen 4 Stimmen, 
die Regierung um Vorlage eines neuen Gejeßes zu bitten, wonach 
die Militärgerichtsbarkeit auf rein militärische Vergehen und Disci— 
plinarmaßregeln beſchränkt werden jol. 

9. „ (Bayern). II. Kammer: Der erfte Ausschuß befchließt auf den 
Antrag Edels einftimmig, in der II. Kammer zu beantragen: 

„Es ſei an Seine Majeftit ben König die Bitte zu richten, es möge dem 
gegenwärtigen Landtag der Entwurf eines Geſetzes vorgelegt werden, durch 
welches den von ben Wohlthaten des Gefeges vom 22. Dec. 1849, die Unter: 
ſuchung wegen politifher Verbrechen und Vergehen betr., ausgejchloffenen Per— 
jonen, mit Einjhluß jener Militärperfonen, welche von dem Seneralpardon 
vom 16. Juni 1849 wegen nicht rechtzeitiger Anmeldung ausgejchloffen worden 
ind, foweit noch erforderlich, voller Erlaß ber Stat und Straffolgen ge: 


5 


66 Dentfhland. 


währt wird“. Der Yuftizminifter v. Bomhard erflärt barauf, „er babe mit 
hohem Intereſſe die Anficht des Ausjchuffes vernommen und werde num dem 
Minifterrath darüber Vortrag halten, um benfelben in die Lage zu verjegen, 
St. Maj. dem König die geeigneten Anträge zu unterbreiten”. 

5.April. (Preußen). Die Regierung verlangt in ihrer Marinevorlage 

an ben Landtag für die Befeftigung des Kieler Hafens und die An: 

legung von Marine: Etabliffements im Ganzen die Summe von 

6,150,000 Thlrn. Der Kriegsminifter erklärte unummwunden,, daß 

Preußen nicht nur gegenwärtig im Befiß biejes für die Zwede der 

Kriegsmarine wohlgeeigneten Hafens, jondern auch „entſchloſſen jet, 

im Befiß dieſes Hafens zu bleiben. * 

(Naffau). Die II. Kammer Ichnt den von der clericalen Partei 
gejtellten Antrag auf Erlaß einer Antwortsadreffe an den Herzog 
mit 13 gegen 10 Stimmen ab. 

(Coburg-Gotha). Der gemeinfchaftliche Landtag lehnt die Er: 
böhung des Gchalts des Bundestagsgejfandten mit 11 gegen 8 Stim— 
men ab. 

6, „ (Bund). Der mitteljtaatliche Antrag (v. 27. März) wird mit 9 
gegen 6 Stimmen zum Beſchluß erhoben: 

Didenburg proteflirt, Defterreich gibt die Erflärung ab, dab ces 
nach dem Friedensſchluſſe die Abtretung der erworbenen Rechte an den Herzog 
von Auguſtenburg beantragt habe, worauf Preußen nicht eingegangen ſei, und 
daß es noch immer unter Verzicht auf eigene Vortheile hiezu bereit fei, falls 
Preußen zuitimme. Es werde fortan auf befchleunigte Entfcheidung dringen, 

jedoch den Befittitel nicht aufgeben, bis eine „ven Intereſſen Deutſch— 

lands entjprechende” Löſung erzielt fei. Preußen beftätigt das That: 
jüchliche diefer Erklärung und erklärt fich zur Berftändigung geneigt, welche 
aber bedingt fei durch Prüfung aller, aljo auch der preußiſchen Anjprüche. 

Preußen werde die Rechte an dem gemeinfamen Befit wahren, bis eine ber 

eigenen Weberzeugung und den Intereſſen Aller entiprechende Löſung erfolgt. 

Es könne indejjen [don jetzt erflären, daß die Erfüllung ber im 

ran ausgejprodhenen Erwartung nit in Ausficht 

ebe. 

(Württemberg). Die II. Kammer beſchließt mit 65 gegen 
17 Stimmen den Antrag an die Regierung, den Sold der Soldaten 
um 3 Kreuzer täglich zu erhöhen und mit 69 gegen 11 Stimmen 
die Bitte, daß die Militärmannihaft außer dem Dienfte das Seiten: 
gewehr nicht trage. 

(Naſſau). I. Sammer: Die Mitglieder der Rechten erjcheinen 
nicht in der Sitzung und machen die Berfammlung dadurch beichluf- 
unfähig, weil troß ihres “Proteftes die Prüfung der von der Oppo— 
fition angefochtenen Wahlen auf die Tagesordnung gefeßt ift. 

7. „ @Raffau). I. Kammer: Die gefammte Rechte, 11 Mitglieder, 
erfcheint wiederum nicht in der Kammer. indem fie durch eine Ein: 
gabe das Präſidium benadricht, daß fie „in den Sitzungen mit der 
Tagesordnung: Wahlprüfung, jo lange nicht erfcheinen werde, bis bie 
Majorität ihre Anträge auf Beanftandung von 7 confervativen Mit: 
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gliedern zurückgenommen habe“. Die Verſammlung iſt dadurch wie— 
derum beſchlußunfähig und die Regierung vertagt ſie daher bis zum 
19. April. 

. Apr. (Anhalt). Die Regierung ſagt dem Landtage endlich die 
Vorlage der mit Preußen abgefchloffenen Militärconvention zu. Der 
Yandtag lehnt den Neubau eines Negierungsgebäudes ab. 

„ (Dejterreidy) remonftrirt in Berlin gegen bie einjeitige Ver: 
legung der preuß. Marinejtation nad) Kiel und die einfeitige Die: 
pofition über den Hafen von Kiel überhaupt. 

„ (Bayern). Die I. Kammer genehmigt einjtimmig den Antrag der 
Regierung auf zweijährige jtatt der bisherigen jehsjährigen Finanz: 
perioden. — Die Berathung des Amneftieantrags unterbleibt, weil 
der AJuftigminifter die Erklärung abgibt, daß der König den Befehl 
ertheilt habe, ein Amneſtiegeſetz auszuarbeiten. 

» (Zollverein). Der neue Handelsvertrag mit Dejterreich wird 
endlich von den Bevollmächtigten Defterreihs, Preußens, Bayerns 
und Sachſens in Berlin unterzeichnet. 

„ (Kurhejjen). Die Ständeverfammlung genehmigt das Jagdgejek 
nad den Anträgen des Ausichuffes, obgleich der Landtagscommiſſär 
erklärt, daß das Geſetz im dieſer Faflung nicht werde publicirt 
werden. 

- » Preußen) regt endlih bei Dejterreih die Einberufung der 
ihleswig-boljteiniihen Stände an, um fi) direct mit ihmen über 
jeine Forderungen zu verftändigen. 

„... Wir erfennen ſattſam, daß in der Regelung von Verhältnifjen welche die 
Lebensbedingungen des neuen Staats jo wejentlich berühren, die Stimme 
der Bevölkerung ſelbſt in ibren gejeglihen Organen einen 
Anſpruch darauf hat, gehört zu werden, und wir glauben, daß, 
wenn wir einerfeits gewiſſe Punkte als für uns unerläßlich hinſtellen müſſen, 
die Ausführung derſelben im einzelnen und die dem Lande ſelbſt bequemjte 
und voriheilhaftejte Modulirung am leichteften und ficherften durch die Mit: 
wirfung der Vertreter ded Landes wird vorbereitet werden. Es wird babei, 
anftatt der politifchen, wejentlich die praftifche Seite und das wahre Bedürfniß 
in den Vordergrund der Erörterung treten, und wir find überzeugt, daß ge— 
rade dadurch manches Vorurtheil gegen unjere Aufjafjung und unſere Abſich— 
ten in den Herzogthimern, in Deutichland und vielleicht bei Dejterreich jelbit 
Ihwinden werde. In einer vorhergehenden Verſtändigung mit den Vertretern 
der jchleswig-holjteinijchen Bevölferung, wenn fie auch lediglid einen 
berathenden Gharacter trägt, würden wir zugleih die Bürgichaft 
für die wirflihe Ausführung von Verabredungen ſehen, deren Inhalt, joweit 
er die inneren Verhältniffe berührt und der Zuſtimmung dev Legis— 
lative in den Herzogtbümern bedarf, nachher dann ohne Zweifel 
durch Acte der Geſetzgebung würde fanctionirt werden. Es würde uns daher 
als ein höchſt fürderlicher Schritt zur Beſchleunigung einer definitiven Yöjung 
ericheinen, wenn die Stände der beiden Herzogthümer Holſtein 
und Schleswig berufen und zu einerBerfammlung vereinigt 
würden, welcher bie Gelegenheit gegeben würde, über die Zufunft des 
Landes ich auszufprechen und ſich zunächſt unter einander über die, im ein: 
zelnen wohl auseinander gehenden, im ganzen und großen aber kaum zweifel: 
baften Wünfche und Anfichten zu verftindigen, welche bie Bevölkerung jelbit 
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in Betreff der engeren Beziehungen zu Preußen in einzelnen Stücken und 
der inneren Selbſtändigkeit im Üebrigen hegt. Aus dem Ergebniß dieſer Er— 
örterungen und der Stimmung, die ſich in dieſer Verſammlung kund gäbe, 
würden wir erfennen können, ob wir auf dem von Wien ber 
angedeuteten Weg einer directen VBerftändigung mit dem 
neuen Staat zu einem für uns annehbmbaren Ziel gelangen können 
Wenn auf diefe Weife durch das Land felbit fowohl, als durch ben eventuellen 
fünftigen Yandesherrn uns annehbmbare Bedingungen entgegengebracht würden, fo 
würden auch unjere Verhandlungen mit Wien dadurch wieder in Fluß kom— 
men, und wir glauben, daß es dadurch auch der Faiferlichen Negierung ſelbſt 
erleichtert werben könnte, den durch die geograpbiiche Lage und die Natur Der 
Berbältniffe gegebenen Anterefjen Preußens Rechnung zu tragen, obne ibre 
eigene Stellung aufzugeben. Wir wünfchen daber, ung mit dem Faiferliben 
Gabinet über die Berufung eines ſchleswig-holſteiniſchen Landtags und eime 
Verhandlung mit demfelben in Betreff der Zukunft des Landes zu verſtändi— 
gen. Es entjteht alsdann allerdings jofort die Frage: was für eine Verfammts 
lung als die geſetzmäßige Bertretung und ber wirflihe Ausdrud des Landes 
würde anzufehen jein. Daß die im gegenwärtigen Augenblid vor: 
bandenen Abgeordneten nah dem inzwijdhen eingetretenen 
Wechſel der Landesherrihaft nicht mehr als wirflid zur Ver— 
tretung berufen gelten können, jheint uns kaum zweifel- 
haft. Auch wird dem Lande daran gelegen fein, daß es diejenigen, welche 
es als jeine Vertreter in die Verfammlung ſchickt, mit ausdrücklicher 
Rückſicht auf die ihnen geftellte Aufgabe wählen fünne Nach 
welchem Wahlgeſetz aber fol eine neue VBerfammlung berufen werden? Nach 
dem von 1854 oder dem von 1848? Für erjteres läßt fich jagen, daß es bis 
jetzt factifch in Giltigkeit befteht, und für leßteres, daß es jchon auf der Ber- 
einigung der beiden Herzogthiimer zu einem Staat beruht, und daß wenig: 
fiens der eine der Prätendenten an die Verfaſſung von 1848 gebunden ijt 
und nur auf diefem Wege verfafjungsmäßige und ihm jelbjt bindende Ver— 
pflichtungen wird übernehmen zu fünnen glauben. Es wird dabei nicht bie 
Ginführung der Berfafjung von 1848, jondern nur die einmalige Berufung 
der Stände nach dem damaligen Wahlgejeß zu einen bejtimmten Zweck vor- 
ausgejeßt ; diejer Zweck ift aber nur der, den Interejjen, Wünſchen und Rechts: 
auffafjungen des Yandes einen geordneten und regelmäßigen Ausdrud zu ge: 
währen, und es ſteht zu erwägen, in welcher von ben beiden Formen bdiejer 
Ausdrud am ficheriten und mit der größten Autorität für das Land ſelbſt 
erkannt werden dürfe,“ 


19. Apr. (Schleswig: Holftein). Die Delegirtenverfammlung der 


" 


Scleswig-Holjtein-Vereine in Rendsburg beſchließt — es find 
117 Dereine dur 185 Delegirte vertreten — mit allen gegen 
1 Stimme: 

„1) Die Delegirtenverjammlung der jchleswigsholfteinifchen Vereine tritt 
der am 26. März d. J. zu Berlin zwiſchen dem engeren Ausjchuffe der 
Vereine, dem 36er-Ausſchuſſe deutjcher Abgeordneten und hervorragenden Mit: 
gliedern des preußifchen Abgeordnetenhauſes in Betreff der ſchleswig-holſteini— 
Ihen Frage angebahnten Verftändigung bei. 2) An Erwägung, daß das 
Proviforium das Volk der Herzogthümer in feinen wejentlichiten materiellen 
und jittlichen Intereſſen auf das Aeußerſte gefährdet und umverträglich mit 
der Ehre Deutjchlands ift, fordert die Delegirtenverfammlung in Nebereinftim- 
mung mit bev geſammten Bevölferung die endliche Gonftituirung Schleswig: 
Holſteins unter feinem allein berechtigten und von feinem Volke längjt aner: 
faunten Herzog Friedrich VIII.“ 

„ Sldenburg). Der Landtag genehmigt feinerfeits mit 27 gegen 
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21 Stimmen ben von der Regierung mit dem Senat von Hamburg 
wegen Uebernahme des hamburgifchen Reitercontingents abgejchlofjenen 
Vertrag. 

20. Apr. (Bayern). II. Kammer: Der dritte Ausfhuß erflärt fi) mit 
allen gegen 1 Stimme für die Unngeftaltung ber Reichsrathskammer. 
Das Meinijterium beharrt bei feiner früheren ablehnenden Erklärung. 

„ » NRafjau) I. Kammer: Die Rechte erjcheint, weil Wahlprü— 
fungen auf die Tagesordnung gefeßt find, auch nach der Vertagung 
wieder nicht in der Verfammlung und macht fie damit wieder be: 
ſchlußunfähig. 

24. „ (Bayern). U. Kammer: Zahlreiche Petitionen verlangen die 
Umgeftaltung des Landwehrinſtitutes oder die Verſetzung desfelben 
in „ruhende Activität“. Der Minijter des Innern lehnt in Ani: 
wort auf eine bießfällige Interpellation eine ſolche „Conceſſion 
an bie Tagesmeinung” ab. — Die neuen Zollvereinsverträge werden 
mit 117 gegen 7 Stimmen genehmigt und dem Beſchluß mit gro- 
Ber Mehrheit die Bitte beigefügt „es möge Se. Maj. der König im 
Verein mit den übrigen Jollvereinsregierungen dahin zu wirken ftre: 
ben, daß bald thunlichjt Handelsverträge mit Italien, der Schweiz, 
Belgien, England und Rußland abgejchloffen werden.“ 

25. „ (Raffau). OD. Kammer: Die Rechte erklärt neuerdings, daß 
fie an feiner Arbeit der Kammer Theil nehmen werde, bevor nicht 
die Beanftandung der Wahlen ihrer Partei zurüdgezogen feien. Die 
Redner der Majorität beharren dagegen darauf, daß die Wahlfreiheit 
bon der Regierung arg beeinträchtigt worden fei und daß die Nechte 
durch ihre Arbeitseinftellung nichts anderes bezwede, als fogar bie 
bloße Discufjion der Wahlen und die Offenlegung der Mißbräuche 
abzufchneiden. Die Mehrheit bejchließt, vor Erledigung der Wahl- 
prüfung und ihrer Conjtituirung könne die Kammer ſich auf weitere 

Gengenſtände nicht einlafjen. 

26, „ (Bayern). IL Kammer: Antrag des Abg. Kolb auf Umgeſtal— 
tung des (ſtehenden) Heerweſens: 

„Es fei an Se. Maj. den König die erfurchtsvollfte Bitte zu richten, dem 
gegenwärtigen Landtag einen Gefeßentwurf vorlegen zu laflen, burch welchen 
einerjeits die Wehrhaftmachung der ganzen männlichen Bevölkerung des Yan: 
des angebahnt, andererjeits die ebenjo driüdende als ungerecht vertheilte, bie 
Ausgehobenen insbejondere übermäkig lang in ihrem bürgerlichen Beruf hin— 
dernde Laſt der jekigen nn Dienftpflichtigfeit auf das Nothwendige 
beſchränkt werde. Se. k. Maj. möge ferner gebeten werden, die nöthigen 
Weiſungen zu ertheilen, um vom beutfchen Bund eine durchgreifende Revifion 
jowohl der Bundeskriegsverfaſſung an ſich, als der in völlig ungerechtfertigter 
Weije zum unmittelbaren Nachtheil Bayerns feitgejtellten Matrifel des Bun: 
descontingents zu verlangen. Es möge ferner in Beziehung auf das zu ent— 
werfende Geſetz auf folgende Punkte befondere Rüdjicht genommen werben: 
1) Bi zur Erzielung einer principiellen Aenderung ber Bundeslriegsverfaſ⸗ 
ſung: Herſtellung eines Proviſoriums für das jedenfalls auf die geringſte 
Zahl zu reducirende Bundescontigent, und auch in Beziehung auf dieſes: 

a. Beſchränkung dev Zeit voller Dienftpflichtigleit auf höchſtens 1% bis 2 Jahre, 
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jelbftverftändlich mit dem Vorbehalt ber Griheilung des jogenannten Heinen 
Urlaube, und mit dem weiten Vorbehalt einer entiprechenden Abkürzung 
jener Zeitdauer für alle diejenigen, weldhe in Schulen, Jugendwehren ober 
auf ſonſtige Art eine militäriiche Vorbildung vor dem Gintritt in das Heer 
ſich bereits verjchafft haben. Die durd bie erſtrebte Gefammtumgeitaltung zu 
erzielenden finanziellen Erſparniſſe jollen zugleich die Mittel bieten, den im 
die Kategorie des Bundescontingents fallenden Militärs möglichſte finanzieile 
Entſchädigung für die perfönlichen Opfer zu gewähren, welche fie im Gegen: 
fat zu den übrigen jungen Männern bringen müſſen. b. Anjchluß einer vier: 
jährigen Nefervepflichtigkeit an diefe höchſtens zweijährige active Dienſtpflicht ig— 
feit, mit dem Vorbehalt acht: oder virrzehntägiger Wiederholungscurfe jährlich, 
und der Negierungsbefugniß jederzeitiger Ginberufung im Fall eines droben- 
den oder ausbrechenden Kriegs; im übrigen aber unter Befeitigung jeder Be— 
ſchränkung der Dienftpflichtigen Hinfichtlih des Wohnorts, Geſchäftsbetriebs, 
ber Niederlaffung und Verehelihung während der gewöhnlichen Zeitläufte. 
2) Militärische Vorbildung der Jugend in den Schulen, namentlich den Mit- 
telfchulen, und zwar nicht bloß durch Turnen, Jondern ebenfo durch Grerciren 
unter der Yeitung wirklicher Militärs. 3) Militärifche Bildung und feite 
gegliederte Organifation aller zum Waffendienft nicht abſolut untauglichen 
jungen Männer (außer den für das Bundescontingent obnehin befiimmten ), 
und zwar in der Weiſe, daß die Einübung in einer Zeitfriſt von etwa vier, 
ſechs oder allerhöchſtens acht Wochen ftattfinde; daß dann die in dieſer Weiſe 
vorgebildeten Recruten ſofort beſtimmten Corps (Gomp., Bataillonen, Batte- 
rien 2c.) zugetheilt werden und mit bemjelben (etwa zwei Jahre Tang im 
Auszug, dann vier Jahre in der Reſerve) alljährlich Furze Wiederholungscurie 
durchzumadyen haben, im Uebrigen aber — das Aufgebot für den Kriegsfall 
feldjtverfländlich ausgenommen — unter vollſtändigem Fernehalten jeder Be— 
ichränfung in den bürgerlichen Verhältniffen. A) Aufheben des Anftituts der 
unmontirt und umerercirt Affentirten und ſtändig Beurlaubten, durch welches 
die Leute ſechs Jahre lang in ihrem bürgerfihen Beruf beläftigt und gehemmt 
find, während die Einrichtung militärisch rein nußlos ift. 5) Aufbeben bes 
militäriſch ebenſo nußlofen Inſtituts der Yandwehr in der gegenwärtigen Art, 
dagegen Organifation einer militärifch wirklich brauchbaren neuen Landwehr 
unter Befeitigung aller unnöthigen Beichränfungen und Beläftigungen der 
Einzelnen in ihren bürgerlichen Verhältniſſen.“ 

Die Kammer genehmigt faft einftimmig den Ausichußantrag, an 
Se. Maj. die Bitte zu richten, „den Kammern bes Landtags einen 
Geſetzesentwurf über die zeitgemäße Erweiterung der Kammer ber 
Reichsräthe vorlegen zu laſſen.“ Das Minifterium erklärt ſich 
neuerdings dagegen. 


26. Apr. (Hannover). Die II. Kammer bejchließt mit allen gegen 3 Stim- 


men das Verlangen an die Regierung, in der nächſten Diät einen 
Entwurf zu Reform der Gewerbeordnung und zwar im Ginne ber 
Sewerbefreiheit einzubringen. 

»„ (Hejjen:-Darmftadt). II. Kammer: Antwort des Minijters 
Dalwigk auf eine nterpellation des Abg. Met bezüglich der 
Mainzer Convention: 

„ . . Die in Frage ftehende Uebereinkunft iſt nicht aufgehoben worben ; 
jie beitebt noch fort. Die Gründe, warum die großberzogl. Staats: 
regierung ſich nicht veranlaßt finden Tann, dem in der Interpellation erwähnten 
einjeitigen Beichluffe der zweiten Kammer Folge zu geben, find in bem mehr: 
fachen im Laufe der ftändifchen Verhandlungen über dieſen Gegenjtand von 
Seiten der Regierung abgegebenen Erflärungen enthalten,‘ | 


Dentfdland. 74 


Metz und 20 Gen. beantragen, den Minifter dafür in Anklage- 
zuftand zu verjeßen. 


27. Apr. (Bundestag) beichlieft, die Bundes-Fachmännercommiſſion, 


29. 


1. 


welche den Entwurf für Einführung gleihen Maßes und Gewichtes 
ausgearbeitet hat, wieder einzuberufen. Preußen,. das fich bisher 
nicht betheiligte, will nunmehr aud Theil nehmen. Luremburg- 
Limburg allein gibt ein diſſentirendes Votum ab. 

» (Bayern). Die I. Kammer genehmigt ebenfalls die Zollvereinsver— 
träge, lehırt aber die von der II. Kammer beigefügte Bitte um Han- 
dbelsverträge mit Italien 2c. ab. 


„ (Dejterreidh) geht auf den Vorſchlag Preußens wegen der Be 


rufung der Stände der Herzogthümer ein, und trägt darauf an, zu— 
nächſt die Stände der beiden Herzogthümer nad dem Wahlgeſetz 
von 1854 zu berufen, um ſich mit denjelben über die Anwendung 
des Wahlgefeßes von 1848 zu verjtändigen. Preußen erklärt fich 
bereitwillig damit einverjtanden und legt nunmehr auch ſeinerſeits 
auf die „Erhaltung der Rechtscontinuität* großes Gewicht, gibt aber 
zu erwägen, ob es nicht ziwedmäßiger wäre, ftatt des Wahlgeſetzes 
von 1848 das Princip der allgemeinen und directen Wahlen für die 
zu berufende Vertretung in Anwendung zu bringen. 

(Hannover). Die II. Kammer bejchließt troß bes Widerſtandes 
des Minifters Windhorft mit allen gegen 8 Stimmen, die Regierung 
aufzufordern, ihre die Bundespreßordonnanz von 1854 einführende 
Verordnung von 1855 zurüdzunehmen. 

„(Schleswig - Holftein).. Die Delegirtenverfammlung ber 
fchleswig-holfteiniihen Kampfgenoffenvereine — von 45 Vereinen 
find 34 durch 67 Delegirte vertreten — beſchließt einftimmig: 

„Die Anerkennung Herzogs Friedrich VIII. ift der richtig bezeichnete Weg, 
auf welchem die ſchleswig-holſteiniſche Landesſache für die deutjche Nation und 
insbefondere für das ſchleswig-holſteiniſche Volk in ehrenvoller und fomit na— 
tionaler Weife zu löſen if. Fürft und Volt werden ſich — wenn ohne 
Zwang, um fo bereitwilliger und mit um fo größerer Opferbereitwilligfeit — 
ſolche Beichränfungen der vollen Selbjtändigleit auferlegen, weldye im inter: 
eſſe der Sicherheit nnd Wohlfahrt Deutichlands erforderlid und im Anſchluß 
an Preußen zu ermöglichen find.‘ 

Die Propos de Labienus von Rogeard werden auf Anbringen 
der franzöfifhen Negierung von den Regierungen von Preußen, 
Sachſen und Hamburg verboten. 

„ Breußen). NArbeiterftrife in Burg bei Magdeburg. 


4 


”„ 


Mai. (Bayern). Die I. Kammer genehmigt mit 30 gegen 7 Stim— 


men die bisher von ihr abgelehnte Abkürzung der Finanzperioben 
nunmehr ebenfalls. 

„ (Hannover). Reben des Königs in Göttingen (für ben „Geiſt 
der ächten Monarchie und Föderativität“ und für bie Dauer bes 
Melfenhaufes bis „zum Ende aller Dinge”). 

» (Helfen: Darmitadt). Die II. Kammer beharrt trotz ber Ableh— 
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nung der J. Kammer auf ihrem früheren Beſchluſſe gegen die Nie— 
derlaſſung der Jeſuiten in Mainz. 

1. Mat. (Naſſau). Gemeinſchaftliche Sitzung beider Kammern als 
Ständeverfammlung. Abgeordneter Raht trägt auf Ausfchliefung ber 
11 Mitglieder der IT. Kammer, welche dort ihre Arbeit eingejtellt 
haben, an. Der Antrag wird mit 22 gegen 21 Stimmen zur Be: 
gründung zugelaffen, danı aber mit 23 gegen 20 Stimmen ver— 
worfen. Diefe Minorität proteftirt und verläßt den Saal, um die 
Steuerbewilligung für 1865, wozu die Renitenten der II. Kammer 
bereit wären, nunmehr ihrerfeits durch Beichlußunfähigfeit der Wer: 
fammlung unmöglidy zu machen. 

2. „ (Hannover). Die U. Kammer ſpricht fi mit 44 gegen 36 Stim- 
men bei Gelegenheit der Frage neuer Normen für die Entiheibung 
von Competenzconflicten auf den Antrag Bennigiens für die Wieder: 
herjtellung der Verfaflung von 1848 aus, indem fie erflärt 

„daß der Antrag nur eine einzelne Verbefferung ber durch bie einfeitig 
erlafjene Verordnung vom 1. Aug. 1855 berbeigeführten, ſchwere Bebenfen 
erregenden Beränberungen bed Verfaflungsrecht8 und der Organifationsgrunb- 
fübe des Landes bezwedt, — Stände aber ben dringenden Wunſch begen und 
bie bejtimmte Erwartung ausfprehen müfjen, daß fönigl. Regierung nicht 
allein die auf diefem bejonderen Gebiete vorhandenen Unguträglichkeiten be— 
rücfichtige, jondern mindeſtens in ber nächften ordentlihen Diät umfafjenbere 
Vorlagen machen werde, durch weldhe die jo wohlthätigen, ohne Mitwirfung 
ber Stände abgeänberten Beftimmungen bes Berfaffungsgefetes vom 5. Sep: 
tember 1848 und ber auf diefelben gebauten Organijationsgefege im Weſent— 
lichen, vorbehaltlich einzelner zwijchen Regierung und Ständen zu vereinbaren- 
ben Abänderungen, wieberhergeftelt und bamit nicht allein die Rechte und 
Intereſſen des Yandes in früherer Weife wieder gefichert, jondern auch bie 
duch das Vorgehen der Föniglihen Regierung im Jahre 1855 bervorgerufe- 
nen, ben Frieden und die Entwidlung des Königreichs beinträchtigenden poli- - 
tiſchen Streitigkeiten endlich völlig bejeitigt werben mögen.“ Bennigſen 
führt in der Begründung aus: „Mit der Wiederftellung der Verfaffung müſſe 
zugleich die Ausſcheidung ber Domänen fallen, müßten die Verſchlechterungen 
aus ber Stäbteorbnung und dem Geſetze über Civildiener wieder befeitigt werden. 
Mit dem Verweigern biefer Reformen feien bie größten Gefahren verbunden. 
Schon jeßt mache ſich in ben deutſchen Mittel: u. Kleinftaaten eine politifche Agonie 
geltend, bie ftaunenerregend ſei; man befümmere fich faft gar nicht mehr um 
das eigene Wohl und Wehe, fondern fehe nad) dem Gang der Dinge in Ber: 
Iin und Wien. Wenn das jeßt jchon jo gebe, wo bie Verfafjungsverhältnifie 
in Defterreih und ‘Preußen nicht erfreulich ſeien, wie folle das erft werben, 
wenn in Preußen wieder ein Tiberales Regiment herrſche. Diefe Stimmung 
begünftige die Pläne auf Errichtung eines Einheitjtaats in Deutjchland, ihr 
müſſe jeder entgegentreten, ber ben Bundesſtaat für das zu erftrebende Ziel 
halte“. 


4. „ (Bayern). Erlaß des Minifters des Innern gegen bie Agitation 
für Aufhebung oder totale Umgeftaltung ber Landwehr. 

+ » (Hannover) Die I Kammer verwirft einjtimmig ben Beitritt 
zu dem Beſchluſſe der II. Kammer vom 29. April bez. Bundespref- 
ordonnanz. 

„ " (Kurbejjen). Ständeverfammlung: Recrutirungsgeſetz. Bei 


Deutſchland. 73 


S 3 ber Regierungsvorlage (Erhöhung der Dienftzeit von 5 auf 
6 Jahre, wovon 4 im activen Dienft und 2 in der Neferve) wird 
der Antrag des Ausſchuſſes auf Zuftimmung verworfen und dagegen 
auf den Antrag des Abg. Trabert mit 27 gegen 26 Stimmen be: 
Ichlofjen, die active Dienftzeit bloß auf 3 Jahre feftzujeßen. Der 
Kriegsminifter erklärt ſofort die Vorlage für zurüdgezögen. 


4. Mai. (Naſſau). Die Regierung löst den Landtag auf, „nachdem ſich 


11. 


durch das Ausbleiben der Minorität der II. Kammer die Fortfüh: 
rung ber Gefchäfte dort und dur das Ausjcheiden von 20 Mit: 
gliedern aus ber Ständeverfammlung die Bewilligung der Steuern 
als unmöglich erwiefen habe.“ 
„ Bürttemberg) Die II. Kammer befchließt mit 73 gegen 3 
Stimmen die Regierung wiederholt zu bitten, das Inftitut der Jugend: 
wehren im Lande durch Aufftellung eines militärischen Vorftandes 
und militärifcher Inſtructoren, ſowie durch Abgabe von Waffen aus 
dem F. Arſenal zu fördern. Der SKriegsminifter lehnt den Wunſch 
nicht gerade ab, jeßt aber der Erfüllung mehrfache Bedenken ent: 
gegen. 
» (Hannover). Die J. Kammer faßt auf den Antrag des Minijters 
Hammerjtein bez. des Verfahrens bei Gompetenzconflicten einen 
wenig eingreifenden Beſchluß und nimmt von der beigefügten Erflä- 
rung der TI. Kammer bezüglich SHerftellung ber Verfaſſung von 
1848 gar Feine Notiz. 
„ (Württemberg). Die II. Kammer : lehnt die Abjchaffung ber 
Lebenslänglichkeit der Ortsvorjtände mit 61 gegen 19 Stimmen ab. 
» (Baden). Die I Kammer geht mit 11 gegen 5 Gt. über 
die Petitionen gegen das neue Schulgefeß zur Tagesordnung über. 
„ (Heflen-Darmjtadt). Die II. Kammer beſchließt mit 28 gegen 
12 Stimmen, gegen den Minifter Dalwigk wegen fortdauernder 
Aufredthaltung der Mainzer Convention Anklage zu erheben. 
» (Hefjen:-Darmjtadt). Die I. Kammer lehnt den Beſchluß der 
U. Kammer wegen Anflageerhebung gegen den Minifter Dalwigt 
einjtimmig ab. 
„ (Schleswig:Holftein). Erklärung des Altonaer ſchleswig— 
holſteiniſchen Kampfgenofjenvereins gegen die fog. nationale Partei 
und diejenigen Mitglieder ihres Vereins, bie fich bderjelben ange 
Ihloffen haben. Bon 65 Vereinen treten 45 der Erklärung bei. 
„ (Bayern). II. Kammer: Der Juftizminifter Tegt einen bloß auf 
die Inländer (Bayern) beſchränkten Entwurf eines Amnejtiegefeßes 
bor und verfünbet einen Oeneralpardon des Königs für alle Mi: 
litärs wegen Betheiligung an den reigniffen von 1849. 
„ (Württemberg). Die IL. Kanımer beſchließt mit 69 gegen 4 St. 
die Abſchaffung ber Prügelftrafe und mit 76 gegen 5 Stimmen 
bie Aufhebung ber Kreisregierungen. 
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12. Mai. (Dejterreidh). Depefhe an Preußen: Defterreich zieht feinen 
Vorſchlag einer vorherigen Berufung ber Stände von 1854 zurüd, 
hält dagegen an der Anwendung des Wahlgejebes von 1848 feit. 
„ (Hannover). Die IL Kammer bejchließt mit allen gegen 7 Stim 
men, bon ber Regierung bie enblidhe Publication der (von ber Re 
gierung jelbjt vorgefchlagenen und von beiden Kammern im vorigen 
„Jahre genehmigten) mobificirten Wahlgefebe zu verlangen, 

„ (Baden). U. Kammer: Debatte über die Reorganijation ber 

I. Kammer. Commiſſionalbericht Häuſſers. Die Anträge der Com: 

mifjion werben angenommen und ba diefe in mehreren Buncten von 

den Vorſchlägen der Adreffe ber I. Kammer abweichen, jo ift ber 

Beitritt zu biefer Adreffe von der II. Kammer als abgelehnt zu 

betrachten. 

13. „ (Bayern) U. Kammer: Vor dem Eintreten in die Ausfchuf- 

anträge bez. Reform der Militärjuftiz gibt der Kriegsminifter dic 

Erklärung ab, 

„daß Se. Maj. den bisherigen Zuftand ber une als 
einen verfaffungsmäßigen erkennen, gleidhwohl aber aus freier E. Ent: 
ſchließung allergnädigft anzuorbnien gerubt haben, daß bie bei den Meilitär- 
gerihten zur Anwendung kommenden Vorſchriften über Strafrecht und Straf: 
verfahren, fomit unter Ausſchluß jener bezüglih der Disciplinarfachen, für 
die Folge buch Sefek feſtgeſtellt werben ; * daß Se. k. Majeſtät zur 
Vollziehung dieſes Allerhöchſten Entſchluſſes das Kriegsminiſterium mit Aus: 
arbeitung der betreffenden Geſetzentwürfe, welche dem Landtage vorgelegt 
werden Fllen, allfergnädigit beauftragt haben, dagegen aber anbem im Tit. 
IX. 57 ber Berfafjungsurfunde ausgeſprochenen Grundfage, wonach Militär: 
perfonen in Dienftjachen, dann wegen Vergehen und Verbrechen unter ber 
Militärgerichtsbarkeit fichen, auch fernerhin feſtzuhalten geruben.“ 

Der Antrag des Ausihuffes wird in Folge biefer Erflärung an 
benjelben zu weiterer Prüfung und Berichterftattung zurückgewieſen. 
— Völk und 59 Gen. interpelliren den Minijter des Innern wegen 
feines Erlafjes vom 4. Mai bez. der Landwehrfrage. 

„ (Baden). H. Kammer: Der Kriegsminifter Ludwig verfpridt 

ben Entwurf einer neuen Militärprocefordnung und einen Geſetzes— 

entwurf zu Uebertragung der nichtemilitäriichen, gemeinen Vergeben 
und Verbrechen von Militärs an die bürgerlichen Gerichte. 

14, „ (Württemberg). Die I. Kammer geht über den Antrag Fetzer 
auf allgemeine Wehrpflicht ebenfalls zur Tagesorbnung über. Re 
ferat des General Baur für Beibehaltung ber ftehenden Heere und 
gegen das ſchweiz. Milizſyſtem. 

—  „, Bayern). Auch bie Rechte der II. Kammer conftituirt fid 
noch und erläßt ein Programm. 

15.—16. Mai. (Baden). II Kammer: Nach zweitägiger Debatte über 
bie Petitionen gegen das neue Schulgefeß wird mit allen gegen 2 

Stimmen über biefelben zur Tagesordnung gefchritten. Die Regie: 

rung erflärt ſich bamit einverftanden. 

Erklärung bes Gejummtminifteriums: „Die eingefommenen Pe: 


v 
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titionen verlangen für die katholiſche Kirche entweber das Recht ber Mit: 
leitung und Mitaufficht über die Schulen oder volljtändige Unterrichisfreiheit. 
Die großh. Regierung vermag dem Verlangen nach einer jolchen Erweiterung 
ber beftehenden Unterrichtsjreiheit nicht ftattzugeben, bei welcher das dem Ein— 
zeinnen gewährte Necht als ſchrankenloſes Vorrecht für Gorporationen ange: 
fprochen und die ftaatlihe Auffiht über derartige Unterrichtsanftalten ausges 
fchlofjen oder unwirkſam würde, Einen Rechtsanſpruch ber Kirchen auf Mit: 
leitung ber öffentlihen Schulen im Großherzogthum kann bie Regierung ges 
genüber ber den Staatsbürgern zugeficherten Gewiffensfreiheit und gegenüber 
S 6 des Geſetzes von 1860 gleichfalls nicht anerkennen, und fie kann ſich 
des Rechtes nicht entäußern, Schulen ohne confefjionellen Charac— 
ter zu errichten, mit bem Vorbehalt, daß bie Kirchen für ben Religions: 
unterricht ihrer Angehörigen neben der Schule Sorge tragen. Inſoweit ba: 
gegen die beftehende Geſetzgebung eine confeffionelle Volksſchule mit obliga: 
torijchem Religionsunterricht angeordnet bat... ging bie Negierung von ber 
Ermwartungans, daß bie Kirchen von ber ihnen gebotenen Stellung Gebraud) 
machen werben, und jie war bei Vollzug bes Seletes bemüht, den Eintritt 
diefer Mitwirkung möglichft zu erleichtern. Sie hält auch jetzt bie Hoff: 
nung feft, da dieſes von ihr im Intereſſe der confefjionellen Volksſchule ger 
wünſchte Rejultat eintreten werbe und wird, um bie Abſicht des Geſetzes voll⸗ 
ſtändig zu erreichen als vollziehende Gewalt nach ber ihr obliegenden Pflicht 
umfichtiger Unparteilichfeit einer mit bem Worte und bem Geifte des Geſetzes 
vom 29. Juli 1864 verträglichen Verfiändigung mit ber katholiſchen Kir: 
chenbehörde nicht aus dem Wege gehen... .* 


16. Mai. (Zollverein). Die neuen Zollvereinsverträge werden in Berlin 
von den Bevollmädtigten ſämmtlicher Zollvereinsftaaten unterzeichnet. 
„ # (Breußen) fudt eine Stüße für feine Abfichten an den däniſch 
redenden Nordichleswigern; zu dieſem Ende hin geht ein Erlaß an 
Hrn. v. Zebliß in Betreff ihrer angeblichen Bebrüdung, mit dem 
Auftrag, „er folle zuverläflige Perfönlichkeiten, über beren Unpartei- 
lichkeit fein Zweifel beftehe, auf preuß. Koften abjenden, bamit biefe 
fih an Ort und Stelle von den Zuftänden und Beſchwerden ber 
Einwohner durch Erkundigungen bei denfelben unterrichteten“. 
„ » (Bayern). Die I. Kammer lehnt den Antrag ber IL Kammer 
auf Erweiterung (und Umbildung) des Reichsraths einftimmig ab. 
„ « (Baden) Der Erzbifhof von Freiburg macht einen erfolglofen 
Verſuch, ſich mit der Regierung über das Schulgefeß zu verjtändigen. 
Die Regierung erklärt feine Forderungen für unnannehmbar. 
» (Hannover). Beide Kammern verftändigen fi vor ihrer Ver: 
tagung noch über ein (ſchwaches) Verlangen nad) Veränderung ber Pref- 
Sefeßgebung ; dagegen ijt feine Verftändigung in ber DVerfaffungs- 
frage zu erzielen. Der Wahlgejeßfrage weicht bie I. Kammer aus. 
19. „ (Bayern) I Kammer: Der Ausschuß beſchließt mit 7 gegen 
2 Stimmen eine Ausdehnung ber beabfichtigten Amneftie auch auf 
(deutſche und nichtdeutihe) Ausländer troß der kategoriſchen Erklä⸗ 
rung des Minifteriums, daß mit diefer Ausdehnung das ganze Ge: 
jeß nicht zu Stande kommen werbe. 
22, „ (Dipenburg) richtet eine identiſche Note gegen bie angebliche 
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Auguſtenburgiſche Nebenregierung in den Herzogthümern an Defi 
reih und Preußen: 

„ . . Die biesfeitige Regierung ift weit entfernt in ihrem Bedenken ae 
die Einberufung einer ſchleswig-holſteiniſchen Volfsrepräfentation von ber W 
nung auszugehen, daß es etwa ber Wille der deutjchen Großmächte fei, | 
Ihlüffe geradezu herbeizuführen oder zu begünftigen, welche den Rechten { 
t. 9. des Großh. auf die Erbfolge zu nahe treten. Gie darf im Gegent! 
vorausjeßen, daß ber Wille beitebt, anmaplihe Befhlüfie dieier & 
abzuwehren und überhaupt in den ftändifchen Berathungen für des Gr 
herzogs k. Hoheit alle diejenigen Rücdjichten walten zu laſſen, welche ge» 
über einem andern Erbprätendenten die einfache Gerechtigfeit fordert. Dar 
aber möglich fein werde, ben Erbanjprücden der jtreitenden Theile vor ver 
herein eine gleiche Achtung zu fichern, muß bem begrünbetiten Zweifel um 
liegen, wenn man erwägt, wie volljtändig in ben Herzogtb üme 
die Herrihaft einer Partei gegenwärtig etablirt ijt, weiche du 
die Anweſenheit des Prinzen Friedrich von Auguftenburg feit Ianger Zeit ic 
einen feiten Mittelpunft ihrer über das ganze Land ausgedehnten Agitati 
gefunden bat. Es ift befannt genug, daß die perfönlihe Umgebung ! 
Prinzen ſogar in ber Geſtalt dienftliher Behörden organifirt i 
und ebenjo befannt ift auch der wirkfjame Einfluß, ber auf alle Landesam 
legenheiten von dort aus öffentlich geübt wird, concurrirend mit demjenig 
ber gejetlichen Behörden des Landes. Se. f. H. der Großherzog glaubt | 
Bejeitigung jo anormaler Zuſtände als fein Recht fordern zu dürfe 
und fieht fich jett um fo mehr genöthigt, auf diejelben zu dringen , als ! 
ber Fortdauer dieſer Verhältniſſe offenbar jedes Wahlgeſetz, weldes u 
ben deutſchen Großmächten in den Herzogthümern erlaſſen wird, notbmei 
big eine Volfsrepräfentation ergeben muß, wie fie ber Fa 
teiregierung in Kiel beliebt. Eine ſolche Volfsrepräjentation wor 
aber vorausfichtlich nicht verhindert werden können, ſich die Befugniß zu 3 
ſchlußfaſſungen beizulegen, welche, wenngleich ihre vechtliche Nichtigkeit auf d 
Hand Liegt, fih doch leicht zu politifcher Bedeutung erheben und der weite 
Entwidlung der ſchleswig-holſteiniſchen Erbfolgefrage eine Richtung gebt 
fönnte, bie zu einer ernftlihen Bedrohung der Rechte Sr. f. H. des Gro— 
herzogs, welcher fich feinerfeits jeder Parteiorganifation in den Herzogtbümen 
grundjäglihd und gewiſſenhaft enthalten, führen würde. Die großb. Regienur 
bezweifelt nicht, daß bie erleuchteten Großmächte die geeigneten Mittel finde 
werden, ber in einer foldhen Wendung liegenden Gefahr für eine dem Red 


„entipredhende Löfung der Grbfolgefrage wirkfjam vorzubeugen und aud i 


iefem Stadium des jchleswig=holfteinischen Gonflict® den beiden Erbpräter 
benten die Barität, welde jeder von ihnen zu fordern ben unbeftreitbat 
ſten Anfprud bat, zu fihern. In diefer Hoffnung ftellen Se. k. H. de 
Großherzog bie Erbanſprůche Ihres fürſtl. Hauſes auf die Herzogtbiime 
Schleswig und Holjtein vertrauensvoll unter ben Schuß ber allerhöchjten Re 
gierungen ber beiden deutſchen Großmächte“. 


24. Mai. (Breußen) beharrt nunmehr in einer Depefhe an Defterreid 


" 


2. 


feinerfeit8 auf der Einberufung der ſchlesw.holſt. Stände von 185; 
um der „Rechtscontinuität” willen. 

» (Bayern). I. Kammer: Die Regierung gibt in der Ammeitie 
frage nad und macht ben Borfchlag, diejelbe auf die Angehörigen 
aller deutſchen Bundesſtaaten auszubehnen und nur Ausländer (Mie 
roslawsti) auszufchliegen. Der Kammerausihuß geht hierauf ein 
ftimmig ein. 

»„ (Sadhfen). Geburt eines Sohnes des Prinzen Georg, di 
eriten Entels des greifen Königs. 
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Mai. (Zollverein). Preußen regt durch eine Gircularbepefche bei den 


Zollvereinsjtaaten die Idee eines Handelövertrags mit Italien an. 


»„ (Zollverein). Paraphirung eines Handelsvertrags zwijchen dem 


Zollverein und der Schweiz und eines Niederlaffungsvertrags zunächſt 
zwijchen Württemberg und der Schweiz in Stuttgart. 


» (Bayern). Die II. Kammer genehmigt mit allen gegen 1 


Stimme (des clericalen Abg. Ruland) das Ammneftiegefeß nad dem 
mit der Regierung vereinbarten Antrage des Ausſchuſſes und ohne 
Discuſſion. 


» (Sadfen). Der König gewährt zur Feier der Geburt eines 


Thronfolgers allen politifhen Gompromittirten von 1849 volle Am- 
neitie. 


» (Breußen). Gabinetsconjeil unter dem Borfig des Königs und 


unter Zuziehung des Kronprinzen. Die beabfichtigte Miffion bes 
zum Oberbefehlshaber der öjterr.zpreuß. Streitkräfte in den Herzog: 
thümern defignirten Gen. Manteuffel nad) Wien wird wieder fallen 
gelaffen. 


» (Zollverein). Unterzeihnung eines Handelsvertrags zwiſchen 


dem Zollverein und England zu Berlin. 


„» (Zollverein). ‘Preußen theilt den Zollvereinsftaaten durch eine 


Girculardep. mit, daß die italienische Regirung erkläre, fie könne ſich 
nicht mit dem Abſchluß eines bloßen Protocolls begnügen, ſondern 
werde nur auf einen förmlichen Handelsvertrag eingehen, welcher bie 
Anerkennung des Königreichs entweder zur Folge oder zur Voraus: 
ſetzung babe; fie halte e8 mit ihrer Würde unvereinbar, in anderer 
Weije abzuſchließen und glaube auch, daß das Parlament einem in 
anderer Form abgeſchloſſenen Vertrage ſicherlich ſeine Zuſtimmung 
verweigern würde. 

» (Bayern). Die II. Kammer beſchließt nad) dem Antrage ber 
Regierung eine Erhöhung der Bejoldung der kath. Geiftlichfeit. Aus— 
fall des Abgeordneten Völk gegen den Bilhof von Paſſau bez. des 
Knabenſeminars. 

„ESchleswig-Holſtein). In Schleswig ſprechen ſich die Bürger, 
durch den Bürgerverein von Haus zu Haus darüber befragt, faſt ein— 
ſtimmig gegen die (im Sinne der ſog. nationalen Partei redigirten) 
„Schlesw. Nachr.“ aus; in Itzehoe wird der Redacteur der „Itzh. 
Nachr.“ aus demſelben Grunde von dem Verleger des Blattes ent— 
laſſen. Gegen zwei Mitglieder der Ständeverſammlung, die das ſog. 
nationale Programm unterzeichnet haben, erklären ſich ihre Wähler 
in großer Zahl und fordern ſie zur Niederlegung ihres Mandates 
auf. Gegen diejenigen Mitglieder des Kampfgenoſſenvereins, die das 
nationale Programm unterzeichnet haben, haben nach und nach 45 
Kampfgenoſſenvereine Erklärungen erlaſſen (ſ. 9. Mai) und zwingen 
fie dadurch zum Austritt aus dem DBerein. 

» DRaffau). In Abweſenheit des beurlaubten Regier.Directors 
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Werren halten die Liberalen wieder wie die Conſervativen zahlre 
Wahlverfammlungen im Lande felbft. 


1. Juni. (Deſterreich) gibt Preußen ſchließlich nach und willigt in d 


2. 


Einberufung ber ſchlesw.holſt. Stände von 1854 ein. 
v„ Medlenburg: Shwerin). Cabinetsjuftiz: ein minifteriels 
Reſcript verkündet dem Rath der Stadt Roftod, 


es jolle von der Forderung, daß ber Rath fein eigenes Erfenntnig caiıı 
und ein neues Erkenntniß auf Grund der die Theilnahme am Nationalverein ve 
bietenden minijt. Verordnung von 1859 — welde vom Rathe für rechtsut 
giltig erllärt worden war — fülle, abgejehen nnd die eingeleitete Grecution wie 
aufgehoben werden. Der Großherzog habe aber das Erkenntniß des Rad 
cafjirt und das die Mitglieder des Nationalvereins verurtbeilende Erfeni 
niß des Polizeidirectors Blank wieberhergeftellt, umb cd werde bemma 
dem Rath bei Strafe einer neuen Erecution aufgegeben, diefe Ex 
Icheidung bes Großherzogs den Betheiligten binnen 8 Tagen zu infinniren. 


» Bayern). U. Kammer: Debatte über Schleswig-Holjtein. 

Antrag des Ausſchuſſes: „I. An Se. Maj. ben König bie Bitte ; 
richten, beriefße möge in geeigneter Weife dahin wirken: 1) baß dem Bel 
in dem deutſchen Bunbdeslande Holftein und in dem damit untrennbar ve 
bundenen Herzogthum Schleswig nicht länger das Recht vorenthalten wert 
unter dem von ihm anerfannten rechtmäßigen Fürften feine Angelegenbeit 
gleih unabhängig wie jeder andere deutiche Bundesftaat jelbft zu ordne 
2) daß demnach die verfafjungsmäßige Vertretung des ſchleswig-holſtei niſch 
Volkes zur Ausübung ihrer vollen gejeßlihen Wirkfjamfeit einberufen wert 
UI. An Se. Maj. den König ferner die Bitte zu richten, jeder ohne bie fr 
Zuftimmung diefer Landesvertretung oder im Widerjpruche mit den Grun 
gejeken bes Bundes erfolgenden Entſcheidung über die Zufunft ber Herze 
thümer bie Anerkennung zu verfagen und dahin zu wirken, daß fie auch vo 
beutjhen Bunde verſagt werbe*. 

Antrag des (clericalen) Abg. Jörg: „An Se. Maj. ben König d 
Bitte zu richten, jedenfalls die Angelegenheit ber Herzogthümer mit der Föfun 
ber großen beutjhen Frage in nmmittelbare Verbindung zu bringen“ (d. 
nad) dev dee der vom Antragfteller herausgegebenen bift.:polit. Blätter Schle 
wig-Holſtein Preußen zu überlaffen, um dagegen die Aufnahme des öjter 
en in ben beutjchen Bund zu erzielen). 

Rede des Ausjhußreferenten dv. Hofmann (Anregung der oe 
die Kriegsfoften gegen Dänemark von denjenigen Bundesftaaten, di 
an dem Kriege nicht Theil genommen, tragen zu laflen, was inde 
beſchlußweiſe auszujprechen noch verfrüht wäre, weshalb der Ausſchu 
es aud) nicht in den Antrag aufgenommen habe). Rebe v. d. Pfort 
tens (gegen Jörg). Die Kammer nimmt den Ausjhußantrag mi 
alfen gegen 2 (clericale) Stimmen, bie für den Antrag Jörgs vo 
tiren, an. 


„—7., (Dldenburg). Beſuch des Großherzogs in Berlin. 


3. 


„ (Bayern). Die I. Kammer ftimmt dem Beichluffe der II. Kammei 
bez. Schleswig-Holfteins einſtimmig bei. Rebe des Referenten Fürf! 
Hohenlohe. Drohung v. d. Pfordtens. („Für uns fragt es ſich 
ob, wenn das Bundesrecht des Herzogthums Holfteins nicht gewahr! 
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wird, es fi) dann mit der Ehre, der Würde und der Zukunft Bay: 
erns vereinbart, fich an feine Bundespflicht gebunden zu erachten?) 


3. Juni. (Hamburg). Eine zahlreiche Verfammlung nimmt bezüglich ber 


a 


2 


I,— 


DVerbältnifje, welche bei einer möglichen Einverleibung von Schleswig: 
Holftein, Lauenburg und den beiden Mecklenburg in den Zollverein 
in Bezug auf die Stellung Hamburgs in Frage ſtehen werden, fol: 
gende Rejolution an: 

„In Erwägung, daß Hamburg durch feinen Beitritt zum Zollverein bie 

Handelsfreiheit, in beren volljtändigem Genuß es berrlid emporblüht und 
jeinen und ben deutſchen Handel am bejten fördert, aufs Spiel ſetzen würde, 
erflärt die Berfammlung: daß fie dieſem Beitritt im Intereſſe — 
nicht minder wie Deutſchlands für unzweckmäßig erachtet. Die Verſammlung 
fordert zugleich jedes ihrer Mitglieder auf, in ſeinem Kreiſe und ſo weit wie 
möglich für die Durchführung dieſes Beſchluſſes zu wirken“. 
„EGSchleswig-Holſtein). Sämmtliche Seeſtaaten, auch Däne— 
mark, haben nunmehr die proviſ. ſchlesw.-holſt. Flagge anerkannt. 
Der preuß. Civilcommiſſär verhindert jedoch eine diesfällige Bekannt— 
machung der oberſten Landesbehörde. 

„ODeſterreich) nimmt in einer Depeſche an Preußen die am 5. 
März abgebrohenen Verhandlungen über die preuß. Forderungen vom 
22. Febr. wieder auf und erörtert, wie weit es benjelben innerhalb 
des Bundesrechts entjprechen könnte. 

„ Tünfzehnte allgemeine deutſche Lehrerverfammlung zu Leipzig. 
„Erſter deutfcher Broteftantentag zu Eiſenach. Die Berfammlung 
anerkennt einftimmig,, daß im allgemeinen bie bürgerliche Che: - 
ſchließung das allein ausreichende Mittel zur Befeitigung der beftehen- 
den Uebelſtände fei, ertheilt aber zugleich dem engern Ausſchuſſe den 
Auftrag, die Frage der obligatorifchen Eivilehe einer eingehenden Be- 
rathung und Berichterftattung auf dem nächſten Protejtantentag zu 
unterziehen. 

„ (Hamburg). Die Bürgerfhaft verwirft den vom Senat abge: 
Ihloffenen Bertrag wegen Hebernahme des hamburgifchen ON 
tingentes durch Oldenburg. 

j (Zollverein). Preußen macht die Zollvereinsftaaten, bie wegen 
Defterreich8 einem Handelsvertrag mit Italien abgeneigt find, burd) 
eine Circulardepefche darauf aufmerfjam, daß ber öfterr. Handel zu: 
fällig durch die Beſtimmungen des öfterr..ital. Hanbelsvertrags von 
1851 in Stalien viel günftiger geftellt fei und alle Vorrechte ber 
meiftbegünftigten Nationen genieße, der zollvereinsländifche Handel da- 
gegen jene VBorrechte nach dem Vertrage von 1845 „nur in Anjprud) 
nehmen könne, wenn der Zollverein dafür Aequivalente biete, 
nn dann dan Gegenftand einer befondern Verftändigung zu bilden 
aben“. 

14. Juni. (Schleswig-Holſtein). Miſſion des preuß. Landraths 
Prinzen v. Hohenlohe-Ingelfingen nach Nordſchleswig. Die Däniſch— 
Gefinnten erheben ſogleich wieder den Kopf; däniſche Fahnen, pro— 
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vocivende däniſche Lieder ꝛc. Die Mitglieder der Yandesregi 
find im Begriff, einen Proteft gegen die Milton einzugeben, exr 
tuell um ihre Entlaffung zu bitten, begnügen ſich jedoh auf de 
Rath des öſterr. Civilcommiſſärs und da der Prinz plößlich zuräd: | 
kehrt, mit der Eingabe eines Erpoje über die Unzuverläfjigleit feine‘ 
Unterfuchungen. 


10. Jun. (Coburg:Gotha). Der vereinigte Landtag lehnt den Antra 


11; 


" 


12, 


n 


der Regierung auf Gehaltserhöhung des Bundestagsgefandten aber 
mals ab, 

„  Deutjher Sournaliftentag in Yeipzig. Derjelbe beſchließt in Fr 
treff der Preßgejeßgebung einjtimmig zu erklären: 

1) Zede Art von präventiver Genjur, Gautionen, Gonceflionen , ebeni: 
eine bejondere Erlaubniß zur öffentlichen Feilbietung von Drudjachen od 
Bildwerfen, ferner der Zwang zur Einreihung von Pflidhteremplaren, endlich de 
Defchlagnahme von Pregerzeugniffen vor einer richterlichen Verurtheilung tft ur- 
ftatthaft. 2) Dasjelbe ijt der Fallmit jeder vorbeugenden Vorfchrift wegen Nen— 
nung von Druder oder Berleger auf einer Drudihrift, oder Stellung eines wer: 
antwortlichen Redacteurs bei Zeitfchriften. Der VBerbreiter einer Orudfchrift in 
zunächit dafür haftbar, kann aber durch Nennung bes Druders, dieſer burd 
Nennung des Verlegers 2c. fich ftraffrei mahen. Umgelehrt kann jede dieſet 
Perſonen die Verantwortung auf fih nehmen und darf dann nicht zur Ren 
nung ihres VBormannes gezwungen werden. 3) Die Vernichtung eines Pre 
erzeugniffes fan nur auf Grund der Berurtheilung einer bei befjen Berbra: 
tung betheiligten ‘Berfon, nur gegen ben ftraffälligen Theil desjelben ausge 
Iprodhen werden. Zeitungsverboie find unftatthaft. 4) Gejeßesübertretungen 
durch die Preffe verjähren binnen drei Monaten. 

» Der Ausihuß des Nationalvereins bejhließt in einer VBerfammlung 
zu Eiſenach, zu der auch ſchleswig-holſteiniſche Vertrauensmänner 
eingeladen wurden, er gebe ſich 

„im Hinblid auf die Berliner Vereinbarung vom 26. März 1865 ber 
Hoffnung bin, daß die Yandesverfammlung Schleswig-Holfteins im nationalen 
Sintereffe begründete Forderungen nicht ablehnen, daß auf der andern Seite 

„aber die preußifhe Volfsvertretung darüber hinausgehende Forde— 
tungen der preußilchen Regierung an Schleswig-Holjtein entjchieden zurüd: 
weijen werde.“ 

» (Breußen) thut weiter feine Schritte für die mit Dejterreid 
vereinbarte Einberufung der jchlestwig-holfteinifchen Stände, jondern 
dringt vorerft bei Dejterreih wiederholt auf die Entfernung des 
Auguftenburgers aus Holjtein. 

» (Bayern). IL Kammer: Debatte über die Frage der Militär: 
juftiz in Folge der Erklärung bes Kriegsminifters v. 13. Mai. Der 
Antrag des Ausſchuſſes wird mit 114 gegen 4 (clericale) Stimmen 
angenommen: 

„1) &8 jei den Anträgen Dr. Völk und Dr. Arnbeim auf geſetzliche Re 
gelung der Militärftrafrechtspflege im Hinblid auf die beftimmte Zuſage der 
f. Staatsregierung, eine dieſe Negelung bezielende Gejepesvorlage an ben 
Zandtag gelangen zu laſſen, eine weitere Folge nicht zu geben; 2) Es jei an 
Se. Majeftät den König die Bitte zu bringen, ben Kammern des Landtags 
den Entwurf eines Geſetzes vorlegen zu lafjen, durch welches die Lebertragung 
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der Unterſuchung und Aburtheilung der von Militärperſonen verübten nicht⸗ 
militäriſchen Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen au die allgemeinen 
bürgerlichen Strafgerichte herbeigeführt wird.“ 


2. Juni. (Frankfurt). Der geſetzgeb. Körper verwirft einſtimmig ben 


i. 


15, 


— 


Senatsantrag bez. eines neuen Wahlgeſetzes. 


»„ (Zollverein). Preußen zeigt Dänemark an, daß die vom Zoll 
verein ben franz. und ben öjterr. Producten gewwährte Zollffreiheit 
oder Zollherabjegung v. 1. Juli an aud auf die dänischen Producte 
mit ſämmtlichen begünftigten und meijtbegünftigten Nationen bei ber 
Einfuhr in den Zollverein ausgedehnt werden jollen, wenn die Zoll- 
vereinsproducte bei der Einfuhr in Dänemarf wie die der jet meift- 
begünjtigten Nationen behandelt werden, 


v» (Bayern). Diel Kammer will den Amneftiebefhluß der II. Kam— 
mer nur unter einer (bejhränfenden) Modification beifimmen. Das 
Minifterium äußert feinen Widerjprud dagegen. 

II. Kammer: Debatte über die Landwehrfrage und faft einftim- 
mige Annahme des Ausihußantrags: 

Es jind bei der Kammer 52 Petitionen eingelaufen, die alle von dem 
Srundgedanfen ausgehen, dat das Yandwehrinftitut eine Reform bedürfe, und 
daß, bis dieje erfolgen könne, jedenfalls einzelne Grleichterungen bez. des 
Landwehrdienſtes gewährt werden jollen. Der Ausihuß ſei zu der Anficht 
gelangt, dab das Landwehr-Inſtitut allerdings an wejentlihden Gebre— 
Ken leide und einer Reform bedbürfe und jedenfalls auf gefeglihem 
Wege geregelt werden müfje, wie die die Beſtimmungen ber Verfafjung vor: 
Ichrieben, während die beſtehende Landwehr-Ordnung von 1826 nur auf dem 
Verordnnungswege erlafjen worden ſei; daß es aber auch als wünfchenswerth 
ericheine, daß, bis die vollitändige Reform zu Stande fomme, einjtweilen 
Erleichterung für die Yandwehrpflichtigen gewährt werde. Dagegen babe 
ih ber Ausſchuß nicht für die Aufhebung der Landwehr entfcheiden können, 
weil ſie nach der Verfafjung einen Theil des Heeres bilde. Der Aufhebung 
gleich zu adyten wäre die Verjegung in die ruhende Activität, da durch fie 
die Erfüllung der verfafjungsmäßigen Pflicht unmöglich gemacht werde. 

» (Kurhefjen) Ständeverfammlung: Debatte über den Scandal 
bez. des Lehnguts Schwarzenhafel. Einftimmige Annahme des Aus: 
ſchußantrags. 

„ODeſterreich) lehnt die preuß. Forderung wegen Entfernung bes 
Auguftenburgers entichieden ab, regt dagegen feinerjeits eine Ber: 
minderung der preuß. Truppen in den Herzogthümern an. 

» (Schleswig: Holjtein). Die Kieler Ztg. veröffentlicht eine 
Note, daß der Herzog Friedrich entſchloſſen jei, das Land nicht zu 
verfaffen, aud wenn Preußen und Defterreih einen dießfälligen 
Wunſch ausſprechen jollten. 

„Jahresconferenz von Abgeordneten der evangeliſchen Kirchenbehör- 
den Deutihlands in Eiſenach. 


1. „ Bundestag). Oldenburg überreiht einen Nachtrag zur Be: 


gründung feiner Anfprühe auf Schleswig-Holftein vom 3. Novbr. 
1864 — keineswegs aber die Hauptjache, eine fürmliche Ceſſions⸗— 
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urfunde Rußlands und einen Verzicht des ihm immer noch vorge: 
benden Brinzen Waſa. 

17. Sun. (Medlenburg: Schwerin). Die Erecution trifft in Roſtock 
ein. Der Nath gibt alsbald nad). 

18. „ Grofartige und allgemeine Feier des Jahrestags der Schlacht von 
Waterloo in Hannover, in Nafjau und in Braunfhweig. In Han— 
nover entfchließt fi) der Hof erjt im letzten Moment, fih daran 
zu betheiligen. In Berlin findet feinerlei eier des Tages ftatt. 

19. „ (Medlenburg:Shwerin).. Die Bürgerihaft beider Quar— 
tiere der Stadt Roſtock erklärt fi einftimmig gegen die Nachgiebig- 
feit des Rathes. 

21. „ (Bayern). Die II. Kammer genehmigt den von ber Regierung 
für 18°%, geforberten Militärcrebit mit einem unbebeutenden Ab— 
ſtrich, beſchließt indeß, zwei Wünſche beizufügen : 

„J. Se. Maj. wolle die Regierung anweiſen, am Bunde die Reviſion der 
Bundesmatrikel auf Grundlage des dermalen wirklich beſtehenden Bevölkerungs— 
verhältniſſes und daraufhin die Feſtſtellung der Contingente nach Maßgabe 
einer die dermalige Zahl des Bundesheeres keinesfalls überſteigenden Truppen: 
menge zu betreiben. II. Se. Maj. wolle anordnen, daß ſchon jetzt und na— 
mentlich bei Aufſtellung des nächſten Budgets alle jene Erſparungen ange— 
ſtrebt werben, welche den dermaligen übermäßigen Aufwand fir unſere 
Heereseinrihtungen zu vermindern geeignet find, namentlich wolle Bedacht 
genommen werben auf weitere Beichränfung der noch immerhin häufigen 
Sarnifonwechjel; Verminderung der unverhältnißmäßig großen Zabl 
ber Generäle, Abihaffung aller unzwedmäßigen und unnötbhigen Armaturen 
ober Befleidungsfiüde; Aufhebung der überflüffigen Hauptwadhen und 
MWachtpoften und Einziehung ber überflüffigen Stadbteommandantichaften 
und Berminderung bes bei ben übrigen Gommandantichaften verwendeten 
großen Perſonals.“ 

24. „ (Schleswig:-Holjtein). Die preuß. Corvette Vineta trifft in 
Ausführung der Verlegung der preuß. Marinejtation mit 2 Comp. 
Seejoldaten in Kiel ein. 

25. „ (Preußen) findet in Antwort auf die öſterr. Depejche vom 5. 
d. M. den Inhalt derjelben als Berhandlungsgrundlage zu unbeftimmt, 
doch „eigne fich dieſelbe als Anknüpfungsfaden für weitere Erörterung“. 

26. „ (Bayern). Die I Kammer lehnt den Beſchluß ber II. Kam— 
mer vom 12. Juni bez, Militärjujtiz mit allen gegen 1 Stimme 
(Fürſt Hohenlohe) ab. 

27. „ (Württemberg). Die II. Kammer nimmt die umfaſſende Eifen: 
bahnvorlage der Regierung Tchliegli mit 76 gegen 2 Stimmen an, 
nahdem (am 23. Juni) die Hauptfrage Böblingen oder Leonberg 
nad) dem Willen des Minifters Varnbüler mit 44 gegen 22 Stim: 
men zu Gunſten des leßteren entjchieden worden. 

» » (Sotha). Der GSonderlandtag erklärt fih mit allen gegen 
7 Stimmen für Einführung einer Synodal- und Presbyterial- 
verfaflung. 

28. „ ESchleswig-Holſtein). Schreiben des Ausſchuſſes der fchles: 
wigeholjteinifchen Vereine an diejenigen zu Wilfter über das Gerücht, 
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daß Herzog Friedrich gewaltſam auf eine preußiſche Feſtung abgeführt 
werden ſolle: 

„. .. Einer etwaigen Abſicht, den Herzog gewaltſam aus der Mitte feines 
Volkes zu entfernen, mit mündlichen oder puiftfichen PBroteften zu begegnen, ' 
bürfte dem ſchweren Ernſt einer folchen Eventualität wenig entſprechen. 
Sollte ein jo brutaler Gewaltact wirflih Platz greifen, jo wird ber entjcheis 
dende Augenblid gekommen jein, in welchem das jchleswig-holfteinifche Volk, 
jeiner feierlichen Verheißungen eingedent, jih nicht mit Proteften wird be— 
gnügen wollen.“ 


29. Yun. (Preußen). Gen. Herwarth v. Bittenfeld wird gelegentlich ber 


Sahresfeier der Einnahme von Alfen zum Commandeur des rheini: 
ſchen Armeecorps, Gen. Manteuffel zum Obercommandanten in 
Schleswig-Holftein ernannt. Die offic. Organe ſprechen fofort wie: 
der von feiner „Meldung“ in Wien und daß der Großh. v. Olden: 
burg zu berjelben Zeit ebenfalls in Wien eintreffen werde. 

„ (Coburg). Der Landtag einigt fih mit ber Regierung über 
das Preßgejeß, indem er im Wejentlihen nachgibt. 

„ (Schleswig:Holjtein). Allgemeine Vorbereitungen zu einer 
glänzenden Feier des Geburtstags des Herzogs Friedrich. Unfinnige 
Gerüchte. Hr. v. Zeblit macht auf die Gefahren folder Demon: 
ftrationen aufmerfjam und erklärt, Preußen werde gegen jede babei 
vorfommende Verlegung feines Rechts in den Herzogthümern mit 
allen ihm zu Gebote jtehenden Mitteln einjchreiten, eventuell feine 
Truppen verftärfen. 

„ (Hamburg). Zahlreiche Arbeiterjtrikes. 


1. Juli. (Zollverein). Preußen, Sachſen, Kurheſſen verweigern bem 


3. 


in Stuttgart mit ber Schweiz abgejchlofenen Hanbdelsvertrage ihre 
Genehmigung, der daher vorerft dahinfällt. 

„» Preußen) Der „Staatsanzeiger” veröffentlicht eine amtliche 
Darlegung der Sendung bes Fürften Hohenlohe nah Nord: 
ſchleswig: 

„Die auf Anordnung der f. Regierung Seitens bes k. Civilcommiſſarius, 
Frhrn. v. Zedlitz, dem Prinzen zu Hohenlohe übertragene Mifjion zur nähe: 
ren Information über die Klagen und Befchwerden ber Bewohner Norbichles: 
wigs hat nach ben eingegangenen Berichten Ergebniffe geliefert, welche bie 
Aufmerkſamkeit der die Herzogthümer auf Grund bes Wiener Friedens ber 
figenden Mächte zu erregen geeignet find. Grit die bevorftehenden weiteren 
amtlichen Unterfuchungen werben ergeben, inwieweit bieje Beſchwerden wirklich 
begründet find. Ohne diejen Te ee irgendwie vorgreifen zu wollen, 
ift es doch angemefjen, ſchon jept eine kurze Weberfiht über ben Anhalt ders 
jelben zu geben, um gegenüber den Iaut geworbenen gehäfjigen Infinuationen 
Mar zu machen, daß allerdings Grund vorhanden war, durch eine Informas 
tion an Ort und Stelle ber Bevölkerung bie Gewißbeit zu geben, daß ihre 
Klagen wenigftens nicht ungehört verhallen und daß es nicht die Abficht ber 
beiden, das Land regierenden Mächte ift, einen Theil der Bevölkerung, wels 
her auf ihren Schuß Anſpruch bat, ungerechter Behandlung preiszugeben. 
Eine erfte Gruppe dieſer Beſchwerden bezieht, fih auf die Firchlichen und da⸗ 
mit in fo enger Verbindung ftehenden ſprachlichen Verhältniſſe. Es war 
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natürlich, daß im —5 Jahre ſofort nach der Occupation des Landes die 
deutſche Sprache überall da wieder hergeſtellt wurde, wo fie durch bie früheren 
däniſchen Uebergriffe verdrängt worden war, Es geſchah dieß zum Theil 
durch Abſtimmung in den Gemeinden, welche eine große Majorität für bie 
beutiche Sprache ergab. Aber die Minoritäten beffagten ſich, daß Einjhüd- 
terumngen bei biejen Abftimmungen gegen fie verübt worden ſeien; jie be 
Hagen fih, daß jeit jemer Zeit, namentlich durch bie Vereinigung 
ber beiden SHerzogthümer und bie Unterordnung auch des Herzogthume 
Schleswig unter die gemeinfame „Landesregierung“ bie unmittelbare 
Ginwirfung und Gontrole der Gommifjärien in bie Ferne gerüdt jei, bie 
localen Behörden in ben ſprachlichen Verhältnijjen in den Schulen mit ent» 
jchiedener Barteilichfeit verfahren, den Unterricht in der däniſchen Sprade 
allzujehr bejchränfen und bei der Anftellung von Lehrern nicht genug auf bie 
Bedürfniffe der angeblich der Majorität nach däniſch redenden Kinder Rüd: 
fiht nehmen. Das Bedürfniß und die wachlende Bedeutung bed Deutſchen 
auch für ſie jelbjt wird dabei von dem meijten willig anerfannt, Daneben 
treten Klagen über neu angejtellte Geiftliche, ganz im berjelben Art, wie jie 
früher von der deutjchen Bevölkerung gegen die uufgebrungenen bänijchen 
GSeiftlichen Taut wurden: daß diejelben weder . der däniſchen Sprache genug 
mächtig feien, um in den gemijchten Gemeinden auch bei dem bäntjchen 
Theile die Amishandlungen in einer würdigen, mindeſtens verjtändlichen 
Weije vornehmen und den Kindern den geeigneten Religionsunterricht erthei⸗ 
len zu können, noch die Achtung der Gemeinden fich zu erwerben verftänden, 
weil fie fich jelbjt von Barteiumtrieben nicht fern bielten. Es iſt mög: 
lid), daß bei der theils freiwilligen, theils gezwungenen und auch "Durch bie 
Kriegsverhältniffe gebotenen Entiernung vieler: Geiftlichen und den raſch und 
zum: Theil provijorisch zu treffenden Einrichtungen manches Einzelne vorge 
fommen, was bei geordneten und ruhigen AZuftänden einer Abänderung be— 
darf. Die Bejchwerdeführer beflagten jich aber zum Theil ganz bejonders 
darüber, daß ihre Klagen und Eingaben an die Landesregierung unbe 
achtet und jelbjt ohne Antwort blieben. Es ift die Aufgabe der Commiſſarien 
von Deiterreih und Preußen, ih genau und periönlihd von dieſen Sachen 
zu unterrichten und gerade im biefen zarten, das Gewiſſen ber Einzelnen jo 
nahe berührenden Punften die forgfältigfte Nüdficht eintreten zu laffen.... 
Eine andere Gruppe von Beſchwerden richtet ſich gegen angebliche Berationen 
polizeiliher und anderer Art, die von untergeorbneten Beamten gegen bie 
dänijch redende Bevölkerung gerichtet fein jollen. Da diefe Beſchwerden Ge— 
genftand amtlicher Unterfuchung werden müffen, iſt bier nicht näher barauf 
einzugehen. Es muß aber doch bemerkt werben, daß in der That im: vielen 
Fällen über das Map berechtigter Reprefjion von Demonitrationen politijchen 
GSharacters hinausgegangen zu fein jheint.... ine befonbere Au: jam- 
feit verdienen auch die Bejchiwerden über Verfolgung von, Beamten, die nicht 
Anhänger der auguſtenburgiſchen Partei find, wobei jogar über will: 
fürliche Eingriffe in den Organismus. der. Gemeinden. und Gorporationen 
geklagt wird... In Hadersleben it vom Magiitrate und dem Stabiver: 
orbnetensGollegium der Erbprinz Friedrich von Auguftenburg als all: 
einiger legitimer Landesherr prockamirt worden; und viele. VBeichwerbeführer 
haben zu bedenfen gegeben, welche Unparteilichfeit. fie wohl von Beamten zu 
erwarten hätten, welche, obgleich ein Landesreſcript den Beamten bie Bethei— 
ligung an politijchen Demonftrationen unterfage, in Flensburg und Graven: 
fein diefe Anordnung dadurch verlegen, daß von ihnen. öffentlich dem Her: 
use rijtian Ehren erwieſen wären, welde nur regierenden Herren zu: 

änden. Bei diefem nur kurz und überfihtlich zujammengeftellten Bilde der 
Beſchwerden — welche, wir wiederholen e% noch nicht als begründet, 

fondern nur ber Aufmerfjamfeit und Unterfubhung bedür— 
fend anzu fehen find — ift es nicht zu verwundern, ti 
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mung ber Bevölferung, die fich unterdbrüdt und parteiifch behandelt glaubt, 
eine feindliche, namentlich gegen die auguftenburgifche Partei gerichtete 
ift, wenn die Benölferung die Gegenwart des Erbprinzgen und ſei— 
nen Einfluß als bie Urſachen der Zerwürfniſſe anfiebht. Eben: 
jo ift es begreiflich, daß die Bevölkerung in die, zunäcit von der Landes— 
regierung, welche ein in vieler Beziehung jelbitändiges Mittelglied zwi: 
jchen ber oberiten Givilbebörde und den Localbehörden bildet, eingefepten Be: 
amten fein Bertranen jegt und daß die Mehrzahl der Beſchwerdeführer fich 
in dem Antrage zufammenfindet, daß ihre Beſchwerden durch eine unparteiiſche 
Commiſſion unterfucht werden mögen, d. 5b. durch eine Commiſſion, welche 
nicht aus ſchleswig-holſteiniſchen Beamten, in benen fie die Träger augus 
jtenburgiiher Tendenzen erblidt, fondern aus preußifchen und öfter: 
reichifchen Beamten zufammengefeßt werde. Gie bitten die Negierungen von 
Deiterreih und Prenfen, die fie gegenwärtig als ihre Iandesherrlichen bes 
trachten, dringend um bie Bildung und Entſendung einer fjolden Unter: 
fuhungscommifjion. Zunächſt wird es die Aufgabe ber beiden Gommiffarien 
fein, eine Unterfuchung und Nbhilfe der Beſchwerden auf bem beſtehenden, 
gewöhnlichen Inſtanzenzuge herbeizuführen. Sollten fie dabei auf unerwar: 
tete Schwierigfeiten jtoßen, jo wird jener Antrag allerdings zü berüdfichtigen 
fein. Die f. Regierung wird dann nit umbin können, feine Ausführung 
in Wien zu befürworten, ba es ihr feiter Wille ijt, Gerechtigkeit und Billig- 
feit gegen diejenigen zu üben, welche durch den Wiener Frieden ihrer Sorge 
übertragen find, und da fie es niemals zugeben wird, daß biefelben Be— 
drüdungen, über welche fich früher die Deutjchen ber Herzogthbümer mit Recht 
beklagt, nun von fanatifhen Parteigängern gegen die bänifchrebende Bevöl— 
ferung geübt werden. Das Treiben einer ſolchen Partei bilibet ein 
wejentlihes Hinderniß der Eonjolidbation ber Zuftänbe in 
ben Herzogtbümern und iſt geeignet, die Regierungen über bie Zufunft 
der Teßteren, wenn fie einen ſelbſtändigen Staat bilden follten, mit Beforgniß 
zu erfüllen. Bebrüdungen der däniſchen Nationalität im Norden von Schles⸗ 
wig würden nicht allein unbillig, jondern politiih im höchſten Grabe unflug 
fein, weil fie die Bevölferung fortwährend in Aufregung halten unb zur 
nothwendigen Folge haben, dab die Blide ber Norbichleswiger dauernb nad 
Dänemark gewandt und ihre Sympathien den KHerzogtbümern verloren, 
Dänemark aber zugethan bleiben. So lange die däniſch redenden Bewohner 
bes Herzogthums nur in einer Wiedervereinigung mit dem Königreiche ben= 
jenigen Schuß und diejenige Hilfe zu finden glauben, welche ihnen in einem 
Staate Schleswig-Holjtein verfagt wird, iſt ber Beſtand dieſes Staates immer 
neuen Erihütterungen ausgeſetzt.“ 


3. Juli. (Preußen). Eine Depefhe an Defterreih aus Karlsbad geht 
auf den erneuerten Verſuch des Miener Cabinets, die Forderungen 
Preußens an die Herzogthümer vom 22. Februar zum Austrag zu 
bringen, indem Defterreih den militäriſchen Anjchluß ber Herzog: 
thümer an Preußen nah Maßgabe der Bunbeskriegsverfafjung unter 
die Entſcheidung des Bundes ftellt und andere Punkte der Verftän- 
digung mit dem fünftigen Souverän anheim gibt, ein, verlangt 
dagegen als dieſen Souverän ftatt des Nuguftenburgers ben Großh. 
von Oldenburg. 

„ » (Bayern). Die II. Kammer wählt, nachdem bejchloffen worden, 
zu Prüfung der von ber Regierung dem nächſten Landtage borzus 
Vegenden fog. focialen Geſetze (Gewerbegeſetz, Anſäſſigmachung zc.) 
einen bejtehenden Ausihuß aus 15 Mitgliedern nieberzufegen, bie Mit- 
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glieber dieſes Ausſchuſſes (6 Mitglieder der Linken, 6 Mitglieder bes 
Gentrums und 3 Mitglieder, die feinem Clubb angehören; die Rechte 
vermag feines ihrer Mitglieder hineinzubringen). 


4.Zuli. (Bayern). Die II. Kammer beſchließt gegenüber bem Beſchluſſe 


8. 


der I. Kammer, auf ihrem Bejchluffe in der Amneftiefrage zu be 
harren und will nur einen erläuternden Zufa aufnehmen, um einen 
Geſammtbeſchluß zu ermöglichen. Rede des Ausihußreferenten Edel 
(ſcharfe Kritit der gerichtlichen Actenftüde von 1849, namentlich ber 
Anklageacte in dem damaligen Staatsproceß gegen bie Aufſtändiſchen 
in ber Pfalz). 

„ (Schleswig-Holftein). Herr v. Zeblik, der preußiiche Civil— 
commiffär, verlangt, den Sitzungen ber Landesregierung beizu— 
wohnen. 

» Bayern). Die I. Kammer gibt in der Amnejtiefrage ber 
II. Kammer nad) und befriedigt ſich mit dem Zuſatze berjelben vom 
4. Juli. 

„ Medlenburg). Manede-Duggentoppel gibt dem Landtag mie 
ber feinen Antrag auf Beitritt zum Zollverein ein. 

„ (Sähleswig-Holftein) Die Landesregierung verbietet, um 
jeden Zujammenftoß mit den preußifchen Gemwalten zu vermeiden, am 
6. Juli, dem Geburtstage des Herzogs Friedrich, öffentliche Umzüge 
und andere politiſche Demonftrationen vorzunehmen. 

„ (Shleswig:Holftein). Geburtstagsfeier des Herzogs Friedrich. 
Großer Empfang zahlreiher Deputationen in Nienjtäbten durch ben 
Herzog. Faſt in allen Ortſchaften des Landes wirb der Tag durch 
Verfammlungen, Felteffen und Zoafte begangen. Die Univerfität 
Kiel feiert den Tag ganz officiel. 

„ Medlenburg). Der Polizeibirector von Roſtock bringt bie 
großherzoglihe Kabinetsordre (j. Anfang Juni) nunmehr zur Aus: 
führung und forbert die 43 Mitglieder bes Nationalvereins auf, 
binnen 8 Tagen ihre Strafe zu zahlen. Diefelben weigern fich, 
werben (am 14. Aug.) wirflic gepfänbet und richten eine Eingabe 
um Rechtsſchutz an bie Bunbesverfammlung. 

„ (Württemberg). Die II. Kammer beſchließt mit 55 gegen 
27 Stimmen bie Aufhebung aller politifchen Ehehinberniffe. 

„ (Breußen). Ente der Londoner Pal Mal Gaz., der Köln. Zig. 
und anderer Drgane bes preuß. Preßbureaus über bie beborftehende 
Mieberaufnahme der "europäifchen Congrefidee Napoleons. Der 
„Moniteur“ bementirt bie Nachricht als vollftändig aus ber Luft 
gegriffen. 

„ Vierter Verbandstag ber mittelrheinifhen Genoſſenſchaften zu 
Worms. Derfelbe wiederholt einjtimmig feinen früheren Beſchluß 
für geſetzliche Regelung bes Genoſſenſchaftsweſens. 
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10. Juli. (Oeſterr eich) formulirt in einer Depeſche an Preußen feine 


11. 


* 


Vermittlungsvorſchläge bezüglich der Herzogthümer in vier Punkten 
und geht dabei in ſeinen Conceſſionen möglichſt noch über die bis— 
herigen hinaus. 
„ Preußen). Die beabſichtigte „Meldung“ bes Generals v. Man- 
teufjfel als neu ernannten preußiſchen Dbercommandanten in ben 
Herzogthümern wird wieder aufgegeben; auch der Großherzog von 
Didenburg verzichtet auf ben von ben officidfen Blättern angekün— 
bigten Beſuch in Wien und geht in ein engliſches Seebad. 
„ Bürttemberg). Eine größere Verfammlung von Kaufleuten 
und Fabrifanten in Stuttgart erflärt fi für einen Handelsvertrag 
mit Italien und beſchließt eine dießfällige Adreffe an die Negierung. 
» (Preußen). Kriegerifhe Borbereitungen. Aus den rheinischen 
werben ftarfe Geihüßfendungen nad den ſchleſiſchen Feitungen 
gemadht. 
» (Preußen). Eine preußiſche Depefche aus Karlsbad an Defter: 
reich jhildert in den Iebhafteften Farben die Lage der Herzogthümer 
und erhebt Recriminationen gegen die bortige Preffe, Vereine, Be: 
amte, Univerfität. Bei Verweigerung öſterreichiſcher Mithilfe zur 
Bejeitigung ſolcher Zuſtände wird ein einjeitiges Vorgehen Preußens 
in Ausficht geftelt. Defterreich beklagt in feiner Antwort, daß 
biefe in Ausficht genommenen einjeitigen Maßregeln die eingeleitete 
Verftändigung vereiteln würden und fucht Preußen zu begütigen, in: 
bem es eine gewiljenhafte Handhabung der Geſetze in Schleswig: 
Holjtein gegen jeden Uebergriff als ſelbſtverſtändlich zugibt. Das 
gegen glaubt Dejfterreich gegen den Großherzog von Oldenburg an 
ber gemeinfamen Erklärung vom 28. Mai zu London für ben 
Auguftenburger fejthalten zu jollen. 
„ (Bayern). Schluß des Landtags. Kgl. Landtagsabjchied: 
„.. . In dem Antrag der Kammer, bie ſchleswig-holſteiniſche An— 
gelegenbeit betr., erkennen Wir mit Befriedigung ebenjo den Ausbrud 
bes ernjten Strebens nach Erhaltung ber rechtlichen Grundlagen des beutfchen 
Bundes, beren Verlegung in irgenb einem Bunbdesgliede nicht ohne bedeutungs⸗ 
volle Rüdwirfung auf Bayern bleiben könnte, als die volle Uebereinſtimmung 
ber Vertreter Unteres Bolfes mit denjenigen Grundſätzen, von welchen Wir 
in biefer inhaltsichweren Angelegenheit bisher ausgegangen find und beren 
Berwirflihung Wir auch fernerhin anzuftreben gejonnen find.... Indem 
Wir Unferen Lieben und Getreuen diefen Abſchied ertheilen, überblicden Wir 
mit Befriedigung die Ergebniffe der nunmehr zum Abjchluffe gelangten 
Sitzungsperiode. In banfenswerther Vorforge für die Bedürfniſſe ber mates 
rielen Wohlfahrt des Landes, fowie für die nforderungen bes Staatshauss 
baltes und der Heeresverwaltung bat die Yandesvertretung ihre Hingebung 
auf's Neue bewährt. In Zukunft wird bie Regelung bes Gtaatshaushaltes 
weſenilich durch das Gejep über Abfürzung ber Finanzperioden erleichtert 
werben. Zur möglichft raſchen Verwirklichung Unjerer Iandesväterlihen Abs 
fihten, durch zeitgemäße Reform ber focialen Geſetze fowie ber Civilproceß- 
ordnung den Anforderungen ber Gegenwart zu genügen, find bie entjpres 
enden Einleitungen getroffen. Die beflagenswerthen Berirrungen einer 
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politiſch erregten Zeit find ber Vergeſſenheit überliefert. Das geſchichtlich ge: 
beiligte Band, welches Bayerns Kürten und Bayerns Voll zu allen Zeiten 
geeinigt hat, wird ſich in bingebender Liebe zu dem theuren Vaterlande, in 
gewiflenhafter Achtung der beiderjeitigen Nechte, in alljeitig treuem Feſthalten 
an dem Palladium der Verfaſſung auch fortan bewähren und ung die Kraft 
verleihen, alle Giefahren,, weldye Bayern bedrohen mögen, unter dem Schute 
Gottes fiegreich zu beſtehen“. 


11. Juli. Naffau). Allgemeine Landtagswahlen zur II. Kammer. Die 


15. 


18. 


Regierung enthält fich Diesmal größtentheils der bei den legten Wahlen 
mit allen Mitteln der Polizei ausgeübten Beeinfluffung. Sieg ber 
Fortſchrittspartei: von 24 Wahlen gehören ihr 20 an; 4 Wahlen 
fallen auf Glericale, gar feine auf Gouvernementale.. Von den 7 
das lebte Dial’auf Clericale und Gouvernementale gefallenen Wablen, 
die von ber Fortichrittspartet wegen gejeßwibrigen Einfluſſes ange: 
fohten, zu den Gecelfionen in der T. und II. Kammer und Damit 
zur Auflöfung des Landtags Anlaß gegeben hatten, find nunmehr 
6 auf Fiberale gefallen. Die Wahlen der Großgrundbefißer (vom 
13. Auli) und der Grofinduftriellen (vom 15. Juli) zur I. Kam: 
mer fallen ebenfalls auf Liberale, jo daß auch ſämmtliche gewählte 
Mitglieder der I. Kammer der liberalen Partei angehören. 

»„ (Scäleswig:Holftein). Die beiden Civilcommiffäre haben 
ſich darüber geeinigt, daß fie beide, aber nur beide zujammen, das 
Recht befigen, den Situngen ber Landesregierung beizuwohnen und 
eriheinen an diefem Tage zum erjten Mal in einer folden. 

„ (Lübel). Die von Senat und Bürgerichaft niedergeſetzte Com— 
miflion hat ihre Vorarbeiten für Cinführung der Gewerbefreiheit 
beendigt und die Ausarbeitung eines diesfälligen Geſetzesentwurfs 
begonnen. 

„ (Scäleswig-Holftein). Herzog Friedrich und feine Gemahlin 
ftatten dem durchreifenden Kronprinzen von Preußen in Hamburg einen 
Beſuch ab. 

„ (Schleswig-Holftein) Falt täglich erfolgen Austrittserflä- 
rungen aus der, überhaupt jehr wenig zahlreihen, jog. nationalen 
Bartei. 

„ (Deiterreicdh) gibt dem preuß. Geſandten in Wien, Hrn. v. 
Werther, neue Vermittlungsvorfhläge nad) Karlsbad mit. 

» (Preußen). Hr. v. Bismarck äußert fih in Karlsbad gegen 
ben franz. Botfchafter in Wien, Herzog v. Grammont, ganz unum- 
wunden dahin, daß er dem Krieg mit Oeſterreich wünſche und daß 
Preußen mit Güte oder mit Gewalt die Suprematie in Deutfchland 
erlangen werbe. ” 

„ Eröffnung des deutſchen Schübenfeftes in Bremen. Glänzender 
Empfang der Amerikaner; Schreiben des Präfidenten Johnſon. Be 
ſchluß, das nächſte Feſt in Mien abzuhalten. 

v» (Breußen). Die „Kreuzzeitung“ bezeichnet das Vorgehen Preu- 
Bens bezüglih eines Handelsvertrags mit Stalien direct als eine 
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Folge des Widerſtrebens ODeſterreichs gegen die Wünſche Preußens 
in der jchlesw.:holit. Frage. 


19. Juli. (Oeſterreich). Der öſterr. Geſandte in München, Graf Blome, 


20. 


22. 


Low 
* 


wird nach Wien beſchieden. 
„ESchleswig-Holſtein). Die preuß. Flottenſtammdiviſion langt 
von Danzig in Kiel an. 
» DMafjan). Der Abg. Schenk wird von der Regierung wegen 
Aeußerungen in der Kammer gerichtlich verfolgt. Derjelbe verwei— 
gert jede Auskunft. 
» Breußen). Der König hält auf feiner Reife von Karlsbad 
nad Gaſtein ein Cabinetsconjeil in Regensburg. Alle Minifter find 
von Berlin dahin bejchieden und ebenjo die preuß. Geſandten von 
Paris und Wien. 
»„ (Breußen). Der preuß. Geſandte, Hr. dv. Werther, kehrt von 
Karlsbad und Regensburg nah Wien zurüd, ohne ein Zugeftändniß 
an Defterreih mitzubringen: Preußen hält an jeinen Forderungen 
bez. der Herzogthümer vom 22. Febr. feit. 
„ (Schleswig:Holftein). Die öfterr.-preuß. Civilcommiſſäre fehen 
fih genöthigt, in Folge der Miſſion Hohenlohe in Nordſchleswig 
neuerdings däniſche Farben und aufreizende däniſche Lieder zu ver: 
bieten. 
»„ (CBreußen) Hr. v. Bismard trifft auf bem Wege von Regens: 
burg nad Gaſtein in Salzburg, wohin er ihn zu einer Unterredung 
eingeladen, mit dem bayrifchen Minijter v. d. Pfordten zulammen: 
Ueber das Refultat dieſer Zuſammenkunft wurde aus anſcheinend authen— 
tiichen Quellen jpäter folgende Enthüllung gemacht: „Dr. v. Bismard er: 
öffnete die Unterredung mit dev Erklärung, daß jeiner feiten Ueberzeugung 
nach der Krieg zwiichen Preußen und Dejterreich jehr wahrscheinlich und un: 
mittelbar bevorjtebend fei, und er halte e8 bemmach durch das dringendfte In— 
tereffe der Mitteljtaaten geboten, jet jchon für eine ſolche Eventunlität ihrer: 
jeits Stellung zu nehmen. Cs handle ſich, bemerkte er weiter, wie er die 
Sache auffafie, um ein Duell zwiſchen Defterreih und Preußen allein, und 
e8 werde eine verhältnißmäßig geringe Intereſſenſumme in Mitleidenheit ge: 
zogen werben, wenn das übrige Dentjchland den pajjiven Zuſchauer vieles 
Tuells abgebe. Das könne es mit voller Beruhigung: Preußen babe niemals 
daran gedacht, und benfe au noch jett nicht daran, fein Machtgebiet über 
die Mainlinie hinaus zu erjireden, Lange werde übrigens die Entjheidung 
nicht auf fich warten laſſen. Defterreich jei weder gerüſtet, noch babe es bie 
Mittel, fich zu rüften. Ein einziger Stoß, eine Hauptſchlacht — und Preußen 
werbe in der Lage jein, die Bedingungen zu bictiren.... Hr. dv. d. Pfordten 
machte auf diefe Nuslafjungen bin den Einwurf, daß ihm Die Achtung ber 
Neutralität denn doch nicht umter allen Umſtänden gefichert erjcheine, und daß 
beifpielsweife Preußen ſich leicht veranlaft gen fönnte, jene eine Hauptſchlacht 
auf ſächſiſchem Boden zu ſchlagen. Hr. v. Bismarck erklärte ſofort, daß eine 
Localiſirung des Krieges, und zwar durchæeinen Stoß von Schleſien her, nicht 
blos beſchloſſen, ſondern auch möglich ſei, nicht blos nach ſeinem Urtheil, dem 
Urtheil eines bloßen Laien, ſondern nach dem bereits eingezogenen und auf 
reiflichſter Erwägung beruhenden Gutachten der competenteſten militäriſchen 
Autoritäten. Den Mittelſtaaten ſei zudem in der Proclamirung ihrer bewaff— 
neten Neutralität noch ein Mittel mehr zur Sicherung jener Localiſirung ge— 
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geben. Bayern aber ſpeciell werde wohl zu erwägen haben, daß es ber m 
türliche Erbe der Stellung Dejterreihs in Süddeutſchland je. Hr. m. 
Pfordten erklärte: zur Zeit nicht in der Lage zu fein, Namens feiner Reg 
rung auf den Inhalt der jenfeitigen Eröffnungen weiter einzugehen und fchm: 
e8 auch ab, feine Privatanficht darüber zu äußern.“ 


25. Juli. (Schleswig-Holftein). Der Rebacteur der Schlesw.-Heli 


26. 


” 


27. 


Big. und Mitglied des engern Ausſchuſſes der ſchlesw.-holſt. Verein: 
May, ein geborner Preuße, wird in Altona von preuß. Deilitär ı 
feiner Wohnung gewaltſam aufgehoben und auf die Feſtung Kent: 
burg abgeführt. Es findet eine Hausſuchung ftatt und feine Schriften 
werden mit Beſchlag belegt, aber nichts barunter gefunden, mas ben 
Herzog Friedrich compromittirt hätte. | 
„ (Scleswig-Holftein) Der preuß. Eivilcommiffär, Hr. d 
Zeblig, weist ben preuß. Abg. Freeſe aus Holftein aus, „da all 
während Ihres Aufenthaltes in Kiel gemadten Wahrnehmungen bie 
Ueberzeugung begründen, baß Ihr fernerer Aufenthalt daſelbſt und 
in ben Herzogthümern der Förderung ber mwohlbegründeten Anſprüche 
und Intereſſen des preuß. Staates nachtheilig it“. 

„ (Defterreid). Graf Blome, deffen Sendung nad Gaſtein 


ſchon früher angekündigt, dann aber (am 24.) wieder abgeftellt wer: 


ben war, wird in Folge ber Nachricht von dem gewaltfamen Por: 
gehen Preußens in den Herzogthümern und ber militäriichen Auf: 
bebung des Rebacteurd May in Altona nun doch nad Gaſtein ge 
fanbt. 

„» (Bürttemberg). Die II. Kammer ertheilt dem Kriegsminifter 
eine Art Mißtrauensvotum wegen Mißachtung ihrer twieberholt aus- 
gejprohenen Wünfche bez. Jugendwehren, Abſchaffung des Gäbel: 
tragens außer Dienjt und Beeidigung bes Militärs auf die Verfaflung. 
„ (Schleswig: Holftein). Das ganze Land geräth burd bie 
Gewaltthat gegen May in Aufregung. Die Landesregierung und 
bie Communalbehörden von Altona und ihnen nad eine Reihe von 
Drtsbehörben und von Vereinen proteftiren laut dagegen. Auch ber 
öfterr. Civilcommiffär, Hr. v. Halbhuber, erhebt Proteſte: 

1) 25. Juli: „Nach einer mir fo_eben von dem preuß. Givilcommiffär 
Fchen. v. Zeblig mündlich; gemachten Mittheilung bat fich derfelbe veranlaft 
gefunben, ben Rebacteur ber „Schleswig-Holſteiniſchen wo May, weil 
er preußiſcher Unterthan jei und fich gegen bie preußifche Geſetze vergangen 
habe, in Altona verhaften zu laſſen. — Gegen biefen ohne meine Zuftimmung 
vorgenommenen Aft erhebe ich als eine gewaltfame Verlegung bes öfterreici: 
jhen Mitbefigrechtes, meines Wirkungsfreifes und der Landesgeſetze Proteſt 
und erfuche den preuß. Hrn. Givilcommiffär, die von ihm einjeitig getroffene 
Verfügung zu toiberrufei: 

2) 26. Juli: „Aus einem mir foeben zugefommenen Schreiben bes in 
Kiel ſich aufhaltenden Mitgliedes des preußiſchen Hauſes der Abgeordneten 
Dr. Freeſe habe ich entnommen, daß berielbe von Euer Hochmwohlgeboren mit: 
telft Schreiben vom 25. d. M. angewiefen worben, bie Herzogthümer binnen 
24 Stunden zu verlajjen, wibrigenfalls berfelbe zwangsweife durch Militär 
bis an die preußifche Grenze transportirt und bei etwaiger Wiederkehr im bie 
Herzogthümer verhaftet werden würde, Da in ben Herzogthümern nur bie 
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oberfte Givilbehörde bie Regierungsautorität auszuüben bat, fo erfläre ich 
biefe und jede ähnliche einfeitig von Euer Hochwohlgeboren ausgehende Ber: 
fügung als einen gegen das Mitbeſitzrecht Defterreich® gerichteten Gewaltichritt 
und in rechtlicher und gefeßlicher Beziehung für ungültig“. 

. Juli. (Bundestag) Bayern, Sachſen und Heſſen-Darmſtadt ftellen 
am Bunde einen neuen Antrag in der ſchlesw-holſt. Frage: 


„Als die 5. Bundesverfammlung am 7. Dec. v. J. beſchloß: das Ere: 
cutionsverfahren in ben Herzogthümern Holitein und Lauenburg als beendet an- 
zufehen und damit ben Befit und die Verwaltung biefer Herzogthümer thats 
fählih an die h. Regierungen von Defterreih und Preußen zu überlaffen, 
geichah biefes unverkennbar in der dabei auch mehrfeitig ausgelprochenen Hoff: 
nung und Erwartung, es jei nunmehr ber Zeitpunkt gefommen, in welchem 
bie Herzogthümer einem geordneten alljeitig anerfannten Rechtszujtande 
und ihrer eigenen Selbftändigkeit unter ihrem angeftammten Fürſten zurüds 
zugeben jeien und es werde bie Erreichung dieſes Zieles durch jenen Beſchluß 
erleichtert. Diefer Erwartung bat fodann die 5. Verfammlung durch ihren 
Beſchluß vom 6. April d. J. beſtimmten Ausbrud gegeben. Dierefbe iſt jedoch 
bis jetzt nicht in Erfüllung gegangen, indem fi fortwährende Meinungsvers 
jchiebenheiten über das Erbredyt und über die Fünftigen Beziehungen biejer 
Länder zu dem Königreiche Preußen entgegengeftellt haben. Es kann inbefjen 
nicht verfannt werben, baß bie längere Dauer des proviforifhen Zuſtandes 
ſowohl für die Herzogthümer felbft als für deren Beziehungen zum beutjchen 
Bunde von den nachtheiligften Wirkungen ift, in welcher Hinficht vorzüglich 
darauf binzuweijen fein wird, daß bie verfaffungsmäßige Thätigkeit ber Ge— 
jeßgebung in ben Herzogthümern ftille fteht, daß die Stimme berjelben in 
der Bundesverfammlung juspenbirt ift und daß die von denjelben zu ftellenden 
Bundescontingente nicht formirt find. Bei diefer Sachlage erfcheint es eben 
fo zwedmäßig als rechtlich und politifch begründet, zur Löfung der noch jchwes 
benden Fragen bie Mitwirkung frei gewählterVBertreter berfän: 
der, um deren Wohl und Wehe es ſich handelt, in Anspruch zu nehmen. 
Auf dieſem Wege würde zugleich dasjenige Mittel, welches die Sicherftellung 
ber gejchichtlich begründeten untrennbaren Verbindung bes Herzogthums 
Schleswig mit Holftein und den Schuß beider gegen fremde Angriffe am na⸗ 
turgemäßeften gewährt, nämlich bie Aufnahme bes Herzogthums 
Schleswig in ben deutſchen Bund eingeleitet und verwirklicht wer— 
den fünnen, infofern eine gemeinjchaftliche Vertretung diefer beiden Herzog: 
tbümer berufen würbe. Zugleich würde damit die Möglichkeit geboten werben, 
daß bie h. Bundesverfammlung duch Verzichtleiftung auf ben Erſatz 
ber Erecutionsfoften bezüglich Holfteins und Lauenburgs und durch Be: 
tbeiligung an Tragung ber Kriegskoften bezüglich bes Herzogthums 
Schleswig bie finanziellen ee diefer Länder von denjenigen Laften be: 
freite, welche ſehr ſchwer auf dieſelben brüden würben, wenn fie jene Koften 
allein tragen follten. Gewiß bat es daher fämmtlichen beutichen Regierungen 
zu aufrichtiger Befriedigung gereicht, daf bem Vernehmen nach zwiſchen ben 
hohen Regierungen von Defterreih und Preußen wegen Einberufung einer 
Vertretung der Herzogthümer bereits Verhandlungen gepflogen wurben. Hat 
die Bundesverfammlung biefem Vorhaben ihren Beifall und ihre vollfte Auf: 
merkjamfeit zu wibmen um fo mehr Urfache, als fie fi von ben zu erwars 
tenden Kundgebungen ber einzuberufenben Vertretung eine willfommene und 
werthvolle Unterlage für ihre fermere Berathungen und Beſchlüſſe verfprechen 
darf, fo ift anbererjeits dadurch die Hoffnung gerechtfertigt, daß bie hohen Re= 
gierungen von Defterveih und Preußen felbft die oben angebeuteten Geſichts⸗ 
punfte und Anſchauungen nicht zurüdweilen. In biefem Vertrauen ftellen 
baber bie ꝛc. Regierungen ben Antrag: 

„Hohe Bundesverfammlung wolle beſchließen: 4) an bie höchſten Regie⸗ 
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rungen von Oeſterreich und Preußen die Anfrage zu richten, welche Schrä 
fie gethan haben oder zu thun beabfichtigen, um eine definitive Löſung 3 
bezüglich der Elbherzogthümer noch jehwebenden Fragen herbeizuführen; « 
diejelben insbejondere gejonnen find, eine aus freien Wahlen bervorgeben! 
allgemeine Vertretung des Herzogthums Holjtein in Gemeinfchaft mit ein 
gleichen Vertretung des Herzogthums Schleswig zur Mitwirfung bet jem 
Yöfung zu berufen, und für welchen Zeitpunft diefe Einberufung, deren & 
Ichleunigung fi aus den angeführten Gründen als in bobem Grade ırüı 
ſchenswerth darſtellt, in Ausjicht genommen werben kann; 2) an dieſelb 
höchſten Regierungen das Anfuchen zu jtellen, daß fie auf bie Aufnahme d 
Herzogthums Schleswig in den deutſchen Bund hinwirken; 3) für dieſen Fe 
und jobald die in dem Bundesbeichluffe vom 6. April d. J. ausgejprode 
vertrauensvolle Erwartung jich erfüllt haben werde, bie Bereitwilligteit zu 
Verzicht auf den Erfaß der Erecutionskoften bezüglich Holfteins und Yauaı 
burgs und zur Betheiligung an Tragung der Kriegsfojten bezüglih Schle 
wigs zu erklären, jei es, daß der Bund in feiner Gefammtheit für die Krieg 
fojten auffommt, oder daß ein verhältnißmäßiger Antheil von denjenig 
Bundesftaaten, welche an der Kriegführung nicht betheiligt waren, übernommu 
wird“, 


Der Antrag wird mit allen Stimmen außer Oldenburg, das d 
gegen proteftirt, an den bolft. Ausſchuß gewieſen, ohne demjelben üı 
deß einen Termin zur Berichterjtatiung anzuberaumen. 


29. Juli. (Coburg). Der Landtag gibt der Regierung bezüglich di 


Preßgefeßes nah. Derfelbe wird darauf vertagt und das vereu 
barte Geje am 19. Aug. publicirt. 


— Aug. (Baden). Ein Hirtenbrief des Erzbiihofs von Freiburg fordeı 


1: 


2. 


” 


die Katholifen zur Theilnahme an den Kreis: und Kammerwahle 
„im hriftlihen Sinne” auf und ſpricht fih aufs jchneidendjte übe 
das Regierungsſyſtem aus. 

Man verlange, heißt es darin, von der fath. Kirche, daß fie ſich munt 
todt und rechtlos erfläre, daß jie den Staat zu ihrem Vormund, ja zu ibre 
Gebieter erfenne, „ohne deſſen Erlaubniß fie nichts thun kann, der ihr Recht 
geben und wieder nehmen kann nach Belieben‘. Das muthe man der Kird 
zu, bie älter als alle Staaten fei, die auf dem Erdenrund befteben; „de 
Kirche, die ein heiligeres und verbriefteres Recht hat, als je ein Monarch ode 
eine Regierung”. „Sol die Kirche vielleicht ihr Net vom Staate als Enad 
empfangen“, oder „in der Grfüllung ihres hl. Auftrages fih an Zuftimmun: 
vielleicht einiger unchriftlicher Deenjchen gebunden erachten?” Die Kirche wird 
„Io gewiß fie auf einen unzerjtörbaren Felſen gegründet ift, nie, nie in ſolch 
Entwürdigung willigen. Sie fann ihren zeitlichen Beſitz verlieren, fie kam 
wenn es noth thut, wieder binabjteigen in die Katafomben, wieder Strömi 
des Blutes ihrer Kinder fließen jehen; aber Dienjtmagb werben bei einen 
weltlihen, dazu noch unchriſtlichen Regiment — nein, bas kann, das dari 
das wird fie nimmermehr !* 

» (Hefjen:Darmgtadt). Die von ber Regierung beshalb be 
fragten Handelsfammern haben fich übereinftimmend für den Abſchluß 
eines Hanbelsvertrags mit Italien ausgeſprochen. 

»„ (Dejterreid). Graf Blome kehrt vorerjt umverrichteter Dinge, 
behufs Berichterftattung von Gaftein nah Wien zurüd, 

„ (Preußen). Die offic. Prov.Correſp. meldet, daß dem Könige 
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fünf Rechtsgutachten der Kronfyndici über die ſchlesw.-holſt. Erbfolge: 
frage vorgelegt worden feien. 

Die Regierung bat nicht für gut gefunden, diejelben der Deffentlichkeit zu 
übergeben. Nach den anjcheinend gut unterrichteten Verlautbarungen preuß. 
Härter hätte nur Prof. v. Daniels für die Zuläſſigkeit der (hellwingſchen) 
brandenburgiichen Erbanſprüche ausgefprohen, während Homeyer, Bauerband 
und Bernuth jajt bei allen einzelnen Abitimmungen eine Minorität gegenüber 
den Anjihauungen und Wünjchen der Regierung bildeten und ber Hauptent: 
ſcheid, daß ber Wiener Jrieden von 1864 die Rechtsbaſis für die Zukunft bilde, 
nur mit 11 gegen 7 Stimmen (darunter Jähnigen, Bernuth, Bauerband, 
Bloemer, Hefiter und Homeyer) gefaßt wurde. Die ofliciöfe Prov.Correſp. be: 
bauptet dagegen wiederholt, daß diejer Hauptentjcheid mit 17 gegen 1 Stimme 
gefakt worden jei. 


‚Aug. (Bundestag) Hannover verlangt vom Bunde Erſatz feiner 


Koiten für Küftenihug während des Kriegs gegen Dänemark, Ham: 
burg ftimmt der Forderung Hannovers in der Sitzung vom 24. d. M. 
bei, um — ſofort eine gleiche Forderung an den Bund zu ftellen. 
„ (Schleswig: Holftein). Die Landesregierung fieht ſich ver: 
anlaßt, der Univerjität Kiel einen Verweis wegen ihrer offictellen 
Feier des Geburtstags des Herzogs Friedrih zu ertheilen und ein 
Edict gegen die Ausfchreitungen der Preſſe zu erlaffen. 
„Maſſau). Die bisherigen Leiter der Regierung, Werren und 
Schepp, werden als ſolche entlafjen und auf andere Stellen verjeßt. 
Hofgerichtsdirector Winter von Dillenburg wird zum Präfidenten der 
Landesregierung ernannt. 

» (Defterreih). Der Kaijer fommt von Iſchl nah Wien, um 
eine Gabinetsfigung über den Bericht des Grafen Blome bezüg: 
lih feiner Sendung nah Gaſtein abzuhalten. 

» (Breußen) Der preuß. Gejandte in Wien, Herr v. Werther, 
legt dem öfterr. Gabinet neue Vorſchläge vor, die jo ziemlich wie 
ein Ultimatum lauten, 

» (Eoburg: Gotha) Feierliche DVolljährigkeitserflärung des 
präjumtivden Thronfolgers, des Prinzen Alfred von England. 


“ „ (Dfodenburg). Der oldenburgifche Nationalverein erklärt ein: 


ſtimmig, „eine Militärvereinigung mit Preußen, wonach die olden- 
burgiihe Wehrkraft ſich als integrirender Theil dauernd der preußi- 
hen anjchlöffe, für dringend geboten“. | 
» (Raffau). Gröffnung des Yandtags, dießmal nicht durch den 
Herzog ſelbſt, ſondern durch den Minifter Prinz Wittgenftein. 


. „ (Defterreih). Graf Blome geht mit neuen Inſtructionen nad) 


" 


Gaſtein ab (in erfter Linie, die äußerſten Goncefltonen innerhalb 
des Bundesrehts zu machen, um die Frage definitiv zu löſen, in 
jweiter über eine neue Regelung des Condominats rejp. eine Thei— 
lung desjelben zu unterhandeln). 

» (Bayern). Der Schleswig-Holftein:VBerein in Erlangen nimmt 
jeine Thätigfeit wieder auf. 

»r (Württemberg). H. Kammer: Abg. Defterlen interpellirt bie 
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Regierung wegen Schleswig-Holſtein. Miniſter Varnbüler 
unter den obwaltenden Umſtänden halte er jedes officielle öff 
Wort für gefährlich. 

8. Aug. Naffau). I. Kammer: Wahl des Bureau. Der neugemähl 
Präfident Naht erklärt die gegen ben Abg. Schenk eingeleitete Ur 
terſuchung jür eine verfaflungswibrige Beeinträchtigung der Rede 
freiheit. Abg. Lang jtellt fofort den Antrag auf Wieberheritellum 
der Verfaflung von 1849, 

9, „ (Baden). 200 katholifche Geiftliche treten in Freiburg zufam 
men und erlafjen eine Reihe von Refolutionen über bie Beſchwerde 
ber kath. Kirche in Baden und ihre Forderungen bagegen: 


„... 11) Eine Vereinbarung zwijchen ber gegenwärtigen Regierung und de 
Kirche über die fatholifchen Bejchwerben ift bisher nicht zu Stande gefommen 
Bei den Ichroffen Gegenfägen unferer Zeit, und bei ber ſchweren Trübum 
der Berhältnifje im badiſchen Land namentlich, fcheint es höchſt zmeifelbaft, 
ob das an ſich jo wünſchenswerthe aufrichtige Zufammengehen von Kirche un) 
Staat überhaupt und im Gebiete bev Schule insbefondere auch nur wieder 
berftellbar jei. Wir erbliden in ber größtmöglichen Freibeit und Selbſtoe 
waltung das wahre Heil und bie einzige Sicherheit ber Erhaltung der Fathe 
liſchen Kirche in Baben, und als wahre Löſung ber Schulfrage unter be 
gegebenen Verhältniſſen erachten wir bie Sulbebunn bes ftaatlicen 
Shulzwangs und die Gewährung allgemeiner Unterridt# 
freiheit. 12) Demnach verlangen wir auch für bie katholiſche Kirche dat 
Recht, gemäß ihren Einrichtungen, Unterrichts: und Erziehungsanftalten aller 
Art, namentlih Pfarrfhulen, zu gründen und im Gebiet ihrer Lehr: und 
Grziehungsthätigkeit lediglich dem allgemeinen Recht zu unterjtehen. 13) De 
bie Staatsregierung den confefjionellen Character der katholiſchen Schulen 
ausdrüdlic zugeftanden bat, da aber nad) ben anerkannten Formen ber Fatbe: 
lifchen Kirche Feine confefjionelle Anftalt gedacht werden kann, welche von der 
Autorität und Leitung ber Kirchenbehörde getrennt wäre, jo verlangen wir 
vom Staat die Ueberlafjung der confefjionellen katholiſchen Schule und Schul 
fonds an ben ee Religionstheil des Landes, nämlich an bie katholiſche 
Familie, katholiſche Kirchfpielsgemeinde und katholiſche Kirchenobrigfeit. 
14) Wir erftreben die Freiheit der Kirche vermöge ihrer Stiftung und Auf 
gabe, vermöge wohlerworbener und garantirter Mechte, zugleih als einen 
nothwendigen Ausfluß der ja auch von der großherzoglichen Regierung ver: 
heißenen freiheit und GSelbjtverwaltung bes Volks. 15) So wenig wir ben 
geießgebenden Factoren ein Recht zuerfennen über veligiöie und Firdlice 
Dinge bindende Normen zu geben, jo erfennen wir doch unter bem tbatjäd- 
lichen Drud diefes gejeßgeberijchen Gebahrens die zwingende Nothwendigkeit, 
unjeren gebührenden Antheil an den öffentlihen Geſchäften fortan zu nehmen, 
insbejondere durch Betheiligung bei den Wahlen für die Kreisverfammlungen 
und für die Kammern. 16) Wir werden dazu beitragen, daß burch Vereine, Per 
jammlungen und eine wohlunterjtüßte und geleitete Brefie die Rechte ber Ka— 
tbolifen vertheidigt werden, das Pflicht und Ehrgefühl derſelben gewedt und 
eine Vereinigung ber zerjtreuten Kräfte erreicht wird. 17) Unjerem hochwür— 
digſten Grabifchof legen wir biefe Beſchlüſſe ebrfurchtsvollit zu Füßen. m 
dem wir Ihn um feinen Segen und das hobeprieiterlihe Gebet um Eıtär 
fung unjerer Schwachen Kräfte für unfere jchwere Aufgabe bitten, Fünmen wir 
den Ausdrud unfers Dankes dafür nicht unterbrüden, daß ber jüngste Hirten: 
brief uns bie oberhirtlihe Genehmigung und Nufforderung zum Wirken in 
ben Wahlangelegenheiten gebracht hat. 18) Ueberdieß erlauben wir uns an 
unfern hochwürdigſten Oberbirten die ehrfurchtävollen Bitten zu richten: es 
möge ihm gefallen 1) zunächſt für die Rechte ber katholiſchen Kirche und 
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Religionsgenoſſen den Schutz des deutſchen Bundes anzurufen; 2) für 
die Erhaltung der katholiſchen Religion und Kirche in Baden ein einmaliges 
folennes Votivamt in allen Pfarrfirhen des Landes auf einen beitimmten 
Tag anzuordnen“. 

. Aug. (Raffau). II. Kammer: Debatte über die inneren Zuſtände. 
Rede des Abg. Braun. — Die 4 zum erjten Mal in die Kanımer 
eingetretenen Mitglieder legen Verwahrung ein gegen die Ber: 
faffungs-Detroyirungen feit 1849. 

» Defterreih). Graf Mensporff kann dem Kaifer vor befien 
Miederabreife nah Iſchl noch die freudige telegraphiſche Nachricht 
des Grafen Blome aus Gajtein bringen, daß eine Verftändigung in 
Ausficht ftehe. 

„ Konferenz zwiſchen ben Miniftern v. d. Pfordten (Bayern), Beuft 
(Sadjen) und Barnbüler (Württemberg) in Münden. Differenz 
zwilchen den beiden erjteren und Hrn. v. Varnbüler. 

„» (Schleswig :Holftein). Die Feltung Friedrichsort (bei 
Kiel) wird von den Preußen mit ſchwerem Geſchütz armirt. Der 
öjterr. Civilcommifjär, v. Halbhuber, proteftirt dagegen. 

»„ Bundestag). Die Bundes-Fachmännercommiſſion einigt fich 
im Wejentlihen über einen Entwurf behufs Einführung gleichen 
Maßes und Gewichtes in ganz Deutjchland. 

„ Deftorreih:Preufßen). Abſchluß einer Convention über eine 
provijoriiche Theilung des Condominats in Schleswig-Holjtein zwi: 
ſchen Defterreih und Preußen zu Gaſtein. Graf Blome kehrt nad 
Wien zurüd, Die beiden Herrſcher von Dejterreih unb Preußen 
jollen nunmehr in Salzburg zujammentreffen. 


Gafteiner Convention: Art. I. Die Ausübung ber von ben hohen 
vertragichließenden Theilen durch den Art. III. des Wiener Friebenstractates 
vom 30. October 1864 gemeinjam erworbenen Rechte wird, unbejchadet der 
Fortbauer diejer Rechte beider Mächte an ber Geſammtheit beider Herzog: 
thümer, in Bezug auf das Herzogthum Holftein auf Se. Maj. den Kaiſer 
von Dejterreih und in Bezug auf das Herzogthum Schleswig auf Se. Maj. 
den König von Preußen übergehen. Art. II. Die hohen Gontrahenten wol: 
len am Bunde die Herftellung einer deutſchen I in Antrag bringen und 
für diejelbe den Kieler Hafen als Bundeshafen beftimmen. Bis zur Ausführung 
der deifalljigen Bundesbejchlüffe benügen die Kriegsichiffe beider Mächte dies 
fen Hafen und wird das Commando und bie Polizei über benjelben von 
Preußen ausgeübt. Preußen ift berechtigt, fowohl zur Vertheidigung ber 
Einfahrt Friedrichsort gegenüber bie nöthigen Befeftigungen anzulegen, als 
auch auf dem holſteiniſchen Ufer der Bucht die bem Zwecke bes Kriegshafens 
entjprechenden Marineetablifjements einzurichten. Dieſe Befeftigungen und 
Etabliſſements ftehen gleichfalls unter preußiſchem Commando und bie zu 
ihrer Bejagung und Bewaffnung erforderlichen preußifchen Marinetruppen und 
Mannichaften Fönnen in Kiel und Umgegend einquartiert werben. Art. III, 
Die hohen contrahirenden Theile werden in Frankfurt beantragen, Rendsburg 
zur deutfchen Bundesfeſtung zu erheben. Bis zur bundesgemäßen Regelung 
der Bejagungsverhältnifje diefer Feftung wird deren Garnifon aus k. k. öfter: 
reichiſchen und k. preußifchen Truppen beſtehen mit jährlich am 1. Juli alters 
nirendem Commando. Art. IV. Während der Dauer ber durch Art. I, ber 
gegenwärtigen Uebereinkunft verabredeten Theilung wird die k. preußifche Re⸗ 
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gierung zwei Militärſtraßen durch Holſtein, die eine von Lübeck auf Kir 
bie andere von Hamburg auf Rendsburg, behalten. Die näheren Beftinmur 
gen über die Gtappenplüte und ben Unterhalt der Truppen werben the 
durch eine bejondere Konvention geregelt werden. Bis dies geſchehen, gelim 
die für die preußiichen Gtappenjtraßen duch Hannover bejtebenben Vorjchri 

Art. V. Die F. preußiiche Regierung behält die Verfügung über einen Tee 
graphendraht zur Berbindung mit Kiel und Nendsburg und das Recht, pra= 
ßiſche Poſtwagen mit ihren eigenen Beamten auf beiden Linien durch dub 
Herzogth. Holjtein geben zu laſſen. Inſoweit der Bau einer directen Ei 
von Lübeck über Stiel Dis zur jchleswig. Grenze noch nicht gefichert ift, 
die Goncejfion dazu auf Verlangen Preußens für das boliteinifche Gebin 
unter den üblichen Bedingungen ertheilt, ohne daß ein Anfpruch auf Hobeit® 
recht in Betreff der Babıı von Preußen gemacht wird. Art. VI. Es iſt die 
übereinftimmende Abjicht dev hohen Gontrahenten, daß die Herzogthlümer dem 
Zollverein beitreten werden. Bis zum Gintritt in den Zollverein, reip. bis 
zu anderweitiger Verabredung befteht das Bisherige, beide Herzogtbümer um 
taffende Zolliyiten unter gleicher Theilung der Revenuen desjelben fort. Im 
alle, daß es der FE, preufijchen Regierung angezeigt erjcheint,, noch währen 
der Dauer der in Art. I. der gegenwärtigen Uebereinfunft verabredeten Zei 
lung Unterhandlungen behufs des Beitritts der Herzogthümer zum Zollverein 
zu eröffnen, ift Se. Maj. der Kaifer von Oefterreich bereit, einen Wertreier 
des Herzogtbums Holftein zur Theilnahme an ſolchen Verhandlungen zu be 
vollmächtigen. Art. VIL Preußen ift berechtigt, den anzulegenden Die 
canal je nach dem Ergebnijje der von ber k. Regierung eingeleiteten techni- 
hen Ermittelungen duch das boljteiniiche Gebiet zu führen. Inſoweit bie) 
der Fall fein wird, ſoll es Preußen zuftchen, die Richtungen umd Dimenfionen 
des Ganals zu bejtimmen, die zur Anlage erforderlichen Grundbftüde im Weg 
der Erpropriation gegen Erſatz des Wertbes zu erwerben, ben Bau zu Ieiten, 
die Aufjicht über den Ganal und deſſen Inſtandhaltung zu führen und das 
Zuftimmungsrecht zu allen denjelben betreffenden reglementarifchen Beſtim— 
mungen zu üben Ivanfitzölle oder Abaaben von Schiff und Ladung außer 
der für die Benußung des Ganald zu entrichtenden, von Preußen für bie 
Schiffe aller Nationen gleihmähig zu normirenden Schiffahrtsabgabe dürfen 
auf der ganzen Ausdehnung des Ganals nicht erhoben werden. Art. VIIL 
An den Beftimmungen des Wiener zriedenstractats vom 30. October 1864 
über die von den Herzogthümern jowohl gegenüber von Dänemark als gegen: 
über von Defterreih und Preußen zu übernehmenden financiellen Peiltungen 
wird durch die gegenwärtige Uebereinfunft nichts geändert, doch joll das Her: 
zogthum Lauenburg von jeder Beitragspflicht zu den Kriegsfoften befreit 
werden, Der Vertheilung diejer Leiltungen zwilhen ben Herzogthümern 
Holjtein und Schleswig wird der Bevölkerungsmaßſtab zu Grunde: gelegt 
werden. Art. IX. Se. Maj. ber Kaifer von Defterreih überläßt die im meht— 
erwähnten Wiener Friedensvertrag erworbenen Rechte auf das Herzogthum 
Lauenburg St. Maj. dem König von Preußen, wogegen bie F.-preufiice 
Regierung fich verpflichtet, der F. FE. öjterreichiihen Regierung bie, Summe 
von 2,500,000 däniſchen Reichsthalern zu entrichten, in Berlin. zablbar in 
preußiſchem Silbergeld vier Wochen nach Beftätigung gegenwärtiger Weberein: 
funft duch IJ. MM. den Kaiſer von Oeſterrrich und ben König von 
Preußen. Art. X. Die Ausführung der vorſtehend verabredeten Theilung 
des Condominiums wird baldmöglichjt nach Genehmigung biejes Ablommens 
durch II. Maj. den Kaifer von Defterreih und ben König von. Preußen 
beginnen und jpäteitens bis zum 15. September beendet fein. Das bis jekt 
bejtehende gemeinichaftliche Obercommando wird nad vollendeter Räumung 
Holjteins durch die königl. preußiſchen, Schlesiwigs durch die Eail.öfterreic: 
ſchen Truppen jpäteftens am 15. September aufgelöst, Art. XL, Gegen: 
wärtige Nebereinkunft wird von IJ. MM. dem Kaiſer von Deflerreich und 
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dem König von Preußen durch Austauſch ſchriftlicher Erklärung bei Aller— 

böchfideren nächſter Zuſammenkunft genehmigt werben. 

—16. Aug. Oroßartige fünfzigjährige Jubelfeier der deutfchen Burfchen- 

Schaft zu Nena. 

„ Kine Anzahl hochadeliger Damen aus Deiterreih und Deutſchland 

rufen zur Gründung einer jpecifilch kathol. Univerfitäit in Deutſch— 

land auf. 

. „ (MRafjau). I. Kammer: Lang begründet feinen Antrag auf 
Wiederheritellung der Verfaſſung von 1849. Der neue Regierungs: 
präjident Winter erklärt fih dagegen. Derjelbe wird troßdem mit 
allen gegen die 4 clericalen Stimmen zugelaffen und an eine Com: 
miffion gewieſen. — Die vereinigten Kammern verweigern ber Re: 
gierung den von ihr geforderten Credit für ein Barradenlager mit 
allen gegen 5 Stimmen. 

„ (Defterreih). Die Wiener Handelsfammer bejchließt mit allen 

gegen 3 Stimmen, den diegjährigen deutſchen Handelstag nicht zu 

beichiden. 

„ (Württemberg). Die II. Kammer bejhließt mit 73 gegen 

I (adelige) Stimmen die Motion der 41 Abg. bez. Revifion der 

Berfaflung 
„unter Bezugnahme auf die Schon in der Antwortsabrefje auf die Thron- 

rede vom 23. Juli v. J. bez. der zweckmäßigen Nevijion der Verfaffung vor: 

getragene Bitte und das von dem Minifter des Innern in Ausficht geftellte 

Gntgegenfommen, jowie unter Beziehung auf bie in Betreff einzelner Fragen 

in befonderen Adrejjen bereits gejtellten Gefuche der Staatsregierung zur Be: 

rüdjichtigung zu übergeben‘. 

Schluß des Landtags. Die Thronrede jchweigt gänzlich über das 
Verhältniß zu Deutichland und über die verlangten und verheißenen 
Reformen. 

19I.—21. Aug. (Defterreih:Preußen). Zuſammenkunft des Kaifers 
von Dejterreich mit dem König von Preußen, die von ihren Mini: 
jtern des Auswärtigen, Graf Mennsborff und Hrn. v. Bismard, be- 
gleitet find, in Salzburg. Unterzeihnung der Gaſteiner Convention. 
Auh der Großherzog von Didenburg findet ſich in Salzburg ein. 
Der König von Preußen begleitet darauf den Kaiſer nah Iſchl, um 
der Kaijerin, der Königin-Wittwe von Preußen ꝛc. feinen Beſuch zu 
machen. 

21, „ (Schleswig:Holftein). Herzog Friebrih erhält endlich den 
nachgeſuchten Abſchied als Major & la suite des preuß. 1. Garde— 
regimentes. 

22. „ (36er Ausſchuß). Die geſchäftsleitende Commiſſion beruft den 
vollitändigen 36er Ausſchuß und den engern Ausihuß der ſchlesw. 
boljteinijchen Vereine auf den 3. September zu einer Sitzung nad) 
Leipzig, um über die Abhaltung einer neuen Abg.-Verfammlung zu 
berathen. 


— 
. 
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22. Aug. Siebenter Vereinstag deutſcher Erwerbs: und Wirthichaftsgenei: 


23. 


24. 


ſenſchaften zu Stettin. Derjelbe bejchließt: 

„Mit Rüdfiht auf die von dem preuß. Minifterium ber am 21. Auguß 
in Berlin zufammengetretenen Gommiljion für die Arbeiterverhältniffe vorge: 
legten Fragen: 1) Was kann gefhehen, um die auf Selbitbülfe beruhenden 
Genoſſenſchaften (Vorſchuß- und Grebitvereine, Vereine zur Beihaffung von 
Rohſtoffen, Gonfumvereine, PBroductivafjocialionen) zu fördern? 2) Welch 
diefer Afjociationen Fünnen aud unter Kabrifarbeitern Eingang finden, und 
auf welchem Wege würde dies zu erreichen fein? — erflärt der allgemeine Ber: 
einstag der auf Selbitbilfe beruhenden deutichen Erwerbs: und Wirtbicharts: 
genofjenjchaften: 1) Dieeinzige Förderung, welche die Genoſſenſchaften von ber 
preußifchen, wie von jeder andern Staatsregierung beanjprudyen, iſt: a) bat 
fie fich aller Verfuche, die Genoſſenſchaften unter die der polizeilihen Controle 
unterliegenden Vereine zur ftellen, fernerhin enthalte, b) daß fie dem Geſetzes— 
entwurfe über die endliche Regelung der privatrechtlihen Stellung der Ge: 
nofjenjchaften, welcher die Bejeitigung der für jie bei der jekigen Lage der 
Gejeßgebung vorhandenen Schwierigkeiten in Betrefi Erwerb, Aufgabe und 
Verfolgung von Vermögensredhten bezwedt und im preußiihen Abgeordneten: 
hauſe in der Seflion von 1863 von dem Anwalt ber Genofjenfhaften einge 
bracht ift, nicht länger entgegenjtehe, fjondern dahin wirfe, daß derjelbe zum 
Gejeß erhoben werde. 2) Von den auf Selbithilfe beruhenden Genoſſenſchaften 
haben namentlich die Gonfumvereine unter den Fabrifarbeitern längſt Eingang 
gefunden. Auch die Vorſchuß- und Greditvereine und die Productivgenoſſen— 
ſchaften erfreuen fich einer wachſenden Betheiligung berfelben; ihrer weiteren 
Entwidelung ftehen nur die vorher bezeichneten Hindernifje entgegen. 3) Ale 
Verſuche der Staatsregierungen, die auf Selbjthilfe beruhenden Erwerbs: und 
Wirthichaftsgenofienihaften im Allgemeinen oder innerhalb einer einzelnen 
Berufskflaffe durch pojitive Einmiſchung fördern zu wollen, müfjen als 
ihnen ſchädlich zurüdgewiejen werden“. 

» (Defterreih). Auch die Prager Handels: und Gewerbefammer 
bejchließt mit 13 gegen 9 Stimmen, den diesjährigen deutfchen Han- 
belstag nicht zu beſchicken. 

„» (Bundestag). Deiterreih und Preußen legen der Bundesver: 
fammlung mittelft gemeinfamer Erklärung die Gaſteiner Conven— 


tion vor; 

„Die hoben Regierungen von Bayern, Königreich Sachfen und Großer: 
zogthum Helfen haben in der Sitzung vom 27. Juli d. 3. in einem deshalb 
gejtellten Antrage den Wunſch ausgefprochen, daß die Regierungen von Dejter: 
reich und Preußen über die Schritte, welche fie zur Herbeiführung einer defi- 
nitiven Löfung der bezüglich der Elbherzogthümer noch Ichwebenden Fragen 
gethan oder zu thun beabjichtigten, eine Mittheilung an den Bund gelangen 
lafjen möchten, und haben dabei zugleich anderweiten Wünſchen Ausdrud ge: 
geben, welche auf biefe Angelegenheit Bezug haben. Die Regierungen von 
Defterreih und Preußen haben inzwilchen es für die nächſte Aufgabe erachten 
müſſen, die Schwierigfeiten zu bejeitigen, welche ſich aus ber bisherigen nicht 
zwedentjprechenden Yyorm der Ausübung ber durch den Art. III. bes Wiener 
Friedens vom 30, Dctober 1864 erworbenen Rechte ergeben hatten, um ba- 
duch Raum für die weiteren Verhandlungen über eine definitive Löſung zu 
gewinnen. Es gereicht den beiden Regierungen zur Befriedigung, hoher Bun— 
besverjammlung nunmehr mittbeilen zu fönnen, daß es ihren Bemühungen 
gelungen ijt, über eine jene Schwierigkeiten befeitigende Organifation der Ver: 
waltung der Herzogthümer ſich zu verftändigen, und die Sejandten find be: 
auftragt, hoher Bundesverfammlung von dem im diefer Beziehung am 14. 
Auguft d, 5. verabredeten und am 20. besjelben Monats von ben beiden 
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Monarhen genehmigten Uebereinfommen durch bie Ueberreihung der anlie- 
genden beglaubigten Abjchriften desjelben Mittheilung zu machen. Hohe Bun 
desverjammlung wird hieraus die Ueberzeugung gewinnen, daß bie Regierungen 
von Oeſterreich und Preußen ernſtlich bemüht jind, die Frage der Elbherzog: 
thümer einer definitiven Löſung zuzuführen und bie derjelben noch entgegen=- 
jtehenden Schwierigkeiten zu befeitigen. Die einzelnen in dem Antrage ber 
hoben Regierungen von Bayern, Königreih Sachſen und Großherzogthum 
Helfen erwähnten Punkte jind gegenwärtig Gegenftand der weiteren Verband: 
lung zwiſchen Dejterreich und Preußen. Die beiden Regierungen begen bie 
Zuverſicht, daß dieje Berhandlungen zu einem alljeitig befriedigenden Ergebniß 
fübren werden, und erjuchen die hohe Bundesverfammlung , diefem Ergebniß 
mit Bertrauen entgegenzujehen, indem fie ſich weitere Mittheilungen vorbe— 
halten“. 


Der preußiihe Gefandte fügt diefer Erklärung noch die Bemer— 
fung bei, daß jeine allerhöchſte Regierung nicht verfehlen werde, hoher 
Bundesverjammlung über den bevorjtehenden Regierungsantritt Se. 
Maj. des Königs in Lauenburg und die Vertretung biefes Herzogthums 
am Bunde feiner Zeit geeignete Anzeige zu machen, 


24. Aug. (Preußen). Der König beſucht den König von Bayern auf 


27. 


28, 


jeiner Reife von Salzburg nad Baden-Baden in Hohenſchwangau, 
geht dagegen beim König von Sadjen (in Pofjenhofen) und beim 
König von Württemberg (in Stuttgart) ohne Begrüßung vorbei. 

» (Bayern). Berathung von 25 Abgeordneten des Gentrums, ob 
jie an der Abg.-Verfammlung in Frankfurt Theil nehmen wollen oder 
nit. Es jprechen fi 14 (deren Zahl nachher auf 32, wovon bie 
Hälfte aus Oberbayern, fteigt) dagegen aus und erlajjen eine Erklä- 
rung an die bayriihen Mitglieder des 36er Ausſchuſſes: 

„... Sol die Verſammlung der Landesvertreter blos ihrem Urtheil über 
die Gaſteiner Convention, jei es in Form einer Nejolution oder Protejtation, 
Ausdrud verleihen, jo erfcheint uns der Frankſurter Tag weder als noth— 
wendig noch als zwedmäßig...-. Um aber der Gewalt, welche diejes Recht 
zur Zeit unterdrüdt und gefährdet, mit Ausficht auf Erfolg entgegen zu treten, 
dazu fehlen uns die Veittel. Hätten die Mitglieder aller beutichen Kammern 
die am 21. Dec. 1863 zu Frankfurt übernommene Verpflichtung, „ „jene beutjchen 
Negierungen, welde das Recht und die Ehre Deutſchlands in ber jchleswig: 
boljteinijchen Sache Preis geben, mit allen verfafungsmäßigen Mitteln zu bes 
timpfen““, wirklich gelöft, die Sache der Elbherzogthiimer jtände zur Stunde 
wohl bejjer, als fie jteht! Sollte man aber in Frankfurt über das Bereich der 
Rejolution oder Protejtation in Sachen ScleswigsHoljteins hinausgehende 
Maßregeln beichliegen wollen, jo wären wir jelbjtverjtändlich in noch höherem 
Grade veranlagt, uns von der beabjichtigten NWerfammlung ferne zu halten, 
da wir die Verantwortung für die Gefahren und Nachtheile nicht mit über- 
nehmen wollen, welche ein folches Vorgehen für unjer engeres und weiteres 


Baterland, ſowie für die Elbherzogthümer insbejondere unausbleiblich nach ſich 
ziehen würde... .“ 


(Bayern). Der Schleswig: Holjtein: Verein in Erlangen zeigt 
durch Gircular ſämmtlichen Bereinen des Landes die Wiederaufnahme 
feiner Thätigfeit an und fordert fie ebenbazu auf. 


» Achte Verſammlung des volkswirthſchaftlichen Congreſſes Deutſch— 
‚lands zu Nürnberg. Beſchlüſſe: 
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Handelsvertrag mit Italien: „Der Congreß empfiehlt dringend 
den baldigen Abſchluß eines Handelsvertrags mit Jialien.“ 

Bankweſen: 1) „Die Privilegirung von Banken, namentlich von 
Zettelbanfen, verhindert die geſunde Entwidelung des Bankweſens, fie erzeugt 
mit die großen wirthichaftlihen Nachtheile, an denen noch immer der Geld: 
verkehr in Deutichland leidet; fie ſchädigt namentlih die Entwidelung tes 
Depofiten: und Check-Syſtems, während defjen bejondere Pflege die Hauptauf: 
gabe des Bankgeſchäftes iſt; 2) die Vermehrung von Girculationsmitteln duch 
Emiffion von privilegirten Wertbzeichen, insbejondere von Staatspapieren it 
verwerflich; 3) den jegt in einzelnen beutjchen Staaten vorhandenen Mangel 
an bequemen Geld: und Werth: Zeichen kann joldhe Vermehrung nicht bejeitigen;; 
mindern wird ihn die Entwidlung und Vermehrung von Depofiten-Banten, 
ganz befeitigen kann ihm nur bie endliche Herftellung der deutſchen Münz— 
einheit.“ 

Eoalitionsfreiheit: „Alle Eingriffe der Geſetzgebung in bie Goali- 
tionsfreiheit der Arbeiter, welche die Vereinigung berjelben bei Auflöjung 
ihrer Arbeitsverhältnifje beihränfen und irgendwie eine Ausnabmeftellung der: 
jelben gegen die übrigen Klafjen der Geſellſchaft rechtlih begründen, wider: 
ftreiten dem gemeinjamen Intereſſe der Arbeiter und Arbeitgeber, find umver: 
einbar mit den erjten Principien der Gerechtigkeit und vom wirtbichaftlichen 
wie vom jocialen Standpunkte gleich verwerflich.“ 


30. Aug. (Kurheſſen). Der oberfte Gerichtshof erfennt in einem Ur: 


theil die Unrechtmäßigfeit und Unvollziehbarfeit der octroyirten Jagd— 
verorbnung vom 26. Januar 1854 und damit die Redhtsbejtändigfeit 
des Yagdgelebes vom 1. Juli 1848 an. 


31. Aug. (Bundestag). Der holjteiniihe Ausſchuß beichliegt mit 5 


(Defterreih, Preußen, Hannover, Württemberg und Medlenburs) 
gegen 2 Stimmen (Bayern und Sachſen) über den von Bayern, 


-Sadjen und Hefjen-Darmitadt eingebrachten Antrag vom 27. Juli 


bezüglihd Schleswig-Holſtein vorerft feinen Antrag zu bringen, fondern 
die angefündigten weiteren Mittheilungen Dejterreihs und Preußens 
zu gewärtigen. Die Bundesverfammlung bejchließt hierauf mit 13 
gegen 3 Stimmen (Bayern, Sachſen und Hellen-Darmjtadt) bis 
zum 26. Det. Ferien zu machen. Baden gibt eine (ziemlih ſchwach— 
müthige) Erklärung zu Protofoll. Durch den Beijhluß iſt wenigſtens 
für 2 Monate jede Erörterung der ſchleswig-holſt. Frage durch die 
Bundesorgane unmöglid gemacht. Württemberg wird als bereite 
von den Mittelftanten abgefallen, Baden als ſchwankend betrachtet. 
— Sachſen-Weimar und Meiningen legen Verwahrung gegen die 
Safteiner Convention bez. Lauenburgs ein und tragen neuerdings 
auf Anwendung des Austrägalverfahrens an. 

» (Zollverein). Die Unterhandlungen mit Bremen über Er: 
neuerung des bisherigen Vertrages führen vorerjt zu feinem Resultate. 


— Get. (Schleswig) Hr. v. Zeblik richtet an diejenigen Beamteten, 


welche behufs ihrer weiteren Verwendung bei der bevorftebenden 
neuen Berwaltung des Herzogthums Schritte gethan haben, folgendes 
Schreiben: 

„Sie werden hiedurch benachrichtigt, daß Sie in ber Regierung für 
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Schleswig Verwendung finden werben. Selbſtverſtändlich wirb dabei voraus: 
geſetzt, daß Sie bereit find, fih Sr. Majeftät bem Könige von Preußen und 
den von Allerhöchſtdemſelben eingejegten Autoritäten zum Gehorfam zu ver: 
pflichten und fich in Feiner mit diefer einzugehenden Verpflichtung unverein: 
baren Rihtung irgendwie gebunden halten.“ 


— Sept. (Schleswig). Der Amtmann von Tondern, de Fontenay, wird 


3.4. 


von Hrn. v. Zedlitz feines Amtes entlaſſen, das erſte Opfer ber 
neuen Aera des ausſchließlich preußiichen Regimentes. 

„» (Braunfhweig). Gründung eines „braunfchweig. Tagblattes” 
im Sinne ber preußijchen Politik. 

» Bürttemberg). Der Kriegsminifter Miller wird in Ruhe— 
ſtand verjeßt und durch den Gen. v. Wiederhold erfekt. 

„» 6er Ausſchuß). Der in Leipzig verfammelte 36er Ausihuß 
— von den öfterr, Mitgliedern desjelben hat fich Feines eingefunden, 
bon den preußijchen nur wenige — befchließt, die ſämmtlichen Mit: 
glieder deutjcher Landesvertretungen, der einjtimmigen Forderung bes 
engern Ausſchuſſes der ſchl.holſt. Vereine entfprehend, auf dem 1. 
Det. zu einer neuen Abg.-VBerfammlung nad Frankfurt einzuladen: 

„Dur die Gafteiner Uebereinfunft haben die Regierungen von Defterreich 
und Preußen bie flarjten Rechtsgrundfäße und namentlih bas nur burd 
das Antereffe der dbeutichen Nation beſchränkte Selbftbeftimmungsredht ber 
Herzogthümer auf das jchwerfte verletzt. Die dieſer Uebereinkunft vorausfichtlidh 
nachfolgenden Maßregeln drohen, neben der Erſchütterung bes Rechtsgefühls im 
deutichen Rolf, das materielle und moralijche Wohl ber mit deutſchem Blut von 
dänischen Joch befreiten Herzogthümer auf Jahre hinaus zu vernichten. Der unter: 
zeichnete Ausihuß . . . erwartet, daß die beutfchen Abgeordneten, welde in 
ber Verfammlung vom 21. December 1863 und in ber bei ber Londoner 
Conferenz übergebenen Rechtsverwahrung vom April 1864 fi feierlid 
verpflichteten, für das GSelbitbeftiimmungsrecht der Herzogthüümer und das 
Recht derjelben überhaupt einzuftchen, diefe Verpflichtung aud durch ihr Er: 
iheinen auf der neuen Verſammlung löſen werben.“ 

Die geichäftsleitende Commiſſion des Ausſchuſſes unterftüßt ben 
Beihluß durd eine Zuſchrift an ſämmtliche Schl.-Holſt.Vereine 
Deutſchlands, durch welche fie zu energijcher Unterftügung ber bevor: 
ftehenden Verſammlung aufruft, und richtet an jedes einzelne Mit: 
glied der deutjchen Yandesvertretungen befondere Einladungsjchreiben : 

„Wir geben uns nun der Hofinung bin, daß die Mitglieder der beutjchen 
Landesvertretungen, Angefichts der neuejten Vorgänge in ber Sache der Herzog: 
thümer, ſich vollzählig einfinden und fein Opfer an Zeit, Geld ꝛc. jcheuen 
werben. Alle Geſchäfts- und ſonſtige Rüdfichten müſſen, benfen wir, bier 
Ihwinden. . . . Ansbejondere rehnen wir auf die Theilnahme ber 
Mitglieder aus Dejterreih und Preußen, ba gerabe ihre Regier: 
ungen es find, welche das gute Recht der Herzogtbümer mißachten, ba ſomit 
gerade die Mitglieder aus Dejterreich und Preußen vorzugsweije zeigen müfjen, 
daß fie, ohne Rüdjicht auf bejondere Landes- oder Parteiintereſſen, als beutjche 
Männer den Muth haben, auch gegenüber ihren eigenen Regierungen bas 
Recht des deutſchen Volkes zu vertheidigen.” 

» Dritter Vereinstag deutſcher Arbeitervereine in Stuttgart. Der: 
jelbe beſchließt: 

Goalitionsfrage und Verfürzung ber Arbeitszeit: „1) Das 
Goalitionsrecht ift ein natürliches Recht und darf daher unter feiner Bedingung 
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irgendwie geſchmälert werden. 2) Eine Abkürzung ber Arbeitszeit wäre hir 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer von großem Nutzen und für letzteren durchaus 
nothwendig, um ihm diejenige politiſche und ſittliche Bildung zu ermöglichen, 
welche die Arbeitervereine anlireben. Ginführung der Stüdarbeit, ſoweit fr 
nur möglich ift, wäre der praftiiche Weg dazu. 3) Mehr zu empfehlen dem 
jegliche Koalition ift Gründung von Produftivgenofjenichaften. 4) In feinem 
der erſten 3 Punkte kann ohne vollitändig freie Bewegung und befonders obne 
ein durch und durch freifinniges Nereinsgejet irgend etwas Erſprießliches erzielt 
werden. Es ergeht daher an alle Arbeiter die Aufforderung, mit allen Mirteln 
babin zu wirken, daß eine Umgejtaltung der mangelhaften Vereinsgeſetze zu 
Stande fommt. 5) In Grwägung, daß notoriich viele Fabrikordnungen 
die Ehre und das Intereſſe der Arbeiter beeinträchtigen, beauftragt ber Vereins: 
tag jeinen ftändigen Ausſchuß Bis zum nächſten Wereinstag möglichft viele 
Ba Nabrifordnungen zu jammeln und einen Bericht darüber zu ver: 
anlafjen.“ 

Allgemeines und direktes Wahlrecht: „Es it Pflicht aller 
Arbeiter, für das allgemeine, gleiche und direfte Wahlrecht einzutreten.“ 

Gonfumvereine: „1) Diejenigen Gonfumvereine, welde ibren Miü:- 
liedern Veranlafjung zur Kapitalbildung geben, bilden bie beſte Grundlage 
ür die Weiterentwidlung des Genofjenichaftsweiens und zur Anbabnung der 
erftrebten fjocialen Reformen; 2) es ift Aufgabe der Gonjummwereine, durch 
ftatutarifche Beftimmungen dafür Sorge zu tragen, daß das geiparte Kapital, 
fomweit als thunlich wieder zu genofjenichaftlichen Zweden verwendet wird.“ 

Baugenoffenjhaften: „Unter Bejtätigung ber fhon vom vorjährigen 
Bereinstag in diefer Frage gefaßten Beichlüffe, wonach dahin gewirkt werden 
fol, daß das Bauhandwerk freigegeben, die reizügigfeit in ganz Deutjchland 
eingeführt, jede Erichwerung des Baues Kleiner Häufer aus den Bauordnnungen 
— und die Häuſerbaugenoſſenſchaften von allen andern Arbeitervereinen 
und Genoſſenſchaften möglichſt unterſtützt werden ſollen: 1) Die Baugenoſſen— 
ſchaften nach dem Syſtem des Schriftchens „Jedermann Hauseigenthümer“ 
werben der Beachtung ber deutſchen Arbeiter empfohlen. 2) Es iſt zu wünſchen, 
daß die Staatsbanken den Baugenoſſenſchaften, welche auf dem Princip der 
Selbjthilfe beruhen, Credit ertheilen und mit ibnen in Gejhäftsverbindung 
treten.” 

Productiv:Affociationen: „I) Cine gefegliche Negelung ber privat: 
rechtlichen Stellung der NArbeiter-Afjociattionen und bejonders der Gonjum: 
vereine und Productiv-Afjociationen ift bringendes Bedürfniß. Es ift baber 
bei ſämmtlichen deutſchen Regierungen darauf hinzuwirfen, daß eine entiprechende 
Ergänzung der Beftimmungen des allgemeinen deutjchen Hanbelsgejegbuchs ver: 
einbart werde, welche dieſe Formen von Handelsgeſellſchaften anerkennt und 
ihre rechtlihen Beziehungen zu benjenigen, welche mit ihnen in Verkehr treten, 
regelt ; 2) der Vereinstag, indem er anerfennt, daß von vielen Grebitgeiell: 
haften die weiter entwidelten Formen des Genofjenichaftsweiens in Fräftiger 
Weiſe unterjtüßt wurden, bedauert bei denfelben nicht überall dasjenige Ent: 
gegenfommen zu finden, das von derartigen gemeinmüßigen Anftalten er: 
wartet werben ſollte. An ſolchen Orten, wo eine Gejchäftsverbindung mit 
ben bejtehenden Greditvereinen nicht möglich erfcheint, it e8 Aufgabe ber Ar: 
beitervereine, durch Anwendung bes Princips genojjenichaftlicher Selbithülie 
bie erforderlichen Greditinftitute jelbit ins Peben zu rufen. Der ftändige Aus: 
ſchuß wird daher beauftragt, über die Mittel und Wege zu berathen, wie diek 
am beften auszuführen ift, und dem nächiten Vereinstag PVorfchläge oder An- 
träge in biefer Richtung zu unterbreiten; 3) die Arbeiterbildungsvereine find 
ber feite Boden für das Emporblühen ber Probuctiv-Affociationen. Es iſt 
daher Pflicht der Arbeitervereine, durch Sorge für ben geeigneten Unterricht 
ſowohl ale auh duch Gründung der unteren Stufen von Genofien: 
Ihaften, wie Sparvereine, Krankenkaſſen, Eonfumvereine u. ſ. w., ihre Mit: 
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glieder zu den Produktiv-Aſſociationen vorzubereiten und heranzubilden. 
4) Der Bereinstag beauftragt jeinen ſtändigen Ausſchuß, auf bem nächſten 
Bereinstag die Frage zur Discuffion zu bringen: Sind die auf bem Princip 
ber Divibendenvertheilung beruhenden Vorſchußvereine denen, welche auf bem 
Princip der Amortifation beruhen, vorzuziehen oder nicht? und bie bazu er: 
forderlichen Vorarbeiten zu veranlafjen.“ 

Sparfafien: „Der Vereinstag empfiehlt Gründung von Sparfaffen auf 
Grundlage möglichit einfacher den örtlichen Verhältniffen entfprechender Statuten 
und Geſchäftsführung. 

Alterverforgungsfaffen: 1) Die Errichtung von Altersverforgungs: 
fajfen auf dem Grundjaß ber Gegenfeitigfeit ift den Arbeitervereinen zu 
empfehlen. 2) es ijt vortheilhaft, bie Kafjenfübrung derartiger Vereine ſchon 
beſtehenden Genofjenihaften ale Gredit:, Spar: oder Baugenoffenfhaften zu 
übertragen. 3) die Alterverforgungsfafien follen möglichit gleichartig einge: 
richtet werden, und es wird ber ſtändige Ausſchuß beauftragt, binnen brei 
Mionaten den Vereinen ein Normaljtatut unter Berüdjihtigung ber bem 
zweiten Vereinstag gemachten Vorlage zugängig zu machen. 4) Die verfchie: 
denen Alterverjorgungsvereine follen miteinander in DVerbindung treten, 
um ben Mitgliedern den Uebergang aus einer Anftalt in bie andere zu 
erleichtern. 5) Daß Kranfenunterftüßungsfaflen für Arbeiter insbefondere 
in Kabrifen, wo fie für Arbeiter in obligatorifcher Weife eingeführt, 
Eigenthum der Arbeiter in folange find und bleiben, als die Mittel der Kafje 
von ihnen berrühren. 6) Daß ferner Ueberfchüfje, welche fi aus biefen 
Kafjen ergeben, nach Zuweiſung eines Theils bderfelben zu einem Refervefond 
nachftehende Verwendung erhalten follten: a. al8 Unterftüßung in Unglücks— 
fällen, welche eine längere als bie ſtatutenmäßige Arbeitsunfähigkeit begründen, 
b. bei nad einer Reihe von Jahren im gleichen Geſchäft aufgeriebener Arbeits: 
Fraft und dadurd abnehmendem Berbienft und Lohn, ce. nad) einer beftimmten 
Anzahl von Jahren im gleichen Geſchäft geleifteten Dienites, welcher gänzliche 
Arbeitsunfähigfeit begründet, in Form einer Penfion. 7) Allen Arbeitgebern, 
insbejondere Kabrifanten, denen das Loos ihrer Arbeiter am Herzen Tiegt und 
bei denen bevartige Verhältniffe vorhanden find, werben dieſe Vorjchläge 
dringend empfohlen.“ 


Abſchaffung der Wanderbüher: „Das zur Zeit in Deutichland 
beitehende Paßſyſtem ift aus politiichen, foctalen und volfswirthichaftlichen 
Gründen nicht länger haltbar. Tuch ben Paßzwang und die Paßcontrole 
werben die arbeitenden Klaſſen am bärteften betroffen. Es iſt Pflicht ber 
Regierungen, alle die freie Bewegung von Ort zu Ort befchränfenben polizei= 
lihen Beitimmungen ſchleunigſt aufzuheben. Die Arbeitervereine haben im 
eigenen Intereſſe mit allen ihnen zu Gebote ftehenden gejeglichen Mitteln babin zu 
wirken, daß der Verkehr durch dergleichen Hinberniffe nicht Tänger gehemmt 
und fie bei den zu erlafjenden neuen, diefelben regelndben Beftimmungen ben 
übrigen Klaffen der Geſellſchaft gleichgejtellt werben.“ 

Srauenarbeit: „Die Verfammlung erklärt fich mit ben im Müller'ſchen 
Berichte niedergelegten Anfichten im Allgemeinen einverftanden, namentlich mit 
ber Nothiwendigfeit der Befeitigung aller der weiblichen Arbeit im Wege 
ftehenden Hinderniffe und beauftragt feinen jtändigen Ausihuß, diefe Frage 
auf die Tagesordnung der nächſten Verſammlung zu jegen.“ 


Arbeiterbildungspereine: „1) Den Vereinen wieberholt bie große 
Wichtigkeit wifjenfchaftlicher Vorträge und Unterrichtscurfe ans Herz zu legen ; 
2) einen Aufruf am die deutſchen Männer der Wiſſenſchaft und die Behörden 
zur Unterftügung ber Bildungsbeftrebungen ber Arbeiter zu erlafjen; 3) zur 
Gründung und Erhaltung von kleineren Bereinen, bejonders auf dem Lanbe, 
Wanderlehrer auszufenden und die Gauverbände zu gleihem Verfahren aufe 
auforbern.“ 
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4. Sept. (Baden) Allg Wahlen im ganzen Land zu ben Kreisver 
verſammlungen. Kampf zwiichen ber liberalen und ber kath. Partei. 
Bei einer Betheiligung von 60-80 % aller Wahlberedtigten fäll: 
das Rejultat gegen die kath. Partei und die mit ihr haltenbe alt: 
Bureaufratie aus: die Liberalen fiegen in 35, bie Glericalen nur in 
9 Bezirken ; im Ganzen werden 3278 liberale und 1671 clericale 
MWahlmänner gewählt. 

5. „ (Schleswig-Holftein). Die oberfte Civilbehörde verkündig 
die Gafteiner Convention und erläßt eine Befanntmahung für Aus- 
führung berjelben. Die Trennung der Herzogthümer foll am 15. d. Mis 
eintreten. Der bisherigen gemeinfchaftlihen Landesregierung wirt 
ihre Auflöjung auf den 14. d. M. angezeigt. 

6. „ (Holjtein). 31 von 49 Gtändemitglievern (Abgeorbnete der 
Städte, Geiftlichfeit, Bauern — der Adel fehlt) beſchließen in Kiel 
eine Eingabe an den Bund gegen die Gaſteiner Convention. Yünf 
weitere Mitglieder find nur zufällig am Erſcheinen verhindert wor: 
ben, jo daß die Mantfeftation auf mehr als Z jämmtlicher Stände 
mitglieder beruht. — Baron v. Echeel:Pleffen, Baron Blome umt 
G.Rath Rötgers erlaffen eine Erklärung, warum fie nicht Theil nehmen 

Eingabean dbieBunbesverfammlung: „... Während jelbft unter 
dänischer Herrihaft die Stände ordnungsgemäß zufammentreten und wenia- 
ftens Klage über die Unbill, die dem Lande widerfuhr, und Proteft wider bat 
Unrecht, das demjelben drohte, erheben fonnten, ift das Land, feitdem es in 
beutjche Hände übergegangen ift, noch nicht gehört. Man hat feine Gränzen ver: 
ändert, man bat ihm im raſchen Wechjel verjchiedene Regierungen gegeben, 
man bat in die Verwaltung und feitherige Ordnung feiner Verbältnifie tief ein: 
gegriffen, man bat über jeine finanziellen Mittel verfügt, aber man bat « 
nicht für nöthig gehalten, das Land in feiner Vertretung zu vernehmen... .. 
Sept ift der Augenblid gefommen, wo wir glauben, nicht länger [chweigen zu 
bürfen.... Die unterzeichneten Abgeordneten haben es für ihre Pfliht ae 
halten, demjenigen, was in dieſem Augenblid die Herzen ber Bevölkerung 
Schleswig-Holſteins in einer an Einftimmigfeit grenzenden Mehrzahl bewegt, 
einen Ausbrud zu geben. Sie find der feften Ueberzeugung, daß das geichiebt, 
wenn fie Namens des Landes Proteſt einlegen gegen bie bem Landesrecht 
zuwiberlaufende Trennung ber Herzogthümer Schleswig: Holftein; wenn fie 
mit Entſchiedenheit fordern, daß das Pand in feiner Vertretung über feine 
eigenen Angelegenheiten gehört werde, und dabei erklären, daß fie jede Ab— 
machung, welde ohne Mitwirkung ber Landesvertretung getroffen würde, als 
niht zu Recht beſtehend anſehen; und wenn fienoh einmal laut und 
feierlich es ausjpreden, daß fie nur in dem Herzog Friebrid 
von Schleswig-Holftein ben beredtigten Pandesherrn erfen: 
nen. Unter Hinweifung auf das Gefagte ftellen die Unterzeichneten ben ehr: 
erbietigften Antrag: Eine hohe Bundesverfammlung wolle babin wirken, 
Pa das Mecht unſeres Landes ohne weiteren Berzug feine Anerfennung 

nde“. 

» », KHauptverfammlung des Guſtav-Adolfs-Vereins in Dresben. 

8 „ (Shleswig-Holftein). 177 Delegirte von 110 Schleswig- 
Holftein:Vereinen (darunter 37 aus Schleswig) beſchließen einftim- 
mig ihre Uebereinftimmung mit ber Erflärung der 31 holſt. Abge: 
orbneten vom 6. Sept. 
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. Sept. eneralverfammlung der Kath. Vereine Deutfchlands in Trier. 
Diefelbe wird auch von Parteigenoffen aus Belgien und aus Frank: 
reich zahlreich beſucht. Die Verfammlung beſchließt, eine Deputation 
an ben Erzbiſchof von Freiburg abzujenden, um ihm den Danf ber 
Verfammlung für feine Haltung im badiſchen Schulftreit auszudrüden 
und faßt folgende Refolutionen: 


„Die Berfammlung erkennt e8 als firenge Gemwiffenspflicht katholiſcher El— 

tern, ihre Kinder nicht in eine Schule und zu Lehrern zu ſchicken, welche für 
die Fatholiihe Erziehung der Kinder nicht genügende Garantie bieten; das 
Unterrihtsmonopol bes Staates, ein Erzeugniß des abjoluten Polizei— 
ftaates, ift unverträglich mit ber Selbftändigfeit , ber höchſten Aufgabe und 
dem weientlichen Rechte ber Kirche, unverträglich mit ber chriftlichen Gewiſſens⸗ 
freiheit und überfchreitet die natürlichen Grenzen ber Staatscompetenz über: 
haupt, beſonders aber im paritätiichen Staat. Die Generalverfammlung pro= 
teftirt daher gegen dieſes Monopol und bezeichnet es als eine der wichtigiten 
Tflichten der Katholifen, durch alle rechtmäßigen Mittel bie Lehr- und Un— 
terrichtsfreibeit fih und ihrer Kirche zu erringen. Die Verwendung 
fatholifcher Konds und der Steuern bes Fatholifhen Volkes zur Bezahlung 
unfatholiicher Lehrer und Profefforen und Verbreitung unfatholiicher Lehren 
iſt eine ſchwere Rechtsverletzung, die an den Katbolifen begangen wird. Die 
(#eneralverfammlung bofit, daß diejenigen, die dazu berufen find, nöthigen— 
falls auch die Hülfe ber Gerichte dagegen anrufen werben“. — „Die Katho— 
lifen Deutichlanbs haben von dem Vorgange zwiichen ber bayerijhen Re— 
gierung und bem Biihof von Speyer in Sachen der Speyerer Seminar: 
frage mit tiefem Schmerze Kenntniß genommen unb in biejem Falle eine Be: 
einträchtigung ber Pehrfreibeit und Nechte bes Episcopats in Erziehung und 
Bildung des Glerus erfennen müffen. Da dieſe Sache jeboch bem Urtheils— 
Ipruche bes Papftes unterliegt, fo glaubt die Generalverfammlung in biefem 
Umftande bie fihere Gewähr erbliden zu dürfen, daß bem Rechte ber Sieg 
nicht entgehen werbe”. 
v„ (Schleswig:-Holftein). Städtetag in Neumünfter. Es find 
über 3 aller Städte und Flecken vertreten: 27 Stäbte und Fleden 
durch 46 Delegirte, 9 weitere durch fchriftliche Beitrittserflärungen. 
Einftimmig wird beichloffen: 

„Wir bie Deputirten ber gewählten Vertreter der Bürgerfchaften in ben 
unterzeichneten fchleswig = holiteinifchen Städten und Flecken erflären: Wir 
treten ben in ber Eingabe von Mitgliedern ber holſteiniſchen Ständeverſamm⸗ 
lung an bie deutſche Bundesverſammlung vom 6. Dec. enthaltenen Erklä— 
tungen ihrem ganzen Inhalte nach bei. Die jett berbeigeführte Trennung 
ber Herzogthümer Schleswig-Holftein ift eine fchwere Verletzung ber Landes: 
rechte. Keine Verfügung über das Land ohne Mitwirkung der Landesver— 
tretung kann als zu Recht beftehend gelten. Nur in dem Herzoge Friedrich 
zu Schleswig-Holftein erfennen wir ben berechtigten Landesherrn“. 


» » (Solitein). Zwei Compagnien bes preuß. Seebataillons treffen 
in Kiel ein. 

”„ » (Schleswig) Eine f. preuß. Cabinetsorbre ernennt ben (jeiner 
Zeit entſchieden däniſch gefinnten) Hugo von Scheel-Pleffen zum 
Amtmann von Gottorff und Hütten. 

4, (Breußen) fchleppt den in Rendsburg aufgehobenen Rebacteur 
May noch vor feiner Räumung Holfteins nad) Perleberg, wo er an 
das dortige Kreisgericht abgeliefert wird, nachdem bas Berliner Kam: 
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mergericht vom 13. d. M. die Verhaftung besjelben für begrünbe 
erklärt hat. 

14. Sept. (Schleswig:Holjtein). Der öſterr. Eivileommiffär, Frhr. tr. 
Halbhuber, verläßt die Herzogthümer und fehrt wieder nach Wien 
zurüd. 

„nr (Schleswig:Holfjtein). Auflöfung der bisherigen Landesre— 
gierung. Bon den 6 Mitgliedern gehen 4 in die neue holjteiniihe 
über, 1 kehrt ins App.-Oericht von Flensburg zurüd, 1 (v. Rumohr) 
bleibt Hrn. v. Zedlitz. 

„ „Maſſau). Die Regierung Winter zieht die von der Regierung 
Werren eingeleitete gerichtliche Verfolgung des Abg. Schenk wegen 
Aeußerungen besjelben in der IL, Kammer zurüd. 

— „ Doefterreih: Preußen). Nachdem fi) die offic. preußiſchen 
Blätter bisher über die Bebeutung der Gaſteiner Convention jebr 
zurücdhaltend geäußert und nur an das Wort Bismards von 1865 
erinnert hatten, „wer Schleswig hat, hat auch Holjtein“, bricht die 
offic. Prov.Corr. endlich offen heraus: Defterreih hat die weſent 
lichſten Februarforderungen ſchon jett zugeftanden und iſt ferner bie 
Einjeßung eines andern Regiments (des Augujtenburgers) in den 
Herzogthümern nun nicht mehr fraglid. Die Wiener „Debatte“ 
aber gefteht in einem vffic. Artikel offen ein, daß die Gafteiner Eon: 
vention geichloffen wurde, weil der Krieg für Dejterreih eine Un 
möglichkeit war. 

15. „ (Breußen). Rede des neuen Öouverneurd von Schleswig, 
Generals v. Manteuffel, an das dfterr. und preuß. Officierscorps in 
Kiel gegen die deutſche Tricolore („Aus Schwarzweiß und Schwarz: 
gelb entjteht eine Tricolore, welche die einzig wahre, in ben Herzog: 
thümern allein berechtigte ift. Für fie ftirbt jeder brave öjterret: 
hifhe und preußiihe Soldat jehr gern. ine andere Tricolore gikt 
es freilich, die aus dem Koth des Jahres 1848 hervorgegangen iſt, 
aber diefe, das Symbol des Aufruhrs und des Verraths, verdient, 
daß fie wieder in den Koth getreten werbe“). 

» » (Schleswig:Holjtein). Die Herzogthümer werben nad der 
Safteiner Convention auseinander geriffen. Schleswig wird von 
Preußen regiert, das den Gen. Manteuffel zum „Gouverneur“ er 
nennt und ihm den Hrn. v. Zeblik als Eivilcommifjär an ber Seite 
läßt; Holftein fällt an Defterreich, das den Hrn. v. Halbhuber fallen 
läßt und ben F. M.L. v. Oablenz zum „Statthalter* mit militärijhen 
und bürgerlihen Vollmachten bezeichnet. 

(Holftein). Antrittsproclamation bes neuen öſterr. Statthalter! 
Gablenz und Cinfegung einer „herzogl.” Landesregierung : 

„... Einwohner des Herzogthums Holftein! Wir find einander nicht un 
befannt, denn noch ift es nicht lange ber, daß ich jo glücklich war, euer ſchönes 
und geſegnetes Yand zu betreten, um an ber Epike eines Faiferl. Armeecor 
im Verein mit den alliirten E. preuß. Truppen in ben Kampf zu geben, dt 
eure nationale Unabhängigkeit zur Folge gehabt hat. Ich hoffe als Failerl. 
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Statthalter auf dasfelbe Entgegenfommen von euch, wie e8 damals bie Faifer: 
lihen Fahnen fanden. Mit voller Zuverficht zähle ich auch diesmal auf euren 
oft erprobten beionnenen Gharafter, auf euren Sinn für Gefeglichkeit. Diefe 
zuverjichtliche Hofinung erleichtert mir die Uebernahme meiner jeßigen Miffion, 
deren Schwierigkeiten ich nicht verfenne — Scwierigfeiten, die jedody durch 
eure rubige und von wahrem Patriotismus bejeelte Haltung überwunden 
werden Fünnen. Mit aller Entjchiedenheit will ich meinerfeits die unter euch) 
jo body ausgebildete Selbitverwaltung aufrecht erhalten und die Landes: 
finder vor Allem dabei mitwirken lajjen. Ach veripreche euch die gewiſſen— 
bafte Anwendung der beitebenden Geſetze, die möglichjte Förderung eures 
geijtigen und materiellen Wohls, energiichen und jchnellen Vollzug der Ads 
minijtration und ftrenge Handhabung einer unparteiiſchen Rechtspflege. Zum 
Zweck eines geregelten und ununterbrochenen Gefhäftsgangs erlafje ich gleich: 
zeitig die erforderlichen Verordnungen, wodurd für mich die Grundlage ge: 
wonnen wird, um ben wirklichen Bebürfniffen des Yandes Rechnung tragen 
zu können. Den Befugnifjen der entjheidenden Politik fern— 
ſtehend, bejeelt mich allein der Gebanfe, jedem Barteigetrieb fremd, unab— 
läfjig nur die Entwidlung der Wohlfahrt diefes Landes anzuftreben und durch 
das Bertrauen ber Bevölferung geftügt, ben berechtigten Wünfchen desjelben 
entgegenzukommen.“ 

Sept. (Schleswig). Antrittoproclamation des neuen preußiſchen 
Gouverneurs Manteuffel und Bekanntmachung des Frhrn. v. Zedlitz 
über die neue Regierung des Herzogthums: 

„Einwohner des Herzogthums Schleswig! Durch den Vertrag von Gaſtein 
ſeid Ihr demnächſt einer beſondern Verwaltung unter der Autorität Se. Maj. 
des Königs von Preußen überwieſen worden. Das Wort preußiſche Verwal— 
tung ſchließt den Gedanken: „Gerechtigkeit, öffentliche Ordnung, Beförderung 
der allgemeinen Wohlfahrt“ in ſich ein. Indem ich auf Befehl Se. Maj. des 
Königs von Preußen beute das Gouvernement des Herzogthums übernehme, 
verfpreche ich Euch zugleih volle Verüdfichtigung Eurer eigenen Interefien. 
IH erwarte von Euch Gehorſam gegen die Befehle Sr. Majeſtät und Ver: 
trauen“. 

Regelung ber Eivilverwaltung bes Herzogtbums Schles— 

wig: „... Der dritten Section, beren Vorftand der Regierungsaſſeſſor v. 
Richthofen ift, werben alle Militärangelegenheiten zugetheilt, jo weit die Civil— 
verwaltung dabei concurrirt, einichlieglich des Aushebungsgeſetzes und 
des Grpropriationsverfahrens für Grundftüde, die zu fortificatoriichen und 
militärifchen Zwecken erforderlich find, und außerdem die bisciplinarifchen 
und öconomifchen Angelegenheiten der Gendarmerie. . . .“ 
„ (Lauenburg). Der König von Preußen ergreift nad) der Ga: 
fteiner Convention Befiß von dem Herzogthum und läßt durch den 
gew. Staatsminifter Grafen Arnim-Boytzenburg die oberjten Behörden 
des Yandes für ihn in Eid und Pflicht nehmen. 

Befikergreifungspatent v. 13. Sept.: „Wir Wilhelm von Gottes 
Gnaden König von Preußen :c., thun hiermit Kedermann fund und zu wiffen: 
Nachdem Se. Maj. König Chriftian IX. von Dänemark in dem zu Wien am 
30, October abgejchlofjenen Friedenstractate feine Rechte an das Herzogthum 
Yauenburg an Uns und Se. Maj. ben Kaifer von Oeſterreich gemeinſchaftlich 
abgetreten; und nachdem Se. Maj. der Kaifer Franz Joſeph I. von Oeſterreich 
jeinen Antheil an diefen Nechten durch die am 14. Auguft d. Jahres zu Ga— 
fein verabredete und am 20. desjelben Monats zu Salzburg zwiſchen Uns 
abgeichlojfene Vereinbarung, welche durch unfere Givilcommiffarien unter dem 
5. d. M. zur öffentlichen Kenntniß gebracht ift, Uns überlaffen bat: jo neh— 
men Wir, in Erfüllung des von der lauen burgijhen Landes: 
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vertretung ausgeſprochenen Wunſches, biefes Herzogthum in Ft 
bes gegenwärtigen Patentes mit allen Rechten ber Landeshoheit und I 
berrlichteit in Bejtt, fügen Unferen Titeln den eines Herzogs von Saunen 
bei: und wollen, daß bas Herzogthum Lauenburg in Unferem Königli 
Haufe nad ben für die Succefjion in die Krone Preußen beitehenben Cru 
fäßen vererben fol. Wir entbieten allen Einwohnern bes Herzogthums U 
jeren landesväterlichen Gruß und gebieten ihnen, Uns fortan als ihren F 
mäßigen Landesherrn anzuerkennen, Uns und Unſern Nachfolgern ben ( 
ber Treue zu leiften und Unieren Geſeben und Anordnungen nachzuleben, me 
gegen Wir fie Unferes lanbesherrlihen Schutes verfihern und veriprechen, def 
Wir fie gerecht regieren, das Pand und feine Bewohner bei ibren woehler 3 
worbenen Rechten ſchützen und Unſere landespäterlihe Fürſorge auf 
Wohlfahrt derſelben richten wollen. Zu Unferem Meinijter für Yauenburg 
haben Wir Unferen Minijter:Präfidenten und Minifter der auswärtigen Ar 
gelegenbeiten, vd. Bismard-Schönbaufen, ernannt und bemielben befoblen, die 
Regierung nah Maßgabe der im Herzogthum beftebenden Gejebe un 
Landesordnungen zu führen, wollen aud alle Beamten des Herzogtbums, 
nachdem Uns dielelben den Eid ber Treue geleiftet haben werden, im ihren 
Anftellungen betätigen und belaffen.. 


15. Sept. (Hamburg) Die holfteinifche Telegraphenitation wird ven 


18. 


der neuen djterr. Regierung in Holjtein (nad) dem früheren Vertrag 
zwifchen ben Bundescommifjären und Hamburg) an Hamburg wiedet 
überlaffen. 

»„ (Breußen). Hr. v. Bismard wird in den Örafenftand erhoben. 
„ (Scäleswig-Holjtein). Eine preuß. Cabinetsordre regel: 
den allfälligen Eintritt von Schülern ſchleswig'ſcher und holſtein'ſchet 
Gymnaſien in bas preuß. Heer für und fpäter in ben preuß. Civildienſt 
„ (Schleswig). Der Prinz v. Hohenlohe wird von Preußen ab: 
berufen. Cine Reihe von Beamteten werben wegen auguftenburgiicer 
Sefinnung ihrer Stellen enthoben und follen durch früher bäniid 
Geſinnte und Werkzeuge der däniſchen Gewaltsherrichaft erſetzt wer: 
den; doch tritt in Folge allgemeiner Aufregung gegen dieſe Reſtau— 
ration borerft in den Ernennungen ein Stillſtand ein. 

„ (Holftein). Der öfterr. Statthalter verlangt von ben Beam: 
teten folgendes Gelöbniß: 

„Ich gelobe hiemit an Gidesftatt, daß ich die Pflichten des mir von Sr. 
Erc, dem kaiſ. Fönigl. Hrn. Statthalter für das Herzogthum Holftein anver: 
trauten Amtes treu und reblich erfüllen werde.“ 

„ (Schleswig). Der preuß. Gouverneur Manteuffel verlangt 
von den DBeamteten folgenden Revers: 

„Ich veriprehe, daß ih Sr. Maj. dem Könige von Preußen und den 
von Allerhöchftbemfelben eingefegten Autoritäten des Herzogthums Schles⸗ 
wigs Gehorſam leiſten und mich bei meiner Amtsführung von feiner Geitt 
beeinflufjen Taffen will.“ 

(Preußen) bezahlt die in der Gaſteiner Convention ftipulirte 
Kaufſumme für Lauenburg an Dejterreih, vorläufig aus den Kron 
fideicommißfonds. 

„ (Lauenburg). Zuſammentritt des Landesconvents (Ritter: und 
Landihaft) in Ratzeburg. Die Majorität erhebt gegen die Ausbrüde 
des Befigergreifungspatents bes Königs von Preußen vom 13. 15. d. N. 
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Bedenken und vermißt darin ſowohl die ausdrückliche Beſtätigung des 
Landesreceſſes vom 15. Sept. 1702 (welcher der Ritterſchaft die 
umfaſſendſten Vorrechte ſichert) als diejenige des Patentes vom 20. 
Dec. 1853 (daß den Lande auch künftighin eine Regierung, ein Conſiſto— 
rium und ein Hofgericht verbleiben ſolle) und beſchließt gegen eine 
kleine vorzugsweiſe aus den bäuerlichen Deputirten beſtehende Mino— 
rität, das neue Miniſterium für Lauenburg (Bismarck) zu erſuchen, 
„daß er die namhafte Beſtätigung dieſer beiden Privilegien bei Sr. 
Maj. dem Könige veranlaſſe.“ 

8. Sept. (Württemberg). Generalverſammlung des württ. Handels: 
vereins in Reutlingen. Derſelbe ſpricht ſich einſtimmig für einen 
Handelsvertrag mit Italien aus. 

„ » (Kurhejjen). Der von der Ständeverſammlung (ſ. 11. April) 
amendirte Gejegesentwurf über Ausübung der Jagdrechte wird nun— 
mehr, in Folge des Erfenntniffes des oberjten Gerichtshofes vom 
30. Aug., vom Kurfürjten genehmigt und verfündet, um ber ein= 
fahen Wiederherjtellung des Jagdgeſetzes von 1848 zu entgehen. 

» »  Berjammlung von demokratijch gefinnten Parteiführern aus verjchie: 
denen Staaten in Darmftadt in Folge vorhergegangener Einladung. Die 
Berfammlung kann ſich über ein Programm vorerjt noch nicht einigen und 
es wird lediglich bejchlofjen, ven Wunſch auszujprechen, e8 „möge die bevor: 
ftehende Abg.-Verfammlung in Frankfurt die ſchleswig-holſt. Frage 
nicht einfeitig, jondern im Zufammenhang mit der von ihr untrenn- 
baren deutſchen Frage behandeln”. Am folgenden Tage wird in 
engerem Kreiſe das Comité der Yandesverfammlungen ber Volkspartei 
in Württemberg mit ber Ausarbeitung eines Programm:Entwurfs 
beauftragt, der Nürnberger Volfsverein proviſoriſch als Borort auf: 
gejtellt und bejälofjen, auf Grund der an das Comité des Nürn- 
berger Volksvereins einlaufenden Erklärungen, Zujtimmung oder Ab- 
änderungsvorfchlägen, zu einer die Partei (nicht einen neuen Verein) 
conjtituirenden Verfammlung von Delegirten zur paffenden Zeit nad) 
Nürnberg einzuladen. Das Gomite der Landesverfammlungen 
der Bolkspartei in Württemberg tritt darauf am 25, Sept. in 
Stuttgart zufammen und bejchließt unter dem Vorſitze des Abg. 
Deiterlen: 


Programm-Entwurf einer deutſchen Volkspartei: „I) De: 
mofratiihe Grundlage der Verfafjung und Berwaltung der deutjchen Einzel: 
faaten, allgemeines und direftes Wahlrecht, parlamentarische Regierung ; Selbft: 
verwaltung bes Bolfes in ben Gemeinde: und Bezirfsverbänden; Volfsbildung, 
Trennung der Schule von der Kirche; Freiheit der Prefje, der Verfammlungen 
und der Vereine; Befeitigung der in Bezug auf die arbeitenden Klaſſen nod) 
beſtehenden gejeglichen Ungleichheiten und der Hindernilfe einer freien volks— 
wirtbichaftlichen Entwidelung; Reform des Militärweſens, allgemeine Wehr: 
pfliht. 2) Föderative Verbindung des Gingzeljtaaten unter ſich mit einer 
über den Regierungen berjelben jtehenden Gentralgewalt und Parlament, 
Keine preußifche, Feine öſterreichiſche Spitze! 3) Gegenfeitige Anerkennung 
der Principien der Nationalität und des Selbjtbeftimmungsrechtes, der Freiheit 
und Gerechtigkeit im Verkehr mit anderen Nationen,“ 
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Motivirung: „Die ſchlesw.-holſt. Angelegenheit wird nur im 3— 
ſammenhange mit dev deutſchen Verfaſſungsreform definitiv geordnet werden 
Das dem Frankfurter Fürſtentage vorgelegte Reformprojekt Oeſterreichs i* 
wie der Verſuch einer Reform im Wege der Ausichließung Defterreichs und x 
Unterordnung des übrigen Deutſchlands unterdie preußiſcheSpitze erfolglos geweſen 
Der Reformverein und der Nationalverein jcheinen ihrer Auflöfung nmabe ic 
jein. Die Ueberzeugung verbreitet ji, daß auf den eingejchlagenen Wegen cı 
Einheitsſtreben der Nation nicht jowohl befriedigt, als im Äntereffe der Mixt: 
vergrößerung des einen oder andern deutichen Großſtaats benüßt werben ir“ 
Die Einigung zwilhen Preußen und Dejterreich geitattet dem Bunde nur «u 
Scheinleben und gefährdet, wenn fie Beitand haben jollte, die Zukunft Deutic- 
lands mehr als ihr Zwieſpalt. Man fann e8 beflagen, aber nicht bejtreiten: 
jener Sondergeijt, welcher die Ausbildung der Yandesherrlichkeit in Deutichlan 
begünftigt und die Auflöfung des deutfchen Reichs mit herbeigeführt hat, it 
noch heute in den jouveränen Ginzeljtaaten lebendig; er wibderjtrebt in nos 
höherem Grade, als der Einheit des alten Reichs, der Unterwerfung de 
ſchwächeren Einzelftaats unter den mächtigeren. Die Einheit in diefer ‚Form 
kann nicht im Wege der moralijchen Groberung, jondern nur durch Gewalt. 
„mit Gijen und Blut“, berzuftellen verfucht werden. Der Verfuch müßte ade, 
da bie Einheit nicht weiter ſich erftreden wirde als die Gewalt, zur Zer 
reigung Deutſchlands und überdieh zur Einmiſchung bes Auslands fübren 
Tie geichichtliche Aufgabe unferer Zeit ijt, jenen Sondergeiſt, anftatt gemwaltiam 
zu unterdrüden, mit der Idee der politifchen Einheit der Nation zu verſöhnen 
Dieje Verföhnung ift nur in der föderativen Verfafjung Deutid 
lands möglich; fie allein entjpricht der Gigenart ber deutfchen Nation um: 
geftattet eine Vereinigung wenigitens derjenigen einzelnen Glieder, welche das 
Bebürfnig, einem größeren politiichen Ganzen anzugebören, füblen, ohne es 
durch ihr Aufgehen in einem mächtigen Einzelftaat befriedigen zu mollen. 
Selbft unter den Stammesgenofjen in den zur Zeit bejtebenden bdeutjchen 
Großſtaaten hat das moderne Großmachtsbewußtſein das deutſche Wefen une 
die geihichtlichen Crinnerungen nidyt jo ganz verdrängt, daß nicht eine ſolche 
Föderation Sympathie und Unterjtügung fände und die Hoffnung begründet 
wäre, biejelbe werde mit der Zeit die geſammte Nation umfajien. Nur in 
füderativer Form kann die geſammte deutjche Nation ihre getrennten Glieder 
einigen, obne die Giferfudt und Einmiſchung des Auslands bervorzurufen, 
und ben übrigen Nationen friedlich die Hand zur gemeinfchaitlichen Löſung 
der großen Aufgaben unjerer Zeit reihen. Wenn die Herjtellung der Gin: 
beit Deutjchlands in der Form der Unterordunng unter einen mächtigen Ginzel: 
jtaat nur im Wege ber Gewalt verjucht werden kann, jo fann die Einbeit 
in füderativer Zorm nur auf dem, dem demokratiſchen Geifte der Zeit allein ent: 
jprehenden Wege der Freiheit und der Selbjibeftiimmung der eim 
zeinen Bundesglieder verwirklicht werden. Der demofratiiche Forkſchritt in 
den Berfafjungs: und Verwaltungszuftänden der deutichen Ginzeljtaaten if 
daher nicht bloß Zwed für ſich, fondern das wichtigſte Meittel zur 
Grreihung bes großen nationalen Zieles jelbit. Es gibt fein Mittelding 
zwiichen dem vergrößerten preußiſchen Einzeljtaate des Herrn dv. Bismard 
und dem Föderativſtaat der Demokratie; die Entiheidung für und wider 
fann nicht zweifelhaft ſein. Die Einheit ift ohne Dauer und Werth, 
wenn fie nicht das Produkt der Freiheit if. Es iſt an ber Zeit, daß 
die unbeilvolle Zerfahrenheit endige, welche die Parteien des Fortichritts in 
Deutichland jo lange beherrſcht. Alle, welche ein freies und einiges Vaterland 
wollen, mögen fie dem National: oder Reformverein angehört haben, oder 
dieſen Vereinen ferne geblieben fein, müſſen ſich unter den jegigen kritiſchen 
Verhältniſſen aufgefordert fühlen, mit Hintanfeßung untergeoröneter Meinungs: 
verjchiedenheiten, thatkräftig zufammen zu wirfen; droht doch das undeutice 
Bündniß zwiſchen Preußen und Oefterreid in der Sache der Herzogthümer 
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zu einem Bunde der Reaction gegen die conflitutionellen Rechte und Freiheiten 
in Deutichland überhaupt zu werden. Die deutiche Volkspartei ftügt fih auf . 
das Bolf, nicht auf die Gabinette. So wünſchenswerth ihr zur Abwehr der Gewalt 
die Uebereinjtimmung zwijchen Volk und Regierung in den deutſchen Mittel und 
Kleinjtaaten ericheint, jo kann jie eine andere Grundlage jener Hebereinftimmung 
doch nicht anerkennen, als den bemofratiichen Fortichritt und die Erfenntniß 
der Wahrheit, daß die bedrohten Regierungen ſich um ihrer felbit, wie 
um Schleswig-Holfteins willen vereinigen müffen, den Anfang mit einer 
dbeutihen Conföderation zumaden. Geſtützt aufdie Macht des Volksgeiſtes 
kann diejelbe den Vorwurf einer beabjichtigten Anlehnung an das Ausland mit Ruhe 
zurüdweifen. Greignifjfe, welche ſich weder vorausjehen, noch herbeiführen 
lajjen, werden ihren Einfluß auch auf die Beftrebungen der beutichen Volks— 
partei äußern; dieſe wird in derdeutjchen Verfaffungsangelegenheit eine Initia— 
tive von Seiten der Regierungen im Sinne des demokratiſchen Fortſchritts 
und ber füderativen Vereinigung eintretenden Falls nicht ablehnen; aber es 
wäre nad den gemachten Erfahrungen nicht richtig, abermals ein Programm 
aufzujtellen, welches eine jolche Initiative wejentlich zur Vorausſetzung bat. 
Ebenjo wäre verwerfli, in der Erwartung kommender Dinge in Unthätig— 
feit zu beharren, während die Greignifje der Gegenwart wie die Eventualitäten 
ber Zufunft gebieten, daß man Partei nehme und ſich nicht bloß des fernen 
Ziels, jondern auch der möglichen, dahin führenden Wege bewußt werde. Die 
deutjche Volkspartei wird, ihrem Weſen entiprechend, nicht in ber. Form eines 
centralijtiich organifirten und dirigirten Vereins nach dem Mufter bes National- 
vereins, jondern unter dem Vorbehalt von Berfammlungen der Barteigenofjen aus 
ben verjchiedenen Yändern, vorzugsweije ducch die Thätigfeit derjelben im 
im eigenen Lande, in ber dajelbit jtatthaften und angemefjenen Weije, mittelft 
Berfammlungen und Vereine, Prejje und Landesvertretung auf die Bejeitigung 
der Hindernifje binwirfen, welche in den Einzelftaaten den freiheitlichen wie 
ben nationalen Fortichritt hemmen.“ 


I. Sept. (Preußen). Eine Berfammlung Tiberaler Abgeordneter zu 


Berlin entſcheidet fih für Nichtbetheiligung an der Abgeordneten: 
verfammlung zu Frankfurt, ohne fi) indeß über eine bieffällige 
gemeinjame Erklärung einigen zu können. 

„ Württemberg). Der offiz. Staatsanzeiger erklärt, daß ſämmt— 
lihe Minifter bez. der jchlesw.:holft. Frage einig ſeien. 
„Maſſau). Die Regierung Winter hebt die Werren'ſchen Ber: 
bote und Beſchränkungen politiicher Berfammlungen wieder auf und 
weist die Localjtellen an, das Geſetz gleihmäßig für alle zu hand: 
haben, auch ohne die äußerſte Noth jolhe Zujammenfünfte weder zu 
hindern noch polizeilih zu überwachen. 

„ (Hannover). Graf Borries wird am Oeburtstage des 
Kronprinzgen zum Präfidenten des Staatsraths, Bacmeijter zum 
BVicepräfidenten, Wermuth zum Mitgliede desjelben ernannt. Die vier 
liberalen Miniſter verlangen in Folge diefer Ernennungen ihre Entlaffung. 
» (Preußen). Der (feudale) „Bublicift“ erklärt als Vorwort 
zum neuen Quartal jeinerjeitS ganz unummwunben : 

„Woran wir feitgehalten haben in biejen fieben Jahren (das Beftehen des 
Blattes), Das iſt folgendes: Preußen muß in Deutfhland herrſchen 
bis zur Maingrenze. Heute liegt die Frage fo: Deutjchland mit oder ohne 
Defterreih. Mit dem „deutichen Parlamente” und dem „deutſchen Wolfe‘ ift 
genau jo wenig los, wie mit dem beutfchen Bundestage. Will Preußen feine 
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Grenzen, ſei es unmittelbar oder mittelbar, an den Main vorſchieben, fo bu 
es dabei nichts zu erwarten, weder von einem beutjchen Barlamente noch ver 
einem beutichen Volke. Ob wir auch einer landläufigen Phraſe bamit im 
Geficht ſchlagen, jo jagen wir doch: es gibt fein „deutjches Volk’. Nun dene: | 
Preußen darf fi an diefen Widerftand der allezeit zungenfertigen aber me | 
mals opferwilligen Oppofition in ben klein-deutſchen Barlamenten nicht febren. 
Es muß bie Grenzen mindejtens feiner militärijchen Herrihaft bis an ba 
Main verlegen; es muß dies, wenn mit Dejterreih darüber feine Einigun: 
zu erzielen ift, jelbit auf die Gefahr eines Kriegs mit Oeſterreich thun. 
einem Worte: unfere PBolitif ift das Aufgehen Deutihlands ir 
Preußen und bamit die Umgejtaltung Preußens zu Deutichland. “ 

23. Sept. Naffau). Die I. Kammer bejchließt die Abichaffung der (über: 
dieß von ber Regierung nur einjeitig anerfannten und gehandhabten) 
Lebenslänglichkeit der Bürgermeiiter. | 

„» » Der preuß. Major a. D. Graf Theodor Stolberg: Wernigerot: 
überreiht dem Könige Franz II. von Neapel einen im Namen dei 
deutihen Adels zur Huldigung dargebrachten filbernen mit Eojtbaren 
Steinen reichbejegten Ehrenfhild in Gegenwart der Minifter um 
des Hofes im Palajt Farneſe zu Rom. 

‚Nachdem Em. Maj. und Ihre Maj. die Königin, vor vier Jahren ans 
den Händen des Fürften von Sayn-Wittgenjtein eine von mehreren bunden 
Edelleuten Deutfhlands unterzeichnete Adrefje entgegenzunehmen gerubten, 
wodurch wir ung erlaubten, Ihnen den Tribut unferer Ehrfurcht barzubringen, 
zum Zeugniß, daß, wenn uns nicht Beilige Bande bei unjern eigenen Fürlien 
zurüdgehalten hätten, wir alle mit dem Schwert in der Hand herbeigeeil: 
wären, uns an ber beldenmüthigen Vertheidigung Gaëta's zu betbeiligen, und 
dort für das legitime Prinzip zu fterben. . . .“ 

24, „ Der in Frankfurt verfammelte Ausihuß des deutſchen Reform: 
vereins erläßt eine Anſprache an feine Parteigenofjen und bejchlick 
auch dieſes Jahr auf eine Generalverfammlung zu verzichten: 

„Das Recht Schleswig-Holfteing auf volle Selbjtändigfeit und Unabhängig: 
feit, auf feinen legitimen Herzog Friedrich VIII. und auf die Geltung feiner 
Landesvertretung wird neuerdings durch die Ucbereinfunft von Gafteın aufs 
fchwerjte beeinträchtigt. Ueberdies ift die Rechtsjicherheit und bie Freiheit 
deutfcher Staatsbürger durch die Verhaftung und Gefangenhaltung des Dr. May 
in empörenber Weije verlegt. Die Beltrebungen des Neformvereins , welder 
die Umbildung des deutſchen Bundes auf legalem Wege fih zur Aufgabe ge 
jtellt bat, find gelähmt, jo lange Fürften- und Volksrecht in einem deutichen 
Lande von deutjchen Regierungen jelbit in ſolcher Weife hintangeſetzt und ae: 
beugt wird. Aus diefem Grunde glaubt der Ausjhuß im Sinne ſämmtlicher 
Vereinsmitglieder zu handeln, wenn er beute bejchlofjen hat, von "einer Gene: 
ralverfammlung des Vereins bis weiter abzujehen“. 


» » (Kurhejjen) 10 Abgeordnete bejchliegen in einer Verſamm— 
(ung bei dem Präf. Nebelthau, fich an der Abg.-VBerfanmlung in Frank: 


furt nicht zu betheiligen. 

Motive (nach Angabe der heil. Morg.:Ztg.): „Man war von der Ueber: 
zeugung duchdrungen, daß die zweckmäßigſte Löſung jener Frage im Intereſſe 
Deutichlands und der Herzogthümer Schleswig-Holſtein in einer bundesitaat: 
liyen Einigung diefer mit Preußen zu finden fei, man erfannte an, daß eine 
Einmiſchung des Auslands in diefer Angelegenheit als die Ehre Deutjchlands 
verlegend aufs Entjcheidenjte zurückzuweiſen ſei; man unterſchätzte am Wenig: 
ften die hohe Bedeutung, weldhe ein pofitiver Ausſpruch der Abgeordneten ber 
deutjchen Staaten über bie Grundlagen der ftaatsrechtlihen Geftaltung ber 
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Herzogthümer ſowohl für die Bevolkerung dieſer und das deutſche Volk als 
auch für das Ausland haben werde. Auf der anderen Seite aber verſchloß 
man ſich auch der Erkenntniß nicht, daß die Beſchlüſſe des bevorſtehenden Ab— 
geordnetentags, da, wie leider nicht mehr zu bezweifeln iſt, nicht blos wie 
ſchon früher, die Abgeordneten Oeſterrreichs, ſondern num auch diejenigen Preu— 
hßens von demſelben ſich fern halten werden, als ber Ausdruck des Willens 
des deutſchen Volkes nicht werde angeſehen werden. Man war der Anſicht, 
daß vorausſichtlich erfolgloſe Beſchlüſſe von einer politiſchen Verſammlung über— 
haupt, unter den obwaltenden thatſächlichen Verhältniſſen aber und von den 
Abgeordneten eines kleinen geographiſchen Bruchtheils Deutſchlands um ſo mehr 
zu vermeiden ſeien, als-fie die Gefahr in ſich tragen, den Beſtrebungen nad 
einer Einigung Deutichlands binderlih zu werden und ben Anmaßungen bes 
Auslandes Vorſchub zu Teijten“. 
. Sept. Dritter deutſcher Handelstag zu Frankfurt a. M. Beichlüffe: 

1. Handelsvertrag mit Rußland: „Der deutfche Handelstag erklärt, 
fih mit den Echritten, welche fein Ausihuß zur Anbahnung eines Zoll: und 
Hanbelsvertrages zwiſchen Rußland und den deutſchen Staaten gethan hat, 
einverjtanden; er erachtet das Zuftandefommen eines ſolchen Vertrags für höchit 
zeitgemäß und wichtig im Intereſſe der beiden großen Länder, und fpricht den 
angelegentlihen Wunſch aus, daß es ben betreffenden hohen Regierungen ges 
fallen möge, ihre Bejtrebungen für einen Vertrag im Sinne ber Dentichrift 
vom Febr. 1864 nachdrücklichſt fortzufegen und möglichſt bald den Abſchluß 
besjelben herbeizuführen“. 

2. Handelsvertragmit Stalien: „In Erwägung, daß bie Ausdehnung 
ber internationalen Hanbdelsbeziehungen eine Hauptbedingung für bie wirthſchaft— 
liche Entwidlung bes Zollvereins ift, — daß unter denjenigen Staaten, mit wel— 
hen die Anfnüpfung ſolcher Beziehungen ſich vorzugsmweife empfiehlt, das König: 
reich Italien vermöge feiner progrejjiven Gonjumtionsbefähigung eine ſehr bedeu— 
tende Stelle einnimmt, — daß daher dort die Behandlung auf bem Fuße ber meiit- 
begünftigten Nationen jett und in Zukunft für unfern Handel und unfere Induſtrie 
von bejonderer Michtigfeit erfcheint, — daß, nachdem Stalien mit andern cone 
currirenden Staaten bereits Verträge abgeichlofien, durch die Unterlaffung ober 
auch nur die Verzögerung einer Gleichftellung fchon jet bie wirthichaftlichen In— 
tereffen des Zollvereins empfindlich geſchädigt werden, — daß aber eine foldhe 
nothwendige Gleichftellung unter den obmaltenden Verhältniffen nur im Wege 
eines abzufchließenden neuen Handelsvertrags zu erlangen ift, das Zuſtande— 
fommen eines folchen auch bekanntlich keineswegs durch wirthichaftlihe Schwie— 
tigfeiten , vielmehr durch ganz andere Rüdfichten (Erwägungen) bisher ver: 
bindert worden it — beſchließt ber Handelstag: die Regierungen bed Zoll: 
vereins dringend zu erfuchen, unter Beifeitefeßung entgegenftehender Bedenken 
mit dem Königreich Italien ohne Verzug einen neuen, möglichft vortheils 
haften Hanbelsvertrag abzufchliegen, durch welchen dem Zollvereine mindeſtens 
alle Vortheile der meiftbegünftigten Nation gefichert werden, und durch Förde— 
tung einer Schweizer Alpenbahn die fürzefte Verbindung mit Italien zu erftreben“. 

3. Hanbdelsvertrag mit ber Schweiz: 1) „Der deutjche Handelstag 
erkennt in bem Handels- und Zollvertrage mit ber Schweiz eine nüßliche und 
nothwendige Weiterbildung der Verfehrsverhältniffe des Zollverein. 2) Die De: 
denfen, welche von einigen Regierungen gegen einzelne Punkte bes Vertrags gel: 
tend gemacht werben, find nicht von folcher Bedeutung, daß man nicht vertrauen 
dürfte, folche im Wege ber Uebereinfunft in Bälde bejeitigt zu jehen. 3) Der 
definitive Abſchluß des Handelsvertrags ift um fo nothwendiger, als von ihm 
auch das Zujtandefommen des zwifchen der Schweiz und Württemberg verab> 
tebeten Niederlafjungsvertrags abhängig ift. Ebenſo 4) erſcheint es als dringendes 
Bedürfniß, daß, um ben vorgefehenen Anſchluß der andern Zollvereinsjtanten 
am dieſen Niederlafjungsvertrag zu ermöglichen, bie freiejte Bewegung in Bes 
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zug auf Gewerbebetrieb und Niederlaſſung überall da hergeſtellt werde = 
diefelbe zur Zeit noch Beſchränkungen unterworfen ift“. 

4. Handelsvertrag mit Spanien: „An Erwägung, daß das Kisi 
reich Spanien, wie ber letzthin zwiichen diefem Staate und Franlreich abgejchlchen 
Hanbdelsvertrag barthut, jet bereit zu fein jcheint, in die Bahn freierer intermati= 
naler Hanbelsbeziehungen zu treten, wie dies England, Frankreich, Deutid- 
land, Holland, Belgien und Jtalien gethan haben und zu bofjen ift, daß Ex 
tens Spaniens ben jegt gemachten, wenn auch noch fehr beſcheidenen Antänge 
weitere Fortichritte folgen werden, jo wie ferner in Erwägung, baf ein Schi 
fahrts- und Handelsvertrag mit Spanien, welder das dortige Difierentiak | 
zollſyſtem und die hohen Gingangsabgaben zu Gunften beuticher Schiffe um 
deuticher Erzeugniſſe bejeitigen oder body möglichjt mildern würde, deutſches 
Schifffahrts- und Handelsverfehr und der beutichen Induſtrie wejentliche Kir 
derung verjchaffen müßte, bejchlieht der Handelstag: ber bleibende Ausihui 
wird beauftragt, nah Sammlung und Bearbeitung der erforderlichen Belege 
und Defiderien bei den betrefienden hohen beutjchen Regierungen geeignet: 
Vorftellungen einzureichen, um biefelben zu erfuchen, wenn irgend möglich, ben 
Abſchluß eines zeitgemäßen Scififahrts: und Handelsvertrags zwiſchen Em 
nien und den a Staaten herbeizuführen”. 

5. Maf und Gewicht: „Ter Handelstag bejtätigt die bei feiner erſten 
Aufammenkunft im Mai 1861 beichlofjene Erklärung in Betreff ber Ginfüh 
rung eines einheitlihen Maß: und Gewichtsiyftens ihrem ganzen Ambalte 
nad und jpricht ſich demnach aufs Neue dahin aus: 1) Die Einführung eines 
umfafjenden einheitlichen Maß- und Gewichtsſyſtems in Deutſchland macht fid 
als unabweisbare Forderung geltend. 2) Als Einheit bes Längenmaßes it 
das Meter — und zwar das ganze Meter — anzunehmen, mit dbecimaler 
Theilung. 3) Als Grunbeinheit ber Hohlmaße, fowohl für trodene Dinge 
als aud für Flüſſigkeiten, it das Liter (das Cubikdecimeter) anzunehmen. 
Als Mafeinheit für trodene Dinge ift der Hectoliter einzuführen, mit Unter: 
theilungen von 50, 10, 5 und 4 Liter. Als Mafeinbeit für Flüſſigkeiten ik 
ber Hectoliter einzuführen mit Untertheilung in Liter. Die Unterabthetlung des 
Liter bat durch fortgejegte Halbirung zu geſchehen. Bei Aichung von Ge 
binden ac. ift die Inhaltsgröße durch die Anzahl Liter, welche fie fafien Fön: 
nen, zu bezeichnen. 4) Der deutſche Hanbelsftand bat dahin zu wirfen, daß 
in jämmtlicyen deutjchen Staaten die Einführung des demgemäß aus bem 
Meter abzuleitenden einbeitlidhen becimalen Maßſyſtems für alle Zwecke bes 
Handelsverkehrs baldigit ftattfinde, wenn aud im lebrigen bie vollſtändige 
Durhführung des metriihen Maßſyſtems, namentlich in Bezug auf Flächen: 
maße, längere Vorbereitungen und Uebergangsperioben erfordern ſollte. 5) In 
denjenigen deutſchen Staaten, wo bas |. g. metrifche Piund (& 500 Gramm) 
bisher noch nicht als Landesgewicht, beziehungsweife als Gewicht für Ebel: 
metall, angenommen worden, iſt dasſelbe baldigſt zur allgemeinen Anwendung 
zu bringen, und zwar mit rein becimaler Theilung”. 

6. Herfiellung deutſcher Münzeinheit und neue Bereins: 
Goldmünze: „Der Handelstag beftätigt im Allgemeinen bie bei feiner erjten 
Zujammenfunft im Mai 1861 befchloflene Erflärung für Herftellung ber 
Münzeinbeit in Deutichland und Ipricht fich in Betreff der Gourant: und Scheibe: 
münze aufs neue dahin aus: 1) Die endliche Beleitigung der einer vollftändigen 
Miünzeinheit in Deutfhland noch entgegenftehenden ausnahmsweifen Zuftände 
und Hindernifje ift nicht Jänger aufzuſchieben. 2) Der Wiener Münzvertrag 
vom 24. Januar 1857 muß im Allgemeinen die Grundlage und Norm bes 
gemeinjchaftlichen deutſchen Münzweſens bleiben und die in Gemäßheit bes: 
jelben ausgeprägten Vereinsthaler, 30 Stüd ein Pfund feines Silber entbal: 
tend, jollen aud) ferner die Hauptmünzforte in ganz Deutfchland bilden. So 
weit nicht durch nachſtehende Artikel cine Abänderung oder Aufhebung von 
Beilimmungen bes Wiener Miünzvertrags bedingt wird, ift biejer in allen 
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Punkten aufrecht zu erhalten. 3) Als allgemeine Rechnungseinheit iſt der 
Drittel-Thaler unter der Benennung Mark anzunehmen, mit directer Theilung 
in 100 Pfennige. 4) Die Beibehaltung des öſterreichiſchen Münzſyſtems — bes 
45-Guldenfußes mit confequenter Decimaltheilung — neben der einzufübrenden 
allgemeinen Rechnung nah Mark und Pfennigen iſt zuläffig. — Die in Ge— 
mäßbeit des Wiener Münzvertrags geprägten öfterreichiichen Ein- und Zweigul— 
denjtüce find als weis und Viermark bucchweg als gefeßliches Zahlmittel zuzu— 
lafien. 5) Nah Einführung der einheitlichen neuen Rechnungseinheit und 
nah damit verbundener Aufhebung der jogenannten füddeutichen Währung 
werben die Gourantgeld » Ausmünzungen in Deutfhland nur folgende” jein 
bürfen: 
Thaler oder Dreimart 30 Stüd — 1 Pfb. feines Silber 


Mat . :....90 Sidi „, i ’ 
Aweimat . ...%85 Sid zii „ — 
Birmalt . .» «+ 2 Sid =1 „ „ : 
Halbe Matt . . .180 Sid =1 „ . 


Als Scheidemünze find Fünftig nur folgende Münzforten zu prägen: 

20 Pfennigſtücke (2 Groſchen) 

10 — (Groſchen) 

5 (Halbe Groſchen) 

Pfennige. 
7) Die Einziehung des nach der bisherigen ſüddeutſchen Währung ausge— 
münzten Courantgeldes bat innerhalb der nächſten fünf Jahre nah Annahme 
des gemeinfamen neuen Münzſyſtems fuccefjive zu geſchehen. Bis jolches jtatt- 
gefunden hat, bleiben die betreffenden Münzjorten innerhalb ihres bisherigen 
Bereichs zu dem nah ihrem Münzfuß , beziehungsweije bisherigen Tegalen 
Curs, ihnen beizulegenden Werthe, wobei Bruchtheile von 4 Pfennig und dar: 
über 1 Piennig, unter % Piennig nicht gerechnet werben“. 

„An Betreff der Goldmünze fpricht fich ber Handelstag dahin aus: 8) Die 
im Wiener Münzvertrage vereinbarte Goldmünzſorte der ganzen und halben 
Kronen möge gänzlich befeitigt und dagegen die Ausprägung von Goldmünzen 
17% Stüd auf das Pfund Gold von %, Feinbeit (alſo gleich dem 20 Fran: 
ftüde) jeitens der deutſchen Staaten beliebt werden (In namentlicher Abs 
fimmung mit 59 gegen 45 Stimmen angenommen). 9) Die Annahme diejer 
Münzjorte bei den öffentlihen Kafjen zu einem befannt zu machenden Curs, 
welcher in rundem Betrage ſich der beftehenden wirklichen Werthrelation der 
Edelmetalle thunlichſt anzuſchließen hätte und bis zu einer anderweitigen öffent: 
lihen Tarifirung Geltung behalten müßte, wird empfohlen. Es wird prinei— 
paliter empfohlen, biefe Münzjorte bei öffentlichen Gafjen zu einem feſten Curs 
anzunehmen. Sollte indeß diefer Vorſchlag bei den Regierungen vorerjt noch 
Anftand finden, wird empfohlen, die vorerwähnte Münzjorte bei den öffent— 
lichen Gafjen zu einem befannt zu macenden Eur, welcher in rundem Bes 
trage fich ber beftehenben wirklichen Werthrelation ber Edelmetalle thunlichſt 
anzufchließen hätte und bis zu einer anderweitigen öffentlichen. Tarifirung 
Geltung behalten müßte, anzunehmen. 10) Die Mitglieder des Handelstages 
werden aufgefordert, bei ihren Staatsregierungen angelegentlihit dahin zu 
wirken, daß dieje zur Ausführung ber vorftehend in ihren Grundzügen er: 
wähnten Maßregeln baldigft Gonferenzverhandlungen wegen einer Additional: 
Uebereinfunft zum Wiener Miünzvertrage eintreten lafien, unter Zuziehung 
* bei letzterem Vertrage bisher noch nicht betheiligt geweſenen deutſchen 

taaten“. 

7. Einführung von Handelsgerichten: „1) In Handelsſachen ent: 
Iheiden nur Handelsgerichte. 2) a. Die Competenz ber Handelsgerichte hat 
fih räumlich über das gefammte Gebiet eines jeden einzelnen Bundesſtaates 
zu erſtrecken, dergeftalt, daß in Hunbelsftreitigfeiten bie ordentlichen bürger: 
lichen Gerichte nirgends concurriven. b, Bei Abgrenzung ber Handelsgerichts⸗ 
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bezirke iſt in geeigneter Weiſe darauf Bedacht zu nehmen, daß für die Red 
fuchenden durch die Entfernung ihres Wohnortes vom Gerichtsjige Feine u 
verbältnigmäßige VBeläftigung entitehe. 3) Der Sit der Handelsgerichte 
an jeldye Orte zu verlegen, wo die Verhältnifie eine ſachgemäße Befegung b 
felben ermöglichen. 4) Die Urtheile der Handelögerichte werden von faı 
männifchen Nichtern unter einem vechtsgelehrten Vorfigenden gefällt. Inde 
fih der Handelstag jolchergeitalt von Neuem zu dem bereits auf dem Hu 
belstag zu Heidelberg angenommenen Grundjag befennt, Spricht ſich derſel 
in Uebereinftimmung mit der damaligen Berichterjtattung dahin aus, daß biera 
nicht zu folgern fteht, als ob da, wo nur Kaufleute zu Gericht ſitzen, w 
diefe Einrichtung ſowohl in der Vergangenheit fi bewährt, als auch der a 
gemeinen Zuftimmung ber Betheiligten noch jeßt ſich zu erfreuen bat, ei 
Aenderung der betreffenden Organijation vorgenommen werden müßte. 5) & 
Beitimmung des Perjonalbejtandes der Handelsrichter ift für jedes einzelt 
Gericht nad) Maßgabe der Local: und Perſonalverhältniſſe entiprechende Rür 
jicht auf den bürgerlichen Hauptberuf der Handelsrichter zu nehmen, mith 
eine ausreichende Anzahl von Handelsrichtern zu bejtellen,, welche abwechſelt 
fungiren. 6) Der Präfident des Handelsgerichts darf nicht zugleich Mitaliı 
eines andern ordentlihen Gerichts fein. Auch find die rechtsgelehrten Mi 
glieder des Handelsgerichts dem gewöhnlichen Wechſel durch Verjetung am oı 
dentliche Gerichte der Regel nach nicdyt zu unterwerfen. 7) a. Die Handelt 
vichter gehen aus der Wahl der Berufsgenofjen hervor. b. Activ wablbered 
tigt find im denjenigen Bezirfen, wo öfientlie faufmänniihe Organe (Hur 
belsfammern, faufmännijche Gorporationen) bejteben, die zur Wahl diefer Cı 
gane berechtigten, in den andern Bezirken die im Handelsregifter eingetragene 
Kaufleute. ec. Die Wahl erfolgt in geheimer Abflimmung, und entfcheidet bi 
abjolute Majorität. d. Paſſiv wahlfähig tt jeder unbefcholtene, im Gericht: 
bezirfe wohnhafte Kaufmann, welder das 30. Lebensjahr zurüdgelegt ba 
und entweder jeit mindejtens 5 Jahren das Gewerbe eines Kaufmanns jelb 
ftändig betreibt, oder dasjelbe mindeſtens 5 Jahre Lang ſelbſtändig betriebe 
bat, ohne zur Zeit fi) mit dem Betriebe eines andern Gewerbes zu befafien 
3) Die Handelsrichter find bezüglich ihres auferamtlichen Verhaltens denjenigeı 
Disciplinarvorichriften, welche für die vechtsgelehrten Beamten über Amtsver 
verluſt, Dienftentlafjung und Amtsjuspenfion etwa gelten jollten, nicht zı 
unterwerfen. 9) Die Handelsgerichte find zuftändig: a) in allen Rechtsſtrei 
tigfeiten über Gejchäfte, welche auf Seiten beider Gontrahenten als Handels: 
geſchäfte fich darſtellen; b) in allen kaufmänniſchen Goncurjen; e) in Wedel: 
ſachen; d) in faufmännijchen Bagatellfadhen. 10) Bei Errihtung von Appel: 
lationsgerichten in Handelsjachen ift auf geeignete Berüdfichtigung des kauf— 
männijchen Elements Bedacht zu nehmen. 11) Das Verfahren vor dem Han- 
delsgerichte ſoll ſummariſch, mündlih und öffentlich fein. 12) Die Vollſtred 
barkeit der Urtheile muß eine allgemeine im ganzen Bundesgebiete jein*. 

3. Differenzialbabnfradten: „Die Beſchwerden bes deutſchen Han- 
delsſtandes über das deutſche Eiſenbahntransportweſens veranlaffen den Handels: 
tag, zu erflären: I. Die unter Ausübung des Grpropriationsredhtes. erbauten 
Gijenbahnen können nicht ausſchließlich als folche gewerbliche Anlagen betrachtet 
und gejeglich behandelt werden, deren willfürliche Ausbeutung dem Eigentbümer 
zufteht. Vielmehr haben die Gejeßgebungen und die Staatsverwaltungen der 
deutjchen Länder das Recht und die Pflicht, dafür zu ſorgen, daß bie Eile 
bahnen ihrem gemeinnüßigen Zwede gemäß aud unter dem Gefichtepmtt 
der Förderung der wirtbichaftlidhen Landes \nterefien verwaltet und betrieben 
werden. Doch ijt dieſe jtaatlide Gimwirfung auf das Eijenbahntrandpen: 
weien auf das Maaß des Nothwendigen zu beſchränken, um nicht eine Sem: 
haltung des Kapitald von ber Berwendung zu Gilenbabn-Unternehmunge 
und eine Lähmung des UnternehmungssGeiftes herbeizu fühnen. U. Zur U: 
bilfe vielen Beſchwerden ift erforderlich, die Concurrenz der VBerfebräftrafen 
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untereinander in jeder Weiſe zu fördern, alle ber Anlage von Concurrenz⸗ und 
Parallelbahnen entgegenftehenden gejeglichen und abminiftrativen Hinderniffe 
zu befeitigen und auf die Anlage von Kanälen, auf Flußregulirungen und 
auf Grleichterungen ber Schifffahrt Bedacht zu nehmen, fowie dahin zu 
wirten, daß ben neuen Eiſenbahn-Unternehmungen bei Ertheilung der Gonceffion 
und den bejtehenden, foweit es gejetlich zuläffig it, die Pflicht auferlegt 
werde: a. für ben Transport von Mafjengütern, welche in offenen Waggons 
waggonweije befördert werden, auf Entfernung von nicht unter 10 Meilen 
deny Einpfennigstarif einzuführen, b. die von Bahn zu Bahn tranfitirenden 
&üter ohne Uebergangsgebühr zu übernehmen, ec. den Betrieb auf ben von 
ben induftriellen Etablifjements gebauten Rrivat-Anfchlußbahnen zu den Selbft: 
foften zu bewerfitelligen. III. Tie Differentialtarife verändern nicht felten in 
willfürlicher Weiſe, und ohne daß gegründete Concurrenz-Intereſſen dazu 
nöthigen oder die Rüdfichten auf das finanzielle Ergebniß des Bahn-Unter— 
nehmens die Beibehaltung der bisherigen unregelmäßigen Höhe des Tarifs 
im unterbrochenen Verkehr zu rechtfertigen vermöchten, bie natürlichen Beding— 
ungen, unter denen Handel und Induſtrie produciven und verfenden. Gie ver: 
jtopen alsdann gegen die wirthichaftlichen Pandes-Intereffen. Der Handelstag 
erflärt jede im Intereſſe der Gifenbahnen liegende Fracht-Herabfekung, jelbit 
wenn biejelbe nicht auf den Pocal-Verfehr ausgedehnt werden kann, im all 
gemeinen Intereſſe wünſchenswerth. IV. Die lebhafte Betheiligung des 
Hanbelsjtandes bei ber Bildung und Verwaltung der Eifenbahn=Unternehmungen 
jowie in ber Geltendmachung des gemeinfamen Intereſſes der Gifenbahnen und 
Trangport:Aufgeber muß als eine wirffame Hilfe gegen bie bervorgetretenen 
Uebelftände empfohlen werden. Namentlich ift dahin zu wirfen, daß durch 
die Trennung der wirtbichaftlichen Funktionen, aus denen ſich der Eiſenbahn— 
Transport zujammenjegt, eine beffere Ausnutzung der Fahrzeuge und ber 
Zugkraft und badurd eine Herabſetzung des Transportspreifes herbeigeführt 
wird, jowie dahin, daß die Klaffification der Güter in den Tarifen ber ver: 
jchiedenen Bahnen, möglichjt in Webereinftimmung mit der Klaffification ber 
mit Deutichland verbundenen Linien der Nachbarftaaten, eine gleihmäßige und 
vereinfachte werde. V. Der Handelstag erfucht ben bleibenden Ausſchuß, 
ber Reform des beutjchen Eifenbahnweſens und feiner Gefeßgebung feine 
unausgejegte Aufmerkſamkeit zu wibmen und fie auf dem nächiten Handelstage 
wiederum zur Tagesordnung zu ftellen.“ 

9. Reform des Poſtweſens: Der Handelstag befchließt: „Die aus: 
führliche Berathung des Gegenftandes für die Tagesordnung des nächſten 
Hanbelstags zu ftellen, dagegen ſchon jeßt zu erflären, daß in 
Betreff des Tarifes für die PBriefpoften das fogenannte Diftanzenfyitent zu 
verlafjen und ber einfache Brief mit höchſtens 1Sgr. (3 fr.) zu tarifiren ift.“ 

10. Zollvereinsangelegenheit: a) Zollvereinsverfafjung: 
„Der beutiche Handelstag beflagt, daß die Erneuerung ber Zollvereinsverträge 
unter ben betreffenden dentſchen Staaten im vorigen Sabre —— 
iſt, ohne daß zugleich für die einheitliche Verfaſſung des zollvereinsländiſchen 
Wirthichaftsgebietes auch nur das Mindeſte im Sinne ber Heidelberger und 
Münchener Handelstagsbejchlüffe erreicht ift. Wenngleich jene Verträge auf 
die Dauer von 12 Jahren abgeichloffen find, fo a — dennoch die unausge: 
jegten mittelbaren und unmittelbaren Benachtheiligungen, welche der deutſche 
Handels- und Gewerbeſtand durch die Verzögerung der deutſch⸗italieniſchen 
und ſchweizeriſch-deutſchen Handelsverträge durch den Mangel eines einheitlich 
geordneten Gonfularweiens, durch bie fich jeder wohlwollenden Kritik entzich- 
enden, in einzelnen Kleinen Staaten herrſchenden Mißbräuche im Verficherungs: 
wefen, durch die Ungleichheit und Unwirthichaftlichfeit in der Behandlung ber 
Fragen bes öffentlichen Verkehrs, durch die Mangelhaftigfeit und Mannigial: 
tigkeit der eigentlichen Gewerbegefeßgebung und Anderes ferleidet, und deren 
Befeitigung von der Schaffung einer einheitlichen Leitung ber Zollvereing: 
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angelegenheiten als nothwendige Conſequenz zu erwarten iſt, mit teglic 
nehmendem Gewichte, darauf hin, daß die Einführnng einer einheitlichen Ze 
vereinsverfaſſung nicht bis zur Erneuerung ber Zollvereinsverträge im ehe 
41877 verjchoben werben kann und barf, Ter Handelstag befit, daß es m 
Energie derjenigen beutichen Regierungen, welche die materielle Wobljabrt ut 
Stärfung des Zollvereins ben offenfundigen Bebürfnifien bes Handels: zu 
Gewerbejtandes und unfjerer Stellung zum Ausland entiprehend zu jörben 
entichloffen find, gelingen werde, auch ſchon früher jeden Widerftand gegen = 
Einführung einer einheitlichen Verfaſſung "zu überwinden‘, b) Deutiär 
Seehäfen und die zollamtlidhe Behandlung fürden Baarem 
Amport und Grport. 4) Die größeren beutjhen Hanbelspläte Ki 
als Nermittlungsitätten des vaterländiihen Berfehrs ein höchſt wertimetd 
commerzielles Gemeingut ber Nation, für weldes in Betreff zmefmi 
ßigſter Einrichtungen alles geicheben muß, was zur Bervollfommnung di 
Verkehrs und zur Grleichterung des Waaren-Imports und -Erports biema! 
fann. ine Verbindung der Seehäfen an der Nord» und Oftjee, ſowie am de 
Adria mit dem Binnenlande durch Gifenbabnen auf dem fürzejien Wege mai 
als cin weiteres unabweisliches Bedürſniß dringend empfohlen werden. 2) Te 
zollamtliche Behandlung bes Schifffahrtsverkehrs und des Waaren-Impern 
unb =Erports in den deutſchen Eee: und Binnenpläken muß jo eingeriser 
werden, daR biefelbe, unter Wahrung bes fiecalifchen Anterefies, jede benfbaz 
Vereinfahung, Beſchleunigung und Berwohlfeilerung ber zollamtlichen Mar 
pulation bietet“. ce) Conjularwefen: „Der beutiche Handelstag erachtet ve 
jetige Sonjularvertretung ber einzelnen beutichen Staaten in überieeiichen Er 
dern durchaus ungenügend und den beutichen Handels: und Schifffahrts- Te 
terefjen nicht entſprechend; es erjcheint Daher eine gemeinfame zollvereindlän- 
diſche bezw. beutiche Gonjularvertretung dringend geboten und Deutichlans, 
welches den dritten Nang unter den feefahrenden Nationen einnimmt, alles 
würdig; er beſchließt demgemäß: bie hoben Zollvereind: bezw. deutſche 
Regierungen zu erſuchen, wie e8 auch in den Zollvereinsverträgen von 1853 
angebahnt und beim Abichluß der oftafiatiichen KHandelsverträge wirklich zur 
Ausführung gefommen ift, baldthunlidhit auf eine gemeinjame zollwereinslän: 
biiche, bezw. deutſche Gonfularvertretung durch Anitelung von Fachconſuln 
und Faufmännijchen Viceconſuln im Orient und den überfeciihen Ländern 
Bedacht zu nehmen“. 

Anmerk: Nach einer Mittheilung des Präjidenten betrug die Mitalie 
berzahl beim Handelstag in Münden 200, feitdem bat fie fih jedoch ver: 
mindert. 25 Gorporationen fehieden aus, von benen bie Mehrzahl Oeſterreich 
angehörten, außerdem müfjen nod 9 Gorporationen unb Vereine als ausge: 
ſchieden betrachtet werben, ba fie zwar alle Drudichriften empfangen, aber feit 
1862 durchaus Feine Beiträge gezahlt haben; bieje gehören ebenfalls der Mehr: 
zahl nad) Dejterreih an. Beigetreten find dagegen 13 Gorporationen, fo daß 
die Geſammtmitgliederzahl jett 179 beträgt. 






26. Sept. (Holftein). Der von Hrn. v. Zeblit entlaffene Bürgermeijter 


Reimers von Schleswig wird von Gablenz zum vortragenden Rathe 
ernannt. 


„ (Schleswig). In einer Anſprache an bie Beamteten in Flens— 
burg fordert der Gouverneur, General Manteuffel, dieſelben ſchließ⸗ 
li zur 
volljten Pilichterfüllung auf, „weil wir einftweilen bie fehlende Landesvertre⸗ 
tung möglichft zu erjeßen beftrebt fein müſſen“, fowie zum Feſthalten an ber 
Zufammengehörigfeit der Herzogthümer, zum Aufgeben des politiichen Rariei: 
etricbes, zum Anflug an die befichende Regierungsgewalt und zum fallen: 
ajjen der Befürdtung, daß „irgend ein Beamter geſonderte politifche Inter⸗ 
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eſſen verfolgen könnte. Dabei ftößt ber Gouverneur bie Möglichkeit weit von 
fih, daß aud nur cin Fuß breit Land abgetreten werbe, indem er erklärt: 
Jedes fieben Fuß lange Stüd Erbe decke ich, bevor es abgetreten wird, mit 
meinem Leibe“, und fordert zur Bereinigung beider Nationalitäten Norbichles: 
wigs, er; beutjchen und ber däniſchen, im Gebanten an das gemeinfame Vater: 
land auf. 

3. Sept. (Lauenburg). Der König von Preußen trifft in Rageburg ein, 
um in der bertigen Kirche perfönlih bie „Erbhuldigung“ entgegen 
zu nehmen. 

Superintendent Brömmel hält vor dem Altare die feierliche Anrede an ben 
König: „... Wir Lauenburger willen, daß Ew. Maj. einen fchweren Kampf 
mit den Ideen ber Zeit Fümpfen, die von Chriftus und von jeglicher Obrig: 
feit nichts mehr wijjen und das Fleiſch zur Herrichaft über den Geift ſetzen 
wollen. Diejen Kampf — das weiß ich von vielen und jage ich für viele, bie 
bier anmwejend find — wollen wir Lanenburger mit Ew. Majeftät kämpfen. ...“ 
Nun ergreift der Minifter für Lauenburg, Graf VBismard, das Wort und er: 
bittet fih von Sr. Maj. dem König die Geftattung, mit ber Erbhuldigung 
vorgehen zu dürfen. Graf Bismard verliest die Eidesformel und fragt bie 
anwefenden Vertreter ber Ritter: und Landichaft, ob fie gefonnen feien, dieſe 
„rechte Erbhuldigung“ zu thun, worauf der Erblandmarihall v. Bülow vor 
den Thron tritt und mit zum Schwur ausgeftredten Fingern, nad Verle— 
jung bes volljiändigen Titels der Könige von Preußen, den Eid leiſtet und 
alle einzelnen zur Gidesformel Berufenen nad einander ebenfalls vor ben 
Thron treten und die verpflidhtende Enbformel bes Eides wiederholen, Der 
König nimmt dieſe Huldigung vor dem Thron jtehend an. Nach ber Hulbi: 
gung geht bie Ritterſchaft den Grafen Bismard nah ihren Beichlüffen vom 
18. d. M. an, bei Sr. Maj. die pure Bejtätigung bes Landesreceſſes von 1702 
und des Patents von 1853 zu veranlafjen. Bismarck antiwortet erſt ausweis 
hend, „er möge jetzt die hohe Feſtfreude des Königs nicht ftören”, bann aber 
jehr bejtimmt, daß, wenn auf diefer Forderung beharrt werden follte, er ſich 
vielmehr veranlaßt jehen würde, dem Könige die „jojortige Vereinigung bes 
Landes mit Preußen zu unterbreiten”. 

- » Rafjan) Die UI. Kammer erklärt ſich einftimmig für Ver: 
minderung der Beamten. 

9. „ (Baden). Der Rüdtritt des Minifters von Roggenbach wird 

vom Großherzog angenommen. 

*» » Der in Frankfurt verfammelte Ausihuß des Nationalvereins be: 
ſchließt die Abhaltung einer Generalverfammlung auf den 29. Oct. 
in Frankfurt. 

0. „ (Breußen). Graf Bismard geht nach Paris und Biarrig, wo 
fih zur Zeit auch der Kaifer der Franzoſen noch aufhält. 


1. Oct, Abgeordnetenverjammlung in Frankfurt. 

Anweſend find aus Defterreih 1 (Brinz), Preußen 8 (Pauli , Beder, 
Geito, Freie, Groote, Jablonsky, Lüning, Raffauff), Bayern 80, Württent: 
berg 27, Baben 18, Sadfen 9, Hannover 10, Heſſen-Darmſtadt 23, Kur: 
befien 6, Naffau 21, Frankfurt 37, Braunfhweig 3, Hamburg 2, Lübel 1, 
Lippe-Detmold 1, Altenburg 1, Coburg-⸗Gotha 1, Weimar 2, Meiningen 2, 
Schleswig⸗Holſtein 19 (15 Holfteiner, 4 Schleswiger), Total: 272 Abge: 
ordnete. 

Antrag bes 36er Ausſchuſſes: „In Hinblid auf ben Beihluß vom 
21. Dec. 1863, worin 491 Mitglieder deutſcher Landbesvertvetungen einftim: 
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mig bie ſofortige Herſtellung ber Selbſtändigkeit und unzertrennten Verbi 
bung ber Herzogthümer unter ihrem unzweifelhaft erbberechtigten Herzog Frie! 
rich forderten und hierfür ihre thatfräftige und opferwillige Mitwirfung g 
Iobten, — unter Bezug auf bie Erklärungen von nahezu 300 auf Oſter 
1864 in allen Theilen Deutſchlands abgehaltenen Vollsverſammlungen, we 
nach jede Entjcheidung wider den Willen dee Voltes der Herzogthümer als red 
loſe Gewaltthat null und nichtig erklärt wurde, — mit Rüdjiht auf die Rechte 
verwahrung von 1388 Mitgliedern beuticher Panbdesvertretungen, welche die Emi 
ſcheidung über die etwa beftrittenen Erbrechte des Herzogs Jriedrih dem Voll 
und jeinen Vertretern vindicirte und gegen jede Verfügung über bie Herzog 
thümer ohne und wider ihren Willen vor Deutfchland und Europa protejtirte, — 
in Erwägung, daß es gegen Bundes: und Freundesland ein Recht ber Erobe 
rung nicht gibt und daß die nadte Gewalt fein Necht begründet, daß ebenß 
ber Kauf und Verkauf eines deutichen Landes und feiner Bevölkerung Seiten 
ber zwei beutichen Großmächte dem Rechte Hohn ſpricht, — unter Hinwei 
auf den zweifellofen Grundſatz, daß zwar das Wohl des Ganzen die einzelne 
Theile zu Opfern verpflichtet, daß aber unter dem Rorwand ber Förderums 
deuticher Sntereffen oder wegen angeblich eigenen Intereſſes fein einzelne 
deutſcher Staat den andern zur Bewilligung einfeitiger beliebiger Anſprücke 
zwingen kann und daß ein verfaffungsmäßiges Organ des Willens Der deut: 
ſchen Nation zur Zeit nicht befteht, — ftellt der Sehsundreifiger 
Ausſchuß an die heutige Berfammlung vonMitgliedern deut: 
her Landesvertretungen folgenden Antrag: I Die Serfamm: 
lung beichließt unter Aufrechthaltung der einjtimmigen Erklärung vom 21. Te: 
cember 1863: 1) Das Selbitbeftimmungsreht des ichleswigeholftein': 
ſchen Volkes fchließt jede Vergewaltigung desfelben und jede Entjheidung über 
fein Schieffal ohne freie Zuftimmung ber Vertretung des Landes aus. Der 
Gaſteiner Vertrag verlegt auf das Tiefite alle Rechtsordnung und Rechts- 
jicherheit in Deutfchland und droht ber in jeder Form verderblichen und unter 
allen Umſtänden abzumwehrenden Ginmifchung des Auslandes in vein deutjchen 
ragen einen Vorwand zu geben. Er wird als Nehtsbrud von ber Nation 
verworfen und ift namentlich für die Herzogthümer in feiner Weife rechte: 
verbindlih und giltig. 2) Tas Selbtbeftimmungsrecht der Herzogtbümer iſt 
nur beichränft durch die höheren Intereſſen Dentjhlande 3) Die vom 
engeren Ausihuß der Schleswig:Holjtein:Vereine vom 26. März d. J. ın 
Berlin zu Gunjten Preußens gebotenen und in ber Telegirten-Berfammlung 
vom 19. April beftätigten Zugeftändniffe ſowie die in ber Eingabe der hol: 
fteinifhen Stänbemitglieder an den deutſchen Bund vom 6. Sept. I. 3. auf: 
geſprochene Geneigtheit zu Goncefjionen an Preußen find ein unbejtreitbares 
Zeugniß ber Opferwilligfeit der Herzogthümer. II. Gegenüber dem bit 
berigen Vorgeben der Regierungen von Defterreih und Preußen erklärt die 
Verſammlung es als heilige Pflicht der deutſchen Bolfävertretungen, insbefondere 
bes preußifhen Abgeordnetenhaufes, für die verlegten Rechte ber 
erzogthümer, für die Berufung ihrer Vertretung und für die fofortige ftaat: 
liche Gonftituirung Schleswig-Holfteins entidieden und ohne Berzug einzutreten 
und damit ihre eigenen verfaffungemäßigen Rechte zu wahren. Tie Rer: 
jammlung vertraut auf ben bewährten Rechtsfinn der Bevölkerung der 
Herzogtbümer, daß fie feft und muthig ausharre. Sie erwartet und for: 
bert, daß das gan ze deutſche Volk den bedrängten Schleswig=Holiteinern treu 
und kräftig zur Seite ſtehe und alle Gegenſätze der Parteien und Meinungen 
ſchweigen laſſe, welche die Kraft der nationalen Kundgebungen nur lähmen, 
die Sache ber Herzogthümer gefährden und ftatt zur Kräftigung bes gemein: 
ſamen Baterlandes nur zu deſſen Awietracht und Zerriſſenheit führen werben. 
III. Die Verjammlung erklärt es für Pflicht der deutichen Volksvertretungen: 
1) Anlehen oder Steuern, welde die bisherige Politik ber Vergewaltigung 
fördern könnten, find feiner Regierung zu verwilligen. 2) Dagegen ijt es, 
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wenn bie Sache ber Herzogthümer im Sinne bes Rechtes erledigt wird, ge: 
recht und billig, baß bie Koften des ebenjowohl für Deutichland als für bie 
Herzogthümer geführten Krieges nicht ben letztern allein au — ſondern 
von ganz Deutſchland verhältnißmäßig getragen werben. IV. Die Verſamm⸗ 
fung beijtellt abermals einen Ausſchuß von 36 Mitgliedern, um im Sinne 
ber am 21. Dec. 1863 und heute gefaßten Beſchlüſſe ferner thätig zu fein. 
Diefer Ausſchuß iſt befugt, fich nad Bebürfnii weiter zu ergänzen, eine engere 
geichäftsleitende Commiſſion aus jeiner Witte zu beſtellen und nach feinem 
Ermeſſen eine abermalige Verfammlung zu berufen”. 


Antrag von Trabert (Kurdeffen): Die Verfammlung wolle ein Mani: 
feft am das deutſche Volf erlafjen, in welchem folgende Säte ausgeſprochen 
werden: „I. Die in der ſchleswig-holſteiniſchen Arage entwidelte Politik Preu— 
ßens und Oeſterreichs dharakterifirt ſich als widerrechtliche und dabei antina— 
tionale Gewalt, aus welcher anzuerkennende Rechte, die im Widerſpruch ſtehen 
mit den Intereſſen Deutſchlands und dem Selbſitbeſtimmungsrechte der Schles— 
wig-Holfteiner, niemals erwachſen können. IL. Ter preußiſch-öſterreichiſchen Ber: 
maltigungspolitif gegenüber, die nur zur Zerreigung Teutihlands führt und 
bie Einmiſchung des Auslandes hervorruft, find bie übrigen deutſchen 
Etaaten verpflichtet „ fih zu vereinigen zu einem engeren Bündniſſe, 
welches, geſtützt auf eine gemeinſame Volksvertretung und geleitet durch ein 
kräftiges Bundesdirectorium mit verantwortlichen Bundeeminiſtern, jeder Ber: 
gewaltigung zu widerſtehen und gleichzeitig den Anfang einer föderativen Eini— 

ung Geſammtdeutſchlands abzugeben vermöchte. III. Unterlafjen es die deut: 

* chen Regierungen, gemeinſchaftlich mit dem Volke in dieſem Sinne vorzu— 
gehen ‚ jo würde es jedenfalls nicht die Schuld ber deutſchen Abgeordneten 
jein, wenn in immer weiteren Kreijen bie eberzeugung laß greift, dag nur 
noch bie Rolitif derer gerechtfertigt erfcheint, welche die Herftellung einer 
beutjchen Förderativrepublif durch Das deutiche Volk fordern”. 


Amendbementsantrag von Defterlen (Württemberg) zu Refolu: 
tion II. des Ausihußantrags: „Gegenüber dem bisherigen Vorgehen ber Re: 
gierungen von Defterreih und Preußen, erklärt die Verſammlung es als 
Fflicht des Volkes und der Volksvertretungen in ben Ginzelnftaaten ohne Vers 
zug und mit allen Mitteln dahin zu wirken: 1) daß die Regierungen ber: 
jelben jofort das Selbjtbeftimmungsreht der Herzogthümer und bas Erb: 
vecht Herzogs Friedrichs aneriennen und am Bunde zur Geltung bringen. 
2) Im Fall der Auflehnung gegen einen Mehrheitsbeihlup und bamit ber 
Auflöfung des Bundes einen neuen Bund unter Heritellung einer gemein: 
ſchaftlichen Vollsvertretung jchließen“. 


Zuſchrift des engeren Ausſchuſſes der ſchlesw.holſt. Vereine an 
die Verfammlung. Referat des Abg. Völk (Bayern), Rebe des Abg. 
Braun (Naffau) gegen bie Triasidee. Nach dieſer Rede wird Schluß 
gerufen und bejchloffen, worauf Trabert und Defterlen ihre Anträge 
zurüdziehen nnd der Ausihußantrag mit großer Mehrheit angenom: 
men wird, mit bem bon den Badenſern beantragten Zufaße: ° 

„Die Verfammlung erachtet es aud bei biefem Anlafje für ihre Pflicht, 
die Forderung eines beutfchen Parlaments energiich zu wiederholen”. 

Der 3ber Ausihuß wird durch Acclamation beftätigt. Die 8 
preuß. Mitglieder enthalten fich jeder Abftimmung, 6 davon haben 
dem Präfidenten eine gemeinſchaftliche Erklärung überreiht, daß fie 
ben Außihußanträgen als Preußen nicht beiftimmen Fönnten und da— 
ber nicht mit abjtimmen würden. 
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Einige andere preuß. Abgeordnete motiviren ihr Nichterſcheinen im Franlkf 
durch förmliche Abſagebrieſe: Tweſten, Mommſen, Jung. Abſagebrief Tw 
ſtens: „+... Die Majorität des preußiſchen Abgeordnetenhauſes hat biefe Poli 
nicht gewollt. Wir haben neben ber Trennung ber Herzogthümer von Däı 
mark ein ihrem Recht und ihrem Willen entfpredyende Gonjtituirung berieli 
gewünſcht, babei freilid eine Unterordnung unter Preußen in militär 
jher und maritimer Beziehung vorausgejept, als bie einzige or 
in welcher ihre Kräfte für Deutſchland nußbar werben fünnen. Wir Fünn 
auch jett nicht damit einverftanden fein, baß über ein beutfches Lanb oh 
deſſen Zuftimmung bisponirt, daß es als willenlojes Object der Cabinetäpeli 
behandelt wird. Aber wir haben nicht bloß das Selbftbeftimmungsredht d 
Volkes in Deutihland, nicht blos die Rechte des Volkes den Regierungen gege 
über, wir haben auch bie Mactjtellung unferes Staates ins Au 
zu faffen und Fönnen und nie an Schritten betheiligen, welche fih nid 
blos gegen bie augenblidlihen Machthaber, fondern gege 
ben preußijhen Staat wenden, weldedarauf abzielen, Brei 
Ben eine Niederlage zu bereiten. Ich hielt es im Februar v. ! 
für geboten, nicht mehr an dem Sechsunddreißiger-Ausſchuß Theil zu nehme 
als er das übrige Deutichtand gegen Preußen aufrief. Aehnlich Lie 
bie Sache ſetzt. Wir ziehen jede Alternative einer Niederlag 
des preußiſchen Staates vor. Wir thun das nicht bloß im preufi 
ſchem, jondern aud in deutſchem Intereſſe, weil wir durch den Berlauf de 
neueften Ereigniffe nur in ber Weberzeugung bejtärft find, daß es Fein 
Macht gibt, die für Deutſchland etwas leiften und wirfe 
fann, als Preußen Cine Gefahr von Shmah und Schande dem Aus 
lande gegenüber, cine Gefahr der Einmiſchung desjelben liegt nicht vor. Ein 
ſolche Gefahr würde nur entjtehen, wenn die vagen von ferne gegen Preußei 
eingegebenen Gedanken eines Deutſchland ohne Preußen Realität gewinne 
könnten. Darauf gerichtete Pläne würde ich für verderblich Halten, wenn fü 
nicht ohnmächtig wären. Bei ber jebigen Sachlage fürchte ich, daß Verhand 
lungen preußifcher und ſüddeutſcher Abgeordneten über bie fchleswigsholiteini: 
Ihe Sache entweder rejultatlos verlaufen, oder ben Bruch zwifchen bem Norden 
und Süden Deutichlands unheilbar erweitern würden. Daher halte ich ei 
für gerathen, baß die preußifchen Abgeordneten dem gegen ibre Wünfche berufenen 
Abgeordnetentage ferne bleiben. Den Muth, für Recht und Freiheit einzutreten, fo: 
wohl ber eigenen Regierung wie populären Strömungen gegenüber, haben Mande 
von und bewährt und werben ihn ferner bewähren. Die Vorausſetzung einiger 
jübdeutjcher Zeitungen, ald ob wir aus Furcht vor unferer Regierung zurüd: 
bleiben möchten, muß ich zurüdweifen und ebenjo die Vorausſetzung, daß bie 
Ausbleibenden den etwaigen Beichlüffen der Erjchienenen zuſtimmten. Die 
Mehrheit der eier Abgeordneten wird niemals Be 
Ihlüjfen zuftimmen, welde gegen die Madt und bie Zw 
funit des preußifhen Staates in bie Schranfen treten.“ 

Die preußiihen Abgeordneten Harkort und Freje erlaffen nachher förmliche 
Proteſte gegen die Erklärungen Tweftens; Erklärungen Grootes und Birhovs. 

Erflärung von 15 nicht erfhienenen öfterr. Abgeordneten 
(meift ans Steiermark): „Angefihts ber nunmehr durch die Erfolge ber 
Waffen Defterreihs und Preußens bewirkften Lostrennung Schleswig«Hol: 
fteins von Dänemark, Angefichts ber feither in ben Herzogthümern gejchebenen 
Gewaltichritte, Angefichts der durch bie Gafteiner Convention neuerlich ge 
Ihaffenen, die Rechte Schleswig: Holiteins gefährdenden proviforiicen 
Zuſtände, endlich Angefichts der aus Anlaß berielben erfolgten Einladung der 
Mitglieder deutſcher Yandesvertretungen zu einer Verfammlung in Frankfurt 
am 4. October d. Is., an welcher theilzunehmen bie Lnterzeichneten aus 
niht näher zu erörterndben Gründen fich nicht beſtimmt finden, er⸗ 
flären bie Unterzeichneten, baß fie an den Rechtsanſchauungen, welche in ber 
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am 21. December 1863 in Frankfurt beſchloſſenen Erklärung und in ber im 
April 1864 unterzeichneten Rechtsverwahrung ber Mitglieder deutſcher Lan⸗ 
desvertretungen ausgeſprochen ſind, auch heute unverbrüchlich mit voller 
Ueberzeugung feſthalten und nicht anſtehen werden, ſo weit es ihnen 
in ihrer Stellung und in ihrem Wirfungsfreile möglich if, mit allen geſetz⸗ 
lihen Mitteln dahin zu wirken, daß biefe Nechtsanichauungen. zur Aner: 
fennung und Geltung gelangen und bie definitive Entſcheidung über bie Her: 
jogthümer auf eine Weiſe erfolge, welche bem vollen Rechte bes jchleswigshols 
ſteiniſchen Volkles und dem Recht ber Ehre und Würde ber beutihen Nation 
entipricht.“ 


‚Oc. (Zollverein). Erneuerung bes Vertrags mit Bremen auf 


weitere 12 Jahre. 

» (Breußen). Rogeard's „Pauvre France“ wird in Berlin mit 
Beichlag belegt. Dasfelbe gefchieht in Württemberg und in Sachſen. 
„» (Rafjau). Die vereinigte I. und II. Kammer ftreiht im Bub: 
get für 1865 ben Mehrbetrag (über den Beitrag Braunſchweigs 
hinaus) für den Bundesgejandten und die Gefandtichaften in Wien 
und Berlin. 

» (Baden) Die Wahlmännerwahlen für die Erneuerungswahlen 
zur II. Kammer fallen noch entfchiedener zu Gunften ber liberalen 
und gegen bie clericale Partei aus als die Wahlen zu den Kreis— 
berjammlungen. 

(Dejtereih und Preußen) richten an ben Senat von Frank: 
furt drohende Depeſchen gegen bie dortige Handhabung bes Preß—-— 
und Vereinsweſens mit beſonderer Rückſicht auf die Abgeordneten— 
Verſammlung vom 1. Oct. 

Preußiſche Depeſche v. 6. Oct.: „Wir hatten bis zum legten Augen⸗ 
blide gehofft, daß ber Senat, im Bemußtfein jeiner Verpflichtungen gegen feine 
deutſchen Verbündeten und eingebenf früherer von uns und Defterreich ges 
machten Vorftellungen, die am 1. d. Mis. bort abgehaltene Abgeorb: 
neten=Berfamm lung verhindern würde. Leider haben wir uns getäuſcht. 
Wir haben uns von Neuem überzeugen müflen, baß ber Senat nichts ba= 
gegen bat, wenn bas Territorium der Stadt Frankfurt zum ——— 
für unverſtändige, ja gemeinſchädliche pofitifche Brojefte benützt wird. Solche 
Nachſicht gegen fubverfive Beſtrebungen können wir nicht ferner ge— 
hatten. Wir können esnicht dulden, daß vorzugsweiſe am Sitz des Bundes⸗ 
tages auf bie Untergrabung beſtehender Autoritäten in den erſten Bundesſtaaten 
hingearbeitet wird, daß von dort aus Preßerzeugniſſe in die Welt geſchickt werden, 
welche ſich durch Rohheit vor allen übrigen hervorthun. Der Verlauf des 
Abgeordnetentages hat gezeigt, daß die Phraſe in dem gebildeten Theile der 
Bevölkerung immer weniger Anklang findet. Aber die Nachſicht der Senats 
bleibt deshalb nicht minder tabenswertb. Wir begegnen uns mit ber kaiſer⸗ 
lid) öfterreichiichen Regierung in ber Auffafjung, daß die Wiederholung eines 
ſolchen öffentlichen Aergerniſſes, ſelbſt in der Geſtalt reſultatloſer Velleitäten, 
nicht geftattet werden darf. Der kaiſerlich öſterreichiſche Vertreter hat ben 
Auftrag dem bortigen Senate in biefem Sinne Vorſtellungen zu machen. 

ochwohlgeboren erfuche ich ergebenft, im Ginvernehmen mit Ihrem 
—— Collegen, dem älteren Herrn Bürgermeiſter darüber feinen 
Zweifel zu laſſen, daß wir uns in diefer Beziehung im vollſtãndigen Ein⸗ 
verſtändniſſe mit ber kaiſerlichen Regierung befinden. Ich gebe mich ber zu: 
verſichtlichen Hoffnung bin, daß man Frankfurter Seite bie beiden deutſchen 
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Großmächte nicht in die Lage bringen wird, durch eigenes Eingreife 
weiteren Folgen unzuläffiger Nachſicht vorzubeugen.” 

Defterreihijhe Depeihe vom 8. Oct.: „Der Verlauf des am 
d. M. zu Frankfurt abgehaltenen fog. Abgeorbnetentags bat bis jet mı 
bie innere Haltlofigfeit biefes neuen Agitationsverfuches und die Zerfahrende 
ber politifchen Parteien in Deutichland bloßgelegt. Die eingelaufenen Abjas 
briefe, wie die unverfennbare Gleihgültigkeit bes Publifums dürften jelk 
ben Urhebern dieſer bedeutungslofen Demonijtration die Verfehrtheit bes Un 
ternehmens gezeigt haben, an den Entichlüffen der beiden eriten Mädı 
Deutſchlands ihre anmafliche Kritif zu üben. Allein wenn auch die gehörte 
Reden, ſowie die NRejolutionen ber Berfammlung in ihrer, gelinde geias 
unpafjenden Motivirung und halbrevolutionären Zufpigung gerechter Mil 
achtung verfallen find, fo tilgt diefes Feblichlagen doch nicht den verletzende 
Charakter der Thatjache, daß die gegen die Negierungen von Oeſterreich wm 
Preußen gerichteten Schmähungen und Beleidigungen, welde bie bemofte 
tiſche Preſſe täglich anfüllen, in Frankfurt unter ben Augen bes Bundestag 
und ber eigenen Truppen ber beiden Mächte auf offener Tribüne wieberbel 
worden find. Es darf ferner nicht außer Acht gelafien werden, daß jeme 
3ber-Ausſchuß, welcher den Abgeordnetentag einberufen hat, au Diesmal er 
neuert worden ift, und daß biefer Ausschuß und fein engeres gejchä ftsleitende: 
Gomite als ein in Bermanenz ertlärtes Drgan der deutſcher 
Revolutionspartei, nur auf günftigere Umjtände wartet, um mit meh 
Erfolg von Neuem auf den Schauplag zu treten. Die Regierungen Deutichlands 
werden gewiß ſämmtlich mit uns darin einverjtanden fein, daß ſchon bie Blow 
Grijtenz des Sechsunddreißiger-Ausſchuſſes, ganz abgejcehen von ben Wirfungen 
bes neuejten maßloſen Auftretens der Verfammlung in Franffurt und von dem 
für Defterreih und Preußen beleidigenden Charakter ihrer Beſchlüſſe, ein: 
vollfommen ungeleßfiche und unconftitutionelle ift. Ansbejondere wird ber 
Senat von Frankfurt in feiner bundesgetreuen Gejinnung fih nicht verbeblen 
fönnen, daß die Bundesſtadt am wenigften zum Sammelplag biefer geiet: 
widrigen Agitationen bergeliehen werben follte. Bereits nach dem am 21. De: 
cember 1863 abgehaltenen Abgeordnetentage, aus welchem bie Einſetzung eines 
permanenten Ausſchuſſes zur Durchführung des Volkswillens als Mittelpunkt für 
bie Thätigkeit der Vereine, der Fortchrittspreffe ac. hervorging, haben wir es 
gemeinschaftlich mit Preußen an ernten VBorftellungen gegen bie biefen Treiben 
am Sitze ber Bundesverfammlung gewährte Duldung nicht fehlen Iaffen. 
Die feitdem in häufiger Aufeinanderfolge dort in Scene geſetzten Kundgebungen 
beweifen, welche geringe Beachtung bie damals von ben Vertretern ber beiden 
Höfe dem Herrn Älteren Bürgermeifter in vertraulicher Weije gemachten Be: 
merfungen gefunden haben, In dieſer Wahrnehmung jowohl, wie in ibrer 
Veberzeugung, daß eine jo ujurpatoriiche Wirkſamkeit, wie die jenes Ausſchuſſes 
und bes Abgeorbnetentages, nicht ohne ernfte gemeinfame Gefahr noch länger 
ftillfhweigendb zugelafjen und dadurch gewijjermafßen zu ge: 
wohnheitsmäßigem Beftande erhoben werben bürfen, müffen 
bie Gabinette von Wien und Berlin eine unabweislihe Aufforderung er: 
bliden, die ganze Aufmerkjamfeit bes hoben Senates von Neuem auf bie be: 
Iprochenen Vorgänge und das Verhältniß ber Bunbesftabt zu benfelben zu 
lenken. Wir glauben ber zuverfichtlichen Erwartung Raum geben zu können, 
daß nicht nur jo leidenſchaftliche Invectiven und ein jo ausgeſprochener Par: 
teifampf gegen bie erjten Bundesmächte, wie er bie Tagesordnung ber Iekten 
Verfammlung bildete, fünftig feine Stätte mehr in Frankfurt finden, fondern 
der Senat überhaupt das AZufammentreten neuer von dem Gomits des Sch: 
unddreißiger⸗Auoſchuſſes einberufener Verſammlungen auf feinem Gebiet von nun 
an niht mehr geitatten werde. Die Autorität des Senates, an welche wir 
uns in erjter Linie wenden, wird uns hoffentlich ber Nothwendigkeit über: 
beben, auf anderweite Schritte Bebadht zu nehmen, um vom Sitze ber 
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beutfchen Bundesverfammlung in Zukunft die bisherigen ungejetlichen Be: 
ftrebungen fern zu halten“. 


Dieje Dep. werden von Defterreich und Preußen auch den übrigen 
deutſchen Regierungen mitgetheilt, von Preußen mit bejonderer Beto— 
nung berjenigen von Sadjen. Hr. v. Beuſt weist in feiner Ant: 
wortsdep. vom 11. Oct. die Großmächte bez. Frankfurts an die Bun: 
besverfammlung und antwortet auf die Bejchwerben über die ſächſiſche 
Prefje mit noch viel nachdrücklicheren Bejchwerben gegen die unab: 
bängige und jogar gegen bie officiöje preuß. Prefje, indem er feine 
desjallfigen Erörterungen dahin jchließt: 


„... Bevor ich dem der fächfischen Regierung gemachten Vorwurf, preus 
Fenfeindlihen Tendenzen nicht entgegen zu treten, Rebe ftehe, habe ich zu er— 
warten, daß in Preußen ben Sachſen vernichtenden Tendenzen gefteuert 
werde”, 


Dagegen beeilen fi Medlenburg und Hannover in Berlin ihre 
lebhafte und volljtändige Befriedigung über das Vorgehen der beiden 
Großmächte gegen die „revolutionären“ Tendenzen auszubrüden. 


Dep. Medlenburgs an Preußen», 17. Dc.: „».. Die großh. Ne= 
gierung begrüßt ben Inhalt der Mittheilung in jo fern mit Tebhafter Genug: 
thung, als jie darin eine Belräftigung der von ihr ſtets gehegten und oft ges 
äußerten, au innerhalb des eigenenlandes mitErfolg gehand— 
babten Ueberzeugung findet, daß es von Seiten ber dbeutfchen Regierungen 
den breijten Beftrebungen ber Umjturzpartei gegenüber bes Fräftigiten Ein— 
jchreitens bedarf, um die ftetS wachſenden Gefahren für die innere Sicherheit 
Deutjchlands abzuwenden. Es mag hier dahingeſtellt bleiben, ob ber bundes— 
gefeglihe Zuftand ſchon an fi ein ungenügenber ijt, beſonders in fo fern, 
als die vom beutihen Bunde beſchloſſene Vereins: und Preßgefeßgebung ben 
einzelnen Landesgejeßgebungen zu viel überlaffen und dadurch ihre Wirffam: 
keit, die nur durch völlige Übereinftimmung in allen Bundesländern zu er= 
reichen ift, gelähmt bat, oder ob einzelne Regierungen es an ber fchuldigen 
Ausführung ber Bundesbeſchlüſſe haben fehlen lafjen. Die großh. Regierung 
wird in bem einen wie in dem andern Falle allen geeigneten Schritten zu: 
ftimmen, um bem Treiben der vevolutionären Parteieen, wenn fie 
auch bisher refultatlos geweſen find, mit Nachdruck entgegenzutreten. Se 
mehr nun die Gefahr, womit ber Frankfurter Abgeorbnnetentag zunächit bie 
beiden größten Bunbesftaaten bedroht hat, ohne Zweifel eine allen deutſchen 
Staaten gemeinfame ift, um jo weniger glaubt die großh. Regierung mit der 
Anerkennung zurüdhalten zu dürfen, baß ber —5 Bund als ſolcher die 
von Oeſterreich und Preußen für ihn ergriffene energiſche Initiative dank— 
bar und einmüthig auf jede Weiſe unterſtützen ſollte, in der 
zuverſichtlichen Hoffnung, daß dann ohne Schwierigkeit das gemeinſame Vor— 
gehen in die rechtmäßige, den Bundesgeſetzen entſprechende Form, die kein ein— 
zelner deutſcher Staat als ſolcher einem gleichberechtigten andern deutſchen 
Staate gegenüber wird verletzen wollen, zu leiten fein wird“. 


6. Oct. (Preußen). Proceß gegen den Redacteur May (Schleswig: 
Holjtein) vor dem Kreisgerichte von Perleberg. Die Anflage Yautet 
auf Majeftätsbeleidigung durch einen Artifel der Schlesw.-Holft. Ztg. 
vom 141. Juli „der Geburtstag des Herzogs“. Der Angeklagte wird 
freigejprodhen und der Antrag der Etaatsanwaltihaft, ihn wegen Be: 
leidigung der Minijter neuerdings in Haft zu nehmen, verworfen, 
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May wird auf freien Fuß geſetzt und Hält es für gerathen, ned 
in der Nacht über die preufifche Grenze zu gehen. 

7. Oet. (Schleswig). Zeblig verlangt Aufihluß über Statuten, Mit 
glieder und Borjtände der Schleswig-Holftein-Bereine des Landes. 

8. „ (Kurheffen). Die Regierung übermadt ber Ständeverſamm 
lung in Folge der Publication bes neuen Jagdgeſetzes eine Prope 
fition bez. des Furfürftl. Leibgeheges. 

8/9. „ (Bayern). Ein brutaler Pöbelerceß in Münden zum Schlu 
des DOctoberfeftes wird vom Militär ebenjo brutal unterdrüdt. 

10. „ (Schleswig). Der befannte Patriot Thomſen-Oldenswort wir 
von Zedlitz als Beamteter entlaffen. 

411. „ (Holftein). Reg.Rath von Stemann bereift das Land, um di 
Zeitungsrebactionen perfönlic im Auftrage bes FE. k. Statthalter zu 
Vorſicht und Nücficht gegenüber Preußen zu mahnen. 

„ » (Schleswig) Die Echleswig-Holftein-Vereine in der Landichal 
Stapelholm werben aufgelöft und „bei willfürliher Strafe” gege 
Zumiderhanbelnde verboten. 

„ „Maſſau). Der in Höchft nachgewählte neue Abg. Hefle prote 
ftirt bei feinem Eintritt in die II. Kammer auch jeinerjeits gegeı 
die Octroyirungen ſeit 1849. 

12. „ (Baden). Das von den Kammern längſt votirte Geſetz übe 
die NRechtsverhältniffe der Richter wird von der Regierung endlid 
publicirt. 

» » Rajjau). I. Kammer: Der Antrag auf Bejeitigung ber 186 
reftaurirten feudalen Jagdrechte wird, obwohl fi der Reg.Präfiden 
Winter ſehr entſchieden dagegen ausjpricht, einftimmig in Betracht zı 
ziehen beſchloſſen. 

13. „ (Bayern). Gerücht, daß ber liberale Minifter von Neumanı 
aus dem Minijterium verdrängt werden folle. — Der Abg. Völl 
Ipricht fih im Augsburger Bürgerverein dahin aus, daß „viele, ſehr 
viele die Auffaflung hätten, daß, wenn einmal bismardijirt fein müſſe, 
ein großer Bismard einem Fleinen noch vorzuziehen wäre“. — Eine 
Bolksverfammlung in Münden fpricht einftimmig ihr Bedauern ge: 
genüber derjenigen bayr. Abgeorbneten aus, welche (und darunter bie 
ſämmtlichen Vertreter der Stadt Münden) nit an der Abg.-Ber: 
fammlung in Frankfurt Theil genommen haben. 

16. „ (Schleswig). Herzog Friedrich befucht von Kiel aus dem Herzog 
Karl auf der Karlsburg im Schleswigifhen. Auf der Durdreiie 
wird er in Edernförde feftlih von der Bevölkerung empfangen: 
Fahnen und Begrüßung durch bas Deputirtencollegium. Dasjelbe findet 
auch bei der Rückkehr ftatt troß aller Anbrohungen der Ortspolizi. 

— „ (Breußen) Die preuß. Regierung läßt das Gutachten der 
Kronfyndici nun doch druden, aber nur das Gutachten ber Majorität, 
nicht aber aud das der Minorität, und nur in wenigen Eremplaren, 
nicht für das Publicum. 
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Oct. Frauenconferenz in Leipzig. Dieſelbe genehmigt ein Statut für 
Gründung eines „allgemeinen deutſchen Frauenvereins“ mit möglichſt 
vielen Localvereinen und beſchließt folgende Reſolutionen: 

„Die erſte deutſche Frauenconferenz erklärt die Arbeit, welche die Grund» 
lage ber ganzen neuen Geſellſchaft fein jol, für eine Pflicht und Ehre des 
weiblichen Gejchlechtes, nimmt dagegen bas Recht der Arbeit in Anſpruch und 
bält es für nothwendig, daß alle der weiblichen Arbeit entgegenjtehenden Hin— 
bernifje entfernt werben.’ — „Die Verfammlung erflärt e8 für ein unabweisbares 
Bedürfniß, die weibliche Arbeit von den Feſſeln bes Vorurtheils zu bes 
freien; fie hält, neben ber Agitation durch die Prejje und die Frauenbildungs— 
vereine, bie Errichtung von Productiv:-Afjociationen, bie Gründung von In— 
duftrie-Ausjtellungen für weibliche Arbeitserzeugnifje, fowie von Induſtrie— 
jhulen für Mädchen und von Mädchenberbergen, endlid bie Pflege wifjen: 
ihaftlicyer Bildung für die geeigneten Mittel diefem Ziel näher zu kommen: 
fie beauftragt daher den Vorſtand bes Vereins, über dieje Gegenjtände ber 
nächſten Berfammlung Material vorzulegen“. 


» (Kurbefien). Ctändeverfammlung: Ein Bericht des landſtän— 
bifchen Ausſchuſſes conjtatirt, daß aud während der Vertagung ber 
Stände auf dem ganzen Gebiete des Staatslebens beinahe völliger 
Etillftand geherricht habe. Der Referent ſchließt dahin, die Mini: 
fter möchten bedenken, „daß die Beſchwerden bes Landes jchmere An: 
Hagen enthielten, die, wenn fie nicht bald Abhilfe finden, dahin 
führen könnten, Ummwälzungen zu veranlaffen, bei welchen die Gelb: 
ftändigfeit Kurheſſens verloren gehen Fünnte*. 


—20. Oct. (Frankfurt). Die gefeßgebende Verfammlung und bie 
jtändige Bürgerrepräjentation bejchließen, beide einſtimmig, die Er: 
wartung auszuſprechen, daß der Senat gegenüber den Drohungen 
Deiterreih8 und Preußens die Unabhängigkeit und Selbitändigfeit 
der freien Stadt mit Energie und Würde wahren werbe. 


„» (Schleswig). Der preußiihe Gouverneur, Gen. Manteuffel, 
warnt den Herzog Friedrih durch Zufchrift vor einer Wiederholung 
der Vorfälle in Edernförde vom 14. d. M.; der preußifche Eivil- 
commiflär, Schr. v. Zeblig, erläßt ein Reſcript bezüglich jener Vor: 
fälle. 

Schreiben Manteuffelg an ben Herzog Friedrid: „...Eurer 
Durchlaucht Fahrt durch Edernförde und Aufenthalt in Borbye hat hienach 
den Eharakter einer politifchen Demonftration angenommen. Dergleichen ftören 
den Frieden bes Landes, gefährden bie Eriftenzen einzelner Perjönlichfeiten und 
verftogen gegen bie gejegliche Ordnung des Herzogthums, für deren Aufrecht« 
haltung ich verantwortlich bin. Ich Habe daher die gemefjenften Befehle ges 
geben, daß bei Ähnlichen Wiedervorkommniſſen mit allen zur Aufrechtbaltung 
der öfientlihen Ordnung und zur Vermeidung weiterer Störung geeigneten 
geießlichen Mittel und nötbigenfalls mit Verhaftung eingefchritten wird. Se. 
Maj. der König, mein allergnädigiter Herr, haben von altersher jo viel Gnabe 
für Eure Durdlaudt, Ihren Herin Vater und deſſen ganzes Haus gehabt, 
daß es mir fchmerzlich fein würde, wenn Eurer Durchlaucht Perſon in Ver: 
widlung mit ber Polizei des Herzogthums Schleswig geriethen, und ich fühle 
mich daher gebrungen, Eure Durchlaucht von den getroffenen Anordnungen in 
Kenntniß zu ſetzen und Sie unterthänigft zu bitten, mich vechtzeitig zu bes 
nadhrichtigen, wenn Eure Durchlaucht Beſuche im Herzogthum Schleswig be: 
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abſichtigen, damit ich bie nöthigen Anorbnungen treffen kann, Eure Durd 
laut vor allen perjönlichen Unannehmlichkeiten möglihit zu wahren. Te 
Statthalter des Herzogthums Holftein, Feldmarſchall⸗Lieutenant Yıror Gi 
lenz, babe ich von dem Vorfalle in Edern förde und Borbye, wo Eure Durd 
laut bie private Stellung, welde Sie im Herzogthum Holftein gegemmärt 
einnehmen, nicht beibehalten haben, in Kenntniß gejekt”. 

Refcript Zedlitz: . Der durch den Wiener Frieden vom 30. Te 
1864 an IJ. MM. den König von Preußen und ben Kaifer von Deiterre 
abgetretene Beſitz der Herzogthlimer Schleswig und Holftein ift bie Bars de 
jetzigen völfer: und ftaatsrechtlichen Berhältniies der Herzogtbümer. Sie u 
ftattet nicht, daß neben den allerhöchſten Monarchen irgend Jemand, woran 
immer bie Anfprüche beruhen mögen, bie er auf beide Herzogtbümer te 
Theile berjelben erheben zu dürfen meint, wenn auch mur Außerfich um 
in Worten, Titel und Chrenbezengungen annimmt, die nur dem Lam 
besheren zuftehen, und jtemtpelt jede Handlung, in welcher eine Anerfennum:; 
eines Dritten als rechtmäßigen Landesherrn oder doch eine Chrenbezeuaum 
liegt, die nur dem Landesherrn gebührt, zu einem Verſuch ber Auflehnum 
gegen ben gefeglichen Zuftand des Landes. Daraus ergibt jich die Pflicht Der zw 
Aufrechthaltung der gejeglichen Ordnung berufenen Beamten, gegen Alles, woburd 
ber Prinz friedrih von Auguftenburg oder irgend ein anderer 
Erbprätendbent öffentlih als Landesherr bezeichnet und behandelt werden 
foll, oder worin überhaupt ein Verſuch Liegt, irgend eine anbere landesherrliche Au 
torität als die ber allerhöchiten Monarhen von Preußen und Deiterreich zur 
Geltung zu bringen, mit allen zu Gebote jtehenden gejeglichen Mitteln nad- 
drüdlichft ee Und dieſes Einfchreiten wird ſich nicht blos auf Ber: 
fonen zu befhränfen haben, welche die Dvationen und Ehrenbezeigungen bar: 
bringen, fondern aud auf Diejenigen zu erſtrecken fein, welche durch ibre 
Annahme fich eines Friedensbruchs, eines Zuwiderhandelns gegen die allem 
zu Recht bejtehende Ordnung in gleihem Maße jhuldig machen... Wenn bie 
Kräfte der Polizei nicht dazu binreichen, bie zur Grhaltung ober Heritellumg 
ber gejeglichen Ordnung nothwendigen Maßregeln durchzuführen, jo muß die 
Hilfedes Militärs requirirt werden. Sobald die Mitwirkung des Mili: 
tärs auf die Requiſition der Givilbehörde an den Truppenbefehlshaber des Orts 
eintritt, wird legterer, der die Art und ben Umfang der militäriihen Maß— 
regeln allein zw beurtheilen bat, auch für bie gefammten weiteren Anord: 
nungen verantwortlih... Es wird vor Allem Aufgabe ber Oberbeamteten fein, 
wenn fie von ber Tüchtigkeit und Zuverläffigteit ber ihnen unterge: 
benen Pocalbeamten nicht vollftändig überzeugt find, behufs der erforderlichen 
Nemedur ihre Bedenken einzureihen und ihre Anträge zu ftellen.“ 


19. Dt. (Schleswig). Zwei weitere Compagnien Preußen erhalten ben 


n 
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Befehl, ohne allen Verzug zur Strafe für die Vorfälle in Edernförde 
vom 14. d. M. dafelbit einzurüden und jollen nicht in ber Caſerne 
jondern bei den Bürgern einquartirt werden. Senator Dehn und Bür: 
gerworthalter Stegelmann in Edernförbe werben ihrer Nemter entſetzt. 
„ ORreaffau). Diel. Kammer lehnt mit 10 (fämmtliche privilegirte) 
gegen 9 (ſämmtliche gewählte Mitglieder) Stimmen den Antrag auf 
Micderherjtellung der Verfaſſung von 1849 ab. 
» ($ranffurt). Der Senat lehnt einftimmig die Zumuthungen 
Deiterreih8 und Preußen vom 6/8. Det. in identiſchen Noten ent: 
ſchieden ab: 

. . . „Der Senat muß es als mit ben Fundamentalgejeßen des Bundes, 


fonad mit dem Rechte in Widerſpruch jtehend betrachten, wenn in dem völ: 
ferrechtlichen Verein der beutjchen jouveränen Fürjten und freien Städte, 
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welcher errichtet iſt zur Wahrung ber Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit 
ihrer im Bunde begriffenen Staaten und zur Erhaltung der innern und 
Außern Sicherheit Deutſchlands, welcher in feinem Innern beſteht als eine 
Gemeinſchaft felbjtjtändiger, unter jih unabhängiger Staaten, mit wechjel: 
feitigen gleichen Bertragsrechten und Bertragsobliegenheiten, ein Bundesſtaat 
dem andern gegenüber von „nicht dulden“ und „nicht geitatten“ reden und 
zu ber Neußerung gelangen wollte, „durch eigenes Eingreifen weiteren Folgen 
unzuläfjiger Nachficht vorzubeugen.“ Der Senat iſt ſich bewußt, in jeinem 
Berbalten ben beiprochenen Verſammlungen gegenüber die Gejege der freien 
Stadt Franffurt eben jo wenig als die Geſetze des Bundes verlegt zu haben.“ 


0. Oct. (Baden). Der bisherige Gefandte in Wien, Frhr. v. Edels— 


2. 


beim, wird an die Stelle Roggenbachs mit dem Titel eines Staats: 
minifters (Roggenbah hatte nur den eines Minifterialpräfidenten) 
ernannt und der (den Elericalen bejonders verhaßte) Director deg 
Oberſchulraths, Knies, als Geheimer Rath und Profeffor nad Hei: 
delberg verſetzt. 

„ (Hannover). Ende der Miniſtercriſis: Die liberalen Miniſter 
Hammerſtein, Windhorſt, Lichtenberg, Erxleben werden entlaſſen und 
durch die HH. Bacmeiſter, Leonhardt, Hodenberg und Dietrichs 
erſetzt. Die bisherigen Miniſter Brandis, Platen und Malortie 
bleiben auch diesmal wieder. 

„ (Schleswig). Der preuß. Gouverneur General Manteuffel 
injpicirt die Truppen im Sabersleben und empfängt die Beamten. 
Anſprache an biefelben: 

. . . .e Ich bitte, daß auch Sie meinen Erflärungen in Flensburg gemäß 
handeln, damit Friede im Yande werde und bie Nationalitäts=-Jaloufie ihr 
Ende erreiche. ... Goncentriven Sie die ganze Kraft in den Gedanken eines 
gemeinfamen Baterlandes Schleswig:Holitein, in dem Sie alle geboren und 
erzogen find, denn es hilft nun einmal nichts: Schleswig-Holſtein iſt ſchles— 
wig=boljteinifch geworden. Jh muß noch einen zweiten Punkt, die Abtre: 
tungsfrage berühren, um jo mehr, da fie jegt vielfach zur Ngitation be= 
nugt wird, In Eckernförde (e8 gibt überall Agitatoren) bat man unter 
dem Borwande von Gerechtſamen und Erbprätentionen Unruhen hervor: 
gerufen und dadurch das Anterefje des Landes, welches nur durch bürger: 
lihe Ordnung gedeiht, gefährdet. Ich Habe in Eckernförde cin ftrenges 
Exempel ıftatuirt, ich) babe es bei Gott ungern gethan, aber mein König 
bat mir befohlen, das Intereſſe des Pandes müſſe meine wichtigjte Sache 
jein, und Unruben fchaden demjelben. Durch Strenge gegen einige We— 
nige müſſen Griftenzen gefichert werben, welche durch Parteileidenſchaft 
bedroht find, Ah warne auch bier im Norden vor allen Demonjtratio: 
nen, wo fie möglicherweife in dänifhem Sinne ausfallen Fünnten ; 
ich dulde fie nicht. Der König Chriftian IX. bat feine Rechte an bie Her: 
zogthümer Str. Maj. dem Kaifer von Defterreih und Sr. Maj. meinem 
allergnätigften König übertragen. Das ift die einzige Bafis, auf welder 
die gejegliche Ordnung im diefem Lande erbaut werden kann. Wer diejer 
Bafis zumwiderhandelt, Der hat es. mit mir zu thbun Man gaufelt jet 
den Leuten von einem britten bünifchen Kriege vor. Sagen Sie body den 
Leuten, es fei Alles nicht wahr, fie follten es doch nicht glauben, e8 fei nichts 
als Agitation, durch welche man die Ruhe und das Glück bdiefes Landes in 
bie Ferne ſchiebe. Und noch Eins, wir fürchten den Krieg nicht, der Soldat 
wünſcht ihn, es ift unfer Metier. . Ich gehe morgen nad der Königsau 
und werde mir meine jieben Fuß Erde einmal anfeben. 

9 
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Laſſen Sie ſich durch bie Agitationen der Zeitungen nicht irre machen, betrad- 
ten Sie fih mein Geficht, und enticheiden Sie jid) Ipäter, ob Sie mehr Zu: 
trauen zu mir oder zu den Zeitungen fallen können.“ 

23/26. Dec. (Hamburg) Neuwahlen zur Bürgerſchaft. Bollftändiger 
Sieg der democratifchen Partei (die in ihren Programm die Be 
ftimmung der Verfajjung, nad der 60 Mitglieder der Verwaltungs: 
deputationen und Gerichte als ſolche Sig und Stimme in der Bür— 
gerichaft haben, mit den Grundſätzen des wahren Repräfentativiyftems 
für unvereinbar erffärt, das jeßige Confcriptionsgejfeß und die Stell— 
vertretung verwirft und allgemeine Wehrpflicht verlangt, ferner 
Boltsihulen für Kinder aller Stände, welche nicht unter Yeitung 
der Geijtlichkeit ftehen, Umgejtaltung der Auftizpflege auf Grundlage 
vollſtändiger Deffentlichkeit und Mündlichkeit nebjt Beſeitigung jeder 
Strafgewalt der Polizei, endlich Bejeitigung einiger Beitimmungen 
des Geſetzes über das Bürgerrecht, weldhe zu einer neuen politijchen 
Ungleichheit den Grund legen, fordert). 

24. „ (Kurhejjen) Die Ständeverfammlung wird auf unbejtimmte 
Zeit vertagt. 


25. „ Breußen). Dffizielle Erflärung des „Stantsanzeigers” über bie 
Vorgänge in Edernförde vom 14. d. M.: 

„Die an die Anweſenheit des Prinzen von Augujftenburg in Edern: 
förde fich fnüpfenden Vorgänge haben jelbftveritändlih das Gouvernement in 
Schleswig zu einer ernjten Unterfuhung gegen die Theilnehmer veranlaft. 
Durch die Entgegennahme der ibm als Lundesheren dargebrachten Ovationen 
hat fih der Prinz einen Tandesherrlihen Gharafter angemaßt im Widerſpruch 
mit den gegenwärtigen Autoritäten der Herzogthümer. Der Gouverneur 

machte in einem Schreiben vom 18. October den Prinzen auf die Folgen 
aufmerfjam , welche eine Wiederholung ſolcher Vorfälle für ihn perſön— 
lich haben müßte, Es iſt zu hoffen, daß das ernfte, vom Könige durch— 
aus gebilligte Ginjchreiten bed Gouverneurs die Wiederkehr von Ufurpae: 
tionsverjudhen einer unberechtigten Autorität verhindern werde. Sollte 
der Prinz nochmals ohne Erlaubnig des Königs ben jchleswig’ichen Boden 
betreten und Anlaß zu neuen Demonftrationen darbieten, fo wird feine 
Berhaftung zu gewärtigen fein.“ 

„ »- (Kurhejjen). Der Finanzminifter Dehn-Rothfelſer wird plös: 
lich entlaffen. Allgemeine Meinijterkrifis. Gerücht, daß ein ausge 
ſprochenes Reactionsminifterium im Anzuge fei und bereits mit dem 
Conſiſtorial-Rath Vilmar unterhandelt werde. 

26. „ (Defterreidh) lehnt die Annahme der Antwort des Senais 
von Frankfurt vom 20, d. M. auf feine Depefche vom 8. d. M. 
ab, weil erjtere der Iebteren „Behauptungen und Ausdrüde unter: 
Ihiebt, welche in derfelben gar nicht gebraudht worden find“. 

27. „» (Preußen). Die Kreuzzeitung erklärt die Forderungen Preu— 
ßens vom 22. Febr. bez. der Herzogthümer für einen überwunbenen 
Standpunft. 


„» » (Shleswig) Die Schleswig-Holftein-Vereine werden im gan- 
zen Amtsbezirfe Gottorf - Hütten aufgehoben und bei Strafe von 
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20—300 Thl., abgeſehen von der allfällig verwirkten ſonſtigen Strafe, 
verboten. 

27. Oct. Maſſau). Die I. Kammer beſchließt mit 20 gegen 4 (clericale) 
Stimmen die Wiederherſtellung der Verfaſſung von 1849. 

29. „ Generalverſammlung des Nationalvereins in Frankfurt. 

1. Deutfhe Frage Antrag des Ausſchuſſes: „I. Der Natio- 
nalverein Hält fett an feinem Statut, wonach er gleichzeitig die Einheit 
und freiheit Deutichlands anfirebt und am Programm von 1860, worin 
er den beutjchen Bundesjtaat mit einheitlicher Gentralgewalt und Parlament, 
fowie am Programm von 1862, wodurd er die Reichsverfafjung als Ziel 
jejtgejtellt. Der Nationalverein beharrt auch auf dem Satz jeines Pro: 
gramms von 1860, wonad unter der Bedingung, daß auch das preußijche 
Volk ſich der deutſchen Gentralgewalt und Volfsvertretung unterzuordnen be: 
reit jei, und daß die preußiſche Regierung Deutſchlands Intereſſen nach jeder 
Richtung thatkräftig wahrnehme und die umerläßlichen Schritte zur Her: 
flellung der deutichen Macht und Einheit thue, die Webertragung der Gens 
tralgewalt an das Oberhaupt des größten rein deutſchen Staates Seitens des 
beutichen Volles erfolgen werde, ſowie gleichzeitig an feinem in Weberein- 
ftimmung mit der Reichsverfaffung gefaßten Beichluffe von 1864, wonad bie 
Entiheidung über den Träger der Gentralgewalt der im Parlament vertre: 
tenen gejammiten Nation zuſteht. Der Nationalverein wiederholt endlidy den 
Ausdruc feiner Meberzeugung, daß zu einer gebeihlichen Löſung der deutjchen 
Frage im Wege der Reform der baldige Sieg eines wahrhaft frei: 
finnigen und nationalen Syitems in Preußen die erjte Be: 
bingung ift. I. In Uebereinftimmung mit dem Befchluffe vom 1. Nov. 
1864 erklärt der Nationalverein es wiederholt als eine Pflicht des deutſchen 
Volfes, zu wachen über dem Selbftbeftimmungsrehte Schleswig— 
Holjteins. Nur die Intereſſen Deutichlands dürfen es beihränfen. Bei dem 
Mangel einer bdeutjchen Gentralgewalt Fann nur Preußen zur Zeit bie 
Vertheidigung der deutfhen Küften und Grenzen im Norden wirkſam 
und nachhaltig durchführen. Mit Rüdficht darauf erfennt dev Nationalverein 
Die zwifchen preußichen Abgeordneten und dem engeren Ausſchuſſe der Schles: 
wig-Holftein:VBereine getroffene Berliner Vereinbarung vom 26. März 
I. Is. als eine genügende Baſis zur beiderfeitigen Berftändigung und zur 
Befriedigung der nationalen Intereſſen, foweit jolhe vor Durchführung der 
deutichen Neichsverfajjung möglich iſt. Nicht länger darf die Einberufung 
der Yandesvertretung der Herzogthlimer verzögert werden. Unerträglich 
faftet feit dem Wiener Frieden und dem Safteiner Vertrage auf dem von 
dänischer Willkürherrſchaft befreiten Lande die Vergewaltigung durch 
deutſche Bundesgenoffen, welche die Herzogthümer vollkommener Rechtlojig: 
feit Preis gibt, ja nicht einmal vor der gänzlichen Zerreigung der alten Vers 
bindung Schleswig-Holfteins zurückgeſchreckt iſt.“ 

Antrag dvd. Bürgers (Köln): „In Erwägung, daß die preufijche Re: 
gierung durch ihre innere, wie durch ihre deutjche Politik den nationalen 
Beruf Preußens verfennt und demfelben zuwiderhandelt, erklärt der Natio- 
nalverein: 1) Es ift gegen das Intereſſe Deutjchlands, der preußifchen Re: 
gierung irgend welche Befugnijfe der deutjchen Gentralgewalt auch nur vor: 
läufig und in bejhränftem Umfange zuzugeitehen. 2) Die na— 
tionale Partei hat bie antinationalen Beitrebungen Preußens und Oeſterreichs 
unbedingt zu befämpfen, und es iſt namentlich die Pflicht bes preu— 
Bifhen Abgeordnetenhaujes, die Oppofition, welche es gegen die 
innere Reaktion erhoben bat, auch auf dem Gebiete der deutjchen Politik 
Preußens zu bethätigen. 3) Die nationale Partei hat ihre Kraft dahin zu 
richten, daß die partifularijtiichen Tendenzen ſämmtlicher deutjcher Regierun: 
gen, welche der Reform der Bundesverfaffung entgegenſtehen, bejeitigt werden ; 
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4) ihre Aufgabe bleibt, auf bie Einberufung eines beutjhen Parlaments & 
zuarbeiten, welches die volle Macht habe, Deutihland eine den Bebürfnikr 
ber Nation entfprechende Verfaſſung zu geben.“ 

II. Wehrfrage. Antrag des Ausichuffes: „Die Verſammlung erfiäz 
Die allgemeine Wehrpflicht, welche ohne übermäßige Belaftung des Bolks zur 
in Verbindung mit jehr Furzer Rräfenzzeit durchgeführt werden Fann, arm 
dert die militärifche VBorbildung der noch nicht dienftpflichtigen Jugend. Tie 
jelbe hat mit dem Turnen zu beginnen und ijt möglichit bis zur feldmäßier 
Ausbildung der Compagnie durchzuführen. Der Nationalverein fordert jeim 
Mitglieder auf, zur Erreichung diejes Zieles mitzuwirken. Zunächſt it ms- 
bejondere anzujtreben : 1) Die Einführung des obligatoriihen Turnunterridc= 
an allen Schulen, auch den Volksſchulen. 2) Die Gründung von freiwilligen 
Augendwehren, befonders in den Städten, welche ficdh entweder an die Schuler 
anzuſchließen haben, oder, wo es möglich ift, die Unterjtügung des Militire 
in Beziehung auf den Unterricht gewinnen follten. 3) Ferner die Anitellum: 
vom Staat bejoldeter DOfficiere al8 Jugendwehrinftructoren. 4) Ueberlafiuns 
von Grerciergewehren an die Jugendiwehren vom Staat. 5) Herabiegung ber 
Präfenzzeit im Frieden für die in der Augendwehr Ausgebildeten. 6) Er 
leichterung der Schiegübungen für die Jugend in den Schützenvereinen.“ 


Referat des Abgeordneten Meb (Heſſen-Darmſtadt). Der Ar- 
trag von Bürgers wird mit großer Mehrheit verworfen und ber: 
jenige des Ausſchuſſes bez. der deutjhen und der Wehrfrage ange— 
nommen, ebenjo ein Antrag bezüglich der mecklenburgiſchen Cabincts- 
juftiz gegen die Mitglieder des Vereins in Rojtod. 


Anwefend find aus Heſſen-Darmſtadt 164, Frankfurt 115, Naffau 54, 
Preußen 16, Hannover 9, Baden 14, Kurheſſen 6, Bayern 3, Schleswis- 
Holſtein 4, Sachſen 2, Württemberg 1, aus mehreren Kleintaaten 13 Mitglieder. 
— Der Abg. Crämer von Doos (Bayern) und ebenjo Pfeiffer (Mürttembers 
erklären in Folge ber Ergebnijje der Abgeordneten:Berfammlung (Ausbleiben 
der Preußen) und der General:Berfammlung des National:Vereins mit Eclat 
ihren Austritt aus dem leßteren. — Nach dem Berichte bes Ausichufjes it 
— Zahl der activen Mitglieder des Vereins von 23,000 auf 17,000 berat- 
gejunfen. 


23,0. (Schleswig-Holftein). Antwort des Herzogs Friedrich auf 


30, 


die Zufchrift des General Manteuffel vom 18. d. M.: 


„. . . . Es wird jet wohl auf das evidentefte fich herausgeftellt haben, wae 
bei dem rein privaten Zwed meiner Reife felbjtverftändlich ift, daß die lovale 
Begrüßung feitens der Stadt Eckernförde ohne jedivede Anregung von meiner 
Seite und im natürlichen Ausdrud lang zurüdgedrängter Gefühle erfolgt if. 
Es mag jein, daß die Aeuferungen foldyer Gefühle unterbrüdt werben 
fünnen — bas Gefühl der Anhänglichfeit an das einheimische Fürftenbaus 
und bie Treue gegen bas Recht bes Landes werben fortbeftehen. Um dem 
Lande diefen unabjehbaren Kampf zu erjparen, gibt e8 ein Mittel, auf welches 
bie Bevölferung Schleswig = Holiteins ein unangefochtenes Recht befigt, und 
deſſen Ergreifung ich jederzeit befürwortet babe, Ew. Greellenz würde ſich 
die Dankbarkeit aller Schleswig-Holfteiner erwerben, wenn Sie ibre bevor: 
zugte Stellung dazu benugen wollten, um Se. Majeftät ben König, Ihren 
allergnäbdigften Herrn, zu bewegen, die Berufung einer freigewäbhlten Landes 
vertretung herbeizuführen, und berjelben zu ihrem Theil die Enticheidung über 
das Geſchick dieſes vielgeprüften Landes anheimzuftellen“. 


» (drankffurt). Der Senat erläutert gegenüber Oeſterreich 
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feine ibentifhe Antwort vom 20. d. M. auf die Depefchen Oefter: 
reihe und Preußens vom 6/8. Oct. 

m... Der Senat, welder ſich verpflichtet findet, auch bei bem gegenwär⸗ 
tigen Anlafje bie ber freien Stabt Frankfurt gleih allen andern Staaten 
des Bundes in ben Fundamentalgeſetzen zugeficherte Unabhängigkeit und Un: 
verlegbarfeit zu wahren, iſt fih bewußt, fein Verhalten, den in dem erwähn— 
ten Erlajje beiprochenen Verſammlungen gegenüber, genau nad) Vorſchrift der 
biefigen Gefeggebung bemeſſen zu haben; er muß darauf aufmerkſam machen, 
dab die franffurtiiche Geſetzgebung über Prefie und Vereine den von dem 
Bunde besfalls erlajjenen Vorſchriſten gefolgt it, fein Verhalten ſonach auch 
ben Gejeken des Bundes entjprochen bat und daß, wenn jene Borjchriften 
mangelhaft fein jollten, was er weder unterfucht bat, noch behaupten will, 
er dafiir nicht verantwortlich gemadyt werden fann... er verbindet endlich 
damit die Berficherung, daß er auch ferner, wie bisher, die Negel für fein 
Berhalten nur in den Vorjchriiten des Rechts und der Geſetze wird finden 
fünnen. Der Unterzeichnete erlaubt ſich übrigens mit derjenigen Offenheit, 
zu welcher der Senat gegen die Kaijerlich Königliche Regierung fters ſich ver— 
pflichtet fühlt, das Nachfolgende anzufügen. Der Senat kann jich der Wahr: 
nehmung nicht verichliegen, daß im gefammten Deutfhlandb das Be: 
dürfniß nach Veränderung in der politiichen Organijation fi mehr und 
mehr jühlbar macht. Ueber die form der Veränderung baben die Anfichten 
bis jetzt ebenſowenig ſich geklärt, als über die rechten und gerechten Mittel, 
um zum Ziele zu gelangen. Das Ringen findet feinen Ausdrud in Vereinen, 
Terfammlungen und in der Prejje. Alle leiden aber unter dem Mangel an 
Klarheit, welcher über der ganzen Frage Liegt und daher erwachſen bie Ber: 
irrungen, welche zu Zeiten in allen jenen Gricheinungen zu Tage treten. 
Solche Verirrungen werben aufhören, jobald den Regierungen gelingt, 
die Form für bie Veränderungen zu finden, deren Notbwendigfeit alljeitig 
anerkannt iſt. Inzwiſchen werden jolche Verirrungen dem Geſetze verfallen 
müſſen, joweit fie mit demjelben im Widerfpruche ftehen. Gin gewaltja: 
mes Einſchreiten dürfte, mit Nüdficht auf das anerfannte Bedürfniß, 
aus welchem die Bewegung hervorgegangen iſt und weil ihm jede Befrie— 
digung jehlt, dauernde Ruhe zu verfchaffen nicht geeignet jein.“ 

0.Det. (Medlenburg) Prof. Baumgarten wird vom afademifchen 
Gericht von Roftod wegen ber von Profeffor Ewald in Göttingen 
herausgegebenen Schrift „Gerichtliche Urkunden der jüngjten Beur: 
theilung dcs Prof. Baumgarten 1864" zu 18 Wochen Gefängniß 
und 200 Thlen. Geldbuße verurtheilt. (Der Verurtheilte hatte auf 
jede DVertheidigung „einer Behörde gegenüber, die zweierlei Maß 
babe, das eine gegen ihn, das andere für den Gonfiftorialrath 
Krabbe” verzichtet.) 

» (Holftein) Der k. k. Statthalter Gablenz macht dem Herzog 
Friedrih einen Beſuch, um ihn perjänlih „in fchonenditer Weije“ 
auf die unvermeiblichen Folgen einer Erneuerung der Vorfälle in 
Edernförde vom 14. d. M. aufmerfjam zu maden. — Ein Erlag 
der Landesregierung verbietet „für die Dauer des Provijoriums“ 
der Prefje alle Ausdrücke, welche „einen andern als den Yandes- 
bern (Dejterreih und Preußen) als den regierenden Herzog be: 
zeichnen oder welche einen bejtimmten Namen der Zahl beifügen, 
durch welche die Reihenfolge unter den regierenden Herzögen ange: 
geben wird.“ 
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31. Oct. (Schleswig). Ein Reſcript des Hrn. v. Zedlitz verbietet = 
Preſſe, den Erbprinzen von Auguſtenburg als „Friedrich VL‘ 
oder „ben Herzog“ oder „Se. Hoheit den Herzog“ oder überbum 
als „Herzog“ zu bezeichnen, bei „Etrafe der Zurüdnahme ber Ges 
ceſſſon.“ 


„„Gayern). Im allen größeren Städten des Landes haben num 
mehr Verſammlungen ftattgefunden und find Nejolutionen gegen ® 
Vergewaltigung der Herzogthümer burd die beiden Orokmäde 
namentlid Preußen, gefaßt worden. 


„» » (Schleswig) Antwort des General Manteuffel auf die > 
Ichrift des Herzogs Friedrid vom 29. d. M.: 

„Ich Tann auf den Anhalt Ihres Briefes nicht näber eingenen: ber! 
enthält einen Rathſchlag. Ich bin nicht in dem Verhältniß, ſolchen von Üx 
Durchlaucht entgegenzunebmen. Ahr Brief enthält ferner den Beweis, d 
Ew. D. über die Bedentung vorbereiteter Demonftrationen einzelner Tarz 
gänger wie über die eigentliche Stimmung der Bevölferung Schleswige m 
vollfommen unterrichtet find. Hierüber wird allein die Zukunft ew. £ 
aufklären. Wenn Ew. D. meine Anjchauungen über die Gdernförder x 
gänge als nicht richtig bezeichnen, jo muß ich ausiprechen, daß ich he 
nicht die Berechtigung zuerkenne, mir in diefer Ausdrudsweife zu ſchreite 
und daß ich dieſen Ausdruck auf das Beſtimmteſte zurückweiſe.“ 


— „r(Bürttemberg) Die Mehrzahl der Abgeordneten zur ] 
Kammer richiet eine Adreſſe an den ſtändiſchen Ausſchuß für Wal 
rung ber durch die beiden Großmächte bedrängten Celbitjtänbiate 
Frankfurts: 

. . . Das „eigene Gingreifen“ der beiden Großmächte in die innen 


Verhäliniſſe Frankfurts wäre eine Verachtung der erjten Grundlagen ? 
Bundes: und Völkerrechts; es wäre eine Fortſetzung der in Schle 
Holjtein begonnenen Bergewaltigung der jchwächeren YBundesglieder. Zolt 
aber jene weiteren Schritte in der Anrufng des Bundestages zu Cinmidu 
in das öffentliche Recht der freien Stadt Frankfurt beitchen, jo wäre Tr 
ein Rüdgriff zu jenem verderblichen und allſeitig verurtbeilten Spiteme, ® 
Bundesverfammlung, der biezu jede Grmädtigung fehlt, zu Verletzung & 
Landesgejege und zu Unterdrüdung der Bollsrchte zu mißbraucen. M 
beutichen Verfaſſungen, insbejondere aber auch unjere württembergiice Yar 
besverfaflung, würden turd einen ſolchen Act nicht minder als durd di 
einfeitige, gewaltfame Vorgehen von Preußen oder Defterreich gefährdet ı 
in Frage geftellt...“ 


4. Nov. (Bundestag) Payern, Sachſen und Heffen-Darmftadt jtela 
einen neuen Antrag bez. der ſchleswig-holſteiniſchen Frage: 


„In der Situng der hohen Yundesverfammlung vom 27. Juli d. } 
haben die Regierungen von Bayern, Königreih Sachſen und Großberzogtiur 
Heſſen einen Antrag gejtellt, welcher auf die Herftellung eines allſeitig am“ 
kannten Nechtszuftandes in den Elbherzogthlimern gerichtet war und dem Au‘ 
ſchuſſe für die holfteinslauenburg’sche Berfaliungsangelegenheit zugewieſen wur! 
Unter Bezugnahme auf diefen Antrag haben in der Sitzung vom 24. Au" 
d. J. die höchften Regierungen von Dejterreih und Preußen ber Yun“ 
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verfammlung eine zwifchen ihnen am 14. Auguft d. J. verabrebete und am 
20. deſſelben Monats von ben beiden hohen Monarchen genehmigte Neberein- 
kunft mitgetheilt, welche die Verwaltung der Herzoathümer proviforifch ordnet. 
Damit war die Eröfinung verbunden, daß bie beiden höchſten Regierungen 
ernftlich bemüht jeien, die Frage der Elbherzogthümer einer definitiven Löſung 
zuzuführen, und das Erſuchen getelt, hohe Bundesverſammlung wolle bem 
Ergebnifje der weitern Verhandlungen zwiichen Dejterreih und Preußen mit 
Vertrauen entgegenjehen, indem zugleich weitere Mittheilungen vorbehalten 
wurden. Auch diefe Vorlagen wurden dem obengenannten Äusſchuſſe zuges 
wiejen. In einer Sitzung diejes Ausichufjes vom 31. Auguft d. J. bean 
tragten die Gejandten von Bayern und Königreih Sachſen die fojortige Er: 
ſtattung eines Bortrags über den Antrag vom 27. Juli d. J. da biefer durch 
bie® gemeinjfame Erflärung der höchſten Regierungen von Defterreich und Preußen 
vom 24. Aug. d. J. nicht als erledigt angefehen werden fünne und von einem 
entjprechenden Bundesbeſchluſſe ein Einfluß auf die Geftaltung und die Er: 
gebnifje der noch ſchwebenden Verhandlungen erwartet werben dürfe. Die Ge: 
jandten von Defterreih und Preußen erklärten hierauf, daß auch fie durch 
ihre Erklärung vom 24. Auguft d. J. den Antrag vom 27. Quli d. J. Feines: 
wegs als volljtändig erledigt anſähen, ſich aber doch im Hinblid auf bie bie: 
ber nicht zum Abſchluſſe gebrachten Berhandlungen ihrer Regierungen über 
den weiteren Inhalt des Antrags zur Zeit nicht zu Außern, mithin an ber 
Erjtattung eines Bortrages einitweilen nicht mitzuwirken vermöchten. Hierauf 
beſchloß die Majorität des Ausichuffes, von einer Vortragserftattung einft: 
weilen Abjtand zu nehmen, und die hohe Bundesverfammlung, welcher in ber 
26. Sigung vom 31. Aug. d. J. über diefe Ausſchußverhandlung Mittheilung 
gemacht wurde, bejchloß fih bis zum 26. Oft. d. J. zu vertagen gegen bie 
Stimmen von Bayern, Königreid” Sachſen und Großh. Hefjen, welche eine 
Vertagung nicht für angemeſſen evachteten, bevor über ihren Antrag vom 
27. Zuli d. J. Beſchluß gefaßt fei. Die antragftellenden Regierungen können 
nach reifliher Erwägung nur die Ueberzeugung theilen, daß der Antrag vom 
27. Quli d. Is. durdy die Mittheilungen vom 24. Auguft d. Is. in feiner 
Weiſe erledigt it und daß es ebenjo jehr im Rechte und Intereſſe der hoben 
Bundesverfammlung ſelbſt als der Herzogthümer und ihres erbberedhtigten 
Fürften liegt, dag über jenen Antrag baldmöglihit Beſchluß geſaßt werde. 
Abgejehen davon, daß für die in Ausficht gejtellten weitern Mittheilungen ber 
böchiten Regierungen von Dejterreih und Preußen fein Zeitpunkt bejtimmt 
worden ift, wirde ja durch das Abwarten jener Mittheilungen der ganze 
Zwed desAntrags vereitelt und von Seite der hohen Bunbes: 
verjammlung auf jede Mitwirfung zur befinitiven Rege— 
lung ber Angelegenheiten ber Herzogtbümer verzichtet, wozu 
wenigitens die Uebereinfunft von 20. Auguft d. Is. in Feiner Weile eine 
Veranlaſſung bietet. Die antragjtellenden Regierungen halten es jetzt nicht 
für angemefjen, in eine Erörterung über dieje Convention einzugehen, indem 
jie deßhalb der Berathung und Vortragerjtattung bes Ausſchuſſes nicht vor— 
greifen wollen. Sie begnügen fi vielmehr, hervorzuheben, daß gegenüber 
der definitiven Ueberweifung des Herzogthums Lauenburg an Se. Maj. ben 
König von Preußen, welcher die freie Zuftimmung der Bevölkerung und ihrer 
Vertreter vorausging und nachfolgte, jedenfalls die Frage der Zuläffigfeit des 
bundesrechtlichen Austrägalverfahrens über die von mehreren Bundesgliedern 
erhobenen Grbanfprüche offen bleibe und daß die Modalitäten des bezüglich 
der Herzogthümer Schleswig und Holftein getroffenen Provijoriums, weit ent— 
fernt, den Antrag vom 27. Juli d. 3. überflüffig zu machen, vielmehr die 
bringendfte Veranlaſſung bieten, im Geifte diefes Antrags ſich auszufprechen. 
Um von allen übrigen Punkten zu ſchweigen, genügt es, ins Auge zu fallen, 
daß das genannte Provijorium gerade von dem Hauptſatze abweicht, welcher 
bisher ſowohl von den Herzogthümern jelbft alsvon der hohen Bundesverfammlung 
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der Vertheidigung und Wahrung ihrer Rechte zu Grunde gelegt worden iſt, — von 
dem Grundfahe der untheilbaren Zufammengebörigfeit beider Lande, und daß von 
einer Betheiligung der Bevölferung und ihrer Vertreter an ber endgiltigen Regelung 
weber in der Convention vom 20. Auguft db. 3. noch in den Erflärungen 
vom 24. Auguft d. 2. die mindefte Andeutung enthalten ift. Die antrag- 
ſtellenden Regierungen erachten daher die hohe Bundeswerfammlung ebenie 
berechtigt als verpflichtet, gerade jept, während bie Berhandlungen über die 
definitive Ordnung noch ſchweben, ſich auszufprehen und darauf binzumirken, 
daß das Nefultat diefer Verhandlungen ben alljeitigen Rechten entiprede. 
Da jedod Fein Mittel zu Gebote ficht, bie Majorität des Aus— 
ſchuſſes zur Bortragerftattung zu beitimmen, jo wenden fich bie 
genannten Regierungen unmittelbar an bie hohe Bundeöverfammlung, indem 
fie den Antrag vom 27. Juli d. J. in ben durch die jpätern Erckgniſſe ge: 
botenen Modififationen wiederholen und um Abjtimmung über denjelben obne 
Berweifung an den Ausſchuß erfuchen. Aus diefen Erwägungen jtellen die 
enannten Regierungen den Antrag: „Hohe Yundesverjamlung wolle be 
liefen: an die höchſten Regierungen von Defterreih und Preußen das Er: 
fuchen zu richten: 1) daß fie baldigjt eine aus freien Wahlen hervorgehende 
allgemeine Bertretung des Herzogtums Holjtein berufen, um zur definitiven 
Löfung der bezüglich der Elbherzogtbümer noch fchivebenden Kragen mitzu— 
wirken; 2) daß fie auf die Aufnahme des Herzogthums Schleswig in den 
deutfchen Bund hinwirken. Zugleich beantragen die genannten Regierungen, 
baf über bdiefen ihren Antrag in einer der nächſten Sitzungen der boben 
Bundesverfammlung abgeftimmt werde. Indem bie genannten Regierumgen 
jolhemnah ihren unterm 27. Quli d. J. eingebrachten Antrag, ſoviel die 
Punkte 1 und 2 bdefjelben betrifft, hiermit zurüdziehen, haben fie dagegen über 
Nunft 3 des letztgedachten Antrags der Vortragserjinttung des Ausſchuſſes 
entgegenzufehen.“ 


Die Antragfteller bleiben mit ihrem Begehren auf jofortige Ab- 
jtimmung in der Minderheit; die Mehrheit beſchließt vielmehr auf 
ben Antrag Defterreihs und Preußens, erjt in 14 Tagen barüber 
Beihluß zu fallen, ob der Antrag an den Ausſchuß zu vermweijen 
fei oder darüber unmittelbar abgeftimmt werden jolle. 


Sachſen und Goburg-Gotha treten nadjträglid dem Begehren 
Weimars und Meiningens bei, daß die Frage wegen Lauenburg 
einem Austrägalverfahren überwieſen werbe. 


4. Nov. (Bayern). Der Minifter des Innern, Hr. v. Neumayr, bittet 


7. 


unerwartet um feine Entlafjung, die ihm unter dem 7. Nov. ge 
währt wird. 


„ (Preußen). Graf Bismard Fehrt von feiner Babercife nad 
Diarrik und Paris wieder nad) Berlin zurüd. Der Erfolg ber 
Miffion fcheint den Hoffnungen des preuß. Regiments nicht ent: 
ſprochen zu haben. 

[Kreuzztg.: „Die Verbindung der Herzogtbümer mit Preußen bietet feine 
geringere Nenderung ber Karte von Europa bar, als feinerzeit die Erwerbung 
Schleſiens. Wird die zweite Erwerbung billiger fein, als die erfte? Solange 
das Proviforium dauert, mag die Lage den Anfchein bewahren, als interefiire 
bie Entwidlung nicht wejentlich die andern Mächte. Mit dem erften Schritt 
aber aus dem Proviforium hinaus bürfte das bisherige Nebelbild der euro: 
päilhen Politif einen andern Charakter annehmen, welcher bie forglofen An: 
nerionsfanguinifer enttäufchen müßte.“ ] 
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9. Nov. (Bayern) erflärt durch feinen Gefandten in Berlin dem bor: 


10. 


13. 


14. 


15. 


17. 


tigen italieniſchen Geſandten, daß es bereit jei, das Königreich Italien 
anzuerkennen. 

„ (Sadjen) erflärt ſich in Berlin bereit, einen Handelsvertrag 
mit Italien abzuſchließen, deſſen Ratification jeinerjeits in derjenigen 
Faſſung erfolgen werde, welde der italieniihen NRegierung genehm 
fei und erläutert in einer Depeihe an feinen Bundestagsgefandten, 
warum es von feiner früher ausgefprochenen Anficht abgehe, „daß da, 
wo es fih um Anerkennung von Veränderungen handle, bie im 
Gegenſatz zu bejtehenden europätjchen Verträgen eingetreten find, ber 
Fund zu bejchliegen habe, bevor die einzelnen Bundesjtaaten, jofern 
fie nicht gleichzeitig die Stellung europäifcher Großmächte einnehmen, 
damit vorgehen“. 


» (Frankfurt). Der gejetgebende Körper ſpricht dem Senat ein: 


jtimmig feine Anerkennung aus für die kräftige Wahrung der Rechte 
der freien Stadt gegenüber den beiden Großmächten. 


» (Bayern). Der Nürnb. Anz. greift in einem heftigen Artikel 
das Injtitut des kgl. Cabinetsjecretariats als verfaflungsmwidrig an. 


„Maſſau). Die Ständeverſammlung beſchließt mit großer Mehr: 
beit, die herzogl. Regierung zu erfuchen: 

„1) Die Tröfenzzeit der Truppen einjtweilen auf zwölf Monate zu be: 
ſchränken; 2) mit allen der Regierung zu Gebote ftehenden Mitteln Hr die 
militäriihe Vorbildung ber nichtdienftpflichtigen Jugend, als das nothiwendige 
Erforderniß zur Grreihung einer furzen Rräfenzzeit, zu wirken und zu bie 
jem Zwecke namentlih a) in allen Schulen, insbejondere den Volkoſchulen, 
obligatorischen Turnunterricht mit Rüdjicht auf die militärifche Erziehung ber 
Jugend einzuführen; b) die Bildung freiwilliger AJugendwehren nicht nur zu 
geftatten, ſondern denſelben allen möglichen Vorſchub dadurch zu leiften, daß 
denjelben die erforderlichen Grerciergewebhre überlajjen und Anftructoren von 
dem Staate bejtellt werden; ec) für die in den Jugendwehren Ausgebildeten 
eine Herabjegung der Präfenzzeit im Frieden in Ausficht zu ftellen.“ 

» (Baden). Erneuerungswahlen zur IL Kammer. Totale Nieder: 
lage ber clericalen Partei, die auch nicht einen ihrer Ganbidaten 
durcdhgujeßen vermag, jo daß die Kammer in Zukunft nur nod) einen 
einzigen Vertreter dieſer Partei, von früher ber, zählen wir. 

„ (Schleswig: Holftein).. Jahrestag der Proclamation des 
Herzogs Friedrih von 1863. Sn Folge polizeilicher Berhinderung 
unterbleibt die äußerlihe Feier durch YFahnenihmud u. dgl. Um 
jo energiſcher ſprechen fich dagegen ſämmtliche größere Blätter bes 
Landes für die Selbjtändigfeit desjelben und gegen bie Annerions: 
bejtrebungen Preußens aus. 

„ (Säleswig:Holjtein). Letztes Schreiben des Herzogs 
Friedrich an den preuß. Gouverneur von Schleswig, Gen. v. Man: 
teuffel, in Folge der Edernförder Borfälle: 

„Ew. Erc. geehrtes Schreiben vom 31. Oft. habe ich empfangen. Wenn 
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Sie bie in meinem Schreiben enthaltene Bemerkung über eine wũnſcheus— 
werthe Berufung einer freigewählten Landesvertretung als einen Rathſchlag 
auffafien, fo war meine Abjicht eine andere. Während Sie meinen, ich ja 
über die eigentlihe Stimmung der Bevölkerung von Schleswig.Holftein um: 
vollfommen unterrichtet, jo wünjchte ich lediglich, daß alle Welt Darüber au! 
dem einfachiten Wege vollkommen unterrichtet werden möge. Wenn Emw. Gre. 
mic nicht für berechtigt halten, von Ahnen anerfannte Thatſachen als richtig 
nicht anzuerkennen, fo iſt auch hierin mein Standpunft ein anderer. ch trage 
fein Bedenken, Jedermann das Recht zuzugeftehen, mir gegenüber fich gegen 
thatjächliche Behauptungen zu verwahren, zumal dann, wenn meine Kenntnis 
nicht auf eigener Wahrnehmung berubt. Im MUebrigen jehe ih mid nich! 
veranlaßt, auf Ahren Brief näher einzugehen, und betrachte meinerjeits bieie 
Gorrefpondenz als gejchlofjen.“ 


18. N. (Bundestag) Abſtimmung über den Antrag von Bayern, 


Sachſen und Heflen-Darmftadt vom 4. Nov. bez. der jchleswig-hol- 
fteiniichen Frage. Erklärung Dejterreihs und Preußens: 

„Bereits früher haben die Regierungen von Defterreih und Preußen die 
Abfiht ausgeiproden, auf eine Berufung der Stündeverfammlung bes Herzog: 
thums Holjtein Vedacht nehmen zu wollen. Es ijt in dieſen Intentionen 
auch jett eine Aenderung nicht eingetreten, nachdem die Ausübung der Son: 
veränetätsrechte im Herzogthum Holitein auf Se. Maj. den Kaijer von Deiter: 


reich übergegangen ift, jedoch muß die Wahl des Zeitpunfts für die Berufung 


der Stände noch weiterer Erwägung vorbehalten bleiben und kann der gegen: 
wärtige Augenblid als dazu nicht geeignet ericheinen. Seiner Zeit merden 
die beiden allerhöchften Negierungen gern bereit fein, der hohen Bunbesver: 
ſammlung, jobald die Sache fo weit gedieben fein wird, weitere Mittheilungen 
zufommen zu lajjen. Auf die unter Punlt 2 des Antrags geitellte Anfrage 
wegen Aufnahme des Herzogthums Schleswig in den beutjchen Bund find die 
beiden Negierungen nur in der Lage zu enwidern, daß jie in cine eingehende 
Erörterung dieſer Frage für jegt einzutreten aus mahgebenden Gründen fich 
nicht veranlaßt jehen fünnen. Wenn aud nad dem Dafürhalten der beiden 
allerhöchſten Regierungen der vorbezeichnete Antrag mit diefer Grfiärung im 
Wefentlihen ſchon feine Erledigung finden dürfte, jo find gleihwohl die Ge— 
jandten, mit NRüdficht auf den Unftand, daß eventuell im Ausſchuſſe fich die 
Gelegenheit weiterer Aeußerung und Erörterung ergeben bürite, beauftraat, 
die Verweiſung des Antrags nebft diefer von ihnen abgegebenen Erflärung an 
den Ausschuß für die holſtein-lauenburgiſche Verfaffungsangelegenheit zu be: 
fürworten.“ 

Bei der Abſtimmung wird nach dem Verlangen der beiden Groß— 
mächte mit 8 (worunter auch Württemberg und die freien Städte) 
gegen 7 [Bayern, Sachſen, Heſſen-Darmſtadt, Baden, die 12 (Wei: 
mar), die 13. (Braunfhweig und Naffau) und die 16. Curie 
(Liechtenftein, Neuß, Lippe, Waldel und Homburg) Stimmen (Lurem: 
burg enthält fi der Abftimmung) die jofortige Beſchlußfaſſung ver: 
worfen und die Verweifung an ben Ausſchuß beſchloſſen. Bayern, 
Sachſen und Heflen:Darmftadt geben darauf folgende Erklärung zu 
Protofoll: 

„Nachdem ber von den Regierungen von Bayern, Königreihd Sachſen umd 
Großherzogthum Heſſen in ber legten Sitzung geftellte Antrag die Zuftimmung 
hoher Bundesverfammlung nicht erlangt bat, ſehen fich gedachte Regierungen 
zu nachftehender Erklärung veranlaft. Als im Jahre 1846 das Beſtreben 
der Krone Dänemark, die Succefjionsverhältnijje der Herzogthümer Holſtein 
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und Schleswig umzugeſtalten, burch den offenen Brief Sr. Maj. des Königs 
Ehriſtian VIII, hervorgetreten und dagegen ſchleswig-holſteiniſcherſeits am 
Bunde Beſchwerde erhoben war, ſprach die hohe Bundesverſammlung, geleitet 
von dem Grundſatze, daß im deutſchen Bunde das NRundesreht und nicht 
politijche Gomvenienz entjcheide, die Erwartung -aus, es werde die cndliche 
Feſtſtellung der in dem offenen Briefe beiprochenen Verhältniffe nur unter 
Beachtung der Rechte Aller und Jeder, insbefondere aber unter Beachtung ber 
Rechte des deutjchen Bundes, erbberechtigter Agnaten und ber geſetzmäßigen 
Pandesvertretung Holjteins fhattfinden. Zugleich behielt fich damals die hohe 
Bundesverfammlung vor, eintretenden Falles ihre verfaffungsmäßige Compe— 
tenz geltend zu machen. Den Anlaß zu folcher Geltendmachung gab das Ab: 
leben Er. Maj. des Königs Friedrichs VII von Dänemark, Herzogs von 
Holjtein und Lauenburg. Der Stellung entiprechend, welche die Bundesver— 
ſammlung zu der boljteinishen Succeſſionsfrage durch den Beichluß vom 
17. September 1846 bereits im Noraus eingenommen batte, und dem da— 
mals befolgten Grundſatze getreu, beichloß dieſe hohe Verſammlung in ihrer 
Eikung vom 28. November 1863 die zeitweilige Suspendirung dev Führung 
ber boljteinslanenburgifchen Stinnme und die Nichtzulaffung des bisherigen 
k. dänifchen, berzoglich boljteinzlauenburgifchen Gefandten. In der Sikung 
vom 7. December beichloß zwar die Bundesverfammlung, und zwar nur mit 
einer Stimme Majorität, die Verhängung der Bundeserecntion über gedachte 
Herzogthümer gegen die von der Minorität gewollte Beſetzung für den recht— 
mäßigen Nachfolger; e8 wurde jedoch jowohl in den Erklärungen ber antrag: 
ftellenden Regierungen, als in den Motiven des Bundesbeſchluſſes hervoracho: 
ben, daß damtit der Erbfolgefrage nicht vorgegriffen werden Tolle. Durch den 
Bundesbeſchluß vom 25. Febr. 1864 wurde ferner fejtgeitellt, daß bie am 
28. Nov. 1863 zur Borlage gekommene Vollmacht König Chriſtian's IX. 
von Dänemark für den Frhrn. v. DirdinfHolmfeld aus dem Titel des Lon— 
doner Vertrages nicht angenommen werden fünne, vielmehr der Ausſchuß über 
die Erbfolge in Holjtein und Pauenburg zum Zwecke der Enticheidung über 
die vorliegenden Vollmachten mit möglichſter Beichleunigung weiteren Vortrag 
erjtatten jolfe, ohne dabei biefen Vertrag zur Grundlage zu nehmen. Auf 
ber zu London am 25. April eröffneten Gonferenz erklärte fich der Bevollmäch— 
tigte des Bundes in Uebereinftimmung mit den Bevollmächtigten von Oeſter— 
reich und Preußen am 28. Mai 1864 „„für die vollftändige Trennung der 
Herzogthüimer Schleswig und Holftein vom Königreide Dänemark und für 
ihre Vereinigung in einen einzigen Staat unter ber Spuveränetät bes Erb: 
prinzen von SchleswigsHolftein-Sonderburg-Auguftenburg, der in den Augen 
Deutſchlands nicht allein die meiften Rechte auf die Nachfolge in ben genann— 
ten Herzogthümern geltend zu machen vermöge und deſſen Anerkennung Geis 
tens bes deutſchen Bundes daher gefichert fet, Jondern der auch unzweifelhaft 
die Stimme der weitaus überwiegenden Mehrzahl der Bevölkerung dieſer 
Länder für fih habe““, und die Bunbdesverfammlung genehmigte unterm 
2. Juni befjelben Jahres dieſe Erflärung Die hoben Regierungen von 
Dejterreih und Preußen, welche laut ihrer dem Bunde unterm 14. Januar 
1864 gemadten Eröffnung erflärt hatten, den gegen Dänemark unternoms 
menen Kricg für die Nechte des beutichen Yundes führen zu wollen, beren 
Bevollmächtigte auf ber Londoner Gonferenz deſſelben Jahres die Hinfälligfeit 
des DBertrages von 1852 und bes daraus hervorgegangenen dänischen Thron» 
folgegefeges in Bezug auf die Herzogthümer Schleswigsholitein anerkannt 
hatten, ſchloſſen hierauf mit Dänemark einen Frieden, fraft deſſen fie fich bie 
vom Könige Ghriftian IX. aus eben biejen Staatsaften abgeleiteten Rechte 
abtreten liegen, ohne die Erbrechte, noch die Zuſtimmung bev Bevölferung, 
noch diejenige de8 Bundes vorzubehalten. Die Bundesverfammlung erhob 
hiergegen feinen Ginfpruch, in dem von den deutichen Regierungen mebrfad) 
geäußerten Vertrauen, daß bie Form, in welcher die von ben beutjchen Regie: 
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rungen und der beutichen Nation erfirebte Losreißung jener beutichen Länder 
von fremder Herrſchaft vollzogen wurde, den Anforderungen des Rechts nichte 
vergeben werde. In dem nÄämlichen Vertrauen, welches auch bei diefer Ge 
legenheit mehrjeitig ausgeſprochen wurbe, willigte die Bundesverſammlung in 
bie Entfernung der Bundestruppen aus ben Herzogtbümern Holitein und 
Lauenburg. Sie gab demjelben endlich erneuerten Ausdrud durch ihren Be: 
ſchluß vom 6. April d, %. Die Regierungen von Bayern, Königreich Sachſen 
und Großherzogtum Hellen verzichten darauf, in eine nähere Darleyung 
Defjen einzugeben, was Seitens ber hohen Regierungen von DOefterreich und 
Preußen inmittelſt geiheben ift. Es ericheint ihnen müßig, daran zu erinnern, 
daß Schritte geichehen find, welche mehr und mehr darauf abzielen, bie na: 
tionale Frage von Schleswig-Holſtein einem thatſächlichen Mb: 
ſchhuſſe zuzuführen, ohne die Stimme eines erbberechtigten Fürſten, ber 
Herzogthümer jelbit und des deutjchen Bundes zu bören und zur Geltung 
fommen zu lajjien. Wenn die Mehrheit hoher Bundesverfammlung, wie es 
den Anjchein gewinnt, gemeint tjt, ſich dieſem Verlauf gegenüber, wenn nicht 
ausdrüdlich billigend, doch ſtillſchweigend zu verhalten, jo haben die genann- 
ten drei Regierungen diefen Mehrheitsbeſchluß, jo tief fie denjelben ihrer im- 
nerjten Ueberzeugung nad beklagen müſſen, dennoch zu achten, und es ſteht 
nicht in ihren Macht, ihren Bejtrebungen für eine andere Haltıng dee Bun: 
des den gewünjchten Erfolg zu verichaffen. Wohl aber glouben fie, n ach dem 
fie alle ihnen nad der Bundesverfajjung zu Gebot ſtehenden 
Mittel erihöpft haben, ſich jelbit ſchuldig zu fein, zu erflären, das, 
fo ferne und jo lange niht dem Bunde zu einer von ber 
Grundlage des Rechts ausgehenden BerathbungundBeihlun: 
faffung Ausfidht geboten wird, fie ihre Aufgabe und Thätig- 
feit in dieſer Angelegenheit innerhalb der Bundesverjamm:- 
lung als abgeſchloſſen betradten und jih auf eine laute und 
entfhiedeneBerwahrung gegen jede dbiefer Grundlage fremde 
Abmahung beichränfen werden“, 


19. Nov. (Schleswig). Der preuß. Gouverneur, Gen. v. Manteuffel, 


20. 


verbietet die drei gelejenften Blätter der Herzogthümer in Schleswig: 

Erlaf von Hrn. v. Manteuffel: „Die Kieler Zeitung, bie Itzehoer 
Nachr. und Schleswig:Holfteinifhe Zeitung fahren fort, den von St. Maj. 
meinem Herrn und Könige und Sr. Maj. dem Kaijer von Oeſterreich ge: 
ſchloſſenen Gafteiner Vertrag als nicht zu Recht beitchend und als eine Wer: 
gewaltigung der Herzogthümer binzuftellen. Die Bewohner Schleswig-Hol— 
fteins müßten nad meinen Ausſprüchen hierüber es als Shwäde anjeben, 
wenn ich diefe Blätter in dem meiner Verwaltung anvertrauten Yandestbeile 
verbreiten ließe. Ich verbiete fie daher für Schleswig und wünſche die ftrenge 
Turdführung meines Befehls“. Hr. v. Zedlitz verbietet hierauf die Mitwirkung 
zum Bertriebe und das Auslegen in öffentl. Localen bei 20— 200 Mark Strafe. 
»„ (Schleswig) Der Schleswig-Holjtein:Berein und der Kampf: 
genoffenverein in Flensburg werten von der preußijchen Regierung 
unterdbrüdt. Diefer Mafregel folgt eine lange Reihe gleiher Maf- 
regeln in den verjchiedenen Theilen des Herzogtums, jo daß bie 
Ende des Jahres ſämmtliche Schleswig-Holitein-Bereine und jonjtige 
politiiche Vereine des Landes unterdrüdt find, ohne daß ein allge 
meines Verbot ergangen wäre. 


„ (Württemberg). Der bisherige Yundestagsgefandte v. Rein: 
hard wird in den Ruheſtand verſetzt und durch den gem. Miniſter 
v. Linden erjekt. 
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21. Nop. (Naſſau). Die II. Kammer beſchließt mit allen gegen die 4 


clericalen Stimmen die Abſchaffung der i. %. 1848 ohne Entſchä— 
digung aufgehobenen, i. %. 1860 dagegen mit Zuftinmung der da— 
maligen conjervativen KRammermajorität twieberhergeftellten feudalen 

Yagdrecdhte auf fremden Grund und Boden ohne Ablöjfung. Die 
Regierung erflärt, daß eine Abjhaffung nur gegen Ablöfung zu: 
läfjig jet. 

„ (Holftein). Der öfter. Statthalter FML. v. Gablenz erflärt 
bei einem Beſuche in Wilſter: 

„Ich werde nad) wie vor an den in der Proclamation beim Antritt mei: 
ner proviforishen Regierung ausgejprochenen Grundſätzen fefthalten, ich werde 
jtets Die geijtigen und materiellen Intereſſen der Einwohner des Herzogthums 
Holjtein jowie die beitchenden Landesgeſetze beachten, damit Fein Holjteiner bei 
meinem eventuellen Weggehen von bier jagen kann: Ich habe rechtlos regiert. 
Sch will bier im Lande nicht als türkiſcher Paſcha regieren“. 
„ (Hannover). Der neue Minijter des Innern Bacmeifter er: 
nennt eine Negierungscommillion für Reform des Gewerbsweſens 
von 7 Mitgliedern, von denen mehrere entichieden liberalen Grund: 
ſätzen huldigen, die Mehrheit jedoch der Einführung voller Gewerbe: 
freiheit für nicht günjtig angejchen wird. 

„ Medlenburg). Der feudale Landtag in Sternberg beichließt, 
den Antrag auf Anſchluß an ben Zollverein auch nicht einmal in 
Betracht zu ziehen. 

» (Bayern) Die Mündener N. Nachr. geben einem Artikel im 
Intereſſe des Eomponijten Richard Wagner Raum, in dem die Ent: 
fernung der Mitglieder des k. GabinetsjecretariatS aus perjönlichen 
Gründen mit Leidenjchaft gefordert wird. 

„ (Shleswig-Holjtein). Ecandal Baxmann. Die üffentliche 
Meinung bezeichnet zwei höhere preußifche Dffiziere als die Ver— 
mittler. 

„ (Bayern). Grflärung des Fol. Cabinetsjecretärg Staatsrath 
v. Pfiftermeifter gegen den Angriff Wagners v. 29. Nov. und gegen 
die muficalijch-politiihen Pläne desfelben. 

„ (Hamburg). Bei den Neuwahlen der Grundeigenthümer zur 
Bürgerſchaft unterliegen die Democraten gegen die Liberalen in hef— 
tigem Wahlfampfe. 

„— 1. Dec. Generalverfammlung des (Laſſalle'ſchen) deutſchen Ar: 
beitervereins in Frankfurt hauptſächlich behufs Schlichtung innerer 
perjönlidher Differenzen. 


. Dec. (Bundestag) Die am 7. Nov. wieder zufammengetretene 


Fahmännerconmifjion für Maaß und Gewicht nimmt den von ihrer 
Subeommifjion ausgearbeiteten Entwurf in zweiter Leſung ein- 
ftimmig an. 
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2, De. (Baden) Gröffnung bes Landtags durch den Mini 
Etabel: 

„Ih foll Sie im Namen St. F. Hoheit mit der zuverfihtlihen Hoffn: 
begrüßen, daß auch diejer Landtag dazu beitragen werde, bie in ber all 
Proclamation dv. 7. April 1860 ausgeſprochenen Grundfäge zu befeitigen ı 
weiter im Staatsleben zu entwideln. Die großh. Regierung wird? — 1 
ber ihr vorgeftedten Aufgabe — diefe mit unerjchütterliher Keftigfeit, a 
auch mit jener leidenjchaftslofen Mäpigung und ruhigen Befonnenbeit, ı 
durch allein hohe Ziele ficher erreicht werden, durchzuführen bemübt fein ., 

4. „ (Bayern). Eirca 800 Mündener Bürger richten eine Mdri 
an Staatsrath Pfiftermeifter gegen die auf das kgl. Gabinetsjec 
tariat gerichteten Angriffe (reip. gegen R. Wagner). 

» » (Anhalt). Zuſammentritt der Pandihaft. Die Wahlen zu d 
jelben find in allen drei Abtheilungen (Ritterichaft, Etadtverordn 
und Schulzen) ganz überwiegend conjervativ ausgefallen. Die 9 
gierung legt ihr die mit Preußen abgejchloffene Milttärconvention vı 

6. „ (Bayern) Der König ertbeilt dem Componiften Micha 
Wagner die Weilung, Bayern „auf einige Monate“ zu verlajie 
„sch will meinem theuern Wolfe zeigen, daß fein Vertrauen, jet 
Liebe mir über Alles geht“. Die ultramontane Preſſe feiert 
Entfernung Wagners wie einen großen Sieg. 

7. „ (Bundestag) bejchließt, Medlenburg gegenüber der Klage vd 


Roftoder Mitglieder des Nat.:Vereins über Cabinetsjuftiz zur Berid 
erjtattung aufzufordern, 


„  » (Baden). U. Kammer: Aus der bisherigen minifteriellen Bari 
ſcheidet fih ein unabhängiges linkes Centrum aus und ftellt e 
eigenes Programm feit. 

» » (Helfen: Darmjftadt). Eröffnung des Landtags dur du 
Minifterpräfidenten Frhrn. v. Dalwigf. 

„ » (Medlenburg) Der feudbale Landtag in Sternberg lehnt d 
Regierungsvorlage bez. Errichtung von Erbzinsjtelen auf den Ritter 
gütern mit 98 gegen 32 Stimmen ab. 

8. „ (Hefjen:Darmftadt). I. Kammer: Der Ag. Volhard ce 
neuert feine Erflärung, daß fein Erfcheinen in der Kammer burd 
aus nicht dahin gedeutet werden dürfe, daß er den von der Regi— 
rung in den fünfziger Jahren begangenen Verfaſſungsverletzunge 
eine rechtliche Geltung zugeftehe. Me ſchließt fih der Verwahrun 
an, unterzieht die Eröffnungsrede vom 7. d. M. einer Kritik, da 
die Regierung den Wünſchen des Landes jo wenig entgegenkomm 
und beantragt, eine Commiſſion niederzufeßen, um zu erivägen, ma 
gegenüber jener Nede zu thun und ob eine Abrefje an den Groß 
berzog zu erlaffen jei. Der Antrag wird mit 24 gegen 12 Stim 
men angenommen. Die Ausihußmwahlen fallen faſt ausſchließlich in 
Sinne der Yortichrittspartei aus. 
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Dee. (Baden). I Kammer: Interpellation Bluntſchli über den 
Rüctritt des Minifters Roggenbach. 

II. Kammer: Debatte über den Nüdtritt des Minifters Roggen: 
bach. Erklärung besjelben. 
„ (Hamburg). Die Bürgerſchaft genehmigt die Einführung des 
deutihen Handelsgejetbuches, die vom Senat ſchon unter dem 31. Mai 
1861 beantragt worden war. 
„ (Medlenburg). Die Regierungen beantragen beim Landtag 
die Aufhebung reſp. Milderung des berüchtigten Prügelgefeßes: als 
gerichtliche Strafe ſoll die körperliche Züchtigung demnach ganz auf: 
gehoben werden und die Polizei fie nur gegen Perſönlichkeiten erfen: 
nen dürfen, bie Schon gänzlih verfommen und mehrmals beitraft 
worden jeien und bei denen Anderes nicht mehr helfen wolle, über: 
dieß nur in Fällen gewerbsmäßigen Bettelns, mit Unfug verbundener 
Rohheit, Liederlichkeit und in gewillen Diebjtahlsfällen. Der vor: 
figende Landrath beantragt Annahme des Gejetes ohne alle weitere 
Berathung, indem er den bejonderen Wunſch des Großherzogs ber: 
vorhebt und die Anſicht ausjpricht, daß die Anwendung des Straf: 
maßes jo weit bejchränft fei, daß gewiß Jeder damit einverftanden 
jein könne. Die Berfammlung ftimmt bei und genehmigt die Bor: 
lage ohne alle Discuflion. 
» (Zollverein). Preußen und Bayern haben fich geeinigt, ſämmt— 
lien Zollvereinsregierungen die jofortige Eröffnung der Unterhand: 
lungen über einen Zollvertrag mit dem Königreich Italien vorzu: 
Ihlagen. 
» (Hannover). 5Ojährige Yubelfeier der Vereinigung von Oft: 
friesland mit Hannover. In einem Toaſt verjpricht der König: 

„er werde nicht müde werden, wie bisher, für das Wohl der Provinz zu 
forgen, welche der Gegenjtand der Sorge und Liebe aller Herrſcher des Manz 


nesſtammes feiner Linie des Föniglichen Welfenhaufes bleiben möge bis zum 
Ende aller Dinge“, 


„Maſſau). Schluß des Landtags. Der Präfident der II. Kam: 
mer anerkennt, 

„die Negierung fei in Mittheilung von Auskunft und Aften offener und 
bereitwilliger geweſen als früher; auch habe fie einige Reformen auf wichtigen 
Gebieten in Ausficht geftellt; allein im Ganzen erfchöpfe das Zugefagte bei 
Reitem noch nicht einmal das Programm der rechten, geſchweige denn das 
der linken Seite des Haufes, welches letztere die rechtmäßige Verfaffung 
von 1849 zur Grundlage habe; dieſes Zurüdhalten der Negierung fei im 
höchſten Grade zu bedauern und ſchwer zu begreifen gegenüber dem durch 
wiederholte Wahlen deutlich ausgeſprochenen Willen des ganzen Landes; in— 
deſſen ſei dem wie ihm wolle, — „wir kennen unſere Pflicht und werden ihr 
auch für die Zufunft zu genügen wiffen !“ 

» (Schleswig). Hanſen-Grumby unterhandelt in Apenrade mit 
den Nordichleswigern über eine Verftändigung bezüglich der gemeinfamen 
Landesangelegenheiten. 


 » Anhalt). Die Landihaft genehmigt die von der Regierung mit 
Preußen abgefchloffene Militärconvention. 
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17. Dec. (Bayern). Eine Anzahl Mitglieder der Fortichrittsparter Falıe 
in einer Zujammenkunft zu Nördlingen als Ausdruck ihrer gemen 
famen Veberzeugung folgende Rejolutionen : 


„I. Mit den Worten: „Ich will meinem theueren Volke zeigen, ba ie 

Vertrauen, feine Liebe mir über Alles gebt“, hat ber König die Entferms 
des Gomponijten Richard Magner aus dem Lande verfügt. Diefe Worte | 
weifen Far, daß dem König gegenüber behauptet worden ift, bie Anweſer 
Magners habe zur Beunrubigung des Volfes beigetragen, babe defien Fi 
trauen und deſſen Liebe zum Könige beeinträchtigt. Mit ſolchen Bebaupu 
gen ift der König über die Stimmung bes Volkes gröblich getäufcht mı 
den. Die Anweſenheit Wagners hat das Vertranen bes Pandes und bie fir 
des Volkes zum Könige nicht beeinträchtigt, und Wagners Entfernung & 
weder Berubigung gewährt noch Beiriedigung geſchafft. Die Perjon Wagnr 
bat mit ben üfjentlichen Angelegenheiten bes Yandes und mit den Beſtrebe 
gen der Fortichrittspartei nicht das Mindeſte gemein. II. Dagegn if 
allerdings Thatſache, daß Veunruhigung bezüglich der gebeiblihen Forte 
wicklung unferer ftaatlichen Zuftände beſteht. Dieje Beunrubigung hat ihr 
Grund in anderen Vorkommniſſen. Schon vor längerer Zeit tt ein Min 
aus dem Rathe der Krone entfernt worden, ohne daß ein fachlicher Eu 
dafiir befannt geworben wäre, und obwohl diejes Minifters Antheil an dr 
bisherigen Ausbau unjeres Nechtslebens der Hoffnung auf weiteres eriprie 
liches Wirken Raum gab. Es ift ſodann ein anderer Minifter in den 3x 
des Königs znrüdberufen werden, welcher der Träger besjenigen Syſtes 
geweſen ijt, durch deſſen Verlaſſen König Marimilian II. den Frieden m 
feinem Wolfe befiegelt hat. Die jüngft erfolgte und in ihren Urfachen mit 
aufgeflärte Entlafjung des Minijters des Innern füllt in eine Zeit, in m 
cher jeder Tag Foftbar ijt für die fo dringend nöthige neue Feititellung > 
Grundlagen unferer focialen AZuftände und einer freien Entfaltung unſer 
Semeindelebens. Diefe Vorgänge und der Umftand, bag jene Parteien w 
Perſonen, welche den König zu täufchen fich unterfingen, darin einen Si 
ihrer volfsfeindlichen Beitrebungen zu erfennen glauben und feiern, bat alle 
dings die Befürchtung erregt, daß man vor ben verderblichen Verirrung 
früherer Perioden nicht ficher fei, und hat Bennrenbigung im Lande herve! 
gerufen. III. Endlich ift die Thatjache nicht zu leugnen, daß mit Mißttaue 
auf Natbgeber des Königs geblidt wird, beren Ginwirfungen feiner geſetzliche 
Berantwortlichkeit vor dem Lande unterjtellt find, und daß dieſes Mißtraue 
durch die bezeichneten Vorgänge neue Nahrung erhielt und berechtigt ſchie 
IV. Das Vertrauen und die Liebe des bayerischen Volkes zu jeinem Könis 
wurzelt in der zuverfichtlichen Hoffnung auf conititutionelle Entwidlung un 
freiheitlichen Ausbau unjerer Staatseinrihhtungen, — gefördert und gepfl 
durch ein Minifterium, welches feiner eigenen Berantwortlichfeit bewußt ı! 
und das Vertrauen des Landes genießt; jene Liebe und jenes Vertrauen wur 
zelt namentlich auch in dem Fernhalten der Beftrebungen jener Parteien 
welche diefer Entwidlung die Intereſſen ihres Standes, ihrer Kafte oder gu 
ber Perſonen entgegenjtellen.” 
„ (Schleswig). Gen. Manteuffel verbietet, auf die von Dine 
mark dem Lande octroyirte Berfaflung geftüßt, alle mündlichen un 
Ihriftlihen Gingaben in allgemeinen Landesſachen und erflärt al 
Vereinigungen zu ſolchem Behufe für ftrafbar. 

Befanntmahung bes Gen. Manteuffel: „Die Beltimmung & 
$ 8 der Verordnung vom 15. Febr. 1854, betr. die Verfaffung des Henor 
thbums Schleswig, welche folgendermaßen lautet: „Zur gemeinfamen min 
lichen oder fchriftlichen Vorbringung eines öffentliche Angelegenheiten betr 
fenden Anliegens (Petition, Adrefje) dürfen nur die verfafjungsmäzigen dr 


” 
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treter einer geſetzlich anerkannten Corporation, und auch dieſe nur dann ſich 
vereinigen, wenn der Gegenſtand des Anliegens (Petition, Adreſſe) nicht eine 
allgemeine Landesangelegenheit iſt, ſondern lediglich das Intereſſe der von den 
Bittſtellern vertretenen Corporation betrifft. Abgeſehen von dem letzten Falle, 
iſt jede Vereinigung zu dem gedachten Zwecke, ſowie die Unterzeichnung einer 
geſchriebenen, gedruckten oder lithographirten Eingabe (Petition, Abreſſe), 
welche eine öffentliche Angelegenheit betrifft, ſtrafbar. Die Strafe wird nach 
richterlihem Ermeſſen beſtimmt““, ijt während des vorjährigen Krieges und 
feitdem vielfach außer Acht gelafjen worden. Wenn die Behörden bes Landes 
dieß unter ben bejonderen Zeitverhältniſſen ſtillſchweigend gejchehen laſſen 
durften, jo muß doch von jetzt ab auf die Befolgung diefer wie aller anderen 
gejeglichen Vorſchriften wieder gehalten werden. Indem ich diefelbe daher 
hierdurch Jedermann zur Beachtung in Grinnerung bringe, weife ih alle 
Bebhörben und Beamten des Herzogthums Schleswig an, fih genau und 
pünftlid) danach zu verhalten“. 


18. Dec. (Hefjen: Darmftadbt). II. Kammer: Adreßdebatte. Mit 
25 gegen 19 Stimmen wird beichloffen, daß eine Adreſſe an den 
Großherzog erlaflen werden jolle und mit 27 gegen 16 Stimmen 
ber von der Commiſſion einftimmig beantragte Entwurf, der die 
fämmtliden Wünſche und Beſchwerden des Landes aufzählt, ge 
nehmigt: 


„ ... Die Anforderungen für bie Armeedivifion bed Landes werben ber 
reiflichften Prüfung unterzogen werden. Bejeelt von dem Trange nationaler 
Sinigung können die treugehorfamften Abgeordneten, gegenüber den jüngiten 
Greignifjen und drohenden Gefahren von Außen, die Wichtigkeit und das Bes 
bürfniß eines umfafjenderen, allgemeineren Wehrſyſtems, wie einer ver: 
befjerten Organifation bundesmäßiger Heeresverhältniſſe nicht verfennen. Die 
Wahrung diejes Intereſſes allein dürfte daher fir größere Verausgabungen 
mafRgebend werben. Die treugehorfamften Abgeorbneten ber zweiten Kammer 
der Stände lebten ber Erwartung, auch foldye Regierungsvorlagen zu erhalten, 
weldye den auf dein letzten Landtage geäußerten, faft in alle Zweige des Ver: 
faſſungs-, Nerwaltungs: und Gerichtslebens einjchlagenden Wünjchen bes Lan— 
des entgegenfämen. Wenn fchon in dem Landtagsabichiede auch nur die Er: 
wähnung folher Wünſche zum großen Theile vermißt werden mußte, jo jcheint 
es beute zur traurigen Gewißheit geworden, daß Berüdjichtigung folcher 
Wünſche Taum in Ausficht fei. Noch befteht das, mit ber Berfaftung im 
MWideripruche erlaffene Wahlgeſetz, auf befjen Grundlage bin bie treugehor: 
ften Stände zufammenberufen wurden und tagen. Die feiner Zeit für Er: 
laſſung diefes Gefeßes angerufenen Gründe könnten bermalen feinen Falls 
mehr geltend gemacht werden. Dagegen ift e8 zur anerkannten Thatjache ges 
werden, daß in Folge der Wahlbeftiimmungen für die zweite Kammer une 
gerechtiertigter Meife Kräfte ausgeſchloſſen bleiben, welde dem allgemeinen 
Wohle auf das Förderlichite dienen Fünnten ; daß die Zuſammenſetzung ber 
erften Kammer, wie auch anderwärts angebahnt, den Zeitinterejjen entſprechend 
umzugeftalten wäre. Die zweite Kammer beflagt, daß die mit dem Bi— 
hoffe vonMainz insgeheim abgeſchloſſene und erjt nad Ja h⸗ 
ren an das Tageslicht getretene Convention verfaſſungswidrig 
fortbeſtehen ſoll; daß dadurch eine tiefe Mißſtimmung in ben weiteſten Kreis 
jen des Landes fortbauernd unterhalten wird; daß, gegenüber der unbehin- 
derten, freieften Selbjtgeftaltung katholiſcher Kirchenverhältniffe, gegenüber dem 
wiebererftandenen Einflufje des Ordens ber Jejuiten nicht nur auf kirchlichem 
Gebiete, fondern auch auf Schule und jelbft auf ftaatliche Berhältniffe, bie 
Verwirflihung der ſchon vor 17 Jahren zugefagten Reform ber evangelifchen 
Kirchenverfaſſung nicht im Ausficht fteht. ES erjcheint dies um jo bebauer: 
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licher, als in Gefolge noch beftehender Präfentationsrechte auf Pfarr: mm 
Schulſtellen vielfach eine Beſetzung ſolch wichtiger Aemter nur nach einjeitige 
Richtung ftattfindet. Die jicherfte Gewähr für geſetzliche Ordnung bietet ci 
freies Gemeindeweſen. Gleichwohl ift weder eine MWiederberitellun 
ber Gemeindeordnung in ber von uns befürworteten Weife, noch weniger N 
dringend gebotene Ausbildung derjelben zu gewärtigen. Dagegen laften 5 
Bevormundungen ber Kreisämter hemmend auf jeder gejunden Entwidiun 
des Gemeindelebens, und das jest kaum noch lebenskräftige Inſtitut der U 
zirfsräthe entbehrt jeder Bedeutung. Die inneren Schäden der Bermaltun; 
Diipbräuche, welde jo häufig aud) dem berufenen Auge verborgen bleibe 
aufzudeden, die Wünſche und Beſchwerden des Yandes in freier, unabbängigt 
Sprache zur Geltung zu bringen, follte die Aufgabe einer vor dem Geſch 
jtreng verantwortlichen, aber aud geihügten Preſſe fein. Wir haben de 
Grundfaß der Preßfreiheit, jedody daneben ein Preigeieß, weldyes die Hant 
babe gewährt, jede freiere, dem allgemeinen Strafgejepe nicht verfallene Sprad 
zu verfolgen; ein Geſetz, welches für die umbefangene Anwendung äufer 
dehnbarer und unbeftimmter, befonderer Strafbeftimmungen nicht einmal N 
Gewähr bes Geſchwornen-Inſtituts verleiht. Es erjcheint dies um jo bedaut 
licher, al8 das allgemeine Rechtsgefühl darunter leidet, daß die Preßerzeuguiil 
nach beftimmter Richtung bin, in oft verlekenber Weife gegen anders Den 
fende, ber freieren Bewegung unverfolgt fich erfreuen. Mir ſehen mit wah 
rem Bedauern, wie bei Berufungen in ben Staatsbienft nicht die Tüd 
tigkeit und Würbigfeit des Mannes entfcheidet, wie vielmehr, neben Gebur 
und Familie, vorzugsweife die wirflihe oder zur Schau getragene religiöi 
und politiihe Geſinnung VBerüdfihtigung finde. Die von ung erbetene, ir 
den meijten deutſchen Staaten bereits bewilligte Amnejtie wird zu unferen 
jchmerzlihen Bedauern noch verfagt. Auf volfswirtbihaftlidem Cr 
biete finden unjere Anträge und Beichwerben, bas Poſtweſen betreffend, kein 
Beachtung. Fort und fort werben bie Intereſſen des Staats und der Bevel 
ferung denen des Fürſten von Thurn und Taris bintangefegt und das Panl 
hierdurch unverantwortlicher Weife um Hunberttaufende bejhädigt, mähren 
Nichts geichieht zur Bejeitigung des verberblichen, ganz allgemein verurtbeilte 
Poftlehnvertrages... Dagegen erleidet die gewerblihe Entwidiung des Lan 
des ein beklagenswerthes Hemmniß durch Borentbaltung der Et: 
werbefreiheit, der reizügigkeit und durch Beſchränkung der Berche 
lihungen. Die Wiebervorlage des Entwurfs einer neuen Strafprozeh: 
Drdnung für bie Provinzen Starfenburg und Oberbefjen war von und 
felbit auf dem vorigen Landtage erbeten. Nach der bei der Fafjung unferer 
Beichlüffe ausgeſprochenen und durch einen fürmlichen Antrag zum Ginfüb 
rungsgeſetze geficherten Abficht der zweiten Kammer jollte und mußte dr 
Entwurf, nad) Durdberathung in erfter Kammer, nochmals an uns zur 
Schlußberathung gelangen. Daß bieß nicht geſchah, ift um fo bedauerlicer, 
als, abgejehen von ber rechtlih beanftandeten Frage der AZuläfjigkeit einer 
Durchzählung, nicht nur die Rechte der Kammer gekränkt erjcheinen, fjondern 
offenbar auch das Gejeg jelbit nicht derjenigen Bollendbung entgegengefübr 
wurde, welche durch nohmalige Borlage im Einvernehmen beider Kammern 
hätte erzielt werben können. — Die Bebrängniffe auf religiöjem, bie Zurüd: 
baltung der Entwidlung auf politifhem, die Hemmungen auf volfswirtbidell. 
lihem Gebiete werben nicht nur von ber zweiten Kammer ber Stände, ion 
bern von bem überwiegend großen Theile der Bevölkerung empfunden; N 
geben Zeugniß von einem tiefgehbendben Gegenſatz zwiſchen beı 
Anſichten und Beſtrebungen der Räthe Eurer Königliden 
Hoheit und ben Anjihten und Bejtrebungen ber zweiten Kam 
mer. Die treu gehorfamiten Abgeordneten zur zweiten Kammer find fid & 
mußt, getreu ihrem Eibe, jo wie Pflicht und Ehre gebieten, den Zuftand un 
bie Wünfche bed Landes dargelegt zu haben. Eure Lönigl. Hobeit erden in 
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Ihrer Weisheit das Rechte finden, was zur wahren Wohlfahrt bes Landes 
dient, was den Frie den zwijchen Fürſt und Wolf befiegelt, einen Fries 
ben, welcher zu feiner Zeit mehr geboten war, als dermalen, wo ber Mi: 
ahtung des Reis mit Erfolg nur entgegengetreten werden kann durch 
einmütbiges Zujammenwirfen zum Frommen des gefammten, wie 
bes engeren Baterlandes“, 


©. Dee. (Bayern). Cine zahlreihe Volksverfammlung in Nürnberg 


21; 


erklärt fih mit den Nörblinger Refolutionen vom 17. d. M. voll: 
kommen einverftanden und bejchließt: 

„I. 1) Das bayer. Volk fieht mit Beforgniß, daß eine jeder Freiheit feind: 
liche Partei in Münden mehr und mehr zu Macht und Einfluß gelangt. 
2) In der Wagner'ſchen Angelegenheit hat fich dieſe Partei gegenüber dem 
König einer groben Unmwahrheit und Täuſchung fhuldig gemacht. 3) Das 
Eabinetsjecretariat in feiner dermaligen thatjächlihen Stellung ijt mit einem 
conftitutionellen Staatswejen unvereinbar. 4) Tas Land ift voll gerechten 
Mißtrauens gegen den Minifter Frhrn. v. d. Piordten. 5) Wir erwarten, 
daß der nächſte Landtag die in der Nörblinger Kundgebung und übereinftim- 
mend biemit in vorjiehenden Sätzen ausgeſprochenen Beſchwerden entjchieden 
zur Geltung bringen werde, wie das Volk demelben in dem Kampfe gegen 
jreiheitsfeindliche Beftrebungen treu zur Seite ftehen wird. II. Die Volks— 
verjammlung ermächtigt das Ginladungscomite, wenn es nad) Lage der Dinge 
nothwendig erfcheinen follte, im Verein mit anderen Städten und Bezirken 
eine Deputation an das Staatsoberhaupt abzufenden, um bemfelben mündlich 
die Yage und Stimmung des Landes vorzuftellen“. 


»„ (Schleswig). Der Generalverein der - landwirthichaftlichen 
Bereine wählt einen erjt fürzlih von ber prov. preuß. Regierung 
Semaßregelten in die Direction. Hr. v. Zeblik, der ben Verein 
bisher bejonders zu pflegen ſich bemüht hatte, kündigt ihm deßhalb 
jede weitere Unterſtützung jofort auf, 

„» (Bayern). Der Eultminifter v. Koh wird an bie Gtelle bes 
entlafjenen Hrn. v. Neumayr auch mit dem Minijterium bes Innern 
beiraut, 

» (Baden). Der bisherige proteft. Seminardirector Stern wird 
in Ruheſtand verjekt. 

„ (Defterreih). Da fi) Oefterreih und Preußen über ein mei: 
teres Vorgehen gegen Frankfurt nicht zu verftändigen vermocht haben, 
jo ertheilt Defterreih in Antwort auf das Schreiben des Senats 
v. 30, Dct. dem öfterr. Gefchäftsträger in Frankfurt eine Weifung 
behufs mündliher Eröffnung, während Preußen die Angelegenheit 
für einmal fallen läßt. 

„ (Baden) Der an die Stelle Roggenbachs getretene Staats: 
minijter dv. Edelsheim trifft von feiner Rundreije nah Wien, Mün— 
hen, Dresden und Stuttgart wieder in Karlsruhe ein und über: 
nimmt das Präfidium des Minifteriums. 

„ (Helfen: Darmftadt). Der Großherzog lehnt die Annahme 
ber Adreſſe der II. Kammer v. 18. Dec. ab. 

„ Bayern). Eine zahlreiche Volksverſammlung in Augsburg 
eignet fi die Nörblinger Nefolutionen v. 17. Dec. an und fügt 
denjelben als weiteren Punkt bei: 


10* 


148 


Dentſchland. 


„V. bie in dieſen Tagen erfolgte definitive Beſetzung bes Miniſterinms be 
Innern und das Verbleiben der bisherigen Yeitung des Minifteriums S 
Kirhen: und Schulangelegenheiten kann jene zuverfihtliche Hoffnung nur ' 
dern, wenn bie erwarteten Geſetzentwürfe jchleunig und in entipreden 
Weiſe vorgelegt und die Ausjchreitungen dunkler und unlauterer Parteimtr 
effen überall, wo fie ſich zeigen, zurüdgewiejen werden. Die Rerfammlm: 
ermächtigt das Einladungscomits, wenn es nad) Lage ber Dinge nothiwenn, 
ericheinen follte, im Verein mit andern Städten und Bezirfen eine Deput aties 
an den König abzufenden und demjelben mündlih die Lage und Stimmam 
des Landes vorzuftellen“, 


29. Dee. (Schleswig) Gen. Manteuffel will das Petitionsrecht vr 


30. 


31, 


Schleswiger durd) Privataudienzen erjegen, indem ev die Berordmun 
erläßt: 

„Um landesgefährlichen Agitationen in mildeiter Form zu begegnen, bi 
ich die Vorjchrift des 5 8 ber Verordnung v. 15. Febr. 1854 in Grinae 
rung gebracht. Damit ſich die Schleswiger in ihrem Petitionsrecht badurd 
nicht beeinträchtigt halten dürfen, werde ich jeden Mittwoch von 11—3 In 
in meiner Wohnung Jeden zu jprechen bereit fein, der Wünſche oder Antrös 
mir unmittelbar vortragen will“. 

Die Polizei verbietet in Edernförbe jede Huldigung oder Ehren: 
bezeugung für den Herzog Friedrich bei Gelegenheit des bevorjteben: 
den Jahrestags feiner Ankunft in den Herzogthümern. 

„ Württemberg) Agitation für Einführung einer allgemeinen 
Landesſynode. Der König empfängt den Ausſchuß der Diöceſan— 
ſynode von Stuttgart und antiwortet in einem dem Verlangen gün- 
ftigen Sinne. 

„ (Säleswig:-Holftein). eier des Jahrestage der Ankunf 
des Herzogs Friebrih in den Herzogthümern. Zahlreihe Deputa 
tionen aus allen Theilen des Landes, auch aus dem Echleswig’ichen 
finden fih bei ihm ein. Die ganze Stadt Schleswig prangt in 
vollem Fahnenſchmuck, den jedoch die Polizei jofort bejeitigt. 

„ (Zollverein). Abſchluß eines Handelsvertrags mit Italien in 
Berlin. Das demſelben beigefügte Schlußprotocoll bejagt : 

n... Der Bevollmächtigte Italiens erfürt, daß er von feiner Regierung 

beauftragt iſt, Teinen Zweifel darüber zu laſſen, daß die italienifche Regierung 
die Austaufchung der Natificationen ale Aft der Anerkennung des Königreicht 
Stalien betrachtet. Die übrigen Unterzeichner theilen diefe Meinung...“ 
„Maſſau). Die Gemeinderathswahlen find im ganzen Lande 
faft überall im Sinne der Fortichrittspartei ausgefallen. 
a (Säle swig-Holſtein). Der engere Ausſchuß der fhleswig- 
holſteiniſchen Vereine richtet ein Nundjchreiben an bdiefelben, um fie 
unter Darlegung der augenblidlihen Sachlage neuerdings zu feſtem 
Ausharren zu ermuntern: 

‚ „Bei ber Theilung der Verwaltung, welche ber Vertrag von Gaſtein ber: 
beigeführt bat, ift Schleswig leider das traurige Roos zu Theil geworden, 
bem preuß. Gouvernement völlig unterftellt zu werden. Cine ganze Reibe 
von Mafregeln, welche ſeitdem in Schleswig ergangen ift, hat die ſchwere 
Debeutung diefer Wendung einleuchtend gemacht. Während Holjtein, wenn es 
auch noch immer einer verfaffungsmäßigen Regierungsweife entbehrt, doch zum 
wenigften eines wohlwollenden Regimentes ſich erfreut, bat bas preußiſche 
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Gonvernement in Schleswig es ſich zur Aufgabe gemacht, wenn nicht das Rechts⸗ 
bewußtſein bes Volkes, jo doch mindeſtens jede Manifeſtation desfelben mit 
Gewalt zu erftiden. Der Unterdrückung der fchleswigsholiteinijchen wie ber 
Kampfgenofjenvereine, dem Verbot ber gefinnungstreuen holſteiniſchen Preffe, 
ben Mafregelungen in Edernförde und an anderen Orten, iftin jüngſter Zeit 
ein Aft gefolgt, der in brutaler Unterdrüdung jeder politiihen Regung bis an 
die Außerfte Grenze geht. Durch eine Bekanntmachung vom 17. d. M. bat 
der Gouverneur des Herzogthbums Schleswig den berüchtigteften Paragraphen 
ber von der dänischen Regierung zur Zeit der rüdjichtslofeiten Gewaltberr: 
Schaft oetroyirien Berfaflungsverordnung in einer Weile wieder eingefchärft, 
die ſelbſt das Map deſſen überfteigt, was das dänische Negime gegen die Be: 
völferung Schleswig in Anwendung zu bringen verfucht hat. Nicht genug, 
daß man prempilcherjeitd ohne Scheu die Keltung für eine Verfafjungsverord: 
nung beanjprucht, über deren rechtswidrigen Charakter feitens der deutjchen 
Regierungen Selber laut Beichwerde geführt worden iſt; vielmehr fcheint man 
auch nur diejenigen Beſtimmungen dieſer Verfaflungsverorbnnung als in Kraft 
ftebend erachten zu wollen, welche dazu dienen können, ber Unterdrüdfung eine 
Handhabe zu bieten. Denn während im offeniten Wideripruch zu den feier: 
lichften Zujicherungen, welche der Bevölkerung Scyleswigs beim Einrüden der 
alltirten Arınee von Geiten bed Obercommandirenden ertbeilt worden find, 
völlig abgejchen wird von jenen Beltimmungen ber Verfaffungsverorbnung, 
welche das jortdauernde Bejtehen einer Stindevertretung erheilchen, bie Ein: 
berufung einer ordentlichen Ständeverfammlung in jedem dritten Jahre ges 
bieten, jowie den Grlaß jelbjt von proviforiichen Gejeten anders als unter 
perjönlicher Verantwortlichleit eines Miniſters in bejtimmtejter Weiſe aus: 
ichließen, ift die bloße Thatſache, daß Mitglieder der letzten ſchleswig'ſchen 
Ständeverfammlung zu einer privaten Belprehung der Landesangelegenbeiten 
fich zufammengefunden baben, jchon als ein genügender Anlaß angejchen wor: 
den, um auf dag ftrengfte jene Beitimmung des $ 8 der PVerfafjungsverord: 
nung von 1854 wieder einzufchärfen, durch welche jede Zuſammenkunft behufg 
Unterzeichnung einer gemeinſamen Petition oder Adreſſe als ftrafbar erklärt 
wird, In diefer Ausdehnung und in jolcher rückſichtsloſen Weife hat felbit 
das dänische Gouvernement zu feiner Zeit die Bethätigung des Volks an den 
öffentlichen Angelegenheiten zu verhindern verſucht. So bat die Furze Zeit 
von faum 3 Monaten bereits zur Genüge berausgeftellt, in welcher Weife 
Das preuß. Gouvernement bie Regierung in einem Lande zu führen gedenkt, 
deſſen Rechte zu ſchützen nad der Proclamation des Gommandirenden ber 
alliirten Armee ber einzige Zwed fein follte, zu welhem die Großmächte bie 
Waffen ergriffen. Wie ſchwer indefjen auch diefe Maßnahmen das Herzogthum 
Schleswig treffen, wie tief wir es auch beflagen mögen, baß der Bevölferung 
Schleswigd nad jo harten Prüfungen ftatt dev verheißenen Freiheit nur neue 
Bebrüdungen zu Theil werden, und wie bitter wir es namentlich empfinden 
müſſen, daß das Anſehen Teutichlands im ſchwerſter Weiſe geſchädigt wird 
durch ſolche unwürdige Verkehrung des Zweds, für welchen unter —— 
Zuſtimmung der ganzen deutſchen Nation der Krieg gegen Dänemark begon— 
nen worden, fo wird es doch immerhin als ein Gewinn erachtet werben müſ— 
fen, daß nunmehr zum mindejten über die Zwede wie über bie Mittel ber 
preuß. Politif irgend welche Täufhung nicht mehr obwalten Tann, — Wenn 
dennody nicht die wenigften preuß. Preßorgane, und unter ihnen ſelbſt 
folche, welche im Uebrigen der Sache der Freiheit und des Rechts zu dienen 
behaupten, ſich alles Pflichtgefühls bereits ſoweit entichlagen zu haben ſchei⸗— 
nen, daß fie die beregten Akte des preuß. Gouvernements hinnehmen, ohne 
fih aud nur gemüffigt zu finden, die Ehre des preuß. Volks gegen jebe 
Mitverantiwortlichkeit nachdrücklich zu wahren, fo dürfen wir uns um fo mehr 
ber Hoffnung getröften, baß bie demnächſt wieder zufammentretende preuß. 
Bollsvertretung an ihrer Stelle einer Aufgabe fich nicht entziehen wird, 
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bie nunmehr mit größter Dringlichkeit an fie berantritt, und daß gleiche 
im übrigen Deutfhland man fi nicht an einer bloßen Verurtberken) 
ber preuß. Rolitif genügen laffen, fondern auch die Nothiwendigfeit erfermer 
wirb, uns nach Kräften zu unterftüigen in bem Kampfe gegen eine Gem ai: 
deren freiheitsfeindlicher Charakter bereits jett fo ofjen zu Tage tritt. © 
kann nicht fehlen, daß bie Bevölferung Holſteins ſich der Pilicht im 
mer bewußter wird, im Kampfe für das Recht nicht allein mit aller Zihizte 
auszuharren, jondern auch durch erhöhte Anitrengungen zu erieken, was der: 
die Unterdbrüdung Schleswigs jekt der Landesfahe an thätiger Firderun. 
entzogen werden mag. Mangelt ed auch Holftein zur Zeit noch immer = 
ber Gelegenheit, durch feine gefegmäßigen Organe der Stimme und den be 
rechtigten Forderungen des Landes in nahdrüdlichiter Form Ausdruck u 
eben, fo ift dody bei der gegenwärtigen Lage die Nothwendigkeit der Bern 
Hi einer Landesvertretung eine fo dringliche, daß, fie noch ferner binausın 
ſchieben, jelbit der weitet gehenden Bedenklichkeit al8 eine Unmöglichkeit wu! 
erſcheinen müſſen. hrerfeits wird die Bevölferung Schleswigs, ma 
fie dies jhon einmal in ſchwerer Zeit befundet hat, weit entfernt, ſich ve 
der Gewalt zu beugen oder ihren Rechtsſinn brechen zu laſſen, um jo trem 
ausharren, als ihr ja gegenwärtig Fein Zweifel mehr bleiben fann über vw 
Zufunft, die jie fih durch eine Unterwerfung unter das dermalige Rezim 
bereiten würde. Zahlreiche Zeugnifje, die uns fortdauernd aus Schleera 
zugeben, Tafjen über die patriotifhe Gefinnung umd den guten Mutb de 
Schleswiger auch feinen Aweifel auffonmen. — Eo dürfen wir denn ar 
Schluſſe eines Jahres, das mit den drohendſten Anzeigen begonnen bat zm 
in deſſen Verlauf uns die ſchwerſten Prüfungen und Erfahrungen nicht erizar 
acblieben find, um jo mehr getroft in die Zukunſt bliden, als die Standbr' 
tigfeit und Ausdauer, welche insbefondere die ſchleswig-holſteiniſchen Wereir 
befundet und durd ihre Wirfiamfeit auch in demjenigen Theile des Rolle 
wejentlich gefräftigt haben, der fich bisher auferhalb derjelben gehalten, au 
das lebendigfte gezeigt haben, wie die alten Holftentreue noch immer die Frei 
befteht, felbft dann noch, wenn Veriprehungen und Verlockungen zum Abia! 
jih in ein Gewand Fleiden, darauf berechnet, das Auge zu blenden durch de 
falfhen Schein, als ob die Unireue und Rechtsverachtung die nationale Zu: 
fuuft und die freibeitlihe Entwidlung Deutſchlands zu fördern vermöchten 
Die Ihwere Gefahr, der die Vereine und mit ihnen das Pand vor Jab 
resfrift fo nabe fanden, fih durh Umeinigfeit und Parteiung fa 
die Möglichkeit jedes gedeihlichen Wirkens abzuichneiden, fo die Pandesiac 
würdelos preiszugeben und zu einer Beute der Umftände werden zu lafien 
biefe Gefahr darf gegenwärtig mit vollem Fug als befeitigt amgelche 
werben. it auch der Zweck, zu welchen die Vereine gegründet worden, zuT 
Zeit noch nicht erreicht, fo bat uns das vergangene Jahr doch dargetban, dat 
eine Rolitif, welche in dünkelhaftem Webermuthe die Wege des Rechts um 
ber Ehre verihmäht, doch bei allem Machtgepränge mur immer ihre Ohnmede 
bloslegt, und bag ein feites mannhaftes Rechtsgefühl auf die Dauet em 
Macht wird, die früher oder fpäter auch den thatfächlichen Erfolg vwerbürgt”. 
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Verbeſſerung 
zum fünften Jahrgang. 1864. 


Leider hat ſich in den vorhergehenden Jahrgang eine arge Verſtümmelung 
nes Actenſtückes eingeſchlichen, auf die wir zufällig aufmerkſam gemacht wurden. 
8 betraf dieſelbe den auf Seite 52 aufgenommenen „Aufruf“ bes 36er Ausfchufjes 
t Frankfurt gegen das einfeitige Vorgehen ber beiden Großmächte, obwohl wir an 
er Genauigfeit bes Tertes zu zweifeln um jo weniger Urſache hatten, als bas 
ctenſtück einem der großen an Ort und Stelle in frankfurt ſelbſt erfcheinenden 
Hatte entnommen wurbe. Dasjelbe lautet jedoch: 

„Zwei Mächte, die den Anfpruch verwirft haben, die Großmächte Deut ſch— 
lando zu beißen, find in offener Widerjegung begriffen gegen das Recht des 
Bunbes, der Bundesftanten und ber Nation. Eigenmächtig haben fie ihre 
Truppen in das Yundesland Holftein geſendet; gewaltthätig find fie fiber die 
Grenze eines jelbftjtändigen Staates vorgebrungen ; ohne Bunbesgenehmigung 
verfolgen fie ihren Weg, unter dem Vorwand, die Erfüllung jener Verträge 
von 1851/52 zu erzwingen, die im Namen des Bundes geiäloffen find. — 
Und diefer Rechtsbruch wird vollbracht nicht etwa im ungemefjenen Eifer für 
eine gute Sache, fondern im Dienfte ber verwerflichiten Politif. Die Ber: 
träge, ein Deckmantel früherer Schmach, nichtig von Anbeginn, überdied von 
Dänemark vielfach gebrochen, find durch den Tod Friedrichs VII. und durch 
das Aufleben der auguftenburgischen Erbfolge inhaltlos geworden. Zwölf 
Jahre lang lieh man fie mit Füßen treten. Jetzt, wo ihr Vollzug ber Sache 
der Herzogthümer tödtlich wäre, fegt man Heere in Bewegung, um biefen 
Vollzug zu erzwingen. — Preußen und Oefterreich, indem fie von dem bäni: 
ſchen König die Ausführung der Verträge fordern, welche fein Borfahr als 
Herzog von Schleswig-Holjtein gefchloffen hat, erkennen ihn in dieſer Eigen: 
ichaft an, ftellen fi auf den rechtlofen Boden des Londoner Protocolls, er: 
greifen Partei für die Feinde der Herzogthümer und Deutſchlands. — Eine 
Anzahl deutfcher Regierungen hat gegen den gewaltfamen Bruch der Bundes: 
ordnung Proteft erhoben. Das Volk der Herzogthümer, die ganze entrüftete 
Nation fehliekt ihrem Protefte fih an. Wenn die fünfhundert Abgeordneten 
heute abermals verfammelt wären, nicht die Stinmme eines Ginzigen würde 
fih ausichliefen von dieſem Protefte, von dieſem Berdbammungsurtheil. — 
Mit dem nadten Protefte aber ift nichts gethan. Die Regierungen, bie das 
Bewußtſein ihrer Pflicht und ihres Nechtes bewahrt haben, Aa handeln 
und helſen. Sie müſſen Handeln, wenn nicht dev Glaube an bie oft ge: 
rühmte Bedeutung bev Mittelftanten bis an die Wurzel vertilgt, die monat: 
chiiche Staatsordnung in ihren Grundlagen erjchüttert, das Volk unaufhalt: 
fan, früher oder fpäter, auf die Bahn der Selbithülfe gedrängt werben joll. 
So Fed und rücjichtslos das Verfahren der Gegner, fo Fühn und energifch 
muß das ihrige fein. Auf ihrer Seite fteht das gute Recht, fteht der Wille 
der Nation. Sie kämpfen um ben höchſten Preis, um bie Freiheit von 
öfterreichifcher und preußifcher Knechtſchaft, um bie Rettung ihres Dafeins. 
Die Gegner, umringt von inneren und äußeren Feinden , pochen mehr auf 
ben Schein als auf den Beſitz der Uebermacht; fie find nur ftarf, wenn das 
übrige Deutichland rath- und muthlos zurückweicht. — Viel zu lange ſchon 
wartet Deutichland auf den erften entſcheidenden Schritt, auf die Anerkennung 
bes Herzogs, den das eigene Volk einmüthig mit lauter Stimme anerkannt 
bat. Keine Ausflucht, Feine armfelige Formfrage bürjte in einem Augenblid 
von fo verhängnißvoller Bedeutung dieſen Ausſpruch ber Regierungen, für 
fi) und am Bundestag, Länger zurückhalten. — Mit Scham und Erbitterung 
fieht das deutſche Volk die Truppen Defterreihs und Preußens ungehindert 
vorbringen, ficht wie die Behörde einer freien Stabt die ſchnödeſte⸗Mißhand⸗ 
fung bemüthig hinnimmt und wie die höchſte Behörde bes Bundes fi vor 
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ber vollendeten Thatſache beugt, deren Vollendung zu hindern ihre heiligfe 
Pflicht war. — Keine Regierung wird fernerhin Anſpruch haben auf bi 
Achtung und das Vertrauen des Volkes, die nicht die Sache der Herzogthümer, 
das heißt der Sache Deutichlands, ihre ganze Mehrfraft ohne Rüd: 
balt zur Berfügung ftellt. — Dies ift das Begehren, das wir aus 
zufprechen haben, nicht aus eigener Willfür, fondern — wir willen es — im 
Namen ber Nation; ein ernftes und großes Begehren, dody nicht aus leicht: 
fertiger Laune entfprungen, fondern bie Frucht dev tiefen Ueberzeugung, bat 
für Deutfhland eine Stunde gefommen ift, wo nur der Entihluß, ebrenvell 
Alles zu wagen, die Gefahr abwendet, ſchmachvoll Alles zu verlieren. — Tas 
beutfche Volk ift erfüllt von biefer Ueberzeugung, iſt es auch erfüllt vom that: 
kräftigen Entſchluß? Dit es jeinerfeits bereit, nicht nur zu protejtiren, Ton: 
bern zu Handeln? — Alle Landesvertretungen, alle Gemeinden und Ce: 
noffenichaften ruft die gleiche Pflicht, fie ruft jeden einzelnen Dann in jedem 
beutichen Lande, fie ruft mit der lauteften Stimme die Bevölferung jener 
mächtigften Staaten, die man verdbammen will, das Werkzeug bes Terrarbs 
zu fein. Preußen und Defterreiher! Im Dienfte dev umwürdigiten Politik 
follen euere Söhne ihr Blut vergießen, joll die Stener: und Schuldenlaft, die 
euch bebrüdt, von Neuem anjchwellen, für ener Gut und Blut joll die 
Schande ber Nation eingetaufcht werden. — Deutihe in allen Länderr! 
Duldet e8 nicht, daß der böje Wille der Einen und die Schwäche der Anbern 
namenlofes Unheil über Deutjchland bringt! Laßt nicht ab, die guten Regie 
rungen zu jtüßen, bie ſchwachen anzujpornen, die ſchlechten jchonungslos zu 
befünmpfen. Weist die Eleinmüthige Einflüfterung von euch, es jei doch 
Alles vergeblib — Ahr Habt noch nicht Alles gethan. Sprecht nicht vom 
gewaltiamen Umſturz als dem einzigen Nettungsmittel, er iſt das legte und 
äußerſte, zu welchem ein Volk nur greifen darf, wenn es alle gejeglichen 
Mittel bis auf die Neige erichöpft hat. Handelt in der Uebung emere: 
gejeglichen Rechtes, ftatt revolutionär zu ſprechen. Mact die Rolitif, das 
Geſchäft eurer Mufeftunden, zur tänlichen Berufsarbeit, verbreitet die Bewe— 
gung über Stadt und Fand, über alle Klaſſen der Geſellſchaft! Erneuert rail: 
los euere Forderungen, beflürmt die faumfeligen Fürſten; erdrüdt mit euren 
Anklagen die pflichivergefjenen Minijter!, Die jchlechtgefinnten Regierungen 
fuchen Geld zur Ausführung ihrer Plafle. Verweigert ihnen jtandhaft in 
ben Landesvertretungen, was fie begehren, laßt Teinen Zweifel darüber, daß 
einer Anleihe zu ſolchem Zwecke niemals die Anerkennung des Landes und 
daß den Helfershelfern bei einem folhen Geſchäfte ftatt Capital und 
Zinfen die Öffentlihe Verachtung zu Theil wird! Steuert von 
euerem Reichthum und euerer Armuth zur Unterftügung dev Herzogtbimer, 
gebt ihnen, wenn die Zeit gefommen ift, Waffen und Männer, jo viel fe 
bedürfen. Laßt euch nicht entmuthigen durch das erite Miflingen, nicht irre 
führen durch diplomatiſche Minfelzüge, nicht einfchläfern durch dem zögernden 
Verlauf der Dinge! — Dies find die Pflichten, die uns das Vaterland auf: 
erlegt. Thue Jeder das Seine, mannhaft und beharrlich!“ 


II. 


Preußen. 


‚Ian. Der König weist beim Neujahrsempfang der Generalität gegen: 
über mit großer Öenugthuung und ſichtlicher Rührung auf die ruhm— 
und ehrenvolle Stellung hin, weldhe Preußen jetzt, Dank den Lei: 
ftungen feiner vortreffliden Armee im abgelaufenen Jahre, unter den 
europ. Mächten einnehme. 

. „Der Oberpräfident der NAheinprovinz erklärt als Wahlcommifjär 
dem Domcapitel von Köln, daß es jein Wahlrecht behufs Wieder: 
befeßung des erzbiihöflihen Stuhls verloren und daß jeine eigene 
Miſſion als Wahlcommiflär aufgehört habe. 

 # Die Stabtverordneten: Berfammlung von Berlin conftituirt fich 

für 1865: die (oppofitionellen) HH. Kochhann und Reimer werden 

mit 77 und 57 Stimmen von 95 wieder zu Präfidenten und Vice— 
präfidenten gewählt. 

» Die (feudale) „Reform“ ſpricht fih dahin aus: 

„Die alte Staatsmarime, wonach Hannover Freund Oeſterreichs und 
freund Preußens fein muß, immer mehr aber Freund Defterreihs, paßt jet 
nicht mehr. Ein Land, das, wie Hannover jegt nach der Befreiung ber 
Herzogthümer von Preußen umfchlofjen ijt, dejjen nach allen Seiten bin offen 
gelegene Hauptjtadt in wenigen Stunden von Minden und Magdeburg aus 
erreicht werden fann, vermag nur dann jeine Scheinfouverämetät zu be— 
wahren, wenn es im Anſchluß an den benachbarten Großſtaat feine Kräfte 
für deutſche Nationalinterefjen nutzbar zu machen jtrebt. Mit einem Worte: 
bie hannoveriſche Staatsfunft Fanır vernünftiger Weile ferner nur darin be: 
ſtehen, jih an den preußiſchen Staat mit der Bedeutung einer 
Provinz anzulehnen, um im Uebrigen als jfouveräner euros 
päiſcher Staat fortzueriftiren“. 

I. » Das Kammergericht bejtätigt das Urtheil erjter Inftanz gegen ben 

Abg. Joh. Jacoby wegen jeiner Rede in ber Berfammlung feiner 

Wähler in Berlin, bmonatliches Gefängnig wegen Majeſtätsbeleidigung. 

» Die officiöfe „Nordd. W. 3.” erklärt fih gegen irgend welche Maß— 

regeln bezüglich einer Veröffentlichung ber päpftlihen Encyclica durch 

die Biſchöfe. Das Organ der herrichenden feubalen Partei, bie 

„Kreuzztg.“ ift außer den ultramontanen das einzige große Blatt 

Europas, das ſich entichieden für die in ber Encyclica und dem Syl— 

labus niebergelegte Tendenz ausjpridht. 
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14. Jan. Feierliche Eröffnung des Landtags. Die Thronrede bes Königs 
ift der Form nad) verjöhnlich gehalten, beharrt aber wieberbelt auf 
der Armeereorganijation und ftellt auch bezüglich ber Trage bes But- 
getrechts Teinerlei Gonceflionen in Ausſicht. Bezüglich ber Herzor 
thümer fagt fie deutlih, daß Preußen die Erfüllung feiner Forte 
rungen jedem andern Act, aud und vor Allem einer Regelung ber 

. Erbfolgefrage voranftelle, in Bezug auf dieſe werden bie Rechtsfragen 
als jtreitig bezeichnet; bie preußiiche Erklärung an ber Londene 
Gonferenz vom 28. Mai, die Herzog Friedrich als ben meiftbered- 
tigten anerkannt hatte, iſt damit aufgegeben. 


„Ein ereignifreiches Jahr liegt hinter uns. In demſelben ift es mir ge 
lungen, im Bunde mit Seiner Majeftät dem Kaifer von Dejterreih eine Ehren 
ſchuld Deutihlands, deren Mahnungen wiederholt und ımter tiefer Cr: 
vegung bed nationalen Gefühls an das geſammte Vaterland beranagetreien 
waren, durch die jiegreiche Tapferfeit ber vereinten Heere verntittelft ein 
ehrenvollen Friedens einzulöſen. . Nach einer halbhundertjährigen, nur bdurd 
ehrenvolle Kriegszüge von Fürzerer Dauer unterbrochenen jFriebensperic 
haben fich die Ausbildung und Mannszucht Meines Heeres, die Zwedmößie 
feit feiner Verſaſſung und jeiner Ausrüftung in dem vorjährigen, durch Us 
gunjt der Witterung und durch den tapfern Wibderftand des Feindes denhrür 
digen Kriege glänzend bewährt. Es ijt ber jegigen Organifation dri 
Heeres zu verdanken, daß der Krieg geführt werden Fonnte, ohne bie Cr: 
werbs: und Kamilienverhältniffe der Bevölferung durch NAufbietung der Yand- 
wehr zu beeinträchtigen. Nach jolden Erfahrungen ift e8 um jo mehr Men 
Iandesherrlihe Pflicht, die beftehenden Ginrichtungen aufrecht zu erbal: 
ten und auf ber gegebenen Grundlage zu höherer Vollfommenbeit auszu— 
bilden. Ach darf erwarten, daß beide Häufer bes Yandtags Mich in ir 
Erfüllung diefer Pfliht durch ihre verfaffungsmäßige Mitwirfung unterftüte 
werden. Belondere Pflege erfordert die Entwidlung der Marine Si 
bat im Kriege durch ihre Leiftungen fich einen gerechten Anfpruch auf Anerkennung 
erivorben und ihre hohe Bedeutung für das Pand dargetban. Soll Preußen 
der ibm durch feine Yage und politiiche Stellung zugewiefenen Aufgabe a0 
nügen, fo muß für eine entjprechende Ausbildung der Seemacht Sorge ge— 
tragen und dürfen bedeutende Opfer für diefelbe nicht gefcheut werden. in 
biefer Ueberzeugung wird Ahnen Meine Negierung einen Plan zur Ermeit: 
rung ber Flotte vorlegen.... Daß die günftige Finanzlage des Staats es ar 
ftattet hat, den dänischen Krieg ohne Anleihe durchzuführen, muß ein 
große Genugthuung gewähren. Es ift dies mit Hülfe einer Sparfamen und 
umfichtigen Verwaltung, vornehmlich durch die beträchtlichen Ueberſchüſſe de 
Staatseinnahmen in den beiden leßten Jahren, möglich geworben. Ueber di 
durch den Krieg veranlaften Koften und die zu ihrer Beitreitung verwendeten 
Geldmittel wird ihnen nach dem Finalabfhluß für das verfloffene Jahr Meint 
Regierung vollftändige Vorlagen madhen. Der Staatshbausbalts- Etat 
für das laufende Jahr wird Ahnen unverzüglich vorgelegt werben.... 
Sch babe der Thaten Meines Kriegsheeres nicht gedenken können, obme dat 
die gleiche freudige und herzliche Anerkennung für das öſterreichiſche ger 
mit einzubegreifen. Wie die Krieger beider Heere in Wafſen-Brüderſchaft da 
Lorbeer getbeilt haben, fo hat bie beiden Höfe den eingetretenen Berwidt: 
Tungen gegenüber ein enges Bündniß verknüpft, welches feine feite umd deu— 
ernde Grundlage in Meinen und Meines erhabenen Verbündeten deutiden 
Gefinnungen fand. In diefen Gefinnungen und in der Treue gegen die der: 
träge Tiegt die Bürgfhaft für die Erhaltung des Bandes, welches bie deuticen 
Staaten umjhlingt und ihnen ben Schuß bes Bundes ſichert. Der griet 
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mit Dänemark bat Deutſchland feine beſtrittenen Norbmarkfen und dieſen 
bie Möglichkeit der lebendigen Betheiligung an unferem nationalen Leben zu: 
rüdgegeben. Es wird die Aufgabe meiner Politik fein, diefe Errungenjdyaft 
durch Einrichtungen ficher zu ftellen, welche uns die Chrenpflicht des Schntzes 
jener Grenzen erleichtern und bie Herzogthümer in den Stand feken, ihre 
reichen Kräfte für die Entwidelung ber Land: und Seemacht wie der mates 
riellen Interefjen des gemeinjamen Vaterlandes wirffam zu verwerthen. Unter 
Aufrechthaltung diefer berechtigten Forderungen werde ih die Erfül- 
Iung derjelben mit allen begründeten Ansprüchen, jo des Landes wie ber Für: 
tten, in Einklang zu bringen ſuchen. Sch babe daher, um einen fihern Anhalt 
für Meine Benrtbeilung dev ftreitigen Rehtefragen zu gewinnen, bie 
Syndici Meiner Krone, ihrem Berufe entipredyend, zu einem NRechtsgutachten 
aufgefordert. Meine vechtlihe Ueberzeugung und die Pflichten gegen Dein 
Land werden Mid, leiten bei dein Beſtreben, Mich mit Meinem hoben Ber: 
bindeten zu verfiändigen, mit welchem Ich inzwifchen den Beſitz und bie 
Sorge für eine geordnete Verwaltung der Herzogthümer theile. Es gereicht 
Mir zur lebhaften Befriedigung, daß die Friegeriihen Verwickelungen auf den 
engjten Kreis befchränft geblieben und die naheliegenden Gefahren, welche daraus 
für den europäilchen Frieden hervorgehen konnten, abgewenbet worden find. 
Tie Wiederherftelung der diplomatiichen Verbindung mit Dänemark ifl ein: 
geleitet und es werden jich, wie Ich feft vertraue, die freundlichen und gegen: 
jeitig fürdernden Verhältnijje ausbilden, welche jo jehr dem natürlichen In— 
terejje beider Länder entſprechen. Meine Beziehungen zu allen übrigen Mäd)- 
ten find in feiner Weije geftört worden und fahren fort, die glüdlichjten und 
erfreulichiten zu fein. Meine Herren! Es iſt Mein dringender Wunſch, daß 
ber Gegenjaß, welder in den legten Jahren zwifhen Meiner 
Regierung und dem Haufe ber Abgeordneten obgewaltet hat, feine 
Ausgleihung finde. Die bedeutungsvollen Greigniffe der jüngjten Vergangen— 
beit werden dazu beigetragen haben, die Meinungen über bad Bebürfniß der 
verbefjerten Organifation des Heeres, die ſich im eimem fiegreich geführten 
Kriege bemährt hat, aufzuklären. Die Rechte, welche ber Yandesvertretung durch 
die Berfafjungsurfunde eingeräumt worden find, bin Ich auch ferner zu achten 
und zu wahren entichlojjen. Soll aber Preußen feine Selbjtändigfeit und die ihm 
unter ben europäiſchen Staaten gebühreude Machtjtelung behaupten, jo muß 
feine Regierung eine fejte und jtarfe fein, und Fann fie das Einverftändniß 
mit der Yandesvertretung nicht anders als unter Aufrechthaltung ber Heeres: 
Einrichtungen erjtreben, welche die Webrhaftigkeit und damit die Sicherheit 
des Vaterlandes verbürgen, Der Wohlfahrt Preußens und feiner Ehre ift 
Mein ganzes Streben, Mein Leben gewidmet. Mit dem gleichen Ziel vor 
Augen, werden Sie, wie Sch nicht zweifle, den Weg zur vollen Verſtändigung 
mit Meiner Regierung zu finden wiſſen und werben Ihre Arbeiten dem Va: 
terlande zum Segen gereihen“. 

Erſte Sikung beider Häufer. Präfident Grabow bewillfommt 
das Abg.-Haus mit einer Rede, in der er ausſchließlich der Befrie— 
bigung über die ruhmvollen kriegeriſchen Ereigniffe des verfloffenen 
Jahres Ausdrud leiht: 

„++. Die Scharte von Olmütz ift ausgeweßt, ber Londoner Bertrag vom 
8. Mai 1892 zerrifjen, Preußens verpfändete Ehre auf Schleswigs Fluren 
ruhmreich eingelöſt. ..“ 

15, Jan. Das Herrenhaus beſchließt einſtimmig, auf die Thonrede feiner: 
ſeits eine Antwortsadreſſe zu erlafjen. 

16, „ Das Abg.Haus wählt zu feinem Präfidenten Grabom mit 222, 
zu Bicepräfiventen v. Unruh mit 180 und v. Bodum:Dolffs mit 230 


Stimmen. Der Candibat der Fatholifhen Fraction, Ofterrath, bringt 
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es auf 48, der Ganbibat der fendalen Partei, v. d. Heydt, auf 5 
Stimmen. (Die feudale Fraction des Haufes zählt 35, die Fracti 
des linken Gentrums unter Bodum:Dolffs 111, die Fortſchrittspart 
137 Mitglieder.) Rede Grabows nad feiner Mahl: 


„Bei unferer letzten Entlaſſung warb einftweilen auf bie Hoffnung em 
Verftändigung mit dieſem Haufe verzichtet. Seitdem find Verfolgungen tn 
liberalen Preſſe, Disciplinirung der liberalen Beamten, Nichtbeftätigungen ve 
liberalen Communalwahlen, Berunglimpfungen, Verdächtigungen und Bu: 
leumdungen ber liberalen Staatsbürger in noch ftärferem Make ala in de 
früheren Jahren eingetreten. Die liberale Gefinnung ift in ben Bann x 
than. (Sehr wahr.) Die Veberzeugungstreue, der [hönfte Schmud des «a: 
preußifchen Beamten, ift in die neupreußiſche Acht erflärt. (Lebhaftes Brar 
Sehr gut!) Die Art wird an den jeit 1808 bie fchönen Früchte: Giememiir 
und Gemeinwohl treibenden Baum ber Selbjtverwaltung der Städte und (x 
meinden gelegt, um die breimal erprobte öffentliche Meinung, die ſtärkſte Wat 
im Staat, zur Umfehr zu ftimmen, das Abgeordnetenhaus zur Unterwetir— 
zu zwingen und bamit der Verfafjung die Pebensaber zu unterbinden. (Brave. 
Doch das Gewiſſen des preußischen Volkes und feiner erwählten Bertren 
welche vor Kott und der Krone gefhworen haben, die Berfafjung gewiſſende— 
zu beobachten, läßt ſich durch Feine Macht ber Erde in Heilighaltung der vw: 
faffungsmäßigen Rechte der Krone und bes Volkes beugen. (Bravo.) Ta 
königlichen Wahlſpruch, „Nur wer fi auf den Fels des Nechtes jtellt, da 
fteht auf dem Fels der Ehre und des Sieges“ — haben auch wir zu dan 
unfrigen erforen. (Schr gut.) Unter dieſem Banner fünnen wir die ſches 
jeit Kahren auch von uns dringend gemünfchte, aber bisher vergeblich eritrcht 
Verftändigung nur auf cinem Wege finden, der e8 uns möglich macht, dx 
beſchworenen und unſerer gewiſſenhaften Treue anvertrauten Nechte des Rolle 
nicht Freis zu geben (Bravo!). Möge bie fünigliche Staatsregierung mit ur: 
einen ſolchen Weg betreten zum Heil und Arommen unferes Naterlante 
deſſen Wohlfahrt und Ehre wir zu allen Zeiten in unferen treuen Rreufen 
herzen body und heilig halten“. 


17. Jan. Abg.Haus: Der Minifter des Innern proteftirt gegen bie ziveite 


18. 


19. 


Gröffnungsrede Grabows vom 16. d. Der Finanzminifter überreict 
das Budget für 1865. Henning trägt darauf an, die Vorberatbung 
des Budgets durch das ganze Haus vorzunehmen; der Antrag wir 
verworfen und das Budget an den Ausihuß gewieſen. 


» Die N. N. 3. erinnert an das Erkenntniß bes oberften Gericht: 
hofes vom März v. J. bez. der DVeröffentlihung objectiv ftrafbarer 
Aeußerungen aus ben Landtagsverhandlungen und warnt bie Je: 
tungen. Der Polizeipräj. von Berlin und ſämmtliche Regierunge 
präf. erhalten von ber Regierung die Meifung, die Berichte ber 
Preffe über die Landtagsverhandlungen nad jener Entiheidung zu 
behandeln. 


„ Abg.-Haus: die Abg. Reichenſperger (kath. Fraction) und Te 
gener (feudale Fraction) tragen auf eine Antwortsabrefle an umd 
bringen Entwürfe ein. Das Haus Ichnt den Antrag auf Verwei— 
fung derjelben an eine Commiffion ab und beſchließt, ſofort zur Schluf- 
berathung zu jchreiten. 
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4. Jan. Vorefbebatte des Abg.Hauſes: Rebe des Minifters des Innern 
Graf Eulenburg: 

. Ein Nahgeben in der Militärfrage it ganz unmöglih! Weder ber 
jegige preußiſche Monarch) noch irgend ein König Preußens wird von ben 
Prineipien diejer Armee:-Reorganifation und von den gefeglichen Beftimmungen, 
von welchen er glaubt, daß fie nothwendige Gorrelate derfelben find, nur einen 
Funken hergeben. Und die Könige ven Preußen werden länger beſtehen, als 
bie Zjährigen Sitzungsperioden des Abgeorbnetenhaufes... Geben Sie ben 
Verſuch, Ihr Budgetrecht an der Militärfrage zu probiren, auf, juden Sie ein 
anderes Thema, einen andern Punkt, an weldem Sie glauben, es geltend 
machen zu müffen ! Sch glaube aber, Sie werden feinen finden ; denn Sie 
werden die Regierung bereit jehen, da, wo nicht factiiche Umſtände es un: 
möglih maden, Ihnen zu willfahren und gerne die Auslegung bes Art. 99 
zuzugeben, weldhe Sie wollen. Lafjen Sie dies Factum aus der Welt ver: 
ſchwinden, dann wird es ung Allen als Lehre dienen für künftige Zeiten, und 
der ganze Kampf, den wir feit 2 Jahren kämpfen und ber, falls Sie in die— 
jem Punkte nicht nachgeben, unabjehbar fortgeführt wird, Fan mehr zum 
Heile des Baterlandes dienen und mehr zur Entwidelung bes Verfafjungse 
lebens beitragen, als wir jept ahnen. Ueberlafjen Sie die Bethätigung biefer 
Anjhauung nicht Ihren Nacfolgern, legen Sie fo jchnell als möglich Hand 
ang Werk, Preußen einig zu machen und jo groß und ftark, als es zu fein 
verdient“. 

Das Haus Ichnt es ab, eine Adreffe zu erlaflen, und vermwirft 
den Reichenipergerfhen Entwurf mit 275 gegen 24 Stimmen, den 
feudalen Entwurf ohne namentlihe Abjtimmung. 


„  n Morefdebatte des Herrenhaufes. Rebe Bismards über den Krieg 
gegen Dänemark und die öſterr. Allianz. Die Antwortsadrefje er: 
Färt, das Haus werde 

„in ber Vertheidigung aller wohlerworbenen Rechte, insbejondere aber ber 
gebeiligten Rechte der Krone, ſowohl auf dem Gebiete der Heereseinrichtungen 
als auf jebem andern Gebiete unverbrühlih zu Ew. Deajeftät Regierung 
ſtehen“ und betont noch bejonders: „In den ruhmvollen Erfolgen der preuß. 
Maffen erkennen wir mit gerehtem Stolz eine erfte Frudt der neuen 
Heeresverfaffung, welche & K. M. eigenftes Werk if. Dank Ew. 
Maj. für das im rechten Augenblid begonnene und mit Feſtig— 
feit durchgeführte Werf, deſſen heilſames Ziel ift, unter ſorglicher Scho— 
nung ber Kräfte des Landes, Freußen auf ber ihm gebührenden Machtitufe 
zu feinem eigenen Heile und zum Heile von ganz Deutjchland zu erhalten“ 

und wird mit 84 gegen 6 Stimmen angenommen. 


0. „ Antwort des Königs auf die Adreſſe des Herrenhaufes: 


„ . . Ich bin in der Thronrede der Landesvertretung entgegengefommen ; 
nun ift e8 an der Landesvertretung, auch Mir entgegen zu kommen. . ..“ 


1.Febr. Der Stabtlämmerer Hagen von Berlin wird, nachdem er bie 
ihm auferlegte Strafe von 100 Thlen. erlegt, in fein Amt wieder 
eingejekt. 

2., Mg. Haus: Die vereinigten Commifjionen für Handel und Ge: 
werbe und für Finanzen und Zölle beſchließen bezüglich der Eijen- 
bahnvorlagen der Regierung beim Haufe darauf anzutragen, eine Be- 
ſchlußnahme bis zu gefeßlicher Feſtſtellung eines Budgets für 1865 
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auszufeßen, eventuell, fall das Haus diejem Antrag nicht zuitimume 
jollte, die VBerwerfung der Vorlagen zu empfehlen. 

3. Febr. Eine Verſammlung der Meiftbetheiligten der preuß. Bank « 
theilt unter dem Borfige des Handelsminijterd der Regierung ihre 
feit8 einftimmig die Ermächtigung zur Errichtung von Filialen a 
auf nichtspreußifchen aber deutſchen Handelsplätzen. 

„ Die Gtabtverordneten von Königsberg wählen den Kammer: 
Hagen von Berlin zum Oberbürgermeijter der Stadt. 

8., Abg.Haus: Der Kriegsminifter Iegt dem Haufe eine Militärm 
velle „Gejeßesentwurf betr. Abänderung und Ergänzung des Geich 
über bie Verpflichtung zum Kriegsdienſt vom 3. Sept. 1814“ ce 
Derjelbe enthält Feinerlei Goncefjionen und ift von feinen Motiwe 
begleitet. Der Minifter erläutert fie blos mündlid, aber „Er 
für Wort im Sinne des Miniſteriums“ 

9, „ Eine Deputation aus Köln überreicht dem Präfidenten Grabew cu 
filberne Bürgerfrone. Grabow nimmt fie an, „nicht für fich, fer 
dern Namens der liberalen Mehrheit des Haufes“. 

11.— 15. Febr. Abg.Haus: Debatten über das Coalitionsredt und > 
Arbeiterfrage überhaupt, Erklärung bes Handelsminifters. Antra 
Wageners und der fendalen Fraction. Das Haus nimmt ſchlie 
li) mit großer Mehrheit den Antrag feiner Commiſſion an un 
ſpricht fih für Aufhebung der (das Coalitionsrecht bejchränfende 
$$ 181 und 182 der Gewerbeordnung von 1845 aus. 

20. „ Das Abg.:Haus bejchließt auf den Antrag des Grafen Schweri 
die Berathung des Antrags der Commillion bez. der Eijenbahnee 
lagen der Regierung (j. 2. Febr.) vorläufig auf 14 Tage auszujeke 

22. „ Das Abg.-Haus erflärt zwei Neuwahlen in Schlefien wegen u 
gejegliher Wahlbeeinfluffung von Seite der Regierung für ungült 

25. „ Die Stadtverordneten von Stettin lehnen mit Rüdfiht auf di 
allgemeine Lage des Landes mit 27 gegen 23 Stimmen die ibn 
zugemutheten Empfangsfeierlichleiten für den Kronprinzen ab. 


8.—10. März Abg.Haus: Debatte über die Beſchwerbe der Stadtverocd 
verjammlung von Breslau gegen die Regierung wegen Beſchränkun— 
der Competenz und jelbjt des verfaffungsmäßigen Petitionsrechts der 
Etadtverordnietenverfammlungen. Der Minifter des Innern beharr 
auf dem Epftem der Regierung. Tas Haus bejchließt auf den Ar: 
trag Gneifts mit überwiegender Mehrheit (dagegen ftimmen nur di 
Feudalen und einige Katholiken): 

„Das Haus erflärt, daß alle Diinifterialrefcripte, welche das Petitionereit 
ber Magijtrate und Stadtverorbneten beſchränken oder unterfagen, und alt 
— gerichteten Executivmaßregeln dem Art. 32 ber Verfaſſung wit 

ei . 
9, „ Die Stabtverorbneten von Köln lehnen mit Rückſicht auf die aly 
Lage des Landes jede ihnen zugemutbhete Bewilligung für die ja 
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des 50jährigen Jubiläums ber Vereinigung der Rheinlande mit der 
Krone Preußens ab. 
März. Erzbiſchof Praylusfi von Pojen f. 

»„ Da die öffentlihe Meinung in Köln gegen die Feier des Jubi— 
läums geht, jo wird von einer Gonferenz zwijchen Vertretern bes 
PBrovinziallandtags und den Behörden von Aachen beſchloſſen, den 
König auf den 15. Mai nad) Aachen zur Feier des Jubiläums ein: 
zulaben. 

„Abg.Haus: Beginn der Debatte über den allg. Vorbericht der 
Commiſſion bezüglid des Budgets für 1865 und deſſen Behandlung: 

Antrag ber Eommijjion, zu beichliefen: 1) In dem vorgelegten 
Stantehausdalts-Gtat ijt eine richtige Vertheilung der Staatsausgaben nicht 
zu erfennen. 2) Der Militär-Etat bedarf einer wejentlihen Umgejtaltung 
und Grmäßigung. 3) Für productive Zwede, Stromregulirungen, Weges 
bauten, Sandesmeliorationen, für Unterricht und Wifjenichaft, deögleichen für 
Verbeſſerung der Gehalte der Lehrer, der Subalterne und Unterbeamten und 
bes Soldes ber Unteroffiziere und Gemeinen der Armee find größere Sum— 
men als bisher zu verwenden. 4) Die Gebäudefteuer ift unter Ueberlafjung 
des Weberihufjes an die Gemeinden auf ben urſprünglich veranichlagten Bes 
trag von 2,843,260 Thlr. jährlich feitzuftellen. 5) Es ifteine gejeßliche Um— 
wandlung ber Klaffen: und Einfommenjteuer dahin vorzunehmen, daß jährlich 
durch das Budget feitgeitellt werde, für welde Monate die Klafjen: und Ein 
fommenfteuer zu erheben ift. Virchows Antrag 6) Das Abg.-Haus fordert 
die k. Staatsregierung auf, den vorgelegten Entwurf des Staatshaushalte: 
Stats zurüczuziehen und einen neuen Entwurf auszuarbeiten, in welchem den 
Beichlüffen von 1—5 Rechnung getragen wird — war von der Commiljion 
abgelehnt worden]. 

Der beigefügte Beriht ber Commiſſion it eine umfangreiche Denk— 
Ihrift mit zahlreichen Tabellen, die eine, theilweile bis zum Jahre 18349 zus 
tücgreifende, vergleichende Heberjicht der preuß. Finanzverwaltung gewähren. 
Ein Nachtrag dazu behandelt den inzwijchen befannt gewordenen Staatsminiftes 
rialbeſchluß vom 12. Febr. 1864 (bezüglid der Grundſätze, nad welchen in 
Grmanglung eines gejeglichen Budgets die Berwaltung während des laufenden 
Jahres 1864 geführt werden fol): „Nach diefem Beſchluß hat das Staats: 
minifterium für das ganze Jahr 1364 die Finanzverwaltung lediglich nad) 
den Grundſätzen des abjeluten Staates eingerichtet”. 

Wagener (feudal) trägt auf motivirte Tagesordnung an. Virchow bringt 
feinen Zufaßantrag ein. 

> m Abg.Haus: Fortfegung der Debatte über den Vorbericht der Bud— 
getcommiflion, Der Zinanzminijter erklärt, daß die Regierung den 

Anträgen der Commifjion niemals zuftimmen fünne und namentlich, 
daß eine irgend wejentliche und bedeutende Verminderung des Mili: 
tärbudgets nicht zu Stande fommen werde Der (feudale) Abgeord— 
nete Wagener jpricht die Hoffnung aus, daß die Staatsregierung 
demnächſt einen von S. M. dem König felbit vollzogenen Etat fürms 
ih in der Gejeßfammlung publiciren werde. (Heftiger Lärm: Eid: 
bruch!) 

„Beginn des zweiten Polenproceſſes in Berlin. 

. » Der erfte Senat des Obertribunals entſcheidet im erſten Falle, 


der an ihn gelangt, in ben Stellvertretungsfrage in letzterer In— 


1) 
In ; 
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ftanz zu Gunften der Regierung, nachdem bie beiden größten Ob 
gerichte Altpreußens, das Berliner Kammergeriht und das Breslau 
Appellationsgericht in zweiter Inftanz gegen die Regierung entſchied 
batten. 

18. März. In Köln befchließt eine Verſammlung auf Betrieb des Th 
bürgermeifters Bachem, das Jubiläum doch zu feiern. Dagegen lebn 
auch zu Eſſen die Stadtverordneten die Betheiligung an der Feier : 

20. „ Abg.Haus: Fortfeßung der Debatte über den Vorbericht der Bı 
getcommiflion. Der SKriegsminijter erklärt, daß die Ueberzeugu 
der Negierung von ber breijährigen Dienftzeit fich nicht verändert ba 
„Wenn Preußen die Reorganijation aufgibt, um dem theoretiih ga 
wohlbegründeten Verlangen nad dem Budgetrecht zu entiprecen, 
ift unjer Anjehn in Europa zerftört !“ 

23. „ Abg.Haus: Yortjeßung der Debatte über den Vorbericht der Br 
getcommiflion. 

Der Kriegsminifter erflärt nochmals, die Frage der breijübrigen Dier 
zeit jei entichieden durch das Gejeß von 1814 und fie werde jo lange ı 
ichieden fein, bis fich die drei Factoren in diefer Beziehung über ein ande 
Geſetz geeinigt hätten; er warnt die Dppofition, le tout pour le tout 
fpielen. „Die Negierung fteht bis zu dieſem Augenblid in der entichieder 
Antention, den Abfichten Seiner Majeftät gemäß, den verfafjungsmäfigen } 
jtand zu retabliren, jo weit eralterirt ift. Dazu müſſen Sie die Hand bie 
aber nicht Vorſchläge machen, welche zu dem geraden Gegentheil fübr 
M. HH.! Wenn Sie das verfhmähen, dann ftebt allerdings die Frage auf eim 
ganz andern Blatt, dann handelt es fich nicht mehr um eine Rechtsfrage, 
handelt jih dann um eine Griftenzfrage! Nun wählen Sie!’ (Fangdaucrı 
Bewegung.) Rede Simfons (altliberal) in Antwort auf diejenige des Krica 
minifters: „Das Jahr 1848, aus dem unjere Verfaſſung ftammt, war | 
Verſaſſungen fein befonders günftiges; aber wer da glaubt, leicht mit ihr fer 
zu werden, wird bald vor einer andern jtehen, die jener wenig gleichen wit 
Der neue Lenz bringt neue Saaten mit — und jchwerlich erfteben dann bei 
Häufer wieder. Ich befenne mid zu dem Streben nad Machtermweiterur 
das der Kriegsminijter dem Haufe zum Vorwurf macht; denn das Ausgal 
bewilligungsredht genügt ihm nicht, um feine Pflicht erfüllen zu Fünnen. D 
Kriegsminifter hätte fich befinnen follen, zu jagen, wir jpielten le tout po! 
le tout, Man kann gedrängt werden, über jeine Gränzen binausjugebe 
Wir verlängern den Hebel, bis er bricht, fagt der Kriegeminifter, ich we 
dafür, daß jeder Krug zu Wafjer gebt, bis er bricht“. 

24. „ Das Abg.Haus erklärt die Wahl des (feudalen) Hrn. v. Tette 
(der in Eylau gegen Saufen-$ulienfelde mit 167 gegen 166 Etin 
men gewählt worden ift) wegen Mahlbeeinfluffung der Regierun 
für ungültig (dagegen bloß die feudale Fraction). 

„„ Eine Volksverſammlung in Köln erflärt fi mit dem Beſchlu 
der Stadtverorbnetenverfammlung bezüglih bes Jubiläums einve 
ftanden. 

27. „ Abg.Haus: Abftimmung über die Anträge des Vorberichts de 
Budgetcommiffion. Die Anträge 1—3 werden mit allen Stimme 
gegen bie ber Feudalen, Antrag 4 gegen bie ber Feudalen und Al 
liberalen, Antrag 5 wieder blos gegen die ber Feudalen und fchliei 
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lich mit Mehrheit auch der Zuſatzantrag 6 von Virchow ange— 
nommen. 

—29. März. Abg.Haus: Debatte über den Commiſſionsantrag (Mi: 
chaelis) auf Verſchiebung einer Beſchlußfaſſung über die Eiſenbahn— 
vorlagen der Regierung bis nach gejeßlicher Feſtſtellung des Etats, 
eventuell auf Verwerfung bderjelben. Spaltung der Oppofition. 
Mit 178 Stimmen (einiger Mitglieder der Fortichrittspartei, bes 
größeren Theils bes linfen Centrums, der kathol. Fraction, der Alt: 
liberalen und der Feudalen) gegen 1085 Stimmen (der großen Mehr: 
beit der Yortihrittspartei und eines Kleinen Theil des linfen Gen: 
trums) wird der Commifjionsantrag abgelehnt und der Antrag bes 
Abg. Benda angenommen, der der Regierung zwar nicht ein Anlehen, 
wie fie gewünſcht hatte, bewilligt, aber doch die Mittel zum Bau der 
projectirten Cijenbahnen, indem fie aus der Staatscafle entnommen 
werden jollen und zwar zunächſt durch Verkauf der nach dem Ge: 
feße von 1853 aus dem Ertrag der Eiſenbahnabgabe für Rechnung 
des Staats angelauften und bei der Hauptverwaltung der Staats: 
jchulden niedergelegten Eiſenbahn-Stammactien. 


1. „ — 1. April. Abg.Haus: Debatte über die Bankvorlage der Regie: 
rung, an allen Handelsplägen Deutjchlands, wo fid das Bedürfniß 
herausjtellt, Gomptoire, Commanditen und Agenturen der preußifchen 
Bank zu errihten. Die Commijlion trägt darauf an, das Verlangen 
ber Regierung zu genehmigen, aber e8 auf Hamburg und die Her: 
zogthümer zu bejchränfen. Das Haus verwirft jedodh mit großer 
Mehrheit die Regierungsvorlage jowohl als den Commifjionsantrag. 

3. April. Abg.Haus: Der Kriegsminijter legt dem Haus einen Geſetzes— 
entwurf, außerordentliche Geldbewilligungen für die Marine betr., 
vor. Die Regierung verlangt für die nächſten 6 Jahre 19 Mill. 
zu Hafenbauten und Beihaffung von Kriegsihiffen, wovon 10 Mill. 
mitteljt einer Anleihe aufgebracht werden follen. Der Kriegsminifter 
begründet die Vorlage in einem längern Bortrage: 

„Preußens und Deutichlands Küften und Handel müſſen geſchützt werben ; 
dazu ift erforderlich, daß die Schlachtitärfe unferer Flotte wejentlich vermehrt 
werde. Es find unter diefen Umjtänden gegenwärtig die Ziele der Staats: 
regierung zunächſt darauf gerichtet, uns ein genügendes Hafenetablifjement, ſo— 

"wohl in der Oſtſee als im der Nordfee, zu jihern. Es ift früher die Abficht 
ber Staatsregierung gewejen, wenn auch mit jchweren Opfern, einen Hafen an 
der preußiichen Ditjeefüjte zu gründen und zugleih die Bauten an unferem 
Nordſee-Etabliſſement jo weit fortzujeßen, daß wir bald im Stande ſein wer: 
den, ben Kriegshafen an ber Jahde gleichfalls zu benügen. Da Preußen 
gegenwärtig im Beſitz eines für die Zwede der Kriegsmarine 
wobhlgeeigneten Hafens ift, und zu gleiher Zeit entjchlojien 
ift, im Befiß dieses Hafens zu bleiben (Bravo! rechts), jo wird vor: 
läufig von der Begründung eines bejonderen Hafenetablifjements an der preuß. 
Dftfeefüfte Abftand genommen werben können. Nichtsdeftomweniger bedarf auch 
unter den oben bemerkten Umjtänden das Hafenetabliffement, welches die Ne: 
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gierung ind Auge gefaßt hat, wejentlier und erbebliher Aufwendung 
Für dieſe Aufwendungen, ſowie für die Befeftigungen bed Hafenetaklu 
ments in ber Kieler Bucht, ferner für die Vollendung des Hafenetablifiemen 
an ber Jahde mit den dazu nothwendigen Befeitigungen, ferner zur Beſchaffu 
ber nöthigen Schiffe, deren wir bedürfen, um wenigftens uniern Ichmwäde 
maritimen Nachbarn gewachien zu fein, jowie endlich für die Beichaflung >: 
fer, gezogener Gußſtahlgeſchütze bedürfen wir diejenigen Mittel, welche die & 
gierung bei dem Yandtage beantragt”. 

Der beigefügte FJlottenerweiterung splan der Regierung verlanat ' 
die Marine Preußens einen achtunggebietenden Standpunkt unter dem Se 
mäüchten zweiten Ranges. Als dazu erforderlich wird bezeichnet: eine Schlach 
flotte von 10 Ranzerfregatten und 10 Panzerbattericen zur Vertbeidigung d 
befeftigten Küften und Häfen; 8 gedeckte Schraubencorvetten von 28 uud 
Glattdeckscorvetten von 17 Kanonen zum Schuß des liberfeeifhen Hanke: 
6 Dampfavifos zur Beobachtung des Feindes und zum Depeichendienft. — \ 
ber Motivirung der Vorlage ijt zur lottenftation „die Friedrichsort zu 
nächſt liegende Bucht des Kieler Hafens” auserfehen, das am Ufer anzulegent 
Marinetablifiements „wird den größten Theil des ziemlich langen Strandes zw 
ſchen Friedrihsort und den Voßbroder Hügeln bei Holtenau einnehmen“. Hien 
find 3,800,000 Thlr. poftulirt. „Hierzu treten noch die Kojten für die fort 
ficatoriiche Sicherjtellung des Etablifjements. Die damit zu erreichenden Zei 
find: 1) die Fräftige VBertheidigung der Ginfahrt in die Kieler Bucht; 2) © 
vollftändige Sicherung des Hafens ſowie ber Werftanlagen mit allem Zube 
bör gegen ein Bombardement von der Landfeite; 3) Sicherung des Marine 
etablifjements gegen einen überrafchenden gewaltfamen Yandanariff. Der ert 
Zweck kaun volljtändig erreicht werden, wenn in erſter Yinie zu. beiden Seite 
der Ginfahrt in die Bucht je ein Fort erbaut, in zweiter Linie die Feſte Fricd 
rihsort retablirt und an dem gegenüberliegenden Strande eine Batterie an 
gelegt wird, alle dieſe Werfe aber mit den jchweriten Gefhügen armirt wer 
den. Der zweite Zwed bedingt zu beiden Seiten der Bucht die Anlage vcı 
fünf weit genug vorgejhobenen entiprechend armirten Forts, um feindlic 
Batterien in angemejjener Entfernung zu halten. Um den britten Zweck à 
erreichen, ijt eine einfache, aber jiurmfreie Umjchliegung des Marineetabliiie 
ments unentbehrlich; fie wird durdy eine gedeckte Communication mit der Keiti 
Friedrihsort in Verbindung zu bringen fein“. Für dieſe Befeitigungen find, 
nebjt den Garnijoneinrichtungen für die Belakung, 2,350,000 Thlr. erfeıder: 
lich; hierzu die Kojten für das Marineetablijjement mit 3,800,000 Thir., 
madht für den Kieler Hafen zufammen einen Bedarf von 
6,150,000 Thlr. Sodann werden gefordert: zu ben Hafen: und Befeftigungs: 
bauten an der Nabde 8,255,000 Thlr., zur Anſchaffung ven vorläufig zwei 
Tanzerfregatten 4,180,000 Ihr. und zur Beſchaffung jchwerer Gufftablge 
Ihüte für die vorhandenen Schiffe 1,000,000 Thlr., jo daß der Geſammtbe— 
barf für die nächſten 6 Jahre fih auf 19,615,000 Thlr. veranfchlagt. Der 
ganze Bedarf für die lottenerweiterung ift auf 324 Mill. und mit Einſchluß 
der nöthigen Gejhüßrejerve auf 34,593,500 Thlr. veranfchlagt, und zur Aut: 
führung eine zwölljährige Friſt vorgejchen. 

5.— 6. April. Ag. Haus: Neue Debatte über den Mißbrauch des Ober: 
aufjichtsrechtes von Seite der Regierung gegenüber ben Stadtverord: 
netenverfammlungen. Rede Gneiſts. 

6. „ Das Abg.-Haus genehmigt einſtimmig die neuen Zollvereinsver: 
träge. 

7., Ag Haus: Budgetdebatte. Der ſog. Dispofitionsfond für Pref: 
ſachen mit 36,000 Thlrn. wird mit großer Mehrheit wiederum ge: 


ſtrichen. 
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‚April. Eine k. Cabinetsorbre verfagt der Mahl des Berliner Stadt: 
kämmerers und Abg. Hagen zum erjten Bürgermeijter von Könige: 
berg die Betätigung. 


„Vorfall in Infterburg: Proceß gegen 4 flüchtige Polen. Das 
Gericht ſpricht fie frei und verordnet, fie auf freien Fuß zu ſetzen. 
Die Polizei will fie dennod auf Grund der Gartelconvention und 
auf Nequifition des rufjiihen Grenzcommiſſärs wieder verhaften. 
Das Publicum wirft fi dazwijchen und hilft ihnen zur Flucht. 

» Die GStabtverorbnetenverjammlung von Trier beichließt, zum 
Jubiläum vom 15. Mai zwei Deputirte abzuordnen, erklärt aber 
dabei ausdrüdlih, da dieſe Theilnahme die Treue gegen den König 
darthue, nit aber als eine Anerkennung und Billigung des feit 
4 Jahren herrſchenden Regierungsſyſtems gedeutet werben bürfe. 

» Da eine Perjtändigung der Regierung mit Rom bezüglid) der 
Belebung des erzbiſchöflichen Stuhls von Köln nicht erzielt werben 
fonnte, jo erhält in Folge einer Vereinbarung mit der päpjtl. Curie 
das Domcapitel jein Wahlrecht wieder zurüd, mit der Weilung, ohne 
Zögern davon Gebrauch zu machen. 

,— 22. April. Grundfteinlegung für ein Denkmal des dänischen Krieges 
in Berlin am 18., in Düppel am 21., auf Alien am 22. April. 
. „Das Herrenhaus verwirft die vom Abgeorbnetenhaufe fat ohne 


Widerſpruch beichloffene Aufhebung des Koalitionsverbotes der Ar: 
beiter. 


v„ „» Situng der Marine:Commiflion des Abg.-Haufes: 


Ter Minifterpräfident erflärt, die Regierung, als Mitbefiger des Kieler 
Hafens, betrachte die Erwerbung besjelben als eine unerläßliche Nothwendig: 
feit. Darüber fei Preußen mit Defterreich ins Einvernehmen getreten. Für 
die Forderung des Kieler Hafens fei das Verhalten bes Landtags eine bes 
dbeutende Hilfe oder ein entſchiedenes Hinderniß: wenn bie Ko— 
jten nicht bewilligt würben, jo jei der Hafen ein werthlojer Beſitz. Er hoffe, 
der Landtag werbe erklären: Kiel müſſe gewonnen werden. 
Die Regierung müſſe wiffen, wie weit die Landesvertretung hinter ihr ftände, 
dann jei ed die Abficht, die Erwerbung als Grundlage für jede Verftändigung 
aufzujtelen. Auf die Frage, ob die Regierung ben ganzen oder einen Theil 
des Hieler Hafens erjtrebe? antwortet Bismarck, die Negierung verlange die 
Strede zwiſchen Holtenau und Friedrichsort, nebſt den gegemüberliegenden Ort: 
ihaften. Die weitere Frage, ob die Forderung zwangsweife durchzuführen 
jei, könne er mit Rüdficht auf die auswärtigen Mächte nicht beantworten. 
Im weiteren Verlauf der Debatte gefteht der Miniſterpräſident, es ſei richtig, 
daß Defterreich beforgt habe, in feinen Mitbefitrechten durch die Marinevor: 
lage und die Verlegung ber Flottenftation beichränft zu werden. Die Mas 
rinevorlage ſei eine innere Angelegenheit zwiſchen zwei preußijchen Behörden, 
aljo fein Gegenjtand der biplomatijchen Verhandlung. Die Verlegung ber 
Flottenſtation überjchreite nicht die Mitbeſitzersrechte; fie ftüße fich überdies 
auf die Hoffnung ber leicht zu erzielenden Berftändigung mit Defterreih. Die 
Regierung werde bei bem ftehen bleiben, was fie gethan, fich durch feine Eins 
ſprache Zwang anthun laſſen, andererjeits gegen bie Bölferrechts-Verpflichtungen 
in feiner Weife veritoßen. 


IT. „ Ende des zweiten Polenproceſſes. Unerhebliches Nefultat: nur 5 
11° 
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Angeklagte werben vom Gerichtshof zu 1—2Y jähriger Einjchliekm 
verurteilt, alle andern freigejprodhen. 
28. April—5. Mai. Abg.Haus: Debatte über die von der Regierung w 


gelegte Militärnovelle. 

Antrag ber Militärcommijfion: einfache Ablehnung ber gan; 
Vorlage. Ter (vom Abg. Gneiſt verfaßte) Bericht derielben fommt m 
einläßliher Grörterung der Forderungen der Regierung in Beziehung auf a 
Seiten der Frage zu dem Schluß, die Vorlage der Regierung und bie we 
Kriegsminifter und feinen Stellvertretern im Schoofe der Commiſſion ax 
gebenen Erläuterungen und Grflärungen Fönnten unmöglich eine WVertaau 
des Streited genannt werden, es wäre vielmehr die Annabme der Borls 
eine Vertagung des Rechtes der Landesvertretung: „Die Staatsregierung ba 
zwar ben aufrichtigen Wunſch ausgeſprochen, dem Hauje mit verjöhnend 
Schritten entgegen zu kommen, aber fie Fünne feinen Mann von Der 2a 
ber jeßigen Gabres, fein Jahr von der fiebenjährigen Dienftzeit, Feinen T 
von ber dreijährigen Fahnendienſtzeit entbehren, ſondern biete nichts New 
als eine Mehrforderung von 1,652,781 Thlrn. im Militärbudget und ei 
Ausfiht auf weitere Vermehrung der LiniensGavallerie. Das gegenwärti 
Geſetz würde ohne jede Mapbeitimmung des ftehenden Heeres nur bie a 
famnıten waffenpflichtigen Mannfchaften der Kricgsverwaltung zu fiebenjähriae 
Dienst zur Dispofition jtellen, übrigens es als Sache der Grecutive der jekigı 
wie jeder Fünftigen Regierung überlaffen, daraus eine beliebige Zahl von Cadt 
und eine unbegränzte Friedensſtärke der Armee zu bilden“. 

Amendement Stavenhagen: „Die Friedensjtärfe der Armee a 
180,000 Köpfe, einjchließlich der Ofjiciere und DOcconomiebandwerfer, feitzı 
ftellen”, mit dem Zufaßantrag vonBodum:Dolffs: „bei zweijährig 
Dienft: und dreijähriger Reſervezeit der Infanterie, und dreijühriger Dieni 
und zweijähriger Reſervezeit der Gavallerie, Artillerie und Pioniere“. 

Amendement Bonin: „Das ftehende Heer und die Kriegsflottenmanr 
ſchaft ſoll beſtehen: 1) aus 160,000 Mann eingeftellter Webrpflichtiger, 2) dei 
einjährigen Freiwilligen und 3) aus Gapitulanten, d. h. denjenigen, die übe 
die gefetlihe Dauer ihrer Wehrpflicht hinaus dienen wollen, beren Zahl abe 
nicht 20 pCt. der unter 1) genannten Wehrpflichtigen überſteigen joU*. 

Bierftündige Rede desKriegsminiſters über das Recht der Regierum 
(in ber se und das Recht des Haufes (im der Budgetfrage) und übe 
das Verhältnig Preußens zu Deutichland. („Es joll aber beſchützt fein von Preu 
fen, e8 mag wollen oder nicht“). Dreiftündiges Reſumé des Berichterftatter: 
Gneiſt (Ohne zweijährige Dienftzeit ſei feine Verftändigung möglich. Das 
Haus bitte nicht um Koncefjionen; offen und chrlich bringe es ber Regierung 
jeine Bedingungen entgegen, unter benen es bereit ſei, berfelben feine Zuſtim— 
mung zu der Organijation zu geben. Heute noch jei eine Mehrheit für das 
Zuftandefommen bes Geſetzes, aber dieje Mehrheit ſchwinde von Monat zu 
Monat mehr zufammen). 

Bei der Abſtimmung erheben fi für das Amendement Bonin nur 


7—8 Mitglieder, worauf Bonin basjelbe zurückzieht; in nament: 
licher Abjtimmung wird darauf $ 2 der Regierungsvorlage, der von 
der Dauer ber Dienjtpflicht handelt, mit 258 gegen 33 Stimmen 
(ausichließlicy Feudale) verworfen. Der Regierungsceommiflär erklärt, 
daß die Regierung nad) Ablehnung diejes $ an der weiteren Die: 
cuffion und Abſtimmung über diefe Angelegenheit Fein Intereſſe mebr 
habe und deshalb auch daran ſich nicht mehr betheiligen werbe. Bei 
der ſchließlichen Abſtimmung wird ber ganze Geſetzesentwurf mit ber: 
felben Majorität verworfen. 


Preußen. 165 


I. Mai. Abg.Haus: Der Finanzminifter übergibt dem Haus bie Denk: 
Ichrift über den gegen Dänemark geführten Krieg und die durch ben: 
jelben veranlaßten Koften. 

Die Denkſchrift fpricht ſich Über mehrere ftreitige Punkte jehr bejtimmt 

aus: „Nach dem Tode König Friedrih VII. fuccedirte ihm Chriſtian IX., nicht 
vermöge bes Londoner Vertrags, ſondern fraft des däniſchen Thron— 
folgegejeges vom 31. Juli 1853, welches auf formell gültige Reife 
und unter Verzicht der nächften Mitbewerber, einfhließlid des Hers 
3096 von Auguftenburg, zu Stande gefommen war“. — — „Nah Abs 
lauf des nicht verlängerten Waffenftillftandes (und vefultatlofen Auseinander: 
gebens der Londoner Gonferenz) nahm der Krieg feinen Fortgang. Es ver: 
ſtand jih von jelbft, daß die unter den Mitgliedern der Konferenz ausge: 
tauschten Erffärungen (namentlich diejenigen Preußens, Oeſterreichs und des 
deutjchen Bundes vom 28. Mai 1864 zu Gunften des Erbprinzen von Aus 
gujienburg) Dritten feine Nechte gegeben und mit dem rejultatlojen Ende 
der Verhandlungen nad allen Seiten bin ihre Bedeutung ver: 
loren hatten”. — — „Am 30. Oct. wurde ber Friede unterzeichnet. In— 
bem bie beiden beutjchen Mächte laut diejem Vertrage nur Jütland zurüdgaben, 
verblieben ihnen eo ipso bie Herzogthbümer fraft bes Rechtes ber 
Eroberung; denn wo bie Wiederberftellung des durch ben Krieg verän— 
berten Beſitzſtandes nicht ausgefprochen ift, verbleibt e8 bei dem neuen. Au: 
Berdem cedirte in Art. 3 der König von Dänemark alle feine Rechte auf 
die Herzogthümer IJ. MM. dem König von Preußen und dem Kaiſer von 
Dejterreih*. Die ganze Denkſchrift ſchließt dahin: „Die Regierung ift über: 
zeugt, daß der Gang, welchen fie in den Berhandlungen verfolgt, mit ber 
öffentlihen Meinung des Landes übereinftimmt Gin enger Anjchluß ber 
Herzogthümer an Preußen wird im Wolfe allfeitig gefordert umd erwartet, 
bie wirkliche Einverleibung lebhaft gewünfcht. Die Regierung tft ber 
Ueberzeugung, daß bie letztere fung an fih die zwedmäßigfte wäre, 
nicht nur für Preußen, fondern auch für Teutfchland und für bie — 
ſelbſt; aber fie verkennt nicht, daß fie für Preußen mit großen finan— 
ziellen Opfern in Betreff der Kriegsfoften und ber Staatsihulden ver- 
bunden jein würde, und fie hält dieſelbe nicht in dem Maße durch das Staats: 
interejfe geboten, daß ihre Durchführung unter allen Umjtänden und ohne 
Rückſicht auf die Erhaltung des Friedens erftrebt werden müßte. Dagegen 
laubt die Regierung, an denjenigen Bedingungen unter allen Umſtänden 
eithalten zu follen, zu deren Aufitellung Preußen aus ber Pflicht zum 
militäriihen Schuß ber Herzogthümer, wie des eigenen Landes und zur Ents 
widlung ber beutjchen Wehrfratt zur See bie Berechtigung ſchöpft. So lange, 
bis die auf diefem Gebiete für Preußen nothwendigen Einrichtungen zweifel: 
[08 jicher gejtellt find, muß ber einitweilige Zuftand in den Herzogthümern 
und mit demſelben die militärifche Beſetzung fortdauern, und die Regierung 
ift der Zuftimmung bes Landes gewiß, wenn fie ihren Befig in den Herzogs 
thümern bis dahin aufrecht erhält. Die Regierung wartet die Prüfung und 
Klärung dev Rechtsfrage ab, fie ijt zu Verftändigungen bereit , welche, dieſe 
Frage mit dem politiſchen Bedürfniß verſöhnend, den Intereſſen Preußens, 
der Herzogthümer und Deutſchlands genügen, und ſie wird in den Wünſchen 
und Ueberzeugungen der Bevölkerung der Herzogthümer, ſobald es ihr ge— 
lungen ſein wird, dieſe durch eine geeignete Vertretung zum 
Ausdruck zu bringen, ein wichtiges Moment für ihre eigenen Entſchlie⸗ 
Bungen finden“. 

Der finanzielle Theil der Denkſchrift weist die in ber Militärverwals 
tung für die Marine, für das Poſt- und Telegraphenwefen aufgewandten 
Koften nad. Die Militärverwaltung bat im Ganzen 18,522,459 Thlr. ge: 
braucht, davon 14,265,559 Thlr. für die eigentlichen Koften ber Mobilma: 
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hung und ber Truppenunterhaltung, und 3,256,900 Thlr. an einmaligen Xu: 
gaben für die Verftärfung der artilleriftifchen und fortificatoriihen (Bert: 
gungs⸗) Ausrüftung. Die Marine hat 3,670,704 Thlr., die Poftverwaltm 
222,380 Thlr., die Telegrapbenverwaltung 66,232 Ihlr. in Anſpruch x 
nommen. Der Gejfammtbetrag der Koften it daher 22,481,776 Thlt. Ta 
von find 13,517,926 Thlr. bereits rechnungsmäßig für das Jahr 1864 Zi 
vernusgabt machgeiviefen, wogegen 8,964,250 Thlr. no zu verrechnen bleiben 
Zur Yard, jener bereitd verrechneten 13% Millionen fonnten gröftentkxi. 
bie bisponiblen Ueberſchüſſe ber Jahre 1863 und 1864 und zwar mit 5,351,0 * 
Thlr. und 6,861,828 Thir. verwandt werben, jo daß bisher nur 1,304,.= 
Thlr. aus dem Staatsſchatz zu entnehmen waren. Zur Dedung des ned 
zu verrechnenden Reſtes von 8,964,250 Thlr. wird nad eintretendem Bedüt 
niſſe gleichfalls der Staatsihat in Anjprudh zu nehmen fein Daß ii 
Beſtand des Staatefchages für diefen Zweck augreiche, wird nachgemielen. 


-13.Mai. bg. Haus: Budgetdebatte. Es wird darauf angetragen, ba 


15. 


16. 


26. 


30, 


Ertrag der Gebäudeſteuer (als einer zwar durch das Geſetz feftae 
jtellten, aber erjt mit dem 1. Januar 1865 eingetretenen, alſo be 
ziehbungsweife neuen Steuer) zu ftreichen, der Anja jedoeh mit {tx 
gegen 88 St. genehmigt. 

„ Dfficielle Feier der fünfzigjährigen Berbindung der Rheinproviz; 
mit Preußen in Machen. Rede des Landtagsmarihalle Grafes 
Waldbott an den König. Hr. v. Bismard befindet ſich Diesma. 
nicht in Begleitung des Könige. 

„ Dfficielle Feier dc8 Aubiläums in Köln. — An Bojen fine 
für dasjelbe Ereigniß feinerlei Feier jtatt. 

„ Abg.: Haus: Budgetdebatte, Etat des Inſtizminiſteriums. Rede 
Tweſtens über die gebrochene Unabhängigkeit der Gerichte. Gneit 
erflärt, er anerfenne das von Tweſten geſprochene Urtheil, trete 
demjelben unverhüllt bei und halte die Anklage, die derjelbe erhoben, 
für wohlverdient und begründet. 

„ Das Nbg.-Haus nimmt den Handelsvertrag mit Oeſterreich 
namentlicher Abjtimmung mit 170 gegen 99 Et. an. 

» Das Mbg Haus fpricht fih auf den Antrag von Gneift und 62 
Gen. mit großer Majorität (dagegen faft nur die feudale Fraction) 
gegen den Mißbrauch der Amtsblätter von Seite der Regierung aus. 
— Budgetdebatte: 35,000 Thlr. geheime Polizei werden mit großer 
Mehrheit abermals geſtrichen. 

„ Das Abg.-Haus beichließt, „daß es für die Aufrechthaltung der durd 
die Verfaſſung gewährleijteten Preßfreiheit, der Unabhängigkeit des 
Nichterjtandes und einer unparteiiichen Rechtspflege dringend ge— 
boten jei, 1) das Prefgefeß vom 2. Mai 1851 einer durchgreifenden 
Revifion zu unterziehen, 2) das Disciplinargefeb vom 7. Mai 1851 
und 26. März 1856 aufzuheben, 3) die Entſcheidung über bie 
Schuld der Angeflagten bei politiichen jowie bei ben durch bie 
Preffe verübten Vergehen und Verbrechen den Schwurgerichten wieder 
zu überweifen.“ 

„ Herrenhaus: Hr. v. Below und zwanzig Mitglieder bringen 
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einen Antrag auf Belhränfung der Rebefreiheit im andern Haufe 
mitteljt „einer zu veranlaflenden geſetzlichen Maßregel* ein. 


. Juni. Abg.Haus: Debatte über die außerordentliche Marinevorlage 


der Negierung [die beiden großen Fractionen der Dppofition, das 
linfe Gentrum und die Fortjchrittspartei haben vorher in wieder: 
holten Fractionsberathungen beichlofjen, ji auf den Kern ber ganzen 
Frage, die rechtliche und politiiche Stellung Preußens in und zu ben 
Herzogthümern, nicht einzulaffen und ſie möglihjt der Zukunft zu 
überlafjen]. Die Marine Commiflion des Hauſes trägt einftimmig 
darauf an, die Vorlage einfah und gänzlich abzulehnen. 


Amendement Wagener (feudal), eventuell für den Fall ber Ber: 
werfung der Regierungsvorlage: „Das Haus wolle erflären, daß e8 ben Er: 
werb des Kieler Hafens als eine berechtigte Forderung der preuß. Politik 
anerfenne, daß es bereit jei, die zur Befeſtigung und Ginrichtung dieſes 
Hafens und des Jahdebuſens erforderlichen Gelder, ingleichen die Summen, 
welche zur Erweiterung der preuß. Marine nach Maßgabe bes von der Ne: 
gierung vorgelegten Planes vonnötbhen, in jührlihen Raten nad bem jedes: 
maligen Bedürfnifje und zwar zuerit ſchon für 1865 zu bewilligen“. 

Amendement Carlowitz: „Tas Abgeordnetenhaus erflärt 1) daß es 
dem gegenwärtigen Minijterium, welches das Bubdgetrecht des Abgeordneten: 
hauſes nicht achtet, feine Anleihe bewilligen Fann; 2) daß es die Nothwen— 
digkeit der Erweiterung der preußiihen Marine im Intereſſe der Machts 
ftellung des Landes anerkennt, daß es aber bie dazu erforderlichen Gelder 
nur duch das Gtatsgefeß (Art. 99 der Verfaffung) zu bewilligen gefonnen 
iſt; 3) daß es die Grwerbung des Kieler Hafens und die Betheiligung der 
Herzogthümer an ber Bemannung und an den Koften ber preußiichen Marine 
als eine berechtigte Forderung der preußiichen Politif anerkennt, und daß es, 
nach der von der Regierung ſchleunigſt berbeigeführten Verftändigung mit 
der Bevölferung der Herzogthümer, weitere Borlagen in dieſer Richtung 
jeitens des Minifteriums erwartet.” 

Amendement Freie, Jacoby und Gem: „Das Haus möge er— 
flären, daß die Gerechtigfeit und das wohlverjtandene Intereſſe Preußens es 
erbeiichen, daß den Elbherzogthümern Gelegenheit geboten werde, duch Ein: 
berufung ber geſetzlichen Pandesvertretung fich jtaatlich zu conſtituiren“. 

Nede Bismards: „Von dem Herzog von Schleswig-Holftein, 
d. i. ber König von Preußen in Gemeinihaft mit dem Kaijer 
von Dejterreich, werden die Stände der Herzogthiimer einberufen werden. 
Die Landesherrn werden fih mit den Ständen in Unterhandlung fepen, 
von Macht zu Macht, fie werden die Stände nicht vergewaltigen, jich aber 
auch nicht von ihnen vergewaltigen laffen. Gelingt die Berjtindigung, jo ift 
bas ſehr erfreulich, andernfalls würde fein Beſchluß ber Stände jtarf ges 
nug fein, uns aus den Herzogthümern herauszumaßregeln, bevor unjere 
Forderungen erfüllt find. Haben Sie zu uns aber fein Vertrauen, fo habe ich 
Ion in der Commiſſion anheimgegeben, die Bewilligung derart zu limitiven, 
daß nur gezablt wird, wenn wir Kiel beſitzen.“ Sclufrede des 
Referenten Virchow. Gonftict zwilhen Virchow und Bismard. Bis 
mard läßt Virchow nad der Situng in aller Form fordern. 

Bei der Abjtimmung wird die Regierungsvorlage mit allen gegen 
die Stimmen der feubalen Fraction verworfen und der Commifjions: 
antrag mit dem erften Abfab des Amendements Carlowitz angenom: 
men, ber Reft desfelben und alle anderen Amendements dagegen 


verivorfen, 
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8. Juni. Abg.Haus: Budgetdebatte, Militäretat. Die Reorganifations- 


9. 


10. 


12, 


13. 


foften werden ohne Debatte mit 207 gegen 22 Stimmen verworfen. 
Der Kriegsminijter verliest eine Erklärung gegen den Beſchluß im 
Namen des Staatöminijteriums. 

Feier der fünfzigjährigen Vereinigung von Neu:-Borpommern mit 

Preußen in Straljund. Der König hält unterwegs in Angermünde, 
Prenzlau und Anclam große Militärparaden ab. Weußerungen des 
Königs in Anclam gegen die dortigen Wahlen zum Abg.Hauſe 
(worunter Graf Schwerin ꝛc). 
„ Abg.: Haus: Budgetdebatte, Marineetat. Das Haus nimmt 
durchweg die Anträge der Commiſſion an mit einem Zuſatze Vir— 
hows, der mehrere Bewilligungen aus der abgelehnten Marinevor: 
lage herübernimmt. Der Finanzwminiſter erklärt ſich gegen dieſe Er: 
böhungen: Der Etat ſei ein Ganzes und vertrage die vorgejhlagenen 
Aenderungen um jo weniger, als die gejtern bejchlofjenen Abſetzun— 
gen im Militäretat von der Negierung nicht berüdfichtigt werben 
fönnten. 

Abg.-Haus: v. d. Heydt, unterjtüßt von ber feudalen Fraction, 
bringt, in Uebereinjtimmung mit dem Schritte im Herrenhaus gegen 
die Medefreiheit im Abg.-Haus, einen Antrag auf Abänderung der 
Geſchäftsordnung ein, dahin gehend: „Erachtet der Präfident bie 
Ordnung nicht für verlcht, jo entjcheidet auf den Antrag von 15 
Mitgl. das Haus in der nächitfolgenden Sigung ohne Discuflion, 
ob der Ordnungsruf durch den Präſidenten nadträglid” auszu: 
Iprechen iſt.“ 

„ Das Abg.-Haus erklärt das von der Regierung erlaffene Prijenregle 
ment vom 20. Suni 1864 wegen mangelnder Zuftimmung bes 
Landtags mit 103 gegen 10 Stimmen für redhtsungültig. 

Das Abg.-Haus erklärt mit allen Stimmen gegen die der feudalen 
Fraction die gejchehene Entnahme von Geldern aus dem Staats: 
ſchatze ohne gejeglihe Ermächtigung der Landesvertretung für ver: 
faljjungsmwidrig, und das Staatsminifterium für die jo entnom: 
menen Beträge verantwortli, jowie die von der Staatsregierung 
fortgefeßt verweigerte VBorlegung der jpeciellen Nachweiſung der Ac: 
tiobejtände bei der Rendantur des Staatsihates“ mit den ver: 
faflungsmäßigen Rechten der Landesvertretung als unvereinbar”. — 


Debatte über die Kriegsfojtenvorlage. 

Antrag der Regierung: Der Landtag wolle ber ftattgefundenen Ber: 
wendung ber Verwaltungsüberjcüffe der Fahre 1863 und 1864 im Betrage 
von rejp. 5,351,608 Thlr. 20 Sar. 8 Pig. und 6,861,828 Tblr. 19 Sur. 
8 Pig., jowie einer Summe von 1,304,089 Thlr. 12 Sgr. 8 Pig. aus dem 
Staatsfhage zur Beftreitung der Koften des Krieges gegen Dänemark nad: 
träglich jeine Zuftimmung ertheilen und zugleich fih damit einverjtanden er: 
klären, daß die aus derjelben Veranlafjung berrührenden Ausgaben zur Ver: 
ſtärkung der artilleriftifchen und fortificatorifchen Ausrüftung mit dem Be: 
trage von 4,256,900 Thlr. vorbehaltlich des rechnungsmäßigen Nachweijes eben: 
falls dem Staatsſchatze nach Bedarf entnommen werden. 


” 
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Antrag ber C ommiffioh: bie Forderungen der Regierung einfach 
abzulchnen. Die Beweggründe bafür werden in dem: beigefügten Berichte dahin 
zujammengefaßt: „daß vor Wiederherſtellung des Nusgabebewilligungsrechts 
der Pandesvertretung und vor Ordnung des Budgetweſens der Jahre 1863 
und 1864 feine außeretatsmäßigen Bewilligungen, Feine Verfügungen über 
Terwaltungsüberfhüffe jener Jahre, feine Anweiſungen auf ben Staatsihat, 
feine Genehmigung ciner einzelnen Ausgabe zuläfiig find, daß verfafjungs- 
mäsige Verfügungen über den Staatsſchatz nur in Form eines Geſetzes er: 
folgen Finnen, dag der Antrag nicht alle aus dem Staatsſchatz entnommenen 
Beträge, aud nit die ſämmtlichen Kricgsfoften, bagegen andere Ausgaben 
umfaßt, welde nicht zu den Kriegefoften gehören und nur in dem gewöhn⸗ 
lichen Militäretat bewilligt werden können, daß der Regierung zur Zeit keine 
Judemnität ertheilt werden kann, daß endlich eine jetzige Genehmigung ges 
eignet wäre, die Einwirkung ber Yandesvertretung auf die Finftige Aus: 
einanderjehung mit den Elbherzogthümern zu beeinträchtigen.“ 

Antrag Wageners (feudale Fraction): „I) das Haus wolle bie von 
der Regierung begehrte nachträgliche Auftimmung zu der Verwendung ber 
Gelder für die Kriegsiührung erflären, 2) das Haus wolle die Erwartung 
ausjprechen, daß die Staatsregierung bie Elbherzogihümer, nöthigenfalls unter 
Abfindung dev Grbprätendenten, für Freuen erwerbe*, 

Antrag Michaelis (unterſtützt von einer Anzahl Cs ae ber Oppo= 
jition): „Tes Haus der Abg. wolle beſchließen, zu erflären: „das Intereſſe 
Preußens und Teutichlande fordert, daß die definitive Regelung der Verhält— 
niſſe Schleswig-Holſteins fchleunigit herbeigeführt werde, daß jedoch eine ſtaat— 
liche Gonjtituirung dev Elbherzogthümer nur unter ſolchen Mafgaben ftatts 
finde, welde eine unlösliche Verbindung zwiſchen denjelben und Preußen feſt— 
jtellen , die den Schutz ber Nordgrenzen Deutichlands und die Entwidlung 
einer Achtung gebietenden Marine unter der dem Verhältniß der beiderjeitigen 
Kräfte entſprechenden Mitwirkung der Elbherzogthümer in Preußens Hände 
legt umd die zu dieſem Zwecke nöthigen territorialen, finanziellen, maritimen 
und militärischen Vorbedingungen gewährleiſtet“. 

Nede des Referenten Tweſten; er erflürt fih für ben Antrag Michaelis. 
Rebe des Minifterpräfidenten für den Antrag Michaelis („Das Yand und 
die Negierung haben das Recht, zu erwarten, daß Sie fich über die preußiſchen 
jorderungen der Depeihe vom 22. Febr. zu äußern“), dagegen nicht unbe— 
dingt Für den Antrag Wageners und die ven ihm verlangte fürmliche Annes 
rion. („Ammerbin aber werde der Gedanke der Anmerion feine gute Wirfung 
auch dann haben, wenn er nicht zur Ausführung kommen jollte. Die Bes 
teitwilligfeit des Erbpringen von Auguftenburg und der Bevölferung der Her: 
zogtbümer, den preufiichen Forderungen entgegen zu kommen, ſei bisher 
niemals in der Weiſe vorhanden geweſen, wie feit dem Auftauchen der Anz 
nerionsideen, Der Widerftand babe ſich unter dem Trud der Annerionsibeen, 
aus Furcht vor Gewalttbat vermindert. Immer aber jei man noch nicht jo 
weit, um zum Abſchluß zu Fommen“.) 


Tas Haus verwirft in ber Abjtimmung den Antrag der Regie: 
rung, den Antrag Mageners (für $ 1 desjelben erheben ſich nur 
die Feudalen und Katholiken, für $ 2 nur die Feudalen und wenige 
Altliberale) und den Antrag Michaelis (mit entſchiedener Mehrheit), 
genehmigt dagegen einfah den Antrag der Commiſſion. 

3. Juni. Die Stabtverordneten von Königsberg wählen den Kämmerer 
Hagen von Berlin troß der Nichtbeftätigung durch die Regierung 
zum zweiten Mal mit 66 von 76 Stimmen zum Oberbürgermeifter. 


4 „ Debatte des Herrenhaufes über den Antrag auf Beſchränkung ber 
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Redefreiheit des Abg.Hauſes. Das Haus erhebt den Antrag im 
Beſchluß, indeß in der von Waldaw-Steinhövel vorgeſchlagenen ke. 
die von einem neuen Geſetz abfieht und von der Staatsregierm 
Vorkehrungen zur ftrafretlihen Verfolgung von Injurien, VBerläus 
dungen ꝛc. im Abg.Hauſe „innerhalb der Grängen ber beſtebente 
Geſetze“ verlangt. 

Erflärung des Minifterpräfidenten: „Tie Staatäregierumg ẽ 
ber Anfiht, dak ein Privilegium zu Beleidigungen und Verläumdungen = 
Preußen nicht beftehen jollte, oder doch nur jo lange geduldet werden fine 
als das fittliche Gefühl fich nicht ftark genug erweilt, um die Ausübung eine 
jolhen Privilegiums zu verhindern. Die Regierung bat den Gindrud, dee 
diefe Prämiſſe nicht mehr zutrifft und daß fie deshalb der frage: Beftebt cu 
ſolches Privilegium bei ums oder nicht, näher treten muß. Wenn es bemänt 
und benutzt wird, jo brauche ich nicht nachzuweiſen, daß es der Gerechtigker 
der Vernunft, der Würde des Landes widerſpricht. Ach gebe gern zu, dx 
die Verſuche, erfahrungsmäßig zu ermitteln, ob die Gerichte das Beſtebte 
eines ſolchen Privilegiums anerkennen, bisher noch nicht erichöpfend genc: 
ausgefallen find. Pac dem Amendment von Waldaw wird die Griftenz dee 
Mebeljtandes bezweifelt und der Regierung anheimgegeben, dev Frage, ob & 
(Serichte die Berfafjung jo auslegen, bag volle Straflofigfeit für Injurien x= 
Verbrechen, jo weit fie dur das Mort begangen werden können, eriftirt, ni 
zu treten und fie genaner und ficherer als bisher zu ermitteln. Die k. Kı 
gierung ijt bereit, Diefen Weg zu betreten. Sollte fi dabei heraus 
jtellen, daß dennoch nach den Erkenntniſſen der k. Gerichte dieſes Privileaue 
ad usum bejteht, jo wird die Negierung beitrebt jein, auf dem geletmäktiz« 
Wege einzutreten, jeine Abichaffung anzubahnen und hofft alsdann bei dieix 
Bemübung auf die Unterjtügung diefes Haufes“. 


15. Juni. Die Regierung verfagt drei Wahlen der Stadtverordneten von 


16. 


" 


Berlin in den Magijtrat, ihrer politiichen Gefinnung wegen, ib: 


»Genehmigung und behält fi vor, für einen der Nichtbeftätigten 


einen f, Commiſſär in den Magiftrat zu fenden. Cinen derartiges 
Vorgang bat Berlin feit 1808 nicht erlebt. 

„ Das AbgHaus lehnt den Antrag v. d. Heydt auf Beſchränkung 
der Rebefreiheit mit allen gegen 16 (feubale) Stimmen ab. 

» Das Herrenhaus Tchnt das Budget, wie e8 aus ben Berathungen 
des Abg.Hauſes hervorgegangen ijt, wieder mit großer Mebrbeit ab, 
nimmt aber diesmal davon Umgang, dafür einfach die Negierungs: 
vorlage herzuſtellen, jondern beſchließt, „bie Regierung zu erſuchen, 
die zur beilfamen und Preußens Aufgaben entipredenden Fortfüb— 
rung der Staatsverwaltung erforderlichen Ausgaben als Verwaltungs: 
norm fejtzujtellen und diejelbe wie auch die Staatseinnahmen für das 
Sahr 1865 zur öffentlichen Kenntniß zu bringen“. — Auf den An 
trag des Grafen Arnim-Boytzenburg beſchließt Hierauf das Herren 
haus mit großer Mehrheit: 

„In Erwägung, daß bie volle Ausbildung der deutichen Wehrkraft zur 
Ste nur durch die dauernde Sicherftellung ihrer Hilfsquellen , die Bürgicheit 
gegen die Erneuerungen friegeriicher Berwidlungen in den Elbherzogtbümern, 
fowie bie Sicherheit Preußens an feinen nordweitliden Grenzen aber mu 
durch einen engen Anichluß jener Pandestbeile an Preußen zu erreichen if, 
ohne deshalb die Selbjtändigkeit gigener Verwaltung in ben Herzoghtümern 
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und bie Berüdfihtigung ihrer eigenthümfichen Rerbäftniffe und Bedürfniſſe 
zu beeinträchtigen, — erkennt das Herrenhaus die Forderungen, welche bie 
Staatäregierung in ihrer Depeihe vom 72. Febr. d. %. für die Löfung des 
Ichleswig:holiteinifchen Verhältniſſe geftellt hat, als vollberehtigt an und 
jpricht die Ucberzeugung aus, daf das Yand in ber eneraifchen Verfolgung 
der in vorftehender Erwägung bezeichneten Ziele der Regierung St. Maj. 
des Königs freudig zur Seite jteht”. | 

. juni. Letzte Sitzung beider Häufer. Schluß des Landtags. Schlußrede 
des Minijterpräfidenten im Namen bes Königs: 

— Zu vollen und durchgreifenden Reſultaten hätte das Zuſammen— 
wirken der Volksvertretung mit der Regierung nur dann führen können, 
wenn, auch den politiſchen Meinungslämpfen gegenüber, das Wohl bes Vater: 
landes oberites Geſetz und höchſte Richtſchnur für alle Parteien geblieben 
wäre Go ijt esnicht geweſen. Die deutlich ausgeſprochene Abficht der Mehr— 
beit des Abgeordnetenhaujes, den gegenwärtigen Rathgebern ber Krone Schivies 
rigfeiten zu bereiten, hat zur Berwerfung der Wegeordnung, des Bankgeſetzes, 
ber Gijenbabnanlagen in Ojtpreußen und dadurd zur Schädigung des mate— 
riellen Wohls des Landes geführt. Durd die Verwerfung bes Militärgejekes 
bat die unter der Mitwirkung früherer Yandtage in das Leben gerufene und 
durch bie friegeriichen Greignifje des vorigen Jahres bewährte neue Heeres: 
einrichtung, unter Gefährdung der Äußeren Sicherheit des Landes, auf's Neue 
in Frage geitellt werden follen. Das Haus der Abgeordneten verjagt ber 
Regierung die Mittel zur Herftellung einer den gegenwärtigen Verhältniſſen 
und Bebürfniffen entiprechenden Kricgsflotte; es verfagt ihr den von ihm vers 
langten Zeiftand zur Cewinnung ber Früchte der mit jo vielem theuren Blute 
errimgenen Siege des verflojfenen Jahres. Ra, es bat fi von ben gläns 
zenden Thaten und Erfolgen der Armee losgelagt, indem es, wie früher, die 
grforderte Anleihe, jo jeßt die nachträgliche Genehmigung ber verausgabten 
Kriegsfoften verweigert bat, Das Staatshaushaltsgeſetz, deſſen Zuſtande— 
fommen nad Art. 62 und 99 der Berfaffungsurfunde von dem Zuſammen— 
wirfen aller bei der Geſetzgebung betbeiligten Faktore erwartet wird, iſt aud) 
in diefem Jahre an der Weigerung des Abgeordnetenhaufes, die zur Aufrecht: 
haltung des Heerweſens unerläßlihen Mittel zu bewilligen, geicheitert. Das 
Abgeordnetenhaus hat Forderungen verweigert, welche die Staatsregierung 
ftellen mußte; es bat Beſchlüſſe gefaßt, welche die Regierung nicht ausführen 
fan. Statt mit ber erſehnten Verſtändigung, fchlieht die Sitzung abermals 
unter dem Eindruck gegenfeitiger Entfremdung der zum Aujammenwirfen 
beruienen Kräfte. Sr. Maj. Negierung bat nur Ein Ziel im Auge: Die 
Wahrung der Nechte und der Ghre des Königs und des Landes, jo wie fie 
verbrieft find, umd wie fie nebeneinander befteben Fünnen und müffen. Dem 
Lande iſt nicht damit gedient, wenn jeine gewählten Qertreter die Hand nad) 
Rechten ausjireden, die ihre gejegliche Stellung im Berfafjungsleben ihnen 
verjagt. Nur wenn fie dieje Stellung dazu benügen, mitzuarbeiten an dem 
von unjeren Fürjten begonnenen und bisher durchgeführten Werke, Preußen 
unter ſtarken Königen groß und glüdfich zu maden, nur dann werden jie 
bag Mandat erfüllen, welches des Königs Unterthanen in ihre Hände legen. 
Die Regierung Sr. Maj. ijt bejtrebt, das in gleichem Sinne ihr ertheilte 
Mandat ihres Föniglihen Herrn nad Kräften auszuführen. Sie wird, un: 
beirrt burdy feindjeligen und maßloſen MWiderftand in Rede und Schrift, ftarf 
im Bewußtiein ihres guten Nechtes und ihres guten Willens, den geordneten 
Gang der öffentlichen Angelegenbeiten aufrecht erhalten und die Intereſſen 
des Landes nad Augen wie nah innen Fräftigft vertreten. Sie lebt der Zus 
verfiht, daß der Weg, ben fie bisher inne gehalten, ein gerechter und heil— 
famer geweſen ift, und daß ber Tag nicht mehr fern fein kann, an weldem 
bie Nation, wie bereits ducch Taufende aus freier Bewegung fund gewordene 
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Stimmen gefchehen, fo auch durch den Mund ihrer geordneten Vertreter ihrem 
königlichen Herm Dank und Anerfennung ausjprechen werde. Dem Herren: 
haus habe ih im Namen Er. Maj. Allerhöchſtdeſſen Danf au für die m 
diejer Seffion bewiefine Treue und Hingebung zu jagen“. 

17. Juni. Eine Verfammlung in Köln beichliekt, ein neues Abgeordnetenfeit 
am Rhein zu veranlafjen. 

18. „ Großes Armee: Avancenent, namentlid auch in den höchſten 
Stellen und zwar biefmal mit vollem Gehalt. 

19. „ 59 Paſtoren aus Pommern und der Mark überreihen dem König 


eine flammenbe Adreſſe gegen das Abgeordnetenhaus. 

TDiejelben, unter Anführung der Raftoren Hingmanı und Knad, füblen 
ſich „gedrungen, vor dem König ein Zeugniß abzulegen wider das undrift: 
liche Treiben, das ſich im jünger Zeit — zumal im Haufe ber Abgeort: 
neten — gegen die Chrigfeit von Gottes Ginaden bervorgethan.“ Sie — 
bei dem Miniſterpräſidenten an, ob ſie jenes Zeugniß — fie übergaben « 
Hrn. vd. Bismard zu vorheriger Kenntnignabme — dem König wohl jelbi 
überreichen dürften, was ihnen bewilligt wird. Paſtor Hingmann richtet 
an Se. Maj. eine Ansprache, worin die Paſtoren unter Hinweis auf 
das vierte Gebot und bie lutheriiche Auslegung desfelben, auf das tiefite be 
flagen, „daß in den Abgeordnetenhaus feit längerer Zeit in fich jteigerndem 
Map eine Haltung und Redeweiſe fich fund gegeben, die mit der Erfüllung 
des vierten Gebots, des erjten das Verheißung bat, und mit der Ew. Maje 
jtät und den von Ew. Majeftät erwählten Näthen der Krone fchuldigen Ebr: 
erbietung im dem greliiten Widerſpruch ſteht.“ Die Adreſſe jelbit führt dieſen 
Grundgedanken „und das nun jchon feit Jahren wie ein Krebs um fid 
jrejjende Aergerniß“ weiter aus, „Unfere Aufgabe“, wird namentlich ber: 
vorgehoben, „für ben Landtag der Monarchie allfonntäglid öffentliche kirch— 
liche Fürbitte zu thun, ift mit einer Fortdauer jenes wüjlen Treibens im 
Haufe der Abgeordneten ſchwer verträglih, ja wir haben Gewiſſensnotb 
darüber, ob wir angefichts der obwaltenden Umjtände bieje Fürbitte, jo wie 
fie im ihrer vorgejchriebenen Form lautet, noch fortießen dürfen, ob wir in 
der Wahrheit noch aljo beten können? Und dieſe Zweifel haben fich neuer: 
dings nur noch geſteigert.“ 

20. „ Das Kölner Domcapitel vermag troß wiederholter Sitzungen ſich 
über feinen Vorſchlag für Beſetzung des erledigten erzbiichöflichen 
Stuhles zu einigen. 

21. „ Abreiſe des Königs nah Karlsbad. Bismarck folgt ihm fofert 
nad). 

23. „ Das Obertribunal verwirft die Appellation des Abgeordneten 
Yacoby (in dem von der Regierung wegen feiner Rede in einer Ber: 
ſammlung feiner Wähler in Berlin gegen ihn eingeleiteten Proceffe) 
und bejtätigt das Urtheil zweiter Inſtanz auf ſechsmonatliches Ge: 
fängnif. 

5. Juli. Der König genehmigt durd Erlaß von Karlsbad aus die ihm 
mit einer Denkſchrift des Staatsminijteriums unterbreitete „Rad: 
weijung der im Jahr 1865 zu erwartenden Staatseinnahmen und 
zu leiſtenden Staatsausgaben“. Die Regierung publicirt die Denk: 
ihrift, den Nachweis (Budget) und den königl. Erlaß durch den 
Staatsanzeiger (doc nicht durch das Gejekblatt). 

Erlaß des Königs: „Ta es nicht gelungen ift, das Statshaushalts: 
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gejet für 1865 mit dem Landtage zu vereinbaren, beftimme ich auf ben Be: 
richt des Staatsminijteriumd vom 4. Juli hiebei, daß die zurüderfolgende 
Nachweifung der für das laufende Jahr zu erwartenden Staatseinnahmen 
und Ausgaben als Richtichnur für die Verwaltung dienen foll. Zugleich 
will id dem Marineminijter die Summe von 500,000 Thlr. zur Verfügung 
ftellen, über deren Verwendung, rejp. Berrehnung mir von ben Minijtern 
ber Marine und ber Finanzen am Jahresſchluß Bericht zu erjtatten if, 
Dielen Erlaß nebft der Anlage und dem Beriht hat das Staatsminifterium 
durch den „Staatsanzeiger“ zur öffentlichen Kenntnig zu bringen.“ 

Die Denkſchrift des Staatsminijteriums beginnt mit ben 
Worten: „In Erwägung, daß ein Gtatögeleg nicht vereinbart worden ift, 
unterbreitet das Staatsminifterium die Vorjchläge, nach weldhen Normen ber 
Staatshaushaltsetat des laufenden Jahres zu führen it, der allergnädigiten 
Genehmigung.” Bezüglich der Ausgaben jagt der Kabinetsbericht: „Betreffs 
der Neorganifationsfojten, welche ſeit 1862 verweigert worden find, beziehen 
wir uns auf die wiederholt vom Könige gebilligte Erklärung, daß die Sicher: 
beit des Yandes und die Erhaltung dev Machtitellung die Aufrechterhaltung 
reſp. Durdführung ber Aymee-Neorganijation unerläßlich erheiſchen. Ebenſo 
find die übrigen geſtrichenen Poſitionen zur Fortführung einer heilſamen Ver— 
waltung unentbehrlich“. Anlangend das Marineertraordinarium beklagt das 
Miniſterium die Ablehnung der geforderten Anleihe, trägt jedoch Bedenken, 
das vom Abgeordnetenhauſe auf 1,100,000 Thlr. erhöhte Exrtraordinarium 
anzunehmen, da der Etat keine Mittel nachweiſe, und die Initiative bei 
Geldbewilligungen nach der Natur der Sache und ber bisicrigen Praris 
ausichlichlih der Staatsregierung vorzubehalten ſei. Gleichwohl fei e8 un: 
erläßlich, die Beihaffung der unabweisbaren Bebürfniffe für die flotte nicht 
länger auszujegen (Beihaflung einer Panzerfregatte und ſchwerer Gußftahl: 
fanonen); für, die Panzerfregatte feien die erforderlichen Deittel vorhanden, 
für die Gupftahlfanonen beantrage das Minijterium der Marine 500,000 
Thaler zur Verfügung zu ftellen. 

10, Juli. Das Kölner Feitcomite unter den Vorfiße des Stadtverorbneten 
Claſſen-Kappelmann ladet fämmtliche Mitglieder der liberalen Parteien 
des Abg.-Haufes auf den 22. und 23. Juli zu einem folennen Feſt— 
mahle und einer Rheinfahrt nad Köln ein, behufs „Austauſchs der 
Ideen über die jeßige politiiche Lage des Landes” und „um gegen 
jeitig die Ausdauer und Einmüthigkeit zu beleben, welde der zum 
Schutze der verfafjungsmäßigen Rechte und Freiheiten zu führende 
Kampf von einem jeben erfordert“. 


11. „ Der Polizeipräfident von Köln verbietet, gejtügt auf das Geſetz 
vom 11. März 1850 (über Verhütung des Mißbrauchs bes Ver: 
jammlungs: und Vereinigungsrecht), das beabjichtigte Abgeordneten: 
feſt. Das Feltcomite erklärt dagegen dem Polizeidirector, „es glaube 
Eraft jeiner jtaatsbürgerlihen Rechte freimüthig und offen erklären 
zu bürfen, daß wir keinerlei Mittheilung, welche außerhalb gejeß: 
liher Vorfchriften und gegen den $ 29 der Verfaſſung (Alle Breu: 
Ben find berechtigt, fih ohne vorgängige obrigkeitlihe Erlaubniß 
friedlich und ohne Waffen in gejchloffenen Räumen zu verjammeln) 
an uns ergeht, Folge zu leiften verpflichtet find. Bei aller Achtung 
vor den Anordnungen der Obrigkeit gebietet uns die Bürgerpflicht, 
auch unſere Rechte, wie fie und dur die Verfaſſung und Landes: 
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gejeße gewährleiftet find, hoch und heilig zu halten“. Das Com 
fährt demgemäß mit den Zurüftungen zu dem Feſte fort. 
12. Juli. Die Stadtverordbnnetenverfammlung von Münjter lehnt mit ) 
gegen 3 Stimmen den ihr zugemutbeteten Beitrag von 5000 Tat 
für das im Det. jtattfindende Jubiläum der Vereinigung Weſtphalen 
mit Breußenab und bewilligt, mit geringer Majorität, blos 2500 Te: 
(Die feudalen Provinzialftände haben dagegen 12,000 Thlr. fü 
das Feſt votirt.) 
15. „ Der Bolizeipräfident von Köln beharrt auf feinem Verbot ix 
Abgeordnetenfeftes und der Dberbürgermeifter Badem von Kilı 
verlangt deßhalb vom Feitcomite die Räumung des ihm vom W: 
giftrat eingeräumten Günzenichſaales. Das Feſtcomité weigert fid. 
— „ Die Wahl des Stadtlämmererd Hagen von Berlin zum be 
bürgermeijter von Königsberg wird von der Regierung neuerdinz 
nicht bejtätigt, eine commifjariiche Verwaltung des Amtes angeortm 
und ber (feudale) Landrath v. Ernjthaufen damit beauftragt. 
18. „ Acht Stadiverordnete von Köln verlangen vom Oberbürgermeifte 
Bachem eine Sigung der Stadtverordnetenverfammlung. Der Obe— 
bürgermeifter lehnt das Begehren troß des Geſetzes ab. 
Abſchluß eines Vertrags zwiſchen der Regierung und der Tirec 
tion der Köln:Deindener-Eijenbahngejelichaft unter Vorbehalt da 
Natification jeitens der Krone und jeitens der Generalverjammlunz 
der Gejellichaft.” Der Vertrag gewährt der Regierung die Ausjicı, 

die Summe von 28,828,500 Thlr. realifiren zu können. 

19. „ Der Polizeipräfident von Köln erklärt das Comite für das A 
geordnetenfeit für aufgelöft. Das Comité recurrirt an gerichtlic 
Entſcheidung. 

20. „ Der Präſident des Kölner Feſtcomité, Claſſen-Kappelmann, mil 
das beabfichtigte Feft in ein von ihm gegebenes Privatdiner auf dem 
Gürzenich umwandeln. Der Polizeipräfident verbietet „bei ber be 
ftehenden Sachlage“ auch dieſes. 

22. „ Die Rathskammer des Landgerichts Köln hebt die Verfügung ber 
Polizeipräfidenten bez. Auflöfung bes Kölner Feſtcomité als eine 
politiihen DBereins auf. Der Oberprocurator appellirt und der An 
klageſenat des Kölniſchen Appellhojes bejtätigt (jedoch erft am 28. Juli, 
d. h. nachdem alles vorüber) den Beihluß der Rathskammer dei 
Landgerichts. 

Klaſſen-Kappelmann verläßt Köln auf den entjcheidenden Tag, er- 
läßt dagegen eine „Anſprache an feine Mitbürger“ mit der Mahn— 
ung, „jede Provocation, jede Widerjeglichkeit gegen Polizei: un 
Militärgewalt, jeden Erceß, jede Störung, jede Unordnung fireng 
zu meiden“. 

Bon 253 eingeladenen Abgeordneten haben 150—160 zugejazt 
und find ca. 80 wirklich in Köln erſchienen. Die Polizei ſchließt 
den Gürzenichſaal und hält Hausfuhung bei Claſſen-Kappelmann 
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Die im Hotel zum Marienbad in Deutz zuſammengekommenen Ab: 
geordneten werden vom Bürgermeifter des Orts aufgefordert, aus: 
einander zu gehen und das Yocal durd Sürafjiere geräumt. 46 von 
den erfchienenen Abgeordneten unterzeichnen ein Dankſchreiben an 
Claſſen-Kappelmann. Die im zoologiſchen Garten neuerdings zum 
Mittagsmahl verfammelten Abgeordneten werden vom Bürgermeijter 
von Vongerich aufgefordert, fi zu entfernen, und der Garten burd) 
Militär geräumt. Die für die beabjichtigte Aheinfahrt gemietheten 
Dampfboote werden vom Militär bejebt. 

Juli. Die Kölner Feitgenoffen gehen auf einem Dampfboot nad) Ober: 
labnftein in Nafjau und kehren meiſt unbehelligt nah Köln zurüd. 
Erſt nad ihrem Abzug trifft naſſauiſches Militär ein und räumt bas 
Local. 

„ Eine Arbeiterverfammlung in Berlin wählt ein Comité aus Schulßi: 
anern und Lafjallianern behufs einer Maffenverfammlung für Wahr: 
ung des Vereinsrechts. 

„ Becker, der Präfident des (Laſſalleſchen) allg. deutſchen Arbeiter: 
vereins wird binnen 24 Stunden aus Preußen ausgewielen. 

„ Die Stadtverordnetenverfjammlung von Köln beſchließt mit 12 
gegen 9 Stimmen bei der f. Regierung gegen den Oberbürgermeijter 
Bachem Beſchwerde zu erheben. 

. „Große Arbeiterverfammlung in Berlin: Nefolutionen für Wahrung 

des Vereinsrechtes. 
»  Zahlreihe Zeitungsconfiscationen in verfchiedenen Theilen ber 
Monardie in Folge des verhinderten Kölner Abgeordnetenfejtes. — 
Verſchiedene „Gemeinden“ des allg. deutichen (Lafjalleihen) Arbei: 
tervereins in Berlin ꝛc. werden polizeilich geſchloſſen als politiiche 
Vereine, weil fie der Aufforderung ihres (ausgewiejenen) Präfidenten 
Beder im „Social-Democraten“ folgend Rejolutionen für Mahrung 
der Bereinsfreiheit gefaßt haben. 


- Aug. Der neu erjhienene Militärſchematismus für Preußen zeigt den 
Fortgang und innern Ausbau der Armeereorganifation. 

3. Die Stadtverordneten von Köln befchließen, die Miethe für den 
Sürzenichjaal von Claſſen-Kappelmann einzuziehen, um die Froge 
damit zu gerichtlicher Entſcheidung zu bringen. 

4. „ Affaire Ott:Eulenburg in Bonn. Der aus Straßburg gebürtige 
Koh des in Bonn ftudierenden engliihen Prinzen Alfred erhält in 
einem Gtreite zwijchen Arbeitern und Studenten angeblid von bem 
Studenten und einjährigen Königshufar Graf Eulenburg ſchwere Ver: 
legungen, an deren Folgen er jtirbt. Graf Eulenburg bleibt unbe: 
helligt auf freiem Fuß. 

„ Tämmtlihe wegen Coalition angeflagte Yabrifarbeiter in Burg 
werden freigefprochen, ebenfo (am 18. Aug.) auch die desfelben Ver: 
gehend angeklagten Fabrikbeſitzer. 
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9. Aug. Einſetzung des commiſſariſchen Verwalter des Oberbürgermaitte 
amtes in Königsberg durch die Regierung. Von 102 Stadtveren 
neten finden fih nur 11 dazu ein und auch dieje entfernen jih ve 
Vornahme des Actes. | 

21. „ — 4. Sept. Verhandlungen der von der Regierung einberutenz 
Commiſſion zu Berathung der Arbeiterfrage (Coalitionsreht und d 
damit zujammenhängenden Fragen). Es find 32 Mitglieder de 
der Regierung berufen und überdies 7 Perſonen zur Theilnabme « 
den Berathungen eingeladen worden. Der Handelsminiſter ra 
Itzenplitz eröffnet die Sitzungen durch eine Rede. Antworten der Com 
mifjion auf die von der Regierung geftellten Fragen: 


1. Frage: „Hit bie Aufhebung ber in den $$ 181 und 182 ber Als 
meinen Gewerbeordnung vom 17. Jan. 1845 vorgefchenen Beichränkfunge 
ber Goalitionsfreiheit notwendig oder nüßlich, auch wenn anderweite Aende 
tungen der Gefeggebung gleichzeitig nicht eintreten ?* Antwort: Nein, m 
19 (worunter auch 1 Arbeiter) gegen 15 Stimmen. 

2. Frage: „Würde bejahenden Falls die Aufhebung der analogen & 
ftimmung in $ 3 des Geſetzes vom 24. April 1354, betreffend die Verlch 
ungen der Dienjtpflicht des Sejindes und der [ändlihen Arbeiter einzutra= 
haben?" Antwort: Ja mit 30 gegen 4 Stimmen, „falls die SS 181 um 
182 der Gewerbeordnung von 1845 in Fortfall kommen“. Außerdem win 
mit 30 gegen 4 Stimmen beichlojfen: „Die Commiſſion fpricht die cher 
zeugung aus, daß mit und nad Aufhebung ber 85 1851 und 182 der & 
werbeordnung vom 17. Jan. 1845 auch die ſonſt auf andern Arbeitsgebiete 
noch vorhandenen gleihartigen Beihränfungen des Goalitionsrechtes, 3.8. aud 
bie in den $$ 16 und 17 des Gejeßes vom 21. Mai 1860 enthaltenen x 
jhränfungen ber Berg: und Hüttenarbeiter in Wegfall fommen müßten“. 

3. Frage „Bedarf es, im Falle der Aufhebung (der $$ 181 und IR 
der Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845) des Erlaſſes befonderer ®- 
jtimmungen zum Schuge derjenigen, welche an der Verabredung, die Arber 
einzuftellen, nicht Theil nehmen wollen, und gegen welche Handlungen oder 
Unterlajjungen würden die Strafbeftimmungen vornebinlich zu richten fein?“ 
Antwort: Ale Ausnahmsgeiege find zu verwerfen, dagegen zu winichen, 
daß die vorhandenen (civilrechtlichen) Strafbeftiimmungen, im geeigneter un: 
zwedmäßiger Reihenfolge geordnet, zur Zeit der Aufhebung des Goalitione: 
verbots veröffentlicht werden möchten. 

4. Frage: „a) Iſt es rathſam, im Wege ber Gefeßgebung Schiedsgericht 
einzuführen, an welche, ehe eine verabredete Arbeitseinjtellung geichiedt, die 
Betheiligten behufs Beilegung der ftreitigen Anfprüche ſich bei Vermeidung von 
Strafe wenden müjjen? 5b) Empfiehlt es fich, im Wege ber Geſetzgebung die 
Bildung von Commiſſionen herbeizuführen, um den Betheiligten Gelegenbeit zu 
geben, ſich vor der Arbeitseinftellung mit einander zu verftändigen ? ‚Antwort: 
Nein mit rejp. 24 gegen 10, und 23 gegen 11 Stimmen. Dagegen nimmt 
die Gommijfion bie nachfolgende Reſolution an: „Die Bildung von Com: 
mifjionen zu dem im der frage b gedachten Zwecke iſt wünjcenswertb; fe 
ift aber dem freien Willen der Betbetligten zu überlajjen“ und zwar in dem 
erften Satze mit 31 gegen 3, im zweiten mit 2] gegen 13 Stimmen. 

5. Frage: „Werden, wenn die Aufhebung dev $S 181 und 182 der 
allgem, Gewerbeordnung erfolgt, alsdann auc die Beſtimmungen der 95 4 
und 48 und dber$$ 31 und 32 der Verordnung vom I. Februar 1849 aufzu— 
heben fein? Antwort: einſtimmig Ja. [Die vier Baragrapben lauten: $ 31. 
Den Fabrifinhabern ijt die Beſchäftigung von Handwerfsgejellen nur, fo weit 
fie derjelben zur unmittelbaren Erzeugung und Fertigmachung ihrer Fabrikate, 
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fowie zur Anfertigung und Inftandhaltung ihrer Werkzeuge und Geräthe be— 
dürfen, gejtattet. $ 32. Fabrikinhaber, welche ein den Beitimmungen ber 
SS 23 und 26 diejer Verordnung unterliegendes Gewerbe betreiben, ohne bie 
Befähigung zum handwerksmäßigen Betriebe besjelben nachgewielen zu haben 
(S 30), dürfen außerhalb ihrer Fabrikſtätten Feine Gefellen oder Gehilfen be: 
Ichäftigen. F 47. Handwerfsmeijter (58 23, 24, 26) dürfen fih zu ben 
technijchen Arbeiten ihres Gewerbes nur der Gefellen, Gehilfen und Lehrlinge 
ihres Handwerks bedienen, joweit nicht von den Gewerberatbe eine Ausnahme 
gejtattet wird. — Die Beihäftigung weiblicher Perjonen unterliegt feiner Bes 
Ichränfungen. $ 48. Gefellen und Gebilfen dürfen, joweit nicht nach ben 
8% 31 und 76 Ausnahmen jtattfinden, in ihrem Gewerbe nur bei Meijtern 
ihres Handwerks in Arbeit treten. : 

6. Frage: „a) Folgt aus der Aufbebung dev $$ 31 und 32 und 47 
und 48 ber Verordnung vom 9. Februar 1849 (es find dies die aufgeho: 
benen Beichränfungen, unter denen die Handwerksgeſellen nur bei Meijtern 
ihres Gewerbs, und diejenigen, unter welchen jie in den Fabriken arbeiten 
durften), daß die in derjelben Verordnung unter Abjchnitt II und III über 
die Prüfungspflict dev Handwerfer vorgejchriebenen Bedingungen aufgehoben 
werden müſſen?“ Antwort: Nein mit 18 gegen 16 Stimmen; „b) Iſt ab» 
gejehen von ber Aufhebung der in den vorbezeichneten Paragraphen beſtimm— 
ten Borjchriften die Awangspflicht zur Prüfung am ſich aufzuheben? Ant: 
wort: Ja mit 25 gegen 9 Stimmen. Alle übrigen bejchränfenden Anträge 
werben zurückgewieſen und nur die facultative Prüfung der Gefellen (eine 
Prüfung alfo, die ihrem eigenen Ermejjen anbeimgegeben werden joll), mit 
23 gegen 11 Stimmen, und eine Nefolution, dahin lautend:- „Daß durdy die 
eben beichlofjene Aufhebung des Prüfungszwangs die aus ficherheits- oder 
geiundheitspolizeilichen Gründen erforderlich fcheinenden Negkerungsprüfungen 
nicht aufgeboben feien,’ mit allen gegen eine Stimme beſchlpſſen. 

7. Frage: „Macht die Aufhebung der Coalitionsbeſchrünkungen die Be: 
feitigung von Hinderniffen nothivendig, welche dev Freiziigigfeit, vejp. freien 
Niederlaſſung entgegenftehen; bildet insbefondere das von den Gemeinden er— 
hobene Ginzugsgeld eine die freie Bewegung der Abeiter erheblich beengende 
Schranke?” Antwort: einjiimmig Ja, und ebenſo einjiimmig wird bie 
Nefolution beigefügt: „Die preußiſche Regiernug möge auf Befeitigung aller 
Beſchränkungen hinwirken, welche der Freizügigkeit in den übrigen deutſchen 
Zollvereinsſtaaten entgegenjtänden.” * 

8. Frage: „a) Iſt aus dieſer Aufhebung (der SS 181 und 182) eine 
Aenderung $ 159 der Allg. Gewerbeordnung (derjelbe lautet: Das 
Verhältniß zWwiſchen dem Arbeitsherrn nd den Gefellen oder Gebilfen Fanı, 
wenn nicht ein Anderes verabredet ift, durch eine jedem Theile freiftehende 
vierzehn Tage vorher erklärte Auffündigung aufgelöft werden) zu folgern ?“ 
Antwort: Mit 26 gegen 7 Stimmen Nein. b) Empfiehlt fi eine Ver: 
längerung ber Kündigungsfriſt? Antwort: Mit großer Mehrheit Nein. 

9. Frage: „a) Iſt diejenige Beftimmung des $ 184 der Allg. Gew.-Ordn., 
wonach Gejellen, Gehilfen und Fabrifarbeiter, welche ohne gejeplihe Gründe 
eigenmäctig die Arbeit verlafjen oder ihren Berrichtungen fich entziehen, bes 
ftraft werden, aufzuheben?” Antwort: Mit 22 gegen 11 Stimmen Nein. Da 
alſo die darin gegen die Arbeiter ausgeſprochene Ausnahme-Strafbeſtimmung 
aufrecht erhalten bleiben foll, wiro zur Bejeitigung einer Nechtsungleichheit 
mit 25 gegen 3 Stimmen bejchlojfen, daß diefelben Strafbeftimmungen 
gegen diejenigen Arbeitgeber in Anwendung kommen jollen, die ihrerjeits 
eigenmächtig vom Arbeitövertrage zurüctreten. „b) Iſt diejenige Beſtimmung des 
$ 184 der Allg. Gew.-Ordn. wonach Gefellen, Gehilfen und Tabrifarbeiter, 
welche fich groben Ungehorfams oder beharrliher Widerfpenftigleit ſchuldig 
machen, beftraft werden, aufzuheben ?" Antwort: Mit 17 gegen 16 Stim— 
men Nein. 
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Preußen, 

Nachdem biefe 9 Fragen erlebigt, wird refumirenb zur Frage 1 (Eu:b 
tionsfreiheit) zurüdgefehrt und nad einftimmiger Bejahbung ber Barfrex: 
„Können bie beftehenden gejeglichen Bejchränfungen der Goalitionstreiki 
aufgehoben werben, wenn gleichzeitig anderweite Aenderungen ber@eieggetum | 
eintreten? — werben als foldhe anderweitige Aenberungen bezeichnet : 

1) Daß zum Schutze derjenigen, welde an der Verabredung, bie Arte 
einzuftellen, nicht Theil nehmen wollen, Beftimmungen erlafjen werben, wede 
mit den bezüglichen Beftinmungen der Gew.:Orbn. für das Königreih Sa 
fen vom 15. Oct. 1861 übereinftimmen — wird mit 18 gegen 15 Stimmm | 
verneint. 2) Daß Beflimmungen gegen ſolche Nerabredungen zur Arbeitseiz | 
ftelung getroffen werben, durch weldye ein Zwang gegen bie Obrigfeit au— 
geübt werden fol, — wird mit 19 gegen 14 Stimmen vereint. 3) Tui 
Strafbeftimmungen gegen Solche erlafjen werben, welche zur Arbeitseinficln 
auffordern oder anreizen, ohne jelbjt dem Kreife ber betreffenden Arbeiter = 
zugebören, — wirb mit 19 gegen 14 Stimmen verneint. 4) Daß im Bry 
ber Geſetzgebung Schiebsgerichte eingeführt werden: a) an weldhe die Se 
tbeiligten, ehe eine vorbereitete Arbeitseinftellung geſchehen darf, fich bebuis 
Beilegung ber ftreitigen Anfprücde bei Vermeidung von Strafe wende 
müffen, — wird mit 19 gegen 14 Stimmen verneint; b) daß im Bex 
ber Gefeßgebung die Bildung von Gommiffionen herbeigeführt wird, um ba 
Betheiligten Gelegenheit zu geben, fich vor der Arbeitseinjtellung mit eimanbe 
zu verfländigen, — wirb mit 20 gegen 13 Stimmen verneint. 5) Daß &x 
SS 47 und 48 und bie $$ 31 und 32 der Verordnung vom 9. Februx 
1849 aufgehoben werben, — wird einftimmig bejaht. 6) Daß die VBorfchrifter 
über die PBrüfungspflicht ber ——— in ben Abſchnitten U unb IN be 
Verordnung vom 9. Februar 1849 aufgehoben werden, — wird mit 27 geger 
6 Stimmen bejaht. 7) Daß nad Aufhebung dieſer Vorfchriften aber cine 
Beitimmung getroffen wird, wonach die Lehrlinge gezwungen fein follen, jis 
einer Prüfung zu unterwerfen, welche nach ben jet für die Gejellenprüfungen 
beftehenden Vorſchriſten abzulegen ift, — wird mit 29 gegen 4 Stimmen 
verneint. 8) Daß bie Hinderniffe befeitigt werben, welde der Freizügigkeit 
reſp. freien Nieberlaffung entgegenftehen, insbeſondere daß das von ben Et 
meinden erhobene Ginzugsgeld befeitigt wird, — wird einftimmig bejaht. 
9) Daß ber $ 139 der Allg. Gew.-Orbn. vom 17. Januar 1845: a) auf: 
zubeben, — wirb mit 29 gegen 2 Stimmen verneint; event. b) dabin zu 
ändern fei, daß bie darin verordnete fubjibiäre Künbigungszeit ven 14 
Tagen verlängert wird — wird einftimmig verneint. 10) Daß bie Beftim: 
mung bes $ 184 der Allgem. Gew.:Orbn., wonach Gefellen, Gebilfen und 
Fabrifarbeiter, welche ohne gefegliche Gründe eigenmäctig bie Arbeit ver: 
laffen ober ihren Verrichtungen fich entziehen, beftraft werden, aufgehoben 
wird, — wird mit 20 gegen 13 Stimmen verneint. 11) Daß die Be— 
ftimmung besjelben Paragraphen, wonach Gefellen, Gehilfen und Fabrifar: 
beiter, welche ſich groben Ungehorfams oder beharrliher Widerjpenftigfeit 
ſchuldig machen, beftraft werben, aufgehoben wird, — wirb ebenfalls mit 
2, Stimmen verneint. 

. Frage: „Was kann gefhehen, um bie auf Selbfthilfe beruhenden 
Genoſſenſchaften (Vorſchuß⸗ und Grebitvereine, Vereine zur Beichaffung ven 
Rohſtofſen, Conſumvereine, Probuctivaffociationen) zu fördern? Antwort 
mit 28 gegen 5 Stimmen: „Die Commiſſion fpricht den Wunſch aus, die f. 
Staatsregierung möge auf möglicht baldiges Zuftandefommen eines Geiches 
binwirfen, welches die Regelung der privatrechtlichen Stellung ber auf Selkf: 
bilfe berubenben Erwerbs: und Wirthichaftsgenoffenfhaften zum Zmed bat, 
a aber bdiefen Genofjenfhaften eine möglichſt freie Bewegung ge: 

11. Frage: „Welche Affociationen (Vorſchuß⸗ und Grebitnereine zur Be- 
ſchaffung von Rohftoffen, Confumvereine, Productivaffociationen) en a6 
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unter Fabrifarbeitern Eingang finden und auf weldhem Wege würbe dies zu 
erreichen jein?? Antwort: einftimmig, daß die genannten Genofjenihaften 
ihrer Natur nad) ſämmtlich bei den Tabrifarbeitern Eingang finden können; 
ebenjo einjtimmig wird erklärt: „Die Staatsregierung hat auch gegenüber den 
Genojjenfhaften, an welchen Fabrifarbeiter ſich betheiligen, Feine andere Stel: 
lung einzunehmen, als biejenige, welche in der zu Frage 10 bejchlofjenen Re— 
folution empfohlen worden“. 

12. Frage: „Welhe Mittel bieten fi) dar, um dem beftehenden Mangel 
an billigen und gefunden Arbeitswohnungen abzubelfen ?* Antwort: „1) Die 
Staatsregierung wolle barauf Bedacht nehmen, daß durch ftrenge polizeiliche Auf: 
ficht die Vermiethung ungefunder Wohnungen verhütet, jowie daß 2) bie Heritel: 
lung fleiner Wohnungen auch ſolchen Baubandwerfern geftattet werde, welche 
ben jet vorgefchriebenen Nachweis der Befähigung zum jelbjtändigen Betriebe 
bes Bauhandwerks nicht geführt haben. 3) Die Beihaffung geeigneter Ar: 
beiterwohnungen läßt fich, wo durch die freie Concurrenz einzelner Unterneh- 
mer bem Bebürfniß nicht genügt wird, durch Baugenoſſenſchaften erreichen. 
Dieſelben find in gleicher Weife zu behandeln, wie für bie übrigen Genofjen- 
haften durch die Antwort auf Frage 10 empfohlen worden ijt“. 


— Yug. Dtt:Eulenburg’she Angelegenheit: Graf Eulenburg erhält endlich 


23. 


DD 
ar 


28. 


30. 


wenigftens Stubenarreft; der Negimentscommandeur in Bonn muß 
indeß auf den Antrag des Unterfuhungsaubiteurs erſt durch eine 
höhere Inſtanz dazu veranlaßt werben. 


„ Der Berliner Arbeiterverein bejchließt, daß er die von ber Re: 


gierung berufene fociale Commifjion als eine Vertretung der Arbei: 
terflaffen nicht anjehe, fondern biefür einzig und allein die Volks: 
vertretung gelten laſſen wolle, bie Arbeiter verlangten von ber Re: 
gierung nichts, als was auch die Volksvertretung bereits gefordert 
babe, die Vereinbarung des Genofjenjchaftsgefeßes, das den Genofjen- 
ihaften corporative Rechte einräume. 

„ Das Domcapitel von Köln einigt fi) endlich über die ber Krone 
vorzulegende Sandidatenlijte zu Beſetzung des erzbiſchöflichen Stuhles. 
Es werden gewählt: Biſchof Ketteler von Mainz, Biſchof Melchers 
in Osnabrüd, Prof. Hettinger in Würzburg, Abt Haneberg in Mün— 
hen, Weihbiſchof Baudri in Köln. Die Regierung bezeichnet ben 
Biſchof Ketteler, den Prof. Hettinger und den Weihbiſchof Baubri 
ald personae minus gratae, fo daß nur Abt Haneberg und Biſchof 
Melchers auf der Wahllijte bleiben. 


„ Die Gen.:Verfammlung der Köln:Mindener Eifenbahngejellichaft 


genehmigt einjtimmig die von der Direction mit der Regierung ab: 
geichloffene Webereinkunft, ohne die Zuftimmung des Landtags vor: 
zubehalten. Der Negierungscommiflär erklärt, daß nach feiner An: 
fiht eine Genehmigung durch den Landtag überhaupt nicht erforder: 
lich fei, der Vertrag vielmehr ſchon durch Genehmigung des Könige 
perfect werbe. 

„ Dtt:Eulenburgifche Angelegenheit: Graf Eulenburg erhält die Er- 
laubniß, zu den Manövern feines Regiments abzugeben. 


2. Sept. Der Abg. Tweften wird auf Antrag ber GStaatsanwaltichaft 
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vom Berliner Kammergericht über feine Rede im Abg.Hauſe vom 20. 
Mai (über die gebrochene Unabhängigfeit der Gerichte) vernommen. 
Derfelbe verweigert, auf die Verfaffung geftügt, alle und jede Antwort. 

11. Sept. Das Kreisgericht in Mohrungen ſpricht die 17 wegen Beleidigung 

des Minifteriums angellagten Abgeordneten frei. 
„ „ESchleſiſcher Städtetag in Ologau. 

16. „ Die Regierung weist die Vefchwerde der Stadtverorbnietenverfamm: 
lung von Köln gegen den Oberbürgermeijter Bachem bez. Abgeordneten: 
feft ab, „weil der Gegenjtand feine practifche Bedeutung verloren habe“. 

17.718. Sept. eier der 5Ojährigen Verbindung der Provinz Sachſen mit 
Preußen in Merjeburg. Große Feitivitäten der feudalen Provinzial: 
ftände. Der König hält eine große Revue ab, wobei aud die Eon- 
tingente von 5 deutſchen Bundesſtaaten (Altenburg, Anhalt, Coburg: 
Gotha, Schwarzburg-Rudolſtadt und Neuß) Theil nehmen. 

20. „ In Königsberg werben brei Zeitungen wegen eines bloßen Tele— 

gramms über die Note des Grafen Ruſſel vom 14. d. M. bez. der 

Gafteiner Convention confiscirt. 

Die Regierung und die römiſche Curie haben ſich über die Er: 
hebung des Grafen Ledochowski, z. Zeit päpftlichen Nuntius in Brüſſel, 
zum Erzbifhof von Pojen geeinigt. Die beiden Domcapitel von 
Pofen und Gneſen jowie die öffentliche Meinung der polniſchen und 
beutfchen Bevölkerung der Erzdiözefe ſprechen fich indeß noch ſehr ener— 
gijch gegen dieſe Candidatur aus. 


” 


— Det. Die von ber Stabtverorbnetenverfammlung von Königsberg (am 
27. uni) getroffene Wahl eines zweiten Bürgermeijterd wird von 
der Regierung gleich wie bereits und wiederholt diejenige eines Ober: 
bürgermeijters nicht bejtätigt, jo daß aud dafür eine genehme Wahl 
vorgenommen oder eine commifjar. Verwaltung gewärtigt werden muß. 

— „ Das Kölner Domcapitel proteftirt mit 10 gegen 6 Stimmen 
gegen bie Streihungen der Regierung, jo daß ihm nur zwei Can: 
didaten zur Wahl geblieben jeien. Die Negiernng enthebt den bie: 
berigen Wahlcommiflär, den (proteſtantiſchen) Oberpräf. v. Eichmann, 
feiner Zunctionen und überträgt diefelben dem (fath.) Präf. v. Dues— 
berg in Münfter. 

18. „ 5Ojährige Aubelfeier der Vereinigung Weſtphalens mit Preußen 
in Münfter. 

20. „ Die Stabtverorbnetenverfammlung von Berlin befchließt, ſich be: 
jhwerend an den Oberpräfidenten zu wenden, nachdem die Regierung 
feit 3 Monaten unter 9 von ihr gewählten Stabträthen 8 nicht be 
jtätigt bat. 

24. „ Der Proceß gegen Tweſten wegen Nebefreiheit im Abg.Hauſe 
gelangt, nachdem das Berliner Stabtgeriht und das Kammergericht 
benfelben abgelehnt haben, nunmehr in letzter Inftanz vor das Ober- 
tribunal, Ebenſo ber. gegen ben Abg. Frenzel eingeleitete Proceß, 
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nachdem auch das Kreisgeriht und das Appellgericht von Inſterburg 
bie Anhandnahme abgelehnt haben. 


— Diet. Die Stadtverorbnetenverfammlung von Breslau beſchließt faft ein: 


jtimmig, für die Realſchulen den confeflionellen Character grunbfäß: 
lich und jtatutengemäß für alle Zufunft auszufchließen und geneh- 
migt mit 61 gegen 31 Stimmen den Anfauf der in der Stadt 
liegenden Caſernen von der Regierung um ca. 1 Mill. Thlr., ohne, 
wie vorgeſchlagen wird, bie Zuftimmung bes Landtags vorzubehalten. 


3. Nov. Das Domcapitel von Köln lehnt die Wahl eines Erzbifchofs 


18. 


aus den zwei von feiner Candidatenliſte allein übrig gelaffenen Namen 
ab; ber k. Commiſſär v. Ducsberg kehrt unverrichteter Sache nad) 
Münfter zurüd. 
» Das Obertribunal verurteilt den Abgeorbneten Tweſten wegen 
Theilnahme an der Abgeordnetenverfjammlung in Frankfurt a. M. vom 
21. Dec. 1863 zu einem Verweis, nahdem ihn das Kammergericht 
als erjte Inſtanz freigefprochen hatte, 
„ Ein E. Deeret hebt die Verfügung vom 5. Nov. 1861, durch 
welche die Vertretung des „alten und befeftigten Grundbeſitzes“ von 
50 auf 41 Sitze im Herrenhaus rebucirt worden war, wieder auf. 
Tre f. Verordnung betreffend bie definitive Grledigung ber Vorbehalte 
wegen Bildung der Verbände des alten und des befeftigten Grundbefites 2c. be= 
ſtimmt überdieß: „Wenderungen der gegenwärtigen Verordnung ſowie ber Ver: 
erdnung wegen Bildung ber erſten Kammer vom 22. Oct. 1854 können ges 
mäß Art. 1 des Geſetzes betreftend die Bildung der erfien Kammer von 7. Mai 
1853 fortan nur durd ein mit Auftimmunng beider Häuſerdes 
Yandtags der Monardhie zu erlafjendes Gejek vorgenommen 
werden”, 
„ In Königsberg fiegt in den Gtadtverorbnetenwahlen die Fort: 
ſchrittspartei in allen drei Abtheilungen, jo daß ihr bis auf 5 oder 
6 ſämmtliche Mitglieder der Behörde angehören. 


3.—9. Dec. Eeflion der Provinziallandtage der Monardie. Die einzige 


Vorlage der Regierung betrifft die Nüderftattung ber aus der Staats: 
kaſſe vorſchußweiſe gezahlten Grundjteuer-Regulirungskoiten im Be: 
trage von 8 Mill. Thlen. Ein Theil der Provinziallandtage kommt 
dem Wunfche der Regierung entgegen, indem fie fih für bie Zurüd: 
führung diefer Koften durch einen allgemeinen Aufjchlag auf die ſämmt— 
lihen directen Steuern oter gar auf die Perfonalfteuern allein 
entjcheiden; andere dagegen, wie namentlich) derjenige von Oftpreußen 
(mit 72 gegen 25 Stimmen) erklären fih für incompetent und ver: 
langen eine Erledigung der Frage durch den allgemeinen Landtag. 
— Der Provinziallandtag von Polen lehnt den Antrag auf eine 
Bitte um Amneftie mit 24 gegen 21 Stimmen ab. — Der Lanb: 
tag von Weſtphalen befchließt faſt einftimmig den Antrag auf Bitte 
um Erhebung der Academie von Münfter zur (kath.) Univerfität. 
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16. Dec. Der päpftlihe Nuntius in Brüffel, Graf Ledochowsky, wirt, 
nachdem fie ſich lange dagegen gejperrt, von den vereinigten Dom: 
capiteln von Poſen und Gnefen zum Erzbiihof von Pofen und 
Gnefen gewählt, da fi) die Regierung und die römiſche Curie übe 
feine Perſon verjtändigt haben. 

„» » Dit:Eulenburg’sche Affaire. Graf Eulenburg wird vom Militär: 

gerichte zu 44 Monaten Feitungshaft (glei dem Minimum der be 

treffenden gefeßlichen Beitimmung von 3 Monaten Gefängniß) verur: 
theilt. 

29. „ Kinberufung des Landtags auf den 15. Januar 1866. 


III. 


Oeſterreich. 


3. Jan. (Ungarn). Kaiſ. Handſchreiben genehmigen den Zuſammentritt 
des ſerbiſchen Nationalcongreſſes in Karlowitz und der Synode der 
griechiſch-orientaliſchen ſerbiſchen Biſchöfe behufs Ausſcheidung des 
den romaniſchen Sprengeln zukommenden bisher gemeinſamen Ber: 
mögens der Karlowitzer Metropolie in Ungarn, Croatien, Sla— 
vonien und der Militärgrenze und ernennt den rumäniſchen Biſchof 
von Siebenbürgen Schaguna zum, dem ſerbiſchen Metropoliten coordi— 
nirten, Erzbiſchoff und Metropoliten ber griechiſch-orientaliſchen 
Rumänen in Siebenbürgen und Ungarn. 

7. „Die officielle Wiener Zeitung bringt folgende Note: 

„Der Hl. Stuhl bat am 8. Dec. eine Encyclica erlafjen, begleitet von 
einem Berzeichnijje als Srrlehren bezeichneter Süße. Die Encyclica wirb dem 
Epijcopate im Kaiferthum Oeſterreich mitgetheilt werben. Die f. k. Regierung 
ift nah $ 1 und 2 der kaiſ. Verordnung vom 18. April 1850 und bem 
Art. I der mit dem bl. Stuhl im J. 1855 getroffenen Vereinbarung nicht 
in ber Lage, auf bie Form, welde vom Epifcopat bei Kundmachung der En- 
cyclica und ihres Anhangs eingehalten werden wird, Einfluß zu nehmen. Obne in 
eine Beurtheilung ber erwähnten Kundgebung einzugehn, wozu derzeit für bie 
kaiſ. Regierung fein Anlaß vorliegt, erfennt fie in derſelben nur eine Ver: 
Tautbarung von Anſchauungen bes päpſtl. Stuhles, welche an und für fich 
nicht geeignet ift, eine Aenderung ber im Kaijertbum Defterreich beſtehenden 
Geſetze und Einrichtungen zu bewirken.” 

9. „ NReihsrath: der Staatsminifter zeigt dem Abg.Hauſe durch Zu: 
ihrift an, daß der Kaijer die Antwortsabrefje „in Kenntniß ges 
nommen babe“. — Die Finanzeommifjion des Abg.Haufes bejchließt 
auf Antrag des Grafen Prints einftimmig, das ihr vom Haufe 
überwiejene Budget für 1865 an die Regierung zurüdzujenden, um 
barin jelbjt diejenigen Abftriche vorzunehmen, bie jonjt die Commif: 
fion vornehmen müßte, um wenigſtens das eigentlihe Gebahrungs: 
befizit für 1865 zu bejeitigen. 

16—18. Jan. Differenz zwijchen dem onfiftorium und ben Studenten 
der Wiener Univerfität über die Feier des fünfhundertjährigen Ju— 
biläums (ob im März: Gründungstag 12. März, ober im Auguft: 
päpftliche Beftätigungsbulle vom 8. Auguft). Erklärung des 1der 
Comité der Studenten. Verweis und Auflöſung bes Studenten: 
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comite auf Befehl des Staatsminifters. Dpation der Studenten 
für die Gemaßregelten. 


20. Zanuar. (Eroatien) Gin kaiſ. Nefeript an den Ban beftekl: 


21. 


23. 


24. 


a) 
on 


die Einberufung einer Banalconferenz auf den 4. Febr. als Em 
leitung für die Wahlen zum Landtag. 

„ rief). In Folge eines italienijhe Sympathieen verrathen 
den Beſchluſſes des Stadtraths wird derjelbe Fraft kaiſerlicher Cm: 
ſchließung aufgelöst. 

„ Neichsrath: Die Negierung richtet eine Zuſchrift an den Finan; 
ausſchuß des Abg.Hauſes: fie erblidt in dem Beſchluß besjelben 
vom 9. Januar „den Wunſch, zur verfaffungsmäßigen Feititellumg 
des Nudgets für 1865 auf einem anderen als dem bisher einac- 
haltenen Wege zu gelangen, um das möglichjte Gleichgewicht zwi- 
ihen Einnahmen und Ausgaben herzuftellen,“ meint aber, es bedürk 
dazu „die Beantwortung mehrerer Borfragen, deren Löſung jeden 
falls vorauszugehen hätte,“ weßhalb fie behufs einer Verſtändigung 
ihre Vertreter in den Ausſchuß zu jchiden bereit jet. 

„ Reichsrath: Erfter Verſuch einer Ausgleihung zwilchen bem x 
nanzausihuß des Abg.Hauſes und den Bertretern der Regieruna 
Der Ausfhuß erklärt mit 17 gegen 10 Stimmen, daß das Gehbab 
rungsdeficit im Budget für 1865 auf 25 Mill. zu veranfchlaaen 
jei und mit 16 gegen 12 Stimmen, baß dieſer Betrag als das 
Minimum angejehen werden müfje Die Vertreter der Regierun: 
erklären, daß unter dieſer Vorausjeßung eine neue Berathung de 
Regierung nothwendig ſei und die Verhandlungen mit dem Aus 
Ihuß daher zwar nicht abgebroden würden, aber doch unterbroden 
werden müßten, 

„ (Zrieft). Umſchwung ber öffentlihen Stimmung. Cine Nota 
bein-Berfammlung bejchließt eine Loyalitätsadreffe an den Kaiſer, 
die in der Stadt und auch im Territorium, unter der Bedingung, 
daß fie ins Slaviſche überjegt werde, zahlreiche Unterfchriften findet. 
» (Ungarn). Gine kaiſ. Entſchließung befiehlt Belchleunigung 
ber Arbeiten für das Neorganifationswert in Ungarn, um fie als 
königl. Propofitionen dem einzuberufenden Landtage vorzulegen und 
bie Aufhebung des Kriegsproviforiums vorzubereiten. 
„Reichsrath: Verhandlungen des Finanzausihufles. Die Regie: 
rung verlangt für eine Verftändigung über das Deficit von 1865 
das Zugeftändniß von zwei VBorfragen oder Vorbedingungen: 1) voll 
fommen freie Virements innerhalb der einzelnen Miniſterien und 
2) die Bereitwilligfeit, unmittelbar nad der Berathung des Budgets 
für 1865 in diejenige über das Budget für 1866 einzutreten und 
ertlärt, erſt nad) Bewilligung dieſer zwei Zugeſtändniſſe die Ziffer 
des von ihr für möglich gehaltenen Abſtrichs nennen zu können. 
Echmerling macht den Ausihuß auf die Folgen aufmerfiam: er 
könne 25, 28 Mill, ja noch mehr abjtreichen, aber das Budget ge: 
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lange an die drei verfaſſungsmäßigen Factoren und da ſei Ge— 
fahr vorhanden, daß das Finanzgeſetz nicht zu Stande komme. Der 
Ausſchuß beſchließt mit 16 gegen 11 Stimmen, auf die Berathung 
jener Vorfragen nicht einzugehen, wenn nicht die Regierung vorher 
die Summe ihres Abſtrichs befannt gebe. 

I. Ran. Das Confijtorium der Wiener Univerfität beginnt die Berathun: 
gen über das neue Statut und die dieffalls eingegangenen Gut: 
achten und befcjließt mit 7 gegen 4 Stimmen, an der Nichtzulaffung 
der protejtantifhen Profefforen zu den akademischen Würden feit: 
zubalten. 

1. „ Reichsrath: Der Finanzausſchuß des Abg.Hauſes beräth das Bud— 
get für 1865 und nimmt nunmehr von fih aus bie ihm noth: 
wendig und zuläffig jcheinenden Abjtriche vor. Graf Brints trägt 
darauf an, die abgebrochenen Unterhandlungen mit ber Regierung 
wieder aufzunehmen und die Regierung zu der Erklärung aufzu: 
fordern, daß das Gebahrungsbdeficit im Budget für 1865 wenigftens 
annähernd, jedoch ohne Zelajtung des Erebits, für 1866 aber gänz: 
lich bejeitigt werden jolle. 


1. Februar. Reichsrath: Vorberathung des Budgets für 1865 durd den 
Finanzausihuß des Abg.Hauſes. Die Frage, ob fie die Verträge 
mit den weiblihen Orden aufzulöjen gedenke, wird von der Pe: 
gierung ausweichend beantwortet, worauf der Zuftand der Strafan: 
jtalten unter der Leitung dieſer weiblihen Orden von allen Seiten 
als „geradezu unerhört in Europa“ bezeichnet, und 70,000 fl. an 
dem betreffenden Poſtulat geftrihen werben. 

3. „ Reichsrath: Der Finanzausihuß befchlicht, den fog. Dispofitiong- 
fonds (geh. Ausgaben) von 500,000 fl. auf 200,000 fl. herabzu: 
ſetzen. Scmerling will ſich nur einen Abjtrih von 50,000 fi. 
gefallen laſſen. 


4 „ (Eroatien). Eröffnung der Banal-Conferenz in Agram zur 
Berathung einer Wahlordnung für den einzuberufenden Landtag. 
Die Situngen find geheim. 

6. „ Reichsrath: Abg. Berger macht im Abg.-Hauſe darauf aufmerk: 


jam, daß bis jetzt jieben Interpellationen an das Minifterium gerichtet, 
bis jeßt aber noch Feine einzige beantwortet worden jei. 

» » (Ungarn) Eröffnung des jerbiihen National: Congrefjes in 
Karlowitz. 

„„C(ungarn). Kriegsgerichtliches Urtheil gegen Paul v. Almaſy 
und Genoſſen. Die ausgeſprochene Todesſtrafe wird auf 20 Jahre 
Ketten gemildert. Die Begründung des Urtheils wird nicht ver— 
öffentlicht. 

I „ Reichsrath: Der Finanzausſchuß ſtreicht die geſetzwidrigen Pen: 
fionszulagen für die neuerlich entlafjenen Minifter Nechberg, Forgach 
und Widenburg. 
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11. Febr. (Cro atien). Schluß ber Banalconferenz. Die Eonferenz 
klärt ſich für das Wahlgeſetz von 1861 auch für den nächſten La 
tag und beſchließt, in einer Adreſſe an ben Kaiſer ben heif 
Wunſch auszufprehen, daß an dem Landtag auch bie Vertreter 
Militärgränze Theil nehmen und, wenn irgend möglih, auch j 
Dalmatiens dazu eingeladen werben, um endlih bie längft erway 
tete Union feftzufegen. Der Ban weigert fi, eine Vorſtellung de 
Magnaten gegen bie einfeitige Beſchränkung ihres Virilſtimmrecht 
ohne gleichzeitige Beſchränkung auch des Viriljtimmredts der Biſchöfe, 
kath. Capitel, griech. Confiftorien und Klöfter und der Vicegejpan 
an den Kaiſer zu übermitteln. 

12. „ -Schmerling verfammelt ca. 80 Mitglieber bes Abg.-Haufes bei 
fih, um im Abg.-Haufe wieder feiteren Fuß zu fallen, indem er fie 
über die Abfihten der Regierung zu beruhigen jucht bezüglich ver 
Tinanzfrage (auch die Regierung erkenne fie für die wichtigjte und 
wolle gerne einen großen Abſtrich machen; ob er aber die Höhe bes 
Gebahrungspeficits erreiche, könne fie im Voraus nicht beurtbeilen, 
benn das hänge von Umftänden ab), über die Maßregeln in Ga 
lizien und ben $ 13 der Verfaſſung (die Regierung jammle ein 
reiches Material für ein Geſetz über ven Belagerungszuftand), über 
eine Löjung ber ungariſchen Frage (ein Einverftändnig mit bem 
ungariſchen Landtage werde nur auf dem Boden ber Berfaflung 
angebahnt werden), über die Einberufung bes engeren Reichsrathe 
(für bie Einberufung des ungariſchen und croatiihen Landtags 
jeien die Vorarbeiten in vollem Zuge und der engere Reichsrath 
ſolle zugleich mit ihnen tagen), endlich über die deutſche Frage (bie 
ſchleswig-holſt. Frage jei allerdings „total verfahren“, aber ber 
Minijter des Auswärtigen ſei mit aller Kraft und Energie bemüht, 
fie zu einem gebeihlichen Abjchluffe zu bringen). 

13. „ Die Regierung bietet zu einer internationalen Enquete-Commil: 
fion behufs eines Handelsvertrags mit England die Hand. 

14. „ Die Abtragung der an dieſem Tage fälligen Rate von 11% Mill, 

an bie Bank wird dur ein Confortium von Bankiers ermöglicht. 

(Benetien). Unorbnungen an ber Univerfität Padua (megen 
ital. Sympathien). 

18. „ Reichsrath: Die Staatsſchulden-Controlcommiſſion übergibt dem 

| Abg. Haus einen Bericht, aus dem fi ergibt, daß „die Fi— 
nanzverwaltung die zum Zwecke ber Einlöjung der Partialbypothefen: 
anweiſungen gejeßlich beftimmte Summe von 20 Mill entweder gar 
nicht, oder bo) zum größten Theil zu dem geſetzlich vorgejchriebenen 
Zwecke nicht verwendet habe“. 

19, „ Reichsrath: Der Minifter des Auswärtigen erflärt dem Abg.: 
Haus, die Regierung anerfenne feine Verpflichtung zu Vorlage bes 
Friedensichluffes mit Dänemark. — Der Finanzminifter bringt bas 
Budget für 1866 ein. Dasjelbe weist (felbjt nach ber Gruppirung 
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der Regierung) noch immer ein Gebahrungsdeficit von 13 Mill. 
auf; erſt mit dem J. 1867. „hofft“ der Finanzminiſter dasſelbe ganz 
beſeitigen zu können. 

Febr. (Ungarn). Stürmiſche Sitzung bes ſerbiſchen Nationalcon- 
greſſes in Karlowitz gegen die Anſprüche der Rumänen. 
„Reichsrath: Der Finanzausſchuß beſchließt einen Abſtrich von 
2,398,000 fl. im Budget der Marine für 1865. 

„ Reichsrath: Das Abg.-Haus beſchließt auf den Antrag des Grafen 
Vrints „den Finanzausſchuß zu einem Berichte darüber aufzufordern, 
ob und inwieweit zu Erzielung umfaſſender Erſparungen bie Feſt— 
ftellung ber Zifferanfäße der Budgets für 1865 und 1866 aus: 
nahbmsweije in einer von der bisherigen abweichenden Form im Wege 
der Bereinbarung mit ber Regierung vorzunehmen wäre“. Bericht bes 
gew. Minifters, Abg. Pratobevera als Obmann bes Finanzaus: 
ausſchuſſes über die bisherigen, gejcheiterten Verſuche einer Verſtän— 
digung mit der Regierung. 

Eine Zuſchrift Schmerlings an den Finanzausſchuß fordert von dem: 
felben, in Folge der Annahme des Antrags Drinis durch das Abg.: 
Haus nicht weiter in ber begonnenen Specialberathung des Budgets 
für 1865 fortzufahren, widrigenfalls die Minijter feinen Antheil 
daran nehmen würden. Der Finanzausfhuß beſchließt, die Regie: 
rung zu. Senntnißgabe einer bejtimmten Ziffer des ihr möglichen 
Abſtrichs an den Ausgaben für 1865 aufzuforbern und inzwifchen 
in ber bisherigen Behandlung bes Budgets fortzufahren. 

. „Zlaue Feier des Jahrestags der Verfaflung in Wien und in ben 

übrigen Theilen der Monardjie. 

» Die bisherige Internirung einer großen Anzahl Polen wird auf: 
gehoben und werben diejelben mafjenhaft nad) Bayern und ber Schweiz 
entlafjen. 


März. Reichsrath: Die Regierung erklärt fich endlich in einer Zu: 
ſchrift an den Finanzausſchuß zu einem Abſtrich von 20,100,000 ft. 
im Budget für 1865 bereit, „wofern bie Vertheilung biefer Summe 
auf die Geſammterfordernißanſätze der einzelnen Minifterien nad) ben 
im Schooße ber Regierung vereinbarten, in ber Beilage verzeichneten 
Quoten erfolgt, jomit die nad Abzug diefer Quoten refultirende 
Gefammtziffer des Erforbernifjes jedes einzelnen Miniftertums nad) 
dem beiliegenden Entwurfe in das Finanzgefeß eingeftellt und jedem 
Minifterium die freie Gebahrung innerhalb dieſer Ziffer geftattet 
wird; wenn endlich — vorbehaltlid der Vereinbarung über bie Ziffer 

der möglichen Erjparniffe — eine baldige und gleiche Behandlung 
aud bei der verfaflungsmäßigen Yeftftelung bes Staatshaushaltes 
für das Jahr 1866 zugeftanden wird“. Die Beilage concebirt für 
das Militärbubget einen Abjtri von 11 Mill., für das Marine: 
budget einen ſolchen von 1,770,000 fl. (im letztern bat jedoch ber 
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Ausſchuß bereits 2,398,000 fl. geſtrichen und für das erſtere le 
ber Antrag des Referenten auf 19% Mil.) Der Ausihuß beſchl 
die Zufchrift der Negierung einem Subcomité zu überweilen, 
zwilchen aber mit der Berathung der Ginzel:Etats für 1865 f 
zufahren. 


Minijter bei Berathung des Militärbudgets für 1865 als Fi 
behufs Erteilung von Aufſchlüſſen. 
„Reichsrath: Die Regierung lehnt die Forderung des _Ötnanz aus 
ſchuſſes ab vor Entjcheidung des Abg.Hauſes jelbit. Der Fina 
ausſchuß bejchlieht nunmehr, die Berathung des Militärbudgets F 
beginnen auch ohne Anwejenheit der Miniiter. 
„  Reidysrath: Der Finanzausſchuß bejchließt mit 17 gegen 12 Cim 
men, beim Abg.-Hauje darauf anzutragen, über ben Antrag B 
(1. 23. Febr.) zur Tagesordnung überzugehen und das Budget 
1866 einem 3ber-Ausſchuß zu überweilen, aber erjt nach Feitjtellumg 
des Budgets für 1865. Im Milttärbudget für 1865 wird bieradf 
mit 18 gegen 16 Stimmen ein Abſtrich von 17% Mill. beichlefien 
„ Reichsrath: Schmerling antwortet auf die Interpellation Giskre— 
wegen des Belagerungszuftandes in Galizien, bie Regierung half 
an der in der Adreßdebatte dargelegten Anjchauung feit, daß der Fe 
lagerungszujtand eine Mafregel der Erecutive jei, zu deren Rede 
fertigung fie nad) $ 13 der Verfafjung fich nicht verpflichtet eradhte; 
derjelbe erkenne übrigens, daß hier eine „Lücke“ in der Gefeßgebuns 
vorhanden jei und werde zum Zuſtandekommen eines Geſetzes übe 
den Belagerungszuftand gerne die Hand bieten. Berger und 5 
Sen. bringen jofort den Antrag auf einen Gejegesentwurf ein, mw 
nad) jede auf Grund jenes $ getroffene Regierungsmaßregel aufer 
Wirkfamfeit tritt, wenn biefelbe nicht die Genehmigung des Reiche: 
raths erhält. 
v» (Benetien). Neue Demonftrationen in Pabua bei Gelegenheit 
des Geburtstags des Königs Victor Emanuel. 
„ Reichsrath: Der Finanzausſchuß jchließt feine Berathungen über 
das Budget für 1865. Nach feinen Anträgen würde immerhin ncd 
für 1865 ein reines Gebahrungsbeficit von ca. 7 Mill, verbleiben. 
Der Ausihuß bejchließt einjtimmig, daß für Dedung des Deficits 
durch ein bejonderes Geſetz vorgejorgt werben jolle. 
„Reichsrath: Das Abg.Haus wählt eine Commiſſion für Vorbe 
vathung des Antrags von Berger und Gen. (j. 9. März) und ke 
jtellt diefelben aus 5 Oppofitionellen und 4 Minijtertellen. 
Der Reſt des Silberanlehens von 1864 wird vom Finanzminiiter 
einem Conſortium engliſcher Kapitalijten überlafjen. 
„ Rothſchild übernimmt den bei der Nationalbank verpfändeten Reit 
ber engliichen Anleihe von 1859. 
„ (Oalizien). Der Statthalter macht Taut Faiferl. Entſchlie 
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ßung bekannt, daß der Belagerungszuſtand am 18. April aufhören 
werde. 

März. Der Gemeinderatb von Wien Iehnt den Antrag, Wien zur 
reichsunmittelbaren Stadt zu erheben, mit 54 gegen 16 Stimmen ab. 
„Reichsrath: Das Abg.Haus nimmt den Antrag bes Finanzaus: 
Ichuffes, über den Antrag Brints bezüglich der Behandlung des Bud— 
gets (j. 23. Febr. und 8. März) zur Tagesordnung überzugehen, 
ohne Debatte an und bejchließt, unter Berwahrung gegen jedes Prä- 
judiz, in die Berathung des Budgets für 1866 einzutreten und dazu 
einen neuen Ausihuß zu wählen. 

„Reichsrath: Das Abg.: Haus wählt den neuen Finanzausſchuß 
für das Budget für 1866. Nachdem das minifterielle Centrum eine 
vorherige Berjtändigung abgelehnt, ergibt das Reſultat 24 Oppofi- 
tionelle gegen 12 Miniſterielle. 

„  Schmerling verfammelt neuerdings ca. 100 Mitglieder des Abg.: 
Hauſes bei fih und erklärt ihnen, daß die Regierung jowohl bez. 
des $ 13 der Verfafjung als bezüglich der Budgetabjtrihe für 1865 
auf ihrer Anficht beharre. „Wolle der Reichsrath größere Abjtriche 
bejchließen, jo werden bie Minijter ſich veranlaßt jehen, Se, Mai. 
zu erjucdhen, nad Dero Weisheit das Weitere zu verfügen“. 

— 283. März. Reichsrath: Allgemeine Debatte des Abgeordn. = Haufes 
über bas Budget für 1865. Die Redner der Majorität erklären 
übereinjtimmend, daß hinreichende Abſtriche unausweichlich feien, weil 
weder eine weitere Steuererhöhung noch eine weitere Jnangrijfnahme 
des öffentlihen Credits mehr möglich ſei. Scmerling erklärt: daß 
thunlichſt geipart werden müfje, darüber fei Die Regierung mit dem Haufe 
einig, nur über bie Ziffer bejtehe eine Differenz. Beide feien nicht 
gegenüberjtehende Parteien, weil beide, wenngleich mit verjchiedenen 
Mitteln, die Wohlfahrt des Landes anjtreben, abgejehen von der 
Frage, ob in Defterreih ein ftrengparlamentarifches Regime möglid) 
und mit Majoritätsminifterien zu regieren fei. In diefem Haufe 
jehe er Feine gejchloffene Partei mit einem bejtimmten Programm 
und mit Männern, welche geeignet jeien, die Verwaltung weiter zu 

führen. Die Regierung halte e8 daher mit ihrem Gewiſſen für ver: 
einbar, troß einiger gegen fie ausfallender Abjtimmungen, dem Kaijer 
noch ferner zu bienen. 

I, „Reichsrath: Budgetberathung des Abg.Hauſes, Debatte über die 
ausw. Angelegenheiten. Der Minijter des Ausw. erklärt: „Nach dem 
in diejem 5. Haufe mit hinreihend büjtern Farben entworfenen Bilde 
unjerer innern Verhältniffe wird es für denjenigen, ber mit ber Lei— 
tung der ausw, Angelegenheiten betraut zu jein die Ehre hat, zur 
doppelt heiligen Pfliht, fein ganzes Bejtreben der Erhaltung bes 
Friedens zuzumenden, deſſen das Reich in jeder Hinficht jo bebürftig 
zu jein erjcheint, Dieſen Zweck wenigjtens glaubt man nie aus ben 
Augen verloren und gerade durch ben von dem kaiſ. Cabinet einge: 
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ſchlagenen Weg denſelben inſoweit erreicht zu haben, daß im bieie 
Augenblide eine ernftliche Kriegsgefahr nirgends droht”. Das Ha 
bejchließt, die „Erwartung auszujpredhen, daß in Zukunft bei Erä 
nung ber Seſſion oder gelegentlih der Prüfung der Budgetvorla 
vom Minifterium bes Aeußern ein Erpoje über die politijche %a 
des Reihe in Beziehung zu ben auswärtigen Mächten nebjt h 
einjchlägigen biplomatiihen Actenſtücken dem Reichsrath vorgelt 
werde“. 


31. März. Reichsrath: Budgetberathung des Abg.-Haufes, Debatte über d 


" 


Verhältniß zu Ungarn. Schmerling erklärt: Wenn die Regiern 
auch nicht jo ſanguiniſch ei, zu glauben, daß ſchon der nächſte a 
garijche Landtag die Berfaffungsfrage löfen und Abgeordnete in d 
Reichsrath entjenden werde, jo werde doch bei ruhigem Fortichreit 
die Frage endlich gelöjt werden. Eine Vereinbarung der ungariid 
Geſetze von 1848 mit der Reichsverfaflung fei äußerſt jchwierig u 
auch mit ber altconjervativen Partei in Ungarn werde fich bie I 
gierung niemals einlafjen können, erfenne vielmehr dieſe als ihr 
erbittertiten Feind, deſſen Minen bis in biejes Haus reichten. 
Das Confiftorium der Univerfität Wien ladet zur Betbeiligu 
an ber 500 jährigen Jubelfeier der Univerfität ein, die „aus Opp 
tunitätsgründen” vom 1.—3. Auguft d. %. gefeiert werben jel 
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1. April. (Ungarn). Schluß des ſerbiſchen Congreſſes in Karlowi 


4. 


11. 


22. 
26. 


29. 


ein Ausgleich zwiichen Serben und Rumänen bat nicht erzielt werd 
können. 

Reichsrath: Die Regierung legt dem Abg.Hauſe einen neuen Ze 
tarif auf weſentlich libereraleren Grundlagen als bisher nebſt Gi 
führungsgefeß vor. — Budgetdebatte des Abg.-Haufes: der Anlı 
für den Unterrichtsrath wird von 55,000 auf 30,000 fl. herab: 
jeßt. Die Regierung unterliegt überhaupt fortwährend in der Bu 
getberathung; nicht in der unbebeutenditen Rubrik gelingt es il 
gegen bie Anträge des Finanzausichuffes durchzudringen, wenn au 
die Oppofition oft nur 2 Stimmen Mehr für fich hat. 

Endliche Unterzeihnung des Handelövertrags zwiſchen Dejterrei 
und dem Zollverein zu Berlin. 

„ Im ben hödjften Kreijen fcheint die Geneigtheit obzumalten, au 
die gefammte italienifhe Armee unter Benedeck auf ben ji 
densfuß zu ſetzen, um erfledlihe Erjparungen zu erzielen. Benede 
remonftrirt dagegen und eilt ſelbſt nach Wien, Vorerſt wird ve 
dem Plane wirklich wieder abgejtanden. 

Eröffnung der engliſch-öſterr. Zollconferenz. 

„ NReicherath: Budgetberathung des Abg.-Haufes, Juftigminifterum 
Debatte über die Unabhängigkeit der Gerichte und die gedrückte !ag 
der Preſſe. 

„ Reichsrath: Budgetberathung bes Abg.Hauſes. Der fog. Dis 


” 
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ſitionsfond (geh. Ausgaben) wird nach dem Antrage bes Yinanzaus- 
ſchuſſes von 500,000 fl. auf 200,000 fl. herabgeſetzt. Hr. v. Schmer: 
ling madt die Bewilligung biejes Jahr nicht mehr wie voriges Jahr 
zu einer Gabinetsfrage. 


— 6. Mai. Reichsrath: Budgetberathung des Abg.Hauſes, Militäretat. 
Referat Gisfra’s Namens des Finanzausſchuſſes. (Die Negierung forderte 
ursprünglih 105,567,772 fl. und wollte ſich dann einen Abſtrich von 11 Mill. 
von dieſer Summe gefallen Tajjen; der Finanzausihug beantragt dagegen, 
das Sefammterforderniß auf bloß 89,982,772 fl. angujegen, wovon 10,432,227 fl. 
von eigenen Einnahmen ber Miilitärverwaltung abgehen, jo daß aus ben 
Staatsfinanzen no ca. 7IY MIN. zuzuſchießen wären, alſo 17 Mill. weniger 
als von ber Regierung urjprünglid gefordert wurde). Rede des Kriegs: 
minifters gegen ben Antrag bes Finanzausſchuſſes. („Ih muß bemerken, 
baß ber Kaijer mir befohlen bat, in Bezug auf bie Reduction ber Ausgaben 
bis an die Grenze ber Möglichkeit zu gehen und ich Fann jagen, daß ich es 
gewiljenhaft gethan habe und daß ich mit meinem jekigen Vorſchlage an ber 
Grenze der Möglichkeit bin; weiter zu gehen ift mir unmöglid, wenn 
ich nicht die Organifation ber Armee angreifen will). 
Sämmtlide Anträge des Finanzausſchuſſes werben mit großer 


Mehrheit angenommen. 


8. „ Reichsrath: Budgetberathung bes Abg.Hauſes, Marineetat. Der 
Mearineminifter beantragt in herabgemindertem Anſatze 7,778,000 fl. 
zu bewilligen. Das Haus genehmigt dagegen, dem Ausihußantrag 
gemäß, nur 7,150,800 fl. Damit ift das Budget für 1865 erle: 
bigt und ergibt bei einer Ausgabe von 522,045,860 fl. und einer 
Einnahme von 514,905,453 fl. ein Deficitt von 7,140,407 fl. 
„für deren Bedeckung durd ein bejonderes Geſetz gejorgt werben 
ſoll“. 

„Die Studenten der Univerſität Wien weigern ſich, ein Comité für 

die Jubelfeier der Univerſität zu wählen. 

13. „ Die Studenten verweigern zum zweiten Mal die Wahl eines Co: 
mite für bie Subelfeier und es bleibt dem Conſiſtorium nichts an= 
deres übrig, als die Wahl durch Wahlzettel anzuordnen. 

18.—20.Mai. Reichsrath: Debatten des Abg.-Haufes über den Handels: 
vertrag mit bem Zollverein vom 11. April. Die Mehrheit des 
Ausſchuſſes trägt auf Genehmigung, die Minderheit dagegen barauf 
an, vor Feſtſtellung bes allgemeinen Zolltarifs in die Berathung 
nicht einzutreten. In namentlicher Abjtimmung wird mit 112 gegen 
52 Stimmen ber Antrag ber Minderheit abgelehnt und ber Handels: 
vertrag genehmigt, 

29. „ (Eroatien) Ein Faif. Refeript an den Banus beruft den cron- 
tifchen Landtag auf den 17. Juli ein und zwar nad) der Wahlord: 
nung von 1861 (oder eigentlich 1848), doch mit der „ausbrüdlichen 
Berwahrung”, daß biefelbe „weder als ein Geſetz, noch als ein bie 
Stelle eines Gejeßes vertretendes Herkommen betrachtet werden könne”. 
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Die Militärgränze ſoll auf dem Landtage auch vertreten fein, aba 
wie 1861 „nur zur Verathung der ftaatsredhtlichen Fragen“. 

v» Dem jhußzöllneriichen „Vereine der öſterr. Induſtriellen“ gegen 
über bildet fih ein „Verein für den volkswirthſchaftlichen Kortihrit‘, 
an dem eine Anzahl der einflußreichiten Mitglieder des Abg.-Iuuid 
und des Herrenhauſes Theil nehmen. 


41. Juni. Reichsrath: Das Abg.Haus befchließt, daß der große Ausicd 


6.— 


zu Reform der bdirecten Steuern befugt jei, feine Thätigkeit aud 
nad) dem Schluß der Eefjion fortzujeßen. 

9, „ (Ungarn). Beſuch des Kaijers in Peſth-Ofen. Glänzen 
Aufnahme von Seite der Magyaren. Empfang der Würdenträge 
der Magnaten und Corporationen; Auſprache des Gardinal-Primd 


Antwort des Kaijers: 

„Es ijt mein entfchiedener Wille, die Völfer ber ungarifchen Krone mög 
lichjt zu befriedigen. Schon in der nächſten Zeit werde ih dem Yande cin 
Naum öffnen, wo einerjeits die berechtigten Wünſche der Bevölkerung dur 
die legale Vertretung zu meiner Kenninig gelangen fönnen, andbererjeits je 
meiner Wünfche, welche die Machtitellung der Monarchie bedingen, berch 
tigte Würdigung finden werden, jo daß wir bei entiprechender Würdigus) 
der wechjeljeitigen Rechte und Pflichten, bei richtiger Erfenntnig der inm 
ſchen eingetretenen Verhältnifie uns jenem Ziele nähern Fönnen, weldes wi 
alle erjtreben, und welches die Wohlfahrt und Kräftigung ber Geſammtme 
narchie fichern wird, Mit doppelter Freude werde ich dann wieder im br 
Mitte erjcheinen, um bei jener feierlichen Gelegenheit, wolür die Vorfehus] 
das Leben Gurer Eminenz erhalten möge, dasjenige zu janctioniren , was & 
reits gegenwärtig das Hauptziel meiner landesväterlichen Wünſche ift“. 

Ein kaiſ. Handichreiben an den Statthalter Grafen Palffy jprid 

zum Abſchied diefe Anfichten und Hoffnungen nochmals aus. 
„ NReidysrath: Der Finanzminifter überrafht das Abg.Haus be 
feinem Wiederzufammentritt nad) den Pfingftferien mit einer An 
lehensforderung von beinahe 117 Mill., welche Ziffer jelbjt die au 
ßerſten bisherigen Erwartungen noch weit überjchreitet. 

Nad) dem Erpof& des Minifters wird bdiefe Summe erfordert füı 
Dedung des nicht vorhergefehenen Deficits in der Etaatsrehnung ven 186% 
für die vorausfichtliden Deficits des Yubgets für 1865 und 1866 und tu 
Beihafjung der Mittel, um die gegen bie Nationalbank behufs Herjtelung de 
Valuta für die Jahre 1865 und 1866 eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen. 
Bor Allem aus muß der Jinanzminifter mit dem Befenntniß hervortreten, dal 
das vergangene Jahr, foweit fich feine Nechnungsergebniffe bisher überfehen 
lafjen, mit einem nicht vorausgejehenen Deficit von 27,382,216 fl. geſchloſſen bat 
und daß, „ba für bie Dedung diefes Deficits vor allem geforgt werben mut, 
die Nothwendigfeit eingetreten ift, biefür Geldmittel , die für amdere Juwel 
bewilligt waren, wenigſtens theilweife zu verwenden“, jo daß, nachdem biei 
Zwede notbwendig erfüllt werden mußten, die dafür früher bewilligten um 
auch flüfjig gemachten Beträge nod) einmal zu bewilligen find. Das Teil 
bat ſich durch die Ueberſchreitung ter bewilligten Ausgaben umı beiläufg 
und, „obwohl die Finanzverwaltung es an Strenge und Energie bei der Ei 
treibung der Steuern nicht hat fehlen laſſen“, durd ein Zurückbleiben da 
Einnahmen gegen den Voranfchlag um 20 Mill. ergeben. Um bie Ausgakn 
beftreiten zu fünnen, wurden von ben 20 Millionen, welche zur Einziebung 
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von Hypthekenanweiſungen bewilligt waren, nur 3,139,990 fl., von ben für 
Einziehung von Münsfheinen bewilligten 8 Mill. nur 4,703,197 fl., von 
ben 6 Millionen, weldhe zur Ergänzung ber Kaffenbeftände dienen jollten, 
gar nichts zu den vorgejchriebenen Zwecken, ber ganze Net zur Dedung des 
Deficits verwendet. Der Finanzminiſter bezeichnet jelbjt den Einnahmeausfall 
als einen „erichredenden“ und erklärt, „nicht zu verfennen, daß der erjte ober: 
flächliche Eindruck feiner heutigen Darlegung ein überrajfchender, vielleicht nie= 
berichlagender fein könne.“ In der jchweren Noth der Gegenwart hält ihn aber 
bie Hoffnung auf eine bejjere nahe Zulunft aufrecht: „Es läßt fich nicht leug— 
nen, daß der zweijährige Zeitraum 1865 und 1866 von jo außerordentlichen 
Zahlungen belajtet ijt, wie dies wohl kaum je vorgefommen ift oder vorkom— 
men wird. Mit Schluß des Jahres 1866, bis zu welchem die riidzahlbare 
Banfihuld voljtändig getilgt und die jonftigen Bedingungen zu Herjtellung 
der Baluta vorbereitet jein müſſen, finft aber das jührlide Erforderniß ber 
Staatsihuldentilgung von 64 Millionen für die folgenden Jahre auf durch: 
jhnittlih 24 herab; auch noch einige andere jpecielle Zablungsverpflichtungen 
des Staates von Bedeutung hören entweder gänzlich mit diefem Zeitpunft 
auf ober gehen, ſehr beträchtlich vermindert, ihrer baldigen Erlöfhung ent: 
gegen. Endlich ijt zu hofien, daß bis zum Beginne des Jahres 1867 durch 
einen neuen VBerwaltungsorganismms die Bedingungen für die Aufftellung 
eines Normalbudgets gejchaffen fein werden. Wenn es uns gelungen fein wird, 
dieje jchiwierige Periode zu überwinden, jo fann man mit Recht einem Zus 
ftande entgegenfehen, wo durch Herjtelung des von der gebieterijchen Noth: 
wendigfeit geforderten GHleichgewichtes die endlihe Regelung des Staatshaus: 
baltes erzielt fein und die Gebahrung der Finanzen im gejicherten und ruhigen 
Bahnen ſich bewegen wird“. 

Die Börfe beantwortet die Vorlage der Regierung mit einer ftarfen Baiſſe 
aller Staatspapiere. 


0. Juni. Reichsrath: Der Finanzausihuß des Abg.Hauſes nimmt die 
Anlebensforderung der Negierung in Behandlung. Die Stimmung 
Jämmtlicher Mitglieder ijt eine jehr erregte und entjchloffene. Mit 
20 gegen 5 Stimmen wirb bejchloffen: dem Abg.Hauſe überhaupt 
feine Greditbewilligung zuzumuthen, bevor nicht das Finanzgeſetz für 
1865 verfaffungsmäßig fejtgeftellt fei, und darauf einftimmig: jede 
Bewilligung dürfe nur erfolgen unter hinreichender Garantie, daß 
die „Unregelmäßigen“ (d. 5. willfürlihen Budgetüberjchreitungen und 
verſteckten Anlehen ohne Zuftimmung des Reichsraths von Geite ber 
Regierung) der Jahre 1863— 1865 für die Zukunft unmöglid und 
der Grundfab der DVerfaffung, daß die Staatsjhuld unter der Con— 
trole des Reichsraths jtche und daß Staatsſchulden nicht anders 
denn nad) vorausgegangener Zuftimmung des Reichsraths contrahirt 
werden fünnen, zur Wahrheit gemacht werde. 

"» » (Zyrol). Urtheil in dem Hochverrathsproceſſe (Auguſt 1864) 
gegen 30 Wälſchtyroler. 

v» » Die englifhsöfterreihiiche Enquete-Commiſſion wird angeblich bis 
zum September, wie jedoch jofort vermuthet wird, auf immer vertagt. 

14,—16. Juni. Reihsrath: Debatte des Abg.-Haufes über den $ 13 der 
Verfaſſung. Der Ausſchuß des Haujes beantragt einen Gejeßesent: 
wurf und eine Refolution: 

Gefegesentwurf: „Zur Zeit des nicht verfammelten Reichsrathes ift 
13 
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bie Regierung nad) F 13 des Grundgeſetzes über bie Reichsverlretung vom) 
26. Februar 1861 berechtigt, nur dringende, in ben Gefegen nicht vorge: 
fehbene und den Staatsgrundgefegen nicht zumwiderlaufende Verordnungen 
unter Verantwortlichfeit des Gefammtminifteriums mit proviforifcher Geſeßes— 
kraft zu erlaffen. Jede ſolche gejeglihe Anordnung tritt außer Wirkſamteit, 
wenn fie nicht die Genehmigung des nad ihrer Entlafjung einberufenen näch— 
ften Reichsrathes erhält“. Mefoluntionen: „Das Abg.-Haus fpricht Lie 
Veberzeugung aus, daß fein verfafjungsmäpiges Recht, zu jeder Art und zu 
jedem Acte der Gefeßgebung durch Zuſtimmung mitzwwirfen, durch ben $ 13 
des Staatsgrundgejekes über bie Reichsvertretung vom 26. Febr. 1861 mit 
aufgehoben werde, daher ſich das Haus der Abgeordneten gegen jede dieſem 
Rechte widerftreitende Auslegung oder Anwendung der angeführten Verfaffunge:- 
beftimmung verwahrt; 8 daß der$ 13 des Grundgeſetzes über die Reichs— 
vertretung vom 26. Febr. 1861 nad) feiner dbermaligen Faſſung nur in brine 
genden Fällen und auf vorübergehende Verhältniffe Anwendung finden könnt 
und daß jede auf Grund ber angeführten Verfaſſungsbeſtimmung getvofiene 
Berfügung mit dem Aufhören des bejonderen Falles, für welchen fie erlaſſen 
werden mußte, außer Wirffamfeit trete“. 

Der Staatsminifter v. Shmerling, berim Schooße bes Ausſchuſſes zuge— 
geben hat, „daß mit dem $ 13 allerdings auch die Berfaffung geändert werden 
könne“, erflärt zwar, daß die Regierung auf ihrem bisherigen Standpunkte 
beharren müffe, jucht dagegen nunmehr das Haus mit ber Verfiherung zu be 
rubigen, er „iehe den $ 13 nicht für das Kind an, daß beftimmt ſei, bie 
Mutter zu verjchlingen‘. 

Das Haus nimmt den vorgefchlagenen Gefeßesentwurf mit 102 


gegen 48 und bie Refolutionen mit 117 gegen 44 Stimmen an. 


21. Juni. Reihsrath: Das Abg.Haus beſchließt in Folge einer dringenden 


Anforderung des Yinanzminijters, der Regierung behufs Erfüllung 
der im Laufe des Juli fälligen Verpflichtungen des Staats wenig— 
ftens einen Theil des geforderten Anlehens zu bewilligen: 

„1) Der Finanzminijter wird ermächtigt, zur Ergänzung der Geldmittel, 
welche zur vollftändigen Erfüllung ber Verpflichtungen des Staates im Me: 
nate Juli I. J. benöthigt werden, mitteljt einer Greditoperation den Betrag 
von 13 Millionen Gulden in öfterreihiicher Währung auf eine den Staats: 
ſchatz möglihft wenig belaftende Weile aufzubringen. 2) Bon jedem Ge 
fchäfte, welche zur Durhführung ber im Art. 1 geitatteten Greditoperationen 
eingegangen wird, iſt die Staatsjchuldencontrolcommilfion des Reichsrathes in 
Kenntniß zu feßen, alle hierüber ausgeftellten Urfunden find, jo weit fie eine 
Verbindlichkeit des Staats begründen follen, ber Gontrafignatur diefer Com: 
miffion zu unterziehen und ohne joldhe Gontrafignatur rechtsunmirfjam* — 
und beichließt im ferneren: „a) in eine weitere Grebitbewilligung im io 
lange nicht einzugeben, als nicht die Finanzgeſetze für 1865 und 1866 in ver: 
fafjungsmäßiger Weife zu Stande gefommen jind; b) den Finanzausichuf 
für 1866 zu beauftragen, daß er mittlerweile bie NRegierungsvorlage einer 
eingehenden Berathung unterziehe, fich jedoch dabei nicht auf die materielle 
Prüfung der einzelnen Poften bejchränfe, fondern vielmehr aud diejenigen 
Garantien ermittle und formulire, welche nothiwendig und geeignet find, die 
Wiederkehr ſolcher Vorfommmifje, wie fie in den Jahren 1863, 1864 um 
1865 ftattfanden, unmöglid, jowie bie Grundſätze ber Verfaſſung, dai 
Staatsfhulden nur mit vorgängiger Zuſtimmung des Reichsrathes contrabir 
werben dürfen und daß bie Staatsihuld unter die Gontrole des Reichsratbs 
geftellt ift, zur Wahrheit zu machen; endlich zu bewirken, daß bie Verwen— 
dung der nur für bejtimmte Zwecke bewilligten Grebite für andere ale bie 
jenigen Zwede, für welche fie bewilligt wurden, verhindert werde”. 
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21. Juni. (Venetien). Eine Entſchließung des Kaiſers befiehlt bie 
Einſtellung des Strafverfahrens gegen 153 an der vorjährigen In— 
furrection in Friaul Betheiligte. 

23. — 24. Juni. Reichsrath: Das Herrenhaus tritt in ber Berathung des 

Budgets für 1865 auf die Seite der Regierung und erhöht die vom 

Abg.Hauſe herabgeminderten Anſätze faſt durchgängig wieder auf die 

von der Regierung angeſetzten Ziffern. Die Commiſſion beantragt 

auch nach dem Wunſche der Regierung eine Erhöhung des vom Abg. 

Haufe fejtgejegten Militäretats um 4,785,000 fl., des Marineetats 

um 680,000 fl. Das Deficit für 1865 wird dadurch von 7 auf 

13,867,706 fl. erhößt. 

26. „ (Ungarn). Die bisherigen Hofkanzler für Ungarn und für Sie: 
benbürgen, Graf Zihy und Graf Nadasdy, beide ausgeſprochene An: 
bänger ber sebruarverfafjung, werden vom Sailer, ohne daß fie 
darum nachgeſucht hätten, entlafen und Graf Georg Majlath, von 
der Partei der ſog. Altconjervativen, zum ungariihen Hoffanzler er: 
nannt. Die Stelle eines fiebenbürgifhen Hofkanzlers bleibt vor der 
Hand unbejekt. 

7. „ Das Minijterium Schmerling, mit Ausnahme des Minijters des 
Ausw., Grafen Mensdorff-Pouilly, und des Kriegsminiſters, F. M.L. 
Franck, geben in Folge der Ernennung Majlaths zum ungarijchen 
Hofkanzler ihre Entlafjung. Der Präfident des Minijterraths, Erzh. 
Rainer, erhält Urlaub und tritt jofort eine Reife ins Ausland an. 
Die Entlaffungsgefuhe der Minifter werben angenommen. Auch 
der Präfident des Staatsraths, Frhr. v. Lichtenfels, verlangt feine Ent: 
laſſung. — Unterhandlungen mit dem Grafen Belcredi wegen Ueber: 
nahme des Staatsminijteriums. Lange Minijterkrifis. 

„u Neichsrath: Der vom Abg.-Hauſe für die Vorberathung des Bud— 
gets für 1866 eingefeßte Ausſchuß beſchließt, in eine Berathung 
des Finanzgeſetzes für 1866 nicht einzugehen, bis nicht dasjenige für 
1865 verfafjungsmäßig erlaffen fei. 

28. „ Reichsrath: Auch das Herrenhaus genehmigt die 13 Mill.-An: 
leihe. Der Finanzminifter erklärt die Angelegenheit wiederholt für 
durhaus dringlicy (zur Bezahlung der im Juli fälligen Zinjen der 
Staatsihuld). 

1. Juli. (Venetien). Neue Studentendemonftrationen in Padua. 

3. „ Ein Faiferl. Handfchreiben ordnet die unverzügliche Verjegung der 
ital. Armee auf den vollen Friedensſtand an. 

4./5. Juli. Reihsrath: Am 4. findet Feine Situng des Herrenhaufes ftatt 
und am 5. wird das Budget nicht auf bie Tagesordnung geftellt, 
weil neue Anträge bezüglih des Militär: und Marinebudgets „in 
Folge unvorhergejchener Ereignifje“ eingebracht werden würden. 

5. „ Die Ernennung Belcredis zum Ctaatsminijter wird als pofitiv 
angejeben. 

6. „ Reichsrath: Herrenhaus. In Folge- des kaiſ. Handjchreibens vom 
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3. d. M. erſtattet Feldmarſchall v. Heß einen neuen Bericht der Finanz | 
eommifjion über das Kriegs: und Marinebudget, ber jehr kurz gefaßt if? 

„Der Finanzcommiljion iſt von ben Vertretern der faif. Regierung mitgerbait 
worden, daß e8 berjelben in Grwägung aller Umjtände nicht unmäglid 
erjcheine, den Staatsbebürfniffen im Finanzjahre 1865 zu genügen, wenn für 
das Landheer 89,982,772 fl. und für die Kriegsmarine 7,150,800 fl. äfterr. 
Währung angejept würden. Dem boben Haufe kann die Möglichkeit, dem 
öffentlihen Schatz eine weitere Grleichterung zuzumenden, nur willfonmen 
fein, und dasjelbe dürfte fich in feiner Weife berufen fühlen, für eine böbere 
Summe einzuftehen, als jene, welche von ber kaiſ. Regierung als ſchlechthin 
nothwendig bezeichnet worden“. 

Der Kriegsminijter erklärt, dag Se. Maj., in Würdigung ber 
finanziellen und politiihen Lage des Staats, die Herabjegung der 
Truppen in Italien und Dalmatien auf den Friedensfuß angeorbnet 
und ibm befohlen habe, mit den Erfparungen „bis an die Gränze 
des Möglichen” zu gehen. Der Commiffionsantrag, der nunmehr 
ganz den bisher befämpften Beichlüffen des Abg.Hauſes entſpricht, 
wirk ohne Debatte angenommen und auch gleich das Finanzgejeg in 
zweiter und dritter Lejung angenommen. 


7. Juli. Reichsrath: Herrenhaus. Graf Leo Thun trägt im längerer 


Rede („Man ftehe vor dem Dilemma: entweder auf conjtitutionellem, 
parlamentarijhem Wege zu Grunde zu gehen oder auf anderem Wege 
die Rettung fuchen zu müſſen“) darauf an, das am 6. d. M. be: 
ſchloſſene Finanzgejeg mit folgender Refolution zu begleiten: 

„Das Herrenhaus, anerfennend, daß es mit Rückſicht einerfeits auf die 
ben Staatsgläubigern gegenüber eingegangenen Verpflichtungen und anberer: 
jeits auf den für alle Zweige ber Staatsverwaltung durch die beftebenden 
Einrichtungen bedingten Aufwand unvermeidlich ift, in den Staatsvoranjchlag 
für das bereit zur Hälfte abgelaufene Jahr die Staatsausgaben abermals 
mit einem Betrage einzujtellen, weldyer in den Einnahmen jeine volle Beded: 
ung nicht findet, jicht ſich bemüßigt, gleichzeitig feine Ueberzeugung bezüglich 
ber hiedurdh begründeten Finanzlage im Nachitebenden auszuſprechen: 1) Eine 
Steigerung der Staatseinnahmen über den gegenwärtig veran— 
fhlagten Betrag berjelben Fann im Wege der Steuergeießgebung nicht mehr 
bewirft werden; die Heritellung des Gleichgewichts zwilhen Einnahmen und 
Ausgaben ijt demnach vor allem dadurch bedingt, daß die jährlich wiederkehr— 
enden Ausgaben mindeftens zu dem erwähnten Betrage der Ginnahmen 
berabgeminbert werden 2) Diefes Ziel kann nicht durch bloße Abftrihe an 
ben Koften ber bejtehenden Einrichtungen der Berwaltung und besHeer: 
wefens erreicht werden, ſondern die Grreihung besjelben it von ber Mög: 
lihfeit und Durchführung wejentliher Aenderungen dieſer 
Ginrihtungen abhängig. 3) Eine fernere Benükung bed Gredits zur 
Bedechung jährlich wiederkehrender Ausgaben läßt fi nur rechtfertigen, wenn 
fie fih als das Mittel darfiellt, um es möglich zu machen, daß auf bem an: 
gebeuteten Wege das Gleichgewicht zwilchen Einnahme und Ausgabe in naber 
Zufunft noch bergeitellt werde, und das Herrenhaus jpricht daher die Erwar— 
tung aus, daß die Regierung bem Reichsrath die Zumuthung, einem ben an: 

edeuteten Norausfegungen nicht entiprechenden Sknatsvoranihlage feine Zu: 
Himmung zu ertbeilen, nicht mehr machen werde, ohne nachzuweiſen, ob und 
wie ber erwähnten Anforderung entiprochen werden könne 

Das Haus bejchließt, den Antrag vorerft doch an eine Giehner: 


Commiſſion zu weifen, Dr 
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O. Juli. (Croatien). Der vom Miniſterium Schmerling auf ben 


16. 


17. Juli einberufene eroatiſche Landtag wird in Folge der eingetre— 
tenen Miniſterkriſis auf den 28. Aug. vertagt. 


„In Venetien geht e8 mit ber Ausführung ber Armeereduction 


raſch vorwärts. Auch viele militäriihe Bauten werben eingeftellt. 


„Reichsrath: Abg.Haus. Der Leiter des Handelsminifteriums em: 


pfiehlt die enbloc-Annahme des von ber Regierung am 4. April ein: 
gebradhten neuen (herabgejegten) Zolltarifs. Mit großer Mehrheit 
wird dagegen beſchloſſen, den dafür niedergefehten Ausfhuß zu er: 
mächtigen, feine Arbeiten einzuftellen und die Regierung zu erfuchen, 
bis zum Beginn der nächſten Reichsrathsſeſſion alle jene Erhebungen 
vornehmen zu laſſen, welche zu einer eingehenden Berathung ber in 
Antrag gebrachten neuen Zolljäge nothiwendig ſeien. In der Debatte 
wird diefer Beſchluß namentlich auch dadurch motivirt, daß 3.3. eigent= 
lid gar feine Regierung beſtehe, ein Vertrauensvotum, wie es ges 
fordert werde, daher eine parlamentarijche Ungeheuerlichfeit wäre. 


„ Der „Botidhafter“, das bisherige Organ Echmerlings, zeigt fein 


Eingehen auf den 31. Juli an. 

„ (Ungarn). Graf Palfiy wird dur kaiſ. Handfchreiben ber 
Statthalterfhaft von Ungarn enthoben und der Geh.Rath Baron 
Paul Sennyey, das Haupt der Altconfervativen, zum Tavernicorum 
regalium magister von Ungarn ernannt. 

» Die gemijchte Gommiffion beider Häuſer einigt ſich über einen Aus— 
gleich bez. der noch obwaltenden Differenzen über das Budget für 1865. 
„ Die öfterreihifhe Regierung drüdt der ſpaniſchen ihr Bedauern 
über die Anerkennung des Königreihs Italien von Seite Spaniens 
aus, 


Ter ſpaniſche Minijter gibt in einer Givculardepeihe von ber Depeſche bes 
Grafen Mensdorff folgende Analyfe: „Graf Mensdorff machte darauf aufs 
merkſam, daR die erite politiiche That des Gabinets, dem ber Herzog von Tee 
tuan präſidirte, der Erwartung des öfterreichiichen Gabinets nicht entfprochen 
babe; dal er mit Schmerz fehe, wenn Spanien feine Haltung in ber italie 
niichen Frage, von welcher Graf Mensdorff gern geglaubt habe, daß hinſicht— 
lich ihrer eine Gleichheit der ntereffen beider Länder beſtehe, zu modificiren 
beabfihtige; daß troß der Reſerven, mit denen die Anerfennung Italiens burd) 
Spanien umgeben fei, diefe Thatfache für fi allein genügen würde, bie jpa= 
nische Negierung Angefichts der römifchen Frage auf ein Terrain zu verjegen, 
das von dem von ber öſterreichiſchen Regierung eingenommenen ſo verſchieden 
fei, daß ihr ferneres Zuſammenwirken in einer für beide Nationen fo wich 
tigen Angelegenheit unendlich viel fchwieriger erfcheine; daß, wenn bie ſpaniſche 
Regierung glaube, durdy die Wiederanfnüpfung ihrer Beziehungen zu Italien 
jih in eine Lage zu verjegen, die ihr erlaube, zu Gunften des Pontificats 
ihre Stimme hören, ihren Einfluß gelten zu laffen, die Faiferlihe Regierung 
fürdyte, daß dies cine Täufhung fei; ein Act der Nachgiebigfeit, wie die Anz 
erfennung Italiens, Tönne der Action Ataliens auf die in Stalien ſich ent: 
widelnden Ereigniffe nur größeres Gewicht verleihen, weil man, indem man 
die Grundfäge anerfenne, in deren Namen fich die italieniſche Revolution voll: 
zogen babe, nur um fo ſchwerer den daraus fich ergebenden Gonfequenzen wis 
derftehen könne. Auf andere Betrachtungen übergehend, verhehlte ber Graf 
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v. Mensborff nicht feine Beſorgniß, ber Triumph des revolutionären Principt 
in Stalien möchte eine Drohung für den Thron J. M. der Königin werben; 
dieſe Beſorgniß gründe auf der Gefahr, die in einer Nachgiebigkeit gegen dir 
in Europa ſich Fräftig ausbreitenden been liege, Ideen, von denen er fürchie, 
daß fie in Spanien nur zu fehr verbreitet jeien. Rach diefen Betrachtungen 
und in Folge der Anerkennung Italiens durch Spanien ftellte der Herr Era 
v. Mensdorff die Frage auf, ob es nicht gegründet jei, die Angemeffenbei 
eines Actes zu beftreiten, der, indem er gewiſſermaßen die auf der italiemiiten 
Halbinjel vollzogenen Veränderungen fanctionire, die Rarteien, die Aehnliches 
vorbereiteten, ermuthige, und ob es vorfichtig gewejen jei, die Achtung ver 
Grundſätzen zu ſchwächen, die nur zu ſehr verkannt jeien, umd die doch die 
fiherfte Schutzwehr gegen anardijche Leidenſchaften bildeten“. 


21. Juli. Reichsrath: Das Abg.- Haus nimmt das Finanzgeſetz für 1865 


22. 


24. 


26. 
27. 


nach den Anträgen der gemiſchten Commiſſion beider Häuſer an. 
[Tinti meint: daß beide Häuſer am beiten thun würden, „vor ber 
Hand” den Standpunft ber Berfafjung feitzuhalten und ſich enge 
an einander anzujchliegen]. 

Erzh. Rainer wird durd Faif. Handihreiben vom Präfidium des 
Minifterraths entbunden. 

Neihsrath: Das Herrenhaus erledigt das Yinanzgefeß für 1865 
ebenfalls nad) den Anträgen der gemilchten Commiſſion beider Häuſer 
und geht über den Antrag des Grafen Leo Thun vom 7. d. M. 
zur Tagesordnung über. [„Sollte darunter etwas anderes verjtanden 
werden, als die jhon empfohlene Vereinfahung des Geſchäftsganges, 
fo fönnte nad dem Gradten der Commijjion das Herrenhaus die 
Behauptung erjt dann zu der feinigen machen, wenn demjelben über 
die Natur ber für nothwendig erflärten Aenderungen nähere Auf- 
Ihlüfje gegeben worden wären“.] 

Die Staatsrehnung von 1864 weist hauptfählih in Folge von 
Steuerrüdftänden eine Einnahme von fajt 30 Mill. minder als bud: 
getirt war, auf. 

„Reichsrath: Die Regierung zeigt beiden Häufern den Schluß ber 
Seflion auf den 27. d. M. an. Das Abg.Haus beſchließt, feine 
Situng mehr zu halten. [Mbg. Pratobevera: „Ob und auf melde 
Meife wir und in diefen Näumen wieder jehen werden, das weik 
ich nicht, aber ih will e8 hoffen“.) — Eine auf ben Abend vieles 
Tages beabfihtigte Berfammlung von Abgeordneten, um gegenüber 
der unfihern Zufunft gemeinfame Stellung zu nehmen, kommt wegen 
Mangel an Theilnahme nicht zu Stande. 
„ Der Etaatsrathspräl. Frhr. v. Lichtenfels wird auf fein Anfucen 
in ben Rubeftand verſetzt. 
„ Edluß-der Seſſion des Reichsraths durch den Erzherzog Ludwig 
Victor. Thronrede: 

„ . . Vorab liegt mir ob, eine angenehme Pflicht zu erfüllen, indem ic 
für ben patriotifhen Gifer und die unermüdliche Thätigfeit, welche ſowohl in 
ben Ausſchüſſen als im Schooße beider Häufer bei den Berathungen jo vieler 


wichtiger Gegenftände zu Tage getreten jind, die volle Anerkennung unſeres 
allergnädigften Herin und Kaifers auszufprechen babe, Wohlerfennend be 


" 


Geferreid. 199 


Einfluß, melden die Belebung bes Verkehrs und der Induftrie auf die allge: 
meine Wohlfahrt hat, war ein großer Theil Ihrer Thätigfeit ben Berathungen 
ſolcher Vorlagen gewidmet, welche die Beförderung ber induftriellen Thätigfeit 
im Inlande, die Ausmittelung bes für diefelbe nothwendigen gejeglichen Schuͤtzes 
und die hilfreiche Unterftügung von Seite der Staatsgewalt für Unternehmen, 
bie als die wirkſamſten Förderungsmittel für induftrielle und Naturproducz 
tion, für Handel und Gewerbe anzujehen find, zum Ziele haben. Die Gründe, 
welche Sie nad einer forgfältigen kenntnißreichen Prüfung zur Annahme bes 
neuen Zoll» und Handelsvertrages mit den beutichen Zoll-Handels— 
vereinsjtaanten bewogen, haben auch den Entihluß Sr. Maj. bei der Unter: 
zeichnung geleitet; wir dürfen uns ber Hoffnung bingeben, daß bei einer 
jrifchen und muthigen Spannung der induftriellen Kraft und Intelligenz bes 
Yandes nnd bei einer raſchen umjichtigen Benützung der durch ben Vertrag 
eröfjneten Vortheile diejes Werk wefentlich zur Vermehrung der Wohlfahrt dee 
Reiches beitragen werde. Unter anerfennensiwerthem gegenfeitigen Entgegen: 
tommen beider Häufer find mehrere zur Beltreitung der Bedürfnifje des Staats: 
baushaltes nothwendige Geſetze, namentlih das Finan zgeſetz für das 
Jahr 1565, zu Stande gekommen. Pole Würdigung verdient das bei ber 
eingehenden Berathung dieſes Geſetzes zu Tage getretene Streben, in Vers 
wendung der vorhandenen Mittel für Bedürfniſſe des Staatshaushaltes eine 
bis zu jener Grenze gehende Sparfamfeit zu beobadıten, weldye, ohne bie 
innere Kraft der Monarchie und deren Madyıftellung nad außen zu ſchwächen, 
nicht überjchritten werden darf. Die Erhaltung des allgemeinen europäiichen 
Triedens, welche von jeher die Aufgabe der Faiferlihen Regierung war, wird 
auch fortan der Gegenjtand ihres ernten Beſtrebens fein. In ber ſchles— 
wig-holſteiniſchen Frage wird Se. Majejtät im Einvernehmen mit 
Ihrem erhabenen Bundesyenofien, dem Könige von Preußen, dieſelbe einer 
Yöjung entgegenzuführen trachten, wie fie den Jnterefjen Gejammt: 
Deutihlands und der Stellung Defterreihs im deutſchen 
Bunde entipricht. Gerwichtige Gründe, welche das Gejammtinterefje der Mo: 
narchie berühren und eben deswegen in dem Schoofe beider Häufer jelbit pa= 
triotiichen und beredten Ausdrud gefunden, rathen zur beſchleunigten Einbe— 
rufung der legalen Vertreter der Völker in den öftlihen Theilen bes 
Reiches und führen die Nothwendigfeit mit fi, von ber Berathung bes 
sinanzgefeges für das Jahr 1866 im diefer Seffion abzujehen. Die Befrie— 
Digung, mit welcher der Gedanke kei den Erfolgen Ihres einſichtsvollen patrios 
tiſchen Wirfens weilt, vermag dod) das tief innige Streben nicht zu ſchwächen, 
ed möge eine gemeinfame Behandlung ber allen Königreihen und Ländern 
gemeinſchaſtlichen Rechte, Pflichten und Intereſſen in naher Zukunft ein feftes 
Yand ber Einigung um alle Völker diefes Reiches jchlingen. Es wurzelt 
diejes Streben in dem Erkennen dev Pebensbedingungen ber Monarchie, es 
wurzelt in den edlen Gefühlen treuer Liebe und Anhänglichkeit an den Thron 
und das Gefammtvaterland. Wo eine Hoffnung auf jo feftem Grunde ruht, 
wind, was jetzt als heißer Wunsch einen Fräftigen Ausdrud findet, mit ber Hülfe 
Eottes wohl bald als gelungene That zur frohen Verkündung heranreifen“. 

Anm. Nicht nur das Budget für 1866, ſondern auch das Creditgeſetz 
für Bedeckung des Deficits für 1865, die Bewilligung ber von ber Regierung 
geforderten 113 (mit Ausnahme der 13 als abjolut dringlich bewilligten) Mill. 
find unerledigt geblieben. 

An demjelben Tage erfolgt die definitive Entlafjung ber Minifter 
Schmerling, Plener, Laſſer, Hein, Mecfery und Burger; ebenfo bie: 
jenige bes fiebenbürgifchen Vicehoffanzlers Reichenſtein (ohne fein 
Anfuhen) und des proviforifhen Leiters des Handelsminifteriums 
v. Kalchberg. Endlich werben auch mehrere ber bisher einflußreichſten 
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Sectionschefs im Finanzminifterium entlaffen. Dagegen werben = 
nannt: Graf Belcredi zum Staatsminifter und DVorfißenden im 
nifterrath, wozu ihm aud nod das Verwaltungsminijterium um 
bie proviſoriſche Leitung bes Polizeiminifteriums übertragen wit, 
Graf Lariih zum Finanzminifter, Hr. Komers zum Juſtizminiſte 
und Graf Haller (Magyar) zum provijoriichen jiebenb. Hefkanzz. 
Das Marineminijterium wird aufgelöft und die Kriegemarince der 
Kriegsminifter unterftellt. 

29. Juli. Durd kaiſ. Entſchließung wird das Finanzminifterium in ge 
Sectionen, ſür den YFinanzverwaltungsdienft und für bas Budes 
und Grebitwefen, getheilt und zu Sectionschefs für jenes v. Karte 
Savenau, für dieſes v. Dede ernannt. Sendung des leßtern * 
London und Paris, um ein von ber Finanzlage dringend geforderd 
Anlehen von 100-200 Mill. zu negoziren. 

31. „ Der Kaijer erläßt eine allg. Amneſtie für Nreßvergehen. 


1. Aug. (Ungarn). Die Lifte des abgetretenen Hoffanzlers Zichy Fr 
Ernennung von Obergefpänen (im Sinne der Februarverfaſſung) mr 
zurüdgezogen und es werben vorerft Bay und Szögyanyi (Lcteke | 
männer) zu ſolchen ernannt. 

1,—8. Aug. 500jährige Qubelfeier der Univerfität Wien. Die @ler 
calen haben ficy derfelben bemächtigt, Die evang.stheol. Facultät Blei 
von der Theilnahme ausgejchloffen, die Etudenten nehmen daran sur 
feinen Theil. Der Rector Hyrtl ſpricht in feiner Feſtrede von de 
„Umkehr der Wiſſenſchaft“ und feiert dic Kirche, „welcher die Wiſſen 
ſchaft alle befruchtenden Keime verdanke“. Von der Liſte der Ehren 
promotionen find die HH. Virchow, Gneift und Waldeck geſtrichen 
worden. Beim Feſtmahl erinnert Schmerling in einem Toaft an den 
Fürſtentag und ruft: „Auf Wiederſehen in Frankfurt!“ 

I. „ (Ungarn). Graf Gzirafy wird zum judex curiae ernannt. 
14. „ Deutſche Verhältniſſe: Defterreich weicht einem Kriege mit Preußen 
aus. — Abſchluß der Safteiner Convention (ſ. Deutichland). 

15. „ (Siebenbürgen). Eine Anzahl hervorragender Männer dei 
Landes werben zu einer Conferenz nad Wien berufen. 

17. „ (Ungarn) Das Municipium von Fiume fpricht ſich neuerdinge 
für feine unmittelbare Vereinigung mit Ungarn aus. 

20. „ (Benetien). Der Unterfuhungsrichter im Friauler Infurrectiene 
proceß, Eſſl, wird in Udine erdolcht. 

„ » (Groatien). Der auf den 18. Auguft berufene Landtag mir 
neuerdings auf den 9. Oct. vertagt. 

28. „ (Siebenbürgen). Gonferenz in ber fiebenbürgifchen Hoffanjlr 
zwiſchen dem Minijterium und Vertrauensmännern. Das Minifterium 
feßt das Programm für Siebenbürgen feſt: dasfelbe ſoll aus dm 
Reichsrath wieder ausgefhieden und die Union mit Ungarn neuerbing 
angebahnıt, ber ganze bisherige Umſchwung aller bortigen Le: 
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bältniffe, zu Gunften ‚ver Sachſen und Rumänen und gegen bie 
Magparen, wieder fallen gelafjen werden. Der Gubernium ift vom 
kaiſ. Statthalter Graf Erenneville bereits wieder von dem ſächſiſchen 
Hermannftadt nad) dem magyariſchen Klauſenburg verlegt worben. 
I. Aug. (Siebenbürgen). ine ganze Reihe in den legten Jahren 
bejeitigter magyariſcher Beamteter wird durch kaiſ. Entſchließung, 
„daß dem N. N. feinen Dienſt wieder anzutreten gejtattet werde“, 
reactivirt. 
„ (Ungarn). Ein Rundſchreiben des Hoffanzlers Majlath ſpricht 
ſich gegen eine jofortige Neactivirung ber Comitatsinftitutionen wie 
im jahr 1861 aus: 


Dasjelbe erörtert zunächſt die Grundſätze, welche die Obergefpane in 
Uebereinjtimmung mit den Grundſätzen der Regierung zu leiten haben werben, 
und jpricht von der Unzulänglichkeit jeiner Kräfte und von den vieljeitigen Schwie— 
vigfeiten feiner Aufgabe, um an ber kefonnenen Antelligenz der Nation und 
insbejondere an jenen Männern eine Stütze zu finden, welche das allerhöchſte 
Vertrauen auf die höchſten Stellen der Yandes: und Kreisverwaltung berufen 
bat. Taf er nicht vergebens auf diefe Unterſtützung gaerechnet habe, beweifen 
ihm, außer der gemäßigten, dem Ernſt der Lage angemefjeneu Haltung der 
vaterländiichen Frefie, auch fonft noch vielfeitige Anzeichen, weldye zu ber Hoff: 
nung berechtigen, daß die Nertreter der Nation fid) um das Banner ber Re: 
gierung fchaaren werden, deren Beflrebungen auf die Verwirflihung geſetz— 
mäßiger Zuflände im Wege des Landtags geridtet find. „In Verfolgung 
diejes leitenden Grundfages meiner politiihen Richtung', heißt es dann 
weiter, „halte ih es fir meine erite Aufgabe, die Löſung der jchwebenden 
ftantsrechtlihen Aragen derart vorzubereiten, daß die verfaflungsmäpigen und 
biftorifchen Rechte unſeres Naterlandes mit dem Beſtand und der Machtjtelung 
der Monarchie im Ginklang gebracht und ber in der pragmatiichen Sanction 
begründete Verband bderfelben mit den Erbländern durch entiprechende Wür— 
digung der wechieljeitigen Rechte, Pflichten und Intereſſen, fowie durch eine 
ernjte Erwägung der bejrehenden Berbättniffe und durd) die Bande der brü— 
berlichen Yiebe immer mebr befeftigt werde. Bei der Anbahnung der zu biefem 
Zwed führenden Maßnahmen konnte ich mir jede jene Schwierigkeiten nicht 
verbeblen, welche aus dem Gegenſatz der Nechtsanjprüche mit ben jetigen pro— 
viforischen Auftänden des Landes erwachſen, und deſſen entmuthigende Wir: 
fung nur durd) die Hoffnung gemildert werden kann, daß, nachdem bie jo 
jehr erſehnte Herjtellung des vollen Nechtszujtandes ſowohl in formelfer ale 
materieller Beziehung obnebin mir im verfafjungsmäßigen Wege der Ge: 
jeggebung erzielt werden kann, die ungarische Mation, in enfter Würdigung 
der enticheidenden Febeutung unſerer gemeinfchaftlichen Aufgabe und in Er: 
wägung ber bejtehenden Ausnabmsverbältnifie, deren fofortige Vejeitigung ohne 
bedenkliche Erſchütterungen unthunlich wäre, durch ihren vertranensvollen Ans 
ſchluß an die Regierung die möglichſt baldige und beruhigende Eröffnung ber 
Landtagsverhandlungen ermöglichen werde. Mit Rüdficht anf diefen Haupt: 
zweck, auf welchen die Beſirebungen aller wahren Fatrieten gerichtet fein 
müjfen, fowie in Erwägung des Umjtandes, daß durch den öfteren Wechſel 
proviforifcher Zuftände nicht nur das öffentliche Vertrauen erſchüttert, ſondern 
auch das amtliche Anfchen beeinträchtigt wird, blieb der Regierung kaum eine 
andere Wahl übrig als den dermaligen Organismus der Municipien bis zur 
weiteren legislariven Verfügung aufrecht zu erhalten, und ſich diesfalls vor— 
läufig nur auf die im Intereſſe der öfjentlihen Wohlfahrt und bes Tienftes 
unvermeiblichen Aenderungen zu bejchränfen.... Die Obergejpane fünnen bie 
allenfallfigen Bedenken jener, deren Abſicht auf die fofortige vollftändige Re— 
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activirung ber autonomen Gomitatsverwaltung gerichtet ift, insbeienbere m 


ber Berfiherung befhwichtigen, daß die Regierung die Selbjtverwaltung jm: 


für eine der werthvollften Perlen der ungariihen Verfafjung balte, dat r 
aber cben darum Anſtand nehmen müfje, deren Gebiet — außerhalb ber x 
gislative und ohne die unerläßlichen Vorbereitungen — zum Kampfplas ſolce 
durch irrige Auffajjung ber Nerhältnijie leicht ermöglichten Teidenichaftlite 
Auftritte zu machen, deren Rückwirkung aud weitere Kreife nicht unberab: 
lafjen und ſonach dazu beitragen Fünnte, den zu Feiner Vermittlung mit ix 
obwaltenden Verhältniſſen geneigten ungeftümen Anforderungen Die Herrſche 
über die vor allem nöthige patriotiiche Beſonnenheit einzuräumen... .“ 


1. Sept. Venedeck muß dem magyariſchen Einfluß im Gabinet meiden 


” 


3. 
4. 


Er erhält einen mehrmonatlichen Urlaub, erläßt einen Generalbeich 
und übergibt das Obercommando der italienijhen Armee ohne Te 
behalt dem FML. v. Echmerling. 

„ Finanznoth, da ſich dem Abſchluß einer Anleihe im Ausland greh 
Schwierigkeiten entgegenzuftellen jcheinen. Selbſt hochelericale Blätte 
regen die dee an, 

„daß die Beſitzer ber großen Majorate, weltliche, und geiſtliche Fürſten, & 
das Recht haben, eine bewaflnete Feibgarde und eine volle Hofjagd: Intendan; : zu 
unterhalten, wie die Prälaten und Rrimaten von Gran und Olmüg, dan 
bie reichen Stifter und Abteien, vorzüglicd aber die gerade durch die inanz 
calamität teich gewordenen Geidirafie europäiſcher und morgenländiſchet Ab 
kunſt ein freiwilliges Opfer von 4—500 Mill. auf den Altar des Vaterlandes nır 
derlegen ſollten. Säculariſationen des Adels und des Clerus ſind gew iß das ſchrei⸗ 
endſte Unrecht, das ſich denken läßt — aber eingetreten find fie deswegen doch nad 
allemal, wo man ſie durch weife Vorficht nicht rechtzeitig zu verhüten warte“. 
" (Siebenbürgen). Ein kaiſ. Reſcript beruft den Landtag auf 
den 19. Nov. ein und zwar nicht nach der neuen provijorifchen Land 
tagsordnung vom 21. April 1863, welche das Uebergewicht der Me 
gyaren gebrochen hatte, jondern nad dem XI, Geſetzesartikel tet 
„jahres 1791, welche benjelben das Uebergewicht ſichert und nic 


nach Hermannjtabdt, wie jeit 1863, jondern wieder nad Klaujenburs. 


Doch jollen alle, audy die Rumänen, an den Wahlen zu dieſem Land 
tage berechtigt fein, welche 8 fl. ö. W. directe Steuern entridten. 
Zum Zwede der Wahlen werden alle in ben legten Jahren beic: 
tigten (magyariſch gelinnten) Beamteten reactivirt. Als ausihlich 
lien Berathungsgegenftand des Landtags wird die Revifion dei 
erjten Artikels des Geſetzes von 1848, die Vereinigung Ungarns 
und Cichenbürgens bezeichnet. Der bisherige durch kaiſ. Reſcript 
von 31. April 1863 auf Grund der provijoriichen Yandtagsordnung 
nach Hermannſtadt einberufene Landtag wird für aufgelöft erklärt. 

„ (Siebenbürgen). Aud der bisherige zweite Hofkanzler für 
Siebenbürgen v. Privitzer wird entlaffen. 

» (Siebenbürgen). Der Sachſengraf Schmidt und der rumi: 
nische Erzbiichof Schaguna werden nad) Wien berufen, erklären ſid 
jedoch beide fehr entfchieden gegen den eingetretenen Umſchwung mi 
Bezug auf das Groffürftenthun, 
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Sept. (Siebenbürgen). Der Redacteur der Hermannſtädter Zei: 


we 


tung, Prof. Schmidt, legt die Rebaction dieſes Blattes nieder, indem 
er öffentlid erklärt, „es ſei ihm von höchſt maßgebender Eeite er: 
öffnet worden, daß bas zu gewärtigende (am 1. d. M. wirklich er: 
laſſene) faij. Rejcript über die Berufung eines fiebenbürgiichen Yanb: 
tags nicht Gegenftand feiner Kritik fein könne und es fei ihm im 
Gontraventionsfalle mit dem Berluft feiner Profeflur gedroht worden“. 
» (Siebenbürgen). Eine kaiſ. Entſchließung geftattet dem frü— 
beren Ständepräfidenten Kemenyi (Magyar), aud wieder Präfident 
des nädjten Landtags zu fein. 
» Die officiöfen Ylätter weifen nach, daß der Art. 13 der Ber: 
faflung vom 26, Febr. auch die ganz gejeßlihe Abſchließung eines 
Anlehens ohne Ermächtigung des Reichsraths ermögliche und ſcheinen 
auf die Möglichkeit eines Zwangsanlehens vorzubereiten. 
» Gegen die „N. Sr. Preſſe“ wird von der Regierung ein Procek 
eingeleitet, weil fie, dem Oefeß über das Vereins: und Verſamm— 
lungsrecht entgegen, zu einer Verſammlung von Reichsrathsabgeord⸗— 
neten behufs Erwägung der Yage aufgefordert hat; ebenjo gegen 
die „Oſtd. Poſt“, weil fie fich. gegen den Abjchluß einer Anleihe ohne 
Bewilligung des Reichsraths ſehr ſtark ausgeſprochen hatte. 
» (Ungarn) Ein kaiſerl. Reſcript beruft. den Landtag auf ben 
10. Oct. ein. — Dem früheren ungariſchen Vicehofkanzler Carolyi wird 
geſtattet, ſeine früher inne gehabte Stelle wieder anzutreten und 
Graf Cziraky auch zum ungariſchen Oberſtkämmerer (ehedem einer Art 
ungariſchem Finanzminiſter) ernannt. — Die ungariſche Preſſe ſpricht 
ſich immer mehr in rein dualiſtiſchem Sinne aus. 
„Ein kaiſerl. Reſcript beruft ſämmtliche Landtage der nicht-ungari— 
riſchen Kronländer auf den 23. Nov. ein, 
„Der Kaiſer erläßt ein Manifeit an jeine Völker und ein Patent, 
durch welches die Februarverfaffung auch für die Länder biesjeils 
der Leitha „filtirt“ wird: 

Manifeft an meine Bölfer: „Tie Mactitellung dev Monarchie burd) 
eine gemeinfame Behandlung der höchſten Staatsaufgaben zu wahren, und 
die Ginheit des Reiches in der Beachtung der Mannichialtigfeit feiner Beftand- 
theile und ihrer gefchichtlichen Rechteenſwicklung gefichert zu willen — bies 
ift der Girundgedanfe, welcher in Meinem Diplome vom 20. Oct. 1860 einen 
Ausbrud fand und Mich zum Wohle Meiner treuen Unterthanen fortan leiten 
wird. Tas Recht der Völker, durch ihre legalen Vertretungen bei der Geſetz— 
gebung und Finanzgebahrung bejchliefend mitzuwirken, bie fihere Bürgſchaft 
für die Förderung der Intereſſen des Reichs wie der Länder, iſt feierlich E 
währleijtet und unwiderruflich feitgejtelt. Die Form ber Ausübung diejes 
Rechtes bat das mit Meinem Patente vom 26. Febr. 1861 kundgemachte 
Grundgeſetz über die Neichsvertretung bezeichnet, und im fechsten Artifel des 
gedachten Patents habe ic) den ganzen Inbegriff der vorausgegangenen, ber 
wieder ins Leben gerufenen und der neu erlaffenen Grundgeſetze als die Ver: 
fafjung Meines Reiches verfündet. Die Belebung diejer Form, die harmo— 
niſche Geſtaltung des Verfaſſungebaues in allen ſeinen Theilen, blieb dem 
freien Zuſammenwirlen aller Meiner Völker anheimgegeben. Nur mit warmer 
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Anerkennnug kann Ich ber Bereitwilligkeit gedenken, mit welcher burd cam 
Reihe von Jahren ein großer Theil des Reiches, Meiner Berufung felge 
feine Vertreter in die Neihshauptftadt entjandte, um im Gebiete des Recke 
ber Staats: und Volkswirthſchaft hochwichtige Aufgaben zu löſen. 

„Doch unerfüllt blieb Meine Abficht, die Ach unabänderlid karabre, N 
ntereffen bes Gefammtjtaates die fichere Gewähr in einer verjaflungsmäsige 
Rechtsgeſtaltung zu bieten, bie ihre Kraft und Bedeutung in ber ireien Til 
nahme aller Völfer findet. Gin großer Theil des Reiches, jo warm und >: 
triotifch auch dort die Herzen Schlagen, hielt fich bebarrlich fern vorn dem 
meinſamen Tegisfativen Mirfen, indem er feine Nechtsbedenfen durch eine In 
ſchiedenheit der Beſtimmungen jener Grundgefege zu begründen ſucht, weis 
in ihrer Gefammtheit eben die Verfafjung des Reiches bilden. Weine X 
gentenpflicht verbietet e8, Mich Tänger der Beachtung einer Thatſache zu rn 
ſchließen, welche Die Verwirklichung Meiner, ber Entwidlung eines freien Ex 
fafjungelebens zugewandten Abficht hemmt, und das Net aller Bölfer in jem 
Grundlage bedroht: denn auch für die Länder, welche nidyt zur ungariſch 
Krone gehören, wurzelt die gemeinfame legislative Berechtigung nur in jene 
Boden, welcher im Artifel VI des Patents vom 26. Febr. 1861 als die Ta 
fafjung des Reichs bezeichnet wird. Inſolange die Grundbedingumg cm: 
lebensvollen Anbegrifis von Grumdgefegen, ber klar erfennbare Einklang je 
Beſtandtheile, fehlt, it and) das große und gewiß ſegenverheißende Wert cım 
dauernden verfafjungsmägigen Nechtsgeftaltung des Reichs nicht zur That 
worben. 

„Um num Mein Faiferlihes Wort Töfen zu Finnen, um der Form md 
das Weſen zu opfern, babe Sch beichloffen, zunächit den Meg der Berftänt 
gung mit ben legalen VBertretern meiner Völker in ben öjtlichen Theilen & 
Neiches zu betreten und dem ungarijchen jowie dem croatiſchen Landtage de 
Diplom vom 20. Det. 1860 und das mit dem Patente vom 26. Febr. 18 
funbgemachte Grundgeſetz über die Reichsrertretung zur Annahme vorzulega 

In Enwägung jedoh, daß rechtlich unmöglich ift, eine und diefelbe — 
mung in einem Theile bes Reiches zum Gegenftand ber Verhandlung : 
machen, während fie gleichzeitig in den andern Theilen als allgemein —— 
Reichsgeſetz behandelt würde — ſehe Jh Mich genöthigt, die Wirfjamfeit du 
Geſetzes über Die oo... mit ber ausdbrüdliden Erffärun: 
zu jiftiren, dag Ah Mir vorb ehalte, bie Verhandlungsrejultate der Fer 
tretung jener öftlichen Königreiche, falls fie eine, mit dem einheitlichen Beitande un! 
der Machtftelung des Reiches vereinbare Modification der erwähnten &ejege im 'ıd 
Ihliegen würden, vor Meiner Entjchliegung ben legalen Vertretern dei 
andern Königreihe und Länder vorzulegen, um ihren gleichgewichtiger 
Ausfpruch zu vernehmen und zu würdigen. Ich kann es nur beflagen, dei 
diefer unabweislich gebotene Schritt auch einen Stillitand in dem verfafjunge: 
mäßigen Wirfen des engeren Reichsraths mit fich bringt, allein da 
organtiche Zuſammenhang und die gleiche Geltung aller Grumdbeftinmunger 
bes Geſetzes für die gefammte Thätigfeit des Meichsrathes macht eine She: 
dung und theilweile Aufrechterhaltung der Wirkſamkeit des Geſetzes unmöglis, 
Sp Tange die Reichsvertretung nicht verfammelt ift, wird es die Aufaakı 
Meiner Regierung fein, alle unaufichieblichen Maßregeln und unter dien 
insbeſondere jene zu treffen, welche buch das finanzielle und volkswirthſchaft— 
liche Intereſſe des Reiches geboten find. Frei iſt die Bahn, welche mit Er 
achtung des Iegitimen Nechtes zur Verftändigung führt, wenn — was Ich mil 
voller Zuverficht erwarte — ein opferfähiger verfühnlicher Sinn, wenn gerei? 
Kinficht die Erwägung Meiner treuen Völker Teitet, an welche diejes kaiſerlich 
Wort vertrauensvoll gerichtet ift“. 

Kaiferlihes Patent: „An Erwägung ber unabweislichen Nothwendig 
feit, zur Gewinnung dauernder Grundlagen für eine verfaffungsmäßige Rechte 
geftaltung de8 Reiches den Weg ber Berjtändigung mit ben legalen Werte 
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tern ber Länder der ungariſchen Krone zu betreten und zu dieſem Ende den 
betreffenden Landtagen das Diplom vom 20. Oct. 1860 und das mit dem 
Patente vom 26. Febr: 1861 kundgemachte Geſetz über die Neichsvertretung 
zur Annahme vorzulegen; im weiterer Erwägung, daß eine gleichzeitige Be: 
handlung diejer Urkunden als allgemein bindendes Reichsgeſetz hiedurch aus: 
geichlojien wird, verordnen wir nad Anhörung Unjeres Minijterraths wie 
folgt: 1) Die Wirkſamkeit des Grundgefeges über die Neichsvertretung wird 
mit dem Vorbehalte fitirt, die Verhandlungsrejultate des ungariihen und 
des croatiihen Landtages, falls fie eine mit dem einheitlichen Beſtande und 
der Machtſtellung des Reiches vereinbare Mobdififation der erwähnten Geſetze 
in ſich fchließen würden, vor Unierer Entſchließung den legalen Bertretern 
der andern Königreihe und Yänder vorzulegen, um ihren gleihgewid 
tigen Ausſpruch zu vernehmen und zu würdigen. 2) Inſolange 
die MNeichsvertretung nicht verfammelt ift, hat Unſere Regierung bie 
unausfjchieblihen Maßregeln und unter dieſen insbejondere jene zu trefien, 
welche das finanzielle und volkswirthſchaftliche Intereſſe 
Des Reiches erheijcht“. 

Ein Artikel der offic. Wiener Abendpoft erörtert den Schritt bes Kaijers 
jür das Publicum, eine Girculardep. des Grafen Mensdorff für die Regie— 
gierungen bes Auslandes. 


Der Staatsjtreih vom 20. Sept. wird von den Gzehen Böhmens mit 
großer Befriedigung aufgenommen und im böhmijchen Theater zu Prag durch 
eine Feſtvorſtellung gefeiert. Die öffentlihe Meinung und die Prejje der 
beutichen Provinzen ee ih dagegen in ganz entgegengefegtem Sinne 
aus. Selbſt die ungariihe Preſſe bedauert die Aufhebung des engeren Reiches 
raths, der, unbejchadet eines Ausgleiches mit Ungarn, hätte fortbeitchen können. 

, Sept. Weitere Armeerebuction: Das 3. Corps ber ital, Armee und 

eine Reihe Plagcommandos werden aufgelöft. 

„ (Eroatien). Die Eröffnung des croatijhen Landtags wirb durch 

kaiſ. Entihliegung vom 9. Det. nochmals weiter auf den 12. Nov. 

vertagt. 

» Die officiöfen Blätter erklären, daß die Staatsjchuldencontrol- 

commijjion des Reichsraths nicht zugleich mit der Februarverfaſſung 

-und bem Reichsrath filtirt oder aufgehoben worden jei. 

„Die öſterr.-engliſche Enquetecommifjion wird befinitiv fallen ge: 

lafjen, dagegen birect mit dem engl. Geſandten Lord Blomfield über 

den Abſchluß eines engl.:öjterr. Handelsvertrags unterhanbelt. 

- „Die Eorrejpondenten des offiziöjen Prefbureau melden alltäglich, 
daß duch den behufs Abjchluß einer Anleihe nad) Amjterdam, Fon: 
bon, Paris und Frankfurt abgegangenen Unterjtaatsjecretär v. Bede ein 
Anlehen „jo gut wie abgeichloffen jei“. 

6. „Die „N. Fr. Preffe“ wird wegen des von ber Regierung gegen 

fie eingeleiteten Procefjes (ſ. 15. Sept.) vom Gerichte wirklid, ver: 

urtheilt, die „Oſtd. Poſt“ dagegen freigejprochen und gegen das Ur: 
theil vom Staatsanivalt nicht appellirt. 

„ Auch der Gejandte in Rom, Frhr. v. Bach, fällt dem magyarijchen 

Einfluß im Gabinet zum Opfer, wirb abberufen und durch Hrn. v. 

Hübner erjekt. 

D. „ Der Admiral Frhr. v. Wüllerstorf-Urbair wird zum Minifter für 
Handel und Volkswirthſchaft ernannt. Die öffentliche Meinung fieht 
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darin ein Unterpfand, daß das neue Minifterium in vollswirtbichet 
lihen Dingen freieren Anfichten huldige. 


— Det. (Böhmen). Diele deutſche Abg. zum Pandtag legen ibr Mank 
nieder. Gedrückte Stimmung der deutichen Bevölkerung. 

— „ (Siebenbürgen). Die Ernennung der Regalijten für ben & 
porjtehenden Landtag erfolgt nach dem früheren Herfonmen, was > 
Folge haben muß, daß, wie auch die Wahlen ausfallen, das Schic 
der Unionsidee jedenfalls ſchon durch die Negalijten entjchieden wer 
den wird, 

— „ Der Cardinal:Crzbiihof von Wien erläßt gelegentlich des el 
läumsablafjes einen Hirtenbrief, in dem eine jehr erbitterte Sprat 
gegen Italien und zum Theil gegen Franfreih, aber auch aea 
deutjche Regierungen geführt wird: 

„...68 gibt aud) außer Italien Yänder, wo wider Mabrheit und Gern 
tigfeit Öffentlich gefrevelt wird. In einem deutſchen Lande bat man nicht m 
den Vertrag zerrijjen, welcher über die Rechte der Fatholiichen Kirche berer 
geichlofjen war, es fol dort auch ber Lichlingsgedanfe der Auftlärung ve 
wirklicht und der Seele des Kindes in der Schule, wohin die Eltern es & 
Strafe ſchicken müſſen, zugleich mit den Buchſtaben und dem Cinmaleins 5 
oder Gleichgiltigkeit gegen die Religion eingeprägt werden... 

2.» Wedel des Rectorats der Univerfität Wien: ftatt Prof. Hei 
tritt Prof. Jaeger ein. Die Anaugurationsrede jet der freien Fe 
Ihung der Wiſſenſchaft ausbrüdlid” die Saßungen der pofitiven R 
gan als unnahbare Schranke. 

3. „ Die amtliche Wiener Ztg. veröffentlicht die Gebahrungsreſulta 
des Staatshaushalts i in den 9 erjten Monaten des Jahres 1865. Ti 
jelben zeigen, daß fi die Gejamnitziffer der Ausgaben dem ve 
Abg.-Hauſe des Reichsrath durchgejegten Budget allerdings ziemli 
genähert, die Militärausgaben jedob das Budget immer noch u 
mehrere Millionen überjchritten haben. 

3./5. Oct. BZufammentritt der bisherigen Staatsſchuldencontrolcommiſſie 
des Reichsraths. Diejelbe zieht ihre Etellung in Folge des kaiſer 
Patents vom 20. Sept. in Erwägung und bejchließt, dem Minijterim 
in einer Denkſchrift auseinanberzujegen, daß mit der Februarverfaffun 
und dem engern und weitern Reichsrath nothwendig auch ihre ve 
fafjungsmäßige Thätigkeit „ſiſtirt“ worden ſei. 

9. „ (Ungarn). Der ſtädtiſche Repräſentantenkörper von Ofen b 
ſchließt eine Dankadreſſe und die Bitte an den König, in Zukunſ 
drei Monate des Jahres in Dfen zu refidiren. 

11, „ Zyrod) Die office. Blätter melden, daß für Wälſchtyrol ver 
der Regierung die Oründung einer ber Gtatthalterei in nnöbe 
untergeordneten Statthaltereiabtheilung in Qrient beabjichtigt fei. 

12. „ (Siebenbürgen). Die am 2. d.M. in Hermannftadt ;ulur 
mengetretene Nationsuniverfität der Sachſen ſetzt eine Siebnerem 
mifjion nieder behufs eines Gutachtens über die Stellung der ji 


Orferreih. 207 


fifchen Nation auf dem bevorjtehenden Landtag ber Unionsfrage mit 
Ungarn: gegenüber. 


17. Oct. In Folge eines kaiſ. Handſchreibens auf die Denkichrift vom 


— 
K 


— 


4. d. M. tritt die Staatsſchuldencontrolcommiſſion neuerdings zu— 
ſammen. Graf Eugen Kinsky erklärt ſeinen Austritt, die übrigen 
Mitglieder entſchließen fih auf der Grundlage jenes Handſchreibens 
auch ferner zu bleiben. 

» (Ungarn). Die Borbereitungen zum Landtag find beendigt. 
Die radicale Partei hat fih, um den Zufammentritt des Landtags 
nicht unmöglidy zu machen, überall auf Protefte gegen die Nichtwie: 
berheritellung der Comitate beſchränkt. Alle Programme verlangen 
übereinjtimmend die volle Wiederherjtellung der Gejeße und der Au— 
tonomie des Landes und gehen nur bezüglich des entſcheidenden 
Punktes (der gemeinfamen Angelegenheiten) mebr oder weniger aus— 
einander, verrathen jedoch die entichiedene Neigung, dieſe gemein- 
jamen Angelegenheiten auf ein Minimum einzufchränfen. 
» Böhmen) Die Gzehen feiern in Prag den Jahrestag des 
Deteberdiploms als Demonftration gegen die Deutfchen und bie Partei 
der Gentralijten. 

„ Die Regierung veröffentlicht ein neues vom Kaijer janctionirtes 
Geſetz über die Controle der Staatsſchuld, das erfte, das der Zu: 
ftimmung des Reichsraths entbehrt. 

» (Zrieft). Neuwahlen zum Sliadtrath. Sieg der öjterr. Partei. 
„  Tert und Erwägungen eines im Mefentlichen wenigjtens über: 
einjtimmenben Antrags an bie Landtage gegen die Giftirung ber 
Vebruarverfaffung werden in Wien in einer Vorberathung von Land: 
tagsabgeorbnneten aus Ober: und Niederöjterreih, Steiermark, Salz: 
burg, Kärnthen und Vorarlberg mit großer Uebereinftimmung fejt- 
gejtellt. 


. Nov. (Tyrol). Den Proteftanten in Meran wird vom Staatsmini- 


jterium die Bildung einer eigenen Kirchengemeinjchaft definitiv und 
ohne Angabe von Gründen unterfagt. 

„ (Böhmen) Bei den Crgänzungswahlen zum Landtag fiegen 
in den gemiſchten Dijtrikten überall die czechiſchen Candidaten. 

» (Mähren). Bei den Ergänzungswahlen zum Landtag fiegen 
faft überall die deutſchen Candidaten. 

„ (Galizien). Erzbiſchof Litwinowicz veröffentlicht ein Programm 
feiner Partei (der Ruthenen) für den bevorftehenden Landtag. Der: 
jelbe zielt auf Trennung zwilchen Polen und Ruthenen. 

» Das Finangminijtertum fieht fich genöthigt, den Zinsfuß der fog. 
Salinenſcheine, da der Betrag diefes Theils der ſchwebenden Schuld 
von 100 auf SO Millionen heruntergegangen ift, um 1% zu er: 
böhen. Die Direction der Nationalbank antwortet auf die Maß: 
regel der Regierung im einer eilig veranftalteten Verſammlung mit 
einer Erhöhung des Discontos auf Stantspapiere um benjelben Betrag. 
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41. Nov. (Croatien). Der bisherige Hoffanzler Mazuranic wird ci 
lafjen und (wie bezüglich Siebenbürgens bloß) proviſoriſch durd va 
FMRE. v. Kufjevic erjekt. 

3. Michluß eines Präliminarvertrags für ben Zoll: und Hankili 
vertrag mit England zu Wien. 

6. „ (Siebenbürgen). Die ſächſiſche Nationsuniverjität beſchlich 
zu Hermannjtadbt eine Repräjentation an den SKaijer, um den # 
benfen gegen ben bevorjtehenden Landtag Ausdruck zu geben m 
erklärt zwar jchlieglih die Bereitwilligfeit zum Cintreten in bie te 
rathung der Unionsfrage mit Ungarn, jedod nur unter der Voraw 
jeßung, daß der endgültigen Beichlußfaflung darüber die befinir 
Regelung der Stellung Ungarns zur Geſammtmonarchie im Sin 
bes kaiſerlichen Manifejtes vom 20. Sept. vorauszugehen babe. 

7. „ Ein kaiſ. Handjchreiben an die Landeschefs befieblt denjelben, de 
Actenftüde vom 20. Sept. (Manifeit und Patent) den Landtagen bu 
ihrer Eröffnung zur Kenntniß zu bringen: 

„SH habe in meinem Manifeſte und dem bafjelbe begleitenden Pat 
vom 21. Sept. 1865 den Weg bezeichnet, welchen meine Regierung zu ir 
treten bat, um eine dauernde Grumdlage für eine Berfafjung des Reiches = 
gewinnen, welche die Monarchie in ihrem einheitlichen Beitande und bie cin 
zelnen Königreiche und Länder jowohl im Kreije ihrer Selbjiändigfeit, als 
auch ald unzertvennlicd verbundene Theile des Ganzen in ihren woblbearüs- 
beten Rechtsanſprüchen zu fichern geeignet iſt. Bei der Michtigfeit Diele 
Staatsaftes befehle Ich, den Landtagen meiner Königreiche und Länder im wei 
lichen Theile des Neiches bei deren Eröffnung hievon Mittbeilung zu machen‘ 

10. „ Ein Rundſchreiben des Staatsminifters Belcredi an die Statt: 

halter und Landeschefs ſpricht ſich jehr eindringlich für Bereinfachung 

der Verwaltung, Beſchränkung ber Vieljchreiberei, Einführung münd 
licher Berbandlungen und Heranziehung der Benölferung zur Selbt: 
thätigfeit aus. 

Dem Unterftaatsjecretär der Finanzen, Hrn. dv. Bede, gelingt et 
nach langen erfolglojen Bemühungen endlich, in Frankreich mit Feuld, 
Mallet und dem Credit foncier ein Anlehen, dad dem Staat 
90 Mill. Silber einbringt und damit wenigjtens auf einige Zeit die 
finanziellen Schwierigkeiten hebt, zu Stande zu bringen, immerbin 
nur unter äußerft brüdenden Bedingungen, noch 10% niedriger als 
das letzte Anlehen des Hrn. dv. Plener. 

12. „ (Erovatien). Eröffnung des Landtages. Das zur Eröffnung 
vorgelejene kgl. Reſcript ftellt ald Aufgabe des Landtags ben Art. 42 
des lebten Landtags von 1861 (den Verband mit Ungarn betreffen?) 
in ben Vordergrund, ohne ber bereits im kgl. Rejeript vom 8. Nr. 
1861 erfolgten Sanction diefes Artikels zu erwähnen. 

Kgl. Refceript an den Landtag: „... Die exerbten nflitutionen, 
Geſetze und gejeglihen Gebräuche diejes Königreichs find, jo wie deſſen Dent: 
weife, Sprache und Nationalität ein wejentlicher Beſtandtheil feiner inneren 
Natur und zugleich die Grundlage bes ganzen politiichen, intellectuellen um 
focialen Gebäudes deſſelben. Dieje natürliche Grundlage nehmen wir germ 
und mit aller Entjchiedenheit als Ausgangspunkt weiterer Fortbildung ar 
Nicht als letztes Ziel daher fol uns das Geſchichtliche gelten, fondern bie 
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als beſt geeigneter, weil geſetzlicher Boden, der allein dauernd ſowohl für das 
Land als für den Geſammtſtaat Neues, Zeitgemäßes hervorzubringen vermag. 
So wie wir ſicher ſind, daß Ihr, die Vertreter eines begabten Volkes, dieſen 
Grundſatz mit eben jener Offenheit und Rückhaltsloſigkeit zugeben werdet, 
mit welcher wir für gut fanden, ihn euch gegenüber auszuſprechen; ebenſo 
halten wir Uns für überzeugt, Ihr werdet jenen Erwägungen, welche wir 
rückſichtlich der oberſten, gleichmäßig alle Länder unſerer Monarchie berühren— 
den Staatsangelegenheiten in dem erſten Theile unſeres k. Reſcriptes vom 
8. Novbr. 1861 niedergelegt haben, euch nicht verſchließen. Es iſt in der 
That ein unabweisbares Bedürfniß der Zeit, daß hinfort bei der Gefeßgebung 
nicht bloß der einzelnen Königreiche und Länder unjeres Reiches, fondern auch 
ber Gejammtmonardie als folder die Vertreter der Völker bejchliekend mit— 
wirfen. Welche Angelegenheiten biebei als gemeinfame zu behandeln feien, 
haben wir in unferem faiferlichen Diplome vom 20. Det. 1860 bejtimmt. 
Die Form diejer Behandlung wurde durch das mit unjerem Patente vom 
26. Febr. 1861 Fundgemachte Grundgefeß bezeichnet. Indem wir Euch daher 
den Wortlaut diefer beiden Staatsacte beiliegend mittheilen, fordern wir Euch 
biemit zur Annahme derjelben auf. Dieſes ijt unjere erfte f. Propofition, 
über welche wir daher vor allen anderen Fragen den Beichlüfjen des verſam— 
melten Landtages entgegenjehen. Nach Erledigung dieſer Angelegenheit wer: 
den Euere Getreuen als unjere weiteren kgl. Propoſitionen, in der daſelbſt 
vorkommenden Reihenfolge, die übrigen Gegenjtände vornehmen, welde in 
unferem kgl. Rejeripte vom 8. Novbr. 1861 als umerledigt bezeichnet find. 
Anläaßlich des Beſchluſſes des letzten Landtages über die Beziehungen zu un: 
jerem Königreiche Ungarn fprehen wir den lebhaften Wunſch aus, daß bie 
Löfung diejer Frage, welche auch im ungarijchen Landtage zur Berathung ges 
laugen wird, im Wege der Berftindigung beider Landtage in Kurzem erfolge. 
Der am 10. Dec. d. Is. zufammentretende ungarifche Yandtag wird, ebenjo 
wie jener vom Jahre 1861, vorzugsweile die Beftimmung haben, unjere In— 
auguration ald König von Ungarn, Dalmatien, Groatien und Slavonien 
vorzubereiten und, nach Entgegennahme des Inauguraldiploms, mit Gottes 
Beijtand nunmehr auch wirklich zu vollziehen. Wir fordern Euere Getreuen 
auf, rechtzeitig dafür Sorge zu tragen, damit dieſes unſer Königreich in jenem 
Landtage vertreten werde. Anbelangend Dalmatien berufen wir uns auf die 
in unjerem f. Reſcripte vom 8. Nov. 1861 enthaltenen Ausführungen, wo: 
nad) die definitive Entſcheidung über die Frage der Union erſt nach Regelung 
der ftaatsrechtlichen Beziehungen Eroatiens erfolgen fann. Sind diefe ragen 
glücklich gelöst, jo fieht nichts im Wege, daß Euere Getreuen zur Berathung 
unſerer weiteren f. PBropofitionen übergeben...“ 


13. Nov. MNiederdfterreih). Schuſelka unterliegt, weil föderaliſtiſch 
geſinnt, in einer Landtagswahl in Wien. 


15. „ Eine kaiſerl. Verordnung regelt die Auflaffung der Baprevifion an 
den Gränzen des Reiche. 

— „ Die N. Fr. Preffe wird in Tebter Inſtanz in dem von der Re: 
gierung gegen fle angehobenen Preßprocefie (j. 26. Sept.) dod) 
freigejprodhen. 

19. „ (Galizien). Der Katjer erläßt eine umfaffende Amneftie. 


v „ (Groatien). Etwa 100 Landtagsdeputirte conftituiren ſich im 
Gegenſatze gegen die magyariſch-fuſioniſtiſche als „ſelbſtſtändige 


Nalionalpartei“ und ſetzen die Grundprincipien ihres Programms jeit: 

„N Die Erhaltung des einheitlichen Beſtandes ber Geſammt⸗Monarchie 

und dieſer in ihrer Poſition als Großmacht. 2) Principielle Anerkennung 

der gemeinſamen Angelegenheiten zur gemeinſchaftlichen conſtitutionellen Be: 
14 
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handlung derſelben. 3) Eine beſchließende Geſammtvertretung ber &efammt: 
Monarchie, begründet auf einer gleichberedhtigten Vertretung aller biezu beru- 
fenen Factoren, und eine diefer Vertretung verantwortliche Gefammt-Regierung. 
4) Behufs Ausarbeitung der Geſetzentwürfe fol aus ber Mitte bes Agramer 
Landtages eine Deputation an den Kaifer entjendet werden, um im Ginver: 
ftändniffe mit der betreffenden Deputation des ungarischen Landtages vorzu: 
gehen. 5) Der Erfolg ber gegenjeitigen Berathungen ift vom Agramer Land— 
tag dann ber faif. Sanction zu unterbreiten. 6) Im Falle des Nichtgelingent 
der definitiven Erledigung diefer ragen, find aus den in biefer Angelegenbeit 
gefaßten Iandtäglichen Beichlüffen keine Folgen binfichtlich des ftaatsrechtlichen 
Rechtes diejer Königreiche zu deduciren“. 


20. Nov. (Siebenbürgen). Eröffnung des Landtags. Kgl. Reſcript 


bez. der Aufgabe desjelben: 


„ . . . Mit unferm für die Gefammtmonardyie als ein beftändiges und 
unwiderrufliches Staatsgrundgefeß verkündeten kaiſ. Diplome v. 20. Oct. 
1860 haben wir es als unſere NRegentenpflicht anerkannt, die Machtſtellung 
ber Monarchie zu wahren und ihrer Sicherheit die Bürgfchaften Mar und ım:= 
zweideutig feftftehender Rechtszuſtände und einträchtigen Zufammenwirfens zu 
verleihen, und biebei erffärt, daß ſolche Bürgichaften nur duch Inſtitutionen 
und Rechtszuſtände begründet werben, welche dem gejchichtlichen Rechtsbewußt⸗ 
fein, der beitehenden Verſchiedenheit unjerer Königreihe und Länder und den 
Anforderungen bes untbeilbaren und ungzertrennlichen Fräftigen WBerbandes 
berfelben gleihmäßig entiprechen. Innerhalb ber in demſelben feitgeitellten 
Gränzen haben wir demnach in dieſem unferem kaiſ. Diplom v. 20. October 
1860 die Wiederherftellung ber althergebrachten Berfafjung unjerer Länder 
ber ungarifchen Krone und mit biefen auch ber unferes geliebten Großfüriten- 
thums Siebenbürgen gnädig verheißen, und wir folgen nur ben inneren Gin: 
gebungen unſeres landesväterlichen Herzens, indem wir, in Gemäßbeit ber in 
dem Diplome unferes glorreichen Vorfahren Kaifer Leopold I, und der nad: 
gefolgten pragmatijchen Sanction wurzelnden, durch jpätere Landesgeſetze feit: 
geftellten Berfaffung unjeres geliebten Großfürſtenthums Siebenbürgen, die 
legalen Vertreter des Landes auf Grund von befjen früheren Landesgejegen 
gnäbigft einberufen. Diefem zufolge haben wir uns buldreichft bewogen ge: 
funden, ben Landtag unferes Großfürſtenthums Siebenbürgen auf ben 19. Nor. 
db. J. in unſere k. Freiſtadt Klaufenburg in ber durch den XI. Gejegartifel 
vom Jahre 1791 feitgeftellten Zufammenjegung einzuberufen. Damit aber 
auf diefem Landtage auch die früher nicht berechtigt geweſenen, durch die von 
uns wieberholt ausgeſprochene und fichergeftellte Gleichheit aller unferer Un: 
tertbanen vor dem Geſetze, durch bie allen verbürgte freie Religionsübung, 
bon Stand und Geburt unabhängige Aemterfähigfeit und allen oblie— 
gende gemeinfame und gleiche Wehr: und Steuerpflicht und durch bie Bejei: 
tigung der Frohnen in volle Gleichberechtigung getretenen Volksklaſſen und 
Perſonen ebenfalls angemejjen vertreten erjcheinen, haben wir nicht nur alle 
Jene zur Berheiligung an ben Wahlen zu diefem Lanbtage als berechtigt er: 
klärt, welche an bireften Steuern ohne Zufchlag und Kopfiteuern nach den 
legten abgeſchloſſenen Steuertabellen ben Betrag von acht Gulden entrichlet 
baben, fondern wir haben aud Sorge getragen, daß Angehörige diefer früber 
nicht vertretenen Volksklaſſen in die Neihe der iibrigen Bejtandtheile dieſes 
Landtages aufgenommen feien. Mit Freuden begrüßen wir Eud als die ge: 
feplihen Bertreter unferes geliebten Großfürftenthums Siebenbürgen, und in: 
dem wir Euch biemit zu Kund thun, daß wir zu unferem bevollmädhtigten 
k. Landtagscommifjär unferen aufrichtig - geliebten 2c. FJML. Ludwig Grafeı 
Folliot Erenneville gnädigſt ernannt haben, fordern wir Euch, lieben Getreuen, 
auf, in Alles, was er Euch in unferem E. Namen vorlegt, volles Vertrauen 
zu ſetzen und unſere durch biefen bevollmächtigten Commifjär Euch befamnt 
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zu gebenden Entſchließungen mit dankbaren Gefühlen — —— Be⸗ 
rufen, bie Frage der Regelung bes ſtaatsrechtlichen — liniſſes unſeres ge: 
liebten Großfürſtenthums Siebenbürgen in reifliche Erwägung zu ziehen, und 
um dieſe Frage bei dem innigen Verbande, in welchem unſer geliebtes Groß: 
fürſtenthum Siebenbürgen zu unſerer ungariſchen Krone ſteht, im richtig vers 
ſtandenen Intereſſe beider dieſer Länder einer endgiltigen Löſung zuzuführen, 
legen wir Euch, gleichwie wir den bereits beruſenen ungariſchen Landtag zur 
Reviſion bes ſiebenten Geſetzartikels vom J. 1847,48 aufzufordern gewillt 
find, als alleinigen und ausſchließlichen Gegenſtand Euerer Bera— 
thung bie Reviſion des erſten Geſetzartikels des ſiebenbürgiſchen Landtages 
vom Jahre 1848 von ber Vereinigung Ungarns und Siebenbür— 
gens, die wir in unſeren Entſchließungen vom 20. Oct. 1860 einjtweilen 
unberührt belajjen haben, hiemit vor und fordern Euch gnäbdigjt auf, die Bes 
ftimmungen dieſes Geſetzartikels mit Rüdjiht auf die diejen beiden Ländern 
gemeinfamen Intereſſen neuerdings einer eingehenden Berathung alljogleich zu 
unterziehen, jodann aber die Ergebnifje diejer — Berathungen unjerer f. 
und großfürjtlihen Schlußfafjung zu unterbreiten“. 

21. Nov. Ein faijerl, Erlaß verfügt die Herabjegung des Briefportes für 
ben ganzen Kaijerftaat auf 5- Nr. 3 fr. © ®.). 

23. „ Eröffnung der ſämmtlichen Landtage biesfeits der Leitha. Die 
Bertreter der Regierung legen denſelben nebjt dem Faiferl. Handichreiben 
vom 9. Nov. das Manifeft und das Patent v. 20. Sept. vor. 

Sn den Lanbtagen von Unteröfterreidh, Oberöfterreid, Steier: 
mark, Kärntben, Schlefien, Salzburg und Borarlberg wer: 
ben jofort Anträge auf Wahrung ber Rechtscontinuität ber jFebruarver: 
fafjung gegen das Septembermanifeft geftellt und mit großen Mebrheiten an 
Eommijjionen zur Vorbereitung biekfälliger Adrefjen an den Kaifer gewiejen. 
he ben rein deutſchen Kronländern erfolgt allein in Iyrol fein derartiger 

ntrag. 

Antrag des Abg. Tinti und 42 Gen. im Landtage von 
Niederöfterreidh: In Erwägung, baß nah $ 19, 1. lit, a ber 
Landesordnung ber Landtag gefeglich berufen ijt, zu berathen und Anträge zu 
ftellen über kundgemachte allgemeine Gefege und Einrichtungen bezüglich ihrer 
befonderen Rüdwirfung auf das Wohl des Yanbdes, und daß die am 26. Febr. 
1861 als Staatsgrundgefeß kundgemachte Berfafjung des Reiches unbeitreitbar 
von bem wichtigiien Ginflujje auf das Wohl aller einzelnen Königreiche 
und Länder ift; — in Erwägung, daß mit bem Diplom v. 20. October 
1860 der Grundjag ausgeſprochen wurde, daß für bie Zukunft das Recht, 
Gejete zu geben, abzuändern oder aufzuheben, nur unter Mitwirlung ber 
Sandtage, beziehungsweife des Neichsrathes, ausgeübt werden dürfe, und daß 
nad dem Staatsgrumdgefege diejes Recht der Mitwirkung im Rechte der Zu: 
ftimmung beſteht und als jolches nicht nur buch alle feit dem Bejtande ber 
Verfaſſung erfolgten Geſetzeskundmachungen zur Geltung fam, fondern aud 
durch feierliche Staatsakte als umwiderruflicd feitgeitellt anerfannt wurde; — 
in Erwägung, baß durch das von dem verantwortlichen Minifterium 
contrafignirte Patent vom 20. Sept. 1865 das Gejeß über die Reichsvertre: 
tung ohne ſolche Zuftimmung fiftirt und dadurch das nichtfiftirte allerhöchite 
Diplom v. 20. Oct. 1860 verlegt wurde, ohne daß weder in biefem Diplome, 
nod in dem Patente v. 26. Febr. 1861 irgend ein geſetzlicher Anhaltspunkt 
für ein Siſtirungsrecht der Krone gefunden werden kann; — in Erwägung, 
daß ſonach durch das Patent v. 20. Sept. 1865 jene conftitutionellen Rechte 
verlegt wurden, welche mit diefen Grundgefegen feftgeftellt, geregelt und ges 
orbnet worden find, weldhe wir freudig und bankbar in Beſitz genommen 
haben und die in biefer Weije feit fünf Jahren in ununterbrochener, von 
ber Krone ſtets anerkannter Wirkfamkeit geftanden find; — in Erwägung, 
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daß durch diefe Siftirung mittelbar auch bie Landesordnungen und bie Rede 
ber Pandtage bedroht erjcheinen und ſonach durch jenen Alt der weranmens 
lichen Regierung die ganze bisherige NReichsverfaffung, welde Se. Ma =| 
Art. VI. des Kundmachungs-Patentes zum Grundgeſetze über Die Neidesr 
tretung v. 26. Febr. 1861 unverbrüchlicy zu befolgen und zu Halten faces 
verfprachen und gelobten, erjdüttert wird; — in Erwägung, daß bunt 
biefe Siftirung und für die Dauer berfelben bie verfafjungsmägig gemik 
leiftete Mitwirkung an der Gefeßgebung in den wichtigſten Angelegenbein 
des Reiches befeitigt und gegen den Inhalt der Verfafjung die Geſetgeben 
in diefen Angelegenheiten wieder der abjoluten Macht anbeimgeitellt it, m 
daß durch die gleichzeitig erfolgte Siftirung des engeren Reichsrathes auch de 
für die Hebung der Wohlfahrt, für die Sicherheit der Perjon und bes Ri 
tes, fowie für eine geordnete Nechtöpflege und Adminiftration in ben Landen 
diesfeits ber Leitha fo dringenden Reformen in der Gefekgebung ebenfalle de 
abjoluten Enticheibung anheimgegeben oder aber zum großen Nadhtbeile de 
Völker in unbeſtimmtesFerne gerüdt find; — in fernerer Grwägung, dee 
in den Berfafjungsgejeken und den durch biefelben gefchaffenen Inſtitutiere 
bie Mittel und Wege gegeben waren, die noch notbwendigen Bereinbarung 
und bie benfelben entjprechenden Modificationen in ben Staatsgrundgrick 
in vollfommen legaler Weile vorzunehmen; — in Grwägung, daß & 
Bereitwilligfeit, hiezu ohne Verlegung der höchſten Intereſſen des Reiches um 
ber Grundſätze conftitutionellen Nedyts die Hand zu bieten, von Geite be 
Reichsvertretung in unzweifelhafter Weile ausgejprocdhen worden iftz; — u 
Erwägung, baf eine Revifion der Staatögrundgejeße, wenn eine jold 
nad den Rejultaten der Verhandlungen der Landtage in den Ländern ix 
ungarijchen Krone nothwendig werden follte, ohne feierliche VBerjicherumgen ; 
verlegen, mit Nechtsgiltigkeit für bie Länder diesſeits ber Leitha nur im jenem 
durch diejes Staatsgrundgefeß gejchaffenen Vertretungsförper, welchem biefür 
ein enticheidendbes Votum eingeräumt ift, d. i. nur durch den Reichsrath ver: 
genommen werben Fann, und baß den Landtagen in dieſer Frage buch dr 
Landesordnungen, welche die rechtlihe Grundlage ihrer Grijtenz bilden, en 
ſolches Recht nicht zufteht; daß demnach durch bie Siftirung des Grundgeſthzet 
über die Reihsvertretung ber einzige Körper befeitigt wurde, im welchem di 
erwähnte Reviſion ohne Verwirrung und ohne Octroyirungen in verfafjunge 
mäßiger Weije vorgenommen werben kann; — in Erwägung, daß babe 
bie Siftirung ber Grumdgefeße geeignet it, in ben Völkern Oeſterreichs da} 
Rechtobewußtſein zu erjchüttern, daß eine berartige Unſicherheit im den ver: 
faffungsmäßigen Zuſtänden die Gonjolidirung und Machtſtellung des Reiche 
unmöglich macht, und daß auf diefe Weile dem materiellen Woblftande und 
dem Ötaatscrebite jede. gejicherte Grundlage entzogen wird; — in Ermäz 
ung endlid, daß die Mittel und Wege, um bie bier bargelegten Ueberzer 
gungen und Rechtsanſchauungen in geeigneter und erfolgreicher Weile zur 
Geltung zu bringen, ber erniteiten umd eingebendjten Prüfung bedürfen — 
ftellen die Unterzeichneten auf Grundlage des $ 19, Punkt 1 lit. a der Lau— 
desordnung den Antrag: Der hohe Landtag wolle beichließen: 1) Es fei em 
Ausſchuß zu wählen, welcher die beionderen Rüdwirfungen bes allerb. Fr 
tentes v. 20. Sept. 1865 auf das Wohl bed Landes zu erwägen, darüber 
Bericht zu erftatten und dem Landtage die geeigneten Anträge zu ftellen bat; 
2) diefer Ausſchuß babe aus elf Mitgliedern zu beftehen, wovon zwei auf 
jeber Gruppe von berjelben, ſodann fünf Mitglieder aus dem ganzen Land 
tage zu wählen find“. | 

In den Landtagen ber deutſch-ſlaviſchen Provinzen, Böhmen, Mähren 
und Krain fiellt die beutjche Partei zwar ebenfalls Anträge gegen ba 
Septemberpatent, doch mit jehr zweifelhafter Ausficht auf Erfolg, da die ce 
chiſche Partei im Gegentheil Dankadreſſen für das Patent beantragt. 

In ben Landtagen von Galizien und Bukowina werben ſofen 
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und ohne Widerſpruch Dankabrefien für das Septemberpatent an ben Kaifer 
votirt. 


. Nov. (Eroatien). Landtag: Die Linfe (magnarifch-fufioniftifche 
Partei), die fih in der Minderzahl fühlt, will die fofortige Wahl 
ber Vicepräfidenten mit Ausſchluß der Gränzer und der Banaltafel- 
afjefjoren durchſetzen. Der Banus und die Nechte (ervatijchenationale 
Partei) erklärt fi dagegen und der Ban hebt die Sitzung ohne 
Entſcheidung auf. 

„Geſtützt auf das Ceptemberpatent erläßt der Kaiſer aus eigener 
Machtvollkommenheit das Geſetz bez. des in Frankreich zu Stande 
gebraten Anlehens von 90 Mill. ©. in Eilber. 

„» (Eroatien). Landtag: die (magyariihe) Linke (circa 100 St. 
gegen circa 117) erſcheint nicht in der Sitzung und beſchließt die 
Abjendung einer Deputation an den Kaiſer. Diefelbe geht ohne 
Zögern nah Wien ab; die von ihr dem Kaifer zu unterbreitende 
Beſchwerdeſchrift zählt 97 Unterjchriften. 

„. (Eroatien). Landtag: In Abweſenheit der magyarifchen Linken 
werden bie Örängerwahlen genehmigt, 2 PVicepräfidenten (1 von 
der Linken, 1 von der Rechten) und 4 Schriftführer gewählt. Es 
find 115 Abg. anwefend. — Der Banus und der Cardinal Haulid 
werden ad audiendum verbum regium nad) Wien berufen. 

»„ (Ungarn) Allg. Landtagswahlen. Das Reſultat ijt, daß bie 
og. Adreppartei (Deat) 50—60 Stimmen gewonnen bat und ber 

ehemaligen Beihlußpartei um etwa 100 Stimmen überlegen ift. 

(Tyrol). Landtag: Die Borlagen der Regierung find der Partei 
der jog. Ölaubenseinheit wenigitens theilweile zu Willen. Das 

Proteftantenpatent wird zwar in joweit aufrecht erhalten, daß ber 
Grunderwerbung von Eeite von Proteftanten fein Hinderniß in den 
Peg gelegt werden joll, dagegen wird die Bildung proteftantifcher 
Gemeinden von der Zuftimmung des Landtags abhängig, d. h. vor: 
erjt wenigitens ganz unmöglich gemacht: 

Erlaf bes Staatsminifters Belcredi als Motivirung bes Ge: 
jetesentwurfs bez. evangelifcher Gemeinden in Tyrol! „.... Nach diejem Ge— 
ſetze wäre die Zuftimmung der Statthalterei zur Bildung von Gemeinden 

im Einverſtändniſſe mit ber Landesvertretung zu ertbeilen. Durch dieſe 
Mobdalität fünnte ohne Widerfpruch mit den Beitimmungen des allerh. Ba: 
tentes v. 8. April 1861 und im vollfommenen Einklange mit ber Landes— 
ordnung den Wünfhen bes Landes im ausgedbehnteiten Maße 
entfprohen merden, und es bliebe immerhin die Möglichfeit der 
Zulaffung evangelifher Gemeinden in Tyrol nit ganz ausgeſchloſ— 
jen, falls mit ber Zeit eine andere Anfhauung im Landtage die Oberhand 
gewinnen jollte, was zwar bermalen noch nicht wahrjcheinlich, aber mit Rück— 
ficht auf, das Ergebniß der letzten Abftimmung in der NReligionsfrage (26 
gegen 20 Stimmen) doch immerhin benfbar ift, Die Schwierigkeiten, welche 
fih in Bezug auf die Behandlung des zweiten Punftes ber Anträge bes 
Tyroler Landtages ergeben haben, würden ferner hierdurch von felbit entfallen. 
Denn die Ausübung des öffentlichen Gottesdienftes ift durch den Beitand ber 
Kirchengemeinde bedingt ($ 2 des Patentes v. 8. April 1861) und wenn ber 
Landesvertretung durch das vorgefchlagene Gefeg ein maßgebender Einfluß auf 
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bie Bildung der Firchlichen Gemeinden eingeräumt wird, fo if fie babur& == 
in die Lage verfegt, die gemeinfamen öffentlihen Refigieni 
übungen bintan zu halten“. 

Mit Ausnahme von einigen Beamteten erjcheinen bie Abgeordnetn 


aus Wälſchtyrol wieder nicht im Landtage. 


30. Nov. (Böhmen). Landtag: Herbit begründet feinen Antrag, © 


9 


re 


Rüdwirfung des Septeinber:Patents auf bie bejonderen VBerbältwi 
des Landes einer Prüfung zu unterziehen und feinen (von ber der 
[hen Partei unterftüßten) Refolutionsentwurf der Commitflien fü 
ben Antrag des Grafen Nojtiz auf eine Dankadreſſe an den Kac 
zuzumweifen. Herbſt und die beutihe Partei unterliegt jebob = 
105 gegen 111 Stimmen (jämmtlihe Czechen und die Mlebriah 
der Großgrundbefiger). Die Commiflion wird überwiegend im «x 
chiſchem Sinne zufammengejeßt. 


Dec. (Steyermarf). Landtag: Debatte über die Adreſſe und ta 


Eeptemberpatent. Rede Kaijerfelde. Die Adreſſe wird mit 5 
gegen 7 Stimmen (worunter die Bijhöfe von Sodau und Yavamı) 
angenommen: 


„.... Der Reichsrath konnte ber freudigen Zuſtimmung Oeſterreiche, be 
ſonders aber jener dieſes Landes gewiß ſein, als er, die Beweiſe aufrichtiar 
Bercitwilligfeit, zur Verftändiaung die Hand zu bieten, Fundgebend, an dc 
Stufen bes Thrones Ew. Maj. die Bitte um Einberufung des geieklider 
ungarischen und des crontiichen Landtages niederlegte, Es war ein verbänanis- 
voller Irrthum der Regierung, anzunehmen, daß in ber Berfafjung ein in 
nerer Widerſpruch beftebe, welcher durch Qejeitigung eines wejentlichen, ja de 
wejentlichiten Beſtandtheiles derielben in dem Augenblide beheben werden müjk, 
wo biefe Bitte ihre Erfüllung finden ſollte. In der That jind im der Fer: 
fafjung des Reiches die Wege gegeben, welche zu der gewünjcten Werftändt: 
gung zu führen vermögen, und wenn diefe Wege nicht lange ſchon betreten 
wurden, fo ift ber treugehorfamjte Yandtag der Meberzeugung, daß die Hinker- 
nifje nicht in ber Berfalfung, jondern auferhalb derjelben Tagen. Wie febr 
demnach der Landtag auch burch die hochherzige Entichlichung Ew. Maj. a: 
freut war, mit welder Ew. Maj. den ungarijchen und den croatijchen Land— 
tag wieder in ihre conjlitutionelle Wirkfamkeit und befonders zu dem Endt 
einzufegen gerubten, um auf beiden die ftaatsrechtlichen Fragen zur Verhand— 
lung und womöglid zu einer beiriedigenden Föjung zu bringen, jo ſchmerzlid 
mußte er doch dadurch berührt werden, daß E. M. mit dem allerb. Patente 
v. 20. Sept. die Wirkſamkeit des Grundgeſetzes über die Reichswertretung 
fiflirten. Durch die Siftirung ber Staatsgrundgejege ift für Die ganze Dane 
berjelben die unwiderruflich gewährleiſtete Mitwirfung an der Gefekgekung 
in den wichtigfien Angelegenheiten bes Reiches befeitigt, und jene Bürgicaften, 
welche — für eine entiprechende Durchführung dringender Meformen, für ben 
Aufſchwung ber von tiefem Siechthume ergrifienen wirtbfchaftlichen und finar 
ciellen Kräfte bes Staates, für den fo hart bedrängten Steuerträger, jemit 
für den tief erichütterten Staatscredit — in diefer entjcheidenden Viitwirkun 
ber Vertreter ber Völker liegen, find damit außer Kraft geſetzt. Der tra: 
gehorſamſte Landtag muß ſich hiedurch um ſo mehr beunruhigt fühlen, als die 
für das Reid, ſür das Recht und bie Freiheit des Bürgers wichtigſten Ar 
gelegenheiten wieder dem abjoluten Willen ber Regierung anbeimgeftellt find 
während aus bem Patente nicht entnommen werben kann, wann oder unit 
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welchen Vorausſetzungen, oder ob überhaupt je wieder die verhängte Siſtirung 
aufgehoben werden ſoll. Der Landtag wird jede Aenderung ber Staatsgrund 
gejege mit Freuden begrüßen, welche die Landtage der ungarifchen Krone zu 
befriedigen geeignet ift, wenn durch eine ſolche Aenderung ber Beſtand und 
die Großmachtſtellung des untheilbaren und untrennbaren Kaiſerreichs nicht 
geſchwächt und dabei die Forderung conftitutionellen Nechtes nicht verfannt 
wird. Aber ber Landtag ist gleichzeitig auch der umerjchütterlichen Ueberzeu: 

— gung, daß jede Aenderung in den ÖStaatsgrundgefegen mit Nechtsgiltigfeit 
nur in jenem Bertretungsförper, welchem hiefür durch die Verfafjung ein 
enticheidendes Votum eingeräumt iſt, alſo nur durch den Neichsrath vorges 
nommen werden kann. Jedem anderen Wege, welcher Betreten werden wollte, 
würde die heute unerläßliche verfafjungsmäßige und ſomit jede Rechtsgrund: 
lage fehlen. Es ijt eine für den Landtag jchmerzliche, aber durch jeine Pflicht 
gegen das große, gemeinfame, wie gegen jein jpecielles Baterland und nicht 
minder durch die Treue gegen Ew. Maj. gebotene Pflicht, in ehrerbictigiter 
Weiſe auszusprechen, daß er duch die mit der Verfaffung im Widerjpruch 
ſtehende Suspenjion eines, und zwar des wichtigften Theiles derjelben das 
Yand im jeinen wohlerworbenen Rechten gefränft erachten müſſe“. Die Adreſſe 
ſchließt mit der Bitte: „Es möge Se. Maj. allergnädigit verfügen und ver: 
anlajjen, daß die mit dem Patente vom 20. Sept. über das Grundgefeß, 
betreffend die Reichsvertretung, verhängte Siſtirung wieder aufgehoben 
werde". 

3. Dec. (Steyermarf). Der Oberjtaatsanwalt Wafer wird, weil er als 
Abg. zum Landtag mit der Majorität für die Adreſſe gegen bas 
Eeptember:Patent geftimmt hatte, zur Strafe jeiner Stelle enthoben 
und in das oberlandesgerichtlihe Richtercollegium verjeßt. 

t— 6. Dec. (Siebenbürgen). Landtag: Debatte über die Unionsfrage 
mit Ungarn, Die Magyaren verlangen, daß die Union in Peſth, 
die Sachſen, daß fie auf dem Siebenbürgiſchen Landtage felbft, die 
Rumänen, daß fie dur einen auf Grund der Wahlordnung von 
1863/64 zujfammenzufeßenden neuen Landtage revidirt werde, Bei 
der Abjtimmung Siegen die Magyaren und es wird eine Adreſſe an 
den Kaiſer beichloffen, in der für die MWiederherjtellung der Rechts— 
continuität gedankt und der Artifel über die Union mit Ungarn für 
ein Gefeß, deſſen Reviſion nur in Peſth möglich jei, erklärt und 
um Berufung der Bertreter Siebenbürgens nad Peſth gebeten wird. 
Die Sahjen und Rumänen geben Sondererflärungen zu Protocol. 

„—, „ Miederöſterreich). Landtag: Adreßdebatte. Die Mehrheit 
der Commiſſion (9 Mitglieder) ſchlägt eine Adreſſe im Sinne des 
Tinti'ſchen Antrags vor, die Minderheit (Cardinal Rauſcher und 
Großgrundbeſitzer Dr. v. Fiſcher) ſieht dagegen in ihrem Entwurf 
von den Erwägungen des Tinti'ſchen Antrags ganz ab und ſchließt 
ſtatt mit einer beſtimmten Bitte, mit Ausdrücken der Hoffnung und 
des Vertrauens. Rede des Statthalters. Bei der Abſtimmung 
wird der Mehrheitsentwurf mit 46 gegen 10 Stimmen angenommen. 
Die Adreſſe ſchließt dahin: 

„Ew. Maj. wollen geruhen, nach dem Schluſſe der jetzt verſammelten 
Landtage ber weſtlichen Reichshälfte den engeren Reichsrath zur Ausübung 
ſeiner verfaſſungsmäßigen Rechte zu berufen und ſeinerzeit die 
Verhandlungsreſultate des ungariſchen und croatiſchen Landtages bezüglich ber 
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Reichöverfaffung dem Reichsrathe vorlegerr zu laffen... Nur wenn bie 
ihre Nechte gegenfeitig achten, kann eine aufrichtige Berſtändigung erzielt zw 
den; aber auch nur aus der patriotiichen Bereitwilligfeit, dad eigene Kıdı a 


verfafjungsmäßigen Wege dem Wohle und der Freiheit des Ganzen umiere 


orbnen, kann eine glüdliche und dauernde Löſung des unjeligen Dertajtun® 
jtreites hervorgehen. Der Geift des deutſchen Elementes, in velim 
Bewußtjein feiner Kraft und Bedeutung für Deiterreih, bürgt mach Im 
durch die Gejchichte bewährten innerfien Weſen für eine jolche Berjähulicte. 

6. Dee. (Mähren). Landtag: Ein Refolutionsantrag Gisfra's m 
Sinne der deutihen Partei gegen das Ccptember:Patent wird zz 
51 gegen 43 Etimmen abgelehnt. 

„nv (Ersatien) Die nad Wien berufenen Ban Scocſevic mm 
Cardinal Haulif kehren wieder nad Agram zurüd. Cardi nal Haulit 
wird zum Stellvertreter des Band ernannt. 

T. „ (DOberöfterreih). Yandtag: Annahme der Adrefje gegen dx 

September: Patent. 

(Kärnthen). Landtag: Annahme der Adreſſe gegen das Te: 
temberpatent mit 28 gegen 5 Etimmen. 

„ (Scdlejien) Landtag: Annahme der Adrefje gegen das Cr 

temberpatent mit allen gegen 1 Stimme. 


" " 


24 


9—11. „ (Krain) Landtag: Adreßdebatte. Secefltion der Stovenen | 


Der Landtag geht fchlieglih mit 18 gegen 12 Stimmen über tu 
Adrefje zur Tagesordnung. 

11. „ &prof). 10 nicht erfchienene wäljchtyroliihe Abgeordnete rich 
ten einen Proteſt an den Yandtag. 

12. „ (Ungarn) Ankunft des Kaiſers in Ofen. Enthuſiaſtiſchet 
Empfang desjelben. 

„ » . (Böhmen). Landtag: Adreßdebatte. Flammende Rede des Ri: 
gterungsvertreters Grafen Lazansky gegen die verfaflungstreue deutſche 
Partei. Gin Antrag Pleners: 

„In Erwägung, daß die Adreſſe zur Unterbreitung an Se. Waj. nur 
dann geeignet iſt, wenn neben dem einmüthigen Ausdrude der Yoyalität aud 
in den dabei aufgenonimenen politiiben Anſchauungen die übereinstimmend: 
Meberzeugung des Landes enthalten ift, in Enwägung, daß nach dem Verlaufe 
der Verhandlung eine Uebereinftimmung der polttiichen Ueberzeugungen nidt 
zu erzielen war, zur Tagesordnung überzugehen“ 
wird mit 118 gegen 97 St. verworfen und bie von ben Geben 
vorgejchlagene und von ber Mehrzahl der Großgrundbefiger unter: 
ftüßte Danfadrefje angenommen. 

13. „ (Salzburg). Landtag: Der Adreßentwurf gegen das September: 
Patent wird einjtimmig angenonmen. 

„» » (Ungarn). 300 Landtagsabgeordnete beſchließen in einer Con: 
ferenz, fih dießmal in corpore zur Eröffnung des Landtags nad 
Dfen zu begeben, 

14. „ (Ungarn). Gröffnung des Landtags. Thronrede des Kaiſers: 

„Indem wir bie landtäglicy verfammelten Stände und PVertreter unfers 
geliebten Königreiches Ungarn mit aufrichtiger Freude begrüßen, geben wit 
ihnen zugleich die Abficht, welche uns in ihre Mitte geführt, mit jener auf: 


| 


f 


| 
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richtigen Offenheit bekannt, welche die unerläßliche Bedingung des Vertrauens 
zwoifchen Monarchen und Völkern bildet. Wir kamen zu vollenden, was wir, 
Durchdrungen von dem Gefühle unjerer Regentenpflicht, begonnen. Unfere 
Abjicht ift dahin gerichtet, durch unſere perſönliche Intervention und daher um 
jo erfolgreicher jene Bedenken zu beheben und jene Hindernifje zu bejeitigen, 
welche bis nun dev Lölung ber jchwebenden ſtaatsrechtlichen Fragen entgegen 
jtanıden. Unter dieje reihen wir in erfter Pinie den jchroffen Gegenſatz, der 
irn ben verjchiedenen Ausgangspunften ber beabjichtigten Verſtändigung Tag. 
Rechtsverwirkung einer-, flarre NRedtscontinwität naberieie konn⸗ 
ten zu feinem Ausgleiche führen. Dieſes Hinderniß beſeitigen wir nun ſelbſt, 
indem wir einen gemeinſchaftlich anerkannten Rechtsboden zu unſerem Aus: 
gangspunfte wählen, jenen der prag matiſchen Sanetion. Indem dies 
jes Staatsgrumdgeieß die Selbitftändigfeit ber inneren Nechtögeftaltung und 
Verwaltung des Königreichs Ungarns und feiner Nebenländer gewährleiftet 
bat, wahrte e8 zugleich den für bejtändig unauflöslichen und untrennbaren 
Verband der unter der Regierung unferes Haufes jtehenden Königreiche und 
Länder und fomit die Gropmadhtitellung ihrer Geſammtheit; gleichwie wir 
baber in diejer die nothwendige und gelekliche Beichränfung jener Selbſtän— 
digfeit finden, ebenjo erkennen wir ohne allen Rückhalt die Berechtigung der— 
jelben innerhalb diejer Gränzen an. In gleicher Weiſe wünſchen wir jene 
Beſtimmungen der pragmatiichen Sanction ungeichmälert aufrecht zu erhalten, 
welche fih auf die Integrität der ungarijhen Krone beziehen, und 
obgleid wir den in den lebten Decennien gewordenen Thatiahen Rechnung 
tragen müjjen, haben wir unfere landesfürftliche Fürſorge dahin nerichtet, die 
Bertretung der Yänder unferer ungarifchen Krone ſchon auf diefem Landtage 
zu ermöglichen. Zu dieſem Zwecke haben wir den Landtag unferes Groß: 
fürftenthbums Siebenbürgen einberufen, damit derjelbe den die Union Uns 
garnd mit Siebenbürgen betreffenden I. Gejekartitel des Jahres 1848 einer 
ernjten und eindringlichen Erwägung unterziehe, und fordern wir die lands 
täglich verfammelten Stände und Vertreter unferes Königreihs Ungarn anz 
mit auf, rüdjichtlich des 7. Gejekartifels des Jahres 18%, ein gleiches Ber: 
fahren einzuhalten, damit dieſe Trage nicht nach dem todten Buchſtaben ber 
Geſetze eine jcheinbare und zweifelhafte, jondern im Ginflange mit allen 
bebenstkräftigen Factoren, durch deren vertrauensvollen Anſchluß eine dauernde 
und nachhaltige Löſung finde. Cbenſo haben wir dem verjammelten Landtage 
ber Königreihe Groatien und Slavonien die Aufforderung zufommen 
Lafjen, rechtzeitig dafür Sorge zu tragen, daß berfelbe auf dieſem Yandtage anz 
gemefjen vertreten werde, und indem wir ben im Jahre 1861 gefahten und 
das Verhältniß Croatiens zu unferem Königreiche Ungarn betrefienden Beſchluß 
bes croatiſchen Yandtages mittheilen, hegen wir die Zuverficht, daß bie Verein: 
barung über das Redytsverbältniß der durch Jahrhunderte geeinigten Bruder: 
ftämme im Wege wechſelſeitiger Nachgiebigfeit und im Geiſte jener billigen 
Aufjafjung feftgeftellt werben wird, der die landtäglich verfammelten Stände 
und Vertreter des Königreichs Ungarn in ihrer am 6. Juli 1861 unterbreis 
teten Adrejje in biefer Beziehung einen unzweideutigen Ausdruck verliehen 
haben. Als erfie Aufgabe diejes Landtages müfjen wir die Art 
ber Behandlung der allen unferenKönigreihen und Ländern 
gemeinfamen Angelegenheiten bezeichnen. Die Griftenz folder An: 
gelegenheiten findet ihre Begründung ſchon im Geifte der pragmatifchen Sanc: 
tion, wenn auch rüdfichtlih der Art ibrer Behandlung die wejentlich geän— 
derten Berbältnifje eine weientliche Aenderung erheiſchen. Die Umgeftaltung 
ber politijchen, volfswirthichaftlichen und ſocialen Factoren, welche mittlerweile 
Raum ;gegrifien hat, bejtimmte uns im Gefühle unferer hoben Aufgabe, auch 
unferen übrigen Königreichen und Ländern verfafjungsmäsige Rechte zu ge: 
währen ; und es find folglich die allen Ländern gemeinfamen Angelegenheiten 
fernerhin nur umter der verfafjungsmäfigen Mitwirkung jener 


218 


Oeſterrcich. 





ſtönigreiche und Länder zu behandeln. Dieſe Motive waren es, welche 
geleitet, als wir unſer Diplom v. 20. Oct. 1860 erlaſſen haben, un = 
ſind auch jetzt der feſten Ueberzeugung, daß die gemeinſame verfaffungsmire 
Behandlung der in demſelben bezeichneten gemeinſchaftlichen Angelegenben = 
unabweisliches Erforderniß des einheitlichen Beſtandes und ber Ta 
ſtellung unſeres Geſammtreiches bildet, dem jede andere Rückſficht = 
tergeordnet werben ſoll. Hinſichtlich der Art ihrer Behandlung babe 
wir in unſerem Patente v. 26. Februar 1861 eine Form vorgezeichnet, wei 
jedoch vielfeitige und gewichtige Bedenken erregt bat. Nachdem wir und is 
hin der Ueberzeugung nicht verichließen fonnten, daß dieſe frage midi 
den Waffen der materiellen oder morafiihen Prefjion, jondern nur im Ber 
ber alljeitigen VBerftändigung und der Erfenntniß der Nothwendigkeit enbailig 
und dauernd zu Löjen jei, haben wir mit unferem Manifefte v. 20. San 
I. 53. die Wirkſamkeit des Statutes über die Reichsvertretung zeitweilig him 
und legen nun ben Tandtäglih verfammelten Ständen und Vertretern d— 
Königreiches Ungarn jowohl unfer Diplom vom 20. Oct. 1860 als aus 
das Patent vom 26. Febr. 1861 zur reiflihen Erwägung, eimbringlise 
Berathung und Annahme vor. Die wohlverftandenen Intereſſen wmieri 
Königreiches Ungarn ebenfo wie die Wohlfahrt und Sicherheit unteres © 
ſammtreiches erheiihen die möglichft ſchleunige Erledigung diefer Angelegenden 
auf daß die verfafjungsmäßigen echte ber einzelnen Königreiche und Yin 
unferes Reiches, durch den innigen Anflug al’ unierer Völker dauerb 
geſichert, fih auf feiter Grundlage entwideln und einer gedeibliben Blüt 
erfreuen mögen. Wir erwarten daher von ben landtäglih verfammmeii 
Ständen und Vertretern unjeres Königreiches Ungarn, daß jie die ihnen mi 
getheilten Vorlagen im Geiſte der entgegenfommenden Billigfeit einer cr 
gehenden Prüfung würdigen und, falls die gegen diefelben vorwaltenden © 

denken unlösbar jchienen, uns nur ſolche Modififationen unterbreite 
werden, die mit ben Lebensbedingungen ber Gejammtmonardie in Ginflar; 
gebracht werden fönnen. In enger, ja untrennbarer Verbindung mit be 
Erledigung diefer Frage fteht die Reviſion, beziehbungsmweiie Um 
geftaltung jenes Theiles der 1848er Gejeke, welder auf di: 
Wirffamfeit unferer Herriherrehte und die Begrenzung; 
ber Regierungsattributionen Bezug hat. Was im engen Zuſammen 
hange fteht und eine gegenjeitige Wechſelwirkung ausübt, kann in der prafti- 
ſchen Verwirklichung wicht getrennt werden. Das unverändberte Insleben— 
treten dieſer Geſetze liegt mit Hinblid auf die Machtftelung unferes Reiser, 
auf die ungeijhmälerte Geltung unſerer Herricherrechte, fowie auf die bercs— 
tinten Anfprüche der Nebenländer niht im Bereiche ber Möglichkeit 
Obgleih daher die formelle Geſetzlichkeit derſelben feinem 
Einwande unterliegt, fo verbietet es uns unfere Regentenpflicht und 
die gewijenhafte Erwägung ber allen Völkern des Reiches gleichmäßig zuge 
wendeten Fürſorge, vor ber gleichzeitigen Feſtſtellung bes Verhältniſſes der 
wechieljeitigen Rechte und Pflichten bie Nufrechterhaltung und Anwendung De 
fer Gefege mit unſerem Töniglichen Inaugural-Eide zu befräftigen. Ge it 
alfo nothwendig, daß die reale er jener Gefege, welde entweder unit 
Herricherrechte befchränfen oder ih auf die Menderung ber Regierumasferm 
beziehen, ohne diefe mit den Bedingungen bes Beflandes der Monardie um 
mit den auf den altererbten Grundlagen beruhenden inneren Inſtitutionen 

bes Landes in Einklang zu bringen, ſorgſam geprüft und ziwedmäßig gein 

dert werben. Auf dieſe Weife wird es ermöglicht werben, daß auch wir mit 

rubigem Gewiffen unferen Egl. Jnaugural-Eid auf die angemefien um 

geformte und für die fpäte Nachfommenfchaft dauernd "gefeftigte ungatiſch 

Berfafjung leiften und die Weihe der Krönung mit bem Diademe bes Keil: 

gen Stephan, unſeres apoftolifchen Vorfahren, empfangen tönen,‘ mit jene 

heiligen Krone, welcher wir die Wohlfahrt unferes' Königreiches‘ Ungarn und 
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Die ungebrochene Liebe feiner Völfer als werthvollſten Ebdelftein einzufügen 
gewillt find, Als gefrönter König werben wir nicht ermangeln, ben 
landtäglih verfammelten Ständen und DBertretern außer jenen Borlagen, 
welde wir ſchon an den am 2. April 1861 verfammelten Landtag gelangen 
ließen, nod über zahlreiche andere Angelegenheiten unjere kgl. Rropofitionen 
mitzutbeilen. Es find dieß Giegenftände, welche die geijtigen und materiellen 
Intereſſen in den weiteflen Kreijen berühren und deren erfolgreiche Regelung 
ohne empfindlichen Nachtbeil des Pandes Faum einen weiteren Aufſchub ges 
ftattet. Der Wille der göttlichen Vorfehung hat uns große und fchwierige 
Aufgaben vorgezeihnet: nicht minder ernite und im Hinblide auf den in 
einem großen Theile umferes Reiches eingetretenen Stillftand bes Berfaffungs: 
lebens mit ſchwerer Nerantwortlichfeit verbundene — biefem Lande. Unlösbar 
find diejelben jebody nicht, wenn das Land im Vereine mit feinem Monarchen, 
ben Traditionen ber Väter folgend, mit Selbjtverleugnung und Opferwillig» 
keit an bdiefelben berantritt. Wir hoffen dieß um fo mehr, als das Land, 
indem es Kraft und Gewicht verleiht, an Kraft und Gewicht zunimmt; inbem 
es zur Hebung der Schwierigkeiten fchreitet, fich jelbit erhebt; indem es ben 
Beitand der Geſammtheit gewährleijtet, den eigenen Beſtand wahrt; und wenn 
es und nach einer bedrängnifvollen Epoche gelingen wird, unfer Reich durch 
die bedenflihen Wendungen einer ſchwierigen Page mit dem Beillande dieſes 
Landes dem erjehnten Ziele glücklich entgegenzuführen, werben wir den Augen 
blick jegnen, der unferen Entihluß zur Reife gebracht, das Vertrauen zwijchen 
Herricher und Volk wieder zu beleben und dauernd zu fejtigen, Mit vers 
trauensvoller Zuverficht fehen wir der aufrichtigen Darlegung ber Anſchau— 
ungen der verfammelten Stände und Vertreter des Landes entgegen, und ins 
bem wir ben Landtag unferes Königreiches Ungarn anmit in feierlicher Weiſe 
für eröffnet erklären, ſchließen wir mit dem innigen Wunſche, es möge uns 
gegönnt ſein, das große Werk der Verſtändigung mit Gottes Hilfe zur Zu— 
friedenheit all' unſerer Völker einem gedeihlichen Ende zuzuführen“, 
16. Dec. Abſchluß des Handelsvertrages mit England. 

„ » (Borarlberg). Landtag: Adreßdebatte. Der vorgeſchlagene 
Adrekentwurf wird mit allen gegen 2 Etimmen (unter dieſen die— 
jenige des Biſchofs) angenommen: 

„Wenngleich die Abficht Ew. Maj. Regierung, auch jenen Theil bes Reichs, 
welcher fi) bisher von bem legislativen Wirken beharrlich fern Bielt, zur 
Theilnahme am Verfaſſungswerk zu veranlafjen, deren Siftirung bevorwortete, 
und in die Redlichkeit dieſer Abficht Fein Zweifel geſetzt wird, fo iſt doch ber 
eg, den fie anbahnte, dem wohlerworbenen, rechtlich und faktiſch ausgeübten 
und durch das faijerlihe Mort gewährleifteten und wiederholt 
fanctionirten BVerfafjungsrcchte der getrenen Völfer des größeren Theils des 
Reichs entgegen, was um jo tiefer beffagt werden muß, als die Entwidelung 
unferes Verfafjungsiebens grundfäglich der freien Theilnahme aller Bölfer 
anheimgejtellt und jede wünjchenswertbe Aenderung des Grundgejekes über 
die Reichovertretung, fomit auch die freie Vereinbarung mit Ungarn und Groa: 
tien, ſchon verfajjungsmäßig normirt und gewährleijtet ift. Auch dürfte bie 
Siftirung einer dem Landtag von Ungarn und Groatien zur Annahme em: 
piohlenen Verfaffung, ftatt ihrem Zwed einen Vorſchub zu leiften, demjelben 
vielmehr hinderlich entgegentreten, wenn dieſe vorſichtigen Völker ber öſtlichen 
Reichshälfte wahrnehmen müſſen, daß es ſich um eine Verfaſſung handle, die, 
obgleich durch das kaiſerl. Wort und die That beſiegelt, ihnen 
zu lieb aus Nützlichkeitsrückſichen — den in ihr ſelbſt enthaltenen 
Grundfätzen entgegen — in ihrem wichtigſten Theil, wenn auch nur 
zeitweilig, bei Seite geſchoben werben konnte. Könnte ber treugehorſawſte 
Landtag von Vorarlberg feine Anſicht über die Recht: und Zweckmäßigkeit ber 
Siftirung des Grundgeſetzes der Reichsvertretung und ber barin ſtillſchweigend 
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enthaltenen Außerkraftſetzung des 1. u. 2. Art. bes allerh. Diploms v. 30. Ca 
1860 aus Rüdjichten des Ew. Maj.ſchuldigſten Vertrauens gänzlich geſcre 
jo fönnte er ſich doch der ſchweren Beforgniß nicht ermwebren, mit welchet = 
die Rüdwirfung derfelben auf das Reich und das Land erfüllt. Se Im 
die Verfafjung eines Landes aufer Wirkſamſeit geſetzt iſt, entbehrt es an 
Nechtsbodens, droht feine Gejepgebung der Millfür und die Ausfühzuns = 
Geſetze der Macht des Stärferen zu verfallen“. 


16. Dec. (Böhmen). Fürſt Carlos Aucriperg und 4 andere verfafluns 


19. 
20. 


treue Großgrundbefißer legen in Folge der Nede des Regierung 
vertreters Grafen Lazansky in der Sitzung des Landtages vom I. 
d. M. ihr Mandat nieder. 

„ (Ungarn). Beide Häufer des Landtags beichließen, die Katicc 
durdy eine Deputation zum Beſuche Ungarns einzuladen. 

„ (Ungarn). Yandtag: Tas Abg.-Haus wählt mit 179 ven ?) 
Stimmen Szentivanyi zu ſeinem Präfidenten und mit 185 Ct 
men Graf Julius Andraffy zu feinem PVicepräfidenten, beide w 
der Bartei Deal. — Der Kaijer kehrt wieder nah Wien zurüd. 

» (Zyrol). Landtag: Die (ziemlich engherzige) Borlage x 
Regierung bez. Gemeindeordnung wird mit 31 gegen 18 (libersi: 
Etimmen angenommen, 

„ (Ungarn). Der Landtag vertagt ih bis zum 10. Januar. 

(Kärnthen). Der Landtag ſpricht fih mit großer Mehrba 
für die Wünſchbarkeit eines Handelsvertrags mit Italien aus. 

„ (Böhmen) Der Kaifer nimmt die Dankadreffe des böhmiſce 
Landtags entgegen und jtellt feine Krönung mit der böhmilga 
Krone in Ausficht. 

Die amtlihe Wiener Ztg. veröffentlicht das vom Kaijer „au 
Grund des Septemberpatents” erlaffene Finanzgefeß für das Jab 
1866 nebjt dem erläuternden Bortrage des Yinanzminijters Larrıd 
dazu. Das Deficit für 1865, das auf bloß 7,922,769 fi. ana 
Ihlagen war, beträgt in Wahrheit die Summe von 80 Millionen, 
das Deficit für 1866 wird auf 40 Mill. präliminirt und das für 
18567 zu erwartende auf wenigftens 28 Mill. geihätt. 

Der Vortrag des Jinanzminifters an den Kaijer zur Ro: 
tivirung bes „Finanzgeſetzes“ Für 1866 enthält eine Meibe inte: 
refjanter Ihatjachen. Zunächſt erführt man, daß von den 90 Millionen de 
neuen Anlehens, das laut dem betrefjenden octroyirten Gejep vom 23. Nat. 
1865 „zur Dedung des Abganges bes Jahres 1865 und zur theilweiſen 
Dedung der Bedürfniſſe des Jahres 1866* beſtimmt war, 80 Millionen zur 
Erfüllung des erſten Theiles diefer Aufgabe nothwendig find. Das Tenal 
des abgelaufenen Jahres iſt nämlid — troß bes „mit hoher Befriedigung‘ 
hervorgehobenen Umjtandes, daß „der Voranſchlag im Ausgabenetat mit alkı 
Genauigkeit eingehalten worden iſt“ — von bem Betrag von 7,922,769 I. 
mit welchem es im Finanzgejeß für 1865 veranjchlagt war, auf die Summ 
von SO Millionen geitiegen, weil 1) die Veräußerungen von Staategütern 
um 30 Mill, 2) die übrigen Einnahmen um 185 Mill. weniger, als veranſcheg 
war, eingetragen haben und weil 3) und 4) zwei im Budget für 1865 md 
vorgejehene Beträge — eine Zahlung an die Bank mit II und bie Rud: 
erjiattung eines aus den beiden Vorjahren finmmenden Vorjhuffes mit 1 


” 


” 
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Millionen — haben bezahlt werden müſſen. Angeſichts der 80 Millionen 
Deficit für 1865 iſt der jetzige Finanzminiſter gewiſſermaßen ſtolz darauf, 
daß das von ihm entworfene Budget des Jahres 1866 nur mit einem Deficit 
von 40 Dill. abſchließt. „Für die 14möonatliche Verwaltungsperiode bes 
Jahres 1864 — berichtet er — war ein Deficit von 109 Mill. Gulden in 
Ausficht genommen worden, das ſich nach den Erſolgen fchließlih auf 114 
Mill. Gulden ftellte; im Jahre 1865 iſt durch die mit der anerfernnenswerthen 
Mitwirkung des Reichsrathes vorgenommenen, auf mehr als 25 Mill. Gulden 
ſich belaufenden Abftriche im Ausgabeetat abermals eine bedeutende Befjerung 
erzielt worden, und es ift eine weitere Errungenjchaft, daß ber Staatsvorans 
Schlag für 1866 gegen das Vorjahr wieder eine Verminderung des Deficits 
um 40 Mill. Gulden ausweist. Chroniſche, tiefwurzelnde Uebel laſſen ſich 
jofort nicht bejeitigen; man muß zufrieden fein, wenn die Heilung nad) und 
nach, aber conftant vor fich geht. Wird das Jahresdeficit 1866 zerglichert, 
fo bejteht es hauptſächlich aus ber am letzten Dezember 1866 zu Ieiftenden 
legten Nbftattung an die Nationalbank pr. 35,600,000 fl., eine Poſt, welche 
jedenfalls nur im Greditwege aufgebracht werden fann und um fo mehr als 
ein Griraordinarium angefehen werben muß, als mit ihrer Gntrichtung und 
ber gleichfalls am 31, Dezbr. 1866 fallenden Zahlung der legten, bereits be: 
deckten Silberfchuldrate von 10 Mill. Gulden die in dem Wlebereinfommen 
vom 3. San. 1863 flipulirten Zahlungsverbindlichkeiten des Staates an bie 
Nationalbank volljiändig erfüllt jein werden. Außerbem bleibt nur noch ein 
Reit von 44 Mill. Gulden, als Abgang des Jahres 1866, welcher durch 
Eriparnifje innerhalb des Rahmens biejes Budgets wohl gededt werben dürfte. 
Ohne die Herabfegung bes auferorbentlichen Zufchlages bei der Grund: und 
Hausflafjenfteuer und ohne die Reduction des Vriefporto’s hätte fich, von ber 
Bankſchuld abgejeben, in der orbentlihen Gebahrung des Jahres 1866 fogar 
ein Kleiner Ueberſchuß berausgejtellt. Hiemit wäre aber das permanente Gleich: 
gewiht im Staatshaushalte zwiſchen Ginnahmen und Ausaaben noch nicht 
erreiht. Dem Staatsvoranjchlage für 1866 kommen außerordentliche Zuflüffe 
zu Gute, auf welche für das Jahr 1867 nicht gerechnet werden kann. Blie— 
ben im Sabre 1867 ſämmtliche Roften des Ausgabe-Gtats für 1866 biefelben, 
mit alleinigem Wegfall ber Zahlungen an bie Banf, jo ergäbe ſich ein Er: 
forberniß von 531,273,881 fl., weniger 45,652,638 fl., alſo von 485,621,243 fl. 
Br entfallen von ber Bedeckung pr. 491,134,735 fl. a) die im Jahre 
1865 präliminirten Erlöfe aus der Veräußerung der Obligationen des An- 
lehens vom Jahre 1859 pr. 10,000,000 fl.; b) die Zuflüffe aus dem Gil- 
beranlehben 1865 12,000,000 fl.; e) der Erlös der Veräußerung vom 
Staatseigentbume mit 12,000,000 fl., im Ganzen 34,000,000 fl. und bliebe 
caeteris paribus für 1867 eine Bededung von 457,134,735 fl., daher für 
1867 noch ein Ausfall von 28,486,508 fl.“ Die Hoffnung, daß die Her: 
jtellung des Gleichgewichtes allmählich gelingen werde, jtüßt der Finanzminifter 
auf: 1) die Erwartung, daß es der unterm 10. Aug. 1865 eingejeßten per: 
manenten Minifterialbudgetconmmilfton gelingen werde, finanzielle Reformen 
zum Behufe von Erfparnilfen ausfindig zu machen; 2) bie Gewißheit einer 
durch eine einfachere und wohlfeilere Regie berbeizuführenden Vermehrung ber 
Nettoeinnahmen; 3) den, durch, vorausſichtlich baldige, Herſtellung bes Bari: 
furjes ber öfterr. Valuta wegfallenden Münz- und Wechſelverluſt des Staates ; 
4) die Ausjiht auf die unansbleiblichen günſtigen Wirfungen ber in ben 
letten Jahren zur Hebung des Nationalwohlitandes getroffenen Tegislatorifchen 
und abminiftrativen Maßregeln, 5) endlich die „Wiederkehr des Ver— 
trauens“. In Bezug auf dieſen letzten Punkt bemerkt der regt 
am Schluß jeines Vortrags: „Wenn man vergleihend nur auf einige Jahre 
zurüdjieht, wo ein Disagio von 30 Proc. und eine colofjale Stantsthufb an 
die Nationalbank wie ein Alp auf alle Verbältniffe drüdten, äußere Gefahren 
die Monarchie bebrängten und einen außerorbentlihen Militäraufwand ber: 
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vorriefen, int Innern auch nicht ein Ausgangspunkt für bie Gntwirrung ie 
Berbältniffe zu finden war, fo fann nur ein durch Berzagtbeit oder Ban 
leidenſchaft getrübter Blick bie Wendung zum Befjern verfennen. Das In 
land bat auch Schon begonnen, die neue Sachlage in politifcher, finanzeir 
und commercieler Beziehung zu würbigen, weniger das Inland, we iz 
Same bes Mißtrauens zu reichlich ausgeftreut wird, als baß fofort eine Hi- 
lige und unbefangene Beurtheilung ber Verhältniſſe hätte Platz greiten Is 
nen. Insbeſondere ift das Finanzminifterrum feit meinem Almtsantrier 
maplofen Angriffen ausgelegt, welchen ich Feine Erwiderung zu Theil werden 
ließ, weil ich die Thatſachen ſprechen laſſen wollte. Ich glaube aud femem- 
hin bei dieſem Syſteme bleiben zu jollen und hofſe damit burchzuöriszem. 
weil bei bem gejunden Sinne ber öfterreidhiihen Bevölferung im Tingen, | 
welche das Wohl jedes Einzelnen wie das ber Gefammtbeit jo nahe anardem, | 
Ofſenheit und Wahrheit fih immer Bahn breden und bie öffentlide Re- 
nung, unbeirrt vom Parteigetriebe, fich felbititändig ihr Urtheil Bilder‘. — 
Ueber den allgemeinen Steuerdrud und über ben Nachlaß eines Biertheis | 
be3 bisherigen Zuſchlags zur Grundfteuer und Hausklaſſenſteuer (im Bettc 
von 4,623,150 fl.) äußert ſich der Vortrag: „Es ift notoriſch, daß bie zum | 
Sabre 1848 die Steuerbemejjung in Seſterreich unter dem Bebdarke dei 
Staatsihapes und unter ber Steuerfraft des Reiches geblieben war und baı 
im tiefiten Frieden Schulden gemacht worden find, die durch eine mäkiz 
Erhöhung ber Steuerfäge und Vermehrung ber Steuerobjefte leicht vermieden 
werden fonnten. Seit bem Jahre 1848 rn aber das Verfäumte reichlig em | 
geholt worben, und es bat ſich feither im a ber Zeit das öfterreichiike | 
Steuerſyſtem nach allen Richtungen hin ertenſiv und intenſiv mit einer Kr 
pibität entwidelt, mit welcher die volkswirthſchaftliche Produktionskraſt kaum 
Schritt halten kann. Nicht felten müſſen offenbar brüdende und gemein 
Ihädliche Steuern auferlegt werben, weil eben feine anderen Mittel zu Ge 
bote ftehen. In diefer Page hat fich die öfterr. Gefeßgebung feit dem Jahr | 
1859 bejunden. Immer liegt aber für derlei Nothbehelfe die Beredhtigum 
darin, daß fie wenigftens ihren Zweck erfüllen. Hören fie auf, Grirägnilk 
abzuwerfen, bleiben troß Zuſchlägen und Berbopplung von Zuſchlägen be 
hoben Ginnahmen auf dem Papiere, während ein Rüdjchreiten bes Bolt 
wohlitandes zu Tage tritt, jo ijt der Moment gefommen, wo das fiscaliſce 
Intereſſe ſich mit dem volkswirthſchaftlichen vereinigt, um einem Syſteme Ein 
halt zu thun, das bie Art an den Baum legt, um feine Früchte zu pflüden 
Da aber auch die wirthichaftlid) ſchlechteſte Steuer body ſtets ein Einkommes 
abwirft, durch deſſen Entgang eine Störung in ber Gebahrung eintritt, je 
muß die Fingnzverwaltung, indem fie theoretijch die Uebelftände bei faft allen 
Steuergattungen anerfennt, in der Praris fih nur auf das Nothwendigkt 
und Dringendfte beſchränken“. 

31. Dee. Der öfterr. Gefandie in Paris, Fürſt Metternich, überreicht 
dem Kaiſer Napoleon für den kaiſerl. Prinzen bie Inſignien drei 
Drdens vom heil. Stephan, mit dem Beifügen: „Seine öfter. 
Majeftät legt Gewicht darauf, daß der Erbe des franz. Thrones bei 
Zeiten das aufridhtige Intereſſe wahrnehme, daß Sie für ihm hegt 
und das Sie ihm jederzeit bewahren wird”, 
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Anßerdentfdhe Stanten. 
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1. Portugal. 


.Jan. Gröffnung der Cortes. Thronrede des Königs. 


. Febr. Das Minifterium Loulé bleibt in der I. Kammer in ber 


Frage Santalho in der Minderheit und geräth ins Wanten. 


. März. Das Minijterium modifizirt fich, body immer noch unter der 


Präfidentihaft des Herzogs von Xoule. 


. April. Das Minijterium Lould tritt zurück. Bildung eines Mini: 


fterium Saba Banbeira. 


. Quni. Gorteswahlen. Sie fallen in Liffabon, Oporto, Coimbra, 


Evora x. für die Oppofition aus, jo daß das Minifterium in ber 
neuen Verfammlung nur auf eine geringe Mehrheit rechnen kann. 


Juli. Gröffnung der Cortes. Die Thronrede zeigt die Beilegung 
des brafiliich:engliihen Conflictes dur) die Vermittlung des Königs 
an, bezeichnet die Finanzlage des Landes als eine vollkommen zu: 
friedenftellende und kündigt die bevorjtehende Abſchaffung der Scla: 
verei in ben Colonien an. 


. Aug. Geburt eines Prinzen. Der päpjtlihe Nuntius weigert fich, 


den König Victor Emanuel als Pathen zuzulaffen. 

Gortes: der Negierungscandidat wird mit 85 gegen 74 Stimmen 
zum Präfidenten der II. Kammer gewählt. 

Das Minijterium bleibt in den Gortes in ber Minderheit und 
nimmt jeine Entlafjung. 


" 


. Sept. Bildung des neuen Minijteriums: VBisconde Caſtro, Minijter: 


präfident und Auswärtiges; Rodriguez Sampaio, Inneres; Paquito 

de Seijas, Juſtiz; Fontes, Finanzen; Graf Torres:Novas, Krieg; 

Tavares de Almeida, Marine; Serpa Pimentel, öffentliche Arbeiten. 
15 


22 


26 


20 
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. Sept. Endlihe Taufe des neugebornen Prinzen, nachdem ftatt be 
Königs von Italien der Kaifer Napoleon die Pathenftelle übernem 
men bat. 


. Dt. 


Der König und die Königin treten, von 3 franzöſiſchen Frı 


gatten begleitet, eine Rundreiſe in Europa an. 


. Nov. 


König Dom Fernando eröffnet die Cortes ohne Eröffnungsreb 


und leijtet den Eid als zeitweiliger Regent. 


. Dec. 


Rückkehr des Königs und der Königin nad Liſſabon. 


2. Spanien. 


T. Jan. Nachdem fi die von der Regierung einberufene Kriegsjunta 
mit 13 gegen 6 Stimmen für das Aufgeben von St. Domingo 
ausgeiprohen hat, legt der Minijterpräfident Narvaez den Cortes 
einen bießfälligen Beichluffesentwurf vor: 

Beſchlußentwurf: Art. 1. Das Decret vom 19. Mai 1861, welches 
bas Gebiet der bominicanischen Republik für wiedereinverleibt in bie Mo: 
narchie erklärt, it aufgehoben. Art. 2. Die Regierung ift ermächtigt, die zur 
Ausführung diefes Geſetzes nöthigen Maßregeln zu ergreifen, indem fie den 
Cortes Rechnung davon ablegt. — Die beigefügte Motivirung fommt zu 
den Schlüfjen: „Daß es eine Täufhung war, zu glauben, das ganze bominis 
canijche Volt, oder doch eine große Mehrheit besfelben babe die Einverleibung 
in Spanien hewůnſchi oder gar begehrt, daß der Kampf, nachdem er allge: 
mein geworben, jegt nicht mehr den Sharakter einer zu dem Zwecke, ein paar 
unzufriebene Rebellen zu unterwerfen, ergriffenen Mafregel, jondern eines 
dem Geijte der jpanifchen Politik durchaus fremden Groberungsfrieges trägt; 
daß, jelbit wenn wir unfere Anſtrengungen und Opfer concentrirten, um 
einen Triumph zu erlangen, wir uns in die traurige, an Berlegenbeiten reiche 
und nicht von geführlihen Verwidelungen freie Lage bringen würden, bie 
Inſel einzig und allein durch militärijche Occupation zu behaupten, und daß 
ſelbſt unter der günſtigſten Vorausſetzung, daß ein Theil der Bevölkerung ſich 
uns nach dem Siege als ergeben zeigte, das in jenem Gebiete einzuführende 
Regierungsſyſtem nothwendig entweder wenig zu den Sitten und Bräuchen 


ber Bewohner paſſen, oder ſehr verſchieden von dem in unſern Colonien herr⸗ 
ſchenden fein würde”. 


16. „ Die Regierung legt den Cortes bie bedenkliche Lage der Finanzen 


dar und verlangt, daß durch eine Vorauserhebung der Abgaben 
(Zwangsanlehen) oder auf andere Art geholfen werde. 


28. „ Der Etaatsminijter erklärt im Senat auf eine nterpellation, 
daß die Regierung nicht im Falle fei, darauf zu antworten, ob oder 
warn fie das Königreih Italien anerkennen werde [„Sie werden 
begreifen, daß eine Politif von ſechs Jahren nicht in einem Tag 
geändert werden kann; wir haben verfchiedene Interefjen in Stalien, 
im Princip wollen wir fie alle vertheidigen, aber die Frage, welche 
allen vorangehen muß, ift die des hl. Vaters“]. 


30, „ Die II. Kammer nimmt die Antwortsadrefje auf die Thronrebe 
mit 102 gegen 58 Stimmen an. 
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2. Febr. Peru gibt endlich nach und fließt einen Frieden mit Spanien, 
nachdem ber fpanifche Admiral Parejas feine Flotte im Hafen u 
Callao in Schlachtordnung aufgeftellt hatte. Die Chinchas-Inſeh 
werden den Peruanern wieder ausgeliefert. | 

Grundlagen bes Friedens find: „Gegenfeitige er 
betreffs ber Anwendung des Mortes revindicacion jeitens Spaniens, beireit 
ber Mordverfuche gegen Mazarredo jeitens Peru’s; gleichzeitige gegeniarz 
Begrüßung dev Flaggen; Zurüdgabe der Chinchas; Annahme eines jpaniice 
Commiſſärs in Peru; Anerfennung der alten rein fpaniihen Schuld fetter 
Peru’s, und Entihädigung Spaniens für feine auf 3 Mill. Riafter jet 
jtellten Expeditionsunkoſten“. 

10. „ Der Staatsrath genehmigt die Veröffentlihung der päpitlice 
Encyelica vom 8. Dec. 1864, jedod nur mit Ausnahme derjenigen 
Stellen, weldhe den Rechten der ſpaniſchen Krone zumwiderlaufen. 

20. „ Die Königin verzichtet Angefihts der Lage der Staatsfinanze 
auf drei DViertheile ihres Patrimoniums, deſſen Ertrag auf 600 Mil 
Realen geihägt wird. Congreß und Senat bejdliegen, ihr bafür 
eigene Dankadreſſen überreichen zu laffen. Der Finanzminiſter ve: 
jpriht den Cortes neue Prüfung der Budgets der verjchiedenen 
Minifterien und bedeutende Einſchränkungen. 

28. „ Der Ausbrud einer Revolution in Peru gegen die Regierung 
bes Präfidenten ftellt den abgejchloffenen Frieden mit Spanien mit: 
ber in Frage. Der ſpan. Abmiral Parejas beobachtet inzwiſchen 
eine zumartende Haltung. | 


14. März. Die Regierung wird in ber II. Kammer wegen Verfolgung 
ber Theilnehmer an einem oppofitionellen Bankett am 5. Mär; 
interpellirt; die Kammer billigt jedod das Verfahren der Regierung 
mit 166 gegen 70 Stimmen. Die Regierung legt den Cortes ein 
neues (beichränfendes) Preßgeſetz vor. 

15. „ 22 Madrider Zeitungen proteftiren gegen dieſe Vorlage. 

24, „ DieIl. Kammer genehmigt mit 143 gegen 79 Stimmen ben 
Gefeßesentwurf betr. einen Vorſchuß von 300 Mill. Realen an die 
Regierung, die I. Kammer mit 101 gegen 42 Stimmen. 


1. Apr. Die II. Kammer genehmigt mit 155 gegen 68 Stimmen das 
Aufgeben von St. Domingo. 
7—10. Apr. Unruhen in Madrid wegen Abfeung des Rectors der Uni: 
verfität Madrid. 
21. „ Ein tgl. Decret feßt den Profeffor an der Madrider Univerfität 
Emilio Caſtelar ab und zieht den Gehalt desjelben ein. 
29. „ Auch der Senat genehmigt, mit 93 gegen 39 Stimmen den 
Verzicht auf St. Domingo, 
Die II. Kammer lehnt den Antrag auf eine parlamentarifce 
Unterfuhung der Mabriber Ereigniffe vom 7—10, d. M. mit 154 
gegen 104 Stimmen ab, 
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. Mai. Differenzen mit Chile in Folge ber Erpebition gegen Peru. 
Der ſpaniſche Gefandte Tavira richtet an die Regierung von Chile 
eine Note, in welder 11 Beſchwerdepunkte namentlih aufgeführt 
werben: 

1) Die chileniſche Regierung habe feine Maßregeln en um bie ber 
Ipanifhen Flagge am 1. Mai v. %. in Santiago zugefügte Beleidigung zu 
vermeiden; 2) babe fie vor den ſpaniſch-americaniſchen Republifen gegen die 
Decupation ber Chinchas proteſtirt; 3) ſei fie ben Ausſchreitungen ber öffent: 
lihen Meinung nicht entgegengetreten; 4) babe jie dem peruanifchen 
Kriegsſchiff „Larzundi“ Seeleute anzumerben erlaubt; 5) habe fie geitattet, 
daß bewaffnete Freiwillige fich nach Peru eingeſchifft; 6) ſei fie nicht gegen 
ein wegen feiner Schmähungen Spaniens befanntes Qlatt eingefchritten ; 
7) babe fie das ſpaniſche Kriegsſchiff ‚Vencedor“ in Lota als ein feindliches 
behandeln laſſen; 8) habe fie Steinfohlen als Kriegscontrebande erflärt; 
9) fei Frankreich befjer von ihr behandelt als Spanien, indem Frankreich, 
als e8 in offenem Kriege mit Merico begriffen geweſen, nichts in den Meg 
gelegt worden betrefſs ber Ginnahme von Kohlen und Lebensmitteln; 
10) babe jie erlaubt, daß Peru aus Chile Pferde geholt, die doch nad 
Völkerrecht Kriegscontrebande ſeien; 141) babe fie die vom fpanifchen 
Sejandten gegen das unter Nr. 6 erwähnte Schmähblatt erhobene Beſchwerde 
nicht berüdjichtigt. 

Die chileniſche Regierung erörtert in ihrer Antwort die 11 Be: 
fchwerdepuntte, ohne irgend einen zurüdzunehmen, oder Genugthuung 
bafür zu gewähren, mit dem Beifügen: 


„Es iſt nothwendig, daß die Regierung Ihrer ſpaniſchen Majeftät fich 
überzeuge, daß bie anomale Art und Weife der Dccupation ber Chinchas 
durch Spaniens Agenten und die bei diejer Gelegenheit proclamirten be— 
fremdenden Principien bie Urjache von allem gewefen find, was vorgefallen“. 


Der ſpaniſche Gefandte erklärt ſich trogdem mit der Antwort 
zufrieden: 


„An Folge jener Erklärungen werben meinem Urtheile nad alle Be: 
ſchwerde-Motive hinfällig. In diefem Sinne meiner Regierung zu berichten, 
halte ich für meine Pflicht, auf daß das aufrichtige Einverftändniß, welches 
zwifchen Chile und Spanien immer eriftirt hat, nicht wieder auch nur im 
geringften alterirt werde“. 


6. uni. Der fpanifhe Oeneralcapitain Goͤndara ſchließt mit einer 
Commiſſion der aufſtändiſchen Dominicaner eine Convention über 
die Räumung der Inſel durch die Spanier ab: 


4) Die dominicanifche Regierung erkennt an, daß fie die Unabhängigkeit, 
deren fie ſich mächitens erfreuen wird, nur ber Großmuth des Spanischen Volks 
verdankt. 2) Die Spanien treu gebliebenen Dominicaner, welche in Santo 
Domingo bleiben wollen, leben unter dem Schutze ber Geſetze, und ihre Per: 
fon, fowie ihre Intereſſen werben rejpectirt. Denjenigen, welde das Land 
verlaffen, ſteht e8 frei, zurüdzufehren, wenn es ihnen beliebt, und fie werden 
während ihrer Abwejenheit die gleichen Vortheile genießen. 3) Die Regierung 
der Republik zahlt an Spanien eine Entſchädigung für bie Kriegskoften ; bie 
gö% diefer Entfhädigung wird ſpäter vertragsmäßig feitgeitellt werben. 

) Die dominicanifche Regierung geht die feierliche Verpflichtung ein, weder 
ihr ganzes Gebiet noch einen Theil desfelben ohne Eimvilligung und Ermäch— 
tigung Spaniens zu veräußern. 5) Bei Räumung ber Infel Seitens Spa⸗ 
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niens bleiben die gegenwärtig im Holpital befindlichen Kranken des ſpaniſche 
Heers bis zu ihrer Genefung dort, werden forgfältig gewartet und gepfleai 
und die Ausgaben für fie werden von einem Beamten ber ſpaniſchen Militär 
verwaltung gezablt, welcher zu dieſem Zwecke auf der Inſel bleibt. 

Die Convention wird von den bominicanijchen Behörden nid 
genehmigt und die Yeindjeligfeiten beginnen vorerft wieder auf 


Neue. 


10. uni. Eine Militärverfhwörung (angeblih mit der Abſicht eine 


19. 


22. 


Befeitigung der Dynaftie und einer Vereinigung Spaniens mil 
Portugal) wird in Valencia entdeft und unterdrüdt. Große Auf 
regung in Madrid und lebhafte Beforgnifje der Regierung. Der im 
Auslande reifende General Prim, eines der Häupter der Progtei: 
filtenpartei, wird durch kgl. Decret aufgefordert, augenblidlih nad 
Madrid zurüczufehren. Der Minijter des Innern befiehlt durd 
Cireular den Gouverneurs der Provinzen, jofort alle Gafinos zu 
ſchließen und alle Verfammlungen und Geſellſchaften aufzulöfen, die, 
unter welchem Namen e8 auch jei und melden fcheinbaren Zweck fie 
auch immer haben mögen, fi) mit politiichen Angelegenheiten be 
ihäftigen und jomit zur Störung der Ruhe beitragen könnten, je 
nady Ermefjen jelbjt Bälle und Gefellihaften zu verbieten. Die 
Regierung verlangt von ben Gortes die Wiedereinführung der Cenjur 
und das Recht zur Beſchlagnahme aller Zeitungen, die gegen Me: 
narchie, Religion, öffentlihe Ordnung 2c. jchreiben. 


» Entlaffung des Minifteriums Narvaez. Bildung eines neuen 
Minifteriums O'Donnel; Bermudez de Caftro übernimmt darin bie 
Leitung des Auswärtigen, Marihall Eerrano wird zum General: 
capitän von Mabrid ernannt. Ein kgl. Decret verfündet eine all— 
gemeine Ammejtie für Prefvergehen. Der an Gen. Prim ergangene 
Befehl wird offiziell zurückgenommen. 


Marihall D’Donnel legt dem Congreß die Tendenz des neuen 


Gabinets bar: 

„Das erjte, was bie Regierung thut, iſt ihre Sahne aufzupflanzen. Das 
Minifterium iſt ein Minifterium der liberalen Union, aber ein verjühnlicyes 
Minifterium — ein Minijteriun, weldes wünfcht, daß ſich die Liberalen 
Männer, die Freunde der Regierung und ihrer Anftitutionen, um dasſelbe 
ſchaaren. Das Minifterium wünſcht nicht allein, daß dieß der Fall jei mit 
allen Fractionen, die fih von ber liberalen Union gelöst haben, jondern « 
würde auc gern die Unterftügung aller Mitglieder der Kammer annehmen, 
die unter feine Fahne eilen. Das Minijterium bat durchaus feinen Gedanfen 
eines Ausſchluſſes. Das Programm bes Gabincts- ift- feftgeitellt. Das Cr 
binet iſt entichlojjen, allen innerhalb diefer Wände laut geworbenen Fragen, 
diejenige Löſung zu geben, welche e8 jelbjt auf diefen Bänken verfündet bat“. 
Die Regierungsblätter bezeichnen das Programm bed neuen Gabinets nähe 
dahin: der in Folge ber April-Ereignifje aufgelöste Municipalrath von Matrid 
wirb wieber eingejeßt, ebenjo ber durch das Minifterium Narvaez feines 
Amtes enthobene Secretär ber Univerjität von Madrid, Herr Montalvar. 
Der Prejje wird eine allgemeine Amnejtie ertbeilt, nnd das Wahlrecht in ir 
Weiſe ausgedehnt, bag an die Stelle der Diſtrictswahlen Provinzialmwahlen 


n 
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— — ſtellt das Programm die Anerkennung bes Königreichs Ita⸗ 

ten auf. 

Juni. Eine Depeſche der ſpaniſchen Regierung an den Repräſen— 
tanten Spaniens in Rom kündigt dem heil. Stuhle die bevor— 


ſtehende Anerkennung des Königreichs Italien von Seite Spa— 
niens an: 


wer. Ich halte es kaum für nöthig, Ihre Aufmerkſamkeit auf die wichtige 
Erklärung zu lenken, durch welche die Regierung den Zeitpunkt für gekommen 
glaubt, in Betreff der italienischen Angelegenheiten eine Entſchließung zu tref⸗ 
ten. Ich babe deshalb die mir dargebotene Gelegenheit des officiellen Em: 
pfangens bes biplomatifchen Korps dazu benutzt, um mid mit Sr. Erc. dem 
apoftolifchen Nuntius zu benehmen und ihm genau bie Nbjichten und die 
Anschauungen dev Regierung zu erklären. Indem ich jofort auf die Discuſ— 
fion ber Sade ſelbſt einging, fagte ih Migr. Barili, daß fein bereit jo 
langes Verweilen in Madrid ihm ohne Zweifel die Unmöglichkeit werde dar: 
gelegt haben, auf unbejtimmte Zeit hinaus eine Politik fortzuführen, Die 
weder bem Geijte der uns regierenden Inſtitutionen, noch der unter 
deren Schuß fich bildenden öffentlichen Meinung entjpredhe. Außerdem 
wies ich auf die Mifftände hin, die fich für das Land aus dem beharrlichen 
Fefthalten an gewiljen Ideen, welche nur von den radicalen Parteien aus: 
gebeutet werden fünnten, ergeben dürften. Ach habe ihm auseinandergeſetzt, 
daß fi in diefer Gategorie die annormale Lage unferer Beziehungen zu Jta= 
lien befinde, das aan das Schlachtfeld geworden, dejjen fich die ertremen 
Parteien zur Agitation im Lande bemächtigt hätten. Ich jtellte ihm vor, 
dat Spanien zur Vertheidigung des Hl. Waters und aus Mitgefühl für fo 
große Mißgeſchicke, während ganzer Jahre bie Löſung biefer Sache binauss 
geichoben habe. Seine Regierung habe jich ſchweren Angriffen ausgejegt und 
inmitten der Staaten Guropa@ eine vereinzelte Stellung eingenommen, immer 
in der Hoffnung, e8 werde durch ein Abkommen zwilchen den betheiligten 
Parteien oder durch eine Verftändigung unter ben europäiichen Mächten zu 
einer befinitiven Löſung ber italienischen Angelegenheiten kommen. Bis jept 
blieb diefe Hoffnung unerfüllt, trog unſeres ſehnlichſten Wunſches, und es 
hätte die Regierung J. Maj. um ſo weniger Gründe, in dieſer politiſchen 
Richtung zu verharren, als die Zeit und der Gang ber Ereigniſſe dargethan 
baben, daß dieſelbe nicht allein unfruchtbar, jondern auch dem vorge teten 
Ziele zumwiderlaufend ift. Weber die Gefahren einer im Jnnern beitig ange: 
griffenen Haltung, noch auch nah Außen hin, bie Mipftände einer ſyſtemati⸗ 
ſchen Abſonderung von den großen Nationen der Erde, die abgeſehen von 
einer einzigen natürlichen Ausnahme, das Königreich Italien anerkannt haben, 
würben durch die Gewißheit, ja nicht einmal bie Hoffnung ausgegli⸗ 
chen werden, zur Wiedereinſetzung ber entthronten Souveräne, ober zur voll: 
ftändigen Wieberherftellung der weltlichen Macht bes hl. Breker ge ya a 
Die Grundlage unferer Rolitit war ſtets und mußte nothwendig jtets jein 
bie Neutralität: allein unfere fortdauernde Vereinzelung würde Spanien 
ſchaden, ohne dem Papfte oder ben Fürſten zu nützen, für deren Unglüd wir 
jo öffentliche und beftimmte Sympathien bezeugt haben... . Indem bie Res 
gierung J. Maj. in ber italienischen Frage alle ihre Rechte vorbehält, aber 
Bedacht nimmt auf die Interefien Spaniens, folgt fie einfady dem Beiſpiel 
beinahe aller katholiſchen Nationen der Erde. Und wenn der heil. Stuhl in 
feiner tiefen Weisheit und Klugheit es für zeitgemäß gehalten hat, mit einem 
Vertreter des Königs Victor Emanuel, behufs ber an ber religiöfen 
Fragen in dem neuen Königreih Italien zu unterhandeln, ſo kann es nicht 
feltfam erſcheinen, daß bie öffentliche Meinung nachdrücklicher auf ber Forde⸗ 
rung beſtehi, Spanien ſolle mit demſelben Königreiche Italien ſeine politiſchen 
Beziehungen wieder anknüpfen. Endlich habe ih dem Nuntius Sr. Heiligkeit 
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gefagt, daß durch jo viele mächtige Grünbe bejtimmt, die Regierung es fü 
unerläßlich erachte, dieſen Schritt zu thun, um von heute an die ncib 
wendigen Unterhandlungen mit dem Florentiner Cabinet zu eröffnen. Ich batk 
joeben diefen vorgängigen Beweis ber Achtung und rüdjichtsvollen Aufmet 
famfeit für den hl. Stuhl gegeben, als der Geihäftsträger bes Königs Bin 
Emanuel an diefem Hofe, Baron Cavalchini, bei mir erihien und ich jemi 
Gelegenheit erhielt, ihn von dem Entihluß ber Regierung Kenntnis ;ı 
geben. Indem Sie dem Staatoſecretär Sr. Heiliafeit von dieſer Trepeis 
Borlefung geben und ihm auf feinen Wunjch Abjchrift hinterlaffen, will er 
Maj., daß Ew. Erc. dem Cardinal Antonelli und noch mehr St. Heilizfei 
jelber die Verficherung ertbeile, daß die Regierung ber Königin von den nid 
jten Gefühlen der Adhtung und Verehrung für ie beifige Autorität um: 
feine erhabene Perſon durchdrungen und entjchlojfen it, beute, wie immer 
durd alle ihr zu Gebote ftehenden mora liſchen Mittel die Rechte und m 
terefjen der heil. Anftitution, deren Symbol er ift, zu vertheidigen“. 


5. Juli. Die Deputirtenfammer nimmt das ihr von ber Regierung ver 


6/7. 


12. 


20. 


26. 
[3 


28. 


gelegte neue Wahlgejeß, das den Cenſus auf die Hälfte berabiest 

mit großer Mehrheit an. 

„ Die Bartei ber Neocatolicos verjudht in der Deputirtenfamme: 
einen Angriff auf die eingeleitete Anerkennung des Königreichs a: 
lien, ihr Spreder Nocedal fieht ſich jedoch veranlaft, den von ibe 
dießfalls gejtellten Antrag ſelbſt wieder zurüdzuziehen. 

Der Senat genehmigt mit 117 gegen 18 Stimmen den ibm vor 
der Regierung vorgelegten (liberalen) Gefeßesentwurf bezüglich be: 
Preſſe. 

„Ein kgl. Deeret ſchließt die Seſſion der Kammern. 

„Der Cardinal-Erzbiſchof von Burgos erhält feine Entlaffung al: 
Erzieher des Prinzen von Aſturien. 

„ Die Regierung Spricht die bebingungslofe Anerkennung des Kö 
nigreich8 Italien aus. 

„ PP. Claret, der Beichtvater der Königin, zieht fih in fein Mii: 
fionshaus zu Bi, die Schweſter Patrocinio in ihr Klofter zu 
Aranjuez zurüd. 

» Die Regierung publicirt das Neglement, durch weldes die Jurd 
veorganifirt und berjelben die Jurisbiction in Preßſachen zurüd: 
gegeben wird. 

„ Das Minijterium O'Donnel erklärt die am 20. Mai vom ſpa— 
niſchen Geſandten in Chile angenommene Erklärung bezüglich der 
Ipanijchen Beſchwerden gegen bie Republik für ungenügend, ruft ben 
Geſandten Tavira ab und gibt dem Admiral Pareja Inftructionen 
bezüglich eines andern Verhaltens gegenüber Chile. 


n 


31. „ Sämmtlihe Biſchöfe des Königreichs bis auf zwei haben nad 


und nad) Öffentlich gegen die Anerkennung des Königreiches Italien 
proteftirt. 

» Der Verkauf der Kirchengüter wird vom Minifterium wieder auf: 
genommen und mit Energie betrieben. 
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. Aug. Die Regierung erflärt bem bisherigen neapolitanifchen Ge: 
Jandten, daß feine Miffion zu Ende fei. Derfelbe entfernt unter 
Proteft das Wappen Neapels von feinem Hotel. 

„Abreiſe ber Königin nad) ben baskiſchen Provinzen. 


» Depeihe an Defterreih in Antwort auf bie öſterr. Depeiche 
vom 21. Juli bezüglich der Anerkennung des Königreihs Italien 
durch Spanien: 

»... Spanien und Dejterreich haben mit einander gehen können, jo lange 
ſie in diefer Frage durch ihre gegenjeitigen Intereſſen geleitet waren. Aber 
weder bie eine noch die andere Macht hatte ihre Freiheit im Handeln vers 
foren, um fich im diefer frage, ſowie in jeder anderen, zu trennen, jobald 
ihre Regierungen es fiir zumäglich erachten würden... Die Bande ber 
Freundſchaft und der gegenfeitigen Hochachtung, die Spanien und Deiterreid) 
vereinigen, find zahlreich; fie haben ſich nur noch enger knüpfen können von 
dem Augeublide an, wo der Kailer e8 dem Intereſſe jeiner Staaten ange: 
meſſen bielt, die alten Reichsinjtitutionen zu verändern, um fie durch foldhe 
zu erjeten, welche mit ben unfrigen eine große Aehnlichkeit haben. Es gibt 
auch mehrere politiiche Fragen, im Betreff deren die beiden Regierungen ſich 
in Uebereinftimmung finden fünnen. Indeſſen dürfte man mit bem Grafen 
Mensdorff unmöglich zugeben, daß Spanien und Deftrereih in Stalien iden: 
tiſche Intereſſen haben... Als ausichließlich Fatholiiche Macht nimmt Spani.n 
ein lebbaftes Intereſſe an Allem, was den bi. Stuhl betrifft; dieß Intereſſe 
jedod, das von jeber Art politiicher Beſtrebungen frei ift, knüpft ſich vein und 
ausſchließlich an den heiligen Vater. Ohne einen einzigen Augenblid an ber 
gerechten Sorgfalt zu zweifeln, von der Oeſterreich fid) zu Guniten bes Ober: 
bauptes ber Fathol. Kirche bejeelt fühlt, muß man nichtsdeſtoweniger aner: 
fennen, daß dieſe Macht auf der italienischen Halbinfel Antereffen ganz anderer 
Art bat. Diefe Erwägung dürfte für fih allein genügen, um feitzuftellen, daß 
bie Identität dev Anfichten, wovon in der Tepeiche bes Grafen Mieneborff bie 
Rede ijt, nicht beſteht. Ebenfowenig kann ich die von dem kaiſ. Diinifter bes 
Auswärtigen ausgeiprechene Anficht annehmen, daß die Anerkennung ber voll: 
brachten Thatjahen im Italien es für Spanien ſchwieriger gemacht babe, feine 
Stimme zu Gunften bes heil. Stubles zu erheben. In dem bisher von ber 
Regierung der Königin befolgten Verhalten ift Eines pofitiv, nämlich daß alle 
unjere Anjtrengungen bis jegt wirkungslos geblieben jind in Bezug auf bas 
Ziel, das wir zu erreichen uns vorgenommen hatten. Uebrigens ift die Aner— 
kennung ber vollbrachten Thatſachen eine Theorie, die nicht zum erjten Male 
in Anwendung gebracht worden ift. Spanien und Defterreich haben ſtets dieſe 
Politik verfolgt, und ohne auf zu entlegene Zeitläufte zurüdzugehen, will ich 
mid darauf beihränfen, daran zu erinnern, daß 1830 und 1848 beide Mächte 
die Gejammtbeit der vollbradhten Thatjachen in Frankreich nach dem Sturze 
ber beiden Aweige ber bourbonifchen Familie anerkannt haben. indem wir 
auf eine jüngere Epoche zurüdgehen, darf man nicht vergeffen, daß bie ital. 
Monarchie von ganz Guropa mit wenigen Ausnahmen anerkannt worden ift 
und daß Dejterreich jelbft die Ginverleibung einer der ſchönſten Provinzen des 
neuen Königreihs Italien in das ehemalige Königreih Piemont janftionirt 
hat... Ich tbeile durchaus die Anficht des Minifters Sr. apoftolifchen Ma: 
jeftät, wenn er darauf aufmerffam macht, daß es nichts Zarteres gebe, als 
feine Meinung über bie innere Lage einer anderen Macht auszufprechen. 
Darum möchte ich mich auch nicht für berechtigt halten, Bemerkungen über 
bie innere Lage Defterreichs zu machen. Somit follte ich, indem ich zugleich 
bie freundlichen Abfichten, die den Grafen Mensdorff geleitet haben, anerfenne, 
mich vielleicht enthalten, auf Betradhtungen zu antworten, über welche ber 
Regierung der Königin allein ein Urtheil zufteht. Indeſſen liegt Herrn 
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v. Mensdorff jo ſehr daran zu erflären, bak bie lebhafte Freundſchaft Defter- 
reih8 für Spanien die einzige Urſache fei, bie feinerjeits derartige Betras- 
tungen hervorruft, daß ich meinerſeits auf dieſe freundſchaftlichen Gefühle Dei 
Minifters antworten zu müſſen glaube, indem ich ihn wegen ber Berürd- 
tungen berubige, die ev über die Feitigfeit des Thrones der Königin zu hegen 
fcheint. Zu diefem Behufe genügt es, an die Gejchichte zu erinnern. Die 
Königin Iſabella war nod ein Kind in der Wiege, als fie beim Tode ihres 
Vaters, bed Königs Ferdinand VII, ihre Rechte durch einen Ujurpator, einen 
Prinzen, der an der Spite einer fanatiichen Partei ſtand, beitritten jab. 
Berlafjen von fait ganz Europa, gelang es dem fpanijchen Wolfe, nicht allein 
bie Rechte feiner Herricherin, fondern auch die Inftitutionen, die ihrem Throne 
zur Grundlage dienten, zum Siege zu führen. Dieſe Anftitutionen, in wel: 
hen Andere eine Urjache erniter Gefahr zu entdeden alauben, find es, bie 
inmitten der großen Kataftrophe von 1848 feine fetefte Stütze geweſen fm». 
Mährend dieſer Epoche, die in ganz Europa jo jchmerzliche Erinnerungen zurüd: 
gelafien bat, ift der Ihren der Königin auch nicht einen Augenblid in Gefahr 
gewejen, und fein perfönliches Opfer war nöthig, um die monarhifchen An: 
jtitutionen zu retten. Spanien bat dieje Ichredliche Krijis rubig durchſchrit⸗ 
ten, und Dank den Injtitutionen, von denen e8 umgeben war, ijt fein Iron 
inmitten eines Sturmes fejt geblieben, der alte Monarchien, bie jich für un— 
erjchütterlich hielten, an den Rand des Abgrundes brachte. Nah der Anfict 
ber Regierung Ihrer Majeſtät würden dieje Anititutionen, die Oeſterreid 
ſchließlich jelbit bei jich eingeführt hat, noch einmal ben Thron der Königin 
triumphiren lafjen, wenn neue Gefahren ihn bedrohen jollten. Aber dieſe 
Gefahren find nicht vorhanden, und die Megierung Ihrer Majeität ift ficher, 
daß die liberale und conjervative Politik, die fie verfolgt, zu ihrer Beſciti— 
gung genügt. Ein ähnliches, zur vechten Zeit inne gehaltenes Berbalten 
hätte wahrjcheinlich bie Souveräne gerettet, die vor Kurzem noch in Stalica 
regierten“. 


21. Aug. Schwacher Verſuch einer carliſtiſchen Demonſtration in Ulce— 
dona in Catalonien gegen die liberalen Maßregeln des Miniſteriums 
O'Donnel. 


— Der Miniſterpräſident O'Donnel beſucht den Kaiſer Napoleon im 


Lager von Chalons. 


8. Sept. Die Cortes werden durch kgl. Decret bis zum 5. November 
vertagt. 

9. „ Der Kaijer Napoleon beſucht mit der Kaiſerin und dem kaiſerl. 
Prinzen von Biarrik aus die Königin in ©. Sebaſtian. 

11. „ Die Königin erwiedert den Beſuch des franz. Kaijerpaars burd 
einen jolden in Biarritz. 

17. „ Der fpanifche Admiral Pareja erfcheint im Hafen von Valparaiſo 
und übermadt der Regierung von Chile ein Ultimatum, dahin 
gehend, daß wenn nicht binnen vier Tagen eine befriedigende Erklä 
rung betreffs der von Spanien gegen Chile erhobenen Beſchwerden 
abgegeben würden, und außerdem die ſpaniſche Flagge mit 21 Schüſ— 
ſen begrüßt werde, die diplomatifchen Beziehungen zwiſchen beiden 
Ländern als abgebrochen zu betrachten jeien. 

21. „ Chile lehnt das Ultimatum des Admirals Pareja ab. 
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2. Sept. Nomiral Pareja erneuert fein Ultimatum vom 17. d. M., 
indem er eine neue Frift von 24 Etunden gewährt. 

3. w Das biplomatiihe Corps in Chile (Ver. Staaten, England, 
Frankreich, Preußen, Ouatemala, Eolumbia) protejtirt gegen das 
Vorgehen Spaniens: 

„... Die Unterzeichneten bemerken mit Bebauern, daß zwilchen Chile und 
Spanien ein Bruch droht, ohne daß irgendein Verſuch gemacht worden, um 
zu einer freundichaftlichen Regelung ber fchwebenden Schwierigfeiten zu ges 
langen, obgleih doch die unter ciwilijirten Nationen bejtehenden Gebräuche 
einen ſolchen Berjuch vorichreiben ...“ 

Pareja weist den Proteft nody an demjelben Tage ab. 

4. „ Das diplomatifhe Gorps in Chile erneuert feinen Protejt vom 

vorhergehenden Tage mit dem Beifügen: 

„Es iſt unmöglich, daß bie chileniiche Regierung Neclamationen nachgab, 
bie im Tone drohender Forderung mittelft eines peremptorifchen Ultimatums 
gemadt wurden“. 

Admiral Pareja lehnt den Proteft neuerdings ab und notificirt 
den Vertretern der fremden Mächte einfadh den Ausbrud der Feind— 
feligfeiten und die mit dieſem Tage eingetretene Blofade der jämmt: 
lichen Häfen Chile's (mit 5 Kriegsihirfen für eine Küftenlänge von 
circa 3000 Eeemeilen). 

„Diie chileniſche Nationalvertretung erklärt Spanien in Folge bes 

Vorgehens des Admirals Pareja ben Krieg und ertheilt der chile— 

niſchen Regierung alle zu diefem Ende hin erforderlichen Vollmachten. 


nn 
or 


2/3. Oct. Blutige Auftritte in Caragoffa. 

10. „ Ein fgl. Decret verfügt die Auflöfung ber Cortes und orbnet bie 
Neuwahlen auf den 1. Dec., den Zujammentritt der Cortes auf den 
27. Dec. an. 

29. „  Generalverfammlung der Progrefjiften in Madrid behufs Neuwahl 

des Gentralcomite, das endgültig über die Frage zu entjcheiden hat, 

ob die Partei fih an ben bevorftehenden Corteswahlen betheiligen 

fol oder nicht. Drohende Aeußerungen des General Prim gegen 

die Regierung. 

„ Die Regierung erklärt, daß über gewiffe Angelegenheiten ber 

Eolonien die (bisher davon ganz ausgejchlojfenen) Cortes gehört 

werben müßten und erläßt eine Beftimmung zu Erichwerung bes 

Eclavenbandels auf Cuba. 


30. 


5. Nov. Große Verfammlung der democratiichen Partei in Madrid. Die 
Rebner erklären ſich mit Entſchiedenheit für Einführung des allge: 
meinen Stimmredts, für Trennung von Staat und Kirche und für 
endliche Ordnung des Finanzweſens durch Sparſamkeit. 

„„ Eieg der Revolution gegen den Präſidenten Pezet in Peru. 
General Canfeco zieht in Lima ein. Dictatur des Oberjten Prado. 
Abbrud der biplomatiihen Beziehungen zu Spanien, 
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8. Nov. Der fpanifche Gefandte in Paris berichtetet in Folge feine 


15. 


16. 


23. 
30. 


> 


> 


— 


wiederholten Unterredungen mit Hrn. Drouyn de l'Huys über dw 
Löjung der römiſchen Frage und die Ausführung der Eeptemke:: 
eonvention durch Frankreid an feine Regierung: 

„. . . Da jo das Princip der päpitlihen Herrfchaft, woran der Fatb. Bel 
fo viel Liegt, geſichert und das, was ber hl. Stuhl jegt bejigt, nicht gerährke 
ift, fo kann man vielleihthoffen, baf die Zeit und die Vorfehung es dabın 
bringen werben, daß ihm auch das, was er verloren bat, wieder zurüd: 


- erftattet werbe*. 


„ Selbft das GentralwahlcomitE der Moderados erläft ein Wr 
nifejt gegen die Regierung und bie fogen. liberale Union. 

»„ Das progrefliftiihe Central:Wahlcomite beſchließt mit 71 gegen 
12 Stimmen die Enthaltung von den bevorjtehenden Eorteswahlen. 
Die meiften Führer der Partei find mit dem Beſchluſſe nicht ein 
verſtanden. 

„ Ein Rundſchreiben des Miniſteriums billigt das Vorgehen bes 
Admirals Pareja gegen Chile. 

„ Die Regierung fendet dem Admiral Pareja vor Chile neue, mös: 
lichſt gemäßigte Inftructionen. 


. Dec, Allgemeine Corteswahlen. Große Theilnahmloſigkeit, da ſic 


die Mehrzahl der Democraten, der Progreſſiſten, ja ſelbſt der Me: 
derados enthalten. 

„ Die Chilenen nehmen das ſpaniſche Kriegsſchiff Cavadonga 
Admiral Pareja macht in Yolge davon feinem Leben freiwillig ein 
Ende. 

„Abſchluß einer Allianz zwiſchen Peru und Chile gegen Spanien. 
„ Spanien nimmt im Streite mit Chile die Vermittlung Englands 
und Frankreichs an. 

v Einzug der Königin in Madrid. 

» Die Ranzerfregatte Numancia wird von Gallao nad Valparaiſo 
berufen, wo fi die ganze ſpaniſche Flotte concentrirt. 

„ Der (für bejeitigt gehaltene) Beichtvater der Königin, P. Clare, 
hat feine Etelle wieber angetreten. 

„ Eröffnung der Cortes. Thronrede der Königin: 

„. .. Meine zriedensbeftrebungen find ungenügend geweien, die Feind— 
jeligfeiten gegen Chile zu verhindern, das bartnädig jede Genugtbuung für 
die Spanien zugefügten Beleidigungen verweigerte ; Meine Regierung wird über 
bie getrrdfienen Maßregeln, jowie über bie weiteren Unterhandlungen Rechenſchaft 
ablegen. Meine Beziehungen zu ben andern Mächten des Kontinente find 
fortwährend freundichaftlih. Aus Gründen, welche im Intereſſe und in den 
Gefühlen der jpanifchen Nation gelegen find, babe ch das Königreih Italien 
anerfannt ; bdiefe Anerkennung fonnte jedoch nicht Meine bobe Achtung und 
herzliche Anbänglichkeit für den gemeinfamen Vater der Gläubigen ſchwächen, 
noh Meinen feiten Entihluß erjhüttern, eim Auge auf deſſen heil. Rechte zu 
haben. Bon dem Wunfche befeelt, die Unabhängigkeit der auf dem Boben 
der altipanifchen Golonien gegründeten Staaten Amerifa’s zu achten, babe 
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Sch einen Friebens- und NAnerfennungsvertrag mit ber Nepublif San Sal: 
vabor abeſchloſſen‘. Die Finanzichwierigfeiten betreffend, betont die Königin 
die Nothwendigfeit einer theilweijen Steuerhöhung und der Erfparniffe in den 
‚Ausgaben, um das Gleihgewicht berzuftellen, und fündigt verfchiedene Geſetz— 
entwürfe betreffend bie Amortifation oder Liquidation der alten Schulden und 
bie Reduction der fhwebenden Schuld, jowie Entwürfe bezüglid) einer wirk— 
jamen Beftrafung des Sklavenhandels an. „Glücklicherweiſe hat die traurige 
Erfahrung der Revolutionen die verfchiedenen Klafjen ber Geſellſchaft gelehrt, 
dap-die Arbeit die Quelle der Tugend und ber Wohlfahrt für die Individuen 
it, daß die Zunahme der nationalen Production bei den Völkern der Neuzeit 
ald ber unbejtreitbare Beweis ihrer Macht und Größe angejehen wird, und 
daß Arbeit und Production fih ba, wo nicht gleichzeitig Ordnung und reis 
beit berrjchen, nicht entwideln können. Von folden Grundjägen geleitet, und 
ohne ji) um das unausgejeßte Treiben der politiichen Parteien zu Fümmern, 
begt Dieine Regierung bie Zuverfiht, alle Schwierigkeiten überwinden zu 
fönnen, indem fie fih in der geieglihen Sphäre hält, und in Gemeinfamfeit 
mit der wahrhaft und rechtmäßig durch den Senat und ben Congreß vertres 
tenen nationalen Meinung handelt. Eine Bolitif, die nachſichtig und dabei 
nicht ſchwach ift, die, ohne graufam zu fein, der Unordnung zu fteuern weiß, 
und die bei jeder Gelegenheit den feiten Entjchluß befigt, ihre Pläne durdys 
zuführen, ijt die einzige, welche die jchwierige Bahn der Vervollfommnung 
und des Fortichritts, zu ber alle Individuen und Völker berufen find, zu 
eben im Stande if. Wenn wir alle das öffentliche Interefje zum Ziel, die 
nationale Meinung zur Richtſchnur, die Achtung vor dem Geſetze zur Regel 
haben, jo werben wir unter fteter Anrufung des Namens Gottes nie fehen, 
ih hoffe e8 wenigftens, daß zwijchen den Staatsgewalten jenes herzliche Eins 
verjtändnig mangelt, welches die Ruhe befeftigen, den gegemwärtigen Fortichritt 
ſichern und ben kommenden Geſchlechtern gejegnete und glüdliche Tage berei: 
ten wird“. 


28. Dec. Der König von Portugal kehrt über Madrid nad Liſſabon zurüd, 


— 


jedoh ohne fih in ber ſpan. Hauptjtabt mehr als einige Stunden 
aufzuhalten. 
„Unterdrückung einer Militäremeute in Malaga. 


3. England. 


19. Januar. (Canada.) Zujammentritt des Eolonial:Barlaments. Di 
Öffentliche Meinung ijt überwiegend für Herftellung des guten Ba 
hältnifjes zu den Ver. Staaten. Der Öeneral-Gouverneur empfie! 
die Bank von St. Albans zu entihädigen, das Parlament ortu: 
eine Unterjuhung gegen den Richter Eourjol an. Die Regierun: 
legt eine Alienbill (verdächtige Ausländer des Landes zu verweiſer 
vor, die vom Palament mit 107 gegen 7 Stimmen angenomma 


wird. 


7. Febr. Eröffnung des Parlaments. Unbedeutende Thronrede im Nr 
men ber Königin. Adreßdebatte in beiden Häujern. Ein Amer 
bement bezüglid Irlands wird im Unterhauſe vorworfen. 

21. „ Dberhaus: Debatte über das Verhältniß zu den Ver. Staaten 
und die Vertheidigung Canadas gegen einen möglihen Angriff. Ti 
Regierung verlangt 200,000 Bid. zur Befeftigung Quebecs, wovon 
50,000 für 1865. 

27. „ Unterhaus: eine Motion Henneſy's, bie nothleidenden Irländer 
aus Staatsmitteln zu unterjtügen, wird mit 107 gegen 31 Stimmen 
verworfen. 


7. März. Das Unterhaus geht über den Antrag Kelly's für Aufhebung der 
Malzſteuer mit 251 gegen 171 (toryſtiſche) Stimmen zur Tages 
ordnung über. 

8. „ Eröffnung des Telegraphen zwiſchen England und Oftindien. Der: 
jelbe entipricht den gehegten Erwartungen binnen furzem (Lang: 
ſamkeit, Unficherheit und Unvegelmäßigkeiten auf der türkiſchen 
Strede) keineswegs. 

11. „ (Canada) Das Eolonial:Parlament erklärt fi für das brit 
tiſche Conföderationsproject. 

13. „ Die engliiche Regierung erklärt fich bereit, bie fchlestwig-holitei: 
niſche Flagge proviſoriſch anzuerkennen, jedoch mit Vorbehalt der 
Rechte der ſchleswigſchen und holſteiniſchen Stände ſowie jener dei 
beutihen Bundes und nur bis zur definitiven Gonjtituirung der 
betheiligten Herzogthümer.“ 
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3. März. Unterhaus: Debatte über Canada, allgemeine Angft vor den 


5 


1 10 


Ber. Staaten. 


„ Der fog. Edmundsjcandal: Nepotismus bes Lorblanzlers Lord 


Meftbury. 


. #» Der geh. Staatsrath entſcheidet ſchließlich für den wegen ſeiner 


freien Anfichten verfolgten Biſchof Colenſo. 


„ Dberhaus: Lord, Rufjel legt die Kündigung des canabifhen Re: 


ciprocttätsvertrages von Seite ber amerif. Union vor und bemüht fid, 
die Neutralitätserflärung mit ber Blofadeerflärung durch die Unions— 
regierung zu vertheidigen (thatſächlich unwahr). Die Forderung für 
die Befeftigung Duebecs wird mit 275 gegen 4 Stimmen ge: 
nehmigt. 


„ Unterhaus: ein Antrag gegen die iriihe Staatskirche wird mit 


221 gegen 106 Stimmen verworfen. 


„» (Canada). Die füdftaatlihen Parteigänger find des Landes 


verwiejfen und nad den Südſtaaten zurückgekehrt. Die Plünderer 
von St. Albans werden in Freiheit gejegt und als „Kriegführende * 
nicht ausgeliefert, aber alsbald wegen Mordverſuch wieder verhaftet. 
— Die Eleineren brittiihen Colonien zeigen große Abneigung gegen 
die dee der brittiihen Conföderation, namentlich Neu-Braunſchweig, 
aber auch Neujhottland und Neufoundland. 


April. Richard Cobden +. 


„ Unterhaus: Der Schabfecretär Gladſtone legt das Budget für 
1865/66 vor. Dasjelbe zeigt einen Meberfhuß von 4,031,000 Pf. 
und ber Schaßfanzler jchlägt daher nenerdings eine Verminderung 
der Steuern und Abgaben im Betrage von 3,778,000 Pfd. vor. 


. Mai. Beide Häufer bejchließen einftimmig eine Adreſſe an die Krone 


zum Ausbrud der Entrüftung und bes Beileids über die Ermordung 
Lincolne. Derby befürwortet den Schritt in etwas gebrüdter Rede 
im Oberhaus, Disraeli in freierem Bewußtfein im Unterhaus. Die 
Meinifter Ruſſel und Gray behaupten, daß die Mehrheit der eng: 
liichen Nation von Anfang an auf Seite bes Nordens gejtanden 
babe, Minijter Gladftone (feine „neue Nation”) ſchweigt. 


- „m Unterhaus: die Bainesſche Reformbill (Herabjegung des Wahl: 


cenjus in ben Stäbten von 10 auf 6 Pfd. Hausmiethe) wird mit 
288 gegen 214 Stimmen verworfen. 


. „ Lord Ruſſel wiederruft theilweije die in Folge der Neutralitäte: 


erklärung gegenüber Nordamerika erlaffenen Anordnungen. 
„ Unterhaus: Interpellation wegen Amerika. Beruhigende Antwort 
Palmerſtons. 


. „Unterhaus: Neue Interpellation wegen Amerika. Wiederum bes 


ruhigende Antworten Palmerſtons und Layards. 


2. Juni. Eine Depeſche Ruſſels nach Waſhington entzieht den Con—⸗ 
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föberirten bie Rechte von Kriegführenden, läßt ihnen aber doch nes 
foviel Schuß angedeihen, als es die Umftände erlauben: 

. .... Bei dieſer Sachlage verlor Ihrer Majeftät Regierung feine Zei, 
fih mit der Regierung bes Kaijers (dev Zranzofen) über das weitere Be: 
halten der beiden Regierungen in Einvernehmen zu feßen, und während bie | 
betreffende Gorrefpondenz fidy im Auge befand, erhielt ih am 30. v. IR. burd 
Hrn. Adams eine Abjchrift der Proclamation bes Präfidenten vom 10..... 
Die conföberirten Staaten noch fernerhin als Kriegführende amzuertennen 
wäre nicht allein ein Widerſpruch gegen bie faktifche Yage, jondern Fönnte ;u 
vielen VBerlegenbeiten und Verwicklungen zwijchen ben neutralen Mäcdten um: 
ber Regierung der Vereinigten Staaten führen. Demgemäß bat Ihrer Rx 
Regierung, nachdem fie ber Regierung des Kaijers der Franzoſen Diittheilum: 
gemacht, befchloffen, den ziwijchen den Vereinigten Staaten und ben fogenmz- 
ten conföberirten Staaten von Nordamerika vor Kurzem ftattgefundenen Kris 
de facto beenbdigt zu betradhten, und daraufhin anerkennt fie die Wieder: 
berftellung des Friedens im ganzen Bereich ded Gebietes, welches vor Aus 
bruch des Bürgerkrieges fih im unbeftrittenen Befige der Vereinigten Staaten 
befunden hatte, Als nothwendige Folge diejer Anerkennung befieblt Ibte 
Maj. Regierung jotort ihren Behörden in jümmtlihen Häfen, Mbeden um 
Gewäſſern, die Ihrer Maj. gehören, im Vereinigten Königreiche wie jemfens 
ber Meere, jedem die conföderirte Flagge führenden Schiffe den Autritt in 
bieje Häfen, Rheden und Gewäſſer niht weiter zu gejtaiten und al 
conföderirten Kriegsichiffe, die vor Gintreffen diejes Befehls bei Ihrer Mai 
Behörden in derartige Häfen, Rheden und Gewäſſer eingelaufen jein me 
fih im Vertrauen auf die früher veröffentlichte Proclamation und gemäß der: 
jelben in derartigen Häfen, Rheden und Gewäſſern eben aufhalten ſollten 
anzumeifen, biefelben jofort zu verlafen. Andem jedoh Ihrer Mai 
Regierung dieſe Enticheidung in Betreff der beim Gintreffen dieſer Ordres 
in britijhen Häfen, Heheden und Gewäfjern chen befindlihen conföderirten 
Kriegsichifie trifft, erwägt jie, daß, aus ſchuldiger Rückſicht für bie 
nationale Ehre und Redlichkeit, Ihrer Maj. Behörden angewieſen 
werden müſſen, daß jedem folhergeitalt zum Auslaufen aufgeforderten Kriege— 
jchiffe die bisher geftattete Vergünftigung, binnen 24 Stunden nach der 
Abfahrt von feinem in demjelben Hafen und Gewäller zur jelbigen Zeit an- 
fernden Kreuzer ber Bereinigten Staaten verfolgt werden zu dürfen, aud 
ferner zu gewähren jei, daß jedoch biejes Verbot ber Verfolgung nur 
jest und zwar zum legten Male zu Gunften der conföderir 
ten Kriegsſchiffe gehandhabt werden folle... Ihrer Maj. Re: 
gierung erwartet, daß die Regierung ber Vereinigten Staaten auch ihrerſeits 
jofort verzichten werde auf die Ausübung des Blokade-, Anbaltungs: und 
Unterfuchungsrechtes gegen neutrale Schiffe auf offener See, welches geſetzlich 
nur von Kriegführenden gehandhabt werden und das feine nicht im Kriege 
befindlihe Macht in Anfpruc nehmen oder handhaben darf“. 

414, Juni. Unterhaus: Der Antrag Monfells auf Abihaffung des fog. 
Katholifeneideg wird in dritter Leſung mit 166 gegen 147 Stimmen 
genehmigt. 

15. „ Unterhaus: der Antrag Berfeley’s auf Einführung Bes Ballots 
wird mit 118 gegen 74 Stimmen verivorfen. 

49, „ Unterhaus: der Golonialminifter Cardwell legt die Ergebniffe ber 
in wiederholten Eonferenzen zwijchen ben vier ind Mutterland gefchid: 
ten canadifhen Miniftern und der englifhen Regierung gepflogenen 
Unterbandlungen vor: 

Fünf Punkte Hatten ber Erecutivrath von Canada und ber General: 
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gouverneur Biscount Mond aufgejtellt, welche hauptſächlich in Berathung 
gezogen werden jollten, und bie Beftinnmungen, zu denen es in Bezug auf 
diejelben gefommen ijt, werben in einer Depeche Hrn, Cardwells an Lord 
Mond vom 17. d. wiedergegeben. Was den erften Runft angebt, jo er: 
neuerte die Regierung ihre jrüheren Verfiherungen, daß fie ihren wollen recht: 
mäßigen Einfluß en werde, um die vorgeſchlagene Gonföderation ber 
brittiihenordamerifaniichen Provinzen zur Thatſache werden zu laffen. Der 
zweite Runft, „über die für den Fall eines Krieges mit den Vereinigten 
Staaten nöthigen Anordnungen zur Bertheidigung Ganada’s und über das 
Berhältniß, in welchem diejelben auf Großbritannien und Ganada zu vers 
tbeilen wären“, gab zu längerer Discufjion VBeranlafjung. Von beiden Seiten 
wurde zwar fein Bedenfen laut, als jtänden die zwilchen Großbritannien und 
ben Vereinigten Staaten berrichenden freundfchaftlichen Beziehungen irgendwie 
in Gefahr eine Störung zu erleiden; doch machte ſich die Ueberzeugung gel: 
tend, daß das brittiiche Neich fich angefichts der Möglichkeit irgend welchen 
Angriffs auf feine eigene Stärke und Vertheidigungsfähigkeit müſſe ver: 
laſſen fünnen. Die Regierung deutete auf die von ihr nachgefuchte und vom 
Parlament gewährte Geldbewilligung zur Vervollkommnung der Feftungs: 
werfe von Quebec und auf die bereits getroffenen Anordnungen zur Aus: 
führung dev Arbeiten bin, und erinnerte die canadiſchen Minifter an den be= 
reitd früher gegebenen Rath, die Befeitigung von Montreal in Angriff zu 
nehmen, worauf die Bertreter Canada's es als den Wunſch ihres Landes 
ausſprachen, alle Hülfsquellen Ganada’s an Geld und Mannfchaften zur Auf: 
rechthaltung der Verbindung mit dem Mutterland aufzubieten; Canada habe 
die Ausgaben für jeine Miliz von 300,000 Pfd. St. auf eine Million erhöht. 
Die Frage betvefis der Bereitigung von Montreal möchten fie jedoch nicht 
gern von den „Fragen betreffs der Werke weitlih von Montreal und betreffd 
einer Kriegsflotte auf dem See Ontario getrennt ſehen; und die Ausführung 
bieje gejammten Werfe würde die Beichaffung einer Anleihe ernöthigen, bie 
fihb nur unter Garantie des brittiichen Parlaments erheben Tafje. Werde 
dieje Garantie jetzt bewilligt, jo würden fie dem canadijchen Parlament fo: 
jort nad) ihrer Heimkehr die erforderlihen Maßregeln vorjchlagen; ſey fie 
jebt nicht zu erreichen, jo würden Regierung und Parlament von Canada 
die Frage betreffs der Bertheidigungswerfe wahricheinlich hinausſchieben wollen, 
bis die Regierung und die Yegislatur der Vereinigten Provinzen darüber ent— 
fcheiden fünnten. Die brittiihe Negierung erklärt fich hierauf bereit, bie 
Garantirung der Anleihe von dem Parlament zu erbitten, vorausgejegt, daB 
bie Provinz die Grundverpflidtung für die in dem Schreiben bes Oberſt— 
lieutenants Jervois erwähnten Vertheidigungswerfe übernehme, Auch wolle 
Ihrer Maj. Regierung für die Armirung der Werke forgen. Vorerſt aber 
jei die Enticheidung der Provinziallegisfatur erforderlih. Was bie Kriegs— 
flotte auf dem See Ontario betreffe, jo mache die Konvention mit den Ver. 
Staaten es unmöglih, in Friedenszeiten mehr als eine bejtimmte Zahl von 
Kriegsichiifen auf dem See zu halten. Im Fall eines Krieges habe man je: 
doch freie Hand, und Ihrer Maj. Regierung werde fid) niemals in jolcher 
Lage betreffen laſſen, daß fie ihrer Pflicht in diefer Beziehung nicht nachzu— 
fommen im Stande wäre. Dieß ſei die einzige VBerficherung, welche gegeben 
werden könne. Der dritte Punkt betraf den Neciprocitätsvertrag, deſſen 
Erneuerung die canadiihen Minifter als ein großes Dejideratum bezeichneten, 
Die Regierung erwiederte: daß Sir F. Bruce bereits Anweiſung empfangen 
babe, in Wafhington wegen Erneuerung jenes Vertrages zu unterhandeln und 
fih auch mit der canadijchen Negierung darüber ins Einvernehmen zu ſetzen. 
Zum vierten Punkt übergehend ſprachen die canadijchen Minijter ben 
Wunſch aus, daß das nordweftliche Territorium an Ganada abgetreten werde, 
und unternahmen es, mit der Hudſonsbay-Geſellſchaft darüber zu unterhan— 
bein. Die Regierung fagte zu, das Parlament um die Garantirung einer 
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etwa erforderlichen Anleihe zu erfuchen, falls eine Schadloshaltung ar bie 
Geſellſchaft zu Teiften fei. Bei dem fünften und legten Bunft über die 
gegenwärtige Fritiihe Sachlage, durch welde Canada ernjtlih affieirt sei, 
ſchien es hinzureichen, dak Ihrer Maj. Negierung die im Namen Ganabda’s 
gegebenen Berjiherungen feines VBeftrebens, die Verbindung mit dem Mutter: 
lande auf alle Weiſe, mit Gut und Blut, aufrechtzubalten, entgegennabm, 
und dagegen ibrerjeits die Verſicherung gab, daß die brittiihe Regierung 
die Gegenverpflichtung, jeden Theil des brittifchen Neiches mit Aufbietung 
aller Kräfte zu vertheidigen, im vollften Maß anerfenne. 

26. Juni. Das Oberhaus verwirft mit 84 gegen 63 Etimmen die vom 


Unterhaus beſchloſſene Abſchaffung des Katholifeneides. 


1. Juli. Das Gabinet bejchließt, den Lordkanzler Weſtbury troß bes 
Edmund:Scandals nicht fallen zu laſſen. 

3. „ Niederlage des Gabinets im Unterhaufe. Dasjelbe genehmigt mit 
177 gegen 163 Stimmen den Antrag Bouveried auf ein Tadels— 
votum gegen den Lorbfanzler wegen des Edmund-Scandals. 

5. „Lord Weſtbury nimmt feine Entlafjung in Folge des Tadelsvo- 
votums des Unterhaujes. 

6. „ Schluß der Parlamentsjeffion. Botſchaft der Königin. Die 
Königin erklärt das Parlament (das jechste ihrer Regierung) für 
aufgelöst und ordnet die allgemeinen Neuwahlen an. 

— „ Allgemeine Parlamentswahlen. Das Gefammtrefultat ergibt 365 
liberale und 292 conjervative Wahlen, im Ganzen aber nicht we: 
niger als 182 homines novi. 


2. Aug. Der dritte Verſuch eines transatlantiihen Kabels (vermittelit 
des Great Eastern) ſcheitert wiederum. 

18. „ (Canada) Berfammlung des canadiihen Parlaments. Die 
Negierung jpricht den Wunſch aus, daß die ſämmtlichen nordameri: 
kaniſchen Colonien das Project der Konföderation genehmigen werden. 

28. „  Anternationale, franzöfiich:engliiche Flottenrevue in Plymouth. 

— „ (Meufundland) Memoire der Handelsfammer von Neufund: 
land gegen die dee einer Conföderation ſämmtlicher brittifchen Co— 


lonien Nordamerikas: 

„Da Neufchottland, Neubraunfchweig und bie Prinz Eduards-Inſel ſich 
gegen bie Mafregel erklärt haben, fo muß offenbar noch einige Zeit bingeben, 
ebe die vorgeichlagene Gontöderation zu Stande gebracht werden kann; da «4 
aber ebenjo klar zu Tage liegt, daß, falls die Bedingungen einer Bereinigung 
zwilchen jenen Provinzen und den beiden Ganabas je in billiger und befrie- 
digender Weile geordnet werden jollten, Feine Anjtrengung unterlajien bleiben 
wird, auch unjere Golonie Neufundland in diejelbe bineinzuzieben, fo bält 
die Handelsfammer es für ihre Pfliht, und nicht minder für die Pilicht 
aller derjenigen, welche an dem Handelsverfehr der Golonie betbeiligt find, 
die unvermeidlichen Folgen einer joldyen Union in Erwägung zu zieben und 
ihren Anfichten auf jedem gejegmäßigen Wege Geltung zu verichaffen. So— 
weit die Handelsfammer über den Punkt unterrichtet ift, wurde der Plan 
der Gonföderation der Provinzen als ein Mittel erionnen, Ganada aus den 
politiihen Schwierigfeiten zu erlöfen, welche ſeit einiger Zeit bie Thätigfeit 
feiner Legislatur gehemmt haben, ferner, um wirkſamere, leichter aufzubietende 
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Hülfsquellen zur Abwehr eines etwaigen Angriffs auf jene Provinz feiteng 
ber benachbarten Republik zu beſchaffen, und endlih um ſich für feine Pro: 
Ducte in allen Zeiten des Jahres einen Zugang zu der atlantischen Küfte 
Durch Gebiete der eigenen Regierung zu fichern. Dies find unzweifelhaft 
Ziele, weldye der eifrigften Bemühung canadifher Staatsmänner wohl werth 
find, und von denen die beiden letztgenannten anicheinend auc den Provinzen 
Neubraunſchweig und Neujchottland verhältnißmäßige Vortheile bringen würden, 
Es ijt jedoch ſchwer zu erfennen, weldyes Intereſſe die Colonie Neufundland 
an einem biefer Zwecke haben jollte, um dafür ihre unabhängige geſetzge— 
beriſche Stellung zu opfern, und einen Theil der ungebeueren Ausgaben zu 
übernehmen, welde die Aufrechthaltung einer allgemeinen Regierung, ber 
Unterhalt einer zur VBertheidigung der Provinzen binreihenden Land: und 
Seemadt und aller Wahrjcheinlichfeit nach die Aufführung vieler öffentlichen 
Gebäude, die nur den Provinzen zu Nuge kämen, erfordern würden. Dieje 
Ausgaben und dazu die von dem verfchiedenen örtlichen Regierungen erheiſch— 
ter, würden bie Auferlegung Sehr hoher Einfuhrzöle nöthig machen, eines 
Tarifs, der mit bejonderer und unbilliger Strenge die Eolonie Neufundland be: 
drüden würde, welche außer dem Ertrag ihrer Fijchereien nur wenige eigene 
Producte des Bodens oder der Induſtrie befitt, und ale ihre Bebürfniffe 
durch Einfuhr von außen ber befriedigen muß. Es iſt überdieß zu befürch- 
ten, daß die Wirkſamkeit cines ſolchen Tarifs einen großen Theil unferes 
Handels aus den gewohnten und den vortheilhaftejten Canälen ableiten würde, 
indem unſere Importeurs gezwungen wären, nicht von ben wohlfeiliten 
Märkten zu beziehen, jondern aus den conföderirten Provinzen, aus denen, in 
Folge des Schußes, den der hohe Tarif ihren Erzeugnijjen gewährt, viele 
unjferer Bebürfnifje zu höheren Preifen und trogdem in jchlechterer Qualität 
als jebt bejchaft werden müßten. Die Handelsfammer kann in der vorges 

Schlagenen Gonföderation Feinen Vortheil erjehen, dev nur im entferntejten 
für die angeführten Nachtheile Erlaß bieten könnte. Sie kann und weder 
einen neuen ausgebehnteren Markt für den Ertrag unferer Fiſchereien eröff: 
nen, noch gewährt jie uns die Ausficht, neue Hülfsquellen innerhalb ber Co— 

lonie zu entwideln oder die gegenwärtigen zu erweitern. Außer den Drud 

der hohen Importzölle würde ſich übrigens noch ein anderes Hindernig der 

Vereinigung der Golonien entgegenitellen. Neufundland, und jo auch Neus 

ſchottland, die Prinz-Eduards-Inſeln und Neubraunſchweig, find nicht nur 

frei von Staatsfhulden, fondern es überjteigen fogar die Einkünfte das Aus: 

qabebudget. Nur auf Ganada laftet Schuld und Defizit, und jo ſehen bie 

übrigen Golonien mit Mißtrauen auf die Motive, welche Canada bejtimmen, 

die Provinzen um fich zu vereinigen, um jelbjtverftändlich die Führerſchaft zu 

übernehmen. Die Küftenländer fürchten, daß die finanziellen Zuſtände Canada's, 

zumal wenn das zur Anlage der projectirten Keftungsbauten erforderte An: 

lehen die Schwierigfeiten vermehrt, fih auch auf fie verbreiten würden. 

Zwar glauben die der Gonföderirung geneigten Ganabdier, daß die Eleineren 

Provinzen zum Anschluß fich genöthigt fehen würden, wie Rhode-Island ſich 

endlich, nachdem es ſich Tange geſträubt, in die Vereinigten Staaten auf: 

nehmen lafjen mußte. Doch jcheint in den Golonien der öſtlichen Küſte durch— 

aus nicht jener Yankee-Haß zu berrichen, wie in manchen Theilen Ganada’s; 

und wenn die Anlehnung an die ftärfere Macht eine Nothwendigfeit wiirde, 

jo fünnte fie möglicherweife nicht eine Richtung nach Weiten, ſondern nad 

Süden nehmen. Die Ginführung eines hoben Importtarifs in den britifchen 

Provinzen würde zudem den Nachtheil aufheben, oder vielmehr neutralijiren, 

welcher jegt freilich mit dem Gintritt der Küftencolonien in bie große Union 

verbunden wire.“ 


— Aug. Umtriebe des feniſchen Gcheimbundes in Irland. Die öffentliche 
Meinung fängt an, aufmerkjamer auf benjelben zu werben. 
16* 
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30. Aug. Lord Ruſſel lehnt die unter dem 7. April von den Ver. Staate 
Nordamerikas erhobenen Anſprüche auf Entihädigung für den dur 
die in England ausgerüfteten Kaperichiffe der ehemaligen Conföderit 


ten erlittenen Schaden befinitiv ab. 

Pord Ruſſel wiederholt in jeiner Depeſche alle feine früheren Argument 
und fügt dazu neue Beweisgründe Go behaupte Hr. Adams ofienbar, da 
bie Vereinigten Staaten vollen Anſpruch auf alle Rechte einer kriegführende 
Partei befigen, während Großbritannien feinen gerechten Anipruch befite, di 
Recht der Neutralen zu üben. Lord Rufjell führt hierauf als Präcedenzil 
das Verhalten der Nereinigten Staaten gegen die Republifen Südameriki 
an, welchem entiprechend von Seiten Englands die Anerkennung ber Zur 
ftaaten als Kriegsführender erfolgt jei. Dann fommt er auf bie Raralkl 
mit Portugal zurück und weiſt nach, daß das engliihe Geſetz Betreris m 
Ausrüftung von Kreuzern genau dem amerifanijchen machgebildet worden ii, 
welches der damalige Präfident Madijon empfohlen und Hr. Adams eben x 
rühmt babe. Schließlich lehnt Lord Rufjel das in einer früheren Tepeik 
von Hrn. Adams (23. Oct. 1863) gemachte Anerbieten eines Sciedsgeridt 
höflich aber entjchieden ab, denn die beiden Fragen, ob England jeine Nu: 
tralitätspflichten erfüllt habe und ob das engliſche Gejek von den engliice 
Kron:Advocaten richtig gebeutet worden jei, fünne nimmermehr einem Dritn 
zur Entiheidung überlaffen werden. Verſtände fich die engliiche Regierun 
dazu, dann würde fie ihrer eigenen Würde vergeben und die Stellung ıla 
Neutralen in zukünftigen Kriegen gefährden. Andrerjeits jei fie gern bei, 
in bie Ernennung einer engliſch-amerikaniſchen Commiſſion zu willigen , de 
bie Unterfuhung aller während des Krieges etwa entjtandener Anjprüche je 
gewiejen werben Fünnte. 


12. Sept. Die Canalflotte fegelt von Spithead ab, um an ber iriicde 
Küfte Station zu nehmen. 

14. „ Circulardepeſche Lord Ruffeld gegen die Gafteiner Convention ir 
Uebereinftimmung mit der franz. Circulardepeſche von Droupn de 


lHuys vom 30. Aug.: 

„. . . Als die Regierung Ihrer Majeftät die erſte Mittheilung von den ji 
Wien unterzeichneten jriedenspräliminarien erhielt, babe ich in Wien un 
Berlin die Anfichten unjerer Regierung über diefe Präliminarien zur Kemt: 
niß gebradht. Die gegenwärtige Convention bat nur dazu gedient, bas ke 
dauern, welches Ihrer Majeſtät Regierung zu jener Zeit ausdrüdte, noch j! 
erhöhen. Die Verträge von 1815 haben dem König von Dänemark alsha— 
zog von Holitein einen Sitz im deutſchen Bundestag verliehen. Der Ne 
von 1852 bat das Erbfolgereht für den dänijchen Gefammtjtaat anerfant, 
welches der verjtorbene König ber Perjon des gegenwärtigen Königs juw 
kannt hatte. Trotz der in den Depeihen vom 31. Januar 1864 gegebenen 
Berfiherungen iſt diefer Vertrag von DOefterreih und Preußen, zweien Mt 
Mächte, die ihm unterzeichnet hatten, vollftändig bei Seite geſetzt work 
Man hatte das Recht, zu erwarten, daß nach einer ſolchen Aufhebung & 
Verträge man zum mindeften an ihrer Statt die Volksſtimmung Dauid 
lands, die Wünjche der Bewohner der Herzogthümer und die in den Sigunge 
ber Londoner Gonferenz von Oefterreih und Preußen jo ausdrüdlich form 
lirte Anficht der Mehrheit des Bundestags anerkannt haben würde. ul 
bieje Weife bätten auch nach Umſtoß einer Nechtsordnung andere aus N 
Zuftimmung der Bewohner abgeleitete Nechtstitel an die Stelle geſetzt watı 
können, und biefe mit Achtung aufgenommenen Rechtstitel hätten Ausfd 
auf Dauer gehabt, Aber alle Nechte, alte fowohl wie neue, gleichwohl ob 
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ſich auf eine feierliche Uebereinkunft zwiſchen Herrichern oder auf den Maren 
Ausdrud des Volkswillens fügen mochten, find durch bie Uebereinfunft von 
Gaſtein mifachtet- worden, und die Autorität der Gewalt it bie einzige Macht, 
welche man zu Rath gezogen und anerfannt hat. Gewaltthat und Eroberung, 
Das jind die einzigen Grundjäge, auf welche die in den Befit ſich theilenden 
Mächte ihre Uebereinfunft gegründet haben. Die Regierung Ihrer Majejtät 
beflagt lebhaft die auf folhe Weife Fundgegebene Mißachtung des öffentlichen 
Rechts und des berechtigten Anjpruchs, welchen ein Volk erheben kann, wo es 
ſich um fein Geſchick handelt. Diefe Anftruction ermächtigt Sie nicht, dem 
Hof, bei welchem Sie accrebitirt find, Bemerfungen über diefen Gegenftand 
zu machen, jondern bat bloß den Zwed, Sie wiljen zu lafjen, in weldem 
Sinn Sie zu Sprechen haben, wenn die Gelegenheit fich bietet.“ 


. Sept. Der Statthalter der Grafſchaft Cork in Irland beräth mit 


jeinen Magijtraten — es haben fi mehr als 150 verjelben ein— 
gefunden — die Yage des Yandes. Die Berjammlung conjtatirt 
die Exiſtenz einer geheimen und den öffentlihen Frieden gefährden: 
den GSejellichaft und bejchließt, die Negierung um Verſtärkung des 

Militärs und der Gonjtabler zu erſuchen. 

„ Sn Dublin beſetzt die Polizei unerwartet die Druderei bes 
Hauptorgand der Fenier, des Blattes the Jrish people und ver: 
haftet eine Anzahl Perjonen. 

„ Stadt und Grafichaft Cork werden in Kriegszujtand erklärt. Die 
Regierung jet einen Preis von 200 Pf. Et. auf die Ergreifung 
des Hauptes der Fenier, John Stephens, 

„ Eir Henry Bulwer wird dur Lord Lyons als Gejandter in 
Conſtantinopel erjeßt. 

„ Beginn des Staatsproceſſes gegen die Mitglieder der feniſchen 
Verſchwörung in Dublin. 


. Oct. (Jamaica) Unordnung in Morant Bay. Der Gouverneur 


Eyre und die weiße Pflanzerbevölferung erblidt darin einen Neger: 
aufitand und mwüthet dagegen in barbariiher Weile. Mr. Gordon 
wird (d. 16. Oct.) ohne Beweije und unzweifelhaft gejegwibrig von 
einem Kriegsgeriht zum Tode verurtbeilt. 

„ Korb PBalmerjton, der Präfident des Gabinets, 7. 

„ Die Königin fordert Lord Ruſſel auf, die Neubildung des Ca: 
binets zu übernehmen. 

»„ Die Königin genehmigt die Neconjtruction des Cabinets. Lord 
Ruſſel übernimmt die Präfidentichaft und die Leitung des Ober: 
hauſes, Gladſtone die Leitung des Unterhaujes, Lord Clarendon das 
Auswärtige ; weitere Nenderungen werben vorbehalten. 


. Nov. (Kanada) Allgemeine Beforgniß vor einem Einfall ber 


Fenier aus den Ber. Staaten. 
„ Das füdftaatlihe Kaperſchiff Shenandoah, Capt. Waddel, Läuft 
in Liverpool ein und ergibt fi) den engliihen Behörden. 
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T Nov. (Jamaica) Eröffnung der Legislatur. Potichaft des Ge 
verneurs Eyre. Antrag auf Befeitigung der Verfaſſung. 

I. „ Der Capitain des conföderirten Kaperſchiffes Ehenandoab ti 
in Liverpool gegen Gaution auf freien Fuß gefebt und die Man 
ihaft ohne Ausnahme entlaffen, weil fi angeblich Fein Engländ 
unter denjelben befindet. 

11. „ Verhaftung von Stephens, dem Haupte der Fenier, in Dubli 

„ » (Ditindien.) Friedensſchluß mit Bhutan. 

15. „ (Sanada) Der Ober-Commandant von Canada bietet 6 Gon 
pagnien Freiwilliger gegen einen allfälligen Einfall ber Fenier au 
den Der. Etaaten auf und befiehlt den Freiwilligen, ibre Gabre 
zu vervollfftändigen und ſich zu activem Dienft bereit zu balten. 

21. „ Dublin wird von Truppen jtark Defekt. 

Der amerifaniiche Conſul in Liverpool empfängt die „Chenar 
doah“ Namens der Unions-Regierung. 

22/23. „ Meetings in Bradford, Birmingham ꝛc. für Parlamentsreforn 

25. „ Der Fenierhäuptling Etephens entweidht aus dem Staatsgefängni 
in Dublin. Die Regierung jeßt umjonft einen Preis von 1000 P 
St. auf feine Wiedereinbringung und 300 Bf. nebit freiem Parde 
für Bezeihnung der Mitjchuldigen. 

27. „ Aufregung über die Grenelthaten in Jamaica. Cine Verſamm 
lung in Mancheſter beichließt eine Petition um Niederjegung eine 
Unterfuhungscommiltion. 


1. Dec. Berlobung der Prinzeffin Helene mit dem Prinzen Chriftia 
von Schleswig-Holſtein-Sonderburg-Auguſtenburg, dem Bruder de 
Herzogs Friedrich. 

2. „ Der Fenier Luby, Cigenthümer des Blattes Jrish people, wird 
vom Gerichte in Dublin mit 20 Jahren Deportation verurtbeilt. 

9. „ Eine Deputation von 250 Abgeordneten der Anti-Slavern-@e: 
ciety verlangt vom Golonialminifter Cardwell energiſch eine Unter: 
ſuchung gegen den Gouverneur Eyre von Jamaica. 

10. „ (Samaica.) Die Legislatur genehmigt die Beſeitigung der Xer: 
faſſung. 

13. „ Die Regierung ernennt eine Unterſuchungscommiſſion für Xu 
maica, beftehend aus dem Gouverneur von Malta, Generalmajer 
Sir Henry Storks und zwei Rechtsgelehrten. 

— u Greys Project einer Art Bundesverfafjung für die verichiebenen 
von einander gänzlid unabhängigen Theile von London. 

— „Bericht der Commifjion über die Frage der Beibehaltung und 
Bollziehung der Todesſtrafe. Dieſelbe erklärt ſich für Beibehaltung 
der Tobesitrafe. 


4. Srankreid. 


1. Jar. Der Yuftizz und Cultminiſter erläßt ein Rundſchreiben an bie 


> 
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jämmtliden Erzbiſchöfe und Biſchöfe, in dem er ihnen erklärt, daß 
die Beröffentlihung des erjten Theils der päpftl. Encyelica und des 
Syllabus v. 8. Dec. 1864 nicht gejtattet werden könne, „da fie 
Aufitelungen enthalten, welche den Grundſätzen zwviderlaufen, auf 
welchen die Verfaſſung des Kaiſerreichs beruht”. — Antiultramone 
tane Demonjtration beim Neujahrsempfange des Erzbiſchofs von 
Paris. 

„ Ein Decret des Kaiſers erklärt auf den Antrag des Juſtizmini— 
fters und nad) Anhörung des Staatsraths die päpftliche Encyclica 
v. 8. Dec. dv. J. für „angenommen, ohne irgend welche Gutheißung 
der darin enthaltenen Clauſeln, Kormeln und Ausdrüde, welche den 
Geſetzen des Kaiferreichs, ſowie den Freiheiten, Ammunitäten und 
Grundjäßen der gallicanifchen Kirche zumwiderlaufen oder auch zumider: 
laufen könnten“. 

„  Troß des DVerbotes des Juſtizminiſters und des kaiſ. Decretes 
wird die päpjtliche Enchelica dennoch von Biſchof von Moulins, 
dem Erzbiihof von Poitier und dem Gardinal:Erzbiihof von Be: 
ſançon amtlih von ber Kanzel verfündet. Gine Anzahl anderer 
Biſchöfe beginnt in offenen Schreiben an den Minijter gegen jein 
Verbot energiih zu protejtiren. Die große Mehrzahl der franz. 
Biſchöfe folgt nad) und nad) ihrem Beijpiele, 


. » Diejenigen brei Bijchöfe, die dem Gejet offenbar zumwidergehandelt, 


werden dem Staatsrath wegen Mifbraud ihrer Amtsgewalt über: 
wiejen. Der Nuntius richtet dagegen an einen berjelben, den Erz: 
biihof von Poitiers, ein Echreiben, um ihn „wegen jeines Muthes 
und feiner Feſtigkeit“ zu beloben. 

„ In Rochefort wird der Oppofitionscandibat mit 13000 gegen 
9000 Stimmen zum Mitgliede des geſetzg. Körpers gewählt. 


6. Febr. Der Staatsrath erklärt, daß die drei Biſchöfe ſich des Miß— 


8. 


brauchs der Amtsgewalt ſchuldig gemacht hätten. 
„ Die Regierung beſchwert fih in einer jehr energiſchen Depejche 
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bei der römiſchen Curie über den päpitlihen Nuntius Chigi, indem 
fie hofft, „daß der römische Hof die Wiederholung ſolcher Ber 
ungen, welche bie Regierung des Katjers nirgends zu dulden mm 
Ichloffen fei, werde zu verhüten wiſſen“. 


11. Febr. Der Caffationshof verwirft in letzter Inſtanz das Gefud ver 


14. 
15. 


XII (Vereinsrecht bei Gelegenheit der Wahlen). 


„ Der Nuntius entjchuldigt fein Benehmen in einer Audienz beim 


Kaiſer. 


„ Eröffnung der Kammern. Thronrede des Kaiſers: 


„... Angefichts des Gonflicts, welcher fih an den Ufern ber Titiee erbe 
ben, hat Meine Regierung, zwilhen ihren Sympathieen fir Düänemar? 
und ihrem guten Willen für Deutſchland getheilt, die ſtricteſte Reucta— 
lität beobachtet. Verufen, in einer Gonferenz ıbre Meinung abzugeben, ba 
fie fih darauf beichränft, das Brincip der Nationalitäten und Las 
Recht ber Bevölferungen, über ibr Schickſal berraat sa 
werden, geltend zu machen. Unjere Sprache ijt in Uebereinjtimmung ui 
ber rejervirten Haltung, welche wir zu bewahren gewillt waren, beiden Yaz: 
teien gegenüber eine gemäßigte uno freundichaftlihe gavefen. — Im üben 


‚Europa’s mußte die Action Franfreichs in entichloffener Weite ausgeübt wer: 


ben. Ich babe die Löſung eines ſchwierigen Problems möglih machen we!- 
len. Die Gonvention vom 15. September, von leidenichartlichen 
Deutungen befreit, heiligt zwei große Principien: die Befeitigung des neuer 
Königreihs Italien und die Unabhängigfeit des heiligen Stuhles. Der pre: 
viforifche und prefüre Auftand, der fo große Unruben bervorrief, wird ver: 
jhwinden. Es find nicht mehr die zerfireuten lieder des italieniichen Raten: 
landes, die durch ſchwache Bande fih an einen Fleinen am Fuße der Alper 
gelegenen Staat anzufchließen ſuchen, e8 it ein großes Volk, das, indem r: 
jihb über focale Vorurtheile erhebt und unbedachte Aufreizungen veracher, 
fühn in das Herz der Halbinfel feine Hauptitadt verlegt und diefelbe mitten 
in die Apenninen, gleichlam wie in eine uneinnebmbare Befte, verſetzt. Durch 
diefen patriotiichen Aft conſtitnirt ſich Stalien definitiv und ſöhnt ſich gleich— 
zeitig mit dem Katholicismus aus; es verpflichtet ſich, die Unabhängigkeit 
des heiligen Stuhles zu achten, die Grenzen der römiſchen Staaten zu 
ſchützen und geſtattet uns auf dieſe Weiſe, unſere Truppen zurüdzuzichen. 
Das wirkſam geſchützte päpſtliche Territorium findet jih um 
terden Schuß eines Vertrages gejtellt, der die beiden Regierun: 
gen feierlich aneinander bindet. Die Convention iſt demnach nicht eine Kriege: 
waffe, fondern ein Werk des Friedens und der Verſöhnung. — An Merice 
bejeftigt jich der Thron. Das Pand berubigt fich, jeine unermeßlichen Hülfd 
quellen entwiceln ſich: glüdliche Wirkungen der Tapferfeit unjerer Soldaten, 
des gejunden Sinnes der mericaniichen Bevölferung, der Ginfiht und der 
Energie des Souveräns! ... So geben denn alle unjere Erpebdi 
tionen ihrem Ende entgegen; unfere Pandiruppen haben China ver: 
lajien, die Marine genügt, unfere Gtablijjements aufrecht zu erbalten; uniere 

Armee in Afrika wird vermindert werden; die nach Merico geſandte 

kehrt bereitsnad Frankreich zurüd; die Sarnijon von Rom wir 

bald zurüdfommen und indem wir den Tempel bes Krieges ſchließen, werden 

wir mit Stolz auf einen neuen Triumphbogen dieſe Worte einzeichnen kön: 

nen: „Dem NRubme der franzöfiichen Armeen, für die in Guropa, Aſien, 

Afrika und Amerifa errungenen Siege“. — Geben wir uns ohne Beunrus 

bigung den Arbeiten des Friedens hin. Der Zwifchenraum zwiſchen 

den Ecjjionen ift dazu angewandt worden, die Mittel ausfindig zu machen, 

um das mo raliſche und materielle Moblergeben des Bolt: 
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zu beben, und jebe nützliche und wahre Idee iſt jiher, bei Mir 
Aufnahme und bei Ahnen Genehmigung zu finden. Prüfen wir daher 
miteinander die Mahregeln, welche geeignet find, bie MWoblfahrt des Kaiſer— 
reichs zu fördern. — Die Religion und der öffentlide Unterricht 
find der Gegenſtand Meiner beftindigen Fürſorge. Alle Culten erjreuen Sich 
einer gleichen Freiheit; der franzöfiiche Clerus übt, ſelbſt außerhalb feines 
Amtes, einen berehtigten Einfluß aus; durch das Unterrichtsgeieg trägt er 
zur Grziehung der Jugend bei, durch das Wablgeſetz kann er Aufnahme in 
den üffentlichen Gollegien finden; durch die Gonjtitution bat er feinen Sik 
im Senat. Aber je mehr wir ihm mit Hochachtung und Ghrerbietigfeit ums 
geben, un fo mehr vedmen wir auch darauf, dap er die Grundgejeße des 
Staates achten werde. Es ift Meine Pflicht, die Rechte der bür— 
gerliden Gewalt unverfehrt aufredt zu erhalten, welde jeit 
Yudwig dem Heiligen niemals ein Sonverän in Frankreich preisgegeben bat. 
Fahren wir daher fort, den vorgezeichneten Weg zu verfolgen: Laſſen Sie 
uns nach Außen bin in Frieden mit dem verschiedenen Mächten leben und 
die Stimme Franfreihs nur für das Mecht und die (Serechtigfeit erheben ; 
Ihügen wir im Innern die veligiöfen Ideen, obne etwas von ben Red: 
ten der bürgerlichen Gewalt zu vergeben; verbreiten wir den Unterricht in 
alten Klaffen der Sejellichaftz vereinfachen wir unſer bewunderungswiürdiges 
Verwaltungsſyſtem, ohne es zu zerftören ; verleihen wir ber Gemeinde 
und dem Departement ein unabbängigeres Leben; erweden 
wir die individuelle Jmitiative und den Genoſſenſchaftsgeiſt; kurz, 
erheben wir die Seele und ftärfen wir den Körper der Nation. Indem wir 
ung aber zu eilrigen Förderern mütlicher Reformen machen, laſſen Sie ung 
die Grundlagen der Verjajiung mit Feſtigkeit aufredt er: 
balten. Widerjegen wir uns den übertriebenen Beitrebungen Terer, welche 
Beränderungen hervorrufen im der einzigen Abficht, das zu untergraben, was 
wir geichaffen haben. Die Utopien verhalten fi zum Guten, wie die Illu— 
fionen zum Wahren und der Fortſchritt iſt Teineswegs die Verwirklichung 
einer mehr oder minder finnreichen Theorie, jondern die Amwendung der aus 
der Erfahrung gewonnenen Reſultate, welche die Zeit geheiligt und die öffent— 
lihe Meinung angenommen bat“, 

Die Regierung legt den Kammern das alljährliche Gelbbud über 
die allgemeine Staatsverwaltung und über die auswärtigen Ange: 
legenheiten vor. Diefelbe jpricht ſich darin über die ſchleswig-holſt. 
Angelegenheit folgendermaßen aus. 

„Die kaiſ. Regierung bat Feine Gelegenheit verabfäumt, um das Geredh: 
tigfeitsgefühl der Kabinette von Wien und Berlin zu Gunjten Dänemarks 
anzurufen, indem fie diejelben daran erinnerte, daft, je unverhältnigmäßiger 
die im Kampfe engagirten Etreitfräfte gewejen, deſto mehr ber Beſiegte das 
Recht habe, auf die Mäßigung des Siegers zu redinen. Wir conftatiren mit 
Bedauern, daß die der dänischen Negierung aufgezwungene Löſung nicht 
mehr ben von uns ausgedbrüdten Wünſchen gemäß ift. Tie 
Benölferungen wurden über ihr Schickſal nicht confultirt; dev ſcandinaviſche 
Theil Schleswigs wurde Dänemark nicht gelafjen, mit dem es aber doch 
durch eine unbejireitbare Gemeinſchaft der Eitten, des Uriprungs und ber 
Sprache verbunden ift, und Deutſchland hat ſich auf dieſe Weije ſelbſt in 
die falſche Pofition geitellt, welche es dem Kopenhagener Gabinet fo 
layge Zeit vorgeiworfen hat. Diefe Lage der Dinge hat in den Herzogthümern 
Ihon Schwierigkeiten hervorgerufen, die fih auch im deutſchen Bunde 
fund gegeben haben, und die Erfahrung hat die Vorausſehungen ber Regie: 
rung St. Majeſtät ſchnell gerechtfertigt. Indem fie verlangte, daß von ber 
einen wie von der anderen Seite dem Nationalitäts:Principe, der einzigen 
Grundlage eines dauerhaften Friedens, Rechnung getragen werde, hatte fie 
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das Bewußtfein, zugleich bie praftifchite und gerechteite Löjung in Vorſch 
zu bringen. Was heute vorgeht, jcheint es zu beweilen. DieLage ber £ 
zogthümer ift in ber That eben jo abnormal, ale precär, und 

bedauernswerthe Unficherheit, welche auf ber Zufunft liegt, compromit 
ihre moraliihen und materiellen Intereffen. Die Bewohner Des bDänisd 
Theiles Schleswigs proteftiren gegen ibre Annerion an Deutichland. 1 
Frage der Erbfolge erwartet noch eine Regulirung und veranlakt bedamer 
werthe Debatten zwifchen den verjchiedenen deutichen Gabinetten. Die Reg 
rung des Kaiſers, welche jich einer ntervention in die Differenzen ber te 
ſchen Mächte enthielt, conftatirt mit Vergnügen, daß fie ihrer Loyalität Ü 
techtigfeit widerfahren Taflen. Da fie aber weder die Bedingungen I 
Gleihgewidhts im Norden, noch die Tragweite der gegemmärtis 
Greignijje verfennen darf, jo hegt fie die aufrichtigiten Wünfce, das bie . 
gelegenbeit der Herzogthümer bald definitiv geregelt werde, obne die curor 
ihen Intereſſen zu compromittiren und ohne die allgemeine Yage zu vi 
wickeln“. 


15. Febr. Abſchluß eines Handelsvertrages mit Schweden. 


23. 


Geſetzgeb. Körper: der Finanzminiſter übergibt das Budget fi 
1866 und das Budget der Zupplementarcredite für 1865. 

Fricheinen des erjten Bandes von Napoleons Julius Gäfar. T 
Borrede gibt der Preſſe Gelegenheit zu Aeußerungen über bie I 
rehtigung der Gäfaren in der Weltgeſchichte. Nogeard läßt dagege 
die Satyre Propos de Labidnus erjdeinen, ſieht ſich jedoch geni 
thigt, nad) Belgien zu fliehen. 


‘ 


" 


n 


6. März Der Moniteur veröffentlicht den Bericht des Unterrichtsmin 
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jters Duruy an den Kaiſer über das Volksſchulweſen, in dem ji 
derjelbe für die Einführung des obligatoriihen und unentgeltlice 
Unterrichts ausipridt. Der Abend-Moniteur bringt jedoch bereiv 
cine Note, daß die Frage während mehrerer Sitzungen der Miniſte 
und Öcheimrathsmitglieder unter dem Vorſitze des Kaifers geprü’ 
und aus biefer Rrüfung ein Sefeßesentwurf hervorgegangen je, de 
dem Etaatsrath zur Grwägung überwiefen worden. „Dieler &: 
jeßesentwurf beruht nicht auf den von dem Minijter des öffentlicen 
Unterrichts entwidelten Principien, allein jein Bericht ift als Aus 
druck jeiner perjönlihen Anfiht und wegen der Wichtigkeit der in 
ihm enthaltenen Aufihlüfe der Deffentlichfeit übergeben worden“. 
„ KEenat: Beginn der Ndrchdebatte. 

» Senat: Adreßdebatte. Rede des Staatsminifters Rouher gegen 
den Ultvamontanismus und Enthüllungen desjelben über die Demon— 
ftrationen der Biſchöfe bei Gelegenheit der Ganonifation der japa- 
nefiihen Märtyrer. 

„ Der Herzog dv. Morny }. Rede des Staatsminiſters Rouber 
bei feinem Leichenbegängniß (Stelle über die Betheiligung, desfelben 
am 2. Dec. „avec une sorte de gaite“). 

16. März. Senat: Adreßdebatte, Encyclica des Papſtes. Red 
des Cardinals Bonnechoſe. Verſöhnliche Erklärungen des Staats 
raths Thuiller. 


Frankreich. 251 


1— 16. März. Geſetzgeb. Körper: der Oppofitions-Deputirte Gais: 
Bizoin bringt folgendes Amendement zum Militärgefeß ein: „Die 
active Dienjtzeit wird auf zwei Jahre herabgejegt für alle jungen 
Leute, die zwei Jahre vor der Ziehung hindurch alle Sonntage an 
militäriihen Exercitien Theil genommen haben“. 

T. 9 Senat: Adreßdebatte, Septemberconvention. Rede Rouhers, ber 
ein Vertrauensvotum verlangt. Der Senat gewährt e8 und geneh- 
migt den betreffenden $ des Entwurfs. 

8. „ Senat: die Antwortsadrefle wird als Ganzes mit 130 gegen 
2 Stimmen angenommen. Prinz Napoleon hat an der ganzen 
Adreßdebatte diegmal feinen Theil genommen. 

OÖ. „Frankreich anerkennt die provijorifche ſchleswig-holſteiniſche Flagge, 
aber unter denjelben Vorbehalten wie England (ſiehe England 
13. März). 

23. „Eine Depeſche Drouyn’s de l'Huys an den franz. Gefandten in 
RN regt jelber die mericaniiche Frage gegenüber der Regie: 
rung der Ver. Staaten an. 

Die Tep. berichtet über eine Unterredung Drouyn's mit Hr. Bigelow, 
bem Vertreter der Union in Paris. Drouyn babe dem Sefandten verfichert, 
daß Frankreich Schon durch feine Intereſſen auf freundtiche Geſinnungen gegen 
bie Union hingewieſen ſei und ſchaue mit Bedauern dem Conflicte zu, der einen 
Staat, dem es immer Gutes gewünſcht, in Gefahr bringe. In Europa 
herrſche dagegen eine irrige Meinung über eine andere Frage, man glaube, 
die Union warte nur das Ende des Krieges ab, um ſich auf Merico zu ſtür— 
zen. Frankreich erwarte aber eine Reciprocität ſeiner freundlichen Geſinnun— 
gen, und eine gleiche Beobachtung der Neutralität. Frankreich ſei durch ihm 
widerfahrenes Unrecht nach Mexico geführt worden, und habe keinen Hinter: 
gedanfen auf Gebietserwerb. Die franzöjifche Intervention habe es Merico 
ermöglicht, ſich anders zu conſtituiren, und darum würde die Union gewiß 
nicht ſich in einen Krieg ſtürzen, bei welchem ſie einen alten Alliirten zum 
Gegner haben würde. Die franz. Regierung denfe nicht an den Eintritt jolch 
unvernünftiger Hypotheſen u. j. w. 


»  Gejeßgeb. Körper: Beginn der Adreßdebatte. 

Entwurf der Gommijfion: „... Die religiöjengragen haben in 
ber jüngften Zeit die Bejorgniffe des Landes in ausgedehuterer Weiſe in Ans 
Ipruch genommen; wir denfen, daß man fich bierdurch nicht allzujehr aufregen 
laſſen ſoll. Ginerfeits iſt das große Princip der Gultusfreiheit gegen jede 
Beeinträchtigung licher geftellt; auf der andern Seite legt die öffentliche Mei— 
nung Zeugniß ab für all die Hochachtung und die Theilnahme, welche Sie 
für den kathol. Cultus beurkundet, indem Sie die Filialſtellen vermehrt, die 
Lage des Clerus verbeſſert und den Kirchenfürſten die Pforten des Senats 
erſchloſſen haben. So viele Rückſicht und Unterſtützung, die Sie der Religion 
gewährten, berechtigen Sie um ſo mehr, von ihren Dienern die Achtung der 
Rechte ber bürgerlichen Gewalt zu erwarten. Alle Herrſcher Frank— 
reichs haben dieſe Rechte unverſehrt bewahrt, und wir ſtimmen Ew. Maj. 
zu, daß ſie mit Feſtigkeit auf dem den Staatsgrundgeſetzen gebührenden 
Gehorſam beſteht .. . . Wir conftatiren mit Ew. Maj. die in Merico erziel— 
ten Erfolge, wo Dant der Tapferfeit unserer Soldaten, der Weisheit bes 
Souveräns und ber. Mithilfe der Bevölferungen Ordnung, Sicherheit und 
Arbeit wieder Beltand gewinnen. Es ift glüdlich, daß — Erfolge die 
baldige Rückkehr unſerer Truppen vorbereiten.... Wir zählen 
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auf genaue und loyale Ausführung der Verpflichtungen, welche Italites 
und Franreich gegenjeitig binden. Unzweifelhaft gibt es Ereigniſſe, wei 
menjchlihe Klugheit nicht immer vorausjehen und abwenden kann; allen = 
vollen Vertrauen auf Ihre Weisheit billigen wir c8, daß Sie in dieſer Br 
ziehung fihb vollfommene Freiheit zu handeln vorbehalter 
haben..." 

Die Oppofition bat fi über 9 Amendements zu bem Entwurfe ar: 
einigt: Das erjte betrifft die politifche Freiheit und verlangt ein anderes 
Preb-Regime. Das zweite, durch den Prozeß der Dreizehn hervorgerufen, 
beflagt ji über die Gleichſtellung der Wahlcomite's und der unerlaubter. 
Berjammlungen und jagt, daß in einem Lande, wo das allgemeine Stimm: 
recht die Grundlage der politijchen Inftitutionen jei, man nicht zulaner 
fünne, daß das Gejeß Teen, welde zur Abjtimmung berufen find, die &r 
rathung verbiete. Das dritte verlangt bie Decentralijation und beftebt =r 
ber Wahl der Maires durch die Bürger. Das vierte, die äußere Politik be 
treffend, bezweckt feitzuftellen, daß der Mangel an innerer greibeit die Urick 
der Grfolglofigfeit der diplomatischen Schritte in den Angelegenbeiten Fol: 
und der Herzogthlimer gewejen jei. Das fünfte betrachtet den Vertrag ve= 
15. Scpt. als ein Verſprechen. Das jechste verlangt die Rüdfchr der fra; 
Truppen aus Merico, das fiebente will, dab das Civilſyſtem dem militäriisen 
in Algerien übergeordnet werde; das achte drüdt der Republif der Bereim:: 
ten Staaten von Nordamerifa Sympatbie aus, das neunte bat Bezug ax 
die finanziellen Fragen. 


27. März. Der fpanifche Gefandte in Paris berichtet feiner Regierung, 


31. 


daß Herr Drouyn de l'Huys ihm und dem Fürjten Metternich ge 
jagt habe: „Lie Beide, Spanien und Dejterreih, aber bejonder: 
Spanien, könnten dem Papſte und der Religion einen großen Dient 
erweifen, wenn fie der Septemberconvention ihre Zuftimmung geben 
würden; Frankreich würde in diefem Falle jogar bereit jein, etwaige 
Aenderungen der Gonvention zu veranlafjen“. 

„Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, allgemeine Discuffion. Reden 
von Olivier und Thiers; Antwort des Staatsraths Thuiller. 

» Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, allgemeine Discuffion. Heftige 
Ecene über den Staatsjtreih v. 2. Dec: DOllivier, Jules Favre, 
Glais-Bizoin. 

„Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte. Beginn der Specialberathung. 
Jules Favre veranlaßt einen neuen Sturm. 

„ Der bisherige Minifter des Innern, Boudet, wird entlaffen und 
ber Marquis v. Yavallette, der frühere Geſandte in Conjtantinopel 
und Rom, an feine Stelle ernannt. 

„Geſetzgeb. Körper: Adreßdebaite, Preßfrage. Das Amendement 
ber Oppofition wird mit 187 gegen 63 Stimmen verworfen. 


1. April. Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Verfammlungsredt. Das 
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Amendement der Oppofition wird mit 233 gegen 17 Stimmen 
verivorfen. 

„Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte. Bei $ 5, Vollendung der öf: 
fentlichen Arbeiten, muß die Commiſſion, um dem allgemeinen An: 
drang nicht bloß der Oppofition zu entjpreden, ji den Zulat 
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gefallen Yafjen „ohne die gute Verwaltung der Finanzen zu gefähr— 
den“. Bei $ 6 wird die Specialifirung bes Budgets mit 228 
gegen 19 Stimmen verworfen. 

5. April. Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte. Ein Antrag von 56 Mitgl. 
zu Gunſten einer Ausdehnung der väterlihen Gewalt bei Erbichaf: 
ten (um ber unbedingten Theilung des Grundeigenthums entgegen 
zu wirken) wird am Ende gegen bloß 42 St. abgelehnt. 

6. „ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte. Amendement der Oppofition 
für Decentralifation und größere Gemeindefreiheit. Die Regierung 
madt bloß die Eleine Goncefjion, daß die Maires in der Regel 
nicht außerhalb der Gemeinderäthe genommen werden jollten; das 
Amendement wird mit 209 gegen 26 St. verworfen. 

—8, „Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Unterrichtsfrage. Die Regie: 
rung erklärt fi für unentgeltlihen aber nicht obligatorijchen Volks: 
unterriht. Das Amendement für unentgeltlihen und obligatorijchen 
Unterricht wirb bloß von 17 gegen 233 St. unterjtüßt. 

O. „ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, auswärtige Angelegenheiten. 
Rede Olliviers für, Jules Favre's gegen die Regierung in der 
deutſch-däniſchen Streitfrage. Antrag ber Oppoſition bez. der päpſt— 
lichen Enchcliea. Rebe des Staatsraths Vuitry Namens der Re— 
gierung. Die Oppoſition zieht ihren Antrag zurück und der urſprüng— 
liche $ wird einſtimmig angenommen. 

1. „  Gefeßgeb. Körper: Adreßdebatte, Mexico. Das Amendement 
der DOppofition wird mit 225 gegen 16 Stimmen verworfen. 

2 -15. „ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Italien und die September: 
convention. Amenbement der Oppofition und Amtendement der cle: 
ricalen Partei (für eine ausdrückliche Garantie der weltlichen Herr: 
Ihaft des Papftes). Rede Thiers (gegen das einheitliche Königreich 
Stalien und zu Gunſten der weltlihen Herrichaft des Papftes), 
Olliviers (gegen Thiers) und des Staatsminijters Nouher. Das 
clericale Amendement wird mit 169 gegen 84, dasjenige der Oppo— 
fition mit 195 mit 24 St. verworfen. 

5. „ Geſetzgeb. Körper: Schluß der Adreßdebatte. Die ganze Adreffe 
wird mit 249 gegen 15 St. angenommen. 

6. „ Das neue (jchwindelhafte) mericanifche Anlehen findet in Paris 
troß der Nachricht vom Falle Ridymonds enormen Zudrang zu den 
Zeichnungen. 

3,  Demonjtation des Quartier latin von Paris für bie nordameri: 
faniiche Union und den ermordeten Lincoln. 

'9. „ Der Kaiſer geht nah Mlgier ab. Durch kaiſ. Decret vom 
26. d. Mts. ift die Katjerin während der Abwejenheit des Kaijers 
Regentin mit ausgedehnten Vollmachten. 


1. Mai. Die Regierung gibt den beiden Kammern (Rouher im gefebg. 
Körper, Buitry im Senat) Anlaß zu einer Beiletdserflärung in 
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Folge der Ermordung Lincolns. (Noch im Laufe der Adreßdebat 
des gejeßgeb. Körpers Hatte ein Antrag Pelletans, dem norbamer- 
fanifchen Freiftaate die Sympathien Frankreichs auszubrüden, fa 
nerlei Unterjtüßung gefunden). 

3. Mai. Ankunft des Katjers in Algier. Proclamation desjelben an tı 
Einwohner Algeriens. | 

3—4. Mai. Gejeßgeb. Körper: Feſtſtellung des Militärcontingentes für 
1866. Mehrere Redner der Majorität bringen lebhaft darauf, dar 
das Gontingent von 100,000 wenigitens auf 80,000 Mann berat- 
gejeßt werde. Garnier:Pages erörtert die Frage der Abſchaffun— 
der jtehenden KHeere überhaupt. Glais-Bizoin erklärt fi für Ein 
führung des preuß. Landwehriyitems. Gegenden $1 (Bemilligun: 
von 100,000 Mann) erheben fih 64 Mitglieder, gegen das ganz 
Geſetz dagegen in namentliher Abjtimmung nur 16 (ein Theil der 
Dppofition enthält fih der Abjtimmung wie fajt immer gänzlich). 

— „  Gefeßgeb. Körper. Im Schooße der Commiſſion, welcher ver 
Sejeßesentwwurf der Regierung bez. Erweiterung der Decentralifarer 
übertwiejen ijt, finden äufßerjt lebhafte Debatten ftatt; ein Theil der 
Commiſſion will entſchieden viel weiter gehn als die Regierung. 

6. „ PVroclamation des Kaijers in Algerien an das arabiihe Volk. 

Die franz. Regierung madht in Wien Eröffnungen, um zu er: 
fahren, ob Oeſterreich nicht geneigt jet, bei ſich die Aushebung eine: 
Bataillons Freiwilliger für den Papft zu geftatten. Deiterreich geh: 

‚iicht darauf ein. 

8. „ Gefebgeb. Körper: Die Negierung legt den längſt erwarteten 
Gejeßesentwurf über außerordentliche öffentliche Arbeiten vor: & 
jollen auf 6 Jahre vertheilt 360 Mill. darauf verwendet und tbeils 
aus den Ueberſchüſſen des Budgets, theils durh den DVerfauf von 
Staatswaldungen im Betrage von 100 Mill. gededt werden. 

10. „ Adreſſe der notabeln Gingeborenen Algeriens an den Kaiſer. 

15. „ Revolutionäre Rede des Prinzen Napoleon in Ajaccio bei Gele 
genheit der Einweihung eines Denkmals Napoleons J. 

17. „ Gefeßgeb. Körper. Geheime Situng und Wahl der Commiflion 
für den von der Negierung geforderten Bautencredit. Allgemeine 
Verſtimmung. 

418. „ Geſetzgeb. Körper: Die Regierung bringt die Ermächtigung ber 
Stadt Paris zu einem neuen Anlehen von 250 Mill. behufs Roll: 
endung des Umbaues der Stadt zur Vorlage. Beginn der Yubdget: 
debatte: der Bericht der Commijjion erklärt fih neuerdings jehr 
entichieden gegen alle Erpeditionen in die Ferne, für Beendigung 
des mertcanijhen Unternehmens und für Verminderung des Militär- 
budgets überhaupt, das indeß nur dur einen Gongreß aller euro: 
päifchen Staaten und eine allgemeine Entwafinung erzielt werden 
fünne. 

20. „ Die Regierung zeigt dem Gefandten der Ver. Staaten an, daß 
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die Ordre, nad) welcher Kriegsichiffe der Ver. Staaten nur 24 Stun: 
den in franzöfiichen Häfen verbleiben dürften, nunmehr zurüdgenom: 
men jei. 

Mat. Brud zwiichen dem Kaiſer und dem Prinzen Napoleon in Folge 
der Nede des lebteren in Ajaccio. 

Schreiben des Kaiſers an den Prinzen von- Algier aus: „Mein 
Herr und jehr lieber Vetter! Ich kann mich nicht enthalten, Sie von dem 
peinlihen Eindruck in Kenntniß zu jfeßen, den Ihre in Ajaccio gehaltene 
Rede auf mich gemacht hat. Indem ich Sie während meiner Abwejenheit 
an der Seite der Kaiferin und meines Sohnes als Vicepräſident des gehei— 
men Raͤthes ließ, wollte ich Ahnen einen Beweis meiner Freundſchaft und 
meines Vertrauens geben und hofjte ich, daß Ihre Gegenwart, Ahr Verhalten 
und Ihre Reden von der in unjerer Familie berrichenden Ginigfeit Zeugniß 
ablegen würden. Das politische Programm, das Sie unter die Aegide bes 
Kaifers ſtellen, kann aber nur den Feinden meiner Regierung dienen. Beur— 
theilungen, welche ich nicht zulaffen Fanır, fügen Sie Gefühle des Haſſes und 
Des Grolls hinzu, die nicht mehr unferem Zeitalter angehören. Um die 
Ideen des Kaiſers auf die gegenwärtige Zeit amwenden zu fünnen, muß man 
die harten Prüfungen der Verantiwortlichfeit der Gewalt beitanden haben. 
Und fönnen übrigens wir Pygmäen die große gejchichtliche Figur Napoleons 
wirfli nach ihrem wahren Werthe ſchätzen? Wie vor einer colojjalen Statue, 
find wir unmächtig, deren Ganzes auf einmal zu fallen. Wir jehen jtets 
nur die Seite, welche unsere Blicke auf ſich zieht; daher die Unzulänglichfeit 
der Reproduction und die WVerjchiedenheit der Meinungen. Was aber für 
Sedermann Far da liegt, das ijt, daß der Kater, um die Anardie der 
Geijter, dieje furdhtbare Feindin der wahren Freiheit, zu vers 
hindern, vor Allem in feinev Familie und dann in feiner Regierung 
jene ftrenge Disciplin einführte, die nur Einen Willen und Eine Action 
zuließ; von nun an werde auch ich mich von der gleichen Verhaltungsregel 
nicht entfernen dürfen. Hiernach, mein Herr und lieber Better, bitte ich Gott, 
daß er Sie in feinen heiligen Schuß nehme”. 

Antwort des Prinzen: „Sirel In Folge des Briefes Ew. Maj. 
vom 23. Mai und feiner Veröffentlichung durch den Moniteur, veiche ich 
hiermit meine Entlaſſung als Vicepräfident des Geheimraths und als Prä— 
ftdent der Commiſſion für die Ausftellung von 1867 ein. Genehmigen Sie, 
Sire, den Ausdrudf der tiefen und achtungsvollen Anhänglichkeit, mit welcher 
ich verharre ald Ew. Maj. ſehr ergebener Better Napoleon“, 

„ Marjhall Deagnan 7. 

» Zahlreiche Arbeiterftrites in Paris (in Folge der nunmehr geftat: 
teten Arbeitercoalition) meift mit günftigem Erfolge für die Mrz 
beiter. 


. Juni. Die Regierung ſchließt mit einer Compagnie einen Vertrag 
zur Beichaffung von 100 Millionen behufs öffentlicher Arbeiten in 
Algerien ab. 

„ Befeßgeb. Körper: Budgetdebatte. Umfaſſende Rede Thiers über 
die Finanzlage des Landes im Allgemeinen, an deren Schluß er e8 
geradezu ausipricht, daß das Land auf diefem Wege dem Ctaate: 
banferott entgegengehe. Gewaltiger Eindruck. 

» Die Regierung nimmt ihre frühere Neutralitätserflärung vom 
Juni 1861 gegenüber den Ber. Staaten förmlich zurüd, 
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9. Juni. Geſetzgeb. Körper: Debatte über das Budget der außerorder 
lichen Ausgaben des Kriegsminiſteriums für 1865 ſpeciell üb 
35 Mill. für Mexico. Rede Rouhers. Die Poſition wird rn 
232 gegen 13 Stimmen angenommen. 

„„Die Kaiſerin-Regentin hebt die Preßverwarnungen auf. 

10. „ Der Geſetzgeb. Körper nimmt mit 280 gegen 6 Stimmen d 
Geſetzesentwurf über die Annullirung der der Amortijationscafle a 
gehörigen Renten an. 

vn» Der Kaifer trifit nad fait ſechswöchlicher Abweſenheit aus rar 
reich wieder in Paris ein. 

15. „ Eieg der Oppofition im Marnedepartement bei der Wahl zu 
gefeßgeb. Körper mit 17,171 gegen 12,719 Etimmen. 

v„ » Der Moniteur leugnet, daß Verftärfungen nad Merico gefan 
werben, lediglich Ergänzungen der eingetretenen Lücken. 
„—.d. „ Mißlungener Strife der Droſchkenkutſcher in Paris. 

19. „ Unterredung des Prinzen Napoleon mit dem Kaifer. Keine Au 
jöhnung. 

21. „ Mbichluß eines Handelsvertrags mit Spanien, 

23. „ Geſetzgeb. Körper: Bubdgetdebatte. in Antrag von Glais-Pijci 
auf Abichaffung des Octroi wird mit großer Majorität verworfen. 

24, ,„ Geſetzgeb. Körper: das ganze ordentlihe Budget für 1866 mir 
mit 238 gegen 11 Stimmen angenommen. 

25. „ Marſchall Canrobert wird an des verjtorbenen Magnan’s Stel 
zum Befehlshaber der Armee von Paris ernannt, Gen. Montaubz 
zum Gommandanten der Militärdivifion von Lyon. 

27. „ Die Regierung unterliegt in Puy de Döme, dem früheren Wal 
freie Moruy’s, mit ihrem Gandidaten zum gejeßgeb. Körper m 
12,251 gegen 14,159 Stimmen. 

» m Gefeßgeb. Körper: das außerordentliche Budget für 1866 wir 
mit 247 gegen 10 Stimmen angenommen. 

„ Kin faif. Decret löst ſämmtliche Meunicipalräthe in ganz Frank 

reih auf und ordnet die Neuwahlen auf den 22. Juli an. Run 

ihreiben des Minifters des Innern, Yavallette, an die Präfecte 

(der Wahlbewegung freien Yauf zu laffen, fofern ſich die politiſcher 

Parteien nicht einmijchten). 

— „Memoire des Kaijers über Algier. 


1. Juli. Der gefeßgeb. Körper genehmigt das neue Anlehen der Statt 
Paris von 250 Mill. mit 173 gegen 50 Etimmen. 

3. „ Der geleßgebende Körper genehmigt das von der Regierung 9% 
forderte Anlehen von 100 Millionen für Algerien mit 227 gegir 
10 Stimmen. | 

4 „ Schluß der Kammerfeffion. Die Fragen der Decentralijation, 
das Bautenproject und die Unterrichtsfrage bleiben unerlebigt. 
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. Juli. Unterzeichnung eines Handelsvertrags zwiſchen Frankreich und 


— 


gt 
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Holland im Haag. 

„ Kin Verfuh der franzöfiichen Regierung, durd ihren Gejandten 
in Walhington diplomatiihe Beziehungen zwiſchen dem SKaifer 
Marimilian von Merico und der Regierung der Ber. Staaten an 
zubahnen, jcheitert volljtändig (vgl. Nordamerika). 

„» Kine Anzahl angejehener Männer in Nancy einigt fid) nach ſorg— 
fältiger Berathung über ein Decentralijationsprogramm. 

Die Hauptpunfte des Programms gehen dahin, daß bie Wahl bes Bür: 
germeifters aus dem Schooße des Municipalraths obligatorifch fei, und fie wollen, 
daß den Generalräthen das Recht zugeftanden werde, ihre Präfidenten und 
Secretäre jelbit zu wählen, ſowie daß fie ſelbſt über die Gültigkeit ihrer 
Wahlen zu ſtatuiren haben. Ferner tragen fie auf Aufhebung der Arrondiſſe— 
mentsräthe an, deren Befugnijje einem Bezirfsrathe gegeben würden, welcher 
direct von den Mitgliedern des Bezirks (canton) ernannt würde. Ein vom 
Generalrath erwähltes Mitglied des Generalvaths würde von Rechts wegen 
im Gantonalrath berathende Stimme haben und bdejjen natürlicher Präſident 
jein, ohne daß indeſſen dieſe Präſidentſchaſt obligatoriſch wäre. Der Generals 
rath würde hinfort anſtatt für neun Jahre nur für ſechs gewählt werben, 
Es würde eine permanente Commiſſion des Generalraths gewählt werben, 
welche in jeinem eigenen Schooße zu wählen wäre, aus fünf Mitgliedern be= 
ftände und mit Ausführung der Beſchlüfſe betraut wäre Die abminijtrative 
Inrisdiction würde aufgehoben und auf die ordentlichen Gerichte übertragen 
werben. Die Unterpräfecten würden nach dem Programm gänzlich wegfalle. 

„Wenn ihre — erklärt das Manifeft — nicht nad Decentralijation ftrebt, 
dann verzichtet auf Recht und Vernunft in den Ausgaben, auf Gerechtigkeit 
im Staat, auf politiiche Freiheit überhaupt”. . 

Die Preſſe bemächtigt ſich alsbald und mit Lebhaftigkeit der 
Idee: eine Anzahl unabhängiger Blätter erklärt ſich entſchieden da— 
für, ebenſo, theilweiſe in größeren Broſchüren, eine Reihe von an— 
geſehenen Männern der verſchiedenen Parteien, Republikaner, Orlea— 
niſten, Legitimiſten, wie z. B. Prevoſt-Paradol, Od. Barrot, J. Favre, 
Garnier-Pagès, Carnot, Desmarets, Paul Andral, Montalembert, 
Fürſt Broglie, Cochin, L. Gaillard u. |. w.; die Organe des Ra— 
dicalismus und der ſog. imperialiſtiſchen Democratie, Opinion natio— 
nale und Siècle dagegen bekämpfen die Idee mit Eifer; die offi— 
ciöſe Preffe hält Anfangs zurüd, um ſich ſchließlich ebenfalls gegen 
die Tendenz auszuſprechen. 

„ Allgemeine Wahl der Gemeinderäthe in ganz Franfreih. Dies 


jelben ergeben im Ganzen ein ziemlid freifinniges, aber nicht anti: 
dynaſtiſches Reſultat. 


. Aug. Rundſchreiben des Miniſters des Innern, Lavallette, bezüglich 


des Rejultats der Gemeinderathswahlen. „Keine Befiegte und Feine 
Sieger!” 
„ Drouyn de l'Huys weist die Note des DVertreters der Negierung 
der Ver. Staaten (ſ. Ver. Staaten) vom 1. Auguft ſehr entjchieden 
zurück: 

17 
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„er werde jederzeit bereitwillig in freundſchaftlichem Tone gehaltent % 

fragen erwiebern, der Kaifer ſei aber feit entichloffen, jebe in brobenbem Im 
gehaltene Anterpellation zurüdzuweifen“. 

15. Aug. Internationale, franzöfifcheenglifhe Seeparade in Cherbourg 

17. „ Der Kaijer und die Kaiferin fommen incognito aus dem Yaaır 
von Chalons in Straßburg an und gehen von dba nach Säls 
Arenenberg, Luzern und dem Berner Oberland. Tactvolles Ben 
men des Kaijers in der Schweiz. 

21. „ Internationale, franzöfiichengliihe Seeparade in Breit. 

„» » Graf Walewski, Senator, wird im Departement des Landes ar 
ftimmig (ohne Gegencandidat) zum Deputirten gewählt und baim 
die Möglichkeit gegeben, ihn als Nachfolger Morny's zum Präftter 
ten des gejeßgeb. Körpers zu ernennen. 

„—4. Sept. Seſſion jämmtliher Oeneralräthe. In einer Reihe zer 
Generalräthen tritt eine entſchiedene Oppofition gegen ben Fortbeſtant 
des Dectroi zu Tage. 

29. Aug. Cireculardepeſche des Hrn. Drouyn de l'huys gegen die Gr 


jteiner Convention : 

„. . . Die Blätter haben uns den Tert der Convention von Gaſtein 
bracht. Ich beablichtige nicht, die Stipulationen bderjelben im Einzelnen ;< 
prüfen; dagegen iſt es nicht ohne Intereſſe, nachzuforſchen, welches die Motin 
find, die in diefen Unterhandlungen bie beiden deutſchen Großmächte gelate 
haben. Waren fie gemeint, das alte Recht der Verträge zu bejtätigen ? T* 
fenbar nicht: die Wiener Verträge hatten die Erijtenzbebingungen der bin: 
Ihen Monarchie geregelt. Dieje Bedingungen find über den Haufen geworien. 
Der Londoner Vertrag war ein neues Pfand ber Sorge Europa’s für dr 
Dauer der Integrität diefer Monarchie: er ift zerrilfen durch zwei Mächt 
bie ihn unterzeichnet hatten. Oder haben fich Oefterreihb und Preußen ver 
ſtändigt zum Schuße eines mifachteten Erbfolgerehts? Statt dem meijibere# 
tigten Prätendenten das jtreitige Erbe zu überantworten, baben fie es umet 
ſich getheilt. Befragen fie vielleicht das Intereſſe Deutihlands ?_ Ihre Ber: 
bündeten haben ja die Abmachungen von Gaftein erft aus den Zeitungen er: 
fahren. Deutichland verlangte nad einem umntbeilbaren Staat Schleswie 
Holftein, getrennt von Dänemarf und unter einem eigenen Fürſten, für der 
es Partei genommen hatte. Diefer populäre Candidat ift heute bei Seite 
gejegt und die Herzogthüimer, ftatt vereinigt vielmehr auseinandergerilien, 
werden verichiedenen Herrn unterjtellt. Iſt es das Intereſſe der Herzogtbi: 
mer jelbit, das die beiden Mächte fichern wollten? Die unauflösliche Vereini— 
gung berjelben war ja, wie gejagt wurde, bie wejentliche Bedingung ihrer Proſpe⸗ 
rität. Hat die Theilung wenigftens ben Zweck, zwei rivalifirende Nationen 
auseinander zu halten und dem inneren Hader ein Ende zu machen, indem 
jeder bderjelben ein gefondertes Feld der Eriftenz angewiefen wird ? Auch dei 
ijt nicht der Fall, denn wir fehen, daß die Scheidungslinie ohne alle Rüd: 
ficht auf die Nationalitäten Deutiche und Dänen untereinander gemijcht läßt. 
Wollte man allein den Wünfchen ber Bevölferungen entſprechen ? Sie wurden 
gar nicht gefragt und es ift nicht einmal die Rede davon, bie Stände von 
Schleswig-Holftein einzuberufen. Auf weldem Principe berubt denn bie 
öfterreich.zpreußifche Combination? Wir bedauern, in derfelben feine anbert 
Grundlage zu finden als die Gewalt, feine anbere Redtier 
tigung, als bie gegenfeitige Gonvenienz ber beiden Theis 
lungsmädte. Es ift das eine Praris, der das heutige Europa entwöhnt 
war und für welche man nur in ben traurigften Zeiten ber Gejchichte Pri: 
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cebdenzfälle findet (c’est l& une pratique dont l’Europe actuelle était 
d&shabituee et il en faut chercher les pr&c&dents aux ages les plus 
funestes de !’histoire). Gewaltthat und Eroberung verderben den Rechts: 
finn und das Gewiljen der Völker. An die Stelle der Grundſätze gefekt, 
welche das Leben der modernen Staaten regeln, find fie ein Glement ber 
Unordnung und der Auflöfung und nur geeignet, die alte Ordnung ber 
Dinge umzuftürzen, ohne eine neue Ordnung feft zu begründen. Das find 
die Betrachtungen, welche die Greignijje, deren Schauplaß gegemvärtig Deutſch— 
Tand ift, der Regierung des Kaijers einflößen. Indem ich Ahnen diefe Ein» 
drücde mittheile, ift e8 nicht meine Abficht, Sie aufzufordern, dießfällige Be— 
merfungen an ben Hof, bei dem Sie beglaubigt jind, zu richten, jondern 
ledliglih Ihnen die Sprache anzudeuten, die Sie beobachten mögen, wenn fich 
eine Gelegenheit barbieten follte, Ihre Anjicht Fund zu geben“. 


). Aug. Ein kaiſ. Decret annullirt die Beichlüffe des Generalraths 


des Departements der Seine und Marne, weil er die Gränzen ſei— 
ner Befugniffe überjhritten habe, indem er den Wunſch ausdrücdte, 
daß ein Geſetz den Generalräthen das Recht ertheilen möge, über 
jtreitige Departementswahlen ſelbſt zu bejtimmen und daß die Auf: 
merkſamkeit der Regierung darauf gelenft werben möge, ob es fi) 
nicht ziemen dürfte, den Generalräthen das Recht zu verleihen, die Mit: 
glieder ihrer Bureaur jelber zu ernennen. 

» Diele Gemeinden beginnen ihre Gmaneipation, indem fie in Er: 
mangelung der Deffentlichkeit ihrer Rathsſitzungen die Protocolle 
derjelben den Journaliſten zur Einſicht und Verfügung jtellen. 


. Sept. Aufſtand in Madagaskar gegen die Franzofen in Folge der 


Zahlung einer Entſchädigungsſumme an die franz. Regierung. 

» Graf Walewsti wird zum Präfidenten des gejeßgeb. Körpers an 
die Stelle des verjtorbenen Herzogs von Morny ernannt. 

» Differenzen mit Tunis. Sendung des Baron Ceillard dahin 
mit einer Art Ultimatum. Nachgeben des Bey. 

„ Der Kaijer, die Kaiſerin und der kaiſerliche Prinz reijen nad) 
Biarritz ab. 

„Die kaiſ. Familie beſucht von Biarrit aus die Königin von 
Spanien in ©. Gebaftian. 

„ Der Gemeinderat) von Cherbourg beſchließt die Veröffentlihung 
jeiner Verhandlungen mit den Namen der Votanten. 

„ Drouyn de l'Huys zeigt dem Gejandten in Rom an, daß ber 
Kaijer auf den Wunſch des Papites feine Truppen nicht auf einmal, 
jondern in Abtheilungen zurüdziehen werde, Nom, Piterbo und 
Givitavechia würden allein noch bejett bleiben. 

» Die Fail, Familie empfängt in Biarrig den Gegenbejud ber 
Königin von Spanien. 

» Der franz. Staatsrath Panglais, vom Kaifer Marimilian zum 
Sinanzminijter von Merico befignirt, ſchifft fih mit brei Finanz: 
injpectoren in St. Nazaire dahin ein. 

„ Eine eigene Brojdüre La convention de Gastein und mehrere 


Ya 
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Artikel der Opinion nationale und des J. des Debats ſprechen fiä 
für eine preußiichfranzöfiihe Allianz aus. Man nimmt an, daß 
diefelben jümmtlih von der preuß. Geſandtſchaft und dem preuß. 
Preßbureau ausgegangen jeien, um den beabjichtigten Bejuh Bismarde 
in Paris vorzubereiten. 


20. Sept. Rundſchreiben des Minifters des Innern, Savallette, an Die Brä- 


23. 


27. 


fecten gegen die ſelbſtändigen Regungen der Gemeinderäthe und über 
die Art und Weiſe, wie die Veröffentlichung von Gemeinderathé— 


beſchlüſſen fünftig ftattfinden dürfe, 

Der Minifter ruft den Präfecten vor Allem bie geſetzliche Beſtimmung 
ins Gedächtniß zurüd, daß eine Veröffentlihung von Gemeinderatbsbefchlüfien 
nur mit Genehmigung der Verwaltungsbehörden vor fich geben, und daR 
dieje Genehmigung nie zum voraus und Im allgemeinen ertheilt werden bari. 
Veberhaupt geböten die ernjteften Beweggründe, die Discufjionen der Giemeinde 
räthe innerhalb der Sphäre der rein adminiftrativen Intereſſen zu beichrän: 
fen und zu verhindern, daß diefer ihr Charakter nicht durch gefährliche Auß— 
reizung fremder Leidenschaften oder durch einen bedauerlihen Hang nach leerer 
Popularität entjtellt werde. Die Defientlichfeit reiße gleichzeitig gewitie aben: 
teuerliche Geifter mit jich fort, und jchrede viele bejcheidene zaghafte aber auf: 

effärte und gewiljenhafte Leute ab, die von jeder Theilnabme an dieſen 
innern Debatten durdy den um ihren Namen entjtebenden Lärm ferngehalten 
werden. Dieß fei namentlich in voller Stärfe auf die Municipalräthe an: 
wendbar, die man jo oft mit wirklichen Kamilienräthen verglichen babe, und 
bieß jei auch offenbar der Grund, warum die Regierung den Genmteinderatbs 
figungen die Deffentlichfeit nicht geftattet habe. Am Allgemeinen werden bie 
PBräfecten angewiefen, darüber zu wachen, daß Verhandlungen und Beichlünie 
von Gemeinderäthen nur mit Genehmigung des Präfecten officiell veröffen:: 
licht werden fünnen. Kür jeden Beſchluß muB diefe Genehmigung befonbder: 
eingeholt werden; dieſelbe kann nur den in die Giemeinderatbsregiiter im vor: 
chriftsmäßiger Form eingetragenen Beichlüffen ertheilt, und muß jedesmal 
verweigert werden, feier dieje Bejchlüffe auch noch fo regelreht gefakt, wenn 
in benjelben die Namen der an der Discufjion betbeiligten Mitglieder genannt 
find. Dieſe Geſetzgebung ift „Liberal und klug“, jagt der Minijter am Schluß, 
und empfiehlt den Präfecten bei Anwendung berjeiben fich ebenfalls „liberal 
und Flug“ zu zeigen. 

Die öffentlihe Meinung erblidt in dem Rundjchreiben eine nicht 


zu verfennende Antwort dev Regierung auf das Decentralijations- 
programm von Nancy und [pricht fi im Allgemeinen gegen die 
Tendenz desjelben aus. 

„ Hr. Drouyn de l'Huys ermächtigt den Vertreter Frankreichs in 
Berlin behufs Erläuterung feiner Girculardepejche v. 29. Aug. zu der 
Erklärung, daß die darin ausgeiprochenen Anjichten der franzöfiichen 
Regierung durchaus feinen mehr bindenden Character hätten, als 
die Convention felbjt, durch welche dieſelben hervorgerufen worden 
ſeien; das Quileriencabinet nehme gerne Act von den Erklärungen 
der preuß. Regierung, daß die Convention nur den Character eines 
Provijoriums habe. 

» Die Art, wie die preußiſche Milttärjuftiz die Ott-Eulenburgiſche 
Affaire behandelt, hat in Straßburg, dem Geburtsort des getödteten 
Koches Dit, eine allgemeine Aufregung hervorgerufen und eine bie 
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fällige Petition an den Senat um Verwendung für eine unpartei— 
iſche Juſtiz bereits 20,000 Unterfchriften gefunden. 


- Eept. In Uebereinftimmung mit den Anfhauungen ber kaiſ. Broſchüre 


" 


4 


„ 


Haben die Militärbehörden in Algier bereitS begonnen, die europäi- 
ſchen Anfiedler in den ſüdlichen Diftricten zu entfernen. 


„Unter den Arbeitern in Paris find die Coalitionen zurück- und 


das Genoſſenſchaftsweſen vorgetreten; Bildung zahlreicher Productiv: 
genofjenichaften. 


. Det. Oeneralverfammlung ber Nctionäre der Euezcanal:Gefellichaft. 


Hr. v. Leſſeps berichtet: die Activa der Geſellſchaft betrügen noch 
180 Mill. Fr.; der Kleinjhiffahrtecanal werde ſchon 1866 ertrags: 
fähig, der Großichiffahrtscanal 1868 vollendet werden. 


„In Folge eines Girculars der ägyptiſchen Regierung an die euro: 


päiihen Confuln, worin dieſelbe, auf die Thatſache ſich ftügend, daß 
die Cholera durch die Pilgerfahrten nach Mecca entjtanden und durd) 
zurüdfchrende Pilger im Orient verbreitet worden fei, die europäi— 
ſchen Regierungen aufforderte, mit der Pforte Maßregeln gegen diefe 
unbeilvolle Thatſache zu vereinbaren, genehmigt der Kaiſer in Ueber: 
einjtimmung mit einem bdießfälligen Bericht der Minifter Drouyn 
de l'Huys und Behie, eine Einladung an die europäiſchen Mächte 
zum fjchleunigen Zufammentritt einer diplomatiſchen Conferenz zu 
richten behufs Aufftellung practiicher Reformvorſchläge zur Organi: 
ſation des Sanitätsweſens im Orient. 

Der Kaijer Fehrt von Biarrik nad St. Cloud zurüd, ohne troß 
der Einladung in Bordeaux, mit deffen Haltung er nicht zufrieden 
iſt, anzuhalten. 

Die Idee einer Allianz Frankreichs mit Preußen wirb von ber 
franz. Preſſe faft einmüthig verworfen. 

Der ſpaniſche Oefandte in Paris berichtet feiner Regierung über 
eine Unterredung mit Drouyn de l'Huys bezüglih der Abfichten 
Frankreichs gegenüber Nom. 

Auf die Frage des Spanischen Gefandten, wie ſich Franfreih nad ber 
Räumung Roms verhalten werde, eriwiederte der franzöfifche Minifter: „Wenn 
der päpftliche Stuhl taub bleibt fir alle unfere Rathſchläge; wenn er bie 
Gelegenheiten zu einer Verftändigung mit Italien von ji) weist; wenn er 
fih der Einführung von Reformen widerſetzt; wenn er fortfährt, Juden mit 
Gewalt zu taufen und Judenkinder, wie den Heinen Mortara, zu tauben ; 
unter jeder Form bie Kortichritte der Neuzeit zu verfolgen; bie Briganten an 
ber Gränze zu unterftigen; wenn er endlich den Römern jede Hoffnung auf 
eine, wenn auch nicht Liberale, doch wenigftens tolerante und gerechte Regie 
rung benimmt; wenn in biefem alle gegen unferen Wunſch eine Revolution 
in Rom ausbrecdhen würde, fo liegt es auf ber Hand, daß unfere Truppen 
nicht nach Rom zurüdtehren werben, um den Römern eine berartige Regie— 
rung aufzuzwingen und mit ihren Bayonetten jolche Mißbräuche zu unter: 
fügen. Nehmen wir jedoch das Gegentheil an. Der Papſt führt die uner- 
läßlichen Reformen ein, verftändigt ſich mit der italienischen Regierung, er: 
klärt fich endlich bereit, feine Unterthanen gerecht zu regieren und in Zrieben 
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mit feinen Nachbarn zu leben; wenn alsdann eine ehrgeizige WMinorität, cm 
Rande von Nevolutionären oder Aufwieglern mitteljt einer Veberrajchung ve 
päpftliche Negierung zu ftürzen fuchen, den Papft gefangen nehmen oder ve 
treiben würbe, fo Fünnte Frankreich einer Hand vol Abenteurern bie Fridekı 
bes Papſtthums nicht in die Hand geben“. Schließlich reſümirt Hr. Treu 
de l'Huys feine Anficht nochmals dahin: „Rranfreih fann ber weltlide 
Herrichaft beiftehen, wenn fie leben will, es kann fie aber nicht am Selbe: 
morde verhindern”. 


17. Oct. Requiem für den verftorbenen General Lamoriciere in Mantes 


18. 


und Leichenrede des Biſchofs Dupanloup von Orleans — Fatboltise 
Dempnitration. 


„ Die Regierung ernennt eine Commiſſion mit dem Auftrage, al: 
TIhatfachen und Elemente der Mürbigung der jog. cooperativen Ar 
beitergejellihaften zu ſammeln. 

„ Die franz. Negierung erflärt fich bereit, fi mit dem Gabine 
von Wafhington über eine Räumung Merico'8 zu verſtändiger 
wenn die Ver. Staaten ſich dazu entſchließen könnten, den Katie 
Marimilian ihrerfeits anzuerkennen. 

Dep.des Hrn. Drouyndel’Huys: „Ichhabe feit zwei Monaten mebrmai: 
Anlak genommen, Sie von ben Sefinnungen zu unterrichten, mit demen Di 
faif. Regierung die Dauer der Belebung Merico’8 durch die franz. Truppe 
betrachtet. Ach ſagte Ihnen in meiner Depeihe v. 17. Aug., daß mir ur 
das Aufrichtigite den Tag herbeiwünſchen, an welchem der letzte franzäiii 
Soldat das Land verlaffen fol, und daß das Wafhingtoner Gabinet day 
beitragen Fünnte, jenen Moment zu bejchleunigen. - Am 2. Sept. ermenem 
ih Ihnen die Berfiherung unferes lebhaften Wunfches, unjer Hülftcorps, — 
bald es die Umstände erlauben würden, zurüdzurufen. Am 10. Sept. endte 
fügte ich, biefelben Ideen voller ausführend, in einem Privatichreiben ba, 
daß es fehr von ben Per. Staaten abbänge, die Abfahrt unferer Truppen u 
erleichtern. Wenn fie gegen bie mericanifche Regierung eine freundliche Sal: 
tung annehmen wollten, welche zur Befeftigung der Ordnung belfen wär, 
und in welcher wir Motive dev Sicherbeit für die Anterefien finden würden, 
die uns gezwungen Haben, unjere Waffen über den Ocean zu tragen, e 
wären wir bereit, ohne Verzug die Grundlagen einer Nerftändigung dk 
biefen Gegenftand mit dem Wafhingtoner Gabinette anzunehmen; und iö 
wiünfche, Ihnen num die Anfichten der Megierung Sr. Maj. vollftändia be 
fannt zu machen. Was wir von den Ber. Staaten verlangen, ijt die Be: 
fiherung, daß jie nicht die Mbjicht haben, die Befeftigung ber in Merico ge 
gründeten neuen Ordnung dev Tinge zu hindern; und bie beſte Bürgicnit 
dafiir wäre die Anerfenmung des Katjers Marimilian Seitens der föbderalen 
Megierung. Die amerifaniihe Union jollte ji davon, wie uns fcheint, nic 
durch die Verjchiedenheit der Anftitutionen zurüdhalten laſſen, denn fie ſtebt 
in amtlichen Verkehr mit allen Monarchen Europa's und der neuen Welt. 
Es entjpricht ihren eigenen ftaatsrechtlichen Principien, bie in Merico begrür: 
dete Monarchie wenigitens als eine Regierung de facto anzuerfennen, obnt 
beiondere Rüdficht auf ihren Charakter oder Urfprung zu nehmen, der durch 
die Stimmen bed mericanijchen Volles gebeiligt worben iſt; und indem 
es jo handelte, würde das Walhingtoner Gabinet fih nur von denſelben 
Gefühlen der Sympathie befeelt zeigen, welche Präſident Johnſon unlänst 
gegen den Gejandten von Brafilien ausſprach, ald Sympatbieen, welche die 
Politik ber Ber. Staaten gegen bie jüngeren Staaten bes americaniſchen Feñ— 
landes leiten. Mexico ift freilich noch in dieſem Augenblide von ber franz. 
Armee bejegt, und wir Fünnen leicht jehen, daß Das als Einwurf erjcheinen 
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wird. Aber die Anerkennung bes Kaiſers Marimilian Seitens ber Ber. 
Staaten würbe, unferer Anfiht nach, auf bie Zuftände des Landes Einfluß 
genug haben, daß wir die Empfindlichfeiten (susceptibilites) der Union in 
diefem Punfte berüdjichtigen Fünnten ; und jollte ſich das Wafhingtoner Ga: 
binet entſchließen, in diplomatiihe Beziehungen zum Hofe von Merico zu 
treten, fo würden wir feine Schwierigkeiten jehen, Arrangements zur Abbe— 
rufung unferer Truppen binnen einer billigen, von uns feftzuftellenden Friſt 
zu treffen“. Schlieplid bietet Herr Drouyn de l'Huys bie guten Dienfte 
Frankreichs an, um den Abſchluß eines americaniſch-mexicaniſchen Handels: 
vertrages zu ermöglichen. 


. Dct. Der Kaijer beſucht die Cholerafranfen im Hötel Dieu. 
‚24. De. Die Kaiferin beſucht die Cholerafranten im Hötel Dieu 


— 
* 


* 


| 
L) 


und in mehreren anderen Spitälern. 

» Der Gemeinderath von Bordeaur veröffentlicht troß des minifte- 
riellen Verbotes das Protocol feiner erjten Sitzung vom 23. d. M. 
und will es auf einen Proceß anfommen laſſen. 

„ Broſchüre des Kaijers über Algerien in Form eines Briefes an 
den Marjhall Mac Mahon (Umarbeitung feiner Dentirift). 


Nov. Ein faif. Decret verordnet eine Armeereduction von 10,396 


Mann, mit einer jährlihen Erjparniß von 12% Mill, Fr. 

„ Münzconferenz zwiſchen Frankreich, Italien, Belgien und der 
Schweiz in Paris. 

„ Ein faif. Decret verfügt als Erjparungsmaßregel die Vereinigung 
ber Wunctionen eines Oeneraleinnehmers mit denen eines Zahl: 
meiſters. 

„ Im Widerſpruch mit dem Circular des Miniſters bes Innern, 
Lavallette, haben die Gemeinberäthe von Bordeaur, Toulouſe, Mar: 
feille, Orleans, Aurerre, Lille, überhaupt faft aller größeren Städte 
beichloffen, die Namen der Redner ins GSitungsprotocol einzutragen 
und dasjelbe allen Wählern, namentlih aber auch der Preſſe zur 
Berfügung zu jtellen. 


Dee. Der Kaifer richtet einen fehr wohlwollenden Brief an ben 
neuen König von Belgien. 

Ein Beihluß des academifhen Rathes ber Parifer Univerfität 
relegiert 5 Studenten wegen Xheilnahme am Lüttiher Studenten: 
congreß und der auf bemjelben gehaltenen Reden. Nublofe Demon: 
jtrationen der Studenten. 

„ Frankreich kündigt den Auslieferungsvertrag mit England vom 
13. Febr. 1843 weil ungenügend mit Rüdfiht auf politiihe Ber: 
brecher. 

„ Die franz. Regierung regt die von der Septemberconvention mit 
Italien geforberte Uebernahme eines Theiles der päpftlihen Schuld 
durch das letztere ſowohl in Rom als in Florenz an. 


” 
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24. Dec. Finanzbericht Foulds. 

— „ Frankreich regt angeblich bei England eine Wiederaufnahme da 
Londoner Conferenzen bezüglich der Herzogthümer Schleswig um! 

Holſtein an. Angebliche Antwort Englands. 

26. „ Die franz. Regierung erklärt ſich in einer Depeſche an den Geſandter 
in Waſhington durd die Botſchaft des Präfidenten der Ver. Staater 
an ben Eongreß v. 4. d. M. befriedigt: 

„Ich ſehe alfo nichts in ber Spradhe bes Hrn. Johnſon, das Beſorgniſſt 
über den Kortbeitand ber freundichaftlichen Beziehungen zwiſchen Srranfreid 
und den Ber. Staaten hervorrufen fünnte, und wenn einige Zweideutigken 
in ben Ausbrüden berricht, welche in Bezug auf bie die Aufmerfiamfeit bei: 
ber Nationen in Anſpruch nehmenden Fragen angewandt werden, jo zerftreum 
glücklicherweiſe andere Stellen der Botjchaft, welche die Bedeutung der ®ert 
bes Rräfidenten unverfennbar fejtjtellen, jegliche Ungewißbeit. Tie Ginfübrun: 
bes Friedensfußes in der Unionsarmee und die beträchtliche Verminderums 
ihrer Gadres beweijen gleichzeitig mit der Verringerung der Seemadt ver 
Union bie friedliche Gefinnung des Gabinets von Waſhington, und die er: 
fündigung biefer Maßregeln durch den Präfidenten Johnſon it für uns ein 
Unterpfand bes gegenfeitigen Vertrauens, das forhvährend unjere beiden Re: 
gierungen bejeelen ſoll“. 


5. Italien. 


. Januar. Die Oefelichaft für den Verkauf der Staatsgüter entſchließt 
fih, dem Etaate außer den ſchon einbezahlten 50 Mill, noch wei: 
tere 150 Mill, Fr. vorzuftreden. 
» Die päpftliche Gncyclica und der Syllabus vom 8. Dec. v. X 
werden in Neapel unter einem ungeheuren Zulauf von Studenten 
und andern Perjonen im Hofe der Univerjität öffentlich verbrannt. 
„Der Juſtizminiſter Dacca richtet an ſämmtliche Bifchöfe ein Rund: 
jchreiben, worin er daran erinnert, daß die Encyelica jowie der An: 
bang der SO Irrthümer zur Veröffentlihung das königliche Exequa— 
tur bebürfe. Die Regierung behalte fi vor, in dem Ermächtigungs— 
decret fi darüber auszufprechen, unter welchen befchränfenden Klau: 
jeln diefe Documente veröffentlicht und angewandt werden bürfen 
und welde Theile, als mit den Ctaatsgejeßen im Widerſpruch 
ſtehend, ven dieſer Erlaubniß ausgeſchloſſen feien. 

7, „ Die. Kammer decretirt mit 158 gegen 38 Stimmen den 1000 
von Marfala eine lebenslängliche Benfion von 1000 Fr. 

» „ DH. Kammer: die Regierung legt das mobdifizirte Budget für 
1865 vor. Das orbenilihe Budget zeigt immer noch ein Defizit 

von 171 Mill. (wie der Minifter hofft, jchlieflih nur von 121 
Mill.), das außerordentliche ein ſolches von 45 Mill. Fr. 

. „ DI. Sammer: Bericht der Commiſſion über die September-Er— 
eignijje in Turin. Auf den Antrag Ricaſoli's beichließt die Kammer 
im Intereſſe der Einigkeit mit 140 gegen 67 Stimmen, über ben 
ganzen Bericht zur Tagesordnung überzugehen. Große Unzufrieben: 
heit in Turin. 

I—29., Altägliche Unordnungen und Tumulte in Turin. Eine Ndreffe 
an ben Senat gegen den Beihluß der II. Kammer findet zahl: 
reihe Unterzeichner. 

0. „ Hofball in Turin. Die Gäſte des Königs werden auf bem 
Wege nad dem Schloſſe gröblich infultirt. 


—⸗ 


18 
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1. Febr. Die Regierung verlangt vom Magijtrat von Turin eine fcharfe 
Proclamation wider die Demonftration gegen den Hofball. Der 
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Magiftrat lehnt e8 ab und will fi nur zu einer Proclamatien m 
die Nationalgarde „für ihr energijches Benehmen” (das jebeh — 
ber That mehr als Tau war) verjtehen. 

2, Febr. Unterzeichnung einer neuen Uebereinfunft mit der lombardiiche 
Eiſenbahngeſellſchaft (Rothſchild) bez. Verkauf ber piemonteftice 
Staatsbahnen. (Die neue Uebereinfunft ift mit Rüdfiht auf die Ba: 

legung ber Hauptſtadt mwejentlic weniger vortheilhaft für ben Etax 

als die frühere, die von ber Regierung bem Parlament nicht ver: 
gelegt worden und baher bahingefallen war.) 

Der Minifterrath befchließt in Folge der Vorgänge v. 30. v. M 
und der Haltung des Turiner Magiftrates die jofortige Ueberne- 
lung bes Königs nad Florenz. 

3. „ Der König verläßt Turin ganz unerwartet in Begleit bes Ti 
nijterpräfidenten General Lamarmora, ohne allen Abſchied von Turin 
und kommt in Florenz an. 

4. „ Umfdlag der Stimmung in Turin. Cine loyale Volksadrefi: 
an den König findet zahlreiche Unterfchriften. 


6. „ Ein Egl. Decret ertheilt der päpftliden Encyclica v. 8. Dec. au’ 
den Vorſchlag des Juſtizminiſters das kgl. Erequatur „vorbehaltliä 
der Rechte des Staates und der Krone und ohne irgend einen be 
darin enthaltenen Vorſchläge anzuerkennen, welche den Prinzipien 
ber Inſtitutionen und ber Geſetzgebung des Landes zumider find‘. 
Der Yuftizminifter hofft in feinem Rundſchreiben an die Biſchöft 
daß biefelben 

„in diefem Verfahren ber Tal. Regierung einen neuen und feierlichen Be— 
weis von bem aufrichtigen Streben ber Regierung erkennen werden, auf bem 
geiftlihen Gebiet, und in allem, was das Gewiſſen der Gläubigen berübt, 
ber Kirche volle Freiheit zu lafjen, und vertraut, daß bie Bilhöfe von kieier 
Freiheit in ihrer Anwendung auf Encyclica und Syllabus gemäfigten Ee— 
brauch maden; daß fie fih bei Verfündigung besjelben lediglih abftract und 
lehrhaft (ad un metodo astratto e dottrinale) verhalten und ihrem Glerus 
das gleiche Verhalten einfchärfen werden; daß fie ſich nicht auf Erläuterungen 
und Reben einlafjen werben, welche Geſetze und Ginrichtungen des Staats 
berühren und unter bie Strafgefege fallen würden. Die Biſchöfe werden die 
Beröffentlihung der Encyclica ohne Zweifel an die Berfündigung bes Jubi— 
läums anfmüpfen, weldes ja nach Fatholifcher Lehre eine Periode der Ein: 
tracht und Brüderlichkeit, ber Liebe und bes Friedens einweibt, und bie 
Biſchöfe als die Lehrer jener Liebe, werben dieſen Frieden nicht ſtören wollen, 
der in diefem Augenblick mehr als je Wunſch und Bedürfniß ift u. ſ. mw.“ 

Die II, Kammer nimmt den Öefeßesentwuf an, ber ber Regierung 
bie Befugniß gibt, die territoriale Abgränzung der Provinzen umd 

Gemeinden zum Zweck abminiftrativer und ökonomiſcher Verein: 

fachung zu verändern, nachdem der Minifter des Innern Lanza aus 

der Annahme eine Gabinetsfrage gemacht hat. 

15. „ Der König empfängt in Florenz eine Deputation bes Quriner 

Gemeinderats und nimmt eine Loyalitätsabrefle desſelben entgegen. 

16—21., U. Kammer: Debatten über den Gejebesentwurf für legie 
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lative Union der Halbinfel (Verſchmelzung ber bisher in ben ein: 
zelnen Theilen des Königreihs gültigen fünf verſchiedenen Gobdifiz 
cationen); Frage der Einführung der Civilehe. Annahme bes Ge: 
Tees, 

3. Febr. I. Kammer: Beginn der Debatten über die Ausdehnung bes 
Strafgejeßbuhes auf Toscana (Frage der Beibehaltung oder Ab: 
Ihaffung der Todesſtrafe). 

» no Beluh des Königs in Turin: ein Ausfhuß der Nrbeitergejell: 
Ihaften empfängt ihn, die Nationalgarde bildet Spalier. 

6. Kgl. Amneftievecret bez. der an den Geptember:Ereigniffen in 
Turin Betheiligten. 

— „ Auf Inſtruction der römiſchen Curie hin lehnen die Bilchöfe bie 
Etaatsauffiht über die Seminarien (und die damit verbundenen 
Secundärjchulen) ab. Cine Reihe von Seminarien wird in Yolge 
diefer Weigerung auf Befehl des Unterrichtsminijters Natoli ge: 
ſchloſſen. 


6. März. Schreiben des Papſtes an den König Victor Emanuel (ſ. 
Rom). 

—14. „ 1I. Kammer: Debatten über die Abſchaffung der Todesſtrafe. 
Die Abſchaffung wird unter Namensaufruf mit einer Majorität von 
59 Stimmen beſchloſſen und nur die Fälle des Militär: und Ma: 

. rineftrafgefeßbuches und des Brigantaggio jollen noch eine Ausnahme 
bilden. 

4. „ Ter König ertheilt eine allgemeine Ammneftie für politifche und 
Preßvergeben, für die Uebertretungen gegen das Nationalgardegeſetz 
und zu Gunjten der wegen Aspromonte verurtheilten Soldaten. 

„» „» MH. Kammer: Darlegung der Finanzlage durd den Finanzminijter 
Sella: 

Das Deficit beträgt 261 Millionen für 1862, 22 Millionen für 1863 
und 34 Millionen für 1864. Am Ganzen alfo (troß ber Anlehen von Ming» 
betti) 317 Millionen. Wenn man dazu 207 Millionen für das Deficit von 
1865 und 100 Millionen für das von 1866 fügt, (denn ber Minifter macht 
fi formell verbindlich, das Deficit von 1866 auf weniger als 100 Millionen 
zu rebuciren) fo befindet man fich bei Ablauf vom Gtat von 1866, ber bis 
zum 30. Sept. 1867 reicht, mit einem Totaldeficit von 625 Millionen, 
welches, durch den Verkauf ber Staatseiſenbahnen zum Preis von 200 Mill. 
anf 425 Millionen reducirt wird. Der Minifter jucht daher um bie Befug: 
niß nadı, eine Anleihe von 425 Millionen, zahlbar nad) 18 Monaten, abzu: 
ichließen, aber er verlangt, baß man mt diefer Anleihe Norichläge einer Ab: 
gabe auf die Häufer und auf das Vermögen für 60 Millionen, bie Auf: 
bebung der Freihäfen, und endlich Veränderungen in ben Rigiſtrirungs- und 
Etempeltaren annehme. 

Die I. Kammer geht über die QTuriner Petition gegen den Be: 
fhluß der II. Kammer v. 23. Januar bez. der Septemberereigniffe 
zur Tagesordnung über. 

16. „ I. Kammer: Tas Geſetz über die Abſchafſung ber Todesſtrafe als 
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Ganzes wird mit 127 gegen 96, jomit nur von einer Majerit 
von 31 Stimmen angenommen. 

23.März. II. Kammer : der Abgeordnete Maffari interpellirt die Regieru 
über das Bejtehen eines geheimen Vertrages mit Franfreih (nebe 
der Teptemberconvention); der gegenwärtige Minijter des Auswä 
tigen, Yamarmora, und der damalige Visconti-Venoſta betheuet 
neuerdings, daß dies nicht der Yall jet. 

24. „ Traurige Zuftände auf Sicilien, befonders aber in den Provinze 
Palermo, Trapani, Girgenti. Beſchluß des Magiftrats und te 
bes Provinzialraths von Palermo. Der Präfect von Palermo, ©: 
filla, wird von der Regierung abberufen und durd den energiſche 
Marcheſe Gualterio (bisher Präfect von Genua) erſetzt. 

29. „ Die I. Kammer nimmt den Gejeßesenttwurf bezüglich Tegislative Uniz 
einichlieglih der Ginführung der Eivilehe, mit 7O gegen 34 Stin 
men an und gebt bez. der Eivilehe mit 89 gegen 45 Stimmen it 
sar noch einen Echritt weiter als die franzöfiiche Gejeßgebung. 


-1 


. April. II. Kammer: der Minifter des Innern, Lanza, verlangt ? 

Discuſſion der Geſetzesvorlage bez. Aufhebung der religiöfen Kör 

perichaften und kündigt ein Amendement der Regierung an, vor 

dem Entwurf die Frage der geiftlihen Güter vorerſt auszuicheiden 

Die Kammer befchließt, gleichzeitig diefe Vorlage und die Finan; 

borlagen in Angriff zu nehmen. 

Die II. Kammer genehmigt mit 156 gegen 88 Stimmen den Ver— 
fauf der piemontefiihen Staatsbahnen. 

16 „ Der neue Präfeet von Palermo, Gualterio, langt bafelbft an, 
erläßt eine Proclamation an die Bewohner und ergreift energiſche 
Maßregeln behufs Wiederherjtellung der öffentlichen Sicherheit. 

17. u Vegezzi geht in Folge des Schreibens des Papites an PVicter 

Emanuel v. 6. März (ſ. Rom) in vertrauliher Miffion nah Rom. 

In Piemont jind die Bisthümer Alba, Aleſſandria, Aoſta, Aſti, Coni, 

Foſſano, Saluzzo, Turin, Vigevano unbefeßt ; auf der Anfel Sardinien Als 

bero, Ampurias, Bilarcio, Boſa, Caſtello Nuovo, Ogliaftro, Oriſtano, Saſſari 

Tempio — von den 11 Diöceſen der Inſel 8; in Pigurien Luni-Sarzana;: 

in den ehemals päpftlichen Provinzen Gagli, Cervia, Macerata, Orvieto, Per: 

gola; im beiden Gicilien Ariano, Bojano, Gatanin, Converſano, Gerace, 

Iſernia, Meffina, Policaſtro, Venafro. Dazu fommt, daß ber Erzbiſchof ven 

Cagliari feit Tange von jeinem Sitz vertrieben iſt, daß der Gardinal:Er;: 

biihof von Fermo als Gefangener in Turin, der Cardinal-Erzbiſchof ven 

Benevent als Verbannter in Rom lebt, daß verschiedene vom Papft zu den 

vacanten Sitzen in Romagna und Marten ernannte Prälaten, wie Gardinal 

Guidi für Bologna, Monf. Nobili Vitelleschi für Oſimo, von der ital, Re: 

gierung nicht t zugelaffen wurden, daß wenigftens ein Drittel der neapolitz: 

niſchen Biſchöfe flüchtig, das heit landesverwieſen ift, ber Gardinal:Erzbiicher 

von Neapel an der Epike. Freilich zählt Italien nicht weniger als 230 

Bilhofsfige, von denen einzelne nur 4 Gemeinden umfajjen, mit den ent: 

Iprehenden Einkünften, während Frankreich mit einer Bevölferung, melde 

diejenige Stalieng um die Hälfte überjteigt, nur 87, Belgien nur 4 Bis: 

thünter zählt. 


— 
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Snftrucion ber Regierung für Vegezzi: „Der heil. Stuhl wird 
feine Schwierigfeiten machen, die Bräjentationen der Negierung für die alten 
Provinzen und die Yombardei anzunehmen; aber es ijt vorberzufehen, daß 
er Bedenfen tragen wird in Bezug auf die Übrigen und namentlich auf die 
ehemaligen päpſtlichen Provinzen. In dieſer Hinſicht kann die Regierung 
im Prinzip keinen Plan annehmen, der nicht eine factiſche Anerkennung 
des Königreichs Italien und folglich die factiſche Rechtsnachfolgerſchaft des 
Königs Victor Emanuel für alle Privilegien und Vorrechte einſchließt, welche 
den Fürſten und Regierungen zukamen, denen er gefolgt iſt. Aber da man 
dem heil. Vater gegenüber die aus den Plebisciten abgeleiteten Gründe nicht 
geltend machen könnte und ebenſo mit dieſer ſpeciellen Angelegenheit nicht die 
große ſchwebende Frage über die weltliche Herrſchaft des Papſtthums vermiſcht 
werden ſoll, ſo wird man in dieſem Punkte zu irgend einem verſöhnlichen 
Auskunftésmittel greifen müſſen. Ausgehend von der Idee der Trenn— 
ung ber Kirhe vom Staat, welche die Negierung fo lange gehegt und bie 
in ihrer Berwirflihung der Eivilgewalt alle Einmiſchung iu die Bejeßung 
ber Bisthümer abjchnitte, wäre der folgende Plan als äußerſtes Zugeftänd: 
niß vorzulegen, welches die Regierung unter den jeßigen Umſtänden machen 
tann. Die fgl. Regierung würde für diefesmal und unter Vorbehalt fünf: 
tiger befinitiver Stipulationen auf ihr ausdrüdliches Ernennungsrecht für die 
Bılchofsfige in der Lombardei, in Parma und in den neapolitaniichen und 
in den ficilianifchen Provinzen verzichten, ein Recht, welches fie auch mit 
guten Gründen für Toscana und bie Provinzen des erſten Königreichs Stalien 
beanspruchen konnte, nach dem Goncordate vom 13. September 1803 zwiſchen 
den beil. Stuble und der italienischen Republik. Sie würde ſich auf eine 
eine einfache Präfentation und Empfehlung bejchränfen, wofern nur im Prä— 
conifationsacte der Vorgefchlagenen und in dem betreffenden Breven des Kö— 
nigs Victor Emanuel II. Erwähnung gethan wird und die Ernennungen 
ohne irgend einen Hinweis auf die früheren Staaten erfolgen.” Der Special: 
inftrnction beigefügte „allgemeine Bemerkungen“ befagen: „Wenn im Laufe 
der Unterhandlungen die Rede auf die politiiche Lage fommt, fo wird fi) 
der Föniglihe Bevollmäctigte auf Zuhören bejchränfen, ohne eine Anficht aus: 
zubriiden, und fi nur zum Berichterftatten verbindlich machen. Iſt die 
Rede von den Staatégeſetzen bezüglich der Firchlichen Bolizei, jo wird der Be- 
vollmächtigte andeuten, daß die fünigliche Regierung beabjichtige, diefelben 
in einem ber Freiheit der Kirche mehr entiprechenden Sinne zu modificiren, 
jobald fih eine günftige Gelegenheit finde, weldhe allerdings nur von 
einer Löſung der politiihen Frage geboten werden könne, und er wird bins 
zufügen, daß in dieſem alle die Negierung auf jede Art von Priviligien 
und AusnahmesGerichtsbarfeit zu verzichten beabjichtige, wobei er jedoch die 
nöthige WVorficht zu beobachten hat, damit nicht für die Regierung eine po— 
fitive Verpflihtung erwachſe. In Bezug auf die Maßregeln über die 
religiöfen &orporationen und die Kirhengüter wird ber Bes 
vollmächtigte eine Discufjfion vermeiden und von dem allgemeinen Stand: 
punfte auf die alten und neuen Beijpiele katholiſcher Staaten verweifen und 
nicht unterlafjen, die bejonderen ökonomischen Bedingungen des Königreiches 
und die Anſchauungsweiſe der öffentlichen Meinung in ganz Stalien zu bes 
rühren.“ 

I. April. II. Kanımer: Beginn der Debatte über die Aufhebung der Klöfter. 

Antrag der Regierung: 1) Die religiöfen Orden und Gorporas 
tionen, desgleichen die weltlichen, welche einen kirchlichen Charakter tragen, wer: 
den nicht mehr vom Staate anerkannt. Die ben bejagten Gorporationen 
gehörigen Häufer und Anjtalten jind aufgehoben. 2) Tie Mitglieder ber 
aufgehobenen Körperjchaften treten vom Tage der Verkündigung des Gefeges 
an in bie Ausübung dev bürgerlichen und politiichen Rechte. 3) Die ges 
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wejenen männlichen und weiblichen Mitglieder erhalten Benfionen von 10% bi 
600 Fr. (arbeitsunfähige werben bejonders berüdjichtigt). Art. £ fiebt de 
Fall vor, wo Nonnen eine Mitgift in die Corporation eingebracht babe 
5) Die Regierung weist den Nonnen auf Berlangen Locale an, wo fie fün 
tig leben können (auch nach ihren Orden gruppirt, jofern die Zahl Der Thai) 
nehmerinnen nicht unter 6 ijt). Art. 6 enthält eine bejondere Beſtimmum 
über bie Bettelorden. 7) Erhält ein ehemaliges Mitglied jpäter ein Am 
mit Bejoldung aus einer öffentlichen Gaffe, jo wird ihm ein Drittheil bie 
Beſoldung von feiner Penfion abgezogen, 8) Durch bejondere kgl. Verort 
nung können gewifje Häufer mit Rüdjicht auf den öffentliden Nußen vcı 
ber Aufhebung ausgeichlojien werden. 9) Den Gorporationen in Der om 
bardei, auf welche der Artikel 16 des Züricher Vertrages Anwendung finde 
it eine zweijährige Friſt geftattet, um über ihre beweglichen und unbewrz 
lihen Güter frei zw verfügen. Nach Ablauf dieſer Friſt fallen bie Güte 
unter die Beftimmungen bes folgenden Artikels. 10) Die eingezogenen Güte 
gehen an das Domanium über, welches vom Tage ber Beligergreifung a 
eine dem Neinertrag derſelben entjprechende fünfprocentige Rente in Das arch 
Buch der öffentlihen Schuld einzutragen hat; vrgl. Art. 20. 11) Die 
Nente, welche das Domanium abgejondert von feinen eigenen Ginfünften zı 
verwalten bat, ijt für folgende Zwede zu verwenden: a) zur Entrichtung be 
Rarodinllaften, der frommen Legate und aller andern Zwede der Wobltbätiy 
feit und bes öffentlichen Unterrichts, welche den Mitgliedern ber aufgebobener 
Körperjchaften inhärirenz b) zur Bezahlung ber in Art. 3 und 4 vorar: 
jehenen Penſionen; ec) zur Dedung der Lajten, welde dem Staat durch Fe 
ftreitung des Cultus zufallen. Dev nah Abzug vorgenannter Ausgaben 
überſchüſſige Ertrag der eingezogenen Güter wird dem Unterrihtminifterium 
zur Verfügung gejtellt (mach Art. 13 mit bejonderer Rüdjiht auf den Cie 
mentarunterricht). 14) Eine jährlich zu wählende Commifjion von je 3 Sena: 
toren und Teputirten und 3 vom König gewählten Gliedern wird die Auf 
ficht über die Erträge der eingezogenen Güter führen. 15) Nicht am dus 
Domanium gehen über : a) die Gebäulichkeiten, weldhe zu Schulen, Kinder: 
bewahranftalten und Armenhäujern erforderlich find; b) gewilje Güter, weiche 
unter gewiſſen fpeciellen Bedingungen ſtehen; e) die Bücher, Handſchriften, 
wifjenschaftlichen Urkunden, Monumente, Kunſtwerke, koſtbare Geräthe und die 
Archive der betreffenden Kirchen und Häufer, über welche Dinge die genannte 
Gommijjion verfügen wird. 17) Schulden, Yajten und überhaupt Berpflic: 
tungen der Mitglieder der aufgehobenen Körperichaften werden nur joweit 
übernommen, als fie den im Augenblid der Befigergreifung conjtatirten Gr: 
trag oder ben Ertrag des in ein fünfprocentiges Gapital umgewandelten Re 
fies nicht überjchreiten. 18) Die Vorftände der geiltlihen Häufer und Kör: 
perjchaften haben binnen drei Monaten nah Publication des Geſetzes den 
Beltand ihrer Güter u. ſ. w. anzuzeigen, jowie die nöthigen Urkunden, Ne: 
tizen u. |. w. an die Hand zu geben, welde von ben beauftragten Agenten 
verlangt werden. Weigerung, Zögerung, Verheimlichungen, Unterſchlagungen 
u. ſ. w. werden mit Bußen von 100 bis zu 1000 ffr. belegt, fowie mit dem 
Berluft der PBenfionen, unbeſchadet der jonftigen gejelich geltenden Strafen. 
20) Der Reinertrag der Güter, wird auf den Durchſchnitt der legten 10 
Sabre berechnet. 21) Die „cassa ecelesiastica“ ijt aufgehoben. 22) In 
Betreff der ficiliichen Provinzen wird an den Verfügungen des Geſetzes vom 
40. Auguft 1862 nichts geändert. 


Die Commiffion berKammer beantragt ihrerfeits die Unterdrüdung 
aller Klöjter, mit Ausnahme einiger wenigen als nützlich anerkannten ; die 
Verwandlung ihrer Güter in Renten, welde den Gemeinden gegeben werden 
follen, denen bie Klöjler gehören; die Aufhebung ber geiftlihen Caſſen, und 
bie Ummandlung ber Güter ber weltlichen Geiftlichkeit in Renten, welde durch 
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erwählte Ausihüffe verwaltet werben jollen; enblih bie Verminderung ber 
Biſchöfe auf 59, einen für jede Provinz. 

Der Juſtizminiſter Bacca verlangt im Namen ber Regierung für 
ihre Borlage den Vorrang und madt daraus eine Cabinetsfrage. 
Die Kammer gibt mit Mehrheit dem Verlangen nad. Spaltung 
der Majorität über die Klojterfrage, 


2. April. Die I Kammer verwirft die von der II. Kammer bejchlofjene Ab— 


6. 


28. 


ſchaffung der Todesſtrafe und erklärt ſich für die Beibehaltung der— 
ſelben im übrigen Italien und die Wiedereinführung derſelben in 
Toscana. 

Die I. Kammer genehmigt bie von der Regierung geforderten 
Eredite für den Bau von 8 neuen Panzerichiffen. 

» Die II. Kammer genehmigt mit unwefentlihen Modificationen bie 
Finanzvorſchläge der Regierung, einjchließlih des Anlehens von 
425 Mill,, mit 153 gegen 47 Stimmen. 

„» Diell. Kammer nimmt mit großer Mehrheit die erften Artikel des 
Klofteraufhebungsgejeßes in veränderter Faſſung an. 

Der Juftizminifter verlangt die Bertagung ber weiteren Berathung 
bes Klofteraufhebungsgejeges bis zum folgenden Tage. Lamarmora 
erflärt, das Verlangen jtehe mit der Miſſion Vegezzi's in Rom in 
feiner Beziehung. 

„ U. Kammer: die Regierung erklärt, daß fie die Geſetzesvorlage über 
Unterbrüdung der geiftl. Körperjchaften gänzlich zurüdziehe. 

„ IH. Kammer: letzte Situng der Kammer in Turin. Gie erklärt 
am Schluß, daß die Stadt Turin fih um das Vaterland wohl ver: 
dient gemacht habe. 

Die Kammer wurde am 18. Febr. 1861 eröffner und war in ihrer großen 
Mehrheit bei allen Wandlungen im einzelnen fortwährend minifteriell gefinnt. 
Die principielle Linke, bie eigentliche Actionspartei, zählte in berjelben nur 
34, die clericale Rechte nur 2 Mitglieder, 

„» Die I. Kammer verwirft ben erjten Artikel des Recrutirungsgefeßes 
— die Priefterzöglinge follen auch ferner Befreiung vom Kriegs: 
diente genießen. 


* 


4. Mai. Vegezzi verläßt Rom und kehrt nach Florenz zurück, um ſpe— 


5. 


zielle Inſtructionen einzuholen. 

„ Kin Cirecular des Miniſters des Innern an die Präfecten be: 
zeichnet die Motive für die Zurüdziehung bes Klojteraufhebungsge: 
jeßes (die dem minijterielen Vorſchlag gemachte Oppofition und 
andere Schwierigkeiten hätten vorausjehen laſſen, daß er feinen 
guten Erfolg haben werde; die Regierung ſei nichtsdejtoweniger ent: 
ihloffen, den Gefetesentwurf in der nächſten Seflion von Neuem 
vorzulegen) und jucht über die Miſſion Vegezzi's zu beruhigen: 

„Was die Mifjion beim heil. Stuhl betrifjt, jo ſteht die Regierung nicht 
an, Ihnen das zu wiederholen, was fie bereits der Deputirtenfammer erflärt 
bat, db. h. daß man durch dieſe Unterhandlungen Teineswegs beabjichtigt, ſich 
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von ben Prinzipien zu entfernen, auf bemen bie Politif des italieni ſchen &5 
nigreich® beruht. Wenn der beil. Vater mit feiner religiöjien Sorafalı er. 
angemefjen gehalten bat, jich an die Regierung bes Künigs zu menden, un 
fie darauf aufmerffam zu machen, daß es nothwendig jet, gemeinjchaftlich Ti 
die Beſetzung der ledigen Bilhofsjige im Künigreih Sorge zu tragen, ' 
fonnte die italienffche Regierung gewiß nicht fidh weigern, auf dieſe Yun 
derung einzugehen, fei e8 nun aus Ehrfurcht vor dem Oberhaupt des Karte: 
licismus, fei e8 aus feiner eigenen Pflicht, und indem fie dieſe Miſſion der 
Gommandeur Begezzi anvertraute, Konnte fie Feine andern Abſichten haben, aı 
die bejonderen Intereſſen ber Kirche mit denen des Staates zu verſöhnen 
Man darf aber in feiner Weiſe vorausfegen, daß die Regierung bei bien 
Handlung hoher Schicklichkeit ihre Pflicht vergefien haben follte, Die Red 
und Geſetze des Staates eiferfüchtig zu Überwachen und die politifchen Frages 
die jih an die religiöſen knüpfen, vder die man damit verwechieln mät: 
unberührt vorzubehalten.“ 


8. Mai. Zweideutiges Rundſchreiben des Auftizminifterd an die General 


9. 
14, 


" 


procuratoren über das kgl. Placet bei Beſetzung geiltliher Pfründen 

Der Minijter verweilt auf die Decerete vom 30. Jan. 6. April ımd li 
Sunt 1864, wonach im Ausblick auf die Unterdrüdung dev geiſtlichen x 
perichaften und die Reform bes Kirchenvermögens die Geftattung Des ki! 
Grequatur oder Placet ſuspendirt wurde für die Bejekung (provvists 
1) der Pfründen, welde zur Aufhebung vorgeiehen waren; 2) der Ganonicz: 
und Veneficraturen, welche die Zahl überjchritten, auf welde die Mitgliede 
eines jeden Capitels reducirt werden jollten. Ausgenommen follten jein zu 
jpeciell beftimmte Glafjen von Beneficien und Ganonicaten”. Rah Zurüf: 
zicehung obiger Gelegentwürfe — führt das Echreiben fort — fünnte es nm 
ſcheinen, als ob dieſe Suspenjionsmaßregeln fallen müßten. Da aber ti 
Regierung am ihren Abfichten feitbält, und jene Reformen vielleicht nur um 
einige Monate verfchoben find, jo bleibt die Suspenjion zu Ne: 
beftehbend. Am Beftreben jedoch, die Strenge einer ſolchen Mafregel ; 
mildern, bat das Meinijterium es gleichzeitig für angemefjen erachtet, d=: 
die Suspenfion aufgehoben werde und fortan normal zu entſcheide 
jet über alle Gejuche um das fal. Erequatur oder Placet , welche die V. 
jeßung von Pfründen beireffen, auf denen die Rechte eines activen eder 
pafjiven Yatenpatronats ruben, vorausgeſetzt, daß diefe Rechte von den So: 
tronen oder zu Gunften berjelben geübt werden; jo daß alſo die Ausnabmt 
nicht mehr wie früher auf die Pfründen mit pajjivem Laienpatronat be 
Ichränft it, Die Generalprocuraten haben für Ausführung diejer Entſchließ— 
ungen Sorge zu tragen”, 

» Die I Kammer genehmigt die Anleihe von 425 Mill, mit To 
gegen 19 Stimmen. 

» Grofartige DanterFeier in Florenz. Dieſelbe ijt eine rein pe- 
litiſche Manifejtation des italienischen Nationalgeiftes. 

Der Benebictiner Prof. Eiunliani weilt in feiner Anfprade an den Köntz 
bei der Enthüllung des Dantedenfmals ausdrüdiih auf die neh nicht vol— 
führte Befreiung von Venedig und Nom bin, aber audy auf das, was ver 
erwählte König fir bie nationale Sache gethan habe. „Ach babe gethan, 
was ich thun Fonnte und bin bereit, was übrig bleibt zu vollführen.“ „„Maje: 
ftät, Gott fegne Ihr Schwert!" „Sch Habe es für die Sache der Gerechtig— 
feit und die Sache Italiens erfaßt.” 


„ I. Kammer: Teßte Sitzung in Turin. Aud der Senat erklärt, 
daß fih Turin um das Vaterland. wohl verdient gemacht habe. 
Von dieſem Tage an wird in ben Heichsardhiven Florenz ale 
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Hauptftabt bezeichnet umb werben bie Schilber ber Minifterien herab: 
genommen. 


Juni. eier des Nationalfeftes. Die Kirche betheiligt ſich mit wenigen 
Ausnahmen wie bisher nicht dabei, doch ergeben ſich diesmal Feine 
Eonflicte mehr. 

vo»  Degeszi geht zum zweiten Mal in vertrauliher Sendung nad 
om. 


„ Eröffnung des ital, Schüßenfeftes in Florenz durch den König 
jelbit. 

„ Kin Rundfchreiben des Unterrichtsminifters zeigt auch feinerfeits 
an, daß die Regierung dem Parlament im Laufe der nächſten Seflion 
die Geſetzesentwürfe betreffend die Aufhebung ber religiöfen Kör— 
perſchaften und die Umgejtaltung des Schulwejens von Neuem vor: 
legen werde und wahrt inzwijchen bas Recht der Regierung, bie zu 
den bifchöflihen Seminarien gehörigen Elementar: und Gecundar: 
Schulen zu überwaden. 

„ Refultatlojes Ende der Miſſion Begezzi in Rom. Letzte Aubdienz 
desielben beim Papſte. 

„ Der König vertheilt jelber die Preiſe an die Sieger beim Natio: 
nalſchießen in Florenz. 

„ Die ital. Regierung Tegt in einer Circulardepeſche die Punkte 
bar, an denen der erjte durch Degezzi gemachte Verſuch, mit der 
römiſchen Curie eine Verftändigung anzubahnen, gejcheitert jet. 

Die Darlegung beginnt mit Erwähnung bes Briefes, welchen ber Papft 
unter dem 6. März an den König Victor Emanuel gerichtet hat. Diejes 
Schreiben babe der Sorge Ausdrud gegeben, welde in Rom die Berlafjens 
beit jo vieler bijchöflichen Stühle hervorgerufen, und zugleich dem Könige den 
Wunſch an ben Tag gelegt, daß eine Verſtändigung herbeigeführt werden möge, 
weldye dem gegenwärtigen Zuftande ein Ende mache. „Da der Schritt des Paps 
fies von ber italien. Regierung freudig begrüßt ward, jo beeilte fie jich, den 
Commandatore VBegezzi als ihren Unterhändler nah Rom zu jenden, über: 
zeugt, daß dieſe Wahl beiden Theilen die erwünfchte Bürgfchaft bieten müſſe. 
Hr. Vegezzi erhielt den Auftrag, dem Papſte die ganze Ehrfurcht ber ita= 
lienischen Regierung vor ber Perſon Sr. Heiligfeit auszujprechen und bas In— 
terejje, welches die Lage ber Kirche ihr einflöße, Fund zu geben; dagegen ers 
bielt er die befannte Weifung, in jeiner Unterredung mit dem päpftlichen 
Staatsjecretär ſich Irdiglih auf die Bisthümer-Frage zu beichränfen, und die 
Berührung jeder andern Frage zu vermeiden, bie, wie bie Frage ber geijts 
lichen Körperjchaften oder der Kirchengüter, ins politiiche Fach hinübergreife: 
es bandle ſich ja nicht darum, ein Goncordat abzujchliefen, fondern lediglich 
im dringenden Intereſſe der Religion fich über eine gegebene Lage zu vers 
ftändigen, ohne irgend ein Recht anzutaiten, ohne der Zukunft vorzugreifen. 

„Nach einer Audienz beim Papſte und nad) mehreren Zujammenfünften 
mit Gardinal Antoneli fam man jogleich über die Punkte überein, welche 
Gegenftand einer Vereinbarung jein müßten. Es waren bie folgenden: 1) 
Rückkehr der von ihren Stühlen entfernten Biſchöfe; 2) Einſetzung ber feit 
1859 präconifirten Biſchöfe; 3) die Ermennung von Biſchöfen in ſolchen 
Diöcejen , die ohne DOberhirt ſich befinden. Herr Vegezzi erklärte, daß feine 
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Regierung bezüglich ber geiftlichen Vorrechte bed heiligen Stuhles zu bem 
größten Zugeſtändniſſen bereit, aber auch entſchloſſen jei, die Rechte ber Eir<: 
gewalt und ber Krone zu wahren. Die päpftliche Regierung ibrerjeits er 
Härte fich bereit, nicht blos den Grundjaß der Einmiſchung der Regierens 
in die Ernennung ber Biſchöfe anzuerkennen, fondern auch dieſer das Rei 
zuzufprechen zur Uingeftaltung. der beftehenden Bezirke; jie wurde blos Du 


nothwendige Rüdfiht und eine genaue Prüfung ber Verhältnifje empieblen. 


Was bie Einzelheiten und insbejondere die Perjonen betraf, jo ſchien feim 
Schwierigkeit zu befürdten. So erfannten benn aud Gardinal Anteneti 
und Herr Vegezzi, e8 jei bie Zeit gekommen, bie Glemente einer Berkän- 
bigung vorzubereiten, und ber italienijche Unterhändler Fehrte nah ZTuri= 
zurüd, um fi) ausführliche und genaue Weifungen bafelbft zu holen. 

„Nachdem das Gabinet mit feinem Gefandten Rath gepflogen Hatte, wurde 
für demſelben mitzugebenden Weifungen die folgende Grundlage ſeſtgeſetzt: Tu 
Rückkehr der abwejenden Bilchöfe wurde im Allgemeinen gejtattet und ner 
mit Vorbehalt jolher Ausnahmen und Beihränfungen, welde beide Theile 
als begründet erkennen würden. Ebenſo wurben bie bereits präconifirten 
Biihöfe mit ganz geringen Ausnahmen angenommen. Was nun bie Er: 
nennungen neuer Bijchöfe betreffe, jo jollte jie auf diejenigen Sprengel be: 
Ihränft bleiben, bie nach einer bevorftehenden Revifion der Bezirke erhalten 
bleiben würden. Die königliche Prärogative des Eide8 und bes Greguater 
blieben vorbehalten, ganz fo, wie fie jet beitehen, ohne irgend eine Ans 
nahme und ganz nach ben Beitimmungen bes in Kraft befiehenden öffent 
lihen Rechtes. Doc jollte bei der Anwendung jede Verlegung ber pärt: 
lihen Empfindlichkeit und jede Hineinziehung von politiihen Fragen vermic 
den werben. 

„Diefe Anträge enthielten nichts weiter, als bie Ausführung ber von Pe 
ezzi bei feiner eriten Anwefenheit in Rom abgegebenen Erklärungen. De 
Deifige Stuhl verfannte auch keineswegs bie Wichtigkeit der ibm in Bezus 
auf das Mejen der Tragen gemachten Zugeftändniffe, und da waren aus 
feine politiſchen Schwierigkeiten zu befürdten. Anders verhielt fich die Sach 
mit dem Eide und dem Erequatur. Eine in gewijjen Regionen Roms 
vertheidigte und von bedeutenden Einflüffen unterftüßte Meinung verlangte, 
baß dieſe beiden Bedingungen verworfen werben müßten, ba fie wenigftene 
thatſächlich das Beitehen eines Königreihs Stalien anerfannten. Doc 
wurben fie ber Prüfung der Congregation und mehrerer geiftliher Notabi: 
litäten unterworfen, bie fich nach gepflogener Berathung gegen die Annakme 
ausſprachen. Stalien fol ber Eid und das Grequatur nicht bloß in Bezug 
auf bie feit 1859 annectirten Provinzen, jondern auch in Bezug auf bie 
alten Provinzen verweigert bleiben. 

„So Fonnte das Ginverftändnig nur in Einem Punkte herbeigeführt wer: 
ben, nämlich bie Rüdtehr der abweſenden Biſchöfe betrejfend, über welche man 
ſchon eine freundfchaftliche Vereinbarung bewerkftelligt hatte Herr Vegezzi 
machte vergebens geltend, daß feine Negierung feineswegs die Befräftigung 
ihrer Eriftenz verlange, daß der Eid und das Grequatur unter den vorhan— 
benen Umftänden nichts bedeuten, als den Bilchöfen den ben beftebenden Ge 
ſetzen jchuldigen Gehorfam in Erinnerung zu bringen. Van verlange vom 
Papſte nicht, daß er den Biſchöfen den Eid auflege, man wolle nur zu jeiner 
Kenntniß bringen, daß bie Regierung biefen Act von ben Bilchöfen fordern 
werde, Der römiihe Hof wollte durchaus eine politifhe Frage 
aus einer religidfen machen. So mußte denn Herr PVegezzi Rom 
verlafjen, und in feiner Abſchieds-Audienz ſprach er dem heiligen Water jein 
Leidweſen darüber aus, daß bie von feiner Regierung gewährten Zugeſtänd⸗ 
niffe nicht hinreichend geichienen haben. Damit aber die Jnitiative Sr. Hei 
ligkeit nicht ganz ohne Ergebniß bleibe, wolle die Regierung bes Königs bie 
Rücklehr der entfernten Biſchöfe in ber verabredeten Weife veranlafjen. Trof 
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bem Abruche ber Unterhandlungen haben dieſe body bargethan, daß man in 
Bezug auf die religiöſeFrage fi leicht verftändigen fönnen 
wird, fo wie die jeßt Alles in Rom beberrfchenden politiichen Voreinge— 
nommenbeiten befeitigt fein werben. So wie bie noch vorhandenen Täufchs 
ungen verſchwunden fein und gewifje Einflüffe aufgehört haben werden, auf 
bie Beſchlüſſe bes hl. Stuhles in einem der Religion fremben Intereſſe ein: 
zuwirken, wird bie ital. Regierung noch größere Zugejtändbniffe 
maden, deren Endziel diegegenjeitige möglidft vollftändige 
Unabbhbängigfeit von Staat und Kirde iſt“. 


I. Zuli. Die italienifche Regierung lehnt den Verſuch Spaniens, feine 
Anerkennung des Königreihs Stalien an die Convention vom 
15. September zwiſchen Frankreich und Stalien anzufnüpfen, ent: 
ſchieden ab. 

8. „  Lamarmora legt den Gang der gejcheiterten Unterhanblungen mit 
der römifchen Curie in einer ausführlihen Denkſchrift an den König 
nieber: | 

„Sire! Sobald ald Ew. Maj. geruht hatte, mir das eigenhändige Schrei: 
ben mitzutbeilen, das ihr untern 6. März d. %. von Sr. Heil. Pius IX, 
zugegangen war, machten meine Gollegen und ich dasjelbe unmittelbar zum 
Eegenftand unjerer Berathungen und waren einjlimmig ber Anjicht, daß man 
dem Briefe bes heiligen Vaters Folge zu geben habe, jowohl aus Verehrung 
für das Oberhaupt der fatholijchen Kirche, als auch aus Rückſicht auf bie 
Natur ded Briefes felbit, der mur die Nechte der ausübenden Gewalt und 
ber ausſchließlich religiöfen und Firchlichen Intereſſen betraf, auf die man 
aus Achtung vor dem Glauben und ber Geſinnung ber großen Mehrheit ber 
Nation und in Anbetracht des wirffamen Einfluſſes, ben fie auf bie 
moralifhen Zuftände, die Eintracht und die Ruhe im Lande ausüben, gro: 
Be8 Gewicht legen mug. — Wir wurden im biefer Anfiht durch die Erwä— 
gung beftärft, daß fich bedeutende Vortheile aus einer Uebereinſtimmung mit 
dem heiligen Stuhle über die drei Punkte, auf welche ber heil. Vater 
die Fürforge Seiner Majeftät gelenkt hatte, ergeben würden: nämlich bie 
Rückkehr der abwejenden Biſchöfe in ihre Diöcefen, die Beſetzung ber erledig: 
ten Biſchofsſitze und die Zulafjung ber bereits ohne vorheriges Benehmen mit 
der Regierung in einigen Provinzen ernannten Bilchöfe. 

„Was den erjten Punkt betrifft, jo mußten wir auf das Drängen ber 
ber Wiederkehr ihrer Seelenhirten theils gewogenen, theil8 abgeneigten Bevöle 
ferungen uns damit befaffen, und wir fonnten einer Mapregel nicht wider— 
fireben, die ber Miürde der Regierung feinen Abbruch that unb ben Geboten 
ber ftaatlihen Klugheit entſprach. Der zweite Punkt bot ung Gelegenbeit, 
bem römischen Hofe Aufklärung über bie Abfichten der Regierung in Bezug 
auf die Bisthumseintheilung des Königsreichs zu geben und zu verlangen, 
dag man bis zu deren definitiver Feltftelung die Biſchofsſitze, deren Abſchaf— 
fung wegen ihrer Unbedeutendheit oder aus andern Gründen rathſam fchiene, 
unbejegt lafjen möge. Der dritte Punkt eröffnete uns bie Bahn zur Reform 
eines thatfächlichen Verhalts, der den Frärogativen der Krone und des Staa— 
tes zuwiderlief und Bemerkungen und Beihwerden hervorgerufen hatte. — 
Bei allem Vertrauen anderfeits, daß der heil. Vater, indem er fih an Ew. 
Maj. wandte, auf die Bedingungen einer repräfentativen Regierung, insbes 
fondere des Königreichs Stalten, und auf Ew. Maj. Loyalität und Feſtigkeit 
Rückſicht nehmen mußte, dachten wir, daß bie röm. Curie im Sinne ber 
weifen Ueberlicferungen handeln würde, bie fo manchmal ſchon fie beftimmt 
batten, bie Regelung ber geiftlichen Angelegenheiten von jedem politiihen Gone 
trovers auszufcheiden, wie dies ſich im dev Bulle a en 
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bes Vapftes Gregor XVI. v. 7, Aug. 1831 feierlich, betätigt finbet. Dem 
gemäß befchlofjen wir, daß man dem Wunſche bes bi. Vaters nadhfemmes 
fünne und folle, einen Laien nad Rom zu jchiden, mit dem man über >» 
obigen drei Punkte unterhandeln und nad dem Mittel zu irgend einer Sr 
ftändigung ſuchen würbe. 

„Dero Regierung ſchlug aljo vor und Ew. Maj. genehmigte ohne Züge, 
biefe Miſſion dem ebrenwertben Deputirten und Commandeur Japerio Begris 
anzuvertrauen und ibm als Mitarbeiter den Advocaten Ritter Maurizio bu: 
zugeben. Die ihnen ertheilten In ftructionen ftellten vor Allem jet, da} 
die Gonferenzen jeder politifchen Frage fremd bleiben und jede Materie aus 
ſchließen follten, die nicht auf die drei Punkte Bezug bätte, und die namen; 
lih ind Bereich der geſetzgebenden Gewalt fiele. Ferner bejagten die Jufirus 
tionen, baß e8 während der Dauer der Gonferenzen oder etwa nachfolgender 
Unterhandlungen nicht nöthig jei, die FZrage der Anerkennung der Regieruzz 
Ew. Mai. von Seiten bes bl. Stuhles zu berühren, damit die Conjerenzer 
und Unterhandblungen ſelbſt ihren eigentlihen Character ber Berftändiaes; 
über durchaus religiöfe und geiftfiche Angelegenheiten nicht verlören. Wam 
konnte und durfte nicht zugeben, daß, ſei es im Allgemeinen, jei es in einm 
bejonderen Punkte, die Unterbandlungen bie thatjächliche Verneinung des Ver 
banbdenjeins des Königreihs Italiens involvirten, denn wenn gleih bie Re 
gierung E. M. einer Srmlichen Anerkennung Seitens des röm. Stubles ni 
bebarf, jo hält fie es doch auf der andern Seite für Recht und Pflicht, füch zu 
feinem Acte berzugeben, ber als eine Verzichtleiftung auf die Ausübung de 
Souveränetät und ber fol, Rrärogativen in irgend einem Theile des Könie 
reichs Stalien gebeutet werden könnte. — Außerdem enthielten die Juſtrus 
tionen die Zuftimmung, daß man den Bichöfen, deren Rückkehr feinen Grun 
zur Störung ber öffentlichen Ruhe abgeben würde, und bie fih verpflichten 
würden, felber ſowohl als auch im Namen ihrer Geiftlichfeit die Staatsgeieke 
zu beobachten, die Rückkehr geftatten würde, Es follten endlih nur bie cr: 
ledigten Sitze neu befegt werben, die in ber zufünftigen DiöcefaneintHeilung 
beibehalten würben. Die Vorfhlagung von Prälaten jolle, mit vorhergebenber 
Genehmigung des Papftes, von Ew. Maj. geichehen und biefe Vorſchlagunz 
follte aus dem Präconifationsafte und ben Bullen fi ergeben, Die dem fal. 
Grequatur unterzogen fein würden. Zuletzt bejtimmten bie Inftructionen, 
daß einige ber bereits präconifirten Bilchöfe aus gewicdtigen Gründen ber 
öffentlihen Ruhe und der politifchen Gonvenienz nicht zugelaffen werden 
joliten, und daß bie andern, bie nicht unter diefen Ausnahmen begriffen jeien, 
zugelafjen würden, vorausgefegt, bag man im bie Verfekung an andere 
Biſchofsſitze derjenigen Prälaten einmillige, die bereits für die zur Aufhebung 
auserſehenen Bilhofsfige präconifirt feien, und daß dieje Vorſchlagung dur 
Ew. Maj. in den Bullen angeführt werde, die ebenfalls dem fgl. Ereqwatur 
zu unterzichen feien. 

„Nachdem auf diefe Weiſe die Principien feftgeftellt waren, deren Wahrung 
für jede bürgerliche Regierung eine ftrifte Pflicht it, trug die Regierung Em. 
Maj. Fein Bedenken, den Unterhandlungen ihren Lauf zu laſſen, indem fie 
fi einerfeit8 auf die hohe Einficht ihrer Unterhändler und auf ber andern 
Seite darauf verlieh, daß das Land, in welchem die erſte Nachricht von dieſen 
Unterhandlungen gewifje Befürchtungen hervorgerufen hatte, fich jeden Arg: 
wohne entihlagen würde, fo wie es vollitändige und genaue Kenntnik der 
Regeln erhielte, welche fid) die Regierung vworgezeichnet, und weldye dieje durch 
ein an bie Präfecten bes Königreihs unterm 2, Mai gerichtetes Rundſchrei— 
ben zur jchleunigen Kenntniß bringen zu müffen glaubte. 

„Die Unterhandlungen haben zwei Phafen durchlaufen, welche durch bie 
beiben Reifen, die die Unterhändler in den Monaten April und Juni nad 
Rom unternahmen, bezeichnet worden. Vom hl. Vater mit Zeichen eines be— 
ſondern Wohlwollens aufgenommen, welches beſonders Ihrer ehrbaren Perjon 
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galt, Tonnten fie das erfte Mal nur die Abſichten Ew. Mat. darlegen und 
Dagegen biejenigen des hl. Stuhles entgegennehmen, in ber Anficht, daß, mit 
Ausnahme der Principfrage, irgend ein Arrangement über ben Punkt fecun: 
bärer Bedeutung, wie bas bei allen Unterhandlungen ber Fall ift, abgefchlofs 
fen werben könnte. In ber That, da fie den bi. Stuhl geneigt gefunden 
tten, nicht mehr bie Rüdfehr ohne Ausnahme aller abweienben Biſchöfe zu 
ordern, gaben fie zu verjtehen, daß bie Regierung Ew. Maj. auf den Bes 
ſchluß verzichte, an ihre Rückkehr beſondere Bedingungen zu knüpfen. Und 
Ba ber hi. Stuhl nicht die Zeitgemäßheit einer neuen Eintheilung ber Spren: 
gel des Königreihs geläugnet hatte, alaubten fie nicht auf ber genaiten Zahl 
ber Biſchofsſitze beftehen zu müfjen, die man vacant laſſen ober befeken ſolle, 
dern man erkannte leicht, daß man in biefer Beziehung zu einem Verjtändniß 
gelangen müſſe, welches die Mitte halten würde zwijchen ben Vorſchlägen 
ber Regierung und benen des hl. Stuhles mit Bezug auf die Würdigung ber 
Gründe, welde man von einer oder von ber andern Seite vorbringen würbe, 
Da ber bi. Stuhl eben jo wenig eine deutliche Abneigung gezeigt hatte, bes 
züglich einiger ber bereits präconifirten Biſchöfe auf die Anfichten der Regie: 
rung einzugeben, thaten die Unterhändler bie Neigung ber Regierung fund, dem 
bl. Stuble die Mittel zu erleichtern, die Bedingungen aller andern auf eine 
ebrenvolle und ſchickliche Weife zu fichern. 

„Aber um der Regierung mündfich Bericht abftatten zu fünnen über bie 
Gefinnungen, die der hl. Stuhl an ben Tag legte und namentlih um ihr bie 
Schwierigkeiten darzulegen, welde in den Sonferenzen liber das Grequatur 
ber Emennungsbullen der Biichöfe und bezüglich ihres Eides fich aufgewor: 
fen hatten, fuchten dic Unterhändler um bie Grlaubnig nah und erhielten 
fie, zum Gite ihrer Regierung zurüdzufehren. Die vom Gommandeut 
Begezzi gelieferten Nachrichten wurden von ung mit dem Ernſt, den ber Ge: 
genftand erheilcht, aufgenommen und gewürdigt und wurden unjrerfeits zum 
Eegenftande eben folder Discufjionen gemacht, befonders bezüglich der beiden 
obenerwähnten Punkte. 

„Was den erften betrifft, jo erfannte man, daß bie Megierung Ew. 
Mai. nicht auf eine fo Foftbare Garantie der Civilmacht verzichten Fonnte wie 
das Zugeſtändniß des Erequatur zu den päpftlichen Beftallungen iſt, welche 
Garantie ein Theil unferes innern öffentlichen Rechtes ijt, die im Art. 18 
des Statuts unter ben der Krone vorbehaltenen Vorrechten figurirt und bie 
uunfer Staat mit faft allen andern kathol. Staaten gemein bat. Was ben 
zweiten Punkt betrifft, obgleich es paſſend fcheinen könnte, die Biſchöfe ber 
Eidesverpflichtung zu entlebigen, als Huldigung für bie Grundſätze ber bür— 
gerlihen und religiöfen Freiheit und der Trennung ber Kirche vom Staate, 
welde bie Regierung Ew. Maj. die Ehre bat, als die ihren zu befennen, jo 
beſchloß man dennoch, da diefe Verpflichtung durch ſpecielle Gelege im größten 
Theile des Königreichs auferlegt ift und man nicht für bie verfchiedenen Pro: 
vinzen eine Verſchiedenheit der Regel zugeben kann, fie auch aufrecht zu er: 
haften von der Betrachtung ausgehend, daß es einer gefeglichen Verfügung 
bedürfe, fie aufzuheben. Mit Bezug hierauf wird man auch in Betracht zies 
ben, daß in faft allen kathol. Staaten bie Bifchöfe zur Verpflichtung bes 
Eides gehalten find und daß, falls man fie in einem andern Königreich bed: 
felben überhöbe, man bies nicht den Tiberalen Gefinnungen Ew. Maj., fonbern 
einem Zugeſtändniſſe, das durch politifhe Gründe auferlegt wäre, beimefjen 
würde. Man glaubte nicht, der HE. Stuhl werde bezüglich biefer Punkte 
unüberfteiglihe Schwierigkeiten erheben, wenn er entichloffen wäre, ben relis 
'giöfen und geiftfichen Intereſſen unferes Königreiches Genüge zu leiften, ba 
biefe Intereſſen mit Aufrechthaltung der bürgerlichen Eintracht barmoniren 
und die Bifchöfe, welche unter uns wie überall das Amt eines Apoftolats ber 
Liebe und des Friedens verwalten, alle Theile desjelben nur mangelhaft zur 
Ausführung bringen würden, ſowohl ber Geiftliäfeit als ber Bevölkerung 
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ihrer Sprengel gegenüber, wenn fie ſich nicht unter benfelben Bebimgunge 


-befänden, wie bie Mehrzahl der Fathol. Biſchöfe als Huldigung auch für bi 


Traditionen ber Kirche und ihrer erhabenen Lehren, welhe den Geborfan 
gegen alle Regierungen auferlegen. — Die Unterhändler erhielten aljo zugleie 
mit ber Beftätigung ihrer anfänglichen Anjtructionen das Mandat aufden 
Eide der Bilchöfe im der für das Königreich eingeführten Forın zu beiteben 
welche von fervilen und beleidigenden Zuſätzen für bie Würde bes Biſchofe 
ftandes frei ift, bie man in andern Formeln noch vorfindet uno außerden 
noch auf Präſentation ber Bullen behufs bes fol. Exequaturs zu befteben 
mit der Befugniß in diefem letztern Punkt auf einige Veränderung ber Forı 
einzugeben, jobald nur im Wejentlihen die Beitimmungen unberührt blieben 
und auch mit ber Befugniß, den Arrangements, die man mit bem bl. Stubf 
abſchlöſſe, die Form eines fpeciellen Vertrags zu geben und partielle Arran 
gements über diefen oder jenen Punkt dev Verhandlungen einzugehen, mi 
ber Bedingung, daß biefe Uebereinkunft nicht die andern Punkte, die nod 
ſchwebend blieben, beeinträchtige. 

„Mit diefen neuen Inſtructionen ausgerüftet, fehrten die Unterhändlen 
nah Rom zurüd; aber leider fanden fie dort nicht mehr die verföhnfiche 
Gefinnungen vor, welche fie bei ihrer eriten Reife ermuthigt batten und ob mar 
ihnen gleich einen böflichen Ginpfang bereitete, wiuhten jie doch bemerfen, baf 
irgend ein feindliher Einflup dem günftigen Fortgang ber Unterhand— 
lungen in den Meg getreten war. Es ift nicht Sache ber Regierung Ew. 
Maj. nachzuforſchen, welche Ratbihläge auf ben bl. Stubl eingewirkt 
haben Fünnen, daß er vollſtändig wideripenjtig wurde gegen die Arrangements, 
denen er früher geneigt jchien ſich anichließen zu wollen, und es fommt uns 
ebenfo wenig zu, die Argumente zu widerlegen, dieihn bazu veranlaft haben, 
die Vorſchläge zurückzuweiſen. 

„Die Regierung Ew. Maj. achtet bie Unabhängigkeit des HI. Stuhles und 
hält es nicht fir ihre Aufgabe, ſich mit ihm in irgend einen Principienftreit 
einzulafjen, wenngleich die Alteften und angeſehenſten Ueberlieferungen , bie 
Lehrſätze gewichtiger Sanoniften und das Verbalten des röm. Stuhles jelbi 
in neueren Zeiten gegen Regierungen, bie fi ungefähr in benjelben Bebin: 
gungen, wie bie ital. Regierung befanden, biejer den Vorwand dazu bieten 
könnten. Allein, wenn es uns am Herzen liegt, die Unabbängigfeit bes bl. 
Stuhles zu ſchützen, jo müfjen wir darum nicht minder die Unabbängigfeit 
ber Regierung Ew. Maj. achten, umd wenn wir deshalb aud bedauern mö- 
gen, dab die von ung zur Beförderung ber religiölen und geiftlichen ntereis 
fen im Königreih von uns gemachten Vorjchläge nicht angenommen worden 
find, jo haben wir ung doch nicht zu beflagen, wenn man bie Urfache dieſes 
Miplingens unfern Bemühungen zufchreibt, die Prärogative der bürgerlichen 
Gewalt zu wahren und thbatjählih an dem nationalen Rechte feitzubalten, 
welches ber Regierung Ew. Majeftät ihre größte Kraft verleiht. Wir baben 
beizufügen, daß wir von unfern urjprüngliden Abjihten nidt 
abgewiden find und feine wejentlihenAbänderungen in ben 
den Unterhbändlern gegebenen Jnftructionen vorgenommen 
baben, denn wir haben gleich von Anbeginn anauf den Vorbehalt in Betreff 
des Erequatur aufmerffam gemacht, und wir wurden nur genöthigt, umjere 
Anjichten über dieſen Punkt gegenüber den Ginwendungen des hl. Stubles 
zu erflären, wie wir aud) gezwungen waren, ausführliche Grflärungen über 
den Bijchofseid abzugeben, als wir erfuhren, daß der hl. Stuhl eine wichtige 
stage aus biefem Punkte mache. Uebrigens begreift man, daß die Regierung 

w, Maj., im Bewußtjein ihres Urjprungs und ihrer Pflichten gegen das 
Parlament und das Land, Feine andern Regeln für die eingegangenen Unter: 
handlungen aufitellen konnte als bie, welche fie bier dargelegt bat, während 
man wohl fragen kann, welches bie Abſichten des heiligen Stuhles waren, 
indem man ihn auffordert, auf bem freiwillig bem Herzen Pius IX. entjprun: 


Italien. 279 


genen Vorſchlag hin zu fagen, ob Tr gebadht Habe, die Regierung Ew. Mai. 
fönne ſich dazu verleiten laſſen, ſich felber zu verleugnen und alle von jeder 
unabhängigen Regierung anerkannten Grundſätze zu besavouiren. 

„Die Zurüdweifung unferer Vorſchläge über den Eid der Biſchöfe und 
bas Grequatur war Urſache, daß die Unterhandlungen über bie andern Punkte 
nicht fortgejeßt wurden, und fie zogen demgemäß feine Folgen nach fih. Nur 
wurde erklärt, daß die Regierung Ew. Maj. nicht von ihrem Entjchluffe ab: 
weichen wird, nah und nad die Rückkehr der abwejenden Bilchöfe, bie 
ohne Gefahr einer öffentlihen Ruheſtörung ihre Site wieder einnehmen kön— 
nen, einzuwilligen. Denn bieß ift nur eine innere Ordnungsmaßregel, die 
auch bereits jchon vorher von der Regierung jelbit beichloffen worden war, 

„Dur dieje Furze Darlegung glaube ich die Pflicht, die mir fo wie 
meinen Gollegen oblag, Ew. Maj. über einen jo wichtigen &egenftand, ber 
fo entgegengejegte Urtheile und fo verſchiedene Hoffnungen hervorgerufen hat, 
Kunde zu geben. Ew. Maj. finden darin alle Einzelnheiten, die Ihnen be: 
reits durch den Antheil an den Deliberationen der Räthe bekannt jind, ges 
treulih aufgezeichnet. Wenn Ew. Maj. mit uns das Bedauern theilen, 
dag die Unterhandlungen mit dem bi. Stuble nicht den erwünfchten Erfolg 
gehabt haben, jo werden Sie mit dem ganzen Wolfe anerfennen, baß bei 
diejer Gelegenheit die Nehte der Nation und der Krone gewahrt 
worden jind, indem man gleichzeitig aufrichtig danach gejtrebt hat, den geift= 
lichen und religiöjen Intereſſen zu genügen, welche nie mit andern Intereſſen 
hätten verwechielt werden ſollen. Wielleicht ift der Tag nicht ferne, wo bie jo 
gewünſchte Trennung ber Kirche vom Staate die vollitindige Trennung ber 
religiöjfen und geiftlihen Interefien von ben politischen Intereſſen mit ſich 
führen wird, zum gemeinjamen Vortbeile der Kirdye und des Staates und 
bejenders zum Vortheil Staliens, weldes in Folge ihrer Verwirrung lange 
und jhmerzlihe Prüfungen bat erleiden müſſen. Aber vorläufig wird es 
eine Ehre für die Regierung Ew. Maj. fein, in dieſer Conjunction nicht ihre 
Pflicht, die politischen Intereſſen zu beſchützen, vernachläffigt zu haben, wäh: 
rend fie es ftets als eine Pflicht und einen Ruhm anfieht, den religiöfen und 
geiftlihen Interefjen Genugthuung verihaflt zu haben innerhalb der Grenzen, 
welde ihrer Natur nad von den Geſetzen des Königreihs und von ben For: 
derungen ber jegigen Givilifation gezogen werben“. 


21. Zuli. Ein fgl. Decret hebt das dritte große Militärdepartement, fo: 


23. 


wie mehrere militärifhe Gubdivifionen aus Sparjamfeitsgründen 
auf. 
» Der Kriegsminifter, General Petitti, erläßt ein vertrauliches 
Gircular an alle Regimentscommandeure in der Angelegenheit bes 
Majors de Villata (Aipromonte), dahin gehend, daß alle Officiere 
für die Ehre des Majors eintreten und jeden Angriff der Preſſe 
zurüdweifen jollten: 

we... Es it im Parlamente auseinanbergefegt worden, wie es ſich mit 
biefein Vorfall verhält. Die Regierung bat die ganze Verantwortlichfeit ba: 
für auf ſich genommen, und fie hat dieg mit gutem Gewiljen thun Fönnen, 


da bie erceptionellen Verhältniſſe jofortige und energifche Reprejjalien als 
dringend geboten erjcheinen ließen“. 


— Aug. Die Cholera wird von Merandrien her in Ancona eingejchleppt 


8. 


und fordert zahlreiche Opfer. 
„ Prinz Amadeus reist nad Portugal ab und geht von da nad 
Spanien und Frankreich. 
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alien, 


9. Aug. Der Appellhof weist die Klage der Bifchöfe, Orbirarien und 


10. 


D 


Seminarbdirectoren, welche bie Regierung wegen Wegnahme ihrer 
Güter in Folge der Weigerung, die Seminarien der Inſpection des 
Staates zu unterftellen, belangt hatten, ab. 

„ Der Auftizminijter Vacca gibt feine Entlaffung ein und wird 
durch Corteſe erſetzt. 

17 Abgeordnete und 1 Senator proteſtiren in Turin gegen das 
Circular des Kriegsminiſters v. 23. Juli, indem ſie „erſchreckt durch 
die Gefahren, die das Rundſchreiben des Kriegsminiſters her— 
vorruft, erklären, daß dasſelbe die Unabhängigkeit der Preſſe und die 
conſtitutionellen Freiheiten verletzt“. 

„23 Senatoren und Deputirte proteſtiren in Neapel gegen das 
Circular Petitti. 

Eine Volksverſammlung in Turin proteſtirt gegen das Circular 
Petitti und ertheilt dem Miniſterium überhaupt ein Mißtrauens— 
votum. 

Der Miniſter des Innern, Lanza, erläßt ein Circular zu Gunſten 
des Erlaſſes Petitti. 

„Der Regierungsbevollmächtigte an der Univerſität Neapel, Sena— 
tor Imbriani, wird ſeines Amtes enthoben, weil er einen Saal zu 
dem Proteſt gegen den Kriegsminiſter hergegeben hatte. 

„ Erlaß des Miniſters des Innern, Lanza, wonach religiöſe Pro— 
ceſſionen außerhalb der Kirchen nur unter Genehmigung der welt— 
lichen Behörden, welche die Befugniß haben, fie zu unterſagen, ſtatt 
finden bürfen. 

Der Minifter des Innern, Yanza, gibt feine Entlaffung ein. 

„ Die Oemeinderathswahlen in Neapel ergeben auf 80 Gemählte 
nur 1 Bourboniften und 15—16 Radicale. 

„ Die Anzahl der gegen das Gircular des Kriegsminifters vom 
23. Juli proteftivenden Senatoren und Deputirten iſt auf 84 ge 


. ftiegen. 


" 


" 


u 


.. Sept. Ein fol. Decret fujpendirt den Oberften Tamajo, weil er als 


Abgeordneter gegen das Circular des Kriegsminifters proteftirt hat. 
„ Der Unterrictsminifter Natoli wird an Lanza's Stelle audy zum 
Minifter des Innern ernannt. 

„ Ein tgl. Decret Töst das Parlament auf und jeßt die allgemeinen 
Mahlen auf ben 22. Oct. den Zufammentritt des neuen Parlaments 
auf den 15. Nov. an. 

„Nach dem Berichte Natoli’8 an den König jollen vorerjt nur 
58 Seminarien der Geiftlichfeit entzogen werben. 

„ Bei ben Gemeinberathswahlen in Florenz jegen bie Anhänger 
ber früheren Orbnung der Dinge nur 3 der hrigen gegen 56 
Liberale durch. 

„ Der Finanzminijter Sella beziffert das muthmaßliche Jabresbeficit, 
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dag er noch im Frühjahr auf höchſtens 4100 Mill. angefekt hatte, 
bereits auf 280 Mill. und bie öffentliche Meinung iſt überzeugt, 
Daß es in Wahrheit über 300 Mill, betragen werde, 

.6. Sept. Die öfterreihiihe Finanzpräfectur in Venedig madt ber ital, 
Regierung dur die Vermittlung Frankreichs Eröffnungen bezüglich 
einer allfälligen PVerftändigung „von rein Iocalem Character“ 
zwifchen ben Behörden Venetien und benen der anftoßenden ita: 
Kienifhen Provinzen, zu dem Zwecke, die commerciellen Beziehungen 
zwijchen ihnen zu erleichtern und auszubehnen. Der ital. Finanz: 
minijter lehnt es ab, auf die Eröffnungen einzugeben. 

0. „Zuſammentritt der Plenarverfammlung der großen Commiſſion 
für die Alpenbahnfrage (Gotthard, Eplügen oder Lukmanier). 
0/22. „ Große Trauerdemonftration in Turin an den Sahrestagen ber 

vorjährigen Ereigniffe. 


8. Oct. Zuſammentritt einer vom YFinanzminifter Sella einberufenen 
Eommifjion behufs Prüfung der Einführung neuer Eteuern (bejon: 
ders ber verhaßten Mahljteuer). 

9. „ Am Neapolitanifhen werben die Renten aller derjenigen bijchöf: 
lichen Seminarien, welche in Laienjchulen umgewandelt werben jollen, 
mit Beſchlag belegt. 

»„» uw Der König ernennt 32 neue Senatoren. 

IT. „ Die Regierung überträgt den Schatzkammerdienſt der National: 
Bank, ohne vorher die Genehmigung des Parlaments dazu einge: 
holt zu haben. 

22/29. „ Allgemeine Parlamentswahlen in ganz Stalien. Die bisher 
herrſchende Partei macht ziemlich empfindliche Einbußen, bas linfe 
Gentrum und die Linke gewinnen weſentlich an Zahl, die cleriacle 
Partei ſetzt troß aller Anftrengungen faum 12 der Yhrigen durch. 

22. „ Empfang des mericanifhen Gejandten. Anrede des Gejandten 
und Antwort des Königs, 


3. Nov. Der AYuftizminifter Cortefe erläßt ein Eircular an bie Präfee— 
ten und eneralprocuratoren bezüglih ber Diöcefaneintheilung bes 
Landes. 

Das Cireular weil darauf bin, daß bie Diöcejen einestheils in ihren Be: 
ziehungen zum Staate, als von ber bürgerlichen Gewalt anerfaunte Einheiten, 
mit Rechten und Pflichten, andrerjeits aber in ihrem rein firdhlichen Character 
betrachtet werden fünnen. In der erfieren Eigenſchaft ift ihre Eriſtenz uns 
zweifelhaft politiihen und adminiſtrativen Awedmäßigfeitsgründen unterges 
ordnet. Der Staat beanjprucht daher unter diefem Gefichtspunfte für die Abs 
gränzung ber Diödcejen das entjcheidende Wort, während er fih um die rein 
kirchliche Cintheilung des Landes nicht Fümmert. Er wird bemgemäß unters 
juchen lajien, wie viele Didcejen dem Bedürfnifje des Landes entipredyen und 
welches die geeignetjie Begrenzung bderjelben jei. Dieje neuen Bisthümer 
würben alsdann ausjchließlih vor ben bürgerlihen Geſetzen Anertennung 
und bei der Stantsbotation Berüdfichtigung finden, während e8 dem römi— 
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ſchen Stuhle natürlich anheimgeftellt bleibt, für rein: lirchliche Zwecke nes 
mehr Bifchöfe zu ernennen. Der Minijter will mit einer jo wichtigen Mas 
vegel nicht übereilt zu Werke gehen und fordert daher die Präfecten und Pro 
curaturen zur forgfältigen Unterfuchung ber Localverbältniffe auf, die matär- 
ih für manche Provinzen mehr Rüdfiht auf die Traditionen und bie Beil: 
meinung erfordern. Am. Allgemeinen bielte e8 ber Minifter für wünicens: 
werth, wenn für jede Provinz nur ein Bifchofsjig beſtände. 


5. Nov. Der Finanzminifter Sella gejteht bei einem Bankett, bas ibm 


7. 


9. 
18. 


" 


zu Ehren fein Wahlcollegium Coſſato-Biella veranftaltet bat, ba 
bas dießjährige Deficit die Summe von 300 Millionen erreichen 
werde und kündigt feinen Entihluß an, dem Parlament behufs wenia- 
ftens theilweifer Ausgleihung des Budgets die Einführung der 
(verhaßten) Mahlſteuer vorzujchlagen, 

Ein kgl. Decret bejtätigt die Fufion der Nationalbanf mit ber 
toscanifchen zu einer einzigen Bank taliens. 

Der König geht nad) Neapel, wo bie Cholera wüthet. 

Eröffnung des neuen Parlaments. Thronrede des Königs : 


MS ih in der edlen Stadt, welde die Gejchide Staliens im feiner 
Miedergeburt zu bewachen wußte, die Sikungen des Parlaments eröffnete, 
da waren meine Worte allzeit Worte der Ermuthigung und der Hoffnung 
Ihnen folgten bejtändig. erhabene Thaten. Das Herz offen für das gleide 
Vertrauen babe ih Sie heute an diejer edlen Stätte erbabener Erinnerungen 
um mid) verfammelt. Auch bier werden wir, auf die volle Wiederberfiellun: 
unjerer Autonomie bebacht, jegliches Hinderniß zu bejiegen wijjen. Beim 
Schluß der legten Legislatur bat meine Regierung in Ghrerbietung (per 
ossequio) gegen das Haupt dev Kirche und im Wunſche die teligiöfen m 
texejjen der Mehrheit zu befriedigen, Vorichläge zu Unterhandlungen mit dem 
päpitlihen Stuhl angenommen. Aber jie muste fie abbrechen als ben 
Rechten meiner Krone und der Nation Schädigung daraus erwachfen Tonnte 
(ne potevano restare offesi) (Beifall), Die fih erfüllende Zeit 
und die unwiderfteblide Gewalt ber Ereignifje werden bie 
Streitfragen zwiſchen bem Königreih \talien und dem 
Papſtthum löſen. Uns liegt es bis dahin ob, Treue zu bewahren ber 
Konvention vom 15. September, welche auch Frankreich in der feftgefegten 
Zeit zur vollftändigen Ausführung bringen wird. Die Tugend des Wartens 
ijt heute für Italien leichter als chedem.. Seit dem Tag, da ih bie letzten 
Worte an das Parlament richtete, haben fich feine Verhältnifie gebeffert. Im 


" 


n 


Fortſchreiten im unferem Werk befräftigen uns die Sympatbien der gebil: 


beten Nölfer. Durch Gemeinfamfeit der Anterejien, durh Bande der Dant: 
barkeit find wir im innigem Ginflang mit Franfreih; wir ſtehen in guten 
Beziehungen zu ben meilten andern europäijden Staaten und mit 
den Regierungen der beiden Amerifa. in weites Feld ift dem Handel ge 
dfinet durch vortheilhafte Verträge mit England, Rupland, Holland, Däne 
mark, Schweiz, wie jchon früher mit Frankreich, Schweden, Belgien, Türkei 
und Perfin. Spanien hat vor Kurzem das Königreih Stalien anerkannt; 


Bayern und Sachſen haben ebenfalls vor Kurzem die gleiche Abſicht ge: 


. Außert, welche Preußen, bas Großberzogthum Baben und bie Hanſeſtädte 
ſchon ausgeführt haben, So find die Bande zwiſchen ben Bölfern latei— 
nijcher Race verftärft; und mit den edlen germanifchen Völkern wirb es ben 
Stalienern erleichtert jein, Intereffen und Beſtrebungen anzufnüpfen, in mel 
hen alte Borurtheile und after Groll erlöihen werden. In ſolcher Weik 
wird Italien, indem es bie Stellung einnimmt, bie ihm unter den großen 
; Staaten Europa’s zulommt, mehr und mehr zum Triumph der Geredtig 


’. 


7 
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re und ber Freiheit beitragen. (Beifall) Diefe hat im Innern fehon bes 


3 
Werwaltungen, in ben öffentlichen Arbeiten, im Recht (mei codiei), in ber 
militäriſchen Ordnung Reſultate erreicht worben, für welche anderswo mehrere 
= Generationen gearbeitet haben ‚oder innere Kämpfe zu beflagen waren. Go 
viele überwundene Schwierigkeiten find ein fröhliches Vorzeichen für die Zus 


— 


24 


wundernswürdige Früchte getragen. Binnen wenigen Jahren ſind in den 


kunft. Meine Miniſter werben Ibnen Geſetzentwürfe vorlegen für die voll: 
ſtändige Ordnung ber legislativen Unification des Königreichs, für die Bes 
freiung ber unbemittelten Efajfen ans der Umwiſſenheit, für bie Verbefferung 
ber Grebitverhältniffe, für die Förderung der drängenderen öffentlichen Ars 
beiten. Andere Geſetze werden Sie verbejfern, wie es die Erfahrung ober 
die Opportunität anräth. Die größte Schwierigkeit ijt die Herftellung bes 
Gleichgewichts in den Finamzen, ohne ber Nation ihre bewaffnete Stärke zu 
Land umd zur See zu benehmen. Es iſt mir Außerft jchwerzlich, daß bie 


unvermeidliche Nothwendigfeit von meinem Volfe neue Opfer fordert. Ges: 


wiß, m. H., feine QTüchtigfeit wird nicht darunter feiden. Bürgen dafür find 
mir die Opfer, welche es nt bewundernswerther Stanbhaftigkeit ſchon ge— 
bradt bat, Aber ich empfehle Amen, die Enften in der möglichſt billigen und 
mindeit bebrüdfenden Weile zu verteilen, indem fih auch die öffentlichen 
Ausgaben auf das Aeußerſte beſchränken follen. Das italienische Volt muß 
ſich jener Ueberrefte der Vergangenheit entledigen, welde es in der vollen 
Gntwidelung feines neuen Pebens hemmen. Gie werden baber auch zu be: 
ratben haben über die Trennung ber Kirche vom Staat und bie lnters 
brüdung der rveligiöfen KRörperichaften. (Beifall.) Schreiten wir in joldyer 
Weiſe vorwärts, I werben feindliche Ränke oder Tüde des Schickſals unfer 
Dierk nicht zu zeritören vermögen. Eine tiefe unvermeidliche Veränderung 
vollzieht ſich in den europäiſchen Völkern. Die Zukunft fteht in Gottes Hand. 
Menn für die Vollendung der Gefhide Jtaliens neue Prüfe 
ungen fih erheben follten, fo bin ich gewiß, daß feine braven Söhne 
fih noch einmal um mich drängen würden. (Beifall.) Soflte bie fittliche 
Macht ber Givilifation vorberrichen, jo würde der gereifte Sinn des Volkes 
nicht verfehlen, fie zır benügen. Meine HH. Senatoren! Meine HH. Depus 
tirte! Auf daß jedem Ereigniß gegenüber Italiens Recht und Ehre unvers 
legt bleiben, iſt es vonnöthen, freien Schritts (francamente) auf der Bahn 
der nationalen Rolitif vorwärts zu gehen (progredire), ch werbe, über: 
zeugt von Ihrer Unterftüßung, vertrauend auf die Liebe des Volks und bie 
ZTapferfeit des Heers, nicht zurückſtehen (non verrö meno all’ impresa no- 
bilissima) vor dem edelften Werk, welches wir den kommenden Gejchlechtern 
vollendet übergeben müſſen.“ 


25. Nov. Girculardepefche Yamarmora’s über die Beziehungen zwiſchen 


Stalien und Defterreich. 

Die Depefhe nimmt im Eingang Bezug auf die Bewegung für Her: 
ftellung beiferer commercieller und jelbft diplomatifcher Beziehungen mit 
Italien, welche fich feit einiger Zeit in der öfterreichifchen Prefje Fundgegeben, 
welcher aber die officiöfen und officiellen Organe des Wiener Cabinets bei 


ı Jeder. Gelegenheit die Erklärung entgegengeitellt hätten, daß regelmäßige Uns 


terhandlungen zwiſchen beiden Yändern unmöglich feien, weil die öfterreichiiche 
Regierung Italien nicht anerfennen wolle. „Ich bedaure — fährt die Depeſche 
fort — nicht im Abrede jtellen zu können, baß, was man in Wien als unmög: 


lich betrachtet, vom italieniſchen Geſichtspunkt wenigitens jehr ſchwierig iſt. 


Es wäre gewiß zu wünſchen, daß die Leiden, welche der gegenwärtige Stand 
ber Dinge ben Grenzbevölkerungen des Po und des Mincio auferlegt, jo: 
viel als möglich gemildert würden, und das regelmäßigſte Mittel, um zu die— 
ſem Awede zu gelangen, wäre ohne irgend weldhen Zweifel bie —— 
diplomatiſcher und commercieller Beziehungen zwiſchen den beiden Regierungen 
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auf einem normalen Fuße. Allein bie Gefinnungen, welche bie betreffenden 
Bevölferungen allgemein bejeelen, find berart — die Thatiachen haben es be— 
wieſen — daß feine Verſtändigung biefer Art ihmen annehmbar jchiene, wenn je 
fich nicht als eine Finleitung zur Pöjung ber venetianifchen frage baritelir: 
es iſt Dieß unglüdliherweile eine jener gejpannten und gewaltjamen Yazen, 
welche, wie Dejterreich aus- Erfahrung bat lernen fünnen, bie gewöhnlichen 
Regeln ber gelun ben Politit und der guien Berwaltung unanwenbbar madın. 
Venetien hat alle Zugeitändnifje, alle Reformen Tejterreihs zurädgemicden, 
um nichts als feine Unabhängigfeit zu begehren (revendiquer); ein Ueber: 
einfonımen, welches, um einige Tarife zu reformiren und regelmäßigere biple- 
matiſche Formen politiihen Beziehungen zu verleihen, bei benen im Pen 
nichts geändert wäre, dieſe Art fortwährender Belräftigung der Nationalıät 
ber venetianifchen Provinzen zu unterbrechen jcdjiene, würde heute in Italien 
weber zuläfjig noch felbjtverftändlich fein. Indeſſen, weit entfernt, ben Theil 
ber Verantwortlichfeit preiszugeben, welder auf uns rüdjichtlicd ber im: 
terefjen ber betreffenden Bevölferungen laftet, haben wir uns immer bemüht, 
foviel an uns liegt, die Schwierigkeiten eined Standes ber Dinge zu ven 
mindern, ben die unvermeiblichen Probleme der venetianijhen Frage bereits 
allzu ernſthaft machen. Wenn unjere Würde uns zur Pflicht gemacht bat, 
feinen Vergleich einzugehen bezüglich einer yormichwierigfeit mit den Staaten 
bes Zollverein, deren wirkliche Intereſſen nichts den unfrigen Entgegenar: 
jeßtes haben, jo find die Pebensfragen, um welche es ji zwiſchen Defterreid 
und ung handelt, von einer Beichafjenheit, um beute umjererieits jede Die 
cuffion ungelegen (inopportune) zu maden, bie auf eine Wieberaufnabmt 
diplomatiſcher Beziehungen Hinzielte, weldhe, nad) den gegenwärtigen Ge: 
finnungen des Wiener Hofes zu urtheilen, jchwerlich eine friedliche Päiung 
erleichterte und ben Uebeljtand haben könnte, daß fie bieje Fragen im Bor: 
aus zu entſcheiden ſchiene. Es bliebe aljo, wir erfennen es gerne an, michte 
übrig, ald vorzugehen mit Abjehbungvon jeder Form, welche bir 
Politik der beiden Regierungen binden (engager) könnte, und bloß im Hin: 
blid auf bie factiiche Verbejjerung ber dconomilhen Verhältntſſe zwiichen ten 
beiden Ländern. Ich bin genöthigt, zu conftatiren, baß die öfterreichiiche 
Regierung ſich bis heute nicht auf den Boden geftellt bat, der geftattete, auch 
nur zu einer einfachen Ausgleihung bdiejer Art zu gelangen. .... In einem 
Augenblid , wo bie Mehrzahl der Regierungen das Bedürfniß nach Frieden, 
nad gegenfeitigen Verftändigungen, nach bejjeren Beziehungen zwiſchen den 
Völkern empfindet, liegt uns ‚mehr beun je daran, daß die befreundeten 
Mächte, diejenigen zumal, welche bie venetianifche Frage vorangeftellt haben 
unter denen, mit welden Europa im alle der Verfammlung eines allae 
meinen Congreſſes ſich zu bejchäftigen hätte, würbigen, wem beionders bie 
Verantwortlichfeit zufommt für bie Uebel, welche bie rejpective Lage ber beiden 
Monardien mit fi bringt.“ 

4. Dec. Ein Decret des Kriegsminifters verfeßt RM00 Mann vom Jahr— 
gang 1864 unter bie Neferve, jo daß alſo das Contingent für 
1864 jtatt 55,000 Mann nur 46,000 betrüge. 

T. „ IE Kammer: Der Abg. Mari (von der minijteriellen Partei) wird 
mit 132 Stimmen gegen Mordini (von ber Linken) zum Präſi 
benten gewählt. Dagegen fiegt die Linke bei der Wahl der Pic 
präfidenten, indem 3 berjelben ber Linken und 1 dem linfen Eentrum 


angehören. 

12, „ I. Kammer: ber Finanzminifter Eella verlangt eine breimonat: 
liche provijorifche Finanzverwaltung, ber Juſtizminiſter Corteſe bringt 
das Kloſtergeſetz wieber ein. 
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13. Dec. II. Kammer: Der Yinanzminifter Sella bringt bas Budget für 


23. 


1866 ein. 

Derfelbe ichlägt das Deficit für 1866 auf 230 Mill. an und gefteht offen, 
daß in der bisherigen Weile mit Anlehen, Eifenbahnverfäufen und Beräußerungen 
von Domänen, um das jährliche Deficit zu decken, nicht fortgewirthichaftet werben 
könne. „ine Steuer mit breiter Grundlage und die ſich auf alle Theile ber Bes 
völferung erſtreckt, ift erforberlih. Es gibt eine ſolche Steuer; ich weiß, fie 
ift überaus unpopulär, und es ift mir unlieb, fie vorzuſchlagen; es ijt bie 
Mahlſteuer.“ Der Minifter glaubt mit Leichtigkeit einen Grtrag von 100 
Mil. erzielen und mit diefer, einigen andern Steuern unb weiteren Er— 
jparungen von ca. 30 Mill. das Deficit wenigftens auf, 100 Mill. reduziren 
zu fönnen. „Ich Habe vorgeſchlagen, was ich für nüglid und nothwendig 
halte. Wenn Andere bejjere Vorſchläge zu machen haben, fo foll es mir lieb 
fein; ich werde ihnen meinen Beifall nicht verjagen, vielmehr fie von einer 
andern Stelle dieſer Kammer aus nah Kräften unterftüßen.“ 

„ Der Piemonteje Ehiaves wird zum Minifter des Innern ernannt; 
Natoli behält das Portefeuille des Unterrichts. 

» Die IL, Kammer erflärt fi) mit 196 gegen 1 Stimme, (4 ent: 
halten fih) gegen das kgl. Decret v. 17. Oct. das der Bank die 
Berwaltung bes Staatsſchatzes überwies, ohne erjt die Zuftimmung 
bes Parlaments dazu einzuholen. Das Minijterium fieht darin 
ein Mißtrauensvotum und gibt jeine Entlafjung ein. 

„ Die IE Kammer befchränft die vom Miniſterium geforberte pro: 
viſoriſche Finanzverwaltung mit 163 gegen 23 Stimmen von brei 
auf zwei Monate. 


'„ I. Kammer: die Regierung nimmt bie anfänglich geforderte Ver: 


längerung bes Brigantengefeßes zurüd. Die Kammer vertagt fich, 
um eine Kammerauflöfung unmöglich zu machen, bis zum 15, Januar. 


Rom. 


4: Jan. Neujahrsempfang im Vatifan. Der General Montebello Erin: 


23. 


dem heil. Vater die Huldigungen und die Ergebenheitsgefühle der 
franz. Atmee dar. Antwort des Papftes. 

Ueber die Antwort bes Papftes werden von ben Blättern verichiebem 
Verſionen mitgetheilt. Ta der Moniteur bie Antwort geradezu gerälitr, 
fcheint außer Zweifel. Ein Rarifer Eorreip. ber A. A. Z. glaubt den Schluf 
berjelben authentiſch feitjtellen zu können. Danach hätte der Papſt feine 
Segen nur ber Kaiferin und dem kaiſ. Prinzen ertheilt, ben Kaifer felbt 
aber nur bedingumngsweile und obne ihm zu nennen, indem er gelagt bätte: 
„Sc fegne auch Franfreih und die Fall. Familie; möge der gütige Gott die 
Geſundheit der Kaiferin und des kaiſ. Prinzen beihügen. Ich ruie mir di 
Norte des Pſalmiſten vor die Seele: justitia et judicium praeparatio sedis. 


Die Macht des Oberhauptes der franzöſ. Nation und die Fortdauer feiner 


Dynaftie hängen davon ab. (La puissance du chef de la nation fran- 
gaise et la perpetuit& de sa dynastie d&pendent de cela). Ich bofk, 
baß das Oberhaupt der franzöfiihen Nation gefegnet werden fünne, voraus: 
gejegt, daß er dem Grundfaß, den ich jo chen ausgeſprochen, fich treu er 
weije (J’espere que le chef de la nation frangaise puisse &tre b£ni, 
pourvu qu’il soit fid£le au principe dont je viens de parler).“ 

„Austauſch der feit 1860 in Rom zurüdbehaltenen Sträfling 


aus Umbrien und den Marken an bie ital. Regierung durch bie 
Vermittlung Frankreichs. 


25. Febr. Der päpftlihe Generalvicar, Kardinal Batrizi, fchreibt das vom 


Papfte in der Encyclica angeordnete Jubiläum aus und verkündet 


ben damit verbundenen Generalablaß. 

Das Ausichreiben bildet eine Art Ergänzung ber Encyclica, indem es, 
außer den üblichen Raftoralbetrachtungen, Erörterungen über jenes Actenſtück 
enthält, welches die Stimme des fichtbaren Oberhauptes der Kirche und als 
folhe Gottes Stimme jei. Diejenigen, welche diejelbe nicht hören, haben Fein 
Anrecht auf die ewige Seligfeit. Zu den verberbenbringenden Irrthümern 
unferer Zeit, die von ben Lehrern der Sünde gepredigt werden, gehören: bie 
Religions: und Gewiljensfreiheit, die Preffreiheit, die Lehre von den vollen: 
deten Thatſachen (teoria de’ fatti compiuti), das Verbot bes Peterspfennigs, 
bie Erziehung durch Laien, das durch das Gefep bewährte Beſtimmungörech 
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bes’ Vaters auf: feine. Kinder, das Gejeg über das Grequatur und bas über 
die Einziehung der Kirchengüter. 


7. Febr. Der Carneval, deffen fih die Römer feit 1860 gänzlich) enthal- 


ten hatten, wird in Folge der September-Convention von ihnen 
wieder gefeiert. 

Abſolut unbaltbare Finanzlage des Kirchenjtantes: die Staats: 
rechnung des Jahres 1864 ergab ein Deficit von 5,410,331 Scudi, 
von bem nur ungefähr ber britte Theil durch ben Ertrag bes 
Peterspfennigs (1,600,000 Scubi) gebedt werden konnte, während auch 
das in demſelben Jahre aufgelegte neue Staatsanlehen nicht voll 
ftändig untergebracht worden war. Das vom Finanzminijter Mifgr. 
Ferrari für 1865 aufgeftellte Budget weist aber wiederum ein De: 
ficit von circa 55 Mill. Scubi auf. 


„ 


- März. Schreiben des Papftes an Migr. Dupanloup, Biſchof von 


6. 


Drleans, als Anerkennung feiner Brojhüre über die Enchclica und 
die September-Convention: 

. Borzüglicdy aber erfreute jene Aufzählung von Betrügereien, Nänfen, 

fhändlichften Frechheiten, Plünderungen, Entjetlichfeiten, welche bu, auf zwei: 
felloje und allbefannte Thatfachen did ftügend, aller Augen darſtellen wollteft, 
um ben Sinn Jener zu offenbaren, beren berrliher Chhut man durch die 
Uebereinfunft v. 15. Sept. jüngfthin ben Ueberreft der Beute und bie Heilig: 
feit unjerer Rechte anvertrauen wollte. (Praecipue vero delectati sumus 
illa fraudum, machinationum , turpissimae procacitatis, direptionum, 
immanitatum enumeratione, quam, fretus indubiis vulgatissimisque fac- 
tis, omnium oculis obvertere voluisti, ut ingenium eorum patefaceres, 
quorum praeclarae custodiae per conventum diei 15 praeteriti Sep- 
tembris committi placuit praedae reliquias et sanctitatem Nostrorum 
jurium.)“ 
» Der Papft richtet ein eigenhänbiges Schreiben an Bictor Emanuel, 
und drüdt darin den Wunſch aus, daß eine Verftändigung über bie 
Berlafjenheit jo vieler bifchöflicher Stühle Staliens herbeigeführt 
werden möge, 


„ Allocution des Papſtes im Confiftorium. Der Papſt brüdt darin 
fein Bedauern und feinen Zabel über die Haltung des Kaiſers 
Marimilian von Merico und zugleid die Hoffnung aus, daß ber: 
jelbe zu anderen Gefinnungen zurüdfehren werde und belobt die 
Biſchöfe der Fatholiihen Welt, insbefondere die Italiens, für ihren 
Eifer in der Bertheidigung der Religion und ber Freiheit der Kirche 
troß den Decreten der weltlichen Gewalt. 


17, April. Der Commendatore Vegezzi kommt nad Nom, um eine Vers 


25. 


ftändigung zwiſchen ber italienijchen Regierung und der Curie zu 
verjuchen. 


„ Der Papft empfängt eine Deputation des Kaiſers von Mexico. 
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4, Mat, Vegezzi geht nach Florenz zurüd, um neue Inſtructio nen cin 
zubolen. | 


"6. Juni. Vegezzi kommt zum zweiten Mal nad Nom. 


23. „ Abbruch der Verhandlungen mit ber ital, Regierung. Vegtez 
verläßt Rom. | 


26. „.. Spanien zeigt dem hl. Etuhle feinen Entſchluß an, das Kini; 
reich Stalien anzuerkennen (j. Spanien). 


4. Juli. Die Curie ſpricht fih über die gefcheiterten Unterbandlunge 
mit der italienischen Regierung dur eine Note bes amtlide 


G. di Roma aus: 

„Sie in Rom zwiſchen dem Cardinal Antonelli und dem confibentiel: 
Gefandten Sr. Maj. des Königs Bictor Emanuel Hrn. Commandeur Vegt 
ftattgehabten PBrivatconferenzen haben allen Blättern mannigfachen Stof ; 
Veiprehungen gegeben. Diele diefer Blätter begnügten ſich nicht damit, ein 
an fich einfache und klare Thatſache durch die verfchiedenartigften falſchen M 
gaben und imaginären VBorausjegungen zu entftellen, fondern glaubten jälie 
lich die Schuld an dem Miperfolg dem heil. Stuhl beimefjen zu müle 
Die nachſtehende Andeutung über den eigentlihen Sachverhalt wird genüge 
um berartige, die Wahrheit verdbunfelnde Kunftgriffe zumichte zu maden. D 
Uebel, welche bie katholiſche Religion feit langer Zeit im größten Theile Ju 
lieng erleidet, find allbefannt. Sie mußten auf das Gemüth bes Oberhaupt 
der Kirche lebhaft einwirken. In der Fürſorge, die dem’ bl. Vater für de 
Wohl derſelben obliegt, gab er fi immer mehr bem Gedanken bin, biea 
Leiden, jo viel in feiner Kraft lag, bie geeignete Abhilfe zu bringen. © 
erwog, daß es wenigitend von einigem Nuten fein würde, ſich dahin zu ver 
wenden, daß bie Abwejenheit und der Mangel kirchlicher Oberbirten in I 
vielen Diöcefen nicht noch Länger hinausgezogen werde, und wollte einen di 
recten Verſuch nicht länger verzögern. Jedes politiiche Bedenken tharjächlid 
bei Seite jegend und ohne weitere Rüdficht bem Impuls jeines Herzens un! 
Charakters nachgebend, zügerte er nicht, einen großherzigen Entſchluß zu fal 
fen. Er wendete jib an Se. Maj. Victor Emanuel II. und [ud ibn ein, 
eine Perfon feines Vertrauens nah Rom zu. fhiden, damit, abgeſehen von 
jeder politifhen Rüdficht, ein Weg gefunden werden könne zur Befeitigun 
der Hinberniffe, die der Befriedigung eines fo ernten religiöfen Bedürfniſſe 
entgegengeftellt wnrben. Se. Maj. entiprady ber päpftlihen Aufjorderum. 
Nahdem der vorerwähnte Hr. Commandeur Vegezzi nah Nom gekommen 
war, hatte er mit Sr. Eminenz ben Cardinal Antonelli mehrere Beiprehun: 
gen, in benen er die Grundlagen, die ber heil. Stuhl allein vorihlage 
fonnte, mit folder Loyalität als gerecht und zwedentiprechend erfannte, 8° 
im Herzen bes hi. Vaters bie Hoffnung Plab greifen mußte, er werde endlit 
in irgendeiner Weiſe für dieſen Theil Feines geliebten Heerde Fürforge trefien 
fönnen. Diefe Hoffnungen follten jedoch leider bald zunichte werden. Ter 
Herr Kommandeur Begezzi, der von Rom abgereift war, um feine Regierung 
befjer über bie Verhältniſſe aufzuklären und perfünlich definitive Inſtructionen 
entgegenzunehmen, Fehrte nämlich nach einiger Zeit mit Vorſchlägen zurüd, 
welche, indem fie die urjprünglichen Grundlagen abänderten umd at: 
nichte madten, bem hl. Vater den Schmerz bereiteten, im folder Bar 
auf Veranlafjung der Regierung des Königs Victor Emanuel ben gewünſ 
ten a Wi dem hl. Stuhle unmöglich gemacht zu fehen. In ber dutth 
ſolche Widerwärtigfeit hervorgernfenen Betrübniß bleibt dem erhabenen IK 
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haupt ber Kirche der Troft, fein Gewiljen vor Gott und den Menfchen er: 
leichtert zu haben, weil er zu thun verjucht hatte, jo viel ibm unter ben 
obwaltenden Umjtänden möglid war“ 


5. Juli. Epanien fpricdht die bedingungslofe Anerkennung des Königreichs 


a 


ST) 


Stalien aus. 


. Aug. Bruch mit Merico. Das amtlihe G. di Roma meldet die deft- 


nitive Abberufung des Nuntius Migr. Meglia. „Er follte nad) 
dem Entſchluß des hl. Vaters nicht länger mehr Zeuge deſſen fein, 
was in Merico wider die Kirche gejchieht”. 

» Die päpftlihe Regierung füngt an, an die wirkliche Ausführung 
ber September-Convention zu glauben und bejchließt demgemäß, den 
Effectivbeſtand der päpjtlichen Armee zu ergänzen, zunächſt und jo 
weit wie möglich aus den eigenen Untertbanen des Papites. 

„ Um die Deficits zu deden, fieht fih die Curie zu einem neuen 
Anleben von 1% Mill. Ecudi Rente genöthigt und Inüpft deshalb 
Unterhandlungen mit verjchiedenen Banfiers an. 


. Sept. Geheimes Conſiſtorium. Alloeution des Papſtes gegen bie 


Freimaurer: 

„Ehrwürdige Brüder! Zu den zahlreichen Ränken und Künſten, mit welchen 
bie Feinde des chriſtlichen Namens die Kirche Gottes anzugreifen wagten, und 
fie durch Anjtvengungen, deren die Sache der Wahrheit nicht bedarf, zu er: 
fchüttern und zu bebrängen gedachten, muß ſonder Zweifel jene verwor: 
fene Gejelljchaft von Yeuten, gewöhnlih Kreimaurerei ge 
nannt, gerechnet werden, die, Anfangs in Nacht und Dunkel fich bergend, endlich 
zum gemeinfamen Untergang der Religion und menſchlichen Gejellichaft zu 
Tage getreten if. — Seitdem unſere Borgänger, die römischen Päpſte, getreu 
ihrem Hirtenamt, ihre Fallitride und Trugwerke entdedten, glaubten fie kei— 
nen Augenblic verlieren zu dürfen, um jie durch ihre geiftliche Macht in 
Schranten zu halten und mit einem Verdammungsipruch, wie mit einem 
Schwert, diefe verbreherijche, gegen bie heil. und die öffentlichen Dinge 
ſich vergebende Secte zu treffen und zu zerfleiihen. Unſer Vorgänger Gle: 
mens XII. ächtete und verdammte durch feine apojtoliichen Schreiben dieſe 
Secte, und mahnte alle Gläubigen ab, nicht allein ſich ihr auzuſchließen, 
jondern auch fie auf welche Weiſe immer zu fürdern und aufzumuntern, ine 
dem ein folcher Act für fie die Ercommunication, von welcher ber 
Papſt allein befreien kann, nach fich ziehen würde. Benedict XIV, beftätigte 
durch feine Gonftitution diejen gerechten und gerechtfertigten Verdammungs— 
ſpruch, und ermangelte nicht, feinerjeits die kathol. Herrſcher zu 
mahnen, alle ihre Macht und Fürforge auf die Unterdrüdung dieſer jehr 
unjittlihen Secte und auf die Bertheidigung der Gejellichaft gegen die ges 
meinschaftlihe Gefahr zu verwenden. D, hätte nur der Himmel gewollt, daß 
dieje Herrfcher den Worten unjeres Vorgängers Gehör geichentt, daß fie in 
einer erniten Sache nicht jo ſchlaff gehandelt hätten. Gewiß, wir, wie unſre 
Väter, würden niemals jo viele nufrührerifche Bewegungen, jo viele verhee— 
vende Kriege, die ganz Europa in Brand geſetzt, noch jo viele bittere Yeiden, 
welche die Kirche beimgelucht haben und jegt noch beimfuchen, zu beflagen 
gehabt haben. Allein, da bie Wuth der Gottloſen ſich noch lange nicht legen 
wollte, ſo hat Pius VIL, unfer Vorgänger, eine Secte neueren Ursprungs, 
ben Garbonarismus, die jich befonders über Italien ausgebreitet hatte, mit 
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bem Baunfluch belegt. Und von bemjelben Eifer für die Seelen entilamm. 
verdammte Reo XII. durch feine apojtoliichen Schreiben nit allein bie zer 
ung erwähnten geheimen Gefellichaften, jondern auch alle anderen, welt 
Namens fie auch ferien, die gegen bie Kirche und die weltliche Macht Tr 
ſchwörungen anzettelten, und er unterfagte fie allen Gläubigen umter te 
fehr Schweren Strafe ber Excommunication. Immerhin aber hatten tu: 
Bemühungen des apoſtoliſchen Stubles niht den gehofften Erfela 
Die Secte ber Freimaurer, von der wir Iprechen, wurde nicht beftegt um: 
niedergeworien: im Gegentheil bat fie jich jo weit entwidelt, daß fie üker:! 
in dieſen fchweren Tagen, fich ungeftraft breit macht und die Stirme fede 
hebt. Darum baben wir nunmehr gedacht, auf diefe Sache zurückkommen ; 
müſſen, in Anbetracht, daß vielleicht aus Unkenntniß, vielleicht in Folge ar 
beimer, verbrecherischer Umtriebe, fich die falfhe Meinung berausbilden Fünzt: 
das Mefen biefer Sefellichaft jet unschädlich, und bdiefelbe babe feinen anıım 
Zweck, ale die Mitmenjchen zu unterjtügen und ihnen im Ungemach beie 
ſtehen und es habe die Kirche Gottes von dieſer Eejelihait Nichts zu fürd- 
ten. Wer aber begreift nicht, wie weit jie jih von der Wahrheit entfernt‘ 
Was führt diefe Vereinigung von Leuten jeder Religion und jedes Glauben: 
im Schilde? Zu was jene heimlichen Berfammlungen und der So jhwer 
Eid, durch welchen die Eingeweihten fich verpflichten, niemals etwas von Im, 
was bei ihnen vorgeht, zu enthitllen ? Zu was jene unerbörte Grauſamte 
in den Strafen und in ber Züchtigung, benen fih die Eingemweibten, is 
Falle fie ihren Eid brechen jollten, unterziehen? Sicherlich, gottlos und de 
brecheriich muß eine Gefellfchaft fein, "welche der Art das Tageslicht ſchert 
„Wer Uebles thut, fagt der Apojtel, jcheut das Licht“. Wie verichieden fin 
von einer ſolchen Geſellſchaft die frommen Bereine der Gläubigen, io in tea 
katholiſchen Kirche blühen! Das Gejek, das fie leitet, it Mar für Alle, um 
Mar find auch die Werke der Barınderzigfeit, die fie nach ber Lehre bes Evar: 
geliums vollbringen. Darum fahen wir aud nicht obne Schmerz, mie io 
heilſame katholiſche Gejellfchaften, die jo wohl dazu geihaffen waren, um die 
Frömmigkeit anzuregen umd den Armen zu Hülfe zu fommen, angegrire 
und an manchen Orten jelbjt vernichtet wurden, während dieje finitere re: 
maurergejellichaft, die der Kirche und Gott jo feindlich und jelbjit der Siche 
beit der Königreiche fo gefährlich ijt, aufgemuntert oder doch wenigſtens ge: 
duldet wird. Ehrwürdige Brüder! Es erfüllt uns mit Schmerz umd Bitter: 
feit zu jeben, daß einige Leute, da wo es ji darum Handelt, dieſe Sacte 
nad den Borjchriften unferer Borgänger zu tadeln, fih weih und faſt ſchlä— 
rig zeigen, während bei einer fo bedenflichen Angelegenheit die Pflichten ihres 
Amtes und ihre Obliegenbeit erbeiichten, daß fie die größte Thätigkeit an den 
Tag legten. Wenn bieje Leute denken, daß die apojtoliichen Gonftitutionen, 
welche bei Strafe des Anathema’s gegen die geheimen Gecten, ihre Anhänger 
und ihre Anführer erlafjen find, durchaus Fein Necht haben in den Ländern, 
wo befagte Secten von der Givilgewalt geduldet werden, fo befinden fich bieie 
Leute ficherlich in einem großen Sertbum. Wie ihr es bereits wißt, ehrwür— 
dige Brüder, wir haben bie Falſchheit diefer jchlechten Lehre bereits getadelt 
und wir tadeln und verdammen fie heute aufs Neue. Denn dürfen in ber 
That die höchſte Gewalt, die allgemeine Heerde zu meiden und zu leiten, 
welche die römischen Päpſte im der Berfon des hl. Petrus von Chriſtus empfin- 
gen und die höchſte Gewalt, die fie in der Kirche ausüben müſſen, dürfen 
diefe von der Givilgewalt abhängen oder können fie aus irgend einer Urjace 
von ihr gezivungen oder verlegt werden? Unter diefen Umftänden haben wir, 

aus Furcht, daß nicht unvorjichtige Mienfchen und die Jugend fich möchten ver: 

feiten laſſen, fürchtend, daß unſer Stilljchweigen Gelegenheit geben möchte, 

den Irrthum zu ſchützen, den Beſchluß gefaßt, unſere apoſtoliſche Stimme zu 

erheben; und indem wir bier vor Euch die Conſtitutionen unferer Vorgänger 

bejtätigen, Fraft unjeres apoftoliichen Amtes, tabeln und verdbammen wir 
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biefe Freimaurergefellihaft und die anderen Gefellfhaften 
berjelben Art, welche, obgleich unter anderer Form, nad) bemfelben Ziele 
ftreben, und welche, fei es num ofjen oder fei es heimlich, ſich gegen die Kirche 
und die legitime Gewalt verſchwören, und wir wollen, baß bie benannten 
Geſellſchaften als von ums geächtet und verworfen zu betrachten find unter 
denfelben Strafen wie diejenigen find, die unſere Borgänger beftimmt haben, 
in ben früheren Gonftitutionen und Angefichts aller gläubigen Chriften, 
unter welden Verhältnijfen des Ranges und der Würde fie 
fteben und wo auf Erden fie fich befinden mögen...“ 


4. Det. Gturz ber Partei Merode im Minifterium. Der Waffenmini— 
jter Migr. Merode erhält einen dreimonatlihen Urlaub und nimmt 
jeine Entlaſſung; Entlaſſung des Minijters des Innern, Migr. 
Pila, und des Minifters der Polizei, Migr. Matteucct. 

'8. „General Kanzler (Badenfer) wird an Mérode's Stelle zum Pro: 
minijter der Waffen ernannt. 


7. Nov. Abgang der erjten franz. Schiffe von Civitavechia mit einem 
Theil der bisherigen franz. Decupationstruppen (der Abgang beträgt 
zwiſchen 3 und 4000 Dann, die Stärke der übrigen Occupationg: 
armee beträgt noch circa 10,000 Mann). Die Provinzen Frofinone 
und DVelletri find von den Franzoſen nunmehr gänzli geräumt 
und werden von dem größeren Theil der päpjtl. Armee beſetzt. 

8. „ Ein Tagsbefehl des Gen. Kanzler ordnet eine energiſche Verfol— 
gung der Briganten an der neapolitanifchen Gränze an, dagegen 
Vermeidung jedes Zujammenjtoßes mit Truppen des Königreiches 
Italien. 

19. „ Die päpſtliche Regierung ſieht ſich endlich genöthigt, ihr bis— 
heriges Stillſchweigen über die Convention vom 15. Sept. 1864 
zwiſchen Frankreich und Italien zu brechen. 

Depeſche des Cardinals Antonelli an bie Vertreter des 
hl. Stuhles bei den auswärtigen Höfen: „Es iſt Ihnen gewiß 
nicht unbefannt, daß man mit ber Ausführung der am 15. Sept. v. 8. 
zwiſchen ben Regierungen von Franfreih und Piemont abgeichloffenen Con— 
vention, von welcher jedoch erjt in den Nachmittagsſtunden des 28. desſ. M. 
dem bl. Stuhl Mittheilung gemacht wurde, bereits begonnen hat durch all: 
mälige Zurüdziehung ber jranzöjiichen Truppen, welde im Laufe des folgen: 
ben Jahres 1866 ganz bewerfftelligt ſein ſoll. Wie die Regierung des hl. 
Stuhles an der Stipulation jenes Vertrages unbetheiligt war, ebanio iſt fie 
es an ber Erfüllung dejjelben. Wohl aber bat jie größtes Anterefje an den 
Gonfequenzen, die ji) daraus ergeben. Diefe müſſen darum in ein Flares 
Licht geftellt werden, theils um die öffentlihe Meinung bierüber, welche bie 
lügnerische Preſſe beftändig zu verdrehen jucht, zu berichtigen, theils um vor 
der Welt jede Verantwortung von dem bl. Stuhle abzuwälzen. 

„Da auf dem zu Paris im Jahr 1856 abgehaltenen Congreß der Wunſch 
geäußert worden war, es möchten bie päpjtlichen Staaten von ben frembden 
Truppen geräumt werden, jobald dies ohne Nachtheil für die Ruhe des Lane 
des und die Befeftigung ber Autorität des hl. Stuhles thunlich jei, jo rich— 
tete Hr. Drouyn de l'Huys am 12. Sept. v. Is. eine Depeſche an den dies— 
feitigen Gefandten Frankreichs, worin er ſich über diejes Argument äußerte: 


19* 


292 


Kom. 


„Wir waren entjchlofjen, diefen Ebrenpoften jo lange nicht zu werlaffen, = 
das Ziel der Occupation erreicht wäre‘. Nun gut, ſollte unter den Motive 
ber gegenwärtigen Abberufung des franzöfiichen Heeres aus dem Kincherka. 
auc der Gedanke Platz gegriffen haben, daß jene Bedingung jetzt im € 
füllung gegangen jei, To fieht ſich die päpftliche Regierung, obwobl man % 
gar nicht befragt bat, genöthigt, einen ſolchen Gedanken als eine eitle Täufchun: 
und trügeriihe Hoffnung zu bezeichnen. An der That, wem sollten * 
nicht, wenn man die Abberuiung jelbit unter den obwaltenden Umftinden k 
trachtet, diefe Fragen aufdrängen: Entipricht etwa die Lage, im melder m: 
gegenwärtig den Rapft läßt, dem Ziele, wegen bejien das Gebiet des bei 
Stuhles von fremden Truppen occupirt worden war? War das die Ah 
ber Einladung, welde der Papſt felbit an die katholiſchen Mächte rickkett. 
und auf welche auch Frankreich mit Findlichem Affecte antwortete? Bra 
dies bie Gründe, um deren willen Frankreich jelbjt unter dem Beifall der 
anzen Fatholiichen Melt, die ihm dafiir ftets danfbar bleiben wird, fih a 
—* jener Einladung zu entſprechen? Wer würde es wagen, ben im bat 
Vaterland zurücgernfenen tapferen Truppen die abjurden Worte in dm 
Mund zu legen: „Wir waren in Rom im Namen der Katholicität auf Ein: 
ladung bes Bapjtes, der uns bat, ihn zu unterjtügen, um von feinen Steete— 
wieder Bejiß zu ergreifen; ev iſt jet des größten und beiten Theils feirer 
Provinzen beraubt, und auch der winzige ihm geblichene Reft ſchwebt in ©: 
fahr, von einem mächtigen Feinde, der ihn alljeitig umgibt, geraubt zu wer— 
ben, und doch ift das Ziel unjerer Occupation erreicht !!” 

„Dem genannten Herrn Minijter Fonnte bei feinem woblbefannten Schar‘ 
finn das Grelle einer ſolchen Schlußfolgerung nicht entgehen, Darum & 
mühte ev fich, in ber erwähnten Depeiche die Vorausſetzung mit verfchieden 
Neflerionen zu rechtfertigen und deren Herbheit zu mildern, indem er ih ar’ 
bie bisherigen Bemühungen berief, um den bi. Vater von Seite Piemont: 
fiher zu jtellen. Jh muß mir darum über beide einige Bemerfungen er- 
lauben. Die Reflerionen beginnen mit einer Hinweiſung darauf, daß der 
beil, Vater jelber am Beginn des Jahres 1859 den Vorſchlag zur Räumum; 
jeiner Staaten von ben fremden Truppen gemacht bat, und die Räumus: 


‚wirklich im Sabre 1860 fin den Monat Auguft feitgefegt worden jei, obiweti 


fie dann fpäter, nicht wegen eines von Sr, Heiligkeit bereiteten Hindet— 
nifjes, Jondern der ausgebrochenen Unruhen halber nicht ausgefübrt werden 
fonnte. Es ift wahrlich nicht nöthig, daß ich mich bei diefen Grinnerumgen 
lange aufhalte, denn der ungeheure Unterſchied zwifchen den gegenmärtigen 
und den damaligen Umſtänden ijt von jelbit Har. Im Jahre 1859 wer 
der bi. Vater nicht bloß im vollen und fichern Befit feiner Staaten und 
überall an ben Gränzen von befreundeten Mächten umgeben, ſondern batte 
auch gar Feine Ahnung von ben jafrilegiichen Attentaten, deren unſchuldiges 
Opfer er nachher wurde. Man konnte daher damals das Ziel der Dccurz: 
tion ber ypäpitlichen Staaten durch fremde Truppen ficherlich für erreicht 
halten. Der heilige Vater bat ferner damals jenen Vorſchlag gemacht, nit 
weil ihm etwa die Anweſenheit jolcher Truppen in feinen Staaten gleichgültig 
geweſen wäre, oder weil er die von ihnen geleifteten Dienſte, die er ſtets 
dankbar anerkannte und anerkennen wird, nicht zu fchäßen gewußt bätte, — 
fondern einzig, weil er die gefürchteteu Uebel verhindern wollte, indem eine 
hohe Stelle fih dahin geäußert hatte, das längere Verbleiben ſolcher Truppen 
im Kirchenftaate könnte Anlaß zu einem curopäilchen Kriege geben. Im 
Sahre 1860 aber verblieb ihm, obwohl man die Romagna bereits emtrifien 
hatte, der friedliche Befit des größeren Theiles feiner Staaten und ein bin: 
veichendes Heer zur Aufredthaltung der Ordnung und zum Schuge ber 
Gränzen gegen irreguläre Banden; die öftlihe und weitlihe Gränge war 
nicht blos vor Feinden ficher, fondern fogar von benachbarten Freunden un- 
geben; überdies hatte das revolutionäre Parlament noch nicht das ſakrile— 
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Agiſche Verlangen ausgebrüdt, auf eine ober bie andere Weife die Stabt Rom 
als Hauptitadt des neuen Reiches zu gewinnen und folglich ben ganzen 
Kirchenftaat zu anneriven. Läßt fich etwa das Gleiche von der gegenmwärtigen 
Lage jagen? Die Evidenz der Zuſtände bispenfirt auch von der Antwort. 
„Fine weitere von bem genannten Herrn Minijter angeführte Neflerion ift, daß 
die Occupation Roms zwei Anconpienzen erzeuge, eritich nämlich, daß fie eine 
fremde Intervention bilde, und zweitens, daß jie auf dasſelbe Gebiet zwei Souves 
ränitäten jeße... Ohne eine gänzliche Begriffsverwirrung und höächſt nachtheilige 
Unordnung im Wirfungsfreie Taffen fich deshalb auch auf den Papſt und feine 
weltliche Herrichaft die wahren oder falfchen Principien nicht anwenden, die man 
als Pegel des internationalen Verhaltens zwiſchen weltlichen Staaten auf: 
ftellen will, Das religiöfe Band, weldes den Bapft mit allen Orten vers 
einigt, wo Katholiken leben, und andererfeits feine weltliche Herrfchaft mit 
ber nothwenbigen Unabhängigkeit zur freien Ausübung feines bocherhabenen 
Amtes verbindet, macht die Beziehungen und das Verbältnig zu ganz ans 
deren, und bewirkt, daß all das, was die Lage feiner politiichen Grijtenz be— 
trifft, zur allgemeinen und wahrhaft inneren Angelegenheit einer jeden Macht 
wird..... Endlih zählt der Herr Minifter unter die Urlachen der Incon— 
venienzen, welche fih aus der Occupation Noms ergeben, auch die Vers 
ſchiedenheit in der Molitif ber beiden Regierungen, injofern fie nicht den 
gleichen Eingebungen und bdenfelben Rrincipien buldigen. Der Herr Mi: 
nifter gcht bier auf feinen befonderen Fall ein, und darum fehe ich in diejer 
vagen Allgemeinheit nicht, auf welche Gingebungen und Principien er ans 
jpielt. Um daher bier jede Aweideutigfeit zu befeitigen, bemerke ich, daß, 
wenn bier bloß von reinen NRegierungsmaßregeln und deren pafjenden Ans 
wendung bie Rede fein follte, jedes Yand und jeder Staat feine befonderen 
Bedürfniffe bat, die fih nah den Sitten, Gewohnheiten und Umjtänden 
richten, und daß in Betreff dieſer die beften Richter die Ortsregierungen 
find. Auch kann die Verſchiedenheit folcher Negierungsmaßregeln bei anderen 
Kationen Fein Grund zu vernünftiger Kritit fein; denn da. das Subject ein 
anderes ift, fo fordert die Klugheit, daß die Handlung des Negenten fich je 
nad der concreten Griftenz diefes Subjects ändert. Uebrigens kannte man 
damals, als man der Einladung des Papftes edelmüthig entiprady, die Be: 
Ichaffenheit des hf. Stuhles recht gut, und Hr. Drouyn de l'Huys ſelbſt hat 
anerfannt, daß, wenn der bl. Stuhl ſeine Geſetzbücher und jein befonderes 
Recht hatte, er fie ben auf Grund jeiner eigenen Natur bat. Daß aber 
diele von der Art ift, daß fie die wahre Givilijattion und ben wahren ort: 
ſchritt nicht hindert, ſondern vielmehr beſchützt und jtets wirklich gefördert hat, 
dieß beweift zur Evidenz die Geſchichte; und ebenfo läßt fich andrerjeits vecht 
gut jagen, daß ihre Normen nicht der heutigen Zeit allein angehören, weil 
fie eben für alle Zeiten find und fiher dem wahrhaft katholiſchen Gewiſſen nicht 
widerftreiten. — Spielt man aber auf die Grundprincipien der focialen Um: 
geftaltung an, wie 3. B. Gewifjensireiheit, Eultfreiheit u. dgl, die man das 
neue Recht nennt, fo hat der heil. Stuhl öfters die VBerwerfung derartiger 
Nrincipien im abfoluten Sinne und als Norm ber natürlichen Gerechtigfeit 
ausgeiprochen. &ibt es unter ihnen eines ober das andere, welches tolerirt 
werden fan, fo fann dieg eben nur als eine Milderung angejehen werben, 
weiche durch örtliche oder perlönliche Nothwendigfeiten den Regierungen ges 
boten ift, die, um größere Uebel zu vermeiden, fich gemöthigt jeben, ihren 
bürgerlihen Organismus und ihre Gefeßgebung nach einem Ideenſyſtem ein: 
zurichten, das, wenn es auch der von Gott gewollten Ordnung vollfommener 
jorialer Harınonie nicht entipricht, doch den befonderen Umftänden, in denen 
ſich ein Volk oder eine Nation befindet, am angemeffeniten it. Ich kann 
nicht glauben, daß dev Herr Minifter, als er die Verſchiedenheit der Stand: 
punfte der beiden Regierungen bervorhob, von diefen Principien babe reden 
wollen, da es die Schuldigfeit eines jeden guten Katholiken ift, im jolchen 
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Fragen feine Einſicht ben Entſcheidungen -besjenigen unterzuorbnien, ber vom 
Gott jelbit den Völkern zum Führer und Lehrer nicht bloß in dem gegeben 
wurde, was zum Glauben gehört, fondern aud in all’ bem, was bie Merl 
und bie Gerechtigfeit betrifft. — Sch verweile nicht länger bei dieſem Furfz 
weil berjelbe gar nicht in dem Bereich der Controverfe gezogen werben bar. 
Und foweit genug über die in ber erwähnten Depeche enthaltenen Refleriuen 
Sc gehe nun zur Beiprehung ber Bemühungen über, die man ſich gegeben 
haben will, um die Souveränität des heil. Stuhles im alle des beabis- 
tigten Abzuges ber franzöfiichen Truppen ficher zu ftellen. 

„Um mich jedoch bier nicht allzuweit vom Hauptthema zu entfernen, ic 
ich mich genöthigt, Verfchiedenes zu übergehen. Im Allgemeinen übergeie 
ih aM’ das, was im ber angeführten Depeſche über bie glüdlihen Einnet 
änderungen der piemoutefifchen Regierung bezüglich Noms und die Wendun: 
feiner Politit gegen den heil. Stuhl zur bejjeren Harmonie mit bem imter: 
nationalen Pflichten gefagt wird. — Die Thatſachen, welche ſich im Ya 
der ganzen Zwilchenzeit bis zur Stunde zugetragen baben, bieten ein ſichere⸗ 
Griterium zur Beurtheilung diefes Punktes. Doc jei dem, wie ibm wol: 
fo viel ift gewiß, daß der heil. Stuhl fich felbft: überlajjen jeben muß, nı= 
ben er faft ganz um alle inneren Mittel gebracht und einer beftändigen Fe 
drohung durch Äußere Gefahren ausgefegt ift, welche bie Vertheidigung de 
gebliebenen Gebietes fehr erjchweren und unficher maden. Denn was de! 
innere anbelangt, jo fieht Jedermann, daß ber gegenwärtige Beſitz des bel 
Stuhles ein unproportionirtes Ganzes ohne entiprechende Theile barbiete: 
Die große Hauptftadt, Nom nämlich, ber befjeren Provinzen beraubt, Tel: 
einen Kopf ohne Leib vor oder einen Awerg, befjen Lebensorgane bödjiter: 
zu einer febr bürftigen Ernährung und beſchränkten Atmung dienen Fünner 
Dieje fatale Zerftücdelung muß ber Regierung in ihrer regelmäfigen Thätie: 
feit jebr ernitliche Berlegenheiten verurjachen, indem daraus, abgejehen ver 
anderen geringeren Nachtheilen, namentlich zwei ſehr beträchtliche entjpringer 
weldye bier jpeciell erwähnt werden müfjen. 

„Sritlich ergibt fich nämlich daraus eine ungeheure Unordnung im Etaatk 
bausbalte, da, abgefehen von der aus der Nerminderung ber Ginnabme 
nothwendig entjtandenen Klemme, abgejeben von ben bedeutenden Ausgaben, 
welche bie päpflliche Negierung für die Erhaltung ber öffentlichen Beamten 
beftreiten muß, und bie jich früher auf den ganzen Staat vertbeilten. Jeder— 
mann weiß, wie ungeachtet des Aufhörens ber Vortbeile, welche bie uſur— 
pirten Provinzen boten, dennoch dem heil. Stuhl nicht blos die Beſoldunz 
nicht weniger anderer angeftellten Perfonen, welche ihm treu geblieben jint, 
. fondern aud die ganze Staatsſchuld zur Laſt fällt, zu deren Tilgung zuert 
bie Einkünfte aller feiner Staaten beitrugen. — 

„Wahr ift, daß ber Peterspfennig und das Fatholifche Anlehen bisher cin 
wunderbares Mittel war, welches providentiell den heiligen Stuhl in die 
Lage verjegte, feinen Verpflichtungen nadzufommen ; es ift auch wahr, baf 
ein ſolches Mittel, abgefehen davon, daß es nicht immer dem Bedürfniß ent: 
ſpricht, zugleich auch prefür, unficher und jedenfalls anormal iſt. Auch kann 
man nicht immer Anlehen abfchliehen, zumal dieſe die finanzielle Lage nur 
erſchweren, wegen ber Zinfen, die unvermeidlich bezahlt werden müfjen. 


„Der andere außerordentlich große Nachtbeil, welcher burch den Entgang der 
weggenommenen Provinzen verurfacht wird, beftcht in der großen Schwicrigfeit 
für die päpftliche Regierung, fi einen entiprechenden Schuß aus einheimiſchen 
Truppen zu verichaften, welche das Kleine noch gebliebene Gebiet unmöglich zu 
liefern im Stande iſt. Diefem Nachtbeil ließe ſich allerdings durch Beiol: 
bung fremder Truppen abbelfen, wozu jebe Regierung das Recht hat, und 
am meijten ber Bapft, deſſen Söhne in 1 wie gejagt, alle Bölte 
find ; allein jo Flar biejes Recht fein mag, fo beweift die angedeutete Br: 
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Ichränfung und Finanznoth nur zu fehr, auf wie enge Gränzen ſich die Aus: 
führung eines jolhen Merfes beſchränken muß. 
„Welchen Gefahren aber muß fi ein folcher Staat, deſſen Noth nach 
rınen jo groß und der jo arm an Vertheibigungsmitteln ift, erft nad 
Hufen ausgejegt jehen? Er jieht jich umgeben von einem Kreis von Eijen 
und alljeitig blodirt von ben ujurpirten Befigungen eben jener Negierung, 
welche ihn nicht bloß durch begünftigte und genährte Nebellionen und durd) 
bewafinete und gewaltjame Invaſionen in eine fo elende Lage gebracht, ſondern 
liberdied durch einen feierlichen Aet vor den Augen der ganzen Welt erflärt 
bat, daß jie ihre Uſurpation vollenden wolle mit der Beſitznahme jenes hei— 
Ligen Ortes, wo ſeit Jahrhunderten der ehrwürdige Nachfolger des heiligen 
Petrus jeinen Sitz hat und vegiert. Der jafrilegijhe Beſchluß iſt durch die 
mebrerwähnte Gonvention nicht nur nicht zurüdgenommen worden, fondern 
es haben vielmehr nach berielben die Vertreter jener Regierung öffentlich, 
mündlich und ſchriftlich erklärt, daß er noch Geltung habe und fortbejtebe. 
Angenommen nun auch, daß es zu feiner neuen bewaflneten Invaſion fomme, 
(dev wir von unferer Seite unmöglid Widerftand leiſten Fönnten), fcheint 
es doch nicht glaublih, daß jener mit ſolchem Nachdruck gefaßte und mit 
folder Hartnädigfeit feſtgehaltene Beihluß jo ganz umwirffam- bleiben joll. 
Und in ber That, wenn die einfachen verläumbderiichen Behauptungen über 
die Verwaltung der Romagna, welde der piemontefiiche Bevollmächtigte auf 
dem Pariſer Congreß vorbrachte, dev Keim zur Empörung wurden, welche 
drei Jahre fpäter der Mehrheit der Gutgefinnten aufgedrungen wurde; jo 
ift jiherlich die Annahme nicht unvernünftig, daß ein mit folcher Feierlich— 
keit in einem öffenlihen Parlament verhandelter, gefaßter und fanctionirter 
Beihluß ein beftändiger revolutionärer Zündjtoff und eine immermwährende 
Bedrohung der Rube des Yandes fein muß. ) 
„Die Träger besjelben haben ja bereits erklärt, daß fie ihn buch Ans 
wendung moraliiher Mittel zur Ausführung bringen wollen, und es bes 
darf wahricheinlich Feiner weitichweifigen Erklärung, was folche moralische 
Mittel im Sinne jener Regierung find. Zweifelsohne muß man unter der— 
artigen moraliihen Mitteln jene verftehen, welche auch_andere Male zum 
Schaden des heil. Stuhles von denen angewendet wurben, von welchen dieſer 
Stuhl wegen dev jpeciellen Mifjion, womit er von Seite der piemontefilchen 
Regierung betraut worden war, etwas ganz anderes erwarten mußte als ben 
Verrath. Für derartige Mittel muß man ferner jene halten, welche die Res 
gierung Piemonts in’s Werk geſetzt hat, um heimlich die Erpedition gegen 
Sicilien zu fördern und zu beichüßen, wobei fie fih der Diplomatie gegen: 
über jtellte, als wilje fie gar nichts davon und wolle die Sache eher verhin— 
dern. Zu ſolchen Mitteln gehören ferner die des Generals Fanti, als er in 
- die Marken und nad) Umbrien Abtheilungen von Nevolutionären eindringen 
ließ, in der Abſicht, die Städte, in welche fie fich begaben, zur Empörung 
zu verleiten, und welcher dem päpftlichen General anfündigte, daß er fich für 
berechtigt halte, mit feiner Armee in ben Kirchenftaat einzubringen, jobald 
man die nationalen Kundgebungen mit Gewalt unterbrüden wollte An 
der Anwendung dieſer und ähnlicher Mittel kann Niemand bie Regierung 
von Turin verhindern, die fich das Recht hiezu ausdrüdlich vorbehält. Es 
wird ihr nicht viel Mühe often, auf diefem oder jenem Punkt ber Gränze, 
die fie auf jeder Seite nady Belieben verlegen Tann, einzelne Banden, Waffen 
und Geld einzufchmuggeln, während fie protejtirt oder fich ftellt, als thue fie 
das Gegentheil. Und um dies zu verhindern, kann die päpftlidhe Regierung 
feinen ftarfen und ausgiebigen Gordon ziehen, ber von allen Seiten bie Grän— 
zent bes gebliebenen Gebietes umgäbe, ba fie, wie oben bemerkt wurde, nur 
eine ganz Feine Truppenmadht aufzuitellen vermag. 
„Und bürfte e8 auch ohne diefes den Emiſſären einer feindlichen Regier: 
ung ſchwer fein, in biefer oder jener bem Papſte unterworfenen Stadt durch 
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Einfchüchterungen, Hinterlift, Verführung und Gold öffentliche Demonitt 
tionen bervorzurufen? Was wird in einem folhen Falle die Regierung b 
bi. Stubles thun ? Wird fie diefelben ungeftraft gewähren lafien? Die m 
ralifche Macht, wird man als dann fagen, bat gegen bie weltliche Seuverän 
tät des hl. Stuhles entichieben. Ober wırd fie diefelben energiſch unterdruden 
Mit der modernen Givilifation, wird es dann beißen, ift eine Regierung uw 
vereinbar, die fih nur durch beftändigen Gebrauch ber materiellen Gewa 
aufrecht balten fann. Die Fabel vom Wolfe und vom Yamme ift allbefann 
fie Fann auch im gegenwärtigen alle zur Belchrung dienen. 

„Die Folge ber Abberufung, um die es fich handelt, wird ſonach fein, ba 
ber Kirchenftaat, den bie piemontefiichen Ulurpationen jo Hein gemacht babe 
eine Beute bejtändiger Berationen, Nachitelungen und Aufregungen ve 
Seite des Feindes wird, der ibn von allen Seiten eingeſchloſſen bält; da 
Heine Heer des bl. Stuhles aber wird das Loos treffen, bald babin, bal 
dorthin zu eilen, um die eingefallenen Banden zu verjagen, die dann m 
feindlihem Gebiete ein Aſyl finden werden, bis endlich ein großer Einfa 
einer regulären Armee ftattfindet, für welden man feiner Zeit ſchon eine 
verlodenden Grund angeben wird, um das ruchloſe Werk zu vollenden, m 
man bereits zu Gaftelfidardo getban. Und wenn auch das edle umd gro 
müthige Frantreich fich bereit erflärte, nachher mit den Waffen berbeizuerien 
um Piemont die Beute zu entreißen, jo würde body dadurch nicht werbinder 
daß in der Zwiſchenzeit, welche bis zu einer ſolchen Erpedition vergeht, dei 
Papſt, feine Regierung und feine getreuen Unterthanen unberehenbaren Se 
drängnifjen und Verlujten unterliegen würden, 

„Aber auch, wenn wir annehmen wollten , bie feindliche Megierung bak 
aus irgend einem uns unbekannten Grunde nicht bloß auf den Gebrau 
der Gewalt gegen den püpftlichen Staat, jondern auch auf die Mittel um 
Umtriebe einer Erhebung verzichtet, würde man etwa dann von dieſer Sat 
gefichert fein? Gewiß nicht. Faſt im jedem der Ujurpation Piemonts um 
worfenen Lande befindet jich eine Partei, die man jeßt die Actionspartei nennt, 
welche, indem fie höchſt revolutionäre Ideen verfolgt, jener jonderbaren Gattung 
vermeintlicher Gonjervativen, die gleichfalls die Revolution wollen, aber eine at- 
mäßigte, bie nüßlichiten Dienjte leijtet. Dieſe wird fich in Anbetracht ihrer gemalt: 
jamen Natur und ihrer ungeduldigen Beftrebungen gewiß nicht rubig verhalten 
wollen, da der oben erwähnte fogenannte Beichluß der Nation für fie ſiets 
ein jpigiger Stachel in -der Seite und ein ſtarker MWindftoß für ihre bren: 
nende Begierde ift. Wenn nun diefe Partei in anderen Staaten, die üb 
eine große Macht verfügen, mit Mühe niedergebalten und unterdrückt wird, 
was wird gefchehen, wenn fie in den ſchwachen Kirchenſtaat einbricht? Es 
wird ſich Faum verhindern lafien, daß fie da oder dort, mo es ihr char 
bejjer gelingt, einen bedeutenden Tumult hervorruft, und dann wird ſich 
der König von Piemont für autorifirt alten, unter dem Aushängſchild der 
Bertheidigung des hl. Vaters oder ber Wiederberjtellung der öffentlichen Ord— 
ar und Ruhe zu interveniren, und jo wird man die ruchlofe Abjicht er: 
reichen. 

„Ein anderer Vorwand zu einer wahricheinlichen Antervention fann aus 
folgender fein. Die Banden der ebelthäter, welche heutigen Tages die Folge 
der durch die gewaltfame Annerion des benachbarten neapolitanijchen König: 
reichd erzeugten Reaction find, beläjtigen beftändig die päpftlichen Gränzen. 
Die Unterdrüdung folder Banden koſtete bisher ber Regierung in jeder Be— 
ziehung nicht geringe Opfer, und war zugleich für die piemontefifchen Truppen, 
ungeachtet der Anweſenheit der franzöfiichen Armee und der Mikbilligung 
ihrer Anführer, häufig bie Gelegenheit zu Gebietsverlegungen. Won jelbt 
aber leuchtet ein, daß derlei Verlegungen nad) dem Abzug der franzöfiicen 
Truppen nur um jo größer und häufiger fein werden, befonders wenn man 
das winzige päpftliche Heer berüdfichtigt, das kaum für die innere Sicer: 


Kom. 297 


beit genügt. Daraus werben dann nicht felten Gonflicte und Reclamen ent: 
fteben und man weiß bereits zum Poraus, wie ein folder Streit von Seite 
besjenigen gelöft werben wird, ber eine ungeheuer überlegene Macht bat. 

„Nehmen wir endlich auch noch die Möglichkeit an, daß die genannte Re— 
gierung weder Waffen, noch revolutionäre Umtriebe, noch Vorwände zur In— 
tervention anwenden wolle. Ja, wir halten es ſogar für wahrſ ſcheinlich, daß 
man ſich für den Anfang der Mäßigung rühmen und die Rolle eines guten 
Nachbars ſpielen wird. Was dann? Die in den Plan Eingeweihten haben 
keinen Anſtand genommen, von freien Stücken und ſelbſt ſchriftlich die zu 
be folgende Tactik kundzugeben. Sie ſagen nämlich: Nicht wir ſind es, die 
nad Rom gehen müſſen, fondern Nom muß zu uns fommen, und bies 
wird der Tall fein, indem man die päpftliche Negierung unmöglich macht. 
Dieſes Ziel muß man zu erreichen ſuchen, nicht durch Störung der mate— 
riellen Ruhe, ſondern indem man an der Auflöſung des Landes arbeitet, 
durch Hinderniſſe, welche man den Finanzen, der Verwaltung und der Aus— 
übung der Gerechtigkeit bereitet, und durch Verſprechungen und Geld, um 
bie Soldaten zur Deſertion zu verleiten, 

„Zu diefem jchändlichen Gewerbe bat man bereits verjchiedene Individuen 
angeworben , welche ven den Urhebern und Pegünftigern folder ſakrilegiſcher 
Anichläge monatliche Refoldungen erhalten. Gegen berlei Nachſtellungen und 
perfibe Pläne muß die päpſtliche Regierung, allein und faft aller Macht be: 
raubt, fümpfen. Sie wird von ihrer Seite alles thun, was in ihren Kräften 
ftebt, um bie gottlofen Abfichten zu vereiteln; wenn ihr aber bieje ſchwierige 
Aufgabe nicht gelingt, wer wird Schuld daran fein, die päpftliche Regierung, 
die feine Wunder zu wirfen wußte, oder jener, der fie nach und nad in 
Diefe Noth und Enge gebracht Hat? 

„Wir durchichauen recht gut ben Kunftgriff, ben man anwenden wird, um auf 
bie " päpftfiche Regierung die Schuld der Gonjequenzen zu wälzen, die ſich aus 
einer jo gewaltfamen Lage ergeben und vielleicht jchredficher fein werden, als 
man benft. Man wird fagen, daß ber beil. Vater fi zu einer freund= 
Ichaftlihen Ausgleihung mit der ſogenannten italienischen Regierung berbeis 
laſſen muß. Doch was für ein anderer Ausgleich ift mit dem, der bie Ab: 
ſicht hat, euch zu berauben, möglich, als der, daß ihr ibm das Gurige ganz 
abtretet? Mie trügerifch jene Einbildung tft, bat eine neueſte Thatjache ſattſam 
bewieſen, obſchon es nicht an Solchen gefehlt hat, welche darauf eine imagi⸗ 
näre Zukunft gründen zu können glaubten. Ter heil. Vater hat durch einen 
edlen und feines Characters als Papſt wahrhaft würdigen Act aus eigenem 
Antriebe Veranlaſſung zu einem rein religiöſen Uebereinkommen zur Er: 
leiterung ber bebrängten katholiſchen Kirche gegeben. Nun gut, die päpft- 
liche Einladung hatte einen Erfolg, den Alle kennen; man fand den Weg 
zu jeder vernünftigen Beilegung abgeichloffen. Uebrigens ift dies gar nicht 
zu verwunbdern, wenn man die Ratbichläge berügſichtigt, welche in jener Re— 
gierung maßgebend ſind. Iſt von dem, der in Turin die Revolution zu 
ſeiner Führerin erkor, zu hoffen, daß er in Florenz von dieſer Fahne ſich 
losſage? Der revolutionären Partei liegt vor Allem daran, das ſociale Leben 
des Katholicismus zu zerſtören, ſie kann nicht ruhen, big fie nicht bie welt: 
liche Herrfchaft, welche das Bollwerk und die Schyutiwehr jenes Lebens ift, 

gänzlich vernichtet ſieht. 

„Noch einen andern Kunſtgriff wird man mit dem hl. Stuhl anwenden, 
um auf ihn die Schuld der Greigniffe zu werfen, und bereits hat man in 
der Preſſe davon Andeutungen gegeben. 

„Man wird allmälig die Bewohner des faſt mikroſkopiſchen Gebietes, das 
dem bl. Stuhl verblieb, bald dieſe bald jene Reformen fordern laſſen, in Folge 
welcher die weltliche Autorität des Papſtes zu einer nur mehr dem Namen 
nach erijtirenden gemadyt und Rom, wenn auch nicht der Sik, jo doch das 
Eigenthum der Regierung Piemonts werden jol. Und ba der Papſt ber: 
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gleichen nicht bewilligen Tann, insbefondere ba er den Zweck fennt, bem man 
dabei im Auge bat, jo wird man über die Hartnädigfeit und Unnachgickeg 
feit jchreien und jagen, biefe feien die Urjache ber daraus entjtandenen Uete 
Die Kunſt ift nicht neu, fie wurde Schon andere Dale mit einigem Grie;; 
angewendet. Sie verjpricht fich einen glüdlihen Ausgang von jeder Ser, 
indem man fo argumentirt: Entweder gibt der Rapit dem Drängen nas 
und dann wird er ben Reit jeiner Staaten, wenn nit nominell, doch dx 
Sade nad verlieren; oder er widerjteht, und dann bat man einen Rermwans, 
Ian auf andere Weiſe zu berauben, inden man leicht ihm die Schuld zu: 
reibt. 

„Dieje Auseinanderfeßung der Gefahren und Nacditellungen, denen ber & 
Vater ohne hinreichende Nertbeidigungsmittel preisgegeben tft, kann ſicherlis 
Guropa und ber Welt dazu dienen, um ben wahren Zujtand ber Dinge ;= 
beurtbeilen und dem hl. Stuhl Gerechtigkeit widerfahren zu lajien, da daran: 
erjichtlich ift, day ihm Feineswegs die Schuld der künftigen Ereigniſſe, wie fie ı< 
immer gejtalten mögen, beigemefjen werden kann. Jet ijt die größte Gefahr ru: 
die Sicherheit und Unabhängigkeit des heiligen Stubles, guöper als im Nat: 
1848. Damals jtellte eine nicht zahlreiche action in Stalien, welche von feinem ce: 
gierenden Haupte anerfannt wurde, der Souveränität des Papſtes nad, ume 
Jedermann weiß, was jich zutrug. Seht aber befindet fih unter den Re 
gievenden Jener, welder jih mit den wühlenden Factionen verbindet une 
alle Mittel aufbietet, um das nämliche Ziel zu erreichen. Wil man etive 
annehmen, daß jie es nicht dahin bringen, oder daß ber Papſt jegt mächtiger: 
Mittel zum Widerjtande habe ? 

„Aus bdiefen Andeutungen werden Sie leiht entnehmen können, wie viel: 
und wie groß die Gefahren find, denen der hl. Vater nad dem Abzuge der 
franzöfifchen Truppen von Rom ausgejegt jein wird...” 


9/40. Dee. Bayern und Sachſen anerkennen das Königreih Stalien. 


26. 
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„ Der Papit empfängt die Glückwünſche der Gardinäle In feiner 
Antwort erinnert er an Jeſum, der in einer auf den See Gene: 
zareth bewegten Barke ſchlief. „Chriſtus ſcheint jeßt zu jchlafen, 
aber er wacht dennoch zur Vertheidigung ſeiner Kirche; die Zukunft 
iſt in den Händen Gottes und der Sieg der Kirche iſt ganz un— 
vermeidlich.“ 

„Der Papſt empfängt die Staatsconſulta für die Finanzen. Gr 
bedauert, daß die Anleihe, welche Dazu bejtimmt jei, das Deficit zu 
deden, noch nicht abgeſchloſſen jet, theilt ihr mit, daß Frank: 
reich feine guten Dienfte anwende, um bie italieniiche Regierung 
zur Uebernahme eines Theils der päpftliden Schuld zu bejtimmen, 
und fügt bei, wenn er ben Vorſchlag annehme, er deßhalb keines: 
wegs gejonnen ſei, weber den franzöfiichsitalieniichen Vertrag anzu: 
erkennen, noch directer oder indirecter Weiſe auf die Rechte des hl. 
Etuhles auf die annectirten Provinzen zu verzichten, noch das fait 
accompli anzuerfennen. 


9. Schweiz. 


4. Januar. Der Bundesrath beſchließt die Aufhebung des eidg. Com: 


23. 


or 


16. 


Law) 
to 
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mifjariats in Genf vom 11. d. M. an. Proclamation ber eidg. 
Commiſſäre an die Genfer. 


„ Gürid) Der Gr. Rath beſchließt eine Partialrevifion ber 


Berfaffung. Der Reg. Rath hatte auf Totalrevifion angetragen. 


. Sehr. Der Bundesrath beihlieht, daß Genf die Koften der eibg. 


Decupation jelber zu tragen habe. 


. März (Wallis). Großrathswahlen: das Oefammtrefultat ergibt 


62 GKonjervative gegen 28 Xiberale. Gieg ber leßteren in ber 
Hauptſtadt Sitten. 

» Bern) Der Gr. Rath beſchließt mit 127 gegen 39 Stimmen 
die Anwendung des neuen Steuergejeßes aud) auf den Jura. Die 
Surafliihen Mitglieder legen dagegen Protejt ein. 

» (Senf) Der Gr. Rath ftellt in zweiter Berathung das Bub: 
get für 1865 feft. Dasfelbe weiſt noch immer ein Deficit von 
268,000 Fr. auf (unter dem Regiment Fazy bis 800,000). 

„  Seneralverfammlung ſämmtlicher jchweiz. Schüßenvereine in Lu— 
zern bez. Organifation der ſchweiz. Schützenfeſte. Beſchlüſſe: Nieder: 
lage der Standſchützen. 


. April. (Schaffhaufen.) Der Gr. Rath Yehnt mit 30 gegen 23 
20. 


Stimmen eine Revifion der Verfaffung ab. 


„ Zujammentritt der Commiſſion behufs Prüfung der im Militär: 


weſen zu erzielenden Erſparniſſe. 


. Mai. (Neuenburg) Großrathswahlen: Sieg der radicalen Partei. 


Das Geſammtreſultat ergibt 56 Radicale, 30 Confervative, 4 noch 
unbeſtimmt. 


(Neuenburg.) Der neue Gr. Rath beſtellt den Staatsrath aus 
lauter radicalen Mitgliedern. 
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26. Mai. (Bafelland.) Vorfall in Laufen. Rolle erjticht einm 
Gegner (angeblih aus Nothwehr). 


— uni. (Thurgau) Der Große Rath entjcheidet mit 50 gegen 45 
Stimmen zu Gunſten der Eijenbahnlinie Rorſchach-Amrysweil un 
gegen die directe Seethalbahn Rorſchach-Romanshorn-Conſtanz. 

23. „ Der Bundesrath bejchlieft, bei der BundesverJammlung cime 
Revifion der Bundesverfaffung und zwar nicht bloß in der Juden: 
frage zu beantragen. 

 „ (Genf) Großes Felt der Partei der Independenten (zum Zwet 
einer fejteren Organijation für die Herbitwahlen). 

25—23. „ (Freiburg) Oroßartige Feier der Heiligiprechung des 

Jeſuiten Ganifius durch den Papſt. 
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3. Juli. Eröffnung der Bundesverſammlung. Rede des abiretenden 
Präſidenten des Nationalraths Jäger (aus Aargau): 

Der glückliche Ausgang des amerikaniſchen Krieges wird nicht ohre 
Rückwirlung auf die politiſche Entwicklung Europa's bleiben, vor allem wer— 
den die Völker darin Ermuthigung finden zum Widerſianb gegen die fi 
vielfach kundgebenden Bejtrebungen, ihre verfaffungsmäßigen Rechte zu 
ſchmälern oder zu befeitigen. Für uns bat diefer Sieg der Freiheit eine ke: 
jondere wichtige Bedeutung, denn er iſt eine Kräftigung des Principe der 
Volksſouveränität, auf welcher unfer ganzes Dafem beruht. Wie in RNoro- 
amerifa ber tiefeingreifende Beſchluß der Abſchaffung der Sclaverei die glän 
zendften Erfolge bewirfte, und damit dem Lande ſelbſt unmittelbar zum 
Segen gereichte, jo bat im Kleinen bei uns die Energie, mit welcher bie 
Bundesverſammlung fiber erbobene Bedenken binwegichritt und die Ausübun: 
natürlicher Rechte von der Religion unabhängig erklärte, ibre wohltbätige 
Rückwirkung darin geäußert, daß fie uns ber Reviſion der Bundesverfafiuns 
nahe brachte. Wenn wir auch mit freudigem Bewußtſein ausiprehen dürien, 
baß die beitchende Berfafjung eine febr glüdliche Gntwidlung unſerer Ver— 
hältniſſe bewirkte, ſo läßt ſich denmoch nicht verkennen, daß die Entwicklung 
ſelbſt neue Bedürfniſſe hervorgeruſen hat, und daß in verſchiedenen Be— 
ziehungen eine Veränderung nothwendig geworden iſt. Jetzt kann ſich die 
daherige Berathung um ſo unbefangener entwickeln, als wir ſie in einer Zeit 
vornehmen, wo keine politiſche Aufregung die ruhige Ueberlegung ſtört und 
darum bezeichne ich es als ein glückliches Ereigniß, daß wir gerade jetzt zur 
Reviſion gekommen ſind. Meine Anſicht iſt, daß man bei Vornahme der Re— 
viſion nicht zu ängſtlich ſei und die Schranken nicht zu eng ziehe. Sobald 
man in der vom Bundesrath vorgeſchlagenen Weiſe bei der Abſtimmung 
dem Volk volle Freiheit in Kundgebung feines Willens ermöglicht, darf 
bie Bundesperfammlung ſelbſt jich freier bewegen. Sie kann alles bejchliehen, 
was fie für zeitgemäß findet. Gin fchädlicyes Uebergewicht des Bundes über 
bie Gantonalfouveränität ift ohnehin nicht zu befürchten, und gerade damit, 
daß man dem wirklichen Bebürfniß der —— entipricht, bejeitigt man 
um fo ficherer bie unberechtigten Beſtrebungen . . 


4. „ Bundesverfammlung: Sommiffionsbericht des Nationalraths über 
den Gefchäftsbericht des Bundesraths für das Jahr 1864: 


„. .. Wir erachten es in unſerer Stellung als Aufgabe, bier noch beſon— 
ders daran zu erinnern, daß der Bundesrat bei ben Unterhandlungen über 
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die Verträge mit Frankreich von Anfang an erklärte, daß er ſich in dieſelben 
nur einlaſſe, wenn die Savoyer Frage dabei unberührt bleibe, und daß 
er Diejen Standpunkt mit Entſchiedenheit feithielt, als die franzöftiche Ne: 
gierung, nachdem jie zwar erklärt, day fie nicht daran denfe, die beiden Fra— 
gen in Verbindung zu bringen, hinwieder im Laufe der Unterhandlungen 
erbeblihe Zollbegünftigungen für die (im Gegenſatz zu ber alten) neu ges 
Ichaffene javoyiiche Zone und verichiedene andere Einräumungen verlangte, 
deren Gewährung den Schein einer thatlächlichen Anerkennung der zur Zeit 
in dieſer Beziehung beftehenden Verhältniſſe zu eimeden geeignet gewejen 
wäre Die Commiſſion kann fih nur damit einveltanden erflären, daß der 
Bundesrath die zwei heterogenen Gegenftände auseinander gehalten, und daß 
er auch die Unterhandlungen betreffend die Verträge mit Frankreich dazu bes 
nutt bat, um neuerdings in Erinnerung zu bringen, daß die Savoyer-An— 
gelegenbeit, ald eine noch unerledigte Frage zu betrachten ift. Die 
eh zweifelt nicht daran, daß der Bundesrath in dieſem Geift fort: 
wirfen, und feine Gelegenheit unbenugt laffen wird, melde ihm die Mög: 
lichkeit eröffnet, die Rechte und Anterefjen der Schweiz in geeigneter Art zu 
gebührender Geltung zu bringen.” 


— Suli. (Thurgau) Cine Volkspetition gegen den Beſchluß des Gr. 
Hathes (im Intereſſe der Nordojtbahn) für eine directe Seethal— 
bahn erhält in wenigen Tagen 12,690 Unterjchriften unter 22,662 
Aetivbürgern. 

„Bundesverſammlung: Botſchaft des Bundesraths über eine Revi— 
ſion der Bundesverfaſſung. Beide Räthe lehnen Anträge auf Ver— 
ſchiebung ab, überweiſen die Anträge des Bundesraths an vorbe— 
reitende Commiſſionen und beſchließen eine außerordentliche Seſſion 
der Bundesverſammlung für dieſe Angelegenheit auf den 23. October. 

22. „ Schluß der Bundesverſammlung. 


10. 


I. Aug. Abſchluß des endlichen Vertrages über den Bau einer Boden: 
jee-Sürtelbahn Friedrichshafen-Lindau-Bregenz-Rorſchach zwiſchen der 
Schweiz, Bayern, Defterreih und Württemberg zu München, 

18, „ Beſuch des Kaijers und der Kaijerin der Franzoſen in Arenenberg. 


21. „ Zujammentritt der ſog. Gotthardsconferenz in Luzern. Diefelbe 
beichließt, auf eine Bundesjubvention zu verzichten und ſetzt den 
Beitrag der Schweiz, ber von den zunächſt betheiligten Eijenbahn: 
gejellichaften und Cantonen aufzubringen wäre, auf 20 Millionen 
Franc feit. 

238, „ —2. Sept. DBerfammlung des internationalen Congreffes für fo: 

ciale Wilfenjchaften in Bern. Bericht des gewejenen jchweiz. Bun— 

despräfidenten Stämpfli über die Frage: „Welches find die in ben 
verjchtedenen Staaten Europa’ eingeführten Militärorganijationg: 
infteme und weldyes ijt deren relativer Werth mit Bezug auf die 

Grundſätze der Staatswirthichaft und die Wehrfähigfeit der Nation 2” 

Die Verſammlung erklärt fih unter dem Vorſitze des (conjervativen) 

Hrn. dv. Gonzenbach einmüthig gegen das Inſtitut der ftchenden 

Heere und für beren Abſchaffung. 
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— Sept. Bericht der techniſchen Section der italieniſchen Alpenbahnſectien 
Schweizeriſche Streitſchriften für und gegen den Lukmanier und ba 
Gotthard. 

1. „ 6Gürich.) Der Gr, Rath beendigt nad zweitägiger Debat 
die Revifion der Gantonalverfaflung. Die Hauptveränderungen be 
treffen die Aufitelung von SHandelsgerichten und die Cinführum: 
directer ftatt der bisherigen indirecten Bezirtswahlen. Qheilnabme 
lofigkeit der Bevölkerung. — Die Commiſſion für Reviſion dei 
Strafgeſetzbuchs entjcheidet fih mit 9 gegen 2 Stimmen für U 
Ihaffung der Todesſtrafe. (Dieſelbe Commifjion war noch im Jatı 
1857 mit 9 gegen 4 Stimmen dagegen.) 

11. „ (Senf) Der Gr. Rath jeßt das Budget für 1866 feſt um 
das Deficit auf 259,000 Fr. James Fazy protejtirt Dagegen, cr 
Härt, fein Mandat niederzulegen und verläßt den Saal. 

23. „ (Genf) Eine radicale Volfsverfammlung ſpricht ſich gegen 
eine Yufion mit der Partei der Andependenten aus. Auch die m 
bependenten legen wenig Neigung bafür an den Tag. 


— Oct. (Uri) Prügel:lirtheil gegen den Typographen Ryniker wege: 
angebliher Gottesläſterung durch eine Kleine Broſchüre. 

4, „ Eine vorzüglih aus den nördlichen und öftlihen Cantonen zahl: 
reih beſuchte Militärverfammlung in Zürich erklärt ſich einſtimmig 
für weitere VBereinfachungen im Militärwefen auf nationaler Grund 
lage und gegen bie Liebhabereien des ftehenden Heerwejens (den 
ſog. Militärzopf) und ſetzt eine Commifjion behufs weiterer Agita— 
tion dur Bildung von DBereinen, Petitionen zc. nieder. Beſchlüſſe 
ber Verſammlung: 

„a) Sie erflärt, daß fie für die Vereinfachung bes jchweizerifchen Wehr: 
weiens zufammengetreten iſt, amd dafür einen Verein conjtituiren umb ein 
Comité niederfegen will, mit dem nächſten Zwed der Einführung eines bür: 
gerlichen, alio auch in Civil tragbaren Wehrkleides. Diejes bat ich der 
Mann jelber zu bejchaffen, mit Ausnahme des für einmal noch feitgehaltenen 
Gapot, ber von ben Gantonen, refp. vom Bunde, beigegeben wird. b) Dat 
Kleid joll für die ganze ſchweizeriſche Wehrmannichaft ein unifermes jein. 
e) Der Derein behält fih für die Zukunft ein weiteres Wirken für Verein: 
jachung der Inſtruction, Neglements 2c. vor, und wird dafür durch bie ibm 
zu Gebot ſtehenden Mittel ber Agitation arbeiten.“ 

23. „ Eröffnung der außerordentlihen Eejlion der Bundesverfammlung 
für Revifion der Bundesverfafjung. Anträge der Commiſſionen bes 
Nationalratis und des Ständeraths. Beide Räthe beichlieken fait 
einftimmig, auf die Revifion einzutreten. 

25. „ Bundesverfammlung: der Nationalratd nimmt den Antrag be. 
Revifion des Art. AL (Miederlafjungsfrage) mit 52 gegen 49 
Etimmen an. 

26. „ Bundesverfammlung: der Nationalrat nimmt ben Antrag bei. 

Revifion des Art. 44 (Olaubensfreiheit) an. 

(Zürich) Die evang. Gantonaljynode lehnt den Antrag ber 


" 
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orthodoren Partei, den Kirchenrath einzuladen, „auf die Handhabung 
des Bekenntniſſes unſerer Landeskirche alfo Bedacht zu nehmen, daß 
er offen zu Tage tretende Untreue und Zumiderhandeln an den Die: 
nern des Wortes Gottes ahnde und vorhandenes Aergerniß abjtelle,* 
mit 153 gegen 13 Stimmen ab. 

„. . . in Erwägung... daß eine Firchliche Bewegung, und jo auch bie ges 
genmärtige, nur auf dem Wege innerer Entwidelung und geiftigen Fl 
zu einem gebeiblichen Ziele gelangen Fann, wogegen ein Äußeres Einjchreiten 
von Seite der Behörde diejelbe leicht in falihe Bahnen hineintreiben und 
bie Leidenſchaften entfeffeln Fönnte; daß die Synode das Vertrauen begt, 
ihre Mitglieder werden es fi angelegen fein laſſen, den Frieden ber Kirche 
mit Ernſt zu wahren und bei dem Rechte der Gewifjensfreiheit, das fie für 
fih in Anſpruch nehmen, auch das Gewifjen der Gemeinde zu achten, über- 
haupt ihr Amt, das die Verſöhnung predigen joll, jo zu führen, daß bie Ge— 
meinde durch basjelbe erbaut werbe auf dem einen Grund, ber gelegt ift.“ 


Det. Bundesverjammlung: der National-Rath lehnt die beantragte 


Wählbarkeit der Geiftlihen in beide Räthe mit 69 gegen 29 Stim- 
men ab, 

„Volksverſammlung in Bern über die Verurtheilung Rynikers in 
Uri. Diejelbe bejhliegt, zu weiteren Meinungsäußerungen darüber 
aufzuforbern und über 8 Zage eine allg, jchmweiz. Volksverfamm: 
lung behufs weiterer Beſchlüſſe wieder in Bern abzuhalten. 


»  Bunbdesverjammlung: der National:Rath verwirft den Antrag auf 


Erlaß eines allgemeinen jchweiz. Handelsgeſetzbuches mit 61 gegen 
32 Stimmen. 
»  Bundesverfammlung: der National:Rath genehmigt den Antrag 
auf Schuß des geijtigen Eigenthums mit 51 gegen 42 Stimmen. 
Der Ständerath beginnt auch jeinerjeits die Revifionsberathungen 
und tritt den erjten Bejchlüffen des Nat. Raths ohne Mopdification 
bei. Gegen die Griminaljuftiz in Uri fallen von allen Geiten 
Icharfe Aeußerungen. 


Nov. Bundesverfammlung: ber National-Rath verwirft die Einführung 


"des Volksveto mit 75 gegen 25 Stimmen und bie directe Wahl 
des Bundesraths durch das Boll (wie in den Ber. Staaten und in 
Genf) mit allen gegen 3 Stimmen. 


»  Bundesverfammlung: der National:Rath lehnt bie Aufhebung des 


Verbots der Jeſuiten mit großer Mehrheit ab. 
» Zweite Vollverfammlung in Bern gegen bie Urner Juſtiz wider 
Ryniker. Diejelbe bejchließt: 

„1) Die Berfammlung erklärt das Strafverfahren im Ganton Uri als 
unvereinbar mit den humanen und liberalen Anſichten des Schweizer Volks; 
2) fie drüdt dem Mitbürger Ryniker ihr tiefes Bedauern über die erlittene 
Schmach aus und erflärt diefelbe im Namen des Schweizer Volls als feine 
bürgerliche Ehre nicht beeinträcdtigend; 3) fie richtet eine Petition an die 
Bundesverfammilung und ftellt darin das Verlangen, daß im bie redidirte 
Bundesverfafjung folgende drei Artikel aufgenommen werden follen: a) bie 
Rechte des veligiöfen Glaubens und der bürgerlichen Ueberzeugung find ges 
währleiftet. Niemand darf wegen Aeußerung oder Verbreitung derſelben in 
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Unterſuchung gezogen oder beſtraft werden. b) Die Strafe ber Krperlke 
Züchtigung iſt in der Schweiz unzuläſſig. e) Lotterien und Spielhöllen zr 
ben in der Schweiz nicht geduldet. 4) Die Verſammlung ſtellt an das & 
traleomit& des fchweizeriihen Schüßenvereind das Verlangen, daß es & 
nächſte eidgenöſſiſche Schützenfeſt nicht an Altorf in Uri wergebe, bis = 
diefem Ganton dem Ryniker gehörige Satisfaction ertheilt werden je; Ö)ü 
alle die eben tagende Bundesverfammlung die unter a—c verlangten © 
jtimmungen nicht in die neue Bundesverfafjung aufnimmt, ift eine *gitam: 
auf Verwerfung derfelben im ganzen Land zu erregen, um dburd Zn 
Stimmen ben Antrag auf Abberufung der gegenwärtigen Bundesveriamm 
fung und Neuwahl Behufs Vornahme einer neuen Bundesrevifion ftelen 5 
lafien. 6) Das gegenwärtige Berner Comitéè wird mit Ausführung ber x 
faßten Beſchlüſſe beauftragt, fowie eventuell zur Ginfeitung für die Sammlur 
der 50,000 Unterfchrijten mit der Ermächtigung, ſich beliebig zu ergänzen.’ 
Nov, Bundesverfammlung: der Nationalrath. beihließt (in Ueberein 
ftimmmung mit den Forderungen ber Volksverſammlung vom ver 
hergehenden Tage) mit 63 gegen 8 Stimmen, die Lotterien um 
Spielhäufer in der ganzen Schweiz (Uri, Genf x.) zu verbieten 
— Knüſel (Yuzern) wird von ben vereinigten Räthen zum Präi 
denten, Fornerod (Waadt) zum BVicepräfivehten des Bundesrat: 
gewählt. 

»  Bundesverfammlung: der Nationalrat Iehnt (im Wideriprud 
mit den Forderungen ber Bolfsverfammlung vom 5. d. M.) wi 
51 gegen 30 Stimmen den Antrag, die Prügeljtrafe in der ganze 
Schweiz von Bundeswegen zu verbieten, ab. 

Bundesverfammlung: der Nationalrath erledigt die Bundesber 
fallungs-Nevifionsanträge und genehmigt den Volksabjtimmung: 
modus principiell nad) dem Antrage dev Commiſſion. 

Der Ständerath verwirft auch ſeinerſeits die MWählbarkeit dr 

Geiftlihen mit 23 gegen 14 Stimmen und die Aufhebung des Je— 
fuitenverbotes ohne Discuffun mit 26 gegen 9 Stimmen. 
„ (Ari) Die Shüßenverfammlung des antons lehnt mit 
Rüdjiht auf die in Bern zu Tage getretene Stimmung in Folge 
des Urtheils gegen Ryniker die Abhaltung des eidg. Schügenfeftes in 
torf für 1866 einftimmig ab. 

(Genf.) Erneuerung des geſammten Staatsraths. Vollſtän— 
diger Sieg der Independenten; alle ihre Candidaten werden gewählt, 
fein Nadicaler (aud James Fazy bleibt in der Minderheit). Tas 
Bureau bejteht diesmal aus 14 Independenten und 13 Radikalen, 
es erfolgen feine Neclamationen. Einer der Gewählten lehnt ab. 

Die Bundesverfammlung weit den Recurs von Bafelland wegen 
der Niederlaflung von Israeliten einftimmig ab. 

Bundesjammlung: ber Ständerath lehnt die Ginführung dee 
Volksveto's auch jeinerjeits mit 24 gegen 13 Etimmen ab, 

» Bundesverfammlung: Der Nationalrath genehmigt nad zwei— 
tägiger Debatte die Conceſſion Rorſchach-Romanshorn gegen den 
Antrag des Bundesraths nah den Wünjhen der Nordojtbahn. 


" 
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, Nov. Bundesverfammlung: der Ständerath bejchließt ſeinerſeits mit 
25 gegen 13 Stimmen das Verbot der Prügelftrafe für die ganze 
Schweiz: „die Anwendung Förperlicher Züdhtigungsitrafen durch bie 
Gerichte ift unterjagt; in Strafunterfuhungen dürfen feine Zwangs— 
mittel zu Erwirkung eines Gejtändnifjes jtattfinden.” Der Nat. 
Rath gibt in jo weit nad, daß er mit 48 gegen 38 Stimmen be: 
Ichließt: „der Geſetzgebung bleibt vorbehalten, einzelne Strafarten 
als unzuläffig zu erklären.“ Der Ständerath bejchließt jedoch mit 
18 gegen 16 Stimmen, auf feiner Redaction zu bebarren. 

3 „» Bundesverfjammlung: der Ständerat gibt Ichließlich bezüglich ber 
Prügeljtrafe doch nad) und tritt der Nedaction des Nat.Raths bei. 

I. „ Schluß der Bundesverfammlung. Der Bundesrath ſetzt die Volks: 
abjtimmung über die einzelnen Revifionsbejchlüffe bez. der Bundes: 
verfaflung auf den 14. Januar 1866 an. 


1.Dec. Das Comite der Ryniker-Volksverſammlung v. 5. Nov. erklärt, 
daß es fein Mandat als erloſchen betrachte und auf die Sammlung 
der 50,000 Unterfchriften für Abberufung der Räthe verzichte. 

2. „ Volksverſammlungen in Et. Gallen und Chur erklären fi gegen 
die von der Bundesverfammlung beſchloſſene beſchränkte Revifion der 
Bundesverfaffung. 

4 „ (Genf) Nachwahl in den Staatsrath: der Radicale Richard 

wird von einem Theil der Independenten und der Nabdicalen gewählt. 

v (ejjin) Der Gr, Rath verwirft den $1 der vorgeſchlagenen 

Gotthard-Conceſſion mit 47 gegen 35 Stimmen. 

„ (Schwyz) Abgeordnete aus allen Gemeinden bes Bezirks er- 

klären fich fir Uebernahme des eidg. Schüßenfeftes jtatt Uri. 

— ,„ (Urt) Die Regierung legt dem Landrath ein revidirtes Cri— 
minalgeſetz ohne die Prügeljtrafe vor. 
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7. Belgien. 


24—25. Januar. IL. Kammer: Bubdgetberathung, Militäretat. Das Im 
ftitut des ftehenden Heeres (mit der jährlichen Ausgabe von 34 Mil 
Fr.) wird mit großem Nachdruck angefochten. Reden ber Abgeert- 
neten Le Hardy de Beaulieu und Coomans gegen, des Kriegamim 
fters Chazal für die ftehenden Heere. 


41. Febr. II. Kammer: Bubgetdebatte. Der Militäretat wird mit 65 
gegen 29 Stimmen (8 Mitgl. enthalten ſich) genehmigt. 

24. „ UI. Kammer: Stürmiſche Debatten über bie belgiſch-mexricaniſche 
Legion. 


9. März. Die II. Kammer genehmigt den Gefebesentwurf bez. Abſchaf 
fung der Beſchränkungen des Zinsfußes mit 77 gegen 2 Stimmen, 
bie I. Kammer mit 24 gegen 5 Stimmen. 

46. „ I. Kammer: Debatte über die Kirchhofsfrage. Beichluß de 
Gemeinderaths von Mecheln. Der Antrag dagegen wirb mit 27 gegen 
22 Stimmen verworfen. 

28. Die Regierung verlangt von den Kammern einen Credit ven 
"60 Mill. Fr. für öffentliche Arbeiten. 


5. April. Die II. Kammer bejchließt mit 55 gegen 27 Stimmen, „vie 
Kammer bedauert, daß die Regierung ber belgifch-mericanifchen 
Erpebition nicht durchaus fremd geblieben ift und geht zur Tages 
ordnung über”. 

7. „ Die U. Kammer genehmigt das Bautenanlehen einftimmig und 
ohne Discuffion, die I. Kammer mit 36 gegen 5 Stimmen. 

8. „ Duell zwifchen dem Kriegsminifter Chazal und dem Abgeordneten 
Delaet. 


28/30. Mai. Tagsbefehl bes Kriegsminifters Chazal bez. der Niederlage 
der Belgier in Mexico. Interpellation deßhalb in der II. Kammer. 
Der Miniſter des Ausw. erklärt, daß es keine „belgiſche“ Legion in 
in Mexico gebe. 


Belgien, 307 


44. Juni. Beide Kammern haben ſich in Folge des Duells Chazal-Delaet 
über das Geſetz geeinigt, das bie Verfolgung von Verbrechen oder 
Bergehen von Minijtern außerhalb ihrer Amtsführung regelt. 

24. „ Die I. Kammer genehmigt einftimmig die gerichtliche Werfol- 
gung des Minifters Chazal und des Abgeordneten Delaet wegen 
ihres Duelle, 

24—29. „ II Kammer: Frage ber Erneuerung bes Fremdengefebes 
(mit Rüdfiht auf den Franzoſen Rogeard, den Verfaffer der propos 
de Labienus gegen Napoleons Cäſar). Mit 47 gegen 37 St. 
werden alle liberalen Amendements zu dem Geſetze abgelehnt und 
die Erneuerung desjelben mit 49 gegen 23 St. (3 Mitgl. enthal- 
ten ſich) beſchloſſen. 


14. Aug. Der Franzoſe Rogeard erhält den Befehl, Belgien innerhalb 
24 Stunden zu verlaſſen und da er demſelben keine Folge leiſtet, 
wird er (am 18.) verhaftet und mit Gewalt über die Gränze ge— 
bracht. Auch Longouet, den Redacteur ber Rive gauche trifft (am 
22. d. M.) diejelbe Maßregel. Beide gehen vorerſt nad) Luxemburg. 


— Gept. u. Det. Brofhüre des ehemaligen Minifters Dehamps, Die 
gefammte europäiiche Prefje beſpricht das angeblich von dem preußi: 
-[hen Minijter Bismard aufs Zapet gebrachte Project, Belgien zwi: 
ſchen Frankreich und Holland zu theilen, wogegen ber SKaifer ber 
Franzoſen Preußen freie Hand in Deutſchland Tieße, 


29. Det. Stubdentencongreß in Lüttich. Auch eine Anzahl Parijer Stu: 
denten nehmen daran Antheil. Maßloſe Reben. 


12. Nov. Entlafjung des Juſtizminiſters Teſch. Der (entſchieden anti: 
clericale) Abg. Bara wird an feine Stelle ernannt. 

15. „ Eröffnung der Kammern. Der neugewählte Präfident betont in 
jeiner Antrittsrede die Aufrechthaltung ber Nationalität und Unab— 
hängigkeit des Landes. 

22. „— 6. Dee. U. Kammer: Budgetdebatte. Die kath. Partei ergreift 
die Gelegenheit des Budgets des AJuftizminifteriums, um ben neuen 
Juſtizminiſter aufs beftigfte anzugreifen, was zu einer langwierigen 
Debatte zwiſchen beiden Parteien führte. Schließlich ftimmt bie 
Dppofition einftimmig gegen das Yuftizbubget, das jedoch troßbem 
mit 55 gegen 41 Stimmen (im vorigen Jahr mit allen gegen 
5 Stimmen) angenommen wird. 


8. Dee. II Kammer: Antrag Guillery bezüglich Herabſetzung bes 
Cenſus. 
10. „ König Leopold I. }. Die Regierung geht bis zur Eidesleiſtung 
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bes neuen Königs verfaflungsgemäß auf den Minifterratb über um) 
‚biefer jebt die dießfällige Formel feit. 
16. Dec. Die II. Kammer genehmigt bie an ben neuen König zu rid- 
tende Adreſſe. Teierliches Leichenbegängniß bes verftorbenen Könizs. 
47. „ Einzug des neuen Königs in Brüffel. Derfelbe Teiftet vor ten 
vereinigten Kammern den Eid auf bie Verfaſſung. Throntede 
Leopold LH. 


„Meine Herren! Belgien bat, wie ich, einen Vater verloren. Die jo cm 
müthige Huldigung, welche die Nation jeinem Angebenten darbringt, entipric 
in würdiger Weife den Gefühlen, bie es ibm bei Lebzeiten geweibt bat. 4 
bin davon fo gerührt, wie von Danf erfüllt. Europa jelbit ift nicht gleic— 
gültig bei diefer Trauer geblieben. Die fremden Fürften und Prinzen haber 
ſich an ben letzten Ehren betheiligen wollen, bie wir ihm barbringen, den iz 
in ihrem Vertrauen und ihrer Freundichaft fo hoch geftellt Batten. In um: 
ferem wie in Belgiens Namen danke ich ihnen bafür. (Bei diefer Danfjagum 
an bie fremden Fürften und Prinzen erhebt ji ber König und grüßt N 
fürftlichen Säfte, die fih vor der Tribüne verneigen, worauf die ganze Ber: 
jammlung in Applaus ausbricht.) Indem ich heute einem bei Pebzeiten ic 
geehrten, nad feinem Tode jo betrauerten Vater fuccedire, ift meine erk 
Zuſage vor den Erwählten der Nation, daß ich gewiljenhaft den Yebren un: 
Beilpielen, die feine Weisheit mir binterlaffen, folgen und nie vergeiien will, 
welche Pflichten mir dieſe koftbare Erbichaft auferlegt. (Ausbruch von Bravo's 
Als erfter König ber Belgier, ber in Belgien das Licht der Welt erblidte 
babe ich mid von Kindesbeinen an allen patriotiichen Bewegungen meines 
Landes angejchloffen, gleih ihm bin ich mit Freuden biefer nationalen Ent: 
wicklung gefolgt, die in ihrem Schoofe alle Hülfsquellen ber Stärfe und der 
Mohlitandes befruchtet, Gleich ihm liebe ich diefe großen Auftitutionen, burs 
welche bie Ordnung gleichzeitig mit der freiheit wächſt und welde bie ſoli— 
befte Grundlage des Thrones find. (Anhaltender Beifall.) Meiner Anficht nad 
geht Belgiens Zufunft ftets mit der meinigen Hand in Hand, und ich habe 
fie immer mit dem Vertrauen angeblickt, weldes das Recht einer freien 
ehrenwerthen und mutbigen Nation einflöpt, die ihre Unabhängigkeit will und 
diefelbe zu erobern wußte, wie fich ihrer würdig zu erweilen verftanden bat 
und fie zu wahren willen wird. (Der König erhebt fich bei diefen Worten, die 
er ſcharf betont; die Mitglieder ber Kammer und des Senats erheben ſich 
einmüthig mit dem König; auf ben öffentlichen und referwirten Tribünen 
ſchwenken bie Männer ihre Hüte oder Kappen, bie Damen ihre Taichentücher). 
Ich babe, meine Herren, nie bie Beweife von Wohlwollen vergeflen, bie ich 
feit ber Epoche meiner Majorennität erhalten habe, als ich mich Ihren geiet: 
gebenden Arbeiten anſchloß, und einige Monate darauf bei meiner Vermäblung 
mit einer Prinzeſſin, die alle meine Gefühle für das Land tbeilt und fie 
unferen Kindern einflößt. (Begeifterte Bravo’s, wiederholte Lebe hochs für 
bie Königin). Es war mir angenehm, in biefen freiwilligen Kundgebungen 
bie Einmütbigfeit der Bevölferungen zu erkennen. Meinerfeits habe ich mie 
einen Unterjchied bei den Belgiern gemacht. Da alle ihrem Vaterlande erge- 
ben, jo umfalje ich fie alle in gemeinjamer Zuneigung. Meine conftitutios 
nelle Miffion ftellt mic) außerhalb ber Meinungskämpfe und überläßt es dem 
Lande felbft, darüber zu entjcheiden. (Beifallsbezeigungen.) Ich wünſche leb— 
haft, daß ihre Zwiftigfeiten ftetS durch jenen Geift der Nationalverbrüderung 
gemäßigt werben, ber in dieſem Augenblide alle Kinder ber belgifchen Familie 
um bielelbe Fahne ſchart. (Meuer Beifall.) Meine Herren! Während ber 
legten fünfundbreißig Jahre hat Belgien Dinge vollführen jehen, die im einen 
Lande von ber Größe des unfrigen felten durch eine einzige Generation voll: 
bracht wurden. Aber das Gebäude, deſſen Grund der Congreß gelegt hat, 
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kann wachen unb wird noch wachen. Deine berzlihe Mitwirfung ift allen 
denen zugefichert, welche dieſem Werke ihre Einfiht und Thätigfeit widmen. 
Indem Belgien auf diefen Wege ber Thätigfeit und bes weifen Fortfchrittes 
verbleibt, wird e8 feine nftitutionen im Innern mehr und mehr befeftigen 
und draußen dieſe Achtung bewahren, wofür bie Großmächte, welche bie 
Bürgen feiner Unabhängigkeit, wie die übrigen fremden Staaten ihm fort 
und fort wohlmeinendes Zeugniß abgelegt und daſſelbe heute erft wieder er: 
neuert haben. Als mein Vater den Thron beftieg, rief er den Belgiern zu: 
„Mein Herz kennt feinen anderen Ehrgeiz als den, Sie glüdlih zu jehen“. 
Tiefe Worte, die feine ganze Regierungszeit betätigt, nehme ich feinen An— 
ftand, Ahnen in meinem Namen zu wiederholen. (Anbaltender Beifall.) 
Gott bat den Wunſch, den fie. enthielten, erhören wollen; möge er ihn auch 
heute erhören, mich zu einem würdigen Nachfolger meines Vaters machen, 
und möge er, ich bitte ihn aus Herzensgrund darum, nach wie vor fchügen 
unjer theures Belgien“. 

I. Dec. II Kammer: die Regierung legt einen Geſetzesentwurf bez. 
Abichaffung der Barrierenzölle vor. 

3. „ Tie I. Kammer erhöht die Civillifte des neuen Könige um 
548,678 Fr., bewilligt das Budget für 1866 und das Gontingent 
der Armee, 


8. Holland. 


5. April. Der Führer ber conjervativen Partei in ber II. Kammer, 
Groen van Prinfterer, zieht fih ins Privatleben zurüd. 
T. » Die Regierung jchlägt den Kammern die Abjihaffung ber Todes: 


jtrafe vor. 


15. Mai. Die II. Kammer genehmigt das Verfaflungsgeieß für Surinam 
Die Eolonie erhält dadurch fünftig ihre Conftitution, ein aus birecten 
Wahlen hervorgehendes Parlament, Preßfreibeit, das Recht der Ber: 
fammlung, der NAffociation und des Petitionirens, jomit alle Rechte, 
deren das Mutterland ſich jelbjt erfreut. 


8. Juni. Die II. Kammer beſchließt mit 49 gegen 8 Stimmen, ven 
Zarif für Ausfuhr und Durchfuhr in Holländiſch-Oſtindien zu er: 
mäßigen. 


7. Nov. ID. Kammer: die limburgiihe Frage wird wie alljährlich ange 
regt und vom Minifterium die gewöhnliche Antwort ertbeilt. 
27. „ Der Franzofe Rogeard, aud aus Luremburg ausgewichen, gebi 
nad England, 
Der TFinanzminifter Betz wird entlaffen. 


2. Dec. II. Kammer: das Militärbubget wird mit 40 gegen 21 Stim- 
men botirt, 

12. „ Die O. Kammer lehnt Zuylens Vorſchlag einer parlamentarifchen 
Unterfuhung wegen Einmifhung der Regierung in die Limburger 
Wahlen mit 52 gegen 18 Stimmen ab. 

16. „ U. Kammer: das Grundfteuergefeg für Limburg wirb mit 54 
gegen 18 Stimmen angenommen. 


ws 


m“ 


u 


I. Schweden und Horwegen. 


. März (Schweden). Gründung eines nordifhen Nationalvereing in 
Stodholm. 


. Juni. Das ſchwediſchmorwegiſche Reviſionscomité enticheidet fi für 
Revifion des Unionsvertrages. 


. Juli Norwegen) Neuwahl des Storthinge. Das Refultat ers 
gibt 35 DBeamtete, 14 Städter und 43 Bauern als Gewählte. 
„ (Schweden) Wahlen zum Reichstag. Die liberale Partei 
büßt in Folge ihrer Gewerbes: und SHandelsfreiheitstendenzen eine 
Anzahl Stimmen ein. In Stodholm bringen 4 Confervative gegen 
2 Liberale durch. 


. Det. (Norwegen). Zufammentritt des Storthings. 


„ (Schweden). Eröffnung des Reichstags. Thronrede bes 
Königs: 

„. . . Von einer noch zu Necht bejtehenden Vertretung fordern, baß fie 
freiwillig und gern entſchloſſen auf ihre Nechte verzichten möge, um anderen 
die glorreihe Aufgabe der Landesvertretung zu überlaſſen, jet ein großes 
Vertrauen zu ihrer Vaterlandelicbe voraus. Ich habe eine große Idee von 
ber Vaterlandsliebe, die Sie alle bejeelt, wenn ich die Hoffnung ausipreche, 
baß Sie bas Reformgeſetz gutheißen werben, in beffen Annahme ich eine neue 
Bürgichaft für den focialen Fortſchritt erbliden werbe.... Troß bedeutender 
Herabjegungen im Zolltarif, und obſchon die Fortfchritte, welche das Land in 
jeder Hinficht gemacht hat, neue Grebitbewilligungen erheilchen, werben Gie 
fih doch bei der Prüfung der Staatseinfommenberehnung überzeugen, baß 
die Mittel reichlich vorhanden find, die nothiwendigen Ausgaben zu beden. 
IH habe zur Organifation der Armee und der Flotte volftändige Plane 
ausarbeiten lajjen. Dieſelben find nad Maßgabe unferer Mittel und ber 
Forderungen, welche die heutige Zeit ftellt, veranschlagt worden, und ich habe 
fie in ihren Haupttheilen genehmigt. Ihre Mitwirkung, ſowie die mit ber 
Annahme diefer Plane verbundenen Greditbewilligungen find zur Ausführung 
unerläßlih. Auf die von den Ständen aufgeftellten Gefichtspunfte geftüßt, 
babe ich der Induſtrie eine faft unbegränzte Freiheit bewilligt, Der wohls 
thätige Einfluß, ben biejelbe in Aufunft ausüben wird, kann um fo ficherer 
vorausgefagt werben, als ihre Einführung von feiner plößlichen Erſchütterung 
ber beſtehenden Verhältniſſe begleitet gewejen iſt. Ebenſo haben liberale 
Grunbfäge auch in anderen Hinfichten allgemeinere Anwendung gefunden, 


So 
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wie 3. B. in ber Parcellirung bes Grundbefikes, im Geldverfehr unb in be 
Erridtung von Grebitanftalten. Unfere Gijenbahnen haben eine Ausdehnung 
gewonnen, welche in Betracht der Bevölkerung und der Finanzquellen Schmwe 
dens wohl mit bem im Vergleich geftellt werden fann, was in reicheren un: 
ftärfer bevölferten Ländern in dieſer Hinficht geicheben ift. Nachdem die ba- 
den Meere miteinander in Verbindung gelegt und wir bem europäilchen Gon: 
tinent näber getreten find, halte ich es für zweckmäßig, unfere Kräfte auf die 
Vollendung der Eifenbahnen zu concentriven, welche die Hauptitädte beider 
vereinigten Königreiche mit einander zu verbinden und jo die Bruderwälfer 
noch näher an einander zu fchliegen beſtimmt find“. 

Die Regierung legt dem Reichstag lediglich den Verfaſſungsent 
wurf und — in der Borausfegung der Annahme desfelben und 
damit jährlicher Reichsſtage — das Budget für ein Jahr vor. 

25. Dct. (Schweden). Das Centralcomitd der Reform überreiht ben 
Juſtizminiſter de Geer eine Adreſſe zu Gunften bes kgl. Verfafjungs- 
entwurfs mit 58,913 Unterſchriften. 


— Nov. (Schweden). Große Aufregung in Stodholm. Der königh. 
Berfaffungsentwurf kann nur im Bürger: und Bauernftand mit 
Sicherheit auf Annahme rechnen, während im Adele: und Briefter- 
ftand eine Verwerfung faſt wahrſcheinlich erjcheint. 

26. „ (Schweden). Die Regierung verftärft die Garnijon von Stoc 
holm um 4000 Mann, um bie Freiheit der Berathungen des Reichs 
tags zu wahren. 

30. „ (Schweden). Die officielle Rofttidning erklärt den Diipofitionen 
der Majorität des Ritter- und bes Priefterjtandes gegenüber, def 
die Regierung keinerlei Nenderung ihres Verfaſſungsreform-Vorſchle— 
ges acceptire. 


2. Dec. (Schweden) Abſchluß eines Gifenbahnanlehens von 9 Mil. 
Rthlrn. in Deutichland. 

4. „ (Schweden) Der Vürger und der Bauernftand nehmen den 
Verfaſſungsreform-Vorſchlag ihrerfeits an, der Bauernftand ohne 
Discuſſion und ohne Abjtimmung, der Vürgerftand mit 60 gegen 
5 Stimmen. Der Priefterftand beſchließt Aufjchiebung ber Bera- 
thung bis nach erfolgtem Entſcheid des Ritterftandes. 

T. „ (Schweden) Der Xitterftand nimmt den Verfaſſungsvor— 
ihlag mit 361 gegen 294 Ctimmen an. 200 Mitglieder ber 
Curie proteftiren. 

8 „ (Schweden) Der Priefterftand nimmt nunmehr auch jeiner: 
ſeits den DVerfaffungsvorihlag an. 25 Mitglieder der Curie prote 
ſtiren bagegen. 

12. „ Morwegen). Der Etorthing erhöht die Givilfifte von 64 
auf 84,000 Speciesthlr. 

— ,„ Rorwegen). Die Regierung macht dem Etorthing eine Vor: 
lage, nad) weldher in Zukunft auch in Norwegen jährliche Storthings 
abgehalten werben jollen. 


10. Bäncmark.. 


4. Ian. Landething des Reichgraths. Die Vorlage der Regierung bez. 


9. 


16. 


Reviſion der Verfaſſung v. 18. Nov. 1363 gelangt zur eriten Be: 
handlung. Die hauptjählichiten Mobificationen, welche die Regie— 
rung verlangt, gehen dahin, daß der Neichsrath ftatt jährlih nur 
alle zwei Jahre zufammentrete und auf eine conjervativere Zuſam— 
menjegung des Landsthings, namentlich, daß der Cenſus zur Wahl: 
beredtigung von 1200 Rthlr. jährlicher Einnahme auf 2000 erhöht 
werde. Der Finanzminijter erklärt, der Regierungsentwurf könne 
feinen nennenswerthen Abänderungen unterzogen werden. Das 
Thing verweist denfelben an einen Ausſchuß. Oberſt Ticherning, 
der dem Reichsrath die Kompetenz zu einer VBerfaflungsrevifion über: 
haupt abgejprodhen und dem Reichstage allein vindicirt hatte, dba 
mit der Abtretung von Schleswig und Holjtein ja alle „gemein: 
ſamen“ Intereſſen aufgehört hatten und der Reichsrath natur: 
gemäß bahinfallen follte, hat jein Mandat niedergelegt. in deut: 
ſches Protocol wird zum erſten Male nicht mehr geführt. 

»  Wieberzufammentritt des am 4. Nov. 1864 vertagten Reichstags. 
Hanſen, der Führer der Partei der Bauernfreunde, bringt im Bolfe: 
thing des Reichstags ſofort den Antrag auf Wiederaufhebung ber 
durch kgl. Bekanntmachung v. 2. Det. 1855 verfügten Beihränfung 
bes däniſchen Grundgejebes v. 5. Nuni 1849 und auf volle Wie: 
derherjtellung diefes Grundgeſetzes ein. Die Regierung bejeitigt ben 
Antrag Hanjens, mit der Erklärung, daß fie ſich mit dem Reiche: 
tage nicht weiter in diefer Sache einlaffen Fünne, jo lange fie noch 
vor dem Reichsrathe ſchwebend jet. 

„ Sandsthing des Reichsraths: Debatte über die Verfaffungsrevifion. 
Das Thing beichließt auf den Antrag Orla Lehmanns mit 29 gegen 
23 Stimmen, daß im Falle des Ausjterbens der Dynaftie der ver: 
einigte Reichstag einen König wähle, ba die Bejtimmung bes Lon: 
doner Dertrags, welche auf einen ſolchen Fall abziele, Teine Bedeu: 
tung mehr habe. 


17/18. „ Landsthing bes Reichsraths: Debatte über bie Verfaſſungs— 


reviſion. Das Thing verwirft mit 32 gegen 30 Stimmen bas 


314 Dänemark, 


Amendement Drla Lehmanns und Kriegers auf Teithalten an 
bisherigen jährlichen Reichsraths- und Finanzperioben und genehmi 
dagegen mit 37 gegen 22 Stimmen das Amendement Mabvigs au) 
zweijährige Finanzperioden mit einer vierjährigen llebergangsperiobe, 
Mit 39 gegen 20 wird auf den Antrag Orla Lehmanns die Ent: 
fernung des Thronfolgers und der fol. Prinzen aus dem Mimifter: 
vath beichloffen und darauf mit 35 gegen 22 Stimmen bie Beide 
haltung des bisherigen Cenſus von 1200 Thlrn. jührlicher Gin 
nahme, mit 51 gegen 4 Etimmen ber Genfus von 200 Thlrm. 
jährliher Steuer beſchloſſen, obgleich fih der Finanzminifter neuer: 
dings aufs entſchiedenſte dagegen erflärt. 

25. Jan. Landsthing des Reichsrathes: Debatte über Verfaffungsrevifion. 
Der modificirte Entwurf eines Orundgefeßes wird ald Ganzes mit 
57 gegen 1 Stimme angenommen und dem Volksthing übermadit. 

30/31, „ Volksthing des Reichsraths: Beginn der Berathungen über 
die Derfafjungsrevifion. Der Antrag Ehrijtenjens (Bauernfreunde) 
auf Tagesordnung wird mit 56 gegen 39 Stimmen verworfen. 
Drei Führer der Bauernfreunde erklären in Folge diefer Abſtim— 
mung ihren Austritt. 


T. Febr. Bolfsthing des Neichsraths: Debatte über die Berfaffungs: 
reform: Hanfen trägt barauf an, zu beſchließen, daß bie alleinige 
Eompetenz zur Erledigung der Verfaffungsfrage dem Reihstage zur 
ftehe. Der Minijter des Annern erklärt fih aufs entichiedenfte da- 
gegen und weigert fi) im Namen der Regierung, an der Debatte 
Theil zu nehmen. Nach heftiger Verhandlung wird mit 59 gegen 
31 Stimmen ber Uebergang zur zweiten Lejung und die Uebermwei- 
jung an einen Ausihuß beſchloſſen. 

28. „ Volksthing des NReichsraths: Debatte über die VBerfaflungsreform. 
Das Thing verwirft die dritte Leſung des von der Regierung ber: 
gelegten Orundgefegentwurfs und nimmt dagegen den Antrag Han 
jens auch in zweiter Lefung an. Die Vorlage geht an das Yande: 
thing zurück. 


4. März. Landsthing des Reichsraths: Debatte über bie Verfaſſungs— 
revifion. Das Thing bejchließt, den Regierungsentwurf mit den von 
ihm darin bejchlojjenen Modificationen feitzuhalten und benjelben 
nohmals dem Volksthing zu übermitteln. 

10. „ Volksthing des Reichsraths: Debatte über die Verfaflungsrevifien. 
Das Thing genehmigt mit allen gegen 12 (bauernfreundlide) Stim: 
men den Antrag Rimeſtads, eine Verftändigung mit dem Lanbsthing 
durch eine gemeinſchaftliche Commiſſion zu verjuchen. 

11. „ Das Landsthing geht auf den Vorſchlag bes Volksthings ein 
und beide Thinge wählen eine gemeinjame Commiſſion von 30 
Mitgliedern. 
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. März Die gemeinihaftlide Commiſſion beider Thinge bes Reichs: 
raths einigt ſich über einen Vorſchlag in ber Berfaflungsfrage: bie 
beiden Punkte bez. die Dauer ber Finanzperioden und bes Wahl: 
cenſus jollen nad den Beichlüffen des Landsthings (gegen die Re: 
rungsanträge) erledigt werden und das Landsthing aus 12 vom 
König ernannten, 1 von der Inſel Bornholm, 1 von den Farröer⸗ 
Inſeln, 18 von Kopenhagen und den Städten, 18 von den größeren 
und 18 von den Eleineren Orundbefigern gewählten Mitgliedern zus 
Tammengejett werden. Die Regierung erklärt fih mit dieſem Bor: 
Tchlage nur theilweije einverjtanben. 

» Dänemark wird in Zukunft feinen Gefandten in Berlin aud am 
beutihen Bunde beglaubigen. 

» Minifterkrifis: Bluhme, Tilliſch, David, Lutken und Quaade bie: 
ten ihre Entlafjung an. Der König nimmt biejelbe nit an, ent: 
Läßt dagegen den Juſtizminiſter Heltzen, der durch den Oberpräji: 
benten v. Braftrup erſetzt wird, 


7. Ayr. Das Volksthing des Reichsraths bejchließt mit 45 gegen 25 
Stimmen, auch fchleswig-holfteiniihe Schiffe zur Küftenjchifffahrt 
zuzulafien. Biſchof Monrad betont die Nothwendigkeit eines guten 
Einvernehmens mit den Herzogthümern. 


3. „ Stille Feier des Geburtstags des Könige, ganz im Gegenjak 
gegen bie allgemeine Sitte unter Friedrich VII. & 


0. „ Der Antrag der gemeinſchaftlichen Commifjion beider Thinge des 
Reichsraths bez. Verfaflungsreform wird vom Landsthing angenom: 
men, vom Bolfsthing dagegen verworfen. Der Regierungsvorichlag 
ift damit im Neicherath als gefallen anzufehn. Die Regierung er: 
klärt, baß fie in ber Trage noch feinen definitiven Entihluß gefaßt 
babe. 


1. „ Schluß der Seflion des Reichsraths. Offener Brief des Königs: 
„Dit aufrichtigenn Bedauern ſehen wir am Schluſſe biefer langwierigen 
Reichsraths-Verſammlung bie für das Mohlergeben bes Landes jo fehr wich: 
tige Verfafiungsangelegenheit ihrer Löfung nod nicht näher gerüdt. Es war 
unfere Hoffnung, daß das Entgegenfommen, welches unfere Regierung in ber 
ganzen Angelegenheit den Anihauungen des Neichsraths erwieſen hat, ben 
Reichsrath zur Dfienbarung eines Ähnlichen Entgegenfommens veranlaft haben 
würde. Wir fünnen deßhalb nur mit Betrübniß der Fortjegung des vorläu— 
figen Zuftandes entgegenfehen, welcher lettere eine Folge des Ausganges ber 
Verfafjungsfrage in diefer Seffion fein wird. Wir beten zu dem allmächtigen 
Gott, daß er jegliche Gefahr abwenden möge, welche hieraus für das geliebte 
Baterland entftehen könnte“. 


5. Mai. Ein offener Brief des Königs löst das Volksthing des Reiche: ‘ 
raths auf und orbnet Neuwahlen auf den 30. Mai an. 
30. „ Allgemeine Wahlen zum Volksthing des Reichsraths. Das Ne 
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jultat ergibt feine Entſcheidung für bie BVerfaffungsfrage. Tr 
Dauernfreunde gewinnen mehrere neue Sitze. 


29. Juni. Beſuch des Königs am ſchwediſchen Hofe. 


3. Aug. Beſuch des Königs von Schweden am däniihen Hofe. 
28. „ Eröffnung des Reichsraths. Botichaft des Königs: 


„Anden wir, in Uebereinftimmung mit $ 30 des Grundgeſetzes vom 
18. Novbr. 1863, ben Reichsrath zu einer neuen außerordentlichen Beriamm- 
lung zufanmenberufen haben, ijt es unfer Hauptzwed geweien, gleicharie « 
unjer lebendiger Munich ift, zu bewirken, daß der Reichsrath auch an feines 
Theile die höchſt wichtige Angelegenheit fördern wolle, welche unferer ®: a“. 
rung in der legt abgehaltenen auferordentlichen Verfammlung nicht geal⸗c 
iſt, zum Abſchluß zu bringen. Mir haben es unſerer Regierung auferle 
zu dieſem Behufe dem Reichsrathe den Entwurf zu dem revidirten ESrune 
gejeße vom 5. Juni 1849, welder, nady einem großen Entgegentommen o= 
unjerer Seite, den Beifall ber Mehrzahl des einen Things des Reichsratbe— 
gewann, während hingegen eine hinreichende Anzahl von Stimmen bemielbe 
im anderen Thinge des Reichsraths nicht zu Theil ward, vorzulegen. &x 
überjehen dabei keineswegs, daß dieſer Entwurf nicht ganz den Voritellaunge 
von der beftmöglichen Verfaſſung, welche irgend ein einzelner Theil im Lak 
ſich angeeignet haben kann, entipredhen wird, wie wir denn auch felbit eir 
zelne zur Befeftigung des Königreiches und zur Handhabung ber ————— 
Freiheit nach unſerer Anſicht mehr geeignete Beſtimmungen gewünjcht Haben. 
Gleichwohl aber nähren wir nichts deſto weniger die feite Ueberzeugung, det 
durch ſolche Verfaffung feinem Stande und Feiner Glafje Unrecht geicheber 
werde, und daß bie jreiheit und das Wohl des Baterlandes durch biefeitt 
gefichert fei, während bie Drdnung ber Verfaffungsverhältniffe, angejtrebt a 
einem andern Wege ober auf eine andere Meile, zum großen Schaden * 
das Gemeinwohl noch lange ben endlichen Abſchluß der Sache in die Länge 
ziehen könnte. Da wir es auf ſolche Weiſe nicht für verantwortlich anſeben 
und deßhalb nicht geſonnen ſind, weiter in Zugeſtändniſſen zu geben, als 
bereits geſchehen ift, jo hoffen und erwarten wir von der Baterlandsliebe un: 
jeres getreuen Neichsrathes, daß bderjelbe, wohl erwägend, daß die feſte Ort- 
nung der Gejellichaftsverhältniffe der Grundwall für Entwidelung der reichen 
Hilfsquellen unferes neliebten Vaterlandes ei, zu welcher dasſelbe nach den 
ung zugefügten Unglüdsiällen fo body drängt, und weldye nur durch inniaet 
Zufammenwirfen der Regierung und des Volfes unter Gottes Beiſtand 
möglich iſt, gewiſſenhaft das Seinige dazu beitragen werde, daß die Ver— 
faſſungsſache in Ueberein ſtimmung mit unſerem Wunſche gefördert werben 
möge...“ 


Der Gonjeilspräfident Bluhme überreiht demgemäß Beiden 
Things den Berfaflungsreform:Entwurf in der vom Landsthing in 
ber früheren Seſſion angenommenen Faſſung mit der ermeuerten 
Erklärung, daß die Regierung zu weiteren Concejlionen ſich unter 
feinen Umjtänden entjchließen könnte, 


2. Sept. Bollsthing bes Reichsralhs: Eine von ber Oppofition ver: 
geſchlagene Mißtrauensadrefje gegen das Miniſterium wird mit 51 
gegen 48 Stimmen abgelehnt. 


Dänemark. 817 


- Sept. Ueber 2000 bäniihe Norbichleswiger landen in Körför auf 
Seeland zu einem Verbrüberungsfefte mit den Dänen. Große 
Feſtivitäten in Kopenhagen. 

> „Volksthing des Reichsraths: Der nicht unweſentlich mobificirte 

Entwurf der Verfaffungsrevifion wird mit 70 gegen 29 Stimmen 

angenommen und geht nun an das Landsthing. 

„ Landsthing des Reichsraths: Mit allen gegen 1 Stimme wird 

der urjprünglihe Entwurf einer revidirten Verfaſſung wiederher— 

gejtellt, nachdem fi die Regierung neuerdings jehr beftimmt gegen 
die vom DVolfsthing beliebten Mopdificationen ausgeiprochen hat. 


2. Dec. BZufammentritt des Reichstags. Die Candidaten der Bauern- 
freunde unterliegen im Landsthing nur mit wenigen Stimmen, 
fiegen dagegen im Bollsthing. Der Neichstag wird von der Regie: 
rung jojort bi8 zum 20. Nov. wieder vertagt. 

6. „ Polksthing des Reichsraths: Dasjelbe beharrt auf feinen Mobi- 
ficationen in ber Vorlage einer revidirten Verfaſſung. Die Trage 
geht daher an den gemeinjamen Ausihuß beider Thinge von 30 
Mitgliedern. 

3. „ Der gemeinfame Ausfhuß beider Thinge des Reichsraths einigt 
jih vorläufig mit 23 gegen 4 Stimmen (3 Mitglieder enthalten 
fih) über einen mobdificirten Entwurf der Verfaflungsrevifion. Die 
Regierung erklärt, dieſe Modificationen ihrerfeits nidht annehmen zu 
fünnen. 


3. Nov. Der gemeinfame Ausſchuß beider Thinge des Reichsraths 
nimmt auf Betreiben des Grafen Frijs-Frijſenborg den modifi— 
cirten Verfaffungsentwurf definitiv mit allen gegen 1 Stimme an. 


5. ,„ Das Cabinet Bluhme gibt feine Entlaffung. Graf Frijs-Frij— 
fenborg bildet ein neues Cabinet. 

1. Der Berfaffungsentwurf nad) den Anträgen bes gemifchten Aus: 
ihufjes beider Thinge wird vom Volksthing mit 74 gegen 24, vom 
Landsthing mit 44 gegen 10 Stimmen angenommen. 

8. Schluß der außerordentlihen Sejfion des Reichsraths. Die Bot: 


ihaft des Königs fpricht kurz feine Befriedigung über die Erlebi- 
gung der Verfaflungsfrage aus. 

20. „ Wiederzufammentritt des Reichstags. 

23. „ Volksthing des Neichstags: Oberſt Tſcherning beantragt, das 
abgetretene und das jegige Cabinet wegen Berfaffungsverlegung in 
Anflagezuftand zu verjegen. 

28. „ Volksthing des Reichstags: Der Antrag Tſchernings wird mit 
56 gegen 35 Stimmen (Bauernfreunde) verworfen. 


9. Tec. Das Landsthing des Neihstags nimmt den Verfafjungsentwurf 
in dritter" Lefung mit 26 gegen 20 Stimmen an. 
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13. Dec. Volksthing des Neichstags: Erfte Lefung des Verfaſſungser 
wurfs. Erklärung des Gonfeilpräfidenten. Tſchernings Antrag a 
Niederfeßung eines Ausſchuſſes wird mit großer Mehrheit verworf 
und bie Ueberweifung zur zweiten Lejung mit 80 gegen 1 Stimm 
beichlofjen. 

18. „ Das PVolksthing des Neichstags erklärt fih mit 59 gegen 2 
Stimmen für Beibehaltung ber Todesſtrafe. 

22. „ Volksthing des Neichstags: Der Verfaffungsentwurf wirb i 
dritter Lefung mit 62 gegen 27 Stimmen (ber Partei der Bauen 
freunde) angenommen. 


11. Rußland. 


364. 

2. Sept. Die Ruffen nehmen die Stadt Tichemfand in Kofand ein. 
Damit ift die ruſſiſche Linie von Akmetſchet bis Aulietta gefichert 
und find die großen Städte des Chanats und die Hauptſtadt felbft 
gefährdet. 


3. Dec. Circulardep. des Fürften Gortſchakoff, in der er ausführlich 
auf die Politit Rußlands in Mittelafien eingeht und über die letten 
Gebietserwerbungen zu beruhigen fucht. 

Es wird ausgeführt, daß alle Eulturftaaten, welde an ihren Gränzen in 
Berührung mit wenig civilifirten Völferfchaften gerathen, fich fajt immer zur 
fortfchreitenden Ausdehnung ihres Vertheidigungsſyſtems und allmählich auch 
ihres Gebiets gedrängt jehen. Dabei wird furz auf das Vorgehen Englands 
in Dftindien, Frankreichs in Algerien, der Union in Nordamerifa, Hollands 
in feinen Golonien bingewiefen. Man müſſe entweder aufgeben, was man 
bereits befitt, oder weiter fchreiten. So ergebe es Rußland in der Tatarei, 
wo weite Gebiete fortwährend durch Räuberſtämme beunruhigt werden, und 
feine fejten Beziehungen zu Turkeſtan, Kokand und Bochara, die fortwährend 
in innerem Streit liegen, zu gewinnen find. Rußland fcheue dort jede Bes 
laftung mit neuen ausgedehnten Eroberungen; e8 gehe nur darauf aus, für 
jeine SHerrichaft feite Grundlagen zu gewinnen, bie Sicherheit jeiner Bes 
figungen zu verftärfen, und die Givilifation nad allen Richtungen zu fürs 
bern: „Wir fuchten alſo ein Syftem aufzufinden, das dieſes dreifache Ziel 
zu erreichen geeignet wäre. Zu biefem Zwed wurden folgende Grunbfäße 
aufgeftellt: 1) Es wurde für unumgänglich nothwendig erachtet, baß bie 
beiden befeftigten Linien unferer Gränzen, bie eine, bie fih von China bis 
zum Iſſik-Kul-See erfiredt, die andere, bie vom Aralfee aus längs bes 
Fluſſes Syr-Darja binläuft, durch befeftigte Punkte in ber Weiſe vereinigt 
würden, daß alle unfere Roften ich gegenjeitig unterjtügten, und feinen 
Zwiſchenraum bdarböten, durch welchen die Einfälle und Verwüſtungen ber 
Nomadenftänme ungeftraft fich wiederbofen fünnten. 2) Es war weientlich, 
daß bie folchergeftalt durch uniere a Befeftigungen vervollftändigte 
Gränzlinie in eine hinlänglich fruchtbare Gegend zu liegen fam, um nicht 
nur bie Verproviantirung zu fihern, ſondern auch die vegelmäfige Anſied— 
Tung zu erleichtern, die allein dem bejegten Land eine Zukunft von Dauer 
und Wohlftand bereiten kann, indem fie die benachbarten Volksſtämme für die 
Bivilifation günftig ftimmt. 3) Endlich war es nöthig, biefe Gränzlinie in 
einer definitiven Weife feftzufegen, damit man ben gefährlichen und beinahe 
unausbleiblihen Berfuhungen auswid, bie, von Angriffen zu Repreſſalien 
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übergebend , fchließlich zu einer unbegrängten Ausdehnung führen konnten 
Zu diefem Zweck mußte man die Grundfäge eines Syitems feftitellen, das 
nicht allein auf elaftiiche Marimen, jondern auf geographiiche und politiise 
Bedingungen begründet ift, die jet und ftetig find. Diejes Syſtem war uns 
durch eine fehr einfache aus einer langen Erfahrung hervorgebende Thatiahe 
geboten, daß nämlich die Nomadenftämme die man weder greifen, noch züß- 
tigen, noch in Ordnung halten kann, für uns eine fehr unbequeme Nachbet- 
haft find, und daß anbdrerfeits die aderbauenden und bandeltreibenden Räl- 
ferfchaften,, die an die Echolle gefeffelt und focial viel entwidelter find, uns 
die Chance einer erträglihen Nachbarſchaft und erfreuliher Verbindungen 
bieten. Unfere Gränzlinie mußte alfo bie erftern einschließen, und bei der 
Gränze der andern anhalten. Dieje drei Grundfäße geben einen Flaren, na- 
türlihen und logiſchen Aufichluß über die legten in Gentral:Ajien zur Aus- 
führung gekommenen militäriichen Operationen. In der That bat umiere 
urſprüngliche Gränzlinie längs des Syr-Darja bis zum Fort Perenestei 
einerfeits, anbererfeits bis zum Iſſik-Kul-See den Mangel, daß fie fait bie 
Wüſte berührte, Sie war durch einen ungeheuren Zwijchenraum zwijchen bew 
beiden Endpunkten unterbrochen, fie bot unjeren Truppen feine gemügenden 
Hülfsquellen und ließ jenfeits Volksſtämme ohne inneren Zulammenbana, 
mit denen fein Verhältniß einzugehen war. Obwohl wir ungern unjem 
Gränzen eine größere Ausdehnung geben, waren diefe Gründe für bie Fai- 
jerliche Regierung doc zwingend genug, um fie zu beilimmen, die Gontinui: 
tät diefer Linie zwifchen dem Tſchik-Kul-See und dem Syr-Darja-Fluß fek- 
zuftellen, indert wir die neuerdings von und beſetzte Stadt Tſchemkand be— 
feftigten. Indem wir biefe Linie annahmen, erreichten wir ein boppeltes 
Reſultat: einerfeits war die Gegend fruchtbar, bewaldet und von zahlreichen 
Flußarmen durchzogen, fie war zum Theil von Kirgifenftimmen bewohnt, 
die unfere Oberherrihaft ſchon anerfannt hatten; fie gewährt aljo günftige 
Grundbedingungen für die Anfiedlung und Verpflegung unſter Garnifonen. 
Andererfeits gibt fie ung zu Nachbarn bie feſtgeſeſſenen, aderbauenden un) 
bandeltreibenden Bevölferungen von Kofand. Wir befinden und demnad 
einem foliberen, weniger beweglichen, bejjer organifirten focialen Zuſtand 
gegenüber und mit geographiiher Genauigkeit bezeichnet bas gegemmwärtige 
Verhältniß die Gränze, deren Occupation Vernunft und Intereſſe ung vor: 
ihreiben, die fie aber auch ums einzuhalten ermahnen, weil jede weitere Aus: 
dehnung umferes Gebiets im Zukunft ung nicht mehr ungewiſſe Zuftände, 
wie die Nomadenftämme entgegenjegen würde, jondern regelmäßiger orgami- 
firte Staaten, fo daß wir unter Anwendung beträchtlicher Anftrengungen ven 
Annerion zu Annerion und in endloje Gomplicationen verwidelt würden ; 
weil wir andererfeits Fünftig Staaten zu Nachbarn haben, die zwar im der 
Givilifation zurüd, in ihren politifchen Verhältniſſen unzuverläfjig find, mit 
denen wir aber jicherlich eines Tages regelmäßige Verbindungen anknüpfen 
fönnen, bie zum allgemeinen VBortheil den immerwährenden Unordnungen 
ein Ende machen, welche bisher den Wohlftand diefer Gegenden geftört haben. 
.. . Ich brauche nicht das im die Augen fallende Intereſſe Rußlands berver: 
zubeben, fein Gebiet nicht zu vergrößern, und zumal an der Äußeriten 
Reichsgränze fih nicht Verwidlungen zu jchaffen, die jeine innere Entwid: 
lung nur verzögern und lähmen können. Das von mir entworfene Pro: 

gramm ift aus dieſem Ideenkreiſe hervorgegangen. Sehr oft hat man fid 

während der Ießteren Jahre darin gefallen, es als die Miffion Ruflands 

zu bezeichnen, die Gegenden zu civilifiven, weldye es auf dem aftatiichen Con: 

tinent begränzen. Die Fortichritte der Givilijation haben feinen wirfjamern 

Hebel als die Handelöbeziehungen. Dieſe Iepteren erheiſchen zu ihrer Ent: 

widlung überall die Ordnung oder bie Stabilität; aber in Afien erforbern 

fie eine tiefe Umwandlung in ben Sitten. Bor allem muß man. ben ajiatiiden 

Völkern begreiflich machen, daß es für fie weit vortheilbafter ſei, den Handel 
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ber Karawanen zu begünftigen, ober ſicherzuſtellen, als dieſelben auszu= 
plündern. Diefe Elementarbegriffe können in das Bolfsbewußtfein nur ba 
eindringen, wo e8 ein Volk gibt, d. h. wo ein gejellichaftliher Organismus 
ober eine Regierung bejteht, welche e8 leitet und vertritt. Den ai Theil 
biejer Aufgabe erfüllen wir, indem wir unfere Gränze bis an die Schrante 
vorjchieben, wo ſich diefe unerläßlicen Bedingungen begegnen. Den zweiten 
werben wir erfüllen, indem wir fortan ben benadhbarten Staaten durch ein 
Syſtem ber Feltigfeit in Unterdrüdung aller Unthaten, aber zugleich ber 
Mäßigung und Gerechtigkeit in ber Anwendung der Gewalt und ber Achtung 
für ihre Unabhängigkeit, zu beweijen ſuchen, daß Rußland nicht ihr Feind fei, 
daß es gegen jie feine Eroberung bezwede, und baß frieblie und commer: 
ciele Beziehungen mit ihm weit erjprießlicher feien als die Unordnung, bie 
Plünderung, die Repreſſalien und der bejtändige Krieg. Indem es fich biejer 
Aufgabe widmet, ift das kaiſ. Gabinet nur von den Intereſſen Rußlands durch⸗ 
drungen, und glaubt zugleich ben inter efjen der Givilifation und der Menfd: 
lichfeit zu dienen. Es har ein Anrecht auf eine gerechte und ehrlihe Wür⸗ 
digung bes Weges, ben es verfolgt, und der Principien, bie es babei leiten, 
zu rechnen.“ 


1865. 
3. Januar. (Bolhynien.) Die Regierung ordnet eine ftrenge Revifion der 


16. 


* 


20. 


polniſchen Adelsdiplome in Volhynien, Podolien und Kiew an. 
„ Großfürſt Conſtantin wird zum Präſidenten des Reichsraths, 
Miliutine zum Mitglied desſelben ernannt. 
„ Die Regierung veröffentliht bie Ueberfidht der Staatseinnahmen 
und Ausgaben für 1865. 

Die Einnahmen find mit 338 Mill., die Ausgaben mit 380 Mill. Rubel 
in Anja gebradt. Die Ginfünfte zeigen einen Zuwachs von 3,704,000; 
bie Ausgaben eine Verminderung um 20,384,000 Rubel gegen das Vorjahr. 
Zur Dedung bes Deficits foll eine Notenausgabe von vier Serien Staats: 
Ihapbillets im Betrage von 12 Mil. R., der Neft der holländiſchen Anleihe 
von 7,484,000 R. und ein Theil des zurücigegebenen VBorjchufjes zum Bau 
ber Odeſſa-Bahn verwendet werben. 


„- Die Adelsverſammlung von Moskau befchließt mit 270 gegen 
36 Stimmen, ben Kaijer um bie Einführung einer Repräjentativ: 
Verfaſſung zu bitten und bezeichnet eine Deputation von drei Mit: 
gliedern, um biejelbe perjönlicd nad, Petersburg zu überbringen. 


„Allergnädigfter Herr! Der Moskauer Adel kann Ihnen, jetzt, wo er hier 
verfammelt ift, nur die Gefühle tiefer Ergebenheit und Dankbarkeit aus: 
brüden für Ihre weilen Maßnahmen, die ſtets das Wohl unferes Vaterlands 
im Auge haben. Wir find bereit, Sire, Ihnen mit Wort und That beizus 
ftehen auf dem ſchwierigen aber glorreihen Weg, ben Sie eingejchlagen haben. 
Wir find überzeugt, Sire, daß Sie auf diefem Weg nicht inne halten, jons 
bern noch weiter ‚gehen werden, gejtüßt auf Ihren treuen Adel und auf bie 
ganze rufjifche Nation. Die Einigung aller Kräfte iſt bie Stärfe unjeres 
Vaterlandes. Indem Sie aus Ihrem Rußland, bas bisher getheilt war, ein 
fejtes Ganzes machen, alle feine Theile ftarf an einander jchließen, und ftatt 
ber Einzelgerechtjame dieſer Theile ein dem ganzen Reich gemeinjames Recht 
einführen, werben Sie für immer Empörung und Bürgerkrieg unmöglich 
madhen. Der Grundbefig, dem Sie neues Leben geben, muß, wenn er volls 
fommen befreit fein wirb, bie Macht und ben Ruhm Hußlands befejtigen. 
Krönen Sie nun, Sire, das begonnene Werk dadurch, daß Sie eine Gene: 
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ralverfarmmlung von Grwählten Rußlands zur Prüfung ber bem gamım 
Reich gemeinfamen Bebüriniffe einbernfen ! Gebieten Sie Jhrem treuen AxL 
bieje Deputation aus feiner Mitte zu wählen! Der Abel ift immerdar vw 
befte und ſicherſte Stüße bes rufjiichen Throns geweien. Ohne im Staai- 
bienft zu ſiehen, ohne die damit verknüpften Vorrehte zu genießen, mögen 
biefe Grwählten, bie ohne irgend welche Belohnung ihre Pflicht gegen das 
Vaterland erfüllen, berufen fein, bie politiichen und fittlichen Medte iu 
wahren, welche dem Staatsgebäude zur Grundlage dienen, Rechte, die zum 
Bolt heilig und einem wohleingerichteten Lande nothwendig find. Auf bieir= 
Wege, Sire, werden Sie die Bebürfniffe unjered VBaterlands in ihrem mwax- 
haften Lichte Fennen lernen. Sie werden das Bertrauen zur Erecntiogem: 
wieber berftellen. Sie werden eine ftreuge Beobachtung der Geſetze erzieim 
und bieje Gefege mit ben Bebürfniffen bes Pandes in Einflang bringen. Ti 
Wahrheit wird unbehindert an die Stufen des Throns gelangen ; bie ark 
wärtigen und inneren Feinde werben ſchweigen müfjen, wenn fie feben, da® 
das Volk in der Perfon feiner Vertreter mit Liebe den Thron umgibt um 
ſich beeifert, von Feiner Seite Verrath auffommen zu laſſen. AHeranädigrz 
Herr! Der Mosfauer Adel hat Ihnen hiermit fein Herz und feine Rünic 
eröffnet. Nur ber heiligen Pflicht treuer Unterthanen gehorcht er dabei, um 
bat nichts dabei im Auge als das Wohl bes Reiche. Wir haben geiproden. 
Sire, weil wir überzeugt find, daß unfere Worte Ihrem Herrichergebante 
und bem Geift der von Ihnen unternommenen großen Reformen vollfomme: 
entjprechen.” 


26, Januar. Der Senat jchließt die Adelsverfammlung von Mosfau und 


31. 


erklärt alle ihre Beſchlüſſe für nichtig. 

„ (Bolen.) Die Regierung veröffentlicht das Budget des Köniz 
reih8 Polen für 1865. Einnahmen und Ausgaben betragen in 
bemjelben gleichlautend die Summe von 21,590,427 SR. E⸗ 
ift nit vom Gtaatsfecretär für polniihe Angelegenheiten, fondern 
vom Fürften Paul Gagarin, als Präfident des in Petersburg für 
bie Angelegenheiten des Königreihs Polen niedergejeßten Comité, 
unterzeichnet. 


1. Febr. Officieller Ausweis über den Stand der Bauernemancipation: 


2. 


10, 


Nach den im Monat Januar bem Minifter des Innern eingefandten Berichten find 
auf allen Gütern mit mehr beun 20 Seelen die Grunbdacten in Kraft gu 
treten, 111,576 Acten haben bereits die Stellung von 10,013,478 Menicen 
geregelt, aber biefelben find noch nicht zur Ausführung gefommen, tbeils 
wegen ber noch bejiehenden Verpflichtungen der Bauern ihren früheren Herren 
gegenüber, tbeils weil die Bauern die durch bie Meglements beitimmten Ab: 
gaben zu zahlen nicht im Stande waren. Für die weniger als 20 Seelen 
zählenden Güter haben bereits 17,558 Grundacten bie Stellung von 180,417 
Menſchen geregelt. Das find mehr als 99 Procent. .5206 dieſer Fleineren 
Güter mit 38,647 Bewohnern werden von der Regierung verwaltet, in Folge 
ber 5,345,333 Rubel, die an die früheren Herren als Entihädigung gezahlt 
wurden. Am 1. Febr. wurden 481 Friedensrichterbezirfe wegen der in ihnen 
beendigten Arbeiten aufgehoben. 

» General Annenkoff wird Erankheitshalber feines Poftens als Gow 
verneur bon Volhynien, Pobolien und Kiew enthoben und durch den 
General Bezak erfekt. 

„ Refeript des Kaifers an ben Minijter des Innern bezüglich ber 
Adreſſe des Moskauer Adels: — 
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Die Anfangs bes JanuarsMonats im Moskauer Gouvernement erfolgten 
Gouvernements-Mahlen find nicht zu Stande gefommen. In Folge der vom 
birigirenden Senat als nicht vorſchriftsmäßig erkannten Beſchlüſſe der Ver— 
ſammlung der Adelsmarichälle und Teputirten bezüglich der Betheiligungs— 
rechte einiger Edelleute an den Ingelegen heiten der Gouvernements-Verhand— 
lungen haben alle Beſchlüſſe dieſer Verſammlung, welche bis zum Schluß 
derſelben gefaßt wurden, keine geſetzliche Gültigkeit. Mir iſt indeß nicht unbekannt, 
daß bie Moskauer Gouvernements-Adels-Verſammlung während der Be— 
rathungen ſich mit Gegenſtänden befaßt hat, die ihrer directen Behandlung 
nicht unterliegen, und Fragen berührt hat, welche ſich auf Abänderung weſent⸗ 
licher Principien der Staatseinrichtungen in Rußland beziehen. Die während 
meiner zehnjährigen Regierung vollführten und gegenwärtig meinen Ver— 
fügungen gemäß in Ausführung begriffenen Reformen bezeugen hinlänglich 
meine bejtändige Fürſorge ſür VBerbejjerung und Bervolllommnung der ver: 
Ichiedenen Zweige des Staatsorganismus nad) ern der Möglichkeit und 
in der von mir im Voraus bejtimmten Reihenfolge. Das Recht der Initia— 
tive in den Haupttheilen diefer allmäligen Vervollkommnung gehört aus: 
ſchließlich mir und iſt unzertrennlich verbunden mit der von Gott mir ver— 
liehenen autokratiſchen Gewalt. Die Vergangenheit muß im den Augen aller 
meiner treuen Unterthanen ein Bürge für die Zukunft fein. Steiner darf 
meiner fortwährenden Sorge um das Wohl Rußlands vorgreifen und Fragen 
von bejtehenden Grundlagen jeiner allgemeinen Staatseinrichtungen im Vor— 
aus enticheiden. Kein Stand ijt gejetlich berechtigt, im Namen anderer 
Strände zu Sprechen. Niemand ift berufen, vor mir Bittgefuche wegen all: 
gemeiner Intereſſen und Bedürfniſſe des Staates zu vertreten. Solche Ab— 
weichungen von ber durch die in Wirkſamkeit beſtehender Geſetze vorgeſchriebenen 
Ordnung können mich nur aufhalten in der Ausführung meiner Plane und 
keinenfalls zur Etreichung des Zieles beitragen, auf das ſie etwa gerichtet 
ſein können. Ich bin feſt überzeugt, daß ich in Zukunft ähnlichen Hinder— 
niffen von Seiten des ruſſiſchen Adels nicht begegnen werde, deſſen Verdienſte 
feit Jahrhunderten um Thron und Baterland mir ftets evinnerlich find und 
zu dem ich ſtels unerſchütterliches Vertrauen gehegt habe und noch jeßt hege. 
Ich beauftrage Sie, hiervon alle General:Gouverneure und Gouverneure der— 
jenigen Gouvernements in Kenntniß zu jeßen, wo Adels: Verſammlungen be⸗ 
ſtehen oder Landesverſammlungen eingerichtet werden ſollen.“ 

3. Febr. (Finnland.) Die Regierung anerkennt die finniſche Sprache 
als officielle: von 1872 an müſſen alle Beamtete und Lehrer die— 


ſelbe anwenden. 


- März (Polen) Die Regierung verlangt von ſämmtlichen kathol. 
Geiſtlichen ein curriculum vitae und verbietet denfelben, Pfarrgüter 
zu verkaufen. 

8 „ (Baltifhe Provinzen) Gröffnung des livländiſchen Land: 
tags in Riga. 

-— „u Die neuen Provinzialderfammlungen Haben bereits in vielen 
Gouvernements ihre Thätigkeit begonnen oder find im Begriff, fie zu 
beginnen. 

— „  (Bolen) Raſches Fortſchreiten der Nuffifizirung. Die bie: 
herigen Beamten polnifcher Nationalität werden maſſenhaft entlaffen. 

— „ (Litthauen.) Auftauchen der Fath. Kichenfrage: Streit zwiſchen 
den Gutsheren und den Bauern über die Befoldung ber m 
in Folge der Emancipation ber Bauern, | 
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— März (Volhynien.) Der neue Gouverneur Gen. Bezak derbi 
alle Eingaben von Beſchwerden in polnifher Sprade, weil dies 
Sprade ber Minderheit jei. 


41. April. (Volhynien.) Wegen Gntdedung einer angeblichen 3 
ſchwörung werben eine große Anzahl Beamtete polniſcher Nation: 
tät vom Gouverneur, Gen. Bezaf, juspendirt. 

15. „ (Litthauen) Murawiew kommt in St. Petersburg an ı 
fuht um feine Entlafjung als Gouverneur von Litthauen nad. 

17. „ Baltifhe Provinzen.) Der Ejthländifhe Landtag genchm 
die Vorjchläge des Generalgouverneurs, durch welde die Bauern 
meinden in eine von ber Gutsherſchaft unabhängigere Lage veri 
werben, und beſchließt, aus dem Strafrecht, welches dem Miet! 
gegenüber dem gemietheten Dienjtperjonal zuiteht, die förperl: 
Zühtigung auszuſchließen und ebenjo die bäuerlichen Befiger v 
der körperlichen Beftrafung durch die Gemeindepolizei zu befreien. 

19. „ Baltijhe Provinzen.) Der livländiihe Yandtag beſchlie 

1) Der Frohnpacht hört bis zum 23. April 1868 definitiv auf; 
Verträge über bäuerliche Frobnleiftungen find von jenem Tag an unguln 
2) bäuerlihe Grundeigenthümer und Gejindewirthe jollen nicht mebr fürn 
lichen PBolizeiftrafen unterworfen werden; vorkommenden Falls find Cr. 
ftrafen zu verhängen; 3) Gutsherren,, benen die Hauszucht zuficht, bür 
biejelbe nicht mehr gegen erwachjene Perſonen als Förperlihe Züchti gung as 
üben; minderjährige Dienftboten und Zöglinge dürfen auch fernerbin för 
li beftraft werden; 4) abziehende Gefindewirthe und Pächter müjlen e— 
Ihäbigt werden, wenn fie auf die neuen Rachtverträge nicht eingeben mwole 
9) mit ben vom Gencralgouverneur aufgeftellten Grundjäßen in Betreff au 
edehnter, von ber gutsberrlichen Betheiligung unabhängiger autonomer 
5 in Gemeindeangelegenheiten erklärt ſich der Landtag einderſtande 
Dagegen lehnt ber Landtag die Aufhebung des ausſchließlich adelichen Güte 
bejitrechtes ab. 
21. „ Erkrankung des Großfürften Thronfolgers in Nizza. Der Kae 
eilt jelbjt dahin, Kurze Entrevue mit Napoleon. 
24. „ Der Großfürft Thronfolger + in Nizza. Ein kaiſ. Ukas proce 
mirt ben zweiten Sohn des Kaifers, Alerander, ald Ihronfolger. 


7. Mat. (Litthauen.) General Murawiew wird unter Erhebung ir 
ben rafenftand, in Rubeftand verjeßt und Gen. Kaufmann, Dire 
tor der Kanzlei bes Kriegsminifters, zum Gouverneur von PLitthauen 
ernannt, 

21. „ (Bolen) Kaiferlicher Ukas zu Gunften ber Häusler und 
Arbeiter. 

24, ". (Polen) Die legten Anjurgentenführer, der tollkühne Geift: 
liche Brzosko und fein Gehülfe Wilczynski werben gehängt. 


17. Juni. (Polen) Eine Bolendeputation überreicht dem Kaiſer eine 
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— 


Beileids-Adreſſe über den Tod des Thronfolgers. Antwort des 
Kaiſers: 

Uebermitteln Sie meine Worte ihren verirrten Landsleuten, und wieber: 
holen Sie benjelben biejenigen Worte, die ih bei meinem erjien Befuch in 
"Polen im Jahr 1856 geiproden, die Worte: Keine Träumereien! Wäre 
biefer Rath befolgt worben, jo wäre viel Unglüd eripart geblieben. Ich liebe 
gleichmäfig meine Untertbanen: Rufjen, Polen, Finnländer, Livländer unb 
die Andern, fie find mir gleich theuer; aber niemals werde ich zugeben, baf 
auch nur ber Gedanke einer Trennung des Gzarenthbums Polen von Ruß: 
land und einer jelbjtändigen Griftenz befjelben gefaßt werde. Polen ift vom 
rufiischen Kaifer geihaffen und in Allem mit Rußland verbunden. Hier 
ftebt mein Sohn Alerander, mein Nachfolger. Er trägt den Namen bes 
jenigen Kaijers, der einft das Czarenthum gegründet hat. Ich hoffe, daß 
er würdig fein wird, fein Erbe zu regieren, und daß cr Das nidt dulden 
wird, was ich nicht gebuldet habe.“ 

. Juni. (Baltijde Provinzen.) Der Landtag der Ritterihaft von 
Kurland beſchließt als „brüberlihe Gonferenz“ die Aufhebung des 
ausſchließlich adeligen Güterbefigrechtes zu beantragen. 


. Juli. (Bolen) Ein Rundjcreiben des Generaljtatthalter8 Berg 
tbeilt ben höchſten Beamten des Königreihs mit, daß ber Kailer, 
als ihm ber letzte Bericht des polniihen Adminiſtrationsraths vor— 
gelegt wurde, der ganz in rufliiher Sprade abgefaßt war, erflärt 
babe, daß ferner wieder die Berichte in rufliiher und polniſcher 
Sprade abgefaßt jein jollten. 


2.Sept. (Litthauen.) Nach einem Befehl des Iinterrichtsminifters fol 
ber Unterricht in der Fath. Religion mit Beginn bes neuen Schul: 
jahrs in rufliiher Sprache ertheilt werben. — Zahlreiche Ent: 
lafjungen katholiſcher Beamteter. 
» Beginn der Sitzungen der SKreis:Landesverfammlung von St. 
Petersburg. 


I. Dct. Eröffnung des Moskauer Provinziallandtags. 

— „ (Litthbauen) Cine Anzahl polniiher Edelleute wirb megen 
Brandftiftung verurtheilt. 

8, „ (Bolen.) Der 70jährige Abminiftrator der Erzdidcefe Warſchau 
Rzewuski wird verhaftet und nah Aſtrachan abgeführt. 


7. Nov. (Polen) Beginn der Recrutirung. Diefelbe erfolgt dieß— 
mal ohne Schwierigfeit. 

— „Bereits in einer Reihe von Gouvernements find bie Kreis: und 
Provinziallandtage ins Leben gerufen und in voller Ihätigfeit. In 
den übrigen Gouvernements werden die Vorbereitungen, Wahlen ꝛc. 
mit Eifer betrieben. 

T. „ Die Adelsverfammlung von Moskau befchließt bezüglich ihrer 
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13. Dec. Provinziallandtag des Gouvernements Et. Petersburg: Er 
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Adreffe an den Kaifer vom 20. Januar d. J. mit 161 gegen 


Stimmen, daß 


„ber Moskauer Adel, indem er bat, ihm zu berufen, um in Gemeinſch 
mit der Verfammlung der Vertreter alfer rufjiihen Yande ji ar ber % 


ſprechung der dem großen Vaterland gemeinfamen Bedürfniſſe zu betheitige 
jich feineswegs eine Ausnahmsitellung bereiten wollte, jondern dabei nur b 
Anterefje des ganzen Landes im Auge hatte, was er, ber Adel, jest u 
neuem Fundtbue, um jeben Anlap von Mißverſtändniſſen und falſchen Ir 
tungen zu befeitigen, das Vertranen des Katjers zu rechtfertigen und se 
richtiges Verhältniß zum Volt zu befeftigen.“ 


— 


Schuwalow regt die Frage eines ruſſiſchen Parlaments an. D— 
Präfident bringt zuerſt die Frage zur Abjtimmung, ob Die Be 
fammlung eine Gentralvertretung verlangen wolle, was vernen 
wird ; bejaht aber werden die zwei weiteren Fragen faſt einjtimmig, — 
die Berfammlung den Antrag Schuwalow annehmen und ihre Em 
pathie für die allgemeine Idee der Notbivendigfeit einer jelcben Ir 
ftitution ausdrüden wolle; ferner ob die Verfammlung darauf eir 
gehe, von ber Negierung eine Aenderung des Neglements der Pre 
vinzialinftitutionen zu verlangen, damit biefen eine größere Actioni 
freiheit gelajjen werde. 


22. Dec. (Littbauen) im kaiſ. Erlaß verbietet den Erwerb ta 


Grundeigenthum in den fogenannten weftlichen Gouvernements Dur 
Polen: 


„Auf allerhöchiten Befehl war eine bejondere Commiſſion gebildet werden 
welche bei dem Miniſter der Neichsdomänen von den Generalgouverneure 
von Nord: und Südweſtrußland eingereichten Vorſchläge zur Befeſtigung des 
ruſſiſchen Elements in Weſtrußland prüfen ſollte. Bei Durchſicht diejer Ber: 
ſchläge zog die Gommifjion namentlich folgende Umſtände in Betracht: Ar 
ben neun weftrufjiichen Gouvernements fommt auf eine Bevölkerung ven 
zehn Millionen, die vorzugsweile aus Klein- und Weſtruſſen und litthauiſchen 
Shmubden beſteht, eine dev Zahl nad verhältuipmäßig jehr unbedeutende pel: 
niſche Bevölkerung. Diefe Bevölferung, bie größtentbeild aus Gutebefigern und 
Bürgern befteht, verleiht jedoch dem ganzen Land einen polmiichen Charakter, 
und hindert die übrige, durchaus nicht polnische Bevölkerung, fih regelmäsig 
zu entwiceln und fich, aleich den übrigen Unterthanen , der vielen von Er. 
Majeſtät unternommenen Reformen zu erfrenen. Die Kraft diefer polnischen 
Bevölferung befteht im der corporativen Geſchloſſenheit des Jmmobiliarbeiiges, 
welche Feine andere, und bejonders nicht die ruſſiſche Nationalität eindringen 
läßt. Unter folchen Umftänden muß die Negierung, nach ber Meinung 
der Commiſſion, zu einer Mafregel greifen, welche, indem fie e8 den Ber: 
fonen polnifcher Herkunft unmöglih macht, Güter in Weftrußland neu zu 
erwerben, ohne dabei die gefeßlichen Nechte der jegigen polniichen Grundbe— 
figer zu beeinträchtigen, definitiv die Möglichkeit befeitigt, daß dieſe Glafie 
ſich verftärfe. Nach Durchjicht des Gutachtens der GCommifion bat Se. Mai. 
der Kaijer am 10. Dec. zu befehlen gerubt, daß es bis zur definitiven Or: 
ganifation Weſtrußlands durd eine Hinlängliche Verftärfung der Zabl ruf: 
ſiſcher Landbefiger, Perfonen polniſcher Herkunft verboten jein jel, 
Güter in den neun wejtlichen Gouvernements neu zu erwerben, und daß all 
nah der Veröffentlichung diefer Verordnung vollzogenen Acte und geichlofienen 
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Eontracte, welche innerhalb ber Gränzen biefer Gouvernements belegene Güter 
auf anderem Weg, als dem gefeklicher Erbſchaft an Perfonen polnischer ger 
Funft bringen, al8 ungültig zu betrachten find. Außerdem wird dem Guts 
achten ber befonderen Commiſſion gemäß allerhöchſt befohlen, daß ben aus 
Weſtrußland verwiejenen Beſitzern jequeftrirter Güter das Recht verbleiben 
fol, im Laufe von zwei Jahren, vom Tage ber Beftätigung gegemwärtiger 
Berorbnung d. J., vom 10. (22.) Dec. an, ihre in Meftrußland befegenen 
Güter an Perſonen ruſſiſcher Herkunft, griechiicher oder proteftantiiher Con— 
fejlion zu verfaufen, oder gegen Güter in andern Theilen des rufjiichen 
Reichs zu vertaufchen. Zur Erleichterung jolcher Verkäufe oder Taufe wer: 
den bie Gontrahirenden bei Vollziehung der Acte von den Gorroborationd= und 
anderen Gebühren befreit. Dieje Regel ſoll auch beim Verkauf oder Aus— 
tausch der nicht jequeitrirten Güter in Anwendung fommen, welche Perſonen 
gehören, dic wegen Betheiligung am legten Aufftand in adıninijtrativem Weg 
aus Meftrußland veriwiejen worden find.“ 
6. Dec. (Polen.) Ein kaiſ. Ukas normirt die Einkommens- und 
ſonſtigen Verhältniſſe der kath. Geiſtlichkeit. Die Liegenſchaften und 
Capitalien der Kirche gehen nach demſelben in die Verwaltung des 
Staates über und der Klerus wird auf feſte Beſoldung geſetzt. 

Die angeſetzten Beſoldungen find fait durchgehends höher als in Frank— 
reich; die Einnahmen der Biſchöfe ſind jedoch geringer als bisher, die Be— 
ſoldungen der niedern Geiſtlichkeit dagegen weſentlich verbeſſert. Die Ein— 
nahme aus den geiſtlichen Gütern wird zu 450,000 Rubeln angegeben, wäh: 
rend bie nach den neuen Reglement zu zahlenden Bejoldungen über 800,000 
Rubel betragen. Dafür wird die Geiſtlichkeit in Zukunft wejentlih abhängig 
fein vom Staate. 

» Die Aufhebung der Leibeigenihaft Tann als volljtändig durch— 
geführt angejchen werden. 


12. Türkei. 


11. Jan (Donaufürftenthümer). Fürſt Couza becretirt bie Ein: 
führung des gregorianiichen Kalenders. 

16. „ (DonaufürftenthHümer). Im Senat wird der Antrag ge 
ftellt, die Dynaftie Couza’s für erblich zu erklären. 


6. Febr. (Don au fürſtenthümer). ntlaffung des Premierminifters 
Cogalnitſcheano und Mopdification des Miniſteriums. 

12. „ (Donaufürftenthbümer). Das Miniftertum legt der II. Kam: 
mer eine Art Programnı vor. Die derfelben octroyirte Gefchäfte: 
ordnung ift ein wahres unicum. 

16. „ (Donaufürftenthümer). Die I. Kammer votirt die ven 
der Regierung verlangte Anleihe von 150 Mill. PB, um damit in 
Conſtantinopel bie Angelegenheit der griechiſchen Klöjter ins Reine 
zu bringen. 


13. März (Donaufürftentbümer). Beide Kammern haben ein 
Geſetz votirt, das die Mahl und Abſetzung ber Patriarchen und der 
Bilhöfe in die Hand des Fürften legt und fie zu bloßen Staats: 
beamten madt. Couza zögert, dem Geſetz jeine Sanction zu er: 
teilen. 

20. „ Eröffnung der Telegraphenlinie zwiſchen Gonftantinopel und 
Teheran. 


1. April. Unterzeihnung des Finanzvertrags zwiſchen der Pforte und 
dem engl. Haufe Laing. Angeblich bezweckt berjelbe eine Eonverfion 
und Gonjolidation der alten Schuld, in Mahrheit aber nichts an: 
beres, als die Möglichkeit neuer Anlehen. , 

16. „ (Aegypten). Delegirte des europäifhen Handels treten auf 
bie Einladung von Leſſeps in Mlerandria zufammen, um die Aus: 
führung bes Suezcanals zu prüfen. Feſtmahl besfelben zu Alerandria. 
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3 ‚..ı Ehnode und gegen die Umwandlung bes Patri: 

ver Biſchöfe der Fürftenthümer in bloße Staatsbeamtete 

„gen, wird von ber Regierung einfach über die Gränze ge: 

ſchafft und das von beiden Kammern votirte, vom YFürften dagegen 

bisher noch nicht fanctionirte Gefeß über Wahl und Abjegung des 
Patriarhen und der Bifchöfe an demſelben Tage fanctionirt. 


: » (DonaufürftentHümer). Der Einderlofe Fürft Couza abop: 


tirt ein Kind und ertheilt ihm ben Titel-eines Prinzen. Die Pforte 
und Rußland proteftiren dagegen. 

„ (Serbien). eier des 50jähr. Jubiläums der Unabhängigkeit 
Eerbiens in Toptſchider. 


. Juni. (DonaufürftenthHümer). Neue Mobification des Mi: 


niſteriums. 

» Vollendung ber Organiſation der neuen Donauprovinz mit ber 
Hauptſtadt Ruſtſchuck. 

„GBulgarien u. Bosnien). Neue Abfälle vom Patriarchen 
bon Gonjtantinopel. 

v (Megypten). Ausbruch der Cholera in Mlerandrien unb Cairo. 
Der Vicekönig flieht nad) Gonftantinopel. | 


d. Juli. (Aegypten). Die Suez-Canal-Compagnie macht bem euro: 


päiſchen Handelsſtand die Anzeige, daß der ſchiffbare Weg zwiſchen 
dem mittelländijchen und dem rothen Meere mit diefem Tage eröff: 
net jei. 

» (Serbien). Die (finderloje) Fürftin verläßt das Land. Fürſt 
Michael läßt die Ehe trennen und weist der Fürftin 20,000 Dus 
caten jährlider Einkünfte an, die volle Hälfte der fürftlichen 
Civilliſte. | 

v„ (Donaufürftentbümer). Fürft Couza begibt fid) nad) Bad 
Ems, nachdem er eine Proclamation erlaffen, in ber er die Benöl: 
terung zu Ruhe und Ordnung während feiner Abwejenheit ermahnt. 
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23. Juli. (Donanfürftentbümer) Die Regierung becretirt aber 
mals die Einführung des Tabafmonopols und ordnet die Abliefe 
rung der Vorräthe von Tabak und Gigarren an den Staat auf ben 
15. Aug. an. 


15. Aug. (Donaufürftenthümer), Crawall in Buchareſt. Brutale 
Unterdrückung desſelben. Es Bleibt ungewiß, ob er nicht ton te 
Regierung felbjt provocirt worden ift. 

26. „ (Donaufürjtenthümer) Fürft Couza trifft von Ems eilis 
wieder im Lande ein, erläßt eine Amneftie und ſetzt 5000 Piaſter 
für die Opfer des NAufitandes aus, Der Termin für Ablieferung 
von Tabakvorräthen wird auf den 6. Sept. hinausgeſchoben. 


2. Sept. Fuad Paſcha erläßt eine ermahnende Note an ben Fürſten 
Couza. 

6/7. „ Ungeheure Feuersbrunſt in Conſtantinopel. 

7., 0Donaufürſtenthümer). Die Regierung erklärt ben Ge 
meinderath vor Buchareſt für aufgelöst. 

12. „ (Donaufürjtenthümer). Mit diefem Tage tritt das Geſet 
in Kraft, das den Volksunterricht für obligatoriih erklärt. De 
Unterridhtsminifter erläßt ein dießfälliges Gircular an die Fra: 
fecten. 

21. „ Finanznoth der Pforte. Idee Fuad Paſcha's, die Mojcheengüter 
einzuziehen. Die Frage wird im Minifterconfeil ernfthaft erwogen. 
Der Cheih ul Islam widerjeßt fi dem Plane. 

— „ (Donaufürftenthümer). Unterhandlungen über die Frage 
der Klojtergüter. Die europäifhe Commiſſion erklärt dem Patriar— 
Ken von Conſtantinopel, daß nur von Entſchädigung, nicht von einer 
Rückgabe der Kloftergüter die Rede fein könne. 


25. Oct. (DonaufürftentKhümer). Der Antrag des Minijterratbes, 
daß alle PBerfonen, welche den Pachtſchilling für Kloftergüter ihrem 
Eontracte zufolge an die Geiftlichen zahlten, denfelben noch einmal 
an bie mol dau-walachiſche Staatskaffe zu zahlen hätten, wird vom 
Fürften Couza nad) langem Bedenken endlich genehmigt. 


23: Nov, (Donaufürftenthümer). Fürft Couza weist in Antwort 
auf die Note Fuad Paſcha's vom 2, September in einer Depeſche 
nach Conjtantinopel jede Einmiſchung ber Pforte in bie inneren 
Angelegenheiten der Donaufürftenthümer ſchroff zurüd. 


17. Dec. (Donaufürften thümer). Eröffnung t ber Kammern. Thron 
rede des Fürſten Couza. 
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17. Dec. (Serbien). Uebereinfunft mit der Pforte bezüglich Entſchä⸗— 
digung ber aus Belgrad vertriebenen Türken. 

23. „ Die Paihalits Macedonien, Thejlalien, Epirus und Rumelien 
werden zu einer Provinz mit der Hauptſtadt Monaftir vereinigt 
und ber Serdar Omer Paſcha wird zum Gouverneur berjelben 
ernannt, 

30. „ (Libanon) Neue Unruhen auf Anftiften von Joſeph Karam. 


13. Griechenland. 


29. Jan. Die drei Schutzmächte maden in gleichlautenden Noten ber 
griechiſchen Regierung einige finanzielle Zugejtändniffe, lehnen es 
dagegen ab, mit ber Anleihe von 1832 Hinter diejenige von 1824/5 
zurüdzutreten und verlangen vielmehr als Pfand für den guten 
Willen Griechenlands zu Erfüllung feiner Verpflichtung die Anwei— 
fung einer zureihenden Branche feiner Revenien „überzeugt, daß das 
befte Mittel für Griechenland feinen Credit wiederherzujtellen im 
einer guten Verwaltung und in ber Erzielung weiſer Erfparnifie 
beſteht“. 


2. Febr. Beſuch des Prinzen Julius von Glücksburg in Athen. Der 
Prinz macht den Verſuch einer Verſtändigung mit den actions: 
bäuptern. Der König ficht fi) genöthigt, jeinen Oheim zu bes: 
avouiren. Abreije des Prinzen. 

25. „ Die Regierung bietet den Schugmädten als Pfand die Hälfte 
ihrer Zoll-Revenüen in Syra an. 


18. März. Brailas aus Corfu wird zum Minijter bes Auswärtigen 
ernannt. 

21. „ Spaltung des Minifteriums zwiſchen Admiral Kanaris und dem 
Minifter des Innern Kommunburos. Kanaris muß weichen und 
erhält feine Entlaſſung. Kommunduros übernimmt die Miniiter: 
präfidentichaft. 


26— 30. Mai. Allgemeine Deputirtenwahlen. Die Regierung wie bie 
Factionen ſetzen alle Mittel in Bewegung, um ihre Candibaten 
durchzubringen. Zweifelhaftes Rejultat. 


9. Juni. Eröffnung der Kammer. Thronrede des Königs. 

10. „ Abreiſe des Königs nad Corfu. 

30. „ Binanznoth der Regierung. Nur die Armee kann noch regelmäßig 
bezahlt werben. 
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O. Zul. Der König trifft von Corfu wieder im Athen ein. Die Kam- 
mer wählt den Regierungscandidaten zu ihrem Präfidenten; auch die 
Wahlen der Bicepräfidenten und Secretäre fallen zu Gunſten der 
Regierung aus. 


5. Aug. Morefdebatte der Kammer: die vom Minifterium vorgefchlagene 
Antwortsadreffe wird mit 78 gegen 3 Stimmen (60 Mitglieder 
enthalten fi) genehmigt. 

12. „ Die Kammer befchließt, daß ſämmtliche Beamtengehalte in Zu: 
funft zu einem Dritttheil in verzinslihen Schuldfcheinen ausbezahlt 
werben follen und becretirt eine Erhöhung bes Zolls auf Wein 
und Tabak. 

23. „ Der König geht neuerdings auf 14 Tage nad Corfu. 


20. Sept. Steigende Finanznoth. Die drei Schußmädte ſchlagen bas 
Verlangen der griechiſchen Negierung bezüglid einer Modification 
ber jährlihen Summe von 1 Mill. Fr. für das Anlehen von 1832 
rund ab. Ebenſo wird auch das von ber Regierung bei ber joniſch— 
englifchen Bank in Corfu nachgeſuchte Anlehen in London rund ab: 
geichlagen. 

28. „ Der König trifft von Corfu wieder in Athen ein. 


6. Oct. Wieberbeginn ber Kammerfigungen. Alle Anlehensverſuche find 
gejcheitert. Fünf Kriegsſchiffe werben jofort entwaffnet. Die Re: 
gierung legt ber Kammer eine Reihe von ejeßesentwürfen vor, 
durch welche neue birecte und indirecte Steuern eingeführt unb 
wejentlihe Erſparniſſe im Staatshaushalt (circa 2 Mill. Drachmen) 
erzielt werden ſollen. 

27. „ Nach dreitägiger Debatte der Kammer über die neuen Steuer— 
gejege ijt das Minifterium überzeugt, daß biejelben verworfen wer: 
den würden unb verlangt daher ein Vertrauensvotum. Dasjelbe 
wird unter namentliher Abftimmung mit 75 gegen 69 Stimmen 
abgelehnt. Das Minijterium Kommunduros gibt feine Entlafjung ein. 

28. „ Bulgaris, der Führer der Oppofition, erhält vom König ben 
Auftrag, ein neues Minifterium zu bilden, er jtellt feine Bedingun— 
gen, in erjter Linie die Entfernung des Grafen Sponned. Der 
König geht nicht darauf ein. Bildung eines Minifteriums Deligiorgt. 

30. „ Das Minifterium Deligiorgi verlangt dur eine Denfichrift vom 
König, den Grafen Sponned innerhalb 14 Tagen aus dem Palaft 
zu entfernen, erhält jebod Feine Antwort. 


10. Nov. Das Minifterium Deligiorgi verlangt vom König neuerdings 
die Entfernung des Grafen Sponned binnen 8 Tagen. Der König 
lehnt das Begehren ab; das Minifterium nimmt feine Entlafjung. 
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42. Nov. Unordnungen in Athen. Die Maffen verlangen immer brüs- 
gender die Entfernung des Grafen Sponned. 

46. „ Bildung eines Minifteriums Bulgaris, dem nunmehr die Entic: 
nung Sponneds innerhalb weniger Tage zugeftanden wird. 

17. „ Bulgaris verlangt vom König die Vertagung der Kammer ar 
20 Tage, um die nothwendigen Vorarbeiten zu den Vorlagen z 
machen. Der König verweigert jeine Zuſtimmung; das Miniiterium 
gibt jofort feine Entlafjung ein. 

23. „ Nach verichiedenen mißlungenen Berjuchen bildet Deligiorgt newer: 
dings ein Cabinet. 


2. Dec. Graf Sponned verläßt Griechenland. 

„» » Die Kammer beicließt mit 125 gegen 19 Stimmen die Wieder: 
abihaffung des Staatsraths und der König genehmigt den Beſchluß 

9, „ Die Kammer verweigert die vom Minifterium vorgefchlagene Bre- 
rogation mit 84 gegen 70 Stimmen. KRüdtritt des Minifteriums 
Deligiorgis. | 

14. „ Bildung eines neuen Dinijteriums unter dem Borfike von Rufos. 
Drei Mitglieder desjelben gehören der Partei Bulgaris, drei ver 
Partei Kommunduros an. 

30. „ Die Schutzmächte haben fi) Über eine activere Politit gegenüber 
Griechenland verftändigt. Hr. Erskine, der engliihe Gejandte, er: 
hält zuerjt die Inſtruction, fih im Falle eines Conflicts unbedingt 
auf die Seite des Königs zu ftellen und denjelben mit allen ibm 
zur Verfügung ftehenden Mitteln zu bejhüßen, 


IV. 


Anßerenropäilde Staaten. 


1. Bereinigte Staaten von Nordamerika. 


- an. Richmonder Blätter fchlagen die Emancipation der Sclaven vor 


a} 


unter der Bedingung gemeinjamer Anerkennung der Conföberation 
durh England und Frankreich. 

„ Beginn der erneuerten Verhandlungen des Reprãſentantenhauſes 
in Waſhington über die förmliche Abſchaffung der Sclaverei im 
ganzen Umfange des Bundes. 

„ Der Senat nimmt ein Gejeß an, demzufolge Weiber und Kinder 
farbiger Soldaten frei find. 

„ Der neue Ctaatsconvent von Miſſouri bejchließt mit 60 gegen 
4 Stimmen die jofortige und unbedingte Abjchaffung der Sclaverei. 
„ Zweite Grpedition gegen Wilmington (Nordcarolina): die Unions— 
flotte unter Admiral Porter mit Yandungstruppen unter Öeneral 
Terry erjcheint zum andern Mal vor Fort Fiber. 

» Der Senat ertheilt mit 30 gegen 8 Stimmen feine Zujtimmung 
zur Kündigung des Neciprocitätsvertrages mit Canada. 

»„ Zweite Erpedition gegen Wilmington (Nordcarolina): Einnahme 
des Forts Fiſher. 

»„ General Sherman tritt von Savannah (Georgien) aus ben 
Marih nah Norden an: die Hauptcolonne geht gegen Charlefton, 
zwei andere gegen Brandville (Sübcarolina). 

„ Das Nepräfentantenhaus lehnt eine Rejolution, welche den Em: 
pfang und die Abjendung von Friedenscommmifjarien empfiehlt, mit 
84 gegen 51 Stimmen ab, 

„ Die Staatsconvention von Tenneſſee ſchafft die Sclaverei ab. 

„ Zweite Grpebition gegen Wilmington: die Gonföberirten verlafjen 
bie Forts Gaswell und Campbell, ſowie die befejtigten Pofitionen 
von Smith-Island, Smithville und Rives-Point und zerftören fie. 
„Illinois hebt das Geſetz auf, das den Schwarzen verbietet, den 
Staat zu betreten, 
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28. Jan. Lee macht einen vergeblidhen Verfuch, die Umfhliefung Gr: 


30. 


31. 


" 


„ 


durch einen Angriff auf befjen Depots in City Point zu kurs 
brechen. 

Nicht-formelle Friedensconferenz zwilchen Lincoln und GSemar: 
einerjeits, Stephens, Hunter und Campbell andererfeits in x 
Monroe an Bord eines Unionsdampfers. Die fühftaatlichen Bere 
mächtigten verlangen einen allgemeinen Maffenftillitand als notbwer 
dige Vorbedingung jeder Unterhandlung: Lincoln lehnt jeden Bate- 
jtilftand auch nur auf einen Tag ohne vorherige Verftändigung übe 
das Princip eines Ausgleihs ab. Als ſolche verlangen bie Bedel 
mädhtigten der Sübjtaaten die Anerfennung der Conföderation, Lincelt 
dagegen die Anerkennung der nationalen Autorität im ganzen Um 
fange der Vereinigten Staaten, erklärt fich dagegen bereit, innerbai: 
diejes Brincips die liberalften und umfafjenditen Zugeftändnifle 
machen. Die Bevollmädtigten der Conföderirten gehen darauf mi« 
ein und die Gonferenz bleibt rejultatlos; beide Theile geben die 
ftimmte Erklärung ab, daß die Haltung und das Auftreten eime 
jeden ber beiden Regierungen genau biejelben bleiben werben, al: 
hätte die Zujammenfunft gar nicht ftattgefunden. 

Das Repräjentantenhaus ertheilt nunmehr mit der von der Bır 
desacte geforderten Majorität von zwei Dritteln der in beſchluß— 
fühiger Zahl anmefenden Mitglieder (119 gegen 56, indem 16 Te 
moeraten in Folge der Wahlen vom Nov. 1864 zur Majeriti: 
übergehn) feine Zuftimmung zu dem vom Senat ſchon angenommene: 
Zuſatz zur Bundesverfaflung: 

„Art. XIII. $ 1. Weder Sclaverei noch unfreiwillige Dienftbarkeit, ause 
als Strafe für Verbrechen, deren bie betreffende Perion in aller Form Re: 
tens überwiejen worden, ſoll innerhalb der Ver. Staaten oder an irgen 
einem unter ihrer AQurisdiction ftehenden Orte beftehen. $ 2. Der Eon: 

reß bat bie Befugniß, biejen Artikel durch geeignete Gr: 
a zum Bollzug zu bringen“. 

Anmerf. Bon den 183 Mitgl. des Haufes find 175 anwefend; die cr 
forderlihe Zahl war 117. 

Nach der Abſtimmung bricht ein bonnerndes Hurrab im Saal und auf 
ben Gallerien aus; Hüte und Taſchentücher werben geichwenft, viele umarmen 
fi, andere vennen umber, um ſich die Hände zu jchütteln. „Der Donmer 
ber Kanonen verkündet, daß der Congreß bes größten Volls der Erde die 
größte That der neueren Gejchichte geboren hat”. 

Der Zufag muß durch die gejeggebenden Körperfhaften von drei Rier: 
theilen aller Staaten der Union (aljo durch wenigitens 27 von den 36 Stax: 
ten, bie 3. 3. bie Union bilden) vatificirt werden, bevor er ein integrirender 
Beltandtbeil der Bundesverfafjung und fomit aud für die Sclavenftaaten 
techtsverbindlih wird. Die Bundesverfafjung beſtimmt indeß feine Zeit, in 
nerhalb welder bie Ratification erfolgen muß, fo daß auch ein etwaiges ab 
lehnendes Votum eines Staates im Wege der Mevifion durch eine folgende 
Legislatur umgewandelt werden kann. Tritt der Zuſatz in volle Rectstrakt, 
jo wird nicht nur buch $ 1 bie Sclaverei im ganzen Umfange ber Unien 
gejeglich befeitigt, fondern burdh $ 2 desjelben wird auch die Union aus dem 
gegenwärtigen Zwitterding zwilhen Staatenbund und Bundesſtaat definitiv 
in ben Bunbesjtaat hinübergeleitet. 
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1. Febr. Am Eongreß zu Richmond wird eine Reſolution eingebracht 


Is ° 


— 


16. 


und dem Ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten überwieſen, dahin 
gehend, daß „die Zeit vielleicht nicht ferne ſei, wo die conföderirten 
Staaten bereit ſein würden, ſich auf Grundlage der Unabhängigkeit 
mit denjenigen zu verbinden, welche das größte Intereſſe an der 
Geltendmachung der Monroe-Doctrin haben“. 

„ Fernando Wood, das Haupt der Newyorker Democraten-Partei, 
gibt im Repräfentantenhaus die Erklärung ab: Da der Präfident 
der Ausjöhnung die Thür geöffnet habe und die Conföderirten auf 
dieſes Entgegenfommen nur mit dem Antrag auf Trennung geant: 
wortet hätten, jo jei er, was ihn betreffe, bereit, zur Eroberung des 
feindlihen Landes zu helfen, um durd Gewalt zu erlangen, was 
man nicht duch Borjtelungen habe erlangen können. 


5—6. „ Grant jchiebt jeinen linken Flügel vor Petersburg Rihmond 


etwas weiter gegen bie Lynchburg-Eiſenbahn vor. 

„ Eine Bolksverfammlung in Nihmond erklärt fih für energifche 
Fortſetzung des Kriegs. 

„ Die Armee Shermans bejeßt auf ihrem Zuge nad) Norden 
Branchville (an der Atlanta-Charleſton-Eiſenbahn in Sübdcarolina). 
„ Kine zweite Bolfsverfammlung in Richmond ſpricht ſich wiederum 
für energiſche Fortießung des Krieges aus. 

»„ Sherman bejegt auf feinem Zuge nad) Norden Columbia, bie 
Hauptjtadt von Cübcarolina, 


AT. „ Charlefton (Südcarolina) wird von den Conföberirten geräumt 


20. 


22, 


und von den Bundestruppen bejeßt. 
„ Der Eenat beihließt auf den Antrag Summers einjtimmig, daß 
die Staatsſchuld der Conföderation niemals und unter feiner Bedin— 
gung von der Union werde anerkannt werden. Das Repräjentanten: 
haus tritt dem Beſchluſſe am 1. März bet. 
„ Die Unionstruppen nehmen das Fort Anderfon bei Wilmington 
(Nordcarolina). 
„ Das Repräfeniantenhaus der Conföderirten jpricht ſich für Be: 
waffnung der Sclaven aus, der Senat bejhließt jedoch am 21. Febr. 
mit 1 Stimme Mehrheit Verjchiebung eines Beichluffes auf unbe: 
ftimmte Zeit. 

Wilmington (Nordcarolina) wird von ben Conföberirten geräumt 
und von den Bundestruppen bejeßt. 


„ Note Sewards an den Geſandten der mericanischen Republit in 
Wajhington: 

„Ich babe die Ehre, mich zum Empfange Ihrer Mittheilung v. 6. d. zu 
befennen, in welcher Sie, in Ihrer Eigenjchaft eines bei der Regierung ber 
Ber. Staaten von Amerika beglanbigten außerordentlihen Geſandten und bes 
vollmächtigten Minifters der Vereinigten mericanijchen Staaten, in der fürms 
lichſten, kräftigſten und feierlichſten Weiſe Proteft einlegen gegen irgend eine 
Seitens des Gr:Erzherzogs Ferdinand Marimilian von Dejterreih in Namen 
Merico’8 an den Kaifer der Franzoſen ſchon gemachte oder noch zu machende 
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Uebertragung oder Abtretung, durch welche er mericanifches Gebiet veräußert 
ober bypothecirt, oder im irgend einer Weife bie Verantwortlichfeit der meri— 
canifchen Republik compromittirt. Zu biefem Schritte fühlen Sie ſich um: 
ter ben in Ihrer Note bes Weiteren ausgeführten Umjtäinden bewogen, ba 
Sie dafür halten, daß er mit Ihren beiligften Nflichten als Bertreter von 
Merico im Einflange ftche. Es macht mir Freude, Ahnen in Erwiderung 
mitzutbeilen, daß ber erwähnte Proteft im Archive biejes Miniſteriums nie- 
dergelegt werben wird, damit er dort verbleibe als ein Zeugnip für Ihr Ber: 
fahren im gebachter Angelegenheit und als ein neuer Beweis Ihrer eifrigen 
und patriotijchen Pflichterfüllung als Gefandter für Dierico in den er. Staa— 
ten, und zu fold weiteren Zweden und Berwendungen, wie 
zufünftige Begebenheiten fie etwa erfordern follten“, 


26. Febr. Der Bundesabmiral Dahlgreen bejeßt Georgetown (Südcare 


28. 


lina) und ſchickt eine Flotte den Fluß hinauf, um Sherman bie 
Hand zu reichen. 

Eine ftarfe Unionsflotte erfcheint vor Mobile (Alabama). 

„ Die Rihmonder Blätter finden fidy in der Lage, mit Heftigfeit 
gegen die Idee, Rihmond Preis zu geben, proteftiren zu müffen. — 
Sen. Johnſton wird von der Conföderirten-Regierung in Richmond 
zum Commandanten ber Armee in Tennefjee, Südcarolina, Georgia 
und Florida an Beauregards Stelle ernannt. 

„ Beide Häufer der Legislatur von Kentudy Iehnen den vom Con— 
greß beichloffenen Zuſatz zur Bundesverfaſſung betr. Abſchaffung der 
Sclaverei mit großen Mehrheiten ab. 


4. März. Abraham Lincoln tritt zum zweiten Mal fein Amt als Prä: 


fident der Union an. Inaugural-Adreſſe: 

„Landsleute! Indem ich zum zweiten Male ericheine, um ben Gib ala 
Präfident zu leiften, habe ich weniger Anlaß zu einer ausführliceren An— 
ſprache, als das erite Mal. Damals erfchien eine etwas eingehende Dar: 
legung bes zu befolgenden Berfahrens als ſehr wünſchenswerth und paſſend. 
Sept, nah Ablauf von vier Jahren, während welcher fortwährend öffent liche 
Erklärungen in Bezug auf jeden Punkt und Pat des großen Kampfes, wel- 
her noch immer die Aufmerfjamfeit der Nation und ihre Energie faft aus- 
Ihlieglih in Anfpruch nimmt, hervorgerufen wurden, ließe fih wenig Neues 
fagen. Der Erfolg unferer Waffen, von dem alles Andere bauptlächlih ab- 
hängt, ift dent Publikum eben jo wohl, wie mir, befannt. Gr ift, wie ih 
benfe, im Allgemeinen für Jedermann befriedigend und ermutbigend. Wit 
hohen Hoffnungen für bie Zufunft wage ich Feine Prophezeiung in biejer 
Hinfiht. Vor vier Jahren waren bei der Gelegenheit, weldhe der heutigen 
entſprach, alle Gedanken mit Spannung auf einen bevorftehenden Bürgerkrieg 
gerichtet. Jeder fürchtete ibn; Jeder juchte ihn zu vermeiden. Während von 
biefer Stelle aus die Inaugural-Adreſſe verlefen wurde, welche ganz darauf 
abzielte, die Union ohne Krieg zu retten, fuchten die im der Stadt befindlichen 
Agenten der Infurgenten die Union ohne Krieg zu zerftören, indem fie bie: 
jelbe durch Unterhandlungen auflöien und theilen wollten. Beide Theile 
waren gegen ben Krieg; aber der eine Theil zog ben Krieg beim Untergange 
ber Union vor, und jo fam es denn zum Kriege. Ein Achtel ber ganzen 
Bevölferung beſtand aus farbigen Sclaven, die nicht über die ganze Union 
verftreut waren, fondern in deren füdlichem Theile Iebten. Diele Sclaven 
bildeten ein eigenthimliches und mächtiges Element, und Jedermann mußte, 
daß dieſes Element in ber einen ober ber anderen Weiſe zum Kriege führen 
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werbe. Die Berftärfung, Erhaltung und Ausbreitung biefes Elementes war 
bas Ziel, um befjentwillen bie Inſurgenten bie Union burd ben Krieg zer= 
reifen wollten, während die Regierung fein weiteres Recht beanfpruchte, als 
die Zerritorials: Ausdehnung bdesjelben zu beichränfen. Steine Seite erwartete, 
daß der Kampf die Größe und Dauer erreichen werbe, bie er bereits erreicht 
hat; feine von beiden erwartete, baß bie Urjache bes Kampfes jhon vor Be: 
endigung besjelben jelbit aufhören werde. Jede von beiben erivartete einen 
leichteren Triumph und ein weniger radicales und erſtaunliches Refultat... 
Innig hoffen wir, und inbrünftig beten wir, daß biefe gewaltige Kriegsgeißel 
bald verichwinden möge; doch wenn es Gottes Mille ift, daß der Krieg forts 
bauere, bis der durch Yeibeigene durch 250jährige unbezahlte Arbeit aufge: 
bäufte Reichthum verjenft iſt und bis jeder durch die Peitſche hervorgelockte 
Blutstropfen durdy einen anderen, ben das Schwert bervorlodt, bezahlt ift, 
wie vor 3000 Jahren geſprochen wurde, jo muß doch ohne Uebelwollen gegen 
irgend Jemanden, mit chriftlicher Liebe gegen Alle und mit feſtem Beharren 
auf dem Rechte gefagt werden, daß die Natbichlüffe des Herrn durchaus ges 
recht find. Wie Gott uns verleiht, das Rechte zu ſehen, fo lafjet uns rin= 
gen, das Werk, in dem wir begriften find, zu vollenden, die Wunden ber 
Nation zu verbinden, für den, welcher auf dem Schlachtfelde gekämpft hat 
und für Wittwen und Waiſen der Gefallenen zu ſorgen, Alles, was wir thun 
lönnen, zu vollbringen und einen gerechten und dauernden Frieden unter ung 
und mit allen Nationen zu pflegen“. 

4. März Der Senat von Virginien ermächtigt ben Gouverneur zur 
Bewaffnung ber Neger. 

T. „» Die Rihmonder Blätter befprechen bie Frage der Errichtung einer 
Militärdictatur für die Conföderation. 

11. „ Der conföderirte Gen. Bragg zieht fih vor dem von Neubern 
und Wilmington her anrüdenden Bunbesgeneral Shofielb nad) 
Goldsboro zurück und gibt die Vertheidigung der Neufelinie (Norb: 
carolina) auf. 

— „ Der conföberirte Senat zu Richmond gibt endlich mit geringer 
Mehrheit feine Zuftimmung zu der Bewaffnung der Sclaven, nad: 
dem das Nepräfentantenhaus jeinem Beſchluß die Claufel beigefügt 
hat, daß in dem Rechtsverhältnig "der zu Soldaten gemadten Scla— 
ven ohne die Zuftimmung ihrer Cigenthümer und ber betreffenden 
Einzelftaaten feine Veränderung ftattfinden folle, d. 5. daß biefe 
ſchwarzen Soldaten Sclaven bleiben jollen. 

12. „ Sherman ift auf feinem Zuge bis Yayetteville (Norbcarolina) 
vorgerüdt. 

14. „ Sherman bridt von Fayetteville weiter gegen Norben auf, fchein: 
bar und um ben ihm gegenüberftehenden Conföberirtengeneral John: 
fton zu täufchen in der Richtung auf Raleigh, die Hauptjtabt von 
Nordcarolina, in Wahrheit aber nad rechts davon, um fi mit 
Shofield und Terry (von Wilmington her) zu vereinigen. 

„ » Botihaft des Präfidenten Jefferfon Davis an ben conföberirten 
Congreß zu Rihmond und Antwort des Congreſſes: gegenfeitige 
Vorwürfe. 

Die Botſchaft Davis’ enthält neben ofjenen Eingeftändniffen der bedrängs 
ten faſt boffnungslofen Rage bittere Vorwürfe gegen ben Gongreß. Davis 
fucht dem Eongreß alle Schuld dafür aufzubürden, daß es mit ben Geſchicken 
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ber Gonföberation fo fchnell bergab gehe. Wenn ber Gongreß zeitig genug 
für die Bewaffnung ber Neger Sorge getragen und die fiscaliichen Bor ſchläge 
ber Regierung angenommen bätte, würbe jeßt die militärifche und imanzielle 
Lage nicht eine jo überaus Fägliche fein. Der Eongreß weist dieſe Borwütrfe 
in einem langen Bericht aufs emtichiedenjte und im Tone des einſchneident— 
ſten Hohns gegen Davis und feine Minifter zurüd, Er erinnert Hm. Daris 
daran, daß dieſer in feiner letzten VBotihaft am 7.Nov. v. J. noch gar michts 
don einer allgemeinen Negerbewafinung wifjen, fondern nur 40,000 Pleger 
als Fuhrfnechte, Köche, Schanzgräber 2c. in Dienft genommen baben wollte; 
er fragt höhniſch: in welchem Stadium der Sriegsereignifje des Winters Hrn. 
Davis die Erfenntniß von ber Nothwendigkeit der Negerbevaflnung aufge: 
gangen fei, und warum er von diefem Durhbrud der Erkenntniß den Con: 
greß nicht in Kenntniß gejeßt babe, und knüpft daran die verlefende Wer: 
fiherung, daß die ichliegliche Zujtimmung des Gongrejjes zu der Maßregel 
ganz und gar nicht mit Rüdjicht auf die Wünſche Davis’, jondern auf Die 
Lee's ertheilt worden jei. Dem Begehren des Hrn. Davis, daß ein allgemei- 
nes Milizgejeß erlaffen werde, antwortete der Gongreß mit ber bündigen Er— 
Härung: daß, foweit es von der Geſetzgebung abhängt, bereit die geiammmie 
wafjenfähige Bevölkerung durch die Gonfcription abjorbirt, aljo aur kein 
Material mebr vorhanden ſei, auf welches ein Milizgejek wirfen fönne, aus- 
genonmen Knaben unter 17 und alte Männer über 50 Jahre. Dieſe aber 
müfje man doch füglich ben Ginzelftaaten laſſen, wäre es auch nur, um bar: 
aus eine Ortspolizei zur Abwehr ber als Räuber umberziehenden Dejerteur: 
zu bilden. Den Beſchwerden Davis’ darüber, daß das Gonferiptionsgeies 
noch zu zahlreiche Gremtionen ftatuire (Aerzte, Yehrer, Apotheker, Nedacteure), 
begegnet der Congreß durch ben Nochweis! daß die Zahl ber diesſeits bes 
Miſſiſſippi gefeglich erimirten Individuen nicht mehr als 9000 betrage, mäb- 
rend Davis in willfürlicher Gunſtbezeugung nicht weniger als 22,035 com: 
feribirte Individuen vom activen Dienft entbunden babe. Was die fiscali— 
Ihen Vorlagen betrifft, jo erklärt ber Gongreß: daß er bereit acweien, fie an: 
zunehmen, aber ohne Bedauern davon abgeſtanden ſei, als jich ergeben babe, 
daß ber Finanzminijter in feinem Jahresbericht die ſälligen Berbindlichkeiten 
ber Regierung um die enorme Summe von 400 Mill. Dollars zu gering 
angegeben, d. h. ein Deficit von diefem Betrag einfach todtzuihweigen geſucht 
babe. Einer folhen Finanzfunft gegenüber würden fich alle Gejege zur Ber: 
befferung der Valuta doch als vollfommen unmächtig erwiefen baben, und 
jomit babe man es nicht der Mühe werth gehalten, ſolche Geſetze zu geben. 


47. März. Beginn ber förmlichen Belagerung Mobiles (Alabama) durch bie 


18. 


22. 


Streitkräfte der Union. 

Der conföderirte Congreß in Richmond vertagt fich, nachdem er 
ein Manifeft erlaffen, in dem er erklärt, die Eroberung des Südens 
fei geographiich unmöglih und die Bevölkerung zur Ausdauer ermu- 
thigt, und nachdem er den Präfidenten Davis ermächtigt hat, nöthi— 
genfalls die Baarvorräthe der Richmonder Banken in Beichlag zu 
nehmen. Der conföberirte Kriegsminifter ordnet die fofortige Aus: 
bebung der Sclaven zum Militärdienft an. 

„ Der Unionsgeneral Sheridan langt endlich aus dem Shenanboah: 
thale, nachdem er den conföberirten Gen. Early wiederholt geſchla— 
gen und bie für bie Conföberirten beftimmten Vorräthe in meiten 
Umkreiſe zerjtört hat, in Whitehouſe am Pamunfey an. 

„ Sherman befegt Goldsboro (Norbcarglina) und vereinigt fi mit 
Shofield und Terry. Der onföberirtengeneral Johnſton eradıtet 


" 
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Maleigh und die ganze Neufelinie für verloren und zieht ſich Hinter 
Den Roanofe zurüd. 


—27. März Gefechte um Petersburg. Lee macht einen Verſuch, City 


— 


w 


8. 


Point zu nehmen und ift erit fiegreich, wird aber ſchließlich zurück— 
geworfen. 

w Des Unionsgenerald® Sheridan’s ganzes Corps überjchreitet bei 
Deep Bottom den Jamesfluß, um ſich mit der Belagerungs-Armee 
Grant's zu vereinigen, 

» Die Armee des Unionsgenerals Thomas ift auf ihrem Marfche 
aus Tenneſſee gegen Richmond bis Boon (Nordcarolina) gelangt 
und rüdt weiter vor nad Greenville. 

„ Lincoln, Grant, Sherman und Sheridan halten SKriegsrath in 
Grant's Hauptquartier über den letzten entjcheidenden Schlag gegen 
Richmond. 

„ Die Armee Grant’s fett ſich auf allen Punkten zum entjcheiden- 
den Angriff in Bewegung. 

„ Kampf um Petersburg: Richmond. Sheridan nimmt am Abend 
den (für Lee's Rückzug wichtigen) Punkt Five Forks, weſtlich von 
Petersburg, muß ihn aber in der Nacht wieder räumen. 


. April, Fortjeßung des Kampfes um Petersburg-Richmond: General 


Sheridan erjtürmt definitiv die Pofition von Five Forks; Orant 
nimmt White Oak Road. 

„  Vortjegung des Kampfes um Petersburg-Rihmondb: die Bundes: 
armee nimmt die ganze Äußere Yortificationslinie von Petersburg ; 
die Conföderirten werden auch vor Richmond aus allen Pofitionen 
geworfen. Lee räumt Petersburg und Richmond in der Nacht auf 
den 3. April und bewerkjtelligt feinen Abzug. Jefferſon Davis flieht 
mit einigen Getreuen nad) Süden. 

„ Lee ift in ber Richtung von Burkesville (Knotenpunkt der Eifen: 
bahnlinien von Richmond nah Lynchburg im Weften, und nad 
Danville im Süden) abgezogen. Die Bunbestruppen ziehen in 
Petersburg und Rihmond ein, in Richmond zuerjt die jchwarzen 
Zruppen unter General Weitzel. Grant und Sheridan verfolgen 
den abziehenden Lee. Jubel in Wafhington. Reden Lincoln’s und 
Johnſons. (Die Union zählt in diefem Augenblick 140 ſchwarze 
Regimenter mit 101,950 Mann; am 31. Oct. 1863 waren es 
erit 58 Regimenter mit 37,707 Dann.) 

„ Sheridan wirft den abziehenden Lee über den Appomator zurüd 
und verhindert ihn, die Eifenbahn zu gewinnen. Lee verliert 7500 
Mann. 

» Belagerung von Mobile: Gen. Canby nimmt das jpanijche Fort 
und die Fortificationen von Blakeley. Die Conföderirten beginnen 
ben Abzug aus Mobile. 


9, „ Lee capitulirt mit Jeiner ganzen Armee: 
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Grant an Lee, 7. April. General! Das Ergebniß ber lekten Roche 
muß Sie von der Hofimungslofigfeit ferneren Widerftandes auf Seiten Der 
Armee Nord:Virginiens in diefem Kampf überzeugen. Ach fühle, daß es ie 
ift, und erachte es als meine Pflicht, die Perantwortlichfeit für weiteres 
Blutvergieken von mir zu wälzen, indem ich Sie auffordere, den ale Armee 
Nord:Birginiens bekannten Theil des Gonfüderirten-StaatensHreres zu über- 

eben. 
ö Lee an Grant, 7 April. General! Ich habe Ihre Zuſchrift vom beur= 
tigen empfangen. Obgleih nicht ganz ber von Ihnen ausgedrüdten Anficht 
von der SHofinungslofigfeit ferneren Widerftandes auf Seiten der Armce 
Nord:Pirginiens, theile ich Ihren Wunſch, unnützes Blutvergießen zu ver= 
meiden, und frage daher, ebe ich Ihren Borichlag in Erwägung ziehe, wm 
die Bedingungen, die Ste für den Fall unferer Ergebung anbieten wollen. 

Srantan Lee, 8 Aril. General! Auf Abre eben empfangene Zu— 
Schrift antworte-ich : da Friede mein eriter Wunſch iſt, jo gibt eg nur cine 
Bedingung, worauf ich beftehen muß, nämlich, daß die übergebene Manzn- 
Ihaft außer Stand gejett werde, die Waffen gegen die Regierung ber Ver— 
einigten Staaten zu ergreifen, bis fie gehörig ausgewecieit it. Ich wid 
mit Ihnen zufammenfommen, oder Dfficiere ernennen, um mit ven Ibnen 
ernannten Officieren an irgendeinem Ihnen beliebigen Ort zufammenzutreten, 
und die Bedingungen ber Ucbergabe des nordvirginiichen Hecres definitiv feit= 
zuſtellen. 

Lee an Grant, 8. April. General! Ich babe Ihre heutige Antworts—⸗ 
note auf meine Zufchrift in fpäter Stunde erhalten. Jh war nit gemeint, 
die Ergebung der Armee Nord-Virginiens vorzufhlagen, ſondern fragte nur 
nach den Bedingungen Ihres Vorſchlags. Aufrichtig gelagt, ih denfe mid, 
daß bie dringliche Nöthigung (emergeney) zur Waffenftredung fich ergeben 
bat; aber da die Wiederberjtellung de3 Friedens das einzige Ziel aller ſein 
muß, wünſche ich zu willen, ob Ihr Vorſchlag darauf abziweden würde. Ich 
kann daher mit Ihnen zwar nicht zufammentreten in ber Abficht, die nord: 
virginiiche Armee zu übergeben; aber fofern Ihr Vorfchlag die unter meinem 
Gommando befindlichen conföderaliftifchen Streitfräfte berühren und zur 
Mieberherjtellung des Friedens führen mag, würde es mir angenehm ſein, 
Shnen morgen um 10 Uhr Vormittags auf der alten Poſtſtraße nach Rich— 
mond zwijchen den Pidetlinien dev beiden Armeen zu begegnen. 

Grant an ee, 9. April. Ihre geftrige Note ift mir zugefommen. 
Da ich Feine Autorität habe über die Friedensfrage zu unterbandeln, fo 
fünnte bie auf heute Vormittags 10 Uhr vorgefchlagene Zuſammenkunft nichts 
nügen. Indeſſen will ich Ihnen jagen, General, daß ich wirklich Frieden mit Ihnen 
wünſche, und der ganze Norden heat dasjelbe Gefühl, Die Bedingungen 
unter denen ber Friede erlangt werden kann, find begreiflid. Wenn ber 
Süden die Waffen nieberlegt, wird er dieſes höchſt wünſchenswerthe Greig- 
niß beichleunigen, Taufende von Menfchenleben retten, und ebenjo Hunderte 
von Millionen Eigenthbums, die noch nicht zerjtört find. Aufrichtig boffend, 
daß alle unſere Schwierigkeiten jih ohne Verluft eines weiteren Menſchen— 
lebens ausgleichen laſſen, zeichne 2c. 

Lee an Grant, 9 April. General! Jh empfing Ihre Zuſchrift von 
beute Morgens auf ber Pidetlinie, wohin ich mich verfügt hatte, um mit 
Ihnen zufammenzutreffen, und definitiv zu erfahren, welche Bedingungen in 
Ihrem geitrigen Vorſchlag binfichtlich der Uebergabe biefer Armee enthalten 
feien. Ich erſuche Sie nun um eine Unterredung, im Einklang mit dem 
ir aa Anerbieten Ihres geitrigen Briefs. 

zrant am Lee, 9. April. General! Ihre heutige Note ift mir erſt 
in dieſem Augenblid, 11 Uhr 50 Minuten Vormittags, zugefommen, indem 
ich mittlerweile von dem Richmond-Lynchburger auf die Farınville-Fund: 
burger Straße vorgerüdt bin. Indem ich diefes fchreibe, befinde ich mic 
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ungefähr vier Meilen von Matters’ Church, und will bis an bie Gränze vor— 
geben, um Ihnen zu begegnen. Cine Anzeige, wo Sie mid auf biejer 
Straße treffen wollen, wird mid) finden. 

Grantan Lee, Appomator Gourtsboufe, 9. April. In Einklang mit 
meinem Brief an Sie vom 8. d. bin ich bereit, bie Ergebung der Armee 
Nordoirginiens umter folgenden Bedingungen anzunehmen; ein Verzeich— 
niß aller Ihrer Officiere und Peute ift in Duplicat anzufertigen, das eine 
übergeben Sie einem von mir bezeichneten Dificier, das andere bleibt in ben 
Händen von Officieren, welche Sie bezeichnen mögen. Die Officiere geben 
ihr perfönliches Ghrenwort , nicht die Waffen gegen bie Vereinigten Staaten 
zu ergreifen, bis jie gehörig ausgewechielt find, und jeder Compagnie- oder 
Regiments:Gommandant unterzeichnet ein gleiches Ehremwvort für die Manns 
Schaft feines Commando's. Waffen, Artillerie und öffentliches Eigenthum 
werben verpadt und aufgejtapelt (packed and stacked) und den von mir 
zum Empfang beorderten Officieren überliefert. Davon find die Seitenwafſen 
der Officiere ausgenommen, und ebenfo ihre Privatpferde und Privatgepäck. 
Nach diefem darf jeder Officier und Soldat in feine Heimath zurüdfehren ; 
ohne von einer Unionsbehörde beunruhigt zu werden, folang er jein Ehren: 
wort hält und die am feinem Wohnort bejtchenden Gejete beobachtet. 

Lee an Grant. Hauptquartier der Armee von Nord:Birginien, 9. April. 
General! Ich babe Ihren Brief vom heutigen mit den Bedingungen em: 
pfangen. Da fie wejentlich die nämlichen find, wie die in Ihrer Zuſchrift v. 
8. d. angedeuteten, jo werben fie angenommen. Ich werde fofort die 
geeigneten DOffictere zum Vollzug der Stipulation bezeichnen. 

Lee trifft Grant um bald 3 Uhr Nachmittags in Appomator 
Court Houfe im Haufe des Bürgers Melane, in dem Grant ab: 
geitiegen. Lee unterzeichnet die Bedingungen Grant's und verlangt 
feinerfeit8 am Ende nur nod) die Ueberjendung von Lebensmitteln 
an feine Leute, die jeit 36 Stunden nichts gegefjen hätten, was 
Grant ſofort bewilligt. 

Abſchiedsproclamation Lee's am fein Heer: „Soldaten! Nach 
vier Jahren mühſamen Kriegsdienſtes, die ſich durch Tapferkeit und Muth 
ohne Gleichen kennzeichneten, ſieht ſich das Heer von Nordvirginien gezwungen, 
der Zahl und den überwältigenden Hülfsmitteln zu weichen. Ich brauche 
denen, die ſo viel ſchreckliche Schlachten überlebt und bis am Ende feſt ge— 
blieben, nicht zu ſagen, daß ich in dieſe Uebergabe keineswegs aus Mißtrauen 
gegen ſie gewilligt, ſondern nur aus der Ueberzengung, daß Tapferkeit und 
Opferwilligkeit durchaus nichts hätten erreichen können, was den Verluſten 
bei Fortführung des Krieges gleichfommen fünnte. Sch babe mich entichloffen, 
das nuglofe Opfer ber Griftenz jo vieler Münner zu vermeiden, bie ihr be: 
wielener Muth allen ihren Fandsgenoflen thener gemacht bat. Nach den Be— 
bingungen ber Webergabe fünnen die Officiere und Soldaten an ihren häus: 
lihen Herd zurückkehren und dort bis nad ihrer Auswechslung verbleiben. 
Ahr nehmt das Bewußtfein treuer Pflichterfüllung mit euch, und ich bete 
aufrichtigft, daß ein barmberziger Gotreuch feinen Segen gewähre und feinen 
Schuß über euch walten Taffe. Mit grenzenlofer Bewunderung eurer Be: 
barrlichfeit und eurer Hingebung fürs Vaterland, und mit danfbarer Ers 
innerung an eure wohlwollende und großherzige Rückſicht für mich, nehme 
ich von euch hiermit einen freundfchaftlichen Abſchied.“ 

Lee's Armee wird entwaffnet und feine Mannſchaft, 26,115 Mann, auf 
Parole entlafjen. 159 Kanonen und 71 Fahnen werden ben Bunbdestruppen 
ausgeliefert. 


12. April. Mobile (Alabama) wird von den Bunbdestruppen bejeßt. 


" 


„ Erfte Friedensmaßregeln des Präſ. Lincoln: 
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Die Blokade ber jübdlichen Häfen wirb aufgehoben und derſelben ver 
läufig die Schließung der dortigen Zollſtellen fubitituirt. 

Eine Proclamation kündigt an, day, wenn fortan noch Kriegsichifte der Br. 
Staaten in fremben Häfen als „belligerents* jtatt als Vertreter einer be 
freundeten Macht behandelt werden, unverzüglid Repreijalien = 
ben Kriegsichifien des jo handelnden Landes ergriffen werden jollen. 

Ale Aushebungen und Anwerbungen in den loyalen Staaten jind wa 
heut an eingeftellt worden, und jollen auch die im Felde ftehenden Armım 
(gegen 400,000 Mann) jobald als möglih auf die mäßige Zahl redech 
werden, beren ed zur Bollendung der Bacification noch bedürfen wird. 

Die Fabrifation von Waffen, Munition 2c, fir die Regierung, jowie da 
Anfauf von SKriegsmaterialien, Vorräthen ꝛc. wird unverzüglich eingeht 
ober auf ein bejcheidenes Maß zurüdgeführt. 

Eine beträchtliche Anzahl Schiffe fol aus der Kriegsflotte ausgerax 
und verfauft werben, 

Die von ber Militärautorität eingeführten Beihränfungen des inländiise 
Handelsverfehrs mit dem Süden werden zunädit für Virginien, Nord: un: 
Sübdcarolina und den öftlichen Theil von Georgia aufgehoben. 

Rede Lincolns in Wafhington über die von ihm verjuchte und bieber 
aufrecht erhaltene NReconitituirung Youifianas und über feine Abjicht, auf dem 
jelben Wege auch bezüglich der übrigen Sclavenjtaaten bes Südens vorwim 
zu gehn (Yincolns politiiches Tejtament). 

13. April. Raleigh (Nordcarolina) wird von ber Vorhut der Armee She: 
mans befegt. Der Conföderirtengeneral Johnſton zieht fich, eim 
Schlacht vermeidend, zurüd. 

14. „ Ermordung Lincolns durch den Schaufpieler Wilkes Booth im 
Theater zu Mafhingten. Der Mörder entkommt. Miklungene: 
Attentat auf ben Staatsjecretär Seward. 

15. „ Der VPicepräfident der Union, Andrew Johnfon, wird im fein 
neues Amt als Präfident der Union eingejebt und leiſtet den Eid. 

18. „ Convention zwifchen dem Bunbesgeneral Sherman und dem Eon: 


föderirtengeneral Johnſton bei Durhams Station: 

Bunftation: 1) Waffenrube und Aufrechthaltung bes status qw 
beider Armeen mit 4öjtündiger Kündigung; 2) Auflöjung aller ſüdſtaet— 
licher Armeen, Ablieferung der Waffen in den Hauptitädten der verfchiedenen 
Staaten; 3) Anerfennung der Regierungen in den einzelnen Staaten jeitens 
ber Erecutive der Ber. Staaten, wenn erjtere den verfafjungsmäßigen Eie 
leiten; 4) Wiederheritellung der Bundesgerichtshöfe in den einzelnen Staaten ; 
5) dem Bolf und den Bewohnern aller Staaten jollen, foweit es in der Be— 
fugniß dev Grecutive ſteht, ihre politiichen Rechte, jorwie ihre perlönlichen und 
Eigenthumsrechte, wie jie von der Eonftitution ber Ber. Staaten und der be 
züglichen Einzelftaaten definirt find, garantirt werden ; 6) bie Erecutive ber 
Ber. Staaten enthält ji) aller feindjeligen Schritte gegen friedliche Bürger; 
7) der Krieg hört auf, eine allgemeine Anmeltie wird gewährt. Beide Ge— 
nerale verpflichten ſich, baldmöglichit die nothivendige Autorität zur Aus 
führung diefes Programms von Seiten ihrer Regierungen zu erbitten. 

21. „ Präfident Johnſon verfagt der Convention vom 18. d. M. zwi: 
hen Sherman und Johnſton feine Genehmigung und ertheilt Sher— 
man den Befehl, fi künftighin aller nicht rein militäriſchen Verband 
lungen zu enthalten und dem Waffenjtillftand unverzüglid ein Ende 


zu machen. 
26. „ Johnſton ergibt fih an Sherman mit allen conföberirten Trup⸗ 
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pen zwiichen Raleigh und Chattahoochie (27,000 Mann) unter den: 
felben Bedingungen wie Lee. 

MH ypril. Wilkes Booth, der Mörder Lincolns, wird bei feiner Gefangen: 
nehmung in Maryland erjchoffen. 


. Mreai. BPräfident Yohnfon jet einen Preis auf die Verhaftung des 
Erpräfidenten Davis und mehrerer anderer Häupter der ehemaligen 
Eonföderation wegen angebliher Betheiligung an der Ermordung 
Lincolns. 

- gr Die conföderirte Beſatzung von Rallahaſſy Florida) ergibt ſich. 

., „Vroclamation des Präſidenten Johnſon bezüglich der ſüdſtaatlichen 

Caperſchiffe und die fernere Haltung der ſog. neutralen Mächte gegen 

dieſelben: 

„Sintemal bewaffneter Widerſtand gegen die Autorität der Regierung in 
gewiſſen Staaten, welche hiezuvor in Empörungszuſtand erklärt geweſen ſind, 
der Sache nach als beendet anzuſehen iſt, und Männer, welche jenen Wider— 
ſtand, ſowie die Operationen der Caperſchifſe der Empörer leiteten, ſich auf 
flüchtigem Fuß oder in Gefangenſchaft befinden; und ſintemal es bekannt 
iſt, daß einige dieſer Caperſchiffe noch die hohe See unſicher machen, und 
andere noch Anftalten treffen, Schiffe der Ver, Staaten zu nehmen, zu vers 
brennen und zu zeritören, jo weift der Präſident ſämmtliche Flotten-, Mili— 
tär- und Givilbeamten der Ber. Staaten an, eifrigit alle geletlichen Mittel 
anzuwenden, um bejagte Gaperjchiffe anzuhalten und in einen Hafen der Ber. 
Staaten zu bringen, auf daß es denjelben unmöglich werbe, fernere Gaperei 
gegen unfern Handel zu begeben, und anf daß die Perfonen an Bord ber: 
jelben binfort nicht mehr von der Strafe für ihre Verbrechen befreit bleiben 
mögen. Und fernerhin verfündet und erflärt der Prüfident, daß, wenn nad 
Ablauf einer angemefjenen Friit, binnen der diefe Proclamation in den Häfen 
von Nationen, welche den Anipruch machen, neutral geweſen zu fein, zur 
Kenntniß gefommen jein muß, die erwähnten Caperſchiffe der Empörer und 
Perſonen an Bord derſelben in beſagten Häfen weiterhin gaſtfreundlich 
aufgenommen werden, dieſe Regierung ſich gerechtfertigt erachten wird, den 
öffentlichen Schifſen ſolcher Nationen in den Häfen ber Ber. Staaten galt: 
freundliche Aufnahme zu verjagen, und folche andere Maßregeln zu er: 
greifen, wie fie behufs Schützung der nationalen Selbſtſtändigkeit rathſam er— 
ſcheinen mögen.“ 

„Präſident Johnſon erläßt eine Executivordre bez. der Wiederher— 

ſtellung der Bundesautorität im Staate Virginien und ernennt Mr. 

Pierpoint zum proviſoriſchen Gouverneur des Staates, um die Re— 

conſtitution desſelben einzuleiten. 

13. „ Der flüchtige Expräſident der Conföderation, Jefferſon Davis, 
wird in Irwinsville (Georgien) von den Bundestruppen eingeholt, 
gefangen und nach Fort Monroe gebracht. 

18. „ Das conföderirte Kaperſchiff Stonewall ergibt ſich dem ſpaniſchen 
Generalgouverneur von Cuba. 

20. „ Der Kriegsminifler Stanton erklärt, daß alle diejenigen, welche 
vom 1. Juni an diesjeits des Miſſiſſippi mit den Waffen in ber 
Hand ergriffen werben, erichoffen würden. 

22. „ Präfident Johnſon erklärt alle Häfen ber Union, diejenigen in 
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(dem noch nicht unterivorfenen) Teras ausgenommen, vom 1. Jul 
an dem Handel für wiebergeöffnet. 

23— 24. Mai. Große Heerihau in Wafhington über die Armeen bes Pete 
mac, von Tennejjee und Georgiens. Es werden feine Negertrupyen 
dazu gezogen. 

26. „ Der conföd. General Kirby Smith ergibt fi) mit feiner ganze 
Heeres: und Flottenmacht und allen Kriegsmaterial des Transmiifi 
jippi-Departements an den Bunbesgeneral Canby. 

29. „ Bräfident Johnſon erläßt eine Amneftieproclamation: 

Ausgejhlojjen von derfelben find: 1) die Givilbeamten und bi: 
plomatiichen Agenten; 2) jene Perjonen, weldhe ihren Sig im Congreß oder 
ihre richterlihe, militäriſche und feedienftlihe Stellung aufgegeben, um der 
Rebellion zu helfen ; 3) die DOfficiere der Rebellenarmee über Hauptmanns 
Rang, und der Marine über Lientenants Rang; 4) alle Jene unter dieſen 
Range, welde zu Weit Point oder auf der Marine-Akademie erzogen wur: 
den; 5) Alle, welche Gefangene anders denn als Kriegsgefangene behandelten; 
6) Staatsgouverneure; 7) alle Deferteure, welde den Rebellen gebolten ; 
8) alle Piraten und Grenzräuber, und 9) alle Perjonen, die freiwillig an 
der Rebellion theilnahmen, und deren jieuerbares Vermögen über 20,0% 
Tollars beträgt. Allein Alle, welde zu bdiejen ausgeſchloſſenen Giatien 
gehören, fünnen an der Amnejtie tbeilnehmen, wenn jie beim Präfidenten 
diejerhalb ein Sefuch einreihen. Die Gnade foll, ſoweit es die Thatjahe 
bes einzelmen alles zulaffen und es mit der Würde ber Vereinigten Staaten 
verträglich, in reihem Maße zu Theil werden, 

30. „ General Sherman jpridht fih in einer Abſchiedsproclamation ar 
jeine bisherige Armee gegen jede Betheiligung an einer Erpebitica 
gegen Merico aus, 


— uni. ine PBroclamation des Präfidenten Johnſon hebt alle bisbe 
rigen Handelsbejhränfungen im Süden nah außen und im Ja— 
nern auf. 

8. „ Die atlantifche Flotte ber Union wird von 600 auf 90 Schiffe reducitt. 

19. „ Eine Depeihe Sewards erklärt fi durch die Depejhe Ruffells 
vom 2. Juni (j. England) bez. chemalige conföberirte Caperſchiffe 
feineswegs befriedigt: 

wer. Mit Bedauern muß ich Ihnen jedoch mittheilen, daß Earl Rufjel’s De— 
peiche von einigen Vorbehalten und Erklärungen begleitet ift, die ber Regie: 
rung der Vereinigten Staaten unannehmbar ericheinen. Cs ift faum noth— 
wendig, zu bemerken, daß die Ver. Staaten niemals zugeben werden, mas 
fie bisher fortwährend bejtritten haben, daß nämlich die urjprüngliche Gon: 
cefjion friegführender Vorrehte an die Rebellen von Seite Großbritanniens 
nothwendig oder gerecht oder dur das Völkerrecht janctionirt geweien fei. 
Die zwijchen ber diesfeitigen und ber britiichen Regierung in einem frühen 
Stadium des Aufftandes ftattgefundene Correſpondenz zeigt, dab das zwilchen 
Großbritannien und Frankreich wechjelleitig getroffene Uebereinfommen, in 
Bezug auf befagten Aufjtand gemeinfam zu handeln, von ben Bereinigten 
Staaten als ein unfreundlicder Schritt angelehen wurbe, und daß die Ber: 
einigten Staaten deßhalb ablehnten, von einer diefer beiden Mächte eine Mit 
theilung entgegenzunehmen, welde bie Griftenz eines derartigen Arrangements 
kundgab. Ih muß daher bedaucm, daß Earl Ruſſell für nothwendig cr: 
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achtet bat, der biesjeitigen Regierung jet bie Anzeige zu machen, daß Ihrer 
Maj. Regierung es für angezeigt gehalten babe, fid) über bie Frage, ob J. 
Maj. Regierung die Miederherflellung des Friedens in den Nereinigtem 
Staaten gegenwärtig anerfennen wolle, mit ber franzöſiſchen Regierung zu 
beratben. Es iſt eine andere Duelle des Bedauerns, daß I. Maj. Regierung 
erflärt, jeden Kreuzer ber Vereinigten Staaten, ber in einem ber britijchen 
Häfen, Nheden oder Gewäfjer liegt, 24 Stunden lang in benjelben zurüd: 
balten zu wollen, um einem zur felben Zeit in ihnen befindlichen Inſurgen— 
tennjchiffe Gelegenheit zu bieten, einen folden Vorſprung bei ber Abfahrt aus 
biejen Häfen, Rheben und Gewäflern zu gewinnen. Und wieder ift es ein 
Grund bed Bedauerns, daß J. Maj. Regierung für geeignet erachtet bat, 
zu Gunften der Inſurgenten-Kriegsſchiffe den weiteren Vorbehalt zu treffen, 
daß, während eines Monats nad) Eintreffen der jegt von J. Maj. Regierung 
ertheilten Weifungen bei ihren betrefjenden Behörben, jedem in ben Gewäſſern 
J. M. einlaufenden oder bereits befindlichen Inſurgentenſchiffe, das fich feines 
kriegeriſchen Gharacters entkleiden und die Flagge irgend einer, als im Frie— 
ben mit 9. M. befindlichen, von J. M. Regierung anerkannten Nation ans 
nehmen will, fo zu thun geftattet fein foll; und ferner, daß ſolche Schiffe, 
nach vollzogener Entwaffnung, ohne Anfurgentenflagge in foldhen Häfen, 
Rheden und Gewäjjern verbleiben dürfen, obwohl die Beſtimmung wegen ber 
24 Stunden auf Schiffe diefer Art nicht angewendet werden fol. Weit ent: 
fernt, die Gejeglichfeit oder Gerechtigkeit dieſer Weifungen zugeftehen zu 
fönnen, halte idy es für meine Pfliht, Ew. Gre. die Mittheilung zu machen, 
dat vor Allem eine VBerfümmerung ber gegenfeitigen Gaftfreundfchaft zwiſchen 
ben Regierungsiciffen der Vereinigten Staaten und Großbritanniens von 
den Vereinigten Staaten nicht zugeftanden werden kann. So lange J. M. 
Regierung auf bie Handhabung des 24 Stunden-Reglements bejicht, über 
das die Vereinigten Staaten fo lange und "ihrem Dafürhalten nad) mit Recht 
geflagt haben, werben bie Vereinigten Staaten biejelbe Maß: 
regel den britifhen Negierungsjhiffen gegenüber in Ans 
wendung bringen müjfjen. Und ferner ijt e8 meine Pflicht, zu erflären, 
daß die Vereinigten Staaten niemals zugeben fönnen, daß fie im Ge: 
gentheife proteftiren gegen die Entſcheidung ber britiichen Regierung, ber 
zufolge Anjurgentensstriegsichiffen und Piraten das Eins und Auslaufen in 
Britenhäfen geftattet jein joll, jei es um jich zu entwafjnen oder eine fremde 
Flagge anzunehmen, oder zu andern Zweden. In Bezug auf alle Anjurgentens 
und Tiratenfahrzeuge, bie in Häfen, Nheden und Gewäſſern ber brit. Neiche 
betroffen werden, mögen fie dor oder nach Eintreffen neuer britifcher Regier— 
ungsbejehle dajelbit eingetroffen fein, behauptet die dießſeitige Negierung und 
beſteht darauf, daß berartige Schiffe verwirft find und gegen billige Ans 
meldung betreffenden Falles den Ver. Staaten ausgeliefert werben 
müjjen und daß, wenn fie burd) Kriegsichifje ber Ver. Staaten auf offener 
See unter was immer für eine Flagge abgefangen werben, ſolche Abfangung 
gejeglich fein fol. Ihngeachtet der von J. Maj. Regierung gemachten Aus: 
nahmen und Vorbehalte, die bier erörtert worden find, nehmen die Vereinig— 
ten Staaten mit Vergnügen bie von Ihrer Maj. abgegebene Grflärung ent: 
gegen, vermöge welcher fie das den Inſurgenten gemachte Zugeſtändniß, ben 
Charakter einer Friegführenden Partei zu befigen, zurüdnimmt, und cs gejteht 
diefe Regierung ferner freiwillig zu, daß, nachdem die normalen Beziehungen 
ber beiden Staaten zu einander auf den vor Ausbruch des Bürgerkriegs inne: 
gehabten Standpunkt zurüdgefehrt find, das Necht, britiiche Schifie zu un— 
terfuchen, durch ein im jedem wejentlichen Punkte befriedigendes Uebereinfommen 
zwifchen beiden Nationen feinen Abſchluß gefunden babe“. 


— Yuni. Die Regierung theilt die Südſtaaten in 5 große Militärbezirke 
ein und übergibt das Commando über die atlantiihe Divifion dem 
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Gen. Meabe, die des Miffiffippt dem Gen. Sherman, des Tennefi 
dem Gen. Thomas, des Südweſtens dem Gen. Sheridan, des iti 
len Meers dem Gen. Halled. 

— uni. Bräfident Johnſon leitet nad) und nad die Reconjtituirun 
jämmtliher Staaten der ehemal. Conföderation ein und ermennt ; 
proviſoriſchen Gouverneuren für Mifjiffippi Sharkey, für Nordcarelin 
Holden, für Sübdcarolina Perry, für Georgien Johnſon, für Al 
bama Parſons, für Louifiana Marvin, für Texas Hamilton. 


1. Juli. Der Gouverneur Flether von Miffouri erflärt durch Precle 
mation, daß bie neue Verfaſſung des Staates vom Volke angenom 
men worden jet. 

7. „ Payne, Frau Surrat ꝛc. werden wegen Betheiligung an der Eı 
mordung Lincoln’s in Wajhington gehängt. 

12. „ Handelscongreß der nörblihen und weitlihen Staaten zu Detreit 

Derfelbe bezeichnet den Abſchluß eines neuen Reciprocitätsvertrage 

niit Canada zwar im Allgemeinen als wünjchenswertb, doch mit den 

Zuſatze, daß derſelbe eine DBerbefferung des bisherigen jein mälı 

und erklärt fih mit allen gegen 2 Stimmen für die Beibehaltur: 

des gegenwärtigen Schutzzollſyſtems. 

„ Die jpanifchen Behörden auf Cuba liefern das fühftaatliche Caper 

ihiff Stonewall, das fi ihnen ergeben, an bie Union aus. Ebenit 

wird bie von den Eübdjtaatlichen nad) der Capitulation Kerby Smirk! 
aus Teras nad) Merico gebrachte Artillerie den Bunbesbehörten 
zurüdgegeben. 

17. „ Der frangöfiiche Geſandte Montholon befürwortet die Annahm: 
eines Schreibens des Kaifers Marimilian von Merico an den Fri: 
fiventen Johnſon bezüglich einiger Begebniffe auf dem Rio „can! 

18. „ Der Präfident Iehnt die Annahme des Schreibens und tie Ü 
währung einer Audienz an den leberbringer desſelben mit der 
Klärung ab, er kenne in Merico feine andere Regierung als vie‘: 
nige des Präfidenten der Republik Juarez. 

26. „ Präfident Johnſon bat nah und nah alle Kriegsgefangenen di 
ichließlich der Generale ausnahmslos begnadigt, unter der einzise 
Bedingung, daß fie den Treueid Teifteten. 


1. Aug. Die Unionsregierung remonftrirt gegenüber der franzöfiihe 
Regierung in ziemlich drohendem Tone gegen ein angebliches Cole 
nifationsprojeet ehemaliger ſüdſtaatlicher Rebellen in den benachbarten 
Provinzen Merico's. 

„ Ein wejentlicher Theil der in Texas ftehenden Truppen ber Unten 
wird entlafien. 

419. „ Zum erften Mal feit 4 Jahren geht wieder ein Dampfboot ur: 

ter amerikaniſcher Flagge nad) Europa ab, 
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1. Aug. Zufammentritt einer Militärcommiflion in Waſhington behufs 
eines Urtheils über den Hauptmann Wirz wegen feiner Grauſam— 
feiten gegen die unionijtiichen SKriegsgefangenen in Anderjonville. 

— „1 Sept. Die Convention von Mifillippi geht mit der Recon— 
jtruction des Staates voran. Der Gecejjionsbefhluß wird zurüd- 
genommen und die Aufhebung der Sclaverei anerfannt — und fo 
dem Minimum der jehr bejcheidenen Forderungen des Präfidenten 
genügt. Die übrigen Südſtaaten folgen dem Beijpiele. Ueberall 
fommen die Anhänger der Rebellion wieder oben auf. Bon einer 
Verleihung des Stimmrechts an die Neger ijt feine Rede und nur 
in einigen ehemaligen Südſtaaten werden fie wenigſtens als Zeugen 
vor Gericht zugelaffen. Spaltung in ber bisher fiegreichen republis 
kaniſchen Partei des Nordens in Folge der neuen Politik des Prä— 
fidenten Johnſon gegenüber den Südſtaaten. Democratiihe und 
republifanifche Barteiverfammlungen erklären ſich für und gegen dieſe 
Politik. 


— Eept. Die fenijtifche VBerbrüderung in Springfield (Illinois) erläßt 
ein Manifeft an das Volk der Union, demzufolge die Fenians Sr: 
lands wohlorganifirt feien und eine proviſoriſche Regierung von ih: 
nen eingejeßt worden; ein Heer von 200,000 Mann jtehe bereit 
und werde unterjtüßt von gedienten amerikaniſch-iriſchen Dffizieren; 
ihr actives Vorgehen werde früher beginnen, als man glaube, ba 
Waffen und alles Nöthige vorhanden ſei; dod ruft die Verbrüde— 
rung zu Öeldbeiträgen auf, da große Geldſummen erforderlich jeien. 


— Dice. Die Regierung fordert alle diejenigen, welde unter den Plün— 

derungen der Rebellenſchiffe Alabama, Shenandoah und anderer, 
die in ben engliſchen Häfen ausgerüftet und bemannt wurden, ges 
litten haben, auf, ihre Reclamationen dem Staatsminijterium einzus 
fenden; dasſelbe beabfichtige, die Neclamationen eifrig zu betreiben, 
bis es Genugthuung erhalten habe. 

„ Erſter Schritt zu MWiederherjtellung der Baluta: 50 Millionen 

verzinsliches Papiergeld follen in Bundesobligationen umgewandelt 

werben. 

12. „ Der Präfident ordnet die Freilaſſung des gewejenen Vicepräfiden: 
ten der Conföderation Stephens aus Georgien, des Finanzminifters 
Trenholm aus Südcarolina, des Generalpoftmeifters Reagan aus 
Teras, des Richter Campbell aus Alabama und des Gouverneurs 
Clark aus Mifjiffippi unter der Bedingung an, daß fie ihr Ehren: 

E wort geben, bis auf weiteren Befehl jeder in feinem Staate zu 
verbleiben und ſich auf etwa gegen fie zu erhebende Anklage jofort 
der ihnen bezeichneten Behörde zu ftellen. 

— „ Die Wahlen in Bennfylvanien, Ohio, Indiana und Jowa fallen 


zu Gunften der republifanijchen Partei aus. 
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414. Oct. Die Regierung trifft Anorbnungen, um gewiſſe Küftenftriche in 


16. 


" 


Sübcarolina, Georgien und Florida, die anfänglich zu Anfiedelungen 
für befreite Neger bejtimmt waren, ihren früheren Beligern zurüd- 
zugeben. 

Der Präſident hebt den Belagerungszuftand in Kentucky wie— 
der auf, 
»  Bufammentritt dẽs Congreſſes der Fenier in Philadelphia, vem 
Centralrathe der Verbindung einberufen, Es finden ſich etwa 600 
Delegirte ein und berathen in geheimer Situng unter bem Borfige 
Sohn O’Mahony's. 


2, Nov. Eine Note des Unionsgefandten in London, Hrn. Adams, an 


6. 


Bie engliiche Regierung widerlegt, auf Urkunden gejtügt, Punkt für 
Punkt alle Ausflühte Englands bezüglich jeines Benehmens gegen 
über den Kaperjchiffen Alabama und Shenandoah. 


Die Note weist namentlich nad, daß die Union feiner Zeit die (Ähnlichen) 
Beihwerden Portugals freundlich und aufrichtig angenommen, und im Se— 
folge derjelben nicht bloß die verlangte Einfchreitung ummittelbar gewäßtt, 
fondern auch und insbefondere ihre eigenen Geſetze verbejjert und verſtärkt 
babe, jobald Portugal deren Unzulänglichfeit dargelegt hatte. „England de— 
gegen, fährt Hr. Adams fort, bat, erſtens, beharrlidy verweigert gegen „Als 
bama“ und „Shenandoah“, deren Agenten und Ausrüſter einzujchveiten, tres 
meines ausdrüdlichen wirderholten Begehren, ja es hat die gejekwidrig in 
feinen Häfen vorbereiteten Raubwerkzeuge ſpäter noch gajftfreundli aufge 
nommen; und c8 bat, zweitens, unjern fürmlichen Antrag feine Geſetzgebung 
falls jie unzureichend jei, zu verbeſſern und zu ſchärfen, ebenjo emtichieven 
von der Hand gewieſen; wir müſſen es daher völferrechtlih für den Schaden 
verantwortlich erflären, der uns auf diefe Weiſe und durch feine Paſſivität 
oder Fabrläfjigkeit erwachſen iſt. Die Einrede, daß unsere Verbefferungsgeiett 
ihren Zwed nicht erreicht haben, daß bdiefelben Verwüftungen nach wie ver 
jtatthatten, ijt eben fo unerheblich, als fie thatlächlih unbegründet iſt: umer: 
beblich, denn wir haben euch nicht vorgefchrieben, unjere Ergänzungsgeicte 
anzunehmen; an euch war cs, die Natur derjelben zu beflimmen, da ibr «4 
waret, weldhe die Ohnmacht eurer Vorfchriften anriefet; unbegründet, denn 
bier legen wir euch die authentiſchen Beweiſe vor, daß Portugal fi für 
vollfommen befriedigt, fowie für die neuen Berfügungen unjererjeirs banfbar 
erklärt bat“. 

»„ Dep. Sewarbs an den amerifanifchen Gefandten in Paris, Hrn. 
Bigelow, bezüglich Merico: 

Die Anfhauung der amerifanifchen Regierung wird in berjelben bahin 
angegeben, die Anwejenbeit und bie Operationen einer franzöfiichen Armee in 
Merico ſeien für die Ver. Staaten eine Quelle ernitlicher Bedenken, welde 
ſich gleichfalls auf die von jener Armee unterftüßte Autorität erftredten, denn 
legtere ftehe mit der PVolitif der Bundesregierung und ihren Grundlagen in 
birectem Widerftreit. Jeder Tag beweile von Neuem tie Richtigfeit der An: 
Ihauung, welche die Bundesregierung zur Zeit, ala jene Autorität zuerſt an 
den Tag getreten fei, offen ausgefprocdhen habe. Ebenſo often erfläre fie jeßt, 
daß fie den Verſuch, eine ausländifche und Faiferfiche Regierung in Merico 
aufzurichten, noch immer fiir unftatthaft und unausführbar anſehe Aus den 
gleichen Gründen, von welchen fie fi) bisher habe leiten laſſen, Fünne fie auch 
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jegt Feine politifchen Einrichtungen in Merico anerkennen, welche zu ber republi: 
kaniſchen Regierung, mit ber die Vereinigten Staaten fo lange auf freund: 
ſchaftlichem Fuße geftanden hätten, einen Gegenfaß bildeten. Zum Schluffe 
bemerft Herr Seward, er würde auf dieſe Branche der politifchen Beziehungen 
feinen fo ernften Nahdrud legen, wenn das amerikanische Volk im gegen- 
wärtigen Augenblide fie nicht den Handelsbeziehungen überorbnete. 

— Mov. Auch die Wahlen in Newyork, Neujerfey und den weitlichen 
Staaten fallen zu Gunften der republifanifchen Partei aus. 

D. „ Bir, vom Militärgeriht zum Tode verurtheilt, wird gehängt, 
nahdem das Urtheil vom Präfidenten Johnſon beftätigt wor: 
ben it. 

5. „ Der Präfident ernennt den General Logan zum Vertreter ber 
Union bei der Republit Merico. 

1. „ Der Unionsgefandte in London theilt der engliihen Regierung 
mit, daß fie den Vorſchlag Lord Ruſſels, eine gemiſchte Commiſſion 
zu Aburtheilung gewiſſer Anſprüche einzujegen, abgelehnt habe, weil 
nad) demjelben eine Reihe gerechter Forderungen (Alabama und She: 
nandoah) von vornherein ausgejchloffen fein jollten. 

— „  &olorado hat eine Staatsverfaffung angenommen unb befchließt, 
um Aufnahme in die Union als Staat einzulommen. 


2. Dec. Kine Proclamation des Präfidenten ftellt bie Habeas-corpus- 
Acte für den ganzen Norden, nit aber für die Cübftaaten, wie— 
ber ber. 


3. „ General Shofield trifft, wie man annimmt, mit einer vertraus 
lichen Million des Präfidenten bez. Merico betraut, in Paris ein. 


4. „ Zulammentritt des Congrefjes. Botſchaft des Präfidenten: 
Mitbürger vom Senat und vom Haufe ber Repräfentanten! Im Namen 
bed Rolfes. Gott Tank zu jagen für die Erhaltung der Ver. Staaten iſt 
meine erfte Pflicht, indem ich zu Ahnen rede. Unjere Gedanken wenden fi) 
zunächſt dem durch eine That watermörberifchen Verraths berbeigeführten Tode 
bes vercwigten Präfidenten zu. Der Schmerz der Nation ift noch friich; doch 
einigen Troſt finden wir in dem Bewußtjein, daß ihm nod) der höchſte Bes 
weis des ihm entgegengebrachten Zutrauens vergönnt gewelen ift, indem er 
noch die erneuerte Periode des oberjten Staatsamtes antreten durfte; baß er 
ben Bürgerkrieg dem Wejen nah zum Schlufje gebracht hat; daß fein Ver: 
luft in alen Theilen der Union betrauert worden ift, und daß fremde Natio— 
nen feinem Andenken Gerechtigkeit haben widerfahren laſſen. Sein Hintritt 
warf auf meine Schultern eine fchwerere Bürde von Sorgen als fie jemals 
einem feiner Vorgänger zu Theil geworden war. Zur Erfüllung ber mir 
anvertrauten Aufgabe bedarf ich der Unterftüßung und bes Zutrauens aller, 
welche mir in den verfchiedenen Zweigen der Regierung zur Seite ftehen, 
und ber Unterftüßung und des Zutrauens bes Volks. Nur einen Weg gibt es, 
auf welchem ich Ihre nothiwendige Beihülfe zu aewinnen hoffen fann: indem 
ih freimüthig die mein Verhalten beftimmenden Grundſätze und deren An— 
wendung = bie gegenwärtige Sachlage barlege; defjen wohl bewußt, daß 
ber günjtige Erfolg meiner Beftrebungen in großem Maß von ber ungetheilten 
Zuftimmung abhängt, welche Sie und jene mir zu Theil werden Tell. 
Uchber das Austrittsreht einzelner Staaten. Die Union ber 
Ber. Staaten von Amerika follte nah ber Abſicht ihrer Gründer fo lange 
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bauern wie bie Staaten ſelbſt. „Die Union ſoll ewig fein”, lautn > 
Morte des Bundes. Durh einen Beihluß des Volkes ber . Siam 
„eine vollflommene Union berzuftellen“, iſt der erflärte Zweck der Beriahenz 
Die Hand der göttlichen Vorfehung zeigte fih niemals offenfundbiger in ia 
Geſchicken der Menjchheit als bei der Abiaſſung und der Annahme bizir I 
funde. Ohne Vergleich ift c8 das größte Ereigniß in der Geichichte Ameitzt; 
und in der That iſt es unter allen Greignifjen der neueren Seit bas key 
fchwerjie für alle Völker der Erde. Die Mitglieder ber Conventien, wii 
die Urkunde vorbereiteten, brackten zu ihrem Werk die Griabrungen bis Fas 
bes, ihrer einzelnen Staaten und anderer republifuniihen Regierungen, Zr 
und neuer ; doch fie bedurften und fie erlangten eine Weisheit böber ale 


fabrung. Und als ihr, damit fie Rechtsgültigkeit erlange, bie ZJutimmm | 


eines Volks vonnöthen war, welches einen großen Theil eines Gortinents ve 
wohnte und in vielen befonderen Gonventionen eine getrennte Wirlſante 
ausübte, war e8 da nicht eine wunderbare Erfcheinung, dak nach langet S 
ratbung und ernſtem Meinungsaustaufh alle Gefühle und ale Anlıcım 
fhlieflih nach einer Richtung bin zu ihrer Unterjtügung gelenft wurde! 

„Die Verfaffung, welder in folder Meije Leben eingeflößt werden, bir 
in fich ſelbſt reihe Hülfemittel zu ihrer eigenen Erbaltung. Sie bat die Ma 
den Geſetzen Kraft zu geben, Verrath zu bejtrafen und die innere Rub a 
fihern. Im Falle der Ufurpation einer Staatsregierung burd einen Mazs 
oder durch eine Oligarchie erwächjt ben Ber. Staaten die Pflicht, einem ic 
hen Staat bie ihm verbürgte vepublifanifche Regierungsform wicberzjugete. 
und fo bie einheitliche Beſchaffenheit aller Staaten aufrechtzubalten. Gmebi: 
len fih im Verlaufe der Zeiten Mängel, fo ift in der Verfaſſung ſelbſt ar 
einfacher Weg der Nbhülfe vorgezeichnet, burch deſſen Betretung ſich ibr iv 
von ben Bebürfniffen der fortichreitenden Givilifation gebotene Geftalrun 
geben läßt. Nicht einmal dem Gedanken einer Möglichfeit, daß mit ibr : 
jemals zu Ende geben Fönne, iſt Raum gegeben worden. Und biefe ihr inm 
wohnende Kraft der Selbiterhaltung ift ftets in ihrer unverfürzten Ganzhet 
von jedem patriotifch gefinnten Staatsoberhaupt zur Geltung gebracht werder 
von Jefferſon und Jackſon nicht minder als von Wajbingten und Madiſen 
Der Rath, welchen der Bater unjeres Landes noch als Präfident dem Ball 
ber Ver. Staaten zum Abjchied gab, war „bie freie Verfaflung, das Wal 
ihrer Hände, heilig und unverlegt aufrechtzubalten”, und bie Begrükung: 
worte bes Präfidenten efferion ermahnten zur „Bewahrung ber allgemeiner 
Regierung in ihrer verfafjungsmäßigen Kraft, als des Ankers unjeres Frit— 
bens im Innern und unferer Sicherheit nah außen“. Die Berfafiung % 
das Werk des „Volks der Ver. Staaten”, und muß ebenſo ungerftörbar jein 
wie bad Volk. 

„Es darf uns nicht befremden, daß bie Urheber der Verfaſſung, deren Vor— 
bild von ber Vergangenbeit nicht dargeboten war, die Vortrefflichkeit ihres 
eigenen Werks nicht vollftändig erfannt haben. Friſch aus dem Kampf geacı 
eine Willfürmacht bervorgehend, flanden viele Patrioten no unter dem Gin- 
druck beängitigender Furcht vor einer Abjorbirung der Staatenregierunaen 
burch die allgemeine Regierung, und viele drüdte die Sorge, daß die Stae— 
ten aus ihrer gemeinfamen Bahn Ienfen würden. Doch gerade die Gröre 
unjeres Landes follte die Befürdtung vor Gewaltanmafungen jeitens ber 
allgemeinen Regierung beichwichtigen. Die Gegenitände, welche unzweifelbat 
unter ihre Geridhtöbarfeit fallen, find jo zahlreich, daß fie ihrem eigenen We: 
fen nach bie Fragen, bie jenjeits ihrer Sphäre liegen, von fih abweilen muß. 
Wäre ed anders, fo würbe die Erecutive unter der Laſt erliegen. Die Babnen 
ber Rechtspflege twürden verichloffen, die Geſetzgebung durch ihr Uebermaß 
gehemmt werben; jo daß eine größere Verſuchung berantriti, einige der Ob: 
liegenbeiten ber allgemeinen Regierung ben Staaten anbeimgugeben, als einen 
Eingriff in das gefehliche Gebiet ber legteren zu maden. „Die unbetinz 
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Fügung in die Entſcheidung der Majorität* ward im Anfang biejes Jahr: 
hunderts von Sefferfon „als das Lebensprincip einer Republik” zur Geltung 
gebradt, und die Ereigniſſe der Iekten vier Jahre haben, wir wollen hoffen 
für immer, den Grundjaß feitgeftellt: daß es eine Berufung an bie Gewalt 
rricht gibt. „Die Aufrechthaftung der Union bringt mit ſich die Unterftüßung 
der Staatenregierungen in ihren ſämmtlichen Rechten“; es ijt jedoch Feines 
der Rechte irgendeiner Staatenregierung auf ihre eigene Stelle in der Union 
zu verzichten oder bie Gejege der Union zu nichte zu machen. Die weitejte 
Freiheit muß gelten für die Beurtheilung dev Handlungen ber Bunbesregies 
rung; eine Berufung von ihren Gefegen aber gibt es nicht, ausgenommen 
an die verichiedenen Zweige diejer Regierung felbit oder an das Volk, wels 
ches den Mitgliedern der geichgebenden und der ausführenden Macht nur 
eine begränzte Amtsdauer gewährt, und folchergeftalt ftets die Abhülfe in 
Händen bat. 

„Die Soueränctät ber Staaten“, das ift die Sprache ber Gonföderation 
(d. i. des der Union vorhergegangenen Staatenbundes), und nicht die Sprache 
ber Verfaſſung. Die letere enthält die nachdrudsvollen Worte: „Die Ber: 
faflung, jorwie die Gefepe der Ber. Staaten, welde kraft der Verfafjung ges 
geben werden, und alle Verträge, die unter der Autorität ber Ber. Staaten 
abgeichlofien find oder noch abgeſchloſſen werden, follen das oberite Geſetz bes 
Landes fein; und die Richter in jedem Staat jollen dadurch gebunden jein, 
was auch immer in ber Berfaffung oder den Gejeken eines Einzelſtaates 
. wideriprechendes ſich bieten möge”. 

„Gewißlich ift die Regierung dev Ber, Staaten eine begränzte Regierung, 
und jo auch jede Staatsregierung. Dieſer Begriff der Begränzung zieht fich 
bei uns durch alle Formen der Adminiftration, fei fie von der allgemeinen 
Megierung, von den Einzelſtaaten oder von den Gemeinden ausgeübt, und 
berubt auf dem großen, uns eigenthümlichen Grundjage der Anerkennung der 
Menſchenrechte. Die Republifen des Alterthums ließen den Einzelmenjchen 
im Staat aufgehen, fie jchrieben ihm jeine Religion vor und beftimmten jeis 
nen Wirfungsfreis> Das amerifanishe Syitem gründet ſich auf bie Forde— 
rung gleihen Rechtes an Leben, freiheit und Streben nah Glück, an Ge: 
wiljensitciheit, an Ausbildung und Ausübung aller Fähigkeiten für jeden 
Menichen. ine Folge davon iſt es, daß die Staatsregierung mit Bezug auf 
die allgemeine Negierung im nterefje dev Union, mit Bezug auf ben cinzels 
nen Bürger im Intereſſe dev freiheit begränzt it. 

„Staaten mit der rechten Begränzung ihrer Macht find eine wejentliche 
Pedingung für das Beftehen der VBerfafjung der Ver. Staaten. Schon gleid) 
beim Beginn, als wir zuerjt einen Pla unter den Mächten der Erde ein= 
nahmen, wurde die Unabhängigfeitserfärung von Staaten angenommen, nicht 
minder auch die Artifel der Bundesgenofjenfchaft, und als „das Volk ber 
Vereinigten Staaten“ die Verfaſſung beſchloß und aufrichtete, war e8 die Zus 
ftimmung der Staaten eines nad dem andern, welche ihr die Lebensfähigfeit 
verlieh. Auch in dem Fall einer Abänderung der Berfafjung bebarf der Bor: 
ſchlag des Gongrefjes der Beltätigung Seitens der Ginzeljtaaten. Ohne bie 
Ginzelitaaten würde ein großer Zweig der gejeßgebenden Regierung nicht vor: 
handen fein. Und bliden wir über den Buchitaben der Verfajjung hinaus 
auf den Gharafter unjeres Yandes, jo verdankt diefes feine Fähigkeit, ein 
weites feſtländiſches Neich unter feiner Botmäpigfeit zu halten, dem Syſtem 
ber Staaten. Die befte Bürgichaft für die ewige Dauer der Staaten ijt bie 
„oberite Autorität“ der Verfaflung ber Staaten. Die Beftändigfeit der Ber: 
fafjung bringt mit ſich die Beſtändigkeit der Staaten; ihre gegenfeitigen Bes 
ziehungen machen uns zu bem, was wir find, und in unjerm politiſchen 
Syſtem ift ihre Verbindung unlöslih. Das Ganze kann nicht ohne die Theile 
bejtehen, noch die Theile ohne das Ganze. Solange bie Berfafjung der Ver. 
Staaten ſich erhalten wird, jo lange werden ſich die Einzeljtaaten erhalten; 
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bie Vernichtung ber einen ift bie Vernichtung ber andern, bie Erhaltung bet 
einen iſt bie Erhaltung ber andern. 

„SH babe meine Anfichten betrefj8 ber gegenfeitigen Beziebungen ber 
Verfaſſung und ber Staaten ſolchermaßen dargelegt, weil fie die Principies 
enthüllen, auf Grund deren ich die gewichtigen Fragen zu löjen, und bie 
ängftigenden Schwierigfeiten, weldye fich mir gleih im Anfang meiner Ver: 
waltung entgegenftellten, zu befiegen gejirebt habe. Es ift mein unverrüdtes 
Ziel geweſen, mich dem Einfluſſe momentaner Leidenichaften zu entziehen, und 
in den fundamentalen und unabänderlihen Grundjägen ber Berfafjung eine 
heilende Politik zu finden. 

Politif gegen den Süden „Ad fand die Staaten unter ben fol: 
gen eines Bürgerfriegs niedergedrüdt. Der Wibderftand gegen die allgemeine 
Regierung Ichien fich erichöpft zu haben. Die Ber. Staaten batten wieder 
Befit ergriffen von ihren Feſtungen und Arjenalen, und die Armeen bielten 
jeden Staat, ber fich loszureißen verjucht hatte, befekt. Ob das Gebiet inner: 
halb ber Gränzen jener Staaten als erobertes Land unter der von dem Fri: 
fidenten als dem Haupt der Armee ausgehenden Autorität zu balten fei, war 
die erjte Frage, die fid zur Entſcheidung darbot. 

„Es würden aber Militärregierungen, auf unbejtimmte Dauer eingelett, 
feine Gewißheit einer baldigen Unterdrüdung der Unzufriedenheit gewährt 
haben ; fie würden das Volk in Sieger und Befiegte geipalten und eher den 
Haß verbittert, ald die Zuneigung wieberhergeitellt haben. Einmal eingeiett, 
war ihre Fortdauer an feine berechenbare und feite Grenze gebunden. Sir 
würden unabjehbare und verderblidhe Koften verurfacht haben. FFriedlice 
Auswanderung nad und aus jenem Theil des Landes ift eines ber Beier 
Mittel, welche für die Wiederherjtellung der Eintracht erfonnen werden können, 
und biefe Auswanderung würde verhindert worden jein. Denn welder Gin: 
wanberer, welcher arbeitiame Bürger im Lande würde fich gern unter mili- 
täriiche Herrichaft ftellen? Diejenigen, welde zumeift der Armee auf dem Fu 
gefolgt wären, würden von ber allgemeinen Regierung abhängig oder jolde 
Männer gewelen fein, die aus dem Elend ihrer irrenden Mitbürger Nuken zu 
ziehen trachteten. Die Befugniſſe ber Stellenvergebung und der Herricatt, 
welche unter dem Präſidenten über weite volfreiche und von der Natur reid- 
begünftigte Streden ausgeübt worden wären, find größer, als ich fie, es ſei 
benn unter dem Drud der äußerſten Nothwendigfeit, einem einzelnen je an: 
vertrauen möchte; fie jind fo groß, daß ich mich niemals, außer in dringend- 
ften Nothfällen, dazu verjtehen würde, fie auszuüben. Die Willfürausübung 
folder Beiugnijje, dur eine Reihe von Jahren fortgefegt, würde die Rein: 
beit der allgemeinen Verwaltung und die Freiheit ber treugebliebenen Staaten 
gefährden, Ueberdieß würde die Politik der militärischen Beherrſchung eimes 
eroberten Gebiets die Behauptung in fih enthalten haben, daß die Staaten, 
beren Bewohner an ber Empörung theilgenommen, vermöge dieſes Actes ibrer 
Bewohner aufgehört hätten zu erijtiven. Die wahre Theorie aber ift, daß alle 
vorgeblihen Handlungen ber Losreißung von Anfang an null und nmictig 
waren. Die Staaten können nicht Verrath begehen, noch auch die einzelnen 
Bürger, die Verrath begangen haben, jchirmen; ebenjo wenig wie fie mit 
fremden Mächten giltige Verträge abjchliegen, geſetzlichen Verfehr unterhalten 
fünnen, Die Staaten, welche ſich loszureißen verjuchten, verjekten ſich in 
eine Lage, worin ihre Lebensfähigkeit beeinträchtigt, aber nicht erftidt, ihre 
Functionen ſuſpendirt, aber nicht zerjtört wurben. 

„Wenn jedoch irgendein Einzeljtaat feine Pflichten hintanſetzt oder zu er 
füllen verweigert, jo iſt es um jo nöthiger, daß die allgemeine Regierung ibre 
ganze Autorität aufrechthalte, und fobald wie möglih die Ausübung aller 
ihrer FZunctionen in bie Hand nehme, Nach diefem Grundſatz babe ich ge: 
handelt, und fo allmählig und ftil und in faſt unmerflihen Abjtufungen 
bie rechtmäßige Thatkraft ber allgemeinen Regierung und ber Einzelftaaten 
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wieder ins Leben gerufen. Zu biefem Ende find proviforifhe Gouverneure 
für die Staaten ernannt, Gonventionen einberufen, Gouverneure erwählt, 
Legislaturen verfammelt, und Senatoren und Repräfentanten für ben Gon: 
greß der Vereinigten Staaten gewählt worben. Zugleich find die Gerichts: 
böfe ber Vereinigten Staaten, wie weit es thunlich war, wieder eröffnet wor— 
den, jo daß die Gejege der Bereinigten Staaten durch ihre Vermittlung zur 
Geltung gebracht werden können. Die Blokade ift befeitigt, die Zollämter 
in den Amporthäfen wieder eingerichtet worden, jo daß die Erhebung ber 
ben Bereinigten Staaten zuftebenden Gefälle möglich ift. Während fo 
die Gerichtshöfe der Perſon und dem Gigentbum Sicherheit gewähren, 
und die Gröffnung der Häfen zur Miederaufnabme des Gewerböbe: 
trieb8 und des Handels einlädt, erleichtert das Roftamt von neuem ben ge= 
jelligen wie den geichäftlichen Verkehr. Und ift es nicht ein Glück für uns 
Ale, daß die Erneuerung diefer Functionen der allgemeinen Regierung einen 
Segen für die Staaten mit fich führt? Weripricht e8 uns nicht neue Ein— 
tracht und neue Liebe zur Union, daß nad allem was gejchehen, die Rüd: 
kehr der allgemeinen Regierung mur als eine Wohlthat anerfannt wird ? 

„AH weiß jehr wohl, daß dieje Politik mit einiger Gefahr verbunden 
ift ; daß fie, um zum Ziele zu gelangen, mindejtens dev ftillichweigenden Er: 
aebung der Staaten bedarf, auf welche fie ſich eritredt; daß fie eine Auffor: 
derung an jene Staaten in fich birgt, durch Erneuerung ihrer Unterordnung 
unter die Wereinigten Staaten ihre Aumctionen ald Staaten der Union 
wieder aufzunehmen. Tod es ijt eine Gefahr, der man ficy nicht entziehen 
kann; in der Wahl ber Schwierigkeiten ijt e8 die geringite Gefahr; und um 
die Gefahr zu vermindern, oder wo möglich zu bejeitigen, babe ih es für 
meine Pflicht erachtet, eine andere Beſugniß dev allgemeinen Regierung aus— 
zuüben — das Begnadigungsrecht. Da fein Staat für das Verbrechen bes 
Verraths eine Vertheidigung vorbringen Fann, jo ſteht das Begnadigungs— 
recht ausjchließlich der erecutiven Negierung der Vereinigten Staaten zu. In 
der Ausübung diefes Rechts habe ich alle Vorficht angewandt, es mit ber 
Harjten Anerkennung der bindenden Gewalt der Geſetze der Bereinigten 
Staaten und mit ber volliten Würdigung ber aus dem Krieg bervorgegans 
genen großen ſocialen Veränderung in Bezug auf die Sclaverei in Verbin: 
dung zu jeken.“ 

Amendirung ber Verfafjung. „Mein näciter Schritt zur Wieder: 
berftelung ber verfafjungsmäßigen Beziehungen ber Staaten war eine Auf: 
forderung an fie zur Betheiligung an dem großen Werfe der BVerfafjungs: 
amendirung. Jedes Patrioten Wunſch muß es jein, baß eine allgemeine 
Amnejtie gewährt werde, jobald dieß mit der öffentlichen Sicherheit verein: 
bar iſt. Zu diefem großen Ziel bedarf es der Mitbetbätigung aller An— 
fihten und bes Geiftes der Verjöhnlichkeit. Alle Parteien, welche in dem 
furdtbaren Kampfe zu Tage traten, müſſen nun in Eintracht zufammenwirs: 
fen. Im Namen des ganzen Bolfs darf man wohl das Verlangen jtellen, 
daß einerfeits ber — æ weitergeführt werde in Gemäßheit der 
Bereitwilligkeit, mit welcher die Wirren der Vergangenheit der Vergeſſenheit 
übergeben werden, und daß andrerſeits die Aufrichtigkeit des Strebens nach 
künftiger Aufrechthaltung der Union durch die Beſtätigung des vorgeſchlagenen 
Amendements zur Verfaſſung, welches die Sclaverei innerhalb unſerer Grän— 
zen auf ewige Zeiten abgeſchafft erklärt, außer Zweifel geſetzt werde. So— 
lange die Annabme dieſes Amendements hinausgeſchoben bleibt, ſo lange 
wird Zweifel, Eiferſucht und Unſicherheit herrſchen. Dieß iſt die Maßregel, 
welche die traurige Erinnerung an die Vergangenheit auslöſchen wird; dieß 
die Maßregel, welche am ſicherſten Einwanderung, Capital und Sicherheit 
jenen Theilen der Union zuführen wird, welche deren am meiſten benöthigt 
ſind. In der That, von den Staaten, welche nun ihre Stelle in der Familie 
der Union wieder einzunehmen im Begriffe ſtehen, darf man wohl verlangen, 
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daß fic dieſes Pfand ewiger Treue und Friebfertigfeit geben. Erſt wenn dieß 
geſchehen fein wird, Fann die Vergangenheit vergefen werben. Die Annahme 
ded Amendements vereinigt uns wieder mit jo jtarfen Banden, dak an cine 
nochmalige Trennung nicht zu denken iſt. Gie heilt die Wunde, welche ji 
noch erft unvollfommen geichlofjen hat; fie beleitigt das Glement, weldes 
über unfer Land jo viel Wirren und Zwietracht gebracht bat, die Sclaverei; 
fie macht uns wieder zu einem einigen und neu gefräftigten Wolfe. 

„Iſt das Amendement zur Berfafjung angenommen, jo bleibt den Staxten, 
beren Befugniſſe jo lange gerubt haben, noch übrig, ihre Pläbe in den beiten 
Zweigen der nationalen Legislatur einzunehmen, und jo das Werk der Reconitruc: 
tion zu vervollftändigen,. Und hier ift e8 Ihre Sache, Mitbiirger vom Senat, 
und die Ihrige, Mitbürger vom Haufe der Repräfentanten, jeder nach jeinenm 
Ermefjen über die Wahlen, den Eintritt und die Tualificationen Ihrer eige: 
nen Gollegen zu urtheilen.“ Der Präſident geht nun auf die Wiederer— 
Öffnung der Bezirksgerichtsſitzungen in den jrüberen NPebellenilaaten über — 
eine Angelegenheit, in welcher die VBolfsvertretung baldmöglichtt eine Emt- 
Iheidung abgeben möge. ... „Es ift offenbar, daß Verrath, höchſt verbrece: 
rischer Berrath, begangen worden ift. Die defien Angeichuldigten follten ge: 
rechtes und unparteiifches Verhör vor den höchſten bürgerlihen Gerichtsböfen 
erhalten, auf daß die Verfaſſung und die Gelege zur vollen Geltung Fom: 
men mögen; auf daß die Wahrheit Far bingeftellt und dargeiban werte, 
daß Verrath ein Verbrechen ift, daß Verräther beftraft werden müſſen, und 
auf daß zugleih durch richterlihen Ausſpruch fir ewige Zeiten Tertgeftelt 
werde, daß fein Staat aus eigenem Willen das Recht bat, feine Stelle in 
ber Union aufzugeben, 

Die befreitenfteger und das Stimmrecht. „Die Stellung, welde 
die allgemeine Regierung zu den durch ben Krieg zur Freiheit berufenen vier 
Millionen Cinwohnern einnimmt, ijt der Segenjtand meines erniten Nach— 
benfens geweſen. Was die Arage betriljt, ob es angemefjen jei, den Be: 
freiten durch eine Proclamation der Grecutive Wahlrecht zu verleiben ? nabm 
ih die Berfafjung jelbit, die Anterpretation diefer Urkunde durch ibre Ur: 
beber und deren Zeitgenofjen und die neuere gejetgebende Wirkſamkeit des Gon: 
grejjes mir zur Richtſchnur. Als bei dem erſten Schritt zur Erlangung der Unab— 
bängigfeit dev Congreß der Vereinigten Staaten die Ginzeljlaaten aufjorderte, 
eigene Regierungen einzurichten, überlieken fie die Entſcheidung über den Ge: 
nuß des Wahlrechts jedem einzelnen Staate ſelbſt. Während der Rericht 
der Bundesgenoſſenſchaft walteten in den verjchiedenen Staaten ſehr abweichende 
Beltimmungen in Betreff der Wahlbefähigung, und jelbjt innerhalb eines 
und besjelben Staatsé erijtirten verjchiedene Beftimmungen in Pezug auf die 
zu wählenden Würbdenträger. Die Verfafjungsurfunde der Vereinigten Stan: 
ten erkennt dieſe Verjchiedenheit an, wenn jie für die Wahl der Mitglieder 
bes Repräſentantenhauſes der Wereinigten Gtaaten anordnet: dab „die 
Wähler in jedem Staat diejenige Befübigung haben jollen, welche zur Pe: 
theiligung an den Wahlen für den zablreichjien Zweig der Yegislatur des 
Staats erforderlih ift.“ Nach der Feſtſtellung der Berfafjung blieb es wie 
zuvor ber allgemeine Gebrauch, daß jeder Staat das Wahlrecht nad eigenem 
Ermeſſen erweiterte, und im ſolcher Weile hat ein Staat nad dem andern 
die Zahl feiner Wähler vermehrt, bis gegenwärtig allgemeines Stimmrekt, 
oder doch etwas nahe daran qränzendes, die durchgehende Regel iſt. Auch 
der mir vorangegangeue Präſident bat nie verlucht, dieſes Syſtem abzu— 
ändern, und überdieß würde eine durch den Präfidenten vollzogene Aus: 
behnung des Wahlrechts auf die Gmancipirten alle Farbigen betrefien, und 
jo au bie nördlichen Staaten bedeutend afficirt werden. Andererfeits mird 
jeder Conflict vermieden, wenn bie Löſung der Frage ben Ginzeljtaaten über: 
lafjen bleibt. 

Behandlung ber befreiten Neger. „Während ich ſomit nicht der An: 
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ſicht bin, bag nun nad bem Schluß bes Kriegs die allgemeine Regierun 
Das Wahlrecht ber Einzelftaaten abändern darf, ift es nicht minber klar, bat 
Den Beireiten Sicherheit der Perſon und bes Eigenthums, das Recht ber Ar: 
beit und das Recht, für ihre Arbeit Lohn zu verlangen, gewährt werben 
muß. Möge der Warteigeift dieſer Frage fern bleiben. Wir dürfen nicht 
woreiligerweije von einer Unmöglichkeit des Zuſammenlebens der beiden Racen 
reden. Laßt uns einen Verſuch machen, und nicht zu früh den Muth vers 
Tieren. Dem Lande thun die Arbeitskräfte noth, den Befreiten Arbeit, Bil: 
bung und Schub. Während das Recht freiwilliger Auswanderung oder 
Ortéveränderung ihnen nicht bejtritten werden darf, möchte ich eine zwangs— 
weije Entfernung und Eolonifirung nicht anrathen.... Das öffentliche In— 
terejje wird am jicherften befördert werden, wenn die einzelnen Staaten ben 
Befreiten angemefjenen Schuß angedeihen lafjen. Bis dieß geichieht, darf 
man ein Feblichlagen ber Verſuche nicht den Negern zur Laft legen. Ich 
weiß, daß aufrichtige Philanthropen die ternjtliegenden Ziele gern gleidy erreichen 
mödten; die Zeit aber iſt jtetS ein Clement der Reform. Es iſt eine ber 
größten Thaten der Geſchichte, daß vier Millionen Menſchen ber Freiheit zus 
geführt worden find. Die Bahn freier Arbeit muß ihnen eröffnet werben, 
und dann muß ihr jerneres Wohlergehen hauptſächlich von ihnen jelbjt abs 
hängen.,.. 

Freie Arbeit gegen Sclavenarbeit. „Nun die Sclaverei vernichtet 
int, tritt die Größe des Webels in ſtaatsöconomiſcher Hinjicht immer Flarer 
zu Tage. Die Sclaverei war ihrem Weſen nad ein Arbeitsmonopol, und 
verlegte jomit der freien Anbuftrie den Weg. Mit der Aufhebung des Mo: 
nopols aber wird freie Arbeit aus allen Theilen der civilifirten Melt her: 
zueilen. Die adt oder neun Staaten, welche dem mericanifhen Meerbujen 
zunächſt liegen, jind mit einem Boden von üppigiter Fruchtbarkeit und einem 
langer Lebensdauer freundlichen Klima gejegnet, und können einer dichteren 
Bevölkerung Raum bieten, als fie bisher im irgend einem Theil unjeres 
Landes zu finden if. Und die fernere Ginwanderung wird fich bauptjächlich 
ir dem Norden oder aus den civilifirteften Ländern Guropa’s dorthin 
ziehen. 

„Unjere Regierung bat ihren Ursprung im Bolfe, und für das Volk ift 
fie gemadt, nicht das Volk für die Regierung. Wegen ihres Urjprungs 
jollte fie allen Verſuchen, Bevorzugungen berzuitellen, entgegentreten, Bes 
günftigte Glafjen oder Monopole dürfen nicht eriftiren; das Princip unferer 
Regierung ift Gleichheit der Geſetze und Freiheit der Erwerbsthätigfeit. 

Auf den inneren Handelsverfehr übergehend empfiehlt ber Präfident bie 
Herjtellung freieften Verkehrs zwiſchen den einzelnen Staaten, bie Befeitigung 
aller Schranken, welde dem Perſonen- oder Waarentranfit entgegengeftellt 
werden; erwähnt dann ben Bericht des Minifters des Innern bezüglich ber 
ne Ländereien, und preift die wohlthätigen Wirkungen ber Home: 

end Act.... 

Die Flotte und die Armee. Der Präfident berichtet, daß bie Flotte 
im Anfang bes Jahres 530 Schiffe mit 3000 Kanonen und 51,000 Mann 
gezählt babe, und jett auf 117 Schiffe mit 830 Kanonen und 12,218 
Mann reducirt jei. Geit der Beendigung der Feindfeligfeiten feien auch bie 
im Ausland jtationirten Geſchwader wieder verftärft und mit beſſern Schiffen 
verfehen worden. Die anempfohlene Erweiterung der Scifjswerfte verdiene 
Berüdfihtigung. Die Militärmaht der Nation babe am 1. Mai db. J. 
1,000,516 Mann gezählt, Der Friedensfuß möge auf 50,000 Mann aller 
Wafjengattungen firirt werden, und fo organifirt jein, baß er im Nothfall 
jederzeit auf 82,000 Mann gefteigert werben fünne. Das Departement gebe 
mit ber Neduction fchnell voran, 300,000 Freiwillige feien bereits entlafjen; 
das Kriegsbudget fei von 516,240,131 Dollar auf 33,814,461 Dollar res 
ducirt. 
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Die Finanzen. Der Präfibent bezieht fih auf ben Bericht bes Schat- 
fecretärs, nach welchem bie Ausgaben des am 30. Juni 1866 ablaufenben 
Finanzjahrs die Einnahmen um 112,194,947 D. überfteigen werden. Dagegen 
weife das Budget für das am 30. Juni 1867 ablaufende Jahr einen Ueber: 
Ihuß ber Einnahmen gegen die Ausgaben von 111,682,218 Doll. nad. Die— 
fer Betrag möge ganz oder theilweile zur Nebuction der Staatsichuld ver: 
wandt werden, weldhe am 31. Oct. d. J. 2,740,854,750 Doll. betragen babe. 
Die Tilgung der Schuld berechne der Schakfecretär auf eine Periode von 
30 Jahren. Der Präfident Außert fi dann über die Regelung bes Noten: 
umlaufs: „Es ijt unfere erfte Nflicht, eine Abhülfe für die ſtets wachſenden 
Uebel einer uneinlösbaren Notencireulation zu ſuchen, ohne eine plöglide 
Grihütterung, aber auch ohne unzeitgemäßen Aufihub. Dazu muB jeber 
in feiner Stellung beitragen. Tie Grecutive muß in ihren Musgaben bie 
größte Sparfamkeit walten laffen. Von den Banken, welchen das Recht der 
Notenausgabe gegen Sicherheit in Bonds der Ver. Etaaten gegeben worden 
ift, dürfen wir die größte Umficht und Mäßigung verlangen; und bei jeder 
Veberichreitung muß die Strenge des Gefetes eintreten. Unſern unternes 
menden und thätigen Yandsleuten mögen wir den Rath ertbeilen, fich einem 
Syſtem baarer Zahlung oder kurzer Gredite anzufchließen, um auf die Rüd- 
fehr zur Metallwährung gerüftet zu fein. Um unjern Mitbürgern im der 
weifen Verwaltung ihrer Geldangelegenheiten Hülfe zu leiſten, müſſen wir 
den Notenumlauf auf gejeßlihem Wege zu beicdränfen ſuchen. Bor für 
Jahren betrug die Banfnotencireulation des ganzen Pandes nicht mehr al: 
200 Millionen ; jegt cireuliren 700 Millionen in Bank: und Schatnoten 
Die allmäblihe Verminderung der Noten ift das einzige Mittel, um aroke 
Gataftropben vorzubeugen; und fie läßt fich durchſetzen durch eine allmäbliae 
Rundirung der Schatznoten und ihre Umwandlung in Sicherheiten, welde 
bie Regierung nad) Belieben einlöfen Fann, 

„Unfere Etaatsjchuld ift doppelt fichergeftellt: einmal durch den wirklichen 
Reichthum und die noch größeren, bisher nicht entwidelten Hülfsquellen bes 
Yandes ; und nächſtdem durch den Gharafter unferer Anftitutionen. Die ein: 
fichtigften Beobachter unter den Etaatsöconomen haben ftets bemerkt, daß die 
Staatsichuld eines Yandes in demfelben Verhältniß gefichert bafteht, wie das 
Volk des Landes frei iſt; daß die Schuld einer Nepublif die ficherfte ven 
allen ift. Alle Bewohner tragen bier zu ber öffentlihen Wohlfahrt bei ur: 
unterziehen fi ihrem Antheil an den öffentlichen Paten. Während des Kricas, 
unter dem Antrieb ber Baterlandsliebe, drängten fi die Männer der großen 
Maſſe des Volks ohne Rüdficht auf ihre Vermögensverbältniffe zum Tienit 
in Armee und Flotte, und boten ihr Leben für das öfſentliche Wohl bar. 
Sept möge das Beſitzthum des Landes feinen gerechten Antbeil an den Saiten 
tragen. Dieje Laften mögen jo vertheilt werden, daß Lurusartifel am fahrer: 
ften, die Bebürfnifie des Lebene fo gering wie möglich bejtenert werben. 
Keine bevorzugte Glafje verlange Steuerfreiheit; der angefammelte Reichtbum 
bes Landes möge jchwerer betroffen werben als der Arme. Die Staatsihuld 
aber müfjen wir als das anfehen, was fie ift: nicht als eine nationale Seg— 
nung, jondern als eine jchwere Bürbe auf der Anduftrie des Landes, welder 
man fi ohne unnöthigen Verzug entledigen muß. 

Verhältniß zum Auslande „Die große Ausdehnung unieres 
Gebiets und die Mannichfaltigfeit des Klima’s, welches beinahe Alles, wat 
den Bebürfnifjen und ber Behaglichkeit entipricht , bervorbringt, macht ıms 
anz bejonders unabhängig von der wechſelnden Politit des Auslands, umd 
pt uns gegen jede Berfuchung „veritridender Allianzen“, während im 
gegenwärtigen Augenblid die Wiederherftellung ber Eintracht, und die Kraft, 
welche dieſer entjpringt, unfere befte Sicherheit jein wird gegen „Nationen, 
bie fi) ihrer Macht bewußt find und des Rechts vergejlen‘. Was mid be 
trifft, war e8 und wirb e8 mein beftändiges Streben jein, Frieden und Ein: 
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tracht mit allen fremben Nationen und Mächten zu pflegen, und ich habe allen 
Grund zu glauben, daß fie alle, ohne Ausnahme, von benfelben Gefühlen bes 
jeelt find. Unſere erft vor Kurzem angefmüpften Beziehungen mit den Kai: 
fer von China find überaus freundlich. Unier Verkehr mit jeinem Reich ent: 
widelt fich fortwährend, und es it erfreulich zu fehen, daß die Regierung 
biefes großen Reiche fi von unſerer Politik befriedigt zeigt, und in die Ehr: 
fichkeit, welche unfern Verkehr characterifirt, gerechtes Vertrauen jegt. Die uns 
unterbrodhene Harmonie zwilchen den Ber. Staaten und dem Kaiſer von 
Rupland erhält durch die projectirten Telegraphenlinien, welche fich quer durch 
Ajien mitten durch feine Neiche ziehen, uns auf einem neuen Verkehrswege 
mit ganz Europa verbinden follen, eine neue Stütze. Durch eine directe 
Dampferlinie nach dem fich bebenden Kaiferreich Brafilien ſteht unjerm Vers 
fehr mit Sübamerifa Aufmunterung bevor. Die ausgezeichnete Geſellſchaft 
von Männern der Wiffenichaft, welche vor Kurzem unjer Land verließen, um 
die Naturgejchichte, die Flüffe und die Höhenzüge jener Gegenden willen: 
ſchaftlich zu erforfchen, hat vom Kaifer einen hochherzigen Empfang erhalten, 
wie aucd von jeiner umunterbrochenen Freundfchaft für die Ver. Staaten und 
feinen wohlbefannten Eifer für Hebung und Förderung der Wifjenfchaft nicht 
anders zu erwarten war. Es ift zu hoffen, daß unfer Verfehr mit ben reis 
hen und bevölferten Landflrihen am Ufer des Mittelmeers fich bedeutend 
fteigern werde, Von Seiten unferer Regierung wird ficherlich nichts verabs 
fäumt werden, um den Schuß unferer Flagge dem Unternehmungsgeijt un: 
jerer Mitbürger angedeihen zu lafjen. Wir erhalten von ben Mächten jener 
Weltgegenden wohlwollende Verfiherungen, und es ift bemerkenswerth, daß 
wir von dem Bey von Tunigs, defien Herrichajt ſich über die alten Reihe von 
Garthago an ber afıifanifchen Küfte erftredt, durch einen befondern Geſandten 
eine Beileidsbotichaft beim Tode unjeres verftorbenen höchſten Staatsbeamten 
erhielten”.... Die Gewährung der Rechte einer Friegiührenden Partei an bie 
Inſurgenten fei ohne Beispiel geweien, und habe fid) durch den Ausgang auch 
nicht gerechtfertigt. In ber Neutralität der verichiedenen fremden Mächte hät: 
ten ſich neue unverfennbare Unterfchiede Fundgegeben. England babe zu gro: 
Bem Theil den Inſurgenten das Kriegsmaterial geliefert. Britiſche Schiffe, 
bemannt mit britiichen Unterthanen und bereit zur Aufnahme von Armatur, 
jeien aus britifchen Häfen ausgelaufen, um unter dem Schuße ber von ben 
Snfurgenten ausgegebenen Gaperbriefe gegen den amerikaniſchen Handel Raub: 
züge zu machen. Später feien diefe Schiffe wieder in britiſche Häfen einge: 
laufen, um Reparaturen vorzunehmen. Diejes Borgehen habe durch Verlän— 
gerung des Kampfes bie Verheerung ber rebelliichen Staaten nur verſchlim— 
mert und den amerikanischen Handel vom Meere verjagt, während es ihn auf 
die Macht übertragen habe, von der es ausgegangen ſei. Ein aufrichtiges 
Verlangen nad Frieden fei der Grund geweien, daß er (Johnſon) die foldyer: 
geftalt zwiichen den beiden Ländern fich erhebenden Fragen einem Sciebs: 
gericht zu liberweifen wünſchte. Diefe Fragen ſeien von ſolcher Wichtigkeit, 
daß jie die Aufmerkſamkeit der Großmächte auf ſich ziehen müßten, und jeien 
mit den Intereſſen und dem Frieden jeder der Mächte jo innig verwoben, 
daß eine höchſt bedeutfame Entſcheidung gefällt worben wäre. Gngland aber 
habe ein Schiebsgericht abgelehnt, und eine Commiſſion zur Ordnung gegen: 
jeitiger Anjprüche, jedoch mit Ausſchluß der erwähnten Beraubungen, vorge: 
ſchlagen. Ein Vorſchlag von fo unbefriedigender Natur habe abgelehnt wer: 
ben müſſen. Die Per. Staaten böben die Angelegenheit nicht hervor, um 
einer Macht, welche die freundichaftlichiten Gefinnungen zu begen verjichert, 
ben Vorwurf ber Doppelzüngigfeit zu machen, jondern weil völferrechtliche 
ragen darin involvirt feien, deren Megelung für den Frieden der Nationen 
eine Nothwendigkeit ſei. Auf eine gegen England ausgefallene Entſcheidung 
wäre wahrfcheinlich pecuniärer Schadenerjag gefolgt. Solde Entihädigung 
‚ aber wäre nicht der Hauptzwed ber Ber. Staaten gewejen. Im Intereſſe 
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bes Friedens und ber Gerechtigkeit ſei es, wichtige Grundſätze bes Völlerrechte 
feſtzuſtellen. „Der britiſche Miniſter“ — fährt der Präſident fort — be— 
gründet feine Rechtfertigung darauf, daß das Municipalgeſetz einer Nation 
und beijen Interpretation den Maßſtab abgebe für bie Pflichten einer neu: 
tralen Macht. Bor dem Tribunal der Nationen läßt fich diefe Recdhtiertigumg 
nicht aufrechthalten. Zu gleicher Zeit aber rathe ich nicht zu einem jetztwei— 
ligen Berfuch, auf dem Wege der Gejekgebung Abhülfe zu erlangen. Die 
fernere Freundſchaft der beiden Pänder muß auf der Baſis gegenjeitiger Ge— 
rechtigfeit ruhen. Seit der Gründung unjerer jreien Berfafjung war die 
civilifirte Welt durch Revolutionen im Intereſſe der Democratie oder ber 
Monardie in Zudungen verjegt worden; die Ver. Staaten jedody haben fich 
in allen dieſen Umwälzungen weije und ftandhaft geweigert, für die Repubiif 
Propaganda zu machen. Die Republik ijt die einzige für uniere Lage pai: 
jende Regierungsform; dody haben wir nie getracdhtet, fie andern aufzuerleaen, 
und folgten conjequent dem von Wafbingten ertheilten Rath, fie lediglich 
durch jorgfültige Wahrung und fluge Benützung ihrer Segnungen zu empfeb— 
len. Während des ganzen Zeitraums war bie Rolitif der europäilhen Mächte 
und ber Ver. Staaten im Ganzen eine einträdhtige. Wohl gab es zweimal 
Gerüchte einer im monarchiſchen Anterejje bevoritehenden Invaſion in gemite 
Gebietstheile Amerika’s. Aweimal waren meine Vorgänger veranlagt worden, 
die Anfichten diefer Nation über eine ſolche Einmilchung zu verfünden. Un 
beide Male waren bie Borjtellungen der Ver. Staaten geachtet worden, da 
bie europäiichen Regierungen tief überzeugt waren, daß die wahre Richtjchnur 
für beide Erbbäljten in dem Syſtem der Nichteinmiihung und der gegeniei: 
tigen Enthaltfamfeit vom Propagandismus bejtehe. Seit jenen Zeiten if 
unſer Wohlſtand, ift unjere Macht gewachſen; aber wir halten feft an ba 
alten Ansicht: den europäiichen Nationen die Wahl ihrer eigenen Dynaſtien 
und die Bildung ihrer eigenen Regierungsipfteme freizuſtellen. Conſequente 
Mäßigung darf auf ein entiprechendes Maßhalten gerechter Weiſe Aniprud 
machen. Wir würden es als ein großes Unglüd für uns, für die Sache 
einer guten Megierung und den Frieden ber Welt anjehen, folte irgendeine 
europäische Macht das amerikanische Volk gewiſſermaßen berausiordern, ben 
Republifanismus gegen fremde Einmiſchung zu vertheidigen. Wir können 
weber vorausjchen, noch jind wir abgeneigt in Betracht zu ziehen, welche Ge— 
legenheiten oder welche Kombinationen fich darbieten möchten, uns gegen Au: 
ſchläge zu jchügen, die unferer Regierungsform feindlih wären. Die Ber. 
Staaten wünjchen in Zufunft jo zu handeln, wie fie bisher gehandelt haben ; 
fie werben ficy nie von biefer Bahn ablenfen laſſen, es fei denn durch Ein: 
griff enropäifcher Mächte; und wir bauen auf bie Gerechtigkeit und Weisheit 
diejer Mächte, daß fie die Politik der Nichtintervention achten, welche jo lange 
durch die Zeit geheiligt ift und durch ihre guten Erfolge ſich auf beiden Eon: 
tinenten bewährt bat. Die Gorreipondenz mit Franfreih in Bezug auf bie 
zwijchen beiden Regierungen erörterten ragen wird zur geeigneten Zeit bem 
Gongreß vorgelegt werben. 

Ausjihten in bie AZufunft „Als ber erjte Präfident ber Ber. 
Staaten feine erfte Anſprache an die beiden Häufer des Congreſſes richtete, 
that er die Aeußerung, daß die Bewahrung des heiligen Feuers der Freihei 
und das Gejchid der republifaniichen Staatsform vielleicht faſt ausſchließlich 
von ber Probe abhänge, welche das amerikanische Volk jept zu bejtehen babe. 
Und das Haus der Repräfentanten antwortete Wafhington durch die Stimme 
Madifons: „Wir verehren die unfichtbare Hand, welche das amerikaniſche 
Volk durd jo viele Schwierigkeiten zu dem Bewußtſein jeiner Verantwort— 
lichfeit für die Zukunft vepublifaniicher Freiheit geleitet hat”. Mehr als 
76 Jahre find dahingefloffen, ſeitdem diefe Worte gejprochen worden, die Ber, 
Staaten haben durch fehwerere Prüfungen gehen müfjen, ald man geabnt 
hatte. Die Erfahrung bat die Zulänglichkeit der republifanijchen Regierungs: 
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form in Krieg. und in Frieden bewiefen, und ihre Hoheit durch Gefahren und 
Unglüdsjfchläge zur Geltung gebracht, welche jedes andere minder tief in bem 
Herzen des Volks begründete Syſtem in den Staub geworfen bitten... Die 
Ueberzeugung, daß unſere Regierungsform die beite ift, hat es uns ermög— 
licht, aus dem Bürgerfrieg binnen vier Jahren mit voller Heritellung der 
verfaflungsmäpigen Autorität der allgemeinen Regierung und ohne Kürzung 
jeglicher Freiheit hervorzugehen. Die Schaaren von Gimwanderern find Zeuge 
des Vertrauens, weldes alle Völker zu unſerer Lebensfähigkeit haben. Hier 
ipt das große Land der freien Arbeit, wo die Grwerbsthätigfeit mit einem 
Lohn ohne Gleichen gefegnet ift, wo das Brod des Arbeiters verfügt wird 
durch das Bewußtſein, daß die Sache des Pandes „feine eigene Sache, feine 
eigene Sicherheit, feine eigene Würde“ ij. Hier genicht ein jeglicher des 
freien Gebrauchs feiner Kräfte, und der Wahl feiner Thätigkeit als eines 
natürlichen Rechts. Hier hat ſich unter den vereinten Einflüjjen fruchtbaren 
Bodens, Tieblicher Klima’s und glüdliher Inftitutionen die Bevölferung bin: 
nen einen Jahrhundert vervielfacht. Hier hat fich durch die Teichte Entwick— 
lung unermeßlicher Kräfte der Nationalftand fo vermehrt, dak wir gegen bie 
finanziellen Gefahren anderer Länder gefichert, und im Geſchäftsverkehr wie 
in unjern Anfıchten wahrhaft unabhängig und jelbitentfcheidend find. Hier 
wird immer größere Sorge getragen, daß jeder, der auf unjerm Boden ges 
boren wird, der Erziehung und Bildung theilbaft werde. KHier weigert ſich 
die Religion, von politiicher Verbindung mit der bürgerlichen Regierung frei, 
ben Ränfen von Staatsmännern fi) unterzuordnen; fie wird in ihrer Uns 
abbängigfeit das geiftige Leben des Volks. Hier wird Duldung gewährt, 
bier jtrebt der mienjchliche Geift ungefejlelt aufwärts in dev Wiffenfchaft, und 
erringt eine immer wachjende Herrichaft über die Kräfte der Natur. Hier 
jind die Staatsländereien in Millionen von Freigütern in. den Händen der 
Bürger, weldye jo mehr als die Bewohner irgendeines andern Theils der 
Erde ein wahres Volk bilden. Hier bejtcht die democratifche Form ber Re: 
gierung, die Form der Regierung, welche nah dem Gingejtändniß europäi— 
jcher Staatsmänner „eine Macht verleiht, deren feine andere Regierungsform 
fähig it, weil fie jeden Bürger mit dem Staat ibentificirt und alle Reguns 
gen der Seele beherrſcht.“ Wo in der Heichichte vergangener Zeit ijt bie Pa: 
rallele zu finden zu der öffentlichen Gtüdieligkeit, welche in dem Bereich des 
Volke der Ber. Staaten liegt? Wo lafjen jih in der Welt Juſtitutionen 
aufjinden, welche den Sitten unjeres Volks jo entſprächen, auf feine Yiebe 
einen jo berechtigten Anſpruch hätten, wie unjere eigene jreie Verfaſſung? 
Jeder, wo er auch lebe in unjerm Pand, muß den Wunſch begen, daß jie 
ewig bejtehen möge. Wer will nicht mit mir in den Worten Wajhingtong 
anerkennen, daß jeder Schritt, mit weldhem das Volk der Ver. Staaten zu 
bem Gharafter einer unabhängigen Nation emporgeftiegen iſt, durch ein Zeichen 
providentieller Führung gekennzeichnet erfcheint? Wer will nicht mit mir in 
das Gebet einjtimmen, daß die unjihtbare Hand, welche uns durch die Fin: 
jterniß geleitet bat, die unjern Pfad ummachtete, uns auch zu einer vollfoms 
menen Liederbefeftigung brüderlicher Yiebesbande beranfübre, auf daß wir im 
Stande jein mögen, unjer großes Erbe, die Einzeljtaatsregierungen in allen 
ihren Rechten, die allgemeine Regierung in ihrer ganzen verfaſſungsmäßigen 
Machtfülle, auf unjere Nachkommenſchaft und diefe wieder auf die ihrige 
durch unzählige Geichlechter hinab fortzuerben ?“ 

Am Repräjentantenhauje verliest der Secretär das Namensver- 
zeichniß der Mitglieder, wobei er die Namen der von ben recon: 
jtruirten Südſtaaten gewählten Vertreter ausläßt, die daher vorerjt 
nicht anerkannt und nicht zugelaflen werden, Wahl des Spreders. 

In Folge einer am 2. d. M. gehaltenen Vorverjammlung von 


124 republikaniſchen Congregmitgliedern und eines von ihnen ein: 
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ftimmig gefaßten Befchluffes wird in beiden Häufern barauf angetrase 
eine gemiſchte Commiſſion zur Berichterftattung über die Frage © 
zujegen, ob irgend einer ber weiland rebelliiden Staaten berede: 
jet, fih im Senate oder im Repräjentantenhaufe vertreten zu Lafer 
bis die Berichterftattung, für welche fein Zeitpunkt feſtgeſetzt werte 
möge, erfolgt und danach gehandelt fei, folle fein Mitglied fsite 
Staaten zugelaffen werben. 


6. Dec. Das Repräfentantenhaus genehmigt den Antrag auf Einferem 


" 


einer gemijchten Commifjion mit 123 gegen 36 Stimmen. 


„ Die Unionsregierung lehnt die ihr von Frankreich unter d. 1. 


Det. gemachte Zumuthung, das Kaijertfum Merico anzuertenne 
um dadurch den Rüdzug ber franz. Armee zu ermöglichen, unm 
twunden ab. 

Dep. Sewarbs an den Gejandten in Baris: „ch babe vum 
Träfidenten die mir von Ahnen am 29. ult. mitgetheilten WAnfichten ı 
Kaifers über die mericanischen Angelegenbeiten dargelegt und babe jekt 
Ehre, Sie von ber Art, wie unjere Regierung über benjelben Gegennar: 
benft, in Kenntniß zu jeßen. Die Ideen bes Kailers fcheinen, wenn m 
fie in eine practijche Zorm bringt, auf Folgendes binauszulaufen: dag rar’ 
reich gewillt ift, jih von Merico, jobald es kann, zurückzuziehen, aber de 
der Riüdzug ungelegen wäre, wenn es nicht vorher von den Bereimisız 
Staaten eine Zuſicherung erbielte, daß diejelben gegen die Macht, die in 
mericanifchen Hauptftabt eine imperialiftifche Korm anzunehmen jich erlas: 
bat, eine freundliche oder duldſame Gejinnung an den Tag legen würde 
Es freut den Präjidenten, dburd Sie diefe VBerfiherung über den guten & 
len bes Kaifers zu erhalten. Ich bedauere jedoch, jagen zu müjjen, daß r:. 
vom Kaifer angegebene Bedingung ganz unerfüllbar fein: 
Die Gegenwart fremdländifcher Armeen in cihem angrenzenden Sande fürs: 
zwar unter feinerlei Umſtänden verfehlen, umjerer Regierung Unrube ze 
Beſorgniß zu verurfaden. Sie madyt uns ungelegene Koften, von dem ©: 
fahren eines Zuſammenſtoßes gar nicht zu reden. Aber trogdem muf ı2 
aus dem Inhalt Ahrer Meittheilung fchließen, dat die Regierung des Kai: 
den Hauptgrund ber Unzufriedenheit, die in den Vereinigte: 
Staaten wegen Merico’8 herrſcht, nicht volllommen zu erfennen w: 
mag. Der Hauptgrund ift nicht, daß eine fremde Armee in Merico fe 
viel weniger entipringt jene Unzufriedenheit aus dem Umſiande, daß vı: 
fremde Armee eine franzöfiiche ift. Wir erfennen das Recht fremder Stane 
an, einander zu befriegen, wenn die nicht unfer Recht angreifen oder unier: 
Sicherheit oder unſern berechtigten Einfluß bedrohen. Die wahre Urjakı 
unferer nationalen Unzufriedenheit ift, daß die jegt in Merico ftebenp: 
franzöfifhe Armee eine vom mericanifhen Volfe begrüm 
dete vepublifanifhe Regierung, mit ber die Bereinmigten 
Staaten auf das Tiefite a angreift, zu dem ein: 
aeftandenen Zweck dieſe Negierungsform zu unterdrüden und auf ihren 
Trümmern eine fremde monarchiſche Regierung zu errichten, deren Daſein, 
jo lange jie dauern würde, vom Bolfe der Bereinigten Staaten nicht anders 
denn als eine Benacdhtheiligung und Bedrohung feiner erforenen und ibm 
tbeuer gewordenen rerublkfanikhen Staatseinrichtungen angeleben werden 
fönnte. Sch gebe zu, daß die Bereinigten Staaten ſich nicht berufen fühlen, 
einen propaganbijtiichen Krieg für bie Sade ber Republik im der ganzen 
Welt oder nur auf diefem YFeitlande führen. Wir hatten genügendes Ye: 
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trauen barauf, daß jene Sache auf diefem Feſtlande durch ben Einfluß ma= 
tericller und moraliicher Urſachen jiegen werde, um den Stand ber Dinge, 
ben wir vorfanden, beiteben zu lafjen, während uniere Republik ihre Geftalt 
annahm und fich entwidelte. Andererieits haben wir ftets behauptet und 
müſſen nad) wie vor behaupten, daß das Volk eines jeden Staates auf dem 
amerifanijhen Feitlande das Necht bejigt, jich, wenn es ihm gutdünft, eine 
republifaniihe NRegierungsform zu verichaffen, und daß eine Einmiſchung 
Fremder Staaten, um es an dem Genuß folder mit Ueberlegung gewählter 
Anftitutionen zu hindern, ein Unrecht und in ihren Wirkungen der in den 
Bereinigten Staaten beflehenden freien und volfsthümlichen Negierungsform 
antagoniftifh it. Wir würden es fir unreht und unweije a wenn 
bie Vereinigten Staaten den Verſuch machen wollten, monarchiſche Regier— 
ungen in Europa mit Gewalt zu ftürzen, um republifaniiche Anftitutionen 
am ihre Stelle zu jegen. Es jheint uns eben jo tadbelnswerth, 
wenn europäijhe Staaten ſich gewaltſam in Staaten auf 
bem amerikaniſchen Feſtlande cinmifhen, um republifanifcde 
AInftitutionen umzuftürzgen und durch Monardien oder Kai: 
ferreihe zu erjegen. Nachdem ich jomit unjere Stellung freimüthig 
dargeftellt Habe, überlaffe ih die Frage Frankreich zur Erwägung, aufrichtig 
boffend, daß diefe große Nation es mit ihren beiten Anterejjen und ihren 
hoben Ehren vereinbar finden möge, jih binnen einer gelegenen und 
billigen Friſt aus ihrer aggrefjiven Haltung in Merico zus 
rüdzuzieben und dem mericanijchen Volke den freien Genuß der repu— 
blifaniichen Regierungsform zu gönnen, die es fich jelbit begründet bat; daß 
e8 diefer Form getreu anhängt, davon hat es, wie es dev Regierung der 
Vereinigten Staaten jcheint, entichiedene, bünbdige, ſowie jehr rührende Bes 
weife gegeben. Jh neige mid um jo mehr dazu, eine joldhe Löſung ber 
Schwierigkeit zu hoffen, weil, fo oft während ber Testen vier Jahre ein 
amerifanijcher Staatsmann oder nur ein amerikaniſcher Bürger die Frage 
aufwarf, welches Land in Guropa dasjenige fei, das am Schwerlichſten eine 
Entjremdung der Freundſchaft der Vereinigten Staaten erleiden würde, ſo— 
gleich immer bie Antwort lautete: Frankreich. Die Freundichaft mit Franke 
reih hat dem amerikanischen Volke ftets wichtig gejchienen und ijt ihm ftets 
befonders angenehm gewejen. Jeder amerikanijche Bürger hält fie für eben 
jo wichtig und wünjchenswerth in der Zukunft, wie in der Vergangenheit. 
Der Präjident wird ſich freuen, zu hören, welhe Aufnahme dieje Vor: 
Ihläge beim Kaifer finden.” 


12. Dec. In beiden Häuſern wird gleichlautend eine Nejolution betr. 


13, 


Merico eingebracht und an bie Ausihüffe für auswärtige Angelegen- 
beiten verwiejen: 

„1) Wir bliden auf die gegenwärtige Sage ber Dinge in der Republik 
Merico mit tiefer Theilnahme (profound solicitude). 2) Der Verſuch, eine 
ber amerifanifchen Republifen dur eine auswärtige Macht gewaltfaın zu 
zerftören, und auf ihren Trümmern eine nur durch europäiſche Bajonnette 
aufrecht erhaltene Monarchie zu errichten, ſteht im Widerſpruch mit der oft 
verfündeten Politik der Vereinigten Staaten, ijt unjerm Bolf in hohem Grad 
zuwider (offensive) und ein Attentat auf den Geift unferer Staatseinricht- 
ungen. 3) Der Präſident wird erſucht, in diefer wichtigen Angelegenheit 
Schritte zu thun, um die anerkannte Politif unferer Republik zu vindiciren, 
um bie Ehre und Anterefjen berjelben in Kraft zu fegen.“ 

Beide Kammern bejchliegen überbieß, die Vorlage fämmtlicher 
Actenjtüde bez. Merico zu verlangen. 

» Auch der Senat genehmigt den Antrag auf Einjegung einer ge: 
miſchten Commiſſion beider Häufer bezüglich Zulafjung von Ber: 
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tretern ber ehrmaligen Rebellenftaaten, jedoch in etmas weniger 
dender Faſſung. 

14, Dec. Das Repräſentantenhaus wählt ſeine 9 Mitglieder in bie « 
miſchte 1der Commiſſion beider Häufer: es werden 3 Radice 
3 Republifaner und 3 Democraten gewählt. Auf Den nr: 
Henderjon aus Dregon beſchließt das Haus ferner einitimmia, >: 
Verrath gegen die Union ein Verbrechen jet und bejtraft wer 
müſſe und endlid auf den Antrag Wilſons aus Jowa, mit 1.' 
gegen 56 Stimmen, daß alle auf die Vertretung der weiland 
genannten conföderirten Staaten bezüglihen Papiere dem gemiit 
Fünfzehnerausſchuſſe ohne Debatte zu überweilen feien und vi 
fein Mitglied von irgend einem der bejagten jogenannten Etaxr 
zugelafjen werde, bis der Gongreß ſolche Staaten oder einen be 
jtimmten berjelben für vertretungsberechtigt anerkannt haben mür:: 

16. „ Die Unionsregierung dringt immer entjchiedener auf Beendigum 
ber franzöſiſchen ntervention in Merico: 

Depeihe Sewards an ben Sejandten in Paris: „....& 
it nicht allein die recutive Diejer Regierung, der die tage ri. 
geht, ob ber jekige Stand der Dinge in Merico fortdbauern fol. Tu 
Intereſſe daran ift ein nationales, und jedenfalls ift der jegt in Seflien % 
findliche Congreß durch die Verfaſſung ermäcdtigt und geſetzlich berecht 
der Action der Bereinigten Staaten in Bezug auf diefen wichtigen Ge: 
ftand die Richtung zu geben. Es it der Wille des Präfidenten, dak Atız 
reich über zwei Punkte unterrichtet werde, nämlih: 1) daß die Wereimizt 
Staaten den innigen Wunſch haben, aufrichtige Beziehungen zu Franfre: 
aufrecht zu balten und zu pflegen; 2) daß diefe Politik in Drobende ©: 
fahr gerathen würde, wenn Frankreich es nicht mit feinen rt 
terefjen und feiner&bhre vereinbar finden Fönnte, abzuſteber 
von der ferneren bewaffneten |ntervention in Merico, : 
den Zweck bat, die dort beftehende heimische republifanifche Regierungssors 
zu ftürzen und auf ihren Trümmern die ausländiihe Veonarchie zu erriceen, 
deren Inaugurirung in der mericaniichen Hauptſtadt verfudt worden * 
Zur Antwort auf Ihre Darlegung unferer Anfichten gab Ihnen Herr Draue- 
de l'Huys zu verfichen, daß die Regierung dev Vereinigten Gtaaten de 
ausbrüdlichen Wunſch des Kaijers, jich aus Merico zurüdzuziehen, begünftigen 
fönnte, wenn fie ihm eine fürmliche Zuficherung gäbe, daß unjere Regierun: 
im Falle feines Rückzugs, die Einfegung Marimilians in Merico als eine 
de facto bejtehenden politiihen Macht anerkennen würde. Es war man 
Wunſch, indem id die Tepeihe Nr. 300 abfahte, im Namen der Ze: 
einigten Staaten die Entſcheidung auszubrüden, daß die vom Kaiſer 
an dic Hand gegebene Anerkennung nit gefheben fann, un 
zur Erflärung die Gründe jener Entſchließung anzugeben. Ich babe die ven 
Herrn Drouyn de l'huys in feiner Unterredung mit Ihnen gegen jene Ent: 
ſcheidung aufgeftellten Gründe ſorgſam erwogen, und ich finde darin feine 
genüsende Urjache, die von den Vereinigten Staaten ausgefprocdenen An: 
fichten zu mobifiziren. Sie haben jegt nur noch Heim Trouyn de l'Hude 
mein tiefes Bedauern darüber anzuzeigen, daß er es für feine Pflicht erachtet 
bat, in feiner Beiprehung mit Ahnen den Gegenftand in einer Nerfaffung 
zu lafjen, die ung nicht zur Erwartung berechtigt, daß eine befriedigend: 
Ausgleihung der Sache auf irgend einer bisher entdedten Baſis erzielt wer: 
ben kann.“ 

18. „ Der Etnatsjecretär des Auswärtigen, Seward, verkündet durd 
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Proclamation die Annahme des Amendements zur Verfaflung zu 
Aufhebung der Sclaverei durch die verfaffungsmäßige Mehrheit von 
Drei PViertheilen aller Etaaten der Union. Dabei werden die che: 
maligen Rebellenftaaten als zujtimmende gezählt. Keines der beiden 
Häuſer des Congreſſes erhebt Einſprache gegen dieje indirecte An— 
erfennung des Miedereintritt8 der reconftruirten Südſtaaten in bie 
Union mit ihren alten Rechten. 

3. Dee. Der Präfident richtet eine Botihaft an den Senat über bie Zu: 
ftände der ehemaligen Rebellenjtaaten nebjt den Berichten von Carl 
Schurz und General Grant darüber. Die Botjchaft fpricht bie 
Ueberzeugung aus, daß „der Zuftand der Südſtaaten bejjere Aus: 
fihten biete, alg man im Hinblid auf alle obwaltenden Umjtände 
zu erwarten beredhtigt war“ und jchließt dahin: 

„Natürlich mußte man verwidelte ragen in Folge fo großer und plötz— 
licher Ummwandlungen in ben Beziehungen zwiichen den beiden Racen ge: 
wärtigen, doch entfalten jih nad und nad Syfteme, die dem Emancipirten 
den Schuß gewährleiften, den er gerechter Weife in Anjpruch nehmen darf, 
jo daß er fih durch feine Arbeit zu einem nützlichen und unabhängigen Mit— 
glied der bürgerlichen Gejellihaft emporbeben kann, in welcher er feine Hei— 
math bat. Aus aller in meinen Beſitz gelangten Kenntniß, und aus ber: 
jenigen, die mir neulich von zuverläfliger Autorität mitgetheilt worden ift, 
bin ich geneigt, midy dem Glauben hinzugeben, daß alle jectionelle Animofis 
tät ſich —*— und ſicher in einen nationalen Sinn umwandelt, und daß 
Repräjentation im Congreſſe in Verbindung mit einem gehörig bemeilenen 


Steuersyftem die harmonische Wiederherjtellung der Beziehungen zur Natio: 
nal-Union zum Rejultat haben dürfte.“ 


20. „ Der Präfident beginnt die bisherigen von ihm ernannten probis 
foriijhen Gouverneure der Südſtaaten abzurufen und bie von den 
neuen Gtaatsconventen berjelben gewählten Gouverneure einzu: 
weiſen. 

„ Das Repräfentantenhaus beſchließt auf den Antrag Alley's aus 
Maſſachuſetts mit 141 gegen 6 Stimmen, 

„daß dieſes Haus bie Anfichten des Yinanzminijters über die Nothwen— 
bigfeit der Reduction des Papiergeldes mit Hinficht auf eine fo baldige Wie— 
beraufnahme ber Baarzahlungen, wie es die Gefchäftsinterejen des Landes 
geftaiten, von Herzen billigt und ſich zu feiner Unterftügung baldmöglichiter 
Erreichung dieſes Zwedes verpflichtet.” 

Der Congreß vertragt fih über Neujahr. Die nicht zugelaffenen- 
Vertreter der Sübftaaten bejchließen, in ihre Heimath zurüdzufehren 
und auf den 4. März wieder zu kommen. 

23. „Sn Folge der Ablehnung des Gen. Logan ernennt der Präfident 
Campbell zum Geſandten der Union bei der Republik Merico. 


21, 


2. Merico. 


1. Jan. Präſident Juarez erläßt von Chihuahua aus eine Proclamatien 


no 


26. 


an die Mericaner, um fie zu fortbauerndem Widerjtande gegen die 
fremden Eindringlinge zu ermuntern: 

„... Jener unfluge Mann, der die traurige Rolle eines Werkzeugs über: 
nommen hat, um ein freied Volf zu Sclaven zu machen, möge eingebenf fein, 
daß Verrath, PVertragsbrud und fremde Bajonnette feine einzigen Aufprüde 
auf die Herrfchaft bilden .... Wir haben großherzige Helfer zu Haufe um 
— die ung mit jihren Schriften, ihrem Einfluß, ihren Mitteln bei: 

eye ... 

Marſchall Bazaine geht in Perfon zur Armee von Dajaca ab. 
„ sKaijer Marimilian erneuert durch Decret die alte Beftimmuns 
der fpanijhen Monardie, wonach zur Veröffentlihung aller päpſt 
lihen Bullen und fonjtigen Netenftüde in Merico das placetum 
regium eingeholt werden muß. — Um mit dem Papſt zu unterban- 
deln, hit der Kaifer eine eigene Commifjion mit dem Minifter 
Belasquez nah Rom. 

» Der päpftlide Nuntius Meglia proteftirt gegen das kaiſ. Decret 
vom 7. Jan., indem er behauptet, daß, da der Hl. Vater in ber 
ganzen Welt als das Dberhaupt der Kirche anerfannt werde, feine 
Handlungen die einer unabhängigen und ſouveränen Jurisdiction 
find, und ferner daß Rom nie werde begreifen können, daß Unter- 
thanen⸗des Papſtes, feien e8 nun Kaiſer ober Könige, das 
Recht hätten, die Veröffentlihung einer feiner Decrete zu verbieten 
oder ihre Wirkung zu vereiteln. Der Minifter des Auswärtigen 
antwortet jofort und widerlegt jehr entjchieden die im Proteft ent: 
widelten Anfichten, hinzufügend, daß jeine Regierung in der aller: 
entſchiedenſten Weife das Princip zurüdmweife, ber Kaiſer fei ein 
Unterthan des Papftes. Als Katholit fei der Kaifer dem Papſt 
unterworfen, aber als Herricher habe er eine Gewalt in Händen, 
für die er nur Gott verantwortlid fe. — Gen. PVicario verläkt 
die Hauptftadt und macht einen mißlungenen Verſuch eines Pre: 
nunctamento im Sinne der clericalen Bartei. 

„ Ein kaiſerliches Decret regulirt die neue Organifation ber 
Armee: 


" 
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Das Gebiet des Kaiſerreichs ſoll in ſieben militäriſche Territorialbezirke ge- 
theilt werden. Die Zahl der Generale wird auf achtzehn reducirt, nämlich auf 
ſechs Divifiond: und zwölf Brigadegenerale. Das Heer wird im Kriegsfuß 
aus 30,044 Mann, im Friedensfuß aus 22,374 Mann beftehen, und ift zus 
fammengefegt aus zwölf Bataillonen Infanterie, zwei Bat. Fußjüger, jechs 
Regimentern Gavallerie, zwölf Präfidialcompagnien zu Pferd, einem Bataill. 
Fußartillerie von ſechs Batterien, einem Regiment von acht Batterien, wovon 
vier beritten unb vier mit Berggefchügen, einer Schwadron Artillerietrain, 
einer Comp. Handwerker, einer Comp. Armeros (Büchſenmacher oder Feuer: 
werfer), einem Bat. Zapabores (Sappeurs) und einer Gendarmerielegion von 
1900 Mann. Dazu kommen etwa 15,000 Dann fremde Truppen, nämlich 
7000 Oeſterreicher, 1500 Belgier und gegen 6000 Mann der jranzöfilchen 
Trembenlegion. Im Augenblick befinden ſich außer der Frembenlegion 12— 
15000 Franzoſen noch im Lande. 

— Dan. Gerüdt von einer Abtretung ber Nordprovinzen von Merico. 
Die officiellen franzöſiſchen Blätter erklären e8 für durchaus unges 
gründet. 


9. Febr. Dajaca ergibt fi den Franzofen auf Gnade und Ungnade. 

— „Die päpftlihe Encyclica und der Syllabus v. 8. Dezbr. 1864 
werben in Merico nicht veröffentlicht, da die Regierung ihre Erlaub: 
niß dazu verweigert. 

26. „ Ein Deeret des Kaijers verkündet, daß er bie Fatholifche Religion 
als Staatsreligion beſchützen, aber alle anderen der Gittlichfeit und 
Gefittung nicht widerftreitenden Religionen dulden werde. Neue 
Kirhengejelihaften bebürfen der Erlaubniß der Regierung. Miß— 
bräudhe von Localbehörben gegen den Cultus auberer Bekenntniſſe 
jollen dem Stantsrath angezeigt werden. — Ein zweites Decret des 
Kaijers ordnel eine Nevijion aller Verkäufe von FKirchengütern an, 
betätigt jedoch jchon jetzt alle ehrlih und gejfegmäßig erfolgten Ver: 
fäufe diefer Art. 

27. „ Caſtillo, der Unterftaatsfecretär bes Sinanzminifteriums, wird zum 
Sntendanten ber Civillifte ernannt und tritt die Yinanzen bem eben 
angefommenen Franzoſen Bonnefort ab. 


3. März Ein kaiſ. Decret theilt das Land in 50 Departements und 
7 Milttärdivifionen ein. 

9. „ Der Kaijer erläßt ein Reglement. über das bei ber Revifion ber 
Derfäufe von Kirchengut zu beobadhtende Verfahren. 

12, „ Eine Verfügung des Kaifers jtellt die Kirchhöfe unter die Eivil- 
behörben und jeßt die Preife von Begräbniffen feit. 


10, April. Der Kaifer erläßt am Jahrestage ber Annahme der Kaifer: 
frone zu Miramare ein organiſches Reichsſtatut für Mexico. „Bis 
eine befinitve Organiſation hergeftellt ijt, repräjentirt ber Kaiſer bie 
nationale Souveränetät”. Ein anderes Decret ordnet die Gründung 
einer mer. Academie der Wiffenichaften an. 

24 
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11. April. Die Belgier erleiden bei Tacamburo (Provinz Michoacan) 
eine ſehr empfindliche Schlappe. 

» » In Paris wird von dem Grafen Germiny als Präfidenten be 
Finanzeommifjion für Merico und Pinart, dem Director des Die 
conto-Comptoirs ein neues Anlehen für Merico unterzeihnet. Die 
Bedingungen find geradezu ſchwindelhaft. Das Nominalcapital, d. 6. 
die wirflihe Schuld für Merico beträgt 250 Mill,, von denen « 
jedod nur 136 wirklich erhält und diefe muß es mit circa 12% 
pro Jahr verzinjen. 

12. „ Der jwariftiihe General Negreti nimmt Monterey wieder ein; 
die Kaiferlichen ziehen ſich zurüd. . 

22. „ Das ichwindelhafte Anlehen wird in Paris x, troß der Nachricht 
vom Falle Rihmonds volljtändig gezeichnet. 


5. Mat. Ankunft des lebten Transports öfterreichifcher Freiwilliger in 
Deracruz. 

10. „ Der jwariftiiche General Negreti bedroht Matamoros. 

16. „ Der Faij. General Mejia in Matamoros erhält Verjtärfungen 
von Veracruz. Negreti muß ſich wieder nah Monterey zurüd: 
ziehen. 

21. „ Die Regierung jchließt eine Uebereinkunft mit dem Haufe eder 
bezüglidy feiner Forderung ab. 


23. „ Gin Deeret des Kaiſers regelt den religiöfen Unterricht an ben 
Schulen, der gänzlich den Prieftern überlaſſen bleibt. 


— „ Der franzöf. General Donay langt in Veracrug an mit einer 
Anzahl franzöfifcher Gendarmen als Kern einer zu bildenden 
Gendarmerie. 


30, „ Die Kaiſerlichen ziehen wieder in Monterey ein. 


— Juli. Der Kaifer ernennt den franz. Stabsrittmeiſter Loyſel zum 
Chef, den franz. Zuavenhauptmann Pierron zum Unterchef ſeines 
Militärcabinets. — Der franz. Staatsrath Langlais wird in Ver: 
ftändigung mit ber franz. Regierung zum Sinanzminifter von Merico 
defignirt. 

.,. 

15. Aug. General Briancourt zieht in Chihuahua ein. Juarez zieht ſich 
an bie Außerjte Grenze nad Pajo del Norte zurüd. 

20, „ Oberſt Garnier bejeßt Hermofilla, wodurd den Franzoſen alle 
Mege ins Innere von Sonora offen ftehen. 


16. Sept. eier des Yahrestags der Unabhängigfeitserflärung Merice's 
bon Spanien. Die Tochter des Kaijers Sturbide erhält den Rang 
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einer Prinzeſſin, feine beiden Enkel denjenigen von Prinzen. Ein 
kaiſerl. Deeret verordnet die Errichtung einer polytechniichen Schule 
und eines Invalidenhaujes. Der am 4. Februar in Paris unter: 
zeichnete Vertrag bez. Errichtung einer mexicaniſchen Banf wird ge— 
nehmigt. Gefeß zu Regelung des Einwanderungsweſens und ber 
Stellung farbiger Einwanderer, das zwar die Sclaverei fern hält, 
aber eine Art von Leibeigenichaft gejtattet: 

Nah Art. 1 dieſer Beitimmungen werden, in Gemäßheit ber Landesgeſetze, 
alle Farbigen dadurd allein Ihon, daß ſie den mer. Boden betreten, frei. 
Nah Art. 2 fünnen fie mit dem Arbeitgeber, der fie angeworben bat, einen 
Vertrag eingehen, der ihnen Nahrung, Kleidung, Wohnung, Pflege im Falle 
einer Erfranfung und einen zwijchen beiden Theilen auszubedingenden Lohn 
zufichert. Außerdem muß der Herr eine dem vierten Theil bes Arbeitslohnes 
entjprechende Summe zum Bortheile des Arbeiters in der Sparkaſſe anlegen. 
Dagegen verpflichtet fich diefer zu einer Arbeitszeit von mindeftens 5 und 
höchſtens 10 Jahren. 

27. Sept. Der Nordamerikaner Maury wird zum mer. Staatsrath und 
zum Commiſſär für das Cinwanderungswejen ernannt. 


2. Oct. Eine Proclamation des Kaiſers Marimilian erflärt die Anhän— 
ger des Präfidenten Juarez in die Acht: 

„Mericaner, bie Sache, welche Don Benito Juarez jo tapfer und ftands 
baft vertheidigte, iſt Schon feit einiger Zeit nicht nur dem Willen der Nation, 
Jondern dem Geſetze felbit, welches jener Führer zur Unterftügung feiner An: 
ſprüche anrief, unterlegen; und heute find auch die Banditen, in welche bie 
Anhänger der Sache verwandelt jind, durch die Abreije ihres Hauptes von 
feinem heimifchen Boden allein gelaffen worden. Die nationale Regierung 
iſt eine lange Zeit hindurch nachjichtig gewelen, indem fie die Milde jo weit 
ausdehnte, daß dei irregeleiteten Männern, die mit den Thatjachen unbekannt 
waren, cine Gelegenheit gegeben wurde, fich der großen Mehrheit der Nation 
anzuſchließen und wiederum auf den Pfaden der Pflicht zu wandeln. Hierin 
war die Regierung erfolgreich, und ehrenwerthe Männer ſchaarten ſich unter 
ihre Fahne mit Vertrauen in die gerechten und freifinnigen Grundſätze, welche 
die Geftaltung ihrer Politif beftimmten. Die Sade der Friedensftörung 
wurde nur durch einige wenige Anführer aufrecht erhalten, deren Leidenichaf: 
ten ihre Liebe zum Baterlande erfticdten, durch die ganz entfittlichten Leute 
ber niederen Klaſſen, welde zu unwiſſend waren, um politische Principien zu 
begreifen, und durch eine geſetzloſe Soldatesfa, wie jie jtets als legte traurige 
Spur eines Bürgerfriegs zuricbleibt. Bon jekt ab wird ber Kampf nur 
zwijchen den achtbaren Männern der Nation und Banden von Verbrecdhern 
und Strapenräubern fein. Bon Langmuth kann feine Rede mehr jein, da 
jie nur jolhen Banden zu Gute kommen würde, die Dörfer niederbrennen 
und friedliche Bürger, entnervte reife und ſchutzloſe Weiber berauben und 
ermorden. Die Regierung, ſtark in ihrer Macht, wird von biejem Tage an 
mit unbeugjamer Strenge die Straje ausmeljen, wie die Geſetze der Civili— 
fation, die Rechte dev Humanität und die Erfordernijje der Sittlichfeit fie 
erheiſchen“. 

Der Proclamation iſt ein Geſetz beigefügt. Dasſelbe beſtimmt: Art. 1. 
Alle diejenigen, welche Banden angehören oder bewaffneten Verſammlungen, 
bie nicht gelehlic ermächtigt find, mögen fie num einen politiihen Vorwand 
proclamiren oder nicht, und welches auch die Anzahl derer, weldye die Bande 
bilden, ihre Organiſation und der Charakter, die Benennung, welche fie ſich 
ſelbſt geben, jein möge, jollen durch die Kriegsgerichte militäriſch abgeurtheilt 
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werben, und wenn fie fchuldig befunden, wäre es auch nur ber Thatface, 
baß fie zur Bande gehörten, zur Todesftrafe verbanunt werden, die innerbalt 
24 Stunden nad) dem Urtheilsiprud zur Ausführung fommen muß. Art. 2. 
Diejenigen, welche in einem Gefecht ergriffen werden, jollen durch die Führer 
ber Truppen, welche die Grgreifung vorgenommen, verurtbeilt werden, unt 
das Urtheil (die Todesftraie) ebenfalls in 24 Stunden vollzogen fein. Art. 3. 
Bon ber Tobesftrafe find nur diejenigen ausgenommen, welche, ohne emes 
weitern Verbrechens beſchuldigt zu fein, als bei der Bande fi zu befinden, 
darthun, daß fie gewaltfam mit berfelben vereinigt waren, .oder daß fie, obne 
zu ihr zu gehören, ſich zufällig in bderfelben befunden haben. ‚Die folgenben 
Artikel handeln über das Strafmaß, welches diejenigen betrifft, welche bie 
Guerrillas freiwillig mit Geld oder andern Hülfsmitteln unterſtützen, dieje— 
nigen, welche ihnen Nachrichten oder Rathſchläge zufommen laſſen; diejenigen, 
welche ihnen Pferde, Waffen, Munition, Yebensmittel ꝛc. verichaffen; diejeni— 
gen, welche faljche Nachrichten verbreiten, und endlich die Eigentbümer oder 
Verwalter von Landgütern, welde nicht bei Zeiten Nachricht von dem Durd;: 
marſch einer Bande duch das Landgut jelbjt den Behörden geben, ober, 
wenn fie im Stande find, ſich zu verteidigen , den Guerrilla® ober lebel: 
thätern feinen Widerftand entgegenfegen. Die Strafen für die beiden legtern 
Fälle beftehen in Geldbußen von 100 bis 2000 Peſos, für die vorhergeben: 
ben in Gefängniß von 6 Monaten bis 2 Jahr, oder in Frefidio von 1 bie 
3 Jahren. 

13. Oct. Die juariftiichen Generale Arteaga und Ealazar werben ven 
den Kaijerlichen geſchlagen, gefangen und erſchoſſen. 

21. „ Die Auarijten erjcheinen unter Escobedo und Cortina mit 4000 
Mann und 11 Geſchützen vor Matamoros. | 

25. „ Die AJuariften werden von den Kaiferlihen unter Mejia ver 


Matamoros gefchlagen. 


41. Nov. Kaiſer Marimilian erläßt ein NRecrutivungsgefeg für das 
Kaiferreih) und verorbnet eine neue Organifation ber Polizei. 

17. „ Das Budget des Kaijerreihs für 1866 meist eine Ausgabe von 
40 Mill. Doll. und eine Einnahme von bloß 15 Mill. aus. 

20. „ Juarez zieht von Pajo del Norte wieder in Chihuahua ein. 

30, „ Juarez, deſſen Präfidentihaft verfaffungsmäßig abgelaufen ift, 
verlängert aus eigener Machtvolllommenheit feine Amtsdauer. General 
Drtega proteftirt dagegen und macht als Präfident des oberften Ge 
richtshofes jelbft Anſprüche auf die Nachfolge auf den Präfidentenftuhl. 


4, Dec. Kaifer Mar erläßt ein Refcript betreffend Ausführung großer 
öffentlicher Arbeiten und Hält ein Anlehen fpeciel zu biefem Behufe 
für nicht unmöglich. 

6. „ Der Kaifer verlängert ben ben Juariften geſetzten Termin zur 
Entwaffnung um 14 Tage und ordnet eine allgemeine Recrutirung 
innerhalb bes Kaiſerreichs an. 

8. „ Die mer. Commifjion in Rom legt dem Papſt einen neuen Eon- 
corbatsentwurf vor, der als Grundlage weiterer Unterbanblungen 
von der Curie angenommen wird, 

18, „ Juarez muß ſich neuerdings aus Chihuahua nah Paſo del Nork 
zurückziehen. 


Weberfiht der Creigniffe des Jahres 1865, 


Die hervorragendften Ereigniffe des Jahres I864 waren un: 
nweifelhaft die definitive Losreißung der Elbherzogthümer von Dä— 
nemarf und dic Septemberconvention zwiſchen Italien und Frank: 
veich über die eventuelle Räumung Roms durch die Franzofen. Das 
Jahr 1865 Hat indeß weder die jchleswig-holfteiniiche noch die rö— 
miſche Frage zu einer Löſung gebracht, fondern beide noch durchaus 
ungelöst und in der Schwebe bem Jahr 1866 übermittelt. Das 
wichtigſte Ereigniß besjelben füllt außer Europa: der endliche Sieg 
Des Nordens der DBereinigten Staaten Nordamerifa® nad) vier: 
jährigem Riefenfampfe über die Rebellion der Cflavenjtaaten des 
Südens und die principielle Abihaffung der Sklaverei im ganzen 
Gebiet der Union. In Europa waren e8 dagegen vorzugsweiſe bie 
Zuftände Deutichlands und die Bejtrebungen Preußens unter ber 
Leitung des Grafen Bismard, welche das allgemeine Intereſſe der 
öffentlihen Meinung und zwar nicht bloß Deutſchlands in fteigendem 
Maße in Anſpruch nahmen und Berwidlungen berbeiführten, bie 
ichlieglih doc kaum anders als durch das Schwert entjchieden 
werden bürften. 

Preußen befand fi zu Anfang des Jahres 1865 aller Wahr: Preugen. 
fcheinlichfeit nah im Zenith feiner Macht, die ihm unter der Leitung 
bes Hrn. v. Bismarck möglih und bejchieden war. Der innere 
Eonflict zwifchen ber Krone und der von den tiefjten und mächtig: 
ſten Intereſſen der Zeit getragenen Volksvertretung war durch das 
plögliche Auftauchen der ſchleswig-holſteiniſchen Frage, durch bie ge: 
waltige Bewegung, in welche die gefammte deutſche Nation barüber 
gerieth und den raſchen und emergiichen Entſchluß Bismards, bie 
Verhältniſſe im Intereſſe feiner Politit auszunügen, momentan ent 
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Ppreußen. ſchieden in ben Hintergrund getreten und Preußen konnte fich einer 
Reihe von Erfolgen rühmen, die feinem Ehrgeize ſchmeicheln mußten 
und ihm augenblidlih mandes möglih und erreihbar ericheinen 
ließen, was bisher nur in ziemlich weiter Ferne vor feinen Augen 
geſchwebt hatte Mit Hülfe Defterreihs wurde die nationale Be— 
wegung in Deutichland Kintangehalten und die Bundesverſammlung, 
deren Mehrheit einen Nugenblif Miene machte, mit der Bewegung 
zu gehn, lahm gelegt. Preußen und Oefterreih nahmen die Ber: 
tretung der „beutihen Intereſſen“ gegen Dänemark in ihre eigene 
Hand. Der Krieg gegen Dänemark wurde eröffnet, Anfangs in 
Wahrheit mehr zum Schein, nahher, in Folge der dänischen Hart: 
nädigfeit, in allem Ernte. Die leitende Macht unter den beiben 
war aber nicht Defterreich, jondern Preußen. Die öfterreichiice 
Politif unter dem Grafen Rechberg war eine ganz und gar kopf— 
Ioje und das Rejultat entiprady denn aud einer jolben Politik 
mit eigenen Händen zerjtörte Dejterreih den letzten Reſt jeine 
Einfluffes in Deutſchland und förderte dadurch die nterefien 
feines preußiſchen Rivalen gerade da, wo biefer den Hebel an 
jegen gedachte, um Defterreih aus Deutichland auszufcheiden. 
Oeſterreich jchien geradezu wie mit Blindheit geihlagen. Die Er: 
fürmung der Düppeler Schanzen und der Uebergang nad Allen 
gewährten dem preußiſchen Kriegsruhm neue Lorbeeren und hoben 
mit Macht das Selbjtgefühl der preußifchen Armee und des preuft- 
ihen Volkes. Die preußiſche Regierung aber verwerthete dieß je 
fort gegen den Bund und die Mitteljtaaten. Der Friede mit Di 
nemark wurbe ohne Zuzug bes deutihen Bundes abgeſchloſſen und 
König Chriftian von Dänemark trat durd) denjelben nicht jeine „An— 
ſprüche“, ſondern jeine „Rechte“ auf die Elbherzogthümer an Preußen 
und Defterreih ab, worauf die preußifche Regierung die Verfolgung 
ihrer weiteren Plane zu gründen gedachte. Aber noch ftanben bie 
Bundestruppen in Holjtein und hielten das Herzogtum im Namen 
des deutſchen Bundes beſetzt. Den preußifhen Planen ftand Diele 
Thatjache ganz und gar im Mege. Sie mußte bejeitigt werben. 
Zunächſt erhielt daher der preußiihe Dbergeneral in Schleswig 
Prinz Friedrihd Karl von Berlin aus den Befehl, fi zum Her 
ber holſteiniſchen Feſtung Rendsburg zu machen. Die preußiicen 
Colonnen jegten fih alsbald gegen bdiejelbe in Bewegung. Der 


[ Ueberſicht der Ertigniſe des Jahres 1865. 375 


Iundesgeneral war zu ſchwach, der Gewalt Gewalt entgegen zu Preusen, 
egen und jah fi daher genöthigt, in bemüthigenditer Weije den 
Haß zu räumen. Dejterreich ſchwieg dazu und ließ Preußen ges 
süähren. Der Krieg war inzwijchen beendigt, der Friede geſchloſſen 
yorden : bie Öfterreihiihen und preußiichen Truppen jollten daher 
rößtentheils wieder in ihre Heimath zurüdfehren. Diefen Moment 
ielt Preußen für geeignet, der Beſetzung Holfteins durch die Bundes- 
ruppen ein Ende zu machen und bdiejelben nöthigenfalls jelbjt mit 
Yerwalt Hinauszuwerfen. Schon waren die Dejfterreiher abgezogen 
mb bie preußijhen SHeeresmafjen zogen von Norden nah Süden, 
im gleichjalld nah Haufe zurüdzufehren. Da erhielten jie plößlid) 
Segenbefehl. Holjtein war vollvon preußiichen Truppen und Preußen 
‚og überbieß drohend eine Armeedivifion gegen Hannover bei Min: 
ven, eine andere gegen Sachſen bei Berlin zujammen. Nun wurben 
Hannover und Sachſen kategoriſch aufgefordert, jofort und ohne 
weiteres das Herzogthum Holjtein zu räumen. Weber das eine nod) 
das andere nod auch die Bundesverfammlung in Frankfurt waren - 
in ber Lage, ernitlichen Widerjtand leijten zu können. Dejterreich 
ſtand wiederum auf Seite Preußens und war lediglich bemüht, der 
Bundesverfammlung wenigjtens die äußerſte Demüthigung zu er: 
(paren. Diejelbe fügte ſich freiwillig dem preußiichen Begehren und 
erklärte die Bundeserecution für beendigt: die Bundestruppen räume 
ten Holftein, das nun wie Schleswig von den Preußen und Oeſter— 
reihern beießt und verwaltet wurde. Den Sclußitein aller biejer 
Erfolge Preußens bildete indeß die Erneuerung der Zollvereing- 
verträge auf Grundlage des zwiſchen Preußen und Frankreich abge: 
ſchloſſenen Handelsvertrages. Das war im Grunde bie größte Des 
müthigung der Mitteljtaaten und diefe Demüthigung war eine wohl 
verdiente. Jahre lang hatten fih die Regierungen berjelben gegen 
die Annahme des franzöfiihen Handelsvertrages gejperrt und zwar 
nicht aus wirthichaftlichen oder hanbelspolitiihen Gründen, jondern 
lediglich aus politiihen Rückſichten für Dejterreich gegen die In— 
terefjen und bie laut und einjtimmig ausgeſprochenen Wünſche ber 
zunächſt Betheiligten. Jene politiihen Rückſichten für Oeſterreich 
waren jetzt dahingefallen und noch vor dem Schluſſe des Jahres 
1864 ſahen ſich die Mittelſtaaten genöthigt, einer nach dem andern 
zum Kreuze zu kriechen und dem franzöſiſchen Handelsvertrage bei— 
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Preufen, zutreten, ohne jest mehr ihren Beitritt von einzelnen Modificatienen 
abhängig machen zu können, mas ihnen rechtzeitig ohne Zweifel 
möglich gewejen wäre. Der Sieg Preußens in biejer Frage war 
zugleich eine empfindliche Niederlage Dejterreiche, das fih momenten 
wirthſchaftlich von Deutſchland ausgejchloffen ſah und zugleih ge 
nöthigt ward, nun doc mit feinem alten Schutzzollſyſteme zu brechen 
und den Uebergang zu einem freifinnigeren Zolliyiteme unter viel 
ungünjtigeren Berhältniffen anzubahnen. Mit einem Worte Preußen 
fühlte fih zu Anfange des Jahres 1866 mächtig gehoben, fühlte 
jich zeitweilig als bie leitende und enticheidende Madht in Deutſch— 
land, Defterreich dagegen mußte einjehen, daß es jelbjt einen ent- 
jhiedenen Schritt gethan hatte, um fih aus Deutihland hinaus— 
drängen zu laſſen. Die Mitteljtaaten aber hatten eine Demüthigung 
nach der andern hinnehmen milden, jahen fih der lange gewohnten 
Stüße beraubt und waren überdich unter fi uneinig und völlig 
zerflüftet, jo daß außer Bayern, Sachſen und Heſſen-Darmſtadt alle 
übrigen jeden Compaß verloren zu haben jchienen und fich wenig: 
jtens ängftlih hüteten, Preußen, den fie noch wenige Jahre verber 
in jeber Weije fef den Handſchuh hinzuwerfen wagten, unter ben 
total veränderten Umjtänden irgendwie vor den Kopf zu jtoßen. 
Alles was fie thun konnten, war, ſich vorerft in ihre Zelte zurüd: 
zuziehen und ben weiteren DBerlauf der Dinge und damit vielleicht 
den Eintritt günjtigerer Berhältniffe abzuwarten. Bon einer be 
wußten Bolitif, von bejtimmten Zielpunften war für die Mittel: 
ftanten vor ber Hand gar feine Rebe mehr, zumal aud) die nationale 
Bewegung, nachdem das Hauptziel derjelben, die enbliche Losreißung 
der Elbherzogthümer von Dänemark erreicht ſchien, allmählig erlahmt 
und auf die allgemeine Erregung eine natürliche Abjpannung ein: 
getreten war. 

Kein deutſcher Stamm ift empfänglicher für Friegeriichen Ruhm, 
faft wie bie Frangojen für ihre gloire, als das preußiſche Volk, 
in feinem ift das Gtaatsbewußtjein Iebenbiger und energiſcher. 
Nicht bloß bie preußiſche Regierung, auch das preußiſche Volk fühlt 
brüdend das Unfertige, Ungenügende, Unzufammenhängende der Theile, 
bie zufammen bas preußiſche Staatsgebiet bilden und als europäijche 
Großmacht anerkannt find, ohne es doch in Wahrheit wirklich zu fein. 
Eine Ausdehnung bes Staats, das Streben nad allmäliger Ab— 
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erption weiterer beutfcher Gebiete liegt daher in ber Natur ber Preufen. 
Dinge und jheint Vielen von der Geſchichte ſelbſt Preußen als jeine 
Beftimmung vorgezeichnet zu jein. Als nad dem Tode König Frieb: 
richs VII. von Dänemark die dänische Frage zur Entſcheidung fom: 
men mußte, galt e8 ber preußijchen Regierung vor allem nur, bie 
Entftehung eines neuen, völlig unabhängigen Mittelftaats zwiſchen 
Oft: und Nordjee zu verhindern. Zu diefem Zwecke bot fi ihr 
die Allianz mit Defterreich, zu dieſem Ende hin erklärte fie fich vor: 
erit für gebunden dur ben Londoner Vertrag von 1852. Aber 
es iſt allerdings wahrſcheinlich, daß Hr. v. Bismard von allem An: 
fang an bie Möglichkeit einer Erwerbung der Elbherzogthümer für 
Preußen ins Auge faßte. Das gewaltige Drängen ber nationalen 
Bewegung in Deutihland und die blinde Hartnädigkeit der Dänen 
arbeiteten jeinen Plänen in die Hände. Die Londoner Konferenzen 
blieben ohne Rejultat und der Krieg konnte weiter geführt werben, 
bis die Dänen fih genöthigt jahen, die Waffen zu ftreden und auf 
beide SHerzogthümer und das kleine Lauenburg definitiv zu verzichten. 
Jetzt hatte Bismard erreicht, was er wünſchte und von nun an war 
der Erwerb der Herzogthümer für Preußen das conjtante Ziel feiner 
Politik, das e8 nie mehr aus den Augen. verlor und für bas er 
alle Mittel, wie verwerflich fie jonft auch jein mochten, ins Werk zu 
ſetzen entihloffen war. Die Bedeutung diejes Erwerbs für die Aus: 
dehnung der preußiichen Machtiphäre zumal,im Nordweſten Deutſch- 
lands lag auf der Hand und ebenjo, daß es Preußen nur burd 
den Befiß jener Lande möglich war, fi) entſchieden zur Seemacht 
emporzuarbeiten. Das war jedoch keineswegs ber einzige Vortheil, 
den Hr. v. Bismardf aus der ſchleswig-holſteiniſchen Frage zu ziehen 
gedachte: er hoffte damit vor allem aud den innen Conflict zwiſchen 
ber Krone und der Volksvertretung zum Austrag zu bringen, indem 
er auf die Unterftügung der öffentlihen Meinung ohne Unterſchied 
der Parteien für diefen feinen Plan einer Vergrößerung des preußi: 
ſchen Staates zählte und es für möglich eradhtete, daß biejelbe ſich 
ſchließlich auch die Armeereorganifation ald Mittel zu jenem Zwecke 
werbe gefallen laſſen. Seine Hofinung war feine völlig- grundlofe. 
So lange fi die preußiihe Regierung nod an ben Londoner Ber: 
trag hielt und bie Intereſſen Dänemarks gegen die Herzogthümer 
und gegen Deutſchland zu verfechten jchien, trat ihm das Abgeordneten: 
/ 


“ 
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Yreugen. haus und die. weit überwiegende öffentliche Meinung auch in Preufen 
energilch entgegen. Allein jobald der Gang des Krieges zu einer 
Lostrennung ber Herzogthümer von Dänemark führen zu müflen und 
jobald die Politik Bismards immer deutlicher auf die Erwerbung 
jener Lande für Preußen ſelber hinzuzielen den Anfchein gewann, 
verftummte bie Oppofition, trat ein allmäliger Umſchlag der öffent: 
lichen Meinung ein und nody vor Ende des Jahres 1864 mar bie 
gejammte preußiiche Prefje mit verjchwindenden Ausnahmen für bie 
Annerion der Elbherzogthümer an Preußen, mit dem einzigen Unter: 
jchiede, daß die einen bie einfache Annerion ohne alle und jede Rüd— 
fiht auf die Wünſche der betreffenden Bevölkerungen verlangten, die 
andern das Gelbjtbeitimmungsredht berjelben anzuerfennen wünid: 
ten, aber nur jo weit, als von demjelben fein Gebrauch gegen die 
„berechtigten“ Forderungen Preußens würde gemacht werben, in wel 
chem alle aud fie es für geboten erachteten, davon Umgang zu 
nehmen. Auf dieſen fejten Punkt geſtützt, gedachte Bismırd ven 
Hebel anzufeten, um die bisher compacte Oppofition, die ibm im 
Lande und im Abgeorbnetenhaufe entgegenjtand, zu jprengen. Allein 
barin täufchte er fich wenigjtens vorerjt noch gänzlich. 

Am 14. Januar 1865 trat der Landtag zufammen. Tai 
Regiment Bismard hielt es nicht für nöthig, demjelben mit irgend 
welchen Goncefjionen entgegen zu kommen. Der König eröffnete ibn 
mit einer Thronrede, die wohl in der Form wohlwollend war und 
den dringenden Wunſch einer Ausgleihung des obwaltenden on: 
fliets ausiprach, aber das Nachgeben ganz und ausſchließlich ven 
Seite der Volfsvertretung erivartete, indem die Krone weder bezüz- 
lich der Armeereorganijation noch bezüglich des Budgetbewilligungs 
rechtes auch nur die Epur einer Concefjion in Ausficht ftellte, jen 
dern lediglich auf ihren bisherigen Anſchauungen und Forderungen 
beharrte. Diefer jtarren Politik gegenüber Konnte die Haltung de 
Abg.Hauſes nicht zweifelhaft jein. Der Antrag der feudalen und 
der katholiſchen Fraction des Haufes auf Erlaß einer Adreſſe am bie 
Krone wurde fait einftimmig abgelehnt. Der Minijter des Innern 
erklärte bei diefer Gelegenheit, daß „ein Nachgeben in der Militär: 
frage Seitens der Negierung ganz und gar unmöglid ſei; weder 
der jeßige preußische Monarch noch irgend ein König Preußens werde 
von den Principien diefer Armeereorganifation und bon den geich 
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ihen Bejtimmungen, von welden er glaube, daß fie nothwendige Preußen 
Sorrelative berjelben jein, auch nur. einen Funken hergeben“. Ganz 
ibereinjtimmend bamit brachte denn auch das vom Finanzwminiſter 
vorgelegte Budget für 1865 diefelben Anſätze wie in den lebten 
Nabren für die Armeereorganijation und ebenjo beharrie die vom 
triegsminijter eingebradhte Militärnovelle wie bisher auf der vollen 
weijährigen Dienftzeit. Die Budgetcommiflion des Abg.-Hauſes er: 
tattete dießmal dem Haufe einen Vorbericht, in dem fie auf eine 
Reihe von Refolutionen antrug, durch welche das Haus jeine Auf: 
faffung des Budgets grundjäßlic dahin auszujpredhen aufgefordert 
ward, daß es in dem vorgelegten Stantshaushaltsetat eine richtige 
Vertheilung nicht anerkennen könne, daß die improbuctiven Ausgaben 
namentlid für das Militär wejentlich zu ermäßigen, die probuctiven 
Ausgaben dagegen wejentlich zu erhöhen und überdieß die drüdenditen 
Steuern nad Kräften zu erleichtern jeien.- Sämmtlidye Anträge 
wurde nad mehrtägiger Debatte, fajt bloß gegen die Stimmen ber 
fleinen feudalen Fraction, der einzigen ſchwachen Stütze der Re: 
gierung, angenommen. Das Rejultat der Budgetdebatte bezüglich 
des Militäretats ließ fich neuerdings vorausjchn. Am 5. Mai wurde 
die von der Regierung vorgelegte Milttärnovelle mit ihrer dreijährigen 
Dienjtzeit duch 258 gegen 33 Stimmen, am 8. Juni die Mehr: 
foften der Armeereorganifation im Budget für 1865 mit 207 gegen 
22 Stimmen verworfen. Damit behauptete das Abg.Haus die von 
ihm in den leßten Jahren gegenüber dem Regiment Bismard ein: 
genommene Stellung. Natürlich lehnte das Herrenhaus das jo re 
ducirte Budget jeinerjeitS wie bisher auch wieder ab, jo daß das 
Meinifterium nach der von ihm beliebten Theorie der Lüde in der 
Verfaſſung ohne gejeßlich bewilligtes Budget weiter regierte und bie 
Armeereorganijation troß des beharrlichen Widerſpruchs des Abg.: 
Haufes nicht bloß aufrecht erhielt, jondern auch fortwährend vervoll: 
ftändigte. Mit alle dem trat in den innern AZuftänden Preußens 
feine Wendung ein: fie blieben biefelben wie jeit dem Momente, dba 
Hr. v. Bismard die Leitung der Gejchäfte übernommen hatte, 
Inzwiſchen war bie öffentlide Meinung jehr gejpannt darauf 
gewejen, wie ji die Majorität des Abg.-Haujes zu der auswärtigen 
Bolitif des Regimentes Bismard jtellen werde. Wie ſchon gejagt, 
hatte ſich Hr. v. Bismard und nit ganz ohne Grund ber Hoff: 
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Yreugen. mung bingegeben, daß fi bie geichloffene Dppofition des Abg— 


Haufes wenigſtens auf dieſem Felde jpalten und fi zum minbeiten 
eine anſehnliche Minorität, vielleicht jogar eine Heine Majorität für 
die Regierung ausſprechen werde. Allein jeine Erwartung bewährte 
fich nicht. Zwar konnte faum ein Zweifel darüber walten, daß bie 
Anfihten der Oppofition im Abg.Hauſe bezüglih der ſchleswig— 
holſteiniſchen Frage entichieden auseinander gingen und es ift viel— 
leicht nicht zu viel gejagt, wenn man annimmt, daß fi die An- 
ſchauungen der großen Mehrheit derjelben denjenigen der Regierunz 
ganz wejentlich zumeigten. Allein zu einer förmlichen Spaltung kam 
es nicht: gerade um Hrn dv. Bismard nicht mit eigener Hand den 
Hebel in die Hand zu geben, mit dem er auch in bem Verfaſſungs 
conflict die Oppofition zu bewältigen hoffte, ging die Oppofition 
jeder principiellen Meinungsäußerung in ber jcdhleswig-holfteinifchen 
Frage mit großer Borficht aus dem Wege und behauptete vielmeb: 
ihre Stellung gegen die Regierung, indem fie am 1. Juni die Mae- 
rinevorlage der Regierung, durch welche derjelben ein ſehr Beben: 
tender Credit namentlich zur Befeftigung des Hafens von Kiel, te 
doch noch gar nicht im Beſitze Preußens war, gewährt werben ſollte, 
mit allen gegen die Stimmen ber feubalen Fraction verwarf um 
ebenfo am 13. Juni die Vorlage der Negierung bezüglich der Kojten 
bes Krieges gegen Dänemark, Umfonjt erklärte der Kriegsminiiter 
am 5. April, daß „Preußen nicht bloß gegenwärtig im Beſitz eines 
für die Zwecke ber Kriegsmarine wohlgeeigneten Hafens, ſondern 
auch entichloffen jei, im Befiß diefes Hafens, Kiel, zu bleiben“, um: 
fonjt erflärte der Minifterpräfident am 26. April „die Regieruns, 
als Mitbefiterin des Kieler Hafens, betrachte die Erwerbung bes- 
felben als eine unerläßliche Nothwendigfeit und jei deßhalb mit 
Defterreih in Unterhandlung getreten, für die Forderung bes Kieler 
Hafens fei aber das Verhalten des Landtags eine bedeutende Hülfe 
oder ein entſchiedenes Hindernif ; ohne die Bewilligung bes verlangten 
Gredits fei der Hafen ein werthlojer Beſitz und er hoffe daber, ber 
Landtag werde erflären, Kiel müfje gewonnen werben“, umſonſt er- 
Härte er am 2. Juni „ber Hafen von Kiel jei allerdings noch nicht 
im rechtlichen Befite Preußens, allein kein Beſchluß der ſchleswig 
bolfteinifchen Stände werde im Stande fein, Preußen aus den Herzoz 
thümern hinauszumaßregeln und das Abg.Haus könne ja bie Ge 
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a dites an bie Bedingung knüpfen, daß Kiel vorher Preusen- 
* “Das Abg.-Haus blieb feſt darauf, dem Mi: 
% nen Credit zu bewilligen und bie Regierung 
* n Stimmen der feudalen Fraction. Hr. 
N eugen.müflen, daß er die oppofitionelle 


‚8 weber bezüglich feiner innern noch bes 
„tigen Politit zu irgend einem Zugeſtändniß zu 
otande je. Am 17. Juni wurde daher der Landtag 

‚an und durch eine Rebe des Minifterpräfidenten im Namen 
3 Königs auf eine für das Abg.Haus höchſt ungnädige Weiſe 
entlajlen. 

Fand Hr. v. Bismard am Landtage für ‚feine Plane bezüglich 
der Herzogthümer bie erwartete „bebeutende Hülfe“ nicht, ſondern 
eher ein „entſchiedenes Hinderniß“, jo waren auch die DVerhältniffe 
und Stimmungen in den Herzogthümern jelbjt nicht der Art, um 
ihm feine Annerionsplane zu erleichtern. Dur den Gang ber Er: 
eignifje des J. 1864 war allerdings die fofortige Errichtung eines 
neuen Mittelftaates in den Herzogthümern unter dem Erbprinzen von 
Auguftenburg durch eine Majorität der Bundesverfammlung ver: 
bindert, durch den Wiener Frieden die proviſoriſche Herrichaft über 
diejelben von Dänemark an Defterreihh und Preußen abgetreten und 
durch die Entfernung ber Bundestruppen aus Holitein zu Anfang 
Decembers 1864 dieſe proviforiiche Herrichaft ber . beiden Groß⸗ 
mächte in den Herzogthümern thatſächlich durchgeführt worben. . Die 
preußiſche Regierung gab fich der zuverfichtlihen Hoffnung hin, fich 
mit Defterreich, das im Norden feine directen Intereſſen zu wahren 
hatte und fich bis jebt fait -willenlos der Leitung Preußens hin: 
gegeben Hatte, in irgend einer Weiſe abfinden zu können und be: 
zann mehr und mehr bie SHerzogthümer als einen Beſitz zu be: 
trachten, der ihm auf bie Dauer unmöglich mehr entgehen 
fonnte, Preußiſche Truppen waren es vorzugsweife, welche das 
Land beſetzt hielten, Preußen fing ſchon an, fih im Lande ziem: 
lich häuslich einzurichten, fein Civileommifjär, der Frhr. v. Zebliß, 
regierte das Land fait unabhängig nah den Wünfchen und Inſtruk— 
onen feiner Regierung, ohne daß ihn Defterreih bis jetzt darin 
irgend wefentlich gehemmt hätte. Aber die Rechtsfrage bezüglich ber 
Erbfolge war damit noch keineswegs entſchieden. Die Bevölkerung 
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preuſen. Holfteins und auch diejenige Schleswigs betrachteten den Erbprinzen 
bon Augujtenburg als ihren legitimen Landesherrn, dem ſie frei: 
willig gehuldigt hatten und an bem fie um fo mehr hingen, als « 
ficy gleich von vornherein für bas freifinnige Staatsgrundgejeg ven 
1848 erklärt und fein Wort dafür feierlich verpfänbet hatte. Seu 
zwanzig Jahren war die Erbfolgefrage von der beutihen Wiſſen 
Ihaft nad allen Seiten erörtert worden und ihr Urtheil war bis 
-auf eine einzige Ausnahme einjtimmig zu Gunſten bes Haufes Au: 
guftenburg ausgefallen: auf die Anregung des Hrn. v. Warnitebt 
hatten ſich neuerdings noch faſt ſämmtliche juriviihe Fakultäten ber 
beutichen Univerfitäten einmüthig in bemjelben Sinne ausgeſprochen 
Ja Preußen felbjt hatte am 28. Mai 1864 an der Londoner Een: 
ferenz unummwunben zugeftanden, daß „ber Erbprinz von Auguſten 
burg nicht nur in ben Augen Deutichlandg die meiften Rechte aui 
bie Nachfolge in ben SHerzogthümern geltend machen könne und deſſen 
Anerkennung durch die deutſche Bundesverſammlung bemgemäß ar 
fihert fei, jondern daß berjelbe .audy unzweifelhaft die Stimmen ber 
immenjen Majorität ber Bevölterung biejer Länder auf fi) vereinige. 
Es konnte in Wahrheit nicht zweifelhaft fein, daß bie Herzogtbümer 
ihre endliche Loslöſung von Dänemark dem für diejes und für bie 
Herzogthümer nad dem Tode Friedrich VII. rechtlich anerfannt ver: 
ichiedenen Erbgange verbanften und daß die Londoner Bertrage- 
mächte auch nicht bag mindeſte rechtliche Yundament in Aniprus 
nehmen fonnten, um die däniſche Geſammtmonarchie jelbjt nah dem 
Tode Friedrichs VIL zufammen zu halten, jondern daß ihre Ab: 
machungen lediglich auf einer Convenienz berubten, die nur jo lange 
und jo weit auf Geltung Anſpruch machen konnte, als die Herzog 
tbümer außer Stande waren,. die willführlihen Arrangements über 
den Haufen zu werfen und ihr altes gutes Recht mit Gewalt zur 
Geltung zu bringen. Allerdings war dies ſchließlich thatjächlich durch 
die preußischen Waffen erfolgt. Allein die Bevölferungen der Herzog⸗ 
thümer waren von ber Ueberzeugung durchdrungen, daß ohne den 
Eintritt Preußens und Oeſterreichs eben dasſelbe durch den von einer 
mächtigen nationalen Bewegung getragenen und gebrängten deutſchen 
Bund erfolgt, daß ber deutſche Bund jelbjt ohne Dejterreich umd 
ohne Preußen den Dänen mehr als gewachjen gewejen wäre und 
daß die Londoner Conferenzmächte einen Krieg mit dem deutſchen 
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zunde und der hinter ihm ftehenden bis in bie tieffte Tiefe: auf-Preusen, 
eregten deutſchen Nation gewiß nicht minder. geſcheut ‚hätten, als 
it Preußen und Defterreich, deren Hintergebanfen jte von allem 
Infang an und nicht ohne rund mit dem größten Mißtrauen ber - 
bachteten, ein Mißtrauen, das wohl aud allein Preußen zu feinem 
Intrage in London für den Auguftenburger bewogen hatte. Auch 
varen die urjprüngliden Erklärungen. Preußens und Oeſterreichs zu 
Sunjten bes Londoner Vertrags in Wahrheit unmöglich geeignet ge: 
veien, die Benölferungen der Herzogihümer von ber Loyalität und 
em uneigennüßgigen Wohlwollen Preußens für ihre Rechte und ihre 
Befreiung vom däniſchen Joche zu überzeugen: fie glaubten darin 
iur eine ſpecifiſch premßiiche, aber in feiner Weiſe eine wahrhaft 
yentiche Politik zu erkennen, Trotzdem waren fie geneigt, ben. that: 
ächlichen Verhältniſſen Rechnung zu tragen und zu einem „engeren 
Anſchluß“ an Preußen bie Hand zu bieten, mehr im Intereſſe Deutſch⸗ 
lands als in ihrem eigenen, da fie ſchon vor 10 Jahren die Ueber: 
jeugung gewonnen hatten und ben Beweis geleijtet zu haben glaub: 
ten, daß fie dem Eleinen Dänemark vollkommen gewachjen jeien und 
überdieß durch die Aufnahme Schleswigs in den deutſchen Bund 
deſſen ganze Macht Hinter ſich zu haben hofften und darin für ſich 
auch ohne einen bejonderen Schuß Preußens eine mehr als genü— 
gende Sicherheit erblidten. Ihre nächſten Wünſche gingen inzwiichen 
dahin, daß ihr Herzog von den beiden Großmächten und dem beut- 
ſchen Bunde, eingejebt werben möchte, worauf es dann ſeine und 
der legalen Ständeyerfammlung Sache wäre, fidy mit Preußen über 
jenen „nähern Anſchluß“ zu verftändigen unb zu vereinbaren. 
Preußen mar jebody ganz und gar nicht gemeint, ſich auf bieje 
Bejtrebungen einzulafjen und den „näheren Anſchluß“ von dem guten 
Willen des ſchleswig-holſteiniſchen Ständeverjammlung abhängig zu 
machen. Nicht mit Unrecht von feinem Standpunkte aus fürdhtete es, 
daß, von ben übrigen Mittelſtaaten unterjtüßt, Herzog und Stände, 
jobald fie einmal ihren Zweck erreicht hätten, beftrebt wären, jenen 
Anflug auf ein Minimum zu rebuciren, etiva eine Militäreonven- 
tion, wie fie Koburg und andere Kleinftaaten mit ihm abgeſchloſſen 
hatten. Ein ſolches Rejultat des.Kriegd gegen Dänemarf . genügte 
ibm auch nicht von ferne Konnte es die völlige fürmliche Annerion 
vielleicht auch wicht ſofort erreichen, jo war es doch entſchloſſen, ſich 
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preuſen. unter keinen Umftänden mit weniger als mit der unbebingten 3 


fügung über jämmtlihe Militärkräfte der SHerzogthümer, zu at 
und zur See, zu begnügen und zwar bieß in einer Weiſe und 

einem Umfange, daß die Herzogthümer gänzlid von ihm abbäm 
würben und bie Vereinbarung nur als eine Art Uebergang zu \ 
terer völliger Annerion hätte betrachtet werben können. Ohne bir 
wie es meinte, „berechtigten Anſprüche“ vorher gefihert zu will 
war es entichloffen, die Gonftituirung des neuen Staats um jet 
Preis zu verhindern. Zu biefem Zwede und mit Rüdficht auf & 
Möglichkeit einer völligen Annerion galt es vor allem aus, bie Er 
anſprüche und damit bie Stellung bes Auguftenburgers in den Herze 
thümern wo immer möglid anzuzweifeln und zu erjhüttern. Un 
bier begegnen wir benn einer Reihe von Bemühungen ver preußiſche 
Regierung, die auf jeben Unbefangenen nicht anders denn eine 
höchſt widerlichen Eindrud machen fonnten. Zunächſt erflärte Preuker 


daß fein Antrag an der Londoner Conferenz zu Gunften des Augufter 


burgers als des „betberechtigten“ Prätendenten lediglich ein biple 
matiſcher Schachzug geweſen und mit ben Beftrebungen ber or 
boner Conferenz von felber dahin gefallen feii. Dann nahm es auf 
feine frühere Erklärung, daß die Vorausfegungen des Londoner er: 
trag von Dänemark nicht erfüllt worden feien, daß die Abänderung 
der Erbfolge die Zuftimmung der Stände von Holjtein und Schle* 
wig nicht erhalten Habe und daß daher die Anfprücde Chrijtian IX. 
auf die Erbfolge rechtlich nicht begründet feien, zurüd und ſuchte ſich 
auf die eimfeitige Verfündigung der neuen Erbfolgeorpnung von Seite 
der damaligen bänifchen Regierung zu ftüßen, um aus ben unbe 
gründeten Anſprüchen Dänemarks begründete Rechte auf die Herjoz: 
thümer herzuleiten, bie dur den Wiener Trieben von Dänemark an 
Defterreih und Preußen abgetreten worden feien, womit die Rechte 
des Nuguftenburgers ohne weiteres bejeitigt werden jollten. Diele 
Inconſequenz ber preußifchen Regierung machte begreiflichermeile 
keinerlei Eindrud auf die öffentlihe Meinung Deutſchlands und neh 

weniger auf biejenige ber SHerzogthümer, bie von den Rechten bei 

Auguftenburgere nad den Ergebniffen ber ſtaatsrechtlichen Unter: 

fuhungen ber erjten juriftiichen Autoritäten ber deutſchen Wiſſen 

Ihaft vollſtändig überzeugt waren, Die preußiſche Regierung be 

mähte fi daher, aud) dieſe zu erjchüttern, jedoch mit wenig Erfols 
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d noch geringerem Ruhm für den Ruf ihrer Gewifjenhaftigkeit Preuben. 
d ber preußiſchen Devije des suum cuique. Gegen die Anjprüdje 
3 MHuguftenburgers wurden zunächſt diejenigen bes Großherzogs 
Oldenburg ins Feld geführt, was um jo mehr den Eindruck bloßer 
illküür machte, als bie Uebertragung feiner Anjprüde von Seite 
8 ruſſiſchen Kaijers auf ihn immer noch der erforderlichen förm— 
hen Urkunde entbehrte und überdieß rein werthlos war, jo lange 
r mit jeinen Anſprüchen zwijchen den Kaijer von Rußland und 
m Großherzog von- Oldenburg jtehende Prinz von Waja keine 
tiere machte, auch jeinerjeits zu Gunſten des Oldenburgers zu ver: 
bien. Noch tiefer aber wurde bie öffentliche Meinung verlekt, als 
e preußiſche Regierung den Verſuch machte, das Ergebniß der völlig. 
abhängigen deutſchen Wiſſenſchaft durch ein Gutachten der abhängigen 
eußiſchen Kronjurijten umzuſtoßen oder wenigſtens zu paralyfiren, 
ren Mehrheit denn auch wirklich die Frage nad den Wünjchen ber 
eußifchen Regierung begutachtete und nach diefen Wünjchen die Nechte 
8 Auguftenburgers jehr zweifelhaft fand. Die preußiihe Regie: 
ing zögerte aud) lange, das Gutachten ihrer Kronjuriſten dem Ur— 
weil ber öffentlihen Meinung durch den Drud vorzulegen und als 
ı endlich geihab, fehlten darin die Ausführungen der in der Minder— 
sit gebliebenen Mitglieder, die ihren wifjenfchaftlihen Ruf dem In: 
refje der Regierung völlig preiszugeben ji doch nicht hatten ent— 
liegen fönnen. Alles das war natürlicher Weiſe nicht geeignet, 
reußen eine zahlreihe und entichiedene Partei in den Herzogthümern 
a erwerben. Die „ungeheure Mehrheit“ der Bevölferungen, wie 
zreußen jelner Zeit jelbjt conjtatirt hatte, hielt vielmehr nad) wie 
or fejt an Herzog Friedrich, in dem fie nicht nur ihren legitimen 
'andesheren, jondern auch den Fürſten ihrer Wahl anerkannte, Die 
Imtriebe der preußijchen Negierung waren nur geeignet, fie darin 
u bejtärfer. In der That war die Zahl derer, die jich offen und 
ntjchieden zu Gunften der preußiichen Abfichten ausſprachen, eine 
wrichtwindend Kleine. Noch vor Ende des %.1864 hatten 17 Mit: 
jlieder der Ritterjchaft in einer Adrejje an den König von Preußen 
ich für die Annerion ausgeſprochen. Aber der Schritt einer Hand— 
soll Feudaler goß nur Del ins Feuer. Daß dieſe Feudalen ſich 
um Regiment Bismarck bingezogen fühlten, war freilih natürz 
lich. Allein ihr Einfluß im Lande war jeit dem Beginne ber 
25 
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Preußen. leßterr Derwidelung gleich Null und ihre Betheurungen von Patris- 
tismus fanden mit Recht nicht den mindejten Glauben, jeit bie ena- 
liihen Blaubücher verratben hatten, daß es ihrem Führer, dem eim- 
ftigen Präfidenten der holjteiniihen Etände, dem Frhrn. v. Scherl- 
Pleſſen nicht fowohl um das Land, als zunähit um die Ausfict 
auf Hof und Gejandtihaftsjtelen zu thun war, und daß er 
und jeine Geſinnungsgenoſſen darum früher jo eifrig am bänijchen 
Geſammtſtaat gehalten und jeßt wohl wiederum nur darum mit 
einem größeren Staate vereinigt zu werden wünſchten. Die nädjite 
Folge des Schrittes der ſiebenzehn Feudalen war eine zu Anfang bes 
% 1865 vereinbarte Gegenerflärung von AO der angejebenjtern Män- 
ner, die binnen wenigen Wochen nicht weniger als 60000 Unter: 
ſchriften fand. Allerdings hatte Preußen außer den paar Feudalen 
auch noch eine Anzahl Anhänger in bürgerlichen Kreijen und zwar 
Männer von Talent und Entſchiedenheit; allein auch fie bildeten 
nur ein kleines Häuflein und ihr Einfluß wurde dadurch ſehr ae 
ſchwächt, daß die meijten derjelben uriprünglich gerade zu den bigig- 
ften Anhängern des Auguftenburgers gehört hatten, jo daß es nabe 
lag, ihrem nunmehrigen Eifer gegen ihn und für Preußen eigen: 
nüßige Motive unterzufchieben. Ihrer 24 traten am 12. Februar 
in Rendsburg zujammen, um fich über ein feſtes Programm zu 
einigen, was denn aud mit 21 gegen 3 Etimmen babin zu Stande 
fam, daß die Preußen als Schutzmacht der Herzogthümer entiprechen- 
den Rechte demſelben vol und „für alle Zeiten“ eingeräumt merden 
jollten, und zwar die volle Militärhoheit zu Wafler und zu Lande, 
die diplomatiiche Vertretung und die handelspolitifche Yührung, end- 
lich daß dieſe Nechte Preußen „vor“ ber definitiven Ordnung ber 
inneren VBerhältnijje einzuräumen feien. Das Programm biefer je 
genannten „nationalen“ Partei fand indeß nur wenige Beitretende: 
es jcheint, daß diefelben nie audy nur die Zahl von hundert erreik- 
ten. Wie gering die Neigung ber großen Mehrzahl der Bevöl— 
ferung den preußiichen Forderungen war, zeigte neuerdings die am 
26. Februar in Rendsburg abgehaltene Delegirtenverfammlung der 
Schleswig-Holjtein:Bereine beider Herzogthümer. Bei dem Mangel 
einer gejeßlich geregelten Bolfsvertretung konnten dieſe Verſamm— 
lungen wenn auch nicht völlig, doch jo ziemlich als der wirkliche 
Ausdrud der überwiegenden Mehrheit angejeben werden. Ten 
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49 Bereinen waren am 26. Febrnar 120 durch 208 Delegirte Preusen. 
ertreten. Der „engere Anſchluß“ an Preußen fand auch in dieſer 
zerſammlung jeine Bertreter und rief eine ſehr Tebhafte Debatte 
ervor. Mit 120 gegen 88 wurbe indeß ein bießfälliger Antrag 
es Kieler Vereins abgelehnt und bejchloffen, „es dem Herzog und 
er Landesvertretung anheimzuftellen, die im Intereſſe Deutſchlands 
öthigen Staatsverträge mit Preußen abzuſchließen.“ Die Erklärung, 
aß die DBerjammlung „an der auf Grund des Rechtes gelobten 
Irene am Herzog Friedrich VIII. fejthalte* war vorher einftimmig 
tfolgt. So bot die Stimmung der Bevölferungen der Herzogthümer 
elbjt Preußen für feine Plane nur fehr geringe Anhaltspunkte dar, 
m Gegentheil mußte es fi) auf einen ebenfo entjchiedenen als zähen 
Biderjtand gegen diejelben von diejer Ceite gefaßt machen. 

Indeß darum kümmerte fih das Regiment Bismard wenig. 
58 betrachtete die Herzogthümer nicht als befreite, jondern als er: 
‚berte Lande, über welche die Souveränctät durdy den Wiener Fries 
ven auf die Herrſcher von Preußen und Oeſterreich übergegangen 
ei und bielt es für volllommen genügend, wenn Preußen ſich mit 
Dejterreich würde verfländigen können. So lange Graf Rechberg die 
wuswärtigen Angelegenheiten Dejterreich8 leitete, war Hr. v. Bismard 
vohl berechtigt, dieß für nicht allzujchwer zu halten. Graf Rechberg 
war blind genug, gar nicht zu jehen, wohin er Oeſterreich mit feiner 
Altanz mit Preußen führte, blind genug, gar nicht zu jehen, daß er 
durch den mit Bejeitigung des deutjchen Yundes gegen Dänemark eröff: 
neten Krieg, in dem Dejterreich allen Wendungen Preußens willfährig 
folgte, lediglich die ſpezifiſch preußiſchen Intereſſen im Norden unterjtübte, 
blind genug, den Berlujt alles bisherigen Vertrauens in Dejterreich 
von Ceite der mitteljtaatlihen Negierungen in den Wind zu jchlagen 
und erjt als die zeither mit allen Mitteln von Oeſterreich verhinderte 
Erneuerung des Zollvereind zur vollendeten Thatjache geworden und 
Dejterreih von jeinem Alliirten wirtbichaftlic aus Deutichland hinaus: 
gedrängt war, gingen ihm endlich die Augen auf und gab er endlich jeine 
Entlafjung ein. So vollfonmen blind war die Politit des Grafen 
Rechberg, daß er noch kurz vor feinem Nüdtritt Preußen den ge: 
vadezu naiven Vorſchlag machte, die beiden Großmächte wollten ge: 
meinjam ihre Bejigtitel an die Herzogthümer Auf den Nugujten- 
burger übertragen und die übrigen Prätendenten an ein Austrägal- 
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preuben. gericht weilen. Vermuthlich hatte Graf Rechberg den bezüglichen 


Artikel des Wiener Friedens in diefem Sinne aufgefaft. Preußen 
hatte aber damit ganz andere Abftchten verbunden und ging natür- 
lich auf den Vorſchlag des Grafen Rechberg gar nicht ein. le 
Graf Mensdorff an die Stelle de8 Grafen Nechberg trat, fand er 
denn freilich die jchleswig-holjteiniiche Angelegenheit, wie fich fein 
College, der Etaatsminifter Echmerling, offen ausdrüdte, „total ver: 
fahren.” Was einmal gejhehen war, konnte er nicht mehr unge: 
ſchehen machen. Die Yage Defterreihd war auch nicht der Art, daß 
ed daran benfen konnte, mit Preußen zu breden und eine ganz ent 
gegengejeßte Politik bezüglid Deutſchlands zu inauguriren. Aber 
Graf Mensdorff war wenigitens alsbald entſchloſſen, auf dem bis- 
berigen Wege eines blinden Vertrauens nicht weiter zu gehen, Preußen 
vielmehr an der Erreichung jeines legten Zieles entſchieden zu bindern. 
Und da der Wiener Friede bie Herzogthümer an Defterreih und 
Preußen gemeinjam abgetreten hatte, jo hatte Dejterreih dazu alle 
Mittel in der Hand: ohne die Zuftimmung Oeſterreichs konnte Preußen 
feinen Schritt vorwärts machen. Freilich hatte dieſes bisher durch 
ſeinen Civilcommiſſar in Schleswig, den Frhrn. v. Zedlitz, ziemlich 
unumſchränkt gewaltet. Graf Rechberg hatte demſelben als öſter— 
reichiſchen Civilcommiſſar zuerſt den Grafen Revertera, dann den 
Baron Lederer an die Seite geſtellt; beide ließen indeß ganz im 
Sinne der Politik des Grafen Rechberg den preußiſchen Commiſſar 
nach Belieben ſchalten und walten in ausſchließlich preußiſchem In— 
tereſſe. Das erſte, was nun Graf Mensdorff that, war, daß er 
den Baron Lederer abberief und dem ‚Hrn. v. Zedlitz den energiſchen 
Hrn. v. Halbhuber, offenbar mit ber bejtimmten Injtruction, die 
Öfterreichiichen Sntereflen genau zu wahren, an die Seite feßte. Von 
einem Bruch mit Preußen war indeß ebenjowenig die Rebe, als von 
einer Rückkehr Dejterreihs auf den Stanbpunft des Bundesrecht 
und allgemein deutſchen Intereſſes: nod glaubte es, an ber Allianz 
mit Preußen feithalten zu müſſen und ließ daher gewähren, daß 
Preußen durd offene Drohung die Bundesverfammlung zwang, bie 
Erecution in Holftein für beendigt zu erklären und die Bundestruppen 


aus dem Herzogthum zurüdzuziehen. Beide Herzogthümer jtanden 


nun unter der unmittelbaren Verwaltung Oeſterreichs und Preußens 
und das leßtere hielt e8 an der Zeit, birecter auf jein Ziel loszu— 
gehn. Kaum war die Autorität des Bundes in Holſtein  bejeitigt, 
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ſchon unter dem 13. Dec. 1864 richtete Hr. v. Bismard eine De: Preusen. 
pejche an Defterreih, in der die Intereſſen Preußens in den Herzog— 
thümern entſchieden in den Vordergrund gejtellt wurben, mit der Er: 
Flärung, daß „Preußen die Befriedigung derjelben nicht von dem 
zweifelhaften guten Willen des Landesheren, von ber Stimmung ber 
Stände, von dem Spiel des Parteien abhängig mahen fünne. Die 
Regierung habe bie erforderlihen Schritte gethan, um eine gründ— 
Lichere wiſſenſchaftliche Prüfung ber Redhtsfrage (durch die preußifchen 
Kronjurijten) und ein bejtimmteres Programm überhaupt vorzube: 
reiten. Uebrigens meine er, Preußen und Defterreich könnten und 
jollten, wie die Dinge gegenwärtig ftänden, einander mehr gewähren, 
als das beutihe Bundesrecht zur vertragsmäßigen Pflicht mache. Sie 
feien durch Art. 3 des Wiener Friedens Mitbefiter des an fie ab: 
getreienen Territoriums ber drei Herzogthümer. Oeſterreichs geo: 
graphiſche Lage ſei aber der Art, daß es Fein Intereſſe habe, ſich 
einen Theil diefes Gebietes dauernd einzuverleiben. Die Annerion 
der Herzogthümer an Preußen würbe den beutichen Intereſſen im 
höchſten Grade förderlich, den djterreichiichen aber nicht zuwiderlaufend 
jein. Er wiſſe indeß gar wohl, daß er dieſe Annerion ohne die 
Zuftimmung Oeſterreichs nicht vollziehen könne.“ Uebereinſtimmend 
mit diefen Anjhauungen ber preußijchen Regierung erfolgte benn zu 
Anfang des Jahres 1865 die Mifjion des Prinzen Friedrih Karl 
nah Wien. Sie blieb jedod ohne Rejultat: Preußen mußte ſich 
überzeugen, daß Defterreich freiwillig niemals in dieſe Annerion ein: 
willigen und Preußen nur joldhe fpezielle Vortheile in den Herzog: 
tbümern zugeftehen werde, welche ſich wenigſtens irgend wie mit dem 
Bundesrechte in Uebereinftimmung bringen ließen. Wenn mit Defter: 
reich weiter unterhandelt und auf diefem Wege von ihm etwas er— 
reicht werben follte, jo mußte vorerft auf die förmliche Annerion ver: 
zichtet werden. Hr. v. Bismarck entihloß fih dazu und formulirte 
in einer Depejche vom 22. Februar endlich die Forderungen Preußens, 
von deren vorheriger Gewährung es feine Zuftimmung zu ber Er: 
rihtung eines eigenen ſchleswig-holſteiniſchen Staats abhängig machte. 
Am Wefen kam es freilich auf dafjelbe heraus:- nur bie Form der 
Annerion war fallen gelaffen, der neue Staat wäre von Preußen 
gänzlich abhängig geworden und der Herzog nicht viel mehr als ber 
erbliche Oberpräfident einer neuen preußifchen Provinz geweſen. Nach 
dem Vorſchlage Preußens follte der neue Staat ein ewiged und un: 
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Freuen auflöslihes Schub: und Trußbündnig mit Preußen ſchließen und zu 


diefem Ende bin dem Könige von Preußen feine gefammte Wehr- 
kraft zur Verfügung jtellen, um fie innerhalb ber preußiichen Armee 
und Flotte zum Schuße beider Länder und ihrer ntereflen zu ver- 
wenden. Die Dienjtpfliht und die Stärke ber von Scleswig- 
Holitein zu ftellenden Mannichaften jollten nah den in Preußen 
geltenden Beſtimmungen fejtgejtellt, überhaupt bie ganze preußiſche 
Kriegsverfaflung auch auf die Herzogthümer ihre Anwendung finden, 
die Aushebung von den preußiihen Militärbehörden vorgenommen, 
und die ſchleswig-holſteiniſchen Truppen je nady dem Ermeſſen bes 
Königs von Preußen fogar mit den preußiichen Truppen verſchmolzen 
werden, preußiiche Truppen in den Herzogthümern ftationirt und die 
Sarnifonsverhältniffe von der preußifchen Regierung geregelt werben 
können, ja die im die preußtjche Armee und Flotte eintretenden ſchleswig— 
holſteiniſchen Unterthanen jollten dem Könige von Preußen den Fahnen: 
eid ſchwören. Die Marinetruppen der Herzogthümer jollten einfach 
für die preußifche ylotte verwendet werben. Für die Unterhaltung 
jeiner Lands und Seetruppen ſollte Schleswig-holftein an die preußiſche 
Staatsfaffe einen näher zu vereinbarenden, eventuell nah Maßgabe 
der Volkszahl und der preußiichen Militär: und Marinenusgaben 
näher zu bejtinnmenden jährlichen Beitrag zahlen. Um troßdem der 
Bundesverfaflung wenigſtens formell zu genügen, waren bejonder: 
Beitimmungen getroffen. Im fernern jollte Rendsburg zur Bunbes- 
feftung erhoben, bi8 dahin aber von Preußen bejegt bleiben. Weiter 
jollte Schleswig-Holſtein an Preußen die Stadt Sonderburg mit 
einem entjprechenden Gebiete zu beiden Seiten des Alfenfundes, die 
Veſte Friedrichsort nebſt entiprechendem Gebiete d. b. den Hafen von 
Kiel und an beiden Mündungen des zu erbauenden und unter das 
Dberauffichtsrecht Preußens zu jtellenden Nordoftjeecanals das für bie 
Anlage von Befeftigungen und Kriegshäfen erforderliche Terrain förmlich 
abtreten. Endlich jollte der neue Staat zunächſt dem Zollverein, gleid- 
zeitig aber für immer dem preußiichen Zollſyſtem beitreten und fein Poit- 
und Zelegraphenwejen an Preußen abtreten. Es ijt Elar, daß der Herzog 
und die Stände ber Herzogtbümer auf diefe Forderungen Preußens 
aus freien Stüden niemals eingegangen wären. Auch mit dem be 
jtehenden Bundesrecht ließen fie fih unmöglih in Einklang bringen. 
Oeſterreich erklärte fi) neuerdings bereit, Preußen jedes Zugeſtänd— 
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nißß zu machen, das innerhalb dieſes Bundesrechtes nur irgendwie Preußen. 
zuläffig jei, aber auf biefe Forderungen könne es nicht eingehen. 
Unter dem 5. März lehnte es biejelben entſchieden ab und fügte bei, 
daß es bamit eine Phafe der Unterhandlungen ſchließe, in ber eine 
definitive Vereinbarung nicht möglich ſcheine. Auch die Bevölke— 
rungen ber Serzogthümer waren nachgerade geneigt, in ihren Zu: 
gejtändniffen an Preußen bis an die äußerfte Gränze des Möglichen 
zu geben, um nur endblid aus dem Provijorium hinauszulommen 
und fich jelbjtändig conftituiren zu können. Aber jene Forderungen 
Preußens in ihrem ganzen Umfange zuzugeftehen, dazu konnten fie 
fich freiwillig nimmermehr verjtehen. Durch Vermittlung des Sechs— 
unddreißiger Ausihufles in Frankfurt wurde eine Berftändigung 
zwiſchen Vertrauensmännern ber SHerzogthümer und einer Anzahl 
berborragender Mitglieder des preußiſchen Abgeorbnetenhaujes in 
einer Zuſammenkunft zu Berlin verſucht. Nach einläßlicher Erör— 
terung aller Verhältniſſe geftanden bie jchleswig-holfteinijchen Ver: 
trauensmänner als „im Intereſſe Deutſchlands nüßlihe und mit 
Preußen zu vereinbarende Einrichtungen“ zu: 1) bie gleichartige For: 
mirung, Ausbildung und Bewaffnung bes jchleswig-holjteinijchen 
Heeres mit der preußijchen Armee, etwa auch unter Vorbehalt einer 
wirkſamen Inſpection von Seite Preußens; 2) die Berfügung Preußens 
über die militärifchen Streitkräfte Schleswig-Holiteins im Kriegs— 
falle; 3) die Anlegung der zur Sicherung ber deutſchen Gränzen 
etwa nöthigen Feſtungen, befejtigten Kriegshäfen ꝛc. in Schleswig: 
Holftein durh Preußen; 4) Verfügung Preußens über die feedienft: 
pflichtige Mannſchaft der Herzogthümer nad den bisherigen geſetz— 
lichen Beitimmungen und Leijtung eines verhältnigmäßigen Gelb: 
beitrags Seitens der Herzogthümer zur Unterhaltung der preußijchen 
Marine bis zur Gründung einer deutichen Flotte. 5) Eintritt Schles: 
wigs in ben beutihen Bund und der SHerzogthümer in den Zoll: 
verein, fowie Einräumung der in Bezug auf Anlage und Benußung 
eines Nordoftjeecanals erforberlihen Nechte an Preußen. Dagegen 
erachteten die Vertrauensmänner als durchaus unverträglich mit ber 
Selbjtändigfeit der Herzogthümer: 1) Ableiftung des Fahneneids 
an ben König von Preußen; 2) Aushebung der Mannidaften für 
das Landheer Seitens Preußens und einfeitige Uebertragung der 
preußifchen Armeeorganijation, Militärgejehgebung und Gerichts⸗ 
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Preusen. barkeit auf Schleswig-Holjtein ohne "Mitwirfung der jchleswig-bel 


jteiniihen Staatsgewalten,; 3) Verwaltung des Zoll, Poſt- umt 
Telegraphenwejens durch andere als die eigenen Landesbehörden 
Diejelben erklärten jchließlih, daß die Bevölkerung Schleswig-Hel: 
ſteins“ jeder Vergewaltigung den zähejten Widerſtand entgegenjeben 
werde und im Kampfe gegen joldhe von dem Rechts- und Ehrgefühl 
der gejammten deutſchen Nation Schuß und Beiltand erwarte.“ Die 
Delegirtenverfammlung dev Schleswig-Holftein-Bereine erklärte ſich 
mit den Conceſſionen ihrer Vertrauensmänner troß einiger Bedenken 
mit allen. gegen 1 Stimme einverjtanden. Dagegen vermodhten bie 
betheiligten Mitglieder des preußiſchen Abgeordnetenhaujes es nic, 
die Majorität desjelben zu irgend einer Meinungsäußerung in dem: 
jelben Sinne zu bewegen. Die preußifche Regierung nahm auf den 
ganzen Vorgang ganz und gar feine Rückſicht. Auf die Durk: 
führung ihrer Forderungen mußte fie indeß Dejterreih gegenüber 
verzichten und -ihre Organe erflärten den ganzen Schritt jpäter für 
einen überwundenen Standpunft. In der That fahte fie, da Diejes 
Minimum, wie wiederholt erflärt wurde, auf dem Wege der Unter: 
bandlungen nicht zu erreichen war, um jo entichiedener die förmliche 
Annerion ins Auge, entſchloſſen, die Löfung der Frage jo lange zu 
verhindern, bis fie unter günitigen Umjtänden in ihrem Sinne er: 
folgen könne. Inzwiſchen jab fie fi von dem activen Borgeben 
in den Herzogthümern nicht ſowohl duch die ihr entgegenftehende 
Strömung der öffentliden Meinung und die bekannte zäbe Aus 
dauer der Schleswig-Holſteiner als durch den Umſtand gehemmt, 
daß jeder Schritt nur im Ginverftändniß dev beiden Civilcommiſſare 
Defterreihs und Preußens gejchehen konnte und der öſterreichiſche, 
Hr. v. .Halbhuber, zu feiner Maßregel feine Zujtimmung gab, die 
im ausſchließlichen Intereſſe Preußens und jeiner Plane war. Co 
blieb denn immer wieder nichts übrig als dev Weg der Unterhand— 
lungen mit dem öjterreihiichen Gabinet und Hr. v. Bismard er: 
ſchöpfte fih in allen möglichen Anregungen, die nur einige Ausſicht 
boten, Preußen zu jeinem Ziele zu führen. Zunächſt wurde wieder 
ber Großherzog von Oldenburg als Prätendent vorgejchoben, aber 
Deiterreih mißtraute und weigerte fi) entjchieden, Preußen zu einem 
Abkommen mit demjelben zum voraus carte blanche zu geben. 
Dann gerietd Hr. v. Bismard auf die Jdee, ſich mit einer ſchleswig— 
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olſteiniſchen Ständeverfanmlung zu verftändigen und jchlug Defter: Preuben. 
eih Die Berufung einer ſolchen nah dem Staatsgrundgejeß von 
1848 vor. Defterreich hielt es zunächſt fiir conjerbativer, bei einer 
olchen nad; der ben Herzogthümern von Dänemark octroyirten Ver: 
'aflung von 1854 ftehen zu bleiben, aing aber alsbald auch auf 
ven preußiichen Vorichlag ein. Nun wollte jedoch Hr. v. Bismard 
aichts mehr davon wiſſen und jprang jeinerjeits auf die Verfaſſung 
von 1854 über; jobald aber Oeſterreich fih auch das gefallen laſſen 
wollte und beide endlich völlig einig zu ſein jchienen, ließ er bie 
ganze dee fallen. Immerhin war das weniger auffallend, als daß 
Hr. d. Bismard überhaupt auf die dee fiel, ſich mit einer ſchleswig— 
holſteiniſchen Ständeverfammlung verftändigen zu wollen. Denn wie 
die Stimmung in den Herzogthümern war, ſchien es ganz außer 
allem Zweifel, daß jede Ständeverjammlung, fie hätte nad jebem 
beliebigen Wahlgejeß berufen werben mögen, mit weit überwiegenber 
Mehrheit in erjter Linie die Einjeßung des Herzogs Friedrich und 
die Conſtituirung des neuen felbftändigen Staates gefordert und in 
zweiter die Forderungen Preußens, fie mochten nun auf eine formelle 
oder bloß eine thatjächliche Annerion gerichtet fein, abgelehnt haben 
würde. Hr. v. Bismard war darum nicht verlegen, die Sache wieder 
von einer andern Ceite anzugreifen — er begann nun thatſächlich 
vorzugehen. Am 24. März verfügte eine kgl. preußiiche Cabinets— 
ordre die Verlegung der preußiichen Flottenjtation von Danzig nad) 
Kiel und am 5. April verlangte die preußische Negierung von ihrem 
Yanbtage einen Credit von circa 6 Mill. Thlen. behufs Befeſtigung 
des Kieler Hafens und Anlegung preußiicher Marine-Ctabliffements 
in bemjelben, wobei fie offen erklärte, daß Preußen „entichloffen jei, 
im Befig dieſes Hafens zu bleiben.“ Da das preußijche Abg.Haus 
das Anfinnen ablehnte, jo fiel die ganze Frage vorerft dahin. Hr. 
v. Bismard mußte einen neuen Angriffspunft hervorſuchen und dieß— 
mal gerietb er an dasjenige Hinderniß, das ber Verwirklichung jei: 
ner Plane allerdings in erjter Linie entgegen ftand, die fortwährende 
Anweſenheit des Auguftenburgers in Kiel und die Thatjache, daß 
die ungeheure Mehrheit der Bevölkerung der Herzogthümer ihn 
trog der factiichen Herrichaft Dejterreihs und Preußens als ihren 
eigentlichen Landesherrn betrachtete und bei jeder Gelegenheit auf 
die Beendigung jenes Proviſoriums und die endliche Einſetzung ihres 
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Herzogs drang. Die fortwährende Anweſenheit des Nuguftenburger: 
im Lande gab Hrn. v. Bismarck den Grund oder Vorwand, die mi 
Oeſterreich bereits vereinbarte Einberufung einer ſchleswig-holſteiniſcher 
Ständeverfammlung plößli wieder fallen zu laſſen. So lange der 
Auguftenburger im Lande fei, fei die öffentlihe Meinung nicht fen 
und könne an eine Einberufung ber Stände nidht gedacht werben 
Allein Defterreich ging auf das preußifche Verlangen, den Präter- 
benten nöthigenfall® gewaltjam zu entfernen, nicht ein, auch mict, 
als die preußifche Regierung fi dur eine Note des Großherzes 
bon Oldenburg fecundiren lich, in welcher bie bitteriten Klagen gege 
die „Auguftenburgiiche Nebenregierung“ erhoben und im Ramen 
einer billigen Barität für beide Prätendenten auf bie Bejeitigun: 
jo anormaler Zuftände gebrungen ward. Preußen drang immer Ie- 
bafter in Defterreich, aber umjonft und die natürlide Folge de 
mißlungenen Verſuches war die Befeitigung des auguſtenburgiſche 
Einfluffes im Lande, und zwar um fo entidhiebener, als Preuie 
zu berjelben Zeit einen verunglüdten VBerjud machte, an ben däniſe 
gefinnten Norbichleswigern, die es als von ber auguitenburgiicen 
Partei beeinträchtigt und verfolgt barzujtellen bemüht war, cm 
Stüge für fi zu gewinnen. Es zeigte ſich das deutlich bei Gele 
genheit der Geburtstagsfeier des Herzogs Friedrich am 6. Juli, dr 
jo ziemlich im ganzen Lande feitlich begangen wurde und eine große 
Anzahl von Deputationen auch aus dem Schleswigſchen nad Rier: 
jtäbten, wo ber Herzog wohnte, führte, während die Preußen « 
nicht gar lange früher bei Gelegenheit des Geburtstags des König; 
Wilhelm troß aller Anftrengungen nicht über offizielle Förmlid— 
feiten zu bringen vermocdht hatten, Jetzt war die Gebuld des Kira. 
v. Bismard zu Ende und reifte in ihm ben Entſchluß, um jeden 
Preis eine Aenderung der Situation herbeizuführen und zu biefan 
Ende hin nöthigenfalls ganz anders ale bisher gegen Deſterreid 
aufzutreten. Bevor wir indeß die Vorgänge jhildern, die ſchließlich 
zu der Gafteiner Convention zwiſchen Dejterreih und Preußen führ— 
ten, ift e8 an der Zeit, einen Blick auf die innere Yage des Kaiſer— 
ftaats feit Anfang des %. 1865 zu werfen. 

Der ſchon jeit dem November 1864 verjammelte weitere 
Reichsrath ſpiegelte ziemlih genau die allgemeine Unzufriedenheit der 
öffentlichen Meinung in allen Theilen des Reichs über die Folitit 
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er Regierung wieder. Ungarn beharrte in feinem pafliven Wider: — 


ande gegen bie Februarverfaſſung und die Regierung machte ihrer: 
its auch nicht den mindejten Verſuch, eine Ausgleihung und Ber: 
ändigung wenigjtens anzubahnen oder vorzubereiten, nad) dem be- 
ınnten Ausiprude des Staatsminijterd Echmerling „wir fünnen 
arten“. Die Elaven wühlten nady Kräften gegen bie Yebruarver: 
fung und gegen den Reichsrath, der fie in ihren feparatiftiichen 
jeftrebungen einengte und dem deutſchen Elemente das Uebergewicht 
herte. Die deutjchen Provinzen waren mit der preußiichen Allianz 
nd der ganzen deutſchen Politif der Regierung, bie den Kaijer: 
aat mehr und mehr Deutihland entfremden mußte und ganz bem 
tathbe des Hrn. v. Bismarck, den Schwerpunkt des Reichs von 
Bien nad Dfen zu verlegen, zu entſprechen jchien, nichts weniger 
18 einverftanden. Venetien nahm am Reichsrathe ebenfalls feinen 
Intheil und mußte fortwährend gegenüber den italienijchen Gelüften 
urch eine jederzeit fchlagfertige Armee niedergehalten werben. Die 
Steuern laſteten ſchwer auf allen Klaffen der Gejellihaft und 
varen nachgerade fait unerſchwinglich, fo daß die Rüdftände, bie 
ticht eingetrieben werden fonnten, ſich in erjchredender Weiſe auf: 
hürmten und in viele Millionen gingen und dennoch waren bie 
Staatsausgaben Jahr für Jahr immer größer als die Einnahmen 
und zeigten immer ein Defizit, das nur durch neue Schulden ge: 
deckt werden Fonnte, während ber Staatokredit fortwährend abnahm 
und jedes neue Anlehen zu immer ungünftigeren Bedingungen 
abgejchlofjen werden mußte. Es lag auf der Hand, daß ber Staat 
auf dieſem Wege allmälig fiher dem Bankerott entgegen trieb. Das 
Miniſterium Schmerling hatte ſich feiner Aufgabe entjchieden nicht 
gewachſen erwiejen. Ohne Zweifel ijt die Entwidlung bes öffent: 
lihen Geiftes in Defterreih durch die Anjtitution des Reichsraths 
und der Landbtage um einen gewaltigen Schritt vorwärts gefommen. 
Allein das war zum. allergeringjten Theile das Verdienſt des Hrn. 
v. Schmerling, der für die weitere Ausbildung der Februarverfaſſung 
gar nichts that, im Gegentheil biefelbe möglichjt zu hemmen und 
das alte Bevormundungsſyſtem aufrecht zu erhalten bemüht war. 
Im Grunde war troß der conjtitutionellen Anftitutionen ber Geiſt 
der Berwaltung derielbe geblieben. Ueberblidt man bie TIhätigkeit 
des Reichsraths fett dem Jahr 1861, jo ergibt ſich ein in der That 
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— höchſt armſeliges Reſultat und die Schuld daran lag wahrlich nicht am 


Abgeorbnetenhauje desjelben, jondern an der Regierung, die ed mn 
eingreifenden Vorlagen ermangeln ließ und fih begnügte, durch dm 
felben das jährliche Budget bebattiren und bewilligen zu falten 
Immerhin war durch das neue Bankgeſetz und die Dispofitionen m 
Herftellung der Baluta ein bebeutjamer Schritt geicheben und menz 
es dem Neichsrathe gelingen würde, die Regierung zu Erſparniſſes 
in einem Umfange zu zwingen, bie wenigitens das jährliche icae 
nannte Gebahrungsdeficit befeitigte, jo fonnte der Reichsrath ſich des 
Zeugniß geben, wenigftens die finanziellen Grundlagen für eme ze 
junde Entwidlung des Reichs gejchaffen zu haben. In der Thx 
betrachtete er denn aud das letztere als die Hauptaufgabe ſeine 
legten Seſſion. Es war, wie ſich bald zeigte, ein hartes Etüd X 
beit. Die Regierung jeßte dem Bemühen den zäheften Wiberftan 
entgegen. Am 9. Januar 1865 beichloß die Finanzeommiſſion ve 
Abg.-Hauſes auf den Antrag des Grafen Prints, der nichts wenige 
als zu ben Gegnern der Regierung gehörte, einftimmig, das ihr vor 
Haufe überiviejene Budget für 1865 an die Regierung zurüdzuien 


- ben, mit der Aufforderung, darin ſelbſt diejenigen Abftriche vorze 


nehmen, die jonjt die Commiſſion zu beichließen genöthigt wäre, um 
wenigitens das eigentliche Gebahrungspeficit für 1865 zu beſeitigen 
Das Begehren war jo billig und fo natürlih, daß die Regierun: 
nicht umbin konnte, darüber mit dem Finanzausſchuſſe wenigſtens in 
Benehmen zu treten; fie machte jedoch eine Verjtändigung von zmn 
Borbedingungen abhängig, einmal davon, daß der Reichsrath ver 
Regierung vollfommen freie Virements innerhalb der einzelnen Mi 
nifterien gewähre und dann, daß er nad Berathung des Bubarı: 
für 1865 fofort in diejenige über das Budget für 1866 eintren, 
und weigerte ſich beharrlih, die Summe des von ihr für möglis 
gehaltenen Abftrihs zu nennen. Gegenüber diefem jonderbaren 
Verhalten jeßte der Finanzausihuß das Deficit auf 25 Millionen 
und zwar als anzunehmendes Minimum feit, und begann mit ber 
Berathung des Budgetentwurfs, indem er von ſich aus die nöthigen 
Abftrihe vornahm, obwohl Hr. v. Schmerling ziemlid drohend bin 
warf, das Abgeordnetenhaus könne allerdings 25, 28 ja noch mebr 
Millionen abftreihen, aber das Budget gelange an bie drei ber: 
fafjungsmäßigen Factoren und da jei Gefahr vorhanden, daß das 
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ianzgeſetz gar nicht zu Stande fomme, womit er fi aljo ganz ee 
F den Standpunkt der Praris des Hrn. v. Bismard in Preußen " 
te. Der Finanzausichuß ging jedoch, ohne fih von ber Drohung 
(schüchtern zu laffen, in feiner Arbeit vor, entſchloſſen, das Deficit 
t oder ohne die Zuftimmung der Regierung durch alljeitige Er: 
arnifje zu befeitigen. Am 19. Febr. legte inzwijchen ber Finanz: 
nijter v. Plener das Budget für 1866 vor, das jelbjt nad) 
iner Gruppirung wiederum ein Deficit von 13 Millionen aufwies 
id erit für 1867 „hoffte“ er, dasſelbe ganz bejeitigen zu können. 
er &indrud auf die öffentlihe Meinung war nothwendig ein über: 
18 ſchlechter und die Finanzceommiflion richtete daher eine neue 
ufforderung an die Negierung, die Summe ihres Abjtrihs im 
zudget für 1865 zu nennen, Endlich gab diefe nad) und verjtand 
ch zu einem Abftrih von 20 Millionen, wovon 11 Mill. auf 
as Militär: und 1,770,000 fl. auf das Marinebubget fallen joll: 
m, weigerte fih aber, in die Eiungen der Commifjion, in denen 
as Militärbudget erörtert werben jollte, ihre Bertreter zu ſchicken. 
Die Finanzcommifjion ließ ſich nicht beirren und beichloß, für diejes 
Budget jtatt der zugeftandenen 11 vielmehr einen Abſtrich von 17 
Millionen und im Marinebudget einen ſolchen von 2,398,000 ft. 
m 17. März erledigte die Commifjion das Budget für 1865: 
voß aller Abſt riche blieb doch noch ein Teficit von ca.7 Millionen. 
Am 27. März begann die Debatte über das Budget im Abgeorb- 
neten-Hauſe. Das Minijterium Schmerling hatte die Mehrheit, über 
die es bisher im Abg.-Haufe verfügen fonnte, eingebüßt: die ent: 
ſchiedene Majorität ſtand zur Finanzcommiſſion und ſchon in ber 
allgemeinen Debatte wurde von allen Seiten laut und übereinftim- 
mend erflärt, daß hinreichende Abjtriche unerläßlich feien, weil weder 
weitere Steuererhöhungen noch eine weitere Benüßung des Staats— 
credits mehr möglich jeien. Die Specialberathung legte den fejten 
Entihluß der Majorität gegen die Negierung noch deutlicher an den 
Tag: nicht in der unbedeutenditen Rubrik gelang es ihr, gegen die 
Anträge des Finanzausſchuſſes durchzudringen, wenn fie auch oft 
allerdings nur mit wenigen Etimmen in ber Minderheit blieb. 
Namentli wurde der Abjtrih vom Meilitäretat nad) dem Antrage 
der Gommifjion mit 17 Mil. und ebenjo beim Marineetat geneh— 
migt. Wenn das Deficit befeitigt, wenn überhaupt erkleckliche Ex: 
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Deter- ſparniſſe gemacht werben jollten, jo konnten fie nur in biefen beiden 
T 


Zweigen der Staatsverwaltung erzielt werben. Gerade die aber 
traf die abjolutiftiihen Neigungen und Gewohnheiten der Regierung 
am aller empfindlichſten. Wie beredhtigt aber das Vorgehen des 
Abg.Hauſes mit Rüdfiht auf die tiefe Zerrüttung der Staatsfinan- 
zen war, zeigte ſich am prägnanteften, als ber Finanzminifter am 8. 
uni das Haus und die öffentliche Meinung mit ber Forderung 
überrajchte, der Regierung ein Anlehen von nicht weniger ala 117 
Meillionen zu bewilligen, behufs Dedung eines nicht vorgefebenen 
Deficits in der Staatsrechnung von 1864, Dedung ber vorausfichtlichen 
Deficits der Jahre 1865 und 1866 und Beihaffung der Mittel 
zur Erfüllung der gegenüber der Nationalbank eingegangenen Ber: 
pflihtungen für SHerjtellung der Valuta. Die Regierung mußte ein- 
geftehen, daß fie das Budget für 1864 um 7Y Millionen über: 
ſchritten habe und daß von ben Steuern nicht weniger als 20 Mill 
nicht eingegangen jeien und troß aller Strenge der Behörden nidt 
hätten eingetrieben werden können. Die Regierung mußte eingejteben, 
daß fie zur Dedung dieſes unvorhergejehenen Deficits Summen 
verwendet habe, die vom Reichsrath für ganz andere Zwecke be 
willigt worden waren und bie jegt eben noch einmal bewilligt werben 
müßten. Die ganze Darlegung ließ einen tiefen Blif in den Ab 
grund ber öjterr. Finanzen thun. Das Abgeordnetenhaus war um 
ſo entjchloffener, feine Pflicht zu thun "und die Finanzcommiflien 
besjelben beſchloß alsbald einftimmig, dem Hauſe überhaupt feine 
Greditbewilligung zuzumuthen, bevor nicht das Finanzgeſetz für 1865 
verfafjungsmäßig feitgeftellt fei, um dem Einbrechen der preußijcen 
Theorie „von der Lücke in der Verfaffung“ auch in Defterreich ven 
born herein einen Riegel vorzufchieben. Ferner beſchloß fie, jede 
Bewilligung von Seite des Abg.Hauſes dürfe nur erfolgen unter 
hinreichender Garantie, daß bie willführlihen Budgetüberjchreitungen 
und verſteckten Anlehen ohne Zuftimmung des Reichsraths, wie fie 
fih das angeblih conjtitutionelle Minijterium Schmerling in den 
legten Jahren wiederholt erlaubt hatte, für die Zufunft unmöglid 
und der Grundjaß der Verfaſſung, daß die Staatsſchuld unter der 
Gontrole des Reichsraths ftehe und Staatsſchulden nur mit feiner 
Zuftimmung contrahirt werden dürften, zur Wahrheit gemacht werde. 
Die öffentliche Meinung konnte ſich indeß nicht verhehlen, daß die con 
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utionelle Freiheit in Oeſterreich noch auf ſchwachen Füßen ſtehe — 


d am Herrenhauſe jedenfalls keine Stütze habe. Dieſes trat am 
Juni in bie Behandlung des Budgets für 1865 ein und war 
nübt, im Gegenjaß gegen die Eriparniffe des Abg.-Haufes fait 
erall wieder die urjprünglichen Anſätze der Regierung berzuftellen 
d jeine Commiflion trug namentlid darauf an, das Militärbudget 
ı 5 Millionen, das Marinebudget um 680,000 fl. zu erhöhen. 
n Conflict zwijchen beiden Häufern jchien fajt unausweichlich, als 
ie Krijis eintrat, die im weiteren Verfolge den ganzen Reichsrath 
if Die Seite jhieben und Dejterreih in feiner Umgeftaltung auf 
1e ganz neue, ungewiſſe Bahn führen jollte, 

In der Wiener Hofburg machte das Auftreten das Abg.Hauſes 
s Reichsraths begreiflicher Weije einen höchſt ungünftigen Eindrud, 
r. v. Schmerling modte überhaupt, und das darf zu jeiner Ent: 
huldigung allerdings nicht außer Acht gelafjen werden, um jeiner 
Argerlichen Herkunft willen und weil er aller Gonnerionen unter 
en großen, ariftocratiihen Familien des Landes, welche die Perjon 
es Herrſchers umgeben, entbehrte, vielfach eine ſchwierige Stellung 
egenüber dem Hofe haben. Dennoch jtand er ziemlich feit, jolange 
(usficht war, feine Schöpfung, die Februarverfaflung, allmälig zu 
onjolibiren und jo das Neid zu reconjtruiren, ohne daß von ben 
(tem Neigungen und Gewohnheiten allzuviel geopfert werden müßte, 
ie Staatsfinanzen wenigitens aufrecht erhalten werben konnten, das 
Nilitärwejen nicht angetaftet wurde und die auswärtige Politif un: 
ebindert wie bisher geleitet und beeinflußt werben konnte. Als 
(ber dieſe Ausfichten eine nad der andern ſchwanden, als es ſich 
amentlich zeigte, daß das Minijterium Schmerling außer Stand 
ei, die Ungarn zu verjöhnen, ja nicht einmal einen Verjuch dazu 
u unternehmen wagte, als vollends der Reicherath unbequem zu 
verden anfing, trat almälig ein Umſchwung in ben höchſten 
Regionen gegenüber der Februarverfaſſung, dem Minijterium Schmer: 
ing und dem Reicherathe ein. Die jog. altconjervative ungarijche 
Bartei, welcher namentlid) auch der Graf Moriz Eſterhazy ange: 
yörte, dem ein Sid im Minifterrathe ohne Portefeuille übertragen 
worden war, benüßte dieſe Stimmung und legte ganz im Stillen 
ven Hebel an, der die Februarverfaſſung bejeitigen und fie jelbjt 
ans“ Ruder bringen jollte. Die Partei gab ſich der Hoffnung hin, 
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erg und wußte fie offenbar auch dem Kaiſer beizubringen, daß es ihr 


gelingen werde, einen Ausgleich mit Ungarn auf annehmbare Be 
dingungen bin zu Stande zu bringen. 

Die Einleitung bildete ein Bejuh des Kaiſers in Peſth au 
Anfang Juni. Der Empfang war ein glängender, die Befriedigung 
anf beiden Seiten glei groß. Der Boden, auf dem das Mini: 
fterium Schmerling zu jtehen glaubte, war unterhöhlt, ohne daß 
es davon eine Ahnung zu haben ſchien. Plöglih am 26. Juni, 
aljo nur wenige Wochen nad dem Beſuche des Kaijers in Beth, 
erhielten bie beiden Hoflanzler für Ungarn und Eiebenbürgen, bie 
Grafen Franz Zihy und Nadasdy, beide entſchiedene Anhänger der 
Februarverfaſſung, ohne daß fie darum nachgeſucht hätten, ihre Ent: 
lafjung und wurde Graf Georg Majlath von der Partei der Alt: 
conjervativen, ohne daß das Minifterium darüber zu Rathe gezogen 
worden wäre, zum ungariihen Hofkanzler ernannt. Der Schlar 
war enticheidend. Schon am folgenden Tage gab das Minijterium 
Schmerling, mit Ausnahme der Miniſter des Auswärtigen und des 
Kriegs, feine Entlafjung ein; Erzherzog Rainer, der Präfident des 
Minijterraths, erhielt einen Urlaub und trat noch am gleichen Tage 
eine Reife ins Ausland an. Nicht eine bloße Minifterkrijis, ſon 
dern eine förmliche Staatsfrifis war eingetreten, wenn auch bie 
öffentlihe Meinung über die Motive und die Ziele derjelben vorerit 
noch im Dunkeln blieb. Der Reichsrath fühlte, daß feine Erijten; 
eine zweifelhafte geworben jei und beeilte ji), wenigftens noch die 
dringendſten Geſchäfte abzuwideln. Um die öffentlihe Meinung zu 
beihwichtigen, ordnete ein kaiſerl. Handjchreiben die unverzüglice 
Verſetzung der italienijhen Armee auf ben vollen Friedensſtand an, 
jo daß der Annahme des Budgets für 1865, wie e8 aus den Be 
vathungen des Abg.-Hauſes hervorgegangen war, nichts mehr im 
Wege ftand. Freilich geihah es nicht, ohne daß ſich dabei Negierung 
und Herrenhaus arge Blößen gaben. Noch am 6. Mai batte ber 
Kriegsminijter dem Abg.Hauſe erklärt, daß er dem geforderten Ab: 
ftriche „unmöglich zuſtimmen könne, wenn er nicht die Organijation 
der Armee angreifen wolle”; nun war cd doch möglich geweſen, 
dem Begehren desſelben zu entſprechen, offenbar ohne jene Organi: 
jation anzugreifen. Das Herrenhaus aber zeigte jeinerjeits wenig 
Selbftändigkeit; jo lange es glaubte, den Wünſchen der Regierung 
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zu entiprehen, votirte es ‚überall die Anſätze ber Negierung gegen Peier- 
die Abjtrihe des Abg:Haujes; ſobald dagegen der Umſchwung ein: 
getreten war und bas Handbillet des Kaiſers die Reduction ber 
Armee angeorbnet hatte, war es auch damit einverftanden. und ge: 
nehmigte weiterhin jo ziemlich alle Abftriche bes. Abg.Hauſes. Beide 
Häuſer jtellten indeß ihre Arbeiten weſentlich ein. Das Budget für 
1866 wurde nicht mehr in Angriff genommen und ebenjo blieb bie 
große Anlehensforderung der Regierung unerlebigt, mit Ausnahme 
einer Summe von 13 Millionen, welche die Ichtere für die Be 
zablung des eben fälligen Julicoupons augenblidlich bedurfte. In: 
zwiſchen wurde mit der Ernennung der neuen Minijter auffallend 
lange gezögert. Offenbar fehlte e8 an entjcheidender Stelle noch an 
einem fejten Plane, während die ungewiſſe Zukunft ſchwer auf ber 
öffentlihen Meinung lajtete. 

Diefen Moment, da Dejterreih einen neuen Verſuch machte, Preufen. * 
die inneren Schwierigkeiten feiner Yage zu bewältigen, einen Verſuch, 
der jedenfalls nicht ohne Gefahr und deſſen Erfolg noch ſehr zwei: 
felhaft war, hielt Preußen für geeignet, um aus ber unbehaglichen 
Lage in. Schleswigsholjtein herauszukommen und ‚auf Dejterreich 
einen Drud auszuüben, um eine jeinen ‘Planen entjprechende Ver— 
einbarung zu erzielen oder wenigjtens anzubahnen. Der König von 
Preußen bielt fih damals zur Kur in Karlsbad auf in Beglei- 
tung bes Hrn. dv. Bismarck und dieſer richtete denn von dort aus 
zunächſt unter dem 11. Juli eine Depeſche an das öfterreichiiche 
Gabinet, in der er laute Klage über bie Zuftände in Holjtein gegen 
die dortige Prefje, gegen die Bereine, gegen die Beamteten, gegen 
bie Univerfitit Kiel erhob und bei Berweigerung öſterreichiſcher Mit- 
bülfe zu DBejeitigung ſolcher Zuſtände ‚geradezu ein einfeitiges Vor— 
geben Preußens in Ausjicht jtellte. Zugleich äußerte ſich Hr. v. 
Bismard ganz laut und namentlich gegenüber dem ebenfalls im 
Karlsbad verweilenden franz. ‚Botjchafter in Wien, dem Herzog v. 
Grammont, daß er einen Krieg gegen Defterreih nicht nur nicht 
jcheue, jondern geradezu wünſche und daß Preußen in Güte oder 
mit Gewalt die Suprematie in Deutſchland erlangen wolle und er: 
langen werde. Dejterreich ſuchte vorerjt Preußen in jeinen Klagen 
zu begütigen. Nach beendigter Badecur ging der König von Karls: 
bab nad Gaſtein und hielt am 21. Juli auf dem Wege dahin in 
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Greupen. Regensburg ein förmliches Gabinetsconjeil ab, zu dem nicht mur 


jämmtliche Minifter von Berlin, jonbern auch die Gejandten Preu— 
kens in Wien und Paris bejchieden waren. Auf dem weiteren Wege 
traf Hr. v. Bismard im Salzburg mit dem bayriſchen Miniſter 
v. d. Piordten, den er dahin zu einer Unterrebung eingeladen hatte, 
zufammen. In dieſer Unterredung — bie befülligen Angaben 
ſcheinen aus einer authentischen Quelle herzurühren und es wurde ihmen 
von. den Betheiligten wenigftens nicht wiberjproden — erklärte Sr. 
v. Bismard, daß feiner feften Ueberzeugung nad) ber Krieg zwiſchen 
Defterreih und Preußen wahrjcheinlih und unmittelbar bevorftebent 
fei, weßhalb er die Mitteljtanten zu Wahrung ftricter Neutralität 
auffordere, indem er beifügte, Oeſterreich fei weder gerüjtet ned 
babe e8 die Mittel fich zu rüften; ein einziger Stoß, eine Haupt 
ſchlacht und zwar von Echlefien her und Preußen werde in ber Lage 


:. fein, den Frieden zu dictiren. In diefen Dispofitionen langte bas 


preußijche Hoflager in Gaftein an. Defterreich blieben natürlich biele 
Drohungen nicht unbekannt. Und allerdings fchente es den Krieg: 
feine Finanzen wie bie eben eingetretene innere Krifis machten einen 
felden für dasjelbe fait unmöglid. Preußen aber hielt es für 
paflend, e8 aufs äußerſte zu reizen, indem es wirflid, wie es ge 
droht, in Schleswig-Holſtein einfeitig und. gewaltfan vorzugeben be 
gann. Am 26. Juli wurde der Redacteur May in Altona, zu 
gleich eines ber hervorragenditen und thätigiten-Mitglieder des Aus— 
Ihufjes ber Schleswig-Holſtein-Vereine, früh Morgens durch pre. 
Truppen in jeinem Bette überfallen, gewaltiam aufgehoben und auf 
die Feſtung Rendsburg gejchleppt, und der Liberale preuß. Abgeord— 
nete Freſe, der ſich jeit einiger Zeit in Kiel aufhielt, aus Holſtein 
ausgewieſen, beides ohne erjt die Zuftimmung bes öfterreichiichen Gi- 
vilcommifjärs eingeholt zu haben, ber denn auch gegen beide Ge 
waltthaten jeinen feierlichen Proteft einlegte. Die Nachricht daven 
regte ganz Deutichland auf und. das öſterreichiſche Cabinet beichlek 
nun, feinen Sefandten in Münden, Graf Blome, den es ſchon vor: 
ber zu diefem Ende nad Wien bejchieden hatte, nad Gaftein zu 
jenden. Graf Blome fehrte jedoch einige Tage nachher unverrih- 
teter Dinge nah Wien zurüd. Am 8. Auguft ging er indeß mit 
neuen Inſtructionen nah Gaſtein und am 14. fam denn aud cine 
Derjtändigung zwiſchen beiden Gabinetten zu Stande, die jogenannte 
Safteiner Convention, ine endliche Löſung der ſchleswig—-holſteini— 
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ihen Frage. war es freilich nicht, ba Preußen auf eine folche Delter- 
innerhalb des Bundesrechts nad dem Vorſchlage Defterreiche, Defterz ginge. 
reich Dagegen auf eine Uebertragung feiner durch den Wiener Frieden 
erroorbenen Rechte an Preußen, wie dieſes wünſchte, nicht einging. 
Es war wieder nur ein Prodiforium, aber ein foldyes, das‘ Preußen 
bejtimmte PVortheile ‚und freiere Hand für die Verfolgung feiner 
weiteren Plane, Oeſterreich dagegen bie Ausficht bot, ferner nicht 
wie bisher in fortgeſetzte Collifionen mit Preußen zu gerathen, und 
das bie Hauptfrage vorerſt noch intact erhielt. Durch die Gafteiner 
Eonvention wurden die beiden Herzogthümer wieder auseinander ges 
riffen und die Regierung und Verwaltung von Schleswig an Preu: 
Ben, diejenige von Holſtein an Dejterreich überlaſſen, Lauenburg 
aber von Defterreich gegen 2,500,000 bäniihe Reichsthaler, in 
Berlin zahlbar und zwar in preuß. Silbergeld, definitiv an Preußen 
abgetreten. Ueberdieß erhielt. Preußen:den Hafen von Kiel mit dem 
Recht, denſelben zu befejtigen und in demjelben die erforderlichen 
Marineetablifjements anzulegen, außerdem bie Mitbeſetzung der Feſtung 
Rendsburg, ſo lange nicht Kiel vom. beutichen Bunde zum Bundes: 
bafen, Rendoburg zur Bundesfejtung erhoben wäre. Endlich wurde Breu: 
ken die Dberaufficht über den zu erbauenden Nord-Oſtſee-Canal zugeftan: 
den. Gab ihm die Gafteiner Convention auch Feineswegs alles, was Preu: 
en wünſchte, ſo konnte e8 doch mit dem Reſultat jehr zufrieden ſein: 
der Erwerb von Lauenburg, ber thatfächliche Befit des. Kieler Hafens 
und bie freie Hand, in Schleswig .nummehr die Annerion ungehemmt 
vorbereiten und einleiten zu können, waren ganz wejentliche Erfolge 
Bismarcks, der denn auch zum Dank dafür. von König Wilhelm in 
den Grafenitand erhoben wurde. Aber außer Preußen lautete das 
Urtheil über die Gafteiner Convention ganz anders. In dem Her: 
zogthümern proteftirte die Majorität der Ständemitgliever, die De: 
(egirtenwerfammlang der Schleswig-Holſtein-Vereine einjtimmig "und 
ebenjo ein Stäbtetag in Neumünfter aufs entſchiedenſte gegen eine 
Abmachung, die das Land neuerdings auseinanderriß und überhaupt 
darüber ganz und gar als über ein erobertes Land verfügte. Der Ver: 
fanf Yauenburgs um baare harte Thaler wie „eine Heerde Vieh“ 
erregte in Deutichland Scham und Entrüftung, Frankreich und Eng: 
land geißelten durch diplomatiſche Circularſchreiben in den aller: 
jtärfften Ausdrüden, wie fie in ſolchen Aetenjtüden jelten find, ben 
26° 
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Deſter · Wiperfpruch, in dem bie Gafteiner Convention zu al den feierlihen 


Erklärungen ſtand, welche die beiden beutihen Großmächte bei Be 
ginn des däniſchen Krieges und im Verlauf besfelben abgegceben 
hatten. Sie kehrten fi nicht daran: Defterreih war frob, eine 
Eriegerifchen Verwicklung durch einige Goncefjionen entgangen, Prew 
Ben glaubte feinem Ziele um einen entihiedenen Schritt näher ge 
fommen zu fein. 

Während jo die Allianz zwiſchen Defterreih und Preußen al: 
mälig in ihr Gegentheil umzuſchlagen und bie beutiche Frage in 
ein neues Stabium einzutreten begann, beichäftigte fich bie rome: 
niſche Welt mit der römijchen Frage. Da bie Septemberconventien 
zwiichen Frankreich und Italien ohne Zuzug ber römifchen Euri 
und felbft ohne fie barüber vorher auch nur zu conjultiren, abae 
fchloffen worden war, nahm der Papſt zunächſt von berjelben ſchein 
bar gar Feine Notiz, Doch ließ ſich nicht verfennen, daß bie Er 
eyclica vom 8. December 1864 eine Art inbirecter Antwort ar 
diefelbe war. Denn indem der b. Stuhl dur biejelbe nicht Blei 
eine Reihe religiöjer ober philojophiiher Sätze verurtbeilte, wur 
feines Amtes fein mochte, jondbern darüber hinaus auch alle bie 
ftaatlihen Errungenſchaften ber Neuzeit verbammte und fich bakeı 
ganz auf ben Standpunkt des Mittelalters über das VBerbältnik 
zwilchen Staat und Kirche jtellte, lag darin ſchon ausgeſprochen 
daß der Papit nie und nimmer geneigt fei, dem Kirchenſtaat bie 
jenigen politiihen Freiheiten zu gewähren und felber diejenigen pe 
litiſchen Reformen einzuführen, bie er in ber Encyelica und bem 
Syllabus als verberblih und gottlos verwarf. Und doch war bai 
nad) ber nicht zweifelhaften Ueberzeugung des Kaijerd der Franzoſen 
das einzige Mittel und der ausfchlieglihe Weg, auf dem der Bapit 
fih aud nad dem Abzuge ber Franzoſen und gegenüber dem An- 
brängen bed neuen Italiens den Reſt jeiner weltlihen Souweräne 
tät erhalten, jeine Unabhängigkeit fichern fonnte..e Doch das 
war vorerjt noch eine Frage der Zukunft. Dagegen griff die En: 
eyclica weit Über bie Frage der weltlichen Herrſchaft bes Papftes 
hinaus, griff bie Grundlagen unb bie verfaflungsmäßigen Zu: 
ftände aller beftehenben Staaten an. In den germaniſchen Ländern 
war ber Erfolg jedoch ein fehr geringer: bie Beröffentlihung der 
päpftlihen Manifeitationen ſtieß nirgends auf wejentliche Hinder— 
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iſſe von Seite des Staats, allein fie machten auch keinen wefeht- 
hen Einbrud auf bie öffentliche Meinung. Anders dagegen in 
en romanijhen Staaten. Die franzöfiihe Regierung betrachtete die 
Fnchelica unb mit Recht als nicht zum mindeften gegen fie gerich: 
t und ber Juftigminifter erließ denn auch ſchon unter bem 1. Ja— 
war 1865 ein Rundſchreiben an ſämmtliche Erzbiſchöfe und Biſchöfe 
es Kaiſerreichs, in dem er ihnen erklärte, daß die Veröffentlichung 
es erſten Theils der Enchclica und des Syllabus nicht gejtattet 
verben fönnte, „da fie Aufitellungen enthielten, die den Grundſätzen 
umibderliefen, auf welchen die Verfaſſung bes Kaijerreihs beruhe.“ 
Sin Deeret des Kaifers vom 5. Januar bejtätigte das Verbot. Als: 
ald geriet der ganze Epifcopat mit jehr wenigen Ausnahmen in 
Bewegung und Aufregung. Zwei Erzbiſchöfe und cin Biſchof wag— 
en es, bie päpitlichen Erlafje troß des Faiferlihen Berbots von 
hren Kanzeln zu verfünden. Cie wurden bafür vor den Gtaate- 
rath gezogen und wegen Mißbrauch verurtiheilt. Die übrigen Biſchöfe 
wagten es nicht, dem Beiſpiel zu folgen und ebenjo offen bie Sahne der 
Widerfeglichfeit gegen die Anordnungen bes Staats aufzupflanzen. 
Die förmliche Verkündigung der Erlafje unterblieb. Allein ein Bischof 
nah dem andern erklärte fi in offenen Schreiben an ben Juſtiz— 
minifter für bie von ber Curie verfündeten Grundſätze und prote- 
jlirte energijch gegen die Maßregeln der Regierung. Die Regierung 
war jedoch Hug: fie verehrte den Biſchöfen nicht, ihre Anjchauungen 
und Ueberzeugungen, wenn auch bie Art und Weije wie es geſchah oft 
ziemlich unpafjend war, an den Tag zu legen, da bie öffentliche 
Meinung in ihrer weit überwiegenden Mehrheit nicht die minbejte 
Luft verrieth, den Staat wieder unter bas Joch der Kirche zurüdfinten 
zu laſſen. Allmälig legte ſich die Aufregung und wurde bie En: 
cyelica mit jammt dem Syllabus jo ziemlich vergefien. Am 15. Ja⸗ 
nuar eröffnete der Kaijer die Kammern und bie Verhandlungen der: 
felben über die Anttwortsadrejje gaben der üffentlihen Meinung bald 
eine andere Richtung. Der Kaijer betonte in ber Thronrebe bezüg- 
lich der deutichen Trage „bas Recht der Bevölferungen über ihr 
Schichſal befragt zu werden,“ erörterte die September-Convention 
babin, daß das „wirkſam geſchützte päpjtliche Territorium durch den⸗ 
ſelben unter den Schutz eines Vertrages geſtellt ſei“, erklärte des 
beſtimmteſten, daß die, von der öffentlichen Meinung eben wenig 
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Frant⸗ gebilligten, Erpebitionen im die Kerne alle zu Ende gingen, bei 


jelbft „die nach Merico gejandte Armee bereits nad Frankreich ze 
rüdfehre,” bob die Mechte der "bürgerlichen Gewalt gegemüber ben 
Anfprühen der Kirdye mit Nachdruck hervor, ftellte ber Gemeinde 
und dem Departement in ben Vorlagen der Regierung ein una 
bängigeres Leben in Ausficht, erwähnte. jogar wohlwollend bie Aör- 
derung ber individuellen nitiative und des Genojlenichaftsgeiites, 
ſchloß dagegen mit Nachdruck und fat prohend dahin, daß „die Grund— 
lagen der Berfaffung mit Feſtigkeit aufrecht erhalten und ben über 
triebenen Beftrebungen derjenigen Widerftand geleiftet werben mühe, 
die Veränderungen anjtrebten, einzig um zu untergraben, was bad 
Kaiſerthum geichaffen habe“, Die Debatten beider Staatskör per, 
des Senats und des gejeßgebenden Körpers, namentlich »ie de 
legteren über die Antwortsadrejlen waren lebhaft und erinnerten oft 
an frühere Zeiten, Allein die Oppofition, obwohl jie bezüglich aller 
wejentlichen Fragen ihre Anträge ftellte, unterlag in allem, trotzden 
daß ihre Zahl jeit den letzten Wahlen nidyt mehr eine jo verſchwin 
dend kleine war wie früher und. obwohl fie fich theilmeile von ber 
Öffentlichen Meinung namentlid, aller größeren Städte, Paris voran, 
getragen fühlte, wozu allerdings namentlich auch der Umſtand be: 
trug, daß fie aus zu heterogenen Glementen, legitimiftiichen, orlea- 
niſtiſchen, republifaniichen, zufammengejeßt war, jo daß fie nur in 
dem übereinftimmte, was fie nicht wollte, Eeineswegs aber in dem, 
was jie pofitiv anftrebte. Biel bedeutfamer war es, daß fich zum 
erften Mal und wiederholt eine gewiſſe Spaltung oder weniajtens 
Zerflüftung unter der bisher compacten und durchaus willfäbrigen 
Majorität bemerflih muäcte in Amendement der Oppofition oe 
gen das herrichende Preßregime vereinigte 63 Stimmen auf id, 

was mit Recht nicht geringes Auffehen erregte, Einiges trug zu 

jener Zerflüftung ber Majorität allerdings auch der Umftand kei, 

daß dieſelbe der gewohnten fihern und energiſchen Leitung ihres 

bisherigen Präfidenten, des Herzogs dv. Morny, emtbehrte. Er mar 

ziemlich unerwartet plöblih mit Tod abgegangen: der Kaifer verlor 

in ihm eine jeiner zuverläffigften Stützen, einen feiner wichtigſten 

Genoſſen vom 2. December, deren Reihen ſich überhaupt allmälig 

zu lichten begannen. Wiederholt wurde denn auch der 2. December 

im gejeßgebenden Körper. zur Sprache gebracht und zwar fo unter: 
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yolen, daß: es zu ben leidenſchaftlichſten Auftritten führte. Wei Ge: Brant- 
egenheit der September-Convention und ber römischen Frage fanb * 
in elericales Amendement zu Gunſten ber weltlichen Herrſchaft bes 
Bapjtes 84, ein Amendbement aus ben Reihen ber Oppofition gegen 
siejelbe nur 24 Stimmen, Die ganze Adreſſe des gejeßgebenden 
Körpers, die im Grunde mur ein Wiederhall der Thronrede war 
und eine mehr oder weniger von ber Regierung abweichende Ten: 
benz höchſtens ganz ſchwach anzubeuten juchte, wurde fchließlich mit 
249 gegen bloß 15 Stimmen angenommen, Bald nachdem bie 
Adreßdebatte vorüber war, trat ber Katjer eine Neije nad) Algerien 
an, die ihn ſechs Wochen ven Frankreich ferne hielt, wo er bie 
Kaiferin mit ausgedehnten Vollmachten als Regentin zurüdgelaffen 
hatte. Frankreich blieb während der ganzen Zeit vollkommen ruhig 
und alles bewegte ſich in bem gewohnten Geleije: allein die Con: 
jequenzen, bie von ber Regierung für ben Fall eines Abjterbens des 
KRaifers daraus gezogen wurden, dürften mehr als unficher feit. 
Der gefeßgebende Körper ſetzte inzwijchen jeine Arbeiten fort und 
ſchloß mit ber Erledigung des Budgets, welche Öelegenheit Hr. Thiers 
ergriff, um das Finanzſyſtem des Kaiſerreichs einer überaus ſcharfen, 
geradezu vernichtenden Kritit zu unterzichen und es unumwunden 
auszujprehen, daß Frankreich auf diefem Wege, wenn auch nicht 
alsbald, doch fiher dem Staatsbanferott entgegen gebe. Am 4. Juli 
wurde die Sejjton geichlofjen. Gerade die heiklichiten Vorlagen, 
diejenige über bie Decentralijation und die größere Selbſtändigkeit 
ber Gemeinden und Departements, diejenige über große öffentliche 
Arbeiten im Betrage von 360 Mill. Fr., wovon 10V durch Ver: 
fauf von Staatswaldungen gededt werben jollten, was einen wahren 
Sturm der Entrüftung hervorgerufen und jelbjt auf Seite ber Ma: 
jorität einem unverfennbaren allgemeinen Widerwillen begegnet war, 
enbli die Unterrichtöfrage, indem das Volksſchulweſen nad ben 
Anſichten der Regierung zwar noch nicht obligaterifch, aber doch un: 
entgeltlich gemacht werden jollte, blieben unerledigt. Am 22. Juli 
fand die Erneuerung der Gemeinderäthe in jämmtlihen Gemeinden 
des Reichs ftatt. Das Reſultat entjprach weſentlich den letzten Neu: 
wahlen zum gejeßgebenden Körper. Es wurde, ba es fih nicht um 
eigentlich politiſche Wahlen handelte, nicht geradezu oppofitionell ges 
wählt, aber zumal in ben größeren Städten keineswegs unbedingt 
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Branfe nach den Wünſchen und willenlos unter ber Leitung ber Regierung. 


r . 


Es conftatirte ſich vielmehr aud im dieſen Wahlen wieber, baf eine 
entjchiedene Wendung der öffentlichen Meinung einzutreten begonnen 
hat. Gin beachtenswerthes Zeichen der Zeit war es namentlich, daß 
gerade zu bdiefer Zeit eine Anzahl angejehener Männer in Nancy 
ein fürmliches Decentralijationsprogramm ausgehen ließen,’ das cine 
Reihe von Forderungen bezüglich größerer Sclbjtändigkeit der Ges 
mieinden und ihrer Vertreter jo wie ber Departements und der fie 
vertretenden Öeneralräthe gegenüber der Allgewalt der Gentralre 
gierung und ihrer Organe genau formulirte und dad momentan ge 
waltig einſchlug. Die unabhängige Preſſe und eine Reihe bervor: 
ragender Männer aller Parteien erklärten fi) entſchieden für bie 
ausgeiprochenen Ideen umd biejelben fanden in einer Anzabl Ge: 
meinderäthe größerer Städte und in. einigen Öecneralrätben einen 
nicht zu verfennenden practijchen Anklang. Um jo bedauerlicher war 
ausſprach und der ganzen Bewegung entgegentrat, jobald die Oppoſition 
fih derjelben bemächtigen zu wollen ſchien. Und dod liegt, wie wir 
meinen, gerade hier die Zukunft des Kaiſerthums und dev napoleoniichen 
Dynaſtie in Frankreich. Wenn die napoleoniſche Dynaſtie nicht mit 
der Freiheit bejtehen fann, jo wird fie auf die Dauer überhaupt 
nicht beſtehen. Der Katjer bat vom monarchiſchen Standpunkt aus 
vollfommen Recht, wenn er die politiiche Centralijation in feiner 
eigenen Hand und der jeiner Organe feſthält. Allein die admi— 
niftrative Decentrolifation, dag Selfgovernment der Gemeinden unb 


der Bezirke oder Departements in allen ihren jpeciellen Angelegen: 


heiten und zwar im ausgebehntejten Maße, in- geradezu republicani: 
ſcher Weiſe, iftin Frankreich jo wenig als in einem andern monar— 
bilden Staate Europas auf die Dauer abzuwenden und ijt viel: 
leicht die einzige Nettung des monardijchen Principe, das jeit 1848 
überall in Europa troß aller feither eingetretenen Reaction wahrlich 
nicht an Anhängern gewonnen hat, wenn auch nirgends „republi- 
canijche Parteien“ als joldye aufgetreten find, oder wo jie es jind, 
in ber That weber gefährlich ſchienen noch es auch als ſolche waren. 
Daß der Kaijer Napoleon den GEntwidlungsgang der öffentlichen 
Meinung in diejer Beziehung nicht anerkennen will und alle, aber 
auch gar. alle Gewalt in jeiner einzigen Hand concentrirt zu er: 
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zalten bemüht ift, in dem Wahne, daß die. fog. alten Parteien nody ep 
a jeinen Lebzeiten jo. gut wie. ausſterben würben und daß bie un: 
sebingic Aufrechthaltung des bisherigen Syſtems abfjolut nothivenbig 
ei, um feine Dynaſtie zu gründen, ift gerabezu unbegreiflid. Es 
ft Dieß ein Schatten, dem er nachjagt und ben er menſchlicher Wahr: 
&einlichkeit nah nit erreihen wird. Sein Regiment in Frank: 
wich beruht dody ganz auf jeiner eminenten Perjönlichkeit: auch nady 
einem Tode wird das Syſtem nit alsbald auseinanderfallen, ba 
pie Gewalt der Dinge die perjönlihen Anhänger des Kaiſers und 
ie Partei der Regierung zwingen wird, zujammenzubalten; aber 
wenn der faijerlihe Prinz nur der Erbe des Bluts, nicht auch der 
Seijtes: und Charakterfraft feines Vaters iſt — was allerdings möglich, 
aber erfahrungsgemäß keineswegs wahrſcheinlich ift — jo wird er fich ent— 
weder auf dem Throne gar nicht halten können ober er wirb der von 
allen Seiten anftürmenden öffentlihen Meinung Goncefjionen machen 
mũſſen, die nad) der Meinung Bieler mit der bonapartiihen Re: 
gierung und einer bonapartiihen Dynaftie gar nicht vereinbar find, 
Auch in Italien beſchäftigte fich. die öffentliche Meinung zu Ytatien. 
Anfang des Jahres lebhaft mit der Encyelica und dem Cyllabus 
des Papſtes und ba diefelben zunächſt gegen Italien und gegen Frank: 
reich gerichtet waren, jo glaubte man zahlreiche und hartnädige Con— 
fliete zwiſchen der Etaatsgewalt und einer Reihe italieniſcher Biſchöfe 
vorausjehen zu müflen. Es war jedoch nicht der Fall. Die Re: 
gierung war jo Flug, den päpftlichen Erlaß als eine bloße Meinungs: 
ãußerung aufzufafjen, dem die Eurie außer Stande jei practijche Geltung 
zu verſchaffen und gejtattete daher unter allem Vorbehalt der Rechte 
des Staates den Biſchöfen deren VBerfündigung, jo daß jeder Eon: 
flict unterblieb. Das Parlament jaß damals nod in Turin, bie 
Regierung war jedoch bereits im Umzuge nad Florenz begriffen. 
Der König jelbjt gedachte noch längere Zeit in Turin zu verweilen, 
als die Bevölkerung der bisherigen Hauptſtadt ihn zwang, den Schritt, 
jo ſchwer er ihm überhaupt fiel, fofort zu thun. Die Turiner groll 
ten jeit den Ceptemberereignifjen mit der Regierung, obwohl jie fi) 
äußerlih ruhig verhielten. Gegen Ende Januars erfolgten aber all 
abendlich wieder Unorbnungen und Exceſſe von Ceite des Pöbels, 
denen bie höheren Klaſſen Feinerlei Widerjtand entgegenjegten, bie 
fie im Geheimen vielmehr geradezu zu begünjtigen und zu jchüren 
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ſchienen. Zuletzt wurde dev König jelber nit mehr geichent u 
die zu einem Hofball fahrenden Gäſte deſſelben aufs gröblichite | 
jultirt. Die Regierung hütete fi) wohl, in benjelben Fehler 
fallen wie im September, ‘dagegen verlangte fie mit vollem Ra 
von ben Gemeindebehörden ein entichiedenes Kingreifen und ei 
unzweibeutige Meanifejtation. Die Municipalität war ſchwach gema 
beibe8 zu verweigern, jo daß dem Könige nichts anderes übrig biie 
als jeine Würde jelbjt zu wahren; am 3. Februar früh Piorger 
verließ er ohne Ankündigung und ohne allen Abſchied die bisher 
Hauptitadt und fiebelte jofort nah Florenz über, worauf in Zur 
alsbald ein Umichlag in ber öffentlihen Meinung erfolgte. Dia 
Parlament blieb indeß noch bis zum Schluß jeiner Seſſion in Turt 
verfammelt. Seiner Berathung und Enticheidung lagen noch Auker! 
wichtige Fragen vor, die Einführung dev Civilche, die Abichaffum 
der Todesitrafe, die Aufhebung der Klöfter, die Säücularifation de 
geiftlihen Güter, die Ordnung ber Staatsfinanzen. Nicht alle wur 
ben erledigt, am mwenigften die lebtere, obwohl fie bie dringendit 
von allen gewejen wäre. Dagegen wurde die Einführung der Civil 
ehe von beiden Kammern mit großen Mehrheiten beſchloſſen, ebenit 
auch die Abſchaffung der Todesjtrafe von der zweiten Kammer, wäh 
rend der Senat fie vorerjt noch ablehnen zu müſſen glaubte. Schwie 
riger war die Slofterfrage: Regierung und Kammer waren zwar 
über das Princip einig, nicht aber über das Detail dev Ausführung 
und ‚die zukünftige Verwendung und Verwaltung ber bisherigen 
Kloftergüter. Ein unerwartetes Ereigniß unterbrach die dießfälligen 
Berhandlungen. Am 6. März richtete der Papft ein eigenhändige 
Schreiben an den König Victor Emanuel, in dem er bie Berlafier: 
beit jo vieler italienischer Bijchofsfige beflagte und ſich mit dem Ki 
nige über die MWiederbejegung  derjelben zu verjtändigen wünſchte. 
Die Regierung ftand feinen Augenblid an, auf den Wunſch bei 
hl. Vaters einzugehn - und ordnete den Gommendatore Begexti, 
einen gemäßigten und gewandten Mann, zu diefem Behufe nad 
Rem ab, doch mit der beftimmten Inſtruction, fih auf die am 
geregte vein kirchliche Verjtändigung zu beſchränken und de 
politiicden Fragen jorgfältig intact zu erhalten. Die erften allge 
meinen Unterhandlungen jehienen das beſte zu -verfprechen und bie 
Regierung ſah ji fogar veranlaßt, am 26, April von der Derw 
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tenfammer dievorläufige Vertagung ber Berathungen über das Jratien. 
vftbergejeh. zu verlangen und am folgenden Tage bafjelbe ſogar 
arzlich zurückzuziehen, wobei ſie jedoch erklärte, daß dieſer Schritt 
it der Miſſion Vegezzi in keinem Zuſammenhange ſtehe und daß 
den Geſetzesentwurf in der nächſten Seſſion aufs neue vorzu— 
gen entſchloſſen ſei. Unterdeſſen geriethen aber die Unterhand- 
ngen mit Rom in's Stocken und. mußten ſchließlich abgebrochen 
erden. Es zeigte ſich eben bald, wie ſchwer es ſei, bei den nun 
nmal hergebrachten Berhältniſſen zwiſchen Staat und Kirche die po— 
tijchen Beziehungen gänzlich bei Seite zu laſſen. Doch zeigte bie 
alienijdhe Regierung ihre Bereitwilligkeit zu einer DVerftändigung, 
» weit e8 ohne Veeinträchtigung der Rechte und ber ntereflen des 
Staats möglid) war, dadurd, daß fie troß des Abbruchs der Unter: 
andlungen eier Reihe. von Biſchöfen, die meift aus zureichenden 
Sründen aus ihren Didcejen hatten: entfernt werben müſſen, bie 
Risckkehr in diejelben ‚gejtattete. Die: größte und jchwierigfte Auf: 
zabe des Parlaments blieb die Finanzfrage Ale Welt ſah ein, 
daß ein jährliches Defieit von mehreren hundert Millionen auf bie 
Dauer geradezu eine Unmöglichkeit jet, daß ber Credit des Staates 
jeine Gränzen habe und daß dieſe Gränze bereits jo ziemlich erreicht 
ſei. Mllerdings muß zugegeben werden, daß das neue Königreich ſich 
in einer jchwierigen und vielfach erceptionellen Lage befand, Die 
Befreiung von der Fremdherrichaft hatte daffelbe ſchon am fich mit 
einer ſchweren Schuldenmaſſe belaftet und als endlich die Einheit 
errungen war, hatte e8 in den neu erworbenen Provinzen jo unend: 
lich viel nachzuholen. Die Jinanzen waren zwar in ben meijten ber 
früheren ‚italienifchen. Staaten ziemlich wohlgeordnet, die Schulden 
nicht übermäßig, die Abgaben theilweile jogar gering; aber dic meijten 
diefer Staaten hatten für die eigentlihen und höhern Zwecke bes 
Staates auch blutwenig gethan: der Glanz der Höfe und der Haupt: 
jtädte, das Militär und die Sicherheitspolizei verichlangen die Ein: 
nahmen; für den öffentlichen Berker, für Wege und Straßen, war 
wenig, für das Volksſchulweſen meiſt gar nichts getban worden. Die 
neue Megierung faßte ihre Aufgabe weit böher und die genannten 
beiden Ziveige des Staatslebens- verlangen allein ungeheure Sum: 
men, Dazu kam, daß eine nene nationale Armee und Flotte erjt 
zu jchaffen waren und dieſe waren es, die bie finanzen vollendg 
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alien. zu Boden brüdten. Schulden wurden auf Schulden gehäuft, je baf 


fih bald Niemand der Einſicht verſchließen konnte, daß man bei 
aller in der That anerfennenswerthen Opferwilligkeit ver Beröl 
ferungen auf diefem Wege bem unausweidhlihen Etaatsbanferetti 
entgegen treibe, In jeder Seſſion brang bas Parlament auf Cr: 
jparnifje, jeder Finanzminiſter verſprach, das Deficit wenigftens jebr 
wejentli zu ermäßigen. Allein bie große Frage war, wo Eripar: 
nifje gemacht werben könnten und ba in den einen Zweigen ber 
Stnatöverwaltung vernünftiger Weife in der That nidts erſpart 
werden konnte, in den andern nichts erjpart werben wollte, jo ar 
ſchah in Wahrheit gar nichts oder nur in Branden, die unmöglic 
von Belang fein konnten. Es lag auf der Hand, daf, gerabe mie 
in Dejterreih, nur durch eine erfledliche Rebuction ber Militär: 
ausgaben das Gleichgewicht der Finanzen bergejtellt oder wenigitens 
angebahnt werben fonnte; allein gerabe bieß war es, wo nicht geipart 
werben wollte. Und darüber waren Regierung und Volksvertretung 
jo ziemlich einzig. Ein Volk, das jeine Unabhängigkeit nicht jelber 
mit den Waffen in der Hand zu wahren fähig ijt, ift nicht unab— 
bängig. Die Befreiung von ber Fremdherrichaft wäre obne Frank: 
reichs Hülfe nicht möglich geweſen; ohne Franfreihs fortbauernden 
Shug war der Beſtand bes Königreichs Italien unzweifelhaft aud 
fortan ein entjchieden precärer. Oeſterreich war weit entfernt, bas- 
jelbe anzuerkennen; es beharrte auf dem Standpunkte des Züricher 
Friedens und bedrohte thatjädhli von feinem Feſtungsviereck aus 
bie neue Schöpfung, die darum naturgemäß in einer gewillen Ab- 
bängigfeit von Frankreich bleiben mußte. Diefe Abhängigkeit läßt 
ih zwar mit der früheren Herrichaft Oeſterreichs gar nicht ver: 
gleichen, aber fie lajtete doch ſchwer auf den Gemüthern ber ta: 
liener und alle waren geneigt, die äußerjten Anftrengungen zu 
unterjtügen, um das Land fo bald wie möglih durch Ausbil: 
dung jeiner Wehrkraft nah allen Seiten auf eigene Füße zu ftellen. 
So weit jtellte fi die Nation immerhin eine Aufgabe und ein Ziel, 
das binnen nicht allzulanger Zeit erreihbar ſchien und wohl auch 
wirklich erreihbar war, Entſchieden tarüber hinaus lag dagegen 
bie Eroberung Venetiens und doch wurde fie fort und fort vom ber 
Regierung wie von der Nation proclamirt.. Denn daß Stalien allein 
ber erprobten oͤſterreichiſchen Armee gegenüber völlig außer Stande jei, 
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a8 Feſlungsviereck zu. nehmen und Venetien zu erobern, lag auf ber Statien. 
Dand. u einem neuen Siriege gegen Oeſterreich um Jtaliens willen 
hatte aber Frankreich Feinerlei Luft und wenn e8 jogar ber Fall wäre, 
o hätte Jtalien dieſe Hülfe vielleicht Durch neue Abtretungen, jedenfalls 
durch eine erhöhte Abhängigkeit erfaufen müſſen. Co ſah ſich denn 
Italien, wenn es nicht wenigitens vorerit auf Venetien völlig ver: 
zichten wollte, barauf angewiefen, den durchaus ungewifjen und jeben- - 
falls unberechenbaren Eintritt irgend welder europäiſcher Gomplica- 
tionen gegen Defterrei zu erhoffen und zu erwarten, bie ihm Ge: 
legenbeit böten, „feine Gejchide zu erfüllen“, wie ſich der König jelber 
alljährlich bei Gelegenheit ver Neujahrsaufwartung auszubrüden pflegte. 
Wenn aber derlei erwartet werben wollte, jo konnte natürlid an 
eine weſentliche Reduction des Heeres und der Flotte, um bie Staats⸗ 
finanzen zu erleichtern, nicht gebacht, mußten im Gegentheil alle 
Kräfte aufs äußerſte angeipannt werben, um für einen ſolchen Mo— 
ment bereit zu jein. Und das war denn auch wirklich ber Fall. 
Die troftlofe Lage der Finanzen zwang zwar bie Regierung um bie 
Mitte bes %. 1865 Erjparnifje im Militär wenigftens zu verfuchen 
und es wurden wirflid eine Reihe von bießfälligen Mafregeln be- 
ſchloſſen und aud durchgeführt. Allein Benetien wurde darum nicht 
aus ben Augen gelaflen, ber Organijation der Militärfräfte mit 
Nückſicht auf diejes Ziel jollte darum in Feiner Weiſe zu nahe ge: 
treten werben; die natürliche Folge davon war, daß bie Erfparniffe 
durchaus ungenügend und bie Finanzen wejentlich in ihrer bisherigen 
troftlojen Lage blieben. Am 25. April genehmigte die Deputirten: 
kammer ein neues Anlchen von 425 Mill. Fr. mit 153 gegen 
47 Stimmen, der Senat am 9. Mai mit 73 gegen 19 Stimmen. 
Schon am 23. April hielt bie Deputirtenlammer ihre letzte Sitzung 
in Turin, ver Senat am 14. Mai. Turin bat mit dieſem Tage 
aufgehört, die Hauptitabt Italiens zu fein. Zugleich war die legie: 
lative Periode des Parlaments abgelaufen: die Regierung ſprach in: 
def erft am 7. Det. die Auflöfung befjelben aus und jeßte die Neu: 
wahlen für ganz Stalien auf den 22, Oct. an. 
Entſchieden mehr als bisher trat Spanien während des Jahrs Spanien. 
1865 in ben Borbergrund und zwar jowohl bezüglich jeiner innern 
Zuftände als bezüglid jeiner auswärtigen Politit. Die im vorher: 
gehenden Jahre nad mehreren wenig befriedigenden Berjuchen, fich 
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Spanien mit Uebergangsminiſterien zu behelfen, erfolgte Bildung eines Wi 


nifteriums Narvaez entſprach der überwiegenden öffentlihen Meinung 


des Landes keineswegs und es gelang dieſer allmälig immer ent 


jchiebener,. ſich Geltung zu verichaffen. Mehrtägige Unruben x 
Madrid im April, eine Militärverſchwörung zu Valencia im um, 
bie: zwar noch zu vechter Zeit entdeckt und unterbrüdt wurde, zeig 
ten, daß: die Regierung auf einem Vulkan ſtand. Das Miniſterium 
wollte zu durchaus venctionärten Maßregeln greifen. Allein ſchen 
am 19. uni mußte es jeine Entlaffung nehmen und weuerdinas 
einem Miniſterium O'Donnel Platz machen, das nunmehr der öffent: 
lichen Meinung in entjchieden Tiberaler Richtung zu genügen Tudhte. 
Der in Folge der Aprilereigniffe aufgelöste Mimieipalratb von Ma- 
brid wurde wieder eingejeßt, das Wahlrecht erweitert, der Vreſſe 
eine freiere Bewegung geftattet, endlich, trog aller Abmahnungen 
Deiterreiche, das Königreid, Italien anerkannt. Selbſt gewifje Ein 
flüfle am Hofe, die ſchon längit das allgemeine Mißtrauen und bie 
allgemeine Unzufriedenheit ervegt hatten, wurden bejeitigt: der P. Claret, 
der Beichtvater der Königin, und die allmächtige Schweiter Batreci- 
nio, mußten weichen und fidy in ihre Klöfter zurückziehen. Ueberbaupt 
ging das Minifterium O'Donnel diegmal in feinen Maßregeln ent: 
ſchieden und doch nicht ohne Mäßigung vor. Weniger glücklich war 
Spanien in- jener auswärtigen Politik, namentlih in feinen Ber: 
fuchen, jeine Autorität gegenüber feinen ehemaligen Colonien in Ame 
vita zu einer gewiſſen Anerkennung zu bringen. Schon in ben 
erften Tagen bes Januar mußte ſich die Regierung dazu entichlichen, 
auf die Annerion von Ct. Domingo, die fie durchzuführen außer 
Stande war, geradezu zu verzichten. Im yebruar wurbe zwar Beru 
durch die Drohungen des Befehlshabers der jpanijchen Flotte im 
ftillen Weltmeer. zu einem Frieden gezwungen. Allein wenige We— 
chen darauf brach gegen den Präfidenten Pezet von Peru, der ſich 
dazu berbeigelaffen, eine Mevolntion aus, die zwar Anfangs nur ge 
vinge Fortſchritte machte, aber gegen Ende des Jahrs mit der Ein: 
nahme der Haupiftadt Lima und ber "Vertreibung Pezets embdigte. 
Unterdeflen hatte Spanien aber auch mit Chile, der ſolideſten und 
blühendften aller ſüdamerikaniſchen Nepublifen, unter ziemlich wid 
tigen Vorwänden Händel angefangen. Der ſpaniſche Gefandte Tu 
vira wollte zwar nicht allzuweit gehn und begnügte jich mit den Er 


Ueberficht. der Ereiguiffe des Jahres 1868. 415 


mterungen. der chileniſchen Regierung. über. feine Beſchwerdepunkte; Spanien. 
kein fein Gebahren erhielt nicht die Billigung der heimijchen Re— 
erumg, er wurde abberufen und ben Admiral Pareja der Befehl 
tbeilt, wie Peru jo. nunmehr auch Chile. durch Drohungen zu 
pingen. Am 17. Aug. erſchien derjelbe mit feiner. Flotte vor Val— 
waifo und ſandte der chileniſchen Negierung ſofort ein Ultimatum. 
8 wurde abgelehnt. Nun erklärte der Spanier. die jämmtlichen 
fen des Landes. in Blokadezuſtand, worauf die Ehilenen. mit einer 
riegserklärung antworteten. Eine wirkjame Blokade war übrigens 
en Spaniern mit ihren wenigen Kriegsidhiffen gegenüber einer ſo 
wg geſtreckten Küfte nicht möglich und die Chilenen wehrten ſich 
ach Kräften Am 2. Dec, gelang es ihnen ſogar, ein ſpaniſches 
riegsihiff zu nehmen, was ben Admiral Pareja in folhe Auf: 
egung verjeßte, daß er ſich jelber das Leben nahm. Am 5. Dec. 
Hloflen Ehile und Peru eine fürmliche Allianz gegen Spanien und 
aben fidy der nicht ganz ungegründeten Hoffnung bin, daß eine 
deihe anderer jüd: und mittelamerifanischer Republiken ſich allmälig 
erjelben anſchließen würden. Auch in Spanien ſelbſt gelang es 
em Miniſterium O'Donnel nicht, feiten Fuß zu fallen und bie 
darteien, die ihm ‚bisher entgegen  gejtanden, nunmehr mm jich zu 
chaaren. Die Demokraten, die Progrefliiten und ſelbſt ein Theil 
er Moderados enthielten fich zu Anfang Decembers der Theilnahme 
n den Eorteswahlen wie bisher und eine allgemeine Unbehaglichkiit 
nd Unruhe griff. Plat, die nichts Gutes ahnen ließ, zumal ein 
Cheil der Armee keineswegs vollkommen zuverläflig zu fein ſchien. 
Mit der größten Befriedigung vielleicht nnter allen Staaten Rustand. 
Suropas kann Rußland auf die Rejultate des Jahres. 1865 -zurüd: 
licken. Die große Maßregel der Emancipation der Leibeigenen 
vurde zu Ende des Jahres als im welentlichen völlig. durchgeführt 
yetrachtet, wenn auch die Eonjolidirung der neuen Zuſtände natürz 
licher Weiſe noch einer längeren Reihe von Jahren bedarf umd die 
jegensreichen Folgen der Maßregel erjt nad und nad zu Tage treten 
verden. Die neuen Inſtitutionen dev Kreis: und Provinziallandes: 
verjammlungen traten allmälig in Wirkſamkeit und find ohne Zweifel 
geeigmet, die verjchiedenen Klafjen der Bevölkerungen nad) und nad) zu 
größerer politijcher TIhätigkeit und GSelbjtändigkeit zu erziehen. Die 
Adelsverſammlung von Moskau wollte freilich alsbald viel weiter geben 
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Rupland.und richtete eine Adreſſe an den Kaijer um eine „Generalverjamm 
lung ber Ermwählten Rußlands zur Prüfung ber dem ganzen Rei 
gemeinjamen Bebürfniffe.“ Der Senat ſchloß jedoch alsbald bi 
Verſammlung, erklärte unter einem formellen Borwande die Bı 
fchlüffe derjelben für ungültig und ber Kaijer felbit trat allen ber 
artigen Gelüften durd ein fcharfes Reſcript an den Miniſter be 
Innern zu Handen jämmtlicher Adelsverfammlungen der verſchiedene 
Gouvernements entgegen. Die Adelsverjammlung von Moskau bebarıt 
jedod in einer ſpätern Jahresverſammlung auf ihrer Anjchauun: 
und legte fie weninftens in einer bießfälligen Erflärung zu Protokel 
nieder. Auch in der Provinziallandesverfammlung des Gouverne 
ments Et. Petersburg wurde gegen Ende bes Jahres die Frau 
eines rufliihen Parlaments angeregt und wenigjtens die Epmpaibi 
für die Idee der Nothwendigkeit einer jolhen Anjtitution faft ein 
ſtimmig auszuſprechen beihloffen. Wichtiger ift das Vorgehen X 
rufliihen Regierung gegen das polnijche Element in den jogenanni« 
weitlichen Gouvernements, wo auf dem Lande nur der Adel unbe 
Theil. der Stadtbevölferung der polniſchen Nationalität und zugleid 
ber Fatholiichen Kirche angehören, die große Mehrheit dagegen ix 
ruſſiſchen Nationalität und der griechiſchen Kirche. Alle Mafreaelı 
der Regierung bilden nun ein zujammenhängendes Spitem, vai 
polniſch⸗katholiſche Kirchen: und Schulweſen einzuengen und wo möe 
lich zu unterbinden, den polniſchen Adel in biefen Gegenden st 
radbezu auszurotten und dagegen das rufjifche Clement und die 
griehiihe Kirche in jeder Weile zu jtärfen und zu entwideln. 
Ein kaiſerlicher Ukas vom 22. Dec. 1865 verbot Perſonen polniſche 
Herkunft ohne weiteres Güter in jenen Gouvernements zu ermer: 
ben und zwang alle diejenigen polnifchen Abeligen — und berm 
Zahl war eine überaus große — deren Güter in Folge der Aniur 
rection mit Bejchlag belegt worden, biefe binnen eines feftgejeßten 
Termins zu verkaufen und zwar an Perſonen nicht-polniſcher A 
kunft. Zugleich wurbe für Perſonen geringerer Stände eine Ar 
gewaltfamer Auswanderung in rein ruſſiſche Gouvernements ins Wer! 
gejeßt und dagegen der Berjuh gemacht, fie durch ruſſiſche um 
deutſche Koloniften zu erfegen. Auch Polen wurde jo weit möglich 
rufjificirt. Die höheren Beamtenjtellen und auch die niederen bi 
weit hinab. wurden ausſchließlich mit Nationalrujjen beſetzt; der Adel 
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gt an ben ſchweren Wunden, die ihm die letzte Infurrection ge-Rustand, 
Aagen, noch tief barnieder und wird fich ‚jedenfalls nur Tangfam 
ieber erholen und wohl nie mehr zu feiner früheren Macht und 
irrem früheren Einflufje zu erheben vermögen; die Bauern ftehen 

Folge der Emancipationsgefeße überwiegend auf Seite ber 
:egierung, die eben dadurch auch den Adel finanziell wefentlich 
r ihrer Hand bat. Nur die Fatholifche Kirche ſtand ihr als ge: 
Hfofjene Maht gegenüber. Gegen fie fiel nun ein Haupt: 
Hlag. Ein. Faiferlier Ulas vom 26. November 1865 fäculari- 
rte das Kirchengut und ftellte e8 unter die Verwaltung des Staates, 
‚ährend der gejammte Klerus auf feſte Bejoldung geſetzt wurde: 
amit ift die bisherige Unabhängigkeit der Kirche in Polen gebrochen 
mb bie Abhängigkeit des Klerus vom Staate wenigftens angebahnt, 
Bolen wird fi) von der tiefen Entkräftung, die ald einziges Reſul— 
at der lebten Inſurrection zurüdgeblieben, nie mehr erholen: bie 
uſſiſche Regierung kann machen was fie will und macht was fie will. 
Suropa aber, von fo vielen andern ihm näher liegenden Fragen in 
Anſpruch genommen, ließ Rußland gänzlich gewähren und fchien von 
dem, was in Polen gejchah, kaum mehr auch nur Notiz zu nehmen, 
Bon ber Türkei und Griechenland ift wenig zu fagen: die Verhält- Türkei u. 
niffe und Zuftände ber erjteren befjerten ſich nicht und biejenigen nen 
bes leßteren verjchlimmerten ſich wo möglich noch im Laufe bes 
Yahres 1865. 

Das wichtigfte Ereigniß des ganzen Jahres fiel jenjeits bes Nor- 
Oceans, die Beendigung des nordamerifanifhen Bürgerkriegs, bie Tmerifa. 
Einnahme von Richmond und die legale Befeitigung der Sclaverei 
auf dem ganzen Gebiete der Union. Diefer Ausgang des Riefen- 
fampfes war ſchon zu Ende des vorhergehenden Jahres mit Sicher: 
beit vorauszufchen geweſen. Die Conföderation der Südſtaaten lag 
finanziell und politiih in den Tehten Zügen und wurde nur burd) 
die Tapferkeit ihrer Generale und ihrer Armeen, die fid) wie Ver— 
zweifelte ſchlugen, verbedt und um eine kurze Spanne Zeit aufgejchoben. 
Immerhin bedurfte es noch einer gewaltigen leßten Anftrengung von 
Seite des Nordens, um den Gegner vollends zu Boden zu werfen, 
Präfident Lincoln hätte lebhaft gewünſcht, diefes blutige Ringen ab: 
wenden zu können und war jehr bereit, nochmals die Hand zu einer 
Friedensconferenz mit den Häuptern der Seceflion zu bieten. Cie 
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Rord- fand am 30. Januar an Bord eines Unionsdampfers bei Zen 
Amerika Monroe ftatt, führte jedoch zw keinem Reſultat. Lincoln war ge 


neigt, auf Grundlage einer Anerkennung der Union ven Geite de 
Conföderation die Viberalften und umfajjenditen Zugejtändnifle a 
machen ; allein, verblendet und hartnädig, beitanden bie Vertreter de 
Südens auf einer Anerkennung ber Gonföderation von Geite bei 
Nordens. Auf einer joldhen Grundlage war eine Verſtändigung ver 
vornherein unmöglich, Fonnte von Seite des Bundes nicht einmal 
unterhandelt werden. Die Conferenz wurde abgebroden, die Waflen 
mußten entſcheiden. Zufällig erfolgte am folgenden Tage, den 31. Je 
nuar, im Repräjentantenhaufe zu Wajhington die folgenſchwere 
ftimmung über die Aufhebung der Cclaverei. Der Senat batır 
ſchon im vorhergehenden Jahre jeine Zuftimmung zu einem bie 
fälligen Amendement zur Bunbesverfaffung mit der von dieſer « 
forderten Zweidrittels-Majorität ertheilt, im Nepräjentantenhauje wa 
jedoch nur eine einfache Mehrheit zu erringen gewejen, jo daß der 
Antrag als abgelehnt galt. Nun aber jtimmten 119 gegen 56 Wit 
glieder für den Antrag, der aljo audy hier die geforderte Zweibrittels 
Majorität auf fi vereinigte, Damit war die große Maßregt 
geſetzlich feſtgeſtellt, ſobald auch nod zwei Drittheile aller einzelnen 
Staaten fie ſanctionirten, woran jedoch wenigſtens auf die Daun 
gar nicht zu zweifeln war. 

Inzwiſchen nahte Richmond das nicht mehr abzuwendende Ber 
hängniß mit immer ſchnelleren Schritten. Noch wollte es die erhißt 
Maſſe freilich nicht einſehen: zwei Volksverſammlungen daſelbſt ſprachen 
ſich am 6. und am 9. Febr. für energiſche Fortſetzung des Kriege 
aus, Aber Schon war die Zwietracht, die gewöhnlid der letzter 
Niederlage vorangeht, in die Räthe ber Conföderation eingejchlichen: 
Sefferfon Davis, der Präfident, und der conföderirte Congreß über: 
bäuften ſich gegenfeitig in öffentlichen Netenftüden mit Vorwür fen 
und mit Anlagen. Schon war die Conföberation jo weit berunter- 
gebracht worben, daß fie fih nur noch durch Bewaffnung der Sclaver 
halten zu können jchien, d. h. durch Aufgeben des ganzen Principe 
auf dem fie beruhte. Ebendarum entſchloß fie fich ſchwer dazu unt 
erſt im legten Augenblide, da es längjt zu jpät war, Am 18, Mär 
vertagte fi) der Kongreß der Gonföberirten, nachdem er ein Manir 
feſt erlaffen hatte, in bem bie Eroberung bes Südens noch immer 
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ür unmöglich, erklärt wurbe und nachdem er bie Regierung ermäch- Rord⸗ 
igt hatte, nöthigenfalls die Baarvorräthe der Richmonder Banken ie 


n Beihlag zu nchmen. Erft an diefem Tage wurde die Aus: 
yebung ber Sclaven zum Militärdienfte angeordnet. Doch ſchon 
yolte der Norden zum lebten entjcheidenden Schlage aus. Am 
27. März trafen Präfident Lincoln und die Generale Grant, Sher: 
nan und Sheridan zu einem Sriegsrathe im Lager vor - Richmond 
ein und verjtändigten ſich über ihre in einander greifenden Dispo: 
fitionen. Grant hatte bis dahin fi; immer mehr der Iebten Eifen- 
babnlinie, die Lee und den Conföderirten noch die Ausficht auf einen 
ungebinberten Abzug und damit die Möglichkeit einer Fortſetzung des 
Krieges im Süden gewährte, genähert und war im Begriff, ben 
eifernen Ring um die Doppelfejtung Richmond-Petersburg, die Lee 
mit einem Muthe und einer Ausdauer vertheidigte, dic einer befjern 
Sache würdig gewejen wären, völlig zu ſchließen. Wilmington in 
Nordcarolina, das während des ganzen Kriegs die Verbindungen mit 
Europa namentlih mit England hauptjählid aufrecht erhalten und 
dem Bruch der Blokade die leichteſte Gelegenheit geboten hatte, war 
bereits gefallen. Sherman hatte ſich auf feinem fühnen Zuge von 
Savannah bereits durch Sübdcarolina bis nad Norbcarolina herauf: 
gearbeitet und bedrohte Schritt für Schritt Richmond vom Süben ber, 
Eharlefton, das diellnion fo lange von ber See aus umfonft belagert 
hatte, war, im Rüden gefaßt, ohne Schwertitreih von ihm befeßt 
worben; ſchon ſahen fi die Sübbundsgenerale genöthigt, die Neufe: 
linie aufzugeben und fi hinter den Roanoke zurüdzuziehen. End— 
lid war aud General Sheridan aus dem Shenandoahthale am 
Pamunfey angelangt, überjchritt bald darauf den Jamesfluß und ver: 
einigte jih mit der Armee Grants. Am 29, März fette fich bie 
ganze Armee Grants in Bewegung, um ben lebten Sturm gegen 
Petersburg und gegen Rihmond zu unternehmen und den Brand, 
der bie Union hätte vernichten follen, in feinem Heerde zu erjtiden. 
Am folgenden Tage Abends gelang es dem General Sheridan bie 
Pofition Five forks, die für einen allfälligen Rüdzug Lee's nah Sü— 
den von entſcheidender Wichtigkeit war, zu befeßen, doch vermochte 
er fie nicht zu behaupten und mußte fie in der Nacht wieber räu: 
men. Erſt am 1. April erjtürmte er die Poſition definitiv; am 
2. April wurbe die ganze äußere Yortificationslinie von Petersburg 
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genommen und bie Conföberirten auch vor Richmond aus einer Rei 
von feften Punkten zurüdgeivorfen. Lee mußte einfehen, daß de 
beiben Städte einem neuen Sturme nicht mehr zu widerjtehen ver 
möchten. In der Nacht vom 2. auf den 3. April räumte er mi 
feiner Armee beide, in der Hoffnung, die Eijenbahn nad dem Eüben 
zu gewwinnen, um dort ben Kampf fortfegen zu Fönnen. Es gelans 
ihm nicht. Sheridan warf ihn mit großem Berluft über ben %- 
pomator zurüd, fo daß ihm nichts anderes übrig blieb, als am 
9. April zu capituliren. Die Bebingungen, bie ihm Grant auf 
legte, waren überaus mäßig. Die ganze Armee wurde auf € 
renwort, nicht weiter die Maffen gegen bie Union zu tragen, bi 
fie gehörig ausgewechſelt fei, in ihre Heimath entlaffen, Waffen unt 
Munition wurden an Grant ausgeliefert. Die Armee zählte not 
26,115 Mann mit 159 Kanonen. Am 26. ergab fih auch Ge 
neral Johnſton mit der fajt eben fo ſtarken Eüdarmee der Eenit 
berirten an Sherman zu denjelben Bedingungen wie Lee und 3 
rade einen Monat fpäter ftredte enblih Gen. Kirby Emith mit den 
legten Truppen der Sübftaaten jenfeits bes Miſſiſſippi die Waffen. 
Der ganze Süden unterwarf fidh, ohne weiteren Widerftand durch 
Guerillas oder dgl. zu verſuchen: er war zwar feineswegs befektt, 
aber er fühlte fich erfchöpft, gebrochen, von der unzweifelhaften Ueber: 
macht befiegt. Theuer genug hatte dev Norden jeinen Sieg erfanfen 
müffen, nicht bloß dur die ungeheuren Opfer während bes vier: 
jährigen Bürgerkriegs, das theuerjte entriß ihm Haß und Fanatis 
mus erjt nach dem leßten Schlag. Am 14. April wurde Präſi 
dent Lincoln in feiner Loge im Theater zu Waſhington meuchling 
ermordet. Der Thäter war ein Schaufpieler, ein fanatifher An- 
hänger bes Südens, Namens Wilfes Booth, der nah der That in 
feinem Wahn noch ausrief: sic semper tyrannis! Ein anderer 
Verſchworener machte zu derfelben Zeit einen Mordanfall auf den 
Stantejecretär Seward, verfehlte jedoch feine Abficht, obwohl er ihn 
verwundete. Der Mörber Hatte ohne Zweifel geglaubt, durch bas 
entſetzliche Ereigniß würde die ganze Bundesregierung ind Schwan: 
ten, vielleicht der Norden ſelbſt in Verwirrung gerathen. Er täufchte 
fih vollftändig. Mit einer Ruhe, die in einer alten Erbmanardie 
unmöglich größer hätte jein können, trat fofort, nad) den WBeftim- 
mungen ber Verfaflung, der Bicepräfident Andrew Johnfon an die 
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Stelle bes ermorbeten Präfidenten, leijtete den Eid, beftätigte bie Beam- * 
teten in ihren Stellen und ergriff die Zügel der Regierung. Johnſon, metila 


aus Tenneſſee gebürtig, hatte ſich in ſeinem heimathlichen Staate durch 
Meuth und Entſchloſſenheit für die Aufrechthaltung der Union und gegen 
bie Beitrebungen der Seceflion ausgezeichnet und war wie Lincoln ber 
Candidat der republikaniſchen Partei für die Stelle des Vicepräfidenten 
der Republik geweſen. Zunächſt jchien er auch wirklich diefelbe Bahn 
einzuhalten, wie jein Vorgänger, erjt jpäter jollte ji) zeigen, daß mit 
dem Wechſel in dev Perfon des Präfidenten auch ein totaler Wechſel 
in der politiichen Leitung der mächtigen Republik eingetreten war. 
Die Beendigung des nordamerikaniſchen Bürgerkriegs förderte 
indejjen mehrere beachtenswerthe Thatjahen zu Tage. Wenn je 
irgend ein Krieg mit gegenjeitiger Wuth und Erbitterung geführt 
worden ift, jo war es diejer und dennoch folgten der Unterbrüdtung bes 
Aufitandes nicht jene jcheußlichen Scenen gejeßlicher Radye, wie fie die 
monarchiſchen Staaten Europas noch im J. 1849 und feither aufge: 
wiejenhaben. Mit Ausnahme des Scheujals Wirz, der im Einverjtändniß 
mit der Regierung von Richmond die in Anderjonville zu Tauſenden 
eingepferchten Kriegsgefangenen des Nordens mit Abjicht zu Tode 
gehungert, wie Sclaven mißhandelt, wie Wild niebergejchofjen hatte 
und ber dafür vom Kriegsgericht einjtimmig zum Strange verur: 
theilt wurde, trat nicht die mindejte Verfolgung weber ber militä- 
rijchen nody der politiihen Häupter des Aufitands ein. Jefferſon 
Davis, der gewejene Präfident des Südbundes, offenbar der Haupt: 
Tchuldige, war auf der Flucht eingeholt und nad Fort Monroe ge: 
bradt worden und mit ihm einige andere Mitglieder jeiner Regie: 
rung: die leßteren find längft wieder auf Ehrenwort in ihre Hei: 
math entlafen worden und dürften höchſt wahricheinlid gar nicht 
weiter behelligt werden; Jefferſon Davis wird allerdings vor Ge: 
richt gejtellt und verurtheilt werden müſſen, aber es jteht bereits 
außer Zweifel, daß auch er jofort begnabigt werden wird, höchſtens 
unter der Bedingung, auf ewig das Gebiet der Union zu meiden. 
In der That die nordamerikaniſche Republik wird Urjadye haben, 
jederzeit mit Stolz und Befriedigung auf biefe Thatſachen zurüd: 
zubliden. Ein zweites beachtenswerthes Moment bildet bie Schnelligkeit, 
mit welcher die gewaltigen Armeen, bie der Norden nod im April auf 
den Beinen hatte, binnen weniger Monate größtentheils entlafjen 
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Nord» wurden und fofort zu ihren früheren frieblihen Beihäftigungen zu 
Amerita. iũckkehrten. Ebenſo wurde die zahlreiche Flotte, die hauptjählis 
- für die Blofabe bes Südens feit vier Jahren gefchaffen werben mar, 
ohne Verzug reduzirt und ber größere Theil derſelben verfauft. © 
fcheint außer Zweifel, daß bei ftehenden Heeren, wie wir fie ned 
in Europa haben, ein ähnlicher jchnelfer Uebergang vom Krieg zum 
Frieden gerabezu unmöglid wäre. Endlich war den norbamerife- 
nifchen Freiftaaten, al8 fie im DVerfolge des Bürgerfriegs aleichlam 
zu Einem großen KHeerlager geworden waren, vielfah propbeie: 
worden, daß das militärifche Element in Zukunft eine ganz anter 
Rolle in ihrem politifchen Peben fpielen würbe als bisher. Allein es 
erfolgte nichts von alle dem. Gelbjt diejenigen Generale, die mäh 
rend des Krieges die höchſte Macht befleivet und denen die Republit 
unzweifelhaft den endlichen Sieg verbanfte, wie Grant und Sher 
man, haben bis jet nicht den Teifeften Verſuch gemacht, auf ibre 
militärifchen Verdienſte irgend welche politifche Aniprüde zu gründen. 
von den übrigen Generalen gar nicht zu reden, die ohne Zaubern 
wieber in die verfchiebenen Garrieren bürgerliher Thätigkeit zurüf: 
traten, aus denen fie hervorgegangen waren. Dagegen ift es aud 
Thatjache, daß fi das Miliziuftem, wie es vor dem Bürgerkriege 
in Norbamerifa beftand und mit der Fleinen jtebenden Armee um 
der Kriegsſchule von Weſtpoint die Grundlage ihres gefammten Mi— 
litärweſens bildet, ficy nicht bewährt bat. Es ift weſentlich bloße 
Spielerei. Hätte die Union ein Miliziyftem gehabt, wie die Schweiz, 
fo wären ihre Armeen nicht nur unendlid viel jchneller kriegstüchtig 
gewefen, jondern bie Aufftellung und Ausrüftung berjelben hätte die 
Nation auch unendlich viel weniger Opfer aller Art gefoftet. Dennoch 
ſcheint es nicht, daß eine organijche Veränderung von ber öffentlichen 
Meinung in Ausficht genommen werde. Ind es läßt fich dieß auch be- 
greifen. Das gefanmte wirthfchaftliche Leben der Umion ift der Art, daß 
e8 durch eine feſte, wenn auch noch jo einfache, Militärorganifation und 
durch einen geregelten auch noch jo leichten Militärbienft in ferner 
Beweglichkeit fi durchaus nicht will hemmen laffen. Die Union ſucht 
feinen Krieg nad) außen und hat ebenjo wenig einen Krieg von 
außen, wenigftens nicht zu Lande, zu fürchten. Im Notbfall würde 
fie e8 machen mie in biefem Bürgerfriege. Bezügli eines See 
kriegs dagegen ift bie Nation außer Sorge: fie bat gezeigt, daß fie 
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He Mittel. befist, felbft binnen kurzer Zeit gewaltige Flotten in Rord⸗ 


5ee zu jtellen und fürchtet dießfalls offenbar ſelbſt England nicht. 

Weder England noch Frankreich hatten diefen Ausgang des nord- 
merilaniihen Bürgerkriegs vorausgejehen. Beide hatten es für höchſt 
»abhricheinlich gehalten, daß die Union in zwei Theile auseinanderfalle, bie 
ich gegenfeitig auf Jahrzehnte hinaus paralyfiren würden, jo daß fie von 
ieſer Seite vorerjt nichts mehr zu beforgen hätten. England hatte die 
Süpdftaaten in jeder Weife unterftüßt und feine Minifter ſprachen im 
ffenen Parlament von der „neuen Nation“ des Hrn. Jefferfon Davis ; 
sie Mehrzahl der Blätter und die große Mehrheit der herrfchenden Klaffe 
tand entjdieden auf Seite der Rebellen gegen die Union. Frankreich 
aber hatte die Bedrängniß der leßteren benüßt, um ben Kaijerthron in 
Meerico zu gründen, in der von Kaijer Napoleon jelbft ganz unum: 
wunden ausgeſprochenen Abficht, dem „weiteren Vorbringen der Norb: 
amerikaner aud nah Süden und auf das Gebiet der lateinischen 
Race Schranken zu jeßen“. Sept jahen fi beide Weſtmächte in 
ihren Berehnungen volljtändig getäuſcht. Die Union hatte alle ihre 
Kräfte aufbieten müfjen, um des Verderbens Herr zu werden und 
ihre Erijtenz zu retten. Uber fie war eben baburd ihrer unge: 
beuren Kräfte jelber erjt recht inne geworben und hatte eine Probe 
bejtanden, wie fie jchwieriger und gefährlicher kaum irgend einem 
der beftehenden Staaten je bejchieden war. Lebt jtand fie größer 
und mächtiger da und die Nation war von dem vollen Bewußtſein 
defjen getragen, was fie geleijtet habe und was fie zu leiften fähig jet. 


Amerika, 


Die nächte Folge davon jchien auf Merico zurüd fallen zu Mexico, 


jollen. Mexiko ald Republik war jeit feiner Trennung von Spanien 
nicht im Stande geweſen, den erjten Anforderungen, die an ben Staat 
als ſolchen gejtellt werden, Sicherheit und Ordnung, die allerdings 
iweber feine einzigen, noch jeine höchſten Aufgaben bilden, aber bie 
Grundlagen für alles weitere find, zu entjprechen und bie Ueber: 
zeugung Napoleons war ganz richtig, daß zunächſt und auf Grund 
der einmal beftehenden Zuſtände die Monarchie eher dazu geeignet wäre, 
Allein indem er fi) zu ber Erpebition nad) Merico verleiten lie, 
übernahm er eine Aufgabe, der auch er offenbar nicht gewachſen war. 
Sollte Mexico mit Gewalt zur Monarchie umgewandelt werben, fo be: 
durfte e8 dazu unumgänglich einer zahlreichen und feſt organifirten zu: 
verläffigen Armee und reicher finanzieller Mittel. Beides lieferte zunächſt 
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Merico, Frankreich dem Yürften, ben es nad Merico geſetzt hatte, aber zi 


es gewilt und im Stande fein werbe, in beiben Beziehungen fe 
lange auszuhalten, als es durchaus erforberlich jein würde, bas mar 
bie Frage. Zugleid mit Annahme der Kaiferfrone ſchloß Kaiſer 
Marimilian ein erjtgs großes Anlehen in Frankreich ab, im April 
1865 folgte bereits ein zweites, beide natürlich zu jehr ungünſtigen 
Bedingungen, der geringen Sicherheit entipredhend, welche WMerice 
feinen Gläubigern für Kapital und Zinjen zu bieten geeignet it 
Sie werden jedenfalls nicht die lebten fein, welche Merico zu cm 
trabiren im Falle ift, bevor die neue monarchiſche Ordnung bajelbit 
gonfolibirt fein wird. -Bevor aber das wirklich der Fall ift, dürfte 
nicht daran zu denfen fei, daß Merico im Stande jein wird, du 
Intereſſen diefer Staatsihuld aus eigenen Ginfünften zu bezahle 
und neue Schulden zu machen, bürfte immer jchwieriger werben 
Ebenjo ſchwierig wird auf die Dauer die militärische Beſetzung de 
Landes werden. Soweit der Arm ber franzöfiichen Dccupationstruppen 
reicht, jo weit find fie freilich den republifanifchen Truppen des Juare; 
ober den Guerillas überlegen. Allein die Franzojen mit jammt 
ben von Kaiſer Marimilian organifirten einbeimifchen Truppen fint 
lange nicht im Stande, das ganze ausgebehnte and zu beieken und 
bie republikaniſchen Beftrebungen überall niederzuhalten. Im Jahre 
1865 gelang e8 ihnen zwar, Chihuahua, den bisherigen Sig dei 
Präfidenten Juarez und feiner Regierung zu befegen und ibn zu 
zwingen, fi) nad) Pafo del Norte an der äußerſten Gränze gegen 
Nordamerika. zurüdzuziehen. Allein jobald fie ſich von Chihuahua 
zurüdzogen, kehrte Juarez auch wieder dahin zurüd. Und aud im 
jüblihen Theile des Staates ift eigentlich nur die Hauptſtadt Merico 
und ihre Umgebung pacifizirt, in allen übrigen Provinzen tauchen 
bie Republifaner immer wieder bald da bald dort auf und jelbft die 
Straße von DBeracruz nad Merico wird fortwährend von Guerillas 
unficher gemadyt. So bebürfte das Kaiſerreich Merico noch hun: 
berte von Millionen und einer jtarfen franzöfiihen Occupations- 
armee und zwar auf Jahre hinaus, bevor es conjolidirt und finan- 
ziell ſowohl als militäriich auf eigenen Füßen zu ftehen vermöchte 
Die franzöjchen Kapitaliften werben aber ſchwerlich Luft haben, jene 
Millionen ſelbſt gegen bie Lodendften Verſprechungen darzuleihen und 
bie franzöſiſche Regierung wird ſchwerlich im Falle fein, ihre eigenen 


Aeberſicht der Ereigniſe des Jahres 1868: 43 


Truppen und bie einheimijchen mericanifhen noch bazu auf Jahre Merico. 
yin auf ihre Kojten zu erhalten. Die bee des Kaiſers Napoleon 
var eine fühne und großartige Conception und jeine Wahl fiel auf 
einen feiner Aufgabe in der That nicht unwürdigen Fürſten. Allein 
Die Vorausfetzungen beider trafen nit zu Es ijt beinahe ganz 
unmöglid, daß fi) das Kaiſerthum Merico auf bie Dauer zu halten 
vermiöge, ganz abgejehen von den Schwierigkeiten, die fi bon Seite 
ber DBereinigten Staaten erheben mußten, fobald fie des Bürger: 
friegs Herr geworden waren. 

So lange hatte fi) die Union freilich gebulben und den Kaijer orte 
der ?Tranzofen gewähren laſſen müſſen. Allein faum war Richmond ——— 
gefallen und waren die Südſtaaten von den Bundestruppen vollſtändig 
beſetzt, ſo ertönte auch im Norden von allen Seiten lauter und 
lauter der Ruf gegen die franzöſiſche Intervention in amerikaniſche 
Dinge und gegen die gewaltſame Importation der Monarchie in 
Mexico, und dieſer Ruf erregte in Frankreich um fo mehr Bejorg- 
nifje, als der Kaifer gar wohl wußte, daß die mericaniihe Expe— 
dition in Franfreih felbjt im höchſten Grade unpopulär jei und 
eben jo wenig überjah, daß die von Frankreich in Uebereinjtimmung 
mit England erlafjene Neutralitätserflärung und bie Anerkennung 
der Südſtaaten als friegführender Macht in den Vereinigten Staaten 
einen tiefen Groll zwar zunächſt und zumeift gegen England aber 
auch gegen Frankreich zurücgelafjen hatte. Und doch jchien es für 
den Kaijer faft nur unter der Bedingung, daß jeine Schöpfung im 
Merico wenigftens von Seite ber Ber. Staaten nichts zu bejorgen 
babe, möglich, fi) binnen einer nicht allzu langen Frift aus Merico 
zurüdzuziehen, ohne feine moralifchen Verpflichtungen gegenüber bem 
Kaifer Marimilian arg zu verleben und ohne feinem Anjehen in 
Europa einen ſchweren Schlag zu verfeßen. Allein dieß ergab ſich 
fofort als ſehr fchwierig und bald als ganz und gar unmöglich. 
Umſonſt verfuchte der franzöfiihe Gefandte in Wafhington im Laufe 
des Juli, diplomatifche Beziehungen zwijchen ber Regierung bes Kai: 
fers von Merico und dem Gabinet von Waſhington zu vermitteln. 
Präfident Johnſon erflärte unummunden, er kenne feinen Kaiſer 
von Merico und ſtehe nur mit dem Präfidenten der mericanijchen 
Republit Sennor Juarez in Beziehungen. Umfonft ſchlug bas fran- 
zöſiſche Cabinet der Regierung ber Union unter bem 18. Oct. vor, 
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Red» ‚die in Merico begründete Monarchie wenigſtens als eine Regierung de 


Amer 


ifa. 


faoto anzuerfennen” und in diplomatifche Beziehungen zum Hofe ven 
Merico zu treten, unter welcher Bedingung Frankreich „feine Schwie 
vigfeit jähe, Arrangements zur Abberufung feiner Truppen binnen 
einer billigen Frift zu treffen.“ Die Union ging auf bie Bedingung 
Frankreichs nit ein, Unter dem 6. December erflärte Hr. 
warb bdiefelbe für „ganz unerfüllbar“ und deutete jehr verſtändlich 
barauf bin, daß die Ver. Staaten eine nit auf dem Volkswillen 
berubende, jondern durch fremde Bajonette gewaltiam eingeführte 
Monardie auf die Dauer in Merico nicht dulden würden. Wenige 
Tage darauf, am 16. December, ging Hr. Seward noch einen 
Schritt weiter, inden er durch feinen Gejandten dem kaiſerlichen 
Gabinet in Paris geradezu erflären ließ, baß die bisherigen freumt- 
ſchaftlichen Beziehungen zwijhen der Union und Frankreich „in 
drohende Gefahr gerathen würden, wenn Frankreich es nicht mit 
feinem Intereſſe und feiner Ehre vereinbar finden könnte, von der 
bewaffneten Intervention in Merico abzuſtehen.“ Deutlicher konnte 
die Regierung ber Union in der That nicht jpredhen und Napoleon 
war wenigfteng gewarnt, wenn er troßdem auf feinem Plane in 
Merico beharren wollte, 

Schwieriger noch als zwifchen der Union und Frankreich wurde 
in Folge ber Beendigung des Bürgerfrieges das Verhältnig zwiſchen 
jener und England. in neuer tiefer Groll hatte fih in den Ge 
müthern des Nordens gegen das ehemalige Mutterland eingefreflen. 
Und es läßt fich nicht läugnen, diefer Groll war ein berechtigter. 
Nicht nur hatte England deutlich gemug an den Tag gelegt, daß es 
das Auseinanderfallen der Union nicht bloß für wahrjcheinlich halte, 
fondern basfelbe auch Tebbaft wünjche, nicht bloß hatte es durch jeine 
Neutralitätserklärung den Südſtaaten diejenige Unterftügung ge 
währt, die es ihnen überhaupt gewähren konnte, ohne offen auf ihre 
Seite zu treten, fi in den Gtreit zu miſchen und ber Union den 
Krieg zu erflären, fondern es hatte namentlid auch ben Südſtaaten 
erlaubt, in engliſchen Häfen Eaperichiffe zu bauen, auszurüften und zu 
bemannen und mit benjelben ben See-Handel ber Ver. Staaten völlig 
lahm zu legen, und baraus allen nur möglichen Vortheil gezogen. 
Umfonft hatte das Gabinet von Waſhington von allem Anfang an 
gegen die Ausrüftung füdftaatlicher Caper in engliichen Häfen pro 
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Leichen Practifen ein wachſames Auge und machte wenigftens in 
inem, bem legten und eclatanteften Falle die englifche Regierung 
echtzeitig barauf aufmerffam, daß wieder cin. folhes Schiff im 
Baız begriffen fei, machte fie gewifjermaßen Tag für Tag mit dem 
Fortgang der Arbeiten befannt und forderte fie auf, einzufchreiten, 
Inter ben nichtigſten Vorwänden wid die englilhe Regierung aus, 
‚ögerte und zögerte, bis das Schiff glüdlich entwilcht war. Ya felbft 
sachdem Richmond gefallen und die Gonföderation der Eübdftaaten 
seftegt war, zog England feine jchüßende Hand von den Caper: 
jchiffen derjelben noch nicht ganz zurüd und gewährte ihnen wenig: 
ters noch eine Zeit lang einen gewiflen Schuß gegen die Verfolgung 
der Kriegsſchiffe der Union. Darauf entſpann fi) denn eine um: 
fangreide diplomatiſche Correſpondenz, in der das Gabinet von 
Wafhington von England Erſatz für den erlittenen Schaden forberte, 
und, nicht in gereizter Sprache, fondern mit der Ruhe befien, ber 
von feinem Rechte überzeugt ift und alle Daten in der Hand hat, 
um es zu erweijen, das illoyale Verfahren Englands zeichnete und 
das Urtheil der öffentlichen Meinung Europas herausforderte. Eng: 
land wollte nit darauf eingehen. Den Vorjchlag der Union, bie 
Differenz einem Schiedsrichter zur Entſcheidung vorzulegen, lehnte 
es ab, und schlug dagegen die Ernennung einer engliſch-amerikaniſchen 
Commiſſion vor, der die Unterfuhung aller während des Krieges 
etwa entjtandenen Anfprüche zugewieſen werben jollte, wovon es je 
doch gerade bie Hauptſache, eben jene Frage der in England aus: 
gerüfteten Caperſchiffe ausnahm. Darauf ging hinwieder begreiflicher 
Weiſe die Union nicht ein. Die Correſpondenz konnte unter dieſen 
Umſtänden zu keinem Ende führen und wurde ſchließlich auch von 
den Ver. Staaten fallen gelaſſen, freilich ohne daß dieſelben darum 
auf ihre Anſprüche verzichtet hätten, vielmehr unter dem unzweifel- 
baften Vorbehalt, zu gelegenerer Zeit darauf zurüd zu kommen db. 5. 
die erjte DBerlegenheit Englands zu benügen, um es mit gleicher 
Münze zu bezahlen. Im Uebrigen hielt fi) die auswärtige Politik 


Englands ungemein ftille. Seit dem refultatlofen Ausgange der England. 


Londoner Conferenz von 1864 hatte es fi auf das Princip ber 
Nichteinmiſchung in die Händel des Feitlandes zurüdgezogen und war 
babei geblieben. Der Abſchluß der Gaſteiner Convention zwiſchen 
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Englans. Defterreih und Preußen gab ihm zwar Veranlaffung, fich gleid 
Sranfreih in einer Circulardepeſche gegen biejelbe auszuſprechen 
und die Widerſprüche, in bie fich die beiden Großmächte dadurch 
mit ihren urjprünglichen Erklärungen gegenüber Dänemarf, gegen: 
über dem deutſchen Bund und gegenüber den Londoner Conferen:- 
mächten verwidelt hatten, in ſcharfet Sprade darzulegen. ine 
weitere Folge hatte die Depefhe nit. Am 18. October ftarb Lord 
Palmerfton, der Präfident des Minijteriums, ziemlich unerwartet. 
Die Seele des Cabinets, hatte er feit Jahren das Parlament be 
herrſcht und weſentlich jowohl die innere als die auswärtige Politik 
ber Regierung geleitet. Die öffentlide Meinung des Landes fühlte, 
dag mit feinem Tode eine Periode in der inneren Entwidlung Eng— 
lands ihren Abjchluß gefunden babe. Das Oberhaus ift ſeit einer 
Reihe von Jahren in feiner früheren Bedeutung und feinem früheren 
Einflufje wejentlih zurüdgetreten, die alten Parteien der Whigs und 
Torys find ſchon feit längerer Zeit augenfcheinlih im Abjterben be 
griffen, eine nene Zeit Flopft an die Pforten Englands an und be 
gehrt Einlaß. So Lange Palmerjton lebte, war e8 ihm gelungen, 
die Parteien in einer Art von Gleichgewicht zu halten und die Po— 
litit in bisheriger Weile zu leiten. Kurz vor feinem Tode hatten 
indeß allgemeine Parlamentswahlen jtattgefunden:: e8 war vorauszu: 
jeben, daß mit ben neuen been auch neue Menden, neue Kräfte 
auf den Plan treten würden. Das Cabinet reconjtruirte fih: Ruſſell 
übernahm die Präfidentichaft, Oladftone die Leitung des Unterhauſes, 
Lord Clarendon das Auswärtige, weitere Veränderungen und na 
mentlich Verſtärkungen des Cabinets durch friſche Elemente, mas 
augenſcheinlich durchaus nothwendig war, wurden vorbehalten. An 
Aufgaben für das Cabinet fehlte es nicht. Die Verſchwörung der 
Fenier in Irland, die Negermetzeleien auf Jamaica und das Auf: 
tauchen einer neuen Agitation für Weiterführung der Parlaments: 
reform waren Schwierigkeiten, denen das Eabinet in feiner eriten 
Zufammenfegung offenbar nicht gewachſen war. Die entjeßlichen 
Vorgänge auf Jamaica, in benen die Neger aufs muthwilligſte zu 
Hunderten hingemorbet wurben, wobei fich die meijten Pflanzer und 
nicht nur dieſe, ſondern auch die englifchen Beamteten und das eng— 
liſche Militär im höchſten Grabe brutal, der Gouverneur Eyre aber 
durchaus ‚unfähig eriviefen hatten, wollten vom Eabinet und ben ari- 
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tocratifchen Glaffen und ihren Organen anfänglich vertuſcht werden. Eagland. 


Allein die öffentliche Meinung gerieth durch die allmälig eintreffen: 
»en Berichte, die immer haarjträubendere Details bradten, in Auf: 
egung und zeigte ſich ftärfer als das Intereſſe einzelner Glaffen. 
Die Regierung wurde genöthigt, den Gouverneur Eyre zu fuspen: 
diren und eine eigene Unterfuhungscommifftion hinüber zu fchiden, 
derer Bericht nunmehr vorliegt und unzweifelhaft zur Entfeßung 
des Gouverneurs, wie zu hoffen fteht aber zu auch Maßregeln im In: 
tereffe der emancipirten Neger führen wird. Schtwieriger war bie 
Verſchwörung der Fenier in Irland. Irland ift und bleibt ein 
Pfahl im Fleifhe Englands, bis es ſich entjchließt, dem nur zu ge: 
grünbeten Beſchwerden der ren gerecht zu werben, die Schmaroger: 
pflanze der engliihen Hochkirche in Irland zu bejeitigen oder we: 
nigjtens zu bejchneiden und die agrarifchen Verhältniffe in billiger 
Weiſe zu orbnen. Die engliihe Eelbjtgerehtigkeit gegenüber Sr: 
land, wenn fie auch zur Zeit noch im Parlament, in ber Preſſe, 
zum Theil jogar in ber öffentlihen Meinung vorherrſcht, ift eine 
Heuchelei, die nicht allzulange mehr vorhält. Noch weist das Parla- 
ment, auch bas neu gewählte, alle Anträge zu Gunften Irlands 
kurzer Hand ab, allein früher oder ſpäter wird es fich dazu ent: 
Ichließen müffen, eine aufrichtige und wirkliche Unterſuchung der Zus 
jtände und ber Beſchwerden Irlands anzuftellen, ftatt die Dinge 
gehen zu laſſen und wenn bie allgemeine Unzufriedenheit bie Ufer 
überfluthet, mit bloßer Gewalt einzufchreiten. Zunächſt blieb ber 
fenifchen Verſchwörung gegenüber freilich nichts anderes übrig. Schon 
längft hatte man Spuren eines Geheimbundes, der fi) über ben 
größten Theil ber Inſel ausdehnte und natürlich auf nichts geringe: 
res als auf eine Losreißung von England abzielte, entdeckt. Die Ne 
gierung verachtete das, wie fie meinte, ohnmächtige Treiben. Allein im 
Sommer 1865 vernahm man, baß überall nächtliche Waffenübungen 
ftatt hätten, daß die unteren Volksklaſſen maſſenhaft dem Bunde, 
der fich der der Fenier nannte, angehören, daß derſelbe vollkommen 
organijirt ſei und unter energiſchen Häuptern ftehe. Zugleich ftand 
berjelbe in genauer Verbindung mit einem gleihen Bunde ber in 
den Der. Staaten angefiedelten ren, der denſelben Zweck und zwar 
dort ganz offen verfolgte. Seit 15 Jahren waren Millionen Iren 
nad) Amerika ausgewandert und hatten ſich dafelbft zum Theil eine 
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England.beflere Exeſtenz gegründet; viele hatten in ber Armee gegen ben 
Südbund gedient und der amerikaniſche Fenierbund gebachte ben 
irifhen mit Geld, mit Waffen und Dfficieren zu verjehen: denn den 
Haß gegen England hatten fie über den Ocean mitgenommen und 
diefer Haß fand dort während des Krieges in der öffentlichen 
Meinung neue Nahrung. Endlich, wenn auch jpät genug, hielt «s 
bie engliſche Regierung für geboten, einzuſchreiten. Plöglich beſetzte 
am 15. September die Polizei in Dublin die Druderei bes feniſchen 
SHauptorgans the irish people und verbaftete die Leiter berjelben 
und eine-Anzahl anderer Perfonen, gegen bie fofort ein Staats 
proceß eingeleitet wurbe: zugleid wurden mehrere Bezirke, die als 
die Hauptheerde ber Verſchwörung galten, in Kriegszujtand vnerjegt. 
Auf das Haupt der Fenier, John Stephens, wurde ein Preis ge: 
feßt und einige Zeit nachher gelang es auch wirklid, denfelben zur 
Haft zu bringen. Dublin wurde von zahlreichen Truppen beſetzt 
und die Negierung hielt den ganzen Spud für jo ziemlich beendigt 
und nicht weiter gefährlid. Allein fie mußte fi bald überzeugen, 
daß die Fenier weder unterbrüdt nod) eingejhüchtert waren. Stephens 
entwich aus dem Staatsgefängniß von Dublin, was nur durch Con: 
nivenz von Staatsangejtellten mögli war, und konnte troß der 
Iodendjten Anerbietungen nicht wieder eingefangen werben, obwehl 
bie Polizei überzeugt war, daß er im Lande verjtedt jei. Bald war 
die Regierung genöthigt, noch ganz andere Mittel gegen Irland in 
Anwendung zu bringen, die jedoch nicht mehr ind Jahr 1865 
fallen. Die wichtigfte Veränderung jedoch, die in Folge des Todes 
von Lord Palmerjton eintrat, war, daß die Agitation für eine wei: 
tere Parlamentsreforn, die er jo lange er lebte in und aufer bem 
Parlament hintanzuhalten gewußt, unmittelbar nad) feinem Abtreten 
bon ber politiihen Bühne fi wieder zu regen begann und daß bie 
öffentliche Meinung fi) der Ueberzeugung hingab, daß Lorb Ruſſell 
nach feiner ganzen Vergangenheit nicht werde umhin fönnen, darauf 
einzugehn, um fo mehr als das neue Cabinet offenbar viel zu ſchwach 
war, um fi) dem Parlament gegenüber zu halten, ohne feine Stütze 
in den verjtärkten liberalen Elementen desjelben zu ſuchen. Bis zu Ente 
des Jahres 1865 hielt das Cabinet jedod mit feinen dichfälligen 
Anfihten und Abfichten zurüd, in ber richtigen Ueberzeugung, baf 
bie Öffentlihe Meinung ſich erſt dentlicher ausiprehen müſſe, bevor 


Merai der reignife Des Anben BGB. 431 


äh. der. Zeit ii, eine fe ſchwierige Frage feinerfeits im die Hanbengia. 
u ‚nehmen. En 
Kine: noch größe Berluft als England durch den Tod 
— erlitt Belgien. durch den Tod feines greifen Könige velgien. 
Edi, der am 10, December. 1865 jtarb. König Leopold war 
——* eines gewiſſenhaften conſtitutionellen Fürſten und hat 
Se ſelner angen Regierungszeit bewieſen, wie heilſam ein 
der zu wirken vermag, wenn er Geiſt und Character genug be— 
ish udn feiner. Aufgabe zu ‚genügen, während die Dinge wenigitens 
1 Jewohunlichen Zeiten. allerdings auch ohne ihn mehr oder weniger 
Zewieſenen Weg gehn,- wenn. das nicht der Fall iſt. Er ſtarb 
i sem. ‚für Belgien verhängnißvellen Momente, da, wie man es 
H ic zitintich Aaulgeniein glaubte, von Preußen aus dem Kaijer 
so iangofen pie DE glichfeit. einer Annerion Belgiens oder wenig: 
b bes zröhcten Dheils desſelben neuerdings nahe gelegt war, 
pen ei ‚Dügtg gen’ Preußen in Deutſchland freie Hand laſſen würde. 
19 erfolgte, indep der Thronwechſel in aller Ruhe und Belgien 
er Zein ſiſh auf. :oie. Gefahren, bie ihm unter Umſtänden drohen 
Ren), voräybereie Die⸗ veiz, Dänemark, Schweden waren Schweiz. 
nlgahr 1865 mit ornen ih ‚ehren Verfaſſungen beſchäftigt. Durch 
—— Abſchlug CH Yänbelöuckfrags - mit Frankreich genöthigt, bie 
Su eröncät, einige "Kantone I bezüglid). der bürgerlichen Stellung 
ver: sEaelifen. bon Bultbehnege zu beichränten, beſchloß ber ſchwei— 
erde: Bimdedr ath, der“ Bhꝛudesberſammlung vorzuſchlagen, die Reviſion 
Sundesvet jaffuäg nicht auf biejen Artikel alein zu befhränten. Diefe 
ji beraufe ein und, beibe: Räthe beſchloſſen in einer beſonderen Seſſion 
3%) Reihe ‚von Abänbertingen in ber: Bunbesverfafjung, die in ber 
—* wahte ind wejehtlice Verbeffgrungen i in liberalem Sinne gewejen 
wären, oͤhne darum ach irgendeiner Seite zu weit zugehen, Allein 
eine Coalition tonſervativer und radicaler Elemente, denen die 
Reformen entweder ‚zu weit ooder nicht weit genug gingen, wurben 
bh. ber Lortsabftimmung zu Anfang des folgenden Jahres mit 
Ausnahme des Judenartikels alle andern Artikel verworfen. In 
Danemark berhandelte die Regierung während des ganzen Jahres Dines 
mit den beiden Thingen des Reichsraths und des Reichstags über """" 
eine Reviſion der Verfaſſung, welche den Reichsrath erhalten und 
nur in etwas weht conſerbatibem Sinne umbilden ſollte. Die Re— 
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Düne gierung Fam bamit endlich, wenn auch nicht ohne Schwierigkeiten, 

er zum Ziele; doch mußte das Minifterium Bluhme in Folge daven 
zurüdireten und einem folhen unter dem Vorſitze des Grafen Frys— 
Fryſenborg Pla machen. Ob Dänemark durch die Beibehaltung 
einer jo complicirten doppelten Berfaffungsmafchinerie, die in Felge 
des DVerluftes ber Herzogthümer eigentlich gar feinen Sinn Mehr 
bat, wohl gethan hat, mag billig bezweifelt werben. . Dänemakt: iſt 
durch jenen Verluſt ein Heiner Staat geworden, ber unmöglid). nech 
immer ſo fortwirthſchaften kann wie früher. Allein Regierung und 
Volt können ſich offenbar noch nicht in die neue befcheidene Sell, 
bie ihnen beſchieden ijt, ſchicken und jo bietet es das Schaufpiel 
eines Heinen Staats mit den Formen, Einrichtungen und Bebürt 
niffen einer großen Monarchie. Auf bie, Daner wird. es indeß bed 
nicht gehen und man begreift, daß die Idee eines Anſchluſſes & 
Schweden und Norwegen umter folden 'Umftänden ihre innere. Be 
rechtigung bat, zumal feine Eigenthümlichkeit dadiurch nicht die min 
deſten Gefahr liefe, ſo wenig als diejenige ſdotwegens das Au 

Sqhwe⸗ Urſache hat, mit feiner Verbindung mit Schweden zuftieben zu; "kin, 

den. während biefes ſich unter einer wehlwollenden und einſichtigen Re 
gierung aufs Fräftigfte entwidelt. Das “Ike : .1865° ‚bezeichnet‘ Für 
basjelbe namentlich einen gewaltigen i Bortispritt. Im December tar 
nämlich die vom Könige und feiner ‚Regierung, vorgeſchlagene Input 
Derfaflung, die an die Stelle des ftöeffälfigen Reichstages mi 
feinen veralteten vier Ständen treten ſoll, zur: Annahme. Bürger: 
und Banernftand nahmen diefelbe theil ganz, theils faft einftimmig 
an; dagegen machten der Abel und der Priefterftand Miene fie. ver- 
werfen zu wollen, fügten ſich jedoch der entſchiedenen Haltung ſowohl 
ber öffentlihen Meinung als der. Regierung gegenüber, wenn aus 
theilweife nnter Proteften, auf die weiter Keine Rüdficht genommen 
wurde. Für Schweden beginnt damit eine neue Periode ſolider 
Entwicklung. 

— Unendlich viel gefahrvoller, ſchwieriger und von ———— 
Ausgang war die Verfaſſungskriſis, in welche Oeſterreich, wie wir 
geſehen haben, durch die Einleitung einer Verſtändigung mit Ungarn 
und die dadurch bedingte Entlafjung bes Minifteriums Schmerling 
eingetreten war. Zunächſt trat eine längere Minijterkrifis ein. Erſt 
an bemfelben Tage, an bem der Reichsrath feierlich gejchloffen wurde, 
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erfolgten die Ernennungen der neuen Minifter: Graf Beleredi trat Pefter- 
als Staatsminifter an die Stelle Schmerlings, Graf Lariſch als 'id 
Finanzminijter an die Stelle Pleners. Die öffentliche Meinung ſchwebte 
aber trogdem in völliger Unwifjenheit darüber, wohin das Staatsjchiff 
eigentlih fteure. Daß die Yebruarverfafjung gefährdet jei, lag auf 
der Hand: ein Ausgleich mit Ungarn und die Integrität der Februar: 
verfaffung fchlofjen fi) gegenfeitig aus. Allein ob der Ausgleich 
auf dem Boden dieſer Verfaſſung oder neben demſelben gejucht 
werde, das war die Frage. Die wiederholten feierlichen Zuficherungen 
des Kaiſers fchienen das erftere zu verbürgen. Hatte body ber 
Kaiſer bei der Eröffnung des Reichsraths am 1. Mai 1860 fürm: 
lich gelobt: „Ich erkenne es als Meine im Angefichte aller Meiner 
Völker übernommene und durch jene Kundgebungen nachdrücklich 
„bekräftigte Regentenpflicht, im Sinne der im Diplome vom 20. De: 
tober dv. J. ausgefprochenen und in den Grundgefeßen vom 26. Fe: 
bruar l. J. zur Durchführung gelangten Ideen, die Geſammtver— 
faſſung als das unantaſtbare Fundament Meines einigen und un— 
theilbaren Kaiſerreichs, dem in feierlicher Stunde geleiſteten Ange— 
löbniß getreu, mit Meiner kaiſerlichen Macht zu ſchützen und bin 
feſten Willens, jede Verletzung derſelben als einen Angriff auf den 
Beſtand der Monarchie, auf die Rechte aller Meiner Länder und 
Völker nachdrücklich zurückzuweiſen“. Hatte ferner doch die Regier— 
ung bei jeder Gelegenheit erklärt, daß ein Ausgleich mit Ungarn 
nur auf dem Boden der Verfaſſung, nur in und mit dem Reichs— 
rath gejucht werden könne. Und dennoch fürchtete die öffentliche 
‚Meinung für die Berfaflung und nicht mit Unrecht. Welcher Art 
und Natur die Grundlage und die Bedingungen fein würden, unter 
welden die Grafen Efterhazy und Majlath, die neuen ungarifchen 
Berather der Krone, eine BVerjtändigung mil Ungarn für möglich) 
hielten und anzubahnen verjuchen würden, blieb völlig ungewiß, um 
jo mehr als diejelben nicht der Partei Deaks, dem die große Mehr: 
heit der ungarifchen Nation mit unbedingtem Vertrauen folgte, fon: 
dern der wenig zahlreihen und ziemlich einflußlojen Partei der 
ſog. Alteonjervativen angehörten. Erft allmälig traten die Ziele 
punkte derſelben wenigjtens in ihren allgemeinen Umriffen bervor. 
Zunähft wurde die ſchon feftgefeßte Eröffnung des croatijchen Land: 
tags, auf dem nad) den Intentionen des Minifteriums Schmerling 
28 
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Deere ein erneuerter Verſuch hätte gemacht werben follen, Greatien für 


die Februarverfafjung und ben weiteren Reichsrath zu gewinnen, 
vertagt, jene Intention fallen gelafjen und der Hoflanzler Mazura— 
nic, ber fie, wie Graf Nadasdy in Siebenbürgen, für Croatien 
hätte verwirklichen jollen, entlaſſen. Deutliher trat der Plan in 
Siebenbürgen hervor. Bekanntlich war hier durch eine vom Sailer 
octroyirte neue Wahlordnung das Uebergewiht der Magyaren auf 
dem Landtage gebrochen, waren die bisher völlig rechtloſen Rumänen 
als vierte Nation anerkannt worden und war es gelungen, Sieben: 
bürgen zur Anerkennung der Yebruarverfaflung und zur Beſchickung 
bes Reichsraths zu bewegen. Lebt wurden all die entlafjenen un- 
gariſchen Würdenträger und Beamten Siebenbürgensd mafjenbaft re 
activirt und alsbald darauf am 1. September durch kaiſerliches 
Refcript der neue Landtag, in bem die Magyaren in ber Minder: 
beit gewejen waren, wieder aufgelöjt, die proviſoriſche Yanbtagsoro- 
nung, bie ihr früheres Uebergewicht gebrochen hatte, überhaupt be 
feitigt und ein Landtag wieber nach den früheren Gefeßesbeitimmungen 
von 1791, die den Magyaren neuerdings das Uebergewicht ficherten, 
einberufen, um „die Reviſion bes erjten Artikels bes Gejeges ven 
1848, die Vereinigung Siebenbürgeng mit Ungarn betreffend, ver: 
zunehmen.“ Sekt war es klar, daß das Minifterium Belcredi-Maj: 
lath entſchloſſen war, nicht bloß auf eine Beiziehung, Eroatiens zum 
Neichsrathe zu verzichten, jondern auch Siebenbürgen aus benifelben 
auszufcheiden und jo dem erjten Verlangen der Ungarn nad Her: 
ftelung der Vereinigung mit Siebenbürgen nad) ben Beichlüfjen von 
1848 und nady Herjtellung ber alten Verbindung mit Eroatien ge: 
recht zu werden, bie Länder der Stephansfrone, Ungarn und bie 
jog. partes adnexe, ben übrigen Kronländern, namentlich aber ben 
deutſch⸗ſlaviſchen Provinzen, die im engern Reichsrath ihre Stütze 
und ihr gemeinfames Band erkannten, als Ganzes gegenüber zu 
ftellen. Der weitere Reichsrath mußte demgemäß überhaupt dahin— 
fallen, nicht aber ebenfo nothivendig aud ber engere, gegen beilen 
Vortbejtand bie Ungarn an fich nichts einzuwenden hatten. Allein 
am 20. September erſchien ein Manifeft bes Kaifers „an meine 
Völker” und ein kaiſerl. Patent, durd welche die ganze Yebruar: 
verfaflung, engerer und weiterer Reichsrath, ſuspendirt wurde, unter 
dem bloßen Vorbehalte, die Reſultate eines allfälligen Ausgleichs 
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mit den Ländern ber ungarifchen Krone „den loyalen Vertretern a 


Der andern Königreihe und Länder” — aljo den zahlreichen Land: 
tagen derſelben — „vorzulegen, um ihren gleichgewichtigen Aus: 
Tprud zu vernehmen und zu würdigen.” Die Motivirung biefeg 
Schrittes wurbe indeß nicht in dem befannten Art. 13 der Februar: 
verfafjung, jondern in ber allgemeinen Nothwendigkeit eines Aus: 
gleiche mit allen Ländern der Monarchie geſucht. Im Grunde war 
es ein Staatsftreih in aller Form, ein Etaatsftreih, der zunächſt 
wenigftens und für die gemeinfamen Intereſſen des Geſammtreichs 
den früheren Abjolutismus wieder berftellte, ohne indeß den Ver: 
Taffungen der einzelnen Länder als ſolchen zu nahe zu treten. Wirk: 
lich waren ſchon zwei Tage vorher wie die Pandbtage der Länder 
der ungariſchen Krone jo auch diejenigen ber deutſch-ſlaviſchen Pro: 
vinzen und Galiziens auf den 23. November einberufen worden. 
Die öffentlihe Meinung erkannte jebod darin weder eine Genug: 
thuung noch eine Beruhigung. Die Siflirung der Februarverfaflung, 
die thatjächliche SHerftellung des früheren Abjolutismus durd) einen 
bloßen Federzug des Kaiſers und im Gegenfaß gegen die feierlich: 
ften Zujagen und Erklärungen jchlugen tief in die öffentliche Meinung 
ein. Die paar Jahre conjtitutionellen Berfaffungslebens waren doch 
in den beutjchen Bevölkerungen des Reiche, die an materiellem Be: 
fig, an induftrieller gewerblicher Thätigfeit, vor allem aber an 
Bildung die andern weit überragten, nichts weniger als ſpurlos 
vorübergegangen. Leider muß zwar bie Thatſache conjtatirt werben, 
daß der Adel im Ganzen, einzelne Nusnahmen find unmöglich maß- 
gebend, jo wenig wie im übrigen Deutſchland diejenige Unabhängig: 
feit der politiihen Anfhauung und des politiichen Characters an 
den Tag legte, die feiner materiellen Unabhängigkeit entipräche und 
die ihn allein zu einer bevorzugten Stellung im Staatsleben und 
in ber Vertretung der Nation berechtigen würde, eine Unabhängig: 
feit, die die engliſche Nobility und Gentry in jo hohem Grabe be: 
fitt, in der aber der deutjche Adel jo tief, jo unenblid tief 
unter dem englifchen jteht. Gbenjo blieb das Concordat wie ein 
vergiftender Mehlthau über ber geiftigen Entwidelung Oeſterreichs 
liegen und bildete für das ſchwache Minifterium Schmerling offen: 
bar ein fürmliches noli me tangere. Aber die Mittelclaffen haben 
fih in die neuen Verhältniffe eingelebt und biefelben jowohl im 
285? 
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Reichsrathe als auf den Landtagen mit Entſchiedenheit und doech 


9 zugleich mit Mäpigung auszubilden und weiter zu entwideln ſich 
bemüht. Oeſterreich ift jeit vier Jahren um einen gewaltigen 
Schritt vorwärts gerüdt und durfte hoffen, fih wenn auch langjam 
doch allmälig auf die gleihe Stufe politiiher Entwidelung und 
politiichen Lebens emporzuarbeiten, auf der andere Nationen frei: 
lich längjt angekommen find, und zu der es die geijtige Anlage 
feiner Völker wahrlich nicht minder als dieje beredtigt. Die will 
führliche Siftirung der Verfaſſung rief die berechtigte Oppofition des 
deutihen Glementes hervor und dieſe fand ihren gemejjenen Aus: 
druck auf den Landtagen. Kaum waren fie zujammtengetreten, ſo 
wurde in einem nad) dem andern auf Adreſſen an den Kaijer mit 
der Bitte um Miederherftellung der Verfaſſung angetragen und 
in den rein deutſchen Provinzen, Ober: und Unteröjterreih, Steier— 
mark, Kärntben, Salzburg, Vorarlberg, auch Schlejien ging der An- 
trag ſofort, theilweife jogar fajt einftimmig dur. Dagegen ſtieß 
er in Böhmen, Mähren und Krain auf den Widerjprud der Zlaven 
und wurde entweder abgeworfen oder fallen gelafjen. In Böhmen 
namentlich) wurde er abgeworfen, indem die Mehrheit der Grof- 
grundbefiger, die unter dem früheren Minijterium mit dieſem auf 
Seite der deutſchen Partei gejtanden hatte, nun unter dem neuen 
Minifterium, das die Slaven und die „hijtorifch-politiiden Indivi— 
dualitäten“ zu begünjtigen jchien, mit wenig Character zu ber 
czechiſchen Partei überging. Tyrol allein von allen deutſchen Land— 
tagen unterließ jede dießfällige Meinungsäußerung: das vom Clerus 
fajt willenlos gegängelte Volk jagt ausſchließlich ſeinem beſchränkten 
deal der Glaubenseinheit nad) und die Negierung fam ibm darin 
jogar entgegen, indem fie bemjelben mit unzweifelhafter Verletzung 
des Protejtantenpatents vom 10. April 1862 die Concefjion machte, 
daß protejtantiihe Gemeinden fih in Tyrol nur mit Genehmigung 
des Landtags jollten bilden dürfen, d. 5. vor der Hand wenigitens 
überhaupt nicht geduldet werden jollten. Aın 14. December fand aud 
die Eröffnung bes ungariſchen Landtags und zwar dießmal durch 
ben Kaijer jelber jtatt. Die Thronrede Tieß die im Jahr 1861 
nod) aufrecht erhaltene Theorie der Nechtsverwirkung endlih fallen 
und anerfannte die Nechtscontinuität und die formelle Geſetzlichkeit 
ber Geſetze von 1848, beharrte dagegen auf der bisherigen Anſicht 
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Der Regierung, daß dieſelben einer Reviſion unterzogen werben Deñer— 
müßten, bevor fie von ihr anerkannt und ausgeführt werden könnten, "® 
während die Ungarn befanntlic) umgekehrt verlangen, daß jene 
Geſetze vor allem aus und zuerſt anerfannt und eingeführt werben 
müßten, bevor jie fi dazu entichlöffen, diefelben zu revidiren. Die 
Antwortsadreffe des ungarischen Yandtags fällt indeß nicht mehr ins 
Jahr 1865. Das Jahr jchloß für Defterreih im Ganzen nichts 
weniger als befriedigend: die deutſchen Bevölkerungen waren durch 
die Siftirung der Verfaſſung verlegt und ber Regierung entfrembet, 
auf die Slaven, zumal die Czechen mit ihren deutjchefeindlichen Be— 
ftrebungen fonnte ſich diefe unmöglih fügen, der Ausgleich mit 
Ungarn ftand troß der ihm gemachten Conceſſionen noch in weiter 
Terne, die Finanzlage des Reihe war fortwährend eine zum mins 
deiten höchſt bedenkliche. 

Gegenüber Preußen hatte ſich Defterreih durch den Abſchluß 
ber Gafteiner Convention vorerft Ruhe verfchafft. Die Differenz 
mit Preußen war aber dadurch feineswegs befeitigt worden. Die 
Allianz war innerlich volljtändig gelöft und konnte jeden Mugenblid, 
wie Hr. dv. Bigmard dazu chen vor dem Abſchluß der Convention 
Luft gezeigt hatte, in ihr Gegentheil, d. b. in einen offenen Krieg 
zwiſchen Dejterreih und Preußen umichlagen. Das Verhältniß zum 
übrigen Deutichland wurde durd) die Gaſteiner Convention für Deiter: 
reich in feiner Weiſe gebejlert. Das Verhältniß zur Bundesver: 
fammlung in Frankfurt blieb dasjelbe. Vor der Gaſteiner Conven: 
tion, als das Verhältniß zu Preußen immer jchlimmer wurde, jchien 
Deiterreih einen Augenblid fih der Bundesverjammlung wieder 
nähern zu wollen. Ginem von Bayern, Sachſen und Heſſen-Darm— 
ftabt am Wunde gejtellten Antrage „die vertrauensvolle Erwartung 
auszufprehen, e8 werde den höchſten Regierungen von Defterreich 
und Preußen gefallen, dem Erbprinzen von Auguftenburg das Her: 
zogthum Holftein nunmehr in eigene Verwaltung zu übergeben“ 
ftimmte Defterreich bei und ber Antrag erlangte damit am 6. April 
eine Majorität von 9 gegen 6 Stimmen, blieb aber ohne allen Er: 
folg, indem Preußen feinerfeits fofert erflärte, daß „die Erfüllung 
der ausgefprochenen Erwartung nicht in Ausficht ftehe”. Am 27. 
Juli ftellten biefelben drei Regierungen einen neuen Antrag am 
Bunde, durch welchen Defterreih und Preußen aufgefordert werden 
follten, die Stände von Holflein einzuberufen und auf bie Auf: 
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on nahme Schleswigs in ben deutſchen Bund binzuwirfen; der Antrag 
“wurde jedoch im Ausſchuſſe begraben, jo baß die drei Regierungen 
fi veranlaßt jahen, den Antrag vom 4. November zu erneuern und 
auf fofortige Abjtimmung zu dringen. Dejterreich trat nun wieder 
auf Seite Preußens und jo wurde denn am 18. November mit 8 
gegen 7 Stimmen befhloffen, nicht jofort abzujtimmen, jondern auch 
diejer erneuerte Antrag wiederum an den Ausihuß verwiejen, ben- 
jelben Ausihuß, der nad) dem Wunſche Dejterreihs und Preußens 
ſchon über den erjten Antrag feinen Bericht zu erftatten beſchloſſen 
hatte. Jet ging den Negierungen von Bayern, Sachſen und Heſſen— 
Darmjtadt doch die Geduld aus und biejelben erklärten, „daß fie, 
nachdem fie alle ihnen nad der Bundesverfaflung zu Gebot jteben- 
den Mittel erichöpft hätten, ihre Aufgabe und ihre Ihätigfeit inner 
halb der Bundesverfammlung als abgeſchloſſen betrachten und ſich 
auf eine laute und entjchiedene Verwahrung gegen jede der Grund: 
lage des Rechts fremde Abmachung bejchränfen würden“. So weit 
hatte e8 aljo Bayern gebradht, das zu Anfang der beutjch-däniichen 
Berwidlung, Ende des Jahres 1863, den Grundſatz aufgejtellt 
hatte, Alles „mit dem Bunde und durd) den Bund“. Die unbe: 
fangene öffentliche Meinung hatte fid) nie der Hoffnung bingegeben, 
daß die Frage durch den Bundestag gelöst werden fünne. Die Nation 
betrachtete den Bundestag längjt als einen Leichnam, den feine Macht 
der Welt wieder ind Leben zurüdzurufen im Stande jei, wenn fie 
auch getheilter Anficht war über das, was an feine Stelle zu treten 
habe und ihr allgemeiner und immer wiederholter, lauter und lauter 
erſchallender Ruf nad) einem Parlament in den Obren der Regie: 
rungen erfolglos verhallte. Leider konnte es nicht geleugnet werden, 
daß die Nation der ſich immer enger jhürzenden Verwickelung der 
deutjhen Dinge überhaupt und der Politik der beiden Großmächte, 
bie nur ihre eigenen Intereſſen verfolgten, gegenüber, nachgerade 
ebenjo rathlos dajtand, wie die Negierungen der Mittelftanten und 
baß die Parteien der Großdeutſchen und der Kleindeutſchen ſich jo 
ziemlich) abgenügt hatten. An der auf Begehren der Schleswig: 
Holjteiner dur den 36er Ausſchuß nah Frankfurt einberufenen 
Abgeordneten-Verſammlung, erihienen neben etwa 250 Abgeordneten 
aus Süd- und Mitteldeutichland nur 17 aus ganz Norddeutſchland, 
nur ein einziger aus Defterreih und ſelbſt diejer fein geborner 
Defterreiher und nur 8 Mitglieder des preußiſchen Abgeorbneten- 
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Haufes, die fich ſchließlich der Abſtimmung enthielten, ba bie Be⸗dena⸗ 
ſchlüſſe nothwendig gegen die bismarckiſche Politik ausfallen mußten, 
e ine Politik, die ſie zwar nicht billigten, der ſie aber auch um 
Preußens willen nicht abſolut entgegentreten wollten. Einige andere Mit— 
glieder des preußiſchen Abgeorbnetenhaufes, die nicht erfchtenen waren, 
Tpraden dieß ganz unumwunden aus, wie 3. B. Tweſten, ber ber 
Berfammlung einen fürmlichen Abjagebrief zufandte, indem er ſich 
zwar gegen die Politif Bismards, aber auch dahin erflärte, daß 
er und feine Gleichgeſinnten „nicht blos das Selbftbejtimmungs: 
recht des Volkes in Deutichland, nicht blos die Rechte des Volkes 
ben Regierungen gegenüber, jondern aud bie Machtjtellung Preußens 
ins Auge zu fallen hätten, und fi) daher nie an Schritten bethei- 
ligen könnten, welche ſich nicht bloß gegen die augenblidlichen Macht: 
baber, jondern gegen den preußijchen Staat twendeten, welche darauf 
abzielten, Preußen eine Niederlage zu bereiten,“ baß „es Feine 
Macht gebe, die für Deutichland etwas leiften und wirken könne, 
als Preußen,” endlich, „daß die Mehrheit der preußiichen Abgeorb- 
neten niemals Beichlüffen zuftimmen werde, welche gegen die Macht 
und die Zufunft des preußiichen Staats in die Schranken träten“. 
Die Abgeordnetenverfammlung ſprach fi für das Selbitbeftimmungs: 
recht der Herzogthümer aus, das nur bejchränft jei durch die höhern 
Intereſſen Deutſchlands und für eine Erledigung ber Frage „im 
Sinne des Rechts“. Ihre Aufforderung an das preußijche Abge— 
orbnietenhaus „für die verlegten Rechte der Herzogthümer, für die 
Berufung ihrer Vertretung und für die fofortige ftaatliche Conſti— 
tuirung Schleswigholfteins entſchieden und ohne Verzug einzutreten 
und damit ihre eigenen und verfaffungsmäßigen Rechte zu wahren,“ 
machte in Preußen, wo die weit überwiegende Mehrheit mit Bis— 
mard, wenn auch nicht auf feinem Wege oder mit feinen Zielpunt: 
ten, mehr weit mehr als „berechtigte“ Forderung in Anſpruch nahm, 
feinen Eindrud. Daß aus ganz Norddeutichland nur 17 Abgeord: 
nete erjchienen waren, zeigte, daß die Anſchauungen und Bejtrebun: 
gen im Süden und im Norben bereits weit auseinander gingen. Die 
Berfammlung legte die eingetretene Zerflüftung ber Parteibejtreb- 
ungen an den Tag und förderte fie jogar. Die geringe Zahl 
ber erfchienenen Abgeordneten im Vergleih mit ber Verſammlung 
vom December 1863 und der damaligen Begeifterung und Ein: 
mütbhigkeit in der Hauptſache machte einen nieberfchlagenden Eins 
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Bear band, jelbft in Süddeutſchland. Andere Symptome ziemlih allge 
meiner Rathlofigfeit famen dazu. Der großdeutihe Reformverein 
verzichtete neuerdings auf die Abhaltung einer Generalverfammlung. 
Seine Seen einer Reconſtruirung Deutſchlands auf ſtreng föde— 
ralen Grundlagen jchwebte bei der Stellung, die Defterreih und 
Preußen gegen einander und gegen das übrige Deutjchland einge: 
nommen hatten, in ber That vollfommen in der Luft, fein Ber- 
trauen in die Opferwilligfeit der mitteljtantlichen Negierungen, bie 
er bei Gelegenheit des Fürftentages an den Tag gelegt hatte, fand 
feine gläubigen Ohren, da dafür wohl ſchöne Worte und Berjpred: 
ungen, aber in Wahrheit auch nicht die allerkleinſte Thatſache vorlagen, 
Der Nationalverein bielt zwar jeinerjeits eine Öeneralverjammlung 
ab, allein, um jein Auseinanderfallen durdy den Gegenjaß zwiſchen 
den Anſchauungen feiner preußiichen und feiner nicht-preußiſchen Mit- 
glieder zu verhüten, faßte er Rejolutionen, wit, denen ein großer 
Theil feiner Mitglieder nur halb oder gar nicht einverjtanden war 
und die mehrfache Austritte zur Folge hatten. Sein Einfluß war 
entſchieden gebrochen. Es fonnte auch nicht anders jein, da bie 
Geſtaltung der politiihen Dinge in Preußen diefem in Süd- und 
Mitteldeutichland alle Sympathieen entzogen und im allerhödjiten 
Grade abjchredend hatten wirken müſſen: die Gewaltpolitik des 
Negimentes Bismard, die nicht eine durch ein freies und mächtiges 
Parlament beichränfte und controllirte Hegemonie, jondern eine bi: 
recte Herrihaft Preußens in dieſer oder jener Form, ein entjchie: 
denes Unterordnen der nationalen Intereſſen unter die ſpecifiſch 
preußiſchen anjtrebte, hatte ihn nothwendig den Boden unter den 
Füßen entzogen. Cine dritte Partei, die fi unter dieſen Umſtän— 
nen im Laufe des Jahres 1865 aufzuthun juchte, die großdeutſch— 
demoeratijche, fand zwar für ihre nächſten Zielpunkte, eine durch— 

“ greifende Reform der öffentlichen Zuftände in den Mittel: und Klein 
ftaaten auf entſchieden liberaler und democratiiher Orundlage, un⸗ 
zweifelhaft vielfachen Anklang, aber ihre Ideen über die zufünftige 
Seftaltung Geſammtdeutſchlands namentlich bezüglich Oeſterreichs 
und Preußens waren jo durdaus unklar und verſchwommen, daß 
die Nation ſich unmöglicd einer Partei in bie Arme werfen fonnte, 
bie gerade für diejenige Frage Feine Löſung wußte, welche drohend 
vor ber Thüre jtand, jo drohend, daß gewiflermaßen das Schwert 
Ion aufgehoben war, das fie mit Gewalt löſen wollte, 
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Schon vor der Gaſteiner Gonvention hatte Graf Bismard Penis 


ganz offen mit einem Kriege gegen Dejterreid gedroht. und damit 
allem Anſchein nad) eine Preflion auf dasſelbe ausgeübt, burch bie 
es zum Abſchluß jener Eonvention bewogen wurde. Die Gajteiner 
Gonvention war aber wieder nur ein probiforiiches Arrangement, 
das jeinen Nbfichten jeineswegs entſprach, durch das er jedoch ber 
Erreichung derjelben näher zu kommen hoffte. Die ausjchließliche 
Verwaltung Schleswigs und der Befit des Hafens von Kiel mit 
dem Net der Erbauung eines Ganals zur Berbindmng der Nord: 
jee mit der Ditfee, durch den der Hafen von Kiel für die maritime 
Entwicklung Preußens erjt feine volle Bedeutung erhielt, waren we: 
jentlihe Conceſſionen Defterreihs, ſchätzenswerthe Errungenſchaften 
Preußens. Aber genügen konnten ſie Preußen nur, wenn damit 
die volle Annexion eingeleitet werden konnte. Und bald zeigte es 
ſich, daß das ſehr zweifelhaft war, - Selbit in Schleswig war bie 
öffentlihe Meinung der weit überwiegenden Mehrheit der Bevöl— 
ferung Preußen nicht geneigt, jelbjt dort hielt fie feit an dem Aus 
gujtenburgerr. Das erjte, was ber neue preußiiche Gouverneur, 
General von Manteuffel, that, war zwar eine burchgreifende Puri— 
fication der Beamteten: alle auguftenburgiich Gefinnten wurden ent- 
lafjen und durch entjchiedene Anhänger Preußens und jeiner An: 
nerionsplane erjeßt, theilweije jogar durch frühere Werkzeuge ber 
dänijchen Herrſchaft, auf die ſich das preußiiche Regiment unter allen 
Umjtänden gleichfalls verlafien konnte. General v. Manteuffel bereiste 
jelber das Land und juchte mit Eifer für Preußen Propaganda zu 
machen. Der Erfolg entſprach jedoch jeinen Wünſchen jehr wenig 
und bevor das Jahr zu Ende ging, ſah er ſich genöthigt, nad) ein: 
ander das Vereinsweſen, die Freiheit der Preſſe, endlidy jogar das 
Petitionsreht zu unterbrüden. Er erreichte jedoch jeinen Zweck mit 
alle dem doch nicht. Die Bevölkerung fügte ſich zwar und ſchwieg, 
aber fie wurde darum doch nicht preußiſch gefinnt; die eigentlid) 
preußiſch gefinnte Partei war und blieb eine verichwindende Mino— 
rität. Die ſtille Oppofition im Lande tönte laut aus Holjtein 
herüber. Defterreicdy hatte ſich jeinerjeits mit Holjtein begnügt, war 
aber nicht gemeint, hier für Preußen zu arbeiten, Es ließ im Ge: 
gentheil die KHolfteiner jo ziemlich gewähren, jobald es nur mit 
einiger Rüdfiht auf die thatjächlihen Berhältnifje des Regiments 
geſchah. Die fajt durchweg auguftenburgijch gejinnten Beamteten, 
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— es vorfand, ließ es alle in ihren Aemtern, das Vereinsweſen 

wurde nicht beſchränkt, ebenſo wenig bie Preſſe oder das BPetitione: 

reht. Der Auguftenburger blieb unangefochten im Lande. ME. 

v. Gablenz, der öfterreichiiche Statthalter, erflärte bei einer Gelegen- 

beit jelbft, er wolle nicht, daß man bereinft bei feinem Weggange 

von ihm jage, er habe „wie ein türfiicher Paſcha regiert”. Der 

Gegenſatz zwifchen den Auftänden Schleswigs und denen Holſteins 

hätte in der That nicht greller fein Eönnen. Breußen überzeugte 

fi) bald, daß es unter der getheilten Domination nicht weiter fam, 

als unter dein früheren Condominat: es jah ſich fortwährend den: 

jelben Schwierigkeiten gegenüber, Defterreich, das nicht geneigt war, 

die SHerzogthümer und damit die Suprematie in Deutichland frei: 

willig an Preußen zu überlafjen, befinitiv feine Stellung in Deutid: 

land ganz aufzugeben und aus demſelben thatſächlich auszufcheiden, 

der Bundesverfammlung in Frankfurt, deren Majorität aus nahe 

» liegenden Gründen die Errihtung eines neuen und zwar von 

Preußen möglihft unabhängigen Mittelftantes in Schleswig-Holftein 

wünfchte und den Schleswig-Holfteinern felbjt, die von ihrem Her: 

zog nidht Taffen wollten und die, wenn fie auch nicht ungeneigt 

waren, Preußen gewiſſe Rechte einzuräumen, darin doch nicht jo 

weit gehen wollten, daß fie in Wahrheit auf jede Eelbjtändigfeit 

verzichtet hätten und von Preußen vollfommen abhängig geworden 

wären. Schon vor Ende des Jahres 1865 war es ganz Flar, 

daß Preußen fi im weſentlichen genau wieder in derjelben Lage 

fühlte, wie vor der Gafteiner Convention. Schon damals Hatte 

aber Graf Bismard in Karlsbad erflärt, daß er einen Krieg mit 

Defterreich nicht fcheue, daß er ihm im Gegentheil geradezu wünſche, 

ſchon damals hatte er in Salzburg dem bayerifhen Minifter 

v. d. Pfordten gegenüber die Neutralität der Mittelftanten gefordert, 

ſchon damals hatte er, wie ſeither behauptet wurde, mit Italien 

angeknüpft, um Oeſterreich zu ſchrecken oder von zwei Seiten zu— 

gleich zu faſſen. Für ſich feſt entſchloſſen, auf die definitive Er— 

werbung der Herzogthümer und damit auf die Suprematie in 

Deutſchland nicht zu verzichten, warum ſollte er in derſelben 

Lage nicht wiederum auf dieſelben Ideen zurück kommen? Das 

waren die Ausſichten, mit denen Deutſchland in das Jahr 1866 
hinübertrat. 
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September: Batent) ©. 219, XI 30 (Vortrag des Finanzminifters iiber die 
a des Reis) ©. I. 

Dldendurg. 35—150: IV 21, V 22, VL7, VIN 7. 

Actenjtüde: v2 (Note an Oefterreich und Preußen gegen bie Auguftenburgifche 
Nebenregierung in SchleswigsHolftein) S. 76. 


Portugal, S. 225—226. 
Preußen, beutiche Verhältniſſe. S. 35—150: 1 11, 15, 26, 1122, IL 16, 24, 24, 


446 Begifer. 


IV 1, 5, 17, 30, V 16, 24, 29, VI 12, 25, 29, VIE 3, 3, 9, 10, 10, 11, 15, 
18, 21, 22, 23, VIE 2, ‚6, 14, 19, 24. IX 14, 14, 15, 16, 18, 19, 21, 3%, 
X 4, 6, 6, 16, 16, 25, 27, X1 7. 

Actenftüde: I 11 (Antwort Bismards auf die Annerionsadrefje der fhleswig-belt: 
Feudalen) ©. 40, 1 22 (Depeihe an DOefterreih: Formulirung der preufiichen 
Forderungen gegenüber SchleswigsHolflein) ©. 46, II 24 (Depefhe an Defter: 
reih: Beitreitung ber Gompetenz des Bundes) ©. 55, IV 17 (Depeiche an 
Defterreih: Anregung einer inberufung der ſchleswig-holſt. Stände) S. 67, 
VII 3 (Amtliche er, bez. der Sendung des Fürften Hohenlohe nad Nord— 
ſchleswig) S. 83, VI 14 (Gafteiner Convention) S. 95, X 5 (Depeſche an 
Frankfurt) ©. 123, X 25 (drohende Note des Staatsanzeigers gegen ben Au: 
guftenburger) ©. 130. 

— Innere Berhältniffe ©. 153—182. 

Actenftüde: 1 14 (Ihronrede) ©. 154, I 16 (Präfidialrede Grabow's) S. 156, 
I 24 (Antwortsadrefje bes Herrenhaufes) S. 157, V 9 (Denkichrift über ben 
bänifchen Krieg und dejjen Koften) ©. 165, VI 14 (Erklärung des Minijter- 
präfidenten bez. Redefreiheit im Abg.-Hauſe) ©. 170, VI 16 (Beichluß dei 
Herrenhaufes bez. Schleswig:Holjtein) ©. 170, VI 17 (THronrede) ©. 171, 
VII 5 (Dentichrift des Minifteriums und Erlaß des Königs bez. Budget für 1865) 
©. 172, VII 21 (Beichlüffe der Commifjion zu Berathung der Arbeiterfrage) 


©. 176. 
Proteſtantentag, deutiher. ©. 35—150: VI 7. 


Neformverein. S. 35—150: IX 24 (Anfprache des Auseſchuſſes) S. 112. 

Rom, S. 286-2. 

Actenftüde: T1 (Meujahrsrede bes Bapfles an ben franzöfifchen General Montebello) 
S. 286, II 26 (Ausjchreiben des Generalvicars Batrizi) S. 286, II (Schreiben 
des Papftes an den Biſchof von Orleans über die Septemberconvention) S. 37, 
VII 1 (offizielle Auslafjung über die Miſſion Begezzi) ©. 288, IX 25 (Alle: 
cution des Papſtes gegen die Freimaurer) ©. 289, X1 19 (Girculardepeicde 
Antonelli’s über die Septemberconvention) S. 291. 

Nußland. ©. 319— 327. 

Actenftüde: 1864, XI 3 (Cireulardepeſche Gortſchakoffs über die Politif Ruf 
lands in Mittelafien) ©. 319. 

1865. 120 (Adrefje der Adelsperfammlung von Moskau an den Kailer für Ein: 
führung einer Repräfentativverfammlung) ©. 321, I1 1 (Offizieller Ausweis 
über ben Stand der Bauernemancipation) S. 322, 11 10 (Refeript des Kailers 
bez. ber Abdrejje dev Moskauer Adelsverfammlung) ©. 322, IV 19 (Beſchlüſſe 
bes livländiihen Landtags) S. 324, VI 17 (Anſprache des Kaifers an eine 
Polendeputation) ©. 325, XI 27 (Beihluß der Adelsverfammlung von Moskau) 
©. 325, XU 22 (failerl. Erlaß bez. Verbot von Erwerb von Grundeigentbum 
durch Polen in ben weitlichen Gouvernements) ©. 326. 


Sadfen. S. 35150: III 28, 30, V 25, 27, XL 10. 

Schleswig⸗Holſtein. S. 35—150: 14, 12, 12, 14, 1112, 26, III 6, 16, 21, 
22, 24, 26, 31, IV 3, 19, 30, V 9, 31, VI 4, 9, 15, 24, 28, 29, VI 4, 5, 
6, 11, 13, 13, 20, 22, 25, 26, 27, VI 3, 12, 21, IX 5, 8, 13, 14, 14, 15, 
16, X 29, 31, X1 16, 17, 29, XII 30, 31. 

ar. IX 6, 13, 15, 18, 26, X 11, 31, XT 23. 

chleswig. IX 1, 13, 15, 16, 18, 26, X 7, 10, 11, 16, 18, 19, 27, 31, 31, X1 
19, 20, XUt 15, 17, 20, 29. 

Actenftüde: 1 12 (öfterr.:preuß. Verordnung über bie Beiugnijfe ber proviſoriſchen 
gemeinfamen Landesregierung) ©. 40, 1 12 (Rundfchreiben des engeren Aus: 
ſchuſſes der ſchleswig-holſt. Vereine für einen engeren Anſchluß an Preußen) 
©. 42, 1 14 (Erklärung gegen die Annerionsadrefje der Feudalen) S. 44, 11 12 
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(Programm ber ſog. nationalen Partei) ©. 46, I 26 (Anträge und Beſchlüſſe 
ber Delegirtenverfammlung in Rendsburg) S. 49, IH 21 (Kreisichreiben bes 
engeren Ausichujjes ber Schleswig:Holftein-Vereine gegen bas Programm ber 
rationalen) ©. 52, IH 26 (Berliner Verſtändigung bez. der Goncefjionen 
an Preußen) S. 56, III 31 (Depeiche des Herzogs Friedrich über die Forderungs— 
bepeiche Preußens vom 22, Febr.) S. 59, IV 3 (Schreiben Zeblißs und Halb- 
hubers an die Landesregierung) ©. 64, IV 19 (Beichlüfje der Delegirtenver: 
fammlung der Schleswig-Holjtein-Vereine in Rendeburg) ©. 68, IV 30 (Bes 
ſchlüſſe der Delegirtenverfammlung der Kampfgenofjenvereine) ©. 71, V 28 
(Schreiben des Ausſchuſſes der Schleswig-Holſtein-Vereine) ©. 84, VII 27 (Pro: 
tejte des öfterr, Givilcommifjärs wegen der preuß. Maßregeln gegen May und 
Freie) ©. 90, IX 6 Proteft der holt. Ständemitglieder gegen die Gafteiner 
Konvention) S. 104, IX 13 (Proteft des Städtetags gegen benfelben) S. 105, 
IX 15 (Antrittsproclamation des öjterr. Statthalters von Holitein) S. 106, 
IX 15 (Antrittsproclamation bes preuf. Gouverneurs von Schleswig) S. 107, 
IX 18 (Eidesformeln für Holftein und für Schleswig) ©. 108, IX 26 (Rebe 
Meanteufjeld in Zlensburg) ©. 118, X 18 (Schreiben Manteufjeld am Herzog 
Friedrich und Reſcript Zeblik) ©. 127, X 23 (Rede Manteuffels in Haders— 
leben) ©. 129, X 29 (Schreiben des Herzogs Friedrich an Mantenfjel) ©. 132, 
X 31 ESchreiben Manteuffel an Herzog Friedrich) ©. 134, XI 17 (Schreiben 
des Herzogs Friedbrih an Manteufjel) ©. 138, XI 19 (Erlaß Manteuffels für 
Schleswig gegen die Prefje) S. 140, XI 23 (Erklärung Gablenz's in Wilfter) 
©. 141, XII 17 (Belanntmahung Manteufjels gegen das Petitionsrecht) ©. 144, 
XII 31 (Rundſchreiben des engeren Ausſchuſſes der Schleswig:Holftein-Vereine 
über bie Lage) ©. 148. 

Schweden und Norwegen. ©. 311—312. 

Mctenjtüde: X 15 (Thronrede) ©. 311. 

Schweiz. S. 299—305. 

Actenjtüde: VII 3 (Rede bes Präfidenten des Nationalraths) S. 300, VII 4 
(Sommifjionalbericht des Nationalraths: (Savoyerfrage) S. 300. 

er ee ©. 35—150: II 11, VII 22, IX 3. 

Actenftüde: IX 3 (Beihluß des Ausſchuſſes in Leipzig) ©. 101. 

Spanien. S. 227—237. 

Actenftüde: 17 (Beſchluß beider Kammern bez. Wiederaufgeben von St. Domingo) 
©. 227, II 2 (Grundlagen bes Friedens mit Peru) ©. 228, V 20 (Beichwerden 
gegen Ehile) ©. 229, 15 (Conventlon mit ben Aufitändifchen auf St. Domingo 
über Räumung der Infely,S. 229, VI 22 (Programm des neuen Minijteriums 
D’Donnel) ©. 230, 26 (Depefhe nad Nom: Ankündigung ber bevorftehen: 
den Anerkennung bes KRönigreihs Stalien) S. 231, VII 3 (Depefche an Oeſter— 
teih: Rechtfertigung der Anerkennung des Königreichs Italien) S. 233, XT 8 
(Depeiche des Sefandten in Paris über die Ausfichten des römiſchen Stuhles 
bez. feiner weltlihen Herrſchaft) S. 236, XI 27 (Thronrede ber Königin bei 
Eröffnung der Eortes) ©. 236. 


Türkei. ©. 328—331. 


Bereinigte Staaten v. Nordamerika. S. 337—367. 

Actenftüde: I 31 (Zuſatz zur Bundesverfafjung: Abjchaffung der Sclaverei) 
©. 338, 1125 (Note Seward’s an ben Vertreter der mericaniidhen Republif) 
©. 339, 114 (Antrittsrede Lincoln’s) ©. 340, IV 9 (Eapitulation Lee's) ©. 343, 
V 10 (Proclamation Johnſon's bez. der ſüdſtaatlichen Gaperihiffe) ©. 347, 
V 29 ( Amneſtieproclamation Johnſon's) ©. 348, VI 19 (Depeſche Seward’s an 
England bez. füdftaatliher Caperſchifſe) S. 348, XT 2 Mote an England be. 
füdjtaatlicher Caperſchifſe) S. 352, XI 6 (Depejche Seward's an Franfreich bez. 
Merico) ©. 352, XII 4 (Botichaft des Präfidenten Johnſon) ©. 353, XU 6 
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(Depefhe Seward’s an Franfreih: Ablehnung einer Anerfennung des_Kaijer- 
thums Merico) ©. 364, XII 16 (Depeihe an Franfreich bez. Merico) ©. 366, 
Xl1-18 (Botjchaft Jobnfon’ s über die Zuftände der ehemaligen Rebellenfiaaten 
©. nn X 21 (Beſchluß des Nepräjentantenhaufes bez. Herftelung der Baluta ) 


Boltenithfäeflie Angelegenheiten, deutihe. S. 35—150: VII 9, VIN 22, 


Actenftüd e: VII 22 (Beichlüffe des Vereinstags deutſcher Erwerbs⸗ und Wirth: 
Ihaftsgenofjenihaften zu Stettin bez. Arbeitercoalitionsfrage) 5. 98, vi 2 
(Beſchlüſſe des volfswirtbichaftlichen Gongreffes i in Nürnberg) ©. ©. 99, IX 3 (Be: 
ſchlüſſe des Vereinstags deutſcher Arbeitervereine in Stuttgart) ©. 101, IX 25 
(Beſchlüſſe des Handelstags in Frankfurt a. M.) ©. 113, VII 21 (Beichlüfie 
der von der preußiichen Regierung einberufenen Commiſſion bez. der Arbeiter- 
frage) ©. 176. 


Weimar. S. 35-150: II 18, III 5, IV 4. 

Württemberg. ©. 35— 150: 13, 5, 10, 12, 20, 30, 11 14, 16, HI 22, 28, W 
4,6, V 5, 6, 11, 14, VI 27, VIr 8, 10, 26, vr s, 18, IX 2, 18, 19, X 51, 
Xl 20, xi 30. 

Actenftüde: HI 22 (Bericht und Antrag der ftaatsrechtlichen Gommiljion ber 
1. Kammer bez. Verhältnig der Elbherzogthümer zu Preußen) ©. 53. 


Zollverein. ©. 35—150: 11 27, IT 19, IV 11, V 16, 26, 27, 30, 31, VI8, 14, 
VII 4, VII 31, XT, XII 12, 31. 
Actenftüde: XI 31 (Erklärung Staliens bez. Handelsvertrag) ©. 148. 
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